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JULIUS  BRUHNSEIN  EHRLICHER  VERSUCH -EINIGE 
BEMERKUNGEN  ZU  DEN  PREUSSISCHEN  LANDTAGS- 
WAHLEN 

Ich  will,  dass  wir  zunächst  wenigstens  mal  einen  ehrlichen  Versuch 
machen.  Misslingt  der  Versuch,  dann  werden  auch  die  eifrigsten  An- 
hänger der  Wahlbeteiligung  von  selbst  ein  zweites  Mal  sich  der  Wahl 
enthalten. <  So  sagte  Bebel  auf  dem  Mainzer  Parteitag  /1900/  als  Refe- 
rent über  die  Frage  unserer  Beteiligung  an  den  preussischen  Landtags- 
wahlen. Vor  wenigen  Wochen  nun  ist  dieser  ehrliche  Versuch  gemacht 
worden,  und  wir  stehen  jetzt  vor  der  Frage:  wie  ist  dieser  Versuch  aus- 
gefallen? Unsere  Gegner  sind  einig  in  der  Überzeugung,  dass  die  social- 
demokratische  Partei  bei  den  jüngsten  Landtagswahlen  in  Preussen  sehr 
schlecht  abgeschnitten  habe.  Nur  ganz  schüchtern  machte  sich  in  einigen 
gegnerischen  Blättern  die  Meinung  geltend,  dass  die  Resultate  dieses 
ersten  Versuchs  der  Socialdemokratie  auf  einem  bisher  ganz  unbekannten 
Kampfgebiete  doch  recht  beachtenswert  seien.  Aber  das  Urteil  unserer 
Gegner,  die  nun  schon  daran  gewöhnt  sind,  immer  und  immer  wieder  über 
socialdemokratische  Wahlsiege  berichten  zu  müssen,  kann  für  uns  in 
diesem  Falle  nicht  massgebend  sein.  Kommen  für  uns  doch  bei  der  Beur- 
teilung neben  der  Frage  des  äusseren  Erfolges  auch  Imponderabilien  von 
grosser  Bedeutung  in  Betracht,  die  richtig  zu  bewerten  den  Gegnern 
naturgemäss  die  Fähigkeit  fehlt. 

Jedoch  auch  in  den  Kreisen  der  Parteigenossen  ist  die  Ansicht  durchaus 
nicht  allgemein,  dass  wir  mit  dem  Ergebnis  des  ersten  ehrlichen  Versuchs 
sehr  zufrieden  sein  könnten.  Ja,  in  führenden  Organen  der  Partei  wird 
ganz  unverhohlen  der  Unzufriedenheit  mit  dem  Resultate  dieses  Versuchs 
Ausdruck  gegeben.  So  spricht  Genosse  Kautsky  in  der  Neuen  Zeit  von 
den  >sehr  mageren  und  problematischen  Resultaten«,  meint,  dass  der  Sturm 
auf  das  Wahlsystem  misslungen  sei,  und  behauptet,  dass  das  Dreiclassen- 
wahlsystem  sich  in  der  glänzendsten  Weise  auch  gegenüber  dem  energischen 
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Ansturm  der  Drciinillioncnparici  bewährt  habe.  Auch  Kautsky  bedauert 
nicht,  dass  das  Experiment  unternommen  wurde,  und  sieht  keine  Veran* 
lassung,  so  wenig  wir  auch  erreicht  haben,  nun  etwa  den  Cölner  Beschluss 
wieder  zu  erneuern.  Aber  er  meint  doch,  dass  wir  jetzt  aufs  neue  zu  cr- 
wäg'cn  hätten,  ob  wir  fernerhin  die  allgemeine  Tciliuilinie  der  (jcnossen 
an  den  Landtags  wählen  tortlern  oder  den  einzelnen  Wahlkreisen  die  Ent- 
scheidung überlassen  sollen,  ob  sie  sich  beteiligen  wollen.  Die  Leipziger 
Volksseitung  spricht  direct  von  einem  Misserfolg  der  Socialdemokratie. 
Den  bürgerlichen  Parteien  sei  ja  die  Beteiligung  der  SociaUleinokratie  im 
höchsten  Cirade  unangenehm  und  ix  iiilich  gewcseti.  n1)or  schliesslich  sei  es 
doch  kein  politischer  Lel)ens7.\\  i  rl.,  >icli  den  (  iegiieni  w  iderwiirtig  zu 
machen.  Das  ßlatt  will  unsere  \\  ahibcleiligung  in  Zukunft  auf  gewisse 
Wahlbezirke  localisiert  und  darauf  die  ganze  &iergie  der  Partei  concen- 
triert  wissen.  Ahnlich  pessimistisch  urteilten  einige  andere  Parteiblütter. 
und  auch  in  Parteiversammlungen  sind  derartig  abspreehendi-  l'neiK 
über  die  Resultate  unseres  ersten  grösseren  Versuchs  der  Beteiligung  ge- 
fällt worden. 

Finden  diese  Urteile  nun  eine  Stütze  in  dem,  was  tatsächlich  erzielt 
wurde?  Ich  glaube  das  verneinen  zu  dürfen,  ohne  besonders  optimistisch 

zu  erscheinen.  Mancher  Genosse  ist  heute  noch  so  im  Pianne  sdner  Gegner- 
schaft zur  W'ahllKteiligung,  dass  es  ihm  unmöglich  ist,  das  erzielte  Re- 
sultat des  ersten  \  ersuchs  unl)e fangen  zu  beurteilen.  iJci  anderen  (jeno^>en 
wieder  entwickelten  sich  in  der  Hitze  des  Wahlkampfes  Hoffnungen  auf 
einen  Erfolg,  wie  sie  unter  den  nun  einmal  gegebenen  Verhältnissen  uner- 
füllbar bleiben  mussten.  Die  unausbleibliche  Enttäuschung  aber  liess  dann 
auch  das  tatsächlich  Erzielte  viel  geringer  erscheinen,  als  es  wirklich  ist. 

Ilaben  die  .Anhänger  der  iJeti-iligung  denn  in  der  Tat,  wie  Kautsky 
anninunt,  von  diesem  ersten  ehrlichen  V  ersuch  den  grossen  Erfolg,  den 
energischen  Ruck  nach  links  erwartet,  der  den  Kampf  gegen  das  Drei- 
classenw  ahlsystem  erfolgreich  zu  gestalten,  das  System  zu  erschüttern  ver- 
möchte? Nein!  Einzelne  Genossen  sprachen  allerdings  von  der  Moglicli- 
keit,  unter  ganz  bestimmten  \'oraussetzungen  den  rcactionärcn  Parteien 
des  Landtags  bo  bis  loo  Mandate  zu  gunsten  des  Freisinns  entreissen  zu 
können.  Die  grosse  Mdirheit  der  Beteiligungsfreunde  urteilte  jedoch  ganz 
erheblich  nächtemer.  Ich  erinnere  hier  zum  Beispiel  an  Auers  Referat  über 
die  Frage  der  Beteiligung  auf  dem  Hamburger  Parteitag  /1897/,  in 
welchem  es  hei-^st :  »Wenn  wir  sehen,  von  wie  wenig  Stimmen  für  uns  so 
ausserordentlich  wichtige  Fragen  [im  Landtage]  abhimgen.  datui  müssen 
wir  uns  doch  sagen,  dass  unsere  Stellungnahme  nicht  bloss  davon  dictiert 
werden  kann  und  darf,  ob  wir  50  oder  100  Abgeordnete  solcher  Parteien 
durchbringen,  die  uns  sympathischer  sind,  als  die  jetzige  Mehrheit,  son- 
dern es  ist  st^c^ar  Iii  ]'>age.  ob  es  uns  gelingt,  ein  Dutzend  durchzubringen, 
von  grosser  Pedeutung;  ich  l)etone  ausdrücklich:  nicht  ein  Dutzend  Social- 
demokraten,  sondern  ein  Dutzend  V  ertreter  solcher  l'arteien,  die  uns  lieber 
sind,  als  die  Sorte,  die  jetzt  das  grosse  Wort  fährt.€  Das  klang  gewiss 
nicht  grosssprecherisch  und  entsprach  jedenfalls  der  .Vnsicht  der  über- 
grossen Mehrheit  derer,  die  für  die  Beteiligung  waren.  Freilich,  selbst  das 
ist  nicht  erreicht  worden,  aber  nicht  durch  unsere  Schuld.  Es  hätte  erreicht 
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werden  können,  wenn  das  nicht  durch  das  bekannte  jämmerliche  Verhalten 

der  Freisinniq^en  bei  den  Abgcordnctenwahlcn  in  mehreren  Kreisen  ver- 
hindert worden  wäre.  V  iel  mehr  jedoch  hatte  erreicht  werden  können, 
wenn  der  Mainzer  Parteilag  die  ursprüngUche  Resolution  Bebel  ange- 
nommen hätte,  die  lediglich  die  Verpflichtung  zur  Beteiligung  an  der 
Landtagswahl  aussprach.  Um  den  G^em  der  Bcteilii^ung  die  Sache 
etwas  weniger  unangenehm  zu  machen,  wurde  bekatmtlicli  die  llcstimmung 
hintingeliraciit.  dass  die  I'>t.'teilii;uiig  »mit  eigenen  Wahhnannern«  statt- 
tinJcn  müsse.  Damit  war  die  Möglichkeit,  mit  bürgerlichen  l'arleien  ein 
Bündnis  zu  schliessen,  die  Kräfte  zum  Kampf  gegen  die  Reaction  im  einzig 
geeigneten  Augenblick,  bei  den  Urwahlen  nämlich»  zuconcentrieren, 
anfgelioixn.  Zur  Freude  der  Con^crvativcn  etc.  waren  nun  Socialdemo- 
kraltii  um!  Liberale  gezwungen,  in  getreniUen  Heeren  nicht  nur  gegen  die 
Reactionare,  sondern  auch  gegen  einander  zu  kämpfen.  Und  notwendiger- 
weise musste  unsere  ausschliesslich  selbständige  Beteiligung,  unsere  Ab- 
lehnung jedes  Compromisses  mit  bürgerlichen  Parteien  schon  bei  den  Ur- 
wahlen, zu  jener  Pressionspolitik  gegen  den  Freisinn  führen,  deren  voll- 
ständiges Fiasco  wir  jetzt  allerdings  nicht  bestreiten  können.  ( )b  der 
Liberalismus  auf  ein  solches  lUindnis  bei  den  L'rwalilen,  auf  die  Auf- 
stellung gemeinschaftlicher  VVahlmännerlisten  in  einer  grosseren  Zahl  von 
Landtagswahlkreisen,  eingegangen  wäre,  ist  ja  nach  den  in  den  letzten 
Jahren,  insbesondere  mit  dem  Richterschen  Freisinnsflügel,  gemachten 
Erfahrungen  sehr  fraglich.  Das  aber  ist  hier  auch  nebensächlich,  denn 
hier  handelte  es  sich  zunächst  darum,  dass  wir  .sell)Sl  die  ( irundbedingutigen 
für  die  Möglichkeit  eines  solchen  Bündnisses  schaffen  nmssten.  Das  haben 
wir  in  Mainz  nicht  getan,  vielmehr  das  Gegenteil,  obwohl,  wie  gesagt, 
auch  Genossen  dazu  geneigt  waren,  wie  Bebel,  der  in  seinem  Referate  wört- 
lich sagte:  »So  liegen  die  Dinge  nicht,  dass  wir  nicht  die  Hilfe  der  ent- 
schiedenen biirgerlichen  Kletnente  für  unseren  eigenen  politischen  Be- 
freiungskampf gebrauchen  konnten.«  Freilich  hatte  damals  das  Wort  von 
der  einen  reactionären  Masse  nicht  ganz  das  gewaltige  Gewicht,  das  ihm 
jetzt,  nach  den  Dresdener  Tagen,  in  manchen  Parteikreisen  wieder  ver- 
liehen wird.  Konnte  doch  bei  der  Beratung  der  Beteiligungs frage  auf 
dem  I  Limburger  Parteitage  die  gewiss  nicht  im  Gentche  des  Opportunismus 
stehende  Genossin  Zetkin  unter  grossem  Beifall  sagen:  »Die  Bourgeoisie 
—  wenn  wir  absehen  von  Capitalmagnaten,  wie  Krupp  und  Stumm,  die 
sich  auch  bei  feudalen  Zustanden  Wohlbefinden  und  sich  zu  feudaler  Be- 
schränktheit zurückentwickelt  haben  —  braucht  ein  gewisses  Minde  im  i^s 
von  politischer  Freiheit,  um  ausbeuten  zu  können.  Es  ist  Pflicht  der  So- 
cialdemokratie,  dieses  Mindestmass  von  Freiheit  mit  erringen  zu  helfen, 
nicht  der  Bourgeoisie  zu  liebe,  sondern  im  eigenen  Classcninteresse.«  Und 
WO  wäre  die  Notwendigkeit,  dieses  Mindestmass  von  Freiheit  zu  schaffen, 
wohl  dringender,  als  in  Preussen  ? 

Nachdem  wir  uns  also  selbst  die  Möglichkeit,  jenen  energischen  Ruck 
nach  links  im  preussichen  Landtage  zu  verursachen,  genommen  hatten, 
durften  wir  nach  dieser  Richtung  hin  nicht  viel  mehr  erwarten  und  haben 
auch  nicht  vid  erwartet,  so  dass  in  dieser  Beziehung  von  Enttäuschungen 
nicht  die  Rede  sein  katui.  In  anderer  Beziehung  &e,r  haben  sich  ,  die  an 
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unsere  Beteiligung  geknüpften  Erwartungen  nicht  nur  erfüllt,  sie  sind 
zum  Teil  weit  übertroffen  worden.  Ich  nenne  hier  vor  allem  den  glänzend 
geführten  Nachweis,  dass  wir  aucli  unter  dem  Dreiclassenwahlsystem 
Mandate  aus  eigener  Kraft  erringen  können.  Die  Gegner  der  Beteiligung 
hatten  das  auf  das  allerentschiedenste  bestritten.  Unser  alter  üebknecht 
erklärte  in  Hamburg:  »Durch  eigene  Kraft  Mandate  zu  gewinnen,  ist  un- 
denkbar!« Und  ihm  schlössen  sich  fast  alle  Berliner  Redner  an.  Adolf 
Hofimann  sagte  auf  dem  Hamburger  Parteitage  wörthch:  »Sie  können 
ebenso  gut  beschliessen,  einen  Abgeordneten  in  den  Mond  zu  schicken,  er 
wird  auch  nicht  hinauf  kcmunen  t«  Selbst  die  dritte  Abteilung  wurde  man 
in  Berlin  erst  gewinnen,  wenn  auch  die  Minister  Socialdemokraten  ge- 
worden seien,  erklärte  derselbe  Wortführer  der  Berliner  Genossen  auf  dem 
Alainzer  Parteitage.  Und  wie  glänzend  haben  die  Berliner  Genossen  selbst 
alle  diese  Behauptungen  ad  absurdum  geführt  Von  den  rund  7000  Ber- 
liner Wahlmannem  waren  2400  Sodaldeniokraten  t  Und  der  dritte  Berliner 
Wahlkreis  war  nahe  daran,  von  den  Genossen  aus  eigener  Kraft  erobert  zu 
werden.  Wer  da  weiss,  welche  ungeheure  Organisationsarbeit  die  Drei- 
classenwahl  in  Preussen  erfordert,  der  muss  von  Bewunderung  für  eine 
solche  Leistung  erfüllt  werden.  Und  wer  weiss,  wie  wertvoll  die  Erfah- 
rungen eines  ersten  Wahlkampfes  unter  dem  Dreiclassenwahlsystem  für 
kommende  Wahlen  werden,  der  ist  mit  dem  Schreiber  dieser  Zeilen  fest 
überzeugt,  dass  der  dritte  BerUner  Wahlkreis,  der  auf  den  ersten  Anlauf 
ein  derart  glänzendes  Resultat  zeitigt^  bei  den  nächsten  Wahlen  ganz  sidier 
der  Socialdcmokratie  gehört. 

Eine  andere  Behauptung  der  Gegner  der  Wahlbeteiligung  in  unserer 
Partei  ist  durch  die  jüngsten  Wahlen  ebenfalls  griindlich  widerlegt:  näm- 
lich die,  dass  eine  Massenbeteiligung  imter  dem  Dreiclassenwahl- 
system ganz  unmöglich  sei.  Gewiss  müssen  die  socialdeniokratischen 
Wähler,  auch  in  den  Grossstädten,  zur  öffentlichen  Abstimmung  erst  er- 
zogen werden.  Die  Stadtverordnetenwahlen  wirkten  in  dieser  Richtung 
nnr  in  bescheidenem  Masse,  schon  weil  nur  ein  mehr  oder  minder  geringer 
Teil  der  Arbeiter  das  Gemeindewahlrecht  besitzt.  Hier  konnte  in  grossem 
blasse  erziehlich  in  der  Tat  nur  die  Landtagswahl  wirken.  Und  sie  hat  ge- 
wirkt, wie  die  Beteiligungszifiem  der  einzelnen  Städte,  soweit  sie  bisher 
bekannt  wurden,  beweisai.  So  haben  in  Breslau  über  1 1 000  Urwähler  social- 
demokratisch  gewählt  1  Vor  fünf  Jahren,  bei  dem  ersten  Versuch  in  Bres- 
laxi,  betrag  die  Zahl  der  socialdemokratischen  Urwähler  daselbst  nur  2500 1 
Kann  es  einen  besseren  Beweis  für  die  gewaltige  erzieherische  Wirkung 
unserer  Wahlbcteiligimg  auf  die  Arbeiter  geben,  als  er  in  diesen  Zahlen 
liegt  ?  Und  kann  es  zugleich  eine  bessere  Garantie  für  die  erhebliche  Steige- 
rung unserer  Bedeutung  bei  kommenden  Wahlen  geben,  als  sie  in  dieser 
Vermehrung  imserer  Stimmenzahl  von  einer  Wahl  zur  anderen  ?  Sind 
doch  die  Verhältnisse  in  Breslau  keineswegs  günstiger,  eher  ungünstiger, 
als  in  den  meisten  anderen  preussischen  Städten  mit  starker  Arbeiter- 
bevölkerung. 

Der  grosse  agitatorische  Erfolg  unserer  Wahlbeteiligung  ist  freilich  nicht 
klar  in  Zilfem  darzustellen.  Dass  die  Erörterung  emer  ganzen  Reihe  von 
Fragen,  die  yoo  unmittelbarstem  Lebensinteresse  ffir  die  Masse  sind,  bei 
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den  Reichstagswahlen  aber  nicht  behandelt  werden  können,  ihre  werbende 

Kraft  für  unsere  Partei  ausübt,  ist  gar  nicht  zu  bezweifeln,  wenn  auch  diese 
Kraft  sich  nicht  immer  unmittelbar  bei  diesen  Landtaj^swahlen  bemerkbar 
machte.  Unsere  Landtagswahlagitation  bringt  uns  vielfach  einen  Wechsel 
auf  die  Zukunft,  der  bei  den  kommenden  Reichstagswahlen  sicher  ein- 
gelöst wird.  Zwdfdlo«  aber  hat  aiidi  der  jüngst  vergangene  Wahlkanqif 
ans  ganz  direct  eine  Menge  neuer  Genossen  zugeführt  Und  von  ganz 
besonderem  Werte  ist  die  Beteiligung  an  den  Landtagsv^len  für  unsere 
politischen  Orc^anisationcn.  Das  Aufsuchen,  Heranziehen  und  Ausbilden 
von  Walilniannscandidaten  bedeutet  nach  meinen  Breslaucr  Erfahrungen 
eine  dauernde  Stärkung  und  Erweiterung  der  politischen  Organisation. 
Daran  ist  eine  knifiliche  Bestimmung  des  Wahlsystems  selbst  Khuld,  die 
nämlich,  welche  fordert,  dass  der  Wahlmann  aus  seinem  eigenen  Urwahl- 
bezirk  genommen  werden  muss.  Könnte  jeder  beliebige  Unvähler  in 
jedem  beliebigem  Urwahlbezirk  zum  Wahlmann  gewählt  werden,  dann 
wäre  allerdings  unsere  Arbeit  erheblich  leichter,  denn  wir  würden  eben 
zunächst  alle  schon  politisch  organisierten  Genossen  als  Candidaten  ver-  * 
wenden  und  erst  bei  einem  darüber  hinausgehenden  Bedürfiusse  andere 
der  Organisation  noch  femstehende  Parteifreunde  heranziehen.  Die  oben 
erwähnte  Bestimmung  aber  bewirkt,  dass  wir  in  manchen  Urwahlbezirken 
für  die  zwei  zu  wählenden  Wahlniänner  vielleicht  zwanzig  und  mehr  Ge- 
nossen haben,  die  zur  Omdidatnr  bereit  sind,  in  anderen  Bezirken  aber  — 
und  deren  ga^  et  in  Breslau  einige  hundert  —  mit  Mühe  und  Not  erst  aus 
den  politisch  nicht  organisierten  Urwählern  die  geeigneten  Wahlmanns- 
candidaten  heraussuchen  und  für  ihre  im  Wahlkampfe  sehr  wichtige  Auf- 
gabe erziehen  und  ausbilden  müssen.  Die  so  ganz  neu  gewonnenen  Mit- 
kämpfer finden  aber  nach  meinen  Erfahnmgen  durch  die  ihnen  zuge- 
wiesenen, ihr  Ehrgefühl  anstadietoden  Functionen  in  den  meisten  Fällen  • 
einen  derartigen  Gefallen  an  der  politischen  Tätigkeit,  dass  sie  dauernd 
eifrige  Mitglieder  der  politischen  Orn:ani?ation  werden. 

Aus  all  den  vorgenannten  Gründen  kann  von  einem  unnützen  Geldver- 
pulvern bei  diesem  ersten  ehrUchen  Versuch  imserer  Beteiligung  durchaus 
nicht  geredet  werden.  Im  Gegenteil,  ich  bin  der  Memung,  dass  wir  unsere 
Gekimittd,  soweit  sie  für  die  Agitation  bestimmt  waren,  gar  nicht  nutz- 
bringender hätten  verwenden  können,  wie  es  hier  geschehen  ist.  Dass  in 
manchen  Kreisen  der  Wahlerfolg  weit  hinter  den  Erwartungen  zurückblieb, 
ist  nach  meiner  Überzeugung,  abgesehen  von  vereinzelten  besonders  un- 
günstigen localcn  Verhältnissen,  fast  immer  auf  den  Mangel  einer  straffen, 
ausgeUldeten  Organisation  zurückzuführen.  Die  Art  der  Landtagswahl- 
agitation ist  von  der  der  Reichstagswahlagitation  erheblich  verschieden. 
Der  Wahlkreis  zerfällt  mit  seinen  Hunderten  von  Urwahlbezirken  in  ebenso 
viele  Miniaturwahlkreise,  deren  jeder  in  der  Person  des  Candidaten  einen 
ruhrigen  Agitator  erfordert.  Das  setzt  einai  Stamm  erprobter  Genossen 
-voraus,  die  sowohl  als  Wahlmannscandidaten,  wie  als  Ausbildner  von 
solchen  sehr  wichtige  Aufgaben  zu  erfüllen  haben.  Wo  solche  Kräfte 
resp)cctivc  solche  Organisation  von  Kräften  nicht  vorhanden  —  und  das 
ist  leider  in  vielen  Reichstagswahlkreisen,  auch  in  solchen,  die  uns  bei 
Reichstagswahlen  sichere  Mehrheiten  bringen,  der  Fall  — ,  da  ist  man  aller- 
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dings  niclit  in  der  Laj^e,  nennenswerte  Erfolge  zu  erzielen.  Lediglich  dieser 
Mangel  hat  es  auch  verursacht,  dass  in  einer  q^anzcn  Reihe  von  Wahlkreisen 
von  der  Beteiligung  trotz  des  verptlichtenden  i'arleitagsbeschlusses  ganz 
abgesehen  wurde.  Man  deckte  sich  mit  der  bequemen  Erklärung,  dass  die 
öffentliche  Abstinuntm^  die  Beteiligung  unmöglich  mache,  glaubt  auch 
wohl  selbst  an  diese  Erklärung,  die  in  viel  weniger  lallen  wirkliche  Bcrech- 
'  titjung  hat,  als  man  selbst  in  l'arteikreisen  annimmt,  und  übrigens  mit 
jedem  \  ersuch  der  Beteiligung  mehr  und  mehr  auch  von  ihrer  tatsächlichen 
ikrechtigung  verliert. 

Wenn  wir  alles  das,  was  nach  den  hier  bezeichneten  Richtungen  hin  die 
Beteiligimg  an  den  Landtagswahlen  für  unsere  Pärtei  an  Xntzen  schon 
j^eschatTen  hat,  nicht  wieder  verlieren,  sondern  ganz  l)ecleutentl  erweitem 
und  vennehren  wollen,  dann  ist  es  gar  keine  h  rai^e,  dass  wir  die  Beteili.irung 
in  der  Zukunft  nicht  auf  einige  wenige  Wahlkreise  beschranken  dürfen, 
sondern  ganz  entschieden  dahin  wirken  müssen,  dass  an  die  Ausführung 
des  Mainzer  Beschlusses  viel  mehr  preussische  Wahlkreise  mit  Emst  und 
Eifer  herangehen,  als  das  diesmal  der  Fall  gewesen  ist.  Ob  unsere  Be- 
teiligimg schon  jetzt  auch  zu  einer  Erschütterung  des  Dreiclasscnwahl- 
systems  selbst  geführt  hat,  will  ich  hier  nicht  untersuchen,  das  dürfte  auch 
zunächst  wohl  schwer  nachzuweisen  sein.  Das  aber  kann  doch  niemand 
leugnen,  dass  in  all  den  vorhei|;egangenen  Jahren  zusammen  nicht  entfernt 
so  viel  zur  Kennzeichnung  tmd  Discreditierung  dieses  ebenso  lächerlichen 
wie  unwürdigen  Wahlsystems  im  arbeitenden  Volke,  wie  vor  aller  Welt 
geschehen  ist,  wie  in  den  wenigen  \\  ochen  des  nun  vergangenen  Wahl- 
kanipfes.  Dass  das,  systematisch  und  geschickt  fortgesetzt,  auf  die  Dauer 
denn  doch  nicht  etwa  zur  Befestigung  dieses  Systems  dienen  kann,  trotz 
der  Dickschädeligkeit  und  Brutalität  unseres  mächtigen  Junkertums,  scheint 
mir  sicher.  L'nd  um  so  sicherer,  je  mehr  die  socialdemokr-üi-  he  Tartci 
als  einziije  consc«|iu  tUi'  uii<l  gefährliche  Gegnerin  {lieses  jimkci  unns  infolge 
ihrer  weiteren  pulitischen  Lrstarkung,  ihrer  Gewinnung  uin.ier  grösserer 
Schichten  des  Mittelstandes  auch  bei  den  preussischen  Landtagswahlen  an 
Terrain  gewinnt  —  auch  ohne  Hilfe  des  Liberalismus,  auf  die  nach  den  bis- 
herigen l>falirungen  in  nennenswertem  Masse  wohl  nicht  mehr  zu 
reciiiun  ist. 

Dass  wir  die  Pressionspolitik  gegen  den  Freisinn  in  der  Zukunft  aufgelx-n 
sollten,  darin  bin  ich  nnt  Kautsky  durchaus  einverstanden.  Es  fragt  sich 
nur,  ob  wir  sie  auch  aufgeben  können,  ob  wir  zur  Fortsetzung  der« 
selben  nicht  geradezu  gezwungen  sind,  wenn  wir  bei  zukünftigen  Wahlen 
nicht  rechtzeitig,  das  heisst  bei  den  l'rwahlen,  zur  Aufgaljc  der  jetzt  ge- 
li'iten.  l)t  iderst  its  selbstmörderischen  'l'aKiik  kommen.  Wir  krmnten  das 
nach  den  Erfahrungen  des  jüngsten  Wahlkanipfes,  die  uns  unsere  Kräfte, 
die  vorläufige  Verteilung  derselben  wenigstens  annähernd  richtig  zeigen, 
ja  viel  besser,  als  das  vorher  möglich  war.  Indes,  ob  wir  das  tun  wollen 
und  werden,  das  ist  mir  recht  zweifelhaft,  noch  viel  zweifelhaft,  r  a!)er, 
ob  der  Libcrahsimis  im  stantle  sein  wird,  sich  zu  einer  solchen  belebenden 
iat  aufzuratien.  Am  wenigsten  ist  in  dieser  Beziehung  wohl  von  den 
I*  reisinnigen  Richterscher  Observanz  zu  erhoffen,  diesen  politisch  bor- 
nierten Spiessbfirgem.    Ob  und  wie  weit  es  der  kleinen  Gru]^  gross- 
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capitalistischer  Liberaler  vom  Schlage  Barths  aber  gelingen  wirxl,  in  der 

Zukunft  Einfluss  auf  den  Gcsamtlibci.ili^nius  zu  gewinnen,  vielleicht  unter 
der  Imh Wirkung-  weiterer  junkcrliclur  Attentate  auf  das  moderne  Wirt- 
schaftsleben, ist  heute  nicht  vorauszuselien. 

Alles  in  allem:  Berechtigte  Veranlassung  zur  Unzufriedenheit  mit  den 
Erfolgen  unserer  Landtagswahlbeteiligung  liegt  nicht  vor.  Unter  den  ge- 
gebenen Verhältnissen  ist  erreicht,  was  erreidbt  werden  konnte.  Das  Er- 
reichte aber  trägt  nach  meiner  Übcrzeugiinpr  in  sich  für  die  Znkniift  die 
sichere  Garantie  erheblich  grösserer  Erfolge,  sowohl  in  agitatorischer  wie 
in  politischer  Beziehung. 

xxxxxxxxxxxxxxxxxxxxxxxxxxx>o<xxxxxx><xxxxxxxxx 

EDUARD  DAVID-DIE  EROBERUNG  OER  POUTISCHEN 

MACHT 
I 

Das  Ziel  der  Socialdemokratie  als  politische  Partei  ist  die  Gewinnung  des 
entscheidenden  Emfiusses  auf  die  Staatsgewalt,  die  Eroberung  der  politischen 
Macht.    In  diesem  Ziel  sind  sich  alle  Ricluungen  in  der  Partei  einig. 

Die  Mcinun^sverschiedetilieit  bcjjinnt  bei  der  Frage  nach  dem  Weg,  auf 
dem  dieses  Ziel  zu  erreichen  ist.  Welches  ist  der  Kcrnpunct  der  Dilicrcnz? 
Ein  Rückblick  in  die  Geschichte  der  Partei  lässt  ihn  klar  erkennen. 

Die  Wiege  der  deutschen  Socialdemokratie  war  der  internationale  Butid  der 
Comminiistcn.  Auf  welchem  Wege  sich  seine  geistigen  Leiter,  Marx  und 
und  Engels,  die  Eroberung  der  politischen  Macht  durch  das  Proletariat  damals 
dachten,  haben  sie  klar  und  deutlich  im  Schltlsssatz  des  Commumstischen 
Miiuifrsts  /1847/  ausgesprochen.    Er  lautet: 

»Die  Communisten  verschmähen  es,  ihre  Ansichten  und  Absichten  zu  verheimlichca. 
Sieerklären  es  offen,  dass  ihre  Zwecke  nur  erreicht  wer- 
den können  durch  den  gewaltsamen  Umsturz  aller  bis- 
herigen Gcsellschaflsurdiiung.  Mögen  die  herrschciulen  Classcn  vor 
einer  conununistischen  Revolution  zittern.  Die  Proletarier  haben  nichts  in  ihr  za 
verlieren,  als  ihre  Ketten.  Sie  haben  eine  Welt  zu  gewinnen.  Proletarier  aller 
Lander,  vereinigt  euch!« 

Das  \sar  ein  offenes  Bekenntnis  zum  gczvaltsamcn  Umsturz  als  der  einzigen 
Möglichkeit,  ans  Ziel  zu  gelangen.  Die  hier  gemeinte  Revolution  war  die  Re- 
volution im  landläufigen  Sinne  des  Wortes,  die  Revolution  mit  den  Mitteln  der 
physischen  Gewalt.  Die  Hoffnung,  auf  diesem  Wege  die  Staatsgewalt  in  die 
Hände  zu  bekommen,  wurzelte  in  der  Erinnerung  an  die  Revolution  von  1789 
und  ihre  Nachläufer  im  Anfang  der  drcissiger  Jahre;  sie  wurde  1847  neu  ent- 
flammt durch  die  revolutionären  Vorwehen,  die  sich  zur  Zeit  der  Niederschrift 
des  Manifests  im  Schosse  der  bürgerlichen  Gesellschaft  bemerkbar  machten. 

Mit  dem  Scheitern  der  Hoffnungen,  die  die  Verfasser  des  Manifests  an  den 
Verlauf  der  bürgerlichen  Revolution  von  i84S-iS^()  geknüpft  hatten,  war  der 
Gedanke  an  eine  proletarische  Kevoluiion  im  i'ulizeisinn  keineswegs  ganz  über- 
wanden. Aufgegeben  wtmte  zunächst  nur  der  Glaube  an  die  Möglichkeit  einer 
solchen  Revolution  in  nächster  Zeit.  \nf^a'c;c!)cn  wurde  dann  weiter 
mit  der  Vertiefung  in  das  Studium  der  (jeschichte  und  Ökonomie  der  Glaube, 
eine  siegreiche  proletarische  Revolution  machen  zu  können.    Das  ist  auch 
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gar  niclit  nötig,  erklärt  man,  denn  der  revolutionäre  Zusammenstoss  des  Pro- 
letariats mit  der  Bourgeoisie  wird  ohne  unser  (Zutun  kommen;  er  wird  kommen 
als  natumotwendiges  Ergebnis  der  fortschreitenden  capitalistischen  Entwicke- 
lung.  Der  innere  Widerspruch  zwischen  Production  und  Consumtion  verwickelt 
die  capitalistische  Wirtschaft  in  immer  schwerere  Krisen,  und  der  sich  ver- 
schärfende sociale  Gegensatz  zwischen  Riesenreichtum  und  Massenarmut  drängt 
2u  einer  gewaltsamen  Auseinandersetzung.  Angesichts  deren  beschränkt  sich 
die  Aufgabe  der  communistischen  Propaganda  darauf,  die  Einsicht  in  diesen 
notwendigen  Gang  der  Dinge  zu  verbreiten,  die  wachsenden  Massen  der 
modernen  Lohnarl^iterschaft  organisatorisch  zusammenzufassen/ sie  mit  revolu- 
tionärem Geist  zu  erfüllen,  sie  reif  zu  machen  für  den  letzten  Kampf. 

Die  Vorstellung,  dass  dieser  letzte  Kampf  ein  physischer  sein  werde, 
lebt  bis  Ende  der  secliziger  Jahre  ungebrochen  fort  in  dem  Soldaten  der  Kc- 
volutian  Wilhelm  Liebknecht  In  dem  oft  citierten  Scfariftchen  Über 
die  politische  Stellung  der  Socialdemokratie  /1869/,  in  dem  er  die  Beteiligung 
an  der  parlamentarischen  Arbeit  als  »Verrat«  brandmarkt,  erklärt  er: 

»Der  Socialismus  ist  keine  Frage  der  Theorie  mehr,  sondern  einfach  eine  Macht- 
frago,  die  in  keinem  Parlament,  die  nur  auf  der  Strasse,  auf  dem 
Schlad)  tfeldc  zu  lösen  ist.  gleich  jeder  anderen  Machtfrage.« 

So  der  Schüler  von  Karl .  Marx,  der  erste  Führer  der  Eisenacher  Richtung 
auf  der  Höhe  seines  Lebens!    Seine  Worte  sind  unzweideutig. 

Jedoch  die  Revision  dieser  nurrevolutionären  Auffassung  ist  bereits  im  Lauf. 
»Das  freie  Wahlrecht  ist  das  Zeichen,  in  dem  wir  siegen,  drum  wohlan  !c  — 
so  klang  es  aus  den  Reihdk  der  Lass^leaner  herüber.  Benutzen  wir  den  Stimm« 
Zettel  zur  Eroberung  der  parlamentarischen  Macht,  und  nötigen  wir  nrit  ihrer 
Hilfe  dem  Staate  die  materiellen  Mittel  zur  Etablierung  von  Productivassocia- 
tionen  ab,  als  dem  Ausgangspunct  der  Entwickelung  zur  allgemeinen  socia- 
listischen  Wirtsdiaftsweise.  Dieser  Weg  zum  Endziel  ging  durch  keine  revo- 
lutionäre Katastrophe  hindurch.  Diese  war  zwar  nicht  ausgjeschlossen,  aber 
sie  war  kein  notwendiger  Bestandteil  der  Lassallcanischen  Vorstellungsweise. 

Doch  auch  innerhalb  der  Eisenacher  Richtung  war  die  Licbkaechtsche  Auf- 
fassung, die  eigentliche  alte  Taktik,  im  Niedergang.  Das  genannte  Schrift- 
chen war  hau])tsächlich  gegen  August  Bebel  gerichtet.  Dieser  war  für 
die  parlamentarische  Arbeit,  und  zwar  damals  schon  nicht  bloss  aus  propagan- 
distisdien  GrQnden  und  in  rein  negierendem  Sinne,  sondern  auch  im  Sinne  der 
positiven  Förderung  der  Arbeiterchi'^se.  Der  Gegensatz  zwischen 
Liebknecht  und  Bebel  blieb  unaiisc^ekämpft.  Man  einigle  sicli  auf  dem  Stutt- 
garter Parteitag  /1870/  nur  äusserlich  auf  eine  Resolution,  »die  eine  Art  von 
Compromiss  vorstellte,  des  Inhalts,  dass  die  Arbeiterpartei  sich  an  den  Reichs- 
tags- und  Zollparlamentswahlen  hauptsächlich  aus  agitatorischen  Gründen  be- 
teilige, dass  sie  auch,  soweit  es  nir>glich  sei,  im  Interesse  der  arbeitenden  Classen 
an  der  Pariamentsarbeit  mitwirke,  im  ganzen  aber  sich  dazu  negierend  ver- 
halte.«') Die  Bebdsche  Auffassung  von  der  Möglichkeit,  Notwendigkeit  und 
Nützlichkeit  positiver  Reformarbeit  im  Parlament  gewann  dann  im  Laufe  der 
sie!)ziger  Jnhre  und  —  trotz  des  Socialistencresetzes  —  weiter  im  Laufe  der 
achtziger  Jalirc  immer  mehr  Boden  in  der  i'arici :  Zeugnis  dafür  legten  die 
Beschlüsse  der  Congresse  in  Wyden,  Kopenh^pen  und  St  Gallen  ab,  wo  die 
Fraise  der  Taktik  dahin  beantwortet  wurde,  »dass  die  Abgeordneten  im  Par- 
lament sich  keineswegs  bloss  negierend  zu  verhalten,  sondern  alles  aufzu- 
bieten hätten,  um  die  Erlangung  von  Concessionen  zu  gunsten  der  Arbcitcr- 
classe  zu  erwirken«.') 

')  ▼•rgl-  Bebels  Rede  auf  dem  Etf arter  Parteitag,  Protokoll,  pag.  161-163. 
^  VtKgt  B9bel,  ibid,  pag.  163. 


Digitized  by  Google 


BHIARD  OAVIO*  DIE  EROBERUNQ  DER  POUTfSCIlEN  MACHT 


II 


Warum  sich  diese  neue  Auffassung  durdisetzen  musste? 

»Weil  jeder  im  praktischen  Leben  Stehende  weiss,  dass  es  eine  Torheit  wäre,  wenn 
die  Partei  nicht  auch  zugleich  die  täglichen  Bedürlnisse,  die  tägUchen  Schmerzen  des 
arbeitenden  Volkes  zar  Spradie  brSdtte  und  auf  Abhilfe  der  bestdienden  Übel  tmd 

Verbesserung  der  herrschenden  Zustände  drängte   Jeder  im  praktischen  Lehen 

Stehende  weiss,  dass  wir  mit  unseren  letzten  Zielen  nicht  die  Himderttausende  ge- 
■wcmutxk  haben,  weil  diese  sidi  nur  zu  gerne  sagen:  was  nützt  uns  ein  Streben,  <tessen 
Ziel  ich  vielleicht  nicht  erlebe,  wo  kein  directcr  Erfolg  zu  erwarten  ist.«') 

Das  Bekenntnis  zur  positiven  Reformarbeit  im  Parlament  war  freilich  noch 
Icein  Aufgeben  des  Revolutionsgedankens.  Aber  der  letztere  musste  natur- 
gemäss  an  innerem  Ld>en  verlieren  in  dem  Masse,  als  sich  die  Energie  der 
parlamentarischen  Führer  auf  die  Reformarbeit  concentrierte  deren  wachsende 
Vidgestaltigkeit  ihre  beste  Arbeitskraft  beanspruchte.  A\xcf.  musste  das  im 
Parlament  den  gcgnerisdien  Provocationen  gegenüber  immer  wieder  notwendig 
werdende  Bekenntnis,  diss  man  die  Revolution  im  Polizeisinne  nicht  im 
Schilde  führe,  ja,  dass  man  diese  wie  jede  andere  Gewaltanwendung  verab- 
scheue, den  revolutionären  Geist  im  alten  Sinne  dämpfen.  Das  Wort  Revolu- 
tion, das  nun  einmal  historischer  Bestandteil  der  Bewegung  war,  wollte  man 
nicht  aufgeben;  aber  man  gab  ihn\  eine  Definition,  die  im  Parlament  und  vor 
Gericht  anstandslos  passieren  konnte.  Man  fasste  die  rein  ökonomische  Seite 
der  Marxschen  Revolutionstheorie  als  das  Wesentliche  derselben  auf.  Die 
sidi  im  Sdiosse  der  Gesdlschaft  fortwährend  vollzi^ende  Veränderung  der 
ökonomischen  Grundlage,  die  nach  Marx  die  Ursache,  die  Vorphase  der  ge- 
waltsamen Hüllensprengung  ist,  wurde  als  die  eigentliche  Revolution  definiert. 
So  cxkiarte  Liebknecht  im  Leipziger  Hochverratsprocess  /1872/  auf  die 
AnkU^  ^  intematumidg  arbeite  auf  den  gewaltsamen  Umstura  bin: 

>Die  Internationale  ist  nicht  revolutionär  im  gewöhnlichen  Sinne  des  Wortes,  das 
hcisst  sie  arbeitet  nicht  gesetzwidrig  auf  gewaltsamen  Umsturz  hin.  Namentlich 
Karl  Marx  ist  von  jeher  ein  Feind  jeder  kindischen  Revolutionsmacherei  ge- 
wesen und  hat  dagegen  ausgeführt,  dass  Rex'olution  das  fortwährend  pulsie- 
rende Leben  der  Gesellschaft  ist.  Wir  wollen  revolutionär  nur  in 
dem  Sinne  sein,  dass  die  sociale  Frage  nicht  mit  Palliattvmitteln.  nicht  niu  S  i|)pen- 
küchen  und  Consomvereinen  gelöst  werden  kann,  sondern  nur  durch  radicale  Heil- 
mittel. Ob  diese  Löstmg  friedlich  oder  gewaltsam  stattfinden  wird,  hängt 
nicht  von  uns.  sondern  von  unseren  Gegnern  ab,  den  augenblicklich  im  Staat 
massgebenden  Personen.« 

Die  Berufung  auf  Marx  ist  nun  zwar  nicht  corrcct,  insofern,  als  für  Marx 
keineswegs  »das  fortwährend  pulsierende  Leben  der  Gesellschait€  schon  die 
Revolution  selbst,  sondern  lediglich  ihre  Vorbedingung  war.*)  Aber 
darauf  kommt  es  hier  nicht  an.  Wichtig  war,  dass  Liebknecht,  der  noch  1869 
die  Austragung  des  Kampfes  zwischen  Arbeit  und  Capital  >nur  auf  der  Strasse, 
auf  dem  Schfe^tfeld«  für  möglicii  Inelt,  seine  Auffassung  bereits  1872  in  dem 
Sinne  revidiert  hatte,  dass  die  Revolutionsidee  in  die  Vorstellung  einer  fort- 
während pulsierenden  gesellschaftlichen  Entwickelung  aufgelöst  war  und  die 
«ndgiltige  friedliche  Losung  der  socialen  Frage  wenigstens  als  mdglidi 
hingestellt  wurde. 

Der  Mitanj^eklagte  Bebel  erklärte  zu  demselben  Punct: 

»Das  Wort  revolutionär  ist  von  uns  stets  in  dem  Sinne  verstanden  worden,  den 
Liebknecht  eben  entwickelte.  Wir  sehen  dabei  keine  Heugabeln  vor  unseren  Augen 

blitzen.  Revolution  heisst  Umgestaltung  —  gleichviel  mit  welchen 
Mitteln.  Dass  die  Arbeiterpartei  d.is  Wort  immer  nur  in  dem  von  uns  bereits 
angedeuteten  friedlichen  Sinne  der  Entwickelung  begreift,  ergibt  sich  aus 
den  Broschüren  La  s  s  a  1 1  e  s  —  welche  ja  grundlegend  für  die  deutsche  Arbeiter- 

')  Vcrgl.  Bebel,  ibiJ.,  pag.  i6j  und  103. 

VeigL  Karl  Kautaky:  DU  sociaU  Rsvointion  /Berlin  1903/,  pag.  4. 
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bewegting  gewesen  sind  und  noch  heute  für  die  meisten  das  ABC  des  Sodalismus  sind 

—  und  aus  (k'ii  Artikeln  im  l'(^lksstaat.* 

Bebels  Berufung  auf  La^salle  war  vollberechtigt.  Letzterer  hatte  in  ücr 
Rede  vor  dem  Berliner  Criminalgericht  (ersditenen  unter  dem  Utel  Die  Wissen^ 
Schaft  und  dii'  Arbeiter),  den  Untcrscliiefl  zwischen  Revolution  und  Reform 
dahingehend  präcisiert,  dass  beide  sich  nicht  in  dön  Mittehi,  sondern  in  den 
Zielen  unterscheiden.  Revolution  ist  die  Durchsetzung  einer  neuen  wirt- 
schaftlichen, politischen  etc.  P  r  i  n  c  i  p  s ;  Reform  dagegen  nur  Verbesserung 
auf  Grund  eines  bestehenden  Princips.  Nach  dieser  Definition  gibt  es  fried- 
liche Revolutionen  und  blutige  Reformen.  Ais  Beispiel  einer 
letzteren  nennt  Lassalle  die  Bauernkriege,  wogegen  er  die  EntMrickelung  der 
Industrie  im  XVI.  Jahrhundert,  bei  der  kein  Sdiwert  aus  der  Scheide  gezogen 
wurde,  als  dn  »wirklich  und  wahrhaft  revolutionäres  Factuiy«  be- 
zeichneL 

Dem  fügte  Bebel  als  Antwort  auf  die  Bezichtigung,  sein  Wirken  habe 
den  gewaltsamen  Umsturz  der  Reichs-  und  sächsischen  Staatsverfassung  be- 
zweckt, noch  hinzu: 

>Wir  haben,  specicll  ich.  immer  betont,  dass  es  sich  nur  um  Organisation,  nie  um 
gewaltsames  Auftreten  handelt.  Es  ist  von  mir  in  den  yersammlungen 
stets  darauf  hingewiesen  wf>rden.  wie  nicht  mit  Gewalt,  sondern  mit  geistigen 
Mitteln  zu  wirken  sei.  da.  selbst  wenn  uns  jetzt  ein  Gewaltact  gelänge,  der  die 
Partei  momentan  ans  Ruder  hraclue.  es  im  Volke  an  Intelligenz  zur  Verwirklichaqg 
unserer  socialistischen  Ideen  noch  fehle.< 

Damit  hatten  die  ersten  Führer  der  Partei  dem  Revolutionarisraus  eine  öffent- 
liehe  Absage  in  denld>ar  schärfster  Form  erteilt.  Dieses  Aufgeben  der  alten 
Revolutionsidee  hatte  zur  natürlichen  Folge  ein  immer  stärkeres  Betonen  des 
Wertes  der  parlamentarischen  Tätigkeit.  Nicht  nur,  dass  man  ihr  über  die 
kritisch-agttatorische  Bedeutung  hinaus  die  Aufgabe  der  positiven  Hebung 
der  materiellen  und  geistigen  Lage  des  Proletariats  zuwies,  man  ging  noch 
einen  entscheidenden  Schritt  weiter;  man  anerkannte  die  revolutionäre 
Bedeutung  der  parlamentarischen  Refonnarbeit.  Und  hatte  man  einmal  zu- 
gegeben, das»  auf  diesem  Wege  die  friedliche  Lösung  des  socialen  Kampfes 
erreicht  werden  konnte,  so  entsprach  es  durchaus  dem  htmianitären  Grund- 
charakter der  Partei,  weiter  zu  erklären,  dass  man  diese  friedliche  Lösung  der 
gewaltsamen  vorziehe,  dass  man  sie  selbst  erstrebe. 

Wieder  ist  es  Bebel,  der  dies  zuerst  rückhaltlos  ausspricht  Es  geschah 
in  Beantwortung  der  Puttkamcrsehen  Verlesung  des  Wydener  Manifests  am 
31.  Marz  1881  im  Reichstag.  Bebel  gab  zu,  dass  die  Socialdemokratie  ihrem 
Wesen  nach  revolutionär  sei,  was  mit  einem  HörtI  hört/  rechts  aufgenonuncn 
wurde,  worauf  Bebel  erläuternd  fortfuhr: 

>Ich  halie  alx-r  auch  —  ich  muss  daran  eriiuu-rn  —  inslK-sonderc  bei  Er'")rterung 
des  Socialistengesetzcs  im  Jahre  1878  in  meiner  Rede  ausgeführt,  was  unter  revoUitio- 
närem  Standpunct  zu  verstduii  >ci.  Icli  hal)c  insbesondere,  gestützt  auf  die  Aus- 
führunf-Tu  dis  Sta.it srechtsielirtrs  Blunt-chli.  naeliRewiesen.  wie  jede  von  Grund 
ausgehende  L  in.indcrung  einer  Staatsverta^^un^^  oder  einer  gesellschaftlichen  Organi- 
sation, die  neue  Principicn  an  Stelle  der  alten  setzt,  eine  r  e  v  o  1  u  t  i  >  <  m  ,1  r  e 
Umgestaltung  sei.  In  diesem  Sinne  glaube  ich  sogar,  dass,  wenn  der  Bundesrat 
ern.tthaft  auf  dem  Wege  der  Gesetzgebung  fortfahren  würde,  auf  dem  jetzt  das 
U  n  f  a  1  I  V  e  r  s  i  c  h  e  r  u  11  g  >  R  c-  s  e  t  z  den  ersten,  freilich  sehr  schwachen  Ver- 
such bildet,  dies  eine  vollständige  revolutionäre  Tätigkeit 
in  ihrem  Verlauf  sein  würde  und  sein  muss.  Also  von  diesem 
Standptuu  tc  aus  haben  wir  stets  zugegeben,  wir  sind  eine  revolutionäre  Partei.  Wir 
haben  dabei  aber  auch  stets  betont :  im  übrigen  ist  es  ja  Sache  der  Entwickelung  der 
allgemeinen  Verhältnisse,  die  von  einzelnen  Personen  und  sogar  von  einer  ganzen 
Reihe  von  Pers<tnlichkciten  und  deren  persünliehcm  Willen  voll-tänclig  un- 
abhängig sind,    wie  sich    die  Dinge    in    der    Praxis    gcstallcn    werden.  Wir 
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haben  stets  erklärt,  w  i  r  wollten  den  Weg  der  sogenannten  J?*/orw, 

wir  wtriUii  den  Versuch  machen,  auf  dem  Wege  <1  c  r  (1  c  s  e  t  z  g  c  b  u  n  g 
und  der  organischen  Entwickelung  allmählich  unsere  Ziele  zu  er- 
reichen, tmd  Sie  können  uns  nicht  bestreiten,  dass  wir  im  Laufe  der  Jahre  eine  ganze 
Zahl  von  uns  ausgehender  Anträge  eingebracht  haben  —  die  allerdings  bisher  stets 
das  Schicksal  hatten,  von  einer  Majorität  des  Hauses  als  unannehmbar  betrachtet  zu 
werden,  die  alle  darauf  hinzielen,  die  Lösung  wichtiger  socialer  Fragen 
auf  friedlichem  W  e  g  c  zu  versuchen.« 

Also:  die  erastliaftc  Verfolgung  des  gesetzgeberischen  Weges,  auf  dem  das 
Unf allveraicherungsgesetz  ein  kleiner  Schritt  ist,  würde  eine 
»V  o  1 1  s  tänd  ig!C  revolutionäre  Täti'gkcitc  sein.  >Voil  di^esem 
Standpunct  aus«  sind  wir  eine  rcrolutioiuirc  Partei.  Und:  »wir  wollen 
den  W  eg  der  sogenannten  Reform,  wir  werden  den  Ver- 
such machen,  auf  dem  Wege  der  Gesetzgebung  und  der 
organischen  Entwickelung  allmählich  unsere  Ziele  zu 
erreichen.«    Das  sagte  Bebel  i88i! 

Es  war  nur  natürlich,  dass  die  Verdoppelung  der  socialdcmokratischcu  Reichs- 
tagsmandate im  Jahre  1884  der  neuen  Taktik  weitere  Stärkimg  bringen  mtuste. 
Aber  ebenso  natürlich  war  es,  dass  sich  eine  Reaction  gegen  diese  Entwickelung 
im  Schosse  der  Partei  gclteufl  nmchte.  Die  conservati vt'u  F.lemcnte  der  Partei, 
tleren  geistiger  Habitus  mehr  aui  l-esihalten  bcicährter  l'nncipicn,  als  auf  kri- 
tisches Weiterdenken  eingerichtet  ist,  verfolgten  das  Vorg^ehen  der  pariamen- 
tariscben  Führer  mit  Missbehagen  und  Misstrauen.  Die  erste  Entladtmg  dieser 
Stimmung  ge>chah  in  dem  Aufruf  der  Frankfurter  Genossen  von 
1884.  Die  Haltung  der  Fraction  in  der  Dampfersubventionsfrage  gab  nur  den 
letzten  Anlass  zu  offenem  X'orgchen,  Man  protestierte  gegen  die  ganze  tak- 
tische Auffassung,  die  in  der  Fraction  zur  Herrschaft  gelangt  war.  Es 
hcisst  da: 

»Die  verschiedenen  Beschlüsse  sehen  einer  OpportunitätspoHtik  so  ähnlich,  wie  ein 
Ei  dem  andern...  Tii'-fre  Wrtufcr  luiniii  ^iih  nielir  iin«!  mehr  mit  den  Ver- 
tretern der  heutigen  Cicsellschaft  in  diplomatische  Unterhandlungen  einzulassen... 
( Der  Aufruf  schliesst :]  Wenn  euch  die  Fuhrer  hi  den  S  u  m  p  f  des  Parlamentarismus 
ziehen  wollen,  dann  beweist,  dass  ihr  in  Wahrheit  revolutionäre  Social- 
demokraten  seid !« 

Die  Logik  der  Tatsachen  aber  erwies  sich  stärker,  als  die  revolutionäre  Tra- 
dition. Die  parlamentarische  Fühnmg  hielt  die  neue  Taktik  fest,  und  sie  ver- 
teidigte sie  auch  siegreich  gegen  den  erneuten  Ansturm  der  .Anhänger  der  alten 
Taktik  zu  Beginn  der  neunziger  Jahre.  Man  nennt  diese  Episode  in  der  Partei- 
geschichte die  Bewegtnig  der  Jungen.  Die  Bezeichnung  ist  insofern  incorrect, 
aJs  es  sich  dabei  keineswegs  nur  um  jüngere  Elemente  handelte.  Es  waren 
genug  altgcdiente  Leute  dabei,  die  einfach  an  dorn  festgehalten  wissen  wollten, 
was  Liebknecht  und  andere  sie  früher  gelehrt  hatten,  was  ihnen  nach  wie  vor 
die  letzte  Wahrheit  und  die  vrünschenswerteste  Art  der  Losung  erschien.  Dazu 
kamen  dann  allerdings  eine  .\iiz:ihl  jugendliclier  Stfirnicr  und  Dränger,  vor- 
zugsweise Literaten,  die  noch  durch  keinerlei  Berufserfahrung  (><it  r  .Menschen- 
kenntnis ernüchtert  vom  hohen  Ross  ihrer  abstracten  Weisheit  herunter  an 
Männern  Kritik  übten,  welche  schon  zwanzig  Jahre  früher  ebenso  gross' 
sügi^  gescheit  gewesen  waren,  wie  tie. 

Die  Jungen  beriefen  sich  auf  Liebknechts  Broschüre  von  1869;  sie  wiesen  auf 
den  schroffen  Gegensatz  hin  zwischen  der  darin  verfochtenen  revolutionären 
Taktik  im  alten  .'^iinne  des  Wortes  und  der  neuen  parlanuutarisch-friedlichen 
Taktik,  die  Lieliknecht  jetzt  selber  mitmachte.  Das  berühmte  I-lugblatt  der 
Berliner  Oppobition'J  trug  als  Motto  den  Satz  Saint-Sinions :  >Erinnere  dich, 

Ab};edrackt  im  i'rolokoU  üe«  Ctfarter  rarteitags,  pa»;.  («  iL 
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mein  Sdin,  dass  man  begeistert  sein  muss,  um  grosse  Dinge  zu  vollbringenc» 

■und  CS  begann  mit  der  Klage,  dass  man  nicht  länijer  mit  ansehen  könne,  »wie 
der  revolutionäre  Geist  der  Bewegung  seitens  einzelner  Führer  systematisch 
ertötet  wirdc  Die  Reichstagsfracttoa  rede  die  Bewegung  tot.  Wer  könne 
noch  die  alte,  glühende  Begeisterung  bewahren,  angesichts  ihrer  sogenannten 
Arbeit erschutc-  und  Versicherungsanträge?  Die  Bewegimjif  sei  von  Haus  aus 
durch  und  durch  revolutionär  und  rein  proletarisch;  die  Rücksichtnahme  auf 
nidiQffoletarisdie  Schiebten  und  zurficl^Efebliebene  Länderstriche  führe  zum 
Verrat  an  der  Sache  des  Proletariats ;  es  sei  ein  Betrug,  die  Genossen  glauben 
ZU  machen,  man  könne  mit  Hilfe  des  Parlamentarismus  durch  Majoritäts- 
beschlüsse die  Socialisierung  herbeiführen.  >Die  sociale  Revolution  wird  dort 
entschieden,  wo  sie  zuerst  begonnen  hat:  in  den  Industriecentren,  wo  die 
Proletarisierung  schon  seit  vierzig  Jahren  mit  Riesenschritten  vorwärts 
schreitet,  unbekümmert  um  die  Zustimmung  der  für  alle  Zukunft  indifferenten 
Landbevölkerung.«  Das  Gerede  vom  Hineinwachsen  der  heutigen  Gesellschaft 
in  den  sociali&tiscfaen  Staat  sei  »Blödsinn«. 

Die  allzu  tjrossc  Rücksichtnahme  der  Führer  auf  alle  mö<:;;lichen  Macht- 
factoren erklärt  das  Flugblatt  ganz  a  la  Dresden  »aus  der  veränderten  Lebens- 
stellung und  der  zu  geringen  Fühlung  mit  dem  Proletarierelend,  dem  Puls- 
"ScMag  des  gequälten  Volkes«.  Mit  Bebel  wird  besonders  ins  Geridbt  ge- 
gangen wegen  seiner  undemokratischen  Dtohung,  die  Opposition  aus  der 
Partei  auszuschUessen.  In  Bezug  auf  die  Mittel  und  Wege  einer  Revolution 
hetsst  es: 

»Auch  liegen  zwischen  dem  Reichstag  und  der  Revolution  auf  dem  Gensdarmen- 
markt  noch  mehrere  Mitteistrassen,  welche  nach  unserer  Ansicht  rascher  zum  Ziele 
fähren.  Obgleidi  wir  schliesslidi  auch  vor  der  äussersten  Conseqnenz  des  einmal  für 
richtig  Erkannten  nicht  zurüdcschrecken  wurden,  trotz  aller  demagogisdien  Ver- 
hetzung  und  Angstroeierci.« 

Das  Flugblatt  verfing  ebensowenig,  wie  die  Reden  der  lungen  in  den  Ver- 
sammlungen und  auf  dem  Parteitag.  Die  Oppostionsbe\vo;;uii<2:  endete  mit 
einer  totalen  Niederlage.  Das  erklärt  sich  aus  zwei  Gründen.  Einmal  hatten 
die  Werner,  Wildberger  und  Genossen  mit  ihrer  principiellen  Beschwerde 
zugleich  schwere  persönliche  Verleumdungen  gegen  die  Parteileitung  ge- 
^rhleudert,  deren  gänzliche  Haltlosigkeit  zu  Tage  lag.  Sodann  aber  hatten  die 
meisten  der  in  den  Localorganisationen  führenden  Genossen,  aus  denen  sich 
das  Gros  der  Parteitage  zusammensetzt,  die  Revision  der  adten  Auffassung, 
die  von  den  parlamentarischen  Führern  eingeleitet  worden  war,  tatsächlich 
mitgemacht.  Als  charakteristisches  Zeugnis  für  die  Wandlung,  die  sich  im 
Innern  der  Partei  vollzogen  hatte,  mögen  die  Worte  des  Genossen  E.  Fleisch- 
m  a  n  n  -  Frankfurt  am  Main  hier  Platz  finden.    Er  sagte  in  Halle: 

>Sic  werden  sich  alle  sclir  wolil  zu  erinnern  \vi:-scn,  dass  es  eine  Zeit  wo  es 

fast  ein  moderner  Spoü.  geworden  war,  etwas  revolutionär  zu  renommieren.  Wir 
haben  dieses  Treiben  fast  überall  wahrnehmen  können.  Man  renommierte  einer- 
seits beständig  mit  der  Behauptung,  die  parlamentarische  Tätigkeit  führe  uns  nicht 
zum  Ziel,  und  anderer.seils  wurde  immer  auf  den  sogenannten  Rrossoi  kammenden 
Tag  hingedeutet,  welcher  die  Menschheit  mit  einem  Schlage  erlösen  sollte.  Der- 
artige Leute  gibt  es  noch  liier  und  da  in  unseren  Reihen  ;  icli  habe  keine  Veranlassung, 
Namen  zu  nennen,  aber  ancli  ich  halte  es  für  notwendig,  dass  wir  uns  in  einer  be- 
stimmten Richtung  ganz  entschieden  äussern  und  den  vuii  im>  zu  gehenden  Weg  be- 
zeiehnen....  Geben  wir  ihm  [dem  Militarismus]  keine  Gelegenheit  zum  Einbauen  auf 
die  Massen,  dann  haben  wir  im  Interesse  der  Fortentwickelung  unserer  Bewegung 
mehr  getan,  als  mit  alier  Rcvolutior.sniaclierei  und  mit  dem  Hindeuten  auf  jenen 
grossen  Tag,  auf  Putsche  luid  dergleichen.  Die  grosse  Masse  ist  zum  Classcn- 
bewusstsein  zu  bringen,  alles  andere  sind  nebensächltclie  Fragen.«*) 

*->  ^  crgl.  das  I'rotokoU  de«  Hallenser  i'aiu-itjg»,  pjj^.  94-<^3. 
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Liebknecht  suchte  in  Halle  seine  antiparlamcntarische  Haltung  von 
1869  plausibel  zu  machen,  durch  die  Erklärung,  der  Norddeutsche  Bund  sei 
eine  MSssgeburt  gewesen,  ein  Rechtsboden,  auf  den  er  sich  nicht  habe  drängen 
lassen  wollen..  Mit  der  Schaffung  des  Deutschen  Reichs  sei  die  Situation 
eine  andere  geworden.  Wo  allgemeines  Wahlreclit  herrsche,  könne  man  den 
Parlamentarismus  nicht  als  Schwindelsystem  bezeichnen.  Tauge  die  Volks- 
vertretung nichts,  SO  trage  nicht  das  parlamentarische  System  die  Sebald 
daran,  sondern  der  Unverstand  der  Massen,  die  leider  noch  allzu  oft 
ihre  Feinde  wählen.  Da  sei  der  Hebel  ati  zu  setzen.')  In  Erfurt  wiederholte 
Liebknecht  nachdrücklichst  diese  Argumentation.  Sobald  die  Mehrheit  der 
Stimmen  auf  unserer  Seite,  wfirde  die  Klinke  der  Gesetzgebung  im  Reichstag 
ebensogut  für  uns  arbeiten,  wie  heute  für  unsere  Gegner;  er  wolle  nicht  be- 
haupten, dass  man  auf  dem  Wege  der  Gesetzgebung  alle  Fragen  lösen  könne. 
>Aber  zeige  man  mir  doch  einen  anderen  Weg,  der  zum  Ziele  führt.«  Der 
Weg  der  Gewalt  führe  zum  Anarchismus.  »Das  Revolutionäre  liegt  nicht  in 
den  Mitteln,  sondern  in  dem  2leL  Gewalt  ist  seit  Jahrtausenden  ein 
reactionärer  Factor.«') 

Wie  Liebknechts  Auslassungen,  so  waren  diejenigen  Bebels  eine  scharfe 
Absage  an  die  alte  Taktik.  Der  niedrigen  Einschätzung  der  parlamentarischen 
Reformarbeit  durch  die  Opposition  stellt  er  in  Halle  den  Satz  gegenüber: 

>Den  ungeheuren  Anhang  und  das  Vertrauen  in  den  Arbeitermassen  haben  wir  nur, 
weil  diese  sehen,  dass  wir  praktisdi  ffir  sie  tiitig  sind  und  sie  nicht  nur  auf  die  Zu- 
kunft des  socialistiscben  Staates  verweisen»  von  dem  man  nicht  weiss«  wann  er 
kommen  wird.«"*) 

In  Bezug  auf  den  gewaltsamen  Umsturz  erklärt  Bebel  in  Erfurt,  dass  uns 
das  Bekenntnis  zu  dieser  Taktik  in  eine  Revolution  verwickeln  würd^  in  dCT 
wir  »wie  die  Spatzen  jämmerlich  zusammengeschossen  würden«. 

»Wer  heute  noch  angesichts  der  kolossalen  Fortschritte  nicht  nur  auf  militairischem» 
sondern  auch  auf  politischem  und  insbesondere  auf  ökonomischem  Gebiet  j^Iaulit.  wir 
Sodaldemokraten  möchten  mit  den  Mitteln  der  bürgerlichen  Partei,  wie  zum  Beispiel 
mit  dem  Barricadenbau,  zum  Ziel  kommen,  der  irrt  sich  gewaltig,  der  verkennt  total 
die  Natur  der  Zustände,  in  denen  wir  uns  befinden.  Genau  so,  wie  die  Grund- 
stellung, die  wir  dem  Staat  und  der  Gesellschaft  gegenüber  einnehmen,  eine  total 
verschiedene  ist  von  derjenigen  aller  früheren  Oassen  und  Parteient  so  rind  wir 
auch  in  der  Erringung  des  letzten  Ziels  auf  ffanr  neue  Wege  und  neue 
Mittel  angewiesen,  das  ist  meine  felsenfeste  CtK.Tzcugtmg.«^") 

Mit  dem  Gedanken  einer  politischen  Revolution  ist  eng  verknüpft  die  Idee 
einer  Dictatur  des  Proletariats  als  eines  Übergangsstadiums  nach 
dem  siegreichen  Niederwerfen  der  Bourgeoisie.  Wie  man  damals  in  der 
Reidistagsfractton  auch  darüber  dachte,  zeigt  die  Antwort,  die  Grillen» 
berge r  dem  Abgeordneten  Bennigsen  am  28.  Februar  1891  gab,  als  dieser 
den  bekannten  Brief  von  Karl  Marx  der  Partei  aufs  Conto  setzen  wollte  und 
daraus  den  Schluss  zog,  dass  es  der  Fraction  nicht  so  recht  Ernst  sei  mit 
ihrer  reformatorisdien  Tätigkeit.  Grillenberger  anerkannte  die  Tatsache,  dass 
Marx  die  Dictatur  des  Proletariats  ins  Programm  aufgenommen  wissen  wollte. 

»Aber  Herr  von  Bennigsen  hat  beizufügen  vergessen,  dass  die  sodaldemokratische 
Fsrtei  sich  diesem  Programmvorschlag  nicht  gefügt  hat  Marx  war  ja  gerade 
darüber  ungehalten,  dass  die  deutsche  Socialdcmokratie  sich  ihre  programmatischen 
Bestimmungen  so  zurechtgelegt  hat,  wie  sie  es  für  die  deutschen  Verhältnisse  für 
richtig  hielt,  und  dass  infolgedessen  von  einer  revolutionären  Dictatur 
des  Proletariats  bei  uns  niemals  die  Rede  ge wesen  ist«") 

VergL  ibid.,  pag.  <)5-0. 
•)  VtigL  dai  PtotokoU  dw  £ift»t«  Jtutdtagi,  pag.  ao6. 
^  y«ifL  da«  notokeU  dM  HiUanMr  Futeitags,  pig.  10s. 
das  Protokoll  det  Bifartet  Piitdtap^  pag.  17s. 

SO  Gl&tK  ibid.,  pag.  75. 
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Ausser  den  Jungen  hatte  niemand  in  der  Partei  an  dieser  Erklärung  An- 

stoss  j^enommen.  Sie  entsprach  der  herrschenden  Stimmunt^.  Die  Mce  der 
politischen  Revolution  erschien  aus  der  taktischen  Combination  über  den  vor- 
aussichtlichen Gang  der  Dinge  endgütig  ausgemerzt. 

Aber,  man  schafft  nichts  ab,  was  man  nicht  ersetzt.  Der  Ersatz  war  be- 
reits da.  An  .Stelle  der  Revolutionsidee  trat  die  Kladderadatsch- 
illusion.   Woher  kam  dies^  ? 

Ihre  Mutter  war  die  Marxsche  Krtsentheorie;  ihr  Vater  der  Engelssche 
Glaube  an  einen  nahe  bevorstehend  i  <  uropäisxrhcn  Krieg.  In  dem  Feuer- 
gcistc  Rebcls  feierten  sie  ihre  Wrinahlung.  Bebel  hak  den  Glauben  an  eine 
in  greifbare  Nälie  gerückte  Erfüllung  der  socialistischen  Endzielhoffnung  für 
unentbdirlich  zur  Erhaltung:  kämpf  froher  Begeisterung  in  der  Masse,  denn: 
>die  Elemente,  aus  welchen  die  Partei  besteht»  haben  .!'  Ursache,  hoch- 
gradig unzufrieden  und  damit  auch  hochgradig  ungeduldig  zu  sein,  und 
sie  wünschen  und  erwarten  mit  Recht,  dass  eine  Umgestaltung  aller  \  er- 
hältnisse  baldififst  eintrete.c^')  Praktische  Reformen  sind  gut,  aber  sie 
genügen  nicht,  um  die  F'artri  zti^-.imnuiiznlinltcu ;  »wenn  wir  unser  schönes 
Ziel  in  nebelhafte  I-'eruc  rücken  und  inmier  betonen,  dass  erst  künftige  Gene- 
rationen es  erreichen  werden,  dann  läuft  uns  die  Masse  mit  vollkommenem 
Recht  auseinander.«*') 

Diese  Ansicht  i^-t  zwar  falsch.  Sie  steht  auch  in  sclirotfiiii  \\'ider>i>ruch 
zu  der  oben  citierten  Erklärung  Bebels  auf  dem  Hallenser  Parteitag,  dass 
wir  den  ungeheuren  Anhang  und  das  Vertrauen  in  den  Arbeitermassen  nur 
unserer  praktischen  Tätigkeit  und  nicht  der  1  1  >  -  n  Verweisung  auf  den  Zu- 
kunftsstaat ver(laid<en.  Dessenungeachtet  fand  die  neue  Illusion  rasch  Ein- 
gang in  die  Ideenwelt  der  Partei.  Man  glaubt  ja  so  gerne,  was  man  wünscht. 
I7nd  die  hinreissende  Beredsamkeit  des  allbeliebten  Fuhrers  tat  das  äbrige. 
Für  Bebel  gibt  es  weder  Probleme  noch  Zweifel.  Seine  jeweilige  Auffassung 
ist  ihm  alleinicfe  Wahrheit,  unumstössliche  Gewissheit.  Er  ist  keine  wissen- 
schaftliche, kriiisch-forschende,  sondern  eine  künstlerische,  gestaltende  Natur. 
Nicht  durch  logische  Dcduction  wirkt  er;  sondern  durch  p^hologische 
Suggestion.  Die  neue  Hypothese  wird  in  seinem  Geiste  sofort  ZUr  neuen 
Wahrheit,  und  er  verkündet  sie  mit  der  Kraft  und  Kühnheit  innerster  Über- 
zeugung : 

»Die  bürgerliche  Gesellschaft  arbeitet  so  kräftig  auf  ihren  eigenen  Untergang  los, 

dass  wir  nur  den  Moment  ah/uwarten  hraitchcn.  in  dem  wir  die  ihren  H.Hnden  ent- 
fallende Gewalt  aufzimclnncn  lialKii.  Und  wie  in  Dcuiscldaiul,  so  m-lnnfn  in  ganz 
Europa  die  Dinge  eine  (iostaltung  an.  dass  wir  auch  hier  alle  Ursache  haben,  uns 
darüber  zu  freuen.  Ja.  i  c  Ii  bin  überzeugt,  die  \'  c  r  w  i  r  k  1  i  c  h  u  n  r 
unserer  letzten  Ziele  ist  so  nahe,  dass  wenige  in  diesem 
Saale  sind,  die  diese  Tage  nicht  erleben  werdenM^) 

Den  etwas  skeptischer  denkenden  Freunden  ruft  er  zu: 

»Nehmt  euch  in  acht,  es  geht  euch  eines  Tages,  wie  den  törichten  Jungfrauen  in  der 
Bibel,  wenn  der  Bräutigam  kommt,  dann  haben  sie  kein  Ol  auf  der  Lampe.  Mit 
anderen  Worten:  Ihr  scluint  wenig  die  wahre  Situation  zu  begreifen,  dass  ihr 
überrascht  werdet  von  den  Ereignissen  und  nicht  wisst,  was  ihr  zu  tun  habt!«^') 

Schon  sieht  Bebel  die  Gegner  »in  vollständiger  Verzweigung«;  er  ist  über- 
zeugt, dass  »kein  vernünftiger  Mensch«  mehr  darüber  im  Zweifel  sein  kann, 
dass  die  Katastrophe  nur  noch  eine  Frage  der  Zeit  ist,  und  zwar  der  aller- 
nächsten Zeit: 

Vci>;l.  ihi.!.,  pag.  J^i. 

")  Vergl.  ibid..  piK-  i75- 
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»Icli  ir.achc  kein  Hehl  daraus,  idi  habe  mich  riesig  gefreut,  als  kürzlich  mein  Freund 
Friedrich  l-.ugels  in  scintin  htkannton  Briel  im  Socialistr.  den  auch  unsere  Presse 
TCrÖffentliclue.  i-  i  ii  t-  n  Umschwung  der  Dinge  von  Grund  aus 
S^K^n  <1 -  J '1  !i i'^')^'  iii  Aussicht  stellte.  V'ollniar  glauljte  darühcr  si)ütt(.In  ni 
IcÖfUWfl.  ich  dagegen  schrieb  Engels:  Alter,  Du  und  ich.  wir  sind  die  einzigen  Jungen 
in  unserer  Partei.  Man  mag  lachen  und  höhnen  iil)er  das  Prophezeien ;  denkende 
Menschen    kommen    ohne    dasselbe    niclit    au  s.t'« ) 

Es  ist  klar,  dass  der  zuversichtliche  Glaube  an  einen  bevorstehenden  Selbst- 
mord der  capitalistisdien  Gesellschaft,  an  einen  greifbar  nahen  Kladdera- 
datsch, der  die  socialistisclic  Wcltcnwende  einleitet,  der  Wertschätzung  der 
praktischen  Reformen  noch  innerhalb  der  gegenwärtigen  Gesellschaft  nicht 
günstig  sein  konnte.  In  dem  Masse,  wie  Bebel  von  der  Kladderadatschillusion 
^fangen  genommen  wird,  gibt  er  die  hohe  principielle  Bewertung  der  Gegen- 
wartsarbeit, die  er  1881  itn  Ki  ichstaq-  vertreten  hatte,  auf.  Was  ihm  damals 
als  Factoren  einer  organisch-revolutionären  Entwickclung  erscheint,  sinkt  nun 
wieder  in  die  Kat^^orie  der  Palliatitmitfelehen  und  Concessiönchen  herab. 
Diese  Wandlung  der  Werte  tritt  bereits  scharf  heraus  in  der  Polemik  gegen 
A^ollmar.  Bel)el  präcisiert  <1( n  Gegensatz  zwischen  seiner  und  der  Vollmar- 
sehen  Auffassung  in  Erfurt,  wie  folgt: 

»Das  Ziel  in  seiner  Gesamtheit  ist  die  Hauptsadie,  und  das  andere  Nebensache. 
Wie  weit  wir  in  Rezug  auf  einzelne  Concessiönchni  gekommen  sind,  in  dem  Augen- 
blick, wo  wir  das  Ganze  glauben  erreicheti  zu  können,  das  ist  nebensächlich  für  uns. 
Vollmar  erklart  umgekehrt  das  grosse  allgemeine  Ziel  als  das  vorläufig  Neben- 
sächliche und  aK  Haupt >ache  die  nächsten,  praktischen  Forderungen, 
die  wir  zu  erreichen  haben.  Das  ist  ein  so  principielier  Gegensatz, 
wie    er    schärfer    gar    nicht    gedacht   werden  kann...«'^) 

Principicll  und  scharf  war  dieser  Gegensatz  nur  für  den,  der  den  ».'\tigcn- 
blick,  wo  wir  das  Ganze  glauben  erreichen  zu  könnenc,  in  das  Jahr  1898 
verlegte.  Wer  nicht  von  der  Illusion  einer  nahen,  plötzlichen  Weltwende 
befangen  war,  für  den  lag  hier  kein  principielier  G^ensatz  mehr  vor. 
Der  principielle  Gegensatz  zwischen  alter  und  neuer  Taktik  war  ab- 
getan mit  dem  Kampf  gegen  die  Jungen.  Hatte  man  einmal  den  Gedanken 
der  politischen,  durch  active  Prop^anda  vorzubereitenden  Revolution  auf- 
gegeben, hatte  man  sich  der  Zukunft  gegenüber  auf  den  Standpunct  des  Ab- 
wartens  und  Prf»pliezeicns  gestellt,  —  und  das  hatte  Bebel  nicht  minder  wie 
Vollmar  getan  — ,  dann  war  die  verschiedene  Beantwortung  der  Frage  nach 
•dem  Wann  der  Eroberung  der  Staatsgewalt  eine  Sache  des  verschiedenen 
Temperaments  und  der  vcr^:c]li(•(lcncn  Urteilskraft.  Kinen  Termin  in  die 
taktische  l^cchnwig  einzustellen,  ging  nicht  an.  Für  die  praktische  Betätigung 
der  Partei  mussten  die  Reformforderungen  in  erster  Linie  stehen. 

Vollmar  glaubte  nicht  an  die  Kladderadatschprophezeiung;  er  hält  über- 
haupt »ein  sprungweises  Umwandeln,  ein  Abreisscn  der  Verhältnisse  heute 
tmd  ein  plötzliches  Heraustreten  morgenc  für  undenkbar,  für  eine  nahe 
Weltwende  sieht  er  weder  die  politischen,  noch  die  ökonomischen  Voraus- 
setzungen gegeben.  Von  diesem  Standpunct  aus  zieht  er  lediglich  die  logische 
Consequenz  aus  dem  seit  Jahren  acceptiertcn  neuen  taktischen  Princip,  der 
positiven  Reformarbeit.  Er  gibt  die  Endziele  als  Direciiven  für  luiser  poli- 
tisdies  Handeln  nicht  auf. 

»Aber  neben  diesem  allgemeinen  oder  Fernziele  ist  eine  nälicre  Etappc;  die  Fr>rd< 
ning  der  unmittelbarsten  Volksbedürfnisse  und  die  Erringung  der  nächsten  Forde- 
rungen ist  für  mich  eine  Hauptsache,  nicht  nur  deswegen,  weil  sie  von  grossem  agi- 
tatorischem Wert,  von  grosser  Werbekraft  auf  die  Massen  ist,  sondern  auch  deshalb, 
weil  nach  meiner  Überzeugung  dieses  allmähliche  Fortschreiten,  diese  allmäh- 

VsrgL  ibixL,  pag.  383-283.  * 
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liehe  Socialtsternng  der  natni-gemäss  vorgezdclinete  Weg  der  fortschreiten- 
den Übergänge  ist.t^^) 

In  den  praktischen  Reformen,  die  wir  durchzusetzen  haben,  in  der  positiven 
G^enwartsarbeit  vollzieht  sich  nach  Vollmars  Auf  fasung  »die  organische 
Überleitung  der  alten  in  die  neue  Welt«.  Das  war  dersetbe 
Standpunct,  den  Bebel  in  dem  Citat  von  1881  vertreten,  den  er  inzwischen, 
geblendet  von  der  Kladderadatschillusion,  verlassen  hatte  und  den  er  nun 
als  Versumpfung  stigmatisiert,  mit  demselben  Recht,  wie  die  Jungen  seine  Ab- 
kdbr  von  der  politischen  Revtdution'  als  Vtrsumffmng  brandmarkten. 

Volhnar  schien  1891  mit  seiner  Auffassung  der  Taktik  fast  isoliert.  Er 
war  es  in  Wirklichkeit  viel  weniger,  als  es  auf  dem  Parteitag  den  Anschein 
hatte.  Man  kämpfte  gegen  ihn  nach  der  altbewährten  Methode,  den  Gegner 
mit  einem  groben  Sdilagwort  totzuschlagen,  mit  einer  plausiblen  Unter- 
stellung-, die  den  nur  oberflächlich  Unterrichteten  leicht  eingeht  und  sie 
zugleich  mit  heiliger  Entrüstung  erfüllt.  Das  Schlagwort  lautete  damals 
RegierungssoeiatmiuX  Vollniar  wiH  mit  der  Regierung  Frieden  schliessen; 
er  will  für  das  Unsengericht  einiger  Reformen  das  demokratische  Erst^ 
geburtsrecht  auf  das  ganze  Endziel  preisgeben,  so  hallte  es  in  der  Parteipresse 
und  auf  dem  Parteitag  wider.   Der  Beweis  fehlte;  aber  der  Verdacht  genügte. 

Kann  man  mit  dieser  Methode  nun  zwar  immer  wieder  einen  momentanen 
Stimmungserfolg  erzielen,  so  kann  man  doch  niemals  mit  ihr  ein  von  der 
Wirklichkeitsentwickelung  erzeugtes  Problem  aus  der  Welt  schaffen.  Das 
Problem  bleibt,  der  Mjeinungskampi  bricht  von  neuem  aus  und  dauert  bis  zur 
sachlich  befriedigenden  Ldsm^. 

Wir  wollen  in  einem  zweiten  Artikel  den  weiteren  Verlauf  des  Streite» 
um  das  taktische  Grundprincip  bis  zur  gegenwärtigen  Situation  verfolgen. 
Dabei  wird  sich  zeigen,  dass  nicht  der  Revisionismus,  sondern  der  Radicalismus 
eine  neue  Wendung  im  taktischen  Verhalten  der  Fartei  erstreb^  eine  Wen- 
dung, die  ihm  duKh  den  Zusammenbruch  der  Zusammenbruchstfaeorie  auf- 
genötigt wurde. 

xxxxxxxxxxxxxxxxxxxxxxxxxxxxxxxxxxxxxxxxxxxxx 
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Es  darf  wohl  als  bdcamit  Toranagesetzt  werden,  dass  weder  der  Sdireiber  dieses, 
noch  sonst  einer  derjenigen,  die  man  heute  mit  Vorliebe  als  Rtvüiomsten  be- 
zeidmct,  die  Frage  einer  Revision  des  1891  in  Erfurt  angenommenen  Programms 
der  deutschen  Socialdemokratic  zuerst  auf  die  Tagesordnung  gesetzt  hat.  Der  Sache 
nach  ward  es  vielmehr  schon  drei  Jahre  nach  seiner  Herstellung  in  Gestalt  einiger 
seiner  Leitsatze  in  Frage  gestellt,  als  1894  auf  dem  Parteitag  zu  Frankfurt  am  Main 
Bruno  Scfaoenlank  und  Georg  von  Vollmar  den  von  ihnen  gestallten  Antn«  auf 
Ausarbeitung  eines  besonderen  agrarpoUtischen  Programms  mit  Ausführungen  be- 
gründeten, welche  Zweifel  an  der  vollen  Richtigkeit  des  auf  die  Agrarverhältnisse 
bezüglichen  Inhalts  jener  Leitsätze  ausdrückten.  Stärkere  Angriffe  gegen  diesen  Punct 
des  Programms,  insbesondere  den  Absatz  5  des  ersten  Teil»  des  Programms»  brachtet» 
die  nun  folgenden  Debatten  über  die  Agrarfrage  die  durdi  den  sie  betr^endcn  Be- 

VergL  ibid,,  pag.  tSa. 


Digitized  by  Google 


EDUARD  BERNSTEIN  •  CIN  VORWORT  ZUR  PROORAMMREVISION 


19 


achluss  des  Breslauer  Parteitages  /1895/  bloss  zdtwd%  onterbrochen  wurden. 
Kautsigrs  1899  erschienene  Arbeit  Die  Agrarfrage  bedeutet,  weim'sie  auch  alles  Mög- 
liche aufbietet,  den  Grundgedanken  jenes  Programmpunctcs  zu  retten,  doch  factisdl 
das  Zugeständnis,  dass  er  in  seiner  vorliegenden  Form  eine  faUche  Fassung  erhahen 
hat,  während  Eduard  Davids  Anfang  1903  herausgekommenes  Werk  Socialismus  und 
LmtdwirUehaft  auch  den  Grundgedanken  für  unhaltbar  erklärt 

Vor  Kautksys  Agrarfrt^e  noch  erschienen  in  der  Neuen  Zeit  des  Schreibers  Aufsätxe 
Probleme  des  Socialismus.  deren  Gcdankengehalt  dann  in  der  Schrift  Die  l'oraus- 
setsungen  des  Socialismus  eine  systematischere  Ausarhtitung  und  Ergänzung  er- 
hielten. In  seine  Polemik  gegen  diese  Sehrift  zog  nun  Kautsky  ganz  allgemein  das 
sodaldemokrattsche  Programm  htnetn,  indem  er  sie  als  mindestens  mit  den  sechs 
ersten  Satzstücken  des  theoretischen  Teils  des  Erfurter  Programms  in  Widerspruch 
stehend  erklarte.  Der  Parteitag  von  Hannover  /1899/  nahm  alsdann  nach  einem  Refe- 
rat Bebels,  das  im  wesentlichen  der  Widerlegung  der  genannten  Schrift  gewidmet 
war,  mit  grosser  Mehrheit  eine  Resolution  an,  die  sich  gegen  eine  Revision  der  bis- 
herigen Grundansdiauui^en  der  Partei  aussprach,  zeitigte  aber  eine  gante  Reihe 
von  Aeussertingcn,  aus  denen  hervorging,  dass  mindestens  eine  namhafte  Zahl  von 
Delegierten  dies  nicht  so  verstanden,  dass  nun  das  Parteiprogramm  selbst  als  unan- 
tastbar gelten  sollte,  sondern  ihrerseits  es  im  einen  oder  anderen  Punct  immerhin 
für  verbesscrungsfähig  hielten.  Und  auf  dem  Parteitag  von  Lübeck  /1901/  erklärte 
andi  Bebel,  er  sei  «nicht  der  Meinung,  dass  wir  noch  längere  Jahre  unser  jetaiges 
Programm  ungeändcrt  behalten  werden,«  er  »habe  gar  nidits  dagegen,  dass  wir  im 
nächsten  Jahre  eine  Rcvistonscommission  einsetzen«.*) 

Dazu  ist  es  jedoch  weder  auf  dem  darauf  folgenden  Parteitage  in  München 
/1902/,  noch  auf  dem  Parteitag  von  Dresden  /1903/  gekommen.  Man  kann  der 
Partei  daraus  keinen  Vorwurf  madicn.  Die  vielen  Kämpfe  aller  Art,  die  sie  an 
führen  hat,  lassen  ihr  wenig  Zeit  und  Stimmung  übttg,  sich  mit  theoretischen  Fragen 
abzugeben,  deren  Erörterung  nicht  durch  Vorgänge  im  praktischen  Kampf  auf  die 
Tagesordnung  gesetzt  wird.  Wer  Geschichte  macht,  pdcgt  das  Philosophieren  über  Ge- 
sdiichte  entweder  anderen  zu  uberiasscn  oder  so  lange  binausauschieben,  bis  er  von  der 
Action  zurückgetreten  ist.  Die  letzten  Jahre  sind  aber  für  die  deutsche  Sodaldemo- 
kratie  alles  andere  gewesen,  als  Jahre  beschaulichen  Ausruhens. 

Oh  CS  in  den  folgenden  Jahren  weniger  lebhaft  in  ihr  zugehen  wird,  kann  niemand 
voraussagen.  Gewinnt  die  Partei  mehr  Müsse,  so  wird  sie  siclier  die  erste  Gelegcti- 
hdt  ergreifen,  die  nun  einmal  als  der  Lösung  bedürftig  erklärte  Frage  auch  ge- 
bölirend  in  Erörterung  zu  zidien.  Solcher  Erörterung  vorzuarbeiten  ist  der  Zweck 
des  nachfolgenden. 

XXX 

Vier  Fragen  hat  sich  meines  Erachtens  eine  Programmrevision  vorzulegen.  Sie  . 
lauten : 

f.  Ist  das  Programm  in  seiner  jetzigen  Gestalt  zweckmässig  aufgebaut? 

2.  Enthält  es  Puncte  oder  Teile,  die  als  überflüssig  geworden  oder  als  von  Grund  auf 

als  falsch  erkannt  aus  ihm  zu  entfernen  sind? 

j.  Enthält  es  Puncte.  die  nur  Teilwahrheitcn  sind  oder  einen  richtigen  Gedanken  falsdl 
oder  unklar  ausdrucken  und  deshalb  der  Abänderung  bedürfen? 
4.  Bedarf  es  in  irgend  weldier  Hinsicht  der  Ergänzung  oder  Erweiterung? 
Was  Punct  x  betrifft,  so  kann  er  nur  mit  Heranziehung  von  Punct  4  ersefaSpfcnd 

I)  VergL  das  Protokoll  des  Labecker  Parteitags,  pag.  itö. 
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bctiandelt  werden.    Der  Aufbau  eines  Programms  bestimmt  sich  nach  der  Natur 

und  Masse  der  Gegenstände,  über  die  es  sich  ziisainmeiifasseiu!  äussern  soll.  Es  gfibt 
socialistische  Programme,  die  kürzer  sind,  als  das  Erfurter  Programm;  es  gibt  aber 
auch  socialistische  Programme,  die  ganz  erheblich  länger  sind,  weit  mehr  in  Ein- 
zelheiten eingehen,  als  jenes.  Je  kfirzer  aber  ein  Programm,  in  um  so  weniger  Ru- 
briken braucht  es  eingeteilt  zu  werden,  während  ein  sich  über  alles  Mögliche  ver- 
breitendes Programm  ohne  Grui)pic'rtnig  der  vielen  Puncte  in  Rubriken  von  massigem 
Umfang  jeder  Ubersicht  ermangeln  wurde. 

Die  deutsche  sodalderaokratischc  Parte»  hat  auf  den  verschiedenen  Parteitagen, 
die  sie  seit  dem  Jahre  der  Schaffung  des  Erfurter  Programms  abg^alten  hat,  zu 
Fragen  der  Zeit  (ZoU-  und  Verkehrspolitik,  Wohnungsfrage,  Cartelle  etc.)  in  ein- 
gehend erörterten  'Ro<o!u»ionen  pn"nri])ii'll  Stellung  genommen,  für  deren  Aiifnahnu- 
in  das  I'arteiprogramm  triftige  Grunde  ins  I'VId  geführt  werden  kcmnen.  Wird  ihnen 
nacligegeben  und  sollen  auch  die  noch  zur  Erörterung  stehenden  Fragen  der  Com- 
munalpolitik  im  Programm  berücksichtigt  werden,,  so  würde  es  bei  blosser  An- 
fügung der  betreffenden  Resolutionen  an  das  Programm,  wie  dies  jetzt  zusammen- 
gestellt ist.  nicht  sein  Bewendori  haK'n  können,  sondern  eine  voIKtnndige  Xeuciti- 
tcilung,  eine  ganz  andere  Gruppierung  des  in  ihm  behandelten  Stoffes  nötig  werden. 
Es  gilt  also,  sich  über  die  Frage  zu  verständigen,  ob  eine  solche  Erweiterung  des 
Programms  ratsam  ist  oder  nidit  . 

Ich  setze  in  einer  Hinsicht  Übereinstimmung  bd  allen  Parteigenossen  voraus, 
die  überhaupt  der  Programmfragc  .Aufmerksamkeit  zuwenden,  nämlich  darin,  dass 
sie.  unbeschadet  ihrer  sonstigen  Mcinungsunter.schiedc.  doch  sämtlich  den  Wunsch 
hegen,  das  Parteiprogramm  nach  ganz  bestimmten  Grundsätzen  folgerichtig  auf-  und 
ausgebaut  zu  sehen.  Keiner  wird  wünschen,  dass  über  die  Aufnahme  von  Puncten 
ins  Parteiprogramm  etwa  Bequemlichkeitsgründe  oder  Rücksichten  bloss  äusser- 
lichcr  Zweckmässigkeit  das  entscheidende  Wort  sprechen,  sondern  alle  werden  gleich- 
massig  wünschen,  dass  bei  Regelung  dieser  Frage  nach  einheitlichen  Normen  ver- 
fahren, jede  Laune  oder  WiUkur  ausgeschlossen  wird. 

Nun  ist  das  Programm  cur  Zeit  der  Form  nach  zweiteilig,  der  Sache  nach  min- 
destens dreiteilig,  indem  seine  Sätze  in  folgende  drei  genau  zu  unterscheidende 
Aharten  zerfallen  rcspective  sich  in  sie  auflösen  lassen: 

1.  Sätze,  die  sociale  Erscheinungen  der  Zeit  feststellen  und  ihre,  aus  der  Natur  der 
Dinge  selbst  sich  ergebenden  sachlichen  Folgerungen  vorausbestimmen,  die  darin 
wissenschaftliche  Allgemeingiltigkeit  beanspruchen  und  gerade 
deshalb  nich^  als  specifische  Parteidogmen  der  Socialdemo- 

k  r  a  t  i  c  anzu.sehcn  sind  : 

2.  Sätze,  die  speciell  von  der  Socialdcmokratie  vertretenen  Grundsätzen,  Über- 
zeugungen oder  Bestrebungen  Ausdruck  geben  und  dcmgemäss  in  ihrem 
Kern  Giltigkeit  als  Dogmen  der  Partei  bean^ruchen; 

3.  Sätze,  welche  die  ans  Anwendungeii  der  Parteidogmen  auf  die  gdcennzeichneten 
socialen  Erscheinungen  sich  ergebenden  nächsten  Forderungen  der 
Partei  formulieren. 

Demgemäss  muss  für  jede  dieser  Abarten  eine  gewisse  Norm  bestehen,  innerhalb 
weldHa*  Grenzen  oder  unter  welchen  Voraussetzungen  die  für  sie  in  Betracht  kom- 
menden Tatsachen  im  Programm  Erwähnung  zu  finden  haben.   Anders  ausgedrückt, 

es  muss  ein  Massstab  dafür  Geltung  haben,  wann  eine  Erscheinung,  ein  Grundsatz, 
eine  Forderung  für  wesentlich  genug  zu  erachten  sind,  um  Anspruch  auf  Aufnahme 
im  cnt^rechenden  Teil  des  Programms  zu  haben.  Wobei  wiederum  Voraussetzung 
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ist,  (lass  die  benannten  drei  Gruppen  selbst  ais  notwendige  Bestandteile  des  Programms 
anerkannt  sind. 

Von  vornherein  kann  dies  nur  für  das  zweite  nnd  dritte  der  aufgezählten  Programm- 
•elemente  als  ausser  Frage  beseichnet  werden.  Ein  Parteiprogramm,  das  sieh  nicht  fiber 

die  Grundsätze,  die  Bestrebungen  und  Forderungen  der  Partei  Insser^  ist  ein  Unding. 
Anders  mit  denjenigen  Sätzen,  welche  nichts  postulieren,  sondern  nur  sociale  Er- 
sclicinungcn  der  Zeit  und  ihre  Tendenzen  eingehender  kennzeichnen.  Dass  sie  kein 
imerlässlicfaer  Bestandteil  eines  sodaldemokratischen  Programms  sind,  geht  aus  dem 
Umstand  hervor,  dass  die  früheren  Programme  der  deutsdien  Sodaldemokratie  ohne 
sie  auskamen  respcctive  sich  mit  ganz  kurzen  und  sehr  allgemein  gehaltenen  Kenn- 
zeichnungen der  heutigen  Gesellschaftszustiindc  begnügten.  Dasselbe  ist  der  Fall  bei 
<len  Programmen  einer  Anzahl  ausserdeutscher  socialderaokratischer  Parteien,  wie 
2om  Betspiel  denen  der  aocialistischen  Arbeiterparteien  Englands.  Audi  die  von 
Marx  herrührenden  Einldtungssatze  des  sogenannten  Mmdestprogrumnu  der  fran- 
zösischen gucsdistischen  Arbeiterpartei  beschränkt  sidl  auf  einige  sehr  allgemein 
gefasste  Sätze  über  die  Entwickelungstcndenzen  der  Wirtschaftsformen  und  des 
Kigciitums  in  der  modernen  Gesellschaft.  Die  eingehendere  Begründung  der  socia- 
listischen  Prindpien  und  Forderungen  blieb  oder  bleibt  dabd  spedellen  Programm- 
brosdifiren  überlassen,  an  denen  es  die  betreffenden  ^rtden  audi  nicht  haben  Idden 

lassen. 

Indes  ist  das  Entbehrliche  noch  nicht  das  Überflüssige.  Da  die  Arbeiterbewegung 
ihre  Taktik  und  ihre  Forderungen  in  letzter  Instanz  auf  Grund  ihrer  realen  Bediirf* 
nisse  formuliert,  wie  sich  diese  unter  gegebenen  wirtschaftlichen  und  politisdien  Ver* 
haltnissen  herausstellen,  kann  sie  allerdings  zdtwdlig  audi  bd  dnem  sehr  mangd- 
tiaftcn  Programm  richtig  und  erfolgreich  operieren,  während  andererseits  selbst  das 
beste  Programm  nicht  vor  groben  Fehlern  in  der  Pra.xis  schützt.  .\ber  welcher  ver- 
nünftige Mcnscli  wird  aus  dieser  unbestrittenen  Tatsache  nun  den  Schluss  ziehen,  dass 
es  überhaupt  gleichgiltig  sei,  ob  die  Partd  dn  Programm  hat,  wie  ddi  in  ihm  Wahres 
und  Palsdies  misdit  und  ob  es  vollständig  oder  unvollständig  ist?  Das  hiesse  Un- 
V.  issenheit  und  Wissen  auf  dne  Stufe  stellen,  wdl  Unwissende  zuweilen  klüger 
handeln,  als  Wissende.  Wir  müssen  uns  vielmehr  sagen,  dass  da,  wo  die  grösstc  theo- 
retische Klarheit  herrscht,  unter  sonst  gleichen  Umständen  auch  die  grösste  Wahr- 
scheinlichkdt  richtigen  Handdns  gegeben  ist  und  dass  infolgedesKn  auch  in  der 
Programmfrage  der  Grundsatz  zu  gelten  hat:  nur  das  Bestnlögliche  ist 
gerade  gutgenug.  Wer  nicht  von  diesem  Grundsatz  ausgeht,  der  handelt  am 
richtigsten,  wenn  er  der  Frage  der  Programmrevision  g.inzlich  fernbleibt. 

Eis  ist  also  die  Frage  zu  beantworten,  ob  die  theoretische  Klarheit  dadurch  gewinnt, 
dass  die  in  der  Partd  vorherrsdicnden  Ansächten  fiber  die  Tendenzen  der  wirt- 
«chaltlidien  und  politisch-sodalen  Entwickelung  der  Gesellschaft  eingdiend  im  Pro- 
gramm der  Partei  festgestellt  werden. 

Auf  den  ersten  Blick  mag  dies  als  unzweifelhaft  erscheinen.  Sind  nicht  diese  An- 
sichten das  Ergebnis  der  Forschungsarbeit  der  Theoretiker  der  Partei?  Bilden  sie 
nidit  das  theoretlsdie  Fumfament  der  von  der  Pärtd  vertretenen  Bewegung?  Sind  sie 
•es  nicht,  die  den  Bewds  liefon,  dass  die  spedfisch  sodalistischcn  Bestrebungen  der 
Social demokratie  keine  Utopiccn  sind,  sondern  ursächlich  aus  dem  tatsächlichen  Ent- 
wickelungsgang  der  Gesellschaft  herauswachsen?  Lacfern  sie  nicht  d.ini-.t  auch  zugleich 
der  Bewegung  den  denkbar  sichersten  Compass  für  alle  die  Fragen,  denen  gegenüber 
•ifie  allgemeinen  Gnmdsitze  und  die  praktischen  Forderungen  des  Programms  nidit 
ausrddien?  Muss  man  nicht,  wenn  man  sidi  dies  alles  uberlegt,  das  genauere  Ein- 
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gdMn  auf  die  Wtrtschaftlich-sociale  Entwickdung  in  den  neueren  socialistischen  Pro- 
grammen als  einen  Fortschritt  dieser  über  die  früheren  hinaus  betrachten,  den  preis- 
geben die  Bewegung  theoretisch  schwächen  hiesse? 

In  diesen  Sätaen  liabcD  wir  das  aoaanunengefasst,  was  unseres  Erachtens  im  Laufe 
der  Debatten  der  letzten  Jahre  an  rationeilen  Argumenten  zur  Verteidigung  des  Er- 
furter Programms  in  seiner  jetzigen  Gcj^talt  teils  wirklich  vorgebracht  worden  ist, 
teils  hatte  vorgebracht  werden  k<jniicn,  das  heisst  diejenigen  Argumente,  denen  man 
eine  gewisse  Berechtigung  nicht  abstreiten  kann.  Aber  die  Sache  ist  mit  ihnen  nicht 
att  Ende.  Es  8t(^  ihnen  niinltc]i  der  Einwand  gq^enfiber,  dass  Programme  von  Kampf- 
Parteien  stets  einei^  ziemlidi  ausgeprigten  anomatischodogmatisdien  Charakter 
tragen,  was  zwar,  soweit  es  sich  um  Prociamation  von  Grundsätzen  und  Forderungen 
handelt,  ganz  in  der  Ordnung  ist,  aber  bei  Darlegungen  üIht  übjeetive  ICntwickelungs- 
tendenzen  seinen  grossen  Haken  hat.  Der  Rahmen  eines  Programms  setzt  dem  Ein- 
gehen auf  IQnzelheiten  bestimmte  nnfiberadirdtbare  Graizen,  so  dasa  es  da  sddiess- 
lidi  doch  bei  Verallgemeinerungen  gröberer  Natur  bleibt,  die^  sobald  sie  axiomatisch 
vorgetragen  werden,  um  so  mehr  der  Gefahr  ausgesetzt  sind,  mi ssverstanden  oder 
missdeutet  zu  werden.  In  generalibus  latct  error,  wie  das  alte  Sprichwort  lautet. 
Kommen  doch  in  unserem  Falle  zumeist  Kennzeichnungen  von  socialukonomischcn 
Gesetzen  der  Tendenz,  das  heisst  von  &itwidce1ungstendenzen  in  Betradit,  die 
sich  im  Wirtschafts-  oder  im  weiteren  socialen  Leben  mehr  oder  minder  deutlich 
offenbaren,  aber  sich  in  der  Wirklichkeit  nie  bis  zu  Ende  rein  durchsetzen  und  über 
deren  schliessliches  Ergebnis  sicli  Voraussetzungen  mit  sozusagen  matheTnatischer 
Gewissheit  nicht  aufstellen  lassen.  Auch  ihre  Erklärung  oder  Ableitung  iät,  wie  die 
Geachidite  dner  ganzen  Reibe  von  Wirtsehaftsersdiemungcn  gezeigt  hat,  nicht  immer 
sdir  einfach  oder  vor  Missgriffen  geschützt  In  dner  Programmbroschüre  kann 
man  auf  alles  das  Rücksicht  nehmen,  ohne  ihr  an  Kraft  zu  rauben.  Weder  ist  sie 
an  die  Form  axiomatisch  gefasster  Sätze  gebunden,  noch  braucht  sie  für  alles  in  ihr 
Gesagte  dogmatische  Geltung  zu  beanspruchen.  Ganz  anders  ein  Programm.  In 
einem  solchen  wcSX  alles  knapp  und  bestimmt  lauten  und  beansprucht  jeder  Satz 
Gdtung  als  dn  GlaubensartikeL  Es  sollten  also  in  du  solches  ausser  den  Stücken,, 
die  Grundsatze,  Bestrebungen  und  Forderungen  formulieren,  nur  solche  Sätze  hinein- 
kommen, die  wirklich  wissenschaftlich  unanfeclitbar  sind.  Und  nur  wenn  der  fe^te 
Wille  vorherrscht,  ohne  Rücksicht  auf  Überlieferungen  und  sonst  verehrte  Autoritäten 
der  Sprache  der  wissenschaftlich  festgestellten  Tatsachen  vorbdialtlos  Rechnung  zu 
tragen,  hXitn  die  Bedenken  hinweg,  die  g^;en  die  Ausstattung  des  Programms  mit 
entwickelungstlftoretischen  Sätzen  sprechen. 

Da  solcher  Wille  nur  dort  verbürgt  ist,  wo  nicht  theoretische  Mcinungsverschied  mi- 
heiten  stark  mit  persönlichen  Gegnerschaften  und  taktischen  Streitlragen  verquickt 
sind,  kann  ich  es  nidit  bedauern,  dass  die  Programmrevision  in  Deutsdiland  von  der 
Partd  bisher  immer  wieder  vertagt  worden  ist,  tmd  habe  mich  denn  auch  sdir  in  den 
letzten  Jahren  gehütet,  den  Anträgen  auf  Vornahme  der  Revision  das  Wort  zu  reden. 
Zu  lebhaft  stand  noch  vor  meinem  Auge  die  Zeit,  wo  der  <>fficielle  Theoretiker  der 
Partei  mir  mit  dem  Erfurter  Programm  in  der  Hand  nadilicf  und,  auf  die  sechs 
theoretischen  Eingangssätze  deutend,  alle  Gläubigen  vor  mir  als  einem  gefährlichen 
Ketzer  warnte.  Mdne  damaligen  Er&hrungen  bestätigten  mir,  was  ich  sdnerzeit 
Friedridi  Engds  nicht  recht  hatte  glauben  wollen,  dass  man  eine  Programmrevision 
eher  zu  früh  als  zu  spät  ins  Werk  setzen  kann. 

Inzwischen  ist  etliches  Wasser  ins  Meer  gelaufen,  einige  Auslandsparteien,  die 
Österreichische  und  die  ungarische  Socialdemokratie,  die  franzdsisdien  Socialisten  etc.,. 
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liaben  ihre  Programme  revidiert,  und  —  siehe  da  — ,  die  Piincte,  die  ich  Abtrünniger 
de*  Erfurter  Programms  bemäi^t  hatte,  fiqden  adi.in  den  neuen  Programmen 
entweder  gßr  nicht  oder  nur  in  abgeschwaditer  Form  vor.  Wenn  persSnlidie  Vor- 
eingenonunenheit  hier  tmd  Opportunisnm  dort  zu  diesen  Abweichangcn  bemerkt  hat, 
sie  seien  nicht  wegen,  sondern  trotz  meiner  Kritik  vorgenommen  worden,  so  kann 
ich  diese  Lossagungen  um  so  ruhiger  hinnehmen,  als  die  ungewollte  Bestätigung  meiner 
Einwinde  ja  vid  nadidruddidieres.  Zeugnis  für  sie  ablegt,  als  die  Zustimmung 
Gleididcnkender.  Auf  das,  was  die  Menschen  tun,  kommt  es  an,  nicht  auf 
das,  was  sie  sagen.  Unter  diesem  GesichtqMmct  hat  mir  denn  auch  trotz  mancher  Ge- 
nugtuung, die  sie  mir  brachten,  weder  das  neue  Programm  der  österreichischen  Social- 
derookratie  noch  das  der  Socialdcmokraten  Ungarns  so  grosses  Vergnügen  gemacht, 
wie  der  Programmentwurf  der 'russischen  Manüsten  von  der  Richtung  der  hkrv. 

Man  höre,  wie  diese  Gruppe,  för  die  der  Schreiber  dieses  der  Verworfenste  der  Ver- 
worfenen ist.  sich  über  das  Schicksal  der  Mittelschichten,  die  das  Erfurter  Programm 
einfach  versinken  lässt,  äussert: 

»Üas  Herrschaftsgebiet  der  capitalistischcn  Productionsverhältnisse  dehnt  sich  immer 
mehr  aus.  indem  (Hc  hestanchRC  Veri'ollkonunnung  der  Technik  zugleich  damit,  dass 
sie  die  wirtschaftliciie  Bedeutung  der  Grossuntoriuiimer  erhöht,  zur  Verdrängung  der 
kleinen  selbständigen  Producenicn  führt,  einen  Teil  von  ihnen  in  Proletarier 
TerwMidelt.  die  Bedeutung  der  übrigen  im  socialwirtschaftl  lien  Leben  herabsetzt 
und  sie  teilweise  in  eine  mehr  oder  minder  vollständige,  mehr  oder  minder  deutliche, 
meiir  oder  minder  schwere  Abhängigkeit  vom  Capital  versetzt«') 

Man  kann  sich  nicht  correcter,  nidit  viwsiditiger  ausdrüdcen.  Der  nationalliberalste 

deutsche  Professor  der  Volkswirtschaftslehre  wird,  wenn  ihm  der  Satz  vorgel^  wird, 
keinen  Angenliück  Bedenken  tragen,  ihn  zu  unterschreiben.  Der  Schluss  mit  dem 
dreimaligen  mehr  oder  minder  wird  ihm  vielleicht  etwas  zu  schwammig  vorkommen, 
aber  zu  schwammig  ist  besser,  als  zu  apodiktisch;  es  compromittiert  unter  keinen 
Umständen.  Auf  nuhr  oder  minder  kann  man  jeden  Eid  lasten. 

Der  Programmentwurf  des  im  Gebaren  apodiktischsten  Flügels  der  russisdien  Sodat- 
dcniokratie  lässt  uns  diesem  mehr  oder  minder  und  ähnlichen,  ganz  und  gar  nicht 
apodiktischen  Wendungen  noch  an  anderen  Stellen  begegnen,  wo  ökonomische  Ent- 
wickelungen  geschildert  werden.  Und  um  die  Wahrheit  zu  sagen,  wir  nnd  weit 
entfernt,  den  Gebraudi  dieser  Vorsichtssätze  emsthaft  zu  tadeln,  wir  können  ihn  viel- 
mehr an  den  betreffenden  Stdlen  nur  gutheissen.  Er  zeigt,  dass  das  gebrannte  Kind 
das  Feuer  zu  scheuen  gelernt  hat.  Allerdings  sind  die  Einschränkungen  nicht  überall 
am  Platze.  Ein  Programm,  in  dem  sie  überwuchern,  würde  den  Spott  geradezu  her- 
ausfordern. Es  gilt  hier  zu  unterschdden,  Gesetze  der  Tendenz  und  ihre  Resultate 
streng  ausdnanderzuhalten.  Sdireiber  dieses  hat  das  schon  im  Vorw^  zur  franzo- 
si sehen  Ausgabe  der  Voraussetzungen  scharf  betont,  wo  er  die  von  Marx  herrühren- 
den Einleitungssätze  des  französischen  Mindestprogramms  mit  den  Einleitungssätzen 
des  Erfurter  Programms  verglich.  Ich  erklärte  dort,  dass  meines  Erachtens  die 
ersteren  den  letzteren  »unter  allen  Gesichtspuncten  überlegen«  sdea 

»Sie  beschränken  sich  darauf,  die  allgemeinen  Tendenzen  der  modernen  Industrie, die 
allmähliche  Beseitigung  der  individuellen  Form  durch  die  Collectivform  zu  kenn- 
zeichnen und  mit  grosser  Vorsicht  in  möglichst  knappen  Worten  das  allgemeine  Ziel 
der  Partei  und  die  für  die  Errddiung  des  Ziels  notwendigen  cUconomischen  Bedin- 
gungen darzulegen. 

Die  theoretischen  Sätze  des  Erfurter  Programms  sind  ziemlich  wettläufig  gehalten. 

Sie  bilden  nicht  mehr  eine  vorsichtig  gehaltene  Darlegung  von  Tatsachen  und  Ten- 
denzen, sondern  eine  dramatische  Schilderung  von  [zu  erwartenden]  Resultaten. 

«)  Verel.  den  Entwarf  ein«  PtogranoM  dar  SociaUUmokraHuhtn  ArMierpmrtei  JtuaslamU,  deiitwh  > 
veröffentlicht  in  den  DocwMcalm  äts  SoetMsmms,  IIL  Bd.,  pag.  S6. 
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Die  Sprache  ist  hcinahc  pathetisch:  eine  Anklageschrift  voller  Leben,  ein  Appell  an  dns 
'    Gemüt,  an  die  Leidenschaft.    Ein  ausgezeichnetes  Stück  für  die  Agitation,  wo  die 
Übertreibung  durdi  die  Notwendigkeit  gerechtfertigt  ist,  die  trägen  Geister  aof- 

turütteln.  Aber  es  bleibt  nicht  mehr  bei  den  Tatsachen,  es  ist  nicht  mehr  Wissenschaft.«*) 

Soll  das  socialdemokrati flehe  Erfurter  Progframm  revidiert  werden,  so  ist  vor  allem 
Sorge  dafür  zu  tragen,  dass  der  hier  angezeigte  Fehler  vermieden  und  aus  den 
Sätscn,  die  aus  dem  alten  ins  revidierte  Programm  hinubergenommen  werden,  das 
ao^emerzt  wird,  was  ihnen  als  Ergebnis  jener  vergüten  Tendenz  anhaftet.  Die 

Abänderung  der  Einlcitungssätze  muss  in  dem  Bewusstsein  vorgenommen  werden, 
dass  sie  auf  längere  Zeit  hinaus  geschieht  —  man  ändert  Programme  nicht  alle  paar 
Jahre  ab  —  und  dass  es  sich  dabei  um  eine  Urkunde  handelt,  die  durch  ihren  ge- 
danklichen Inhalt  wohl  die  Agitation  der  Partei  geistig  befrnditen  mid  ihr  ein  Leit- 
faden, eine  Riditschnur  sein  »oll,  die  aber  in  Form  and  Ton  nicht  selbst  auf  die 
Agitation  gestimmt  ru  sein,  sondern  nur  der  einen  Anforderung  Genfige  zu  leisten 
hat,  dass  sie  vor  der  Wissenschaft  mit  Ehren  besteht. 

£s  hat  der  Programmrevision,  wenn  dies  Resultat  erzielt  werden  soll,  eine  Discussion 
vorauszugehen,  die  durch  kerne  Nebenrfidcsiditen  gefalsdit  wird.  Keine  Person- 
lidikeitsfragen,  keine  Rucksichten  auf  Fragen  der  Taktik  dürfen  in  die  Debatte  über 
,  den  theoretischen  Teil  des  Programms  hineingetragen  werden.  Es  ist  das  unter 
Umständen  schwer  zu  vermeiden,  weil  Theorie  und  Taktik  in  einem  organischen, 
wenn  auch  nicht  immer  erkannten  Zusammenhang  mit  einander  stehen.  Aber  das 
rationelle  Verhältnis  ist  hier  dies,  dass  die  Theorie  auf  die  Taktik  dnwirken  soll 
und  nicht  umgekehrt  Und  so  ist  es  zweckmässig,  für  die  Programmrevision  einen 
Zeitpunct  zu  wählen,  wo  keine  taktischen  Streitfragen  tiefergehender  Natur  die 
Gemüter  erhitzen,  wo  im  grossen  und  ganzen  jener  Seelenzustaiui  in  der  Partei 
herrscht,  der  sich  mit  dem  einst  als  Güttcsfncdcn  bezeichneten  Zustand  vergleichen 
lässt  Dass  er  alsdann  mit  theoretischer  Indifferenz  zusammenfällt,  ist  aus  einer 
ganzen  Reihe  von  Gründen  nicht  zu  befürchten.  Die  theoretischen  Erörterungen  wer- 
den vielmehr  gerade  dann  den  besten  Boden  in  der  Partei  vorfinden,  wenn  sie  nidlt  in 
Form  von  Zank  und  persönlicher  Verketzertuig  gepflogen  werden. 

Um  was  handelt  es  sich  bei  der  Programmrevision Von  Meinungsverschiedenheiten 
hlnsiditlich  der  nächsten  Forderungen  der  ^rtei  ist  im  Laufe  der  Jahre 
Untwenig  zu  Tage  getreten.  Damit  soll  nicht  gesagt  werden,  dass  nicht  auch  hier 
manches  der  Nachprüfung  bedarf  und  allerhand  Ergänzungen  sich  als  spruchreif  er- 
weisen werden;  aber  ein  lebhaftes  Rcvisionslx-dürfnis  h.Tt  sich  in  dieser  Hinsicht 
nicht  geltend  gemacht.  HinsichtHch  der  Grunds  ätze  der  Partei  ist  von  Revisionen 
überhaupt  nichts  hörbar  geworden.  Nur  über  die  objectivcn  Kitwidcdungstendenzen 
der  modernen  Gesellschaft  uiul  die  tief  ergreif  enden  Bestrebungen  der  Sodaldemokratic, 
soweit  sie  durch  jene  bestimmt  werden,  herrscht  stärkere  Mcinungsvcrschiedenlicit 
und  demgemäss  auch  grösseres  Nachprüfungs-  oder  Revisionsbedürfnis.  Unbedingte 
Unterschrift  dürften  die  betreffenden  Sätze  des  Erfurter  Programms  heute  wohl  bei 
keinem  Sodalisten  mehr  finden,  der  sich  mit  theoretisdien  Fragen  beschäftigt  Ihr 
Wert  für  die  Partei  besteht  heute  wesentlich  darin,  dass  sie,  alt  Ganzes  be- 
trachtet, doch  in  die  zutreffende  Richtung  weisen.  Einzeln  untersucht  bieten  sie  je* 
doch  alle  der  Kritik  Blossen  dar. 

Drd  Wege  bieten  sich  der  Partei,  wenn  sie  diesen  Zustand  nicht  beibehalten  will,  zur 
Bdiebnng  dessdben  dar. 

>)  Vergl.  dac  Vorwort  zur  fra&iöfisclMa  Aoigabe  der  VaraustetzunieH  des  SodaUsmms,  devtsch  ver- 
«CBBOkbt  VDter  dem  THd  Am  mäm  «scfaMUteAm  KrtUktr  ia  den  SaeialUHBeken  JUiMMMfflm 
pag.  s. 
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1.  Sic  kann  die  Einlcitungssätze  des  Programms  nacli  dem  Vorbild  des  französisclien 
Mindestprogramms  auf  ein  paar  Sätze  rcducicrcn,  die  zwar  über  die  speciellen  Ent- 
wickdunffsprobleiiie  der  Gegenwart  wenig  aussagen»  aber  die  allgenwine  geschieht- 
lidie  Tendenz  der  Entwicklung  des  Eigentums  und  der  V^rtsdiaftsformen  unan- 
fechtbar kennzeichnen. 

2.  Sic  kann  das  Programm  so  lassen,  wie  es  jetzt  ist,  und  nur  einige  Schönheu ^tclik-r 
aus  einzelnen  der  Einleitungssutze  entfernen;  zum  Beispiel  den  allzu  bestimmten 
Anfetellungen  über  Versinken  der  Mittelschichten,  Expropriation  der  Bauern,  Wadis- 
tum  der  Reservearmee,  Zunahme  der  Krisen  etc.  eine  etwas  weniger  crasse  Form  geben* 

3.  Sie  kann  das  ganze  Programm  der  Xachprüfiing  unterwerfen,  mit  den  Einleitungs- 
sätzen auch  die  aus  ihnen  abgeleiteten  Folgerungen  in  die  Revision  hineinziehen, 
um  fesuustellen,  ob  und  inwieweit  diese  durch  die  sich  als  nötig  erweisenden  Ab- 
änderungen jener  in  Mitleidenschaft  gesogen  werden. 

Entschliesst  sie  sich  für  das  letztere,  SO  ist  damit  von  selbst  gegeben,  dass  sie 
sich  dann  auch  über  die  cinganRs  erörterte  Frage  der  Erweiterung  des  Pro- 
gramms klar  zu  werden  hat.  Iis  liegt  nicht  im  Plan  dieses  Artikels,  näher  und  mit 
bestimmten  Vorschlägen  auf  die  Substanz  der  Programrarevision  einzugehen. 
Das  uAl  den  Gegenstand  eines  besonderen  Aufsatzes  bilden,  während  uns  hier  mdir 
die  formale  Seite  der  Frage  beschaftigL  Aber  so  viel  glauben  wir  dodi  auch  hier  schon 
als  den  Ausdrwck  unserer  Überzeugtmg  bezeichnen  zu  müssen,  dass,  wenn  überhaupt 
revidiert  werden  soll,  das  ganze  Programm  in  die  Debatte  gezogen  werden  rauss. 
Und  wir  sind  weiterhin  der  Ansicht,  dass  selbst  bei  den  meisten  derjenigen,  die  an  den 
Einkitungssatzen  des  Programms  in  ihrer  jetzigen  Gestalt  nur  sehr  wenig  zu  ändern 
finden,  der  Vorschlag  einer  Erweiterung  des  Programms  kaum  auf  irgend  welchen 
Widerstand  Stessen  würde.  Die  Charakteristik  des  modernen  Cartellwesens  und  die 
Folgerungen,  die  sich  aus  ihr  für  die  Socialdemokratie  in  Theorie  und  Praxis  er- 
geben, gehurt  angesichts  des  grossen  Umfangs,  den  diese  Bewegung  mittlerweile  er- 
hu^  hat,  unzweifelhaft  in  das  Parteiprogramm,  sohmge  dies  überhaupt  daran  fest* 
hält,  die  Hauptmomente  der  Wirtschaftsentwickclung  der  Gegenwart  genauer  ab- 
zuzeichnen. Wir  stehen  nicht  mehr  vor  den  ersten  Anfängen  des  Cartcil-  beziehungs- 
weise Syndikatswesens,  der  Trust-  und  Fusiunsbestrebungen,  sondern  haben  eine 
Ausbreitung  dieser  Tendenzen  tmd  Bewegungen  vor  uns,  aus  der  so  viel  mit  Sicherheit 
gcsdilossen  werden  kann,  dass  es  sich  bei  ihnen  um  eine  bleibende  Ersdieinung 
des  modernen  Wirtschaftslebens  handele  deren  mögliche  Rüdewirkungen  auf  die 
Gestaltung  der  Arbeiterlage  im  besonderen  und  der  Einkomuienilverteilung  und  Con- 
sumentwickelung  im  allgemeinen  es  zu  kennzeichnen  gilt. 

Noch  andere  bezeichnende  Seiten  der  modernen  Wirtschaftsentwickelung,  wie  die 
zunehmende  Mobilisierung  der  ^gentums-  und  Einlnmunenstitel  und  ihre  Bedeutung, 
haben  auf  ausdrücklidie  Betonung  im  Färteiprogramm  Anspruch.  Auf  der  anderen 
Seite  wird  es  nicht  länger  angehen,  eine  so  wichtige  Frage  der  Gestaltung  des  Arbeiter- 
lebens, wie  es  die  Wohnungsfrage  heute  ist,  bei  AufzälUmig  der  nächsten 
Forderungen  der  PWei  naermtert  zu  hissen,  noch  wurden  wir  es  für  richtig  halten, 
es  in  Ben«  auf  sie  mit  einer  lakonischen  Erwähnung  bewenden  zu  lassen.  Nodi  kann 
die  Frage  der  Verkehrspolttik,  auf  deren  Gestaltung  die  .\rbciter  in  den 
vorpe<;chrittenen  Ländern  immer  grösseren  Einfluss  gewinnen,  mit  der  blossen  Fest- 
stellung der  Gegnerschaft  gegen  Zolle,  wie  sie  jetzt  in  Pimct  10  des  zweiten  Teils  des 
Programms  figuriert,  für  genügend  behandelt  gelten. 

Mit  diesen  wenigen  Beispiden  mag  es  hier  sdn  Bewenden  habenl  Sie  aUetn  zeigen 
schon,  dass  eine  Erwdterung  des  Programms  kaum  abzuwdsen  ist  Die  nähere  Be- 
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lenditiuig  dieser  Frage  wird  aber  erkennen  lassen,  dass.  wie  oben  schon  bemerkt,  die 
Erweiterung  des  Programms  eine  Neudntcilung  seines  Inhalts  erheisdieB  wird. 

Das  Erfurter  Programm  der  deutschen  Soctaldcmokratie  wurde  geschaffen,  als  die 
Partei  chcii  aus  der  ausnalmicRcsctzlichen  Stellung  herausgetreten  war.  Noch  befand 
man  sich  in  der  Epoche  des  Fuhlens  und  Tastens,  in  der  Stimmung,  wie  sie  ein 
Provisorium  notwendig  mit  sich  bringt  Viel  tiefer  ist  seitdem  die  sodalistisdie  Se- 
wing in  das  Volksleben  eingedrungen,  viel  fester  hat  sie  sich  auf  den  verschiedenen 
Gebieten  der  pc-otzgcberischcn.  administrativen  und  frciorganisatori^chon  Arbeit  der 
'  Nation  verankert.  Man  denke  an  den  Umfang  und  die  Bcdeutimt;.  welche  die  conunu- 
nale  Arbeit  der  Social dcmokratie  vielfach  erlangt  hat,  an  die  Tätigkeit  der  Arbeiter- 
vertreter in  der  Arbeiterversicherung,  in  den  Gewerbegerichten,  an  den  vor  zwölf 
Jahren  von  vielen  für  unmöglich  gehaltenen  Aufschwung  des  Gewerkschaft swesens, 
an  die  kaum  geahnte  Entwickclung  der  Arbeiterconsumgenosscnschaften,  und  7ulet2t, 
aber  nicht  zum  wenigsten,  an  die  grosse  Zunahme  der  socialistischen  \'ertretung  im 
Reiclisparlamcnt,  die  Steigerung  des  Gewichtes,  das  die  Social dcmokralic  bc»  allen 
widttigen  Fragen  der  Reichsgesetzgebung  in  die  Wagschale  zu  legen  hat  Unsere 
Zeit  hbi  schnell  und  beurteilt  demgemäss  den  Gang  der  Tagesereignisse.  Aber  wenn 
man  einen  Rückblick  wirft  auf  das,  was  die  socialistische  PewcRunt;;  vor  zwölf  Jahren 
war,  und  es  mit  dem  vergleicht,  was  sie  heute  ist,  dann  wird  man  sich  erst  der  Tat- 
sache bewusst,  dass  ein  wahrhaft  bedeutendes  Stück  Umwälzung  hinter  uns  liegt,  und 
begreift  es  als  die  natfirlidiste  Sache  von  der  Wdt,  dass  das  damals  geschaffene  Pro- 
gramm heute  weder  qualitativ  noch  quantitativ  genügt 
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Dm  dl  Ev<4utioii  stir  Rcvolutton  —  durch  fc>rtge>etzte  Demokratisieruiig 
und  Socialisierung  des  Gesellschaftskörpcrs  zur  völligen  Umgestaltung  der 

capi  tat  istischen  in  die  socialistische  Gesellschaft:  das  ist.  mit  wenigen  Worten 
gdcemizeichnet,  der  Standpunct  der  Revisionisten  in  der  Partei.  Sie  glauben 
nicht  an  das  Wunder  der  plötzlichen  Katastrophe,  halten  diejenigen,  die  die 
Massen  durch  diesen  Wunderglauben,  der  in  völligem  Gegensatz  steht  zur 
materialistischen  Geschichtsauffnssune;-.  zu  elektrisieren,  zu  fanatisieren 
suchen,  nicht  für  wirkliche  Revolutionäre,  sondern  sind  im  Gegenteil  der  An- 
schautmg,  dass  dieser  unseligfe  Wahn  nur  lähmend  auf  die  Tätigkeit  der  Ar- 
l)citer.  ihre  Ortjanisationcn  auf  allen  Gebieten  auszuhauen,  wirken  nuiss. 

Dass  der  revisionistische  Standpunct  heute  noch  nicht  von  der  Mehrheit  der 
Parteigenossen  verstanden  wird,  ist  nur  zu  erklärlich.  Es  ist  die  Sehnsucht 
nach  dem  Heil,  der  Wunsch,  möglichst  bald  herauszukonmien  aus  der  Misere 
der  capitalistischcn  Misswirtschaft,  unter  der  grosse  Massen  der  Proletarier 
dahinvegetieren,  welcher  sie  jubelnd  jenen  Genossen  zustimmen  heisst,  die 
ihnen  verkünden,  dass  der  grosse  Ta^  der  Erlösung  nun  in  greifbare  Nähe 
gerückt  sei.  illaltcn  Sie  uns  doch  nicht  Ständig  auf  mit  Ihrcti  ewigen  Be- 
denken«, rief  unter  'Zustimmuncf  der  Mehrheit  der  Genossen  ein  Redner  in 
einer  Hamburger  Partciversanmilung  den  sogenannten  Rez'isionisten  zu,  »die 
Proletarier  besitzen  längst  die  nötige  Reife  zur  Leitung  der  wirtschaftlichen 
Betriebe.  Glauben  Sie  etwa,  dass,  wenn  wir  morgen  die  Hamburg-America- 
Unit  übernehmen  sollten,  es  uns  an  Kräften  dazu  fehlen  würde  ?€  Es 
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schmeichelt  dem  Selbstbcwitsstsein  der  Massen,  wenn  ihnen  so  ihre  Reife 
attestiert  wird;  wer  diese  Verherrlichung  der  Volksmajestat  nicht  mitmacht, 
ist  oline  weiteres  dringend  verdächtigt  die  Sociatdemokratie  an  die  bürger- 
liche Gesellschaft  angliedern,  den  Classenkampf  abschwächen  oder  gar  gan* 
aufgeben  zu  wollen.  Zum  Glück  für  die  deutschen  Arbeiter  lassen  sich  die- 
selben heute  jedoch  nicht  mehr  durch  solchen  Utopismus  abhalten,  ihre  müh- 
same Organisationsarbeit  fortzusetzen;  das  dieme  Mass,  sich  gegen  die  Profit- 
j^er  des  Capttals  zu  wehren,  die  sich  dm  unorganisierten  Arbeitern  durch 
Lohnreductionen«  Verlängerung  der  Arbeitszeit  ständig  fühlbar  macht,  zwingt 
sie  dazu. 

Aber  um  wie  viel  gewaltiger  müsste  der  Fortschritt  sein,  wenn  die  grossen 
Massen  von  der  klaren  Erkenntnis  durclidrungcn  wären,  dass  ihre  Organi- 
sationen nicht  nur  ein  Mittel  sind,  in  der  beutigen  Gesellschaft  dem  Capital 
Ueine  Vorteile  abzuringen,  sich  der  schlimmsten  Ausbeutung  durch  dasselbe 
zu  erwehren,  sondern  dass  der  Ausbau  von  Gewerkschaften  und  GenoMen» 
Schäften    absolut    notwendig   ist    zur  endlichen  Befreiung 
des  Proletariats  aus  den  Fesseln  der  Lohnsclavcrei.  Die 
Oefahr  ist  noch  längst  nicht  fiberwunden,  dass,  wenn  infolge  eines  Geschäfts- 
rückganges die  Arbeiter  bei  ihren  wirtschaftlichen  Kämpfen  nicht  den  ge- 
wünschten Erfolg  haben,  sie  von  lähmendem  Pessimismus  crfasst  werden  und 
ihrer  Gewerkschaft  den  Rücken  kehren.    Es  nützt  ja  doch  nichts  ist  die  be- 
kannte Redensart  dieser  Missmutigen.  Die  Cai»talisten  kennen  diese  Schwädie 
der  Arbeiter;  sie  verstehen  es  vorzüglich,  durch  den  von  ihnen  bei  Gcscliäfts 
flauen  ausgeübten  unerhörten  Terrorismus,  durch  die  Anwendung  der  Hunger- 
pettsche,  durch  Entlassungen,  Massregelungcn  der  eifrigsten  Gewerkschafts- 
mitglieder die  Arbeiter  in  dem  Gefühl  ihrer  scheinbaren  Ohnmacht  gegenüber 
dem  organisierten  Unternehmertum  zu  bestärken.    Plötzlich  entdecken  in  sol- 
chen Situationen  dann  auch  theoretische  Freunde  der  Gewerkschaften  aus  dem 
bürgerlichen  Lager,  welche  zur  <Zeit  der  Prosperität  die  Macht  der  Organi« 
sation  gar  nicht  genug  preisen  konnten,  CrcuMän  der  Gczverkschaftsbewegimg. 
Alten,  erfahrenen  Gewerkschaftern  klingt  es  nur  zu  bekannt,    wenn  jene 
Leute  jetzt  plötzlich  deducieren:  >Je  weiter  die  Anhäufung  des  Capitalismus, 
^e  VergrSssernng  der  Betriebe  und  vor  allem  die  Organisation  des  Unter- 
nehmertums fortschreitet,  um  so  sicherer  wird  die  ehemals  so  schneidige  und 
gefährliche  VVafte  des  Strikes  in  den  Händen  der  Arbeiter  stumpf«,  und  wenn 
dann  weiter  gesagt  wird:  »das  Schwergewicht  des  gewerblichen  Kampfes  darf 
nicht  mehr  bei  den  Gewerkschaften  liegenc  und  schliesslich  die  poUHsehe 
Arbeitcrz'crtretung  als  alleinige  Rettung  vor  (Icr  entsetzlichen  Macht  des  Capi- 
tals  empfohlen  wird.*)    »Alles  schon  dagewesen«,  könnten  die  Gewerkschafter 
dem  Mann  mit  Ben  AldlMi  antwrorten.   Vor,  auf  und  nach  dem  Cölner  Partei- 
/'893/  haben  wir  im  eigenen  Lager  solche  schönen  Lehren  massenhaft 
anhören  müssen.    Aber  w  i  r  sind  trotzdem  nie  müde  geworden,  den  Arbeitern 
^rade  angesichts  der  Tatsache  der  wachsenden  Macht  des  organisierten  Capi- 
tals  die  um  so  notwendigere  Stärkung  ihrer  eigenen  Organisationen  zu  propa- 
gieren.   Leider  mangelt  den  Arbeitern  vielfach  noch  eins:  der  Blick  des  Stra- 
tegen,   die    Übersicht    über    die    wirtschaftlichen  Verhältnisse:    anstatt  im 
rechten  Moment  anzugreifen,  wählen  sie  nur  zu  oft  noch  zum  Kampf  gerade 
den  Zeitpunct  des  Beginns  einer  wirtschaftlichen  Depression  oder  lassen  sich 
durch  Fabrikanten,  die  einen  Strike  unter  Umständen  für  das  beste  Mittel 
halten,  mit  ihren  alten  Lagern  aufzuräumen,  direct  zu  einem  für  sie  von 
Tomherein  aussiditslosen  Kampf  provocieren.  Kämpfen  ist  eine  schwere  Kunst, 

*>  VcTj;!.  Friedrich  Weinhausen:  Grenzen  der  Gewerksekaßsb$H'egung  ia  Uer  HU/e  vom  d,  Dc- 
<MBb«r  1903. 
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die  gelernt  werden  will;  haben  doch  selbst  die  bestorganisierten  Arbeiter,  zum 
Beispiel  die  Buchdrucker,  auf  diesem  Gebiet  Lehrgeld  zahlen  müssen,  E» 

ist  entschieden  zu  verurteilen,  den  nach  einer  Xiedcrlage  ganz  naturgcmäss 
bei  den  Arbeitern  sich  einstellenden  Pessimismus  noch  dadurch  zu  fördern, 
dass  man  ihnen  sa^:  ihr  müsst  jetzt  das  Hauptgewicht  auf  die  politische  Ar- 
beiterbewegung legen;  durch  eure  Gewericschaf tsorganisation  könnt  ihr  eure 
Lage  nicht  verbessern  !  Der  auf  parlamentarischem  Wege  zu  erzielende  Ar- 
beiterschutz, ein  grösseres  Mass  von  Coalitionsfreiheit  sind  ohne  Zweifel  mäch- 
tige Hebd  «ir  Entwickelnng  der  Gewerkschaftsbewegung,  aber  niemals  wird 
durch  Gewährung  solcher  und  anderer  gesetzgeberischer  Massnahmen  der 
wirtschaftliche  Kampf  überflüssig  werden. 

Dieser  Illusion  sollten  sich  nachgera<ie  auch  die  wohlmeinenden  Arbeiter- 
freunde  entschlagcn,  die  sich  nach  Dresden  mehr  als  je  bemühten,  uns  aus- 
einderzuloben.  Der  deutschen  Arbeiterbewegimg  gegenüber  versagt  das  Dnnde 
et  itupcra  für  alle  Zeiteu,  auch  dann,  wenn  wir  uns  einmal  einer  Staatsregie- 
ntng  erfreuen  sollten,  deren  berufener  Leiter  über  etwas  melir  socialpolitisches 
Wissen  verfügte,  als  der  Reichskanzler  Graf  Bülow,  dem  es  vergönnt  war,  in 
seiner  berühmten  Reichstagsrede  vom  lo.  December  1903  mit  den  niedlidistea 
Bonmots  aus  Eugen  Richters  Spur-Agnes  die  Heiterkeit  des  hohen  Hauses  zu 
entfesseln,  der  mit  den  ältesten  ollen  Camellen  aus  der  schönen  Zeit  der  So- 
cialistentöterei  unsern  im  emstesten  Ringen  um  die  Befreiung  des  Proletariats 
ergrauten  Genossen  P.ebel  mit  einer  Zukunftsstaatsdebatte  anzufallen  ver- 
suchte, als  Antwort  auf  dessen  schneidige  und  sachliche  Kritik  der  heutigen 
politischen  und  wirtschaftlichen  Misere.  Wie  sehr  auch  die  Gegner  der  Ar- 
beiterbewegung, gleichviel  welcher  Schattierung,  auf  dem  Holzwege  sind,  wenn 
fie  den.  nach  unserm  glänzenden  Wahlsieg  freilich  alle  Welt  und  die  Revisio- 
nisten in  erster  Linie  überraschenden  Vorgängen  des  Dresdener  Parteitages 
eine  allzu  grosse  Bedeutung  beimessen,  das  werden  sie  schneller  gewahr  werden, 
als  ihnen  lieb  sein  dürfte.  Die  Herrschaften  ahnen  ja  gar  nicht,  MrelcHe  Schatsc 
reiner  U'äsclie  wir  haben  und  dass  das  etwas  aufdringlich  vorgenommene 
grosse  Reinemachen  im  Elbflorenz  in  den  Kreisen,  die  es  doch  in  erster  Linie 
angehen  sollte,  längst  vergessen  sein  wird,  wenn  die  feiner  organisierten 
Nerven  der  hohen  und  höchsten  Herrschaften  noch  immer  einen  molligen 
Kitzel  davon  zu  spüren  vermeinen.  Man  kann  es  verstehen,  angesichts  der 
seil  den  Wahlen,  ganz  besonders  aber  seit  dem  Dresdener  Parteitag,  neuer- 
dings wieder  zu  Tage  tretenden  Socialistenhetze  aus  allen  burgerlidien  Par- 
teien, bis  weit  hinein  in  die  äusserste  Linke  des  freisinnigen  Lagers,  dass 
die  in  Dresden  beschlossene  strenge  Absonderung  der  Partei  von  der  bürger- 
lichen Gesellschaft  den  Genossen  Bebel  zu  der  nicht  ganz  kleinen  Über- 
treibiuig  verleiten  konnte,  dieses  Moment  in  seiner  Entgegnung  auf  die  Kanzler- 
rede als  einen  Jungbrunnen  der  Partei  zu  feiern.  Wenn  auch  flurch  Dresden 
für  manche  uns  schon  nahe  gerückte  Kreise  die  Werbekraft  der  Socialdenio- 
kratie  vielleicht  eine  kleine  Stockung  erfahren  hat,  so  ist  damit  selbstverständ- 
lich dem  schliesslich  doch  naturgemässen  Eindringen  immer  weiterer  bürger- 
licher Schichten  in  die  Socialdemokratie  für  die  Dauer  nicht  um  ein  Jota  Ab- 
bruch getan.  Wir  gehen  ja  nicht  zur  bürgerlichen  Gesellschaft,  sie  kommt 
zu  uns;  darauf  beruht  doch  unsere  Stärke.  Und  übrigens,  wenn  diese  Kreise 
wirklich  etwas  zögern,  was  liegt  daran?  Die  Socialdemokratie  ist  doch  in 
erster  Linie  der  proletarischen  Masse  wegen  da. 

Und  wenn  die  Gegner  auch  mit  Engelszungen  redeten  —  den  Frieden  im  capita- 
listischen  Classenstaat  reden  sie  nicht  heran.  Der  internationale  Classen- 
kämpf  ist  ein  Culturfactor.  mächtiger  als  alle  künstlichen  Schranken,  wddie 
heute  noch  die  Völker  unsinnigerweise  trennen. 
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Die  Erscheinungeu,  die  jetzt  bei  uns  in  Deutschland  im  wirtschaft- 
lichen  Classenkatnpf   erasser,    denn    je,    zu    Tage    treten,    haben  sidi 

unter  gleichen  Verhältnissen  seinerzeit  in  England  abgespielt;  die  Arbeiter 
Englands  haben  den  mächtigen  Coalitionon  des  Capitals  mit  der  Stärkung 
ihrer  eigenen  Organisationen  geantwortet,  haben  ihre  Taktik  nn  Kampfe  den 
veränderten  Verhältnissen  angepasst:  die  Gewerkschaftsbewegun|r  hat  dadurch 
an  Bedeutung  gewonnen,  nicht  verloren.  Es  gilt,  den  Pessimismus  zu  be- 
kämpfen, nicht  ihn  zu  nähren;  das  kann  aber  nur  der,  der  irv  Gewerkschaften 
und  Genossenschaften  etwas  mehr  erblickt,  als  kleinliche  Palliativmittel,  die  im 
Kampfe  zur  Beseitigung  der  Lohnsclaverei  emstlich  gar  nicht  in  Be- 
tracht kommen.  Die  gewerkschaftlicbe  tind  die  ^genossenschaftliche  Tätigkeit 
der  Arbeiter  zur  Stärkung  ihrer  wirtschaftlichen  Macht  im  Verein  mit  ihrem 
Wirken  in  Reich,  Staat  und  Gemeinde  zur  Social! sierung  und  Demokratisierui^f 
dieser  Institutionen:  das  ist  der  Weg  zum  Socialismus.  Je  mehr  in  den  Massen 
hierüber  Klarheit,  Erkenntnis  verbreitet  wird,  desto  weniger  wird  eine  ein- 
tretende Reaction  im  stände  sein,  ihnen  die  Kampfesfreudigkeit  zu  rauben. 
Wie  sehr  aber  gerade  in  den  Reihen  unserer  Radicalen  die  Genihr  besteht,  dass 
sie  der  andrängenden  politiachen  Reaction  gegenüber  die  Arbeiter  von  den 
besonnenen  Pfaden  einer  organischen  Entwicklung  ablenken  und  zu  gefähr- 
lichen Experimenten  führen  könnten,  beweist  die  Tatsache,  dass  man  sich 
in  Dresden,  veranlasst  durdi  einen  dahingehenden  Antrag,  mit  der  itltima 
ratio  des  Classenkampfes  beschäftigen  musste.  Ich  wenigstens  halte  es  ab- 
solut nicht  für  opportun,  heute  den  G  e  n  e  r  a  1  s  t  r  i  k  e  als  Mittt  !  gegen 
die  angedrohte  W  ahlrechisverschlechterung  oder  den  Wahlrechtsraub  ernstlich 
discutteren  zu  wollen  —  diese  Frage  ist  eine  solche  der  Taktik  und  kann  nur 
im  gegebenen  Moment  unter  Berücksichtigung  aller  \'erhältnisse,  der  poli- 
tischen sowohl  wie  auch  der  wirtschaftlichen,  erwogen  werden,  wobei  in  erster 
Linie  der  Stand  der  gewerkschaftlichen  Organisation  und  die  Gefahren,  die 
fuT  diese  durch  einen  Strike  zu  politischen  Zwecken  erwachsen  würden,  in  Be- 
tracht zu  ziehen  wären.  Es  zeigt  uns  aber  die  ganze  Ratlosigkeit  der  ver- 
meintlich Radicalen,  dass  sie,  unmittelbar  nachdem  sie  uns  das  zielbewusste 
Hinarbeiten  auf  eine  Katastrophe  empfohlen  haben,  ffir  den  Fall,  dass  eine 
soldie  wirklich  hereinbrechen  sollte,  als  Rettung  plötzlich  auf  die  Bedeutung 
der  wirtschaftlichen  Organisationen  für  die  Erkämpfung  der  politischen  Frei- 
heit verweisen.  Selbsterkenntnis  ist  cui  Weg  zur  Besserung,  und  wenn  nicht 
alle  Zeichen  trügen,  scheint  diese  im  Anzug  zu  sein,  die  Überschätzung  der 
Bedeutung  des  DrrimiHioiicnstcgcs  hat  ruhigen,  nüchternen  Erwägungen  Platz 
gemacht,  und  bald  dürfte  auch  der  Glaube  an  die  wunderwirkende  Katastrophe 
als  ein  überlebter  Standpunct  betrachtet  werden,  bald  dürfte  die  Mehrheit 
der  Genossen,  den  Utopismus  von  sich  abschüttelnd,  den  Weg  zum  Ziel  in- 
der  systematisch  fortgesetzten  politischen  und  wirtschaftlcheh  Organisations- 

tätigkeit  erblicken. 

Bei  dieser  in  Wahrheit  ziclbewusstcn  Tätigkeit  werden  die  Arbeiter  nun 
allerdings  auch  noch  auf  einen  andern  Widerstand,  und  zwar  des  kleinbfii^er» 
lichen  Elementes  in  ihren  eigenen  Reihen  stossen.  Wriangte  doch  allen  Ernstes 
kürzlich  ein  Kleinkrämer  in  einem  Eingesandt  im  Ilaniburc^cr  Echo,  die  .Ar- 
beiter sollten  ihre  genossenschaftliche  Tätigkeit  zu  gunsten  der  Händler  und 
Krämer,  die  Mitglieder  der  Partei  sind,  einstellen;  für  den  Fall,  dass  dies  nicht 
geschehe,  drohte  er  mit  dem  Abfall  der  Krämer  und  Händler  von  der  Partei. 
tNur  die  allcrdümmsten  Kälber  wählen  ihre  Metzger  selber«,  argumentierte 
er.  Man  sidit,  diese  Leute,  welche,  auf  ihr  Mitgliedsbuch  pochend,  die  natür- 
liche Entwickelung  rückwärtsrevidiercn  wollen,  sind  Herrn  Dr.  Crüger,  der  die 
Consumvereine  in  Kreuznach  und  ebenso  bei  der  letzten  Tagung  des  AügmHnen 
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Verlrandes  in  Danzi^  zu  Gegnern  des  Mittelstandes  zu  stempeln  suchte,  schon 
bedenklich  nahe  gerückt.  Tritt  die  Partei  einmal  aus  ihrer  bisher  den  Ge- 
nossenschaften gegenüber  beobachteten  XeutraUtät  heraus,  erklärt  sie  die- 
selben für  Institutionen,  welche  für  den  proletarischen  Classenkampf  not- 
wendig und  nützlich  sind,  dann  durfte  audi  der  Kleinkrämer  in  Hambnrgr, 
der  jetzt  noch  erklärt:  »auch  wir  wollen  die  grosse  socialistische  Produc- 
tionsgenossenschaft  —  war'  es  nur  erst  so  weit !«,  in  der  Partei  nicht  mehr 
die  Vertretung  seiner  Interessen  erblicken  und  ins  bürgerliche  Lager  ab- 
'  schwenken.  »War*  es  nur  erst  so  weit !«  Auch  in  diesen  Worten  spricht 
sich  die  Sehnsucht  aus.  möglichst  schnell  er!(ist  zu  werden  aus  den  wahrlich 
nicht  beneidenswerten  Verhältnissen  des  Kleinhandeissiandes.  Widerstand 
gegen  die  organische  Entwickelung  —  Warten  auf  das  Wunder  einer  plötz- 
lichen Katastrophe!  Consuni vereine,  Genossenschaften  dürfen  die  Arbeiter 
nicht  gründen,  denn  daflurcli  werden  unsere  Mändlerinteressen  gefährdet,  aber 
mit  einem  Schlage  radical  die  ganze  MHsere  beseitigen  —  da  sind  auch  wir 
mit  dabei.  Dass  ein  solcher  Sprung  aus  dem  capitalistischen  Staat  in  die 
socialistische  Gesellschaft  der  ganzen  bisherigen  geschichtUchen  tttld  wirt- 
schaftlichen Entwickelung  Hohn  spricht,  in  directcin  Widerspruch  zu  den  von 
Karl  Marx  in  seinem  Capital  festgelegten  Entwickelungstendenzen  steht,  alles 
das  kümmert  jene  Leute  nicht,  —  der  Wunsch  ist  bei  ihnen  der  Vater  des 
Gedankens.  Und  geflissentlich  sind  sie  bestrebt,  den  Wert  und  die  Bedeu- 
tung der  Genossenschaftsbewegung  herabzusetzen.  W^as  ist  denn  in  England 
erreicht,  fragen  sie,  in  dem  dassischen  Land  der  Gewerkschafts-  und  Genossen- 
Schaftsbewegung?  Auch  dort  herrsdit  noch  der  Capitalismus,  auch  dort  be- 
finden sich,  wie  bei  uns.  trotz  Arbeiterschutzgesetze.  Gewerkschaften  im-l 
Genossenschaften  grosse  Schichten  der  Arbeiterbevölkerung  im  tiefsten  Elend ! 
Unbestreitbar;  ergo  —  hat's  gar  keinen  Zweck,  ist  unnütze  Kraft-  und  Zeit- 
vergeudung, eure  ganze  praktische  Gegenwartsarbeit!  So  reden  nicht  nur 
die  Händlergenossen,  so  urteilen  mit  ihnen  heute  noch  vielt,  viele  Arbeik'r, 
denen  es  absolut  nicht  rasch  genug  geht.  Die  Revisionisten  werden  noch  harte 
Arbeit  zu  verrichten  haben,  bevor  die  richtige  Wertschätzung  der  praktischen 
Organisationstätigkeit  für  die  Entwickelung  zum  Socialismus  in  den  Kreisen 
der  Genossen  Platz  greift. 

Trotz  alledem  —  es  geht  vorwärts,  unaufhaltsam  vorwärts! 

In  Engl  in  l  ?,  ng  >  nidit  schneller,  eher  langsamer,  als  bei  uns  in  Deutsch- 
land, wo  uns  die  Bildung  der  Arbeiter,  das  Streben,  ihr  Wissen  auf  allen  Ge- 
bieten zu  bereichern,  wesentliche  Dienste  leistet.  In  England  erfolgte  die 
Gründung  cio.  bekannten  Genossenschaft  der  redlichen  Pioniere  von  Kochdalc, 
deren  System  mustergiltig  für  die  Cönsumvereinsbewegung  der  ganzen  Welt 
geworden  ist,  im  Novenil)er  des  Jahres  1843.  Im  Jahre  1862,  nach  zwei 
Jahrzehnten,  hatten  sämtliche  Consumvereine  Englands  erst  48000  Mitglieder, 
nach  weiteren  zwei  Dccennicn,  1886,  war  die  Mitgiiederzahl  auf  894000  ge- 
stiegen. Von  1893  bis  1901  wuchs  sie  von  1%  auf  2  Millionen,  der  Umsatz 
von  1000  auf  1640  Millionen  Mark.  Auch  die  EigenpnHluction  hat  sich  in  Gross- 
britannien  bei  den  Consumvereinen  und  den  von  vhncn  organisierten  zwei 
Grosseinkaufsgesellschaften  nur  langsam  entwickelt;  erst  in  dem  letzten  Jahr- 
zdmt  hat  sie  eine  der  starken  Consumentenoi^nisation  einigermassen  ent- 
sprechende Bedeutung  erlangt.  Von  1894  bis  1901  ist  die  Zahl  der  Constiin- 
vereine  mit  Eigcnproduction  von  313  auf  722,  die  Zahl  der  in  der  Production 
beschäftigten  Arbeiter  von  4581  auf  16 160,  der  Wert  der  Production  von 
rund  31  auf  96  Millionen  Mark  gestiegen.  In  den  beiden  Grosseinkaufs- 
verbänden vermehrte  sich  in  der  gleichen  Zeit  die  Zahl  der  an  der  Production 
beteiligten  Arbeiter  von  5196  auf  12893,  der  Wert  der  Production  von  23  auf 
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90  Millionen  Mark.  Die  2ahl  der  ProUuctivgenossenschaften  stieg  von  1895 
l»is  1901  von  179  auf  398,  ihre  Arbeiterzahl  von  7120  auf  9713,  der  Wert  ihrer 

Prodiiction  von  47*/j  auf  77  Millionen  Mark.  Im  ganzen  hat  sich  mithin 
von  1894  h!<  1901  die  Znhl  der  in  genossenschaftlicher  Production  beschäf- 
tigten Arbeiter  von  16897  auf  38766,  der  Wert  der  Production  von  loi'/, 
auf  263  Millionen  Mark  vermehrt 

Was  ist  damit  erreicht?  Nicht  allzuviel,  wenn  man  die  Frage  nach  dem 
procciuualen  Verhältnis,  in  dem  diese  Summe  zur  Gesamtproduction  Gross- 
britanniens steht,  —  dagegen  Bedeutendes,  wenn  man  sie  vom  organisato- 
rischen Standpunct  aus  Iwantwortet  Circa  40000  Arbeiter  in  genossenschaft- 
licher Production  beschäftigt,  dazu  weitere  50000  Arbeiter  und  Angestellte, 
welche  die  Verteilung  der  Waren  in  den  Consum vereinen  besorgen,  das  be- 
deutet eine  gewaltige  Stärkung  der  wirtschaftlichen  Organisationen  der  Ar- 
beiterclasse ;  mit  1640  Millionen  Mark  Umsatz  pro  Jahr  besitzen  die  Consum- 
vereine  einen  wirtschaftlichen  Einfluss  auf  die  Unternehmer,  flc-r  weit  grösser 
ist^  als  er  in  den  nackten  Zahlen  zum  Ausdruck  kommt.  Berücksichtigt  man 
weiter,  dass  alle  diese  Productionsbetriebe  der  Genossenschaften  modetne 
Grossbetriebe  sind,  dass  allen  vernünftigen  sanitären  Ansprüchen  l)ei  der  Ein- 
richtung der  selben  Rechnung  getragen  wurde,  dass  bezügUch  der  Arbeitszeit 
und  der  Löhne  in  den  Genossenschaftsbetrieben  erheblich  günstigere  Bedin- 
gungen obwalten,  als  in  Privatbetrieben,  so  ist  damit  auch  für  den  Blödesten 
der  Beweis  erbracht,  daSS  bei  genossenschaftlichem  Zusammenwirken  ganz  er- 
hebliche \'orteiIe  herauszuwirtschaften  sind,  dass  wahre  Cultur  erblühen  muss^ 
wenn  auch  die  Gemeinden  und  der  ganze  Staat  in  ihren  ganzen  wirtschaft- 
lichen Einrichtungen  genossenschaftlich  organisiert  und  geleitet  werden. 
Durch  diesen  praktischen  Anschauungsunterricht  ist 
der  unumstössliche  Beweis  erbracht,  dass  der  Socialis- 
raus  keine  Utopie,  sondern  eine  Culturnot  wendigkeil 
ist.  Aber  die  Arbeiter  Englands ' stehen  dem  Socialismus  noch  meilenfem,. 
höre  ich  einwenden.  Das  ist  ein  Irrtum  —  der  Werdegang  der  politischen 
Parteien  hat  sich  dort  nur  ander*;  abge'^pielt,  als  bei  nn»;,  fler  socialistische 
Gedanke  aber  lebt  in  den  Köpfen  <ler  Arbeiter  Englands.  Die  Zeit  ist  nicht 
mehr  fem,  wo  der  Umschwung  eintreten  wird  und  die  Arbeiter  Englands  sich 
zu  einer  selbständigen,  politischen,  siKialdeniokratischeii  Classenpartei  zu- 
sammenschliesscn  werden.  Auf  communalem  Gebiet  ist  ihr  Einduss  heute  schon 
ein  bedeutend  stärkerer,  als  bei  uns  in  Deutschland.  Und  vor  allem:  Die 
Disciplinierung,  die  Erziehung  der  Arbeiter  in  Gewerkschaften  und  Genossen- 
.schaften  ist  dort  erheblich  weiter  vorgeschritten,  als  1)ci  uns.  Die  Demokratie 
ist  keine  Pflanze,  die  auf  hartem,  steinigem  capitalistischen  Boden  gepflanzt, 
ohne  weiteres  gedeihen  mnss;  ist  der  Boden  nicht  genügend  beackert, 
so  wird  sie  verdorrai.  Arbeitermassen,  die  durch  den  grau- 
samen Zwang  der  Hungerpeitsche  Generationen  auf  Ge- 
nerationen zu  harter  Arbeit  angetrieben  wurden,  werden 
nicht  plötzlich  durch  Zauberschlag  in  freie,  zur  Selbst- 
regierung befähigte  Menschen  verwandelt  Die  Discipitn, 
welche  erforderlich  ist,  um  socialistische  Genossenschaften  vor  Anarchie  und 
Zerstörung  zu  bewahren,  setzt  freiwillige,  aus  klarer  Erkenntnis  tler  Not- 
wendigkeit hervoi^hende  Unterordnung  voraus.  Diese  Disciplin  entsteht  nicht 
über  Nacht,  und"  deshalb  habe  ich  für  alle  jene,  die  ständig  von  der  Reife  der 
heutigen  Arbeiter  zur  socialistischcn  Production  reden,  nur  ein  mitleidiges 
Lächeln.  An  Kräften  mangelt  es  uns  heute  noch  überall  bei  unseren  Ver- 
waltimgmbeiten  in  Gewerkschaften  und  Genossenschaften,  und  wenn  wir  sie 
wirklich  hätten,  die  Kräfte,  so  wollen  wir  doch  nicht  vergessen,  dass  von  ihnea 
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allein  doch  ein  wirtschaftlicher  Betrieb  nicht  abhängt ;  diese  Kräfte  sind 
nicht  wie  in  den  heutigen  capttalistischen  Betridien  die  Machthaber,  von  deren 

Willen  die  dauernde  Bcschäftij^img  der  Arbeiter  abhängt,  im  Gegenteil,  der 
Wille  der  Arbeiter  bestimmt  dann  die  Betriebsleitung. 
Und  deshalb  ist  mir  der  Satz  in  der  auf  dem  Parteitag  in  Hannover  /1899/ 
bezöglich  der  Genossenschaften  beschlossenen,  vom  Genossen  Bebel  bMn» 
tnigten  Resolution  so  ungemein  sympathisch,  der  da  lautet:  »Sie  [die  Parteil 
sieht  auch  in  der  Gründung  solcher  Genossenschaften,  wie  in  jeder  Ürgani 
sation  der  Arbeiter  zur  Wahrung  und  Förderung  ihrer  Interessen  ein  geeig- 
netes Mittel  zur  Erziehung  der  Arbeiterclasse  zur  selbständigen  Leitung  ihrer 
Angelegenheiten  .  .  .« 

Diese  zur  X'erwirklichung  des  Socialismus  so  unbedingt  notwendige  Erzie- 
hung zu  fördern,  niüsste  nach  dem  in  Hannover  gefassten  Beschluss  Aufgabe 
jedes  zielbewussten  Socialdemokraten  sein.  Leider  haben  bisher  unsere 
RaäicaUn  diese  Arbeit  einz^  und  allein  den  auf  dem  Dresdener  Parteitag 
so  sehr  verketzerten  Revisionisten  überlassen,  sie  gar  noch  aufs  äusserste  zu  er- 
schweren versucht. 

Vier  Monate  vor  dem  Dresdener  Parteitag  tagte  dort  in  demselben  Saal, 
im  Trianon^  der  Centraiverband  und  die  Grosseinkaufsgesellschaft  deutscher 
Consumvcrcine.   Hier  wurde  in  der  Tat  die  Erziehung  der  Arbeiter  ein  gutes 

Stück  gefördert. 

In  Deutschland  wird  es  zur  Zeit  ungefähr  eine  Million,  ihrer  grossen  Mehr- 
zahl nach  industrielle  Arbeiter,  Mitglieder  von  Q>nsumvereinen  geben.  Bisher 
grassierte  fast  überall  in  den  Consumvereinen  noch  die  Dividendenseuche.  Was 
an  Gewinn  erzielt  wurde  —  und  diese  Summe  ist  nicht  gering:  bei  einem  Um- 
satz von  200  bis  250  Millionen  Mark  werden  es  nicht  weniger  als  20  Millionen 
Mark  sein  —  wurde  bis  auf  einen  geringen  Bruchteil  zur  Bildung  des  gesetz- 
lich vorgeschriebenen  Reservefonds    wieder  als  Rückvergütung  an  die  Mit- 
glieder verteilt.    Auch  bei  der  durch  die  Consumvcrcine  in  Hamburg  gegrün- 
deten GrosseinkaujsgcscUschaj t  mangelte  es  an  den  nötigen  statutarischen  Be- 
stimmungen, um  zur  Ermoglichung  der  Eigenproduction  die  nötigen  Fonds  zu 
-scliaffen.    Die  Stammeinlagen   der  beteiligten  Genossenschaften    waren  nur 
minimal,  die  Überschüsse  wurden  abzügb'ch  gcrinq^er  Procenfe  für  den  Re- 
servefonds als  Dividende  den  beteiligten   Vereinen    wieder  ausgezahlt.  In 
Dresden  wurde  zunächst  ohne  Widerspruch  beschlossen,  die  Eigenproduction 
von  Waren  als  Gcp;enstand  rlos  Unternehmens  in  das  Statut  aufzunehmen; 
die  Stammeinlagen,  welche  bisher  im  Höchstfalle  3000  Mark  für  einen  Verein 
betrugen,  wurden  auf  i  Mark  pro  Mitglied  erhöht;  endlich  beschloss  die  Ge- 
neralversammlung einstimmig,  von  dem  Jahresgcvrinn  mindestens  5%  dem 
Reservefonds  zuzuschreiben,  bis  derselbe  die  Höhe  von  30%   des  Betriebs- 
capiuls  erreicht  hat,  und  mindestens  ^^Jo  dem  Dispositionsfonds  zuzuschreiben 
4>der  zur  Bildung  von  Specialreservefonds  zu  verwenden.   Es  können  für  die 
Folge  mithin  höchstens  60%  als  Dividende  den  angeschlossenen  Vereinen  zu- 
gewandt werden.  währen<l  bisher  nur  je  5%  dem  Reserve-  und  Dispositions- 
fonds zugeschrieben  und  i)o^o  verteilt  wurden.    Diese  Beschlüsse  bedeuten 
dne  ganz  erhebliche  Vermehrung  des  Betriebscapitals  der  GrosseinkaufsgeseÜ- 
jchaft,  und  wenn  ich  auch  bezweifle,  flass  diese  ausreichen  wird,  um  schon 
in  nächster  Zeit  grössere  Productionsbctriebe  zu  errichten,  so  dürfte  ohne 
Zweifel  bei  dem  Geist,  von  welchem  heute  schon  ein  nicht  geringer  Icil  der 
Mitglieder  der  Consumvereine  beseelt  ist,  die  Zeit  nicht  mehr  fem  sein,  wo 
«ine  Anzahl  grösserer  Vereine  der  Grosscinkaufsgccsllschaft  die  notwendigen 
Mittel  zur  Verfügung  stellen  wird,  um  endlich  dem  allseitig  geäusserten 
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Wunsche  Rechnuni^  zu  tragen,  dem  Beispiel*  der  engflischen  Genossenschaften 

folgfcnd,  mit  der  Eigenproduction  von  Waren  zu  beginnen. 

Der  genossenschaftliche  Geist  hat  seinen  Einzug  in  die  Consunn ereine 
gehalten,  überall  regt  es  sich;  es  bedarf  keiner  Prophetengabe,  um  schon  heute 
zu  verkünden:  in  dem  ersten  Jahrzehnt  des  neuen  Jahrhunderts  wird  die  Ge- 
nossenschaftsbewegung gewaltig  erstarken,  auf  Grundlage  dt-s  organisierten 
Consums  wird .  mit  der  Herstellung  von  Waren  in  eigenen  üenossenschafts- 
fabriken  brennen  sein. 

Classengenossenschaften,  so  nannte  Herr  Dr.  Crüger  in  Danzig 
die  von  wahrer  Cenossenschaftlichkcit  beseelten  modernen  Consumveretne. 
Merkwürdig:  der  sehr  bürgerlich  denkende,  freisinnige  Politiker  Herr  Dr. 
Cröger  sieht  in  dem  Wirken  der  Revisumisien,  der  EvoUttionisten,  wie  er 
sie  nennt,  keine  Annäherung  an  die  bürgerliche  Gesellschaft.  Im  G^^nteil. 
Und  seine  bürgerlichen  Creditvereinler,  ohne  Zweifel  nicht  der  dümmste 
Teil  des  Bürgertums,  stimmten  ihm  jubelnd  zu,  als  er  in  Kreuznach  den  Aus- 
schhisa  der  Vereine,  die  des  Evolutionismus  dringend  verdächtig  waren,  bean- 
tragte. 

Der  Dresdener  Genossenschaftstag,  auf  dem  der  neue  Ccntralverband  dcut- 
jchcr  Consumvercine  aus  der  Taufe  gehoben  wurde,  hat  Herrn  Dr.  Crüger 
wegen  seiner  kurzsichtigen  Gewalttat  nicht  gescholten.  Im  Gegenteil;  allseitig 
herrschte  da-^  freudige  Gefühl,  endhch  losp;e!ö'5t  tu  sein  aus  dem  lähmenden 
Bann  lx)urgeoiser  Anschauungsweise,  die  in  allen  ofAciellen  Reden  auf  den 
Tagungen  des  Allgemeinen  Verbandes  ostentativ  hervortrat.  Mag  Herr  Dr. 
Crüger  seine  Kreuznacher  Rolle  als  Mittelstandsretter  weiter  spielen,  die  Ent- 
wickelung  wird  über  ihn  zur  Tagesordnung  übergehen.  Das  Leben  flutet  weiter 
und  begräbt  in  seinen  Fluten  jene  rückständigen  Elemente,  die  die  moderne 
Oenossenschaftsbewegung  lediglich  vomi  Classenstandpunct  der  Bourgeoisie 
auffassen.  Die  modernen  Consumvercine  sind  weder  Classei^nossenschaften 
noch  Genossenschaften  der  socialdcniokratischen  Partei,  sie  sind  Institutionen, 
die  dem  gesamten  Volksinteresse  dienen.  Weit  über  den  Kreis  der  Mitglieder 
hinaus  erstreckt  sich  der  Nutzen  eines  gut  organisierten  Cbnsumverdnsr.  Er 
zwingt  die  Concurrenz,  die  Verkaufsbcclingiin;:jen  ZU  regulieren,  und  wenn  in 
nicht  allzu  ferner  Zukunft  durch  die  Eigcnproduction  der  Consumvereine  eines 
<ier  bestehenden  CartcUe  nach  dem  andern  gezwunj^en  sein  wird,  den  Inter- 
essen der  Consumenten  mehr  Rücksicht  angedeihen  zu  lassen,  als  bisher, 
so  werden  alle  Schichten  des  Volkes  dadurch  profitieren. 

Und, so  sind  im  wahren  Sinne  des  Wortes  die  Consum- 
vereine Volksgenossenschaften. 

Allerdings,  Socialismus  steckt  in  diesen  Genossenschaften,  wie  alles,  was 
darauf  hinzielt,  die  Profitgier  zu  bekämpfen,  die  Solidarität  der  Interessen  aller 
Volksgenossen  zu  fördern,  Socialismus  genannt  werden  kann. 

Und  als  ein  Zeichen  der  Zeit  kann  man  nur  mit  hoher  Genugtuung  begrüssen, 
was  Professor  Staudinger,  in  seinerSchrift  ConsumundProüt ,  schreibt:  »Socialis- 
mus heisst  weiter  gar  nichts  als  Durchführung  des  Rechts  gedan- 
kens  der  Freiheit  und  Rechtsgleichheit  auf  dem  Boden  des 
Wirtschaftslebens,  also  Angliederung  der  Production  an  den  ge- 
nossenschaftlich organisierten  Consum  unter  Ausschaltung  des  Pro- 
fits, das  lieisst  derjenigen  Tribute,  die  dem  Menschen  aus  der  /\rbcit 
seiner  Nebenmenschen  zufliessen   Socialismus  heisst  Genossenschaft- 

lichkeit. Socialist  ist,  wer  dies  Ziel  in  de!r 
Tat  11  nd  Wahrheit  als  das  wirtschaftlich  iinrl  sittlich 
notwendige  Ziel  anerkennt  und  bereit  ist,  mit  den  best- 
möglichen Mitteln  zu  dessen  Verwirklichung  mitzuhelfen.    Es  ist  ruhig 
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und  klar  zu  betonen  und  zu  bekennen,  dass  der  e  Ii  r  e  n  h  a  f  t  e  Mensch 
heutiger  Ta£jc,  sobald  er  nur  einmal  ein  wcnicf  ül)cr  die  beengenden  Hofmauern 
seines  Eigcnintcresses  hinwegzusehen  gelernt  hat,  Socialist  ist  und  sein 
muss.  Auf  dieser  Gnindlag;e  muss  dem  Profitinteressc  als  dem  sich  immer 
unsittlicher,  immer  cnrrumpierender,  immer  mehr  rlie  Grundlagen  jeder  sitt- 
lichen Gemeinschaft  bedrohenden  Ungeheuer  entgegengetreten  und  nicht  bloss 
der  Arl>eiter,  sondern  die  Masse  des  Volkes  für  das  höhere,  reinere  Interesse 
freier  geordneter  Genossenschaft  gewonnen  werden.« 

»Das  ist  freilich  eine  ungeheure  Aufgabe«,  sagt  Professor  Staudinger,  aber 
sie  wird  gelöst  werden:  die  Revisionisten  sind  überall  an  der  Arbeit! 

xxxxxxxxxxxxxxxxxxxxxxxxxxxxxxxxxxxxxxxxxxxxx 

PAUL  KAMPFFMEYER  DIE  GEWERKSCHAFTEN  UND 
DIE  ARBEITERSCHUTZ-  UND  ARBEITERVERSICHE- 
RUNGSGESETZGEBÜNG 

Eine  Untersuchung  der  inneren  Bezicininpcn  der  dcutsclicn  Gewerkschaften  zum 
Arbeiltrschutz  und  zur  Arbcuer\ crsicherung  soll  in  den  folgenden  Zeilen  ge- 
geben werden.  Sie  hat  naturgemäss  mit  der  Besprechung  der  grundlegenden  Fragen 
einzusetzen:  Welche  eigenartigen  socialen  Zwecke  stecken  sich  (üt  Gtwerkschaffcn. 
und  liegen  Arbeiterschutz  und  Arbeitcrvcrsichcrung  in  der  Richtung  der  Erfüllung 
dieser  Zwecke? 

Uber    die  Ziele  und  Zwecke  der  Gewerkschaften  ist  eine  ganze  Literatur 

entstanden.  Der  enge  Kahnu-n  uiiseres  Aufsatzes  verbietet  Uns,  auf  diese  Literatur 
einzugehen.  Wir  greifen  auf  die  sehr  einfache  Definition  der  Aufgaben  der  Gewerk- 
schaften zurück,  die  Stdney  und  Beatrice  Webb  an  die  Spitze  ihres  berühmten  Werks 
Theorie  und  Praxis  der  cni^lischcn  Cmerkvereinc  stellen.  »Die  Hauptaufgabe  unsere* 
Vereins  geht  daliin,  die  sociale  Stellung  unserer  Mitglieder  zu  heben  —  mit  diesem 
viel  umfassenden  Gemeinplatz  definiert  der  gewöhnliche  Gewerkverein  seine  Tätig- 
keit« Zur  Lösung  dieser  Hauptaufgabe  suchen  die  Gewerksdiaften  ^e  Angehörigen 
der  verschiedenen  Berufe  zusammenzufassen,  um  vor  allem  für  ihre  Berufsgenossen 
vorteilhafte  Arbeit sbedingiingen  zu  erstreiten.  Der  Kampf  um  diese  Arbeits- 
bedingungen kann  erst  dann  —  wir  sehen  hier  natürlich  von  besonderen  wirtschaft- 
lichen Conjuncturen  ab  —  mit  wirklichen  Erfolgen  gekrönt  sein,  wenn  die  Gewerk- 
schaftsmitglieder in  ihren  Existenzverhältnissen  möglichst  befestigt  und  dadurch  im 
hohen  Grade  widerstandsfriliig  gemacht  sind.  Gewerkschaftsmitglieder,  deren  Ein- 
kommensverhaltnisäe  durch  längere  Krankheit,  Arbeitslosigkeit  etc.  erschultert  sind, 
müssen  ihre  Arbeitskraft  tmter  Umständen  für  jeden  Preis  losschlagen.  Dem  Ar- 
beiter wird  eine  Erhöhung  seines  Arbeitslohnes  vielfach  erst  dadurch  ermöglicht, 
dass  er  im  gegebenen  Fall  Tage,  WV)chcn,  ja  Monate  seine  Arbeitskraft  vom  Ar- 
beitstnarkt  fernhalten  kann.  In  diesen  Zeiten  der  Verweigerung  seiner  Arbeitskraft, 
in  diesen  Strikezeiten  muss  der  Arbeiter  notgedrungen  durch  Unterstutzungen  über 
Wasser  gehalten  werden.  Eine  jede  Gewerkschaft  wird  wenigstens  zur  Begründung 
einer  Versicherungseinrichtung  gedrängt:  zur  Einfuhrung  einer  Institution,  die 
dem  Arbeiter  während  seines  Strikes  seine  notdürftige  Existenz  sichert.  Neben  diese 
Strikeversicherung  werden  die  Gewerkschaftsmitglieder  nach  und  nach  andere  Vcr- 
sicherungscinriclitungen  stellen,  die  alle  dem  gleichen  Zweck,  wie  die  Strikeversiche- 
rung, dienen  wollen:  der  Sicherung  des  proletarischen  Daseins  in  allen  Notfällen  des 
Lebens.  Bei  dem  Erforschen  und  Dorehdenken  der  Beziehungen  zwischen  den  Ge- 
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werkschaften  und  der  Arbtitcrschutz-  und  Arbeiterversicherungsgesetzgebung  wirkte 
auf  den  Verfasser  dieser  Zeilen  besonders  ein  Ausspruch  der  Webbs,  über  den  er 
fhiher  immer  hinweggelesen  hatte,  verblüffend:  >In  gewissem  Sinne  kann  man  ohne 
Schwierigkeit  die  gesamte  Tätigkeit  der  Gewerkvereine  als  eine  Art  gegenseitiser 
Versicherung  betrachten.  Mag  es  sich  nun  handt  ln  um  die  Feststellung  einer  Liste 
von  Stücklohnsätzen,  um  die  I'inbrinfrung  einer  Fabrikbill  oder  die  Verteidigung 
eines  Mitgliedes  gegen  eine  Anklage  wegen  Postenstehens...  Aber  diese  Auffassung 
des  Begriffs  Verncherung  umfosst  nicht  nur  das  Gewerkvereinswesen,  sondern  tat- 
sächlich jede  Art  ccdlectiver  Tätigkeit,  die  staatsbürgerliche  selbst  eingeschlossen. 
Vnter  dem  Ausdruck  gegenseitige  Versicherung,  als  eine  der  Methoden  des  Gewerk- 
veretns,  verstehen  wir  nur  die  Einrichtung  einer  Cassc  durch  gemeinsame  Beiträge 
zmn  Zwedc  der  Ver^diennig  gegen  allerlei  Zufille;  das  heisct  die  Gewihrmg  des 

Lebensunterhalts  in  den  Fällen,  in  denen  ein  Mitglied  desselben  durch  Ursachen 
beraubt  wird,  über  die  weder  es  noch  sein  Verein  Gewalt  hat.«  Wenn  diese  Ver- 
sicberungszwecke  in  vollem  Umfange  von  einer  Gewerkschaft  erfüllt  werden,  so  ist 
tn  der  Tat  ein  ExistcBzrecht  für  das  Gewerksdiaftsmitglied  geschaffen. 

Die  hier  angedeuteten  E.xistcn^versicherungszwecke  können  unter  Umständen 
von  den  Gewerkschaften  allein  verwirkUcht  werden,  aber  die  gewerkschaftliche  £r- 
fnllung  dieser  Zwecke  ist  nnd  Ueibt  nicht  die  einzige  Möglichkeit  der  Lösung.  An 
die  grossen  Aufgaben  der  socialen  Versicherung  kann  ebeaiyis  der  Staat  heran- 
treten. Wir  haben  dann  eine  durch  die  staatliche  Zwangsgewalt  hervorgerufene 
Vcrsiclierung :  eine  staatliche  Kranken-,  Unfall-,  InvaUditäts-,  Arbeitslosenversiche- 
mng  etc.  Die  sociale  Versidiening  ist,  das  hat  unsere  bisherige  Untersuchung  ge- 
zeigt, durchaus  nicht  etwas  den  Gewerkschaften  Fremdes,  soadem  sie  wichst  orga- 
nisch aus  den  Functionen  der  Gewerkschaften  selbst  heraus. 

Die  Verbesserung  der  socialen  Lage  der  verschiedenen  Berufsclassen  liegt  im  Wesen 
der  Gewerksdiaften.  Eine  Verbesserung  dieser  Lage  wird  aber  nidit  allein  durch 
eine  Lohnerhöhung  erreicht,  sondern  durch  eine  sanitäre  Regelung  der  gesamten 
Arbeitsbedingungen:  durch  die  Einführung  einer  durchgfreif enden  Fabrikhygiene, 
durch  die  Verkürzung  der  Arbeitszeit  etc.  Alle  diese  Verbesserungen  steuern  auf 
einen  Schutz  des  Arbeiters  vor  gesundheitlichen  Gefahren  ui  den  Fkbriken  und 
Werkstätten  los:  auf  einen  wirklichen  Arbeitersrlnit/.  Die  .Xrbeiterschnt^bcstrcbungcn 
fliesscn,  gerade  wie  die  Arbeitcrversichcrtmgsbestrebungen,  aus  dem  socialen  Zweck 
der  Gewerkschaften  heraus.  Treibend  und  vorwärtsstossend  brauchen  hinter  diesen 
Arbeiterachutzbestrebungcn  nicht  nur  die  eng  begrenzten  Kräfte  der  Gewerkschaften 
z"  stehen,  sondern  hinter  ihnen  können  sich  auch  die  wirkungsvolleren  Potenzen  des 
Staates  erheben.  In  diesem  Falle  haben  wir  es  mit  einer  staatlichen  Arbeiterschutz- 
gesetzgebung zu  tun. 

Die  Gewerksdiaftcn  sind  in  Deutschland  vor  eine  staatliche  .'\rbeiterversiche- 
rimgs-  und  vor  eine  Arl)eiterschut7gesct?gebung  gestellt.  Die  deutsche  .\rbeiter- 
schutzgesetzgebung  betrat  keine  neuen  Bahnen.  Sie  hinkte  sehr  hinter  den  Arbeiter- 
schutzgesetzgebungen  anderer  Staaten  her.  Wir  haben,  da  ne  nirgends  neue 
Wege  einschlug,  sie  hier  sodalpolitisch  nicht  besonders  zu  würdigen.  Anders  da- 
gegen muss  unsere  Stellung  gegenüber  der  deutschen  Arbeiterversicherungsgesetz- 
gebung  sein. 

Die  deutsche  Arfaeiterverricherung  bradite  ein  wirklidi  neues  sociales  Princip  in 

die  socialpolitischc  Gesetzgebung  hinein.  Durch  die  Initiative  des  Staates  sollten 
sociale  Zwangsversicherungseinrichtungen  geschaffen  werden,  die  den  Arbeiter  vor 
den  existenzuntergrabenden  Folgen  der  Krankheit,  des  Unfalls,  der  Invalidität 
schützen  sollen.  Diese  .\rbeiterversicherung  bedeutet  gewiss  einen  Schutz  des  Ar- 
beiters, aber  nicht  des  schaffenden,  tätigen  Arbeiters,  sondern  des  untätigen,  des 
nicht  producierenden.  Die  deutsche  staatliche  .Arbeiterversiche- 
rung g  es  et  zg  eb  un  g  nimmt  sich -~  und  das  ist  das  neue  sociale  Moment 
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in  ihr  —  i  m  G  c  ff  e  n  s  a  t  z  zur  A  r  b  e  i  t  e  r  s  c  Ii  u  t  z  r  c  e  t  7  r  c  b  it  n  g  nicht 
des  erwerbenden,  sondern  des  erwerbsuiifaiiigeu  Arbeiters 
an.  Der  Arbeiterschntz  bemüht  sich,  bestimmte  gesundheitliche  Nachteile  in  der 
Fabrik  und  in  der  Werkstatt  voni  schaffenden  Arbeiter  fernzuhalten,  er  verliert 
aber  den  arbeitsunfähigen  und  nicht  producierenden  Arbeiter  völlig  aus  den  Augen. 
Das  Dasein  des  schunzcndcn  Arbeiters  ist  sicherUch  nidit  rosig  —  dies  Dasein  ist  ein 
proletarisches,  und  das  sagt  genug  — >.  aber  immerhin  ist  es  noch  goldig,  verg^tcheti 
mit  der  Existenz  des  arbeitsunfähigen  Arbeiters.  Dieser  Arbeiter  fiillt  tatsächlich 
als  darbender,  verhungernder  Proletarier  aus  der  bürgerlichen  Geäclbchafi  heraus, 
oder  er  verKert  als  missaehteter  Almosenempfänger  seine  bürgerliche  Existenz,  seine 
Mitgliedschaft  in  der  burgcrlichen  Gesellschaft.  Er  wird  entbiirgerlicht.  er  büsst 
seine  politischen  Rechte  ein.  Die  Arbeifersc1nit;-'crcvct-'i:;(l)unp  sprinc;t  nicht  dem 
Ärmsten  der  Annen,  dem  Arbcitäunfähigen,  hellend  bei.  Die  Arbeiterschuizgcbclz- 
gebung  offenbart  gerade  die  kJaffendste  Lüdce  der  soctalpolitischen  Gesetzgebung: 
den  Mangel  von  gesetzlichen  Massnahmen,  die  den  aus  irv;«  nd  einem  Grunde  erwerbs- 
unfähigen .A^rbeiter  in  seiner  Existenz  stützen  und  halten.  Die  sogenannte  Arbcitcr- 
schutsgcsctzgebung  kann  niemals  das  sociale  Elend  der  Arbeiterschaft  restlos  auf- 
heben. Der  beste  Arbeitersdiutz  kann  nicht  alle  Ursachen  der  Krankheiten,  der 
Unfälle,  der  Invalidität  etc.  aufheben.  Selbst  in  einer  Wirtschaftsordnung,  die  auf 
viel  vorgeschritteneren  Macht-  und  Recht ^verhiiltnisseji  der  Arheiterdasse.  als  den 
heutigen,  ruhen  wird,  dürfte  es  grosse  Gruppen  kranker,  Unfallverletzter  und  vor- 
zeitig invalider  Arbeiter  geben.  Gewiss,  die  Arbeiterschutzgesetzgebung  hat  die 
Tendenz,  die  Krankheiten  Unfälle  etc.  einzii-^cliränkcn,  aber  fjanz  beseitigen  kann 
sie  diese  nie.  In  der  .socialpolilischcn  Gesct/.gei)ung  nuiss  daher  .stets  die  Arbeitcr- 
schutzgesetzgebung  durch  eine  Arbeiterversicherung.-<gesclzgebung  ergänzt  werden. 
Beide  Formen  der  Geset^ebung  sind  aus  dem  Gedanken  eines  wirksamen  Schutzes 
der  .Arbeiterclassc  hervorgegrmgon,  beide  gehöre:!  innerlich  zusanuncn  und  unter- 
stützen und  fordern  sich  gegenseitig.  Der.  sogenamite  Arbeiter  schütz  verkündet  den 
Sdmtc  des  erwerbafibigen  Arbeiters,  die  sogenannte  Arbcitcrversickeruug  den  Sdiutz 
des  erwerbsunföhigen  Arbeiters.  Beide  Finnen  der  socialpolitischen  Gesetzgebung 
können  nur  ihre  grosse  sociale  .Aufgabe  durch  plamn;is>,iges  und  innige>  Hand  in 
Hand  Arbeiten  erfüllen.  Der  Arbeiicrschutz  lässt  eine  grosse  Gruppe  Arbeiter, 
die  nicht  produderenden,  ungeschfitzt,  und  die  Arbeiterversicherung  muss  ihre  Mittel 
notwendig  durch  zahllose  Kranken-.  Uufal hinterStützungen  er.schöpfctt,  wenn  die 
schaffenden  Arbeiter  nicht  durch  tiefgreifende  Arbcitcrschutzheslimmungen  vor  den 
gesundheitlichen  Gefahren  der  Fabrikarbeit,  der  Cl>erarbeit  etc.  geschirmt  werden. 

ExisiengsckutM  dem  Arhtütr  in  bestimmten  Notlagen  seines  Lebens,  das  war  in  der 
Tat  ein  neues  .sociales  Princip,  das  die  deutsdie  .\rl)eiterversicherungsgeset7gehung 
proclamierte.  Fraglich  aber  war  es  sofort:  ob  die  deutsche  Gesetzgebung  dieses 
Princip  folgerichtig  ausi>rägte  oder  ob  sie  es  aus  ihren  Händen  als  Stückwerk  ent- 
Hess.  Und  darüber  ist  wohl  in  den  Kreisen  emster  und  denkender  Sodalpolitiker 
kein  Zweifel  mehr,  dass  unsere  detif^chc  .Arbciterversichcrung  nicht  entfernt  das, 
was  sie  ihrem  Princip  nach  schailcn  wollte,  verwirklicht  hat:  eine  gewisse  Existenz- 
sicherheit dem  kranken,  siechen  und  greisen  Arbeiter.  Und  doch  verlangt  der 
Grundgedanke,  aus  dem  heraus  die  .Arheiterversicherung  geboren  war,  der  Gedanke, 
dass  der  Arbeiter  im  Notfalle  vor  der  ihn  herabwürdigenden  .Xrmenunterstüt^unR  be- 
wahrt werden  soll,  eine  gewisse  Existenzsicherheit  des  Arbeiters.  Anderenfalls  wird 
ja  doch  der  Arbeiter  den  Demütigungen  der  Armenpflege  ausgesetzt  Will  daher 
die  Arbeiterversicherung  ihren  socialen  Zweck  vollständig  erfüllen;  so  muss  der 
Grundsatz  durchgeführt  werden,  dass  der  erwerb.sunfähigc  Versichertc  eine  voll- 
wertige Entschädigung  für  den  NaclUeil  erhält,  den  er  durch  Krankheit,  Unfall. 
Invalidität,  Alter  etc.  erleidet  Die  deutsdie  Arbdterversicherang,  indem  sie  dem 
Arbeiter  in  gewissen  Notlagen  eine  gar  su  schmale  und  unzureichende  Unterstutcunf 
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anwies,  blieb  eben  auf  halbem  Wege  stehen.    Sic  breitete  überdies  nur  ihre  Hand 
über  den  kranken,  Unfallverletzten,  invaliden  und  greisen  Arbeiter  aus  und  nicht 
audi  fiber  den  arbeitslosen,  den  nidit  produderenden  Arbeiter.    Eine  Arbeiterver» 
Sicherung  aber,  die  den  Arbeiter  nicht  vor  den  Nachteilt'n  der  Arbeitslosigkeit  be- 
wahrt, bleibt  eine  traurige  socialpolitische  Halbheit.   Doch  nicht  nur  der  erwaclisenc 
Arbeiter  muss  gleichsam  auf  eine  feste  Existenztinterlage  gestellt  werden,  sondern 
auch  der  werdende  Arbeiter.    Eine  folgerichtig  durchgeführte  Arbeiterversicherung 
hat  eben  ihre  Fürsorge  auch  auf  die  ArlKitcrfaniilie.  deren  Ernährer  frühzeitig  durch 
den  Tod  dahingcratit  wurde,  zu  erstrecken.    Selbst  zu  dem  socialpolitischen  Pro- 
gramm unserer  gewiss  nidtt  sehr  fortschrittsfireundlichen  Regierui^  gehört  die 
Witwen-  und  Waisen  Versicherung.   Natürlich  wird  das  Prindp  der  Arbeitenersichc- 
rting  erst  dann  vollständig  in  Fleisch  und  Blut  umgesetzt  sein,  wenn  für  den  Ar- 
beiter und  für  seme  Familie  em  wirkliches  Existenzrecht  in  allen  Lebenslagen  be- 
stehen wird.    Die  Begründung  eines  wirldidien  Existenzrechts  liegt  nun  in  der 
Richttuig  der  Resolution,  die  der  Abgeordnete  Molkenbuhr  auf  dem  Münchener 
socialdemokratischcn  Parteitano  zur  Ausgestaltung  der  heutigen  socialen  Versiche- 
rung vorschlug.    In  den  Leitsätzen  der  Molkenbuhr  sehen  Resolution  ist  die  Forde- 
rang der  Witwen-  und  Waisenverstcherung  tmd  der  Arbeitslosenversicherung,  sowie 
<lie  Forderung  der  Gewährung  vollwertiger  Unterstützungen  an  die  erkrankten,  tinfall- 
verletzten  Arbeiter  enthalten.   Die  Existenzversicherung  Molkenbuhrs  ist  eine  einheit- 
liche, auf  dem  Grundsatz  der  Selbstverwaltimg  aufgebaute  sociale  Versicherung. 
I>ie  Gewerkschaften  können  für  ihre  Bestrebungen,  die  Lebens-verhältnissc  der  ein- 
zelnen Berufsclas^en  planmässig  zu  heln-n,  gerade  in  den  verwirklichten  Forderungen 
der  Molkenbuhrschen  Resolution  ein  eisernes  Rückgrat  erhalten.    Der  Arbeiter,  der 
sein  Dasein  durch  eine  vollkommen  durchgeführte  Arbeiterversicfaerung  befestigt 
steht,  kann  sich  mit  ganz  anders  durchschlagender  Kraft  gegen  das  capitalistische 
Unternehmertum  wenden. 

Ein  hohes  sociales  Ziel  hat  Molkenbuhr  den  Gewerkschaften  für  ihre  Bestrebungen. 
4lie  Arbeiterversicherung  der  Zukunft  zu  gestalten,  gewiesen;  aber  über  die  Zukunfts- 
geslalt  dieser  Versicherung  dürfen  wir  nie  deren  Gqpenwartsgestalt,  die  heutige 
Organisation  der  socialen  Versicherung  vergessen. 

Weist  denn  —  diese  wichtige  Frage  drängt  zunädist  auf  uns  ein  —  die  agcn- 
arttge  Organisation  unserer  Arbdterversidierung  den  deutschen  Gewerkschaften  be- 
sondere socialpolitische  Aufgaben  zu?  Die  Gewerkschaften  sind  be- 
ruflichc  Organisationen.  Der  Gedanke  der  borufliclicn 
Organisation  kommt  nun  ebenfalls  in  der  Structur  un- 
serer Arbeiterversicherungsinstitttte  zum  Ausdruck.  Unsere 
Krankcncas^^cn  sind  Gassen  für  das  Maurer-,  Zimmerer-.  Malergewerbe.  Die  Krankcn- 
casscn  bilden  aber  eine  Art  Fundament  für  die  Vertretungen  der  Arbeiter  in  den 
anderen  Versicherungsinstituten,  in  den  Landcsvcrsichcrungsanstalten.  in  den  Körper- 
schaften zum.  Zweck  der  Unfallverhütung.  Spielt  die  berufliche  Organisation  eine  so 
gro>sc  Rolle  in  dem  .-\ufhau  der  deutschen  Arbeitcrvcrsichcrungsinstitutc.  so  sind 
natürlich  besonders  die  Vereinigungen  der  Berufsgenossen,  die  Gewerkschaften,  dazu 
ausefffcoren,  efaien  bestinancnden  EinfluM  auf  <fie  Arbcitervcrdchcrungskürpcrscfaaften 
zu  gewinnen. 

Die  Gewerkschaften  regeln  bereits  vielfach  die  Arbeits-  und  Lebensverhältnisse 
ganzer  Bcrufsclassen.  Die  geistvollen  Verfasser  der  Theorie  und  Praxis  der  eng- 
Utehen  Gewerkvereine  deuten  mit  Nachdruck  auf  die  Tatsachen  hin,  dass  sich  der 
sodak  Einfluss  der  Gewerkschaften  nicht  nach  der  Mitgliederzahl  dersdben  allein 
abmessen  lässt.  Eine  Gewerkschaft,  die  sich  in  einem  District  mitunter  nur  auf  20 
bis  yo%  der  Beruf&angehörigai  erstreckt,  kann  dennoch  die  Arbeits-  und  Lebens- 
bedingungen für  4it  Berufsangehürigen  des  ganzen  Districts.  zum  Bctqiid  für  die 
gesamten  Maurer  einer  Provinz  festlegen.    Die  Erhöhung  der  Lohne,  die  eine 
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Gewerkschaft  erkämpfte,  kommen  den  Rrossen  Massen  der  unorganisierten  Arbeiter 
eines  Gewerbes  ebenfalls  zu  gute  Und  das  gerade  empört  den  organisicricn  Ar- 
beiter gesell  den  anorgamnerten  so  stark,  dass  dieser  aUe  Vorteile,  die  eine  Organi- 
sation mit  Opfern  errang,  zu  packen  sucht  und  dass  er  alle  Freuden  der  Organisierten, 
nicht  aber  deren  Leiden  teilen  will.  Die  Unorganisierten  führen  gleichsam  cin- 
sociales  Parasitendasein,  sie  schmarotzen  auf  ihren  tapferen  organisierten  Benifs- 
genossen.  Nun  mag  man  über  diese  Tatsache  denken,  wie  man  will,  über  ihren  wirk- 
lichen Inhalt  wird  man  kaum  im  Zweifel  sein:  Der  Einfluss  einer  organisierten. 
Minorität,  der  gewerkschaftlich  Organisierten  wirkt  bestimmend  auf  die  Lebensver- 
hältnisse grosser  Bemf^rappcn  ein.  Dw  Gewerkschaften  dürfen  sidi  dah«-  als  die 
gdMCtaco  Fürsprecher  für  die  Interessen  ganzer  Bemfedasscn  betrachten.  Nun, 
wenn  die  Gewerkschaften  die  sociale  Existenz  grosser 
Berufsgruppen  schon  heute  bestimmen,  liegt  da  nicht  der 
Gedanke  nah,  dass  sie  auch  für  diese  die  socialen  Ver> 
»icherungsvcrhältnisse,  diesen  kleinen  Bruchteil  der  ge- 
samten Lebensverhältnisse  der  Berufsangehörigen,  zu  ge- 
stalten suchen? 

Die  Regelung  der  Krankenfursorge,  der  Uniallrentenansprüche  der  Arbeiter  etc> 

bildet  heute  einen  ganz  kleinen  Streifen  m  dem  grossen  socialen  Tätigkeitsfeld  des 
versicherten  Arbeiters.  Der  Arbeiter,  von  seiner  Tagesarbeit  fast  völlig  erdrückt 
und  mit  der  Lösung  brennender  Existenzfragen  ständig  praktisch  beschäftigt,  wird 
der  Krankenfursorge  etc.  nur  eine  geringe  Aufaierksamkeit  zuwenden.  Er  kann 
für  diese  eine  Seite  seiner  socialen  Existenxfirage  nur  dann  ein  wirkliches  Interesse 
gewüinen,  wenn  sie  mit  anderen  Fragen  dieser  Art  zu  einer  grossen  socialen  Ge- 
samtfrage  zusammengezogen  wird.  Erscheint  die  Frage  der  Krankenfürsorge  als  ein 
notwendiger  Bestandteil  der  Bestrebungen  bestinunter  Berufsai^ehörigcn,  ihr  sociales 
Dasein  zu  befestigen  und  zu  erweitem,  so  wird  die  Lösung  selbst  dieser  Einzeifrage 
mit  grosser  Energie  angepackt  werden.  Der  Kampf  um  die  Ausgestaltung  der 
Krankenfursorge  wird  dann  mit  der  ganzen  Lctdcnsdiaft  eines  wirklichen  Existenz- 
kampfes geführt  werden.  Und  einen  solchen  Kampf  tagana,  tagdn  fuhren  eben  die 
Gewerkschaften.  Unsere  heutigen  zersplitterten  Arbelterversicherungseinrichtiingen 
stellen,  solange  die  Gewerkschaften  in  die  Wahlen  zu  jenen  Instituten  kein  Feuer 
hineingebracht  haben,  nur  ganz  geringe  Ftooentsätze  der  versicherten  Arbeiterschaft 
auf  die  Beine.  Erst  wenn  die  sociale  Versichenuigsfrage  als  ein  notwendiger  orga- 
nischer Bestandteil  der  socialen  Frage  einer  Berufsgruppe  erscheint,  erst  dann  wird 
ein  rühmlicher  Eifer  für  die  Lösung  dieser  Frage  entbrennen.  Und  diesen  Eifer 
können  vor  allem  die  Organisationen  der  Berufsangdiörigen,  die  Gewerkschaften,, 
entfachen. 

Die  heutigen  Gewerkschaften  sind,  wie  wir  vorher  gesehen  haben,  in  wirk- 
lichem Sinne  des  Worts  Arbeitersdintz-  und|  Arbeiterversicherungsinstitutionen. 
Ihnen  sdiwebt  das  grosse  sociale  Ziel  vor  Augen:  in  allen  Fährnissen  des  Ld>ens 
muss  der  Arbeiter  durch  Arbciter-schutz-  und  Arbciterversicherungseinrichtungcn  ge- 
sund, aufrecht  und  widerstandsfähig  erhalten  werden,  damit  er  seinen  eigenen  Be- 
rufsgenossen kein  Lohndrücker  wird.  Eine  staatliche  Arbeitervei;- 
Sicherung,  die  den  Arbeiter  vor  dem  Herabsinken  in  das. 
widerstandsunfähige  Lumpenproletariat  bewahrt,  kommt 
unter  Umständen  dem  socialen  Ziel  der  Gewerkschaften- 
auf  halbem  Wege  entgegen.  Die  Summen,  welche  die  Gewerkschaften- 
durch  eigene  Versicherungseinrichtungen  zur  Befestigung  der  socialen  Existenzver- 
hältnissc  ihrer  Mitglieder  auswerfen  müsstcn,  können  unter  Umständen  vermittelst 
staatlicher  Versicherungsinstitute  erspart  und  in  den  Kampf  für  die  sociale  Besser- 
stellung der  Berufsangehörigen  eingestellt  werden. 

Sdion  zur  Erh^ung  der  wirtachaftlidien  Widerstandsfähigkeit  der  Mits^leder 
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hab«n  die  deutschen  Gewerkschaften  an  dem  Ausbau  der  deutschen  staailiciica  Ar- 
bettenrcrsicherangseinriditaiigen  zu  arbeiten.  Ausserhalb  jeder  Discnssion  steht 
nach  unserer  Ansicht  die  Frage  der  Beteiligung  der  Gewerkschaften  an  den  Auf- 
^ben  dieser  Arbeiterversicherung.  Zu  erörtern  ist  hier  nur  de  Frage:  Wie 
können  die  Gewerkschaften  die  ArVetterversichefnngt- 
cinrichtungen  zur  Hebung  der  socialen  Lage  der  ein- 
zelnen Bcrufsclasscn  benutzen?  Wir  gelangen  mit  der  Beleuchtung 
dieser  Frage  ungezwungen  zu  den  programmatischen  Aufgaben  der  Gewerkschaften 
auf  dem  Gebiet  der  Kranken-,  Unfall-.  Invaliditäts-  und  Altersversicherung. 

Die  Gewerkschaften  haben  zunächst  ein  Lebensinteresse  daran,  dass  ihre  Mitglieder 
nicht  durch  Krankheit  in  einen  wirtschaftlichen  Verfall  geraten.  Dieser  Verfall 
würde  ihre  Widerstandskraft  beträchtlich  gegenüber  dem  Unternehmertum  schwächen. 
Die  Gewerkschaften  haben  daher  die  Organisatioa  grosser  leistungsShiger  Kranken- 
cassen  nachdrücklichst  zu  fördern.  Sie  erreichen  diesen  Zwedc;  durch  eine  uner-  • 
müdliche  Propaganda  für  die  Bcscitigiinpr  der  Krankencassenzersplitterung,  durch 
Auflösung  der  Gemdndeversicherung,  der  Innungskrankcncassen,  der  Betriebs- 
krankencassen  und  der  nidit  mehr  leistungsfihtgen  freien  Hilfscassen.  Durch  die 
Begründung  grosser  Ortskrankcncassen  bestreben  sich  dann  die  Gewerkschaften,  die 
Cassenleistungen  nach  der  Richtung  einer  .Ausbildung  der  Familienversicherung, 
einer  Erhöhung  des  Krankengeldes,  einer  humanen  Reconvalescentenpflege  zu  er- 
weitern. Zur  Sichening  der  Ansprüche  der  Gewerkschaftsmi^lieder  an  die  Kranken- 
cassen  empfiehlt  es  sich,  in  den  Cnsscnräumcn  die  Namen  der  angemeldeten  und  ab- 
^{cniddeten  Mitglieder  und  ihrer  Arbeitgeber,  sowie  die  Lohndassen  der  Versicherten 
durch  öffentlichen  Anschlag  möglidist  tiglich  bdcannt  zu  madien.  Durch  Ver- 
öffentlichung der  täglichen,  wöchenüichen  und  monatlichen  An-  und  Abmeldungen 
der  Cassenmitglicder  gewinnen  die  Gewerkschaften  wichtipre  P'inblicke  in  die  Arbeits- 
marktverhältnisse. Eine  genaue  Kenntnis  der  Arbeitsmarktverhaitnisse  gibt  aber  den 
Gewerkschaften  wertvolle  Fingerzeige  bei  der  F&hrung  ihrer  wirtschaftlidien  Kämpfe 
Im  Interesse  der  Fortcntwickelung  des  Arbeiterschutzes  befleissigen  sich  dann  die 
Vertreter  der  Gewerkschaften  in  den  Krankcncassen.  eine  exactc  Krankheitsstatistik 
m  die  Gassen  einzuführen.  Sie  erhalten  dadurch  eine  übersieht  über  die  sanitären 
Verhältnisse  der  etnaehicn  Betriebe.  Auffällige  Gesundhettsschidigungen  durdi  be- 
stimmte Betriebsweisen  in  den  Untemdimungen  können  die  Krankencassen  den  Gc- 
werbcinspectoren  mitteilen. 

Auf  dem  Gebiete  der  Unfallversicherung  ist  der  Wirksamkeit  der  Gewerkschafts- 
vertreter in  den  Organen  dieses  Versidierungszweiges  eine  enge  Grenze  gestedct 

Der  Einfluss  der  versicherten  Gewerkschaftsmitglieder  kann  nur  durch  die  Wahl 
sachkundiger  Gewerkschafter  in  die  Körperschaften  für  Unfallverhütung  ausgedehnt 
werden.  Die  Gewerkschaftsleiter  müssen  zur  Erweiterung  der  Unfallverhütungs- 
vorschriften die  Berichte  der  technischen  Beamten  der  Beruf^enossenschaften  fleissig 
studieren.  Zur  Verteidigung  der  Unfallrcntenanspniche  dt-r  VcrKti'ttii  respective 
im  Interesse  der  Erhöhung  dieser  Ansprüche  haben  die  Gewerkschaften  sachkundige 
Arbettersecretaire  in  den  Dienst  der  Verticherten  zu  stellen  und  den  Ausbau  des 
Reichsarbeitersccrctariats  talkräftig  zu  fördern.  Zur  Fortbildung  des  Unfallver- 
■sichcrungsrechts  durch  die  Rechtsprechung  müssen  die  Gewerkschaften  die  Schieds- 
gerichte für  Arbeitervcrsichcrung  mit  social  weitblickenden  Beisitzern  durchsetzen. 

Der  sociale  Zweck  unserer  Invalidenversicherung  kann  von  den  Gewerkschaften 
nach  verschiedenen  Richtungen  hin  ausgeweitet  und  vertieft  werden.  Es  lassen  sich 
namentlich  die  Aufwendungen  der  Landesvcrsicherungsanstalten  für  das  Heilver- 
Iduren  und  die  Capitalverleihungeu  der  Anstalten  zur  l^irderung  von  Arbeiterwohl- 
fdMseinriditungen  betrikhdich  vermehren.  V<»bedingung  für  die  Errddiung  dieses 
Zieles  ist  die  Wahl  socialhygicnisch  unterrichteter  Gewerkschaftsmitglieder  in  die 
Vorstände  und  Ausschüsse  der  Landesversicherungsanstalten.   In  den  Districten,  in 
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denen  die  hjrgienischen  Einrichtungen,  wie  Badeanstalten,  sehr  zurückgeblieben  sind, 

müssen  die  Darlehen  besonder'^  zur  Unterstützung  des  Badewesens  ausgetan  wer- 
den. Die  Gewerkschaften  iiahcn  die  Rtstindheitlichcn  Verhältnisse  und  die  hygieni- 
schen Einrichtungen  in  den  Bezirken  der  cinzchicn  L;indcsvcrsidicrunghanstaUen  zu 
prüfen.  Auf  Grund  dieser  Prüfungen  können  dann  eingehende  sodalhygicnische  Pro- 
gramme zur  Behebung  besonderer  Missstände  für  die  einzelnen  An-^talten  ausgcnr- 
beitet  werden.  Um  ein  grosszügiges  socialhygienisches  Programm  in  den  Landea- 
verdcherungsanstalten  zur  Durchführung  zu  bringen,  bedürfen  diese  Anstalten  eines 
freiheitlichen  Ausbaus  etwa  nach  dem  Vorbilde  der  Versicherungsanstalt  Ober- 
bayem :  eine  Vermohrniig  der  Vertreter  der  Versicherten  und  Arl)citgct)cr  im  Vor- 
stand, so  dass  mindestens  auf  ein  beamtetes  Vorstandsmitglied  je  ein  Vertreter  der 
Arbeiter  und  der  Arbeitgeber  im  Vorstand  kommt,  eine  Erweiterung  der  Befugnisse 
des  Gesamtvorstandes,  die  Ausrüstung  des  Ausschusses  der  Anstalt  mit  dem  Recht, 
über  die  Anlage  des  AnstaUs\  crmögens  Beschluss  zu  fassen,  die  Öffentlichkeit  der 
Ausschussverhandlungcn,  die  Publication  der  .Anstaltsverordnungcn  m  den  Arbeiter- 
Mltetem  etc 

Die  Krkänipfung  socialer  Verbesserungen  durch  die  Gewerkschaften  erfordert  drin- 
gend eine  Erhöhung  der  ökonomischen  Widerstandskraft  der  Gewerkschaftsmit- 
glieder. Die  Widerstandskraft  derselben  wächst  mit  der  Zunahme  socialer  Versiche- 
rungseinrichtungen, die  den  physischen  und  ökonomischen  Verfall  von  der  .Arbeiter- 
schaft fernhalten.  Üiesf  X'crsiclu-rnng-^cinrichtungcn  k<<nm'n  von  den  Gewerk- 
schaften selbst  ins  Leben  gerufen  werden.  Diese  Einrichtungen  erweitern  und  ver- 
stärken aber  im  allgemeinen  wesentlich  ihre  Wirksamkeit,  wenn  sie  durch  die 
Staat^walt  in  obligatorische,  auf  Selbstverwaltung  beruhende  Versicherungsinstitute 
verwandelt  werden.  Durch  eine  zielklare,  hantionischc  X'n-iiitulung  der  gewerk- 
schaftlichen Arbeiterschutz-  und  Arbeitcrvcrsichcrungsemhchtungen  mit  den  gleich- 
artigen Staatlichen  Einricfatuns^  kann  die  okonomisch-sodale  Macht  der  Geweric- 
schaften  erheUich  gekräftigt  werden. 
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RICHARD  CALWER  DER  BRITISCHE  RQCHSZOLL- 
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Verfolg  man  die  Xusserungen  der  deutschen  Presse  über  die  neuesten 
handelspolitischen  Vorgänß;c  in  England  und  seinen  Colonieeii,  so  erhält 
man  daraus  nicht  nur  ein  unvollständiges,  sondern  bis  zu  einem  gewissen  Grade 
auch  ein  falsch  gezeichnetes  Bild  von  den  treibenden  Factoren,  die  zu  einer 
entscheidenden  Wendung  in  der  englischen  Handelspolitik  geführt  haben.  Es 
wird  vielfach  so  dargestellt,  als  ob  sich  in  England  ans  augenblicklichen  Stim- 
mungen heraus,  unter  der  Einwirkung  einzelner  cinnussreicher  und  agiialorisch 
hervorragender  Persönlichkeiten  der  Umsehwung  in  der  englischen  Handels- 
politik vollzogen  habe.  Man  spricht  ohne  weiteres  von  einem  Übergang  Eng- 
lands zur  Schutzzollpolitik  und  versteigt  sich  sogar  zu  der  Behauptung,  der 
deutsche  Zolltarif  hatte  der  schutzzöllnerischeii  Strömung  in  England  Ober- 
wasser gebracht.  Kurz  und  gut,  man  beurteilt  die  Wendung  in  der  englischen 
Handelspolitik  etwa  aus  dem  gleichen  Gesichtswinkel,  wie  A'u-^  seinerzeit  unter 
ähnlichen  Verhältnissen  in  Deutschland  geschah,  als  Bismarck  .seine  zollpoli- 
tischc  Schwenkung  vornahm.  Heute,  wie  damals,  bricht  bei  der  Beurteilung 
wirtschaftspolitischer  Wandlungen  das  V^jrurteil  durch,  als  ob  Wirtschafts- 
politik von  einzelnen  Personen  frei  nach  ihrem  Belieben  gemacht  werden  könnte. 
Bei  aller  Bedeutung,  die  dem  Wirken  einzelner  Persönlichkeiten  beizulegen 
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ist,  mu5S  man  sich  doch  bewusst  bleiben,  dass  rliese  nur  insofern  bestimmend 
in  die  Wirtschaftsgeschichte  eingreifen  können,  als  ihre  Tätigkeit  in  der  Rich- 
tung^ der  Tendenz  der  wirtschaftlichen  Entwickelung  liegt:  sie  haben  die  Re- 
sultante der  wirtschaftlichen  Kräfte  erkannt  und  bahnen  ihr  den  Wcfj. 

G<  radc  die  Chamberlainscbe  Agitation  ist  der  beste  Beweis  dafür,  dass  die 
einzelne  I'ersönlichkcit  erst  dann  eine  erfolgreiche  Tätigkeit  zu  eniialten  vcr- 
m^,  wenn  die  Verhältnisse  die  Durchführung  einer  Idee  gebieterisch  ver- 
langen. Die  Freihandelslehrc  war  der  adäquate  theoretische  Ausdruck  für  die 
englische  Handelspolitik  bis  zu  dem  Augenblick,  wo  die  industrielle  Über- 
legenheit Englands  von  Concurrenzländem  gefährdet  wurde.  Die  sdiutz- 
zöHnerischen  Unterströmungen  in  Engla  i  1  ind  nach  ihrer  Intensität  und  Dauer 
fast  ein  genauer  Reflex  des  industriellen  Aufschwungs  Deutschlands  und  si»äter 
der  Vereinigten  Staaten. 

Schon  ein  Blick  auf  die  rohen  Ziffern  der  Handelsstatistik  zeigt  die  steigende 
Concurrenz  von  Deutschland  und  den  Vereinigten  Staaten  von  Nordamerica. 
Stellen  wir  die  Einfuhr-  und  Ausfuhrziffern  der  drei  in  Frage  kommenden 
Lander  seit  1883  einander  gegenüber.    Es  betrug  (in  Millionen  Mark)  : 


die  ESnluhr  in 

die  Aosfohr  «os 

Jahr 

DetOscbland 

die  V'ur.  Staaten 
von  America 

England 

OeutschJand 

den  Ver.  Staaten 
von  America 

7  3So,4 

^  955,0 

4  »99.1 

3274,0 

3  377.7 

IH.S4 

6  <)f<3,2 

2  739.0 

4  760,7 

3207,9 

3044,9 

IHK  5 

6  .^Rö/j 

2  3^>o.5 

4  353.9 

2  86(..7 

.1  05  .M 

INHO 

5 

2  873,1 

J611.'* 

4  346.0 

2  974,3 

797,1 

6  187.8 

3  109.0 

2  85-'.5 

4  533.7 

2  937.8 

2  952,7 

18S8 

6  61 1.0 

.]  -'<>4,.^ 

_>  oso.s 

4  701.6 

.',  -'074 

2  872,3 

1889 

7  ^■:4.x 

J  9>^0.o 

J  078.7 

5  <^>^^5.7 

3  I04,S 

3067,2 

1890 

7  -'7-'. 5 

4  145.5 

3  ^6-».5 

5  3S3.0 

3  326.5 

3  SSO,2 

1891 

7  ö.ll.O 

4  l5t>,H 

.3  407.4 

5  "15,0 

.1  175.5 

.',  063.5 

7 

4<ilH,5 

.'.414.0 

4<»4-'.o 

')54.l 

4  J66,l 

1  So/, 

.» 'X>l.7 

.;  5oo,(j 

4  45'>.1 

3490.3 

7  löJ.O 

654.6 

4413.0 

''*'1.5 

3  650,7 

lt*95 

7  .'Q.?..' 

4  »-'0.7 

.}  014,9 

4019.8 

.1  .il7.') 

' .ir,.\2 

189*:. 

7  H77.J 

4  .t"7.-* 

.;  103.3 

5 -'5.1 

.;  o-'5.4 

1897 

7  9S9.7 

4  fiSn.7 

3  u-».t 

4  785.1 

4  334,4 

1898 

8  370.6 

5  o^o,t, 

2  408,4 

4  707.5 

3  756.6 

5  t>83,2 

8  507.0 

5  4^.;.i 

-  ^.'.1  .<) 

5  .)*>5.o 

4  -<»7.0 

5  056.5 

191XJ 

9J81.8 

S  765.0 

J  470.1 

5  94Ü.3 

4011,4 

5  757.2 

1901 

5421,2 

3  J+3,7 

5  712^ 

4431,4 

6  133.9 

1902 

9446^ 

5  631,0 

3683,7 

5  784,2 

4677.8 

5693/) 

In  England  ist  die  Einfuhr,  wenn  man  nicht  gerade  1883  zum  Vergleich  nimmt, 

in  dem  zwanzigjährigen  Zeitraum  etwa  in  gleichem  Mas^e  gewachsen,  wie  in 
Deutschland.  Weit  weniger  stark  war  die  Einfuhrzunahme  der  Vereinigten 
Staaten.  Ganz  entgegengesetzt  bat  sich  die  Ausfuhr  in  den  drei  Landern 
während  der  nämlichen  Periode  gestaltet    Freilich  geht  aus  den'  Ziffern  der 

1  landelsstatistik.  namentlich  wenn  man  sie  nicht  in  ihre  Details  verfolgt,  die 
•/unahnie  des  deutschen  und  americanibchen  Wettbewerbs  nur  ganz  undeut- 
lich hervor. 

Der  steigende  Wettbewerb  DriUschlands  auf  (!em  Weltmarkt  macht  sich 
für  England  besonders  seit  Anfang  der  achtziger  Jahre  geltend.  Die  erste 
Reaction  gegen  diesen  Wettbewerb  erfolgte  im  Jahre  1885  durch  die  sogenannte 
Merchandise-Biil,  die  die  Vorzüglichkeit  der  englischen  Ware  gegenüber  den 
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Waren  anderer  Herkunft  für  die  Käufer  der  ganzen  Welt  deutlich  zum  Aus- 
druck bringen  sollte.  Aber  der  Erfolgf  der  Massregel  war  nicht  eine  Benacho 

teiligting,  sondern  eine  Begünstigung  des  deutschen  Handels.  Die  deutschen 
Häuser  bcp[annen  von  jetzt  ab  nicht  mehr  London,  Manchester  oder  Liverpool 
als  die  alleinigen  Welthandelscentren  anzusehen,  sie  umgingen  vielmehr  die 
englische  Vermittelung  und  Hessen  die  ganze  Welt  durch  ihre  eigenen  An> 
gestellten  bereisen.  Infolge  ch'eser  Anstreng-nncfen  verschärfte  sieli  seit  Anfang 
der  neunziger  Jahre  die  Concurrcnz  Deutschlands  in  ganz  einplindlicher  Weise. 
Die  englischen  Consuln  wurden  beauftragt,  dem  Vordringen  des  deutschen  Han- 
dels genaueste  Au&nerksamkett  zu  schenken,  um  die  Ursachen  der  vordringen- 
den deut.schen  Concurrcnz  zu  erforschen.  Seit  1895  finden  wir  in  den  Consu- 
latsberichten  recht  vorzügUches  Material  über  das  Vordringen  des  deutschen 
Handdsr  auf  dem  Weltmarkt  und  den  mindestens  rdativen  J^kgang  des  eng- 
lischen Aussenhandels.  Neben  diesen  regdmässigen  Cdnsulatsberichten  wurden 
aber  noch  besondere  Untersuchungen  veranstaltet,  um  die  t*berlegcnhcit  der 
deutschen  Concurrcnz  zu  studieren.  Im  Jahre  1896  richtete  der  englische 
Colontalminister  Chamberlain  an  die  Gouverneure  sämtlicher  Colonieen  folgende 
Anfragen  zur  Bcamwortung:  i.  Bis  zu  welcher  Ausdehnung  haben  in  jeder 
der  Colonieen  fremde  Erzeugnisse  ähnliche  britische  Waren  vom  Markte  ver- 
drängt respcciivc  verdrängen  sie  noch?  2.  Was  sind  die  Ursachen  dieser  Ver- 
drängung? Die  Antworten,  die  einliefen,  besagten  im  wesentlichen,  dass  die 
deutsche  Industrie  in  den  Colonieen  der  englischen  überall  scharfe  Concurrcnz 
mache.  In  einer  weiteren  Denkschrift  des  britischen  Handelsamis  vom  Jahre 
1898  wurden  dann  die  Mängel  der  britischen  Absatzorgantsation  gegenüber  der 
Concurrcnz,  besonders  Deutschlands,  aber  auch  Americas,  das  nunmehr  gleich- 
falls anfing,  Enß;land  auf  dem  Weltmarkt  zu  bedrängen,  erörtert.  Nicht  weniger 
als  116  Consularvertrcter  und  diplomatisclie  Beamte  halten  aus  allen  Teilen 
der  Erde  Material  zu  dieser  Denkschrift  geliefert  Fast  ohne  Ausnahme  klagten 

sie  über  eine  gewisse  Kückständigkcit  und  Lässigkeit  des  englischen  Händlers. 
»Er  lässt  sich  in  Ländern  verdrängen,  in  denen  er  einst  ohne  Rivalen  war;  zu 
neuen  Märkten  weiss  er  schwer  Eingang  zu  linden;  er  leidet  im  Kampf  ums- 
Dasein,  nicht  weil  andere  Nationen  ihm  an  Unternehmungsgeist  allmählich 
gleichkommen,  sondern  weil  sie  ständig  fortschreiten,  während  er  stehen  bleibt 
oder  gar  zurückgeht.c  Vielfach  werde  die  englisdie  Ware  auch  heute  nodi 
als  die  bessere  um  dauerhaftere  bezeichnet.  Aber  die  Kaufer  in  röckständigeren 
Wirtschaftsgebieten  verlangten  oft  der  Billigkeit  wegen  die  geringere  Qualität, 
sie  verlangten  ferner  längern  Credit,  um  die  Ware  unterdes  im  Wiederverkauf 
selbst  erst  in  Geld  umsetzen  zu  können.  Auf  alle  diese  Wunsche  lasse  sich  der 
durch  sein  altes  Handelsmonopol  verwohnte  Engländer  selten  ein,  während  die 
Kaufleute  Hamburgs,  Bremens  und  Antwerpens  den  Prei.s  und  die  Form  der 
Bezahlung  der  Kaufkraft  der  fremden  Bevölkerung  anzupassen  verständen. 
»Der  Deutsche  nimmt  die  kleinsten  Aufträge  entgegen,  er  regelt  die  Verpackung 
und  Ausstattung  der  Ware  nach  dem  Geschmack  des  Abn^mers,  er  berechnet 
nicht  in  europäischem  Geldc  und  nach  Preisen  europäischer  Häfen,  sondern 
übernimmt  Fracht,  Versicherung,  Zoll  und  Ablieferung  bis  zum  Absatzorte 
und  ermöglicht  so  seinen  weniger  erfahrenen  Kunden  eine  sichere  Preisbcrech- 
nnng  in  seiner  gewohnten  Währung.«  Ein  Consul  erklärte,  >die  wesentlichste 
Ursache  des  I->fo!gcs  der  fremden  Concurrcnz  sei  die  grcisscre  Rücksicht  auf 
den  Beutel,  den  Geschmack  und  die  geschäftliche  Bequemlichkeit  des  Kundeuc. 
Das  Aufsuchen  von  Bestellungen  durch  Reisende  sei  seitens  Eng^lands  viel  zu 
wenig  entwickelt ;  oft  verstehe  der  Reisende  ilie  Sprache  des  fremden  Landes 
nicht.  Nach  Ku.ssland  schicke  man  zum  Beispiel  Kataloge  in  englischer  Sprache 
und  mit  englischen  Preisangaben.   »Da  gewöluilich  sogar  das  Gewicht  der  Ware 
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nicht  verzeichnet  ist.  so  kann  der  etwa  Kauflustige  nicht  einmal  den  Zoll  be- 
rechnen, den  ihm  die  Ware  noch  zu  stehen  kommen  würde  .  .  .  solche  Preis- 
Isten  sind  ganz  nutzlos.«  Der  Consul  von  Neapel  schrieb :  >Es  ist  jämmerlich, 
Öeo  britischen  Geschäftsreisenden  mit  einem  Dolmetscher  herumlaufen  zu  sehen, 
während  sein  deutscher  Nebenbuhler  sich  tiiessend  unterhalt;  und  man  wird 
aodi  bedenklicher,  wenn  seine  Mustersammlung  mit  englischem  Gewicht  und 
Preis  bezeichnet  ist« 

Wird  auch  in  diesen  Berichten  die  Schuld  für  den  Rückp^ant;^  des  otv^lisclum 
Exports  den  enghschen  Kautlcuten  in  die  Schuhe  geschoben,  so  cunstatieren 
sie  doch  völlig  übereinstimmend  die  Zunahme  spedell  der  deutschen  und  ameri- 
canischen  Concurrenz.  Sie  wollen  nicht  entfernt  Stimmung  für  den  Schutzzoll 
machen,  aber  sie  haben  zweifellos  zu  einer  sehr  erheblichen  Verstärkung  der 
Gc|paerschaft  gegen  den  Freihandel  vor  allem  in  den  Kreisen  der  Industrie 
bei|peti^^[etL 

Für  England  wurde  aber  nicht  nur  die  HanddslMlanx  ungünstiger,  äudi  in 
seinen  Einnahmen  aus  dem  Fracht-  und  Zahltmgsverlcdir  nahm  es  mehr  und 
mehr  Schaden.  * 

Die  detitsdie  Reecterei  beteiligte  sich  mit  steigendem  Erfolg  am  Weltverkehr 

und  entzog  der  englischen  Concurrenz  fast  die  Möglichkeit,  ihre  Beziehungen 
wie  bisher  weiter  auszudehnen.  Noch  empfindlicher  aber  wurde  England  ge- 
schädigt durch  die  Änderungen  im  Zahlungsverkehr.  Der  Wechsel-  respective 
Aoceptencredit,  den  England  vermöge  seiner  Welthandelsstellung  dem  euro- 
päischen Continent  für  dessen  überseeische  Bezüge  gewährte,  wurde  Ende 
der  siebziger  Jahre  auf  etwa  6  Millionen  Mark  pro  Jahr  geschätzt  und  die 
Provision,  die  England  dabei  verdiente,  auf  50  Millionen  Mark.  Auch  Deutsch- 
land nahm  die  Vermittelung  des  englischen  Geldmarktes  im  Verkehr  mit  vielen 
Ländern  in  Anspruch.  So  trassierte  zum  Beispiel  früher  America  gegen  seine 
Tabaklieferungen  nach  Bremen  für  dessen  Rechnung  auf  London,  und  Bremen 
deckte  diese  americanischen  Tratten  mit  holsteinischen  Wechseln  auf  London 
gezogen  gegen  Vieh-  und  Butterlieferungen  nach  England.  Mit  der  Zunahme 
der  deutschen  Ausfuhr  nach  America  konnte  der  Americaner  mehr  und  mehr 
direct  auf  seine  deutschen  Abnehmer  trassieren,  weil  er  für  seine  Tratten  auf 
Dentsdiland  in  America  eine  ausreichende  Zahl  americanischer  Schuldner  an 
Deutschland  als  Käufer  seiner  deutschen  Wechsel  fand.  Dadurch  wurde  die 
englische  Zahlungsvermittelung  zwischen  den  Vereinigten  Staaten  und  Deutsch- 
land allmählich  ganz  überflüssig.  Ebenso  stellte  Deutschland  dank  seiner  wirt- 
schaftlichen Entwickelui^  auch  im  Verkdire  mit  anderen  Ländern  mit  Er- 
folg den  directen  Zahlungsverkehr  her.  machte  dadurch  iiirlu  nnr  sich  von 
dem  Zahlungsverkehr  über  London  unabhängig,  sondern  entzog  diesem  so  einen 
Teil  seiner  bisherigen  Einnahmen. 

Nicht  zu  übersehen  ist  endlich  auch  die  fortgesetzte  weitere  Verschlechterung 
in  der  I^ge  der  englischen  Landwirtschaft.  Die  im  Jahre  1893  eingesetzte  Com- 
mission  zur  Erforschung  des  landwirtschaftlichen  Notstandes,  die  erst  im  Jalire 
1897  ihren  Schlussbericht  erstattete,  untersuchte  die  Entwickelung  der  Land- 
wirtschaft seit  1882.  Das  summarische  Urteil  der  Commission  über  die  Lage 
und  Aussichten  der  englischen  Landwirtschaft  kommt  in  den  nachstehenden 
Sätzen  zum  Ausdruck.  »Unleugbar  ist,  dass  seit  der  letzten  Enqußte  von  1882 
die  Lage  sich  verschlimmert  hat.  Die  Päditer  haben  fortdauernd  mit  Schwierig- 
keiten und  Not  zu  kämpfen  c^elialit,  erfuhren  schwere  Capitalvcrlustc,  sahen 
verminderte  oder  ganz  verschwundene  Gewinne.  Viele  von  ihnen  sind  zu 
Grunde  gerichtet,  andere  befinden  sich  in  bitterer  Notlage.  Trotz  der  starken 
Bevölkerungsztmahme  hat  die  Zahl  der  landwirtschaftlichen  Arbeiter  sich  ver- 
mindert.   Abgesehen  indessen  von  den  Kornbaudistricten  vollzieht  sich  eine 
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gewisse  Anpassung  zwischen  verminderten  Einnahmen  und  den  Ausgaben,  teils 
durch  grossere  Einschränkung  in  den  Lebensgewohnheiten,  teils  durch  Ver« 

änderung  des  Wirtschaftssystems.  Ermässigung  der  Renten.  Verbilligimg  der 
Futterstotfc,  Düngemittel,  sowie  aller  Lebens-  und  Genussmittel.  Verringerung 
des •  erforderlichen  Betriebscapitals  u.  s.  w.  Wir  halten  es  daher  nicht  lur 
unsinnig,  zu  glauben,  dass  der  durch  seine  Natur  und  wirtschaftliche  Lage  so 
bevorzu!::;-!^  Boden  flrnssltritaniiicns  als  Grasland,  wenn  nicht  als  Ackerland, 
auch  in  Zukunft  bebaut  bleiben  wird.  Er  wird  einen  Ertrag  gewähren,  der  zwar 
niedrig  und  nur  mit  grösster  Anstrengung  zu  erarbeiten  sein  wird,  aber  sich 
doch  mit  dem  in  anderen  Gewerben  vergleichen  lässt.«  In  <kii  Kornbau- 
districten  hingegen  »muss  mit  den  fallenden  Preisen  eine  Zeit  kommen,  wo 
nicht  allein  die  Entrichtung  einer  Rente,  sondern  die  Cukur  an  sich  aufhurt. 
Das  ist  schon  zum  Teil,  besonders  in  den  südöstlichen  Bezirken  von  Essex,  ein- 
getreten und  würde  in  grösserem  Umfange  geschehen  sein,  wenn  nicht  Grund- 
herreti  nnfl  Pächter  imter  grossen  Opfern  dies  abgewendet  hätten.  Mit  <ler 
Erschopiung  ihrer  Capilalmittel  wird  mehr  Land  ganz  wüst  bleiben  oder  sich 
in  eine  rauhe  Weide  von  geringerem  Werte  verwandeln.c  Eine  weitere  Renten- 
ermäs.sigr.ng  kann  dort  niclits  helfen.  »Wo  die  Renten  nicht  mehr  zur  Erhaltung 
der  Gebäude,  der  Drainagen  und  anderer  Culturmassnahmen  ausreichen,  da 
können  sie  mit  Vorteil  für  den  Pächter  nicht  weiter  reduciert  werden.c 

Die  Comnussion  g^b  damit  zu,  dass  die  Landwirtschaft  in  weiten  Kreisen 
der  com  couiitirs  bei  den  1893  bis  1805  herrschenden  Preisen  einer  hoffnungs- 
losen N'crnichtung  entgegengehe,  für  die  gracing  couiitics  nahm  sie  eine  weitere 
Anpassung  der  Productionsbedingiuigen  an  die  Absatzverhältnisse  an.  Bei  Er- 
füllung dieser  Voraussetzungen  glaubte  die  Commission,  dass  hier  der  Betrieb 
der  Lainlwirtschaft  fortdauern  werde. 

Je  mehr  sich  mm  die  wirtschaftlche  1-age  Englands  verschleehierte.  je  stärker 
die  Concurrenzländer  in  die  englischen  Absatzgebiete  eindrangen  und  die  Er- 
weiterung des  englischen  Exports  erschwerten,  desto  mehr  wuchs  in  Englaful 
erst  in  vereinzelten  Schichten,  namentlich  in  den  Kreisen  der  Industrie  die 
geheime  oder  offene  Unzufriedenheit  mit  der  bestehenden  englisciien  Handels- 
politik. Diese  Unzufriedenheit  wurde  umso  leichter  ausgelöst,  als  die  Prophe- 
zeiungen der  Manchesterschulc,  dass  der  Freihandel  Englands  den  Freihandel 
der  anderen  Länder  zur  Folge  haben  müsse,  nicht  in  Erfüllung  gegangen  waren, 
sondern  vielmehr  Ende  der  siebziger  Jahre  sogar  ein  allgemeiner  Umschwung 
zunt  Protectionismus  im  Ausland  eingetreten  war.  So  sehen  wir  seit  dem 
Jahre  1881  zur  Bekämpfung  der  reinen  Freihandt  Islclire  eine  förmliche  Organi- 
sation entstehen,  die  zunächst  unter  den  Landwirten,  später  auch  unter  den 
Industriellen  viele  Anhänger  zählte.  Die  National  Faire  Trade  League  brach 
zwar  noch  nicht  mit  dem  Princip  des  Freihandels,  sondern  forderte  diesen  für 
<lie  Handelsbeziehungen  zum  .Auslände  so  lange  und  so  weit,  als  er  gegen- 
seitig blieb.  Wenn  dagegen  das  Auslantl  Schutzztille  erhebe  oder  Ausfuhr- 
prämien gewähre,  dann  sollten  entsprechende  Zölle  auch  im  Inland  gewahrt 
werden,  die  den  Vorteil  auszugleichen  hätten,  den  der  ausländische  Producent 
geniesse.  Innerhalb  verhältnismässig^  knrzcr  Zeit,  etwa  einem  Dutzend  Talire, 
hatten  die  Ideen  der  faire  /ra Je- Agitation  schon  so  an  Eintluss  gewonnen,  das« 
bereits  im  Jahre  1892  der  leitende  Staatsmann  Lord  Salisbury  sie  als  richtig 
für  die  künftige  Gestaltung  der  Ilandelspoli  ik  luglands  anerkennen  musste. 
Man  sieht  also,  dass  man  innerhall)  der  englischen  Regierung  sich  schon  seit 
sehr  langer  'Zeit  mit  dem  Gedanken  einer  Änderung  der  bisherigen  I  rei- 
handelspolitik  vertraut  gemacht  hat.  Ware  man  aber  nicht  durch  die  Gestattung 
''es  englischen  .Anssenhandels  auf  die  Zweckmässigkeit  einer  solchen  Änderung 
huigewiesen  worden,  so  würden  schon  die  Bestrebungen  der  englischen  Colonieen 
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das  Mutterland  überzeugt  haben,  dass  sein  handelspolitisches  System  auf  die 
Dauer  nicht  haltbar  ist.  Die  protectionistische  Strömung  tritt  in  den  Coloniccn 
schon  viel  früher  und  entschiedener,  als  im  Mutterlande,  auf,  und  zwar  vollzieht 
sich  die  Entwickelung  in  zwei  Phasen  :  erst  schliessen  sich  die  Colonieen  eines 
Gebietes  wirtschaftlich  und  politisch  zusammen,  alsdann  wird  mehr  oder  weniger 
rasch  citie  protectionistische  Zollgesetzgebung  inauguriert,  die  für  das  Mutttf- 
laad  VorzngsK^Ie  vorsieht 

Am   frühesten   vollzofr  sich   die   \'creinigung  der  nordamericanischen  Be- 
siizimtjcn  zu  einem  wirtschaftlichen  und  politischen  Ganzen.     Die  starken 
Gegensatze  zwischen  der  Bevölkerung  in  Untercanada  und  Obercanada  Hessen 
in  den  vierziger  Jahren  des  vorigen  Jahrhunderts  nach.  Von  Obercanada  gingen 
dann  die  erfolgreichen  Bcstrebnnj^cn    ans.    einen    neuen,    erweiterten  Bund 
Canadas  mit  Anschluss  der  benachbarten  Provinzen  zu  bilden.   1864  machte  das 
canadische  Ministeriuni  den  officiellen  Vorschlag,  dass  die  sechs  Colonieen 
von  Britisch  Nordamerica  einen  Bund  schliessen  sollten.   Der  Vorschlag  wurde 
beifönig  aufgenommen,  und  am  10.  Octobcr  1S64  trat  ein  Delc;iiertcncongrcss 
sämtlicher  Colonieen  in  Quebec  zusammen  und  arbeitete  einen  diesbezüglichen 
Entwnrf  aus,  der  den  gesetzgebenden  Versammlungen  der  einzelnen  Colonieen 
zur  Genehmigung  vorgelegt  wurde.    Obgleich  nicht  alle  Colonieen  den  Ent- 
wurf sofort  billigten,  so  erteilte  die  Regierung  Grossbritanniens  doch  die  Ge- 
nehmigung zum  Bunde  und  erklärte  am  22.  Mai  1867,  dass  das  Dominium  of 
Cmutda  mit  dem  i.  Juli  1867  zu  Recht  bestehe.   Die  Neigung  zu  Schutz-  und 
Erziehungszöllen  tritt  in  Canada  schon  in  den  fünfziger  Jahren  hervor.  Im 
Gegensatz  zur  freihändleriscii  liberalen  Partei  war  das  Programm  der  Conser- 
vativen  unter  Macdonalds  Fühnnig  schutzzöllnerisch.    Schon  der  Tarif  von 
1879  verriet  durch  die  Verbindung  von  Zöllen  auf  Fabrikate  und  Rohproducte 
die  .\bsicht,  den  Handel  des  Mutterlandes  zu  begünstigten,  den  der  Union  zu 
vermindern,  ein  Zweck,  der  damals  freilich  nicht  erreicht  wurde.    Als  im 
Sommer         der  Liberale  Wilfried  Laurier  an  die  Spitze  des  canadischen 
Ministeriums  gelangte,  war  die  schutzzöllnerische  Strömung  schon  so  stark 
geworden,  dass  die  liberale  Regierung  sich  in  ihren  Dienst  stellte:  am  27.  Juni 
1896  nahm  das  canadische  Parlament  einen  Tarif  an,  der  die  Bestimmung 
endiielt,  dass  die  Zollsätze  mit  Ausnahme  der  auf  Spirituosen,  Zucker  und 
Tabak  bis  zum  30.  Juni  1898  um  ein  .\chtel,  von  da  ab  um  ein  Viertel  zu  gunsten 
aller  Länder,  die  canadische  Producte  frei  zulassen,  ermüs-^ii^i  werden  kotmten. 
Die  Annahme  dieses  Tarifes  unter  einem  liberalen  Ministerium  war  ein  end- 
giltiger  Beweis  dafür,  dass  die  freihändlerische  Bewegung  eine  definitive 
Niederlage  erhalten  hatte.    Dieser  'I'arif  pab  Knt^laiul.  wie  wir  weiter  unten 
sehen,  den  letzten  Anstoss  zu  einer  Änderung  seiner  bisherigen  Freihandels^ 
Politik. 

Eine  ausgesprochene  schutzzöllnerische  Richtung  bildet  sich  auch  bei  den 
australischen  Colonieen  heraus.  In  Australien  gaben  zuerst  die  L'rproducenten. 
die  Squatters  tmd  die  Goldgräber  den  Ton  ap,  die  ihren  Bedarf  an  Industrie- 
crzeugnissen  gerne  aus  dem  Mutteriande  bezogen.  Solange  die  Urproducenten 
den  Ausschlag  gaben,  herrschte  denn  auch  Freihandel.  Die  Vermehrung  der 
Staatsausgal)en  bewirkte  zuerst  die  Kinführnninr  mä^sif:er  Importzölle.  Als  aber 
unter  dem.  Zollschutz  Gewerbe  und  Industrie  sich  entwickelten,  wurden  nach 
dem  Vorantritt  Victorias  die  Zölle  systematisch  erhöht.  Das  industrielle  Unter- 
nehmertum bestimmte  nunmehr  die  Handelspolitik.  Mell  'uirne.  Sydney,  Ade- 
laide er\vuchsen  mit  nmericanischer  Kaschheit  zu  Grnssstädten.  Die  Ungleich- 
heit der  einzelnen  Colonieen  hinsichtlich  des  industriellen  iorischriits  bewirkte, 
dass  sie  sich  nicht  allein  gegen  das  Ausland,  Grossbritannien  inbegriffen,  son- 
dern auch  gegen  die  interaustralische  Einfuhr  zu  schützen  suchten.  Zwischen 
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-den  einzelnen  Staaten  kam  es  zn  förmlichen  Zollkriegen.    Lange  erhöhte  die 

von  der  Xainr  tjcseg^ete  Colonie  Xeusüdwales  ihren  Tarif  nicht  und  blieb 
frcihändlerisch,  bis  auch  hier  1892  die  protectionistische  Partei  die  Oberhand 
trlangte.  Inzwischen  vollzog  sich,  vom  Mutterlande  begünstigt,  die  politische 
und  wirtschaftlidie  Vereinigung  der  Colonieen;  auf  einem  Delegiertencongress 
im  Jahre  1891  wurden  die  Grundzüge  einer  Bundesverfassunt^,  für  den  Frei- 
handel Vach  innen  ,SchutccoU  nach  aussen!  die  Losung  war,  festgesetzt.  Frei- 
lich, es  bedurfte  noch  einer  Zeit  von  zehn  Jahren,  bis  der  Commonwealth  of 
Australia  wirklich  zu  stände  kam.  Erat  am  l.  Januar  1901  ül)€mahm  das  austra- 
lische Bundespräsidium  die  ihm  übertragenen  I'unctionen  und  Hess  duich  seinen 
Premierminister  Barton  ein  Zollprogramm  verkünden,  das  »einen  australischen 
Zolltarif  für  eine  australische  Nationt  verlangt,  sich  freilidi  gleichzeitig  auch 
für  eine  Bevorzugung  englischer  Waren  ausspricht  Dieses  Programm  ist  in- 
soweit schon  ausgeführt,  dass  inzwischen  ein  schutzzöllnerischcr  Tarif  verein- 
bart worden  ist,  der  aber  noch  keine  Differentialzölle  zu  gunsten  des  Mutter- 
landes vorsieht.  Neusüdwales  muss  im  Interesse  der  australischen  Einheit 
auf  seine  bisherige  I'Veihandelspolitik  verzichten,  während  die  sechs  bisher 
hochschutzzöllnerischen  Coionieen  dem  englisclien  Mutterlande  entgegenzu- 
kommen bereit  sind,  sobald  sieb  dieses  entscMiesst,  ihre  Ausfuhrartikel  diff«ren* 
tiell  zu  begünstigen. 

Das  britische  Africa  neigt  gleichfalls  dem  Protectionismus  zu.  Die  \'f)rt,'-rin je 
der  letzten  Jahre  haben  vor  allem  die  politische  Vereinigung  der  in  Frage  kom- 
menden Gebiete  beschleunigt.  Die  zollpolitische  Einigung  mit  einer  Vorzugs- 
behandlung der  Waren  des  Mutterlandes  ist  die  weitere  Folge.  Auf  einer  be- 
sonderen Confercnz  haben  die  fünf  südafricanischm  Colonieen,  nämlich  Cap- 
land,  Natal,  Transvaal,  die  Oranjccolonie  und  Südrhodcsia,  sich  über  den  Entwurf 
eines  Zollvereins  geeinigt,  dessen  Hauptbedeutung  in  der  Gewährung  einer  Vor- 
zugsbehandlung  für  die  englische  Einfuhr  liegt.  In  der  betrefFcndrä  Conferenz 
haben  die  Vertreter  der  Capcolonic  und  Natals  es  auf  sich  genommen,  ihren 
Parlamenten  eine  Vorzugsbchandlung  in  der  Höhe  von  25^  vorzuschlagen. 

Indien  ist  die  einzige  Colonie,  in  der  der  britische  Staat  das  eigene  Frei- 
handels- und  Finanzzollsysteni  eingefülirt  und  auch  aufrecht  erhalten  hat. 
Zwischen  1871  und  1882  sind  sämtliche  Zölle  aufgehoben  worden,  mit  Aus- 
nahme von  Finanzzöllen  auf  7  Artikel  (dantntcr  auf  die  Monopolartikel  Salz 
und  Opium)  und  der  Ausfuhrabgabe  auf  Reis.  Der  Übergang  vom  Schutz- 
zum  Freihandclssystem  wurde  zu  einer  Zeit  durchgeführt,  als  die  mit  cncrlischcm 
Capital  gegründete  Grossindustrie  des  Schutzes  am  meisten  bedurft  hätte,  um 
von  der  überlegenen  englisdien  nicht  niederconcurriert  zu  werden. 

Augenblicklich  lässt  sich  also  die  zollpolitische  Situation  in  den  Colonieen 

dahin  zusammenfassen,  dass  sich  ein  Unischwimg  zur  Schutzzollpolitik  mit 
diffcrcntieller,  begünstigender  Behandlung  des  Mutterlandes  vollzieht.  Gleich- 
zeitig verstärkt  sich  im  Mutterlande .  selbst  die  schutzzöllnerische  Strömung, 
so  dass  die  Regienmg  zum  Handdn  förmlich  gezwungen  wird.  Und  in  weldier 
Richtimg  muss  sie  vorgclu-n^  Soll  sie  sfeif  und  hartnäckig  an  einem  Princip 
festhalten,  das  durch  die  veränderten  Verhältnisse  nicht  nuhr  sich  rechtfertigen 
lässt?  Selbst  wenn  schon  die  Regierung  aus  wirtschaftlichen  Erwägungen  her- 
aus sich  der  Abkehr  von  der  bisherigen  Frcihandelspolitik  abgeneigt  hätte  zeigen 
wollen  —  ein  politisches  Moment  wäre  allein  stark  genug  gewesen,  (he  Abkehr 
zu  beschleunigen.  Schon  seit  langer  Zeit  erweckte  die  grossartige  wirtschaft- 
liche Entwiclwlung  einzelner  Orfonieen,  wie  Canadas  und  Austrsüiens,  die  Be- 
sorgnis, diese  Länder  möchten  eines  Tages  das  Band,  das  sie  noch  an  England 
knüpft,  abschneiden.  \'on  diesem  Motive  geleitet,  gründeten  schon  im  Jalire 
1884  Politiker  verschiedener  Färbung  die  Imperial  l-edcratwn  League,  die  erste 
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Organisation  zur  Propaganda  für  ein  Greater  Britain.  Es  wurde  einerseits  den 
Engländern  vorgestellt,  dass  es  unbillig  sei,  ihnen  allein  die  Kosten  der  Ver- 
teidigung des  Reichs  aufzuerlegen.  Die  Coloniecn  müssten  ebenfalls  daran 
teilnehmen  und  Kriege,  die  zu  ihren  Kosten  geführt  würden,  bezahlen.  Anderer- 
seits zeigte  man  sich  dafür  bereit,  den  Colonieen  eine  Stimme  in  der  gesamten 
Politik  Englands  einturäamen,  da  sie  unter  ihren  Consequenxen  dbenso  sehr», 
wie  das  Mutterland,  zu  leiden  hätten.  Drittens  trat  liier  zu  der  Wunsch,  zwischen 
Kngland  und  seinen  Colonieen  einen  engeren  Zollverein  herzustellen.  Mit  Aus- 
nahme des  dritten  Punctes  sind  diese  Absichten  nicht  so  bald  zu  verwirklichen. 
Um  nun  das  Erreidibare  von  den  derzeit  unmoglicheii  Aufgaben  zu  trennen» 
entstand  1891  durch  Spaltung  der  Imperial  Fedcration  Lcaguc  die  Untied 
Empire  Trade  League,  die  einzig  und  allein  den  Zollverein  des  britischen 
Reiches  sich  zum  Ziele  setzte  und  dafür  ausschliesslich  agitierte.  Über  der- 
artig private  Bestrebungen  hinaus  gingen  schon  die  Ministerconfercnzen,  die 
den  Gedanken  des  Grösseren  Britanniens  erörterten.  Im  Anschlüsse  an  die 
G>k)nialausstellung  des  Jahres  1886  trat  schon  1887  eine  Conierenz  von  Staats- 
männern Englands  und  sdner  Colonieen  ztummnen,  in  der  der  Capländer 
Ho6ncyer  sein  Project  eines  Reichszuschlagszolles  zu  Ungunsten  aller  nicht 
dem  grossen  britischen  Reiche  angehörigcn  Länder  entwickelte.  Solche  Con- 
ferenzen  fanden  1894  in  Ottawa,  dann  in  Melbourne  1897  und  1902  in  London 
wieder  statt 

Die  erste  Londoner  Conferenz  bildete  insofern  einen  entsdheidenden  Wende- 
punct,   als  kurz  danach  die  Bestrebungen   nach   einem  engeren  handelspoli- 
lischen  Anschluss  zwischen  den  Colonieen  und  dem  Mutterland  aus  dem  Be- 
reit der  Erörterung  und  Agitation  heraustraten  und  der  erste  Schritt  zur 
Vei  writidichnng  des  Planes  gemacht  wurde.    Den  letzten  Anstoss,  mit  der 
bisherigen    englischen    Handelspolitik    zu    brechen,    gab    nämlich  das  Vor- 
gehen Canadas  im  Frühjahr  1897.    In  einem  am  23.  April  vorläuhg  m  Krat\ 
gesetzten  Zolltarifgesetze  wurde  bestimmt,  dass  die  Normalsatze  des  cana- 
dischen  Tarifes  (ausgenommen  die  für  Spirituosen,  Zucker,  Tabak)  für  solche 
Staaten,  die  canadischen  Provenienzen  eine  entsprechend  günstige  Behand- 
lung angedeihen  Hessen,  ermässigt  werden  sollten,  und  zwar  in  der  Zeit  vom 
April  1897  bis  30.  Juni  1898  um  i2Vs%>  vom  i.  Juli  1898  ab  um  35%. 
Die  Beurteilung,  ob  ein  Land  jene  Voraussetzungen  des  canadischen  Rcci- 
procitätstarifes  erfülle,  ob  es  also  canadischen  Waren  entsprechend  günstige 
Zölle  gewähre,  wurde  den  Verwaltungsbehörden  überlassen.    Diese  erkannten 
rrniichst  nur  den  aus  dem  britischen  Mutterlande  eingeführten  Waren  den 
Anspruch  auf  die  Zollcrmästsigung  zu.    Gegen  diese  differentielle  Behandlung 
wurden  seitens  Deutschlands  imd  Belgiens  auf  Grund  des  Artikels  7  des  Han- 
delsvertrages mit  dem  deutschen  Zollverein  vom  30.  Mai  1865  und  dem  Ar- 
tikel 15  des  Handelsvertrages  mit  Belgien  vom  23.  Juli  1862  Vorstelltmgei» 
erhoben,  infolge  deren  die  differentielle  Behandlung  vorläufig  zurückgenom- 
men wurde.    Durch  eine  Verordnung  vom  4.  September  1897  wurde  dem 
Deutschen  Reiche,  Belgien,  Frankreich,  Oesterreich-Ungarn,  der  Schweiz, 
Russland  tmd  einigen  weiteren  Staaten  vom  23.  April  bis  zum  i.  August  1898 
das  Recht  zugestanden,  ihre  Erzeugnisse  gleich  denen  Grossbritanniens  zu 
der  Normalsatze  nach  Canada  einzuführen.    Die  danach  seit  dem  23.  April 
z«  viel  gezahlten  Zollbetrage  wurden  zurfickerstattet    Canada  fid  es  aber 
nicht  ein,  sein  Zolltarif gesetz  zu  ändern,  sondern  es  setzte  vielmehr  bei  dem 
Mutterlande  durch,  die  seiner  differentiellen  Zollbehandlung  entgegenstehenden 
handelspolitischen  Bestimmungen  durch  Kündigung  der  Meistbegünstigungs- 
verträge mit  Belgien  tmd  Deutschland  aus  dem  Wege  zu  räumen.   Ohne  Uber- 
treiboii^  kann  man  daher  diese  Kündigung  als  den  Brudi  Englands  mit  dem 
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Princip  des  Frdhsiidets  bezeichnen.  Am  28.  Juli  1897  schrieb  Lord  Salisbiuy 
an  den  englischen  Gesandten  in  Berlin  :  j>Ich  inuss  Sic  ersuchen,  die  Absicht 
der  Rcgicnnii^  Ihrer  Majestät,  ilen  Handels-  und  Schil fahrtsvcrtrag  zwischen 
Grossbritannien  und  dem  Zollverein  zu  beendigen,  sofort  zu  notificieren.  Der 
Vertrag  wird  demnach  stipulationsmissig  nach  einem  Jahre,  vom  Tage  der 
Kündigung  an  gerechnet,  ablaufen. c  ^tit  dieser  Kündij^unj^  war  für  die  Bil- 
dung des  britischen  Reichszollvereins  die  liahn  frei  gemacht.  Charaberlain 
selbst  ist  nur  der  einfliissreiche  Agitator  einer  schon  in  der  Verwirklichung 
begriffenen  Ided  Die  principielle  Entsclueidung  ist  1897  gefallen;  heute 
haiKk'lr  e  >  >ii-i)  darum,  mehr  oder  minder  rasch  die  Coosequcnzen  zvä  einer  dem 

Reichszollverein  günstigen  Situation  zu  ziehen. 
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ALBERT  SÜDEKUM  •  DIE  FINANZREFORM  DES  FRD- 
HERRN  VON  STENGEL 


Die  fiinf  französischen  Milliarden  sind  Deutschland  zu  einem  nationalen  l'nplück 
ge wurden.  Der  Ucberriuss,  den  .  sie  in  dieCasse  des  Reiches  brachten  und  der  der 
Phantasie  der  damaligen  Politiker  als  schier  unerschöpflich  erschien,  verhinderte 
die  solide  Fundierung  der  Reichsfinanzen.   Nur  provisorisch  bcsiinn  ue  der  Artikel  70 
der  eiligst  adaptierten  Verfassung:  >Znr  Bestreitung  aller  ffcmeiiischaftüchcn  Aus- 
gaben dienen  zunächst  die  etwaigen  U bcrschus.se  der  Vorjahre,  sowie  die  aus  den 
Zöllen,  den  gemeinschaftlichen  Verbrauchssteuern  und  aus  dem  Post-  und  Telegraphen* 
vvcscn   fliessciukii  gemeinschaftlichen   F.iiiiiahmen.     Insoweit  dieselben  dinch  diese 
Emnahnien  nicht  gedeckt  werden,  sind  mc,  solange  Reichssteuern  nicht 
eingeführt  sind,  durch  Beitrage  der  einzelnen  Bundesstaaten  nach  Massgal>c 
ihrer  Bevölkerung  aufzubringen,  welche  bis  zur  Höhe  des  budgetniassigen  Bedarfs 
ditreli  den   Reichskanzler  ausgeschrieben   v. erden.«     Hatte  das  litnt^rhe   \'olk  die 
Kosten  für  das  Retablisscment  des  Heerwesens,  für  die  Invalidenfursorge  und  die 
anderen  vordringlichen  AufjgabMi  des  neuen  Reiches  aus  eigener  Kraft  aufzubringen 
gehabt,  dann  wäre  die  Einfuhrung  von  directcn  Rcichssieucrn  .schon  um  des- 
willen unabweisbar  gewesen,  weil  einmal  die  Zeit  für  hohe  und  ertragreiche  Schutz- 
zölle noch  nicht  gekommen  war  und  andermal  sich  eine  starke  Strömung  gegen  in- 
directe  Steuern  bemerkbar  machte:  niemand  hat  die  indireeten  Steuern  kräftiger 
bekämpft.  ;ds  die  Natinna!  ihi 'nomen.  die  mit  der  Reichsgründling  Olx-rw.isvcr  be- 
kamen, die  Kathcdersociaiisien.    Dirccte  Reichssteuern,  ob  auf  Einkommen,  Ver- 
mögen oder  Erbschaften  oder  auf  irgend  einer  Combination  aus  diesen  aufgebaut, 
hätten  aber  gleicherweise  die  Möglichkeit  wie  den  Anreiz  /u  der  schädlichen  Lid»es- 
gabenwirtschaft  gemindert,  der  wir  rnm  grossen  Teile  die  Finanzcalamitätcn  von 
heute  und  die  Oberherrsdiaft  wirtschaftlich  rückständiger,  pohtisdi  aber  mächtiger 
Volksschichten  zu  verdanken  haben.   Es  wäre  femer  vermieden  worden,  dan  die 
Einnahmen  des  Reiches  allen  Schwankungen  des  Erwerbslebens  ausgesetzt  sind  und 
im  Augenblicke  der  schwersten   Belastungsprobe,   nämlich   beim   Auslmidie  eines 
Krieges,  in  die  Gefahr  eines  Zusammenbruchs  kommen  können. 

Aber  mit  Hättf  und  tVäre  kommen  wir  nicht  weiter.  Wir  müssen  mit  der  Tataadie 
uns  .nbfuufcn.  dass  das  Finanzwesen  des  Reiches,  aufgebaut  auf  schwankendem 
Grunde,  im  Zustande  arger  Zerrüttung  ist  und  dringend  der  Reform  be- 
darf. Was  es  aber  tbtmit  auf  sidi  hat,  bezeichnete  sdion  vor  einem  Jahre  Friedridi 
Stampfer  in  dieser  Zcit.vhrilt  mit  folgenden  Worten:  »Hinter  einem  wahren  Wust 
und  Rattenkönig  finanztheoretischer  und  verfassungsreditlichcr  Prol)leme  birgt  sich 
als  Kernproblem  die  sehr  einfache,  klare  und  jedem  verständliche  Frage:    Wer  soll 
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bezahlen?   Solf  die  Entltstung  der  Einacdttaaten  von  der  wachsenden  Bürde  der 

Mairiculanimlasen  dadurch  bewirkt  werden,  dass  die  Verbrauchsartikel  der  Massen 
rirt-r  stiindii?  steigenden  Belastung  untcrrogen  werden?    Oder  wird  der  ncugcwälilte 
Reichstag  die  Regierungen  darüber  belehren,  dass  diesem  imzciigcniässen  System 
«lle  Aussiebt  in  die  Zulconft  verrammelt  sei?«')  Als  diese  Worte  geschrieben  wurden, 
amtete  im  Reichfischatzsccrctariat  nocli  der  Freiherr  von  Thielmann,  ein  soigniertcr 
Diplomat,  der  mit  unvergleichlicher  Nonchalance  An>pruch  auf  das  Ministerial- 
benefichim  machte,  sich  nicht  über  die  Dinge  aufzuregen,  die  er  amtlich  im  Parla- 
mente zu  vertreten  hatte.   Ob  er  vor  neuen  Flottenvorlagen  den  Reichsboten  ver- 
sicherte, er  wi«;sc  mit  dem  Gfido  nicht  aus  noch  ein  und  müsse  neue  Steuern  dankend 
aolehnen ;  ob  er  kaum  ein  Jahr  spater  ein  düsteres  Klagelied  begann  und  neue  *Bier- 
und  Tabakbesteuerung  ankündigte  —  immer  geschah  es  mit  derselben  Flfister- 
stimme  und  derselben  gesuchten  Teilnnliinlosigkeit.    Und  immer  gnisser  wurde  aucJi 
die  Teilnahmlosigkeit  im  Parlamente  und  im  Volke:  die  Budgetfragen  boten  ledig- 
lich einigen  Specialisten  Stoff  zu  kaum  vernommenen  Erörterungen,  und  selbst  solche 
Ungeheuerlichkeiten,  wie  die  im  jetat  vorgelegten  Etat  für  1904  schon  zum  dritten 
Mall-  \erlangte  Zuschussanlcihc,  verursachten  keine  lebhafte  Debatte.    Die  General- 
reden zum  Etat  pflegen  sich  mit  tausend  und  einigen  drei  an  sich  gewiss  sehr  wich- 
tigen Dingen  ausführlich  zu  beschäftigen,  aber  über  die  Gestaltung  des  Budgets  in 
den  allermeisten  Fällen  schnell  hinwegzueilcn.    Leicht  begrrilUdl*  abgesehen  davon, 
dass  rednerische  Effecte  mit  solchen  Darlegimgen  nur  ganz  ausserordentlich  schwer 
zu  erzielen  sind:  leicht  bcgreiilich  nämlich  deshalb,  weil  die  Emnahmen  des  Reiches 
amn  grössten  Teile  autcnnatisch  fliessen  und  tarn  Rest  durch  die  Bundesstaaten  auf« 
gebracht  werden  m  i":  s  s  e  n.    Da  ist  zur  Specialkritik  wenig  Gelegenheit,  und  die 
allgemeinen  Gesichtspunctc  sind  gar  rasch  mit  einigen  programmatischen  Worten 
dargelegt. 

Diesmal  ist  die  Veranlassung  zu  einer  ausgidMgem  Behandlung  der  Finanz- 

reformfragen  schon  d.i'!\ircli  gegeben,  dass  Herr  von  Thielmann  seinen  Pia!/  t^o- 
räumt  und  ihn  dem  bisherigen  bayerischen  Staatsrat  von  Staigel  abgetreten  hat. 
Dass  der  neue  Mann  mit  einer  Reformvorlage  vor  das  l^lament  treten  würde,  war 
von  vornherein  sicher.  Er  hätte  sich  kaum  anders  einfuhren  können.  Schon  die 
Rücksicht  auf  die  im  n.ichstm  Jnhre  mit  Sicherheit  zu  erwartende  grosse  Militatr- 
varlagc  veranlasste  dazu  und  genügte,  um  bei  der  Regierung  die  Bedenken  zu  zer> 
streuen,  dass  man  doch  vernünftigerweise  erst  die  Ergebnisse  der  Neur^lung 
un  erer  Zollverhältnisse  abwarten  müsse,  bevor  man  Hand  an  die  Reform  der 

Finanzen  lege. 

In  Wirklichkeit  escomptiert  auch  Herr  von  Stengel  bereits  die  Mehreinnahnvcn  aus 
4en  Zollen  und  macht  deshalb  seine  Reform  von  neuen  Steuerplänen  frei. 
D.imit  will  er  gewiss  das  Wort  zu  schänden  machen,  das  einmal  der  Generalpost- 
meister  von  Stephan  gesprochen  hat :  »Ich  habe  noch  keinen  Wechsel  in  der  I^itung 
unserer  Keichsfinanzen  erlebt,  ohne  dass  man  von  Rcichsfinansreform  geredet  und 
■eschrieben  hätte.  Schliesslich  läuft  aber  die  ganze  Reform  immer  nur  auf  eine 
Stetiererhr^lning  oder  die  Einführung  m-v.vr  Steuern  hinaus.«  Ein  Blick  auf  den  Etat 
von  1904  lehrt  uns,  da«s  in  der  Tat  ohne  erhebliche  Steigerung  der  Einnahmen  gar 
nidit  in  bislierigen  Stile  weiter  gewtrtschaftet  werden  kann:  mit  seiner  Ausgaben- 
somme  von  3460  Millionen  Mark  übersteigt  er  die  Anforderungen  des  Vorjahres 
um  etwa  43.75  Millionen  Mark;  von  den  Äfehrfordcnmgcn  entfallen  auf  die  fi>rt 
dauernden  Ausgaben  nicht  weniger  als  59,8  Millionen,  auf  das  Extraordinanuni 
319,35  Millionen,  wihrend  bd  den  einmaligen  Ausgaben  des  ordentlichen  Etats  gegen 
das  Vorjahr  45.3  Millionen  Mark  eingespart  werden  sollen.  Mit  dieser  erheblichen 
Steigenuig  der  Ausgaben  hält  die  Erhöhung  der  zur  Zeit  verfügbaren  Einnahmen 

*)  VrrgL  Friadrick  Sjtaapfar:  Rtkhtftmaarelkwm  in  den  SocUMMun  MaiuMUften.  iqi», 
ILild..pac.«3ll. 
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des  Rdchts  nicht  Schritt.  lunc  Besserung  ist  zwar  schon  im  laufenden  Jahre  mit  der 
Besserung  der  wirtscliaftlichen  Veriiaitnisse  zu  verzeicimeu,  aber  sie  reicht  nickt  aus, 
um  die  Differenz  zwischen  den  vorgesehenen  Angaben  und  den  wahrsdidnlichen 
Einnahmen  aus  der  Welt  zu  schaffen.  Nach  dem  oben  dtierten  Artikel  JK>  der  Ver- 
fassung des  Reiche*;  müssten  :il-?o  die  Einzel>laalcn  zur  Leistung  herangezogen  wer- 
den. Sie  sollen  553,9  Millionen  Mark  an  Überwetsungen  erhalten  und  hätten  diese 
und  überdies  jene  43,75  Millionen  an  das  Reich  zarückziuahlen.  Aber  dagq:ea 
>triiubc;i  ^ich  die  F'inanziiiinister  der  Einze!  .aatcn  :  iahrzihi;tc!ang  haben  sie  die 
Uberschusäc  der  Überweisungen  über  die  Matricularbei träge  eingesteckt,  weigern 
sich  aber  jetzt,  unter  Bentlung  auf  den  Satz  lUtra  passe  nemo  obligatur,  ihre  ver- 
fassungsuiäsmgen  Veipflichtungen  zu  erfüllen.  Bereitwilligst  kommt  ihnen  auch  der 
Schatzsocretair  entgegen  und  rcducicrt  den  (U)erscluiss  tier  Matricularbeiträgc  über 
die  Überweisungen,  die  sogenannten  ungedeckten  Matricularbettrage,  auf  23,75  Mil- 
lionen Mark,  wie  im  Vorjahre.  Der  Rest  des  Deficits,  59,5  Millionen  Mark,  soll  wie- 
der durch  eine  ZuSfhussar.lcihc  aufgebracht  werden.  Mit  dieser  Zuschussanleihe  zu- 
sammen ist  der  Anleihebedarf  für  1904  auf  nicht  weniger  als  214,75  Millionen  Mark, 
bei  einem  Elxtraordinarium  von  insgesamt  22Q  Millionen  Mark,  angesetzt  worden. 
Dabei  ist  aber  schon  —  unter  Vorwegnahme  der  lex  Stengel  —  das  Deficit  aus  dem 
Jahre  1902  in  der  II'>hc  von  30,6  Millionen  Mark  entgegen  Artikel  70  der  Verfassung 
statt  in  das  Ordinarium  in  das  Extraordinarium  des  Reidishaushaltsetats  gesetzt 
worden,  das  hdsst  es  soll  von  vornherein  durch  Anleihe  gedeckt  werden.  Würde 
man  diese  Manipulation  nicht  vornehmen,  dann  stiege  der  Betrag  der  Zuschttssaaleihe 
von  59,5  auf  91,1  an  und  überträfe  damit  die  Zuschus^anleihe  für  1903  um  rund 
30  Millionen  Mark.  Die  Zuschussanleihe  für  1903  im  Betrage  von  72  Millionen  Mark 
war  wesemlich  bedingt  durch  ein  Deficit  von  48  Millionen  Mark  aus  dem  Jahre  1901, 
es  kamen  von  ihr  also  nur  24  Millionen  Mark  auf  die  Bilancierung  des  Haushalts 
im  Etatsjahrc  selbst.  Aus  der  Gegenüberstellung  ergibt  sich  also,  dass  für  die 
Bilancierung  des  ordentlichen  Etats  für  1904  35,5  Millionen  Mark  mehr  an  Anleihen 
erforderlich  sind,  als  im  Vorjahre.  Von  diesen  35,5  Millionen  sind  nur  11,5  Mil- 
lionen budgetrechtlich  gesondert  zu  betrachten :  sie  sollen  nämlich  zu  einer  Ent- 
lastung des  Reichsinvalidenfonds  dienen,  das  heisst  sie  stellen  sich  als  eine  durch 
Vermehrung  der  Passiva  erreichte  geringere  Verminderung  eines  Activums  dar. 
Sdidden  wir  diese  11,5  Millionen  aus,  so  ergibt  sich,  dass  der  neu  vorgelegte  Etat 
immer  noch  um  rund  24  Millionen  ungünstiger  ist.  als  der  des  Vorjahres.  Die 
Schuldcnwirtschaft  nimmt  geradezu  phantastische  Formen  au. 

Und  dagegen  bringt  der  Stengelscfae  Plan  einer  Pinansreform*)  keine  Mittd. 

^  Der  Gesetzentwurf  lautet:  »§  1.  Die  Vorschrifteo  Aber  die  Überweisuag  eines  Teiles  des  £itng* 
der  Zone  und  der  Tabtksteaer,  dann  des  Ertraf^  der  5>t«npelabRSbea  «n  die  Bnndesstaaten  0  8  de« 

«lurch  die  Bekanntmachuni;  vom  14.  Mai  iSS^,  ReirhsjjpseUhlatl.  Seite  iti.  vcröffrrtli  htcn  /olltnrifpcsetzes, 
§  5;^  des  dnnh  Bckanntmat  htir.j;  vom  14.  Juni  u/iio,  Kfii  h-i(;cvct7hl.ilt,  Seite  ;7e;,  verufl>:,'hi  htcn  Reichs- 
stennpd^csetic^),  sowie  die  Bestimmung;  §  2  des  Cici!i'tzi"i.  Ix-trctfcnd  WrwrndiiDK  von  M chrn traijrn  der 
Keichieinnahmea  und  Übcrwcisungssleuern  zur  Schuldentilj^tinj; ,  vom  28.  März  »903  (Rouhsjjesclzblait, 
Seite  loq),  werden  aufgehoben.  §2.  Artikel  70  der  V  cifai^sunt;  crhJLlt  folgende  Fassung:  Artikel  70.  Zur 
Bestrdtnng  aller  gemeiiiscbaftlichen  ordentUcben  Ausgaben  dienen  ranicbst  die  aas  den  Zöllen  und 
gemeiiitaiBen  Steocm,  ans  dem  Eisenbalm-,  Ptist-  nnd  Telegraphenwesen,  sowie  au  dea  tlbrigen  Ver- 
waltnagszweigen  (ÜMseDdcn  gemeinschaftlicben  Emnahnien.  Insoweit  die  Ausgaben  durch  diese  Eionabioen 
nicht  (gedeckt  werden,  sind  nie,  solanRC  die  erforderlichen  Decknnjjsmittcl  nicht  auf  andere  Weise,  ins- 
lic^onilcrc  durch  llinfilhrun^;  wcitetei  Rcichssteuern.  bcM  luifft  werden,  dtirch  Beitrage  der  einzelnen  Bundes- 
staaten nach  Massgabe  ihrer  Bevölkerung  aufzubringen,  weUhc  in  Ilnhe  de-s  budgetmä-i.sigon  Betrages 
dnicb  den  Reidiskanzler  ausgeschrieben  werden.  Insoweit  diese  lU-iti.H^r'  in  den  Obcm-ei.sungen  keine 
Deckmg  fioden«  sind  sie  den  Btindesstaaten  am  Jahresschinas  in  dem  Masse  zn  erstatten,  als  die  fibrigen 
ofdentUdien  Eiaaalimen  des  Reidw  dessen  Bedarf  aberstei^en.  Etwaige  Obersdiflsee  ans  dea  VonjaliraB 
dienen,  insoweit  durch  das  Gesetz  tiber  den  Reichshauskiltsetat  ni'  ht  ein  anderes  bestimmt  wird,  rar 
Deckung;  j;crocinschaftlicher  ansserordentlicber  Ausgaben.  §  3.  Der  budgetmässige  Betrag  der  roa  den 
Biindcsst.iatL'n  aufzubringenden  Matricularbeitr.lge  soll  in  der  Regel  den  BeU"ag  der  von  ihnen  in  den 
ftiof  Vorjahren  dnrchschoitüii.h  empfangeoen  Überweisungen  nicht  abersteigen.  §  4.  Dieses  Gesetz  tritt 
aiit  dem  1.  April  1904  in  Knfk.« 
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Was  will  er  also?  In  der  Begrütulung  heisst  es  auf  Seite  4,  es  sei  »nicht  zu  leugnen^ 
dass  in  der  Finanzgesetzgebung  des  Reiches  Mangel  zu  Tage  getreten  sind,  die  einer 
rationellen  Wirtschaftsführung  hinderlich  im  Wege  stehen  und  deren  Beseitigung 
sdioo  an  sich  einen  wesentlichen  Fortsdiritt  bedeuten  würde«.  Einen  wesent- 
liehen?  In  der  saloppen  Kaiulcisprache  wird  das  Wort  gleich  gross  (also  quan- 
titativ) gebraucht,  missbrauchi.  Denn  das  Wesentliche  der  Stengeischen  Re- 
form ist,  dai^s  sie  keinen  wesentlichen  Fortschritt  involviert,  vielmehr  ein 
ärmliches  und  aus  mehreren  Gründen  bedenkliches  FItdcwerk  ist,  als  welches  am. 
W  e   e  n  des  Finanzjamniers  gar  nichts  ändert. 

Wie  schon  in  den  Jahren  1893-1894  und  1894-1895,  kämpft  die  Regierung  auch  jetzt 
gegen  die  Fr ancken steinsche  Clansei  an.  Durch  die  Einführung  des 
Zolltarifgesetses  vom  15.  Juli  i8g7  wurden  die  Einnahmen  des  Reiches  erheblich 
gesteigert;  man  schätzte  den  Jahresertrng  der  Zölle  und  dtr  Tabaksteuer  auf  etwa 
I/O  Millionen  Mark,  das  war  mehr,  als  das  Reich  nach  dem  dunialigen  Stande  der 
Ausgaben  benötigte.  Und  da  die  Mehrheit  des  damaligen  Reichstags  den  Einfluss 
sowohl  <ier  Ein/clstaaten  wie  auch  des  Reichstags  auf  die  Einnahniepolitik  des  Reiches 
gewahrt  wissen  wollte,  schul  sie  nach  dem  Vorschlage  des  Centrunisabgeordncten 
von  Franckenstein  die  seit  jener  Zeit  nur  wenig  modiiicierte  Grundlage  des  Reichs- 
finanzwesens, eben  die  datisula  Francken  stein.  Nur  130  Millionen  Mark  aus  den 
Zi  llen  und  der  Tal»aksteuer  -i)IIteii  dem  Rciclie  zur  eigenen  Verwendung  verbleiben,, 
der  Rest  (damals  40  Millionen)  wurde  zu  Cberweistmgcn  an  die  Einzelstaaten  be- 
stimmt. Diese  Überweisungen  waren  einerseits  gedacht  als  eine  den  Einzelstaaten 
gewährte  Entschädigung  für  das  ihnen  durch  da>  Reich  entzogene  Recht  der  in- 
dirccten  Besteuerung,  andererseits  aber  sollte  dadurch  dein  Reichshaushaltsetat  die 
einzige  bewegliche,  der  jährlichen  Bewilligung  des  Reichstags  unterliegende  Ein- 
nahmequelle, die  Matricularbeiträge,  ertuilten  bleiben.  In  der  Folgezeit  wurde  die 
Franckenstcip<;clie  Clau^el  auch  nocli  auf  die  Erträge  der  Branntweinverbrauchs- 
abgabe nebst  Zuschlag  und  der  Reichsstempelabgabe  ausgedehnt;  andererseits  wurde 
die  Summe  des  dem  Reiche  verbleibenden  Anteils  dadurch  erhöht,  dass  dturch 
Schul dcntilgvngsgesetze  (leges  Ueber)  die  Überwdsungsüberschitsse  gekürzt  wurden. 
Ul>cr schaut  man  den  Gang  der  Überweisungen  und  der  Matricularheilrägc  seit 
ihrer  Einführung,  so  ergibt  sidi  folgendes:  im  Jahre  1878  betrugen  die  Matricular- 
beiträge 70  Millionen  Marie,  1903  das  Achtfache,  nämlich  566  Millionen :  aber  diesen 
566  Millionen  nomineller  Matricularbeiträge  stehen  542  Millionen  TMierweisiniRcn 
entgegen,  die  effective  Leistung  beträgt  denmach  nur  24  Millionen.  1H72  bis  1K81 
zahlten  die  Bundesstaaten  an  das  Reich:  82,59,51,52,50,04,70,64,25  Millionen  Mark 
bar  heraus;  seit  dem  Wirken  der  Franckensteinschen  Clausel  nur  noch:  1881 
17  Millionen.  1882  l  Million.  i8g8  20  Millionen.  iR9,m8(;4  30  Millionen.  1890-IOOO 
J3  Millionen ;  1894  bis  1897  und  1901  blieben  sie  völlig  befreit  von  Matricularbeiträgen, 
1902  mid  1903  wurden  sie  mit  je  24  Millionen  belastet.  In  summa  sind  allein  von  1883 
bis  1893  486  Millionen  Mark  aus  der  Reicli^cas^c  den  Einzelstaaten  zugeflossen. 
Wenn  deshalb  die  Begründung  der  Stengelscheu  Rcfornivorlape  auf  Seite  5  sagt: 
»Von  vorübergehenden  zum  Teil  recht  beträchtlichen  Schwankungen  abgesehen» 
haben  im  grossen  und  ganzen  die  Matricularbeiträge  eine  ähnliche  Steigerung  er- 
fahret) [wie  die  Überweisungen]«,  so  ist  das  nicht  richtig:  iiu  j^mssr}!  und  f:aii:cit 
sind  die  Matricularbeiträge  gesunken  und  betragen  heute  nur  noch  rund  ein 
Drittel  von  den  Summen,  die  die  Einzelstaaten  vor  der  Einführung  der  Francken- 
ateinsdicn  Clansei  jahrlich  aufgdx'adit  haben. 

Dies  für  die  Einzelstaateii  günstige  Gesamtergebnis  —  von  den  Schwierigkeiten, 
die  ihnen  aus  den  Schwankungen  im  einzelnen  zweifellos  erwuchsen,  sehen  wir  hier 
ab  —  konnte  nur  durch  eine  geradezu  besinnungslose  Schuldenwirtschaft  erzielt 
werden.  Infolge  der  übermässigen  Steigerung  der  Ausgaben  für  Heer  und  Marine 
wuchs  das  Soll  des  Reichen  weit  über  das  Haben  hinaus.  Nach  der  V'crfassung  gab 
es  nur  zwei  Auswege :    Erhöhung  der  eigenen  Einnahmen  des  Reiches  durch  neue 
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oder  crlvMitc  Steuern,  otlcr  Erhöhung  der  Matricularl)citragc.     Aber  beide  Wcgrc 
wurden  nicht  beliebt,  der  Reichstag  scheute  die  neuen  Steuern,  der  Bundesrat  ver- 
weigerte unter  dem  Drucke  der  einzetstaatlichen  Finanzminister  die  Erh5hting  der 
Matricularbcilräge.    Man  machte  Schulden.    Von  1877  hU  1903  stieg  die  .\nleihc- 
sclnild  dt'5  Reiches  von  t6  Milhoncn  auf  mehr  als  3000  Millionen  Mark.    Das  konnte 
nur  geschehen,  wie  Rehm  nachweist,  durch  folgende  Construclioncn :    Erstens  wurde 
eine  Reihe  von  ordentlichen  Bedürfnissen,  und  zwar  zum  Teil  gerade  sehr  kost- 
spieligen, im  Etat  statt  als  ordentliche  als  ausscrordcntliclie  behandelt;    zweitens  wur- 
den Ausgaben,  die  als  regelmässig  wiederkehrende,  also  ordentliche,  zu  erachten 
waren,  aus  dem  Etat  weggelassen.   Koppe  plaidiert  dafür,  dass  dieser  Missbrauch  der 
bedingten  Befugnis  aus  Artikel  73  der  Verfassung  zur  Aufnahme  von  Anleihen 
»meistens«  bona  fidc  geschelKii  sei  ;  es  Ijcsfeht  nach  unserer  Ansicht  kein  .\nhis';, 
nachträglich  über  die  Fähigkeit  oder  Unfähigkeit,  die  bona  und  mala  ßdes,  der  mit  der 
Verwaltung  der  Reichsfinanzen  betraut  gewesenen  Männer  zu  streiten:  zweifellos 
steht  fest,  dass  die  Schuldenwirt ^cli.ift  die  unmittelbare  Haftung  der  Einzel- 
staaten  für  die  Finanzen  des  Reiches  lierabminderte.    Marinismus  und  Mihtari^mus 
konnten  ihre  Capriolcn  schlagen,  ohne  befürchten  zu  müssen,  dass  die  EinzcUiaaien 
mit  einem  Quousque  tandem  dazwischen  fuhren.   Wemi  nun  aber,  nach  dem  Plane 
von    Stengels,   die   M.itricularhcilräge,   insoweit   sie   in   den    t^Mtcrweisungen  keine 
Deckung  hndcn,  fortan  den  Bundesstaaten  am  Jahresschluss  in  dem  Muse  erstattet 
werden  sollen,  wie  die  übrigen  ordentlichen  Einnahmen  des  Reiches  dessen  Bedarf 
überschreiten ;  wenn  also  die  Bestimmung  des  Artikels  70  der  Verfassung  beseitig^ 
wird,  wonach  die  Überschüsse  zunächst   zur   Be-^treitung  der  gemeinschaftlichen 
Ausgaben  dienen  sollen  —  dann  wird  diese  Gelahr  noch  mehr  vermindert.  Wozu 
ja  dann  noch  kommt,  dass,  nach  Stengel,  der' budgetmässige  Betrag  der  Matricular- 
beiträge  in  der  Rej^el  den  Betrag  der  von  den  Bundesstaaten  in  den  letzten  fünf 
Vorjahren   durchschnittlich    empfangenen    Überweisungen    nicht    übersteigen  soll. 
Militarismus  und  Marinismus  haben  freie  Hand,  die  Lasten  sind  der  grossen  Masse 
der  indirccten  Steuerzahler  aufgehalst! 

Warum  aber  nicht  eine  voll. ige  Loslösung  djer  Reichsfinanzen  von  denen 
der  Einzelstaaten?  Wariun  die  Aufrechterhaltung  der  Franckensleinschen  Claosel, 
soweit  die  Branntweinverbrauchsabgabe  in  Betracht  kommt?  Decoration!  Der 
Staatssecretair,  der  da  verkündet,  dass  »Klarheit  und  Durchsichtigkeit  eines  Haus- 
halts das  Fundament  einer  vorau'^schcnden  und  sparsamen  Wirtschaft  bilden«,  lasst 
diese  Unklarheit  und  U  n  d  u  r  c  h  s  i  c  h  t  i  g  k  c  i  t  bestehen,  weil  er  durch 
diese  inhaltlose  Concession  die  Bedenken  des  Centrums  gegen  seine  Reform  beschwich- 
tigen will.  Die  Franckensteinsche  Clausel  entstand,  als  das  Centrum  noch  Oppo- 
sitionsparlei war.  Constitutioncllen  Erwägungen  ist  sie  entsprungen,  und 
die  Freunde  des  eonsHtutionelten  Systems  sind  sehr  in  sie  verliebt.  »Kommt  einmal 
die  Regierung  in  einen  unlöslichen  Conflict  mit  dem  Reichstag,  sd  ist  ihr  ein  budget- 
loscs  Regiment,  wie  es  in  Preusscn  jahrelang  geführt  wurde,  durch  die  Matricular- 
beitruge  und  die  Franckensteinsche  Clausel  erschwert.  Herrn  von  Bennigsen  genügte 
es,  dass  der  Reichstag  die  Befugnis  haben  solle,  einzelne  Steuern  oder  Zölle  zu  ver- 
weigern oder  herabzusetzen.  Die  Entsehciduiig  wäre  dann  auch  im  Conflictsfall  bei 
dem  nationalen  Factor  der  Gesetzgebung  gewesen.  Herr  von  Franckenstein  dagegen 
verlegte  den  Schwerpunct  in  den  particularistischen  Factor  der  Politik,  in  die  Einzel- 
regierungen und  Einzellandtage.  Das  Reich  muss  den  Ertrag  der  Steuern  und  Zolle 
der  Franckensteinschen  Clausel  gemäss  den  Bundesstaaten  überweisen:  es  darf  ihn 
nicht  zurückhalten,  noch  über  ihn  verfügen.  Aber  das  Reich  kann  auch  keine 
Matricularbeitrage  erhalten,  wenn  kein  Etat  zu  stände  gekommen  ist,  da  sie  nach 
Artikel  70  der  Verfassung  der  Reieh.skanzler  nur  >in  Höhe  des  badgetmässigen  Be- 
trages<  atisächreil)en  darf.  Der  Kaiser  und  die  Reichsregierung  wären  mithin  im 
Conflictsfall  auf  den  guten  Willen  der  Emzelstaaien  angewiesen,  und  in  den  Einzd- 
staaten  haben  die  Landtage,  insbesondere  also  der  bayerisch^  mitzusprechen.  Je  höher 
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<iie  Matricularbciträge  sind,  um  so  abhängiger  ist  die  Reichsregicrung  vom  Reichsiag.< 
So  schreibt  die  Vossisehe  Zeitung  im  Namen  des  Freisinns,  der  sich  mit  einem 
Quentchen  Constitution  über  den  Verlust  eines  Centners  Macht  hinwegzutäuschen 
liebt.  Das  Einnahnul)ewilligun{;srecht  des  Rcich^taRS  vidit  und  fallt  unter  dem 
heutigen  System  tatsächlich  mit  den  Matricularbeitragen,  mit  der  Franckcnsteinschen 
Oausel.  Dass  es  nur  ein  formales  Recht  ist,  hat  die  Socialdemokratie  niemals  über« 
Mben.  Al)er  auch  nur  dieses  preiszuRebcn  liegt  nicht  die  geringste  Veranlassung 
vor.  In  den  Matricularbei trägen  —  deren  Verwerflichkeit  als  roher  Kopfsteuern 
für  uns  natürlich  keiner  Discussion  bedarf  —  hat  heute  der  Reichstag  das  einzige 
Mittel  in  der  Hand,  die  Einschränkung  äbersti^;ener  Ausgaben  su  erreidten  and 
Sparsamkeit  wenigstens  zu  —  markieren. 

Materiell  ändert  die  Fimtisreform  nach  dem  Plaue  des  Herrn  von  Stengel  nichts. 
Und  doch  wäre  die  Möglichkeit  einer  durchgreifenden  Reform  gegeben.  Man  mache 
der  so  sch.iiUiclKn  wie  schändlichen  Liebesgabenwirtschaft  ein  Ende.  Die  Rückver- 
gütung der  M.iivciibotticlisletier  gclit  um  17  bis  18  Millionen  Mark  über  die  gezahlten 
Steuern  lunauä.  Im  ganzen  /alilcn  die  Branntweintrinker  44  Millionen  Mark  Liebes- 
gaben an  die  Brennerribesitzer,  sdt  dem  Bestehen  des  Gesetzes  sind  mehr  als  60a 
Millionen  Mark  in  die  Taschen  der  Brenner  geHoN^ri!.  Die  Rüikzalilung  bei  der 
Brausteuer  übersteigt  um  rund  ein  Drittel  den  gezahlten  Steuerbetrag.  Hier  kann 
•die  bessernde  Hand  auch  bei  Aufrechterhaltung  des  heutigen  ^anzqrstems  des 
Reiches  angelegt  werden. 

Die  Socialdemokratie  konnte  sich  freilich  auch  mit  einer  solchen  Reform  nicht  be- 
lügen. Tritt  sie  dem  Stengeischen  Plane  entgegen,  weil  er  bei  den  Einzelstaaten  den 
letzten  Rest  von  Verantwortlichkeit  für  die  Finanzgebarung  des  Reiches  ertötet,  weil 
er  nicht  das  Reich  von  den  Einzelstaaten,  sondern  in  Wirklichkeit  die  Einzelstaaten 
vom  Reiche  unabhängig  macht,  weil  er  die  besitzenden  Classen  dauernd  vor  einer 
Vermehrung  ihrer  Lasten  sichern  soll,  weil  er  die  schwächlichen  Rechte  der  Volks- 
Tertretung  noch  mehr  beschneiden  soll,  weil  er  das  Vorspiel  zu  neuen  indirecten,  nur 
einstweilen  zurückgestellten  Reichssteuern  ist  — ,  so  bietet  sie  andererseits  die  Hand 
zu  einer  wirklichen  Refon« :  Verminderung  der  unproductiven  Reichs- 
ausgaben, Einführung  directer  Reichssteuern,  so  wie  das  Erfurter  Pro- 
gramm fordert,  dass  sämtliche  ulTentlichen  Ausgaben  aus  progressiven  Einkommen-, 
Vermögens-  und  Erbschaftssteuern  bestritten  werden.  Nur  eine  bewegliclie 
Steuer  kann  Ordnung  m  die  Fmanzen  des  Reiches  bringen,  das  heisst  also  eine  directe. 
Sie  allein  gibt  uns  die  Möglichkeit,  nicht  nur  der  Anpassung  an  die  Leistungsfihigkeit 
des  einzelnen,  sondern  auch  die  der  vorübergehenden  Erhöhung  in  Zeiten  nationaler 
Bedrängnis.  Eine  Finanzreform,  bei  der  die  herrschenden,  besitzenden  Classen  mit 
jeder  Belastung  verschont  bleiben,  ist  undenkbar;  sie  kann  nur  auf  Spiegelfechterei 
hinanslanfea  —  wie  die  Stengeische. 
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Vorbemerkung 

Die  nachstehenden  beiden  Skizzen  stammen  aus  der  Feder  jenes  Arbeiters, 
dessen  Denkwürdigkeiten  und  Erinnerungen  Faul  Göhre  im  Frühjahr  1903  bei 
Eugen  Diederichs  in  Leipzig  herausgqseben  hat.  Es  sind  Ausschnitte«  die  in 
jenem  Btich  nicht  haben  Platz  finden  k&mcn. 

Zwei  Blamnadier 

Da  hatte  bei  uns  ein  Arbeiter  ang^angen  nnd  war  bei  den  Ofenlenten 
««ingestdlt  worden.  Der  Mann  war  Soldat  gewesen,  was  man  ihm  nodi 
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auf  jeden  Schritt  und  Iritt  ansah;  aber  oh  er  den  Feldziig  schon  mitgemacht 
hatte,  das  ist  mir  entfallen.  Der  hatte  ein  stilles,  ruhiges,  anspruchsloses  Wesen 
und  zeichnete  sich  vor  anderen  dadurch  aus,  dass  er  Guten  M argen  t  sagte,  wenn 
er  des  Morgens  an  einem  vorbeikam.    So  tat  er  auch  tagtäglich  gleich  den 
anderen  seine  Arbeit  mit  der  Schubkarre  und  war  bei  steinen  Cameradcn  wie 
bei  allen  anderen  wohlgelittcn.    Aber  der  Maim  hatte  einen  schlinuiien  Fehler,, 
den  nämlichen,  den  der  Hattinger  gehabt  hatte,  er  trank.    Er  trank  rwar 
nicht  bei  der  Arbeit  und  feierte  auch  nicht  des  Montags,  aber  am  Tage  nach 
der  Zahlung  war  er  schon  verschiedene  Male  ausgeblieben.  Da  hatte  er  wieder 
einmal  gefeiert,  da  maclite  ihm  der  Meister  bekannt:  wenn  er  jetzt  noch  ein- 
mal feierte,  würde  er  entlassen ;  da  nahm  er  sich  zusammen  und  feierte  sechs 
Wochen  lang  nicht  wieder.    Da  gab  es  eines  Freitags  abends  Geld,  da  blieb 
er  am  Sonnabend  wieder  aus,  aber  am  Montag  Morgen  war  er  wieder  da,, 
und  man  sah  aus  seiner  niedrigen  Jackettaschc  das  Papier  herausragen,  in 
dem  sich  sein  Friihstücksbrot  eingewickelt  befand,  und  dass  er  zu  arbeiten 
gedachte.    Aber  er  wartete  erst,  bis  der  Meister  kam.  um  sich  zu  melden. 
Aber  da  schrieb  ihm  der  Meister  einen  Schein,  damit  er  sich  beim  Lassiercr 
das  Geld  holen  konnte,  was  er  noch  su  fordern  hatte,  und  gab  ihm  seine  Ent- 
lassung.   Und  er  verteidigte  sich  mit  keinem  Wort,  imd  indem  er  dem 
Meister  zum  Abschied  in  bedrücktem  Tone  noch  einmal  Guten  Morgen!  bot, 
trat  er  aus  der  'Zimmertür  und  war  entlassen  und  ^in^  ab.  ohne  sich  mnzu- 
sehen.    Aber  zu  Mittag  kam  seine  Frau  mit  dem  liandkorbe  und  wollte  ihm 
das  Essen  bringen.   Da  kam  er  ihr  nicht  vor  der  Tür  entgegen;  da  kam  sie 
ins  Magazin  und  fragte  nach  ihm  und  hörte,  dass  er  entlassen  wäre.  Und 
es  war  eine  so  nette  Frau,  und  sie  verbarg  den  Schrecken,  .so  gut  sie  konnte, 
und  sagte  weiter  ^ar  nichts,  aber  sie  fragte,  ob  niemand  wiisstc,  wo  er  hin- 
gegangen wäre.    Und  als  das  kenier  wusste,  ging  sie  mit  dem  Essen  wieder 
weg.    Aber  vierzehn  Tage  später  reiste  die  Frau  mit  ihren  beiden  kleinen 
Kindern  ab  nach  Fürstenau  in  ihre  Heimat  zu  ihren  Eltern  und  kam  nicht 
wieder;  da  war  die  F'amilic  zerstört  und  auseinander.    Aber  der  Mann  hatte 
den  Feiertaq;  nicht  allein  l)egaiig-cn.  .sondern  es  waren  ihrer  zwei  gewesen, 
imd  der  andere  gehörte  ebenfalls  zu  den  Ofenleuten  und  war  eben  vom  Militair 
entlassen,  aber  dieser  war  ein  ganz  schnodderiger  Geselle  und  g^ch  dem 
vorigen  in  keiner  Beziehung.  Aber  wie  das  gekommen  ist,  dass  sie  beide  den- 
selben Tnc^  feierten,  und  welcher  von  beiden  den  andern  dazu  überredet  hat, 
danach  hat  niemand  gefragt.     Aber  während  der  \'^erheiratete  am  Montag 
Morgen  wiederkam  und  entlassen  wurde,  kehrte  der  andere  erst  Mittwoch 
Morgen  zurück  und  log  dem  Meister  irgend  was  vor,  da  war  die  Sache  gut, 
da  nahm  er  seine  Schubkarre  und  fing  wieder  an  zu  arbeiten.   Da  bdcant  er 
im  Laufe  des  Vormittags  den  Auftrag:  vom  Tonschneider  einen  Satz  Masse 
auf  den  Boden  zu  tragen,  denn  auf  dem  Boden  war  ein  Former  beschäftigt, 
und  dessen  Masse  war  alle;  da  hatte  er  eben  wieder  ein  Brett  voll  Masse  auf 
der  Schulter  nach  oben  getragen,  da  kam  unser  neuester  Ingenieur  durch 
die  Tür  und  lief  eilig  die  Treppe  hinauf  und  sah  recht  aufgeregt  aus,  wie 
noch  nie,  dass  ich  mich  wundem  musste.   Aber  es  war  bloss  wegen  dem  li/fonne, 
gewesen,  der  die  drei  Tage  gefeiert  hatte.    Dem  war  er  gleich  oben  an  der 
Treppe  begegnet,  da  hatte  er  ihn  gewaltig  angedonnert;  aber  viel  hatte  er 
nicht  vorrätig  gehabt,  es  waren  mir  drei  bis  vier  kurze  Sätze  gewesen,  wovon  ich 
nur  den  einen  behalten  habe:  »Drei  Tage  lang  besoffen  gewesen  1«  Und. 
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nach  ventg  Secunden  war  wieder  Friede,  tuid  die  ganze  Sache  war  damit  ab- 
gemachL    Da  kamen  sie  beide  die  Treppe  herunter  und  der  Ingenieur  ging 

wieder  aus  der  Tür.  und  der  Arbeiter  ging  nach  dem  Tonschneider  und  Hess 
sich  wieder  ein  ander  Brett  voll  Masse  auf  die  Schulter  geben  und  kehrte 
zurück,  aber  er  ging  dainit  an  der  Treppe  vorbei  und  kain  bis  zu  mir  und 
backte  sich  und  legte  die  Hand,  die  er  frei  hatte,  auf  den  Leib  und  wölke 
vor  innerUchem  Vergnügen  bersten  und  fragte  mich' grinsend :  »Hast  Du  ge- 
hört?« Da  nickte  ich,  da  tanzte  er  auf  den  Platten  mit  <lem  schweren  Brett 
voll  Masse  auf  der  Schulter  einen  Schottischen  bis  zurück  nach  der  Treppe 
und  stieg  im  Paradeschritt  hinauf.  Und  das  war  auch  ganz  natürlich  und 
ein  billiges  \'ergnügeu,  denn  so  viel  Ehre  und  so  viel  Schmeichelei  mochte  er 
wohl  noch  nicht  wieder  gdiabt  haben,  seit  er  vom  Militair  lo^;ekommen  war, 
und  die  Ehre  war  auf  beiden  Seiten,  und  der  Ingenieur  hatte  sich  die  Ge- 
legenheit, auch  einmal  etwas  zu  sagen,  nicht  entgehen  lassen,  denn  so  lange 
hatte  man  noch  gar  nichts  von  ihm  gehört,  und  dieses  Nachspiel  war  ohne 
Zweifel  das  heiterste  an  der  gaiuen  Geschichte. 

Abreise  von  Düsseldorf' 

Als  ich  von  Düsseldorf  weg  wollte,  musste  ich  erst  noch  nicinen  Pass  von 
der  Polizei  in  Neuss  holen.  Da  war  es  noch  zu  früh  dazu,  und  so  ging  ich 
langsam  noch  einmal  nadi  der  Arbeitsstelle  an  der  Rheinbrucke,  um  mir 
das  Hochwasser  anzusehen,  und  kehrte  zurück  und  ging  nach  der  Polizei,  um 
meinen  Pass  zu  holen.  Da  stand  im  Schreibzimmer  hinter  dem  langen  Schreib- 
tisch einer,  der  hatte  einen  Poüzeirock  an.  war  aber  kein  Folizcidiener,  denn 
er  hatte  auf  jeder  Achsel  etwas  Gelbes,  der  fragte  mich,  was  ich  wollte.  Da 
sagte  ich,  dass  ich  meinen  Pass  holen  wollte.  Den  hatte  er  bald  gefunden 
und  besehen,  und  ich  erwartete  die  Frage,  wo  ich  hin  wollte,  aber  statt  dessen 
fragte  er  mich,  ob  ich  die  Steuer  schon  bezahlt  hätte.  Aber  Steuer  hatte  mir 
bisher  nie  jemand  abverlangt,  und  wusstc  gar  nichts  davon  und  hatte  mich 
nie  darum  gekümmert;  da  erschrak  ich  sehr,  weil  ich  weiter  kein  Geld 
hatte,  als  die  f&if  Stlbergroschen  Fahrgeld  nach  Vohwinkel,  und  ich  schwi^ 
und  schüttelte  mit  dem  Kopf;  da  sagte  er:  »Da  bezahlen  Sie  nur  erst  die 
Steuer,  es  beträgt  vierzehn  Silbergroschen.«  Ach  Herr,  du  meines  Lebens! 
Wo  sollte  ich  das  Held  hernehmen?  Da  bekannte  ich,  dass  ich  kein  Geld 
hatte,  da  sagte  er:  »Na,  die  Steuer  muss  bezahlt  werden,  das  wissen  Sie  doch  !< 
Da  stand  ich  eine  Weile  stumm  und  überlegte,  und  dann  sagte  ich  ihm, 
dass  ich  vom  i.  Januar  bis  i.  März  in  Kempen  im  Krankenhause  gewesen 
war^  und  dass  es  in  meinem  Pass  drin  stände,  und  dass  ich  hier  an  der 
Rheinbrücke  drei  Tage  gearbeitet,  und  dass  uns  das  Hochwasser  vertrieben 
hatte,  und  dass  ich  dieserhalb  gezwungen  wäre,  abzureisen,  weil  ich  kein  Geld 
hätte.  Aber  er  ging  mit  keinem  Worte  darauf  ein,  sondern  rief  schnauzig: 
»Na,  denken  Sie  vielleicht,  dass  ich  die  Steuer  aus  meiner  Tasche  bezahlen 
soll?«  Da  stand  ich  eine  ganze  Weile  ratlos  und  wusste  mir  nicht  zu  helfen, 
bis  ich  endlich  schweigend  das  Zimmer  vcrliess,  um  hinaus  auf  die  Strasse 
zu  gehen,  und  ging  wieder  nach  der  Rheinbrücke  zu.  Und  hätte  schon 
längst  auf  dem  Wege  nach  Düsseldorf  sein  müssen,  um  den  Zug  zu  erreichen, 
und  war  schon  au  spät  Und  war  sdiier*  verzweifelt  und  kehrte  nach  etwa 
einer  Stunde  wieder  zurück  zur  Polizei,  so  hilflos  wie  zuvor,  und  wusste  nicht, 
was  ich  sagen  sollte. 
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Als  ich  (las  Zimmer  wieder  betrat,  da  stand  vor  dem  Schreibtisch  ein  Fräu- 
lein und  trug  einen  sclionen  Hut  und  einen  langen  Wintermantel,  und  hinter 
ihr  auf  einem  Stuiil  an  der  Wand  stand  eine  grosse  schöne  gepackte  Reise- 
tasche, und  hinter  dem  Schreibtisch  sass  der  Stenerverlanger  tmd  sdirieb, 
und  ich  konnte  wohl  sehen,  dass  das  Fräulein  darauf  wartete,  und  ich  wollte 
nicht  stören  und  schwieg   und  wusste  ohnehin  nicht,  was  ich  sagen  sollte. 
Währenddem  kam  ein  schlanker  Mann  in  mittleren  Jahren  herein  und  schien 
seiner  Kleidung  nach  gerade  nicht  weil  her  zu  sein   und  trug  einen  gelb- 
braunen nachlässigen  Anzug  und  hatte  den  Rock  zugidmopft,  aber  nicht  bis 
unter  das  Kinn,  und  hatte  gar  keine  weisse  Wasche  an  und  auch  keinen 
Überzieher  und  ein  ernstes  Gesicht  und  tat  ganz  ungeniert  und  setzte  sich 
seitwärts  dem  Schreibtisch  auf  eine  kleine  Bank  an  der  Wand,  vielleicht  des- 
wegen, weil  er  uns  von  der  Seite  und  von  vorn  sehen  wollte,  und  nicht  von 
hinten,  und  sah  nicht  aus,  als  ob  er  viel  zu  sag«!  hatt^  und  sah  dennoch  so 
aus.  Da  war  mir  die  Sache  sehr  zuwider  vor  den  Leuten,  und  tat  mir  bitter- 
lieh  leid,  dass  ich  gestern  Abend  der  Wirtin  das  Geld  gegeben  hatte  und 
nicht  schlauer  gewesen  war.    Da  hatte  der  Polizeiherr  das  Cieschriebenc  fertig 
und  überreichte  es  dem  Fräulein,  und  sie  ging  damit  durch  eine  halb  offen 
stehende  Verbindungstür  in  das  Nebenzimmer,  in  welches  ich  aber  nicht  hinein 
sdien  konnte,  weil  die  Tür  zu  weit  nach  vom  am  Fenster  war.    Da  dadite 
er  wahrscheinlich,  ich  hätte  das  Geld  geholt,  und  sah  mich  an  und  fragte: 
»Na,  wie  ist"s,  wollen  Sie  nun  bezahlen?«     Da  kam  das  Fräulein  wieder 
zurück  und  hatte  ein  Slück  Papier  oder  einen  Schein  in  der  Hand  und  trat 
vor  den  Tisch  und  blieb  neben  mir  stehen  und  überreichte  ihm  den  Schein, 
da  sagte  ich  ziemlich  hart,  weil  ich  mich  vor  den  Leuten  nicht  aufs  Bitten 
verlegen  wollte :  »Das  wollte  ich  wohl,  wenn  ich  Geld  hätte !    Wo  soll  ich 
nur  denn  hier  Geld  verschaffen,  wo  soll  ich  es  denn  hernehmen?«    Da  rief 
er  barsch:  »Das  ist  Ihre  Sache!«    Da  sagte  ich:  »Ich  muss  meinen  Pass 
haben,  ich  will  nach  Vohwinkel,  da  schreiben  Sic  das  in  den  Pass  hinein,  dass 
ich  die  Steuer  nicht  bezahlt  habe,  da  kann  ich  die  Steuer  in  Vohwinkel  be- 
zahlen, aber  jetzt  habe  ich  kein  Geld  und  muss  fort.«    Da  rief  er  schnauziy 
und  entschieden,  und  ich  konnte  daran  hören,  dass  es  sein  letztes  Wort  war: 
»Ihren  Pass  kriegen  Sie.  wenn  Sic  die  Stctter  bezahlen,  und  wenn  Sic  nicht 
bezahlen,  dann  bleibt  Ihr  Pass  hier!«    Da  merkte  ich,  wie  das  Fräulein  neben 
mir  den  "Kopf  ein  wraig  wandte  und  mich  einen  Augenblick  lang  von  der 
Seite  ansah,  dann  fragte  sie  kurz:  »Was  macht  denn  die  Steuer?«  Da 
sa<;te  er:    »Vierzehn   Silbergroschen.«    Da  sagte  sie:  »Ich   will's  bezahlen« 
und  drehte  sich  um,  ging  nach  der  schönen  Reisetasche  und  schloss  sie  auf 
und  nahm  ein  Portemonnaie  heraus  und  hatte  klein  Geld  und  legte  vierzehn 
Silbergroschen  auf  den  Schreibtisch,  und  während  dem  hatte  er  den  Schein 
gestempelt,  und  als  sie  das  Portemonnaie  wieder  in  ihrer  Reisetasche  ver- 
schlossen hatte,  gab  er  ihr  den  Schein  zurück,  und  sie  ging  damit  sogleich 
wieder  eilig  durch  die  offene  Tür  ins  Nebenzimmer.    Da  nahm  er  das  Geld 
fort    und  fragte  mich,  wo  ich  hin  wollte,  und  machte  meinen  Pass  fertig, 
und  ich  stand  da  wie  behext  und  war  noch  verlegener,  als  vorher,  aber  auf 
andere  Art.    Denn  ich  mochte  gar  nicht  daran  denken,  ohne  meinen  Pass 
nach  V'ohwinkel  zu  fahren  und  mich  wider    'i    Obrigkeit  zu  setzen,  und 
meinte,  ich  legte  Feuer  an  die  ganze  Welt  und  niüsste  selber  zuerst  darin  ver- 
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bramen,  wenn  ich  ohne  meinefi  Fass  nach  Vohwinkel  fahren  wollte.  Aber 
von  dieaen  ganzen  Elend  hatte  mich  schnell  und  unverhofft  das  Fräulein 
erlöst,  und  der  Mann  hatte  das  Geld  gekriegt,  aber  dafür  musste  ich  mich 
nun  bei  ihr  bedanken,  und  war  eine  schlimme  Sache.  Denn  die  paar  Worte, 
die  ich  ihr  etwa  zum'  Dank  sagen  konnte,  kamen  mir  gar  geringe  und  ver- 
achtfidi  vor  lor  die  Hilfe,  die  sie  mir  geleistet  hatte,  itnd  hätte  ihr  viel  lieber 
was  gefadfen,  als  was  gedankt,  wenn  ich  nur  gewusst  hätt^  was.  Da  hatte 
der  Steucmeintreiher  meinen  Pass  fertig  und  stand  auf  und  reichte  ihn  mir 
2U  Über  den  Tisch  weg;  da  sass  der  Mann  auf  der  kleinen  Bank  an  der  Wand 
und  hatte  ein  Knie  über  das  andere  geschlagen  und  das  oberste  hatte  er  mit 
den  Händen  umschlossen,  da  beugte  er  sich  vor  und  fragte  ihn  respectvt^: 
^Was  ist  denn  das  für  eine?c  Da  sagte  der  Polizeiherr,  während  er  in  den 
Papieren,  die  auf  dem  Tische  lagen,  herumkramte :  »Das  ist  eine  Putzmacherin, 
die  wohnte  hier  bei  ihrem  Bruder,  einem  Schlosser;  die  soll  hier  ausgewiesen 
werden.«  Da  sahen  wir  ihn  alle  beide  gross  und  erstaunt  an,  und  der  Mann 
fragte  so  sinnig  wie  enist:  »Ausgewiesen  ?c  Und  setzte  sogleich  scharf  und 
fcttpeciwidrig  hinzu:  »Na,  und  nun  bezahlt  sie  lüer  ffir  den  die  Steuer?«  Aber 
der  Polizeiherr  antwortete  nicht,  sondern  statt  der  Antwort  stand  er  hinter 
dem  Tisch  und  sali  keinen  mehr  an  und  machte  eine  Figur,  die  war  verwunder- 
lich anzuseilen.  Denn  er  war  grciss  und  sah  vor  sich  nieder  und  halte  krumme 
Ellbogen  gemacht  und  die  Oberarme  an  sich  gezogen  und  liiclt  nach  beiden 
Seiten  die  Hände  offen  hin,  als  ob  man  ihm  in  jede  Hand  noch  einmal  vier- 
zehn  Silbergroschen  legen  sollte,  und  l^e  den  Kopf  erst  auf  die  eine  Seite 
und  dann  auf  die  andere  und  zuckte  erst  die  eine  Achsel  langsam  hodi  und 
dann  die  andere  und  verschob  den  ganzen  Oberkörper  und  hatte  die  ganze 
Amtsmiene  verloren  und  machte  ein  Gesicht,  als  ob  ihn  einer  zum  Lachen 
zwänge,  der  ihn  heimlich  mit  einer  heissen  Zange  zwickte,  und  hatte  den 
Mund  geöffnet,  als  ob  er  was  sagen  wollte,  sagte  aber  nichts,  als  wenn  er 
wohl  fremde  Sprachen  gelernt  hätte,  aber  seine  eigene  nicht  reden  könnte. 

Ach,  du  lieber  Himmel,  wie  war  mir  da  zu  Mute,  als  ich  das  gcliört  hatte, 
und  war  gleich  voller  Tcilnalinie  und  Mitleiden  und  war  ordentlich  froh 
darüber,  dass  sie  wahrscheinlich  auch  verlegen  wäre  und  dass  ich  ihr  ohne 
Zweifd'  irgend  wie  etwas  helfen  könnte,  und  müsste  mich  unbedingt  bedanken 
und  mit  ihr  sprechen.  Da  stand  ich  noch  und  hatte  meinen  Pass  schon  in 
der  Tasche  und  sah  nach  der  halb  offenen  Tür,  diirch  die  sie  gegangen 
war,  und  wartete,  dass  sie  zurückkehrte,  und  mochte  ihr  nicht  nachgehen  ins 
Nebenzimmer  und  hielt  es  für  das  Allerheiligste,  wo  erst  der  richtige  Macher 
darin  sasse,  der  das  Ausweisen  besorgte.  Da  mochte  ich  da  nicht  länger 
atcben,  sondern  wollte  sie  lieber  draussen  vor  der  Tür  auf  der  Strasse  er- 
warten und  ging  hinaus  ohne  Gruss.  Aber  ich  war  zunächst  noch  selber 
gar  übel  daran,  weil  ich  gar  kein  Gekl  hatte  ausser  dem  I'ahrgeld,  und  hatte 
mir  gestern  Abend  alles  genau  ausgerechnet,  was  ich  heute  zu  tun  hatte.  Da 
musste  ich  nach  meiner  Rechnung  gleich  nach  Mittag  in  Vohwinkel  sein,  wenn 
alles  an  der  Arbeit  war,  da  konnte  ich  hoffen,  Beteumte  zu  treffen,  Schacht- 
meister oder  Arbeiter,  die  mir  entweder  mit  Quartier  oder  mit  ein  paar 
Groschen  Geld  aushalfen,  denn  eher  konnte  ich  freilich  nichts  zu  essen  kriejjen. 
Aber  nun  hatte  ich  wegen  der  Steuergeschichte  schon  längst  den  Zug  versäumt, 
mit  dem  ich  fahren  wollte,  und  hätte  jetzt  schon  in  Düsseldorf  sein  müssen. 
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und  wenn  ich  den  nächsten  Zug  ebenfalls  versäumte,  dann  war  ich  ganz  und 
gar  vcrratzt.  Da  stand  ich  nun  und  wartete  und  hörte  alle  Viertelstunden 
die  Uhr  auf  dem  Turm  schla^^en,  und  wollte  kein  Mensch  aus  der  Tür  lu  raus- 
kununcn,  weder  der  Mann  noch  das  Fräulein;  und  stand  wie  auf  Kolilen  und 
bedachte  jetzt  erst,  was  ich  ihr  eigentlich  helfen  wollte.  Es  konnte  sein, 
dass  sie  dieselbe  Strecke  fahren  wollte,  wie  ich,  da  hätte  ich  ihr  wenigstens 
die  gfro^se  Reisetasche  bis  nach  Düsseldorf  auf  den  Bahnhof  tragen  können. 
Aber  da  hätte  sie  nun  gleich  koiniuen  müssen,  sonst  versäumte  ich  den  Zug; 
und  dann  konnte  sie  mir  nur  gleich  auch  was  zu  essen  kauten,  das  ging  gar 
nicht  anders,  und  hätte  ihr  noch  mehr  Geld  gekostet,  aber  das  war  nur  schliess- 
lich auch  einerlei,  wenn  sie  nur  gekommen  wäre.  Aber  da  hatte  ich  fünf 
geschlagene  \'iertelstnnden  gewartet,  da  war  da*;  Aus-weisen  noch  nicht  getan, 
da  konnte  ich  keine  V^icrtelsttuide  mehr  zui^elKii.  wenn  ich  den  Zug  nicht 
versäumen  wollte,  da  wartete  ich  noch  eine  Weile  und  dann  ging  ich  über 
den  Platz  bis  nach  der  Strassenecke,  wo  ich  die  Tür  nodi  sehen  konnte,  und 
hlich  Wied«*  stehen  und  wartete;  da  schlug  die  Uhr  schon  wieder,  da  war 
kein  Besinnen  mehr,  entweder  —  oder,  da  ging  ich  um  die  Ecke  und  eilig 
aus  der  .Stadt  und  beging  die  Strasse  nach  Düsseldorf.  Und  bedachte,  was 
das  Fräulein  wohl  von  mir  denken  mochte,  weil  ich  so  spurlos  verschwunden 
war,  ohne  mich  zu  bedanken,  und  dass  sie  sidi  keine  andere  Vorstellung  von 
mir  machen  könnte,  als  falsche,  und  fiel  mir  bald  ein  Vers  ein,  den  einmal 
meine  Tante  vorgelesen  hatte  aus  einem  Buche: 

Undank  ist  das  grösste  Laster 

Das  sagt  immer  unser  Pasler. 
Und  ich  kam  in  mächtigen  Aufruhr  mit  mir  selber  und  wäre  gewiss  wieder 
umgekehrt,  wenn  ich  nur  etwas  Geld  gehabt  hätte. 

Aber  <la  spürte  ich  auch  mächtigen  Hunger,  da  nahm  ich  das  Fünfgroschen- 
stück in  eine  Hand,  mul  mit  der  anderen  durclisuchte  ich  alle  meine  Taschen, 
denn  es  war  mir  schon  vorgekommen,  dass  ich  Geld  in  der  Tasche  hatte, 
wovon  ich  nichts  wusste.  Da  fand  ich  wirklich  was,  aber  als  ich  es  besah, 
da  war  es  ein  Zweipfennigstück,  dafür  konnte  ich  mir  in  Düsseldorf  nicht 
einmal  ein  Brötchen  kaufen.  Da  erhol)  ich  wütend  den  Ann  und  schleuderte 
mit  aller  Macht  die  zwei  I'fcnnige  seitwärts  in  den  Chausseegraben.  Al)er 
im  schnellen  Gehen  hatte  ich  gegen  einen  Nunnnerstein  geworfen,  da  sprang 
das  Geldstfick  zurfick  tmd  lag  mir  vor  den  Füssen,  da  schleuderte  ich  im  Gehen 
gewaltig  mit  der  Fussspitze  dagegen  und  traf  gut,  das  flog  im  Bogen  vor 
mich  hin;  ich  war  aber  noch  keine  zehn  Schritte  weiter  p^oq^angen.  da  lag  das 
Zweipfennigstück  wieder  zu  meinen  Füssen.  Da  stutzte  ich  und  kam  etwas 
zur  Besinnung  und  bückte  mich  und  hob  es  wieder  auf  und  steckte  es  >vieder 
ein.  Aber  es  machte  mir  wenig  aus,  und  ich  war  davon  nicht  satt,  und  ge- 
dachte, wie  ich  dem  Neusser  zu  Gefallen  heute  den  ganzen  Tag  hungern  musste, 
und  wie  sie  den  Armen  da  erst  schuldig  machen,  und  nachher  kann  er  gehen 
oder  wird  ausgewiesen.  Da  kam  ich  nach  Obcrkassel  und  an  den  Rhein  und 
ging  über  die  Schiffbrücke.  Da  war  Gedränge  von  vielen  Leuten,  die  hinüber 
gingen  und  herüber  kamen,  da  sah  idi  gar  nicht  auf,  sondern  bloss  immer, 
wie  ich  schnell  vorwärts  kam,  um  den  Zug  nicht  zu  versäumen;  da  war  die 
Brücke  zu  Ende  und  icli  kriegte  eben  etwas  Platz,  da  drängelte  mich  einer 
sanft,  aber  beständig  zur  Seite,  und  als  ich  aufsah,  da  war  es  ein  Gcntlarm, 
und  da  stand  ich  schon  vor  einer  kleinen  Bude,  die  hatte  ich  gar  nicht  gc- 
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sdien,  daran  hingen  oben  und  an  den  Ecken  kleine  Täf  elchen  und  stand  mit 
grosser  Schrift  darauf:  2  Pfennig.    Da  musste  ich  Brückengeld  bcMthlcn  und 

gab  erschrocken  das  Zweipfennigstück  hin.  Herr  dos  Himmels,  wenn  ich  das 
nicht  gehabt  hätte,  da  hätte  ich  müssen  das  Fünfgroschctistück  wechsehi  und 
konnte  nicht  mit  nach  Vohwinkel  kommen! 

Da  vergass  ich  andi  meinen  Hunger  und  ging  immer  hast^er  durch  die 
Stadt,  bis  ich  den  Bahnhof  erreichte,  und  ging  geradeaus,  und  nicht  erst 
ins  Bahnhofsg^ebäudc,  und  kam  durch  eine  offen  stehende  Gittertür  gleich  auf 
den  Bahnsteig  und  konnte  alles  schnell  übersehen,  da  stand  gerade  mir  gegen- 
über ein  Zog,  aber  im  zweiten  Geleise,  und  der  ganze  Bahnsteig  vnx  menschen- 
leer. Da  war  auch  nicht  einer,  der  initfahren  wollte,  bloss  an  der  Ecke  des 
Gebäudes  stand  in  meiner  nächsten  Nähe  ein  Di<  i.  t-  iar.n  Da  trat  ich  schnell 
heran  und  fragte:  >Ist  das  der  7a\^  nach  \'oh\\ mkcl  ?«  Und  als  er  gleich 
Ja  sagte,  da  wollte  ich  schnell  ins  Gebäude,  um  mir  die  Fahrkarte  zu  holen, 
da  setzte  er  noch  hinzu:  >Der  hat  aber  Ittine  vi^te  Oasselc  Da  kriegte  ich 
noch  einmal  einen  schauderhaften  Schreck,  aber  da  war  kein  Besinnen,  denn 
ich  sah  wohl,  dass  der  Ztig  jeden  Augenblick  abfahren  konnte.  Aber  an 
«tnem  Wagen  standen  noch  ein  paar  Türen  los,  und  der  Schaffner  daneben; 
da  lief  ich  über  den  Bahnsteig  und  sprang  über  das  erste  Geleis  und  nach 
dem  Schaffner  hin,  der  mir  gtetdi  ein  paar  Schritt  entg^enkam,  und  sagte 
entsdüossen:  >Schaffner,  ich  will  mit  nach  Vohwinkd,  aber  ich  habe  bloss 
fünf  Groschen.c  Da  rief  er  schnell  und  barsch,  mit  dem  Daumen  auf  die 
ofTcne  Tür  zeigend :  >Xa.  da  steigen  Sie  nur  ein,  wenn  Sie  nach  \'oh\vinkel 
wollen !«  Aber  besser  hat  mir  in  meinem  ganzen  Leben  kein  Anschnauzen 
gefallen,  als  dieses  von  dem  Schaffner,  und  ich  stieg  schnell  ein,  und  sogleich 
klappte  er  die  paar  Türen  zu,  und  währte  es  nur  noch  einen  Augenblick,  da 
fuhr  der  Zug  ab,  und  war  nicht  anders,  als  ob  sie  bloss  auf  mich  gewartet 
hätten.  Da  war  ich  in  einem  Wagen  dritter  Classe  und  sah  über  die  Zwischen- 
wände hinweg,  dass  der  ganze  Wagen  leer  war,  und  war  ganz  allein  in  meiner 
2Lelle  und  konnte  mich  ungestört  hinsetzen,  um  mich  von  meinem  legten 
Schrecken  etwas  zu  erholen.  Da  steckte  bald  der  Schaffner  seinen  Kopf 
durchs  Wagenfenster  und  sagte:  »Auf  der  nächsten  Station  werde  ich  Ihnen 
ein  Retourbillct  zuschustern,  im  Fall  etwas  passieren  sollte,  aber  ich  glaube 
es  nicht.«  Da  nickte  ich  mit  dem  Kopfe,  da  verschwand  er  wieder.  Da  holte 
ich  nietn  Funfgroschenstück  aus  der  Tasche,  damit  ich  es  parat  hätte,  und 
l^leich  nach  der  Abfahrt  von  der  nächsten  Station  reichte  mir  der  Schaffner 
durchs  Fenster  ein  Billet  zu,  da  nahm  ich  mit  einer  Hand  das  Billet  imd 
mit  der  andern  gab  ich  ihm  das  Geld,  da  war  ich  wieder  allein  und  kriegte 
rechte  schöne  Gedanken. 

xxxxxxxxxxxxxxxxxxxxxxxxxxxxxxxxxxxxxxxxxxxxx 
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Zeitgenössisdie  Geschichte  zu  schreiben,  ist  gewagt,  denn  dem  Historiker  bietet 
sich  zur  Beurteilung  seiner  eigenen  Zeit  nur  die  vergangene,  nicht  (üc  koni- 
tnende  Fpocbe  dar.  Fa^st  man  die  Aufgabe  der  Geschichte  so,  dass  culturcllc  Knl- 
wickclung  ^or^chcIul  verstanden  werden  soll,  wobei  über  die  Vieldeutigkeit  des  Be- 
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grifTs  nntxL'ickeluiifi  lunwcggegaiigen  werden  mag,  so  wird  jeder  Zeitabschnitt  auf 
seinen  Zusammenhang  mit  vorangehenden  und  folgenden  zu  untersuchen  und  aus 
ihm  heraus  zu  begreifen  sein.  Für  die  Darstellung  der  Gegenwart  ist  nur  retrospcctive 
Betrachtung  möglich;  der  Versuch,  den  Gang  kommender  Entwickelung  m  deuteiir 
ist  politisch  von  grosser  \Vichtigkeit ;  auf  unpolitischem  Gebiet  gibt  er  einen  wunder- 
vollen Tummelplatz  geistreicher  Speculationcn  ab,  die  jedoch  nichts  mit  Geschichts- 
schreibung zu  tun  haben.  So  wagt  sich  jede  versiän^ge  Darstellimg  von  Spectal- 
oder Universalgeschichte  nur  bis  in  unverfängliche  Nähe  der  Gegenwart;  insofern  aber 
die  Specialgeschichtc  zur  Biographie  wird,  die  irgend  ein  merkwürdiges  individuelles 
Leben  in  seiner  Entwickelung,  seinem  Tun  und  in  seiner  Wechselbeziehung  zur  Zeit 
scMldert,  darf  sie  eine  zeitgenössische  werden,  wenn  sie  sich  vm-sichtig  unhisto- 
rischcr  Ausblicke  enthält,  welche  Einwirkung  der  Persönlichkeit  auf  kommende 
Cultur  etwa  zuzuschreiben  sei.  Bedeutende  Persönlichkeiten  erregen  stets  leiden- 
schaftlichen Hass  und  leidenschaftliche  Bewunderung  der  Mitlebenden;  naturgcmäs» 
wird  der  Biograph  immer  auf  seilen  der  Bewunderer  zu  suchen  sein,  imd  leicht 
färben  Neigung  und  Starke  des  unmittelbaren  Eindrucks  das  hi<tnriscbc  Urteil. 

So  fehlt  uns,  die  wir  den  künstlerischen  Entwickelungsgang  Johannes  Brahms*^ 
ganz  oder  teilweise  miterlebten,  wohl  der  genügende  historische  Abstand,  der  zur 
richtigen  kunsthistorischen  Wertung  einer  Persönlichkeit  unerlässlich  zu  sein  scheint. 
Und  doch  regt  selten  eine  Künstlernatur  so  nachhaltig  zu  historischer  Betrachtungs- 
weise an,  wie  die  seine ;  denn  der  Zusanunenhang  des  Formalen  seiner  Kunst  mit  der 
Kunst  frfiherer  Epochen  ist  ein  so  starker,  dass  ohne  dessen  Kenntnis  ein  richtige» 
Verstehen  ausgeschlossen  erscheint. 

Dem  unhistorischen  Sinn  früherer  Jahrhunderte  ist  es  zuzuschreiben,  dass  der 
Zusammenhang  zwischen  vergangenen  musikalischen  Kunstepochen  ein  recht  loser 
war.  Dabei  spielt  auch  die  Schwierigkeit  der  Notenreproduction  eine  Rolle.  So 
kannte  Joh.  Seb.  Bach  nicht  die  .Schöpfungen  des  XV.  und  XVI.  Jahrhunderts,  die  eine 
musikalische  Literatur  bilden  von  vielleicht  grösserem  Reichtum,  als  die  des  XVII L 
und  XIX.  Jahrhunderts.  So  waren  in  der  Blütezeit  unserer  modernen  dassischen 
Münk  wiederum  Bachs  Schöpftmgen  zum  allergrössten  Teil  verschollen,  nur  ein 
weniges  seiner  Claviercompositionen  war  Mozart  und  Beethoven  bekannt :  wie  be- 
fruchtend halte  gerade  auf  Beethoven  die  Kenntnis  der  grossen  Chor-  und  Orgel- 
werke Bachs  wirken  müssen  1  Händel  war  zwar  nicht  in  gänzliche  Vergessenheit 
geraten,  aber  die  richtige  Würdigung  wurde  ihm  in  einem  Zeitalter,  dem  der  histo- 
rische Sinn  in  so  auflallendem  Masse  abging,  nicht  zu  teil.  Aber  auch  zu  einer 
Zeit,  in  der  die  Werke  dieser  Master  bekannt  tmd  verstanden  zu  werden  anfingen,  in 
der  ersten  Hiilfte  des  XIX.  Jahrhunderts,  in  der  ihr  Einfluss  in  Schumannscher  und  in 
Mendelsohnscher  Musik  sich  zu  regen  begann,  war  die  Musik  der  alten  Niederländer 
und  Deutschen  terra  incognita;  der  lebhaftere  historische  Sinn  der  neueren  Zeit  hat 
erst  die  Kenntnis  dieser  Blütezeit  und  ihrer  Kunstmittel  erschlossen.  Die  Musik 
der  damaligen  Ztit  war  itn  wesentlichen  Vocalmusik  und  zwar  polyphom*.  Man  hatte 
die  Kunst  entdeckt,  /u  einer  ^Telodic  andere  hinzuzuerfindcn,  die  ihren  selbständigen 
Gang  gehen  und  doch  so  in  Beziehung  gesetzt  sind,  dass  ihr  gleichzeitigem  Erklingen 
harmonisch  auffassbar  ist  Diese  Art  von  Polyphonie  hat  mit  dem  modernen  mehr- 
stimmigen Gesang  wenig  gemein;  er  ist  wesentlich  homophon:  die  Melodie  tritt  be» 
ihm  als  Hauptsache  deutlich  hervor,  die  anderen  Stimmen  dienen  nur  zur  Harmoni- 
sierung ohne  Anspruch  auf  selbständige  Geltung.  Anders  bei  dem  polyphon-contra- 
punctischen  Gesang  der  niederländischen  Schule;  bei  ihm  taucht  die  Melodie  unter 
in  dem  iiolypbfnu-n  drei-,  vier-,  fünf-  und  sechsstimmigen  (icwcbe.  sie  bildet  gleichsam 
die  Zelle,  aus  der  sich  das  Kunstwerk  aufbaut ;  meist  trägt  der  Tenor  sie  vor,  aber 
an  Wichtigkeit  sind  alle  Stimmen  gleich.  Die  Entwickelung  der  einzelnen  Stimmen 
durch  Nachalunung  charakteristischer  Tongruppen  der  Hatiptmelodie,  kanonische 
Fuhrung,  Unikehrung,  rhytlimische  Vergro^^c] ung  und  Verkleinerung  der  Ton- 
folgen,  alle  diese  thematischen  Beziehungen  gaben  dem  ganzen  Gebilde  Einheit, 
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waren  im  stände,  ctw.ts  Orc;aiiisches  7.u  gestalten.  Auf  instrumentalem  Gcliitt  ist  die 
Bachsche  Fuge  der  letzte  in  neuere  Zeit  hineinragende  Ausläufer  solcher  Kunst- 
übung  —  denn  aiich  die  Bachsche  Vocalfuge  behandelt  die  Stimmen  instrumental. 

Brahms  ist  der  erste  Musiker  von  Bedeutung,  der  sich  wieder  dieser  Kunstmittel 
bedient.  Nicht  archaistische  Neigungen  fuliren  ihn  dazu,  sondern  eine  Eigentüm- 
lichkeit seiner  musikalischen  Natur,  nämlich  die  ausgesprochene  Fähigkeit  poly- 
phoner Erfindung.  Es  ist  schwer  zu  sagen,  ob  die  thematischen  Gebilde  eigener 
Erfindung,  auf  denen  sich  Brahmsschc  Werke  aufhauen,  schon  in  sich  den  Kern 
ihrer  pol\iihonen  Verwc-ndharkcil  tragen,  oder  oh  es  uns  nur  so  scheint,  weil  wir 
von  der  Tatsache  ihrer  reichen  contrapunctischcn  Verarbeitung  rückwärts  schliessen; 
denn  wir  sehen  auch,  mit  welcher  Kunst  fremde  Themen,  Choral-  tmd  weltliche 
Volk?nielodieen  bis  zum  Studentenlicd  (.ikailcDtisrltc  Fcstow.'t'rturc)  von  ihm  poly- 
phon gestaltet  werden.  £s  uniersdieidet  sich  seine  Art  von  Polyphonie  ganz  wesent- 
lich von  der  seines  grossen  Zeitgniossen  Richard  Wagner  tmd  dessen  Schule.  Man 
kann  die  Polyphonie  Wagicrs  .tls  einen  gedanklicln  ;i  C cwitrapunct  bezeichnen,  da 
entsprechend  diin  pnetisicrendcn  Cliarakter  seiner  Musik  es  meistens  nicht  Gnii)de 
musikalischer  Entwickelung,  sondern  poetischer  Natur  sind,  welche  thematische  Com- 
binationen  hervorbringen,  deren  Elemente  durch  Beziehung  auf  bestimmte  Personen 
des  musikalischen  Dramas  oder  ihre  Aficcte  eine  besondere  gedankliche  Prägung  be- 
kommen haben  und  deren  gleichzeitiges  Erklingen  durch  den  poetischen  Verlauf 
in  irgend  emcr  Weise  motiviert  ist.  Bei  Brahms"  Musik,  die  sich  von  poetisierender 
Wirkung  beinahe  völlig  freihält,  existiert  Polyphonie  nur  in  dem  Sinne,  das»  die  ein- 
zelnen Stimmen  bei  selbständiger  Bewegung  in  formal  musikalischem  Zusammenhang 
stehen;  das  ist  eben  Contrapunct  im  Sinne  der  Alten;  man  prüfe  daraufhin  den  ein- 
leitenden Satz  der  funfstimmigen  Motette  (op.  29,  Nr.  2)  über  eine  Stelle  des 
51.  Psalms.  Sopran  und  Bass  singen  die  gleidie  Melodie,  aber  mit  dem  Unterschied, 
dass  die  Notenwerte  im  Bass  doppelt  so  lang  sind,  wie  im  Sopran,  so  dass  der  Sopran 
seine  Melodie  in  der  gleichen  Zeit  zweimal  vorträgt,  in  der  sie  im  Bass  einmal  ge- 
sungen wird ;  somit  wird  die  Melodie  wiederum  Fundament  ihrer  eigenen  Harmonie. 
Die  Zwischenstimmen  sind  fast  ganz  aus  Nachahmungen  motivi>clur  Mclodieteilc 
gebildet,  teilweise  in  verkürzten  Notenwerten ;  der  Tenor  geht  zum  Schluss  regel- 
recht kanonisch  mit  dem  Sopran.  Gerade  dieses  Stück,  das  in  seiner  Fractur  zu  den 
kunstvollsten  gehört,  macht  dabei  den  Eindruck  grosser  Einfachheit  und  warmer 
Empfindung,  die  in  dieser  Motette  noch  üficrtrofTcn  wird  durch  den  dreistimmigen 
Satz  Tröste  mich  wieder  mit  deiner  Hilfe;  dieser  bildet  einen  strengen  Kanon  in  der 
Septime  zwischen  den  äusseren  Stimmen.  Gerade  in  den  geistlichen  mehrstimmigen 
\  i  c.iKvi  rkcn  finden  sich  derartige  contrapunctische  Gebilde  viclf  u  li ;  so  im  Mittelsatz 
des  Begrabnisgesanges  (op.  13),  dem  Geistlichen  Lied  ( op.  30).  tlcn  drei  geistlichen 
Choren  (op.  37;.  Manche  von  ihnen  kann  man  als  Studien  auffassen;  als  Huhepunct 
dieser  Cbrnpositionsgattung  müssen  aber  die  Motetten  op.  iio,  insbesondere  die  acht- 
stimmige Ich  aber  hin  elend  angcsihcn  werden.  Hier  sind  die  acht  Stinuncn  mit 
souverainer  Selbständigkeit  behandelt,  es  kommen  in  diesem  polyphonen  Gespinst 
harmonische  Bildungen  zu  stände,  die  sich  mit  Notwendigkeit  aus  der  Fuhrung  der 
Stimmen  ergeben  und  gerade  jenes  schmerzvolle  Pathos  hervorbringen,  das  den 
Grundzug  dieses  Stückt'^  .ilis:;i!jt. 

Die  Anwendung  solcher  alten  Kunstniittel  beschränkt  sich  bei  Brahms  jedoch  nicht 
auf  Werke  religiösen  Inhalts,  bei  denen  man  vielleicht  archaisierende  Absicht  ver- 
muten könnte;  in  ihnen  ist  sie  wohl  nur  am  ausgeprägtesten.  So  sehr  ist  die  alte 
Teclyiik  ihm  zu  eigen  geworden,  dass  sie  auch  in  freieren  Formen  sich  deutlich  nach- 
weisen lässi.  Der  Einundzwanzigjuhrige  schrieb  ein  Lied  Liebe  und  frühling  (op.  3, 
Nr.  2),  in  dem  das  Spiel  der  Winde  und  Rebenranken  m  den  Lüften  verglichen  wird 
mit  den  Gedanken  .die  tags  und  nachts  fridilingsselig  sich  um  das  P,ild  der  Ccliclttcn 
schmiegen  und  ranken:  da  ranken  und  schmiegen  sich  auch  die  begleitenden  Stiinmen 
in  Nachahmung.  Umkehrung  und  gleichzeitiger  Verlängerung  umeinander,  und  ein 
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sanfter  romantischer  Schimmer  rulu  \\Vn-r  dem  harmonisch  so  reizvollen  Gewclic.  In 
dem  tief  empfundenen  Liedc  Mein  wundes  Hers  (op.  59,  Nr.  7)  wird  die  warme  schöne 
Eiugangsmelodie  verkürzt  von  der  Mittelstimmc  aufgenommen,  während  der  Bass 
kanonisch  der  Singstimmc  folgt,  die  abschliessend  das  Anfangsmotiv  vergrössert  in 
nctier,  vertiefter  liamionischcr  Farlninjj  noch  ciimial  bringt.  Dem  ruhigen  klarrn 
Gesang  IVir  ivandeltcn,  wir  swei  zusammen  (op.  96,  Nr.  2)  hört  der  Unbefangene 
ytnAA  kaum  die  strenge  kanonische  Führung'  der  Stimmen  an.  Die  Unmittelbarkeit 
der  Wirkung,  die  unzweifelhaft  all  diesen  beispielsweise  angeführten  Stücken  eigen 
ist.  zcipf.  driss  die  alte  Technik  von  Brahms  nicht  mühsam  erlernt,  sondern  mit  ihm  so 
zusammengewachsen  war,  dass  kein  besseres  Ausdnicksmittel  seiner  eigenen  Persön- 
lichkeit zu  denken  ist.  Aus  Instrtmientalsätzen  sd  hier  das  Gegenthema  des  Ein- 
leitunR^sat7c^  im  Clarincttcntrto  op.  114  erwähnt,  das  von  Clarincftc  und  Cdlo  als 
anmutiger  Kanon  in  Gcgcni>eweginig  {in  motu  contiwio )  vorgetragen  wird. 

Ausser  für  die  Siimnicnfuiirung  wurde  das  Zuruckgclun  auf  frühere  Musikepochen 
auch  für  die  Harmonik  Brahms'  von  Bedeutung.  Er  benutzte  wieder  die  alten  so- 
genannten Kirchi'titöitt-.  W.Hhrcnd  tlie  luiitro  Mu^ik  nur  zwei  TongeschUf hter  kennt. 
Dur  und  Moll,  die  im  tonischen  Drciklang  sich  durch  grosse  respcctive  kleine  Terz 
unterscheiden,  gab  es  deren  in  früherer  Zeit  eine  grosse  Zahl.  Denkt  man  sich  die 
C-dur-Scala  der  Reihe  n.ich  mit  c.  d.  e  u.  s.  w.  bis  h  beginnend,  so  entstehen  ver- 
.schiedcne  Octavenau•^•^c!lIlitte.  die  nicht  durch  Transposition  in  einander  ühergeführt 
werden  können,  da  die  Reihenfolge  von  Halb-  und  Ganzlöncn  bei  allen  verschieden 
ist.  Das  unserem  Dur  entsprechende  Geschlecht  mit  Halbtonfortschritten  zwischen 
dem  3.  und  4.,  sowie  7.  und  8.  Scalenton  war  die  alte  ionische  Kirchentonart,  während 
der  äolische  Kirchenton  in  der  absteigenden  modernen  Mollsrala  enthalten  ist.  Ausser- 
dem gab  es  aber  noch  das  dorische,  phrygische,  lydische  und  mixolydischc  Geschlecht, 
deren  Scalen  auf  den  weissen  Tasten  des  Qaviers  mit  d,  e,  i,  g  beginnend  verlaufen. 
So  entspricht  der  dorische  Kircheninn  unserem  modernen  d-moll.  jedoch  kommt  in  ihm 
die  grosse  statt  der  kleinen  Sexte  (h  statt  b)  und  die  kleine  statt  der  grossen  Septime 
(c  statt  eis)  vor;  demgemäss  sind  a-moll  und  G-dur  die  zur  Schlusscadenz  zu  be- 
nutzenden Accorde,  und  nicht  A-dur  und  g-moll.  wie  im  tnoderm-n  Stil.  S  >  kommt 
eine  Zahl  von  Accordvcrbindungen  'itnndc.  die  sieh  ans  der  harmonischen  Natur 
der  alten  Octavengattungen  mit  Notwendigkeit  ergeben  und  jeder  Kirchentonart  ein 
ganz  bestimmtes  und  von  den  anderen  unterschiedenes  Gepräge  verleihen.  Wohl 
gibt  es  auch  in  neuerer  Musik  verschiedene  Tonarten;  sie  sind  jedoch  nur  ent- 
standen durch  Transposition  der  Dur-  oder  Mollscala  und  unterscheiden  sich  in 
harmonischer  Beziehung  nicht  von  einander.  Zwar  verleiht  die  moderne  temperierte 
Stimmung  auch  den  verschiedenen  Tonarten  einen  etwas  abweichenden  Charakter,  die 
Differenz  ist  jedoch  klein  gegenüber  den  Unterschieden,  die  zwischen  den  alten 
Kirchen  tönen  l>estehen. 

Brahms  benutzt  mit  Vorliebe  und  otlenbar  mit  Bewusstscin  jene  alten  Tonarten; 
die  dorische  und  phnrgische  wird  von  ihm  bevorzugt.  Die  Lieder  Mei  Mueter  mag 

mi  net  (op.  7,  Nr.  5),  Sehnsucht  (op.  14,  Xr.  8).  Ich  schell'  mein  Horn  ins  Jammertal 
(op.  41,  Nr.  i),  Vergangen  ist  mir  Glitck  und  Heil  (op.  48.  Nr.  6)  bewegen  sich  fast 
ganz  in  Kl.-ingen  alter  Harmonik.  Welche  Bereicherung  durch  Vermischung  moderner 
Harmonie  mit  jener  mittelalterlichen  entsteht,  zeigen  die  vierstimmigen  Maricn- 
licder  und  insbe-onderc  die  phrygisehen  MitteKf innnen  im  Andante  der  4.  Symphonie. 
In  dem  citierten  Licde  op.  7,  Nr.  5,  fallt  auf,  dass  c  und  eis  in  a-moll  fast  als  der 
gleiche  Ton  behandelt  werden ;  das  ist  ganz  im  Sinne  des  XVI.  Jahrhunderts ;  damals 
bildeten  Moll  und  Dur  eben  nicht  verschiedene  Ti  ül  i  ^ !  1, .  !itt  r.  die  Erhöhung  kleiner 
Terzen  und  Sexten  erschien  früher  rd-^  \  ori5l)ert;(_lu  ihi'.-  1  > 'ii -v  luirfiing.  während  heute 
chromatische  Erhöhung  und  Erniedrigung  neue  Accmclv crldiidungen  bedingen.') 
Mit  diesem  Bedürfnis,  das  Princip  der  Tonalität  noch  durch  Verwertung  der  alten 
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TongeschkdiUr  zu  verschärfen,  sieht  Brahnis  in  einem  weiteren  Gegensätze  zu  jener 
Riditimg,  die  man  früher  unter  dem  Namen  der  neudeuUehen  Schule  zusammen- 

gcfasst  hat:  Wagner.  Liszt,  Bruckner.  Strauss  utul  teilweise  Hugo  Wolf  sind  ihre 
Hauptvertreter.  Bei  ihr  ist  das  deutliche  Ik-trt-hrti,  die  Tonah"tät  aufzugeben  und 
in  möglichst  kühner  Modulation  ohne  Beziehung  auf  einen  einheitlichen  Grundton 
stdi  zu  ergdien;  insbesondere  wird  der  chromatische  (Halbton-)  Schritt,  der  das 
Ausweichen  in  immer  neue  Tonarten  gestattet,  ausgiebig  bevorzugt.-)  D.tss  es  bei 
Künstlern  dieser  Richtung  noch  üblich  ist,  ein  Musiksttick  in  der  glciclicn  Tonart 
zu  schliessen,  in  der  es  begonnen  wurde,  kann  nur  als  ein  Rudiment  angesehen  wer- 
den, dcni  keine  organische  Bedeutung  mehr  zukommt,  denn  der  tonalc  Qiarakter 
wird  nicht  mehr  durch  die  .-Xnfangstonart  lic^tiiiinit.  sondern  ändert  sich  schon  meist 
in  den  ersten  Tacten  so  stark,  dass  keine  Tonart  als  eine  vorherrschende  angesebai 
werden  kann,  zu  der  andere  durch  ihre  nähere  oder  entferntere  Verwandtschaft  in 
ein  Vcrh.iltni;.  gesetzt  werden,  das  ihren  Stimmungscharakter  im  Tunstück  begründet. 
Das  Bestrcbeti  reiclierer  Modulation  ist  in  aller  tnndorncn  .Mu-ik  vnrberrschcnd ; 
wäiirend  es  aber  vielfach  auf  Kosten  des  tonalen  Charakters  befriedigt  wird,  fuhrt  es 
bei  Brahms  unter  Heranziehung  der  alten  Tongcschlediter  zu  noch  schärferer 
Accentuicrung  der  Tojialit.Ht.  Zwar  maclii  auch  er  den  ausgiebigsten  Cel)rauch  von 
jenen  romantisch  ahnungsvollen  Harmonieen,  wie  sie  durch  Schubert  und  Schumann 
in  die  Musik  gekommen  sind,  von  jenen  frei  eingeführten  Vorhalten,  chromatischen 
Durchgängen,  Wechselnoten  und  leiterfremden  Acoordtönen :  er  hat  diese  Mittel 
nicht  nur  benutzt,  sondern  wesentlich  ausgestaltet  und  bereichert ;  aber  bei  allem 
harmonischen  und  modulatorischen  Reichtum  geht  nie  die  Beziehung  auf  ein  zu  Grunde 
liegendes  Tongeschlecht  verloren.  Im  ersten  Satz  des  Deutschen  Requiems  wird 
durch  46  Tacte  die  Grundtonart  F-dur  unter  Berührung  nah  verwandter  Harmonieen. 
jedoch  ohne  eigentliche  Ausweichung  festgehalten.  Die  mächtige  Fuge  des  3.  Teils 
Steht  durchweg  auf  dem  von  Bässen,  Posaunen  und  Pauken  gehaltenen  Orgelpunct  d. 
das  Wiegeutied  baut  steh  auf  dem  Gnmdton  Es,  das  Mmnelied  fast  ganz  auf  C  und 
im  Mittelsatz  auf  G  auf ;  von  InMrumentalwerkcn  sei  der  Durchführungsteil  der 
3.  Violinsonate  (op.  loS)  erwähnt,  bei  dem  sich  über  dem  46  Tacte  hindurch  an- 
geschlagenen tiefen  A  des  Claviers  gespenstisch  die  Stimmen  auf  und  ab  bewegen. 
Die  Führung  des  Basses  bekommt  durch  die  Verschärfung  der  tonalen  Qtaraktcristik 
wieder  eine  besondere  Bedeutung.  Spitta  bemerkt,  das»  sich  eine  Reibe  von  Brahni>- 
sehen  Liedern  in  der  zu  Bachs  Zeiten  noch  üblichen  Manier  aufschreiben  licsse:  nur 
Melodie  imd  bezifFerter  Bass.  Daher  wird  auch  die  von  Brahms  mit  Vorliebe  gepflegte 
Form  der  Variation  in  der  Weise  ausgebaut,  dass  der  Bass  festgehalten  wird  und 
über  ihm  sich  ein  freies  Tonspiel  mit  gelegentlicher  Bezugnahme  auf  die  Melodie  ent- 
faltet ;  so  benutzte  er  wieder  die  Form  des  basso  ostinato  (op.  56,  Finale).  Gerade  die 
durchgehende  Behandlung  des  Basses  als  S  t  i  m  m  e ,  die  als  solche  empfunden  werden 
und  daher  von  jeder  unmelodiscben  Fort<cbreituiiir  frei  bleiben  soll,  bedingt,  dass  die 
Modulation  nicht  ins  Uferlose  gehen  kann,  sondern  immer  wieder  den  tonischen 
Charakter  hervorkehrt 

Das  XV.  und  XVL  Jahrhtmdert  ist  Blütczdt  sowohl  des  Ktmst-,  wie  des  Volks- 
gesanges. Der  ganze  reiche  Schatz  an  deut'^cbcn  Volksliedern  stammt  vornehmlich 
aus  dieser  Zeit  Die  Freude  an  Melodik  prägte  sich  im  Kunstgesang  in  der  Forderung 
aus,  4a.9s  alle  Stimmen  sich  melodisch  bewegen  sollten.  In  Brahms,  den  man  als 
den  stärksten  Melodiker  seit  Schubert  bcfcichnen  muss,  verkörperte  sich  somit  auch  in 
dieser  fieztehung  die  Renaissance  jener  E^toche.  Nicht  die  melodische  Phrase,  das 

*)  Wie  tndl  kier  4ie  SefaOler  des  lifeiater  flbemeuteni,  nigt  felgoide  metlnrOrdlge  Stdlo  in  Riduurd 
WagDOrt  Sckiifkea:  »Ich  habe  norh  keinen  jflng;crcn  Componisten  kennen  gelernt,  der  nicht  vor  allen 
Dingen  tob  mir  Stuction  von  KühnheiUn  zn  crl.irgcn  Ke<iaLhte.  Hiergegen  musste  es  mir  nun  recht 
anff.il'ie:  werden,  da.s»  die  vor<iichtige  Anlage  in  lictreff  der  Modulation  uml  Ins1iument.ition,  deren  ith 
mich  bei  mdxtco  Arbeiten  mit  zuoebmender  Aufmerksamkeit  befleissigte,  gar  keine  Beachtung  gefunden 
hau  (CwiwriBf  Sekr^km,  %,  Aug.  /Leipiie  i887>t888/,  X.  Bd.,  pag.  18A). 
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Motiv,  sondern  die  weit  ausgesponncne,  detitUch  gegliederte  Melodie  ist  Grundlage 
seiner  vocalen  wie  instrumentalen  Werke.  Nicht  iinnicr  darf  man  von  ihm  melodische 
Gefälligkeit  erwarten,  wie  sie  seiner  an  herben  Seiten  reichen  Natur  weniger  ent- 
spricht, am  wenigsten  ausdruckslose  Gefälligkeit,  denn  gerade  die  Melodie  ist  bei 
ihm  wesentlich  Träger  der  Stimmung:  die  begleitenden  Stimmen  illustrieren  nur.  sie 
geben  den  Untergrund  ab,  «uf  dem  sich  das  melodische  Gebilde  abhebt.  Dieses  Ver- 
hältnis maclit  einen  guten  Teil  der  Eigenart  Brahmssclicr  Musik  aus.  Oft  werden 
die  Melodieen  durch  Zerlegung  tonischer  Dreiklänge  gebildet,  wie  in  den  ersten  Satten 
der  2.  und  3.  Symphonie,  den  ersten  beiden  Sätzen  des  Violinconcerts,  dem  Trio  des 
I.  Streichquartetts.  Alle  drei  HatiptthenuMi  des  ersten  Satzes  von  op.  114  (Clarinetten- 
trio)  beginnen  mit  zerlegten  Dreiklangeu.  Gern  wird  jeder  Ton  als  Bestandteil  eines 
selbständigen  tonischen  Dreiklangs  aufgefasst:  im  Altdeutsehen  Lied  (op.  43),  in 
den  Clazncrbalhidcn  (nj).  10,  Nr.  3.  Mittelsatz)  ;  die  Benutzung  grosser  Intervalle  im 
melodischen  Schritt  verleiht  häufig  jenen  Zug  von  Grösse  und  Pathos;  man  denke  an 
die  schönen  Septimen  im  zweiten  Hanptthema  des  c-rooll-Trios  und  das  Anfangsthema 
d< T  V  (l\ir-Syni()lionic.  —  Man  weiss,  dass  Bectlioven  in  sdnen  Instrumentalwcrken 
das  kurze  rhythmische  Mniiv  l)cvorzugtc.  Seine  c-moll-Symphonie.  die  Streich- 
quartette op.  18,  Nr.  I,  5,  6,  op.  59,  op.  132,  sowie  eine  grosse  Zahl  der  Ciavier- 
sonaten, in  denen  das  Thema  nur  ein  bis  zwei  Tacte  lang  ist,  sind  Beispiele  hierfür. 
Auf  solch  kurzen  Motiven  baut  sich  bei  Brahms  selten  ein  Instrumcntalsatz  auf,  meist 
sind  es  eben  lang  ausgesponnene  melodische  Gebilde.  Beim  H-dur-Trio  (op.  8)  strömt 
in  breitem  Fluss  das  edle  warme  melodische  Anfangsthema  42  Tacte  hindurch ! 
Ahnlich  breit  dehnt  sich  die  Anfangsmelodie  des  B-dur-Sextetts  (op.  18)  und  —  um 
neben  diesen  Werken  der  Jugend  ein  späteres  zu  nennen  —  das  Hauptthenia  des 
F-dur-Quintells  (op.  88^  aus.  Gern  werden  drei-  und  funftactige  Perioden  gebildet, 
das  Haydnsche  Thema,  das  für  die  Orchestervariationen  (op.  56)  gewählt  wurde, 
verdankt  seine  Anzielumg>krafi  für  Brahms  offenbar  seinem  fünftactigen  Periodenbau. 

Die  starke  melodische  Erruidung>kraft  war  es.  die  Brahms  im  .\usbau  des  T  iciie^ 
andere  Wege  einschlagen  Hess,  als  sie  Schumann  gewiesen  halle.  Bei  Schumann 
beginnt  in  den  für  ihn  charakteristischen  Liedern  nach  Spittas  treffendem  Ausdruck 
die  Stimme  >wie  aus  Träumen  in  das  instrumentale  Weben  der  Beglcitimg  hiiicin- 
zuklingen«.  Das  melodische  Element  ist  in  der  Auflösung  begriffen,  der  Stimmungs- 
gehalt des  (jedidites  tdnt  bei  ihm  aus  dem  »zauberischen  Gespinst  und  Gcrankc*  des 
Ciaviersatzes,  zu  dem  die  menschliche  Stimme  wie  ein  Instrument  und  nicht  immer 
als  obligates  hinzutritt.  Eine  weitere  Vcrschrirfung  dieser  Richtung  tritt  bei  Hugo 
Wolf  ein.  Seine  Lieder  sind  grösstenteils  eigentlich  Lieder  ohne  Worte,  deren  melo- 
dische Linien  ganz  in  der  Begleitung  verlaufen ;  der  Gesang  tritt  unter  sorgsamster 
Beachtung  des  declamatorischen,  mehr  noch  des  grammatikalischen  Rhythmus,  der  dem 
musikalischen  durchaus  iiI)ergcordnet  wird,  nur  wie  eine  Füllstimnic  hinzu.  Die 
rhythmische  Ausgestaltung  der  begleitenden  Stimmen,  die  eigentlich  Hauptstimmen 
sind,  geht  W^e,  die  vom  poetischen  Rhythmus  ganz  unabhängig  sind.  Teilweise 
entstehen  so  Gebilde  von  ausserordentlichem  Reiz,  besonders  da,  wo  das  Gedicht  eine 
solche  Gruppierung  rechtfertigt:  ich  denke  insbesondere  an  das  prächtige  Ständchen 
im  Wolfsdien  Eichendorff-Cyklus.  Aber  im  allgemeinen  wirkt  es  doch  wenig  er- 
freulich, die  menschliche  Stimme  ihrer  schönsten  Betätigung,  des  freien  mdodischen 
Heraussingcns  beraubt  tmd  zum  Sprechgesang  verurteilt  zu  schon.  —  Ganz  andere 
Wege  schlägt  Brahms  ein.  Trotz  reich  entwickelter  Ciavierbegleitung  ist  der  Gesang 
stets  melodisch  führend,  die  Begleitung  illustrierend.  Der  poetische  Rhythmus  ist 
bestimmend  für  die  Melodieliildung  und  somit  fiir  den  Periodenbau  des  ganzen 
Liedes :  das  Gedicht  wird  nicht  in  seine  einzelnen  grammatikalischen  Perioden  zer- 
legt, wie  bei  Wolf,  sondern  der  strophische  Rhythmus  klingt  im  musikalischen  wieder. 
Das  tritt  in  vollendeter  Weise  in  den  Gedichten  antiken  Metrums  hervor  (Die  Mai- 
nacht Top.  43,  Nr.  2).  An  die  Nachtigall  (op.  46,  ^r.  4),  Der  Abend  (op.  64.  Nr.  2). 
Sapphischc  Ode  ^op.  94,  Nr.  4)),  die  wahre  Meisterwerke  musikalischer  Declamation 
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smd  und  inclodiiche  Perioden  von  besonderer  Ligcuan  aufweisen.  —  Zwei  Lied- 
jattuogen  können  wir  bei  Brahms  unterscheiden,  das  einfädle' Stropheniied  und  den 

erweiterten  symphonischen  Gcs;mg,  wie  er  durch  die  Ma^clonc-'Rom:inzt;n.  die  Alt 
Rhcpsodie,  die  Ernsten  Gesänge  vertreten  ist;  arienarüge  Gesänge  von  reicher  Ent- 
wickelung  finden  sich  im  Rinaldo;  dramatische  Scenen  fehlen  vollständig,  auch  das 
Rechativ  ist  verbannt  Wohl  aber  macht  sich  Brahms  die  Fähigkeit  der  Musik,  Xatur- 
lautr  und  N'aturstiinmen  nachzuahmen,  gern  zu  nutze.  Man  erinnere  sich  der  l)e- 
wegten  Begleitungshguren  in  Treue  Liebe  (op.  7,  Nr.  1),  welche  die  murmelnd  auf- 
sdilagenden,  dann  sich  hoher  auftürmenden  Meereswogen  andeuten,  der  von  ferne 
Idtngenden  Waldhörner  in  dem  Lied  Parole  (op.  7.  Nr.  2),  der  schaukelnden  Be- 
wegung in  Auf  dem  See  (op.  59,  Xr.  2").  der  Regentropfen  in  den  beiden  Rcgcnlicdcrn 
(.op.  59,  Nr.  3  und  4>  und  Ii  ahrvnä  des  Regens  (op,  58,  Nr.  2),  des  Flügelschlags 
4er  Tauben  (op.  63,  Nr.  4),  des  quellenden  Tons  der  Nachtigall  (op.  97,  Nr.  i),  des 
Pferdcge trappe!  in  Ir.dy  Judith  (op.  97,  Nr.  3).  .'\bcr  in  allen  diesen  Gesängen  sind 
lyrische  Stimmung  und  Tonmalerei  so  ins  Verhältnis  gesetzt,  dass  letztere  nur  den 
farbigen  Untergrund  abgibt,  auf  dem  sidi  die  seelischen  Vorgänge  abspielen,  das 
fühlende  Ich  steht  immer  im  Vordergrund.  —  Einen  breiten  Raum  nimmt  der  volks- 
licdartige  Gesang  ein.  vielfach  werden  alte  Volkslieder  bearbeitet:  14  X'olkskinder- 
lieder,  zwei  Hefte  vierstimmiger  und  sieben  Hefte  mit  49  einstimmigen  alten  Volks- 
liedern hat  Brahms  heransgegeben ;  gross  ist  auch  die  Zahl  der  eigenen,  dem  Volkslied 
nahestehenden  Gesänge^»)  Interessant  ist  der  Vergleich  der  Brahmsschcn  und  Wolf- 
schcn  Compositioncn  des  Mörikesclicn  volksliedartigen  Gedichtes  Agnes.  Bei  Wolf 
ein  uberzarter,  weich  in  gleichförmigen  Vierteltönen  harmonisch  fast  verflicssender, 
Uagender,  nervöser  Gesang,  bei  Brahms  starke  Betonung  des  Volksmässigen  in 
scharfer  eigenartiger  Rhythtnisierunji;  ('/'  f  '/«  +  '/*),  wie  sie  im  altdeutschen  Volk-;- 
lied  vielfadi  üblich  war,  die  klagende  Melodie  in  au.sgcprägter,  fast  von  Ton  zu  Ton 
-wediselndcr,  einfacher  Harmonisierung. 

Die  Benutcong  oombinierter  Rhythmen,  die  aus  einem  ungeraden  und  einem  geraden 
Metrum  zusammengesetzt  sind,  hat  Brahms  wiederum  aus  alter  Kunst  in  den  modernen 
Stil  hinübergenommen.  Ausser  in  dem  erwähnten  Lied  finden  sich  solche  Tact- 
gattungen  in  dem  Variationenwerk  op,  13,  dessen  Thema  im  Rhjrthmus  */«  -f  */♦  steht, 
im  zweiten  Satz  des  c-moll-Trios  (*/*  +  V«),  im  Liede  Das  Mädchen  (op.  9.3a,  Nr,  2) 
('/*  */*}'  Von  besonderer  Wirkung  ist  die  .Ausweitung  des  Tactes  in  der  Cadenz, 
^e  in  alter  Musik  oft  benutzte  Hcmiole:  die  Tonreihe  wird  um  den  Wert  eines  oder 
xwder  Tactglieder  verschoben,  föhrt  aber  fort,  ihren  Verlauf  nach  dem  allgemeinen 
Tactmassc  zu  regeln.  Dieses  Kimstmittel  hat  eine  wunderbare  retardierende  Wir- 
Viinc:  besonders  am  Schluss  des  Chorliedes  /7rr  Falke  (op.  93a.  Nr.  5)  und  in  der 
Sapphisihen  Ode.  —  Die  glcichariigc  Benutzung  verschiedenen  Metrums  ist  bei 
Brahms  ausserordentlich  häufig;  sie  bildet  die  Hauptschwterigkeit  bei  Aulbssung 
seiner  Mu'ik.  Im  Liede  Es  ticht  um  niicJi  Nareisseiiduft  (op.  63.  Nr.  i)  geht  die 
Sing-timme  im  V*  Tact,  die  rechte  Hand  im  y»,  die  linke  im  V*  Tact,  der  aber  um  '/* 
gegen  die  Singstimme  verschoben  ist.  In  der  F-dur-Symphonie  contrastieren  das  erste 
Thema  im  */«  Tact  und  seine  Gcgcnstinmie  im  */•  Tact  fast  durch  den  ganzen  ersten 
Satz. 

II 

Von  der  Oper  abgesehen,  hat  Brahms  sidi  in  allen  nur  denkbaren  musikalischen 
Formen  lK;tätigt.  Es  sind  zu  nennen :  Kammermusikwerke  für  ein/elnc  und  mehrere 
Instrumente,  (x>noerte  für  Ciavier,  Violine,  ja  sogar  in  Wiedererweckung  des  concerto 
grosso  dn  Doppelconcert  für  Violine  iind  Violoncello^  Serenaden,  Symphontecn, 
Onvertnren,  Variaticnenwerke  für  Orchester,  für  Qavier,  a  c^tdla-Gesänge  für  vier 

*>  Ib  der  Ssnrnilmig  AwkMS-7««l«,  bMansg^gebw  von  Dr.  G.  OphftU  /Berlia  itqS/,  acihiMii  die  Volks« 
liedarteacte  circa  *oo  Saitea  de*  481  Seiten  itukea  Band«*  «ia. 
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bis  acht  Stimmen,  grosso  Chorwerke  weltlichen  und  geistlichen  Inhalts,  Orgelwerke, 
Gcsänjff  für  eine,  zwei  und  vier  Stimmen  mit  Clav  ierhegleitung.  Tänze,  Studien  n.  s.  f. 
Seine  Au.>drucksfahigkcil  war  an  keine  dieser  Gattungen  vorzugsweise  gebunden ;  in 
jeder  prägt  sich  ein  wesentliches  Stück  seiner  Eigenart  ans.  Man  kann  weiter  gehen 
und  sagen,  dass  nichts,  was  er  geschaffen  hat,  ohne  Bedeutung  ist,  wenn  man  auch 
wohl  selbstverständlich  zugeben  nniss.  dass  absoluter  Wert  und  Neigungswert  von 
Werk  zu  Werk  variiert.  Er  ist  vielleicht  von  allen  grossen  Meistern  am  kritischsten 
gegen  sich  selbst  vorgegangen,  gern  sprach  er  von  der  Läuterung  durch  das  Feuer, 
dem  die  Elaborate  schwi'cIurcT  Inspiralion  7n  übergeben  seien.  Wir  wissen.  daS9 
tlie  als  eiste  erschienene  Violinsonate  seine  vierte  ist:  drei  frühere  hat  er  vernichtet. 
Frühere  Kammermusikwerke,  die  noch  Schumann  kannte,  wurden  nicht  des  Drucks 
für  würdig  l>cfunden,  aus  seiner  besten  Zeit  weiss  man  von  einer  grösseren  Zahl  von 
Liedern,  die  nicht  erschienen  sind.  Nach  seinem  Tode  fand  man  nur  ein  vollständig 
abgeschlossenes  Werk,  die  Choralvorspiele  für  Orgel:  alle  Entwürfe.  Skizzen  hatte 
er  sorgsam  vernichtet,  darunter  wahrscheinlich  eine  fünfte  Symphonie,  die  Brahms 
Gara  Schumann  kurz  vor  ihrem  Tode  /i8q6/  vorgespielt  haben  soll.  Man  muss  den 
unhistorischen  Sinn,  den  er  gegen  sich  selbst  bewiesen  hat*  bedauern:  wie  verlockend 
wäre  es  gewesen,  in  seine  Werkstatt  hineinzusehen! 

Dass  Brahms  keine  Oper  gesdirieben  hat,  lässt  sich  aus  verschiedenen  Gründen  ver- 
stehen. Einmal  lag  ihm  dramatische  Musik  fern  ;  nur  eine  Annäherung  an  die  Oper 
ündct  sich  im  Rinaido.  Es  ist  aber  ein  wesentlicher  Unterschied,  ob  die  Musik  Vor- 
stellungen und  Empfindungen,  die  vom  Dichter  erregt  sind,  eine  tiefere  Resonans 
gibt  und  Andeutungen  dieser  Aflfectc  mit  ihren  Mitteln  weiter  ausfüliri.  ■  K  r  ob  sie  nur 
den  Eindruck  eines  dramatischen  Geschehens,  irgend  einer  sichll)areii  Erscheinung 
unterstützen  will.  Dieser  Unterschied  muss  an  der  jeweiligen  BeschaiTenheit  der 
Musik  merkbar  sein.^)  Brahms  hat  Musik  der  zweiten  Gattung  überhaupt  nicht  ge- 
.schaflfen,  ihm  ist  stets  die  reine  Musik  das  wesentlichste  Ausdrucksmitlcl  geblieben. 
Daher  ist  seine  Musik  —  von  winzigen  Ausnahmen  abgesehen  —  auch  frei  von 
poetisicrcndcn  Elementen.  Jenes  Grenzgebiet  von  Musik  und  Poesie,  in  dem  Musik 
in  ihrer  formalen  Entwickdung  nicht  ihren  eigenen  Gesetzen  folgt,  sondern  sich  nur' 
einer  unterlegten  gedanklieben  Vorstcllunpsrcihe  nn/uscbmiegen  sucht,  \\if  es  in  dcf 
symphonischen  Dichtung  erstrebt  wird,  hat  Brahms  nie  beschritten.  Die  wenigen 
Stellen,  die  man  hier  vielldcht  vorhalten  könnte,  beschränken  sich  darauf,  dass  ein 
poetisches  Motto,  wie  zum  Bdspiel  im  langsamen  Satz  der  Ciaviersonate  op.  i  an  die 
Spitze  gesetzt  wird,  das  wohl  beim  CotuponisU-n  die  Grundstimniung  des  ganzen 
Satzes  ausgelöst  hat:  der  .Aufbau  verläuft  jedoch  ganz  in  den  Formen  reiner  Musik. 
Man  ist  vielldcht  berechtigt,  noch  einen  wdteren  Grund  dafür  anzuführen,  dass  Brahms 
sich  nicht  zu  dner  Oper  entschlossen  hat.  Man  kann  nämlich  bei  der  Formenstrenge 
Brahms'  mit  grosser  Wahrscheinlichkeit  annehmen.  das'~  er  wieder  dazu  zurück- 
gekehrt wäre,  seine  Oper  mit  einzelnen  musikalisch  abgeschlossenen  Formen  (Arie, 
Duett  tt.  s.  f.)  auszustatten,  wie  sie  die  Mozartschen  Opern,  Fidelio,  FreischütM  auf- 
weisen. Die  Opernbühne  wurde  jedoch  schon  damals  von  Richard  Wagner  beherrscht, 
der  bekanntlich  die  Benutzung  dieser  Formen  in  der  Oper  lebhaft  bekämpfte  und 
das  sdner  Eigenart  entsprechende  musikalische  Drama  geschaffen  hatte.  Hatte 
Brahms  wieder  dne  Oper  im  alten  Stile  geschrieben,  so  wäre  dne  mustkliterarische 
Fehde  von  ungeahnten  Dimensionen  entbrannt.  Für  Brahms,  der  als  Antipode 
Wagners  zum  grossen  Teil  wohl  wider  seinen  Willen  in  einen  literarischen  Kampf 
mit  hineingezogen  wurde,  in  den  er  sich  nur  einmal'*)  notgedrungen  öffentlich  ge- 
äussert hat,  mag  wohl  die  Scheu  vor  solchen  Fehden  mitbestinunend  gewesen  sein^ 
von  der  Composition  einer  Oper  schliesslich  abzusehen,  um  so  mehr,  als  bd  ihm  kein 
starker  Drang  dazu  vorlag. 

*)  Vergl.  Ph.  Spitta:    Zur  Musikgeschichte  Bcrl  :-.  is..;   im  Aiifs.ifz  über  Kart  Loewc. 

*J  VergL  Ecko,  1860,  pag.  143,  sowie  U.  Heimann:  Johannts  Brahms  /Berlin  1897/,  p*g.  0,  Note  4^. 
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Es  i-l  «chon  betont  worden,  dass  die  Benutzung  alter  Kunstinittcl  bei  Brahms  nicht 
als  Epigonentum  auüufris&cn  iiL  Der  Epigone  benutzt  alte  Formen,  ohne  neuen  und 
persönlichen  Inhalt  in  si«  zu  legen :.  die  masikalische  Physiognomie  Brahms  ist  aber 
eine  SO  scharf  ausgeprägte,  dass  jeder  Musiker  an  ein  paar  irgendwo  aus  un- 
lH:kannf<rcn  Werken  herausgerissenen  Tacfon  den  Componistcn  erkennen  wird.  Um 
aber  zu  beurteilen,  wie  durch  ihn  das  Getuhl  für  musikalische  Formenslrcnge  in  uns 
gestärkt  worden  ist,  muss  maii  seine  Jtigendwerke,  in  denen  ans  jetzt  manche  Will- 
kärKcIdcdten  anffallen,  mit  zeitgenössischen  vergleichen  (Schumann,  Gade),  denen 
gcgcnüJi<?r  sie  von  musterhafter  Formgebung  sind.  Brahms  hat  uns  eben,  wie  Spitta 
betonte,  durch  seine  spateren  Werke  selbst  an  einen  höheren  Grad  formeller  Ge- 
schlossenheit gewohnt;  nur  wenn  man  an  ihnen  seine  früheren  miss^  endidnen  sie 
in  formeller  Beziehung  unvollkommen.  —  Wenn  nun  alte  Formen  hei  ihm  vor- 
herrschen, !«o  offenbart  doch  genaueres  Hinsehen,  dass  sie  vielfach  ein  neues  Gesicht 
bekommen  haben ;  iirahnis  zeigte,  dass  die  alten  Kunstformen 
nicht  an  den  Inhalt  gebunden  sind,  dass  sie  weit  genug 
sind,  um  auch  modernes  Empfinden  auszudrücken,  sie  er- 
blühten durch  ihn  zu  wirklich  neuem  Leben.  So  bat  die  Form  des  Concerfs.  die 
Brahms  mit  gewissen  Erweiterungen  von  Mozart  und  Beethoven  übernahm,  durch  ihn 
einen  ganz  neuen  Inhalt  bekommen.  Das  Concert  sollte  dem  concertierendcn  Spieler 
Gelegenheit  gehen,  seine  Virtuosität  und  gleichzeitig  das  concertierende  Instniment  in 
«meinen  .«^pccifischen  Vorzügen  zu  zeigen.  Diese  Grundidee  ist  bei  den  Brahmsschen 
Concerten  durchaus  innegehalten  und  zwar  so  sehr,  dass  sich  in  seinem  Violin- 
concert  eine  Stelle  findet,  in  der  der  Geiger  eine  —  der  Idee  nach  —  selbstconqxmierte 
Cadenz  einzufügen  hat;  Brahms  hat  kdne  Cadenz  geschrieben,  sondern  nur  die  Stelle 
durdi  eme  Fermate  markiert :  hier  soll  der  Spieler  noch  einmal  die  Themen  in  freier 
Phantasie  und  mtk  seiner  Individualität  und  Auffassung  de.s  Instruments  angcpasstem 
Piassagenwerk  umrankt  vorführen.  Die  Grund>tiinniung  des  Concerts  war  bei  den 
jiteren  Mcistem  stets  die  eines  freudigen  und  festlichen  Spieles ;  nur  als  Schattierungen 
waren  ernstere  Episoden  gebrauchlich.  Dagegen  vergleiche  man  das  düstere  pathe- 
tische d-moll-Concert  (op.  15),  in  dem  wie  im  Sturm  alle  Endungen  von  wilder 
kraftvoller  Leidenschaft  bis  zur  resignierten  Klage  aufgewählt  werden;  da  ist  eben 
der  reiche  Inhalt  der  Symphonie  in  der  Form  des  Concerts  gegeben,  und  diese  Um- 
dcutung  ist  eine  Bereicherung  für  die  Kunst.  Sämtliche  Brahmsschen  Concerte,  vier  an 
der  Zahl,  sind  symphonischen  Inhalts;  man  wird  zugeben,  dass  damit  der  Idee 
eines  Concerts  nicht  Gewalt  angetan  wird,  sondern  dass  auf  diese  Weise  sich  das 
concertierende  Instrument  in  noch  grösserer  Vielseitigkeit  zeigen  kann.  Der  letzte 
Satz  des  d-moll-Concerts  ist  der  Form  nach  ein  Rondo.  In  alter  Kunst  ist  Rondo  ein 
Stück  heiteren  und  gemächlichen  Inhalts,  das  einen  gewissen  pointierten  Vortrag  ver- 
langt ;  dagegen  ist  das  Rondo  im  d-moIl-Concert  ein  Stück  voll  kräftigen  und  trotzigen 
Wuchses,  in  dem  die  weicheren  Stellen  nur  episodenhaft  auftreten  und  mehr  den 
Sinn  haben,  die  energische  Grundstimmung  durch  den  Gegensatz  hervorzuheben. 
Die  schönste  Umdeutung  des  Rondos  bietet  aber  der  letzte  Satz  der  VioUnsonate 
in  G.  ein  Klagegesang  von  unbeschreiMirhor  Zartheit  und  Wehmut,  über  den  ein 
Glanz  von  Schönheit  ausgegossen  ist,  der  sich  in  der  Coda  zu  wundersatner  Innig- 
keit der  Empfindung  steigert.  Die  Coda  der  Sonatensätze  bekommt  überhaupt  bei 
Brahma  eine  neue  Bedeutung:  sie  ist  auch  formal  reicher  entwickelt,  als  früher;  die 
Hauptthemen  treten  noch  einmal  in  ganz  neuem  Glanz,  meist  in  überreicher  harmo- 
nischer Gewandimg  auf;  man  ist  erstaunt,  dass  diesen  durch  den  ganzen  Satz  aus- 
führlich entwidkdtcn  Gebilden  noch  so  viel  gesteigerter  Ausdruck  abgewonnen  wer« 
den  kann,  wie  im  Schluss  des  ersten  Satzes  des  Violinconcerts,  der  F-dur- Symphonie, 
der  ersten  X'ioliu'ionnte  in  G,  des  ersten  Satzes  der  D-dur-Symphonie.  —  Auch  den 
Scherzi  seiner  Kammermusikwerke,  besonders  den  in  Moll  stehenden,  ist  eine  ernste 
&azie  eigen,  die  zum  erstenmal  sich  in  diesen  Formen  offenbart. 
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Es  ist  gesagt  worden,  dass  sich  in  Brahmsscher  Musik  rlcr  gan/c  Reichtum 
moderner  Empfindung  spiegelt.    Fragt  man  aber,  worin  das  Specifische  modernen 
Empfindens  bestellt,  so  findet  man  die  Schwierigi<eit  der  Beantwortung  darin,  dass 
es  in  der  Musik  nidit  auf  das  Object  ankommt,  das  ein  Gefühl  auslöst,  sondern  nur 
auf  die  Stimmung  der  Seele,  die  nichts  von  den:  Gegenstand  des  Bew'usstsetns  aus- 
sagt.   Wir  können  also  nicht  etwa  moderne  Vorsiellungen  zum  Nachweis  moderner 
Empfindungen  in  der  Musik  heranziehen.    Die  Gnmdelcmcnie  alles  Gefühls.  Lust  und 
Unlust,  sind  auch  im  Gebiet  des  Ästhetischen  die  gleichen  zu  allen  Zeiten;  nur 
stellen  sich    mit    der  ciilturellcn  F!nt  a  ickclung  rompliciortere  Mischungen  dieser 
Empfindungen   ein.  für  die  die   fortschreitende   Kunst   pracisere  Ausdrucksmitlei 
findet    Insofern  immer  differenziertere  Nuancen  mit  Deutlichkeit  auftreten,  kann 
man  von  dem  grösseren  Reichtum  modernen  Empfindens  sprechen.    Ferner  ändert 
sich  mit  der  Zeit  die  Schnelligkeit  des  Gefühlsvcrlaufs :  wie  das  schnellere  Functio- 
nieren  der  V^erstandcstäligkeit  dem  uncultivicrtercn  Menschen  gegen  uhcr  den  culti- 
vierten  charakterisiert,  SO  voltzieht  sich  auch  bei  diesem  die  Bewcgxutg,  der  Ablauf 
des  Gefühls  schneller.  Altere  Kunst  erscheint  uns  veraltet,  insofeni  wir  in  ihr  eine 
grössere  Simplicitiit  der  Stimmung  und  eine  Langsamkeit  des  StimnniriR'^verlauf^ 
finden,  die  wir  als  Redseligkeit  bezeichnen  können.    Die  stereotypen,  ausgedehnten 
Schlusscadenzen  in  vielen  Hajrdnschen  und  manchen  Mozart  sehen  Kammermusik- 
werken  fallen  in  diese  Rubrik.    In  dem  angedeuteten  Sinne  ist  Brahmsschc  ^^usik 
eminent  modern;  in  der  Schnelligkeit  der  Modulation  —  wenn  auch  auf  tonalcr 
Cirnndlage  — ,  in  der  reichen  I'olyphonic,  in  der  Vielseitigkeit  der  Rhythmik,  der 
Ausdrucksfähigkeit  ihrer  Harmonik  kommen  ndm  anderem,  wichtigerem  auch  diese 
nmdcmen  Elemente  zu  ihrem  Recht.    Die  Eigenschaft  der  Modernität  hat  aber 
höchstens  einen  gewissen  Rei?'.  äslhttisch  kommt  sie  als  solche  nicht  in  Betracht. 
Es  sind  andere  Gcstcluspuncte,  nach  denen  sich  die  ästhetische  Qualität  eines  Stim- 
mungsvertaufs  bestimmt.  Denn  nicht  jede  Stimmung  ist  mit  gleicher  Berechtigung 
zum  Gegenstand  ästhetischer  Darstellung  qualificiert ;  sie  muss  im  stände  sein,  im 
auffassenden  Individuum  an  der  Schwelle  von  Gefühl  und  Bewusst'^ein  ein  Weltbild 
von  Grösse  gleichsam  ulnicn  zu  lassen,  dann  erst  ist  sie  im  Reich  des  Schönen  hcimat- 
berechtigt.    In  diesem  Sinne  darf  man  wohl  sagen,  dass  in  der  Kunst  nicht  die 
Stimmung,  sondern  die  Sclu'mheit  der  Stimmung  Gegenstand  und  Forderung  ist. 
Von  Hrahms  ist  dann  auszusagen,  dass  er  nicht  modernes  Empfinden,  sondern  die 
Schönheit  modernen  Empfindens  musikalisch  gestaltet  hat:    nie  ist  die  peinlich 
genaue  Wiedergabe  irgend  eines  Gefühlsverlaufs  seine  Aufgabe,  ganz  im  Gegensatz 
zu  zeitgenössischen  Künstlern:  von  meiner  P>ychc  empfunden  und  7  irinks^i'strahlt. 
verklärt  durch  die  Grundfärbung  seiner  Persönlichkeit,  wird  daraus  ein  Kunstwerk. 
Diese  Grundfärbung,  die  mit  dem  ganzen  Lcbensgehalt  erfüllte  Grundstimmung  des 
Künstlers  entscheidet  über  Wert  und  L^nwert  des  Geschaffenen.    Nicht  jede,  noch 
so  i<ers<)nlic!u'  Grundfinining  zaubert  Schönheit  hervor;  nur  wenn  sie  einem  bedeu- 
tenden Lcbensgehaite  entspringt. 
Wenn  Brahms  grosse  Formen  benutzt,  so  ist  es  audi  Grosses,  was  er  zu  sagen  haL 

So  sind  es  ernste  und  mächtige  Enipfindimgen.  die  aus  seinem  Requiem,  dem  Schick- 
satslicd.  Triutiiphlicd .  i'tirzcnUcd .  den  Hauptsätzen  der  Symphonieen  zu  uns  sprechen: 
sie  tönen  hervor  aus  jenen  letzten  Ernsten  Gesängen,  die  vom  Tod  und  der  Liebe  des 
Ewigen  in  der  gewaltigen  Sprache  der  Propheten  reden.  Die  Leidensdtaft  wichst 
im  f-moll-Quintett  (op.  34).  im  ersten  Satz  des  c-moll-Quartetts  fop.  60),  im  Edtvard 
(^V-  75-  ^*'"-  i),  im  d-moü  Conccrt  7\\  übermächtiger  Hulic  an,  aber  sie  i't  kraftvoll 
und  markig  bis  zur  Herbigkeit  und  bei  aller  Stärke  doch  nicht  im  Stande,  die  musika- 
lische Form  zu  zerbrechen ;  es  ist  gleichsam  ein  Symbol  dafür,  dass  der  Kunstler  die 
Leidensdiaft  beherrscht  und  nicht  <lie  Leidenschaft  den  Künstler:  der  Hörer  wird 
arg  mitgenommen,  aber  wenn  auch  im  Innersten  erschüttert,  so  dooli  nicht  erdruckt, 
sondern  erhoben.   Das  Pathos  Brahms'  ist  von  Theatralik  vollständig  frei,  es  ist  nicht 
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dargestelltes  Patlios,  vondern  ein  Pathos;  der  Darstellung.  Er  ist  wohl  seit  Beethoven 
der  männlichste  Kiuistier  gewesen,  was  sich  auch  äusserlich  dadurch  documentiert» 
dass  bei  weitem  die  Mdirzahl  seiner  liedcr  einen  männlichen  Interpreten  erfordert; 
tind  dicHt  männliche  Kraft  seiner  Seele  ist  es,  die  man  durch  alle  Zartheit  des  Aus- 
drucks hindurchfühlt,  wie  sie  überreich  in  seinen  Werken  sich  findet;  die  beiden 
ersten  V' iolin&onatcn,  das  Ilurntrio,  die  Clannettensonatc  in  Es.  die  Lieder  Komm 
boU  (.0^  97),  immer  leiser  wird  mei»  SeMummer  (op.  105)  mögen  als  Beispiele 
angeführt  werden.  So  kommt  es.  dass  seine  Zartheit  nie  zur  Weichlichkeit  wird. 
Alle  Stimmungen,  die  Brahnis  ausdrückt.  Hiessen  eben  aus  einer  frischen,  gesunden 
Sceic.  Alle  jene  Stimmungen,  die  auch  nur  einen  Hauch  psychischer  Degeneration 
an  sich  tragen,  sind  9un  fremd;  seine  Kunst  ist  gändicfa  imnervös  trotz  intimster 
Feinfühligkeit;  daher  findet  sich  bei  ihm  nie  jene  Schwüle  der  Stimmung,  wie  sie 
in  moderner  Kunst  bevorzugt  wird.  Nicht  zum  mindesten  ist  es  die  Einfachheit  des 
Ausdrucks  und  der  aufgewendeten  Mittel,  die  den  Eindruck  von  Grösse  und  Gesund- 
heit hervorrufen :  der  melodische  Ausdrtick  ist  von  wunderbarer  Schlichtheit  und 
Pr.Tcision,  jeder  Ton  hat  seine  Bedeutung,  nichts  kann  als  Phrase,  als  Gemeinplatz 
autgefasst  werden.  In  Orchesterwerken  wird  mit  grosser  Ökonomie  bei  Benutzimg 
der  Bledimstrumente  verehren:  ihre  Aceorde  werden  möglichst  in  weiter  Lage 
gebracht.  Posaunen,  Homer.  Trompeten  werden  lieber  gruppenweise,  so  dass  ihre 
Klangindividualität  zur  Geltung  kommt,  verwendet,  anstatt  sie  in  lärmender  Massen- 
Wirkung  zu  benutzen.  Nie  werden  die  Instrumente  zu  Fiillstttnmen  degradiert,  billige 
Verdoppelungen  ersdieinen  mit  höchster  Sparsamkeit,  jedes  Instrument  führt  ein 
Eigenleben  im  pol)  phonen  Gewebe.  Brahms  zeigte  wieder  den  Reiz  der  einzelnen 
Klangfarlie  gegenüber  dem  der  gemischten  Orchestorfarben  :  wenn  das  Horn  hervor- 
tritt, so  liegt  ein  Schimmer  zarter  Wehmut  und  schwärmerischer  Sehnsucht  aus- 
gegossen, wie  in  der  Einleitung  zum  Knale  der  ersten  Symphonie,  in  der  Überleitung 
zur  Coda  des  ersten  Satzes  der  zweiten  Symphonie :  an  Stellen  quellendster  Melodik 
herrschen  die  warmen  gesättigten  Tone  rler  Clarinettc  über  die  übrigen  Instrinnentc. 
Man  denke  an  den  zweiten  Satz  der  F-dur-Syniphonic  und  besonders  an  das  Clari- 
neitcnqnintelt  —  Neben  den  Werken  grösstcn  Pathos  steht  ein  ganzer  Kranz  von 
solchen,  in  denen  die  Empfindungen  auf  einen  freundlich  heiteren  Grundton  al)gestimmt 
sind:  hier  waltet  oft  eine  eigene  wehmütige  und  liebenswürdige  Grazie,  wie  in  den 
Scherzi  der  Symphonicen  und  vieler  Kammermusikwerke ;  in  diese  Gattung  fallen 
auch  die  aärtlidien,  in  Ifetodte  getauditen  LiehetwalMer,  das  IVeckseUied  srnm  Totue. 
Neckereien,  Das  '•crgcblichc  Ständchen,  die  verliebten  Lieder  ans  op.  58  und  andere 
mehr;  ein  anmutiger  Tanzschritt  zieht  sich  durch  die  meisten  dieser  Weisen.  Fest- 
liche Erblichkeit  atmet  der  Hymnus  des  C-dur-Satzes  der  ersten  Symphonie.  Selten 
ist  derbere  Fröhlichkeit,  wie  sie  tn  der  Akademischen  FesUm»ert»re,  im  Liede  Un- 
üheni'indltch  (op.  72.  Nr.  5)  zum  .Ausdruck  kommt,  bacchantische  Lust  ist  Brahms 
fremd.  Denn  bei  aller  Leidenschaft  in  Freude  und  Schmerz  ist  Brahms  eine  Zurück- 
haltung eigen,  die  wie  eine  edle  Scheu  des  Künstlers  erscheint,  den  letzten  Rest  der 
Seele  zu  enthüllen.  Während  man  meist  vom  Künstler  verlangt,  dass  er  sich  ganz 
frei  in  seinen  Werken  auslebe  und  restlos  mitteile,  sieht  man.  dass  bei  Brahms  diese 
Forderung  nicht  notwendig,  nicht  berechtigt  ist:  denn  gerade  dieses  Ahnenlassen 
letzter  Empfindung  scheint  den  Adel  der  PersSnlichtceit  auszumachen,  den  wir  als 
das  Hödiste  an  Brahms  verehren!  Und  in  jener  letzten  Empfindung  scheint  ein 
Scbinmier  von  W'ehmut.  von  Resignation  zu  liegen,  der  gleichsam  die  Grundfarbe  im 
Weltbild  des  Kunstlers  gewesen  sein  muss. 

Es  wäre  ein  gewagtes  Unternehmen,  angeben  zu  wollen,  darch  welche  technischen 
Mittel  dem  Künstler  unbewusst  solche  Eindrücke  der  Persönlichkeit  ausgelöst  wer- 
den. Hier  liegen  Imponderabilien  vor,  die  sich  jeder  Darstellung  zu  entziehen  scheinen. 
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ÖFFENTUCJiES  L»EBEN 
WIrfachmft 

Auf  die  grosse  Bankenvereintgong  Dres- 
dcn-Schaaffhausen  ist  eine  zwar  klei- 
nere, aber  immerhin  bedeutsame  Fusion  in 
der  lU: KTRICITÄTSINDUSTRIE  ge- 
folgt. Ende  November  beschloss  auf  An- 
trag des  Vorstandes  der  Aufsichtsrat  der 
Berliner  Elektrischen  Licht  und  Kraft- 
anlagen Actiengcselischaftt  das  rivalisie- 
rende rfietntsrhe  Unternehmen,  nämlich 
dir  .  }ct<r>!f:cscllsch(ift  für  Elcktricitäts- 
anlagen  m  C  u  1  u ,  einfach  auszukaufen. 
Vor  allem  Rivalitäten  bei  Tochtergran- 
düngen  in  Petersburg  solloii  deni  Berliner 
Unternehmen,  einem  Bundesgenossen  und 
Vasallen  der  Siemens-Schuckert- 
Gruppe,  das  Vorgehen  nahegelegt  haben. 
Die  noch  immer  kränkelnde,  früher  zeit- 
weise sogar  bedenklich  kranke  Cühier  Ge- 
sellschaft scheint  die  ausgestreckte  Hand 
mit  Freuden  ergritTen  zu  haben;  die  zu 
Stimmenden  Erklärungen  der  Aufsichts- 
rate lagen  d^r  Berliner  Conferenz  bereits 
vor. 

Dieser  Erfolg  der  einen  Weltlx*werbs- 
gruppe  liat  auf  der  Gegenseite,  wie  zu 
erwarten,  ein  entsprechendes  Wettrfist<*n 
wachgerufen.  Seit  .Anfang  Deceniber  war 
bereits  die  Börse  davon  unterrichtet,  dass 
sidi  die  enge  Verbindung  zwischen  der 
grossen  AUf^cmcincn  Elcklricitätsgcscll- 
scltaft  und  der  Union  zu  einem  vollstän- 
digen Ineinanderaufgehen  fortbilden  wer- 
de. Hin  endgiltiges  Ergebnis  liegt  noch 
nicht  vor. 

X  .  ,  ^ 

Geradezu  überraschend  ist  das  EXP.\N- 
SIONSSTREBEN  DER  DRESDENER 
HANK.  Kaum  hatte  man  erfahren,  dass 
sie  die  neue  Million  Mark  Actien  der 
Oberschlcsischcti  Bank  in  Beuthen  als 
dauernden  Besitzanteil  übemchtnen  werde, 
so  wurde  weiter  die  engere  Angliedertingi 
gleichfalls  durch  Acticnerwcrb,  des  Bank- 
hauses von  Speyer  &  Co.  in  Basel  be- 
kannt. Weiter  hat  der  Schaaffhausensche 
Bankverein  die  Cölner  Bankfirma  A.  L. 
Caviphauscn  erworlien.  Die  Interessenge- 
meinschaft Dresdens  mit  Schaafhausen 
MTurde  sowohl  in  Dresden  wie  in  Cöln  am 
la  Dccember  von  den  Generalversamm- 
lungen gebilligt.  >Die  Vereinbarung«, 
heisst  es  in  dem  Dresdener  Bericht  an 
Actionäre,  »soll  vom  i.  Januar  1904  auf 


die  Dauer  von  30  Jahren  gelten  und 
»•ine  Interessengemeinschaft  dergestalt 
herbeiführen,  dass  jede  der  beiden  Ge- 
sellschaften nach  aussen  hin  ihre  volle 
Selbständigkeit  bewahrt.  Die  Zusammen- 
legung der  Jahresreingewinne  soll  mit  der 
Massgabe  erfolgen,  dass  zunächst 
jede  Gesellschaft  eine  Gewinn- 
und  Verlustrechnung  ohne  Berucksichti- 
ginijj  des  Gemeinschaftsverhältnisses  auf- 
macht, als  ob  dasselbe  nicht  existierte. 
Von  dem  Bruttogewinne  sind  nach 
.'\b?:ug  sämtlicher  Unkosten  und  nach 
Vornahme  derjenigen  Abschreibungen  und 
.Rucklagen,  welche  nach  den  gesetzlichen 
und  statutarischen  Bestimmungen  für  not- 
wendig zu  erachten  sind,  die  unter  obiger 
Voraussetzung  rechnungsmässig  festge- 
.stellten  Tantiemen  der  Vorstandsmitglie- 
der. Filialdirectoren  und  Beamten,  die  in 
gleicher  Weise  rechnungsmässig  ermittelte 
Tamienic  des  Aufsichtsrates,  die  den  Be- 
amten zuzubilligenden  Gratificationen  und 
angemessene  .Al)schreibungen  von  den 
Bankgebäuden  abzusetzen.  Die  danach 
verbleibenden  Reingewinn  e  des  Jah- 
res gehen  in  die  gemeinschaftliche  Masse 
und  werden  rniter  die  beiden  Gesellschaf- 
ten verteilt« 

X  X 
über  die  Verwirklichung  des  geplanten 
STAHLWERKEVERBANDES  ist  man 

dagegen  nach  wie  \(>r  im  unklaren.  Frü- 
here Meldungen  Hessen  den  Gedanken  we- 
gen der  im  Wege  stehenden  Schwierig- 
keiten schon  als  völlig  liofTmmgslos  er- 
scheinen. Neuerdings  klingen  die  Mel- 
dungen wieder  etwas  zuversichtlicher :  die 
Differenzen  Rheinland-Westfalens  mit  der 
s  n  d  d  e  u  t  s  c  h  c  n  Gruppe  seien  im  we- 
sentlichen gehoben.  Dagegen  scheint  man 
in  .Schlesien  an  dem  Standpunct  fest- 
zuhalten, dass  man  ein  geringerem  In- 
teresse an  dem  Verband  habe,  weil  man 
vorwiegend  Stabeisen,  Bleche,  Drahte, 
Nägel  und  ähnliches  producicre,  nicht 
aber  die  für  den  Verband  in  erster  Reihe 
stehenden  Erzeugnisse,  wie  Eisenbahn- 
material. Halbzeug,  Träger  —  und  dass 
man  andererseits  in  der  vorgesehenen 
Beteiligungsquote  viel  zu  sehr  zurück- 
gedrängt sei.  Vielleicht  sind  das  alles 
nur  Kriegsdrohungen,  um  den  Friedens- 
schluss  günstiger  zu  gestalten,  ahnlich  wie 
seinerzeit  beim  Kohlensyndikat. 
X  K 
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Das  KOHLENSYNDIKAT  hat  sich 
unterdes  noch  mehr  ausgeweitet.  Vom 

I.  Januar  1904  al)  libcrninimt  es  auch  den 
Verkauf  der  von  seinen  Mitgliedern  her- 
Settelllen  Coak»-  und  Briket- 
iBOigien.  Viel  wichtiger  jedoch  ist  die 
üadltausdehnung  des  Syndikais  nach  der 
Seite  des  Kohlenhandels  selber.  Der 
Grosshandel,  herab  bis  zu  einem  Bezug 
Ton  50000  t  Kohlen,  soll  zu  einheitlicher 
Preisregclung  zusaniiuengcfasst  werden, 
vor  allem  für  die  vielumstrittenen  Absatz- 
gebiete Süddetttschlands,  Hsass-Lothrin- 
gens.  der  Schweiz  tmd  einiger  Teile  Frank- 
reichs. Die  Prcisdifferensiening  für  In- 
land und  Ausland  wird  dabei  wahrschein- 
lich noch  mehr  in  ein  System  gebracht 
m^den.  —  Für  die  Zeil  vom  I.  April  1904 
his  3ßK  April  1905  hat  übrigens  das  rhei- 
nisch-westfälische Kohlensyndikat  die 
Richtpreise  des  laufenden  Jahres  beizu- 
behalten beschlossen. 

X  X 

Dagegen  scheinen  för  den  wichtigsten 

Rohstoff  unserer  Textilindustricrn.  auf 
dem  BAUMWOLLMARKT,  abermals 
erregte  Zeiten  sich  anzukundiigen,  nach- 
dem der  letzte  Sturm  sich  kaum  gelegt 
hat.  Die  Schätzungen  für  die  americani- 
sche  Baumwi^emte  bewegten  sich  an- 
fanglich um  etwa  11  Mill.  Ballen  als 
Wutelpunct.  Selbst  diese  Ii  Millionen  sah 
man  in  England  als  kaum  genügend  an, 
weil  der  Weltbedarf  stetig  steigt;  im 
Gegensatze  zum  Vorjahre  erstrebte  Eng- 
land darum  eine  möglichst  frühe  DecktUlg 
seiner  Industrieansprüche.  Ende  Novem- 
ber schränkte  jedoch  das  Washingtoner 
Agriculturhureau  die  Wahrscheinlichkeits- 
zi0er  noch  ganz  wescntUch  ein;  statt  11 
seien  nur  9.9  Mttl.  Ballen  von  den  Ver- 
einigten Staaten  zu  licfcm.  Anfang  Dc- 
cembcr  begann  darauf  abermals  eine  wilde 
Hausse  in  der  Union ;  New  York  notierte 
am  4.  Derember  12,65  Cents.  Am  8.  De- 
cember  berieten  die  Baumwollfabrikantcn 
des  Südens  über  eine  Productionsein- 
schränkutig.  ein  nat:onnk-s  Meeting  soll 
folgen,  um  auch  den  Norden  für  den  Plan 
zu  gewinnen.  In  Lancashire  hielt  man 
die  Washingtoner  Schätzung  zwar  für  zu 
niedrig,  aber  fast  allgemeui  sieht  man 
wieder  eine  Zeit  der  erzwungenen  Pro- 
ductionsverkürzung  herannahen.  Als  Ge- 
gengewicht wirkt  nur  das  Vertrauen  auf 
eine  besonders  reichliche  ä^ptisclie  und 
«ine  sehr  gute  indische  Ernte.  Doch  bleibt 
4u  iomier  aar  ein  adnraclier  Trost,  und 
die  Hansseveculation  arbeitet  audem,  wie 


im  abgelaufenen  Jahre,  mit  einer  überaus 
capitalstarieen  Organisation  und  Führung. 

X  X 
Bemerkenswert  ist,  d^ss  auch  die  WEI- 
ZENERNTE  der   Vereinigten  Staaten 

weit  hinti^  einem  guten  Ertrag  zurück- 
bleibt ;  nur  dass  hier  die  Concurrenzländer 
in  ganz  anderem  Masse  die  Lücke  auszu- 
füllen vermögen.  Vom  1.  Juli  bis  31.  Oc- 
tober  kamen  nämlich  in  den  X'^ereinigten 
Staaten  an  den  Markt: 

1901:  123500000  Busheis  Weizen, 
1902:  128000000  „ 
1903:  92500000 
Überträgt  man  diese  Anfangsziffem  auf 
das  ganze  Jahr,  so  würden  wahrscheinlich 
statt  235  Mill,  im  Jahre  1901  und  203  Mill. 
Busheis  im  Jahre  1902  nur  125  Mill.,  also 
mindestens  80  Mill.  Busheis  weniger,  als 
in  den  vorangegangenen  beiden  Ab-.atz- 
jahrcn  für  den  Export  verfügbar  bleiben. 
Dagegen    soll    Argentinien  einen 
Erntejahrrecord  zu  verzeichnen  haben.  Es 
werden  hier  von  Fachblättern  die  folgen- 
den Ziffern  gegeben  (in  Mill.  q) : 

Ernte  Export 

1897:  6,5  3,0 
189B:   12,0  8^ 

1899:  12.75  9,75 

1900:  8,25  4.1$ 

igoi :  7,0  3.0 

igo2:  12.5  8,0 

1903:  17,75  (wahrsch.)  13,0 

Da  auch  auf  Russland  eine  Ernte  gerech- 
net wird,  die  ülKr  der  Norm  der  letzten 
Jahre  steht,  so  ist  die  europäische  Preis- 
bewegung der  Preissteigerung  in  New 
York  xunichst  nidit  gefolgt 
X  X 

Im  übrigen  ist  für  America  sowohl  wie 
für  England  die  Versdilechtening  der 

INDUSTRIEVERHÄLTNISSE  charak- 
teristisch geblieben,  während  Deutschland 
seinen  relativen  besseren  Geschäftsgang 
aufreclil  erhält.  Auf  dem  englischen  Roh- 
eisenmarktc  standen  zum  Beispiel  Cleve' 
land  Warrants  Anfang  September  auf 
47  sh.,  schottische  auf  52  sh..  .Anfang  De- 
cember  auf  41  Vi  respective  48 Ms  sh.  Lohn- 
ermassigungen  und  Arbeitercntlassungen 
bezeichnen  den  Fortschritt  der  Krisis,  in 
England  sowohl  wie  in  den  Vereinigten 
Staaten,  wo  der  Stahltrust  auch  die  Eisen- 
bahngesellschaften immer  mehr  zur  För- 
derung der  Schleuderausfuhr  zu  zwingen 
sucht.  Selbst  canadisches  Eisen,  unter- 
stützt durch  eine  beträchtliche  Froduc- 
tiomprSmi^  sticht  jetat  den  engliacihai 
Markt  auf,  wcü  ihm  der  Absats  in  der 
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Union  durdi  die  dortige  Krisis  ver- 
schlossen ist. 

Die  deutsche  Roheiscnproduc- 
tion  dürfte  dagegen  1903  wieder  hoch 
über  allen  Vorjahren  stehen.  Im  Deut- 
schen Reich  einschliesslich  Luxemburgs 
l>rodacierte  man  bis  Ende  October 
8394056  t  Roheisen  gegen  6917737  t  im 
gleichen  Zeitraum  des  Vorjahres.  Man 
hätte  also  im  ganzen  Jahre  1903  aaf  etwa 
10  Mill.  t  Erzeuffung  zu  rechnen  ;  das  wä- 
ren I  Mill.  t  mehr  als  1902  und  1900. 
2,2  Mill.  t  mehr  als  1901.  Indes  bei  den 
stark  erschütterten  Attsfuhrduuicen  fängt 
man  auch  bei  uns  an,  bedenklich  zu  wer- 
den, und  das  Zustandekommen  des  Stahl- 
werkeverbandes ersehnt  man  vielfach 
schon  wegen  seiner  Rfickwtrkung  auf  alle 
diese  Verhältnisse. 

X  X 
KURZE  CHRONIK.  Am  aa  November 

stimmte  der  Rimde^rat  dem  Entwurf 
über  Abänderung  des  preussischen  B  ö  r  - 
sengesetzes  zu.  —  Der  Stahl- 
formg  11  SS  verband  wurde  am  25. 
Noveml^er  verlängert.  —  Am  5.  Dccember 
starb  Adolph  von  Hanse  mann, 
(kr  Leiter  der  Discouto^cscüschaft.  — 
Der  Rcichsbankzinäfuss  blieb 
während  des  ganzen  Berichtsmonats  un- 
verändert 4%.  MAX  aOHIfflL 

Potlttk 

Am  3.  December  ist  der  im  Juni  neu- 
gewählte  REICHSTAG  mit  einer 

rein  gescliiift  ^tll,'U';ig^_•n  Tlirotiii-de  i-rrifT- 
net  worden.  Bei  der  Zusammensetzung 
des  Reichstages  und  angesichts  der  ge- 
samten innerpolitischen  Lage  war  von  der 
Thronrede  auch  kein  anderer  Inhalt  zu 
erwarten.  Bei  der  Präsidentenwahl  ist 
der  Anspruch  der  Socialdemokratie  auf 
den  ersten  Vicepräsidenten,  wie  voraus- 
zusehen war.  unberücksichtigt  gebliehen. 
Dass  man  der  zweitstärksten  Fraction 
von  der  Mehrheit  keine  Schriftführer 
bewilligt,  dass  man  ihr  keinen  ^^>r^itz 
in  einer  Conunissiun  eingeräumt  hat, 
dürfte  weniger  der  Socialdemokratie,  als 
den  anderen  Fractionen  unangenehm 
werden.  Die  sixialdemokratischcn  \h- 
geordneten  sind  flcissige  Arbeiter  und 
haben  namentlich  die  wenig  angenehme 
und  zettraubende  AHbett  der  Schriftfüh- 
rcriiosten  in  den  Gnnmissionen  stets  be- 
reitwillig ausgeführt.  Nachdem  man  sie 
aber  bei  der  Verteilung  der  Vorsitzen- 
den^sten  in  den  Commissionen  so  un- 
zweideutig geschnitten  hat,  glaube  ich, 
dass  nunmehr  audi  die  Schriftfülirer- 
arbeit  in  den  Conunissiooen  den  Mitglie- 


dern der  übrigen  Fractionen  fiberlassen 

hleihen  dürfte.  Im  übrigen  wurde  als 
Präsident  wieder  Graf  Ballcstrcm  ge- 
wählt? Wen  andrer s  hätte  auch  da^ 
Centriim  prä-^cntieren  können?  .Ms  erster 
\'iccprasiUent  wurde  von  den  Conscrva- 
tivi!\  Graf  zu  Stolblerg-Wernigerixie 
wieder  in  Vorschlag  gebracht  und  ge- 
wählt. Nur  an  Stelle  Bfisings  kam  ein 
neuer  M;inii,  der  Ahpoi irdm-tc  Paa^chc, 
der  von  den  Xationallibcralcn  als  zweiter 
Vicepräsident  gestellt  wurde.  Welch'  Ab- 
stand zwischen  Büsing  und  I\t.iv(  !u' f 
Man  wird  aus  dieser  Präsentation 
sclilu'--  cn  dürfen,  dass  in  der  national- 
liberalen Fraction  der  agrarische  Flügel 
völlig  Olwrhand  gewonnen  hat.  Paasche 
wurde  fjcwidilt  und  i^-f.  wie  Bü'-ing  i:n 
letzten  Reichstag,  der  einzige  Vertreter 
des  Bürgerttims  in  dem  adligen  Reichs- 
tagspräsidiuna. 

X  X 
In  den  wenigen  Sitzungen,  die  der  Reichs- 
tag vor  den  Weihnachtsferien  abhielt, 
wurde  nel)en  der  Zustimmung  zu  einer 
Verlängerung  des  Handelsprovi^onum■> 
mit  England  die  erste  Lesung  des  Etats 
und  der  Vorlage.  betreffend  die 
R E I CH  ?  F  f  N'  A  N Z R  R FO R M ,  vorgenom- 
men. Der  neue  Schaizsccrciair  F'reiherr 
von  Stengel  hat  einen  Entwurf  einge- 
bracht, der  in  der  Hauptsache  die  Auf- 
hebung der  Franckensteinsciieii  Klausel 
bezweckt.  Die  Matricularbeitragr  wer- 
den vorläufig  noch  beibehalten,  aber  nur 
so  lange,  bis  die  erforderlichen  Deckunjfs- 
mittel  durch  Einführung  neuer  Rei-  h-.- 
steuern  beschafft  sind.  Zur  Empfeh- 
lung dieser  Vorlage  führte  der  Schatz- 
sccretair  aus.  sie  vereinfache  das  Etats- 
wesen, mache  den  Rcichshaushalt  über- 
sichtlicher und  klarer.  Gewiss,  diese 
eine  gute  VVirkung  würde  der  Etatent- 
wurf auch  haben.  Wir  nehmen  auch  die 
•Marmrufe  über  eine  Bedrohung  des 
Budgetrechtes  des  Reichstages  nicht  tra- 
gisch. Was  indessen  gegen  den  Gesetz- 
entwurf spricht,  das  ist  die  Loslösung 
der  Rundesstaaten  von  jeder  Verantwort- 
lichkeit für  die  Gestaltung  des  Reichs- 
haushalts. Gerrulc  frej^-enwiirlig  wäre  eine 
solche  Massregel  durcliaus  verkehrt.  Das 
Verhalten  des  Bundesrats  trägt  zu  einem 
grossen  Teil  die  Schuld  an  der  un- 
günstigen Gestaltung  der  Fnianzen,  so- 
wohl des  Reichs,  als  auch  der  Einzel- 
staatcn.  Wenn  die  Einzelstaaten  in  ünan- 
delle  Schwieriglwiten  geraten  sind,  wa- 
rum haben  sie  nicht  rechtzeitig  gegen  die 
Fuianzpolitik  des  Reiches  sich  gewehrt? 
Jetzt,  wo  das  Reich  infolge  der  Krise 
einerseits  und  der  steigenden  Ausgaben 
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andererseits  sich  an  die  Matricularbei- 
tnige  halten  mttss,  kommen  dt«  Einxel- 
Staaten,  die  fr&her  lange  Jahre  Kost* 

ganger  beim  Reiche  gewesen  sind,  und 
wollen  im  ersten  Moment,  wo  sie  die 
FoHsen  ihres  Verhaltens  im  Bundesrat  in 
stcipvniKn  Matricularbeiträgen  zu  spüren 
lH:kununcn.  ihrer  Verpflichtungen  ans 
Reich  ]<.><  und  ledig  sein.  Man  braucht 
die  Vorlage  des  weiteren  gar  nicht  zu 
kritisieren,  der  erwähnte  Gcsichtspunct 
allein  gcnupt  vollkomnKn,  um  sie  zu 
verwerfen.  Ob  freilich  die  Mehrheit  des 
Rddutages  den  Entwurf  ablehnen  wird, 
ist  noch  fraglich.  Das  ausschlaggebende 
Centrum  gibt  sich  zwar  den  Anschein 
enster  Opposition  gegen  die  Vorlage, 
aber  seine  Bereitwilligkeit  hat  es  doch 
schon,  erklärt,  aus  dem  Entwurf  den 
guten  Kern  helfen  herausschälen  zu 
wollen.  Vorlätifig  ist  der  Entwurf  an  die 
Bodgeteommistion  verwiesen  worden,  wo 
sein  Sdudcsal  sich  bald  entscheiden 
dürfte. 

Y  X 
Im  n^iripen  gestaltete  sich  die  erste  Be- 
ratung des  Etats  zu  einem  Rededuell 
zwisclien  dem  Grafen  BÜLOW  UND 
BEBEL.  Genosse  Bebel  hielt  zwei  län- 
gere Reden,  deren  Wert  und  Wirktdtg 
mehr  hervorgetreten  wäre,  wenn  die 
Parteipres^e  sie  weniger  Überschwang- 
lieh  gelobt  hätte.  Weniger  wäre  hier 
mehr  gewesen.  Eine  demokratische  Par- 
tei sollte  in  der  Beurteilung  ihrer  Par- 
ttifiliirer  nüchterner  sein,  als  es  die 
monarchischen  Parteien  ihren  führenden 
Grössen  gegenüber  sind.  Graf  Bülow 
erwidtrtc  auf  die  erste  Rede  Bebels  mit 
einem  ziemlich  unvorsichtigen,  wenn 
aodi  ^  im  einzelnen  nicht  migeschickten 
Angriff  auf  die  Socialdemokratie.  So 
«Helte  er,  wie  ja  vorauszusehen  war, 
doi  Dresdener  Parteitag  gegen  uns  aus, 
der  von  Bebel  als  Jufi!::hrunttcn  für  die 
Partei  bezeichnet  wurde.  Was  freilich 
der  Reichskanzler  über  den  Zukunfts- 
Staat  ausftihrte,  das  bewies  nur  zu  deut- 
lidi,  dass  ihm  nicht  mir  die  genaue 
Kenntnis,  sondern  auch  tieferes  Ver- 
ständnis für  den  Socialisnius  durchaus 
fehlt.  Es  mag  zugegeben  werden,  dass 
in  der  socialistischen  Literatur  genug  ver- 
fehlte Ansichten  geäussert  werden,  die 
dem  Gedanken  von  einem  Zukunftsstaat, 
in  dem  man  sich  eines  schönen  Morgens 
eirnnal  plötzlich  befinde,  immer  neue 
Nahrung  gehm.  Al)er  ernsthaft  können 
doch  solche  kindlichen  Auffassungen 
wirklich  nicht  genommen  werden.  Und 
deswegen  berührt  es  komisch,  wenn  der 
erste  Beamte  des  Reichs  mit  der  Ver- 


spottung solcher  kindlichen  .Vuflfassung 
Eindruck  zu  machen  und  die  Socialdemo- 
kratie damit  zu  bekämpfen  sucht.  Dass 
die  Reichsregierung  keine  Au.snahmcgc- 
.setze  gegen  die  Socialdemokratie  im 
Schilde  föhrt,  war  den  Parteien  auf  der 
Rechten  wenig  angenehm  zu  hören.  Wie 
Graf  Limburg-Stirum  ausführte,  ver- 
missen die  Conservativcn  den  starken 
Mann  in  der  Regierung,  der  die  Social- 
demokraten  zum  Object  der  Gesetzgebung 
macht.  Ganz  richtig  erwiderte  dnii  Graf 
Posadowsky,  dass  bei  einer  derartigen 
Gesetzgebung  bald  alle  Bestrebungen  in 
socialdemokrati  sollen  Gcnioh  kommen 
würden,  die  den  Scharfmachern  nicht  in 
den  Kram  passen  würden.  Ein  Erfolg 
der  Scharf machcr^WüV.  würde  sich  zu- 
nächst zwar  gegen  die  Socialdemokratie, 
im  weiteren  aber  Regen  jeden  politischen 
und  wirtschaftlichen  Fortschritt  über- 
haupt richten.  Freilich,  die  Absage  der 
Reichsregierung  gegen  die  Scharfmacher 
gilt  zunächst  nur  für  die  augenblickliche 
Situation.  Wie  lange  sie  vorhalten  wird, 
das  ist  eine  Frage  der  weiteren  inner- 
politischen Entwickclung.  Wie  sich 
diese  gestalten  wird,  kann  man  zwar 
nidit  voraussagen,  aber  so  viel  ist  sicher, 
dass  ffir  ihre  GesUltung  die  Tätigkeit 
unserer  Fraction  mitbestimmend  ist 

X  X 
Der  Gegensatt  zwis^en  den  fSderaltsti- 

schen  und  centralistischen  Strömungen 
in  ÖSTERREICH-UNGARN  ist  seit 
mehr  als  30  Jahren  der  treibende  Factor 
aller  inneren  Politik.  Trotz  aller  Ans- 
glcichsversuchc.  trotz  aller  möghclicn 
Concessionen  ist  es  nicht  mdglich.  ein 
staatsrechtliches  Gebilde  zu  schaffen,  das 
die  vielen  Nationen  und  Natiönchen 
Österreich-Ungarns  befriedigen  würde. 
Man  hat  seinerzeit  dem  Ministerium 
Hohenwart  die  bittersten  Vorwürfe  ge- 
macht, als  es  die  .Autonomie  der  einzelnen 
Lander  verstarken  wollte.  Drdssig  Jahre 
nationaler  Zwistigkeiten,  die  Österreich- 
Ungarn  politisch  und  wirtschaltlich  her- 
untergebracht haben,  latifen  auf  nichts  an- 
deres hinaus,  als  auf  den  Versuch  der 
einzelnen  Länder,  die  nicht  gewahrte 
Autonomie  sich  zu  erkämpfen.  Die 
neuesten  Differenzen  zwischen  Österreich- 
Ungarn  haben  den  bestehenden  Gegen- 
satz wieder  in  sduu^e  Beleuchtung  ge- 
rückt/. Die  Ungarin  voran  ihr  kicuer 
Ministerpräsident,  kiimmem  sich  so 
wenig  um  die  geltenden  Bestimmungen 
des  Ausgleichs  von  1867,  dass  sie  nicht 
nur  die  Gemeinsamkeit  auf  wirtschaft- 
lichem Gebiet,  sondern  auch  die  Reste 
gemeinsamer  politischer  Einrichtungen, 


Digitlzed  by  Google 


74 


RUNDSCHAU  *  ÖFFENTUCHES  LEBEN  *  POUTIK 


wie  der  Armee,  zu  negieren  gewillt  sind. 
Walirend  die  sogenannten  llohcüsrcchtc 
des  Kaisers  von  Österreich  und  Königs 
T'o;i  Ctti^arn.  die  sidi  auch  mit  der  Lei- 
tung und  Führung  des  gemeinsamen 
Meeres  befassen,  durch  den  Ausgleich 
von  1867  festgelegt  sind  und  nur  durch 
gemeinsame  Vereinbarung  der  beiden 
Reichshälften  geändert  werden  können, 
erklärte  der  ungarische  Ministerpräsident 
im  Abgeordnetenhause  gegenüber  einer 
Erklärung  des  österreichischen  Minister- 
präsidenten, der  im  österreichischen  Ab- 
geordneten hause  die  gesetzliche  Lage 
atiseinandergesetzt  hatte:  >Es  geht  uns 
nichts  an,  welche  Dispositionen  das 
österreichische  Staat -ircclit  iiher  die  Na- 
tur, den  Umfang  und  den  Inhalt  der 
Hoheitsredite  des  Kaisers  von  Osterreich 
enthält ....  Die  liberale  Partei  hat  er- 
klärt, dass  der  König  von  Ungarn  und 
der  ungarische  Reichstag  gemeinschaft- 
lich daran  wann  immer  Änderungen  vor- 
nehmen können.«  Eine  solche  Spraclie 
hat  nur  dann  einen  Sinn,  wenn  man  ge- 
willt ist,  die  staatsreditliche  Trennung 
Ungarns  von  Österreich  herbeizuführen. 
V  X 
Die  Expansionspolitik  Russlands  in  Ost- 
asien hat  7U  einer  scharfen  Spannung 
zwischen  RUSSLAND  UND  JAPAN 
gefuhrt.  Das  japanische  Volk  und  auch 
das  Parlament  sind  so  kriegslustig,  dass 
zweifellos  der  offene  Conflict  schon  aus- 
gebrochen wire.  wenn  nicht  der  Mikado 
kurzer  Hand  das  Parlament  aufgelftst 
und  so  für  einige  Wochen  Zeit  zu  weite- 
ren Verhandtungen  gewonnen  Ifiätte. 
Japan  hält  sich  anscheinend  zur  Zeit 
nicht  stark  genug,  um  allem  nut  Russlatid 
den  Katnpf  aufzunehmen.  .Auf  eine  Hilfe 
anderer  Nationen  kann  es  aber  nicht  rech- 
nen, wie  dies  ihm  von  selten  der  Vereinig- 
ten Staaten  ganz  unzweideutig  nahegelegt 
worden  sein  soll.  Trotz  dieser  zurück- 
haltenden Taktik  Japans  hält  man  aber 
in  englischen  Repierungskreisen  die  l^ge 
für  ^vbr  ernst.  Japan  liestehc  auf  der 
^tlnitlichen  Verpflichtung,  dass  Russ- 
land die  Hälfte  der  Mandschurei  dem 
Handel  Japans  offen  halte,  keine  russi- 
schen Truppen  Korea  hetreten  \nu!  nichts 
versucht  werde,  um  einen  ungebührlichen 
Einfluss  in  Korea  zu  erlangen.  Ross- 
land  soll  dagegen  entschlossen  sein,  sämt- 
liche Forderungen  Japans  glatt  abzu- 
lehnen 

X  X 
KI:RZE  CHRO.VIK.  Die  Wahlen  zum 
1  u  s  t  r  a  1  i  s  c  h  e  n  Parlament  haben  der 
.Vrbeiterpartei  einen  grossen  Erfolg  ge- 
bracht  Im  Untcrhattse  hat  ^  Regie- 


rungspartei 27.  die  Opposition  26  und  die 
Arbeiterpartei  22  Sitze  erhalten.  —  Der 
Redprocitätsvertrag  zwischea  den  Ver- 
einigten Staaten  und  C  u  1)  a  wurde  am 
17.  Decembcr  vom  Senate  angenommen. 
Er  trat  schon  am  27.  December  in  Kraft. 
—  Der  frühere  italienische  Ministerpräsi- 
dent Zanardelti  ist  am  26.  December 
gestorben.  —  Gleichfalls  gestorben  ist  am 
Weihnachtstage  Albert  Schaffte  im 
Alter  von  73  Jahren.         moimro  oM.wn 

Socialpolitik 

Millionen  deutscher  Wähler  sind  durch 
die  THRONREDE  bei  Eröffnung 
des  Reichstags  arg  enttäuscht  worden. 
Sic  haben  in  der  Junischlaclit  des  Jahres 
1903  bekundet,  dass  sie  eine  wirkliche  Re- 
form der  heutigen  brüchigen  Staats-  und 
Wirtschaftsordnung  an  Haupt  und  Glie- 
dern mit  stürmischer,  zu  Taten  drängen- 
der Leidenschaft  luTbeisehncn.  Und  diese 
schaffensfreudige  Leidenschaft,  die  ein 
kraftvolles,  mutiges  Atisgreifen  zu  wirk- 
lichen socialistischen  Talen  fordert,  sieht 
sich  in  der  Thronrede  hei  der  Eröffnung 
des  ReicIi-latTs  mit  einigen  wenigen  Wen- 
dungen über  die  Fortführung  einer  er- 
weiterten Försorge  für  die  Schwachen  und 
Bedürftigen  und  mit  der  .\nkiindigung 
eines  Gesetzes  ul)cr  kaufmännische 
Schiedsgerichte  abgespeist.  Fast  scheint 
es  so,  als  wolle  die  Reichsregicrung  bei 
der  gesetzgeberischen  Lösimg  dieser 
Schiedsgerichtsfrage  einen  socialpoli- 
tischen  Krebsgang  veranstalten.  Hat  die 
Reichsregienmg  wirklich  dem  interessier- 
ten Geschrei  der  Grossindustriellen  der 
Handelskammern  Gehör  geschenkt,  und 
will  sie  sich  nun  selbst  gegen  die  Fleisch- 
werdung  des  Gedankens  wenden,  dass  dit 
Kaufmannsgehchte  an  die  bestehenden 
Gewerbegerichte  angeschlossen  werden 
sollen?  Der  Vonv'dtis  glrndit  aus  den  un- 
klaren Wendungen  der  Thronrede  heraus- 
zuhören, dass  die  Beisitzer  der  kauftnan« 
ni sehen  Sdndergerichte  nicht  gewählt,  son- 
dern eriianiu  werden  sollen.  Die  Thron- 
rede spricht  nur  in  einem  kurzen  Satze 
von  einer  \'orlage  der  verbündeten  Re- 
gierungen, die  vor  einem  durch  sachkun- 
dige Beisitzer  aus  den  Kreisen  der  .\r- 
Iteitgeber  und  Arbeitnehmer  verstärkten 
Gericht  in  einem  schleunigen  Verfahren 
die  Streitigkeiten  der  Handlungsgehilfen 
zum  .Xustrag  bringen  will.  Aus  diesen 
Wendungen  treten  wirklich  nicht  die 
Gmindlagcn  des  kaufmännischen  Si^Iiied-- 
gerichtsentwurfs  klar  hervor.  Und  dieser 
scheinbar  verbesserte  Schiedsgerichtsent« 
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wurf  ist  die  einzige  positive  socialpoli- 
tische  Massnahmi",  über  die  sich  die 
Thronrede  verbreitet.  Kein  Wort  über 
<lie  so  notwendige  gcsetsliche  Einführung 
des  Zchnstiindentags.  um  den  jetzt  in 
einem  erbiilcrtcn  Classenkainptc  so  heiss 
in  Crimmitaciiati  gerungen  winL  »Dm 
Bedürftigen  erweiterte  Fürsorge,  den 
Schwachen  erhöhten  Schutze,  heisst  es  in 
<Jcr  Thronrede  —  nun  wohl,  welche  Gas- 
sen sind  des  Schutzes  eines  gesetzlichen 
zehnstüdigen  Arbeitstags  wohl  bedörf- 
tiffcr.  als  die  armseligen  Tuchniaclu  r  tind 
Weber  Crimmitschaus?  Aus  dem  gemüt- 
liehtn  Sachsenland  hören  wir  nichts  von 
befreienden  grossen  socialpolitischcn  Ta- 
ten zu  gunstcn  der  Kämpfer  um  den  bei- 
nahe selbstverständlichen  Zehnstondentag. 
Die  Schrecken  eines  halben  Belagcnmgs- 
zusiandes  scheinen  sich  über  Crimmit- 
schau zu  breiten.  Ks  riecht  tiach  Pulver 
in  Crimmitschau,  dünkt  tms. 
X  X 
Zum  eisernen  Bestand  der  Socialpolitik 
der  Herren  vom  ehrsamen  zünftigen 
Handwerk  gehörte  bisher  der  BEFÄ- 
HIGUNGSNACHWEIS. Jetzt  scheint 
sich  selbst  in  den  Köpfen  der  Handwerks- 
meister eine  kleine  Revolution  vorzube- 
reiten. Der  genugsam  bekannte  Abge- 
ordnete Jacobskötter  verkündet  in  der 
Krentseitung  bedeutungsvoll:  »In  aller 
Stille  bereitet  sich  ein  Neues  vor..  In  die- 
sen Artikeln  spricht  er  allerdings  keine 
neue  sodalpolitische  Weisheit  aus,  wenn 
er  da  lansjitmip:  ausfuhrt,  dass  bestimmte 
Erwerbszweigc  dem  Handwerk  nicht  zu- 
rückerobert werden  können  und  dass  es 
nicht  neue  Blüten  durch  den  Befähigungs- 
nachweis und  die  ZwangsinnunK  ireilien 
wird.  Eine  hoffnungsreiche  Zukunft 
wird  nach  Jacobskötter  dem  Handwerk 
nur  winken,  wenn  seine  Lehrlinge  l)csser 
aus-  und  seine  Meister  bester  fortgebildet 
werden  und  wenn  die  Genossenschaften, 
die  allerdings  »sehr  vorsichtig  behandelt 
•sein  wollen«,  feste  Wurzeln  geschlagen 
haben. 

X  X 

Der  ARBEITERSCHUTZ  kriecht  im 
Tempo  des  Schneckenganges  vorwärts,  Ks 
sind  die  für  gewisse  Ziegeleien  bcsichen- 
<lcn  Ausnahmen  von  den  Vorschriften  der 
Gewerbeordnung  über  die  Arbeitszeit- 
Verlängerung  für  jugendliche  und  weib- 
liche Arbeiter  nicht  wieder  erneuert  wor- 
den. Die  ArfaeiterschtttzbMtimmungen,  die 
«ch  auf  die  Arbeiten  beim  Zerkleinern 
der  Tlir.niasschlackc  bezichen,  schrieben 
den  zehnstündigen  Arbeitstag  und  Pausen 


in  der  Gesamtdauer  von  zwei  Stunden 

vor.  Diese  Schtitzhestimmung  erhielt 
durch  die  Bundesratsverordnung  vom  15. 
November  1903  folgenden  Zusatz:  »Sofern 
die  Arbeiter  täglich  nicht  länger  als  7 
Stunden  beschäftigt  werden  und  die 
Dauer  ihrer  durch  eine  Pause  nicht  unter- 
brochenen Arbeitszeit  4  Stunden  nicht 
überschreitet,  braucht  nur  eine  Pause  von 
mindestens  einstfindiger  Dauer  gewährt 
zu  werden.c 

Die  sodaldemokratische  Reichstagsfrac- 
tion  brachte  im  Reichslage  einen  Gesetz- 
entwurf auf  Errichtung  eines  Keidisar- 
beitsamtes,  einen  Gesetzentwurf,  be- 
trcfTcnd  das  Recht  der  Versammlung  und 
Vereinigung  und  das  Recht  der  Coali- 
tion,  einen  Gesetzentwurf  zum  Schutz 
der  Arbeiter  des  Batigewerbes  ein. 
X  X 
Eine  tatkräftige  Mitwirkimg  der  Haupt- 
Ichrer  und  Lehrer  bei  der  Durchführung 
des  KINDERSCHUTZES  strebt  die 
hamburgische  Schulbehorde  durch  eine 
jüngst  erlassene  Anweisung  an.  Sie 
schreibt  unter  anderen»  vor,  dass  auffal- 
lend müde  oder  nachlässig  und  mangel- 
haft arbeitende  Kinder  ül)er  die  Beschäf- 
tigung ausserhalb  der  Schule  befragt  wer- 
den sollen.  Der  Hauptlehrcr  hat  mit  den 
Vätern  respective  Vormündern  der  über- 
anstrengten Kinder  Rücksprache  zu  neh- 
men und  sie  eventuell  auf  die  Straf bestim- 
mungen  des  Kinderschutzgesetzcs  auf- 
merksam zu  machen.  Ist  nach  Lage  der 
Sache  iiiervon  ein  F.rfo!^  nicht  zu  er- 
warten, so  soll  der  Hauptlehrcr,  falls  es 
sich  um  Beschäftigtmg  des  Kindes  in  ei- 
nem gewerblichen  Betriebe,  also  nicht  um 
häusliche  üicnste  oder  landwirtschaftliche 
Arbeiten  handelt,  ein  mit  den  Ergebnissen 
der  Ermittelungen  ausgefülltes  Formular 
der  Obcrschulbehurde  einreichen,  die  das- 
selbe dann  der  Gewerbeinspection  über- 
mitteln will. 

X  X 
Auf  dem  Gebiete  der  KRANKENVER- 

SlClIKRrN'G  schhipt  der  socialpolitisch 
wcitsiclitigc  Rcndant  Albert  Kohn-Berlin, 
dessen  Enquete  über  die  Wohnungsver- 
hältnisse der  erkrankten  Mitglieder  der 
Berliner  kaufmännischen  Ortskranken- 
casse  vorbildlich  auf  die  Wohnungstmter- 
suchungen  der  deutschen  Krankencassen 
gewirkt  hat,  neue  socialhygfienische  Bah- 
nen ein.  Im  Auftrage  der  Berliner  kauf- 
männischen Ortskrankencasse  richtete  er 
folgendes  Schreiben  an  die  Arzte  der 
Cassen :  »Seit  dem  i.  November  des  Jah- 
res ist  in  der  Chariti  eine  den  belgischen 
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und  französischen  Dispensaires  ähnliche 
Einrichtung,  eine  AratUehe  Fürsorge' 
stelle  getroffen  worden.  Es  wird  beab- 
sichtigt, in  dersellxrn  bedürftigen  Kranken 
sowohl  wie  deren  Angehörigen  Natirungs- 
und  Stärlrangsrtiittel  «j  verabreichen,  den 
Tnbcrcnlöscn  BeleliniiiR  durch  Wurt  und 
Schrift  zu  erteilen,  deren  Wohnungen  und 
Wäsdie  unentgeltlich  zu  desinficieren,  die 
Aufnahme  der  Krankon  fK'/ichungsweisc 
deren  Angehörigen  in  Heilstätten.  Erho- 
lungshittsem,  Seehospize  /u  \crmittehi 
tt.$.w.  u.  s.  w.  Seitens  des  Leiters  der 
Ffirsorgestclle  wird  ausdruckhch  darauf 
hingewiesen,  dass  daselbst  eine  ärztliche 
Bdwndltuig  aller  Kranken,  die  sich  in  der 
Behandlung  irgend  eines  anderen  Arztes 
befinden,  nicht  stattfinden  soll,  sondern 
dasa  im  Gegenteil  nur  di^enigen  Kran- 
ken beziehungsweise  deren  Familien  durch 
die  Fürsorgestcllen  unterstiitzt  werden 
durüen,  welche  im  Einverständnis  und  auf 
dtrecte  Mitteilung  des  Arztes,  der  sie  be- 
handelt, in  die  Fürsorgestelle  kommen. 
Da  nun  durch  die  den  Cassenverbanden 
zustellenden  Rechte  nur  wenige  der  oben 
angeführten  Rinrichttingen  auf  Kosten 
der  Casse  beziehungsweise  auf  Verord- 
nung der  Cassenärzte  durchgeführt  wer- 
den können,  so  glaul)en  wir,  dass  die 
Fürsorgestelle  für  unsere  Herren  Cassen- 
ärzte ein  bedeutungsvolles  Hilfsmittel  bil- 
den wird,  dessen  sie  sich  zum  Wohle  ihrer 
Kranken  bedienen  können.  Wir  bitten  Sie 
demnach,  in  Fällen,  welche  Ihnen  geeignet 
erscheinen,  von  den  beiliegenden  Karten 
Gebranch  zu  machen.  Die  Fürsorgestelle 
wird  der  Casse  beziehungsweise  Ihnen 
von  den  Massnahmen,  welche  sie  im  In- 
teresse der  von  Ihnen  ihr  überwiesenen 
Kranken  gctrrtfTcn  bat.  stets'  Kenntnis 
geben.  Zum  Schlüsse  muss  nochmals  aus- 
dniddich  betont  werden,  dass  auf  Grund 
der  von  uns  getroffeiim  Verhandlungen 
niemals  eine  Schädigung  arzthclier  Inter- 
essen, das  heisst  eine  Entziehung  der 
Kranken  aus  der  Behandlung,  in  welcher 
sie  sich  zur  Zeit  befinden,  geschehen 
kann.« 

nie  iKlgi-iIitn  Dispensaires  stellen  -ich 
in  erster  Luuc  den  Zweck,  die  Lungen- 
kranken ärztlich  überwachen,  mit  Medt- 
camenten  ausrüsten  und  Iqrgienisch  er- 
ziehen zu  lassen.  Eine  Säule  der  gatuen, 
vom  hygienischen  Standpunct  so  wichti- 
gen Einrichtung  ist  der  admiitistratrur  du 
dispt-usaire.  der  die  sociale  Lage  der 
Lungenkranken  festzustellen  und  die  be- 
sonderen hygrienischen  Verhältnisse  ihrer 
Wohnstätten  (die  Lage,  Zahl  der  Zimmer 


etc)  zu  erforschen  luit  Die  Untersuchui^r 
der  Haushaltsführung,  namentlich  die 
Sorge  für  die  Reinlichkeit  derselben  liegt 

ihm  oh.  Der  Kranke  erhält  sodaiui  das 
niccssaire:  eine  Spuckflasche,  eine  21ahn- 
bfirste,  Zahnpulver,  eine  Lysollösung  zur 

Desinfection  des  .Auswurfs,  gedruckte 
Verhaltungsmas&regeln  und  belehrende 
Schriften  für  seine  hygienische  Erziehung, 
l'nter  Umständen  dehnt  sich  die  Für- 
sorge der  Dispensaires  auf  die  ganzen 
Lebensverhältnisse  des  Kranken  aui. 
Das  Di^peiisairc  teilt  mitunter  i  bis  2  1 
Milch  an  den  Kranken  aus,  versieht  iha 
mit  Nahrungsmitteln,  mit  Kleidungs- 
stücken und  Betten. 

X  X 
In  der  UNFALLVERSICHERUNG  wird 

jetzt  das  Gebiet  der  Unfallverhütung  sorg- 
fältiger und  umsichtiger  bearbeiteL  Aus 
dem  Protokoll  des  i8.  Vcrbandsugs  der 
deul^clien  BaugewerkslxTufsgenossen- 
schaftl-n  ist  die  Tatsache  sehr  cliaraktc- 
ristisch.  dass  selbst  der  scharfmacherische 
Raumei-ler  Felisch-Berlin  auf  dem  Ver- 
bandstage in  einer  Resolution  empfahl : 
»die  Controle  der  Bauten  noch  durch- 
greifender wie  bisher  zu  gestalten  und 
neben  den  bereits  angestellten  technischen 
.•\ufsichtsl>camten  örtliche  technische  Be- 
amte in  erforderlicher  Zahl  für  möglichst 
kleine  Gebiete  anzustellen,  welchen  aus- 
schliesslich die  Überwachung  der  Durch- 
führung der  UnfaJIverhütungsvorschriften 
obliegt«.  Die  Erweiterung  der  Unfall- 
verhütungsmassnahnu  n  ist  eigentlich  auf 
das  Conto  der  deutsclien  Arbeiterbewe- 
gung zu  setzen.  Die  Organisationen  der 
Bauarbeiter,  so  erzählte  Herr  Fclisch 
sehr  offenherzig,  beginnen,  die  von 
den  Vertrauenspersonen  vorgeftmdenen 
Mängel  den  zuständigen  Organen  der 
IkTufsgenossen.schaft  nntzuteileti,  um 
»einerseits  den  angestellten  CruUrolenreil 
Gelegenheit  /ii  ^:(  lHn,  an  der  Hand  der  er- 
haltenen Mitteilungen  auf  die  Beseitigung 
der  Missstände  lu  dringen,  andererseits 
um  den  Beweis  zu  erbringen,  dass  die 
heutige  t'berwachung  der  Unfallver- 
hütungsvorschriften eine  höchst  ungenü- 
gende ist..  Meine  Herren,  wenn  Sie 
sehen,  welche  Mühe  sich  die  Socialdemo- 
kratic  gibt,  wie  viel  sie  es  sich  kosten  lässt. 
die  Baucontrole  in  ihre  Hand  zu  bekom- 
men, so  können  Sie  ermessen,  wie  wich- 
tig ihr  die  Sache  erscheint.  Sie  steht  im 
BegriiT,  zu  einem  neuen  Schlage  au.szu- 
hoien,  den  wir  parieren  müssen.  Dies 
wird  geschehen,  wenn  wir  die  Con- 
trole   der    Bauten    so  durch- 
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greifend  ir«staIton,    dass  sie 

ii  b  c  r  a  1  !  c  i  n  ?  c  t  z  t.€  Die  Controlc  der 
fiauten  durch  Arbeiter  bedeutet  für  Herrn 
PcKsch  natürlich  eine  Erschöttertmg  der 
Autorität  der  Meister  und  eine  mit  Ge  - 
setzesrechten  ausgestattete  socialdemokra- 
tMcfae  Propagandb.  Bis  zum  September 
IQ03  waren  gegen  loo  technische  Auf- 
sichtsbcamte  von  den  zwölf  Baugewerks- 
genossenadiaflen  angestellt  worden. 

X  X 
Die  Ausdehnung  der  INVALIDENVER- 
SICHERUNG auf  die  selbständigen 
Klcinmcister  ist  schon  wiederholt  von  der 
Socialdemokratie  gefordert  worden.  Der 
Abgeordnete  Molkcnbuhr  erhob  in  seiner 
Resolution  auf  dem  Münchener  Parteitage 
die  Forderung  einer  Ausdehnung  der  ge- 
samten Arbeiterversicberung  auf  alle  der 
Arbeiterschaft  social  gleichgestellten 
Classen.  Soeben  tritt  Herr  Hugo  Lissau- 
cr.  Vorsitzender  des  Bundi'x  der  Handel- 
und  Gewerbetreibenden  mit  einer  inter- 
essanten Arbeit  Die  Ausdehnung  der  fn- 
validen-  und  AUcrn'ersichcrung  auf  die 
gesamten  U nsdbstöndigen  und  Selbstän- 
digen der  get^fHflicken,  eommereiellen 
und  landwirtschaftlichen  Betriebe  /Rer- 
lin,  C.  A.  Schwetschke/  hervor.  Herr 
Lissauer  berechnet,  dass  circa  1720000 
CrewcrbctrcilK'ndc  und  annähernd  die 
gleiche  Zahl  kleiner  Landwirte,  also  zu- 
sammen circa  3.5  Millionen  Selbständiger 
sich  zum  Teil  mit  einem  Einkommen  unter 
1500  M.,  zum  Teil  mit  einem  solchen 
unter  -Jooo  M.  begnügen  und  dabei  Frau 
tind  Kinder  ernähren  nu:sscn.  Herr 
Lissauer  schlägt  vor.  alle  gewerblichen 
Einkommen  nir  Lösung  einer  erweiterten 
und  social  vertieften  Invalidenversiche- 
rung heranzuziehen.  Eine  derartige  Her- 
anziehung würde  die  Einnahmen  der 
Landesversicherungsanstalten  so  erheblich 
steigern,  dass  die  Altersgrenze  in  der 
Altersversicherung  von  70  auf  65  Jahre 
herabgcseut  und  die  Renten  beträchtlich 
erhöht  werden  könnten. 
X  X 
KURZE  CHRONIK.  Der  Verein 
Reiehswohnungsgeuts,  die  Centrate  für 
private  Fürjor/jr- Frank  fürt  a.  M.  und  der 
/  er  ein  für  die  Förderung  des  Arbeiterwoh- 
nungsbaus und  venvandte  Bestrebungen 
-Frankfurt  a.  M.  halyen  soeben  einen  Auf- 
ruf veröffentlicht,  der  die  Arbeitnehmer, 
Arbd^ber,  die  socialhygienisdien  Orga- 
nisationen etc.  zur  Beteiligung  an  einem 
Wohnungscongrcss  auffordert.  — 
Der  AusschuM  der  Landeiverstchenmgs- 
anstalt  Uessen^.N^ssatt  sah  Anfaikg 


November  im  Etat  «ine  Erh5hmig  der 

Ausgaben  für  das  Heilverfahren  vor.  — 
Am  10.  Novanber  erfolgten  in  Wies- 
baden entscheidende  Schritte  zur  Bil- 
dung einer  Centralcommission  der  Kran- 
kencassai  Wiesbadens.  —  Am  il.  No- 
vember beschloss  der  ausserordentliche 
Cassentag  der  Freien  l'ereinif^unf^  pfälzi- 
scher Krankencassen  die  Einsetzung  einer 
aus  Ärzten  und  Ca  ssen Vertretern  zusam- 
mengesetzten Commission,  um  gfcmein- 
schaftlich  die  Arzt  frage  zu  regeln.— 
In  Stuttgart  beschlossen  die  Orts- 
krankencassen  mit  einer  einzigen  Ausnah- 
me die  Einführung  der  Familienversiche- 
nmg.  MUL  KAMwrasvor 

Sociale  CorTimunalpo'itik 

Am  16.  November  1903  haben,  wie  im 
Jahre  if>).?  in  6  Städten  Württembergs, 
näniiicli  in  Stullgart,  Cannsiadl,  Ludwigs- 
burg. Reutlingen.  Tubingen,  Ulm  AR- 
BEITSLOSENZÄHLUNGEN nach  dem 
Stuttgarter  System  derSclbstzählung  statt- 
gefunden, deren  Resultate  wir  zusammen 
mit  denen  der  früheren  Jahre  hier  folgen 
lassen.  Es  worden  gezählt  in : 
Stuttgart:  500  gänzlich  Arbeitslrvsc  und 
121  mit  verkürzter  Arbeitszeit  beschäftigte 
Personen.  Am  la  November  1903  wur- 
den 730  respective  380,  am  2.  Februar  igoj 
625  respective  270  und  am  i.  Juli  1903 
491,  respective  29  gezählt. 
Cann Stadt :  5  gänzlich  Arbeitslose,  am 
I.  Juli  1903  3. 

Ludwigsburg:  2  giiftlich  Arbeitslose,  am 

10.  November  IQ02  10.  am  1.  Juli  1903  o. 
Reutlingen:  3  gänzlich  .XrlHritslüse,  2  mit 
verkürzter  Arbeitszeit  tätige  Personen. 
Tübingen:  33  gänzUch  Arbeitslose, 
l'lm:  8  gänzlich  Arbeitslose,  worunter  7 
Postpraktikanten,  3  mit  verkürzter  Ar- 
beitszeit tätige  Personen. 
Die  Resultate  der  Novemberzählung  sind 
so  wenig,  wie  die  früheren  Zählungen, 
irgendwie  geeignet,  über  die  Arbeitsver- 
hältnisse ztnreriSssigen  Aufschhiss  zu  ge- 
ben, und  1h-\v<  daher  wieder  eitnnrd 
unsere  Emwendungen,  die  wir  in  frü- 
heren Heften  gegen  die  Stmtgarter  Me* 
thode  erhoben  haben.  Dass  die  Zahl  von 
500  gänzlich  Arbeitslosen  für  Stuttgart 
durchaus  unzulänglich  ist  und  den  Um- 
fang der  Arbeit sUxigkeit  auch  nicht  im 
entferntesten  riclitig  umschreibt,  das  be- 
weist schon  die  Tatsache,  dass  die  Buch- 
drucker in  der  .Arbeitslosen/ählwoche  al- 
lein 94  Arbeitslose  aufzuweisen  hatten. 
Nun  bilden  aber  die  Buchdrucker  nur 
einen  kleinen  Bruchteil  der  Stuttgarter 
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Arbeiterschaft,  und  es  ist  nicht  daran  zu 

flcnkcti,  d.Tvs  sie  tatsächlich  20  cU-r 
gunzlich  Arbeitslosen  stellen.  Die  Mangel 
haftigkeit  der  Zahl  resul  täte  l>d  dem 
Stuttgarter  System  hat  auch  diesmal  wie- 
der den  Arbeiterkreiseii  den  Gedanken 
nahe  gelegt,  zuverlässigere  Zählmethoden 
in  Anwendung  zu  bringen.  Man  schlug 
die  Einführung  der  Haus-zu-Haus-Zäh- 
lung  vor.  bei  der  allcrding.s  eine  häufigere 
Wiederholung  ausgeschlossen  ist.  Be- 
deutsamer ist  ein  anderer  Vorschlag,  der 
eine  Zwanfjsnrt;.)iii>-ati<  n  der  Arbeiter  von 
Staats  wegen  verlangt,  per  Urheber  des- 
selben gdht  von  den  Verhältnissen  der 
Buchdrucker  aus,  deren  Organisation  mit- 
tels des  von  Unternehmern  und  ArWitcrn 
verwalteten  paritätischen  Arbeitsnach- 
weises in  der  Lage  ist.  uiichentliche  Über- 
sichten über  die  Zahl  der  Arbeitslosen  in 
ihrem  Gewerbe  zu  veröffentlichen.  Habe 
<lie  Regicrtmg  line  Zwangsorganisation 
deb  Handwerkers  durcligetulirt,  so  solle 
sie  auch  einmal  in  gleicher  Weise  die 
Organisation  der  .\rbeiterschaft  in  An- 
griff nehmen.  Diese  Zwangsorganisation 
der  .'\rbeiter  könnte  dann  auch  zugleich 
für  die  Arbeitslosenversicherung  benutzt 
werden.  Die  Controle  und  Verwaltung 
müsste  aber  in  beiden  Fällen  in 
den  Händen  der  gewerkschaftlichen  Or- 
ganisationen der  Arbeiter  liegen.  Es  muss 
als  mehr  als  fraglich  l>c7:eichnet  werden, 
ob  wegen  einer  zuverlasigcn  Arbeitslosen- 
Statistik  die  bei  den  heutigen  politischen 
Zuständen  sdir  Indcnkliche  Zwangsor- 
ganisation der  Arbeiter  angestrebt  werden 
soll.  Die  Erfohrangen.  die  mit  der 
Zwangsorganisation  der  Handwerker  ge- 
macht worden  sind,  sind  nicht  gerade  ver- 
lockend genug,  um  da.s  gleiche  System 
auch  auf  die  Arbeiterverhältnisse  zu  über- 
tragen. 

X  X 
Wie  wir  in  unserer  Rundschau  bereits 
berichtet  haben  (Socialistiscltc  Monats- 
hefte, 1903,  II.  Bd.,  pag.86i  flf.),  hatte  die 
bayrische  Regierung  einen  Gesetzentwurf, 
betreffend  Einführung  einer  GRUND- 
WERTABGABE im  Landtage  einge- 
bracht und  damit  zwar  eine  von  den  An- 
regungen des  Steuerausschusses  heraus- 
gegriffen, dagegen  die  gleichfalls  em- 
pfohlene Wertzuwachssteuer  beiseite  ge- 
lassen. Von  den  Centnmtsabgcordneten 
Dr.  Jäger  und  Genossen  wurde  diese 
Lücke  durch  einen  Antrag  ausgefüllt,  der 
die  Besteaening  des  unverdienten  Wertzu- 
wachses des  Grund  und  Bodens  forderte. 
Der  Antrag  verlangt  die  Vorlage  eines 


Gesetzentwurfes»  wonach  in  Grossstädten 

und  in  allen  Gemeinden,  deren  Volkszu- 
wachs  innerhalb  der.  letzten  Zählungs- 
periode den  Landesdurchschnitt  bedeu- 
tend, etwa  uni  das  Fünffache,  überschrit- 
ten hat.  tiiie  Beteiligung  von  Staat  und 
Gemeinde  an  der  beim  Besitzwechsel  fest- 
zustellenden Steigerung  des  reinen  Boden- 
wertes    stattfinden    soll.     Beide  Teile 
sollen  je  10%  dieses  Wertzuwachses  er- 
halten.   Die  Gemeinde  soll  verpflichtet 
werden,  ihren  Anteil  zur  Forderung  des 
Wohnungswesens  der  Mindt-rltiniittelten 
zu    verwenden,    wahrend    der  Anteil 
des    Suates    für  .raschere  Tilgung 
der  Bodenzinse  und  für  die  Wohnungs- 
zulage an  die  .staatlichen  Beainlen  und 
Bediensteten  verwendet  werden  soll.  Der 
Antrag  des  Dr.  Jäger  will  also  den  Con- 
juncturgewinn  im  Grundstückverkehr  be- 
steuern, ein  Princip,  mit  dem  man  nur  ein- 
verstanden sein  kann.    Dagegen  lässt  sich 
die  Be>chrankung  auf  die  Gemeinden  mit 
rascherer  Bevölkerungszunalime  m  keiner 
Weise  rechtfertigen.    Die  durLhsohnitt- 
liche  Zunahme  der  Bevölkerung  betrug  in 
der  Zeit  \on  1S95  bis  1900  1,22  %,  und 
das     Fünffache     des  Durchschnittes 
wurde  in  allen  Städten  mit  mehr  als 
10000   Einwohnern   mit   Ausnahme  von 
Passau  und  Freising  überschritten.  Nach 
dem  Antrage  Dr.  Jägers  wären  also  diese 
beiden  Städte  von  der  Besteuerung  ebenso 
ausgenonmien,  wie  alle  die  zahlreichen 
Gemeinden,  in  denen  die  Bevölkerungszu- 
nahme zwar  hinter  dem  Fünffacluii  dc^ 
Durchschnitts  zurückbleibt,  trotzdem  aber 
auf  Grund  besonderer  Verhältnisse  be- 
deutende   Zunahmen    des  Grundwertes 
sattgefunden  haben.    Diese  Incon-sequenz 
des  Jägerschen   Antrags  geht  auf  die 
agrarische  Haltung  di"-  bayrischen  Cen- 
trums zurück.  dei.sen  ganze  Politik  sich 
darin  erschöpft,  die  Städte  zu  gunstcn  des 
platti-n   Landes   zu  Kdastcn.     Es  durfte 
auch  den  Cenirumslierren  sc!:wer  lallen, 
den  Nachweis  dafür  zu  ftdiren.  dass  die 
Conjuncturgewinne    im  Grnnd^tückver- 
kehr  in  den  Landgemeinden  erlaubt,  in 
den  Städten  dagegen  etwas  wirtschaftlich 
und  sittlich  Angreifbares  seien.  Will  man 
diese  Conjuncturgewinne  besteuern,  so 
mu^s  man  sie  ul)era!l  besteuern,  wo  sie 
auftreten,  ganz  ohne  Rücksicht  darauf, 
wo  sie  entstehen  und  wem  sie  zufallen. 
Ein  weiterer  Mangel  des  Jägerschen 
trages  ist  das  Fehlen  jeder  Progression. 
Gerade  aber  bei  den  Conjuncturgewinnen 
ist  die  progressive  Besteuerung  durchaus 
angebracht.   Es  i!=t  ein  sehr  gesunder  Ge- 
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danke,  die  im  Werte  stagnierenden  Grund- 
stücke mit  geringeren  Sätzen  zu  belasten, 
ais  die  Liegenschaften,  deren  Wert  durch 
die  gesellschafthche  Entwickclung  Ott  in 
unsinniger  Weise  in  die  Höhe  geschnellt 
wird.  Höchst  anfechtbar  ist  dann  ferner 
die  Beteiligung  des  Staates  an  den  Er- 
trägnissen der  vorgeschlagenen  Conjunc- 
tortiestettening.  Allerdings  kann  die 
staatliche  Tätigkeit  elH-nsognt  grundrcn- 
tenstagcrnd  wirken,  wie  die  communale, 
und  wird  es  in  vielen  Fällen  auch  tun. 
Aber  das  Hauptverdienst  wird  doch  im- 
mer der  letzteren  zukommen,  und  Ix-i  der 
fortgesetzten  Übertragung  neuer  staat- 
licher Aufgaben  auf  die  Gemeinden  dürfte 
die  voll^ländige  t'hcrwcisung  der  Con- 
jiinctursteuern  an  die  (iemeiiulcn  nur  <_i.u 
Forderiiii^^  der  Gerechtigkeit  sein.  lJas> 
die  Gciiieiudeu  dicscö  neue  Kuikommeu 
dann  zur  Furderung  des  Wohnungswesens 
der  Minderbemittelten  verwenden,  ist  nur 
angebracht.  Die  Tilgimg  der  Bodenzinse 
aus  dem  Anteil  des  Staates,  wie  sie  der 
Jägersche  Antrag  fordert,  ist  dagegen 
eine  agrarische  Concenk»,  für  die  wie- 
der einmal  da  Städte  aufkooHnen  soll- 
ten. Der  Ccntrumsantrag  wurde  nach 
einer  ziemlich  ausführlichen  Debatte,  in 
der  von  '-citen  des  -ocialdemokralischen 
.Abgeordneten  Dr.  Haller  berechtigte  Kri- 
tik an  dem  Entwürfe  geübt  war,  der  Aus- 
schus-!>erntTing  üherwiesen.  Ob  irgend 
etaws  Brauchbares  von  dem  Ausschuss 
geleistet  werden  wird,  ist  »du  fraglich. 
X  X 

Wir  hatten  bereits  in  einer  früheren 
Rundschait  die  von   dem  Frankfurter 

Magistrat  der  Stadtverf  inhu  tenversamm- 
lung  vorgelegte  Neuregulierung  der 
STRASSENBAHNTARIPE  kurs  be- 
sprochen ivcTg^.Socialisttscfu-Xfotiatshcftc, 
1903,  I.  Bd.,  pag.  461^469).  Der  Magist- 
rat hatte,  um  die  socialpolitisch  besonders 
wichtigen  Pnncte  hier  noch  einmal  her- 
vorzuheben, vorgeschlagen,  Arbeitern, 
deren  Lohn  1500  M.  nicht  übersteigt,  zur 
Benutzung  in  den  Frühstunden  und  zur 
Fahrt  nach  der  Arheit^stellc  Wochen- 
karten im  Preise  von  40  Pf,  für  3  km 
Fahrt,  und  um  5  Pf.  pro  km  steigen<l.  zu 
gewahren.  In  den  Abendstunden  dagegen, 
bei  der  Heimkehr  von  der  Arbeitsstelle, 
sollte  keine  Erleichterung  eintreten,  da  in 
dieser  Zeit  die  Strassenbahn  an  und  für 

sich  schon  aufs  iiusscrstc  1)ean>prucht 
wäre.  £s  sollte  also  nur  den  Lohnarbei- 
tern, soweit  ihr  Einkommen  einen  gewi«* 

scn  Betrag  nicht  übersteigt,  und  nur  in 
gewissen  Morgenstunden,  eine  Preisver- 


günstigung gewährt  werden.  Dass  damit 
weder  den  .Arbeitern  noch  dem  Bevol- 
kerungsteil,  der  sich  in  ähnlicher  Lage 
wie  der  Arbeiter  befindet,  irgendwie  ge- 
holfen war.  bedarf  kaum  der  Erwähnung. 
Gegen  die  Magistrats  vorläge  wurde  daher 
sowohl  von  der  .Arbeiterschaft,  wie  von 
anderen  Bevölkerungsclassen,  insbeson- 
dere den  kaufmännischen  Angestellten, 
eine  sehr  lebhafte  Agitation  entfaltet,  die 
nicht  ohne  Wirkung  blieb.  Besonders 
verdienstvoll  ist  eine  Enquete,  die  das 
Frankfurter  Gewcrkschaftscartell  übef 
die  Benutzung  der  Strassenbahn  durch 
.Arbeiter  veranstaltet  hat.  An  der  Um- 
frage beteiligten  sich  1608  Arlicitcr  aller 
Classen,  davon  waren  368  Bauarbeiter, 
292  Metallarbeiter.  363  graphische  Ar- 
beiter. I'i  tmgelerntc  Arltciter, 
Schneider.  121  Schreiner,  92  weibliche  .Ar- 
beiter aller  Branchen,  60  Tapezierer  und 
Sattler,  36  Kaufleute  und  Angestellte,  2$ 
Schuhmacher,  und  kleinere  Gruppen  der 
übrigen  Berufe.  Es  stellte  sich  heraus, 
dass  50%  aller  Arbeiter  schon  6  Uhr 
abends  und  früher,  bis  auf  4  Uhr  herab. 
Arbeitsschluss  !ial>en.  Diese  Tatsaciie 
widerlegt  die  Befürchtung,  dass  der  Ar- 
beiterzudrang  zu  den  Trambahnlinien  am 
Abend  hei  Gewälirung  billiger  Karten 
auch  für  diese  Zeit  ein  zu  grosser  und 
deshalb  zusammen  mit  dem  übrigen 
Abendverkehr  nur  schwer  zu  bewältigen 
sein  würde.  Die  Heim  Wanderung  der 
Arbeiter  verteilt  sich  danaeh  auf  die  Zeit 
zwischen  4  und  9  Uhr,  da  ein  anderer  Teil, 
wie  zum  Beispiel  Schneider,  Schuh- 
macher und  Ladcnangestellte.  sehr  späten 
Geschäftsschluss  haben.  .Auch  über  die 
Länge  der  .Arlx-itswege  suchte  das  Ge- 
werkachaftscartell  zu  festen  Daten  zu 
kommen.  In  dem  Vorort  Bornheim,  der 
nach  allen  Starlt  c  iten  hin  durch  Strassen- 
bahnen  verlmn  I  n  i-t.  hatten  296  von  37J 
auskunftgebenden  .Arbeitern,  also  nicht 
weniger  als  äo%,  mehr  als  stündige 
Wege  zur  Arbeit.  In  den  anderen  Stadt- 
teilen und  Vororten  schwankte  die  Pro- 
centzahl der  .Arbeiter  mit  mehr  als 
'astündigen  .Arbeitswegen  zwischen  50  und 
90  %.  Daraus  ergibt  sich,  dass  man  ge- 
rade für  längere  Strecken  billige  Abonne- 
mentskarten ausgeben  muss,  fall-  man 
überhaupt  durch  die  Strassenbahn  diesen 
Arbeiterclassen  das  Wohnen  ausserhalb 
des  Stadtinnem  erningliclien  will.  Für  die 
bisher  in  Frankfurt  giltigen  Strasscnbahn- 
tarife  ist  es  aber  jedenfalls  bezeichnend, 
dass  602  antwortenrle  .Arbeiter,  also  rund 
50  %,  die  Trambahn  gar  nicht  oder  ganz 
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selten  für  ihre  Arbeitswege  benutzt  liabeji. 
Der  Grund  ist  in  Dutzenden  von  F'äUen 
die  zu  grosse  Teuerkcit  der  Strassenbohn- 
benutzuni;. 

Die  Magtstratsvortage  wurde  et  nein  Son- 

dcraus^i  iuissc  der  Stadt  vcrordiutenver- 
sammlung  überwie&en.  der  die  Magistrau- 
vorläge  in  einer  Reihe  wesentlicher 
Puncto  abgerindert  bat.  AU  («nind^atz 
für  die  Tarifierung  stellte  der  Ausschuss 
4w  folgenden  Satze  atif :  Der  wirtschaft- 
licb  Stärkere  sr»Il  den  Falirprcjs  nacli  dem 
Grundsatz  von  Leistung  und  GeRen- 
leistung  zahlen«  der  wiriscbafilich 
Schwäriu-re  dagegen  soll  so  weitgehende 
Erleichterungen  finden,  dass  er  gleich- 
xeittg  mit  der  eigenen  financi eilen  Ent- 
lastung die  städtische  Wohnungspolitik 
unterstützen  kann.  Leider  hat  der  Son- 
dcrausschuss  seine  schönen  Grundsätze 
selbst  nicht  befolgt.  Er  hat  die  Viertel- 
jahrs- und  Jahresabonnements,  die  nach 
den  Ausfnlirungen  des  Magistrate--  niclit 
«inmal  die  erforderliche  Verzinsung  und 
AiiKMtisierung  des  Anlagecapitals  decken, 
lieibchaltcn  und  dainil  gerade  die 
leistungsfähigen  Strassenbahnbenutzer  — 
denn  nur  soldie  kommen  bei  den  lang- 
fristigen Zeitabonncnients  in  Frage  —  auf 
Kosten  der  Allgenuinheit  begünstigt.  An- 
derseits hat  er  sich  davor  gescheut,  die 
im  Interesse  der  VVulmungspolitik  not- 
wendige Verbiliiguiig  der  Wochenkarten 
und  Monatskarten  vorzunehmen.  Zwar 
hat  er  den  Kreis  der  vergünstigungsbe- 
rechtigten Personen  iKtriichtlich  weiter 
gezogen,  als  die  Magistratsvorlage,  näm- 
lich in  denselben  alle  In  validitätsver- 
sicherungspflichtigen, die  Personen  gtd- 
cher  Hescliaftigungsart  unter  16  Jahren, 
die  Lehrlinge,  die  kein  Gehalt  beziehen, 
sowie  die  selbständigen  Gewerbetreiben' 
den  mit  einem  geringeren  Jahreseinkom- 
men als  2000  M.  einbezogen.  Aber  die 
Vergfinstigimgen  selber,  die  er  diesen 
Personen  gewährt,  sind  nicht  gross  genug, 
um  eine  energische  Decentralisation  des 
Wohnungswesens  zu  befördern.  Es  wer- 
den nämlich  Wochenkarten  ausgegeben 
zum  Preise  von  30  i'l.  für  die  einmalige 
Benutzung  einer  Strecke  bis  zu  ,\  km  an 
jedem  Werktage.  Die  Fahrt  ist  aber  in  den 
Morgenstunden  bis  7^1  Uhr  anzutreten. 
Für  zweimalige  Benutzung,  also  in  den 
Morgenstunden  und  in  den  Nachmittags- 
respective  Abendstunden,  deren  genauere 
Festsetzung  dem  Elcktricitäts-  und  Bahn- 
amte vorbehalten  bleibt,  steigt  der  Preis  der 
Wochenkarte  auf  80  Pf.  Wir  haben  aus 
den  Zahlen  des  Gcwerkschaftscartelles  ge- 


sehen, wie  gross  die  Zahl  derjenigen  Ar- 
beiter ist.  die  einen  mehr  als  Vjstündigen 
Arbeitsweg  haben.  Alle  diese  hätten  also 
entweder  einen  höheren  Fahrpreis  zu  ent- 
richten oder  wären  gezwungen,  ausser 
der  Strassenbahn  Schusters  Rai)j)en  m 
benutzen.  Dabei*  müssen  sie  die  Unau- 
nehmfichkeit  mit  in  den  Kauf  nehmen, 
sowolil  Inn  der  llinfalirl  wie  I)ci  der 
Rückfahrt  an  bestimmte  Stunden  gebun- 
den KU  sein.  Ausserdem  werden  Monats- 
karten ausgegeben  zum  Preise  von  s  M. 
für  beliebige  Benutzung  einer  Strecke  bis 
zu  3  km  an  jedem  Werktage.  Bei  vier- 
maliger Benutzung  würde  sich  hier  die 
Fahrt  ül>er  eine  Strecke  von  j  km  auf 
5  Pf.  stellen,  also  ebenso  hoch,  wie  bei  der 
Wociienkartc  mit  einni.iliircr  Tageshe- 
nutzung.  aber  billiger,  als  lici  der  Wociien- 
kartc mit  zweimaliger  Benutzung,  bei  der 
sich  die  gleiche  Fahrt  auf  6.66  Pf.  stellt. 
Für  jeden  angefangenen  Kilometer  erhöht 
sich  der  Preis  lK*i  den  Wochenkarten  um 
5  respective  10  Pf.  je  nachdem,  ob  ein- 
oder  zweimalige  Benutzung  stattfindet, 
und  bei  der  Monatskarte  um  75  Pf.  Bei 
diesen  Preissätzen  ist  die  durchaus  not- 
wendige weitergdiende  Decentralisation 
der  Beviilkerung  unmöglich.  Woohenaus- 
gaben  von  i  M,  sind  sehr  leicht  erreicht, 
sie  sind  aber  für  ein  Arbeitereinkommen 
zu  hoch  und  verteuern  die  Wohnung  in 
den  Vororten  el)en.so  ausser  Verhältnis  zu 
demselben.  Dabei  sind  ferner  die  Mo- 
natskarten zu  berücksichtigen,  die  für  die 
Benutzung  durch  die  Familienangehöri- 
gen gleichfalls  zu  teuer  sind.  I's  genügt 
aber  nicht,  nur  dem  Haushaltungsvor- 
Stande  oder  den  erwerbstätigen  Familien- 

gliedern  den  Arbeitsweg  zu  verbilligen. 
Die  Notwendigkeit,  auch  den  Hausfrauen 
zwecks  Einkaufs  von  Waren  und  Lebens- 
mitteln den  Weg  in  das  Geschäftscentrum 
zu  ermöglichen,  ihnen  die  Arbeit,  weite 
Entfernungen,  vielleicht  schwer  bepackt, 
zu  Fuss  zurücklegen  zu  müssen,  und  den 
damit  verbundenen  Zeitverlust  zu  erspa- 
ren, ist  nicht  minder  gross,  als  für  die  er- 
werbstätigen Familienmitglieder, 
Der  Kilometertarif,  der  auch  dem  neuen 
Frankfurter  Strassenbahntarif  zu  Grunde 
liegt,  lasst  sich  mit  einer  decentralisieren- 
den  Wohntmgspolitik  nicht  vereinbaren. 
Will  man  eine  solche  verfolgen,  so  muss 
man  sich  bei  der  Feststellung  der  Fahr- 
preise nicht  von  der  2^hl  der  Kilometer 
leiten  lassen,  die  zwischen  Wohnort  und 
Arbeitsstelle  liegen.  Die  Frage  muss  viel- 
mehr .so  gestellt  werden :  Wie  hoch  darf 
das  Fahrgeld  für  dmalige  Hin-  und  Rück- 


Digitized  by  Google 


RUNDSCHAU  •  ÖPPCNTUCHCS  LCBEN  •  SOCIALE  COMMUNALPOUTIK 


81 


fahrt  gegriffen  werden,  damit  die  Woh- 
nung in  den  VoiX>rtcn  plus  Fahrgeld  noch 
liilliger  ist,  als  die  Wohnung  in  den  in- 
neren Stadiviertein? 

X  X 
KURZE*  CHRONIK.     Die  Cölner 

Stadtvcrordnetenversaninihing  genehmigt r 
den  Plan  und  die  Kostenanschlage.  l>c 
treffend  Erbauung  einer  Gürtelbahn  um 
die  linksrhcinisciic  Stadt :  die  Gürtelbahn 
soll  den  Fabriken  die  jetzt  vielfach  man- 
gelnden oder  erst  liach  Überwindung 
grosser  Schwierigkeiten  erreichbaren  An- 
schlüsse an  die  Staatsbahn  verschaffen.  — 
Das  StadtverordnetcncoUc0ttm  in  Halle 
hat  die  Einführung  einer  Gemdndegrund- 
stctter  vom  gemeinen  Wert  abgelehnt  und 
damit  die  Fordrnmg  der  Haus-  und 
Gnmdbaätzcrvereine  erfüllt.  —  Da  die 
Zwickaner  Dienstbotenkrankencasse 
ht'i  einem  Jahresbeiträge  von  5  M.  unter 
ständigem  Deficit  zu  leiden  hatte,  das  von 
der  Stadt  aufgebracht  werden  musste.  so 
wurde  der  Beitrag  von  5  M.  auf  6  \f. 
erhobt.  Der  Anscliluss  der  Dienstlwten- 
krankcnca.sse  an  die  Ortskrankencasse 
wurde  dagegen  ahi^t  it-hiit,  weil  damit  eine 
höhere  BcListuiij^  der  Herrschaften  be- 
dingt sei  und  das  patriarchalische  Verhält- 
nis «wischen  Herrschaft  und  Dienstboten 
dem  entgegenstehe.  Dass  die  Dienstboten 
bei  einem  Anschluss  an  die  Ortskranken- 
casse wesentliche  Vorteile  haben  würden, 
kam  ntcht  in  Betracht.      Huao  unokmann 

Socialistische  Bewegung 

lUkit  den  LANDTAGSWAHLEN  in 
Prcussen  und  Elsass  -  Lothringen 
schloss  das  deutsche  Wahljahr,  auf  das 
die  Socialdcmokratie  mit  Befriedigimg 
zurückblicken  kann.  Die  Rcichstagswah- 
len  haben  sie  zur  DreimiUioncHporUi  ge- 
madit,  ein  Erfolg,  der  die  kfihnsten  Er- 
wartungen übcrtrofFcn  hat.  Der  Einfluss, 
den  die  socialistische  Partei  damit  auf  die 
Politik  des  deutschen  Reiches  und  auf 
das  öffentliche  Leben  iilit  rliaupi  gewinnt. 
Üsst  sich  in  nackten  Zahlen  nicht  aus- 
drüdcen ;  das  aber  weiss  jeder  denkfähtge 
Mann,  dass  die  socialistische  Partei  all- 
mählich zu  einem  Factor  wird,  mit  dem 
alle  Parteien  und  die  Regierung  je  linger 
je  mehr  zu  rechnen  h.i!>cn.  Dass  ein  di- 
recter  Erfolg  bei  den  preussischcn 
Landtagswahlcn  aus  eigenen  Kräften  nicht 
zu  erringen  war.  stand  von  vornherein  so 
ziemlich  fest.  Es  gibt  keine  schärfere 
Verurteilung  des  preussischen  Dreiclassen- 
•wahlrechts.  als  der  Umstand.  dass 
I  600  000  Wähler,  die  bei  den  Reichstags- 


\vahlcn  socialistische  Stimnun  abgegeben, 
im  preussischen  Landtage  gänzlich  tmver- 
treten  Uelben.    Auch  bei  den  Landes- 

ausschusswahlen  in  E  1  s  a  s  s  -  L  <>  t  h  r  i  n  - 
gen  konnten  unsere  Parteigenossen  grö- 
ssere Erfolge  nicht  erringen.  Das  gel- 
tende Wahlsystem,  das  sich  dem  preussi- 
schen Dreiclasscnwahlrecht  würdig  an  die 
Seite  stellen  kann,  lässt  überhaupt  eine 
Teilnahme  imserer  Parteigenossen  in  nur 
beschranktem  Masse  zu.  Es  gelang  hier 
nur.  den  Genossen  Emmel  vom  Gemetnde- 
rat  in  Miilhausen  als  Vertreter  für  den 
Landesausschuss  durclizubringen. 
X  X 
Die  ebenfalls  unter  dem  Dreiclassenwahl- 
system.  aber  doch  unter  etwas  gttnstigeren 
Umständen  stattfindenden  GEMEINDE- 
WAHLEN, die  bald  nach  den  Landtags- 
wahlen in  einer  grossen  Anzahl  prcussi- 
scher  Städte  und  Gemeinden  stattfanden, 
brachten  der  Socialdemokratie  mehr  Er- 
folge. Nur  wenige  Tage  nach  den  Land- 
tapswalilcii  wurden  in  Berlin  die 
Stadtvcrurdnetcnwahlen  vollzogen.  Erle- 
digt waren  hier  50  Mandate ;  davon  trafen 
16  auf  die  3.  und  je  17  auf  die  2.  und  I. 
Wählerclasse.  An  einen  Erfolg  kann  die 
Socialdemokratie  nur  in  der  3.  Abteilung 
denken,  und  hier  verdrängten  sie  die  Frei- 
sinnigen aus  5  Sitzen.  Die  alten  Sitze 
konnten  behauptet  werden,  so  dass  von 
16  Sitzen  der  3.  Abteilung  V2  der  Social- 
demokratie zutielcn.  Die  socialdemokra- 
tische  Fraction  im  Roten  Haus  steigt  da- 
mit von  28  auf  33  Mitglieder.  In  C  h  a  r  - 
i  o  1 1  e  n  b  u  r  g  gewannen  die  Social- 
demokraten  von  8  freigewordenen  Sitzen 
6.  Ausserdem  liegen  über  Cominunal- 
wahlen,  die  in  den  letzten  Wochen  im 
Deutschen  Reiche  stattgefunden,  folgende 
Nachrichten  vor :  In  Remscheid 
wurden  von  der  Socialdemokratie  3  Sitze 
mit  grosser  Mehrheit  crolxrt.  In  W  i  c  - 
baden  und  Hanau  haben  die  Stadt- 
▼erordnetenwahfen  mit  einer  Niederlage 
für  uns  geendet  ;  in  Wiesbaden  ist  bis 
jetzt  I  Socialdemokrat,  in  Hanau  sind  5 
im  Stadtparlament  vertreten.  Ebenso  haben 
in  Heissen  b.  E.  und  in  Helmarshausen 
im  Kreise  Hofgei«smar  die  Social- 
demokraten  gesiegt.  Einen  glänzenden  Er- 
folg hatten  die  Genossen  in  Bant  (0 1  - 
d  e  n  b  u  r  g).  Ihre  ganze  Liste  siegte  mit 
1600  gegen  I20O  gegnerische  Stimmen. 
SocialdetMokraten  sitzen  jetzt  in  folgen-, 
den  oldenburgisclu  n  Gemeindevertretun- 
gen: Bant,  Delmenhorst,  Heppens.  Ohm- 
stede und  Nordenhahm.  Bei  den  Stadt- 
verordnctenwahlen    in    W  e  i  s  s  e  n  f  e  1  s 
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wurden  4  Partcipcnosscn  gewählt.  In  der 
kleinen  Stadl  Langenberg  bei  Gera 
gelangten  5  Socialdemokraten  in  die 
Stadtverordnetenversammlung.  In  dem 
gleichfalls  reussisclicn  Orte  Ü  ü  r  r  c  n  - 
ebcrsdorf  wurde  du-  ganze  sodaltt- 
ti-iclic  I-istf  gewälilt.  Iti  Ilmenau  ge- 
wannen die  l'arleigenussen  4  neue  Man- 
date und  haben  damit  8  von  den  iS  Su/ei] 
im  Getneindecollegium  besetzt.  Auch  in 
Elterwinden  in  Thüringen  wurden 
4  Parteigenos.scn  gewählt.  In  D  e  b  s  c  h  - 
w  i  t  z  bei  Gera  eroberten  die  Genossen  6 
von  8  zur  Wahl  stehenden  Mandaten.  In 

Harz  geripde  wurde  zu  den  3  bisheri- 
gen socialdcniokratischen  Mandaten  ein 
4.  hinzttgewonnen.  In  Oetzsch  bei  Leip- 
zig siegten  die  beiden  socialdeninkr.tli- 
schen  Candidaien.  In  Pen  ig  wurden  4 
sodaldemokrattsche  Candidaten  gewählt, 
und  damit  erlangten  unsere  dortigen  Par- 
teigenossen die  Mehrheit  im  Collegium. 
Penig  ist  somit  die  erste  sächsische  Stadt 
mit  einer  s«xiaklcmokratischen  Stadtver- 
ordnetenmehrheit. Je  I  Parteigenosse 
wurde  gewählt  in  Alstaden  (Mülheim 
a.  R.)  inid  in  dem  gleichfalls  in  dortiger 
Gegend  belegenen  Dümpten. 
X  X 
In  ITALIKN  hat  die  Wiedereri'tYnung 
der  Kammer,  die  am  i.  December  erfolgt 
i^!,  cme  Aussprache  der  socialdcmokrati- 
schen  Fraction  über  die  dem  Ministerium 
Giolitti  gegenüber  einzunehmende  Haltung 
nötig  gemacht.  Nach  eingehender  Debatte 
wurde  festgestellt,  dass  innerhalb  der 
Fraction  vollständige  Einigkeit  darüber 
herrsche,  dass  eine  Unterstützung  des  Mi- 
nisteriums Giolitti  in  seiner  derzeiti- 
gen Znsammensetzung  seitens  der  so- 
cialdemokratischen  .'\bifeordneten  nicht 
Platz  greifen  könne.  War  in  dieser  Be- 
ziehung auch  vollständige  Übereinstim- 
nning  vorhanden,  so  bestätigten  die  Dis- 
cussiuncn  doch  von  neuem,  dass  über  die 
allgemeine  Partetpolitik  und  Taktik 
tiefgehende  Meinungsverschiedenheiten 
herrschen.  T  u  r  a  t  i  wimschte  wohl,  dass 
die  Rede  des  socialistischen  Redners  in 
der  Kammer  sehr  kritisch  gehalten  sei, 
dass  sie  aber  auch  das  Programm,  mit 
dem  sich  der  Minister  Giolitti  der  Kam- 
mer vorstellen  werde,  berücksichtigend 
mit  in  Betracht  ziehen  solle.  Er  schloss, 
indem  er  seine  schon  früher  in  der  Critica 
Sociale  geäusserte  .Auffassung  wieder- 
holte, dass  die  socialistische  Partei,  wie 
die  Linke  überhaupt,  sich  nur  deshalb  in 
der  Opposition  befände,  weil  sie  sich  als 
unreif  für  die  Regierung  erwiesen  habe. 


C  i  c  c  o  1 1  i  und  F  e  r  r  i  traten  dieser 
.-\ufTassinig  entgegen  und  lehnten  die 
Teilnahme  der  socialisti.schen  Partei  an 
jedweder  Regierung  ab.  Für  die  Krisis. 
habe  die  socialistische  F*artci  keinerlei 
Verantwortung  zu  ubernehmen ;  die  Ur- 
sachen der<e]t)en  ^eien  lediglich  zu  suchen 
in  der  Uninoraiuai  und  Unfähigkeit  der 
herrschenden  Classen.  Ferri  erklärt  sich 
für  eine  entschiedene  und  energische  Op- 
position, ohne  damit  der  Einführung  der 
dem  Proletariat  und  dem  Lande  dien- 
lidien  Reformen,  die  dieses  oder  ein  an«- 
deres  Ministerium  einzuführen  beabsich- 
tigt, hindernd  in  den  Weg  zu  treten. 
B  i  s  s  o  1  a  t  i  constatiert,  dass  zwei  grund- 
verschiedene Auffassungen  innerhalb  der 
Fraction  vorhanden  seien,  die  eine,  die 
eine  systematische  Opposition 
jeder  Regiertmg  gegenüber  fordere,  die 
andere,  die  an  der  Bildung  einer  radicalcn, 
reformfreundlidicn  Regierung  teilnehmen 
zu  sollen  glaube.  Dem  jetzigen  Ministe- 
riimi  gegenüber  hält  er  eine  enf »^chiedene 
Opposition  für  am  Platze.  Er  bezweifelt, 
dass  ein  einziger  socialistischer  Redner 
im  Stande  sei.  die  Meinung  der  Gesamt- 
fraction  in  der  Kammer  zu  klarem  .Aus- 
druck bringen  zu  können.  Zu  einem  ent- 
-■clicidenden  Beschluss  kam  es  auch  dies- 
n)al  nicht ;  von  der  .Annahme  einer  Reso- 
lution sah  man  ab.  Da  in  der  Haltung^ 
gegenüber  diesem  Ministerium  so  an- 
nähernd Übereinstimmung  herrschte,  so 
beschränkte  man  sich  darauf,  den  Frac- 
tionsredner  zu  bestimmen,  und  hierau 
wurde  Bissolati  ausersehen.  In  der  letzten 
Sitzung  des  Parteivorstandes  kam  es  wie- 
der zu  Auseinandersetzungen  zwischen 
den  beiden  Richtungen,  und  zwar  diesmal 
wegen  der  Zugehörigkeit  Turatis  zum 
Partei  vorstand.  Turati  ist  bekanntlich 
mit  seinen  Anhängern  aus  der  alten  Mai- 
länder Organisation  ausgeschieden  und 
hat  eine  besondere  Gruppe  gebildet.  Von 
einzelnen  Parteigruppen  war  die  Ansicht 
geäussert  worden,  dass  Turati  nun  auch 
aus  dem  Vorstand  zu  scheiden  habe :  Tu- 
rati verlangte  die  Entscheidung  des  Vor- 
standes hierüber.  Es  wurden  drei  Tages- 
ordnungen eingebracht.  Die  eine,  von 
Longobardi,  spricht  die  Ansicht  aus,  da-s 
die  Ausscheidung  Turatis  auf  Grund  des 
Parteistatuts  zu  erfolgen  habe.  In  der 
zweiten,  von  Soldi,  wird  zum  Ausdruck 
gebracht,  dass  der  Partei  vorstand  sich  für 
unfähig  erkläre,  die  im  Schosse  der  Par- 
tei bestehenden  Streitfragen  zu  lösen,  und 
dass  er  es  deswegen  auch  für  inopportun 
halte,  die  von  Turati  angeregte  Frage  zit 
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entscheideii.  Hierzu  brachte  Ferri  ein 
Amendement  ein,  in  dem  es  hiess,  dass 
Torati  provisorisch  bis  zum  nächsten  Con- 
grcss  Mitglied  des  Parteivorstandes  zu 
bleiben  habe.  Die  dritte,  von  Chiesa  ein- 
gebrachte Resolution  lautete:  »Der  Par- 
tei vorstand  ericlirt  imter  Benifnng  auf  die 
am  4.  November  angenommene  Resolu- 
tion, dass  Turati  zur  Teilnahme  am  Par- 
tchrorstand  berechtigt  und  verpflichtet  ist, 
und  ersucht  Ilm  deshaU)  zu  verbleiben.« 
Bei  der  Abstimmung  wurde  die  Resolu- 
tion (Thiesa  mit  6  Stimmen  angenommen ; 
die  von  Ferri-Soldi  erhielt  die  der  beiden 
Antragsteller  und  die  von  Longobardi  nur 
seine  eigene  Stimme.  Im  weiteren  Verlauf 
der  Sitzung  gelangte  eine  Resolution 
Ferris  zur  Annahme,  wonach  der  Partei- 
tag der  socialistischen  Partei  Italiens  für 
den  H.  bis  n.  April  1904  nach  Bologna 
cinlKTufen  wird.  Es  wurde  damit 
der  in  der  Novembersitzung  gefasste 
Beschluss  (vergl.  Socialistische  Monats- 
hefte, 1903,  II.  Bd.,  pag.  950)  umgestossen. 
Zweifellos  war  für  die  Verlegung  des 
Congresses  auf  einen  früheren  Zcitpunct 
bei  den  Mitgliedern  des  Flarteivorstandes 
der  Wunsch  ausschlaggebend,  möglichst 
bald  eine  gründliche  Klanmg  der  stritti- 
gen Parteifragen  herbeizuführen. 

X  X 
In  FRANKREICH  hatte  sich  gelegentlich 
der  Berattmg  des  Budgets  des  Äusseren 
in  der  Kammer  Genosse  de  Pressen  sc  in 
klarer  und  entschiedener  Weise  gegen  die 
Revanchddee  ausgesprochen.  Pressense 
wurde  wegen  seiner  freimütigen  .Aus- 
sprache in  nnd  ausserhalb  des  Parlaments, 
vor  altem  von  der  nationalistischen  Presse, 
heftig  angcgrifTen.  Er  liess  alle  diese 
Anwürfe  unberücksichtigt,  beantwortete 
aber  einen  Artikel  Oemenceaus  in  der 
Aurori'  mit  einem  offenen  Briefe,  in  dem 
er  den  S»nn  seiner  Rede  in  der  Kammer 
ktirz  snsammenfasste.  Die  Auseinander- 
setzungen Presscns^s  sind  trotz  des  natio- 
nalistischen Wutgeheuls  auf  die  öffent- 
liche Meinung  in  Frankreich  nicht  ohne 
Einfluss  geblieben.  Im  General  rat  des 
Seinedepartements  brachte  Turot  im  Na- 
men der  Socialisten  eine  Resolution  für 
die  internationalen  Schiedsgerichte  tmd 
die  Abrfistimg  als  Bedingung  eines 
rascheren  Fortschritts  der  socialen  Refor- 
men ein. 

Bei  der  Abstimnrang  über  das  Gesamt- 
bndget  zeigten  sich  innerhalb  der  franzö- 
sischen Socialisten  wieder  einmal  die  be- 
ditierlichstcn  Mdnnngsverschiedenheiten. 
Vaillant  erklirte  im  Namen  der  re- 


volutionär-socialistischcn  Fraction,  dass 
diese  gegen  das  Gesamtbudget  stimmen 
würden,  »weil  es  die  Gesamtheit  der  Wege 
und  Mittel  zur  Aufrechterhaltung  des  ca- 
pitalistischen  Regimes  ist«.  Gerault- 
Richard  wendet  sich  in  der  PetiUt  Ri- 
publique  gegen  Vaitlant  und  Genossen.  Es 
sei,  so  sagt  er,  widersinnig,  erst  verschie- 
dene Posten  des  Budgets  zu  bewilligen 
und  nachher  das  ganze  Budget  abzuleh- 
nen ;  so  habe  zum  Beispiel  Genosse  Sem- 
bat, der  als  Referent  für  das  Budget  der 
Posten  und  Telegraphen  eine  bedeutende 
.Arbeit  geleistet,  dann  durch  sein  ableh- 
nendes Votum  auf  einmal  alles  wieder 
zunichte  gemacht,  was  er  im  einzelnen 
mühevoll  aufgebaut  habe.  Es  ist  an  die- 
ser Stelle  nicht  unsere  Aufgabe,  zu  ent- 
scheiden, welche  Taktik  wir  bei  der  .Ab- 
stimmung des  Gesamtbudgets  für  die  rich- 
tige halten,  wir  haben  hier  nicht  die  Frage 
zu  erörtern,  ob  und  uiuer  welchen  Um- 
ständen socialistische  Abgeordnete  etwa 
das  Budget  einer  Regierung  zu  bewilligen 
haben ;  dagegen  dürfen  wir  als  Bericht- 
erstatter die  Tatsache  nicht  unerwähnt 
lassen,  dass  die  Jauresisten  in  ihrer  Ab« 
Stimmung  nicht  einig  waren.  Es  stimmten 
nämlich  von  ihnen  für  das  Budget  17 
Mann,  darunter  Jaur^  und  Gabriel  De- 
villc,  Millcrand  und  andere,  gegen  das 
Budget  6,  und  9  enthielten  sich  der  Ab- 
stimmung; unter  den  leUteren  beteiden 
sich  Briand  und  Prcssensc.  Das.  was 
Gcrault-Richard  dem  Genossen  Vaillant 
und  dessen  Fretmden  vorwirft»  trifft  also 
auch  seme  engeren  Parteigenossen. 
X  X 
Die  Parteigenossen  BELGIENS  hielten 
nm  30.  November  und  die  folgenden  Tage 
in  Brüssel  den  6.  a  g  r  a  r  i  s  c  h  e  n  Con- 
gress  der  Arbeiterpartei  ab.  Die  zwei 
Referenten,  Debarsy  und  VanderveUlc, 
nahmen  bezüglich  der  Agitationen  auf 
dem  Lande  einen  vollkommen  entg^en- 
gesetzten  Standptmct  ein.  Die  Auflfassimg 
Debarsys,  der  sich  van  Langendonk,  Ham- 
bursin  und  andere  Redner  anschlössen, 
ging  dahin,  dass  alle  kleinen  Pächter 
als  ausgebeutet  zu  betrachten  seien.  Das 
Leben  dieser  Kleinbauern  sei  härter,  als 
das  der  ländlidien  Arbeiter  auf  den  gro- 
ssen Pachtungen.  Vandervd^  entgeg- 
nete, die  Partei  müsse  bei  ihrer  ländlichen 
Propaganda  ihren  proletarischen  Charak- 
ter bewahren.  Die  C^dres  der  Partei  auf 
dem  Lande  seien  die  Proletarier,  die  in 
städtische  Fabriken  arbeiten  gehen. 
Wolle  man  das  Interesse  der  Pächter  ver- 
treten, so  werde  man  zur  SchuteaöUnerei 
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kommen.  Schliesslich  fand  die  Resolu- 
tion Vandcrvelde.  in  der  es  heisst,  dass 
die  Arbeilerpartei  eine  Classcnpartci  ist 
lind  dass  sie  daher  die  Interessen  aller 
Ausgebeuteten  zu  verteidigen  hat,  tuid 
zwar  in  erster  Reihe  die  der  industriellen 
und  der  landwirtschaftlichen  Arl>citer.  die 
das  Land  bewohnen,  und  die  der  kleinen 
Bauern,  deren  Existenz-  und  Arbeitsbe- 
diiik'':riRcn  -irh  denen  der  I>ohnarbcitcr 
nähern,  mit  grosser  Majorität  angenom- 
men. Weiter  wurde  eine  agrarische 
Gruppe  gewühlt,  welche  die  ländliche  Pro- 
paganda leiten  soll ;  ausserdem  sollen  Ix:- 
sondere  Broschüren  für  die  Landbewoh- 
ner und  auch  ein  socialistischer  Bauern- 
kalendcr  herausgegeben  werden. 
X  X 
Der  Socialisinus  macht  in  JAP.\N  trotz 
der  Verfolgungen,  welchen  die  leitenden 
Genossen  seitens  der  japanischen  Regie- 
rung ausgesetzt  sind,  stetige  Fortschritte. 
So  wurde  kürzlich  ein  social  istischer  Club 
durch  und  für  Studenten  in  Wa^cda  gi 
gründet.  Auch  in  Wakayama  wurde  nach 
einer  stark  besuchten  Versammltinif  eine 
Parteiorganisation  gegrümlot.  Die  N'r.  18 
des  Socialute  wurde  wiederum  conüsciert 
und  der  Herausgeber,  Genosse  Katayami, 
wegen  einer  Reihe  Artikel  vor  den  Richter 
citiert.  Alle  diese  Vexationen,  so  schreibt 
Katajranu  in  seinem  Blatte,  werden  aber 
ihn  und  die  anderen  Genossen  nicht  ent- 
mutigen und  den  Vormarsch  des  Socialis- 
mus  in  Japan  nicht  aufhalten.  Seit  Mo- 
naten herrscht  in  Japan  ein  Kriegsftebcr. 
das  fast  alle  Kreise  ergriffen  hat.  Nur  die 
Sociaüsten  haben  den  Mut,  sich  dem 
Strom  entgegenzustellen.  So  fanden  in 
Tokio  mehrere  von  den  dortigen  Soda- 
listen einlH'rufene  Versammlungen  statt, 
die  sich  mit  der  Frage  des  Kriegs  gegen 
Russtand  beschäftigten.  Zu  densdben  wa- 
ren .uicli  viel  y^iirpcrliclu-  erschioneti,  die 
ihren  egoistischen  Standpunct  t\x  vertreten 
suditen.  Von  den  Sodalisten  nahmen 
Katayama.  .\be  und  andere  das  Wort, 
und  schliesslich  wurde  eine  Resolution 
angenommen,  die  sich  offen  gegen  den 
Krieg  mit  Russland  ausspricht.  Mit  Recht 
bemerkt  das  japanische  Parteiblatt  hier- 
zu, es  sei  ein  grosser  Erfolg  für  die  Partei 
und  ein  bedeutsames  Zeichen,  dass  die 
Socialisten  »inmitten  eines  extremen 
Kriegsfiebers«  den  Mut  zum  Proteste  ge- 
funden haben. 

X  X 
KURZE  CHRONIK.  Das  i  n  t  eraatio« 
nale  soeia I i  s t i  sch e  Bureau  zu 
Brüssel  hat  kürzlich  ein  Manifest  erlassen. 


in  weldiem  es  sich  im  Namen  der  inter- 

nalionalen  Socialdemok^-atic  geg^en  die 
immer  weiter  um  sich  greifende  Lynch- 
justiz in  den  Vereinigten  Staaten  von 
Nordamerica  wendet.  Im  Jahre  1902 
wurden  allein  in  einem  einzigen  Staat 
103  an  Negern  vorgenommene  Lynch- 
justizfälle gezählt.  —  Am  Sonntag,  den 
22.  November,  wurde  auf  dem  Leipziger 
I"ru  l!i!)fr  Grabmal    für  Bruno 

Schoenlank  enthüllt,  das  die  Leipzi- 
ger Parteigenossen  ihrem  unglüddidien 
und  tuivcrgesslichcn  Vorkämpfer  errich- 
tet haben.  —  Bei  den  Geraeinderatswahlen 
zu  Graz  haben  die  Sodaldemokraten 
einen  glänzenden  Sieg  errungen  ;  es  wurde 
nicht  bloss  der  ausscheidende  socialdemo- 
kratischeGemeinderat  wiedergewählt,  audi 
noch  5  neue  Sitze  wurden  gewonnen.  — 
Der  Lab  o  u  r  Lc  a  d  c  r  ist  in  den  offi- 
ciellen  Besitz  der  /.  /-.  übergegangen. — 
Die  Ergebnisse  der  belgischen  Com- 
munalwahlen  liegen  jetzt  zahlenmässig 
vor.  Die  socialistische  Partei  hatte  in  857 
Communen  eigene  Candidaten  auigestdU; 
bei  den  Wahlen  von  1895  war  unsere 
Partei  nur  in  507  Gemeinden  betdl^t.  In 
der  Provinz  Hainaut  und  Lüttidi,  ferner 
in  Brüssel  sind  die  sodalistischen  Ge^iein- 
derätc  mit  grossen  Majoritäten  gewählt 
worden.  So  erhielten  ziun  Beispiel  unsere 
Candidaten  in  Brüssel  1700  Stimmen  ge- 
p(  !i  100  Iiis  200  Stimmen  welche  auf  die 
der  liberalen  und  katholischen  .Arbeiter 
entfielen;  in  Luttich  vereinigten  unsere 
Candidaten  sogar  5-  bis  6000  Stimmen  auf 
sich.  Das  Pluralwahlsystem  hindert  die 
richtige  Ansnutzimg  dieser  Stimmcnzahl. 
Insgesamt  ist  unsere  Partei  iet7t  in  368 
Gemeinden  mit  /.usammcn  i_>47  Gemcinde- 
räten  vertreten.  —  Die  auf  dem  Gesamt- 
parteitag der  Socialdemokratic  Öster- 
reichs angenommene  Antialkoholreso- 
lution  war  nicht,  wie  es  fälschlicherweise 
in  unserer  letzten  Rundschau  hiess,  von 
Dr.  Gumplowicz,  sondern  von  Dr.  Ftöh- 
lich-Wien  eingebracht  und  von  Vinccnx 
Muchitsch  in  Graz  verfasst  worden.  — 
In  L  i  b  a  u  wurden  anlässttch  der  Czaren- 
reisc  2500  socialdemokratischc  Flug4)lättcr 
in  lettischer  tmd  russischer  Sprache  in 
Umlauf  gesetzt  —  Am  7.  Dccember  er- 
schoss  sich  in  Krakau  Genosse  Jakob 
P  o  m  p  e  r  ,  Schachtelarbcitcr  in  War- 
schau. Der  Verstorbene  hat  längere  Zdt  * 
in  London  gelebt  und  war  dn  ungemein 
tätiges  Mitglied  der  P.  P.  S.  Physisdics 
Sieditum  und  materielles  Elend  veranlass- 
ten den  Ärmsten,  seinem  Leben  ein  Ende 
zu  machen.  huqo  porrzacH 
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Q«werk»ch»ftsbewegung 

Unter  den  Stunneszeichen  des  hef- 
tigsten Classciikanipfcs.  dessen  Schau- 
platz CRIMMITSCHAU,  der  Hauptort 
<lcr  sächsischen  B.-xumwoIl-  und  V'igognc- 
spinnerei  nsui  webcni  i^t,  ging  das  Jahr 
1903  zu  Ende.  Uber  die  früheren  Pha- 
sen dieses  Kampfes  haben  wir  bereits  be- 
richtet. Es  handch  sich  lieute  um  die 
Forderung  der  zehnstündigen  Arbeits- 
zeit,  sowie  um  geringe  Lohnerliohiiiigen. 
Au-gesperrt  wurden  über  "cxx)  Arbeiter, 
nachdem  die  Arbeiter  in  5  Betrieben  die 
Ariiett  eingestellt  hatten.  Die  Industriel- 
len, von  den  deutschen  n.iuinjvollciifaliri- 
kanten  zum  äussersten  Widerstand  er- 
mutigt, lehnten  jede  friedliche  Veriiand- 
lung.  vor  dc^m  EinIgungsamt,  wie  vor 
dem  Bürgermeister,  ab  und  zogen  durch 
ihre  Werber  unter  trügerischen  Vor- 
»^PHg^ilnnj^en  Arbeitswillige  nach  Crim- 
mitschau. Die  Polizeibchtkde  verhielt 
sich  anfang^  neutral,  gab  aber  später 
dem  Drucke  der  Unternehmer  naoh 
und  ging  gegen  die  Ausgesperrten  in 
der  unglaublich  einseitigsten  Weise  vor. 
Sic  verbot  ihnen  zunächst  eine  Reihe  von 
Versanrnünngen.  die  sie  erst  nach  mnnd- 
Ucfacr  Interpellation  der  Ausgesperrten 
wieder  freigab.  Um  so  schärfer  wandte 
sie  sich  dann  gegen  das  Strifceposten- 
stehen.  das  >ie  durch  Bekanntmachungen 
zum  Schutze  der  Sicherheit  des  Strassen- 
verkehrs einfach  verbot  Gendarmerie- 
trupps wurden  in  die  Stadt  verlegt,  sie 
bewachten  den  Bahnhof  und  die  Zu- 
gänge der  Fabriken  und  veriiinderten  je- 
des Stehenbleiben  einzelner  und  selbst 
das  Zusammengehen  mehrerer  Personen. 
Nicht  einmal  der  Aufenthalt  in  Haus- 
türen und  Hausfluren  wurde  erlaubt ;  die 
Einwohner  wurden  aus  ihren  eigenen 
HaUÄringangcn  verjagt  und  die  Gastwirte 
mussten  ihre  Fensterläden  schliessen,  da 
Herausschauende  die  Arbeitswilligen  be- 
lästigt hätten.  Unterdes  geberdeten  sich 
Polizei,  Gendarmerie  und  Arbeitswillige 
als  Herren  der  Strassen.  Ausgesperrte 
wurden  von  der  Polizei  weggewiesen 
oder  sistiert,  von  Strikebrechern  be- 
sehimplt  nad  atttdriert,  von  Unterneh- 
mern tatlich  angegriffen.  Das  alles  tat 
der  öffentlichen  Ordnung  keinen  Abbruch. 
Aber  «a  Dutzenden  r^ete  es  Anklagen 
und  Verurteilungen  zu  mehreren  Wochen 
Gefängnis,  weil  Ausgesperrte  einen  Ar- 
beitswilligen angelächelt  oder  auch  nur 
scharf  ins  Auge  gefasst  oder  tnit  einer 
grimmigen  oder  verächtlichen  Miene  an- 
gesehen hattco.    Eine  Mutter»  die  ihre 


eigene  Tochter  vor  dem  Strikebruch 
warnte,  entging  der  Anklage  nicht ;  vor 
der  Verurteilung  schätzte  sie  nur  die 
Zeugnisverweigerung  der  Tochter!  Und 
schliesslich  hat  die  dortige  Behörde  das 
Ärgste  geleistet,  um  die  .'\rhciter  den 
Unternehmern  gefügig  zu  machen,  —  sie 
hat  den  Belagerungszustand  ver- 
hängt. Man  bat  das  Wort  Belagerungs- 
zustand vermieden,  aber  selbst  der  säch- 
sisdie  Btmdcsratsvertreter  musste  in  der 
Sitzung  des  Reichstags  vom  10.  Decem- 
ber  zugeben,  dass  die  angeordneten  Mass- 
nahmen dem  kleinen  Belagemngszastand 
ähnlich  seien.  Die  .Xmtshauptmannschaft 
zu  Zwickau  hat  öffentliche  und 
UmzÜRe,  öffentliche  Tanzvergnügen  und 
öffentliche  und  nichtöffentliche  Ver- 
sammlungen und  Sitzungen  von  Vereinen, 
soweit  solche  sich  mit  öffentlichen  An- 
gelegenheiten beschäftigen,  verboten 
und  den  Schluss  aller  Gast-  und  Schank- 
wirtschaften  in  der  Zeit  von  12  bis  6  Uhr 
nachts  verfügt.  Damit  ist  nicht  bloss 
für  die  Ausgesperrten,  sondern  anch  für 
alle  nicht  beteiligten  Vereine  imd  Berufe 
das  Versammlungsrecht  aufgehoben,  den 
ersteren  aber  ganz  besonders  jede  Ver- 
ständipting  ither  die  Strikelage  erschwert 
Uer  Ukas,  dessen  gesetzliche  Basis  eben- 
so dunkel  wie  zweifdliaft  ist,  wird  be- 
gründet mit  dem  angeblichen  Vorkom- 
men von  Volksaufläufen  und  Verstössen 
gegen  §  153  der  Gewerbeordnung.  Dass 
die  letzteren  von  vollendeter  Harmlosig- 
keit sind,  haben  wir  bereits  erwähnt; 
nirgends  eine  Spar  von  Gewalt  oder  Roh- 
heit, immer  nur  jene  stumme  Abwehr 
zuckender  Lippen  und  Mienen,  die  eine 
sächsische  Justiz  zum  Terrorismus  brand- 
markt  Mit  den  Volksaufläufen  liat  es 
aber  eine  eigene  Bewandtnis:  es  ist  die 
Polizei  selbst,  die  die  Arbeitswilligen  i  n 
g«schf  OS  »e  nen  Trupps,  von 
Gendarmen  mit  geladenen  Gewehren  imi- 
geben,  durch  die  öffentlichen  Strassen 
ziehen  lässt.  Wenn  solche  Schauspiele 
nidit  bloss  Neugier,  sondern  auch  hier 
und  da  Entrüstung  hervorrufen,  >o  trägt 
daran  die  Polizei  in  erster  Linie  die 
Schuld,  die  sich  in  wirtschaftliche Kiinpfe 
einmischt,  anstatt  die  Arbeitswiligen 
ihren  We|^  allein  hnden  zu  lassen.  Dass 
die  Polizei  atidi  die  Controle  der  Aus- 
ständigen erschwerte  und  beim  Auszahlen 
der  Unterstützungen  nie  mehr  als  6  Mann 
im  Local  duldete,  dass  stets  mehrere  Gen- 
darmen diesen  Vorgang  ständig  über- 
wachen und  politische  Unterhalttwgcn,  so- 
wie Erörterungen  über  den  Strifce  stt  ver- 
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hindern  sucluai  und  sogar  in  die  Privat- 
wohnungen hinein  die  Untcrstützungsaus- 
zahler  begleiten,  um  auch  dort  ungehörige 
Gespräche  abzuschneiden,  sei  nur  der 
Vollständigkeit  halber  erwähnt.  Auch  das 
Sammeln  wird  in  rigorosester  Weise 
rniterdrüdct.  Den  Gipfel  der  Potizeitaten 
bildete  indes  das  \'crl)  it  der  gemeinsamen 
Weihnachtsfeier  der  Ausgesperrten,  die 
bei  der  Verteilung  der  aus  allen  Teilen 
Deutschlands  eingegangenen  Gaben  ver- 
anstaltet werden  sollte.  So  musstc  selbst 
das  Fest  des  Gottesfriedens  der  iMHtalen 
Classcnherr<;ch;ift  weichen. 

Die  Folge  dieser  unerhörten  polizeilichen 
Eingriffe  ist  natfirlidi  eine  nngeheare 

Entrüstung  der  deutschen  Ar- 
beiterschaft allerorts,  die  in  zahl- 
reichen Protestversammlnngen,  sowie  in 
ungeahnter  Steigerung  der  Opferwillig- 
keit zum  Ausdruck  gelangt.  Mit  dieser 
Wirkmg  der  Polizeitaten  können  also  die 
Ausgesperrten  wohl  zufrieden  sein.  Auch 
in  anderer  Hinsicht  verfehlt  das  polizei- 
liche Vorgehen  völlig  seine  Wirkung.  Da 
die  Arbeiter  in  Crimmitschau  sich  nicht 
versammeln  dürfen,  so  wandern  sie  fast 
täglich  in  grossen  Scharen  nach  der  kaum 
a  Stunden  entfernten  Grenze  und  be- 
sprechen dort  auf  altenburgischem  Boden 
ihre  nötigsten  Angelegenheiten,  ausserdem 
werden  jetzt  in  allen  deutschen  Städten 
Massenversanunlungen  für  sie  abgehalten. 
Die  deufsclie  Arbeiterclasso  stellt  ihr  Ver- 
sammlungsrecht den  Entrechteten  hilfsbe- 
reit aar  Verfugung. 

Die  .'Xusgesperrten  hatten  nach  ihrer  Ent- 
rechtung durch  die  Polizei  eine  Abordnung 
an  den  Minister  des  Innern  geschickt,  die 
dieser  aber  gar  nicht  erst  vorlicss,  sondern 
an  die  untersten  Instanzen  verwies,  deren 
erste  den  Ukas  der  Amtshauptmannsdiaft 
bereits  bestätigt  hat.  Indes  ist  der  Regie- 
rung doch  nicht  wohl  bei  ihrem  Vorgehen. 
Sie  hat  denn  auch  kurz  vor  Weitmachten 
einen  besonderen  Vertreter.  Herrn  Dr. 
V.  Böhmert,  ins  Strikegcbiet  entsandt, 
der  im  Sinne  des  Ausgleichs  wirken  sollte. 
Es  ist  dabei  zu  folgenden  Vcrgleicbsvor- 
schlägen  gekommen:  >Ks  wird  anstatt  des 
jetzt  bestehenden  iistündigen  und  des  ge- 
wünschten lostündigen  Arbeitstages  ein 
I0%stündiger  Arbeitstag  vereinbart.  Die 
Untcriiehnier  stellen  in  Aussicht,  nach 
einem  Jahre  die  Arbeitszeit  um  eine  wei- 
tere Viertelstimde  lu  verkürzen  und  vor 
Ablauf  von  3  Jahren  in  neue  Verliand- 
lungen  mit  den  Arbeitern  über  eine  Ver- 
kürzung des  Arbeitstages  auf  10  Stünden 
einzutreten.  Beide  streitenden  Teile  reichen 


sich  die  Hand  zum  Frieden.  Massrege- 
lungen sollen  von  keiner  der  beiden 
Seiten  stattfinden.<  Die  organisierten  Ar- 
beiter sind,  wie  Dr.  Böhmert  selbst  mit- 
teilt, nicht  abgeneigt,  auf  dieser  Gnmd- 
läge  Frieden  zu  sdiliessen.  Die  Unter- 
nehmer stossen  sich  indessen  an  dem 
letzten  Punct,  betrefTend  die  Massrege- 
limgen.  Ihrer  Angabe  nach  seien  >sach- 
liche  Schwierigkeiten  vorhanden,  dieselbe- 
Zahl  von  Arlieilem,  wie  früher,  jetzt 
schon  zu  beschäftigen«.  So  geht  der 
Kampf  einstweilen  weiter.  Eis  steht  zu 
hoffen»  dass  den  Arbeitern  der  Sieg  zufällt. 

X  X 
Ein  anderer  Gassenkampf  ist  im  TÖP- 
FERGEWERBE entbrannt,  wo  der  Ver- 
band der  deutschen  Ofenfobrikanten  eine 
Aussperrung  der  organisierten  Arbeiter  an 
nahezu  20  Orten  verfügte,  um  die  Been- 
digung der  Strikes  in  Velten  und  Fürsten- 
walde zu  erdden.  Wir  haben  über  diese 

Strikes  bereits  berichtet,  und  es  ist  nur 
nachzutragen,  dass  die  Situation  sich  dort 
nicht  geändert  hat ;  nur  oomplicierter  ist  me 
durch  die  Aussperrung  geworden,  da  die 
Arbeiter  durch  die  Androhung  noch  weit 
weniger  gewillt  sind,  ohne  irgend  welchen 
Erfolg  nachzugeben.  Der  L'ntcrnehmcr- 
verband  begnügt  sich  aber  nicht  mit  der 
Forderung  der  Beendigung  der  Strikes ;  er 
verlangt  auch  allerorts,  dass  die  .Ar- 
beiter aus  ihrer  Gewerkschaft 
austreten.  Ein  solches  Verlangen  ist 
von  Gewerbegerichten  schon  mehrfach  als 
die  guten  Sitten  verletzend  verurteilt  wor- 
den, und  ein  staatlicher  Gewerbein spector 
(im  Bezirk  Arnsberg)  empfahl  den  Ar- 
beitern sogar  in  solchem  Falle  den  Schein- 
austritt und  die  heimliche  FortsetzuiiK  der 
Mitgliedschaft;  die  Not  mache  die  Heu- 
chelei zur  Tugend!  Die  Arbeiter,  um  die 
Aussperrung  zu  vermeiden,  gaben  an  man- 
chen Orten  nach  und  traten  vom  Verbände 
zurück  mit  dem  Bewusstsein,  dass  das  alte 
Organisationsverhältnis  bald  wiederherge- 
stellt sein  werde.  Trotzdem  beharrten  die 
Arbeitgeber  auf  der  .Aussperrung:  sie  er- 
klärten, dass  es  den  Arl)citcrn  mit  dem 
Austritt  doch  nicht  ernst  sei.  In  Schweid- 
nitz wurde  sogar  verlangt,  die  .Arbeiter 
sollten  sich  dem  (Hirsch-Dunckerschen) 
Gewerkverein  anschlies.sen,  was  für  die 
meisten  unmöglich  war,  da  dieser  keine 
socialdemokratiscb  gesinnten  Arbeiter  auf- 
nimmt So  sind  drca  ijoo  Arbeiter  aus- 
pespcrrt  und  dadurch  die  Zahl  der  Aus- 
standigen auf  2400  erhöht ;  zugeich  wurde^ 
um  £e  Affaciter  besonders  zu  schädigen» 
über  Berlin  die  Warensperre  verbftngt. 
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Den  gTosstcn  Schaden  von  dieser  unsin- 
nigen Action  dürften  die  Ofenfabrikanten 
selbst  haben,  sowohl  in  wirtschaftlicher«  alt 
in  moralischer  Hinsicht.  Ihre  Hcraus- 
forderunB  der  Arbeiter  bewirkt,  dass  die 
^anze  Gewerkschaftsbewegung  hinter  den 
in  ihrem  Coalitionsrecht  Bedrohten  steht 
und  den  Kampf  gemeinsam  führen  wird; 
<das  dürfte  für  die  Unternehmer  eine  sehr 
IcostJpicUge  Sache  werden,  die  sie  besser 
vorher  überlegt  haben  sollten.  JedenftUs 
■werden  sie  künftig  kaum  wieder  mit  d€in 
Feuer  des ^.Klassenkampfes  spielen. 
X  X 

Von  Interesse  in  diesem  Kampfe  ist  übri- 
gens das  Verhalten  der  JUSTIZ.  In 
neuerer  Zeit  haben  sich  die  Processe  ge- 
teuft, in  denen  Arbeiter  wegen  Ausübimg 
eines  Coalitionszwangres  der  Erpres- 
sung angeklagt  wurden,  und  in  mehreren 
Fallen  erfolgte  auch  die  Verurteilung.  Da 
§  253  des  Strafgesetzbuches  keinen  Unter- 
schied macht  zwischen  coalitionsfördem- 
dcr  und  coalitonsfeindlicher  Nötigung,  so 
niü&ste  aus  Gründen  der  Gerechtigkeit  auch 
gegen  die  Unternehmer  Anklage  wegen 
Erpressung  erhoben  werden,  zumal  alle 
Umstände  mit  denen  der  früheren  Pro- 
cesse gegen  Arbeiter  äbereinstimmcn.  Vero 
gebens  wat^et  man  aber  auf  ein  Ein- 
schreiten der  Staatsgewalt;  die  Unter- 
nehmer  dürfen  sich  straflos  erdreisten, 
wa<  .Xrlx'itcr  mit  schweren  Gefängnis- 
strafen  bussen  müssen. 
Das  Vertrauen  in  die  herrschende  Straf- 
rechtspflcge  ist  überhaupt  durch  eine  Reihe 
anderer  Vorgänge  aufs  schwerste  er- 
schüttert worden.  In  Breslau  haben  bür- 
gerliche Richter  einen  Maurer  zu 
Jahren  Gefängnis  verurteilt,  der  sich  eines 
einfachen  Hausfriedensbruches  und  leerer 
Dehlingen  schuldig  gemacht  und  einem 
Arbettswiligen  auf  die  Zehen  getreten 
hatte.  Ein  Gewerkschaftsbeamter  wurde 
mit  3  Monaten  Gefängnis  bestraft,  weil  er 
xn  Arbeitswilligen  gesagt  hatte:  »Mit 
Eurem  Verhalten  wird  sich  die  nächste 
Versammlung  befassen.«  Ein  andrer  Gc- 
werkschaftsleiter  erhielt  dieselbe  Strafe 
für  die  Worte:  »Ihr  seid  Strikebrecher, 
wir  werden  Euch  das  schon  anstreichen.« 
Und  9  Monate  kostete  der  Steinwurf  eines 
Strikendcn,  der  niemanden  verletzt  hat. 
Das  sind  Urteile,  die  weder  mit  dem 
Buchstaben  m-ch  mit  dem  Gcist  des  Ge- 
sefzes  in  Einklang  zu  bringen  sind,  son- 
dern einzig  als  .\usdruck  arbeiterfeind- 
licher Regungen  bürgerlicher  Richter  ver- 
ständlich eradwinen.  Gegen  solche  Rechts- 
pflege muss  die  Arbeiterclasse  aber  nm  so 


entschiedener  Verwahrung  einlegen,  als 
die  Spitze  der  preussischen  Justiz  ganz 
offensichtlich  bemüht  ist.  die  Anklage- 
behördcn  in  den  Dien<it  der  Bekämpfung 
der  Arbeitercoalitionen  zu  stellen.  Das 
haben  die  geheimen  Erlasse  des  preussi- 
schen Justizministers  und  des  Ministers 
des  Innern,  betreffend  Erhebung  von  £r- 
presstingsanklagen»  xnr-  Genüge  gelehrt 
X  X 
Von  VERBANDSTAGEN  UND  CO^f- 
GRESSEN  ist  wenig  zu  berichten.  Die 
Masseure  und  Krankenpfleger 
hielten  in  Beriin,  die  X  y  1  o  g  r  a  p  h  en 
in  Braun  schweig  ihre  Verbandstage  ab. 
Die  ersteren  verlegten  den  Siu  des  Ver- 
bandes nadi  Berlin ;  die  letzteren  besdilos- 
sen,  der  Gcncralcommisswn  beizutreten, 
und  befassten  sich  weiter  mit  dem  Lehr- 
lingswesen und  der  Tarifgemeinschafts- 
frage, die  in  der  Aufstellung  eines  be- 
ruflichen Tarifs  ihre  vorläufige  Losung 
fluid.  Die  G  e  w  er  k  s;  c  h  a  f  t  s  c  a r- 
tclle  von  Rheinland  -  Wc  s  t  f  a  - 
len  erörterten  auf  einer  Conferenz  zu 
Essen  besonders  eingehend  die  Taktik  bei 
Strikes:  in  Aussicht  wurde  eine  ständige 
Berichterstattung  über  die  Lage  des  Ar- 
beitsmarktes  genommen. 

V  X 
In  dem  HIRSCH-DUNCKERSCHEN 
GEWERKVEREIN  der  Maschtnenfaftuer 
hat  sich  der  Generalrat  zu  einer  Mass- 
nahme drängen  lassen,  die  die  bereits  be- 
stehende Kluft  zwischen  den  Alten  und 
den  Jungen  erweitert  Er  hat  den  Führer 
der  Düsseldorfer  Opposition.  Ericelenz, 
wegen  Verächtlichmachnp  des  Gewerk- 
vereins ausgeschlossen.  Der  Tatbestand 
wurde  gefunden  in  einem  Aufsatz  des 
Gcxccrkvcrcinshotcu,  in  dem  von  Basser» 
manttschen  Gestalten  die  Rede  war.  Diese 
Art  Kritik  mag  etwas  ungewählt  sein  — 
Erkelenz  hat  den  Ausdruck  bereits  zu- 
rückgenommen — ,  aber  die  Strafe  der 
Mundtotmachung  beweist,  dass  es  dem 
Generalrat  \\m  die  Vernichtung  der  tui- 
bequcmen   Opposition   zu   tun   ist.  Der 

Ausschluss  wird  natiirlich  Ol  in's  Fetter 
der  Düsseldorfer  Fronde  sein. 

X  X 
In  den  CHRISTLICHEN  GEWERK- 

SCHÄFTEN  werden  die  Kämpfe 
zwischen  den  einzelnen  Richtungeti  nach 
dem  Frankfurter  Arbcitcrcongress  noch 
gereizter.  In  Coblenz  wurde  ein  socialer 
Lehrcursus  der  katholischen  Rich- 
tung Savigny  von  christlichen  Gewerk- 
schaftsführern gesprengt;  in  demselben 
machte  Lic.  Fournelle  das  bemerkens- 
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werte  Geständnis:  »Es  ist  besser,  wenn 
untere  Pirincipien  erst  in  loo  Jahren  zw 
Geltung  kommen,  als  wenn  wir  jetzt  für 
die  Arbeiter  eine  Lohnerhöhung  durch- 
setzen.c 

X  X 
Vom  Schauplatz  des  UNTERNEHMER- 
TUMS ist  das  Interessanteste  die  5.  Ge- 
neralversammlung des  Deutschen  Arbeit- 
geberbundes   für    das    Baugdvcrbc  in 
Stuttgart  am  25.  November.    Der  wich- 
tigste Zweck  du  srr  Organisation  ist 
Bekämpfung  der  Gewerkschaften  bis  zu 
deren  Vernichtung.    Die  anfänglich  sehr 
selbstbewusstc  Haltung  dieser  Herren  ist 
aber  allgemach  einer  recht  elegischen 
Stimmung  gewichen.   Auf  allen  Gebteten 
hat  ihre  Taktik  Fiasco  gemacht.  Einen 
Kriegsfonds  von  i  Million  M.  hoffte  man 
einst  anzusammeln;    heute  reichen  die 
Mittel    nicht  einmal  zur  ständigen  An- 
stellung eines  besoldeten  Geschäftsführers. 
Mit    der    Heranziehung  arbeitswilliger 
Ausländer  hei  Strike-^  inid  Aussperrungen 
sowie  mit  der  Herausgabe  der  schwarzen 
Listen  hat  man  sehr  schlechte  Erfahrun- 
gen gemacht ;  man  nniss  zupreben,  dass 
die  Gewerkschaften  stärker  geworden  sind 
und  den  Zuzug  wirksam  verhindern,  liod 
eine  schriftliche  Umfrage  ergab  sogar 
eine  Mehrheit  für  Tarifverträge  mit  30 
Vereinen  gegen  23.    Das  ist  immerhin 
von  nicht  geringer  Bedeutung,  wenn  auch 
der  Ton  der  Generalversammlung  noch 
immer    ziemlich   scharf   gestimmt  war. 
Auch  die  Bauarbeitgeber  werden  sich  an 
das-  Verhandeln  mit  Gewerkschaften  ge- 
wöhnen müssen,    und  vielleicht  ist  im 
Baugewerbe  die  Einführung  einer  Tarif- 
gcmeinschaft  näher,  als  sie  selbst  zuge- 
ben wollen.   In  keiner  Erwerl)'^gruppe  be- 
stehen nämlich  heute  schon  so  viele  Ta- 
rifverträge, als  in  dieser. 
Die   deutschen   Steinsetzermeister  haben 
ein  romantisches  Projcct  ausgeheckt,  mit 
dem  sie  die  Arbeiter  begludcen  wollen. 
Sie  schlagen  die  Einführung  einer  Tarif- 
gemeinschaft auf  der  Basis  einer  gemein- 
samen Standesgenossenschaft  vor,  bei  der 
alle  Gewerbsangehörigen  vom  Lehrling 
bis  ztrm  Meister  in  8  Gassen  eingeteilt 
werden    und    nach    indircctcm  Classen- 
wahl^stem  eine  Standesvertretung  wäh- 
len sollen.    Schon  am  15.  Februar  1904 
soll  der  erste  Abgcordiu  tvntag  dii  <or  .Art 
zusammentreten,    um  diese  idcalorgani- 
sation  unter  Dach  und  Fach  zu  bringen. 
Der  Vorstand  des  Verbandes  der  Stcin- 
setser  (Gehilfen)  hat  Schritte  getan,  um 
Einflnss  auf  diese  Vorbereitungen  zu  ge- 


winnen und  aus  der  bizarren  Idee  etwa* 
Brauchbares  für  die  Arbeiter  zu  ge- 
stalten. 

X  X 

KURZE  CHRONIK.  Die  Bauan- 
schläger Berlins,  die  bisher  in  2  Lo- 

calvereincn  zersplittert  waren,  liahcn  sich 
dem  Mctallarbeiterverband  angeschlossen. 
—  Der  Verein  der  In  der  Wäsche- 
Industrie  tätigen  .-\rbeiter  ( Weiss- 
naher,  Zuschneider,  Wäscherinnen  und 
Plätterinnen)  schliesst  sich  der  Genernl' 
commission  an.  —  Die  Generalcommisswn 
hat  zum  9.  März  einen  allgemeinen 
Heimarbciterschutzcongress 
nach  Berlin  einberufen,  der  allen  Be- 
rufen, die  an  der  Heimarbeit  inter- 
essiert sind,  freistehen  soll.  In  Aussicht 
genommen  sind  Referate  über  die  sociale 
Lage  und  Notwendigkeit  des  gesetzlidien 
Schutzes  der  Heimarbeiter,  sowie  über  die 
Gesundheitsgefahren  der  Heimarbeit  für 
das  consumicrende  Publicum.  Es  wird 
das  erste  Mal  sein,  da^s  in  Dcntschland 
Arbeiter  aller  Richtungen  zur  Bekantp- 
ftmg  gemeinsamer  Schäden  zusammen- 
treten werden.  Um  so  nachhaltiger  wird 
aber  die  Wirkung  des  Congresses  sein, 
der  bestimmt  ist,  die  Reichsregicrung  auf 
den  Weg  der  gesetzlichen  Reform  der 
Hcimarheitsmissstände  zu  drängen.  Die 
Arbeiter  rühren  sich ;  sie  haben  seit  dem 
grossen  Confectionsarbeitcrausstand  ge- 
nug Worte  gelidrt;  sie  wollen  endlich 
Taten  sehen.  pain.  uusiiar 


Das  I.  Jahrbuch  des  CENTRALVER- 
BANDES  DEUTSCHER  CONSUM- 
VERBtNß,  herausgegeben  von  dem 
Secretair  des  Verbandes,  Heinrich  Kauf- 
mann, ist  erschienen.  Es  ist  in  gewissem 
Sinne  ein  historische<9  Document.  Im 
ersten  Teil  gibt  der  Verfasser  zunächst 
einen  kurzen  Überblick  über  die  jun- 
iore deutsche  Genosscnschafi-Vcwegung, 
um  dann  ausführlicher  auf  Grund  von 
Congrcss-  und  Vcrhandlungsprotokollen, 
Pres  sau  sscrungen  und  Erklärungen  die 
Verhältnisse  und  Vorgänge  der  letzten 
Jahre  im  Allgemeinen  Verband  deutscher 
Eru'crbs-  und  IVirtschafisgcnossenschaf- 
ten  zu  behandeln,  welche  schliesslich  zur 
Grfindtmg  des  neuen  Consumvereins 
vcrband-N  führten.  Den  zweiten  Teil  bildet 
das  stenographische  Protokoll  des  consti- 
tuieretideil  Genlossenschaftstages  zu 
Dresdai  vom  Mai  1903.  Zum  Schluss 
folgen  die  von  den  7  im  Centralverband 
vereinigten   RevisionsvertMUndcn  aufge- 
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nommcncn  und  vom  Sccrctariat  zusani- 
mengestellten  Statistiken  der 
Verbandsvereine.  62K  Wrcine  ge- 
hörten am  I.  Octohcr  1903  den  Revisions- 
verbanden  an.  von  denen  503  zur  Statistik 
berichteten.  Dieselben  zählten  480916 
Mitglicfler;  ihr  Umsatz  im  eigenen  Ge- 
sdiäft  betrug  113  189  619  M.,  im  Liefe- 
rantenffCvchiitt  13  146  ggi  M..  zusammen 
also  1263^612  M.  Der  Gesamtbnitto- 
ertrag  belief  «ch  auf  32787799  M.  = 
18.04%.  die  Unkosten  auf  10502836  ^T. 
=  der    Reingewinn    also  auf 

13385119  M.  =  93%  des  Gesamtum- 
sätze';- DicH-  Vereine  hatten  ein  Betriebs- 
capital  von  29992883  M.  (10  109  974  M. 
Geschäftsgndiaben  der  Mitglieder,  3  g^ifS 
M.  Reserve-  und  andere  Fonds,  14  960  013 
M.  Spareinlagen,  Anleihen  und  Hypo- 
thekenschulden. 936933  M.  Haiisanteile 
der  Mitglieder)  =  6^36  M.  pro  Koftf  der 
Mitglieder.  Die  Zahl  sämtlicher  Veitotufs. 
■-tfücn  l)etrug  1261.  235  Vereine  hatten 
Grundbesitz  im  Werte  von  17  946  691  M. 

X  X 

Eine  Entwickelung.  wie  sie,  besonders 
wenn  man  die  äusseren  Verhältnisse  hc- 
rndcnchtigt,  vielleicht  einzig  dastehen 
dürfte;  die  daher  verdient,  registriert  tn 

werden,  hat  der  junpc  BREMERHAVE- 
NER CONSUMVEREIN  im  1.  Jahre 
seines  Bestdiens  genommen.  Der  Verein 
eröffnete  am  i.  November  r902  mit  400 
Mitgliedern  seine  erste  Verkaufsstelle. 
Infolge  der  attsserordentlich  billigen 
Preise  des  Consumvereins.  die  um  20  bis 
50%  hinter  den  ortsüblicher/  Krämer - 
pfciiCB  aarfickbltebcn,  war  der  Andrang 
ein  ungemein  starker.  Die  erste  Woche 
brachte  4160  M.  Umsatz  und  250  neue 
Mitgheder.  Bald  genügte  das  eine  Ge- 
schäft nicht  mehr;  am  i.  imd  2.  Decem- 
ber  wurde  die  a.  und  3.,  Ende  Deccmber 
die  4.  und  Anfang  April  die  5.  Verkaufs- 
stelle eröffnet,  denen  im  Juni  und  August 
die  6.  und  7.  folgten.  Bereits  im  i. 
Jahre  führte  Hie  Genossenschaft  neben 
Colonialwarcn  etc.  Kurzwaren,  Confeclion, 
Email,  Steinzeug,  Glas,  Porcellan  und 
HausstandsAvaren.  Ein  weiterer  Beweis 
für  die  Intelligenz  und  Tatkraft  der  Ver- 
wahnng,  die  sidi  übrigens  aus  Arbeiter- 
kreisen recrutiert,  ist  die  Art,  wie 
sie  den  Petrolenmbe  z  ug  organisiert 
hat.  Um  nämlich  den  hohen  Preisen  zu 
entgehen,  die  die  Mannheim-Bremer  und 
die  DeMtsck-Ameticanitehe  Petroleum- 
geselhchaft  kraft  ihrer  Monopolisierung 
des  Bremerhavener  Marktes  der  ganzen 
Bevelkenmg  atiferlegen,  Usst  die  Lei- 


tung der  Genossenschaft  ihr  Petroleum  in 
Cisternen  ä  10000  kg  Inhalt  direct  von 
der  Hamburger  Börse  kommen,  fällt  ea 
am  Orte  in  eigene  eiserne  Transport- 
fässcr  und  leitet  es  so  in  die  Verkaufs- 
stellen, wo  es  um  4  Pf.  per  I  billiger, 
als  von  der  Concurrenz,  verkauft  wird. 
Am  Schluss  des  i..  11  Monate  langen 
Geschäftsjahres  zählte  die  Genossenschaft 
bereits  2716  Mitfflieder  und  beschäftigte 
ein  ausserordentlich  gut  bezahltes  Perso- 
nal von  40  Köpfen.  Der  Umsatz  dieser 
II  Monate  betrug  357438  M.  und  der 
erzielte  Reii^winn  18188  M.  Der 
vortreffliche  Gci«t.  der  Verwaltung  und 
Mitgliedschaft  beseelt,  macht  sich  auch  in 
der  Verteilung  des  Reingewinnes  bemerk- 
bar. 23%  werden  zu  Abschreihungen,  Do- 
tierungen des  Baufonds  und  zur  Unter- 
stützung notleidender  Mitglieder  ver- 
wandt. Von  dem  Rest  kommt  eine  4- 
procentige  Rückvergütung  zur  Verteilung. 
Dass  tler  Verein  auch  seine  Pflichten 
gegenüber  anderen  genossenschaftlichen 
Organisationen  erfüllt,  ist  nach  alledem 
selbstverständlich.  Er  ist  Mitglied  des 
CcHtralvcrbandes,  der  Grosseinkauf  s- 
Seilschaft,  von  der  er  für  225  529  M. 
Waren  bezog,  und  der  Tabakarbcitcr- 
gcnossenschaft  in  Hamburg,  die  ihm  für 
2040  M.  Cigarren  lieferte.  Wir  wün- 
schen dem  jungen  Unternehmen  auf  der 
eingesdilagenen  Bahn  ein  fröhliches 
Wcf  tergeddhen  I 

X  X 
Ein  GENOSSENSCHAFTLICHES  WA- 
RENHAUS    DER  BAYERISCHEN 

STAATSBEAMTF.N  soll  nach  dem 
Muster  des  prcussischen  errichtet  werden. 
Eine  vor  einiger  Zeit  in  Bamberg  abge- 
haltene Versammlung  der  bayerischen 
Verkehrsbeamten  beschloss  die  Bildung 
eines  Comitis,  das  mit  den  Beamten  und 
Bediensteten  aller  Staatsressorts  in  Ver- 
bindung treten  soll.  Natürlich  hat  das 
junge  Project  sofort  den  heftigsten 
Widerstand  der  gegenteilig  interessierten 
Kreise  hervorgerufen.  Eine  in  Augsburg 
unter  der  Aegide  des  Schutzi'crbands  für 
Handel  und  Gewerbe  abgehaltene  Ver- 
sammlung von  Vertretern  des  kleinhänd* 
lerischen  MitteKtandes  aus  ganz  Bayern 
beschloss,  mit  Petitionen  um  Erhöhung 
der  Umsatzsteuern  und  Einfuhrung  von 
Branchenste'.u  rn  vor/ugohen.  Die  nicder- 
bayerische  Handels-  und  Gewerbekammer 
hat  auch  bereits  eine  derartige  Eingabe 
an  (Iii  R<  eiorung  losgelassen.  In  der  Ab- 
geordnetenkammer sprach  der  Centrums- 
mann  Dr.  Pichler  den  Wunadi  ans,  dasa 
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die  Gründung  von  Beamtenwarenhäusern 
besser  witeroteifMm  tnfige,  und  der  Mi* 

nister  von  Feilitzsch  nahm  die  Gelegen- 
heit wahr,  um  auch  seinerseits  derartige 
Gründungen  als  vnerfreutieh  za  bezeich- 
nen.  Werden  die  bayerischen  Beamten 
trotzdem  den  Nacken  steif  halten,  und 
wird  das  schon  vor  seiner  Geburt  mit 
Erwürgen  bedrohte  Unternehmen  trotz- 
dem   das  Liclit    der  Welt  erblicken? 

X  X 

Die  englische  Frauengenos>cnschaftsgildc 
hat  vor  einiger  Zeit  eine  Schrift  über  die 
englische  C.  W.  S.  herausgegeben,  in  der 

ein  Capitel  sich  mit  den  ARBEITS- 
VKRHALTXISSEX  IN  DEN  FABRI- 
Ki:.\  DKK  l-XGLISCHEN  GROSSEIN- 
KAL  ESGHSELLSCHAFT  eingehend  he- 
schiiftigt.  Es  waren  zu  diesem  Zwecke 
die  i>cdcutcndsten  Fabrikunternehmungen 
der  Gesellschaft  von  einer  Deputation  be- 
sichtigt worden,  und  zwar  wurden,  wie 
die  RiTicIittrstatterin,  Bcatriec  \\'el)h 
Potter,  mitteilt,  die  Arbeitsbedingungen 
nach  folgenden  fünf  Gesichtspnncten 
untersucht:  i.  Arbeitsräume,  2.  T.<)hne, 
3.  Arbeitszeit,  4.  Rcgelmässigkeit  der  Be- 
schäftigimg, 5.  Coalitionsrecht. 
Was  die  Arbeitsräume  anlangt,  so 
bezeichnet  der  Bericht  die  in  den  ver- 
schiedenen Gegenden  des  Landes  an- 
gelegten Etablissements  zum  grössten 
Teil  als  mustcrgiltip.  Die  Arbeitsräume 
siiul  gross,  hell,  luftig.  P.esonders  in  den 
jüngeren  Fabriken  sind  vorzügliche  hygie- 
nische Etnriditungen  anzutreffen,  so  zum 
Beispiel  Ventilatoren,  die  nach  Bedarf 
gewärmte  oder  —  im  Sommer  —  künst- 
lich abgekühlte  Luft  zuführen.  Oberall 
sind  l)esondcre.  freundlich  ausgestattete 
Essräume  vorhanden,  in  denen  die  mit- 
gebrachten Speisen  unentgeltlich  gewärmt 
oder  gekocht  werden  können.  Vereinzelt 
werden  auch  fertige  Mahlzeiten  zu  sehr 
billigen  Preisen  verabreicht. 
In  denjenigen  Betriebszweigen,  in  denen 
Gewerkschaften  bestehen,  werden  die  von 
denselben  festpesetzten  oder  noch  höhere 
Löhne  bezahlt.  Auch  ungelernte  .\r- 
beiter  werden  gut  entlohnt.  Von  den 
2757  Ix'schäftigten  Frauen  tmd  .Miulclun 
(darunter  687  unter  18  Jahren)  liatlen 
45'^  einen  W^ochcntcrtm  von  15  sh.  und 
darüber,  37%  einen  solchen  von  12  bis 
15  sh. 

.Ausserordentlich  günstig  stellen  sich  die 
Verhältnisse  bezüglidi  der  Arbeits- 
zeit. Das  Höchstmass,  das  in  einer  der 

35  Fabriken  vorkam,  war  55 VL»  Stunden 
wöchentlich.  In  11  Betrieben  wurde  mehr 


als  48  Stunden,  in  5  Betrieben  48  Stun- 
den und  in  19  Betrieben  darunter  gear- 

iK'itet.  Die  gemachten  Überstunden 
hielten  sich  im  Jahre  1902  mit  zwei  Aus- 
nahmen noch  innerhalb  der  gesetzKdien 

Normalarbcitszeit.  waren  aKso  noch  keine 
gesetzlichen  Tberstunden.  Sämtliche 
Angestellten  der  Genossen  Schaftsfabriken 

erhalten  alljährlich  8,  teilweise  sogar  I4 
Tage  Ferien  unter  Fort;:ahlung  des  Ge- 
haltes. 

Die  Arbeit  wird  möglichst  so  eingeteilt, 
dass   Überstunden   vermieden   und  dift 

.Arbeiter    dauernd,    auch    während  dw 

Hauen  Saison,  beschäftigt  werden. 

Die  Coalttionsf reiheit    ist  eine 

vollkommene,  und  sie  wird  auch  ent- 
sprechend ausgeniUzt.  In  einigen  Fa- 
hnken ist  jeder  Arbeiter  und  jede  Ar- 
beiterin in  ihrer  Gewerkschaft.  Die 
Schlichtung  von  Streitigkeiten  findet 
durch  eni  rercinigtcs  Schiedsgericht  der 
Gewerk.schaftcn  und  Genossenschaften 
statt,  das  so  gut  functioniert,  dass  in  den 
Irt  ti  ü  zehn  Jahren  nur  vier  ganz  kleine 
Strikes,  von  denen  der  eine  ein  Sympathie- 
strike  war.  stattgefunden  haben. 
Bcatticr  Wcbb  spricht  zum  Sclilus>  ihrer 
Darstellung  die  Hoffnung  aus.  dass  m 
diesen  englischen  Genossenschaftsfabriken 
die  Arbeit  entsprechend  den  Worten  des 
Dichters  William  Morris  noch  in  immer 
höherm  Masse  »durch  ein  den  Verstand 
beschäftigendes  Interesse,  durch  Verschie- 
denheit, durch  Abwechselung,  durch  ange- 
nehme /\rl)cilsr;unne  und  nicht  crnuidende 
kurze  Arbeitszeit  dem  Arbeiter  lieb  ge- 
macht werden  möge«. 

X  X 

KURZE  CHRONIK.  Aus  Rücksicht  auf 
die  nötige  Kündigungsfrist  soll  das  Ver- 
bot der  Beteiligung  an  Er- 
wer.bs-  und  Wirtschaftsge- 
nossenschaften für  die  Dres- 
el e  n  e  r  C  o  m  m  u  n  a  !  a  r  b  c  i  t  0  r  erst 
Ende  1905  in  Kraft  treten.  —  .Angefeuert 
durch  das  Dresdener  Beispiel  haben  sich 
die  H  o  Iz  m  i  n  d  e  n  e  r  Kr  ä  m  c  r  mit 
einer  Eingabe  an  die  Stadtverordneten- 
versammlung gewandt,  dort  das  gleiche 
V'erbot  zu  erlassen;  die  Eingabe  wtirde 
einer  Commisston  überwiesen.  —  .\m  14., 
15.  und  16.  November  fanden  in  Magde- 
burg Vorstands-  und  Ausschusssitzungeit 
des  C  entralverbandes  deut- 
scher C  0  u  s  u  VI  T  1-  r  c  i  n  e  statt,  in 
denen  Heinrich  Kaufmann  endgiltig  als 
Verbandssecretair  bestellt  und  die  Grün- 
dung einer  offenen  Handelsgesellschaft 
unter  der  Firma  l'crlagsanstalt  des  Cen- 
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trahirbandes    deutscher  Consumvcrcttw 
vo»  Heinrich  Kaufmann  &  Co.  beschlos- 
sen wurde,  die  die  FShnmg  der  kauf- 
männischen  Gc^cliiiftc   des  Sccretariats 
übernehmen  soll.  —  Atn  21.  November 
worde  in  Gegenwart  von  circa  1000  Dde- 
gimcn  die  in  der  Nähe  von  Glasgow  ge- 
legene neue   Mühle   der  schot- 
tischen Grosseinkaufsgesell- 
schaft eröffnet.  —  Der  Genossen- 
schaf t  s  b  oy  c  o  1 1    der  Krämer 
von  St.  Helens  hat  mit  einem  voll- 
ständigen Misserfolg  geendet.  Die  dortige 
<!cnosseRsc1uift  hat  während  der  Datier 
des  Kampfes  750  neue   Mitglieder  ge- 
wonnen tmd  ihren  wöchentlichen  Umsatz 
«m  7.500  sh.  erhöht.  —  Der  Centrairat 
dc^  hritiselien  Cenossenschaftsvcrbandes 
hat  beschlossen,  in  Manschester  und  Glas- 
gow, den  VerwaUimgMentren  der  beiden 
&OSSC  i  n  k  a  II  f  sgenossen  sch  aftcn,  Schu- 
len für  Geschäftsführer  zu  er- 
richten.    Es  sind  2  Classen  mit  je  2 
Stufen  vorgesehen.    Die  Schüler  haben 
«dl  vor  ihrer  Zulassung  über  genügende 
KeiUitni.s5.e  in   Jlt   Buchführung  auszu- 
weisen.   Für  den  Cursus  in  Manchester 
laben  sidi  bereits  über  so  Teilnehmer  an- 
gemeldet. —  Eine  neue  genossenscliaft- 
licfae  Zeitung  La  Cooperativa  erscheint 
seit   dem   I.  November  1903  in  Ar- 
gentinien. aniMIO  DAVID 

Q«iaWg>  B»wgMiig 

Innerhalh  der  ARBEITEF<HI I.DV XGS - 
1  SCHULE  BERLIN,  die  jetzt  in  »hrem 
13.  Jahr  stdit,  besdiaftigt  man  sich  wieder 
einmal  mit  den  Fragen  der  Reorgani- 
sation und  der  .\\x  s  d  e  h  n  u  n  g  des 
Arbeitsgebiets.    Diesmal  handelt  es  sich 
nicht  um  die  Existenz  der  Schule,  die  ge- 
sichert ist,  wohl  alwr  um  eine  weitere 
und  bedeutsamere  Wirksamkeit,  als  sie 
ihr  heute  be  schieden  ist. 
Mit  hochgespannten  Erwartungen  hat  man 
sie    1891    ins    I^  bi  n    gerufen.    L  i  e  I) - 
knecht  war  Referent  in  der  Gründungs- 
versammlung.   und    er  bewahrte  seiner 
Schöpfung  die  Treue  bis  ans  Ende.  Tau- 
sende  strömten  durstig  der  neuen  Wissens- 
qvelle  zu,  die  in  6  überfüllten  Localen 
der    verschiedenen    Stadtteile  sprudelte. 
Die  bürgerliche  Presse  war  voll  davon. 
Und  nach  5  Jahren  war  die  Scliulc  ange- 
langt bei  2  Schulen  und  200  Schulern. 
Manche  Erweiterungen   des  Arbeitsge- 
biets: Errichtung  einer  Lesdiallc,  Refe- 
rentennachweis für  die  Berliner  Arbeiter- 
bewegung. Uterarisdie  und  künstlerische 
Veranstaltangen  mannigfacher  Art  hatten 


ihr  iKiio  Bedeutung  verliehen  —  aber  das 
eigentliche  Wirkungsfeld  war  mehr  und 
mehr  zusammengeschrumpft  und  drohte 
ganz  zu  voröden.    1897  wurde  mit  kräf- 
tiger Hand  gejätet  und  weise  SelbstlK*- 
schränkung  geübt :  man  concentrierte  sich 
auf  ein  Unterricht '-Im-al.  wenige  gleich- 
zeilige  Curse   und  gclegenlliche  \'cran- 
sialtungen  besonderer  Art.   Seitdem  steht 
die  Schule  gefestigt.    Es  ist  ein  Zeichen 
gesunder  Entwickelung.  wenn  die  dort 
geschulten   Kräfte   heute  weiterdrangen, 
hinaus  über  den  besdieidencn  Rahmen 
einer  kleinen,  nach  Mitgltedernhl,  Lehr- 
stoff  und  Lehrkräften  beengten  Anstalt. 
Freilich  gilt  es  auch  heute  noch,  mit  den 
Mass  der  vorhandenen  Kräfte  au  redi* 
nen.  und  die  Geschichte  der  eigenen  Ent- 
wickelung hemmt  von  selbst  jeden  Ritt 
ins  Grenzenlose    Aber  mit  Recht  findet 
man  das.  was  heute  geleistet  wird  und  mit 
den  vorhandenen  Mitteln  auch  nur  ge- 
leistet werden  kann,  unzureichend:  nach 
Umfang  und  Wirksamkeit. 
Seit   der   Reorganisation,  die  mit  dem 
Octolxjr  1897  wirksam  wurde.  smkI  bis 
I.  April  1903  in  17  Unterrichuquartalen 
—  die  Sommermonate  sind  schulfrei  — 
38  Curse  zu  10  Stunden  abgehalten  wor- 
den, von  denen  l6  auf  Geschichte,  je  15 
auf  Nationalökonomie  und  Redeübung.  8 
auf  Naturerkenntnis,  4  auf  Gesetzeskunde 
entfallen.    Tätig  waren  dabei  20  Lehrer, 
unter  denen  manche  Namen  von  bestem 
wissenschaftlichem  Klang.    Einer  davon 
hielt  21  Curse,  drei  je  5,  einer  4.  drei  hiel- 
ten 2,  zwölf  nur  I  Cur.-,  ali:  ein  Mangel 
an  Stetigkeit,  der  bei  einer  Schule  noch 
mehr  al«  bei  einer  freien  Akademie  von 
Nachteil   sein  muss.    Umgekehrt  weisen 
die  letzten  QuarUle  grossere  Stetigkeit, 
aber  zu  wenig  Mannigfaltigkeit  der  vor- 
handenen Lehrkräfte  auf.   Namentlich  für 
die  Geschichte  ist  der  Wechsel  Oer 
l-ehrcr  sehr  gross.    Sehr  gering  ist  die 
Zahl  der  über  Gesetzeskunde  veranstal- 
teten Curse,  denen  freilich  ein  Teil  der 
zur    Nationalökonomie    gezählten  /UK^e- 
rechnet  werden  kann.  Im  Jahre  1902-1903 
wurden  beispielsweisebehandelt:  II. Quar- 
tal 1902:  Literaturgeschichte  bis  zur  Ge- 
genwart (L>r.  Rudolf  Steiner)  :  Börser. 
und  Banken  (Georg Bernhard).  Hl.  Quar- 
tal:   Geld  und  Währung  (Bernhard); 
Entwickelung  iks  W  eltalls  und  das  so- 
ciale  Leben   der   Tiere  (Steiner)  ;  Cie- 
schiclite  des  Socialismus  seit  dem  Alter- 
tum nut  besonderer  Berücksichtigung  der 
Staat-verfas-sungcn    (.Ma.K    Scluiiiei.  1. 
Quartal  1903:    Deutsche  Reichsfinanzen 
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und  Sttuerwcsoii  (Bernhard)  ;  Anatomie 
des  Menschen  (, Steiner)  ;  Geschichte  der 
deutschen  Arbeiterbewegung  (Schütte).— 
Ausserdcin  in  jedem  Quartal  Übungen 
in  mündlicher  Rede  und  im  schriftlichen 
Aufsatz  (Steiner). 

Wäre  das  ein  Ausschnitt  aus  dem  Vor- 
lestmgsverzeidinis  einer  Universität,  in 

dem  es  ausserdem  an  cinlcitcndin  und 
encyklopädischen  Vorlegungen  nicht  fehlte, 
«o  wäre  dieses  Programm  sehr  schön  und 
zweckdienlich.  Für  sich  allein  muss  es 
unzulänglich  und,  zumal  in  Geschichte 
und  Naturerkenntnis,  in  seiner  bunten 
Durcheinanderwürfelung  wenig  zweck- 
mässig erscheinen.  Es  handelt  sich  hier 
nicht  um  Vorwurfe  gegen  die  Lehrer,  die 
unter  so  schwierigen  Verhältnissen  Mühe 
haben  werden,  eine  Eintönigkeit  zu  ver* 
meiden  und  den  älteren  Schülrni  stets 
Neues  zu  bieten.  Die  Ursache  ist  äusser- 
f icher  and  doch  zugleich  tiefer  zn 
suchen. 

Das  IV.  Quartal  1897  wies  292  Mitglieder 
(davon  41  weibliche)  auf,  von  denen  g8 

keinen.  150  einen.  40  zwei  und  II  drei 
Cur.se  besuchten.  Das  I.  Quartal  180S 
zählte  318  Mitglieder  (47  weibliche),  von 
denen  195  einen  oder  mehrere  Cursc  hc- 
siichten.  Und  im  letzten  Geschäftsjahr 
zählte  tnaii  in  den  ,3  Quartalen  444  (57 
weibliche)  .Mitglieder,  von  denen  261  — 
369  (49).  von  denen  300  —  459  (62).  von 
denen  337  Hörer  waren  (255  in  einem 
67  in  zwei«  11  in  drei,  4  in  vier  Cursen). 
Aus  der  Bibliothek,  die  1556  Bände 
zählte,  wurden  von  Octoher  l)is  März  057 
Bände  an  315  Mitglieder  (in  3  Quartalen 
1901-1903  1560  Bände)  verliehen. 
Die  Einnahmen  betrugen  im  letzten 
Geschäftsjahr  118941  M.  an  Vereins-  und 
1951,75  M.  an  Schuleinnahme:  zusammen 
3141,16  M.  —  die  Ausgaben  :  1506/16 
M.  an  Vereins-  und  1730  .M.  an  Schulaus- 
gaben: zusammen  3236,06  M.  Der  Cas- 
senbestand  sank  vom  31.  März 
1903  bis  1903  von  2917.18  auf  ^njR  M. 
und  betrug  am  i.  October  TfK»3  noch 
2569,65  M.  Unter  den  Einnalinien  warpn 
1145  M.  Schulgeld,  869  M.  Bettrife.  305 
M.  Geschenke  —  unter  den  Ausgaben  laos 
M.  Honorare. 

Sonntags  Versammlungen  mit 

Vortriigen  fanden  0  —  seit  Octoher  1897 
waren  es  63  —  statt.  Ausserdem  wurden 
ein  Schiller-  und  ein  Heine-Abend  veran- 
staltet. Auch  fniher  gab  es  literarische  und 
Kunstabende,  wie  auch  den  Stiftungsfesten 
ein  würdiger,  künstlerischer  Charakter 
verliehen  wird. 


Was  aber  geht  aus  den  Zahlen  hervor? 
Zunächst  eine  recht  geringe  äussere,  finan- 
dell  in  neuerer  Zeit  sogar  eine  ungünstige 
Entwickeltmg  der  Schule  —  vor  allem  aber 
ihre  im  Verhältnis  zur  Arbei- 
terbewegung Berlins  mini- 
male Bedeutung.  Hier  liegt  keine 
Schuld  der  Verwaltung  vor.  die  nach 
ihren  Kräften  ihre  SclniMigkcit  zu  tun 
sucht  —  wohl  aber  eine  Schuld  oder  doch 
ein  Mangel  unserer  gesamten  Bewe- 
gung. Die  Mitgliedcr/ahl  gering,  finan- 
ciell  ein  Hängen  und  Würgen.  Mangel  an 
Lehrkräften:  das  ist  die  Frucht  zwölf- 
jähriger, vom  Gei-to  Wilhelm  Liebknechts 
erfüllter  Bildungsarbeit.  Ist  das  die  Be- 
währtmg  des  in  uuscnd  Volksversamm- 
lungen und  Zeitungsartikeln  emphatisch 
versicherten  Bildungsdurstes  der  Massenf 
Ich  fühle  mich  frei  von  Schwar/'M  !i<  rci 
und  stelle  keine  überspannten  Forderun- 
gen. Ich  weiss,  dass  die  ArbeiterbUdungs- 
schule  sowohl  dem  BildunKs>trol>en  als 
der  Arbeiterbewegung  wertvolle  Dienste 
geleistet  hat  und  denke  nicht  daran,  die 
gesamte  Masse  einziehen  zu  wollen  in  die 
Organisation  planmässiger  Bildungsarbeit. 
Aber  mit  all  diesen  Vorbehalten  muss  es 
einmal  gesagt  werden  :  Die  Berliner  .\r- 
Ixiterschaft  steht  m  ilirer  BildungslKJ-vc- 
gung  .sowohl  hinter  dem,  was  innerlialb 
der  gleichen  Bewegung  beispielsweise  in 
Wien  und  Paris  geleistet  wird,  Mfie  hinter 
den  bürgerlichen  BildimgsbcslrcbungBB 
am  eigenen  Orte  weit  zurück.  Die  Gc- 
schifdite  der  ArbeiterbUdungssekuk  ist 
kein  Ruhmesblatt  in  der  Geschichte  der 
Berliner  Arbeiterbewegung ! 
Wie  ist  hier  zu  helfen?  Wir  brauchen 
mehr  Hörer,  wesentlich  mehr  Lehrkräfte 
und  vor  allem  mehr  Geld!  Wenn  die 
Leiter  der  politischen  wie  der  gt  - 
w  e  r  k  s  c  h  a  f  t  I  i  c  h  e  n  Bewegung  Ber- 
lins, denen  aus  dicker  Schule  schon  so 
viele  wertvolle  Mitarbeiter  zugeflossen 
sind,  wirklich  Sinn  haben  für  die  Bedeu- 
tung der  Bildung,  sowohl  im  Classen- 
kampfe  wie  für  den  idealen  Wert  des  Le- 
bens, dann  müssen  sie  sorgen,  dass  der 
ßchtile  eine  bestimmte  tmd  zwar  er- 
heUtche  Finna  hm  e .  etwa  ein  gewisser 
Procentsatz  der  eigenen  Eingänge,  ge- 
sichert tmd  dass  für  den  erforderlichen 
Zufluss  an  Mitgliedern  dauernde  und  leb- 
hafte Propaganda  entfaltet  wird.  Die 
Fragen  inneren  Charakters,  der  Organi- 
sation und  des  Lehrgang>,  deren  manche 
vorhanden  smd.  lassen  sich  leicht  losen, 
wenn  einmal  der  leidige  Geldmangel  besei- 
tigt wird.  Nicht  an  einzehie,  wohlritoierte 
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Genossen  richtet  sich  dieser  Appell.  Es 
erschiene  mir  nnwürdifr.  kSnnte  die  rie- 
sige Berliner  Arbcitcrhcwctrimg.  die  über 
Hunderttausende  Mark  und  Tausende  Men- 
schen verfügt,  nicht  aus  eigener  Kraft  die 
Mittel  7ur  Vertiefung  ihrer  Ifanipfcsarbeit 
und  zur  Hebung  ihres  geistigen  Niveaus 
aofbringen.  Mögen  die  Pläne  auf  Erwei- 
terung und  Fortbildung  der  Schule  auch 
ausserhalb  ihres  engeren  Kreises,  bei  den 
berufenen  Vertretern  der  Berliner  Arbei- 
terschaft das  notwendige  Verständnis  und 
Entgegenkommen  finden! 
X  X 
Die  NEUE  FREIE  rOLKSHClIXH  IN 
BERLIN,  die  seinerzeit  durch  die  Sccc"?- 
«ion  eines  Teils  der  alten  Freien  l^'olks- 
bükH4  entstand  (vergl.  Socialistische  Mo- 
mtsktfU,  1903,  II.  Bd..  pag.  631),  hat  in 
ihrem  letzten  Spicljahr  (i.  September 
1902-1903)  ihre  Mitgliederzahl  von  etwa 
1500  auf  2600  gesteigert  tmd  zählt  jetzt 
rund  3600 Mitglieder  in  4  Abteilungen.  Ver- 
einsvor^tellungen  fanden  24  statt,  ausser- 
dem 24  ausserordentliche  Schauspiele  und 
13  Opern-  und  Operettenvorstelliingen,  4 
Feste.  4  Dichter-  und  Kunstal>cnde.  Die 
Einnahmen  betrugen  3074^.35,  die  Aus- 
gaben 30  281,17,  der  Cassenbestand  2342,33 
M.  Der  Verein  gibt  eine  MonatMchrift 
Die  Kunst  tlcm  f'o/Jtr  heraus,  die  von 
Bruno  Wille  redigiert  wird. 
X  X 
KURZE  CHRONIK.  Die  Berliner  Freie 
Votkshühn*  bat  die  regelmässige  Veran- 
staltung von  Dichter-  und  Kunst- 
abenden  in  ihr  ProRTaniTn  aufgenom- 
men. Bis  jetzt  fanden  sutt  je  ein  Deh- 
me!-. Liliencron-,  Beethoven-  und  Klin- 
ger-AlH-nd,  die  sich  zahlreicher  Beteili- 
gimg  erfreuten.  Charakteristisch  ist.  dass 
die  Berliner  Stadtverwaltung  die  erbetene 
Überlassung  von  Schulsälen  sowie  des 
Bürgersals  im  Rathause  abgelehnt  hat,  und 
zwar  ohne  Begn'ündung.  —  Erwähnens- 
wert sind  auch  die  in  den  Berliner  Ar- 
beiterorganisationen vom  Genossen  Dr. 
Max  Alhcrty  vtran  stalteten  Kunst- 
a  b  c  n  d  e  ,  die  durch  die  Veredelung  des 
Vereittsfestewesens  von  dauernder  Bedeu- 
tung werden  dürften.  —  Im  Berliner  Ge- 
werkschaftshaus fand,  wie  in  früheren 
Jahren,  eine  Ausstellung  empfehlenswerter 
Jagen  dschri  ften  und  guter  Volks- 
kunstblättcr  statt,  die  zahlreichen  Besuch 
hatte.  —  Die  in  Dresden  am  i.  October 
eröffnete  Volkslesehalle,  die  sich 
aticb  durch  Behaglichkeit  und  kunstsin- 
nige Ausstattung  auszeichnet,  hat  .sofort 
einen  so  starken  Zudrang  gefunden,  dass 


Absperrungen  erfolgen  mussten :  sie  ist 
freilich  die  einzige  ihrer  Art  in  Dresden. 
Hier  sei  übrigens  bemerkt,  dass  die  früher 
hier  erwähnte  Dresdener  Lesehalle  (vergl. 
SoeialisHsckg  Monatshefte,  1903,  IL  Bd., 
pag.  724)  nun  auch  socialistische  Literatur 
auflegt.  SIMON  KATZENsreii 

Frauenbewegung 

An  der  2.  Oeut seilen  Conferenz  gegen 
den  internationalen  MADCHEN- 
HANDEL, di  e  am  28.  Octolwr  in  Berlin 
stattfand,  haben  sich  die  Frauen  lebhaft 
beteiligt.  Sie  waren  es,  die,  wie  früher 
schon  und  oft  im  G^ensatz  zu  vielen 
Männern,  den  socialen  Untergrund  und 
die  wirtschaftliche  Bedingtheit  dieses  mo- 
dernen Menschenhandels  kemizeichneten. 
Im  ganzen  steht  man  freilich  der  Frage 
noch  so  hilflos  gegenüber,  wie  es  gar  nicht 
anders  möglich  ist,  wenn  man  statt  der 
Ursache  die  Wirkung,  statt  der  Krank- 
heit das  Symptom  bekämpft.  Der  Jahres- 
bericht meinte,  man  nmsse  sich  darauf 
beschränken,  gegen  die  M  ä  d  c  h  e  n  - 
händler  vorzugehen,  einige  strafrecht- 
liche Vorschläge  wtvden  disctttiert  und 
im  übrigen  von  »allen  Seiten  der  Wunsch 
nach  Belehrung  über  die  Art  und  Weise, 
wie  man  die  Arbeit  aiurafassen  habe,«  ge- 
äussert. 

X  X 
Der  OSTDEUTSCHE  FRAUENBUND 

hat  auf  seiner  constituicrenden  Tagung  in 
Bremberg  sein  künftiges  .Arbeitsgebiet  in 
gtädcitchster  Weise  dadurch  umgrenzt, 
dass  er  ans  der  Fiillc  (Kr  Materien  nur 
2  Gegenstände  auswalilte,  um  sie  in  den 
Mittelpunct  der  diesmaligen  Beratung  zu 
stellen.  Diese  Selbstbeschränkung  er- 
möglichte die  grundliche,  den  Verhält- 
nissen im  Osten  besonder.s  RechnunR  tra- 
gende Behandlung  der  Armen-  und  Wai- 
senpflege und  des  Fortbildungsschul- 
wcsrn'i.  Die  in  Hamburg  beschlossene 
Gründung  einer  Centrale  für  Waiscnpflcge 
wurde  auch  hier  als  notwendig  bezeichnet. 
Ebenso  wurde,  und  zwar  unter  Befür- 
wortung von  Männern,  der  obligato- 
rische Fortbildungsunterricht  für  weib- 
liche Handel&angestellte  verlangt. 
X  X 
Dem  östcrreichi seilen  Parteitag  vorauf- 
gehend hat  am  8.  November  dne  SO* 
CIALDHMOKRATISCHE  FRAÜEN- 
CONFFRENZ  in  Wien  stattgefunden,  an 
der  60  Delegierte  sich  beteiligten  und  bei 
der  auch  der  Partei-  und  Landesvorstand, 
sowie  die  Ccccrkscltaflscomniission  ver- 
treten war.   Man  beriet  über  Arbeiterin- 
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nenschutz.  die  politi!>ch-a{ptatorische  und 
gcwerksdhaftliche  Betätigung  der  Frea 

und  die  Consumvereinsfrage.  und  zwar 
in  so  sachlicher  und  zielbewusster  Weise, 
dass  die  Arheitersfitung  ihr  Urteil  in  die 

Worte  zu'^atnmcnfassen  konnte:  »Aus 
bitterster  Not  geboren,  ist  unsere  Frauen- 
bewegung ein  Product  wirtschaftlicher 
tind  culturfllcr  NotwendiRkeit.  Daher 
ihr  tiefer  <ittliclicr  Ernst,  ihre  schlichte 
PHichttreue.  daher  aber  auch  die  beson- 
dere Form  des  dem  Weibe  eigenen  bren- 
nenden Eifers...  Fast  kein  pathetisches 
Wort,  keine  kUngende  Phr.i'io ;  aber  mit 
grösster  Leidenschaft  haben  sie  die 
trockensten  Paragraphen  ihres  Organisa- 
tioiHmatuts  erörtert  und  sidj  über  die 
praktischste  Methode  der  Verbindung  ge- 
-werkscfiaftlicher  mit  politischer  Agitation 
v(  I  lircif ct.  .  .  .  Sic  sprechen  mit  einer 
Sachkunde  und  üründliclikcit.  die  man- 
chem socialpolitisch  tätigen  Parlamenta- 
rier dringend  zu  wünsdien  w.nrc. . .«  Von 
den  Beschlüssen  sind  hervorzuheben  bei 
Punct  I  Agitation  und  Organisation:  Ein- 
führung von  Krankenzuschüssen  und 
En  t  bi  ndu  ng  skoste  nbei  t  ragen.  Heranzidl- 
ung  von  Frauen  zu  allen  Besprechungen 
und  Actionen  der  politischen  Organisatio- 
nen. Bei  Pnnct  TT  Arbeiterinnefischuts 
stellte  sich  (he  Confercnz  auf  den  Boden 
der  Minimalf orderungen  des  sociatdemo- 
Icratischen  Parteiprogramms  und  forderte 
in'^besondere  die  allmähliche  F.inführung 
Acht-  respective  für  gesundheits- 
schädliche Betriebe  des  Sechsstundentags. 
F.rhr.hung  der  Altersgrenze  der  jugend- 
liclicn  -Arbeiter  auf  i8  Jahre.  Verbot  der 
Nachtarl>cit  für  Frauen  und  Jugendliche, 
und  den  freien  Sonnabendnachmittag ;  fer- 
ner Atisdchnung  der  Gewerbcinspcction 
auf  den  Kleinbetrieb  —  eine  Forderung 
von  höchster  Wichtigkeit,  da  gerade  hier 
die  Ausbeutung  am  schlimmsten  ist  — ^. 
Einffihnin^  weiblicher  Ccwerbeaufsichts- 
1>eamtinnen  und  die  Zuziehung  von  Ar- 
beiterinnen als  Controlorgane.  Der  Wöch- 
nerinnensrhut/  soll  auf  8  Wochen  nach 
der  Niederkunft  verlängert  und  für  diese 
Zeit  ein  Krankengeld  in  der  volten  Höhe 
des  Lohnes  verlangt  werden.  Bezüglich 
der  übrigen  Puncte  wird  eine  energische 
Anteilnalmic  am  politischen  Leben,  Unter- 
Stützung  der  Arl>citerinnenpresse  und  eine 
wirksame  Propaganda  der  Gmsumver- 
ein-bou-L-Rung  befürwortet  (vergl.  die 
Rubrik  Genossenschaf Isbcn'Cgung  in  den 
SocialislischeH  Monatsheften,  1903.  II.  Bd., 
pag.  959).  Aus  dem  Bericht  des  Fratien- 
reichscomites    ist    noch  hervorzuheben. 


dass  von  etwa  7000  organisierten  Arbeite- 
rinnen unge&hr  3000  auf  Wien  ent^ea. 

Die  stärksten  Organisationen  sind  die  der 
Tabak-  und  der  Heimarbeiterinnen. 
X  X 
Im  schweizerischen  Cantun  Aargau  wurde 
durch  Volksabsiimnmng  mit  22653  gegen 
7608  Stimmen  ein  vergleichsweise  weit- 
gehendes .\RBEITERINNFNSCHirTZ- 
GESETZ  angenommen,  dessen  Haiiptbe- 
stimmungen  sind:  An  \'oral)endcn  der 
Sonn-  und  Festtage  Schluss  der  Arbeit 
um  4  Uhr,  Verbot  des  Mitnachhause- 
gebcns  von  .\rl>eit.  ('l>erwachung  auch 
der  Kleinbetriebe,  sedtswöchige  Schuuzdt 
der  Wodinerinnen,  Ausschluss  der  Mäd- 
chen unter  18  Jahren  und  der  Schwan- 
geren von  der  Uberzeitarbeit,  I^hnzu- 
sdlfaig  von  25%  für  Überzcitarbeit,  min- 
destens lostündigc  Nachtruhe.  Sitzgele- 
genlieit  für  Ladnerinnen  u.  s.  w.  Zu  ver- 
missen ist  hier  eine  Bestimmung  bezüglich 
des  Wöchnerinnen  zu  zahlenden  Kranken- 
geldes, ohne  das  jeder  Wöchnerinnen- 
schutz illusorisch  wird.  .Xuch  hat  man 
sich  nicht  zur  gesetzlichen  Festlegung  des 
Zehnstnndentages  entschliessen  können. 
X  X 
Kl  kZ!"  rilRONIK.  Die  4.  General- 
ver^aInlnlullg  des  Bundes  s  c  h  xi' e  i - 
zcrischer  F  r  au  e  ux'  c  r  e  i  n  c  be- 
schäftigte sich  mit  Vorberatungen  zum 
Entwurf  eines  neuen  Qvilrechtes,  ntit  der 
Frage  der  Mutterschaft'.casscn  und  der 
Gründung  von  Käuferverbänden  zur  er- 
zieherischen Einwirkung  auf  das  kaufende 
Puhlicnni  und  die  Ladenbesitzer.  Ausser- 
dem wurde  der  Beitritt  zu  dem  grossen 
Internationalen  Frautnrate  {Inf ernational 
Council)  beschlossen.  —  Der  Magistrat 
von  Giarlottenburg  hat  die  .\nstellung 
einer  Schulärztin  für  die  höheren 
Mädchenschulen  angeordnet.  (Und  die 
Volksschnten.  deren  Sdiulerinnen  £e 
ärztliclu-  y-'iMsnrge  doch  nötiger  hal)en? 
Warum  nicht  auch  für  sie  eine  Arztin?) 
In  Dänemark  hat  das  Ministerium 
einen  (leset zentwurf  oinR:cbracht.  durch 
den  allen  stcuerzahleiulcn  .Mannern  und 
Frauen  das  communale  Wahlrecht  erteilt, 
die  proportionale  Wahl  und  die  geheime 
.Abstimmung  für  alle  comnnmalen  Wahlen 
eingeführt  werden  soll.  —  In  einer  /\r- 
tikelreihe  der  parlamentarischen  Beilage 
der  FroHenbexcegung.  auf  die  nodi  zu- 
rück/uki  iinnicn  sein  wird,  wird  dargel.in, 
in  wie  hohem  Masse  die  Frauen  an  der 
bevorstehenden  Reform  des  Straf- 
reclits  interessiert  sind  und  dass  sie 
alles  aufbieten  sollten,  bei  den  Vorbera- 
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tungtn  gehört  zu  werden  und  die  tatige 
Antcilnalmic  der  Frauen  an  der  Recht- 
sprechung dorchzuseuen.  —  Gegen  die 
gesetzliclie  Einf&lmuig  des  Zehn- 
s t u n d c n t a g c s  für  Fabrikar- 
beiterinnen hat  der  Centraiverband 
dtnUeher  industrieUer  fast  alle  grösseren 
UnTtmi-linierorfranisationen  der  Baum- 
wtdlcninduslnc  in.s  Feld  gerufen.  Und 
dies  im  Angesichte  der  neuesten  Enquete 
des  Reichsamtes  des  Innern  und  der  gün- 
stigen, auch  für  die  Unternehmer  günsti- 
gen Erfahrungen,  die  man  iilKrall  mit 
der  Verkürzung  der  Arbeitszeit  gemacht 
hat!  —  Die  Pioniere  des  Zehn- 
stun d  c  n  t  a  g  e  s ,  die  wackeren  Weber 
und  Spmner  von  Crimmitschau,  stehen 
noch  im  Kampf.  Drei  Fünftel  der  Stri- 
kenden  sind  Frauen ;  in  ihrem  treuen 
Aushalten  bezeugt  sich  die  gewerkschaft- 
lidie  und  politische  Reife  der  Frau,  in  den 
wannen  Kundgebungen  und  finnncicllen 
Beisteuern  aus  allen  deutschen  Gauen  die 
allgemeine  Sympathie  mit  den  Kämpfen- 
den und  ihren  gerechten  ForderunfEen.  — 
Im  abgelaufenen  Quartal  haben  sich  die 
Genossinnen  Greifenberg,  Kählcr,  Tietz, 
Zieu  und  Zetkin  in  erfolgreicher  Weise 
dnrdi  Abhaltmig  von  Versammlungen  in 
der  politischen  und  gcwerkschatlichcn 
Agitation  betätigt.        Henriette  fOrth 

KUNST 

Blldenda  Kunst 

Für  das  FOLKWANG-MUSEl'M  zu 
Hagen  (Westfalen)  begann  im  Herbst 
1903  das  2.  Jahr  seines  Bestehens.  Die 
PkiCSSe  hat  bisher  wenig  Notiz  genommen 
von  dieser  in  ihrer  Art  in  Deutschland 
cinaigen  Schöpfung.  Hcrv<)rgegangen  ist 
sie  ans  den  Sammlungen  des  Banquiers 
Osthaus,  welche  nach  Liebhaberet  und 
je  nach  günstiger  Gelegenheit  zusammen- 
gdiracht  waren  und  welche  sich  auf 
naturwissenschaftliche,  ethnographtsdie, 
kunstgewerbliche  Gegenstände  und  auf 
Werke  der  Malerei  und  Plastik  erstrecken. 
Als  der  wachsende  Umfang  der  Samm- 
lung zur  Unterbringung  einen  eigenen 
Bau  erheischte,  reifte  in  dem  Besitzer  der 
Gntschluss,  seine  Schätze  der  Oeffentlich- 
keit  rugänRÜch  /u  machen.  Zugleich  er- 
hielt seine  kuiihtlordcrnde  Tätigkeit  eine 
weitere  Ausdehnung.  In  erster  Linie 
sollte  sie  der  Heimatsprovinz  und  ihrer 
Cultur  dienstbar  gemacht  werden.  Künst- 
ler von  besonderer  Initiative  sollten  ver- 
mocht werden,  nach  Hagen  überzusiedeln, 
um  der  Industrie  Vorbilder  zu  sduiffen 


und  dem  in  eitlem  sich  bereichernden 
Lande  notwendig  vorauszusehenden 
Kunstbedürfnis  eine  vornehme  Richtung, 
zu  geben.  Mit  tatkräftigem  Idealismus  ist 
Osthaus  inzwischen  zur  .Xusführung  sei- 
ner Pläne  geschritten  und  sucht  durch 
sdn  Vorbild  wie  durch  Überredung  Ein- 
fluss  zu  üben. 

Zunächst  sah  die  kleine  Fabrikstadt  aa 
der  Ruhr  durch  hennische  Arbeiter  unter 

Leitung  von  van  de  Velde  nach  dessen 
Plänen  den  Innenausbau  des  Museums- 
ausführen.  Die  äussere  Architdctur,  so- 
wie die  Raumgestaltung  des  Innern  war 
leider  bereits  vorher  durch  einen  anderen 
Baumeister  so  weit  gebracht  worden,  das» 
eine  volle  Einheitlichkeit  nicht  mehr  er- 
zidt  werden  konnte.  Das  ist  sehr  zu  be- 
dauern, da  das  Gebäude  andernfalls 
sicherlidi  in  vieler  Hinsicht  interessant 
und  Idirreich  geworden  wire.  Aber  in 
der  Behandlung  des  Innenausbaus  mit  sei- 
nen Details  hat  der  nun  seit  vier  Jahren 
in  Deutschland  heimische  Belgier,  von 
seinem  Grundprincip  der  Anlehnung  an 
das  moderne  Zweckerfordern  ausgehend, 
höchst  tcBqierament volle  Anregungen  ge- 
geben: wie  ein  Pfeilerkopf  in  die  Decke 
hinübergeleitet  ist,  die  er  trägt;  wie  ein 
Treppengeländer  auf  den  Stufen  ansetzt, 
indem  die  Stüuen  gleichsam  auf  jeder 
einzdnen  der  ganzen  Brdte  entlang  hin- 
Tcriechen,  um  sich  dann  aufw;ii(s  zvi  wen- 
den, dicht  an  die  Stirnseite  der  nächst- 
höheren anidmend  und  den  ffir  diese  be> 
stimmten  Stab  mit  sich  verbindend.  So 
wird  eine  das  Auge  sehr  überzeugende 
Verbindung  zwischen  allen  einzelnen  Ele» 
menten  der  Stiege  hergestellt.  Wie  an 
anderen  Stellen  die  Sdiräiike  und  Schau- 
kästen zur  Flanlderuttg  von  Treppen  und 
zur  Abgrenzung  von  Räumen  verwendet 
werden,  das  zdgt  van  de  Velde  wieder 
in  seiner  Hauptstärke,  die  nuhr  nach  der 
Richtung  des  praktisch  Imposanten,  als 
nach  der  des  Zierlichen  liegt.  Der  Ge> 
mäldcsaal  gab  Veranlassung,  coloristische 
Eigenschaften  in  der  Farblosigkcit  zu 
zeigen,  wie  sie  für  einen  Gemäldeausstd- 
lungsraum  einmal  obligatorisch  ist,  was 
auch  entgegengesetzte  Versuche  in  den 
letzten  Jahren  uns  gtanboi  madicn  soll- 
ten. Die  Zusammenstellung  von  grau  ge- 
beiztem Holz  nebst  gleichfarbiger  Sloff- 
bespannung  der  Wände  mit  einigen  grad- 
linigen Zierstrdfen  von  blankem  Kupfer 
ist  bemerkenswert.  Die  Metallrnnrahmung 
für  das  Oberlicht  zeigt  meines  Wissens 
das  erste  Beispiel  eines  rein  schmückenden 
Ornaments  —  abgeidien  vom  rdnea 
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Flachmuster  —  bei  diesem  Con>tructions- 
fanatiker.  Die  Abstumpfung  der  Raum- 
ecken durch  die  Anbringiuig  der  Heiz- 
körper, an  welche  sich  zierliche  Schau- 
kästen für  Geschmeide  und  Keramik  an- 
lehnen, das  alles  macht  aus  diesem  Saal 
die  vornehnislc  Stätte  für  eine  Kunst- 
sammlung, die  es  heute  in  Deutschland 

Dill  Inhalt  luhicn  die  Gemälde,  welche 
ihr  Eigentümer  selbst  erst  als  den  Kern 
seiner  künftigen  Galerie  bexeicfanet.  Bis- 
her sind  die  Farbenexperimente  der  N'cu- 
imprcssionisten  darin  reichlich  vertreten. 
Daneben  macht  sich  eine  Berücksichtigung 
der  planvoll  decorativen  Malerei  geltend, 
welche  die  Freilichtfarbc  mit  der  liebe- 
vollen Charakteristik  des  mhah  ;  Ii  P.  r 
sfinlichen  verbindet.  Einen  Vorläufer  fin- 
den diese  Maler,  von  denen  ich  gleich 
SfM'ecben  werde,  sozusagen  in  dem  Renoir 
der  sechziger  Jabre,  dessen  Frauenbildnis 
in  Weiss  —  Berlin  sah  es  in  der  Seces- 
sionsaustellunR  von  i<)0i  —  Osthaus  sich 
2U  gewinnen  wusste.  Es  tut  hier  nichts 
zur  Sache,  dass  der  ^nzösische  Maler 
spater  andere  Wege  ging.  Eine  M.innor- 
studie  imd  eine  Emlestimmung  von  gold- 
gelber Farbe  des  van  Gogh  bezeichnen 
eine  um  etwa  ein  Menschenalter  sp.Htcre 
Kun-^tauffassung.  Diese  berührt  sich  ver- 
waiuit  mit  derjenigen  des  jungen  aus 
Baden  stammenden  Malers  Emil  Rudolph 
Wfi'-s.  der  vor  bald  einem  Jahr  nach 
Hilgen  übersiedelte.  Berlin  hatte  dieser 
starken  Persönlichkeit  gelegentlich  der 
grossen  Ausstellung  bei  Kmer  ft  Rei- 
ner im  Frülijahr  IQOS  Vcrständnislosipr- 
keit  entgegengebracht.  Das  Museum  in 
Hagen  Mherbergt  von  ihm  bis  jetzt  zwei 
Blumenstückc.  Als  nächste  Arbeit  wird 
Weiss  in  dem  gleichfalls  von  van  de 
Velde  eingerichteten  Musiksaal  des  Hau- 
ses die  Waniinialcrc!  .lusfiihren.  Neben 
Weiss  begegnet  man  cuier  neuen  Erschei- 
nung in  einem  Bilde  des  Hamburgers 
Laage,  an  welchem  neben  dem  Zug  zur 
decorativen  Behandlung  der  Farben  ein 
sehr  eigenartiger  Colorismus  auffällt. 
Diese  Halbfigurenstudie  von  zwei  kleinen 
MSdchen  zeigt  ein  zum  Gelb  neigendes 
Rosa  und  Vergis^nieinnichtblau  mit  etwas 
Korallenrot  vor  dem  schwermütigen  Vio- 
letrot  einer  Hatdelcratttlandschaft  Im 
I^uf  dieses  Jahres  wird  auch  Cliristian 
Kohlfs  seinen  Wohnsitz  von  Wemiar  fort 
«nd  nach  Hagen  verlegen.  Hier  ist  die 
zweite  Malcrpcrsonlichkcit.  die  jctrt  erst 
durch  diesen  verständnisvollen  Kunst- 
freund Würdigung  findet.  Besetchnend  ist 


dabei  die  Vielseitigkeit  des  Geschmacks, 
der  nicht  nur  den  Farl)enzerlcger  in  die- 
sem Maler  schätzt,  da  wo  er  mit  der  fran- 
zösischen Schule  zusammenhängt,  sondern 
auch  dessen  frühe  sehr  detailliert  realis- 
tisdie  Landschaftsstudien  erwarb. 
Einstweilen  verwahrt  Osthaus  sich  frei- 
lich dagegen,  dass  man  ihm,  gestützt  auf 
vereinzelte  Erwerbungen,  ein  Programm 
naclisaift.  Rr  seihst  I bezeichnet  als  sein 
Ziel  neben  der  Förderung  der  bedeut- 
samen   Frsehetnungen    der  deatsdien 

Kunst  der  Ciegenwart,  in  seiner  Samm- 
lung ein  übersichtliches  Bild  aller  für  das 
XIX.  Jahrhundert  diarakteristi sehen  Per- 
sönlichkeiten zu  geben.  Darin  liegt  schon 
ausgesprochen,  dass  in  dieser  historischen 
Ahteihmg  das  Ausland  eine  wesentliche 
Berücksichtigung  erfahren  muss.  Et^lt 
werden  kann  diese  Absicht  natürlich  erst 
im  Laufe  einer  längeren  Zeit,  besonders 
in  Bezug  auf  bereits  lange  berühmte 
Meister,  deren  Werke  meist  in  fester 
Hand  sind  und  bei  denen  ein  Ankauf  nur 
gelegentlich  durch  glijckliche  Umstände 
gelingen  kann.  Unter  den  Kunstlern,  die 
für  die  Richtung  dieses  Planes  mass- 
gebend sind,  nannte  Osthaus  mir  Böck- 
lin,  Mar^s,  Feuerbach,  Watts  —  der  in- 
zwischen erworben  wurde  — ,  Manet.  Die 
Plastik  ist  bisher  durch  Meunier,  Rodin 
tmd  Minne  vertreten.  Auch  hier  also 
(legensatzc.  die  für  eine  grosse  Anpass- 
ungsfähigkeit des  Kunstempfindens  be- 
zeichnend sind,  wie  man  sie  I)ci  unseren 
Sammlern  nicht  eben  liäufig  findet 
X  X 
Mitte  N'ovember  wurde  die  GRAPHI- 
SCHE AUSSTELLUNG  DER  BERLI- 
NER SBCESSIOK  eröffnet.  Mit  gröss- 
tenteils noch  besser  gesichtetem  Material 
wurde  ein  erhöhtes  Niveau  gegenüber  den 
Vorigen  erzieh.  Der  Raum  gestattet,  nur 
das  Wichtigste  zu  erwähnen.  Vom  Aus- 
land kam  die  sehr  umfangreiche  Collcction 
von  .\uguste  Rodin,  jene  mit  fliegender 
Siclierheit  gezeichneten  Bleistiftumrisse 
nach  allerhand  Bcwegtmgen.  Darin  alle 
die  Verzeichnungen,  die  bei  dieser  Ent- 
stehungsweise natürlich  sind,  welche  aber 
für  den  Künstler  selbst  in  diesen  Nach- 
hilfen für  sein  Gedächtnis  nicht  störend 
zu  sein  brauchen.  Den  frühen  Imffressi»- 
nismus  des  William  Turner,  der  nodi  mft 
der  Pinselspitze  so  viel  Detail  gab,  lernt 
Berlin  hier  zuerst  kennen.  Whistler  dage- 
gen zeigte  man  noch  in  seiner  vorim- 
pressionistischen PeritKlc  vom  Ende  der 
fünfziger  Jahre:  Hafenansichten  mit  ei- 
nem virtuos  gegebenen  Gewimmel  von 
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Sdnffen  und  Mcnsdien,  eine  alte  Trödk- 
rin.  nmgeben  von  ihrem  Kram  —  auch 
das  früheste,  etwas  ängstlich  spitze  Blalt. 
In  Aubrey  Beardsleys  Zeichnungen  für 
den  Buchschmuck  I>ehält  das  in  breiten 
FUcken  verteilte  Schwarz-W'ciss  durch 
einige  haarfeine  Contureii  und  zitternde 
Pnnctrciben  noch  genug  feine  Bew^lich- 
keit  zur  Enträtselung  so  compliderter 
Empfindungen,  wie  <ic  die  Seltsamkeiten 
von  Oskar  Wildes  Salome  verlangen.  Der 
Oesterreidier  Oriik  bdcennt  sich  ra  den 
beiden  Bildnissen  von  Max  Klinger 
(Schabkunst)  und  in  den  Radierungen 
imd  lithoKraphieen  aus  dem  Leben  drü- 
ben in  Japan  wieder  zur  europäischen 
Auffassung  von  Licht  und  Schalten,  wäh- 
rend er  in  den  Holzschnittport raits  (von 
Bernhnrd  Pankok.  Kolo  Moser,  Joscpli 
Hoftniann)  noch  den  ostasiatischen  Lehr- 
meistern folgt.  Unter  den  Deutsdwit 
ragt  das  Werk  von  Käthe  Kollwitz  hervor 
durch  die  immer  machtvollere  Beherrsch- 
img  der  plastischen  Deutlichkeit  der  Er- 
scheinung und  durch  immer  stärkeres 
Zoruckdrängen  des  rein  Inhaltlichen  zu 
gun»tcn  der  Empfindung.  Ihr  letztes 
Blatt  zum  Bauernkrieg  ist  keine  Kampf- 
sondern  dne  mit  rein  realistischen 
Mitteln  gegebene  Symbolisierung  eines 
\'orwartsstiirmens  zum  Ziel.  Die  Ra- 
dicnnff  Totes  Kind  dn  unerhörtes  Be- 
kenntnis vom  Mutterempfinden.  Technisch 
intere.»ant  ist  die  Anwendung  des  wei- 
chen Atzgrundes  für  die  ganz  grossen 
Blätter  und  mit  seiner  Hilfe  der  male- 
rische Ton,  der  im  Eindruck  der  Farbig- 
keil des  Wirklichen  sehr  weit  geht.  Adolph 
Munzer  machte  erfolgreiche  Schritte  zu 
einer  angendim  bewegfichen  Cotoristik. 
Vnlkm.-xnn  ist  zum  erstenmal  an  dieser 
Stelle  mit  seinen  im  Decorativen  zart  emp- 
fundenen hndschaltlidien  Lithographteen 
atisreichend  vertreten  Linde-Walther 
bringt  selten  feinfühlige  Kinderstudien  in 
Plastdl,  Maria  Slavona  höchst  bemerkens- 
werte Katzcnbilder  im  selben  Material. 
Die  Plastik  ist  durch  Trubetzkoj,  durch 
dic  kleinen  Figfirchen  von  Kraus  imd 
durch  die  Broncen  und  eine  Marmorbüste 
von  Levi  vertreten. 

X  X 
An  sonstigem  Bemerkenswerten  in  BER- 
UHER AUSSTELLUNGEN  brachte  der 

Herbst :  Bei  Cassirer  des  Russen  Soinow 
Vidseitigkeit  im  Beleben  der  Cultur  des 
Koooco  und  der  Bicdemdcfwit«  wie  im 
modernen  Portrait  und  dOT  Landschaft. 
Ferner  euien  Vergleich  zwis^n  den  Ver- 
anchen  Mundis.  allein  mit  den  ganz  star- 


ken Farben  decorativ  verdnfochte  Male- 
rei zu  leisten,  mit  der  Kunst  des  Goya, 
der  beim  Portrait  im  Schwarz  und  in  den 
ganz  neutralen  Tönen  das  wirksame  Std- 

gcrungsmittel  einzelner  starkfarbiger 
Eflfecte  suchte.  Bei  Keller  &  Reiner:  Dic 
eigensinnige  Sonderart  des  Sascha  Schnei- 
der, der  vorwiegend  mit  der  Linie  und 
mit  Übergehung  des  Colorismus  im  mo- 
dernen Sinne  Decoration  zu  schaffen 
meint.  Darauf  die  2^ichnungen  ^on  Lud- 
wig Richter  aus  Anlass  sdner  Hnndert- 
jahrfcier.  Von  Schulte  wären  dic  stark 
räumlich  wirkenden  Schneelandschaftcn 
des  Schweden  Kalstenius  zu  nennen.  Bei 
Hirschwald  bezauberte  der  impressionis- 
tisch farbige  Charakter  der  Geschmeide 
des  Lalique  mit  der  unerhörten  Steigerung 
der  technischen  Proceduren  der  verschie- 
denen Arten  des  Email  und  dic  Verwen- 
dung von  Horn,  Elfenbein,  Bronce  in  Ver- 
bindung mit  Cjold  und  Edelsteinen,  dic 
ganze  Vorurteilslosigkeit  der  Japaner  in 
Bezug  auf  die  Verschiedenwertigkdt  der 
Materialien. 

X  X 

KURZE  CHRONIK.  Unter  den  Neuer- 
werbungen der  Berliner  National- 
galerie befindet  sich  eine  Interieur- 
studie (Ölfarbe)  vnti  Menzel  vom  Jahre 
1845.  welche  nnt  vollendeter  Meisterschaft 
die  Helligkeit  des  Lichts  gibt,  aLso  min- 
destens 25  Jahre  vor  den  französischen 
Impressionisten  einen  von  deren  Licblings- 
gegenständcn  vorwegnimmt.  Ferner  ist 
ein  frühes  Portrait  von  Böcklin  (Bild- 
hauer Josef  Kopf)  erworben.  Von  privater 
Seite  wurden  zwei  Ölgemälde  von 
(joya  geschenkt,  einen  Stierkampf  und 
dn  Volksfest  darstellend.—  Eine  Kunst- 
gewerbeausstcllnng  in  Dres- 
den findet  vom  November  bis  Mitte  Ja- 
nuar stat  Das  unterscheidende  Merkmal 
gegenüber  verwandten  Unternehmungen 
bildet  nach  dem  Programm  die  Vorfüh- 
rung einer  künstlerisch  und  technisdi 
vollwertigen  Arbeiterwohnung  und  einer 
solchen  für  die  Ansprüche  des  kldnen 
Mittelstandes.  Schon  wiederholt  sind  ge- 
rade in  Dresden  Versuche  nach  dieser 
Richtung  gemadit  worden.     amu*  mbni 

BOcher 

Die  Gestaltung  und  Wirksamkeit  der 
Arbeitskammern  ^ird  uns  in  dner 

kür.^b\:h  erschienenen  Studie  von  Dr. 
Bernhard  HARMS:  DIE  HOLLÄN- 
DISCHBN  ARBEtTSK AMMERN,  ihre 
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Entstehung,    Organisation    und  H'irk- 
samkeit  /Tübingen  und  Leipzig,  J.  C. 
B.  Mohr/   naher    gebracht.     Der  Ver- 
fasser deckt  die  Schwächen  und  Mängel 
dieser  Institutionen  freimütig  aiuf  und 
liefert  damit  auch  zur  Erörterung  dieser 
Frage  in  Deutschland  eine  willkommene 
Anregung.   Während  in  tincr  Reihe  an- 
derer L^der,  die  in  ihrer  industriellen 
Entwickelung    weit    hinter  Deutschland 
zurückäteben,Arbeitskammern  eingericiitct 
sind,  harrt  bei  uns  die  alte  Forderung 
der  socialdemokratischen  Partei  auf  Er- 
richtung von  Arbeitskammern  und  eines 
Reichsarbettsanites     noch     immer  der 
Lösung.  Eine  starke  Anregung  erhielt  die 
Errichtung  von  Arbeitskammern  in  Hol- 
land  nach   den   Ergebnissen   einer  En- 
quete im  Jaiire  18912,  die  eine  nahezu 
beispiellose  Willkfir  der  Arbeitgeber  und 
Ausbeutung  der  Arbeiter  darstellte,  ohne 
dass  irgend  ein  gesetzlicher  Schutz  hier- 
gegen  vorhanden   war.    Nach  einigen 
missglückten  Versuchen  aus  dem  Parla- 
mait   heraus,   für  Arbeitskanmiern  die 
gesetzliche  Grundlage  zu  schaffen,  kün- 
digte schliesslich  die  Regierung  im  Jahre 
1895  selbst  die  Einbringung  eines  solchen 
Gese^entwurfes   an.    I-inc    rechte  Zu- 
stimmung erfuhr  der  Entwurf  der  Re- 
gierung   von  keiner  Seite,    und  es  ist 
interessant,  dass  neben  den  radicalen  So- 
cialisten  mn  Nieuwenbuis  auch  die  so- 
cialdemokratische    Arbeiterpartei  ent- 
schieden den  Entwurf  ablehnte,  weil  eine 
Versöhnung  zwischen  Capital  und  .Arbeit 
unmöglich  sei;  im  übrigen  forderte  man 
Arbeitcrknmniern    ohne   Beteiligung  der 
Untcrneluuer.    in  der  Folge  hielt  man 
sich  denn  auch  von  den  Wahlen  zu  diesen 
Körperschaften  fern,  bis  später  auch  hier 
die  strenge  Abstinenz  aufgegeben  wurde 
und  heute  unsere  Parteifreunde  in  vielen 
Kammern  ausschliesslich  die  Vertretung 
innehaben.  Di«  Regienmg  musste  bei  der 
Xussiihtslosigkeit  ihres  ersten  Entwurfs 
im  Jahre  1897  eine  neue  Vorlage  bringen, 
die  dann  Gesetz  wurde. 
Die  Befugnisse  der  Kammern  sind  recht 
ungenügende.      Streitigkeiten,    die  sie 
schiedsgerichtlich  achlichten  können,  be- 
schränken sich  nur  auf  einige  gewerbliche 
Klagen  einzelner  Personen ;  bei  Strikes 
erkennen  die  Unternehmer  die  Vermitte- 
lung  von   dieser   Seite  nicht   an.  Der 
Verfasser  betont  deshalb  mit  Recht,  dass 
zu  einem  schiedsgerichtlichen  Verfahren 
bei  Strikes  eine  kräftige  Organisation  der 
Arbeiter  gehört;  die  fehlt  aber  in  Holland. 
Einige  sich  radical  gebärdende  Socialisten 


und   die   Anarchisten   lehnen    die  Ein- 
mischung der   Kammern  gleichfalls  ab, 
weil   die   Kannnern  ZU  geringe  Maclit- 
befugnisse  hal>eil.  Die  Unternehmer  gehen 
in  ihrer  Abneigung  gegen  die  Kammern 
sogar  so  weit,  dass  es  wiederholt  vorge- 
kommen ist,  dass  Arbeiter  entlassen  wur- 
den, weil  sie  sich  als  Vertreter  in  die 
Kammern   wählen   Hessen.   Die  Unter* 
nchincr  haben  auch  verstanden,  durch 
einen  passiven  Widerstand  die  Ausfüh- 
rung des  Gesetzes  zu  vereiteln.  So  musste 
die  Kammer  für  da»;  BuchdruckRcw»rbc 
in  Leyden  im  Jahre  1900  aufgelöst  wer- 
den, weil  sich  die  Unternehmer  wciger» 
ten.  an  den  Sitzungen  teilzunehmen.  Das- 
selbe wiederholte  sich  in  Breda  für  die 
Kammer    der    Nahrüngs-    und  Gcnuss- 
mittelindustrie.  In  Maastricht  wurde  die 
Kammer    für    die  Tonwarenfabrifcatio« 
aufgelost,  weil  die  .\rbeiter  sich  weiger- 
ten, der  Entlassung  eines  socialdemokra- 
tischen Secretairs  zuzustimmen;  die  Un- 
tcrnehnnT  lehnten  darauf  jede  Teilnahme 
an  den   Sitzungen  ab.     Ahnliche  Con- 
flictc  wiederholten  sich,  wahrend  in  einer 
Anzahl  Kammern  der  Verfasser  das  Zu- 
sammenarbeiten beider  Vertretungen  als 
durchaus    harmonisch    schildert.  Den 
Vorsitz  der  Kammer  führt  abwechselnd 
ein  Unternehmer  und  ein  Arl>eiter,  zu 
Schwierigkeiten  hat  die  Praxis  nirgends 
geführt.    Der  Mangel  der  Organisation 
liegt  in  der  Berufsabgrenznng  der  Kam- 
mern, dem  Vermeiden  einer  Ccntralisation 
und    der    geringen  Machtbefugnis  bei 
Veranstaltung  der  Enqueten.  Einige  der 
selben  sind  daher  missgliickt. 
Folgt  man  dem  Bericht  der  Kanuner  für 
Kattun-  ^d  Tapetenindustric  in  Ililver« 
suin,  so  muss  in  Holland  das  Trucksystem 
in  höchster  Blute  stehen.    Die  Kammer 
hatte  hier  ♦festgestellt,  dass  die  Arbeiter, 
weil  sie  die  Esswaren  aus  den  Consum- 
läden  der  Fabrikanten  entnehmen  müssen, 
i,()5  M.  und  daniber  wöchentlich  mehr 
an  nötigen  Gebrauchsartikeln  verausgaben 
müssen,  als  wenn  sie  frei  in  der  Wahl 
ihres  luukaufs  wären. 
Der  Verfasser  gibt  noch  zum  Schluss 
eine -Darstellung,  welchen  Reformen  die 
Kammern  unterzogen  werden  müssten.  Er 
uberschät/t  <lic  Corporationen  in  ihrem 
.\u5gleieh  der  Gegensätze  zwischen  Capi- 
tal und  .\rbeii;  auch  dürfte  bei  gewerb- 
lichen Streitigkeiten  ein  Verfahren,  wie 
es  in  unseren  Gewerbegerichten  gegeben 
ist,  dem  Verfahren  der  Arbeitskammern, 
die  ohne  richterliche  Befugnisse  sind, 
vorzuziehen  sein.  komiit  soHinoT 
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MAX  SCHIPPEL  •  EINE  POLITISCHE  MUSTERBIBUO- 
THEK 

Die  Leitung  einer  grossen  Bibliothek  findet  in  der  Öffentlichkeit  selten 
die  entsprechende  Wertschätzung.  Nur  wenige  machen  sich  eine 
Vorstellung  davon,  welche  organisierende  Fähigkeit,  welche  vielseitigen 
Kenntnisse,  welcher  literarische  Orientierungssinn  dazu  gehören,  eine 
Schatz-  und  Rüstkammer  des  Wissens  planmässig  und  systematisch  aus- 
zubauen —  auch  von  einer  gegebenen  Grundlage  aus,  und  vollends  erst, 
wenn  mit  der  Zeit  und  den  fortschreitenden  Ansprüchen  die  Grundlage 
selber  sich  verschiebt  und  einer  stetigen  Erweiterung  bedarf.  Sogar  die 
Fülle  der  mehr  mechanischen  Ordnungsarbeiten  kommt  nur  gelegentlich 
dem  und  jenem  Benutzer  zum  Bewusstsein.  Man  hält  es  einfach  für  selbst- 
verständlich, dass  jedes  einschlägige  Buch  für  den  sofortigen  Gebrauch  zur 
Verfügung  steht ;  und  man  findet  es  schier  unbegreiflich,  dass  irgend  eine 
Schrift,  deren  Titel  zufällig  einem  Specialisten  aufstösst,  dem  Bibliotheks- 
beamten nicht  sofort  beim  Erscheinen  in  ihrem  vollen  Inhalt  vertraut  wurde« 
Bei  der  Durchsicht  eines  tmi fangreichen  Katalogs  ahnt  allerdings  mancher, 
was  das  Erreichte  zu  bedeuten  hat  und  dass  es  von  selber  wohl  kaum  so 
werden  konnte  .... 

Kürzlich  hat  die  Bibliothek  des  deutschen  Reichstags 
den  vierten  Band  des  Zugangsverzeichnisses  veröffentlicht.  Vier  Bände 
Zugangsverzeichnis  neben  fünf  Bänden  Hauptkatalog  —  wer  hätte  das 
in  den  Kindheitstagen  des  Reichsparlaments  voraussehen  können  I  Wer 
die  ersten  Sitzungsberichte  aufschlägt,  wird  nicht  wenig  staunen,  dass  der 
Eingang  eines  überwiesenen  Buches  ein  so  denkwürdig  seltenes  Ereignis 
war,  dass  es  vom  Präsidium  aus  feierlich  verkündet  wurde.  Erst  ge- 
gen Mitte  der  siebziger  Jahre  brachte  man  es  zu  einem  beruflich  geschulten 
Beamten,  und  diesem  —  dem  auch  sonst  um  sein  Fach  hochverdienten 
Dr.  Potthast  —  gelang  es  erstmals,  die  ziemlich  wildgewachsenen, 
wirren  Bücherbestände  zu  einer  wirklichen  Bibliothek  mit  festen  Richt- 
linien imd  bestimmter  Eigenart  auszugestalten.  Der  Katalog  vom  Jahre 
1882  umfasst  1432  Seiten. 
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Die  letzten  Jahre  der  Potthastschen  \'er\valiung  waren,  wenn  wir  uns 
nicht  tauschen,  weniger  erfolgreich.   Die  Geschäfte  wudisen  wohl  dem 

einzelnen  Manne  trotz  seiner  Leistungsfähigkeit  mit  der  Zeit  über  den 
Kopf;  die  Gabe.  Mitarbeiter  heranzuziehen,  scheint  ihm  nie  besonders  eigen 
gewesen  zu  sein.  Er  litt  auch,  wie  ich  aus  manchen  Unterhaltungen 
scliliessen  möchte,  unter  der  Empfindung,  dass  man  an  massgebender  Stelle 
die  wachsenden  Bedürfnisse  und  die  Wichtigkeit  seines  Ressorts  nicht 
genügend  würdige;  bureaukratische  Eifersüchteleien  dürften  ihm  s^ter 
gleichfalls  die  Schaffensfreudigkeit  vergällt  haben. 

Dann  gaben  die  neuen  Verhältnisse  im  jetzigen  Reichstagshause  abermals 
der  ganzen  Entwickelung  einen  lebliaften  Schwung  und  Ruck  nacli  vor- 
wärts. Schon  die  ganz  andersartige  Anlage,  die  Einrichtung  einer  beson- 
deren  Handbibliothek  zwang  zur  Vermehrung  des  Beamtenstabes.  Aber 
auch  eine  frischere  Initiative  machte  sich  unter  dem  Nachfolger  Potthasts, 
Professor  Dr.  Müller,  wieder  geltend.  In  der  \^eröfTcntlichung  des 
neuen  Katalogs  kommt  das  klar  zum  Ausdruck:  der  erste  Band  (704  Seiten 
und,  wie  der  zweite  Band,  noch  von  Dr.  Bloemeke  bearbeitet)  erschien 
1890,  der  zweite  und  dritte  Band  (1023  und  1126  Seiten)  1896  —  dann 
in  rascher  Folge  der  vierte  Band  (1121  Seiten)  im  Jahre  1897,  der  fünfte 
Band  (Titel-  und  Sachreg'ister.  895  Seiten)  1899.  das  erste  Ziigangsver- 
zeicluiis  (278  Seiten)  1898,  das  zweite  (820  Seiten)  1900,  das  dritte  (789 
Seiten)  1901  und  schliesslich  das  vierte  ( 1069  Seiten)  soeben  Ende  1903. 
Dabei  ist  der  Etat  der  Bibliothek  relativ  sehr  bescheiden  bemessen  : 
1903  für  Besoldungen  (i  Oberbibliothekar,  4  Bibliothekare)  neben  Woh- 
nungspfcldzuschuss  23  200  Mark,  für  An!<aiif  und  Binden  von  Büchern 
und  Zeitschriften  30000  Mark.  Die  letzte  Summe  hat  sich  seit  Jahrzehn- 
ten nicht  verändert;  sie  steht  zum  Werte  des  Bücherschatzes  in  gai; 
keinem  Verhältnis,  weil  Behörden,  Parlamente,  freie  Olganisatimen  und 
Institute  des  In-  und  Auslandes  sehr  viele  Drucksachen  —  rnanchc,  wie 
die  Londoner  und  Washingtoner  Regicnmgcn  und  Parlamente,  jährlich 
ganze  kleine  Bibliotheken  —  überweisen  und  austauschen. 

Gewisse  Grundzüge  einer  solchen  Bibliothek  stehen  naturgemäss  von 
vornherein  fest.  Parlamentarische  Beratungen  und  Beschlüsse,  Gesetze, 
Gesetzescommcntare  und  systematischere  Rechtsdarstellungen,  Enqueten, 
politisch-ökonomische  Jahresberichte,  Zeitungen  und  Zeitschriften,  Statis- 
tiken bilden  die  unentbehrlichsten  Informationsquellen  für  die  Gesetz- 
und  darum  mich  den  Grundstock  der  ReichstagsbüchereL  Aber  man 
bereits  hier  die  Grenze  sehr  weit  oder  auch  sehr  eng  ziehen.  Die 
Sammlung  im  Reichshause  dürfte,  was  die  letzten  Jahrzelmte  anlangt, 
auf  dem  Continent  weitaus  in  erster  Linie  stehen.  So  finden  wir  zum 
Bei^iel  nicht  nur  die  Landtagsdrucksachen  der  deutschen  Einzelstaaten 
*—  neben  denen  Preussens  diejenigen  der  hannoverschen  Ständeversamm'« 
lung  seit  1814,  des  kurhessischen  Landtages  seit  1831,  Nassaus  seit  1825 
beziehungsweise  1818,  Bayerns  seit  1819,  Sachsens  seit  1833,  Württem- 
bergs seit  Anfang  des  vorigen  Jahrhunderts,  Badens  seit  1819,  Hessens 
seit  1866,  Oldenburgs  seit  Sachsen-Welmar-Hisenachs  seit  1817, 

Anhalts  seit  1 863-1864,  Braunschweigs  sdt  1833,  Coburg-Gothas  seit  1853, 
Sachsen-Meiningcns  seit  1830»  Li]>pe-Detmokls  seit  183S,  Reuss'  seit  1851. 
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Schwarzbarg-Rudolstadts  seit  1848»  Schwardiurg-Sondershausens  seit 

1849,  Waldecks  seit  1849  und  so  fort  — -  sondern  vor  allem  auch 
fortlaufend,  und  zum  Teil  sehr  weit  zurückgreifend,  die  Druck- 
.sachcn  der  ausländischen  Volksvertretungen ;  Österreichs  sowohl 
wie  Ungarns  (seit  1861  respective  1875),  der  Schweiz,  Frankreichs,  Bel- 
giens (jetzt  seit  1844),  der  Niederlande,  Luxemburgs,  Englands  (voll- 
ständig seit  1876),  Dänemarks,  Schwedens  und  Norwegens,  Italiens, 
Spaniens,  Portugals,  Griechenlands  (von  1844  bis  1875),  ^'^i"  Vereinigten 
Staaten  von  America  (jetzt  unimterbrochen  seit  1863-1864),  Südaustra- 
liens seit  1881.  Selbst  Chile  fehlt  seit  einiger  Zeit  nicht,  weder  mit  seines 
Cmiuwa  de  Diputados,  noch  mit  seiner  Camara  de  Senadores.  Noch  weiter 
ansgreifend  sind  erklärlicherweise  die  Sammlungen  von  (jesetzen  (Ver- 
ordnungen, Ausführungsbestimmun^en)  angelegt;  die  Acts  von  Victoria, 
von  Tasmanien,  des  Dominion  of  Canaäa,  Indiens,  Niederländisch  Indiens 
sind  vorhanden. 

Doch  ist  hier  nicht  der  Platz,  derartigen  Einzelheiten  nachzugehen.  Nur 

die  vorhandene  Literatur  desSocialismus  und  der  Ar- 
beiterbewegung sei  mit  ein  paar  Bemerkungen  gestreift.  Vom 
vierten  Katalogbande  an  erkennen  wir  deutlich  das  Streben,  die  heute  so 
viel  erörterten,  schwer  erreichbaren  älteren  Schriften,  besonders  der 
vierziger  Jahre,  möglichst  lückenlos  zu  erwerben,  vor  allem  jedoch  die 
tmtonter  so  wertvollen  Berichte  der  Gewerkschaften,  der  A r - 
beitersecretariate  systematisch  zu  sammeln.  So  sind  im  eben 
erschienenen  letzten  Bande  verzeichnet:  die  Arbeitersecretariatsberichte 
von  Breslau,  Waldenburg,  Halle,  Cöhi,  Hannover-Linden,  Frankfurt  am 
Main,  München,  Nämb^ig,  Chemnitz,  Stuttgart,  Jena,  Bremen,  Lübeck 
—  die  Veröffentlichungen  der  GrosseinkaufsgescUschaft  deutscher  Con- 
jumvcrcine  zu  Hamburg,  die  Flugschriften  der  Gencralcommission  der 
Cewerksc haften  —  Berichte  der  Gewerkschaftscartelle  in  Berlin,  Ham- 
hurgt  Breslau,  dazu  eine  Menge  grösserer  und  kleinerer  Fublicationen  des 
Bäcker,  Barbiere,  Buchdrucker,  Handschuhmacher,  Holzarbeiter,  Maler, 
Maurer,  Metallarbeiter,  Sattler,  Steinarbeiter,  Zimmerer.  Der  alte  Züricher 
Socialdeviokrat  liegt  von  Anfang  bis  Ende  vor,  sogar  der  Socialist,  das 
Organ  der  Unabhängigen  Socialist en,  die  Leipziger  Volkszeitung  seit  1894, 
das  Hamburger  Beho  seit  1893.  das  BerUner  VotMftatt  und  der  jetzige 
Vorwärts  von  Anfang  an,  die  Münchener  Post  seit  1896,  die  Wiener  Ar' 
beiterseitung  und  ebenso  vorher  die  Wiener  Gleichheit  vom  ersten  Jahr- 
gang an.  Die  Londoner  Arheiteraeitung,  die  Londoner  Freie  Presse,  Mösts 
Freiheit,  die  Autonomie,  der  Lumpenproletarier,  die  Rache  fehlen  nicht, 
ireilich  sind  sie,  wie  noöh  manches  andere,  wUer  Verschluss  und  nur  »zu 
-amdidien  Zwecken  ausschliesslich  den  Herren  Mitgliedern  des  Bundes- 
rats und  des  Reichstages  in  der  Handbücherei  zugänglich«.  Sogar  Ge- 
I^^enhcitsschriftchcn  und  Spottblätter,  wie  sie  auf  unseren  Parteitagen  und 
anlässlich  imvemieidlicher  Streitfälle  das  Licht  der  Welt  erblicken,  tauchen 
inuner  wieder  auf.  Wenn  man  erwägt,  dass  es  sich  um  eine  uns  fem* 
stehende  Verwaltung  handelt,  dass  gerade  der  Erwerb  der  kleinen,  durch 
^en  regelrechten  Buchhandel  meist  gar  nicht  erhältlichen 
Berichte  und  Kundgebungen  viel  Sammeleifer  und  sehr  oft  Geduldsproben 
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härtester  Art  voransselzt,  so  treten  die  Verdienste  des  wenigkSpSgea  Be- 

amtenstabes  und  der  Leitung  voll  hervor.  Denn  verdienstvoll  ist  auch  diese 
Tätigkeit  zweifellos:  viele  solcher  unscheinbaren  Beiträge  zur  Geschichte 
und  Psychologie  der  socialdemokratischen  Bewegung  und  der  Arbeiter- 
organisationen gewinnen  mit  der  Zeit  eine  steigende  Bedeutung,  und  sie 
sind  alsdann  oft  rettungslos  im  Strudel  der  Maculatur  untei^^angen.  Wir 
möchten  allen  politischen  und  gewerkschaftlichen  Or- 
ganisationen nochmals  ans  Herz  legen,  für  ihre  Berichte,  Enqueten 
und  sonstigen  Kundgebungen  regelmassig  in  der  Adressenliste 
auch  die  Reichstagsbibliothek  zti  ffihren.  .  .  . 

Wir  sprachen  im  Anfang  davon,  dass  sich  audi  die  Grundlagen  der 
Bibliothek  stetig  erweitert  haben  und  fortgesetzt  erweitem  werden. 
Das  liegt  in  der  Natur  unserer  politischen  Entwickelung.  Wer  hätte  vor 
dreissig  Jahren  gewusst,  dass  die  Agrarproductionen  Nordamericas»  Ar- 
gentiniens und  anderer  überseeischer  Gebiete  so  stark  auf  tmsere  heimische 
Wirtschaft  und  schliesslich  auf  unsere  innere  Gesetzgebung  und  unsere 
äussere  Handelspolitik  zurückwirken  könnten?  Damit  ist  eine  ganze  weit- 
vcrzwciq'tc  internationale  Literatur  mehr  und  mehr  in  das  Gesichtsfeld 
des  Parlaiuuitahcrs  und  der  Regierungen  gerückt.  Ahnlich  mit  der 
Colonial-  und  Weltpolitik,  die  ganz  neue  Beährungen  und  Gegensatie 
unter  den  Völkern  geschaffen  hat  und  darum  auch  den  Umkreis  der  not- 
wendigen imd  wünschenswerten  literarischen  Informationen  viel  weiter 
steckt,  als  früher.  Wer  dachte  noch  vor  einem  Jahrzehnt  daran,  dass  uns 
Canada  mit  einer  ausgeprägten  selbständigen  Handelspolitik  gegenüber- 
treten wurde,  wer  hätte  also  besonderen  Grund  gehabt,  den  Ver£mdlungen 
des  canadischen  Parlaments  und  den  Reports  der  Dominiome^ening  zu 
folgen?  Ahnlich  mit  dem  jungen  australischen  Bunde,  der  seine  Ellen- 
bogen handelspolitisch,  in  der  SchiflFahrtsgesetzgebung,  in  der  Einwande- 
nmgsregelung,  bei  den  Rivalitäten  im  Stillen  Ocean  so  seltsam  rührt,  dass 
wir  u)  Deutschland  hie  und  da  schon  die  P&fie  spiiren.  Selbstverständlich 
r^  sich  dann  auch  hier  das  Bedürfnis,  diese  von  internationalem  Ent- 
gegenkommen recht  wenig  übertünchten  politischen  Naturburschen  im 
Auge  zu  behalten,  während  man  sich  früher  um  ihre  politischen  Bestre- 
bongen  tmd  ihre  parlamentarisch-gesetzgeberischen  Leistungen  wenig  oder 
gir  nicht  au  kfimmem  brauchte. 

So  werden  und  müssen  mit  dem  tmiversellen  Aufstreben  Deutschlands^ 
mit  der  Vielseitigkeit  der  politischen  Betätigung  des  Reiches  und  seiner 
Organe  die  Ansprüche  auch  an  die  Reichstagsbücherei  steiften.  Diese 
Steigerung  wird  eine  periodische  Vermehrung  des  Beamtenstabes  bedingen. 
Indesp  keine  Mehrarbeit  und  kein  Mehraufwand  dürfte  nutzbringender  seht. 

Das  grosse  Generalregister  des  Bureaudirectors  Knack  über 
die  Reichstagstätigkeit  von  1867  bis  1894- 1895  und  die  vorliegenden 
Katalogbände  der  Bibliothek  sind  für  Verwaltungsbeamte,  Parlamen- 
tarier, Juristen,  Natknalökonomen,  für  alle  politisch  Tätigen  und  alle  ün 
öffentlichen  Leben  Stehenden  zMrei  der  dankenswertesten  Gaben,  die  nna 
das  letzte  Jahrfünft  gebracht  hat. 
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FRANZ  STAUDINGER  KANT  UND  DER  SOCIALISMUS- 
EIN  GEDENKWORT  ZU  KANTS  TODESTAGE 

Die  Redaction  der  Socialistischen  Monatshefte  hat  mir  die  Ehre  erwiesen, 
mich  zu  einem  Aufsatz  zu  Kants  Todestage  aufzufordern.  Dem  ent- 
spreche idh  gern,  wenn  ich  aoeh  ans  den  in  meiner  Ethik  und  PoUtik  entwidcdten 
Orfinden  nicht  Mitglied  der  Partei  bin.  Denn  dass  Kant  zum  Socialismus  führt, 
ist  mir  zweifellos,  nicht  so  freilich,  dass  man  diesen  aus  Kant  ablesen  wollte, 
wie  dn  Kritiker  Dietzgens  kürzlich  den  Neukantianern  unterschob,  wohl  aber 
so,  dass  die  Anwendung  seiner  liberalen  Gmudgedanken  auf  die  heutige 
wirtschaftliche  Entwickelung  dahin  führen  muss.  Das  ist  kein  neuer  Ge- 
danke. Karl  Vorländer  hat  in  zwei  trefflichen  Broschüren^)  eine  Menge 
der  darfiber  erschienenen  Arbdten  mitgeteilt  Seitdem  ist^s  freilich  wieder  stille 
im  Walde.  Eine  Abhandlung  von  O.  G  e  r  I  a  c  h  in  Königsberg  über  Vorländers 
Broschüren,  die  die  Beziehung  Kants  zu  Marx  anzweifelt^),  und  der  unten  er- 
wähnten Artikel  von  Conrad  Schmidt  sind  das  einzige  von  einigem  Um- 
ixagt  was  tms  zu  Gesidit  gekommen.  Mehring  hat  den  Kantianismus  glatt- 
weg verabschiedet  und  gesagt,  die  Socialdemokratic  werde  ebensowenig  in  der 
Philosophie  auf  Kant  zurückgehen,  wie  in  der  Politik  auf  Robespierre  und  in 
der  OlEOnomie  auf  Baboeuf.')  Und  neuerdings  scheint  es  üblich  zu  werden,  bd 
Gelegenhdt  von  Besprechungen  der  neu  herausgegdkeaeii  Sdirilten  von  Joief 
Dietzgen  den  Kantianern  einen  Scitenhieb  zu  versetzen.  Nun,  erhebe  man 
immerhin  das  Feldgeschrei  Dietzgen  contra  Kantl  Das  entgegengesetzte  wird 
man  unserdnen  nidit  ausstossen  h5ren.  Über  Autoren  stdit  imcfa  dn  Kldnes: 
die  Wahrheit.  Wer  nur  sie  sucht,  prüft  da  wie  dort  mit  gleicher  Erwägung  und 
nimmt  das  Gute,  wo  er  es  findet  In  diesem  Sinne  treten  wir  an  unsere  Sache 
heran. 

XXX 

Am  18.  Februar  werden  es  loo  Jahre,  dass  in  stiller  Abgeschiedenhdt,  in 
seinem  Königsberg,  von  wenigen  Freunden  umgeben,  Immanuel  Kant  als  fast 
achtzigjähriger  Greis  die  Augen  im  Tode  schloss.  Weithin  strahlte  schon  da- 
mals sein  Ruhm,  und  bei  seinen  Mitbürgern  geuoss  er  allgemein  nur  Liebe 
und  Aditung.  Aber  eins  konnte  ihm  zu  sdnen  Lebcdten  unmöglich  zu  tdl 
Verden:  volles  Verständnis  für  sein  Wirken.  Denn  sein  Denken  griff  schon 
zu  wdt  über  den  .Horizont  seiner  Zcitj^enossen  hinaus.  Und  st>  sehr  seine  I.chre 
so  vide  schon  damals  begeistert  und  angeregt  hat:  die  breiheitsbegeisterung, 
in  der  die  Jugend  von  1813  mit  Kant  im  Tornister  zu  Felde  sog,  es  war  dodi 
nidlt  die  Begeisterung  für  Kants  Freiheitsidec.  Goethe,  so  wenig  er  gerade 
Kants  Begriff&zergUederungen  nalie  stand,  empfand  doch  mehr  im  Geiste 
Kants,  wenn  er  über  diese  grosse  nationale  Bewegung  zu  Professor  Luden  in 
Jena  traurig  sprach:  »Was  ist  denn  errungen  oder  gewonnen  worden?  Vfie 
sagen:  die  Freiheit;  vielleicht  aber  würden  wir  es  richtiger  Befreiung  nennen, 
nicht  vom  Joche  der  Fremden,  sondern  von  einem  fremden  Joche.  Es  ist 
wahr,  Franzosen  sdie  tdi  nicht  mdir  und  nicht  Italiener,  aber  dafür  sdie  ich 
Kosaken.  Baschkiren  etc.«  Er  wusste,  wie  Kant,  dass  das  Ziel,  »ein  frdes 
Volk  auf  freiem  Grund  zu  sehn«,  die  letzte  Sehnsucht  seines  Faust,  nicht  ver- 

>)KariVorlinder:  EM  mmI  AT  SsdUbSM»  /B«rlia  1901/  tuld  DU  ncutM^Mke  BmegUHg  Im 

SociaäsmHS  [ücTlia  1903/. 

*)  Otto  Gerlach:  Kant  und  dtr SoctaHsmMM ia im Uladtfiftfir SfslaMneiiitt^ft,  1903, pag. jfio M. 
^  V«m}.  di«  LiterarttdU  Rmdiekau  in  dar  Ji/emmt  ZeU,  ti^'i^  IL  Bd.,  pag.  U4. 
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wirklicht  wird  durch  bloss  äussere  Befreiungstat,  dass  es  zup;leich  inneres  Er- 
wachen der  geisti^n  Fähigkeiten  und  Übung  in  deren  Betätigung  voraussetzt. 
Auch  die  erl^ntmskritische  Ldstung,  die  Kant  angebahnt  hat,  musste  man  Mhoo 
zu  seinen  Lebzeiten  zum  Schlimmeren  verbessert  sehen  durch  FIchtes  »voTf 
nehmen  Tone.  Eine  matcrial-idealistische  Entwickelung  knüpfte  an  einen  Grund- 
fehler seines  Denkens  an,  fährte,  über  seine  dauernden  Leistungen  achtlos  hin- 
wegschreitend, zur  Rückbildung  bis  Hegel  und  brach  dann,  Kant  mitbegrabend» 
in  sich  zusammen.  So  gclK'irte  Kant  lange  wieder  zu  den  Toten;  und  erst  die 
letzten  Jahrzehnte  haben  ihn  neu  zum  Leben  zu  erwecken  begonnen. 

Von  seinem  äusseren  Leben  sei  hier  nicht  viel  berichtet;  das  wird  jede 
Zeitung  an  seinem  Todestage  besorgen.  Leicht  ist  es  dem  körperlich  schwäch- 
lichen, geistesstarken  Sattlcrssohn  nicht  geworden,  bis  er  sich  zu  seiner  Höhe 
emporrang.  Neun  Jahre  wurde  er,  als  er  1746  nach  dem  Tode  seines  Vater» 
die  Universität  verlassen  musste,  als  Hauslehrer  umhergeworfen  und  ass  dann 
noch  fünfzehn  Jahre  als  Privatdocent  ein  kümmerlich  Brot,  bis  er  endlich  1770, 
46  Jahre  alt,  in  die  sichere  Lebensstclltm;^  des  ordentlichen  Professors  ein- 
rückte. Schon  als  Privatdocent  liaiie  er  in  der  Allgemeinen  Naturgeschichte 
und  Theorie  des  Himmels  /175s/  seine  grossartige  Theorie  der  Wehcntwicke- 
lung  ausgebildet,  die  ihn  mit  Laplace  zusammen  für  alle  Zeiten  in  die  ersten 
Reihen  der  naturwissenschaftlichen  Theoretiker  stellt.  Aber  sein  Hauptruhm 
sollte  ihm  doch  als  Philosoph  zu  teil  werden.  In  einem  Alter,  wo  schon  die 
meisten  Menschen  unfähig  für  Neues  zu  werden  beginnen«  sdiuf  er  jene  Reihe 
von  classischcn  Werken,  die  ihm  den  Namen  des  ersten  Philosophen  aller  leiten 
unanfechtbar  zusichern.  In  seiner  Kritik  der  reinen  Vernunft  /1781/  und  in 
seinen  Prologomcna  zu  einer  jeden  künftigen  Metaphysik,  die  als  IVisscmchaft 
wird  auftreten  können,  /1783/  wies  er  der  Untersuchung  des  menschlichen  Er- 
kennens neue,  die  alten  Geleise  durchaus  umlegende  Bahnen;  in  seiner  Grund- 
legung zur  Metaphysik  der  Sitten  /178s/  und  seiner  Kritik  der  praktischen 
Vernunft  /1788/  gab  er  der  Ethik  des  nreien  Menschen  ein  Ptmdament,  das 
trotz  alier  törichten  Bestreitungen  in  seinem  Wesen  unverrückbar  wird  bleiben 
müssen;  der  Kunstlehre  gab  er  durch  seine  Kritik  der  Urteilskraft  /'1790/, 
die  auch  den  sonst  ihm  wenig  geneigten  Goethe  mächtig  anzog,  entscheidende 
Neuanregungen.  Dann  folgt  seine  Religion  intterhalb  der  Greugen  der  blossen 
Vernunft  /1793/,  welche  im  Grund  die  deistischen  Dogmen  des  persönlichen 
Gottes,  der  metaphysischen  Willensfreiheit  und  der  Individualunsterblichkeit 
methodisch  neu  zu  begründen  suchte,  die  ihm  aber  trotzdem  schwere  Angriffe 
und  staatliche  Zurechtweisung  zuzog,  und  seine  Rechts-  und  TugendMvrt 
/1798  welche  die  Anwendung  seiner  sittlichen  Grundsätze  auf  die  ihm  zu- 
gängUche  Praxis  darstellen.  Zwischen  diesen  Werken  finden  wir  dann  noch 
dne  Rdhe  wundersamer  Perlen  eingestreut,  von  denen  die  Idee  mu  einer  all' 
gemeinen  Gesehichte  in  weltbürgerlicher  Absicht  /1784/  und  die  Schrift  Zum 
ctvtgen  Frit'ilcn  '1795/  erwähnt  seien,  jene  als  eine  Probe  seiner  ökonomisch 
entwickelnden  Geschichtsauffassung*),  diese  wegen  ihres  Gegenstands,  den  sie 
mit  grosser  Klarheit  behandelt 

Wollen  wir  nun  Kant  in  seiner  Bedeutung  fassen,  so  müssen  wir 
ihn  vor  allen  Dingen  im  Zusammenhang  mit  seiner  Zeit  und  ihren  Problemen 
verstehen.  Dann  aber  müssen  wir  fragen,  was  diese  Probleme  und  deren  von 
Kant  gegebene  Losung  unabhängig  davon  zu  bedeuten  haben,  und  erst  daran  ist 
die  Frage  zu  knfipfen,  wdche  Consequenzen  die  Anwendung  der  als  richtig  sti 
erachtenden  Principien  auf  unsere  heutigen  Zeitverhältnisse  haben  kann. 

<)  Vergl.  Conrad  s i  h  m  i .1 1 :  Ober  die  gescUMtpUtMo^^OtOim  AmtldUi»  Eamis ia  dto  SbcfalMteritoi 
MaiuH9t^fi»$h  1903,  IL  IM.,  pag.  tiHi  iL 
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Die  GrvadMee,  die  dem  ganzen  classischen  Zeitalter  von  Klopstock  Usr 
Kant  sein  eigenstes  Gepräge  gibt,  ist  der  freie  —  das  ist  der  vernünftig 
sich  selbst  bestimmende  Mensch..  Mit  diesem  Gedanken  tritt  das  ganze  Zeit- 
alter teils  klarer,  teils  verschwommener  in  grundsätzlichen  Widerstreit  mit  den 
vorhergehenden  feudalen  und  abaolutistisdien  Perioden,  welche  sowohl  das 
Denken  wie  das  Wollen  und  Handeln  an  eine  vonauaaenher  verpflichtende 
Norm  festbinden. 

Diese  Grundtendenz,  das  sei  nun  sofort  betont,  wird  nach  langer  äusserer 
Keaction  und  tiefem  geistigen  Schlafe  in  den  letzten  Jahrzehnten  wiederum 

das  Lebensprincip  des  modernen  Geistesstrehens;  und  sie  ist  auch,  was  man 
gleich  dawider  sage,  das  Lebensprincip  und  der  wahre  innere  Ausgangspunct 
des  Socialismus.  Ohne  den  Gedanken  freier  Selbstbestimmung  wäre  es  ja 
sinnlos,  gegen  »jede  Art  der  Unterdrückung  und  Ausbeutungc  zu  Felde  zu 
aiciien,  wie  es  doch  das  Erfurter  Programm  tut.  Karl  M  a  r  .x  betont  denn 
andi  sehr  oft  neben  der  Ausbeutung  das  AbixängigkeitsverhäliniSt  neben  der 
Verwcrtungsfunction  des  Capitata  seine  Function  als  Beherrsditmgsmittel.*) 
Und  in  dem  berühmten,  scheinbar  rein  ökonomisch  entwickelnden  7.  Unter- 
abschnitt des  24.  C.ipitels  ist  der  leitende  Gedanke  der:  das  »Privateigentum 
des  Arbeiters  au  semen  Productionsnnttelnc  (»die  Grundlage  des  Kleinbetriebs«) 
ist  »notwendige  Bedingung«  auch  für  »die  Entwickelung  der...  freien  ln- 
d  i  V  i  fl  u  a  1  i  t  ä  t  des  Arbeiters  selbstc  Das  capitalistischc  Privateigentum 
ist  eine  »X^ation  des  individuellen«  auf  eigene  Arbeit  gegründeten  Phvat- 
dgentnms«.  Die  Sodalisierung  dieses  usurpierten  Privateigentums  »stdlt 
.  .  .  das  individuelle  Eigentum«,  also,  so  geht  die  Consequenz,  auch  die  freie 
Individualität  des  Arbeiters  wieder  her.  Das  heisst:  das  notwendige  Ziel 
der  socialistischcn  Bewegung  ist  die  Wiedererlangung  der  Freiheit  durch  das 
Mittel  der  Socialisierung,  das  hetsst  der  Genossensdiaftlichkdt  aller  coopera- 
tiven  Betriebe. 

Hiermit  haben  wir  den  Punct  bestimmt,  darin  der  heutige  Socialismu.s  mit 
dem  classischen  Zeitalter  uinerlich  zusammenhangt,  obwohl  er  nicht  in  direct 
historischer  Abfdge  daran  anknüpft.  Aber  gerade  deshalb,  weil  er  historisch 
nicht  an  die  höhere  Form  des  classischen  Geistes,  snndern  an  dessen  Epigonen 
anknüpfen  musste,  konnte  er  auch  dessen  Inhalt  und  dessen  Denkmethoden 
nicht  voll  übernehmen.  Und  es  ist  ein  verhängnisvoller  Irrtum,  zu  glauben, 
das  classische  Zeitalter  sei  deshalb,  weil  es  in  ökonomischer  Entwickelung,  in 
Wirtschaftlicher  und  naturwissenschaftlicher  Erkenntnis  weit  überholt  ist, 
darum  in  allem  überwunden. 

Prdfidi,  die  zunehmende  Spaltung  des  Volks  in  wirtschaftlich  beherrschende 
Capitalherren  und  wirtschaftlich  abhängige  Capitalfröner  konnte  es  noch 
aidlt  kennen.  Socialistische  Tendenzen  mu^'^tcn  ihm  darum  fremd  ^c\r\.  Auf 
ihm  lag  ein  anderer  Druck,  der  des  zerfallenden  und  in  seinem  Zerfall  immer 
unldiUicheren  feudal-absolutistischen  Privilegiensystems.  Seine  geschichtlidie 
Aufgabe  war  es,  dem  Privilegium  die  Freiheit  und  Gleichberechtigung  gegen- 
überzustellen und  diese  mitsamt  ihrer  Grundbedingung,  der  Teilnahme  an  der 
viesetzgebung,  direct  in  das  Bewusstsein,  indirect  in  die  Verfassungen  einzu- 
fnhrai,  das  Herrensystem  also  ztmächst  grundsätzlich  zu  überwinden. 

Darum  musste  es  den  Gedanken  freien  Menschentums  selbst  erst  einmal  durch- 
arbeiten und  den  Gesetzen  nachspüren,  darauf  es  ruht.  In  Deutschland  lagen 
die  Verhältnisse  anders,  als  in  England,  das  damals  materiell  und  geistig  die 
wirtschaftlichen  Bedingungen  des  modernen  Lebens  entwickelte,  oder  in  Frank- 
reich, wo  die  politischen  Fragen  in  den  Vordergrund  gedrängt  wurden  und 

*)  Vtigl.  KsrI  Ifsrs:  Da$  CaftM,  L  Bd.,  a  AnS.,  /Hambuc  1873/,  ptg.  «43^.671  and  tndcic  SIcUcd. 
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wo  die  grosse  Revolution  zum  erstenmal  Menschenrechte  ins  Gesetz  aufnahm, 
liier  blieben  die  Denker  wesentlich  darauf  beschränkt,  die  Innengesetze 
freier  Persönlichkeit  ztt  erforschen.  Aber  gerade  darin  bestdit  auch  die  unver- 
gleichtiche  Leistung  unserer  Geistesheroen,  unserer  Lessing,  Herder,  Schiller, 
(joethe  und  Kant.  Ihnen  kann  kein  Volk  in  dieser  Hinsicht  gleiche  zur  Seite 
stellen.  Hier,  nicht  bei  den  Epigonen,  hat  der  Socialismus,  der  heute  berufene 
Vertreter  des  Freiheitsgedankens,  nodi  viel  tmgdiobene  Schätze  zu  beben*  Er 
Ticnnt  sich  den  Erben  der  closHschen  Zeit,  Nun  wohl,  dann  enrerbe  er  sein 
J£r4)teil,  damit  er's  besitze! 

Das  gilt  für  jene  alle;  aber  im  weitesten  Umfange  gilt  es  für  die  Gedanken 
des  Mannes,  dessen  Andenken  wir  heute  feiern.  Denn  sie  sind  den  breiten 
Massen  noch  am  wenigsten  bekannt,  weil  sie  die  grundlegendsten  und  tiefsten 
sind.  Um  seine  Schlacken  hat  sich  ein  Jahrhundert  in  den  Lüften  gestritten; 
das  Dauernde,  das  er  entdeckte,  das  Prsdctische  gerade  für  den  Gedanken  der 
Freiheit,  das  kümmert  nur  wenige.  Die  Freiheit  des  Denkens  und  die  Freiheit 
des  Wollcns  und  Handelns  finden  bei  ilnn  erst  ihre  tiefere  Begründung'.  Was 
er  auf  diesen  beiden  Gebieten,  der  Krkenalnislehre  und  der  Sittenlehre,  Bahn- 
brechendes geleistet  hat,  das  sei  nun  in  kurzen  Zügen  beleuchtet 

Zunächst  überschauen  wir  seine  Sittenlehre,  seine  Ethik.  Denn  wenn 
er  selbst  auch  zuerst  seine  Erkenntnislehre  bearbeitete:  ohne  dass  seine  sitt- 
lichen Grundgedanken  ihn  leiteten,  war  dies  unmj^lich.  Die  Art  des  sittlidiea 
Willens  bedingt  auch  den  Willen  zur  Erkenntnis.  Freiheit  ist  für  Kant 
der  Ausgangspunct  auch  seines'  Erkenntnisstrebens,  wie  er  in  der  Einleitung 
zur  zweiten  Auflage  seiner  Kritik  der  reinen  Vernunft  deutlich  ausspricht.  Nun 
hat  er  ja  die  Freiheit  als  mteUigible  Freiheit  gar  metaphysisch  gefasst,  in  einer 
Wttse,  wie  wir  es  heute  nicht  mehr  zu  tun  vermögen.  Aber  dem  Überschwäng- 
lichen  ist  doch  das  Richtige  beigeschlossen:  der  Gedanke  der  Gesetzmässigkeit 
des  vernünftigen  Willens. 

Worin  besteht  diese  Gesetzmässigkeit?  Im  Laufe  der  Entwickelung  der 
■menschlichen  Gesellschaften  hat  der  Mensch  ausser  seinen  physischen  Impulsen 
eine  Reihe  von  höheren,  durch  sein  Zusammenleben  mit  anderen  und  die  Be- 
reicherung seines  Aussen-  und  Inn^ilebens  erzeugter  Impulse  ausgebildet  Und 
Hand  in  Haml  damit  hat  sich  eine  Fähigkeit  entwickelt,  durch  die  er  . —  statt 
dem  momentanen  Impuls  zu  folgen  —  befähigt  wird,  seine  sämtlichen  Impulse 
zu  überschauen  und  sie  dann  ordnen  und  beherrschen  zu  lernen. 
Diese  ubersdiauende  und  regelnde  Function  ist  das  Vernfinftige  in  uns, 
das,  was  uns  innerlich  frei  macht,  und  ihre  Gesetzmässigkeit  ist  das  sittliche 
Gesetz.  Mit  seinem  Erwachen  und  Wachsen  greift  es  zugleich  über  auf  die 
noch  naturwüchsigen  gesellschaftlichen  Beziehungen  zwischen  den  Menschen. 
Es  verwirft  Gewalt  und  Unterdrückung  zvrischen  vemfinftigen  Wesen  und 
fordert  auch  hier  ein  vernünftiger  Reg^clun^  entsprungenes  Gesetz.  Denn  nur 
ihm  kann  der  Mensch  sich  frei  imterstellen.  Das  ist,  in  entwickelungsgeschicht- 
liehe  Sprache  übersetzt,  Kants  Grundentdeckung  auf  ethischem  Gebiet  Daraus 
folgt :  Es  darf  im  Einzelwesen  kein  einzelner  Antrieb,  weder  der  Furcht  noch 
der  Lust,  despotisch  die  anderen  beherrschen,  wenn  Freiheit  bestehen  soll. 
Sie  alle  müssen  sich  der  Gesetzgebung  des  regelnden  Bewusstseins  unterordnen. 
Und  genau  dasselbe  ist  auch  die  Gmaequenz  nach  aussen  für  eine  Gemeinschaft 
von  Vemunftwcsen.  Auch  hier  darf  nicht  die  Willkür  einzelner  Gesetze  geben, 
sondern  das  Gesetz  muss  Herr  sein,  und  zwar  ein  Gesetz,  »welches  macht,  dass 
des  einen  Freiheit  mit  der  anderen  ihrer  bestehen  kannc- 

Das  klingt  anders,  als  zum  Beispiel  das  törichte,  im  Princip  dnch  noch  eine 
Zwangsautorität  einschliessendc  Problem,  das  man  von  St.  Mill  bis  heute 
endlos  aufwerfen  hört:  wie  viel  des  menschlichen  Lebens  soll  der  Individualität, 
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wie  viel  der  Gesellschaft  angewiesen  sein?  Als  ob  die  Gesellschaft  etwas  anderes 
wäre,  als  die  teils  nach  bestimmten  hcwussten  Gesichtspuncten  geschaffene, 
teils  naturwüchsig  gewordene  OrganisaUun  der  Individuen.  Nicht  eine  blosse 
Summe  freilich,  wie  das  Manchestertum  will,  aber  auch  kein  Organismus,  der 
die  Individuen  als  Zellen  enthielte;  nein,  eine  jeweils  bestimmte  Art  der  Zu- 
sammenordnung  von  Individuen.  Wenn  nun  diese  Zusammenordnung  sich 
unter  dem  GestchtqMuicte  dner  Theokratte  oder  eines  weMkfaen  Absotntismits 
oder  dergleichen  vollzieht,  da  muss  freilich  gefragt  werden,  wie  viel  Freiheit 
das  Indivduum  behalten  dürfe.  Wenn  aber  die  Freiheit  der  Persönlichkeiten 
selber  das  Ziel  ist,  so  kann  die  einzige  Frage  dahin  gehen,  durch  welche  Ord- 
nung diese  Freiheit  auf  jeweiliger  technischer  Entwickelungsstnle  am  testen 
verbürgt  wird.  Ihre  Fähigkeit,  Freiheit  zu  verbürgen,  ist  der  sittliche 
Massstab,  daran  eine  Verfassung  zu  messen  ist,  sonst  nichts. 

Danach  löst  sich  auch  die  Frage,  welche  Handlungen  recht  und  unrecht 
seien.  Die  antoritire  Ethik  erldärt  ganz  bestimmte  Handhmgen  f&r  redit  und 
fiir  unrecht,  weil  ihr  ja  nur  die  gegebene  Ordnung  als  heilig  gilt  Der  sitt- 
lichen Ethik  des  Freien  ist  dieselbe  Handlung  einmal  recht,  einmal  unrecht, 
je  nachdem  sie  im  gegebenen  Falle  vernünftiges  Zusammenwirken  in  jeweiliger 
Ordnung  beiiehungsweise  die  Ausbildui^  besserer  Ordnung  fordert  oder 
hennnt. 

Daraus  ergibt  sich,  welch  eine  Sinnlosigkeit  es  ist,  wenn  man  Kant  Formalis- 
mus, Starrheit  vorwirft  und  behauptet,  er  widerstreite  sowohl  dem  natürlichen 
Streben  sum  Qfidc,  wie  dem  Entwtckelungsgedanken.  Das  Glficksdigkeits- 
Strcben  erkennt  Kant  ganz  ausdrücklich  an;  er  scheidet  es  nur  methodisch  von 
der  sittüchen  Function.  Er  will  nicht,  dass  man  mit  >Abscheu  tue,  was  die 
Pflicht  gcbcutc,  sondern  dass  die  sittliche  EntSchliessung  und  Regelung  nicht 
durch  Sonderinteressen  getrübt  werde.  Und  so  will  er  nicht  inhaltliche 
Gebote  ein  für  allemal  heilig  gesprochen  haben ;  er  macht  also  gerade  die  Bahn 
für  vernünftige  Entwickelung  frei.  In  dieser  Beziehung  denkt  Josef  Dietzgen 
ihm  gleich,  wenn  er  am  Schlüsse  seines  Bfidileins  Das  Wesen  der  menfcIMchen 
Kopfarbeit  sagt,  sein  Kamfrf  gelte  »nicht  der  Sittfichkeit,  ja  nicht  einmal  einer 
bestimmten  Form  derselben,  sondern  der  Arroganz,  welche  eine  bestimmte 
Form  zur  absoluten,  zur  Sittlichkeit  überhaupt  macht«.  Diese  Forderung  be- 
dingt einen  Fornuiitmiu  der  EAik,  oder  es  gibt  Anarchie. 

Ein  materiales  sittliches  Princip  dagegen  ist  stets  entweder  autoritär  oder 
anarchisch.  Das  letztere  ist  mit  den  Glückseligkeitsprincipien  zum  Beispiel 
Benthams  der  Fall  Sie  stimmen  ziun  Erwerbsliberalismus,  der  aus  dem  anar- 
chischen Gificksstreben  aller  einzelnen  die  Gesamtheit  entstehen  lässt,  den 
Staat  dabei  zum  Nachtwächter,  die  Sittlichkeit  zum  Lückenbüsser  degradierend. 
Wenn  irgendwo,  so  greift  gerade  in  der  Aufstellung  des  sittlichen  Grundprincips 
die  Kantische  Lehre  in  ihrer  Tragweite  bereits  weit  über  die  Tendenzen  des 
genannten  Liberafismus  hinaus.  Gerade  hierin  docunwntiert  er  bereits  die 
Scheidung  des  sittlichen  Liberalismus,  der  im  Laufe  der  Entwickelung  den 
Socialismus  als  seine  eigene  Consequenz  ansehen  muss,  und  des  Erwerbs- 
liberalismus, der  sich  zum  imperialistischen  Wolfsliberalismus  entwickelt 

Dass  von  dem  sittlichen  Princip  Kants  aus  auch  der  Charakter  des  sittlichen 
Gebots  sich  i^uizlich  ändert,  versteht  sich  von  selbst.  Die  autoritäre  Ethik 
gebietet  von  aussen  her  Du  sollst!  und  verlangt  Aneignung  dieses  Gebots  an 
den  Willen.  Die  freie  Ethik  Kants  entwickelt  das  Du  sollst !  von  innen  her 
aus  jener  Gesetzmäsrig^eit  vernünftigen  Wollens.  So  ist  aucli  sein  katego- 
rischer Imperativ  zu  verstehen,  so  scholastisch  er  klingt.  Für  Kant  ist  Moral 
nur  soweit  vorhanden,  als  sie  diesem  inneren  Princip  bewusst  oder  tmbewusst 
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entspringt,  auf  freier  Überzeugung  des  Rechten  beruht  Alle  anf  Furcht  und 
Hoffnung  gründende  Moral  ist  Scheinmoral. 

Das  sind  wohl  die  wesentlichsten  der  grundlegenden  Gedanken,  mittels  deren 
Kant  im  Reiche  der  Ethik  an  jener  grössten  und  einzigartigen  Revolutimi  der 
Weltgeschichte  mitgearbeitet  hat,  in  deren  Durchführung  wir  heute  mitten 
inne  stehen:  der  Ersetzung  despotischer  Belierrschung  und  Willkür  durch  das 
auf  vernünftigem  Zusanunenwirlwn  aller  sich  grnndoide  Gesetz.  Es  ist  ja 
freilich  im  Grunde  der  alte  Gedanke  der  Bruderschaft  aller  Menschen  unter 
dem  Gesetz  Christi,  der  Gedanke  des  Reiches  Gottes  mit  seinem  Friede  auf 
Erden,  der  sich  hier  wieder  zu  verwirklichen  strebt  Jene  Friedensbotschaft 
ward  aber  leider  in  den  Himmel  verschlagen,  und  die  Fäden,  die  sie  schon  auf 
Erden  hatte  spinnen  heissen,  wurden  gar  oft  nur  zur  Geisse!  der  Unterdrückung 
zusammengedreht  Das  Jahrhundert  Kants  hat  jene  Lehre  wieder  auf  die 
Erde  zurüdcgeholt,  und  die  weitere  Entwickelung  hat  die  Gedanken  der  Frdlwit 
und  Rechtsgleichheit  denn  doch  wenigstens  in  den  Verfassungen  sanctioniert 
und  im  Bewusstsein  der  Menschen  soweit  gefestigt,  das^  es  möglich  ist,  sie  mit 
Erfolg  als  Waffe  wider  die  neu  erstarkten  Unterdrückungstendenzen  zu 
schwingen. 

Was  nun  freilich  die  Anwendung  jener  Grundsatze  betrifft,  so  konnten 
sie  bei  Kant  der  F.ntwickclungsstufe  seiner  Zeit  nicht  weit  vorcilen.  Von  wirk- 
lichem Socialisnuis  im  wirtschaftlichen  Sinne  konnte  noch  keine  Rede  bei  ihm 
sein.  Er  kann  nur  einen,  freilich  für  seine  Zeit  vorgeschrittenen  Liberalismus 
vertreten,  aber  eben  den  sittlichen,  nicht  den  Erwcrbshhcrah'smus.  Dem  Doctri- 
narismus  der  Zeit  entsprechend  lehrt  er  eine  scharfe  Tremiung  der  gesetzgeben« 
den,  der  ausübenden  und  der  richterlichen  Gewalt  Mit  einem,  in  einem  abscrfu- 
tistischen  Staate  erstaunlidien  Freimut  hat  er  rundweg  gesagt:  »Die  gesetz- 
gebende  Gewalt  kann  nur  dem  vereinigten  Willen  des  Volkes  zukommen«;  und 
>die  rechtlichen,  von  ihrem  Wesen  unabtrennlichen  Attributcc  der  Staatsbürger 
sind  ihm  gesetzliche  Freiheit,  bürgerliche  Gleichheit  und  büi^jerlidfe  Selb» 
ständic^keit.  Einige  nähere  Ausführungen  hierzu  werden  wir  freilich  heute 
für  Entgleisungen  nach  links  wie  nach  rechts  halten.  Wenn  er  zum  Beispiel 
seinen  Satz,  die  gesetzliche  Freiheit  bestehe  darin,  keinem  anderen  Gesetz  zu 
gehorchen,  als  dem  man  beigestimmt  hat,  wörtlich  nähme,  so  käme 
man  zu  polnischer  Anarchie.  Und  wenn  er  umgekehrt  Gesellen  und  Dienst- 
boten die  Fähigkeit  zur  Stimmgebung  im  Gemeinwesen  nicht  gewähren  will, 
-weil  sie  nicht  bürgerlich  selbständig  seien,  so  stimmt  diese  Anschanung  bekannt- 
lich zwar  mit  der  Anschauung  der  Constituante  in  Frankreich  und  ist  vom 
Standpunct  isolierten  Wirtschaftssystems  begreiflich,  vom  Standpunct  der  Ein- 
sicht in  entwickelteres  capitalistisches  Getriebe  zeigt  sie  sich  als  Widerspruch 
mit  den  sittlichen  Rechtsgrundlagen.  Und  so  könnte  man  an  einzelnem  noch 
vieles  anführen. 

Eine  auch  für  uns  noch  wesentliche  und  folgenschwere  Lücke  in  der  An- 
wendtuig,  die  das  Princip  selber  mitberührt,  ist  aber  folgende :  Kant  hängt,  wie 
zu  seiner  Zeit  begreiflidi,  trotz  seines  trefflichen  allgemeinen  Princips  noch  zu 
sehr  an  den  Handlungen,  die  der  einzelne  gegenüber  den  einzelnen  ausübt. 
Darum  sieht  er  nicht  die  ganze  Tragweite  seiner  Umwälzung  der  sittlichen 
Principien.  Die  autoritäre  Zeit  beschränkt  notwendig  die  Ethik  fast  völlig  auf 
die  Pflichten  des  einzehwti  gegen  Gott,  gegen  sich  selbst,  gegen  seine  Neben- 
menschen und  gegen  das  gegebene  Staatsgesetz;  die  Pflicht  dagegen,  die  aus 
der  Teilnahme  an  der  Gesetzgebung  selbst  erwächst,  kann  ja  noch  gar 
nicht  vorhanden  sein.  Diese  Pflicht  aber  tritt  neuerdings  in  den  vordersten 
Vordergnmd,  und  für  sie  muss  gerade  Kants  Moralprincip  in  allererster  Linie, 
und  zwar  direct,  massgebend  sein;  was  freilich  unsere  Interessenpolitiker  nicht 
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hindern  wird,  dennoch  die  Gesetzgebung  als  blosses  Machtmittel  zur  Durch- 
setzung ihrer  Interessen  zu  benützen  und  damit  den  Gesetzescharakter 
der  G«wtze  ni  falschen.  Für  die  Etnzelhandlungen  aber  kann  Kants  Prineip 
nicht,  wie  er  glaubt,  direct,  sondern  nur  vermittelt  gelten.  Dem  allgemeinen 
Prineip  entspricht  es  zum  Beispiel,  n  i  e  unwahr  weder  gegen  sich  noch  gegen 
andere  zu  sein.  Wenn  wir  als  Gesetzgeber  wirken,  so  müssen  wir  dem  direcf 
und  aosnahmslos  gehorchen.  Wenn  wir  aber,  wie  es  Kant  fordert,  zum  BeisfMel 
dem  verfolgenden  "Nförder  wahrheitsgemäss  sagen,  wo  sein  Opfer  verborgen 
ist,  so  kommen  wir  in  jenen  sittlichen  Rigorismus,  der  von  Unkundigen  so  oft 
Kants  Prineip  selbst,  statt  dessen  Anwendung  ziir  Last  gelegt  wird  und  darum 
manchen  gegen  ihn  voreinnimmt.  Hier  sind,  wie  in  andmn  Fällen,  Con- 
flicte  der  Pflichten  in  Erwägung  zu  ziehen. 

Ferner  aber  hat  Kant  nicht  klar  bewusst  die  Brücke  zu  legen  vermocht,  die 
von  aeinem  sittlichen  Prineip  zu  seinem  Wahrheitsprincip  hinfiberffihrt,  und 
wc4il  eben  aus  dem  Grunde,  weil  er  die  hervorragende  Bedeutung  der  Gesetz- 
gcbimgjpflichten  noch  nicht  erkennen  konnte.  Die  autoritären  Systeme,  welche 
bestimmte  Gesellschaftsordnungen  und  damit  bestimmte  Moral f orderungen  heilig 
sprachen,  mossten  notwendig  auch  all  dasjenige  heilig  sprechen,  was  den 
Glauben  an  die  Richtigkeit  und  Unverbrüchlichkeit  dieser  Moral f orderungen 
sicherte  und  festigte.  Daher  der  Glaubenszwang,  den  sie  ihren  Mitgliedern 
anferlegten.  Denn  wenn  die  Menschen  die  geistigen  StüUen  der  Ordnungen 
an  kritisieren  binnen,  so  ist  auch  die  Heiligkeit  der  Ordnungen  selbst  und 
deren  Bestand  in  Gefahr.  So  gebt  ja  tatsächlich  mit  jeder  Neuordnung 
auch  ein  neues  Gedanken-  respective  Glaubenssystem  Hand  in  Hand.  In  der 
aotoritären  Zeit  ward  freilich  auch  dies  nachher  wieder  autoritär.  Aber  nun 
war  ja  die  Zeit  gekommen,  wo  man  forderte,  dass  die  Gesamtheit  der  Staats- 
bürger an  der  Gesetzgebung  teilnehme.  Geschieht  einmal  das,  so  wird  es  ein 
Unding,  zu  fordern,  dass  man  von  vornherein  an  die  Richtigkeit  bestimmter 
Ordnungen  und  damit  audi  ihrer  geistigen  Stützen  glaube.  Es  erwächst  im 
diametralen  Gegensatz  hierzu  die  sittliche  Forderung,  dass  man  sich  von  allem 
Vorurteil  frei  mache  und  durchgängig  rein  sachlich  prüfe,  was  für  das  Zu- 
sammenleben freier  Menschen  das  Föiderndste  sei.  Aufrichtig  ist  der  Mensch, 
wenn  er  glaubt,  er  tue  das  Rechte.  Die  Prüfung  aber,  was  recht  heissen  darf, 
kann  richtig  nur  dann  vorgenommen  werden,  wenn  kein  autoritäres  Glaubens- 
princip  die  Seelen  beherrscht,  sondern  allein  das  Gesetz  der  Erkenntnis. 

In  dieser  Weise  hängt  das  Erkenntnisprincip,  das  Kant  aufgestellt  hat,  mit 
knmanenter  Log^k  mit  seinem  sittlichen  Prineip  zusammen.  Von  hier  aus  sei 
dann  auf  diese,  seine  zweite,  der  "Zeit  nach  erste,  grosse  Errungenschaft,  seine 
Erkenntnislehre,  ein  Blick  geworfen. 

Kants  grundlegende  Leistung  ist  die  Analyse  der  Erfahrung,  das  heisst  der 
Naturwabmebmung.  wie  wir  sie  alle  haben.  An  sie  schliesst  sich  alles  tM^rige 
an,  was  er  sagt  Die  Irrtümer,  die  wir  alle  schon  in  der  blossen  Walirnehmung 
der  Natur  machen,  zum  Beispiel  die  Verwediselung  eines  Lichts  mit  einem 
Stern,  einer  schaukelnden  Flocke  mit  einem  Vogel  etc.,  müssen  uns  ja  schon 
fragen  lassen,  auf  welchen  Grundlagen  die  als  richtig  angesehenen  Verbin- 
dungen ruhen.  Für  Kant  war  es,  im  Anschluss  an  den  Engländer  H  u  m  e , 
insbesondere  die  tiefere  Frage,  wie  es  komme,  dass  wir  bei  Wahrnehmung  von 
Änderungen  stets  nach  einer  Ursache  fragen,  da  wir  drtcb  mir  ein  \V)rber  und 
Nachher  wahrzunehmen  scheinen.  Dadurch  wurde  er  auf  weitere  Fragen,  zum 
Bci^d  nach  der  Substaiu,  gefuhrt  Und  so  entdeckte  er,  dass  wir  den  Wirr- 
warr der  verschiedenen  Empfindungen,  die  uns  zuströmen,  dadurch  ordnen,  dass 
wir  sie  in  einem  Raumzusammenhange  schauen  und  die  nach  einander  hier 
gleichartig  auftretenden  durch  bestimmte  Gedankenbänder  verknüpfen. 
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Wir  sagen  nämlich  g^nz  instinctiv,  wenn  wir  heute  in  derselben  Umgebung 
eine  gleiche  Anschauung  etwa  von  einem  Baum  erhalten,  das  sei  wirklich, 
das  hdsst  tinabtiiagigf  von  unserem  Schauen,  derselbe  Bsumt  Wir  behaupten 
also  hier,  verschiedenen,  getrennten  Anschauungen  entspreche  ein  dauernder 
Gegenstand  im  Räume.  Durch  diese  Verknüpfung  wird  ims  also  eine  Serie 
von  gleichartig  wiederkehrenden  Empfindungen  respective  Anschauungen  erst 
zur  Wahrnehmung,  zur  Wahrnehmung  des  räumlichen  Gegen- 
stands, der  räumlichen  Substanc. 

Wenn  nim  weiter  an  dem  Gefüge  einer  solcherart  zusammengeknüpften  Wahr- 
nehmung etwas  Neues  hinautritt,  derart,  dass  sidi  im  VerlSltnis  zu  anderen 
Wahrnehmungen  Platz  oder  Form  oder  Farbe  ändert,  io  wird  dies  dem  vorigen 
Gegenstand  Fremde,  sofern  es  doch  an  ihm  wahrgenommen  werden  muss,  nicht 
als  ein  neuer  Gegenstand  angesehen,  der  mit  dem  vorigen  keinen  Zusammen- 
hang hätte,  sondern  als  etwas,  das  in  der  Z  e  i  t  in  Zusammenhang  mit  ihm  ge- 
treten ist,  das  heisst  als  Veränderung  des  alten  Gegenstands  selbst.  Da- 
mit aber,  dass  es  als  Veränderung  eines  Gegenstands  angesehen  wird,  weist 
das  Neue  am  Gegenstand,  das  vorher  nicht  an  ihm  war  und  doch  irgendwo  ge- 
wesen sein  muss,  auf  einen  Zusammenhang  hin,  dazu  es  vorher  gehörte,  das 
heisst  auf  die  Ursache.  Dies  zweite  G  e  d  a  n  k  e  n  b  a  n  d  ist  also  schon  in  der 
Wahrnehmung  der  \'eränderung  selbst  enthalten.  Wahrndhmimg  der  Ver- 
änderung eines  Gegenstands  schliesst  Zusammenhang  des  Netdiinzugetretenen 
mit  ausser  ihm  Liegendem  ein. 

So  liegen  also  Substauc,  Ursache  s-chon  in  der  Naturwahrnehmung 
selbst,  oder  vielmehr  die  von  uns  gestalteten  Verbindungen  machen  die  zer- 
streuten Eindröcke  erst  für  uns  zur  zusammenhängenden  Wahmdimung.  Wenn 
wir  diesem  Umstand  einmal  auf  die  Spur  gekommen  sind,  wenn  wir  wissen, 
dass  wir  derart  unweigerlich  unsere  Eindrücke  in  Raimii  und  Zeit  mittels 
jener  Gedankenbänder  ordnen  müssen,  so  ist  es  auch  erklärt,  warum  wir 
bei  jedem  neuen  Eindruck  a  priori  fragen  müssen:  wohin  im  Raum  gehört  er? 
oder  bei  jeder  Veränderung:  was  ist  die  Ursache?  Dies  ist  die  erste,  die  grund- 
legende Form  des  berühmten  a  priori. 

Aber  weiterhin  ist  es  nun  auch  offenbar,  dass  Folgerungen,  (fie  wir  kraft 
dieser  grundlegenden  Verbindungselemente  vornehmen,  wie  die  Folgerungen 
der  Mathematik  und  der  mathematischen  Natur^vissenschaft,  ohne  weiteres  für 
die  Dinge  selbst  Geltung  haben,  denen  ja  jene  zu  Grunde  liegen.  Eine  Folge- 
rung, die  wir  auf  Grund  von  Empfindungsmaterial  ziehen,  ist  nie  sicher.  Auch 
zum  Beispiel  die  scheinbar  unanfechtbarste  Antiquität  bestimmter  Art  Iconnte 
sich  als  Nachahmung  herausstellen  oder  wo  anders  hin  gehören,  als  wo  man 
es  vermutet.  Wenn  aber  ein  Stern  aus  gegebenen  Momenten  richtig  bereöhnet 
ist,  so  findet  ihn  das  Femrohr  nachher  an  gegebener  Stelle.  Dies  ist  die  zweite 
wesentliche,  die  wissenschaftliche  Bedeutung  des  a  priori. 

Aber  nun  fügt  Kant  noch  ein  drittes  a  priori  hinzu,  das  die  eben  geschilderte 
Leistung  wieder  aus  allen  Fugen  zu  reissen  geeignet  ist  Er  hat  richtig  er- 
kannt,  dass  wir  mit  den  genannten  Gedankenbändern  oder  Kategorieen  die 
Empfindungen  respective  Anschauungen  zur  Wahrnehmung  ordnen.  Er  hat 
auch  erkannt,  dass  erst  dadurch  unsere  Wahrnehmung  zu  einer  gegenständ- 
lichen Aussage  über  eine  objeetive  Welt  wird.  Nun  kommt  aber  die 
Frage:  wie  kommen  denn  diese  Gedankcnbändcr,  die  doch  Gedanken  in  uns 
sind,  wie  kommen  Raum  und  Zeit,  die  doch  Vorstellungen  in  uns  sind,  dazu, 
behaupten  zu  dürfen,  ihnen  entspräche  eine  von  aller  Wahrnehmung  un- 
abhängige Welt? 

Diese  Frage  ist  aufzuwerfen,  gewiss.  Aber  sie  ist  nicht  damit  zu  lösen,  dass 
man  nun  den  Schritt  tut,  den  Kant  ohne  jede  Befugnis  völlig  grundlos  tut,  in- 
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dem  er  behauptet:  jene  Gedankenbander  rnid  die  Anschauungsformen  Raum 

und  Zeit  »stammen  aus  uns«,  »entspringen  in  nn<^«,  sind  Erzeugnisse  unseres 
Geistes.  Und  ebensowenig  bündig  ist  die  weitere  Schlussfolgerung:  wenn 
diese  Bänder  Erzeugnisse  unseres  Geistes  sind,  so  ist  diese  Weh,  die  wir  walir- 
aehmen,  ein  blosser  Inbegriff  von  VorsieÜMHgen,  deren  Grundlage,  das  Ding 
an  sich,  gänzlich  unbekannt  bleibt.  Dieses  dritte  a  priori,  das  a  priori  des  Ur- 
sprtmgs  aus  uns,  ist  das  entstellende  und  verwirrende  Element  der  Kantischen 
I%ilosophie.  Daran  knöpft  Fidite  an,  der,  jene  Grandentdeclrang  missachtend, 
alles  aus  dem  Ich  herausspinnt.  Und  über  den  Streit  darüber  und  über  das 
Din(i  an  steh  ist  das  Grosse  in  Kants  a  priori  bis  heute  verdunkelt  geblieben.") 
In  der  Tat:  In  uns  sind  die  Katcgoriecn  und  Atischauungsformen,  denn 
wir  denken,  wir  nehmen  wahr.  Aber  flire  Beziehung,  ihre  Bedeu- 
t  u  n  g  weist  aus  uns  heratis.  Und  wenn  wir  niemals  ergründen  könnten,  wie 
das  erklärbar  sein  mag,  die  Tatsache,  dass  wir  nur  wahrnehmen  können, 
sofern  wir  schon  in  der  Wahrnehmung  selbst  das  Urtdl  fallen  über 
unabhängig  von  uns-  existierende  Dinge:  diese  Tatsache  könnte,  darauf  müssen 
wir  allen  Nachdruck  legen,  nur  mit  der  Auflösung  unserer  Naturwahrnehmung 
in  eine  bimte  Menge  von  Einzelanschauungen  weggeschafft  werden.  Da  wir 
aber  diese  Wahmdimung  nidit  so  aufzulösen  vermögen,  so  können  wir  auch 
die  sie  constituierenden  Urteile  über  die  Dingwelt  nicht  abtun.  Und  wir  hal>en, 
was  wiederum  auf  das  entschiedenste  zu  betonen  ist,  keinerlei  Recht, 
sie  dahin  umzudeuten,  dass  sie  bloss  für  eine  Welt  der  Erscheinungen,  das 
ist  blosser  Vorstellungen,  au  fdtcn  hätten. 

Wenn  also  Josef  Dietzgen  fragt:  »woher  wissen  wir  nun,  dass  hinter  den 
Naturerscheinungen  ....  eine  universale,  unbegrenzte,  absolute  Natur  liegt,  die 
sich  dem  Menschen  nicht  v^lstSndig  offenbart?«^),  so  wäre  zunädist  die  Ant- 
wort zu  geben:  weil  diese  tJaLiurerscheimMg  schon  jene  Beziehungen  auf  die 
absolute  Natur  in  sich  enthält,  ohne  die  sie  gar  nicht  als  Wahrnehmung  da  wäre. 

Nun  bleibt  ja  freilich  die  Frage,  wie  die  betreffenden  Gedankenbänder  solche 
Bedehunff  au  erhalten  vermögen,  noch  &m^.  Ob  wir  uns  hier  mit  der 
Antwort  Dietzgens  begnügen,  der  da  sagt:  »sie  ist  uns  angeboren;  sie  ist  mit 
dem  Bewusstsein  gegebene,  oder  ob  sich  uns  hier  mit  der  Losung  des  einen 
Problems  nicht  vielmehr  neue  Probleme  auftun,  das  möge  unbesprochen  bleiben. 
Um  so  schärfer  muss  einerseits  auf  Kants  positive  Leistui^f  und  andererseits 
auf  den  Fehler,  der  sie  verdunkelt,  hingewiesen  werden.  Ihm  schien  es  freilich 
SO  gänzlich  selbstverständlich,  dass  die  Elemente,  mittels  deren  wir  die  Ver- 
knüpfung der  Empfindungselemente  zu  Stande  kingen,  weil  sie  in  uns  sind, 
auch  unaUiängig  von  dem  Empfinden  in  uns  erzeugt  werden,  dass  er  nach 
keinem  Warum  mehr  fragt.*)  Sofort  in  der  Einleitung  zur  zweiten  Auflage 
seiner  Kritik  der  reinen  Vernunft  b^innt  er  mit  dem  berühmten  Satze :  »Dass 
afle  Erfcenntnis  mit  der  Er^rani^  [daa  ist  der  Natnrwahmehmungl  anfange, 
daran  ist  gar  kein  Zweifel«;  aber  darum  »entspringt  sie  nicht  allein  aus  der 
Erfahrung.  Denn  es  könnte  wohl  sein,  dass  selbst  unsere  Erfahrungserkenntnis 
ein  Zusammengesetztes  aus  dem  sei,  was  wir  durch  Eindrücke  empfangen,  und 
dem,  was  tmser  eigenes  Erkenntnisvermfigen  (durch  sinnliche  Eindrücke  bloss 
veranlasBt)  aas  sich  selfast  hergibt«.  Dies  mts  sich  selbst,  dies  dritte,  das  falsche 

•)  Ich  mass  freilich  bekenoen,  dass  ich  mit  i'.icsi  r  Ausscheidung  des  dritten  a  priori  unter  den  Nea- 
kutianeni  heute  noch  tUein  stehe.  .\ber  diese  Abwerfung  eines  gänzlichen,  verwirrendca  meta|;>hysischea 
Eltmeats  scheint  mir  hier  ebenso  notwendig,  um  die  Rackbildong  xu  falscher  Metaphysik  zb  hioderti,  wie 
sa»  litinid  di«  AbtdMidaoc  £rwef biUbenlinniu,  der  «am  CapittOdotpotinBu  folut,  mm  tittUdiw 
lAwnlbBm,  d«r  sai  Sodalinnt  n  «etwidtda  Itt' 

^)  "^^^K^  Jojcf  Dietxgen:  KUIntre  philosophische  Schrifltn  /Stvttgart  1903/,  pig.  iqS. 

■j  Die  wenigen  Stellen,  wo  er  die  SabjectiviUt  des  Raumes  nad  der  Zeit  icheiabur  btgrümUt,  begründea 
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a  priori,  tst  freilich  mit  den  beiden  anderen  oft  schwer  löslich  verschmolzen; 
aber  wenn  man  Kant  so  lesen  will,  dass  man  zum  Verständnis  seiner  dauernden 
Leistung  komme,  so  moss  man  scharf  darauf  achten,  dass  man  diesen  fälschen- 
den Beisatz  stets  eliminiere. 

Tut  man  das,  so  gewinnt  man  eine  ganz  andere,  vcrtieftere  Anschauung  von 
Kant  und  begreift  nachher  mit  viel  leichterer  Müihc  die  grossen  Leistungen,  die 
er  wirklich  vollbracht  hat.  Der  verwirrende  Cirkel,  wonach  die  Weltvorstelltuig 
objectiv  giltig  und  doch  wieder  nicht  objectiv  giltig,  aus  dem  Ich  erzeugt  tmd 
doch  nicht  aus-  dem  Ich  erzeugt  erscheint,  fällt  dann  hinweg,  und  wir  haben  die 
Welt  der  Wahrnehmung  auch  wirklich  aus  der  Erkenntnis  ihrer  Analyse  be- 
glaubigt. Wir  sind  ferner  in  der  Liage  —  nicht  etwa  aus  bloss  naturwissen- 
schaftlichen Gründen,  sondern  aus  tieferen  Erkenntnisgründen  — ,  den  ganzen 
reinen  Dingseclenglauben  und  Dinggottesglauben,  den  Kant  in  seinen  Paralo- 
gismen  so  fein  zerfasert  hat,  mit  Sicherheit  zu  beseitigen.  Freilich,  auch  die 
intelligible  Welt  fällt  dann  weg  und  mit  ihr  der  Zufluchtsort,  darin  Kant  seinen 
Begriffsgott,  seine  Begriffsfreiheit  und  seine  Begriffsunsterblichkeit  geborgen 
Iiat.  Dafür  aber  werden  andere  Tatsachenketten,  die  er  in  sein  Begri^ssystem 
eingesponnen  hat,  die  Tatsachen  des  Lebendigen,  des  nicht  begrifflichen  strömen- 
den und  quellenden  Innenlebens,  frei.  Die  Natur  geht,  wie  ebenfalls  Dietzgen 
sagt,  »nicht  in  Erkenntnis  aufc.  Hier  können  wir,  zwar  nicht  an  Kants  Hand, 
wäll  aber  im  Anschluss  an  Lessing  und  Herder,  auch  den  Quell  der  religiösen 
Wahrheiten  entdecken,  welche  die  Dinggötterlehre  in  verkörperter  und  dogmati- 
sierter  Gestalt  da  draussen  sucht  und  als  Welt  neben  der  Welt  vorzustellen 
sich  vergebens  bemüht,  wahrend  sie  doch  in  uns  vorhandene  reale  Tatsachen 
äusserlich  symbolisiert. 

Vor  allem  aber  haben  wir  für  den  praktischen  Gebrauch  des  Denkens  dessen 
Gesetzmässigkeit  gewomien.  Sie  besteht  zwar  nicht  in  der  blossen  Überein- 
stimmung des  Denkens  mit  sich  selbst,  wie  manche  fälschlich  meinen,  sondern 
in  der  Eindeutigkeit  derrealen  Zusammenhänge  des  Gegebenen. 
Dies  ist  das  Kriterium  der  Richtigkeit.  Es  ist  nicht  mehr  etwas  deshalb  falsch, 
weil  es  der  Bibel  oder  der  Kirchenlehre  oder  einem  bestimmten  Wissenssystem 
oder  Rechtssystem  oder  Wirtschaftssystem  widerspricht,  sondern  alle  diese 
Lehren  und  Systeme  sind  ihrerseits  darauf  zu  prüfen,  ob  die  ihnen  zu  Grunde 
liegenden  Tatsachen  mit  allen  bekannten  übrigen  Tatsachen  eindeutig  ver- 
bunden sind;  und  nur  soweit  sie  auf  der  jeweiligen  Stufe  unserer  Erkenntnis 
derart  verknüpft  und  gedeutet  sind,  können  und  dürfen  sie  als  wissenschaftlicfa 
beglaubigt  gelten. 

Danach  wird  freilich  auch  die  von  vielen  SociaUsten  geteilte  relativistische 
Anschauung  eine  grundsatzliche  Correctur  erfahren  mfissoi.  Es  ist  nicht  etwa 
so,  dass  man  sich  damit  begnügen  darf,  zu  sagen,  heute  gelte  dies  und  morgen 
jenes  Moralsystem  und  heute  diese  und  morgen  die  andere  wissenschaftliche 
Überzeugung.  £s  handelt  sich  eben  darum,  ob  und  wie  weit  das  jeweilig  als 
richtig  Gdtende  mit  dem  Kriterium  wissenschaftlich  allseitiger  Überdnstimmttng 
in  Einklang  steht.  Gelten  bedeutet  zweierlei.  Wir  werden  ja  wohl  sagen:  für 
den  Knaben  gelten  noch  nicht  die  Forderungen,  die  man  an  den  Mann  stellt. 
Aber  ob  der  Knabe  oder  ob  der  Mann  eine  Rechnung  rechnet,  so  wird  die 
Frage^  ob  wirklich  richtig  gerechnet  sei,  also  ob  das  Ergebnis  als  richtig  gdten 
könne,  ganz  unabhängig  davon  beurteilt,  dass  der  Knabe  oder  der  Mann  ge- 
rechnet hat.  So  auch  die  Richtig^ceit  einer  Erkenntnis  oder  einer  Moral- 
ansdiauung,  unabhängig  von  der  Geschichte,  soweit  mcht  blosse  Anwendung 
in  Frage  kommt. 

Wie  verhält  sich  nun  aber  das  Erkenntnisurteil  zum  sittlichen  Urteil?  Jenes 
geht  auf  Tatsachen,  dieses  auf  menschliches  Wollen  tmd  Handeln.  Tatsächlich 
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kann  man  erklären,  wie  jemand  zu  einem  Verbrechen  kommt,  und  vielleicht 
tagen,  man  wäre  unter  gleichen  Umstanden  nicht  sicher  gewesen,  das  gleiche 
»I  tun.  Wenn  man  aber  fngt,  ob  solcher  Wille  und  solches  Handeln  mit  den 
Bedingungen  einer  Gemeinschaft  vernünftiger  Wesen  sich  vertrage,  st)  sagt 
man  glattweg  Nein  und  erklärt  es  für  unrecht  Der  faule  Apfel  ist  eben  faul 
xmd  nicht  gut,  ob  er  auch  gar  nicht  anders  möchte  sein  können.  Beide  Urteils- 
arten an  vermengen,  gibt  Wirrwarr.  Von  dem  beschränkten  Grundbesitser 
oder  dem  nur  in  Geschäftsrechnung  bewanderten  Fabrikanten  kann  man  wohl 
nicht  erwarten,  dass  der  Socialismus  für  ihn  als  richtig  zu  gelten  vermöge;  aber 
man  muss  sittiich  fordern,  dass  er  andi  für  ihn  in  der  zweiten  strengen 
Bedeutung  gelte.  Und  umgekehrt  ist  der  Socialismus  nicht  etwa  deshalb  richtig, 
weil  er  von  dem  Classcnkampf  der  aufstrebenden  Arbeiterschaft  getragen  wird. 
Ans  der  proletarischen  Praxis  ist  nicht  das  mindeste  Kriterium  für  seine  Rich- 
tigst an  ziehen.  Der  Umstand,  dass  eine  wachsende  Zahl  von  Menschen,  vor 
allem  von  Arbeitern,  durch  die  Entwickelung  der  Verhältnisse  auch  in  ihrem 
Interesse  ihm  geneigt  wird,  pht  wohl  Hoffnung,  dass  er  durchführbar  werde. 
Die  Begründung  für  seine  wttlicihe  Richtigkeit  aber  liegt  einzig  in  folgender 
Fd^ienrngskette,  die  ja  nadi  dem  oben  Gesagten  gerade  dem  Marxisten  nicht 
verwunderlich  und  anstÖssig  sein  dürfte:  Wenn  der  Mensch  Mensch  sein  soll, 
so  muss  er  frei  sein.  Frei  sein  kann  er  nur,  wenn  er  mit  anderen  Mienschen 
sich  in  vemönftiger  Weise  verbindet,  wom  er  in  dieser  Verbindung  vernünftig 
will  und  handelt.  Er  bedarf  folglich  einer  Lebensordnung-,  in  der  nicht  das 
Recht  der  physisch,  ökonomisch  oder  rechtlich  Stärkeren,  sondern  Redits- 
gleichheit  herrscht.  Diese  Rechtsgleichheit  ist  aber  da,  wo  sich  cooperative 
Wirtschaft  entwickelt  hat,  unmöglich,  wenn  individuelles  Belieben  eines  Brot- 
herrn das  Brot  geben  und  weigern  kann.  Es  bedarf  somit  einer  Ordnung,  in 
der  die  Froductionsmittel  alles  cooperativen  Betriebs  auch  der  Selbstverwaltung 
onterstdlt,  das  heisst  factisch  gemeinsanier  Besiti  sind. 

In  solchem  Sinn  und  nur  in  soldiem  Sinn  lässt  sich  die  sittliche  Notwendig- 
keit de.s  Socialismus  begründen.  Und  in  solchem  Sinne  ist  er  in  der  Tat  die 
Consequcnz  der  Ideen  Kants  —  nicht  eine  aus  der  Luft  gesponnene  Consequenz, 
sondern  die  Consequenz  der  Anwendung  jener  Ideen  auf  die  heute  sich 
vollziehende  capitalistische  Entwickelung.  Durch  diese  Entwickelung  hat  sich 
ja  zum  Beispiel  in  dem  kurzen  Zeitraum  von  1882  bis  1895  die  Zahl  der  un- 
adbsländigen  Arbeiter  und  Angestdlten  ttm  mehr  denn  zwei  Millionen,  die 
ZaU  der  nominell  Selbständigen  nur  um  zwei  Hunderttausende  vermelirt,  im 
ganzen  sind  schon  fast  dreimal  so  viel  wirtschaftlich  Unselbständige  als  Selb- 
ständige vorhanden,  und  auch  die  nominell  Selbständigen  sind  vfohl  nur  zum 
kleinsten  Teile  den  heute  entwidcdten  Capitafanächten  gegenüber  wirididi  selb- 
ständig. Jener  Handwerker  Berlins-,  der  seine  1000  Mark  Ersparnis  in  vier- 
procentigen  Papieren  einer  Bodcncreditanstalt  anlegte,  um  dann  infolge  Grund- 
Mücksbeleihungen  derselben  Anstalt  seine  Wohmmg  um  50  Mark  gesteigert  zu 
bekommen,  also  mit  10  Mark  Verlust  für  seine  Beteiligung  zu  büssen,  ist  typisch 
für  viele  Fälle.  Wie  hier  die  Spareinlagen  des  Kleinen  ein  Mittel  sind,  um  er- 
höhte Beiträge  aus  ihren  eigenen  Taschen  zu  ziehen;,  so  stellen  jiberhaupt  die 
Bodenspecnlationen,  die  Ringe,  die  Zolle,  die  Staats-  und  GemeindeaideOien*) 
aidits  als  grossere  und  kleinere  Destillierapparate  vor,  die  alle,  bewusst  und 
unbe^^-usst,  dem  Zwecke  dienen,  den  Besitz  der  Kleineren  in  die  Taschen  der 
Grösseren  abzutröpfeln.  Mit  der  allmählich  heranreifenden  Einsicht  in  diesen 
Sodtveilialt,  der  ja  freilich  heule  das  Zeitnngsgeschwister  des  Capüaliamitt  sdt 
seinem  «nionidigen  Gefolge  noch  eifrig  entgegenwirkt,  werden  andi  die 

^  Ein  diese  Deslülatioasfonn  schcmatiscb  dmMUtDdM  Bib^iil  M»  Ich  lo  WtlaiK  Sdutft  BOM  tmd 
MWft  /Bo-lia  1899./,  pag.  111  i.  gegeben. 
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übrigen  Stände,  zuletzt  sogfar,  wenn  ihnen  die  Augen  aufgehen,  die  heute  noch 
zollbetörten  Bauern  jenes  Gefühl  in  die  Glieder  bekommen,  das  da  sagt:  es  ist 
etwas  faul  im  Staate  Dänemark;  es  muss  anders  werden. 

Wohin  dies  Anderswerden  zielen  muss  —  zum  Genos&enschaftssystem,  das 
wissen  die  durch  Crimmitschiiucr{:ihrungcn  schon  lange  wach  gerüttelten  Ar- 
beiter freilich  besser,  als  die  anderen.  Wie  weit  aber  und  mit  welchen  Mitteln, 
darüber  erhebt  sich  neuer  Streit.  Muss  e  r  s  t  die  politische  Macht  erobert  wer- 
den? Muss  Stück  um  Stück,  durch  Compromisse,  durch  unpolitische  Gcnossen- 
schaftsbtldung  in  Stadt  und  Land,  durch  Wegsteuerung  der  Curswerte,  ins- 
lM»oi^re  der  &idenrenten,  durdi  VerstaatHdiung  tmd  Cbmmnnalisiemng  ge- 
eigneter Betriebe  vorgegangen  werden?  —  Das  sind  zunächst  reiti  techntsdie 
Fragen,  wie  es  sdieint.  Aber  die  Antwort  auch  auf  die  technischen  Fragen 
leitet  das  Ziel. 

Aber  was  ist  dies  Ziel?  Der  freie  Mensch,  wie  auch  Marx  sagt,  die  Gemein- 
schaft frei  sich  selbst  verwaltender  Menschen;  und  die  Socialisiernng  ist  nur  ein 
Mittel  zum  Ziel.  Was  dies  Ziel  fördert,  ist  gut,  was  ihm  zuwider  ist,  ist  böse. 
Und  was  es  am  raschesten,  am  sichersten,  am  vollkommensten  erreidien  lässt, 
das  ist  das  Beste. 

Ist  das  Gewalt?  Die  möchte  befreien,  wie  die  Freiheitskriege,  wenn  sie 
glückte;  und  es  möchten  die^ Mittel  fehlen,  sie  zu  nützen.  Vernunft  und  Gewalt 
sind  Feuer  und  Waaser.  Nur  wo  sie  aufgedringt  wird,  ist  sie  Notrecht.  Aber 
den  Willen  zu  ihr  dürfen  wir  nicht  bilden.  »So  viel  an  uns  istt,  sagen  wir  mit 
Bernstein,  müssen  wir  sie  meiden.  Wir  brauchen,  wie  Engels  sich  ausdrückt, 
allgemeine  Kevolutionierung  der  Köpf^  Lösung  vom  Banne  des  Autori- 
taritrwahns  und  E  i  n  s  i  c  h  t  in  die  Bedingungen  der  Freiheit,  die  inneren  wie 
die  äusseren.  Wir  brauchen  allgemeine  Fähigkeit  genossenschaft- 
licher Selbstverwalttmg;  kann  die,  wie  auch  von  Elm  meint,  anders  erzielt 
werden,  als  durch  schon  heutige  Praxis?  Und  dazu  bedarf  es  warmen,  dauern- 
den Willens,  zäher  Hingabe  an  das  endliche  Ziel. 

Vielfach,  nicht  einfach  sind  da  die  Wege,  und  vielfach  die  Waflfen  und  Werk- 
zeuge, die  wir  brauchen.  Der  geistigen  Werkzeuge  und  Waffen  aber  bedarf 
es  vor  aUem.  Kann  hiemi  Kant  noch  etwas  hdfen?  Nicht  trat  Namen  ttoA 
Schlagwort  handelt  es  sich,  sondern  um  die  Frage,  ob  er  brauchbares  Metall 
zum  Schmieden  von  Waffen  reicht.  Vielleicht  ist  er  doch  ein  noch  anaus- 
geschöpftes Bergwerk,  das  aus  Mangel  an  Betriebskenntnis  einst  liegen  blieb; 
und  erst  heute,  wo  wir  die  Schlacken  besser  sondern  lernten,  können  wir's  wirk- 
lich nutzen.  Prüfen  wir  ihn  darauf,  stossen  wir  ihn  nicht,  in  unziemlichem 
Vorurteil  befangen,  vorschnell  ztu:  Seite,  sondern  überwinden  wir  ihn  durch 
bettere  Einskhtl  Dom  überwunden  wird  jeder  grosse  Gedanke  erst^  wenn  man 
sein  Bleibendet  in  hShere  Einhrft  attfntmmt* 
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In  der  Reidistagtsttzung  am  31.  Januar  1893  riditete  der  Centramsahgeordnete 
Dr.  Bachem  an  die  Socialdtmokratic  die  grosse  Frage  nach  dem  >Grundriss, 
Aufrtss,  Durchschnitt  und  Querschnitt«  des  socialistischen  Staates.  Eine  fünf- 
tägige Zukunftsstaatsdebatte  war  die  Folge. 
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Der  Hauptredner  von  unserer  Seite  war  Genosse  Bebel.  Bei  dieser  Gelegen- 
heit verteidigte  er  seine  Theorie  von  einem  nalie  bevorstehenden  Kladderadatsch 
der  capitalistischen  Gesellschaft.  Wir  geraten  ökonomisch  immer  mehr  in  die 
Bräche,  meinte  er;  ans  einer  Krise  werden  wir  in  die  andere  g^eworfen,  die  Krisen 

werden  immer  länger,  die  Prospcritatsepochen  immer  kürzer,  immer  weitere 
Kreise  der  Gesellschaft  treiben  dem  Untergang  entgegen;  die  Mittelschichten 
versinken,  und  selbst  ihre  geistigen  Kräfte  vermag  die  Gesellschaft  nicht  mehr 
unterzubringen. 

»Die  Productivkräftc  sind  unserer  Gesellschaft  längst  über  den  Kopf  gewachsen, 
und  so  wird  und  muss  sie  an  ihren  inneren  Widersprüchen  zu  Grunde  gehen.  Und 
wenn  sie  nun  weiter  dazu  kommen  wird,  dass  die  famose  äussere  Politik,  die  Sic 
seit  Jahrzehnten  betreiben,  über  kiu-z  oder  lana;  uns  einen  europäischen  Krieg  auf 
den  Hals  zieht,  wenn  wir  dann  M  enorm  gesCTwichten  ölcononnschen  Kräften  von 

Millionen  Menschen  in  eine  neue  Krisis  eintreten,  wie  wir  eine  <^olc!ic  zuvor  in 
keiner  Penode  durchgemacht  haben,  wenn  Massenbankerutte  über  Massenbankerottc 
kommen.  Tausende  und  Abertausende  in  das  Nichts  geschleudert  werden,  wenn  die 
grössten  Unternehmungen  aus  Arheitsmange!  zu  Grunde  gehen,  wenn  durch  Hin- 
derung der  Zufuhr  eine  Lebensmittelteuerung  in  kolossalstem  Masstab  eintritt, 
wenn  endlich  auf  den  Schlachtfeldern  die  Massenschlächtereien  stattfinden,  die  das 
Entsetzen  von  ganz  Europa  hervorrufen,  dann,  meine  Herren^  haben  Sie  etwas 
geschaffen,  an  dem  möglicherweise  Ihre  ganze  Gesellschaft  mit  einemmal  zti  Grunde 
geht..'») 

Man  sieht,  die  Marxsche  Kri.scn-  und  Katastrophentheorie  in  Verbindung 
mit  der  Er^^•a^tung  eines  demnächsttgen  Weltkrieges  bilden  auch  1893 
die  Stützpuncte  für  die  Idee  Bebels  von  einem  nahenden  Kladderadatsch. 

Aber  flic  in  der  gegenwärtigen  Gesellschaft  sich  abspielenden  Vorgänge  wer- 
den von  Bebel  nicht  nur  unter  dem  Gcsichtspunct  des  Uineintreibens  in  eine 
allgemeine  Katastrophe  aufgefasst  Es  vollzieht  sich  in  ihnen  auch  ein  po8i- 
t  i  v  e  s  Werden  der  zukünftigen  Organisation,  ein  Hineinwachsen  in  die  socaa- 
listische  Gesellschaft.  So  sieht  Bebel  in  der  ganzen  Trust-,  Rin^^-  und  Syndi- 
katsbildung Ansätze  für  das  Zukunftsgebilde ;  er  findet  in  der  bürgerlichen  Ge- 
sellschaft alle  Keime  nir  Entwickelung^  der  socialistischen  Geselschaft : 

»überall,  wohin  Sie  sehen,  sind  in  unserer  Gesellschaft  embryonisch  die  ersten 
Anfange  zu  Organisationen  vorhanden,  die  wir  im  gegebenen  Falle  nur  zu  erweitern 
und  ins  Grosse  auszubilden  haben,  um  sie  vollkommen  zu  machen,  die  aber  auch 
nur  die  socialistisdhe  Gesellschaft  zu  ihrer  vollen  Entwickelung  bringen 
kann,  weil  sie  allein  die  nötigen  Machtmittel  nnd  Kräfte  zur  Verfügung  hat.tso) 

Von  diesem  Standpunct  aus  rechtfertigt  er  anch  unsere  positive  Mitarbeit  an 
der  Verbesserung  der  gegenwärtgen  Gesellschaft.  Wir 
tmterstützen  die  dem  Fortschritt  und  der  Freiheit  dienenden  liberalen  Anträge 
und  heissen  alles  gut,  was  geeignet  ist,  diese  Gesellschaft  zu  verbessern  und  sie 
zur  höchsten  Vollendunt^  auch  in  politischer  Beziehung  zu  bringen,  denn : 

*Wir  haben  die  Überzeugung,  dass  das  von  uns  geschehen  muss,  weil  die  socia- 
listisehe  Gesdlschaftsordnung  nicht  eher  kommen  kaifn,  bis  die  bürgerliche 
Gesellschaft  den  TT('hepunct  ihrer  Fntwickelunfr  erreicht,  sich  ausgelebt  hat.«**) 

Die  Katastrophe  erscheint,  so  gesehen,  als  ein  organisch  vorbereiteter  Um- 
schlag aus  der  höchsten  Entwickeltmgsstufe  der  bürgerlichen  Gesellschaft  in  die 
noch  höhere  Stufe  der  socialistischen.  Bebel  stützt  sich  dabei  auf  Heraklits 
Lehre,  dass  alle  Natur-  und  Menschhcitscntwickelung  in  ununterbrochenem 
Fliessen  begriffen  sei,  und  ausserdem  auf  Hegels  dialektische  Geschichts- 
theorie. Er  spricht  die  Meinung  aus,  dass  diese  Ansdiauungen  in  der  Wissen- 

■)  Ver|^.  d«a  officicllcn  stcnoKraphischcn  Beruht  über  die  VetbandlunKcn  des  Reichstags  am  31.  Januar 
3,  4.,  6.  anil  7.  rchr.i.i:  iS(,3,  IjL'rau<iKe);cbcn  von  der  VtttMtMift^VmMmMtnt^  lUtar  dSB  Tttd  Dif 
ioeialäemokratiscke  Zukunflsslaat  /Berlin  pag.  31. 

•)  Vergl.  ibid.,  pag.  84. 
•)  Vcf^L  Und«  pag.  9t. 
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Schaft  uberall  Geltung  hätten.  Das  trifft  sicherlich  nicht  für  die  Hegelsche 
Theorie  zu,  wohl  ahcr  für  den  Hcraklitsclicti  Satz,  dass  alles  fliegst.  Die  Be- 
tonung des  Entwickeiungsgedankcnä  war  hier  wohl  Bebel  auch  die 
Hauptsache  gegenüber  den  tormerten  Vertretern  und  Lobrednem  des  Be- 
siehenden. 

Zweifellos  war  dies  der  Fall  für  den  zweiten  Redner  unserer  1-raction  in  der 
Zukunftsstaatsdebatte,  den  Genossen  F  r  o  h  m  e.  Für  ihn  ist  die  o  r  g  a  n  i  s  c  h  e 
£  n  t  w  i  c  k  e  1  u  n  g  die  unbedingt  dominierende  Idee,  und  er  sieht  darin  auch 
den  Kernj^^cdankcn  der  Bebclschen  Antwort  auf  die  Frage  nach  dem  Zukunfts- 
staat. »Was  hat  denn  mein  College  Bebel  ausgeführt  ?€  tragt  Frobme,  und  er 
antwortet: 

»Er  hat  ausgeführt,  dass  der  Socialismus,  die  Evolution,  die  Entwickelungstheorie 
[Zurufe]  —  er  hat  ausgeftihrt,  dass  die  Revolution,  die  sociale  Revolution 
im  Grunde  genommen  nichts  anderes  ist,  als  die  von  dem  Bedürfnis  des  Volkes 

nach  Besserung  der  Zustande  Ketrapene  und  bestimmte  Evolution  .  . 

Sie  haben  eine  klare  und  bundage  Antwort  gestern  von  meinem  Coltegen  Bebel 
erhalten.  Wir  verlassen  uns  auf  die  organische  Entwickelung  der  Dinge, 
und  wir  sind  übcrzcttgt,  dass  diese  Entwickelung  zur  höheren  socialen  Einheit  und 
Einigung  fuhren  muss.  Das  ist  der  Grundzug,  der  in  aller  Entwickelung  bisher 
zu  Tage  getreten  ist  und  auch  in  der  ferneren  Entwickelung  der  Menschheit  und  der 
Staaten  sich  nicht  verleugnen  kann  und  nicht  verleugnen  wird.  Da  erklären  wir: 
dSe  berufsgenossenschaftliche  Organisation  der  Arbelt  ist 
das  nächste  grosse  Ziel  der  Entwickelung,  —  und  dann  kommt  Herr  Bachem,  Herr 
von  Stumm  und  erklären,  als  wenn  das  alles  gar  nichts  bedeutet:  Phrasen  hätten 
sie  genügend  von  uns  gdiort.  aber  keine  Schilderung  des  sodaldemokrattschen 
Staates  erhalten  ....  Was  Sic  socialdcmnlcratischcn  Zukunftsstaat  nennen,  kaim 
es  nicht  geben,  wird  es  nicht  geben ;  was  wir  verteidigen,  ist  das  natumotwendige 
Product  der  Entwickelung,  die  nächste  Etappe  der  organischen  Evo- 
lution, nicht  mehr  und  nicht  weniger.«**) 

Also :  Revolution  bedeutet  für  uns  Evolution,  das  heisst  orga- 
nische Entwickelung  zu  höherer  socialen  Einheit  und 
Einigung!  Das  erklärte  Frohme  als  Vertreter  der  sodaldemokratischen 
Fraction  im  Jahre  i8<)3  von  der  Bühtie  des  Reichstages  aus.  Und  er  ist  der 
Meinung,  dass  das  auch  das  Wesenthche  der  Bebclschen  Ausführungen  sei. 
Weder  Bebel  noch  sonst  ein  Mitglied  der  Fraction  widersprach  dem.  Die 
Frohmesche  Definition  der  Revolution  als  Evolution  wurde  in  dem  officiellen 
Sonderabdruck  von  Partei  wegen  verbreitet.    Niemand  nahm  Anstos-s  daran. 

Und  heute,  zehn  Jahre  später,  wird  jeder,  der  sich  zu  dieser  Auffassung  be- 
kennt, als  Revisionist  stigmatisiert  und  als  ein  Mensch  verdächtigt,  der  die 
Partei  in  ihrem  Siegeslauf  aufhalten,  und  mitten  in  den  Sumpf  des  Opportunis- 
mus hineinführen  will.  Wie  erklärt  sich  das?  —  Einfach  daraus,  das  inzwischen 
ein  Rnckschlair  in  den  Revolutionartsmos  stattgefunden  bat, 
den  man  mit  der  Abschfittdung  der  Jungen  endgiltig  überwunden  au  haben 
glaubte. 

Am  offensten  hat  das  ein  des  Revisionismus  gewiss  nicht  verdächtiges 
Partei<Migan,  die  Erfurter  Trihüne  in  ihrem  Leitartikel  über  den  Dresdener 
Parteitag  ausgesprochen.  Es  wurde  da  ausgeführt,  die  Revisionisten  könnten 
sich  eigentlich  nicht  über  die  Abrechnung  beklagen,  die  man  in  Dresden  mit 
ihnen  gehalten  habe;  es  habe  sie  nur  eine  Art  Nemesis  für  das  Unrecht  er- 
reicht, das  sie  1891  gegen  die  Jungen  mitbegangen  hätten: 

»Denn  als  vor  einem  Dutzend  Jahren  Genossen,  die  den  heute  wieder  von 
Bebel  vertretenen  Standpunct  niemals  verlassen  hatten,  sich  gegen  die 
jetzt  ja  nicht  mdu*  gdengnete  opportunistisdie  Sdiwenknng  wendeten,  wurden  sie 

»)  VergL  ibid.,  pag.  54- 
■)  VergL  ibid.,  pag.  5S. 
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von  Bebel,  der  diese  Schwenkung  mitmachte  und,  da  er  heute 
sich  noch  nicht  zur  energischen  Vertretung  des  Achtstunden- 
tmir^s  bekehrt  hat,  noch  daran  laboriert,  in  ganz  derselben  Weise 
behandelt  und  zu  Boden  geschlagen.« 

Hier  wird  also  der  Standpttnct  der  Jungen  als  die  alte,  richtige  Auffassung 
bezeiduiet.  die  man  nur  eine  Zettlang  verlassen  habe.  Heute  sei  man  zu  itur 
wieder  zurückgekehrt.  Bebel  freUidh  noch  nicht  ganz.  Er  laboriere  nodi  an  der 
»opportunistischen  Schwenkunt^«. 

Das  Verdienst,  diese  Zurückmauserung  auf  den  Standpunct  der  Jungen  ein- 
gddtet  und  »elbewusst  gefördert  zu  haäen,  gebfihrt  in  erster  Linie  Parvus 
und  nächst  ihm  Rosa  Luxemburg.  Sie  sind  seit  Mitte  der  1890er  Jahre 
emsig  am  Werk,  das  socialrevolutionäre  Gewissen  der  Partei  —  das  social- 
demdcratische  genügte  ihnen  nicht  mehr  —  wieder  zu  wecken  und  systematisch 
zu  schärfen.  Sie  waren  es  denn  auch,  die  Bernstein  wegen  seiner  1897-1898 
in  der  Neuen  Zeit  veröffentlichten  Artikel  sofort  an  den  Hals  sprangen;  die 
Kautsky  als  den  Redacteur  der  Neuen  Zeit  wegen  stillschweigender  Duldung 
der  Bmisteinschen  Ketzerei  zur  Rede  stellten  und  ihn  in  die  Arena  gegen 
Bernstein  hineinnötigten. 

Bernstein  hatte  nichts  anderes  getan,  als  die  längst  von  der  Partei  be- 
folgte Taktik  der  allmählichen  Socialisierung  der  gegenwärtigen  Gesellschaft 
durch  praktische  Reformarbeit  theoretisch  gerechtfertigt  Der  Grund- 
gedanke seiner  Erörterungen  war  kein  anderer  als  die  von  Bebel  1881  im  Reichs- 
tag und  nachmals  mit  grösserer  Entschiedenheit  von  Vollmar  in  Erfurt  und 
voo  Ffohme  in  der  Zukmiftsstaatidebatte  ausgesprodiene  Idee  der  Evo- 
Ititioil,  der  aUmählichen  Durchsetzung  des  sodalistischen  Wirtschafts- 
princjps  auf  dem  Wege  der  organischen  EntwickeUmg  mit  den  Mitteln  der 
poUtischen  und  wirtschaftlichen  Organisation.  In  dem  Artikel  Der  Kampf 
der  SoeiMemokraHe  und  die  RevoluHan  der  Gesellschaft  sagte  Bernstein: 

»Wenn  man  unter  Verwirklichung  des  Socialismus  die  Errichtung  einer  in  allen 
Functen  streng  communistisch  geregelten  Gesellschaft  versteht,  so  trage  ich  aller- 
dings  kein  Bedenken,  zu  erMSren,  miss  mir  dieselbe  noch  in  ziemlich  weiter  Feme 
xa  liegen  scheint.  Dagegen  ist  es  meine  feste  Oberzeugung,  dass 
•  chon  die  gegenwärtige  Generation  noch  die  Verwirklichung 
von  sehr  viel  Socialrsmus  erleben  wird,  wenn  nicht  in  der 
praktischen  Form,  so  doch  in  der  Sache.« 

Indem  Bernstein  dann  die  durch  unsere  Einwirkung  auf  Reich,  Staat  und 
Gemeinde  durchzusetzenden  oder  durch  gewerkschaftliche  und  genossenschaft- 
liche Organisationstätigkeit  zu  bewirkenden  Um-  und  Neubildungen  im  gep 
stllschaftlichen  Organismus  in  Gegensat?:  stellt  zu  der  blossen  Verheissung  und 
Erhoffung  eines  zukünftigen  fertigen  Idealstaats,  kommt  er  zu  seinem  be- 
rühmten Satz:  dass  ihm  die  Bewegung  alles  —  das,  was  man  gemeinhin 
Endziel  des  Socialismus  nenne,  nichts  sei.  In  seiner  Erklärung  an  den  Stutt- 
garter Parteitag  verwahrt  er  sich  dagegen,  dass  das  eine  Absage  an  die  Idee 
der  socialistischen  Gesellschaft  als  Endziel  der  Entwickelung  bedeute.  Es 
Milte  lediglich  ein  scharfer  Ausdruck  dafür  sein,  dass  der  durch  unsere  Gegen- 
wartsarbeit tagtäglich  zu  fördernde  Demokratisierungs-  und  Socialisierungs- 
process  die  Hauptsache  sei,  der  gegenüber  die  schliessliche  Gestaltung  einer 
-üemcsi  Zukmift  Iwtne  Sadie  der  Sorge  zu  sein  brauche.  Und  diese  Auffassung 
hetitigt  die  Socialdemokratie  heute  bereits,  fügte  Bernstein  in  seinen 
Vorattssetzungen  des  Socialismus  hinzu;  sie  ist  heute  in  Wirklichkeit  »eine 
demokratisch-sodalistische  Reformparteic,  das  heisst  »eine  Partei,  welche  d  i  e 
socialistische  Umgestaltung  der  Gesellschaft  durch  das 
Mittel  demokratischer  und  wirtschaftlicher  Reform  an- 
«trebt«. 
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Was  für  ein  Geschrei  erhoben  gewisse  Leute  gegen  diese  Constatierung !  Aber 
war  es  etwas  anderes,  als  das,  was  Bebel  in  der  citierten  Reichstagsrede  am 
31.  März  18B1  mit  den  Worten  ausgedruckt  hatte:  »Wir  haben  stets  er- 
klärt, wir  wollen  den  Weg  der  sogenannten  Reform,  wir 
werden  den  ersuch  machen,  auf  dem  Wege  der  Gesetz- 
gebung und  der  organischen  Entwickelung  allmählich 
unsere  Ziele  zu  erreichen«  .  .  .  !  War  es  etwas  anderes,  als  die 
erneute  Betonuni,',  dass  die  Arbeiterpartei  das  Wort  revolutionär  >i  ni  m  c  r 
nur  in  dem  friedlichen  Sinne  der  Entwickelung«  begreift ! 
War  es  etwas  anderes,  als  das,  was  F  r  o  h  m  e  als  das  Wesenttidie  der  Bebdsdien 
Rede  in  der  Zukunftsstaatsdebatte  1893  ersdiien,  nämlich,  »dassdtesociale 
Revolution  im  Grunde  genommen  nichts  anderes  ist,  als 
die  von  dem  Bedürfnis  des  Volkes  nach  Besserung  der 
Zustände  getragene  und  bestimmte  Evolution«! 

Wie  tief  eingewurzelt  die  revolutionäre  Auffassung  aber  auch  bei  Parteischrift  - 
stellern war,  die  der  Parvus-Luxemburgschen  Fanfare  zum  Angriff  auf  Bern- 
stein folgten,  dafür  lieferte  J.  S  t  c  r  n  -  Stuttgart  ein  classischcs  Zeugnis.  In 
einem  Artikel  der  Schwäbischen  Tagiuacht,  der  die  Überschrift  Haider  Bern- 
stein trug,  führte  der  langjährige  Leitartikler  mehrerer  Parteiorgane,  der  Ver- 
fasser vielgelesener  theoretischer  Aufklärungsschriften  aus: 

»Die  Dietaiur  des  Protetarütts,  die  Bernstein  so  schwer  im  Magen  liegt,  hat 
längst  begonnen.  Indem  das  classcnbewusstc  Proletariat  sich  «»rganisiirt  inid 
um  wirtschaftliche  Interessen  und  politische  Rechte  unablässig  gekämpft  hat,  übt 
es  bereits  sowohl  auf  die  Arbeitsbedingungen  seitens  der  Unternehmer  als  auch 
auf  die  Gesetzgebung  und  Verwaltung  einen  ganz  bcdciUenck-n  F.influss  zu  seinen 
Gunsten,  der  mit  dem  Waclistum  der  Organisationen  bestandig  im  Wachsen  ist,  un- 
aufhaltsam» aller  Scharf machcrci  zum  Trotze. 

Einer  von  Bernsteins  Grundirrtümem  ist  der,  dass  er  Schlagworte  wie  Die^tur 
des  Proletariats  im  groben,  plötzlichen  und  gewalttätigen,  statt  im  evoltttio- 
nis  tischen  Sinne  nimmt,  wit  l-^  /u  \  erstehen  ist,  nachdem  sich  auch  die 
marxistische  Prognose  als  evolutionisüi>clic  erwiesen  hat.« 

Die  Dictatur  des  Proletariats  hat  also  längst  begonnen  : 
sie  ist  nicht  im  groben,  plötzlichen,  gewalttätigen,  sondern 
im  evolutionisti  sehen  Sinne  zu  verstehen,  wie  sich  die  m  a  r  x  i  .s  t  i  s  c  h  e 
Prognose  überhaupt  als  e  v  o  1  u  t  i  o  n  i  s  t  i  s  c  h  e  erwiesen  hat  1  —  Und 
das  wurde  gegen  Bernstein  ausgeführt !  Aber  weiter : 

»Die  Revolution  im  c  v  <> !  u  t  i  o  n  i  s  t  i  s  c  h  e  n  Sinne  ist  längst  aus- 
gebrochen und  hat  bereits  nicht  unansehnliche  Erfolge  errungen.  Die  Ex- 
propriation der  Expropriateure  ist  eingeleitet,  macht  immer 
weitere  Fortschritte  und  kommt  nicht  zvir  Ruhe,  bis  die  capi- 
talistischc  Gesellschaft  selbst  der  socialistischen  das  Feld 
räumt  Wie  dieser  letzte  Schritt  geschehen  wird,  wissen  wir  nicht,  und  wir 
brauchen  uns  heute  nicht  den  Kopf  darüber  zu  zcrhrcchcn.« 

Also  auch  die  »R  cvolution  im  evolutionisti  sehen  Sinn  e«, 
wie  sie  die  Socialdemokratie  meint,  >ist  längst  ausgebrochen«!  Ja 
sogar  die  von  Marx  angckündij^te  Expropriation  der  Expropriateure  vollzieht 
sich  bereits  vor  unseren  Augen,  sie  »ist  eingeleitet,  macht  immer 
weitereFortschrittec. 

Man  sieht,  der  Genosse  Stern  hatte  die  Zurückwerttmg  der  evolutionistischett 
Begriffe  in  die  alte  revolutionäre  AnfTassuncf,  wie  sie  systematisch  seit  einigen 
Jahren  betrieben  wurde,  gar  nicht  bemerkt;  oder  er  hatte  sie,  wie  viele  andere^ 
in  ihrer  Wirkung  gänzlidi  unterschätzt  Die  Bernsteinschen  Aufsätze  waren 
Abwehr  artikel  gegen  diese  neu  einsetzende  rückläufige  Bewcgung^.  die  in  ihren 
Anfängen  ein  reiner  Literatenrevolutionarismus  war  und  die  auch  heute  noch 
nicht  mehr  ist  —  trotz  Dresden  1 
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Es  war  ein  Fehler  von  Bernstein,  vielleicht  hervorgegangen  aus  seinem  Anfent- 
halte  im  Auslande,  dass  er  die  Kundf^chungcn  der  socialrevolutiotiären  Richtung 
in  einigen  Parteizeitungen  nicht  als  die  Auffassung  nur  eines  kleinen  Kreises 
von  Personen  erkannte  und  gegen  diese  speciell  seine  Kritik  richtete.  So  er- 
schien seine  Schrift  als  eine  Kritik  der  Gesamt  partci  und  erzeugte  als  solche 
das  Missfallen  zahlreicher  Parteigenossen  lediglich  aus  dem  Grunde,  weil  man 
darin  der  Gesamtpartei  Auffasnuqpen  unterstdlt  sah,  die  sie  in  Wahrheit 
nicht  mdir  hatte.  Die  Socialrevolutionären  kamen  dadurdi  in  die  glück- 
liche T-afje,  als  Verteidiger  der  Gesamtpartei  Bernstein  fjep^enüber  auftreten 
zu  können.  Und  da  sie  nicht  zögerten,  in  Bernsteins  Ausführungen  allerhand 
Schändlichkeiten  zu  entdecken,  wie  zum  Beispiel  <Ue  Preisgabe  des  Princips 
des  proletarischen  Classenkampfes.  den  Verzicht  auf  die  Eroberung  der  poli- 
tischen Macht,  den  Anschluss  an  den  bürgerlichen  Liberalismus  und  ähnliche 
Unterstellungen  mehr,  so  konnte  der  Erfolg,  ein  Entrüstungssturm  gegen 
Bernstein  und  diejenigen,  die  ihn  zu  verteidigen  wagten,  nicht  ausbleiben. 

Dass  Bebel  diese  Strömung  mitmachte,  sie  durch  den  Einfluss  seiner  Per- 
sönlichkeit gewaltig  verstärkte,  erklärt  sich  zur  Genüge  aus  Bernsteins  Kritik 
der  Zusammenbrnchsidee.  Das  war  ein  Angriff  auf  den  Punct»  der 
für  Bebel  immer  noch  das  wichtigste  Stück  des  socialdemokrati sehen  Vor- 
stcllungskreises  bildete,  der  ihm  der  Leitstern  für  imsere  taktischen  Erwägungen 
erschien.  Diese  Zusaramcnbruchsidee  ist,  wohlgemerkt,  in  ihrer  Begründung 
rein  wirtschaftlicher  Natur.  Bebel  verwahrt  sich  in  Hannover 
nochmals  ausdrücklich  dagepi-cn.  dass  er  dabei  an  eine  Revolution  im  Sinne 
einer  gewaltsamen  politischen  Katastrophe  denke.  Damit  man  ihm  das  nicht 
unterstellen  könne,  erklärte  er  dort: 

»Ich  habe  auch  das  Wort  Kladderadatsch  nicht  mehr  gebraucht  von  cKni  Augen- 
blick an,  als  Stumm  bei  einer  Gelegenheit  im  Reichstag,  wo  ich  nicht  mehr  zu  ant- 
worten in  der  Lage  war,  den  Ausdradc  so  auffosste,  als  hätte  ich  ihn  in  dem  Sinne 
gfhmiicht,  CS  komme  eine  grosse  Revolution,  wo  die  Partei  auf  die  Barricaden 
steigt  und  die  gesamte  Gesellschaft  in  gewaltsamer  Weise  zertrümmert.«'*) 

Und  er  entwickelt  an  derselben  Stelle  nochmals»  und  diesmal  ohne  die 
Eventualität  kriegerischer  Stomngen  des  Wirtschaftslebens  mit  in  Rechnui^f 
zu  stellen, 

*dsss  wir  einmal  in  eine  Penode  innerer  Entwidcelung  gelangen  werden,  welche 

ich  irrtümlicherweise  bereits  mit  der  Krise,  die  mit  1890  einsetzte,  beginnen  liess, 
.  in  welcher  die  Productionsmittel  der  Gesellschaft  einen  solchen  Grad  von  Voll- 
kommenheit erreicht  haben,  dass  für  die  enorme  Entwsickettmg  der  Productivttät 
der  Arbeit  keine  genügenden  Absatzgebiete  mehr  vorhanden  seien,  so  dass  eine 
Periode  chronischer  Krisen  eintritt,  wo  die  kleinen  und  mittleren  Betriebe  schliess- 
lidi  zusanuncnbrechcnt  imd  aus  dieser  Situation,  in  der  sich  nicht  nur  die  Arbeiter- 
claisse,  sondern  auch  ein  grosser  Teil  der  Unternehmer  befinden,  die  allgemeine 
Überzeugung  entsteht :  so  kann  es  nicht  mehr  weiter  gehen,  die  Grundlage  der  burger» 
liehen  Gesellschaft  ist  absolut  unhaltbar»  wir  müssen  zur  Schaffung  einer  neuen 
Grundlage  uns  entschliessen.« 

Er  fügt  hinzu,  dass  er  die  aufsteigende  Wirtschaftsepoche  von  1895  ab  nicht 
vorausgesehen,  dass  er  sich  infolgedessen  in  der  Abmessung  der  Zeit  geirrt 
habe ;  »aber  kommen  wird  jene  Periode  und  wird  dann  in 
um  so  höherem  Grade  das  bestätigen,  was  ich  unter 
Kladderadatsch  verstehe.« 

Gegen  diese  Position  gerade  richtete  sich  die  ganze  Wucht  der  Bcrnsteinschen 
Kritik.  Schon  in  seiner  Erklärung  an  den  Stuttgarter  Parteitag  hob  er  scharf 
hervor : 

»Ich  bin  der  Auffassung  entgegengetreten,  dass  wir  vor  einem  in  B  iWU  zu  er- 
wartenden Zusammenbruch  der  bürgerlichen  Gesellschaft  stehen  und  dass  die  Social- 
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demokratie  ihre  Taktik  durch  die  Aussicht  auf  eine  solche  be- 
vorstehende grosse  sociale  Katastrophe  bestimmen  bt' 
zieh  ungs  weise  von  ihr  abhängig  machen  soll.    Das  halte  ich 

in  vollem  Umfang  aufrecht.« 

In  den  Voraussetsuugcn  wird  dieser  Punct  dann  ausführlich  behandelt.  Wenn 
der  dort  geführte  Beweis  noch  nicht  genügt  hätte,  um  darzutun,  das-s  die  Lehre 
von  dem  ttaturtwtzvcndi<^cn  Selbstmord  dor  capitalistischen  Wirtschaftsord- 
nung eine  nicht  länger  aufrechtzuerhaltende  Hypothese  ist,  so  würde  gerade 
der  Verlauf  der  letzten  Krisis  das  besorgt  haben.  Sie  dürfte  auch  viele  von 
denen,  die  noch  1899  sich  nicht  entschlicsscn  konnten,  die  aus  der  Marxschen 
Krisentheoric  abi^ekitcte  Z  usammenbruch  st  h  Coric  kurzerhand  preis- 
zugeben, uberzeugt  haben,  dass  auf  diesem  Wege  ein  Umschlag  aus  dem 
Capitalismus  in  den  Socialismus  nicht  zu  erwrarten  ist. 

Mit  dem  Zusammenbruch  der  Idee  einer  naturnot'^'cniligcn  wirtschaftlichen 
Katastrophe  hat  sich  aber  als  Ersatz  eine  andere,  wesentlich  politische  Katar» 
Strophentheorie  herangebildet.  Unsere  Socialrevaiutionären  verkünden  hente 
die  Lehre  von  einem  nahen  g^rossen  politischen  Conflict.  Nicht,  dass 
sie  ihn  herbeizuführen  beabsichtigen;  nicht,  dass  sie  auf  den  kindlichen  Stand- 
punct  einer  Revolutions  mache  zurückgesunken  wären.  Daran  denken  sie 
natürlich  nicht  Aber  sie  sind  der  Meinung,  dass  die  politische  Katastrophe 
das  unvermeidliche  Resultat  der  sich  zuspitzend  en  Gegen- 
sätze sein  werde,  dass  dieser  Ausgang  unabhängig  von  unserem  Willen  in 
der  Natur  der  Tatsachen  begründet  sei,  uns  von  den  Gegnern  aufge- 
zwungen werde. 

In  einem  Schlussartikel  soll  diese  neue  alte  Anfia-^simg  über  den  Weg  zur 
Eroberung  der  politischen  Macht  in  ihren  markantesten  Äusserungen  klar 
herausgestellt  und  das  Verfehlte  derselben  nachgewiesen  werden. 
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nter  dem  Titel  Das  Grundgesets  der  Marxschen  GcscUschaftslehre  hat  Fran» 


Oppen  h  e  i  ni  c  r  eine  kritisch  gegen  Marx'  Theorie  der  industriellen  Rc-;erve- 
armec  gericlitete  Schrift  crscbeiiun  lassen,  die  jedenfalls  das  cntschicdcüf  \  ci  dicn^t 
besitzt,  auf  eine  wichtige  Luckc  in  der  Marxschen  ßcucisfiihrung  au^lnc^k^am  zu 
machen.  Freilich,  damit  ist  wesentlich  auch  ihr  Verdienst  erschöpft.  Die  Interpretation 
der  Marxschen  Scblussfolgerungen  erscheint  stellenweise  anfechtbar,  in  einem  wesent- 
lichen Puncte  i>t  m'c  ofTenkunfüg  falsch,  nnd  die  po-iliven  AiKführnngen.  die  auf 
Basis  des  kritischen  Teiles  zu  einer  genatiercn  Erklärung  des  ökonomischen  Phäno- 
mens hätten  fortgehen  sollen,  verlaufen  sich  in  ganz  willkürlich  einseilige  Argu- 
mentationen, in  den  aus  früheren  Sdiriften  Oppenheimers  sehon  bekannten  Nach- 
weis, dass  der  Grossgrundbesitz,  und  er  allein,  wie  an  allem  Unheil  im  capitali'^tischen 
Systeme,  so  auch  an  der  Kxistenz  der  indiKtriellen  Reservearmee  die  Schuhl  habe. 
Nicht  sowohl  in  dem,  was  das  Buch  unmittelbar  gibt,  als  in  dcii  Aufgaben,  auf  die 
es  den  Leser  hinweist,  liegt  seine  anregende  Wirkung.  Es  zwingt  zu  einer  Nach- 
prüfung des  spedfischen  Standpunctes»  von  dem  aus  Marx  das  Problem  der  caj^ta- 
listischen  Arbeitslosigkeit  in  seinem  Capital  behandelt  hat,  zu  dem  Versuche  einer 
allgemein  gehaltenen  summarischen  Orientieruncr.  Damit  ist  dann  7>iplcich  auch 
die  principielle  Stellungnahme  zu  Oppenheimers  Ausfuhrungen  selbst  gegeben. 
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Di«  indusfritlk  Reserveannee  des  Capitals  setzt  sich  zusammen  aus  den  Arbeits- 
kräften, die.  (km  Capital  ?ich  zur  Verwendung  bietend,  jeweils  keine  Arbeit  erhalten. 
Die  Zahl  der  Unbeschäftigten  —  oder  mtr  halb  Beschäftigten  —  zeigt  da»  Mass 
an,  in  dem  das  Arbdtsangebot  jeweils  die  Arbettsnachfrage  fibersteigt.  Es  handdt 
sich  mn  die  Erfclantng  einer  Verhältnisgrössc.  um  die  Divergenz  zweier  Factoren: 
des  Angebotes  und  der  Nachfrage  auf  dem  Arbeitsmarkt.  In  der  specifischen  Bc- 
we^ing  beider  Factoren  können  Momente,  die  auf  die  Entstehung  und  Ver- 
breiterung der  Divergenz  hinzielen,  enthalten  sein ;  was  aber  natürlich  nicht  bindert, 
dans  die  Analyse,  von  dem  Zusammen  sich  kreuzender  Ursachen  abstrahierend, 
jeden  «fieser  beiden  Factoren  für  sich  gesondert,  einen  nach  dem  andern  betrachten 
nnd  in  seiner  allgemeinen  Wirkungsweise  zu  charakterisieren  suchen  muss. 

Für  Marx  —  das  ist  das  erste,  was  man.  um  seine  Darstelhing  richtig  aufnifa^isen, 
festzuhalten  hat  —  scheidet  in  dem  theoretischen  Zusammenhange,  in  dem  er,  von 
dem  Wertgesetze  ausgehend,  das  Problem  der  industriellen  Reservearmee  behandelt, 
eine  Untersuchung  der  Momente,  die  auf  Seiten  des  Arbeitsangebotes  wirkend 
etwa  einen  Überschuss  desselben  über  die  Nachfrage  erzeugen  miVgen,  principicll  aus. 
Was  er  zergliedert,  ist  das  W  c  s  e  i\  der  c  a  p  i  t  a  1  i  s  t  i  s  c  h  c  n  .\  c  c  u  m  u  !  a  - 
tion.  Die  -Aufgabe,  die  er  sich  stellt,  ist,  nachzuforschen:  ob  und  inwieweit  —  stete 
industrielle  Caiiitalvermehrung  als  die  Vorbedingung  vorausgesetzt,  ohne  die  von 
vornherein  eine  dem  Bevölkerungswachstum  entsprechend  steigende  Arbeitsnach- 
fr.-'.gc  v.ichx  nK.glich  ist  —  im  Wesen  dieser  fort-chreitenden  Capitalaccumulatii >n  Re- 
atimnningcn  gegeben  sind,  die  auf  eine  partielle  Freisetzung  der  sich  anbietenden 
Arbeitskräfte,  auf  die  Erzeugung,  eventuell  die  progressive  Erzeugung  einer  in- 
dustriellen Reservearmee  hinwirken  müssen.  Und  auch  diese  Frage  wird  wiederam 
last  ausschliesslich  unter  dem  Gesichtspunct  der  gleichzeitig  mit  der  capitalistisdieu 
Accunmlation  vor  sich  gehenden  technischen   Betriebsumwälzung  behandelt. 

Der  industrielle.  .Arbeiter  beschäftigende  Capitalist  figuriert  im  ersten  Bande 
des  Capital  nicht  nur  als  Auspumper  von  Mehrarbeit,  sondern  vielfach  auch  als 
definitiver  Aneigner  des  gesamten  Mehntferts  in  Geldform,  der  industrielle  Profit 
repräsentiert  auf  dieser  Stufe  der  Darstellung  noch  das  gesamte  Capitaleinkommen. 

ist  das  eine  unter  anderm  auch  die  Zergliederung  des  Accumulationsprocesses 
t  r'(  iclitcmde  Fiction,  die  aber  zugleich  als  eine  möglicherweise  das  Resultat  in 
g(.\Msser  Hinsicht  fälschende  Fehlerquelle  in  Betracht  gezogen  werden  muss.  Es 
liegt  klar:  wenn  aller  Capitalgewtnn  Gewinn  der  industriellen  Capitalisten,  dann  ist 
die  einzige  Möglichkeit,  neues  Gewinneinkomnien  wiederum  zu  capitalisieren,  die, 
dass  man  das'^elhe  in  industrielle'^  Z!isat7rri[)ital  verwandelt,  l'nd  es  ergibt  sich  die 
einfache  Formel,  dass  die  jährliche  industrielle  Capitalaccumulation  gleich  ist  der 
Differenz  zwischen  dem  gesamten  von  der  Arbeiterschaft  erzeugten  Mehrwert,  der, 
in  Gdd  imigcsetzt,  den  industriellen  Gesamtprofit  repräsentiert,  und  demjenigen 
Teile  dieses  Mehrwerts,  den  die  industrielle  Capitalistenclasse  jährlich  als  Revenue 
zur  Befriedigung  ihrer  privaten  Consunibcdürfnisse  verausgabt  Nicht  mehr  und 
nicht  weniger  als  diese  so  bestimmte  Summe  kann  und  muss  dann  jährlich  als 
Zttsatzcapital  zu  dem  vorhandenen  industriellen  Stammcapitale  hinzukommen  und 
Nachfrage  mch  «nem  Plus  von  Productionsmitteln  und  Arbeitskräften  erheben. 
Von  allen  näher  modificierenden  Umständen,  so  unter  andomi  aucli  dem  Creditsysteme 
und  dem  l'nter<-cliie<i  der  Umschlagsperioden,  ist  dalx-i  ai)gesehtn. 

Die  ErwoitLTung  und  Vermehrung  der  Betriebe,  der  durch  jene  Begrenzung  des 
jährlich  disponiblen  Zusatzcapitals  selbst  relativ  feste  Grenzen  gesetzt  sind,  geht 
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nun  aber  in  der  Geschichte  des  Capilalismus  Hand  in  Hand  mit  einer  steten  tech- 
nischen Umwälzung,  mit  der  Einfuhrung  immer  neuer  maschineller  Methoden,  die 
die  Prodnctivknft  der  Arbeit  steigern,  die  Prodtictionslmten  Stüde  der  erzeugten 
Wareneinheit  senken.  Die  Maschine  9er8ctzt  nensdiUche  Arbeit«  nicht  in  dem 
Sinne,  dass,  wo  sie  in  eine  Branche  eindringt,  die  Zahl  der  in  der  Branche  be* 
scfaäftigten  Arbeiter  notwendig  abnehmen  müsste,  wohl  aber  in  dem  Sinn,  dass 
die  Zahl  der  Arbeiter,  die  nunmehr  in  der  Branche  zur  Verwandlung  einer  ge- 
gegebenen Materialmenge  in  fertiges  Product  erhdsdit  wird,  abnimmt. 

Der  Getdbesitier  wird  industrieller  Capitalist  durch  Verwendung 
seines  Gddvermögens  zur  Etablienmg  und  continuierlichen  Foitfuhmng  eines  (den 

handwerksmässigen  Betriebsumfang  übersteigenden)  Betriebes.  Weldier  Branche 
ein  Betrieb  auch  angehöre,  immer  sind  seine  stoflflichen  Elemente  auf  der  einen 
Seite  gekaufte  Arbeitskraft,  auf  der  andern  gekaufte  Productionsmittel  (Maschinen, 
Rohmaterialien  u.  s.  w.);  immer  qtaltet  sidi  das  im  Betriebe  anzulegende  Geld' 
vermögen  in  einen  zum  Aakamt  der  bedurften  Productionsmittel  und  eben  zum 
Ankauf  der  bedurften  Arbeitskräfte  bestimmten  Teil  und  kehrt  in  kürzeren  oder 
längeren  Intervallen  (fixes  —  circulicrcndes  Capital)  durch  den  Verkauf  der  er- 
zeugten Waren,  vermehrt  um  den  Profil,  an  den  Belricbsinhaber  zurück,  ihn  in 
Stand  setzend,  den  Ankauf  der  Arbeitskräfte  und  der  zu  erneuernden  Productions- 
mittel auf  der  gegebenen  Stufenleiter  ständig  zu  wiederholen.  Aber  wenn  jedes 
industrielle  Capital  in  diese  beiden  Teile,  einen  zum  Ankauf  der  lebendigen 
Arbeitskraft  und  einen  zum  Ankauf  von  Productionsniitteln  anzuwendenden,  sich 
spaltet  —  jenen  nennt  Marx  dast'ariaW**,  diesen  das  conslanle  Cstpiial  —  wird  das  quan- 
titative Verhältnis  dieser  beiden  Teile  in  den  vermiedenen  Branchen  natfirlidi  sehr 
beträchtlich  differieren.  Je  höher  in  einem  PTodttctioaszweig  die  Technik,  spedell 
die  maschinelle  Technik,  entwickelt  ist,  um  so  grösser  wird  hier  gegenüber  dem 
zur  Lohnzahlung  der  zimi  Ankauf  von  Maschinerie  und  Rohmaterialien  erheischte 
Capitalteil  sein.  Wenn  in  technisch  weniger  vorgeschrittenen  Branchen,  wo  die 
Hudarbeit  nur  in  geringem  Umfang  durdi  Maschinerie  unterstützt  ist.  ein  Be- 
trid)scapital  von  sagen  wir  einer  Million  Mark  beispielsweise  zu  einem  Drittd 
im  Ankauf  lebendiger  Arbeit  (also  in  Lohnzahlung)  und  zu  zwei  Dritteln  im 
Ankauf  von  Productionsmitteln  verausgabt  werden  mag.  wird  ein  gleich  grosses 
Betriebscapital  in  Branchen  mit  hochentwickelter,  also  auch  entsprechend  teuerer 
Masdimennutzung  —  wo  durch  die  Madunerie  die  Masse,  also  atich  der  Geld- 
wert des  von  den  Arbeitern  zu  verarbeitenden  Rohstoffes  gesteigert  ist  —  viel- 
leicht zu  sechs  Siebenteln  im  Ankauf  von  Productionsmitteln  und  nur  zu  einem 
Siebentel  im  Ankaufe  lebendiger  Arbeit  anzulegen  sein.  Da  aber  überall  der 
Zwang  des  Concurrenzkampfes  zu  fortsdveitender  technischer  Verbesserung  drängt, 
wird  im  Lauf  der  capitalistischen  Accumnlation  sowohl 
für  die  einzelnen  Branchen,  wie  för  die  Gesamtheit  der 
Volkswirtschaft  das  quantitative  Verhältnis  beider 
Capitalteilc  sich  fort  und  fort  verschieben.  Ein  immer  grösserer 
Teil  dto  wachsenden  Gesamtcapitals  wird  als  eonstantet,  ein  immer  kleinerer  Teil 
als  variabUt  Capital  Verwendung  finden.  Mithin  nimmt  die  Arbeitsnachfrage,  deren 
Umfang  durch  den  L^mfang  des  variablen  Capitals  indiciert  wird,  nicht  in  gleicher 
Proportion  mit  dem  industriellen  Cu-sanitcapitale,  sondern  langsamer  7-U.  —  Das 
Tempo  der  Versclüebung  wird  in  den  verschiedaicn  Enlwickelungsstadicn  des  Capi- 
talismus  variieren,  es  wird,  wenn  die  Industrie  in  den  entsdieidenden  Branchen 
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dnen  hohen  Grad  masdiineller  Sättigung  bereits  erreicht  hat,  langsamer  sein,  als 

in  den  ersten  Stxifm-  und  Drangepochen  des  Übergjangs;  aber  dass  die  Tendenz 
TU  solcher  Verschiebung  iiinerbalb  des  Capitalisiniis  je  völlig  aufhören  könnte, 
«rschcitit  ausgeschlossen.  Das  capitalisti&chc  Streben,  die  Productivkraft  der  Ar- 
beit nidit  nur  qualitativ,  sondern  und  vor  allem  quantitativ  immer  weiter 
2u  Steigern,  und  auf  der  anderen  Seite  der  Fortschritt  der  technischen  Wissen- 
Schaft  verbürgt  das.  Insofern  hat  Marx  also  vollkommen  recht,  von  »einem 
absoluten  Gesetz  der  capitalistischen  Accuniulation«  zu 
sprechen,  nach  dem  die  Wachstumsrate  des  variablen 
notwendig  in  annehmendem  Masse,  also  progressiv, 
hinter  der  des  industriellen  Gesamtcapitals  lurück- 
bleiben  muss. 

Aber  die  Art,  wie  Marx  dieses  Gesetz  der  technischen  Umbildung  zur  Erklär- 
rung  der  industriellen  Reservearmee  verwertet,  erscheint  zweideutig.  Das 
eine  fretKdi  ist  klar,  dass  die  Einffihrong  nener  Maschinerie  ein  Moment  ist, 
4ias  in  den  cintdncn  Branchen  der  capitalistischen  Volkswirtschaft,  bald  da,  bald 
dort,  starke  Schwankungen  in  dem  Umfang  der  Arbeitsnacfafrage  hervorrufen  nniss. 
Die  Einstellung  neuer  arbeitsparender  Maschinen  muss  zwar  nicht,  aber  sie  kann 
und  wird  oft  zu  einer  absoluten  Verminderung  der  in  den  betreffenden  Branchen 
histang  beschäftigten  Arfadterxahl  führen  oder  doch  wenigstens  bewirken,  dass  die 
sonst  übliche  Vermehrung  der  Arbeitsaachfrage  in  diesem  Teile  der 
Volkswirtschaft  temporär  stockt.  Das  vorhandene,  nur  um  den  üblichen  jährlichen 
Zustrom  erhöhte  Arbeitsangebot  in  solchen  Branchen  findet  dann  nur  teilweise  Ver- 
wendung; ein  Teil  wird  überschüssig,  bildet  Elemente  der  industriellen  Reserve- 
armee; um  so  mehr,  da  eine  Abschiebtmg  der  Freigesetzten  in  andere  Zweige 
der  capitalistischen  Volkswirtschaft,  in  denen  gleichzeitig  die  Arbeitsnachfrage  viel- 
leicht in  raschem  Mass  gestiegen,  bei  der  wcitgetricl)fiien  Sjiccialisierung  der 
gelernten  Arbeit  nur  in  engen  Schranken  möglich  Die  technische  Umwälzung, 

die  heute  den,  morgen  jenen  Productionszweig  ergreift,  schliesst  so,  das  Mass  der 
Arbeitsnadifrage  bald  hier,  bald  da  in  unberechenbarer  Weise  ändernd,  jede  vorans- 
achanende  Anpassung  des  Arbeitsangebotes  an  die  Schwankungen  der  Branchen- 
nachfrage von  vornherein  ans.  Sie  ist  eine  der  Ursachen,  die  notwendig  auf  Er- 
zeugung einer  industriellen  Reservearmee  hinwirken,  mag  immerhin  der  Ge- 
samtumfang c ap 1 1  a  1 1  s t i s c h er  Arbeitsnachfrage  steigende 
Tendenz  gemäss  dem  Tempo  der  jeweiligen  Volksver- 
mehrung  oder  ein  noch  schnelleres  Wachstum  aufweisen. 

Aber  Marx  behauptet  nicht  nur,  dass  in  diesem  Sinne  das  Capital  eine 
industrielle  Reserveannce.  sondern,  dass  es  notwendig  eine  progressiv  z  u  - 
n eh mende  industrielle  Reservearmee  erzeuge. 

Progressives  fVacks tum  der  industriellen  Reservearmee,  so 
etwa  imerpretiert  Oppenheimer  die  Marxsdie  Ansicht,  bedeutet  wachsende  Zu- 
nahme der  beschäftigungslosen,  dem  Capital  sich  anbie- 
tenden  gegenüber  der  vom  Capital  wirklich  beschäftigten 
Arbeiterzahl.  Oppenheimer  hat,  diese  Auslegung  als  richtig  vorausgesetzt, 
dann  in  doppelter  Hinsicht  mit  seinen  Ausführungen  recht  Erstens  darin,  dass 
die  Tatsadien  der  neueren  capitaltstisdien  Entwtckelung  die  Geltung  dieses  Satzes 
nicht  bezeugen :  die  partielle  Abstossung  von  Arbeitskräften  in  der  capitalistischen 
Industrie  sei  durch  die  Masse  der  Neueinstellungen  —  eine  Reihe  von  Indicien, 
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speciell  die  zunehmende  Urbanisierung,  machen  das  wahrscheinlich  —  noch  immer 
wieder  iihcrcompensiert  worden.  Und  riclitic:  ist  ferner  auch,  dass  diese  Ansicht  — 
die,  wenn  sie  als  Formulierung  einer  immanent  notwendigen  Tendenz  des  CapitaUs- 
mus  sidi  atriet  erweisen  liessc;,  zuglddi  der  Vert^ndungß'  and  ZuMmmoAmeks- 
theorie  eine  wissenschaftlich  ubeneugcnde  Ba^s  gäbe  —  aus  den  von  Marx 
entwickelten  Prämissen«  ja  überhaupt  nicht  de  du  et  iv  bewiesen  werden  kann. 

Das  ist  anzuerkennen,  so  arg  Oppenheimer  auch  in  seiner  weiteren  Kritik  daneben 
greift,  wenn  er  Marx  die  wunderliche  Meinung  unterschiebt,  dass  das  (jesamt- 
capital  niemals  in  wesentlich  schnellerer  Progression  als  >die  Zahl  der  arbeitsfähigen 
Proletarier«  steigen  könne.  Im  Gegenteil,  da  nach  Marx  das  Gesamtcapittl  viel 
schneller,  als  das  variable^  zunimmt,  muss  —  und  zwar  gerade  nach  der  Marxschen 
Doctrin  —  solange  die  Wachstunisrate  des  variablen  Capitals  oder  der  Arbeits- 
nachfrage  avich  nur  mit  der  ForliiHanzJingsrate  der  Bevölkerung  Schritt  hält,  eine 
Vermehrung  des  industriellen  Gesamtcapital>  stattlinden  in  einem  Tempo,  welches 
das  Wachstumstempo  der  Arbeitsnachfrage,  also  in  unserem  Fall  auch  das  der  Volks- 
vermehrung, notwendig  weit  überflügelt.  Und  auch  dann,  wenn  Sc  Arbeitsnach- 
frage in  ihrem  Wachstum  hinter  der  Volkszunahme  zurückbleibt,  kann  nach  jener 
Marxschen  Doclrin  darum  die  Zunahme  des  i  n  d  u  i  r  i  c  1  I  e  n  G  c  s  a  m  t  c  a  p  i  - 
tals  immer  imch  viel  scinitlkr.  a!>  die  \  olk.-vci inehruiig,  \ur  sich  gehen. 

Angenommen,  Marx  habe  wirklich  eine  progressive  Steigerung  der  industriellen 
Reservearmee  in  dem  angegebenen  Sinne  als  ein  notwendiges  Resultat  der 
technisch  capitalistischen  Entwidcelung  deducieren  wollen,  so  lässt  sich  der  Ver» 
such  einer  solchen  Deduction  nur  aus  den  oben  entwickelt«!,  abstract  vereinfachenden 
Voraussetzungen  seiner  Analyse  verständlich  machen.  Denn  unmittelbar  be- 
steht ja  zwibclicn  dem  Gesetze,  dass  die  Arbeitsnachfragc  langsamer  wächst,  als^ 
das  industrielle  Gesamteapitat,  und  der  Behauptung,  ein  immer  geringerer  Procent- 
satz der  dem  Gesamtcapital  sich  anbietenden  Arbeitskräfte  erhalte  Beschäftigung, 
gar  kein  innerer  Zusammenhang.  Anders,  wenn  man  wie  Marx  in  seiner 
Aiiseinan(ler>-et/\mg  vcn  der  Ficlion  ausgeht,  nur  das  industrielle  Capital 
accuniulicrc  und  alles  accumuliertc  sei  damit  auch  not' 
wendig  schon  industrielles  Zttsatzcapital.  Dies  einmal  voraus« 
gesetzt,  ferner  unterstellt,  das  Wachstum  des  nationalen  Gesamtcapitals  vollziehe  Sich 
imtcr  soldun  l'niständtii  nach  einem  annäiiernd  festen  Satze,  jährlich  nehme  es 
durch  Accumulation,  die  in>ge.^ann  im  Inlande  zu  investieren  sei.  um  einen  be- 
stimmten Procentteil  zu  —  so  ergibt  sich  freilich  aus  dem  Gesetz  der  technischen 
Betriebstmibildung  nicht  nur^  dass  das  variable  Gesamtcapital  langsamer,  als  da» 
industrielle  Gesamtcapital.  zunehmen  nmss,  sondern  auch,  dass  die  Vermeh- 
rung des  variablen  Capitaltcils  selbst,  das  heisst  also  der 
Arbeitsnachfrage,  im  Verlauf  der  Entwickelung  e  i  n  i  in  m  e  r  langsame- 
resWachstumstempozeigen  muss.  Natürlich  i  Denn  wenn  das  industrielle 
Gesamtc^ital,  wie  unterstdlt  war,  nach  einer  ziemlich  gleichbleibenden  Rate,  um 
einen  annähernd  fixen  Procentsatz  sich  vermehrt,  kann  der  variable  Capital- 
tcil.  da  er  progressiv  langsamer,  als  das  industrielle  gleichmassig 
zunehmende  Gesamtcapital,  wächst,  mit  sich  selbst  verglichen  nur  in  >b  e - 
Ständig  abnehmender  Proportion*  steigen.  Und  der  Schluss  scheint 
einfach :  Da  die  Bevölkerung  in  den  Culturstaaten  sich  in  zunehmender  Progression 
zu  vermehren  strebt,  die  capitalistische  Arbeitsnachfragc  aber»  wie  diese  Beweis- 
führung zeigt,  nur  in  abnehmender  Proportion  wachsen  kann,  muss,  wenn,  dsft 
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Arlieit^^angcbot  aus  der  Bevölkerung  und  die  Arbeit-^nachfrage  des  Capitals  in  einem 
gegebt^ncn  Zeitpunct  sich  ungefähr  decken,  von  da  ab  bei  technischem  Forlschritt 
notwendig  eine  immer  stärkere  Divergenz  der  beiden 
Grössen  eintreten.  Das  Gipital  verleibt  sich  immer  neue  Arbeitskräfte  ein, 
aber  in  inmier  geringerer  Zalil,  als  es  dem  progressiven  Wachstum  der  Bevölke* 
rung  entsprechen  würde.  Progressiv  daher  muss  die  Armee  der  Arbeitslosen 
anschwellen  —  bis  der  wachsende  Druck  des  Elends  diese  in  ihrer  Entwickelung 
immer  unerträglicher  werdende,  ausweglose  Wirtschaftsweise  gewaltsam  sprengt. 

Das  ganze  Raisonnement,  damit  aber  überhaupt  der  Versuch,  aus  dem  technischen 
Gesetz  der  capitalistischcn  Accumulation  eine  in  diesem  Sinne  progressive  Zunahme 
der  industrielle:!  Reservearmee  theoretisch  zwingend  abzuleiten,  fällt  dahin,  sobald 
man  die  in  der  Fiction  enthaltene  Fehlerquelle  sich  klar  macht.  .Accumulation  vom 
Standponct  des  Capitalistcn  aus  heisst  neue  gewinnbringende  Anlage  seines  nicht 
verzdirten  Capitaleinkommens.  Er  kann  es  in  der  Industrie,  aber  ebenso  gut  im 
Handel,  im  Credit,  in  aus-  und  in  inländischen  Staats-  und  Communal.mleihen  u.  s.  w. 
anlegen.  In  Wirklichkeit  ist  die  industrielle  also  nur  ein  Teil,  und  zwar,  wie  Marx 
selbst  am  besten  weiss,  ein  ganz  elastischer  Teil  der  jährlichen  capitalistischcn  Ge- 
samtaecnmulation.  Wo  gäbe  es  in  irgend  einem  Cultnrland  genug  industridte 
Arbeiter,  wenn  alles  Zusatzcapital  sich  in  der  Industrie  verwerten  wollte!  Während 
also  nach  unserer  Fiction  die  Steigerung  der  Arbeitsnndi frage  durch  die  einer 
festen  Begrenzung  unterworfene  G  e  s  a  m  t  a  c  c  u  m  u  I  a  t  i  <>  n  und  aus'-crdem 
nur  durch  die  Proportion,  nach  der  das  Capital  sich  in  constantcs  und  variables 
spaltet,  reguliert  war,  existiert  in  Wirklichkeit  gar  keine  solche  feste  Grenze.  Jene 
Gesamtaccumulatton  ist  immer  ein  vielfach  grösseres,  als  das  jeweilig  neu  investierte 
industrielle  ZiisatzcTiiit-il.  Wie  viel  industriell  neu  invt^liert  wird,  also  auch,  den 
technischen  Entwickelungsstand  der  iiranchen  als  gegeben  vorausgesetzt,  das  ^^ass, 
um  das  in  einer  bestimmten  Periode  die  capitalistische  Arbeilsnachfrage  zunimmt, 
lässt  sich  nach  keinem  Gesetz  im  voraus  bestimmen,  sondern  hängt  —  natürlich 
im  allgemeinen  Rahmen  der  Gesamtacctmiulation  —  durchaus  \vn  den  Umständen, 
vor  allem  von  der  wechselnden  Conjunctur  des  Warenmarktes  al).  Je  nachdem 
Strumen  grossere  oder  geringere  Summen  industrieller  Investierung  zu,  und  diese 
Bewegung  ist  es,  die,  durch  das  Gesetz  der  teehnisdien  Umwälzung  nur  ergänzt, 
auch  die  Wacbstumsrate  der  capitalistischcn  Arbeitsnachlrage  determiniert  Mag 
also  der  variable  Capitalteil  im  Verhältnis  zum  constanten  noch  sehr  abneh- 
mende Tendenz  zeigen,  das  beweist  durchaus  nicht,  dass  die  Zunahme  des  variablen 
Capitals,  der  Arbcitsiiachfrage,  der  Kegel  nach  auch  nur  in  einer  ständig  ab- 
nehmenden Progression  erfolgen  könne.  Vielmehr,  da  das  industrielle  Gesamtcapital, 
in  seinem  Wachstum  vor  allem  dem  Wechsel  der  Marktconjunctur  unterworfen, 
im  Laufe  der  Entwickelung  unberechenbar,  also  möglicherweise  nach  einem  pro- 
gressive:: Satze  zunimmt,  ist  damit  —  wenngleich  das  variable  Capital  eine  sinkende 
Quote  des  gesamten  bildet  —  die  Möglichkeit  eines  progressiven  Wachstums  auch 
dieses  Factors,  also  der  capitalistischcn  Arbdtsnaehfrage  nicht  ausgeschlossen.  Die 
Theorie  kann  keine  zwingende  Prognose  stellen,  dass  die  Arbeitsnaclifr.ige  sich  nur 
in  immer  kleinerem  Umfang  erhöhen  werde.  Es  sei  denn,  da>s  die  Theorie 
—  wa<  ihr  gleichfalls  schwerlich  gelingen  wird  —  nachwiese,  mit  der  Entwickelung 
müsse  die  Marktconjunctur  selbst  sich  immer  mehr  verschlechtern,  so  dass  ein 
Stdgen  der  Arbdtsnachfrage  durch  immer  schlimmere  Krisen  unmöglich  gemacht 
wird 

*Es  ist  wohl  dieser  tiefwurzelnde  Hang,  in  der  Zergliederung  des  Capitalismus 
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zugleich  immanente  (jriindc  seiner  naturnotweiidv^cti  Sclbstzersetzung  aufzudecken, 
der,  wie  er  die  Prognose  progressiv  wachsender  Kri>c!uerriittung  im  Cotiiviunistisciu-n 
Manifest,  i>o  auch  un  Capital  das  Schwankende,  Unklare  in  der  capualistischeii 
Accumulationstheorie  erzeugt  hat.  Ich  sage:  das  Schwankende  und  Unklare.  Denn, 
ol>gIcich  man  die  Marxschen  Ausführungen  wohl  meist  in  jener  Deutung  aufge&sst 
hat.  die  auch  Opiunhcinicr  ihnen  gibt,  lassen  sie  eventuell  eine  andersartige  Interpretie- 
rung zu.  So  wenig  jenes  (ioctz  der  technisclicn  Betricbsuniwälzung  eine  progressiv 
zunehmende  Vcr^chledUerung  des  Arb«it&marktes  bedingt,  so  gewiss  ist  dasselbe 
andererseits,  wie  wir  sahen  und  wie  Marx  nachdrücklich  hervorhebt»  ein  die  Arbeits- 
nachfrage  irrigularisiercndis  und  somit  auf  Bildung  einer  industriellen  Resen'eamiec 
in  di'Ti  viTschiedcnen  Branchen  hinwirkendes  Moment.  Auf  je  grösserer  Fläche 
der  Process  sich  abspielt,  um  so  grösser,  darf  man  annehmen,  werden  auch  seine 
Wirkungen  sein.  Wenn  also  der  Capitalismus  die  Tendenz,  wie  zur  Ausdehnung, 
so  auch  immer  wieder  zu  temporären  und  localcn  Einschränkungen  der  Arbeits- 
nachfr.i«o  71  igt,  wird  er  progressiv,  nämlich  in  dem  Masse,  als  er  sich  selbst 
entwickelt  und  seine  activc  r,t"-amtarh(.'ifcrarmec  erhöht,  auch  die  Zahl  der  von  ihm 
jeweils  rcpellierten  Überzähligen  vermehren.  Das  wäre  progressive  Froduction  einer 
ituhtstrieUen  Rtterveärmec,  durch  welche  aber  die  Proportion  der  vom  Capital  be- 
sdiäftigten  und  repellierten  Arbeitskräfte,  das  AllgemeinverhältDis  von  Arbeitsangebot 
und  capitalistischer  Arbeitsnachfrage  im  Laufe  der  Entwidcelnng  nicht  zu  Ungunsten 
4er  Arbeiter  tangiA-t  werden  würde. 

Weiter!  Wenn  die  technische  Umbildung  innerhalb  der  capitalistischcn  Accutnii- 
lation  nicht  dadurch,  dass  sie  notwendig  eine  progressive  V^erlangsamung  in 
dem  Wadistnmstempo  der  capitalistischen  Arbeitsnachfrage  hervorruft,  sondern  nur 
durch  die  von  ihr  erzeugten  unberechenbaren  Schwankungen  der  Branchenarbeits« 
nachfrage  die  Reihen  der  Unbeschäftigten  vcrgrössert,  dann  lässt  sie  sich  aber 
auch  nicht  als  die  primäre  und  hauptsächlichste,  auf  seilen  des  Capitals  wirkende 
Bildungsursache  der  industriellen  Reservearmee  darstellen,  wie  Marx  es  tut.  Dann 
müssen  die  durch  Absatzstockung  und  Krisen  hervoi-gerufenen  Cöntractionen  der 
capitalistischen  Arbeitsnachfrage,  die  Marx  in  seiner  theoretischen  Consiruction  als* 
etwas  Secundärcs  luhandelt,  an  die  erste  Siollc  rücken.  Die  Umkehrimg.  die  er 
vornimmt,  verdunkelt  das  einfache  fundamentale  Verhältnis,  entrückt  die  Sachi 
ohne  inneren  Grund  dem  populären  Bcwusstscin.  Die  Zunahme  der  capitalistischen 
Arbeitsnachfrage  hängt  von  der  Grosse  des  jeweiligen  industriellen  Zusatzcapital^t 
und  seiner  tedinischen  Zusammensetzung  ab.  Aber  was,  w  ie  immer  die  Proportion 
des  variablen  zum  con stauten  Capitalteil  sei,  über  die  elastische  Grösse  die.-cs  Zusatz- 
capitalcs  und  damit  auch,  bei  der  gegebenen  Art  der  technischen  Zusammcitsetzuug, 
über  den  Umfang  der  zusaulichcn  capitaUstisdien  Arbeitsnachfrage  entscheidet,  ist, 
wie  wir  bereits  sahen,  die  Marktcon j unctur,  die,  je  nach  den  wechselnden  Absatz- 
chancen, einen  grösseren  oder  geringeren  Teil  der  jeweiligen  capitalistischen  Ge- 
samtaccumulation  neuer  indtistricller  Verwendung  zuführt.  Sie  ist  es,  die.  im  wcit- 
gesteckten  Rahmen  der  Gcsamlaccumulation,  das  jeweilige  Tempo  industrieller  Ca- 
pitalsvermdirung  und  so  indirect,  ergänzt  durch  die  technischen  Veränderungen,  auch 
das  Wachstumstempo  capitalistischer  Arbdtsnachfrage  in  letzter  Instanz  bestimmt 
Nidit  die  technischen  Veränderungen,  assistiert  von  dem  Wechsel  der  Markt 
conj unctur,  sondern  der  Wechsel  d»r  Marktcon junctur.  assistiert  von  den  tedi- 
nischen Veränderungen,  ruft  auf  Seiten  des  Capitals  jene  ewige  Unsicherheit,  jenes 
Schwanken  in  der  Zuwachsrate  der  Arbeitsnachfrage  hervor,  das  anvermeidlidi  in 
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den  einzelnen  Branchen  zur  Attstossong  sich  anbietender  Arbeitskräfte,  zur  Ver- 
grössenrng  und  in  Zeiten  guten  Geschäftsganges  dann  wieder  zu  annähernder  Ab- 
sorption der  industriellen  Rcser\-earmec  führt. 

Aber  wenn  so  diese  ruckweisen  Bewegjungen  auf  selten  des  industriellen  Capitals 
von  vornherein  bei  regulär  zuströmendem  Arbeitsangebot  notwendig  eine  industrielle 
Reservearmee  erzengen  mfissen,  so  folgt  daraus  natürlich  Inineswegs.  dass  es  nicht 
ebenso  auch  andere,  auf  Seiten  des  Arbeitsangebotes  agierende  Gründe 
gebe,  die  in  derselben  Richtung  wirken.  Man  unterstelle  nach  einer  Periode  rascher 
capitalistischer  Ausbreitung  und  Einbeziehung  grosser,  früher  anderweitig  beschäf- 
tigter Volksschichten  in  die  active  Arbeiterarmee  des  Capitals  einen  ungefähren 
Bdiarmngsznstand,  derart,  dass  die  heimische  capitalisttsche  Arbeitsnachfrage  eine 
längere  Periode  hindurch  im  Jahresdurchschnitt  um  eine  Rate,  die  annähernd  dem 
Tempo  der  Volksvcmichrung  —  aI«o  auch  dem  Fortpflanzungstempo  der  bereits 
csqtitalistisch  beschäftigten  Arbeiterschaft  —  entspricht,  zunehme.  Um  den  Fall  noch 
mdir  zu  vereinfadien,  ndimen  wir  im,  da^s  jene  ans  den  mdcweisen  Bewegungen 
des  Capitals  sich  ergebenden  Störungen  des  Arbeitsmaiictes  hier  ^nzlich  fortfallen 
sollen.  Nicht  nur  in  der  Gesamtheit  aller  capitalistischen  Betriebe,  sondern  auch 
in  den  einzcltuii  Branchen  möge  die  .Arbeitsnach fragt-  pleirlinuisNitj  und  ohne 

Rückschläge  von  Jahr  zu  Jahr  erhöhen.  Es  bedarf  nur  der  .VutbtcUung  einer 
solchen  Ftction,  um  sofort  zu  sehen,  dass  auch  dann,  wenn  man  von  jenen  Bewe- 
gungsstörungen capitalistischer  Arbeitsnachfrage  vollkommen  abstrahiert,  die  Bil- 
dung einer  indii>tricllcn  Rt-'^crvcarmee  sehr  wohl  niuglicli  wäre.  Mag  das  Fort- 
pflanzungstenipo  der  capitalistischen  Arbeiterschaft  immerhin  der  Wachslumsrate 
capiulistischer  Arbeitsnachfrage  entsprechen,  trotzdem  kann  das  Arbeitsangebot,  das 
unter  fiesen  Umstanden  dem  Ckpital  entgegen  tritt,  den  Umfong  der  hier  hyposta- 
sicrtcn,  regelmässig  wachsenden  Arbeitsnachfrage  zeitweilig  oder  dauernd  ül>er- 
stcigen.  Es  kann  ein  Zustrom  der  in  der  capitalistischen  Industrie  Beschäftigung 
Suchenden  stattfinden  —  aus  dem  Nachwuchs  anderer  Bevölkcrungsschichtcn,  zum 
Beispiel  aus  dem  überschüssigen  Nachwuchs  Ueinbäuerlidier  Landwirte,  aus  dem 
der  Landarbdter,  aus  dem  des  unter  capitalistischer  Concurrenz  zurückgehenden 
Handwerks.  El)cuso  ist  die  Zahl  der  Arbeitsuchenden  durch  Einwanderung  oder 
im  Inland  durch  zunelmiendes  Eindringen  der  Frauen  und  Kinder  in  den  industriell- 
capitalisüschen  Arbeitsmarkt  vermehrbar.  Wenn  aber  die  gleichmässig  wachsende 
Arbeitsaachfrage  des  Capitals  nur,  wie  in  unserem  Beispiel,  ausreicht,  den  gewöhn- 
lichen Nachwuchs  der  ihm  bereits  einverleibten  Arbeiterschaft  aufzunehmen,  muss 
aus  diesem,  wenn  auch  langsamem  Zustrom  ein  überschuss  des  Arbeitsang  ■hotoR 
über  die  Kachfragc  notwendig  resultieren,  also  —  eine  industrielle  Reservearmee, 
die  sich,  da  die  Capitalisten  nun  die  Auswahl  haben,  vornehmlich  aus  den  älteren 
und  sdiwacheren  Leuten  zusammensetzen  wird.  Sie  ist  Product  nicht  einer  die 
Arbeitnachfrage  plötzlich  contrahierenden  Capital beucgung,  sondern  wird  erzeugt 
dnrdl  die  Bewegung  des  Arbeitsangcl>ote'5,  die  teilweise  freilich  wiederum  —  Kirrlcr- 
concurrienmg  des  Handwerk?,  Frauen-  und  Kindcrarluit  —  mit  notwendigen  Ten- 
denzen der  industriellen  Capitalcntwickelung  als  dem  Bedingenden  zusammenhängt. 
Vfie  denn  andererseits  diese  Capitalcntwickelung  durch  den  gewaltigen  Anstoss» 
den  sie  dem  Handel  gibt,  zugleich  auch  ein  von  der  Industrie  geschiedenes,  durch 
sie  gespeistes  Gebiet  intensiv  wachsender  Arbeitsnachfrage  schafft. 

Jone  Momente,  dir  innerhalb  unserer  Fiction  al«;  mögliche  Ursache  fiir  die 
Heranbildung  einer  industriellen  Reservearmee  erschienen,  sind  aber  zugleich  auch 
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Momente  der  compliderten  ökonomischen  Wirklichkeit  Zweifellos  spielt  der 
irreguläre  Zustrom,  den  die  industrielle  Arheitcrscliaft  von  aussen  her  erhält  — 
nur  so  kann  sie  schneller  als  die  Bevölkerung  zunehmen  —  bei  der  Absto>>nng 
von  Arbeitskräften  in  der  Industrie  eine  gewichtige  Rolle.  Aber  nidu  weniger 
gewiss  und  bedeutsam  ist  der  Einfluss,  den  in  dieser  Hinsicht  die  Schwankunsen, 
die  durch  Marktoonjunctur  und  technische  Umbildung  temporär  immer  wieder 
neu  erzcuRlc  Contractionsbcwegungcn  der  capitalistischen  Branchenarbeitsnach frage 
ausüben.  Beide  Momente  wirken,  mannigfach  sich  combinierend,  in  der  Erzeugung 
des  Phänomens  zusammen. 

Wir  brechen  unseren  fluchtigen  Überblick  hier  abw  Oppenheimer,  um  zum  Schluss 
mit  einem  Wort  noch  auf  seine  positive  Theorie  zu  kommen,  sieht  nur  die  eine 
Seite  und  auch  die  nur  halb.    Daraus,  dass  im  Ganzen  der  capitalistischen  Industrie, 
wie  übrigens  Marx  selbst  hervorhebt,  ein  Wachstum  der  l)eschä tilgten  Arbeiter- 
2ahl  zu  ooastatieren  ist,  daraus  also^  dass  eine  zahlenmässige  Übenompensation  der 
freigesetzten  durdi  nett  eingestdlte  Arbeitskräfte  stattfindet,  schliesst  Oppenheimer 
anscheinend,  dass  die  Industrie  überhaupt  nicht  ein  an  der  Erzeugung  der  industriellen 
Rcst"rvearmee  activ  bcteiliRler  Factor  sei!    Gerade,  als  ob  diese  Vermehrung  der 
addierten  Gcsanitarbeitcrzahl  irgend  etwas  gegen  die  bei  Contraction  der  Arbeits- 
nadifrage  in  den  einzelnen  Branchen  wieder  und  wieder  erfolgende  Abstossung  der 
lebendigen  Arbeiterindividucn  bewiese!    Als  ob  die  Vermehrung  der  Gesamtzahl 
den  Repelliertcn  auch  gleich  zu  einer  Anstellung  in  anderen  Branchen  verhülfe! 
Er  schliesst  so,  denn  sonst  wäre  seine  Behauptung,  dass  der  Grossgrundl>esitz,  den 
er  im  übrigen  mit  Recht  vom  industriellen  Capitale  scharf  untcrsdicidet,  die  »e  i  n  - 
zigeUrsache«  der  industriellen  Reservearmee  sei,  sinnlos.  Yfit  gesagt,  er  sieht  — 
wenigstens  im  letzten  positiven  Abschnitt  seiner  Schrift  —  nuraui  derSeitedes 
Arbeitsangebotes  Krklärungsgründe  für  das  Phänomen;  aber  auch  da  nicht 
die  mannigfaltigen  Möglichkeiten,  von  denen  wir  einige  ol)cn  erwähnten.  Weder 
vom  Zuzug  aus  dem  Handwerkemachwuchs,  noch  von  Weiber-  und  Kinderarbeit 
spricht  er,  sondern  immer  nur  vom  Zuzug  der  Landarbeiter  aus  den  grossen  Gutem 
in  die  Industrie.    Dieser  Zustrom,  und  er  allein  wird  als  der  einzige  Grund  des 
Unheils  proclamiert.    Man  zerschlage  die  Latifundien,  l)esiedele  den  Boden  dicht 
mit  Bauernvolk,  und  die  industrielle  Reservearmee  ist  verschwunden !    Abet  werden 
da  nicht  andere  Qudlen  des  Zustroms,  zum  Beispiel  die  Einwanderung,  entsprechend 
reichlicher  fliessen?  Und  adbst  dann,  wenn  die  absolute  Menge  des  Arbeitsangebots 
durch  eine  solche  Reform  wirksam  verringert  würde,  wird  nicht  das  industrielle 
Capital  nach  wie  vor  seine  Absatzstockungen  und  Krisen  zu  durchlaufen  hal>en,  also 
auch  bei  einer  schmäleren  Basis  des  gegebenen  Arbeitsmarktes  Arbeiter  freisetzen  und 
so  die  industrielle  Reservearmee  erneuern  müssen?    Oppenheimer  will  eben  un 
Capitalismns,  abzüglich  des  Grossgrundbesitzes,  eitd  Harmonie  sehen.  Das  geht  so 
weit,  dass  er  anscheinend  alle  Gcwaltacte  der  ursprünglichen  Acaimulation,  durch 
die  das  Capital  zur  Welt  kommt,  ausschliesslich  auf  Cnjwaltacte  des  Grossgrnnd- 
besitzes  reducieren  möchte.    Warum  ist  das  mobile  Capital  in  seinem  Ursprünge 
ihn  weniger  verdächtig?    ErspMt  ist's  doch  gewiss  nicht   Und  was  Ist,  wenn 
der  Grossgrundbesitz  genetisch  auf  dem  Gewaltrecht  ruht,  die  Rente,  die  der  Guts> 
herr  für  seinen  parcellierten  Boden  sich  zahlen  lassen  wird,  anders,  als  eine  äussere 
Formveränderung  dieses  weiter  wirkenden  Gewaltrcchts?    Die  Wurzel  selbst  kann 
ianeriidb  des  capitalistischen  Systems  doch  niemals  ausgegraben  und  vernichtet 
werden. 
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EDUARD  BERNSTDN- CAPITALMACHT  UND  GEWERK- 
SCHAFTSIVIACHT  EIN  BEITRAG  ZUR  DYNAMIK  DES 
GEWERKSCHAFTSKAMPFES 

Genosse  von  Elm  wendet  sich  in  seinem  Artikel  Die  Revisionisten  an  der 
ArMt,  der  im  vorigen  Heft  dieser  Zeitschrift  abgedruckt  ist,  lebhaft  gegen 
«inen  in  der  Hilfe  vom  6.  December  1903  veröffentlichten.  Grenzen  der  Gewirk' 
schaftsbewegung  betitelten  Artikel  des  Nationalsocialen  Fr.  Weinhausen,  der  in 
folgenden  Sätzen  gipfelt: 

1.  »Je  weiter  die  Anhäufung  des  Capitalismus,  die  Vcrgrösserung  der  Betriebe 
und  vor  allem  die  Organisation  des  Unternehmertums  fortschreitet,  um  so  sicherer 
wird  die  ehemals  so  schneidige  und  gefährliche  Waffe  des  Strikes  in  den  Händen 
■der  Arbeiter  stumpf.« 

2.  *Das  Schwergewicht  des  gewerblichen  Kampfes  darf  nicht  mehr  bei  den  Ge- 
wertcschaltcn  liegen.« 

3.  »Die  Instanz  [welche  den  Gewerkscliaften  helfen  muss,  ihre  Forderungen  zu  ver- 
feditcn]  ist  die  politische  Arbeitcrvertretung.c 

Unter  politischer  Arbeitervertretung  —  dies  sei  einschattend  bemerkt,  — > 
■versteht  Herr  Weinhausen  nicht  die  Sm  inlrlomokratie  schlechtweg,  sondern 
ein  interfractionelles  Cartell  aller  arbeiter freundlichen  Socialpolitiker  inner- 
halb und  ausserhalb  der  Parlamente.  Wir  halten  ein  solches  Cartell,  ausser  in 
der  ganz  losen  Gestalt  unverbindlichen  Zusammenwirkens  bei  bestimmten  An- 
lässen, wie  es  sich  bei  verschiedenen  Gelegenheiten  schon  von  selbst  ergeben  hat. 
heute  für  undurchführbar.  Aber  das  hat  mit  dem  Kern  der  von  Herrn  Wein- 
luuisen  aufgeworfenen  Frage  nichts  an  tun.  Nur  diesem  Kern  sollen  die  nach- 
folgenden Ausführungen  gelten,  nämlich  der  Behauptung,  dass  mit  der  Ver- 
grosserung  der  Betriebe  und  dem  stärkeren  Ausbau  der  Organisationen  des 
Unternehmertums  die  Waffen  des  gewerkschaftlichen  Kampfes  immer  stumpfer 
werden.  Dass  diese  Behauptung,  die  in  dem  citierten  Artikd  der  HUfe  an  ver- 
schiedenen Stellen  in  noch  schärferer  Form  wiederkehrt,  —  7um  Beispiel:  »Der 
wirtschaftliche  Kampf  der  gewerkschaftlich  organisierten  Arbciterclasse  gegen 
das  coaÜerte  Unternehmertum  wird  immer  aussichtslosere,  »in  den  grössten 
Betrieben  ist  die  Gewerkschaftsbewegung  am  schwächsten«  —  hinsichtlich  der 
Gewerkschaftsarbeit  überall  dort  eine  entmutigende  Wirkung  ausüben  muss, 
wo  sie  auf  Glauben  stösst,  hebt  von  Elm  mit  Recht  hervor,  und  bis  zu  einem 
gewissen  Grade  sdiemt  Herr  Weinhausen  das  auch  einzusehen.  Wenigstens 
hat  er  in  seiner  Antwort  auf  von  Elm  und  in  einer  Polemik  gegen  einen  vom 
Schreiber  dieses  im  Verein  der  Berliner  Buchdrucker  gehaltenen  Vortrag,  der 
ein  ähnliches  Thema  behanddte,*)  seiner  Behauptjung  eine  etwas  weniger 
sdiroffe  Form  g^eben.   Aber  den  Grundgedanken,  ditss  der  entwickelteren 

^  Der  Titel  des  Vortr.igs  Liatete ;  Das  SHeh  dtr  Gewerkschaften  und  tehu  Grenzen.  Htn  Web« 
'kauaa  cdwiat  »nraaehnwn,  da»  der  Vortisg  dwdk  $eioca  Aitik«!  maalant  «ar.  Oaa  iat  «bar  gaas 
and  gar  okbt  dar  PalL  Du  Thema  war  swiachan  deai  VoiütMadan  daa  BaAdradcenrerefnt  und  mir  vor 

zuhezu  drei  Jähren  für  einen  von  mir  im  Veroin  in  haltenden  Voctiag  vcrcir.lmrt  w  rir  len,  wurde  von 
«rstcrcm  wieder  in  Vorschlag  Rcbracht.  als  er  mii  h  im  December  nnterBeiui^nahme  auf  -jn-iere  damali);e 
Abmii  hung  einlud,  den  Vortrag  jetzt  zu  lialten,  und  von  mir  ankjenijrannT  und  vorbcrt- i'.ct,  elio  ich  von 
dem,  Weinbaoseoachen  Artikel  irgend  etwas  erfahren  hatte.  Die  in  diesem  Artikel  behandelte  Frage 
ataad  dam  aacb  kainctwegs  im  Mittelpanct  meines  Vortrags,  der  vielmehr  in  erster  Reihe  die  specifiscb 
«ocialOkOBomtscben  Seiten  dea  Gewerkacbafttproblaau  atufflhrlicher  behandelte,  daf^gen  hin« 
aididkk  der  ICacbtentfaltnag  im  Kampf  mu  Aarirbtan  aaaaprechen,  sie  aber  mit  RiAtjriil  anf  dto 
UbUhrHUrarj^«  diagiheeder  bag^dao^tawagi^ottaeiB^ea  j^^'^^^^l^**  ^^'^llj^f'III^Jr'diMa 


Digitized  by  Googl( 


130 


EDUARD  BERNSTEIN  •  CAPITALMACHT  UND  OEWERKSCHAFTSMACHT 


Capitalmacht  gegenüber  die  Gewcrkschaftsmacht  nur  für  friedliche  Abmachungen 
und  etwa  höchstens  noch  für  Abwehrkämpfe  behufs  Aufrechterhaltung  solcher 
Abmachungen  leistungsfähig  sei,  hält  er  auch  in  seinen  Repliken  aufrecht. 

Von  vomherein  fallt  hierbei  folgendes  auf:  Einbrüche  in  bestehende  Ar- 
beitsbedingungen machen  die  Unternehmer  gewöhnlich  bei  schlechtem  Ge- 
schäftsgang oder  wenn  sie  sich  sonst  wesentlich  den  Arbeitern  überlegen  fühlen. 
Abwehrkämpfe  gegen  soldie  Einbrüche  werden  demgemäss  in  der  Regd  unter 
den  für  die  Arbeiter  ungünstis^sloi  Umständen  gekämpft.  Sind  sie  trotzdem 
nicht  hoffnungslos,  so  ist  nicht  abzusehen,  warum  es  Angriffskämpfe  sein 
sollen,  bei  denen  doch  die  Arbeiter  den  Zeitpunct  des  Kampfes  wählen.  Eine 
Gewerkschaft,  die  im  stände  ist,  Abwehrkämpfe  zu  führen,  muss  und  wird  auch 
in  Stande  sein,  Angriffskämpfe  zu  führen,  sofern  sie  nur  den  Zeitpunct  dafür 
richtig  wählt  und  auch  sonst  taktisch  klug  vorgeht.  Hier  einen  principiellen 
Unterschied  zu  machen,  geht  ganz  und  gar  nicht  an.  Eine  Gewerkschaft,  die 
zum  Angriff  unfähig  ist,  ist  es  auch  zur  Abwehr  —  ja,  wir  möchten  im  Hinblick 
auf  die  eben  ausgeführten  Ciründe  sagen,  ist  in  noch  höherem  Grade  unfähig. 
Angriffe  abzuwehren.  Und  ebenso  steht  es  mit  der  Fähigkeit,  Tarifverträge 
abzuschliessen.  Sollen  die  Gewerkschaften  in  stände  sein,  die  Unternehmer 
zu  Tarifverträgen  zu  bewegen,  so  müssen  sie  eine  kampffähige  Macht  darstellen. 
£s  ist  uns  wenigstens  kein  Beispiel  dafür  bekannt,  dass  Unternehmerverbände 
sich  freiwillig,  das.  heisst  ohne  dass  sie  durch  den  Druck  einer  von  ihnen  als- 
kampffähig  erkannten  Arbeiterverbindung  dazu  genötigt  gewesen  wären,  zur 
Unterzeichnung  und  Aufrcchterhaltung  eines  Tarifvertrages  herbeigelassen 
hätten.  Verlieren  die  Gewerkschaften  die  Fähigkeit,  Kämpfe  mit  Erfolg  zu 
führm,  dann  ade  auch  gewerkschaftliche  Tarifverträge.  Bei  den  Firmen,  die 
Herr  Weinhausen  als  Beispiel  für  die  Olinniacht  der  Gewerkschaften  gegenüber 
den  gewaltigen  Riesenbetrieben  in  der  modernen  Industrie  anführt:  Krupp, 
Stumm,  die  grossen  Elektricitätswerke,  ist  auch  bis  jetzt  von  Tarifverträge» 
nichts  zu  merken  gewesen  und  wird  auch  nichts  zu  merken  sein,  solange  die 
Gewerkschaften  nicht  dort  festen  Fuss  gefasst  haben.  Und  der  Gewerkschafts- 
kampf,  dessen  Ausgang  Herrn  Weinhausen  zu  seinem  Artikel  mit  der  pessi- 
mistischen Folgerung  ffir  die  Gewerkschaften  Anlass  gab,  war  gerade  an  der 
Forderung  eines  Tarifvertrages  gescheitert.  Die  Berliner  Metalldrücker  hätten 
ihren  Kampf  walirscheinlich  gewonnen,  wenn  sie  sich  auf  die  Forderung  des 
neunstündigen  Normal  arbeit  st  ages  und  der  von  ihnen  aufgestellten  Mindestlöhne 
beschrankt  hätten.  Diese  Forderungen  wurden  von  den  meisten  Fabrikanten 
ohne  weiteres  bewilligt.  Wogegen  aber  die  Mehrheit  der  Fabrikanten 
sich  heftig  sträubte  und  wogegen  sie  vom  Bund  der  schweren  Metallindustrie, 
den  sogenannten  KuhnetHäHneni,  ganz  besonders  scharf  gemacht  wurde,  das 
war  gerade  das  Verlangen  der  Gewerkschaft,  einen  von  beiden  Teilen  zu  unter- 
zeichnenden Tarifvertrag  über  diese  Normalsätzc  abzuschliessen.  Die  Er- 
wirkung des  Tarifvertrages  war  hier  die  grosse  Schwierigkeit  und  wird  dies 
in  den  meisten  Fällen  sein.  Es  ist  ein  innerer  Wtdersprudi,  den  Gewerkschaften 
zuzurufen,  dass  ihnen  die  Fälligkeit  zur  Führung  wirksamer  Kämpfe  gegen 
das  organisierte  Grosscapital  verloren  geht,  und  ihnen  gleichzeitig  zu  erklären, 
dassr  sie  aber  »vor  allemc  noch  die  »genügend  grosse  und  dringliche  Aufgabec 
des  Abschlusses  und  Ausbaues  von  Tarifverträgen  im  Gewerbe  haben.  Ebenso 
gut  könnte  man  jemand  sagen:  du  hast  zwar  nicht  mehr  das  Geschick,  über 
den  Esel  zu  springen,  aber  es  bleibt  dir  noch  die  Aufgabe,  über  das  Pferd  zu 
voltigieren.  Wem  das  erste  nicht  gluckt,  der  bricht  beim  Versuch  des  zweiten 
sicher  etliche  Knochen. 

Indes  hat  der  Tlinweis  auf  diesen  Widerspruch  in  den  Weinhausenschen 
Ausführungen  so  weit  nur  formale  Bedeuttmg.    Die  eigentliche  These  Wein- 
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hausens  wird  durch  ihn  nicht  widerlegt,  bleibt  von  ihm  ganz  unberührt  Ea 

kimnte  ja  sein,  dass  Wcinhauscn  mit  dem  Satz  vom  Rückgang  der  Potenz  der 
ücwerkschaitsmacht  gegenüber  der  Capitahnacht  noch  weit  mehr  recht  hat,  als 
er  selbst  weiss  oder  twhaitptet,  und  dass  es  auch  mit  den  Aufgaben,  die  er  den 
Gewerkschaften  noch  lässt,  imnier  schlimmer  wird.  Mit  dieser  Feststellung 
wäre  der  VVidcrsprudi  in  seiner  Deduction  gehoben,  und  die  Zukunft  der  Gewerk- 
schaften läge  auf  dbr  Linie  des  Buddesdieii  Coalittonsrechts,  das  hdsst  der  ge- 
duldeten Beamtenvereine. 

Warum  aber  soll  es  so  sein?  Liegt  irgend  ein  beweiskräftiges  Anzeichen 
dafür  vor,  dass  die  Kampffähigkeit  der  Gewerkschaften  abnimmt?  Wir  müssen 
es  bestreiten.  Die  Beweisffihrung  Weinhausens  geht  bei  näherer  Prüfung  »ehr 
in  die  Brüche.  Teils  besteht  sie  in  allgemeinen  Behauptungen,  für  die  stich- 
haltiges statistisches  Material  weder  erbracht  wird,  noch  ohne  sehr  eingehende 
Studien  erbracht  werden  kann,  teils  in  Hinweisen  auf  Tatsachen,  die  keinen 
bestimmten  Schluss  in  der  einen  oder  anderen  Richtung  zulassen»  aber  zu- 
«ammengefas'^t  eher  für  die  wachsende  Macht  der  Gewerkschaften  sprechen. 

Wie  es  mit  dem  Fehlschlag  des  im  Herbst  von  den  Berliner  Metalldrückern 
geführten  Kampfes  steht,  wu^e  schon  oben  fluchtig  berührt  Der  Gewerl»chaft 
ist  es  nicht  gelungen,  im  ersten  Anlauf  die  gesamte  Unternehmerschaft  zur  Ab- 
schliessung  eines  r<.c,'clrochtcn  Tarif-  und  Schiedsvertrags  zu  bewegen.  Es  ist 
für  einen  Ausscnstcliciidcn  unmöglich,  zu  beurteilen,  ob  der  Zeitpunct  für  die 
Aufnahme  des  Kampfes,  ob  die  während  des  Kampfes  beobachtete  Taktik,  ob> 
schliesslich  der  'Zeitpunct  der  Beendigiuig  des  Kampfes  richtig  gewählt  waren; 
aber  da  es  nicht  ausgeschlossen  ist,  dass  in  dem  einen  oder  anderen  dieser 
Puttcte  Fdiler  gemacht  wurden,  ist  es  auch  nicht  angängig,  aus  der  Tatsache 
des  •  Fehlschlags  kurzerfaaml  den  Schluss  zu  ziehen,  dass  das  beiderseitige 
Kräfteverhältnis  an  sich  einen  Sieg  der  Arbeiter  ausschloss  und  immer  unwahr- 
cheinlicher  macht.  Die  beteiligte  Gewerkschaft  denkt  wenigstens  ganz  anders 
darüber.  Sie  hat  den  Kampf  Mitte  November  abgebrochen,  ehe  noch  ihre 
Mittel  erschcipi't  waren,  weil  seine  Verlängerung  über  die  Weihnachtsconjunctur 
hinaus  von  einem  Risico  begleitet  gewesen  wäre,  das  sie  nicht  laufen  mochte; 
aber  sie  hat  ihn  nicht  aufgegeben,  weil  sie  etwa  an  der  Erreichung  ihres  Ziels 
auf  dem  Wege  des  gewerkschaftlichen  Kampfes  überhaupt  verzweifelte.  Hören 
^vir  die  Flugschrift,  welche  die  Ortsver^valtung  Berlin  des  Wrlumrles  der 
deutschen  Metallarbeiter  an  ihre  Mitglieder  nach  beendetem  Kampf  veröffent- 
licht hat: 

'Hin  Teil  <J'  Werkes  ist  gdonKcn.  Wir  haben  einen  durchaus  beachtenswerten 
Teil  der  Arbeitgeber  der  Metalltiuiustrie  für  einen  Tarifvertrag  gewonnen.  Wir  haben 
darauf  zu  achten,  dass  dies  eroberte  Terrain  nicht  wieder  verloren  gehe,  und  müssen 
wir  deshalb  dies  Terrain  immer  mehr  befestigen  und  vergro^'^cm. 

Die  Hoffnung  unserer  Gegner,  uns  einmal  kampfcsunfahi^  zu  machen,  muss  zu 
Sclianden  werden.  Durch  immer  erneuten,  immer  heftigeren  Ansturm  gegen  die 
Position  des  Gegners  müssen  wir  zeigen,  dass  wir  uns  durch  nichts  abschrecken 
lassen,  sondern  unausgesetzt  und  unablässig  dem  gesteckten  Ziel  zustreben.t^) 

So  schreibt  nicht,  wer  sich  gebrochen  und  kampfunfähig  fühlt.  Ein  vorher- 
gehender Satz  deutet  ü!>ripens  auf  begangene  taktische  oder  strategische  Fehler 
hin,  indem  er  als  Lehren  des  Kampfes  unter  anderm  bezeichnet,  dass  >wir 
erstens  bedeutend  mehr,  als  bislang,  Fühlung  mit  der  Provinz  suchen  müssen, 
rueitens  dafür  sorgen,  dass  noch  mehr,  als  bisher,  die  Be^rechung  unserer 
Taktik  der  öfTentlichkeit  entzogen  wird,  damit  unsere  Gegner  sich  nicht  da- 
nach richten  könnenc. 

Der  letztcitierte  Satz  ruft  in  uns  die  Erinnerung  an  den  grossea  «t^^itdien 
Maschinenbauerkampf  von  1897-1898  wadi,  dessen  Ausgang  Wdnhansen  als 

VcfgL  IMr  LaknbtwtgiMg  dtr  BnUtur  GürUtr  umd  DrSdttr  1903  yBerlln  1903,',  pag.  16. 
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ein  weiteres  Beispiel  für  die  Richtigkeit  seiner  These  heranzieht.  Vielleicht 
der  schwerste,  verhängnisvollste  Schlag,  der  den  Arbeitern  bei  diesem  Kampf 
beigebracht  wurde,  kain  aus  befreundetem  —  Munde.  Die  Indiscretion  eines 
anpfcschcncn  Arbeiterführers  verdarb  schon  gleich  nach  Beginn  des  Kampfes  die 
Situation  für  die  Arbeiter  so  gründlich,  dass  sachkundige  Beobachter  aucli 
alsbald  einen  Sitg  der  Arbeiter  für  ausgeschlossen  erachteten.  Allerdings  wäre 
der  Kampf  auch  sonst  kaum  siegreich  für  die  Arbeiter  ausgegangen,  und  wenn 
sie  gesiegt  hätten,  so  wäre  es  ein  Pyrrhussieg  gewesen,  wie  er  im  Buche  steht. 
Aber  nicht  wegen  der  Übermacht  der  Capitalistenorgantsation,  sondern  wegen 
der  ökonomischen  Unmöglichkeit  des  Kampfziels  der  Arbeiter,  das  aus  einer 
Zusammenkoppching  der  I'nrdcrung  nach  Verkürzung  der  Arbeitszeit  mit  Vnr- 
derungen  bestand,  welche  eine  Steigerung  der  Productivitat  der  Arbeit  durch 
technische  Neuenmgen  unsinnig  verteuert,  wenn  nicht  unmöglich  gemacht 
hätten.  Unter  diesen  Umständen  war  die  Niederlage  der  Arbeiter  unvermeid- 
lich, und  wenn  sie  nicht  gleich  kam,  so  wäre  sie  später  mit  um  so  grösserer 
Wttcht  auf  die  Arbeiter  gefallen.  Wie  es  Siege  gibt,  bei  denen  die  siegreiche 
Partei  Grund  hat,  auszurufen:  o  weh,  wir  haben  gewonnen,  so  gibt  es  auch 
Niederlagen,  bei  denen  die  von  ihnen  Betroffenen  ausrufen  dürfen :  Gott  sei 
Dank,  wir  haben  verloren!  Ihr  guter  Stern  behütete  damals  die  englischen 
Maschinenbauer  vor  einem  S^e.  Schreiber  dieses  hat  dies  damals  tief  emp- 
funden und  sich  auch  in  der  Neuen  Zeit  entsprechend  geäus-sert.  Desgleichen 
die  Webbs  in  ihrem  Vorwort  aur  neuen  Auflage  der  History  of  trade  unionism 
/1902/.  Dort  heisst  es : 

»Die  Arbeiter  ihrerseits  waren  mindestens  ebenso  kurzsichtig  [wie  die 

Unternehmer]  Sie  machten  keinen  Vorschlag,  im  Lichte  der  Erfahrungen 

der  Baumwollspinner  oder  der  Messingarbeiter  diejenigen  ihrer  Arbeitsgebräuche 
und  Arbeitsabmachuugeii  zu  revidieren,  die  der  Erzielung  der  höch'^tcn  LeisturiRs- 
fähigkeit  im  Wege  standen.  Sie  beschlossen  lediglich,  den  Vorschlägen  der  Unter- 
nehmer  einen  hartnäckigen  Widerstand  entgegentusetzen  ....  Während  der  nun 
folgenden  Sperre  erwiesen  sich  die  Unternehmer  als  besser  organisiert,  fähiger  ge- 
leitet und  beharrlicher  in  ihren  Forderungen,  als  bei  irgend  einer  früheren  Gelegen- 
heit. Die  Arbeiter  hatten  sich  vor  der  öffentlichen  Meinung  dadurch  schwer  ins 
Unrecht  gesetzt,  dass  sie  die  Notwendigkeit,  die  höchste  Productivitat  aufrechtzu- 
erhalten, nicht  anerkannten  und  keinen  eigenen  Weg  zur  Erreichung  dieses  Zieles 
in  Vorschlag  bracliten.  Daher  erwies  sich  die  Unterstützung,  welche  ihr  Kampf 
für  das  Princip  der  Collect! vverträge  und  die  Sympathie  mit  der  Londoner  Be- 
wegung auf  Verkürzung  der  Arbeitszeit  ihnen  zuffinrte,  sich  als  nicht  genügend, 
eine  Niederlage  von  ihnen  abzuwenden. c 

Indes,  obgleich  die  Arbeiter  ihr  damaliges  Kampfobject  nicht  durchsetzten, 
blieb  der  Kaunpf  für  sie  nicht  ergebnislos.    Bd  den  Webbs  heisst  es  weiter: 

*Es  ist  jedoch  bedeutsam,  dass  selbst  bei  einem  so  vollständigen  Sieg  die  Unter* 
nehmer  sich  zu  einem  System  collectivcr  \'crtr;ige  getrieben  sahen,  d.is  an  Syste- 
matik und  nationaler  Ausdehnung  sogar  noch  über  die  Altmaclumgen  hinausgeht, 
die  bis  dahin  in  dieser  Hinsicht  bestanden.  Die  neuen  Arbeitsbedingungen  wordca 
einem  Collectivvertrag  einverleibt,  durch  den  jede  wichtige  Maschinenbaufimu  und 
Jeder  Maschinenbauarbeiter  factisch  [an  gewisse  Regeln]  gebunden  ist.  Alle  Be- 
schwerden, die  ?icl^  in  den  verschiedenen  Fabriken  einstellen,  werden  jetzt  zuerst 
auf  Districtconfereniccn  und  schliessUch  auf  einer  gemeinsamen  Conferenz  von  Unter- 
nehmern und  Arbeitern  behandelt;  und  wenn  auch  zur  Zeit  vielldcht  der  Einfluss 
der  Arl>citer  auf  diesen  Conferenzen  geringer  ist,  als  der  der  Unternehmer,  so  be- 
deutet doch  die  blosse  Tatsache,  dass  die  Arbeitsbedingungen  auf  einer  solchen 
nationalen  Conferenz,  statt  individuell  zwischen  Principal  und  Arbeiter,  festgesetzt 
Verden,  eircn  Schritt  vorwärts.  Diese  gemeinsamen  Conferenzen,  die  jeut  mehr- 
mals im  Jahr  auf  je  zw«  Tage  behufs  vertraulicher  Besprechung  zusammentreten, 
mngcn  mit  der  Zeit  selh-t  in  die-cm  con'N^Tvativsten  GewcrlK-  Bedingungen  ermitteln, 
die  ebenso  mit  dem  höchstmöglichen  .\ntrieb  zur  Leistungsfähigkeit,  wie  mit  der 
wirksamen  Sicherung  der  Lebenshaltung  der  Arbeiter  vertriglich  sind.  Mitderweile 
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ist  zu  bemerken,  dass  der  Verband  der  Vereinigten  hfaschinenbauer  innerhalb  drei 
Jahren  nach  jenem  unglücklichen  Krimpt  unwohl  an  Mitgliedorzahl  wie  an  Ver- 
mögen stärker  ist,  als  vor  demselben,  und  weit  stärker,  als  zu  irgend  einer  früheren 
Periode  seiner  Gesdiichte.« 

Das  war  Ende  1901  geschrieben.  Seitdem  ist  die  Mitgliederzahl  des  Verbandes 
stetig  weiter  gestiegen  und  beläuft  sich  jetzt,  obgleich  der  Verband  durchaus 
nicht  die  einzige  Masdiinenbaueroriganisatioii  Engtands  ist,  auf  95400,  sdn 
Vermögensbestand  auf  rund  12  Millionen  Miark,  das  Doppelte  des  V^ermögens, 
über  das-  er  am  Vorabend  jenes  Kampfes  verfügte.  Weinhausen  hält  diesen 
Umstand  für  nicht  ausschlaggebend.  »Solclie  bittere  Niederlagen  vergessen  sich 
doch  nicht  so  leicht«,  schreibt  er,  es  ^leon1men  für  eine  Wiederaufnahme  des 
Kampfes  doch  noch  viel  unberechenbarere  Momente  in  Betracht,  als  Geld 
und  Mitgliederzahl.«  Gewiss,  und  neben  den  unberechenbaren  gibt  es  auch  recht 
berechenbare  Momente,  die  neben  Kriegscasse  und  Mitgliederzahl  für  eine 
Wiederaufnahme  des  Kampfes  in  Betracht  kommen.  Zu  diesen  Momenten 
gehört  unter  anderm  das  Bedürfnis  oder  die  X  o  t  \v  e  n  d  i  g  k  e  i  t ,  Streit- 
frigcn  durch  einen  Kampf  zum  Austrag  zu  bringen.  Wenn  aber  die  auftauchen- 
den Streitfragen  erst  auf  Districtsconferenzen  Vertretern  beider  Teile  vorgclcgc 
und,  wenn  sie  dort  nicht  geschlichtet  wurden,  einer  Confcrenz  der  nationalen 
Vorstände  beider  Organisationen  zur  Schlichtung  unterbreitet  werden  können, 
so  ist  es  sehr  begreiflich,  dass  kein  Teil  an  einen  grossen  Kampf  denkt,  solange 
diese  Conferenzen  sidi  als  das  bewähren,  was  von  ihnen  versprochen  wurde. 
Das  ist  aber  im  grossen  und  ganzen  in  der  Tat  der  Fall.  Wer  die  Monats- 
berichte der  Districtsagenten  des  Maschinenbauerverbandes  in  dessen  Organ 
verfolgt,  der  wird  unzählige  Beispiele  dafür,  sowie  für  die  Tatsache  linden,  dass 
der  grösste  Teil  der  Unternehmer  sich  vollständig  daran  gewöhnt  hat,  mit  den 
Districtsagenten  der  Gewerkschaft  als  den  berufenen  Vertretern  der  Arbeiter 
zu  verhandeln. 

Ein  anderes  Moment  ist  die  allgemeine  Geschäftslage  und  die  Kenntnis  der 
Weltmarktsbedingungen  der  Industrie.  In  beider  Hinsicht  hat  sich,  wie  eben- 
falls aus  den  Berichten  der  Agenten  hervorgeht,  der  Blick  der  Arbeiter  sehr 
geschärft.  Damit  ist  von  selbst  eine  grössere  Systematik  im  Stellen  von  Forde- 
rungen auf  Lohnaufbesserung  etc.  verbunden,  was  auch  die  Anlasse  mindert, 
wo  es  über  diese  Fragen  zu  ernsthaftem  Kampf  kommt 

Wenn  die  englischen  Maschinonbnucr  trotz  reichlich  gefüllter  Kriegscasse 
die  Forderung  des  achtstündigen  Arbeitstages  noch  nicht  wieder  aufgenommen 
liaben,  so  hat  unseres  Eraditens  das  vorentwickelte  Moment  sicher  ebensoviel 
damit  zu  tun.  wie  die  Erinnerung  an  die  bittere  Niederlage  von  1897-1898.  Un- 
zweifelhaft  lebt  diese  Niederlage  noch  in  ihrem  Gedächtnis.  Aber  sie  lebt  auch 
iui  Gedächtnis  der  Unternehmer,  wo  sie  ebenfalls  mit  recht  bitteren  Erinne- 
rungen verknüpft  ist.  Billig  ist  es  den  Untem^emrn  damals  nicht  gekommen, 
den  Arbeitern  die  Niederlage  beizubringen.  Mancher  hat  damals  schwere  Ver- 
luste erlitten  mid  sorgenvoll  in  die  Zukunft  geblickt.  Auch  sie  haben  es  zu 
fühlen  bekommen,  was  ein  grosser  gewerblicher  Kampf  bedeutet.  Ihrem  Führer 
in  diesem  Kampf,  dem  Oberst  Dyer  von  deii  Armstrong-Werken,  haben  dessen 
Aufregtmgen  und  Mühen  bekanntlich  das  Leben  gekostet. 

Die  Armstrong -Werke  spielen  in  England  eine  ähnliche  Rolle,  wie  bei  uns 
•die  Kruppschen  Werke.  Sie  sind  ein  capitalistisches  Riesenunternehmen  ersten 
Ranges,  das  sich  beständig  vergrössert.  Trotzdem  sind  ne  nicht  davon  ver- 
schont geblieben,  in  einen  Kampf  mit  den  Gewerkschaften  verwickelt  zu  werden. 
Und  es  war  der  Leiter  dieses  Krupp  ähnlichen  Unternehmens,  der,  um  den 
Kampf  zu  Ende  zu  bringen,  den  Arbeitern  als  Con^ensation  die  Abmachung 
anbot,  von  der  die  Webbs  mit  Recht  sagen,  dass  sie  ein  System  collectiven 
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Vcrhandelns  darstellen,  das  dem  früheren  Zustand  im  englisclien  Maschinenbatl- 
gewerbe  im  fortschrittlichen  Sinne  l)e(leutenil  überlegen  ist.  Dyer  stand  per- 
sönlich den  Arbeitern  nicht  unfreundlich  gegenüber,  aber  er  hätte  ihnen  sicher 
diesen  Vcring  nicht  angeboten,  wenn  er  ihm  nicht  als  das  kleinere  Übel  er- 

schienen  wäre. 

Das  mag  Weinbaiiscn  als  ein  Anzeichen  dafür  nehmen,  dass  auch  die  capita- 
listischen  Riesenuntcrnelimungcn  für  die  Gewerkschaften  nicht  unnahbar  sind. 
Haben  doch  in  den  Vereinigten  Staaten  Gewerkschaften  selbst  den  Riesentrusts 
schon  erfolgreiche  Kämpfe  geliefert,  l'nd  sowohl  flie  letzten  Reichstagswahlen, 
wie  jüngst  die  Wahlen  zum  Gewerbegcricht  Essen  haben  gezeigt,  dass  dem 
Kruppschen  Unternehmen  die  moderne  Arbeiterbewegung  immer  näher  auf  den 
Hals  rückt.  Auch  der  patriarchalische  Unternehmerdespotismus  hält  nicht 
ewig  vor. 

Weinhausens  Argumentierung  leidet  an  einem  Fehler,  dem  unzählige  andere 
SocialpoUtiker,  bflrgerlidier  wie  socialistischer  Farbe,  häufig  zum  Opfer  fallen: 

sie  malen  sich  eine  Entwickelung  aus,  bei  der  bestimmte  Organe  des  socialen 
Körpers  sich  verändern,  andere  aber,  obwohl  sie  mit  jenen  in  engster  \'cr- 
bindung  stehen,  als  unverändert  unterstellt  werden.  Tatsächlich  aber  ist  die 
moderne  Gesellschaft  ein  ausserordentlich  labiler  Körper,  dessen  Gleichgewichts- 
zustände  beständigen  X'erschiebungen  ausgesetzt  sind  und  wo  kein  wichtiges 
Organ  wesentliche  Veränderungen  erleiden  kann,  ohne  dass  sich  die  anderen 
Organe  entsprechend  ändern.  Solange  Kruppsche  Unternehmen  Sondererschei- 
nungen in  einem  Lande  sind,  dessen  übrige  Bevölkerung  noch  sehr  stark  klcin- 
bürcfcrlich  durchsetzt  ist  und  dessen  Gewerbe  noch  grosse  Procentsätze  ihrer 
Arbeiter  vom  Lande  her  beziehen,  da  mögen  jene  Unternehmen  für  die  Gewerk- 
schaftsbewegung wie  für  die  politische  Arbeiterbewegung  Zauberschlösser  sein, 
in  die  kein  UnlHrufriu  r  ciudriiu^t.  mag;  es  möglich  sein,  ihren  Arbeitern  einen 
Geist  anzuerziehen,  dem  die  Sprache  der  Arbeiter  draussen  unyerständlich  ist. 
Aber  der  industrielle  Capitalismus  kann  nicht  wachsen,  ohne  die  Physiognomie 
und  die  Psychologie  der  Arbeiterschaft  gleichzeitig  entsprechend  zu  verändern. 
Verallgemeinert  sich  die  capitalistische  Industrie,  vermehrt  sich  die  Zahl  der 
industriellen  Riesenetablisscments,  dann  verliert  das  einzelne,  sei  es  noch  so 
gross,  allen  mystischen  Charakter,  der  es  vordem  umgab,  es  wird  kritischer 
betrachtet,  und  der  Arbeiter  draussen  gewinnt  immer  engere  Fühlung  mit  dem 
Arbeiter  drinnen.  Trotz  aller  X'orsichtsmassregeln  ist  es  dann  nur  eine  Frage 
der  Zeit,  dass  er  eines  Tages  auch  in  ihm  einen  Mitkämpfer  findet.  Das  Wachs- 
tum der  Unternehmungen  m)d  die  Ausbreitung  der  Industrie  erzeugten,  auch 
wenn  die  Arbeiter  gar  keine  gewerkschaftlichen  Ori,^ni',is,itionen  hätten,  eine 
völlig  veränderte  öffentliche  Meinung  in  der  Arbeiterc lasse.  Es  ist  durchaus  kein 
Zufall,  dass  die  deutschen  Gewerkschaften  heute  mehr  Hunderttausende  von 
Mitgliedern  zählen,  als  sie  vor  zwanzig  Jahren  Zehntausendc  zählten.  Damals 
hätten  die  tiicIititjstcT)  ()r«janisatoren  die  T lundtTttausonde  nicht  in  clic  Gewerk- 
schaften hineingebracht,  genau  wie  eine  ganze  Cohorle  der  glänzendsten  Redner 
und  Schriftsteller,  die  es  je  gegeben,  keine  drei  Millionen  socialistischer  Wahl- 
stimmen zu  Stande  gebracht  hätten. 

Die  capitalkräftigsten  Gr()ssl)etriebe  können  selbstverst,ind!ii:h  den  Gewerk- 
schaften grösseren  Widerstanil  entgegensetzen,  als  capilalschvvache  Klein- 
betriebe, das  liegt  in  der  Natur  der  Sache.  Aber  unverwundbar  sind  sie  darum 
doch  nicht.  Ks  braucht  mir  etv.as  Erfahrung,  ihre  verwundbaren  Stellen 
auszuhndcn,  dann  wird  eine  umsiclitig  geleitete  Gewerkschaft  sie  ebenfalls  zu 
fassen  wissen.  Die  Dynamik  des  modernen  Gesellschaftskörpcrs  sorgt  dafür, 
dass  die  r,cu  ichtsfactoren  niemals  auf  die  Dauer  ausschliesslich  nach  der  einen. 
Seite  binüberfallen. 
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Wie  der  zunehmende  industrielle  Capitalismus  die  Physiognomie  und  Psycho- 
logie der  Arbeiterclasse  ändert,  so  ändert  er  auch  die  Structur  und  geistige  Dis-  . 
Position  der  übrigen  Gcscnschaftsclasscn.    Hier  wächst  die  Abhängigkeit  von 
den  Capitalmächtcn,  und  dort  bringen  V'erbindungsfäden  aller  Art  eine  mehr 
oder    minder    ausgesprochene    Bundesgenossenschaft    zwischen  bürgerlichen 
Schichten  und  Arbeiterschaft  zu  stände.    Ausstände  der  Arbeiter  erfahren  in 
-\veitcn  Krciseti  des  Bürgertums  eine  andere  Beurteilung.    Welchen  Grund  haben 
der  Kleinmeister  A,  der  Kleinkaufmann  B,  der  Lehrer  C»  der  Beamte  D,  der 
Techniker  E,  sich  darüber  zu  ereifern,  dass  die  Arbeiter  der  Grossfabrik  F  einen 
Lohnconflict  mit  dieser  durch  das  Mittel  der  Arbeitsniederlegung  auszufechten 
suchen?    Das  spicssbürfifcriich-moralische  Kni|)hnden.  das  den  Strike  einst  ähn- 
lich beurteilte,  wie  etwa  eine  Revolte  von  halberwachsenen  Kindern  gegen  den 
sorgenden  Vater,  findet  da  keinen  Ansatzpunct  mehr.  Es  konnte  nch  ^r  Krapp, 
den  Vater,  begeistern,  in  ihm  eine  Art  gewerblichen  Übermenschen  verehren. 
Bei  Krupp,  dem  Sohn,  war  das  schon  etwas  schwerer.    Was  kann  ihm  aber 
Actiengesellscbaft  Krupp  sein?  Ein  Begriff,  weiter  nichts.  Und  Actlenfetdl- 
>chaften  werden  heute  nach  einiger  Zeit  alle  die  Schöpfungen  der  grossen 
Iiuiustriekönige.    Man  gehe  nur  die  Liste  der  Werke  durch,  die  noch  vor 
20  jaliren  in  der  Literatur  der  Wirtschaftseinrichtungen  als  Muster  grossartiger 
Trivatnntemehmungen  aufgezählt  wurden,  und  man  wird  von  katim  dem  zehnten 
Teil  erfahren,  dass  sie  noch  persönlichen  Charakter  tragen.    Wie  jünf^st  die 
Kn^pschen  Werke  umgewandelt  wurden,  so  seinerzeit  die  Armstrongschen 
"Werke,  so  eine  Unzahl  ähnlicher  Unternehmungen.    Und  von  denen,  die  als- 
Firmen  den  persönlichen  Charakter  bdialten,  taucht  eines  nach  dem  anderen  in 
den  grossen  capitalistischen  Coalitionen  unter,  die  wir  als  Cartclle,  Syndikate 
und  dergleichen  kennen.   £s  wird  alles  in  der  einen  oder  anderen  Weise  ver- 
^jectiviert,  des  persönlichen  Charakters  entkleidet. 

Das  mag  in  Einzelfällen  sogar  den  Gewerkschaftskampf  erschweren,  im  all- 
gemeinen und  auf  die  Dauer  i'^t  s  für  ihn  ein  grosser  Vorteil.  Nicbt  zum 
wenigsten  wegen  der  damit  unvermeidlich  verbundenen  psychologischen  W'ir- 
kungen.  Das  objective,  den  Dingen  auf  den  Kern  gehende  Denken  wird  ge- 
schärft, das  Gefühl  für  die  persönliche  Würde  gehoben,  das  Verständnis  für  die 
Wichtigkeit  der  Organisation  gesteigert.  Die  Actiengesellscbaft  als  halb- 
•öffentlichesr  Institut  lässt  sich  leichter  controlieren,  während  sie  gerade  als  solches 
nicht  auf  die  Dauer  die  Bevormundungspolitik  aufrecht  erhalten  kann,  wie  sie 
in  \nelen  Fällen  die  Privatunternehmer  üben.  Das  Mitgefühl  des  g^ossx^n 
Publicums  ist  für  die  Actiengesellscbaft  eher  eine  negative  Grösse.  Zugleich 
aber  ist  die  Leitung  der  Actiengesellschaft  wieder  stärker  an  ihren  Erträgen 
Interessiert,  als  eine  etwa  rein  bureaukratische  Beamtenschaft  des  Sta.Ues,  so 
dass  sie  für  \'erluste,  die  ein  Ausstand  dem  Untemehmcn  zufügen  kann,  nichts 
weniger  als  unempfindlich  ist. 

Auf  diese  Weise  erhält  die  Gewerkschaft  gegenüber  den  grosscapitalistischen 
L'ntemehmen  eine  Reihe  von  Trümpfen  in  die  Hand,  die  sie  bei  guter  Leitung 
und  sofern  sie  nur  die  nötige  Ausdehnung  hat,  sehr  wohl  mit  Erfolg  auszu- 
spielen vermag.  Es  kann  natürlich  heute  vorkommen,  dass  dn  Unternehmen 
mit  so  ungeheuren  Geldmitteln  ausgerüstet  ist,  dass  es  im  Stande  ist,  selbst  den 
längsten  Arbeiterausstand  mit  Seelenruhe  zu  ertragen.  Wenn  es  aber  nicht 
a  la  RockefeUer  einen  ganzen  Productionszweig  und  seine  natürlichen  Bezugs- 

3ueUen  monopolisiert,  so  würde  sich  eben  dann  die  Production  und  mit  ihr  die 
Lfbcitsgelegenhcit  Concurrenzunternehmungen  zuwenden.  Übt  ein  solches  oder, 
was  dasselbe  ist,  eine  coalierte  Gruppe  von  Unternehnumgen  ein  wirkhches 
Monopol  aus,  so  würde  ein  sich  verlängernder  Ausstand  das  Publictun,  das  den 
Artikel  braucht,  in  die  Arena  rufen,  würde  der  Druck  der  öffentlichen  Meinung 


Digitized  by  Google 


138 


EDUARD  BERNSTEIN  •  CAPITALMACHT  UND  OBWERKSCHAFTSMACHT 


und  je  nachdem  des  V'olkszorns  den  Ausständigen  zu  Hilfe  kommen  —  selbst- 
verständlich vorausgesetzt,  dass  deren  Forderungen  lUcht  widersinnig  über- 
triebene sind,  was  aber  bei  Gewerkschaften,  die  im  modernen  Geist  geleitet 

werden,  ausgeschlossen  ist. 

Weinhausen  führt  schliesslich  auch  das  Beispiel  des  Crimmitschauer 
Strikes  ins  Feld,  der  »geradezu  ein  schlagender  Beweis  für  die  geringe 

Macht  der  Gewerkschaften  im  modernen  wirtschaftlichen  Kampfe«  sei.  Meines 
Erachtens  ist  er,  wie  ich  dies  auch  in  dem  oben  erwähnten  Vortrag  bemerkte, 
geradezu  ein  Beweis  für  das  Gegenteil. 

Obgleich  die  Crimmitschaucr  Textilarbeiter  sich  schliesslich  dazu  entschlossen, 
wieder  an  die  Arbeit  zu  fachen,  bevor  ihre  Forderimgcn  von  dm  Fabrikanten 
bewilligt  worden,  wird  ihr  Kampf,  so  viel  kann  man  schon  heute  mit 
Sicherheit  sagen,  doch  kein  verlorener  gewesen  sein.  Erstaas  werden  die  Zii- 
geständnisse  nicht  ausbleiben,  wenn  sie  auch,  damit  die  Autorität  der  Fabri- 
kanten nicht  zu  sehr  erschüttert  wird,  erst  hinterher  kommen  werden.  Zweitens 
werden  die  Fabrikanten  in  Zukunft  eher  alles  Mögliche  tun,  bevor  sie  es  auf 
eine  Wiederholung  des  Kampfes  ankommen  lassen  werden.  Und  drittens  hat 
die  Sache  des  gesetzlichen  Zehnstundentages  durch  diesen  Kampf  eine  Förde- 
rung erfahren,  wie  sie  keine,  noch  so  ausgedehnte  Versamralungsagitation  wirk- 
samer hätte  gestalten  können.  Oder  glaubt  man,  dass  es  blossen  Reden  gelungen 
wäre,  die  Fabrikanten,  die  liberalen  Abgeordneten  der  sachsischen  Kammer  tic, 
in  Anwälte  des  Zehnstundentages  zu  verwandeln? 

Wende  man  nicht  etwa  ein,  dass  der  Crimmitschaucr  Kampf  mit  der  Über- 
tragung des  Kampfobjects  in  die  Sphäre  der  Gesetzgebung  und  angesichts  der 
Unterstützungen,  die  den  Crimmitschauern  aus  nichtgcwerkschaftlichcn  Kreisen 
zu  teil  geworden,  den  Charakter  eines  Gewerkschaftskampfes  verloren  babc.  Fine 
solche  formalistische  Unterscheidung  widerspricht  der  socialistischcn  .Xuifassung, 
die  den  inneren  Zusammenhang  der  verschiedenen  Manifestationsformen  der 
Arbeiterbewegung  energisch  betont,  widerspricht  der  Logik  der  Dinge.  Die  bei- 
spiellos grossen  Summen,  welche  die  Arbeiter  Deutschlands  für  die  Crimmit- 
schauer aufbraditen,  ändern  ntdits  an  dem  gewerkschaftlichen  Charakter  des 
Kampfes,  sie  bezeugen  nur,  welch  grossen  Rückhalt  dieser  K<iin|)f  licutc  m  der 
breiten  \  olksmasse  findet,  sie  bezeugen  die  zunehmende  Stärke  der  Gewerk- 
schaftsidee, sie  zeigen  an,  über  welche  Reserven  diese  im  Ernstfalle  ver- 
fügt. Für  die  Frage  nach  der  Macht  des  Gewerkschaftskampfes  aber  ist  es 
gleichgiltig,  in  welcher  Form  eine  Forderung  verwirkb'cht  wird,  für  die  i;cwork- 
scbaftlich  gekämpft  wurde.  Lediglich  von  einem  ganz  engen,  borniert-man- 
diestertichen  Nurgewerksehaftsstaaäpaxi^  aus  könnte  man  hier  die  Form  als 
wesentlich  erklären.   Aber  der  ist  gar  nicht  in  Frage. 

Auch  handelt  es  sich  nicht  darum,  ob  der  Cewerk'^clijrfti^krunpf  der  Unter- 
stützung durch  den  politischen  Kampf,  durch  Gesetzgebungsarbeit,  bedarf  oder 
nicht.  Ganz  sicher  bedarf  er  dieser  Unterstützung,  ist  er  für  grosse  Kategorieen 
von  Arbeitern  überhaupt  erst  mägUcli,  nachdem  die  Gesetzgebung  ihnen  durch 
Verbot  gewisser  Ausbeutungsformen  und  Unterdrückungsniethotlen  ein  Min- 
destmass von  Selbstbehauptung  ermöglicht  hat.  Und  stets  wird  er  der  Er- 
gänzung durch  den  politischen,  die  Gesetzgebung  in  Bewegung  setzenden  Kampf 
bedürfen,  weil  den  LcistungSTn<").:^liclikeiten  der  (Gewerkschaften  nach  bestimmten 
Richtungen  hin  Grenzen  gezogen  sind,  über  die  sie  als  Berufsorganisationen  der 
Natur  der  Sache  nach  nicht  hinauskönnen,  ich  möchte  sagen,  gar  nicht  können 
hinaus  wollen.  Aber  diese  Grenzen  sind  durch  die  Technik  des  Wirtschafts- 
lebens selbst  gezogen,  nicht  durch  die  Macht  des  Capitals.  Xur  wo  die  Macht  des 
Capitals  zu  solcher  Höhe  ausgewachsen  ist,  dass  es  sich  auf  unbestimmte  Zeit- 
dauer über  alle  Gesetze  der  Wirtschaft  und  Wirtsdiaftliclikeit  hinwegzusetzen» 
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sie  mit  Füssen  zu  treten  im  Stande  ist,  wurde  die  Gewerkschaft  als  solche  vor 
ihm  die  Segel  zu  streichen  hahen.  Aber  wo  es  dahin  gekommen,  wächst  sich 
auch  der  Gewerkschaftskampf  von  selbst  zum  Kampfe  der  Allgemeinheit  gegen 
sociale  Parasiten  aus.  Und  es  ist  nicht  unwahrscheinlich,  dass  es  gerade  Ge« 
werkschaftskämpfe  sein  werden,  die  jijcwissen  monopolistischen  Syndikaten  und 
Trusts  die  Totenglockc  einläuten  werden.    An  Anzeichen  dafür  fehlt  es  nicht. 

Weinhausen  hat  in  seinem  Ausganspunct  recht.  Die  neuen  Organisationen, 
die  sich  die  capitalistische  Grossindustrie  gibt,  können  auch  den  Gewerkschafts- 
kampf nicht  unberührt,  nicht  unverändert  lassen.  Das  fühlen  wir  alle,  das  lässt 
sich  sozusagen  mit  Händen  greifen.  Aber  in  welcher  Richtung  werden  sie  ihn 
beeinflussen,  welche  Gestalt  werden  sie  ihm  geben?  Ein  Analyse  der  grossen 
Gewerkschaftskämpfe  der  jüngsten  Zeit  wird  hier  vielleicht  im  Keim  die  Grund- 
züge einer  künftigen  Strategie  erkennen  lassen.  Nehmen  wir  den  Kampf  in 
Crimmitschau,  Ist  es  nicht  überaus  charakteristisch,  wie  sich  dieser  locale  Con- 
flict  zu  einer  Kraftprobe  der  Fabrikanten-  und  Arbeiterwtlt  der  deutschen 
Textil-nflustrie  auswuchs,  —  ja  mehr  noch,  fast  das  gesamte  organisierte  Un- 
ternehmertum einerseits  und  die  organisierte  Arbeiterschaft  andererseits  leiden- 
schaftlich Partei  ergreifen  machte  und  doch  dabei  monatelang  localisiert  blieb? 
Und  wie  unterschieden  sich  die  Massnahmen  und  Erklärungen  der  Kämpfen- 
den von  dem,  was  in  dieser  Hinsicht  noch  vor  zehn  Jahren  in  Deutschland  üblich 
war!  Oder  betrachten  wir  noch  einmal  den  Berliner  Mctalldrückerausstaud. 
Schon  dass  das  Object  der  Arbeiter  ein  Tarifvertrag  war,  ist  eine  Neuheit  Vor 
zehn  Jahren  wäre  eine  Gewerkschaft,  wenn  ihr  ein  solcher  Vertrag  angeboten 
worden  wäre,  im  Zweifel  gewesen,  ob  sie  auf  ihn  eingehen  dürfe,  oiine  gegen 
das  Princip  der  Arbdterhewegung  zu  Verstössen.  Heute  brauchte  die  Berliner 
Metallarbdter  solche  Zweifel  nicht  zu  plagen,  nachdem  im  Juni  1903  von  dem 
Gcsamtcongres-s  ihrcrOrganisation  einstimmigeine  Resolution  angenommen  wurde, 
die  es  dem  Vorstand  zur  Pflicht  macht,  Bewegungen  für  die  Erlangung 
von  Tarifverträgen  zu  unterstützen.  Und  dann  bleibt  es  ebenfalls  einKennzeicHen 
neuer  Taktik,  dass  die  Kämpfer  noch  bei  gefüllter  Casse  den  Kampf  in  einem 
gegebenen  Moment  einstellten,  statt  bis  zu  dem  Augenblick  zu  warten,  wo  die 
Verhältnisse,  das  eherne  Muss  des  Mangels  an  Muniton,  sie  dazu  nötigten. 
Solche  neue  Züge  Hessen  sich  noch  aus  andern  Gewerkschaftskämpfen  der 
letzten  Jahre  feststellen,  und  der  würde  sich  kein  geringe?.  Verdienst  erwerben, 
der  auf  Grund  sorgfältiger  Studien  das  einschlägige  Material  sammeln  und 
verbreiten  widlte.  Bucher,  wie  die  vorzugliche  Bringmannsche  Instructions- 
Schrift,  die  der  Verband  der  Zimmerer  jüngst  heransg^eben  hat,  würden 
ihm  dabei  ausgezeichnete  Dienste  leisten.  .\ls  der  i^^rosse  englische  Maschinen- 
bauerstrike,  der  auch  noch  seines  Geschichtsschreibers  harrt,  zu  Ende  war, 
leitete  ein  den  Arbeitern  sdir  nahe  stehendes  Blatt  seinen  Epilog  auf  den 
Strike  mit  den  Worten  ein :  »Wanted  —  a  new  labour  diplomacy  .  .  .«  ;  wir 
brauchen  eine  neue  Arbeiterdiplomatic.  In  demselben  Sinne  schreibt  Genosse 
Elm  in  seiner  Antwort  an  Weinhausen,  dass  den  Arbeiterleitern  noch  viel- 
fach der  Blick  des  Strategen,  die  Übersicht  über  die  wirtschaftlichen  Ver- 
hältnisse mangelte,  die  sie  den  rechten  Moment  für  den  .'Vngriff  mit  Sicher- 
Dies  gilt  natürlich  auch  für  die  Kunst,  Kämpfe  zu  würdigen  und  ihre  Resultate 
abzusdiätzen.  Mandies  gibt  es  dabei  zu  lernen.  In  der  Dynamik  des  Ge- 
werkschaft skampfcs  spielen  die  negativen  Grössen  so  gut  ihre  Rolle,  wie  in 
der  Dynamik  der  Natur,  und  hinter  manchem  beim  Ende  eines  Kampfes  er- 
scheinenden Minuszeichen  steckt  ein  bedeutsames,  wertvolle  Errungenschaften 
bergendes  Plus.  * 
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SETZLICHE ZEHNSTUNDENTAG 

Am  i8.  T^^nnar  ist  nach  fünfmonatlicher  Dauer  in  der  sächsischen  Weberstadt 
Crinuiutschau  ein  Classcnkampi  zu  Ende  gegangen,  der  zu  den  historisch 
bedeutsamsten  Kämpfen  zählen  wird,  die  selbst  in  der  Gesetzgebung  ihre 
Spuren  hinterlassen.  So  war  der  grosse  iSogcr  Bergarheiterstrikc  berufen,  die 
Socialreforni  in  ein  rascheres  Tempo  zu  bringen,  und  der  zweite  grosse  Berg- 
arbeiterkanipf  1892-1893  hat  die  Revision  des  preussischen  Berg^setzes  be- 
schleunigt. Der  Confectionsarhciterstrike  des  Jahres  1896  war  der  Ausgangs- 
punct  für  die  Ausdehnuni^  des  Fahrikarbeiterschutzcs  auf  tlic  Confections- 
bctriebc,  und  ohne  den  Hamburger  Hafenarbeiterstrike  wäre  es  kaum  zur  Ein- 
setzung einer  Hafeninspection  gekommen.  Die  historische  Aufgabe  des  Crim- 
mitschaucr  Kampfes  war  es,  der  Notwendigkeit  der  gesetzlichen  XrUeitszeit- 
verkürzung  für  alle  Arbeiterinnen,  und  zwar  zunächst  im  Sinne  der  Einfuhrung 
des  Zehnstundentages  für  die  gemischten  Betriebe,  die  Anerkennung  der  öffent- 
lichen Meintmg  zu  erzwingen  und  den  reactionärcn  Widerstand  der  Gross- 
industriellen  in  seiner  unverhüUten  Brutalität  der  öffenUichen  Kritik  preis»- 
zugeben. 

Als  am  7.  August  früh  9  Uhr  die  Arbeiter  in  fünf  der  Crimmitschauer  Fabriken 
kündigten  und  am  Nachmittag  über  7000  Arbeiter  die  Kündigung  erhielten,  da 

sahen  gewiss  nur  wenige  vornus,  welch  ein  gewaltiger  und  bedeutsamer  Kami)t 
sich  aus  diesem  Conflict  entwickeln  würde.  Die  Forderungen  der  Arbeiter 
unterschieden  sich  wenig  von  denen  in  anderen  modernen  Gewerkschafts« 
kämpfen:  zehnstündige  anstatt  der  elfstündigen  Arbeitszeit.  10%  Lohnerhöhung 
für  Stücklöhner  und  Beibehaltung  der  alten  Lohnsätze  für  Wochenlöhner  — 
das  sind  alltägliche  Forderungen,  die  schon  manche  grossere  Bilassenbewegung 
zur  Folge  hatten.  Man  hat  die  Riesenkami>fe  in  Crefeld  und  Hambui^»  im 
Wuppertal,  in  l'insterwalde.  .Xordhausen.  IserU)hn.  Pirma.sens  und  in  zahl- 
reichen anderen  Urten  gesehen,  und  ebenso  grosse  Kampfe  sind  um  noch  kürzere 
Arbeitszeiten  geführt  worden.  Alle  diese  Kampfe  haben  schliesslich  dahin  ge- 
führt, dass  das  L'nternehmcrtimi  den  Arbeitern,  auch  wenn  diese  luiterlagen. 
Zugeständnisse  machen  und  die  Arbeitszeit  verkürzen  mussten.  Woher  da  die 
aussergewöhnliche  Bcdeutimg  des  Cnmmitschauer  Kampfes,  die  denselben  zur 
Höhe  eines  classi sehen  Classenkampfes  erhob?  War  es  die  Rückständigkeit 
allein,  gegen  die  diese  Arbeiter  ankämpften,  waren  es  lange  Arbeitszeit,  ungesunde 
Betriebsverhältnisse,  schlechte  Löhne,  die  ihnen  die  Herzen  aller  rechtlich 
denkenden  Zeitgen<Ksen  zuwendeten?  Dies  alles  war  es  nicht,  was  dem  Fall 
Crimmitschau  jene  Sensation  verlieh.  DicBcdeututig  des  Crinunitschauer Kampfes 
liegt  zunächst  darin,  dass  ihn  die  g  a  n  z  c  U  n  t  c  r  n  e  h  m  e  r  c  1  a  s  s  e  saus  phrasc 
zu  einem  C  1  a  s  s  e  n  k  a  ni  p  f  gemacht  hat,  um  die  Arbeiter  niederzuringen  und 
ihnen  das  Streben  nach  kürzerer  Arbeitszeit  ein  für  allemal  zu  verleiden,  dann 
aber  in  der  Tatsache,  dass  die  Staats?^  e  w  a  1  t  die  Arbeiter  in  bei.''j)iL'i|i  tsester 
Weise  an  der  Ausübung  ihres  Coalitionsrechtes  hinderte  und  sie  ausserhalb  der 
Staatsbürgerlichen  Rechte  stellte,  obwohl  sidi  dieselben  in  geradezu  musterhafter 
Ruhe  verhielten  und  keinen  ernsthaften  Anlass  zum  behördlichen  Einschreiten 
gaben.  Endlich  aber  verhalf  dem  Crinmiitschauer  Kampfe  zu  seiner  Bedeutung 
das  zeitliche  Zusammcntreft'en  mit  Bestrebungen  der  Reichsregierung  zur  ge- 
setzlichen Verkürzung  der  Arbeitszeit,  die  der  mächtige  Ein» 
fluss  der  Textilindnstriellen  bereits  überwunden  wähnte,  als  von  unten  her 
die  Arbeiterclasse  mit  dieser  Forderung  Ernst  machte.    Die  Textilfabrikantcn 
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:^laubten  sich  schon  als  Sieger  gegenüber  dem  Gespenst  des  Zehn5.tuiidentages ; 
sie  höhnten  die  Arbeiter:  nur  auf  gesetzlichem  Wege  könne  der  Zehn- 
stundentag eingeführt  werden.  Sie  vergassen  jedoch,  dass  ihr  Einfluss-  ein 
latentes  Gcgeiigcvicht  fand  in  der  öfTcntlichen  ÄTcinnng,  die  einen  wirksameren 
Schutz  der  Arbeiterinnen  heischt,  und  dass  es  unklug  war,  dieses  Gegengewicht 
^urdi  einen  offenen  Kampf  für  diese  Forderting  wirksam  tu  machen.  Hätte  das 
Crimmit  ehauer  Unternehmertum  durch  kleine  Zugeständnisse  den  Kampf  ver- 
mieden, so  konnte  die  industrielle  Presse  dem  X'crlangen  nach  gesetzlicher  Reform 
mit  dem  Nachweis  begegnen,  dass  die  Industrie  des  gesetzlichen 
Zwanges  nicht  bedürfe,  um  die  Arbeitszeit  zu  verkurzen,  soweit  dies 
ohne  erhebliche  Nachteile  möglich  sei.  —  und  dies  hätte  die  Position  der  Unter- 
nehmer wesentlich  befestigt.  Statt  dessen  beantwortete  es  den  partiellen  Strike 
<ier  Arbeiter  mit  einer  Masse  naussperrung,  welche  die  ganze  Industrie 
Crimmitschaus  lahm  legte,  und  gab  damit  selbst  das  Signal,  dass  das  Öffent- 
liche Inccrcsse  sich  den  kämpfenden  Arbeitern  und  ihrer  Forderung  zuwendete. 
Schon  die  brüske  Ablehnung  jeder  Arbeitszeitverkürzung  musste  die  Üft'ent- 
Itdikdt  gegen  die  Fabrikanten  einnehmen;  Wttsste  man  doch,  dass  in  anderen 
Textilbezirkcn  der  Zchnstundentag  ohne  Nachteil  für  die  Industrie  eingefüiirt 
war  und  dass  erst  bei  Beginn  des  Jahres  1903  die  Meeraner  Tcxtilfabrikanten 
das  gleiche  Zugeständnis  gemacht  hatten.  Vor  allem  musste  aber  die  Aus- 
«perrung  einer  ganzen  städtischen  Arbeiterschaft  die  Öffentlichkeit  beunruhigen, 
nachdem  das  Unternehmertum  auch  in  anderen  Orten  und  Bezirken  Ma&sen- 
aussperrungen  verfügt  hatte,  um  die  Arbeiter  niederzuringen. 

Und  hier  wie  dort  nahm  sich  die  öffentliche  Meinung  der  vergewaltigten 
Arbeiter  an.  Sie  hielt  den  Crimmitschauer  Fabrikanten  vor,  dass  ihnen  nicht 
•die  Concnrrenz  anderer  Textilbczirke  den  Übergang  zum  Zehnstundentag  nn- 
mugUch  mache,  sondern  dass  gerade  die  Crimmitschauer  Industrie  mit  ihrer 
äussersten  Ausbeutung  und  billigen  Entlohnung  der  Arbeitskräfte  die  übrigen 
Bezirke  niederconcurriere,  dass  die  Crimmitschauer  Arbeiter  zu  den  tüchtigsten 
und  leistungsfähigsten  ihres  Berufes  gehörten,  die  sich  der  kürzeren  .Arbeits- 
zeit ohne  Verminderung  des  Arbeitseffectes  anpassen  würden,  mid  dass  andere 
Texti Fabrikanten  den  Zehnstundentag  längst  als  eine  Notwendigkeit  für  die 
Textilindustrie  bezeichnet  hätten. 

Solche  Belehrungen  blieben  auf  den  Starrsinn  der  Cn'mmitschauer  Fahrikanton 
ohne  Einfluss.  Wir  wollen  nicht,  erklärten  sie  auf  die  Vcrmittelungs- 
versuche  des  Gewerbegerichts,  und  als  der  Bürgermeister  eine  Einigung  herbei- 
zuführen versuchte,  verhöhnten  sie  die  Arbeiter  durch  das  Angebot  einer 
Viertelstimde  Arbeitszeitverkürzung,  die  durch  Wegfall  von  Pausen  völlig 
lUusorisch  gemacht  wäre,  auf  das  daher  die  Arbeiter  nicht  eingehen  konnten. 
Wie  beim  Beginn  des  Kampfes,  so  lehnten  die  Fabrikanten  auch  später  jeden 
Rinigimgs versuch  und  jedes  weitere  Zugeständnis  ab,  so  dass  der  Kampf  sich 
von  Monat  zu  Monat  verlängerte  und  die  Situation  für  die  Ausgesperrten  immer 
ernster  wurde.  Zweifellos  wären  die  letzteren  schon  im  November  unterlegen, 
da  die  Hilfe  der  Arbeiterschaft,  durch  die  zahl-  und  umfangreichen  vorher- 
gehenden Massenaussperrungen  geschwächt,  zu  versagen  drohte.  Selbst  die 
Icärglichste  Strikeunterstützung  (4  bis  8  Mark  pro  Woche)  konnte  kaum  ge- 
währleistet werden,  und  die  bürgerlichen  Sympathiecn  halfen  den  Ausgesperrten 
in  diesem  Statlium  des  Kampfes  selir  wenig.  Der  Reichstag,  dessen  Tribüne 
schon  oft  der  Propaganda  socialpoliiischer  Strikcforderungcn  gedient  hatte,  war 
nicht  beisammen,  und  das  rasch  erkaltende  Interesse  der  Tagespresse  war  durch 
neuere  Sensationen  beansjjrucht.  Xur  die  behördlichen  Strikepostenverbote 
tuid  -processe  lenkten  hin  und  wieder  die  Aufmerksamkeit  auf  die  sächsische 
Weber-  imd  Spinnerstadt. 
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Da  sorgte  die  sachsiche  Regieruni^  für  die  Xeubelebung  tU  Kampfes. 
Sie  schickte  grössere  Gendarmenaufgebote  nach  Crimmitschau.  Hess  die  Ar- 
beitswilligen durch  Escorten  in  den  Strassen  begleiten,  verschärfte  die  Strassen- 
polizei  und  ordnete  fär  Schankwirtschaften  das  Schliessen  der  Läden  an.  Bet 
den  escortiertcn  Arbcitswilligenunizügcn  ging  es  nicht  ohne  Ansammlungcr» 
von  Publicum  ab,  worin  die  Behörde  neue  Gefahren  für  die  öffentliche  Ordnung" 
erblickte.  Auch  sollen  Arbeitswillige  bedrängt,  verhöhnt  und  tatlich  angegriffen 
sein.  Wirklich  wurden . einige  Perscmen,  welche  den  einen  oder  anderen  der 
fremden  Strikebrecher  angeredet,  gemustert,  angelächelt  oder  am  Arm  gefasst 
hatten,  mit  Gefängnis  bestraft.  Das  war  der  ganze  Terrorismus  der 
Ausgesperrten.  Der  sächsichen  Regierung  genügte  dies  jedoch,  über 
Crimmitschau  eine  Art  Ii  e  1  a  4  e  r  u  n  g  s  z  u  s  t  a  n  d  zu  verhängen,  indem  sie 
alle  V'ersammlungen  und  ottciit liehen  Tanzlti,st.harkeiten  verlx)t.  den  Aus- 
gesperrten die  tägliche  Contrulc  und  die  Auszahlung  der  Unterstützungen  er- 
schwerte, das  Sammeln  verfolgte  und  so  jede  wirksame  Ausübung  des  Coa- 
litionsreclits  hinderte.  Die  F.mpörung  der  (Ictitschcn  Arbeiterschaft  über  diesen 
offenbaren  Kechtsbruch  w  ar  eine  ungeheure,  und  sie  bewirkte  mit  einem  Schlage 
eine  gewaltige  Steigerung  der  Sammlungen  für  den  Crimmitschauer  Kampf. 
Zu  den  höchsten  Leistungen  aber  wurde  diese  Opferwilligkeit  angespornt,  al» 
flie  sächsischen  Behörden  den  Ausgesperrten  auch  noch  <1ie  Veranstaltung  von 
gemeinsamen  W  e  i  h  n  a  c  h  t  s  b  e  s  c  h  e  r  u  n  g  c  n  verboten.  Der  Kampf 
hatte  auf  einmal  eine  eminent  politische  Bedeutung  erhalten ;  er  war  au» 
einem  wirtschaftlichen  Machtkampfe  dank  dem  beispiellosen  Eingreifen  der 
Regierung  zu  einem  eminent  politischen  Classen  kämpf,  zu  einem 
staatlichen  Conflict  geworden,  und  die  Tribüne  des  inzwischen  einberufenen 
Reichstags  wurde  für  ihn  zum  Tribunal,  wo  der  sächsische  Bundesrats- 
vertreter die  wuchtigen  Anklagen  der  Socialdemokratie  über  sich  ergehen 
lassen  musste,  ohne  dass  der  Reichskanzler  ihm  ein  Wort  der  Verteidigung 
gönnte. 

Die  weiteren  Stadien  des  Kampfes  zeigten  die  sächsische  Regierung  in  der 
Rolle  des  erfolglcsen  l-Viedensvermittlers.  lüs  wäre  verständlich  gewesen,  wenn> 
die  durch  ihre  Entrechtung  aufs  höchste  erbitterten  Arbeiter  den  Frieden  au& 
diesen  Händen  zurückgewiesen  hätten.  Aber  wieder  waren  die  Arbeiter  zur 
Einigung  bereit,  während  die  Fabrikanten  die  Friedensbedingungen  der  Ge- 
hciniräte  Bölimert  und  Koscher  schroff  ablehnten.  Völlige  Unterwerfung,  be- 
dingungslose Arbeitsaufnahme  war  die  kategorische  Forderung  der  Textil- 
industriellen,  und  ihr  Ultimatimi  erhielt  Nachdruck,  durch  umfangreiche 
Rüstungen  des  Ccntralverbandcs  deutscher  huiustricV.cr.  deren  'Zweck  es  war, 
den  Crimmitschauer  Fabrikanten  eine  Verlängerung  des  Kampfes  um  Monate 
zu  ermöglichen. 

Es  gereicht  der  Einsicht  der  Arbeiter  zur  Ehre,  dass  sie  angesichts  dieser  für 
die  Zukunft  der  Crimmitschauer  Industrie  folgenschwersten  Situation  den 
Kampf  bedingungslos  abbradien.  An  Mitteln  zu  seiner  Fortsetzung  fehlte  es 
den  Ausgesperrten  dank  der  ergebnisreichen  Decembersammlungen  nicht,  und 
es  wäre  der  deutschen  Arbeiterschaft  ein  leichtes  gewesen,  dieselben  noch 
Monate  hindurch  zu  unterstützen,  um  so  mehr,  als  der  Cciitralvcrhattd  deutscher 
Industrieller  bemüht  war,  den  organisierten  .'Xrbeitcrn  bei  Crimmitschau  eine 
Entscheidungsschlacht  zu  liefern.  Aber  für  die  dortigen  Arbeier  fällt  die  Zer- 
rüttung der  Crimmitschauer  Industrie  und  damit  der  heimischen  Arbeitsgelegen- 
heit schwer  in  die  W'agschale.  Tausende  von  Arbeitern  im  vorgeschrittene» 
Lebensalter  liessen  sich  schwerlich  in  andere'  Bezirke  verpflanzen,  und  viele  der 
Zurückbleibenden  wären  der  Wrelendung  anheimgefallen.  Mögen  die  Fabri- 
kanten kaltblütig  mit  solchen  Opfern  von  Mienschengluck  redinen  —  das  bewie» 
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ihre  Absicht  der  dauernden  Aussperrung  von  mehr  als  loon  Arbeitern  — ,  für 
die  Arbeiter  musste  der  Kampf  naturgcniäss  zurücktreten  hinter  das  (Jcsanii- 
wohl  der  Bevölkerung,  die  den  Ruin  der  Crimmitschauer  Industrie  schwer 
empfinden  würde.  Schon  richteten  sich  die  niederlausitzcr  und  die  rheinische* 
Itulustrie  darauf  ein.  dauernd  das  Erbe  der  Criinniitschaucr  Tnchisiriellen  anzu- 
treten; sie  unterstützten  letztere  noch  durch  Geldmittel  in  der  Hoffnung,  sie 
anch  für  die  nächstjährige  Saison  im  Kampfe  festzulegen.  Die  Zukunft  der 
Crimmitschauer  Textilindustrie  hing  von  der  Sicherung  der  beginnenden 
Arbeitssaison  ab,  und  die  kühle  I'rwäc^unf,'  dieser  Xotwcndij^keit  hielt  die 
Arbeiter  davon  ab.  angesichts  der  besinnungslosen  Kricgswui  der  l  ahrikanten 
den  Kampf  bis  ans  bittere  Ende  zu  fähren.  Sie  haben  diesmal  die  heimische 
Industrie  unter  Preisgabe  ihrer  Siegeshnf fnuntren  wirklich  vor  der  auswärtigen 
CoDCurrenz  gerettet.  Dass  ihnen  die  Unternehmer  dies  danken  werden,  ist 
freilich  nicht  zu  erwarten.  Der  bedingungslose  Abbruch  des  Kampfes  bedeutet 
indes  keinen  Verzicht  auf  die  Forderungen,  sondern  nur  deren  Vertagui^  auf 
gelegenere  Zeit.  Der  Kampf  um  den  Zehnstundentag  muss  ausgetragen 
werden,  und  von  dem  Verhalten  der  Unternehmer  und  Behörden  wird  es  dann 
abhängen,  ob  sich  ein  zweiter  Atisstand  daraus  entwickelt,  von  dem  die  dortige 
Industrie  sich  schwerlich  wieder  erholen  würde. 

Desto  ernster  erwächst  für  die  Gesetzgebung  die  Pflicht,  der  Wieder- 
kehr solcher  Kämpfe  vorzubeugen.  Schon  der  gegenwartige  Kampf 
hätte  vermieden  werden  können,  wenn  die  Retchsregierung  den  l^tandigen: 
ünschcn  der  Arbeiter  nach  einer  Herabsetzung  der  Dauer  des  Maximalarbeits- 
tages für  Arbeiterinnen  entsprochen  hatte.  Im  Jahre  1899  sind  über  die  Ar- 
beitszeit vcrhei  rbteter  Arbeiterinnen  amtHche  Erhebungea 
veranstaltet  worden,  deren  Ergebnis  die  Notwendigkeit  einer  Arbeitszeitver- 
kürzung für  diese  im  gesundheitlichen,  familiären  und  ethisclien  Interesse,  zu- 
gleich aber  die  Unmöglichkeit,  für  die  verheirateten  Frauen  allein 
diese  Reform  einzufähren,  erkennen  Hess.  Die  Conseqnenz  dieser  Ergebnisse 
musste  die  Einführung  des  'Z  c  h  n  s  t  u  n  d  e  n  t  a  g  c  s  für  alle  Fabrikarbeite- 
rinnen sein,  und  der  Reichstag  nahnt  keinen  Anstand,  dies  der  zögernden  Re- 
gierung in  einer  Resolution  nahezulegen.  Anstalt  nun  aber  eine  bezügliche 
Vorlage  auszuarbeiten,  hielt  die  Rcichsregierung  von  neuem  Umfrage  bei  den 
Handelskammern  und  liulustricllein crbänden  und  Hess  durch  die  r,ewerbe- 
inspectoren  neue  Erhebungen  über  die  Zweckmässigkeit  und  Durch- 
führbarkeit eines  Zehnstundentages  für  die  erwachsenen  Fabrikarbeite- 
rinnen veranstalten.  Damit  gewann  sie  wiederum  zwei  Jahre  Zeit  —  genug,, 
um  die  Industriellen  in  ihrem  Widerstand  gegen  diese  Reform  zu  starken.  Und 
zur  selben  Zeit,  als  die  Berichte  über  diese  Erhebungen  erschienen,  konnte  die 
Unternehmerpresse  siegesgewiss  berichten,  dass  die  Darlegungen  der  von  der 
Arlteitszeitvcrkür/.ung  meist  bctrofTenen  Tndustricen  auf  die  Regierung  iliren 
Eindruck  nicht  verfehlt  hätten  und  dass  in  näherer  Zeit  mit  einer  solchen  Ge- 
fahr ntdit  zu  rechnen  wäre.  Das  stimmte  sehr  gut  zu  den  Propagandareden  des- 
preussischen  Handelsministers  M  ö  1 1  e  r  gegen  den  M  a  x  i  m  a  1  a  r  b  e  i  t  s  t  a  g 
imd  war  für  die  Arbeiter  ein  deutlicher  W  ink,  auf  eine  gesetzliche  Durchführung 
ihrer  Wünsche  nicht  länger  zu  warten.  Es  ist  das  begründete  Misslraucn  gegen- 
über der  Regieningssocialreform,  das  die  Arbeiter  in  den  Kampf  hineingetrieben 
hat.  Daher  muss  jetzt  endlich  Ernst  mit  der  Einfuh- 
rung des  gesetzlichen  Zehnstundentages  gemacht  wer- 
den, wenn  neue  Kämpfe  vermieden  werden  schien. 

Nach  den  Ergebnissen  der  jüngsten  Eriiebungen  muss  die  Zurückhahung  der 
Reichsrcgicrung  peinlich  befremden.  Die  Thronrede  bei  <ler  Reichstagseröff- 
niuig  spricht  in  allgemeiner  Redewendung  von  einem  erhöhten  Schutz  der 
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Schwachen ;  über  einen  erweiterten  Arbeiterinncnscliutz  sclus  eigt  sie  sich  indes 
völlig  aus.  Auch  die  erste  Beratung  des  Etats  brachte  keinerlei  Zusage  für 
•diese  Reform.  Danadi  scheint  es  sich  zu  bewahrheiten,  dass  die  Rcgicrunfj 
nicht  willens  ist,  die  Arbeitszeit  der  Arbeiterinnen  gcsetzlicli  /u  ver- 
kürzen. Die  Rücksicht  auf  den  Widerstand  des  Ccntrahcrbandes  deutscher 
Industrieller  liegt  ihr  näher,  als  die  Beschlüsse  des  Reichstags. 

Diese  Erhebungen  erstreckten  sich  auf  Preusscn,  Württemberg  und  Baden; 
sie  ergaben,  dass  in  Preusscn  71,2%  aller  Betriebe,  in  denen  Arbeiterinnen 
tätig  sind,  in  \\'ürttemberg  68,2%  und  in  Baden  58,3%  den  Zehnstundenlag  oder 
eine  kürzere  Arbeitsdauer  bereits  eingeführt  haben  und  dass  diese 
Arbeitszeit  in  Preussen  für  61,7%,  in  Württemberg  für  53,5%  und  in  Baden 
für  37,7%  der  l'"abrikarbeiterinncn  bereits  besteht.    Im  grösstcn  r.undesstaate 
des  Reiches  überwiegt  also  bereits  der  Zehnstundentag  in  der  Praxis,  und 
-dennoch  schreckt  die  Regierung  vor  seiner  V'^erallgemeinerung  zurück.  Dicsd 
Haltung  wird  erst  verständlich,  wenn  man  aus  den  Ergebnissen  ersieht,  dass 
gerade  die  Textilindustrie  zu  den  rückständigsten   Industriccii  gehört 
und  dass  in  ihren  Kreisen  sich  der  Widerstand  gegen  die  bcwusste  Reforn»  con- 
centriert.  Nur  48%  ihrer  Betriebe  sind  in  Preussen  zum  Zehnstundentag  über- 
gegangen, in  Württemberg  nur  43.1  %  und  in  Baden  gar  nur  16.5%.    Und  von 
ihren  Arbeiterinnen  müssen  60.9^/^  in  Preussen.  68%  in  W'ürttemberg  und  sogar 
•91,2%  in  Baden  in  lo'i--  bis  iislündiger  Arbeitszeit  frohnden,  eine  Arbeits- 
dauer, die  angesehene  Hygieniker,  Gcwerbeinspectoren  und  Socialpolitiker  als 
zu  lang  und  der  Gestmdheit  des  Arl)eitcrs  nachteilig  bezeichnet  haben,  so 
2um  Beispiel  Professor  Gruber  in  seinem  Gutachten' über  die  hygienische  Seite 
4es  Crimmitschauer  Strikes  in  den  Münchener  Neuesten  Nachrichten,  in  welchem 
er  den  neun-  bis  zehnstündigen  Arbeitstag  in  allen  Industrieen 
für  das  Maximum  des  Zulässigen  erklärt  und  ilin  besonder.s  der  Ein- 
führung in  borm  der  50-  bis  55  -  S  t  u  n  d  e  n  -  W  o  c  h  e  (mit  Halbtagsarbeit  am 
Sonnabend  )  empfiehlt.    Ein  württembcrgischer  Textilfabrikant  erklärte  eben- 
falls dem  dcw erlieinspector  des  dortigen  zweiten  Bezirks,  i.dass  eine  Arbeiterin 
bei  den  heutigen  Ansprüchen  an  die  Ausnutzung  der  Arbeitskraft  an  zehn- 
stündiger Arbeitszeit  gerade  genughabe  und  dass  eine  darüber 
hinausgehende  Beanspruchung  auf  die  meisten  Arbeiterinnen  gesundheits- 
schädlich wirkec.    Diese  Überzeugung  war  gestützt  auf  den  Rückgang  der 
Krankheitshäufigkeit  nach  der  Einführung  des  Zehnstundentages.     Und  so- 
gar die  Textü^  und  Färbereiseitung  musste  sich   zu  dem  Zugeständnis 
"bequemen:  >.\'amcnt!ich  hinsichtlich  der  Fr.'uienarbeit  köimcn  die  medicinischen 
Acten  darüber  als  abgeschlossen  gelten,  d  a  s  s  z  c  h  n  S  t  u  n  d  c  n  d  a  s  h  li  c  h  s  t  e 
Arbeitsquantum   sind,   das   der   weibliche  Körper  ohne 
«rnste  Benachteiligung  ertragen  kann.« 

Das    Pestbalten    an   einer   überniä'^sigen    Betriebsdauer    kann    die  Textil- 
industrie wcdcr^  durch  die  Xatur  ihres  Betriebes,  noch  sonst  rechtfertigen. 
Dass  auch  für  sie  ein  Übergang  zu  kürzerer  Arbeitszeit  möglich  und  vorteilhaft 
ist,  beweist  dieselbe  Statistik  der  Erhebungen  über  die  Arbeitsdauer,  nach  welcher 
dieser  Übergang  in  einzelnen  Landesteilen  schon  sehr  weit  fortgeschritten  ist, 
während  in  anderen  die  gleichen  Betriebe  sich  ge^fcn  die  Neuerung  durchaus 
ablehnend  verhalten.    So  ist  der  Zehnstundentag  iV\  den  Provinzen  Sachsen. 
Ost-  und  Westpreussen  und  TIannn^^  r  sebon  in  60.8  iVeziehungswcisc  63,1  und 
67,4%  aller  Textilfabriken  eingefuiirt,  wahrend  dio  iJi  den  Provinzen  Schle- 
sien, Westfalen  und  Pommern  nur  in  39,0,  28,1  und  2i,,i%  dieser  Betriebe  der 
Fall  ist.    Geht  man  den  Ergebnissen  der  Erhebung  nocln  tiefer  auf  den  Grund, 
■so  zeigt  seh,  dass  unter  allen  Textilbetrieben  die  Baun^vvollspinncreien 
4lie  längste  Arbeitszeit  haben.    So  wurden  im  Bezirk^'  Münster  in  Webereien 
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80%.  in  Spinnereien  dagegen  99.7%  ^^^^^  Arbeiterinnen  länger  als 
10  Stunden  tägiich  beschäftigt,  im  Bezirk  üüsscldorf  in  Webereien  56,9%,  i  n 
Spinnereien  aber  78,6%.  Und  tatsächlich  sind  auch  die  Spinnereibesitzer 
die  Sede  des  Widerstandes  gegen  den  Zehnstundentag. 

Ans  dem  Königreich  Sachsen  liegen  leider  keine  Zahlenangaben  vor ; 
indes  berichtet  der  Gewerbeinspcctor  des  Zwickau  -  Crimmitschauer 
Becirks:  iln  der  Datier  der  taglidiea  Arbeitszeit  sind  Änderungen  nidit  ein- 
getreten.  Wie  bisher  wurde  die  fiherwicgcnde  Mehrzahl  der  über  16  Jahre 
alten  Arbeiterinnen,  nämlich  ungefähr  90%,  täglich  11  Stunden  be- 
schäftigt. Insbesondere  halten  die  Grossbetriebe  der  Tcxtil- 
und  Bekleidungsindustrie,  in  welchen  die  weiblichen  Ar- 
beitskräfte überwiegen,  mit  nur  wenig  Ausnahmen  an  dieser 
Arbeitszeit  fest.  In  den  Betrieben  anderer  Industriezweige  mit  vor- 
wiegend männlichem  Arbeitspersonal  ist  eine  tägliche  Arbeitszeit 
von  10  Stunden  eingeführt«  Zweierlei  constatiert  hier  der  amtliche 
Bericht  in  dürren  Worten  :  erstens,  dass  die  G  r  o  s  s  b  e  t  r  i  e  h  c  im  Gegensatz" 
zu  den  kleineren  Betrieben  es  vorziehen,  die  Arbeiterinnen  bis  zur  gesetzlich 
aolässigen  Höchstdauer  der  Arbeitszeit  auszubeuten,  und  zweitens,  dass  neben 
der  Gesetzgebung  die  Schwäche  der  Arbeiterinnen  ihnen  dieses  Privilegitun 
sidiert.  Man  sollte  meinen,  das  Gesetz  sei  berufen,  die  Schwachen  zu 
schützen,  sie  vor  längerer  Ausbeutung  zu  bewahren;  hier  aber  erweist  es 
seine  segensreiche  Wirkung  darin,  dass  die  geschützten  Arbeiterinnen 
länger  beschäftigt  werden  können,  als  die  männlichen  Arbeiter! 

Die  Industriellen  hal)en  natürlich  für  ihre  Ablehnung  der  kürzeren  Arbeits- 
zeit Dutzende  von  Schcmgrunden.  Die  Concurrenz  anderer  Bezirke,  sogar  der 
internationale  Wettbewerb  werden  ins  Feld  geführt.  Aber  die  leistungsfähige 
rheinische  Concurrenz  ist  längst  zum  Zehnstundentag  übergegangen,  und  die 
niederlausitzer  Industrie,  deren  Wettbewerb  einzi|;  für  Crimmitschau  noch  ins 
Gewicht  ^It,  verfugt  nicht  über  so  leistungsföhtge  Arbeitskräfte,  wie  dieses. 
Im  internationalen  Wettbewerb  ist  aber  die  englische  Spinnerei  und  Weberei 
seit  mehr  als  50  Jahren  an  den  Zehnstundentag  gebunden,  und  es  ist  längst 
bekannt,  dass  gerade  dieser  die  Voraussetzung  der  gesunden  und  qualitativen 
Entwickelung  der  englischen  Textilindustrie  bildete.  So  hat  auch  die  englische 
Textilindustrie,  als  sie  von  der  Zwölfstundenscliiclit  zum  Flfstundentag  über- 
ging, nichts  von  ihrer  Wettbewerbsfähigkeit  eingebüsst,  und  die  gleiche  Er- 
fahrung zeigte  sich  in  zalilreichen  Fällen  der  Einführung  des  2ehnstundentags. 
Die  Enquete  der  Fabrikinspectoren  brachte  dafür  zahlreiche  Belege.  So  er- 
klärte der  Besitzer  einer  Wollspinnerei  im  Bezirk  Ilildcshcim,  der  Zehnstunden- 
tag  habe  sich  in  seinem  Betrieb  so  gut  bewährt,  dass  er  sich  nur  im 
ausästen  Notfall  zur  Überarbeit  entschliesse  —  und  er  befürwortete  die  ge- 
setzliche Festlegung  der  zehnstündigen  Arbeitszeit  für 
alle  Arbeiterinnen.  Eine  V'elvetfabrik  in  Linden  verkürzte  die  Arbeitszeit  von 
11%  auf  10  Stunden,  ohne  dass  ein  Protiuctionsrückgang  eintrat.  Ah  Probe 
aufs  Exempel  Hess  dieselbe  in  der  Hochconjunctur  zwei  Stundeti  länger 
arbeiten;  aber  die  anfängliche  Mehrleistung  verminderte  sich  bald  tlerart,  dass 
sie  es  für  geratener  hielt,  zum  Zehnstunden  tag  zurückzukehren. 
Vom  Beziric  Münster  stellt  der  dortige  Gewerberat  fest,  dass  bei  einer  all- 
gemeinen Betriebseinschränkung  von  65  auf  55  Stunden  pro  Woche  in  ver- 
schiedenen Betrieben  kein  P  r  o  d  u  c  t  i  o  n  s  r  ü  c  k  g  a  n  g  eingetreten,  in 
einer  Spinnerei  die  Production  sogar  grösser  geworden  sei.  Im  Bezirk 
Düsseldorf  sprach  sich  eine  Seidenfirma  dahin  aus,  dass  bei  den  schwächlichen 
Arbeiterinnen  durch  zu  lange  Arbeitszeit  die  Arbeitskraft  licrabgemindert,  durch 
kürzere  Arbeitszeit  aber  verhältnismässig  erhöht  werde,  wodurch  bei  guter 
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Controle  in  lo  S  t  u  n  d  c  n  e  b  c  n  s  o  viel,  als  in  1 1  geschafft  werde. 
Im  ländlichen  Kreise  Wipperfürth  erklärte  ein  Textilfabrikant :  auch  eine 
kürzere,  als  die  lo ständige  Arbeitszeit  werde  bei  der  nötigen 
Einsicht  der  Arbeiter  die  Production  nicht  einschränken,  und  CT 
mache  sich  anheischig,  den  N  e  u  n  s  t  u  n  d  c  n  t  a  g  einzuführen,  sofern  ihm  eine 
vom  Gesetz  abweichende  Pausenregelung  gestattet  werde.  Ein  Spinncrei- 
Itesitzer  daselbst  hält  einen  im  Gefolge  gesetzlicher  Arbeitszeiteinschriuikung 
eintretenden  kleinen  Productionsrückgang  sogar  für  die  Industrie  als 
heilsam  —  im  gleichen  Sinne  äusserten  sich  auch  einsichtige  Industrielle  in 
.anderen  Bezirken  —  und  ersuchte  in  diesem  Sinne  den  Gewerbeinspector,  zu  be- 
fürworten, dass  die  Arbeit  in  Spinnereien  an  Sonnabenden  mittags  um  i  Uhr 
"beendet  werde.  Sn  k("iniiten  noch  zalilrciche  Beispiele  aus  der  Praxis  angeführt 
werden,  die  die  eingel>il(lete  l  urcht  der  rückständigen  Textilindustrie  vor  einem 
Productionsrückgang  widerlegen. 

Ein  Teil  der  Unternehmer  bezweifelt  zwar  nicht  die  Möglichkeit,  dass  in 
lo  Stunden  so  viel,  v.ie  bisher  in  II,  prodticiert  werden  könne,  wohl  aber,  dass 
-<iic  Arbeiter  ihres  Bezirks  sich  dieser  notwendigen  Mehrleistung  der  Maschine 
anpassen  könnten.   Nun  sollte  man  meinen,  dass  die  zahlreichen  Beispiele  aus 
der  Praxis  auch  diesen  Zweifel  genügend  widerlegt  hätten;  denn  wo  eine  Pro- 
ductionsverminderung  nicht  eintrat,  inuss  also  eine  Mehrleistung  der 
Arbeiter  pro  Zeiteinheit  erwiesen  sein.    Das  humane  Bedenken  dieser  Unter- 
nehmer muss  aber  selbst  lebhaftesten  Zweifeln  begegnen,  wenn  man  weiss,  wie 
die  Tcxtilindustriellen  jahraus  jahrein  bemüht  sind,  clcn  Arbeitern  Mehr- 
leistungen zuzumuten,  ohne  sie  dafür  entsprechend  zu  entscluidigen, 
rso  in  der  Weberei  durch  Einführung  der  Bedienung  mehrerer  Stühle,  in  der 
Spinnerei  durch  Erhöhung  der  Spindelzahl  und  der  Umlaufsgeschwindigkeit. 
Dafür  bietet  der  Bericht  des  Gcwcrbeinspcctors  für  Württemberg  III  ein 
<lassisches  Beispiel:    In  dortigen  Spinnereien  wurden  die  Sclfactorcn, 
deren  je  zwei  von  einem  gelernten  Artwiter  und  vier  Hilfskräften  bedient  wur- 
den, durch  Ringspinnmaschinen  ersetzt,  die  nur  einer  einzigen  weiblichen  Ar- 
i>eitskraft  bedurften  und  deren  Leistung  gesteigert  werden  konnte,  wälircnd  dio 
Selfactoren  an  der  Grenze  ihrer  Leistungsfähigkeit  angelangt  waren.  Ein  Un- 
trnuhmer  lässt  nun  sechs  Ringspinnmaschinen  von  vier  der  tüchtigsten 
j\rbeiterinnen  bedienen,  denen  er  12  bis  13%  mehr  Lohn  zahlt,  wofür  er  ein 
Mehrproduct  von  50%  erzielt.    Die  vier  Drosselmädchen  er- 
.setzen  ihm  mehr  als  drei  gelernte  und  12  Hilfsarbeiter  an 
Selfactoren,    Trotzdem  ist  diesem  Fabrikanten  der  Ge- 
danke noch  nicht  gekommen,  dass  es  reichlich  genug  wäre, 
diese  Mädchen  nur  10  statt  11  Stunden  täglich  auszunutzen. 
Mit  Recht  zieht  der  dortige  Gewerbeinspector  Hardegg  daher  den  Schluss,  dass 
die  fortgesetzte  Steigerung    der     Arbeitsintensität  und 
Bevorzugung  der  schwächeren    Arbeitskräfte  einen  Aus- 
gleich finden  müsse  in  der  Kürzung  der  Arbeitsdauer, 
^enn  nicht  die  arbeitende  Ciasse  dauernd  geschädigt  werden  soll,   ."ähnlich  liegen 
aber  die  Verhältnisse  auch  in  anderen  Textilbezirken ;  überall  drängen  die 
Unternehmer  nach  Stcigcrvmg  der  Leistungen  durch  maschinelle  Verbesse- 
rungen, Erhöhung  der  Tourenzahl  und  Herabsetzung  der  Stückpreise.   Und  da- 
mit vergleiche  man  die  Klagen  über  die  mangelnde  Anpassungsfähigiwit  der 
Arbeiter ! 

Der  gesetzliche  Zehn^tundentag  ist  in  jeder  Beziehung  vorteil- 
liaft  für  den  Unternehmer,  wie  für  die  Arbdter  —  darin  stimmen  alle  weiter- 
blickenden Indtistrieücn  übcrcin ;  für  die  Arbeiterinnen  ist  er  im  Hinblick 
auf  die  ihr  neben  der  Fabrikarbeit  noch  obliegenden  Haushaltsarbeiten  geradezu 
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r::u  Xot wciuligkcit.  Für  dir  nc>Ltz;^ebung  ist  aber  jetzt  der  Zcitpunct  ge- 
kommen, diese  Reform  ernstlich  durchzuführen;  wenn  es  sein  muss,  selbst  gegen 
den  Widerstand  der  rücktsandigeren  Unternehmer.  Wer  kann  es  der  Ar- 
beiterschaft verdenken,  daas  sie  dem  Übennass  von  Arbeitszeit  mit  allen  gesetz- 
lichen ^^itte!!l  entgegentritt  und  dort,  wo  auf  friedlichem  Wege  keine  Besse- 
rung erreidu  wird,  zum  Strikc  greift?  Wie  schwer  solche  Kämpfe  die  In- 
<lostrie  schädigen,  das  hat  der  Cr immit schauer  Kampf  zur  Genüge  ge- 
lehrt, und  schon  das  volkswirtschaftliche  Interesse  erheischt  es,  der  Widerkehr 
ähnlicher  Kämpfe  vorzubeugen'^  indem  die  Gesetzgebmig  die  berechtigten 
Wünsche  der  Arbeiter  erfüllt.  Der  gesetzliche  Zehnstundentag 
ist  zweckmässig  und  disrchfüh  r  b  a  r  ,  erklärt  die  Mehrheit  d|er 
Gewerbeinspectoren;  er  ist  notwendig,  erklärt  der  einsichtigere 
Teil  der  Unternehmer,  und  die  S  t  a  t  i  &  t  i  k  besagt,  dass  er  in  der  Mehr- 
zahl der  Betriebe  bereits  besteht.  Ihn  zur  allgemeinen  Nor  m  zu  machen, 
muss  jetzt  die  nächste  Aufgabe  der  Gesetzgebung  sein.  Verschliesst  sich  die 
Reichsregierung  dieser  Erkenntnis,  so  muss  der  R  c  i  c  h  s  t  a  aufs  neue  die 
Initiative  ergreifen;  nur  darf  dies  nicht  durch  eine  zu  nichts  vcrptiichtende 
Resolution  geschdien,  sondern  durch  Annahme  eines  Antrages  auf  Ab* 
ändcrung  des  §  137  der  Gewerbeordnung.  Das  Ccntruni, 
das  den  crstcren  Weg  aufs  neue  beschritten  hat,  sclicint  auch  angesichts  des 
Crimmitschauer  Kampfes  keinen  ernsten  Vorstoss  zu  gunsten  des  gesetzlichen 
Zdmstundentages  wagen  zU  wollen.  Diesmal  wird  es  aber  wohl  durch  das  ent- 
achiedencre  \'orgchen  der  So  c  i  a  I  d  e  m  o  k  r  a  t  i  c  ,  da<;  auch  auf  die  christ- 
lichen Arbeiter  nicht  einllusslos  bleibt,  gezwungen  werden,  der  Regierung  ein 
Stück  Arbeiterschutz  abzunötigen.  Einem  solchen  Retchstagsvotum  wünte  die 
Regierimg  schwerlich  die  Zustimmung-  versagen  können,  denn  nnch  die  poli- 
tischen Wirkungen  des  gegenwärtigen  Kampfes  sind  für  sie  so  wenig  er- 
freulich, dass  sie  ein  zweites  Crimmtsehau  kaum  wünschen  dürfte. 

Die  Einführung  des  gesetzlichen  Zehnstundentages  für  die  Arbeiterinnen 
würde  in  kürzester  Frist  dessen  Verallgemeinerung  für  alle  .\rbeiter  der  ge- 
mischten Betriebe  zur  Folge  haben;  für  die  übrigen  Betriebe  mit  längerer  Ar- 
hdtszeit  wäre  dann  der  Übergang  zur  gleichen  Arbeitsdauer  unter  der  Doppel- 
wirkung des  Arbeitsmarktes  imd  der  Arbeiteroi^;anisation  bald  zu  erwarten. 
Würde  die  Gesetzgebung  sich  dieser  nächsten  Aufgabe  auf  socialem  Gebiet  aber- 
mals entziehen,  so  werden  die  Gewerkschaften  die  nächsten  Jalire  des  in- 
<lustrieellen  .Aufschwungs  dazu  benutzen,  um  mit  vereinten  Kräften  den  Wider- 
stand der  Elfstundenindustrieen  gegen  den  Fortschritt  zu  brechen. 

So  haben  die  Crimmitschauer  Arbeiter  nicht  umsonst  gekämpft  und  gelitten, 
und  der  Ausgang  ihres-  gewaltigen  Ringens  ist  kein  trostloser.  Der  Zehn- 
Stu&dentag  wird  kommen,  denn  eher  wird  die  Industrie 
Iceine  Ruhe  haben;  sie  würde  ihn  selbst  einführen  müssen,  wenn  sich  der 
Möller-Curs  nicht  dazu  entschliefst.  Den  tapferen  Crimmitschauer  Textil- 
arbeitern aber  wird  man  neidlos  den  Ruhm  gömien,  den  emstesten  Stoss  gegen 
^las  Privilegium  des  Elfstundentagcs  geführt  zu  haben. 

Koch  andere  Fragen  rollt  der  Riesenkampf  in  Crimmitschau  auf,  so  die  der 
völligen  \'ersagung  aller  amtlichen  und  nichtamtlichen  Einigungsver- 
anche,  von  denen  die  ersteren  öbrigens  keineswegs  mit  allen  gesetzlidi  ver« 

fügbaren  Zwangsmitteln  durchgeführt  wurden,  —  ferner  die  der  Neutrali- 
tät der  Behörden  in  wirtschaftlichen  Kämpfen  und  der  Sicherstel- 
lung des  Coalitionsrechts  der  Arbeiter  gegen  behördliche  Eingriffe. 
Darüber  wird  es  an  Redekämpfen  in  der  gegenwärtigen  Reichstagssession  nicht 
fehlen,  beim  Etat  des  Reichsanits  des  Innern,  wie  bei  den  Coalitions- 
ächutzanträgen  der  socialdemokratischen  Partei.    Ob  es*  dabei  zu  einer 
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Entscheidungsschlacht  kommt,  die  den  deutschen  Arbeitern  ein  freieres  Coalitiotis- 
recht,  Vereins-  und  Versammlungsrecht  bringt,  lässt  sich  noch  nicht  voraus- 
sehen.  Jedenfalls  aber  hat  die  musterhafte  Haltung  der  Crimmitschauer  Ar- 
heiter  wahrend  üires  aufregenden  Kampfes  und  im  Geffcnsatz  dazu  das  par- 
teiische Verhalten  der  sächsischen  Regierung  den  Scharf maihcrn,  die  von  neuen 
Strafgesetzen  gegen  den  angeblichen  Terrorismus '  der  Arbeiter  träumen,  — 
ein  Antrag  Dirkscn  fordert  hcreits  dieReichsregierung  zur  Vcrschtärfung-  der  Straf- 
gesetze zwecks  eines  erhöhten  Schutzes  der  Arbeitswilligen  auf  —  gründlich 
das  Concept  verdorben.  In  Crimmitschau  hat  sich  die  Gesetzlichkeit  der  Ar- 
beiter trotz  aller  Provocationen  glänzend  bewährt,  der  Polizeistaat  dagegen 
hat  sich  so  unverhüllt  gezeigt,  dass  selbst  der  Socialistenbekämpfer  Professor 
Delbrück  entsetzt  die  Frage  stellt :  kann  ein  Culturvolk  sich  ein 
solches  Regiment  gefallen  lassen?  und  den  Reichskanzler  auf- 
fordert, den  sächsischen  Polizciniinistcr  von  Metzsch  mit  einem  qttos  cgo  a  u  s- 
seiner  Amtswohnung  h  i  n  a  u  s  z  u  b  1  a  s  e  n.  Mit  letzterer  Erwartung 
überschätzt  er  bei  w  eitern  die  Energie  des  Grafen  Bülow.  Das  Volk  aber,, 
soweit  es  als  Culturvolk  gelten  will,  hat  gegen  das  sachsische  Polizei- 
regiment am  16.  Juni,  wie  nachdem  in  zwei  Xachw:Uilen  den  schärfsten  Pro- 
test erhoben.  Und  es  wird  weiter  protestieren  und  in  den  Reihen  der  Social- 
demokratie  kämpfen,  deren  Kraft  aHein  den  Potizeistaat  überwinden  wird. 

Der  Reichsregierung  aber  wird  Sachsen,  das  einst  so  gepriesene  Probicr- 
land  der  Rcaction.  ein  warnendes  Mriir  trhc!  sein!  Kämpfe,  wie  der 
eben  beendete,  wecken  Propheten,  deren  Blick  Ucu  Ereignissen  vorauseilt  und  die- 
den  herrschenden  Mächten  das  Gewissen  mahnen.  Was  sie  von  Crimmitschau 
künden,  ist  eine  ernste  und  eindringliche  Lehre,  dass  alle  Socialreform  die 
Arbeiterclasse  nicht  mit  der  bestehenden  Ordnung  auszusöhnen  vermag,  da 
diese  Ordntmg  die  Gerechtigkeit,  die  das  Fundament  der  Staaten  sein 
soll,  mit  Fussen  tritt. 

xxxxxxxxxxxxxxxxxxxxxxxxxxxxxxxxxxxxxxxxxxxxx 

GEORG  ZEPLER  •  ZUR  ARZTFRAGE 

Eine  vom  Schreiber  dieses  vcrfassle  Broschüre  Die  Lage  der  Arzte  und  ihr 
Verhältnis  su  den  Krankencossen  —  in  welcher  der  Versuch  gemacht  wird,  ge- 
wisse Geg<tT^.;t/c  ;'uischcti  .\rz!<n  ^m^\  Krankcnoa>sen  aiis.TUgli'ichcn.  Missvcr5;t.'iMdni<'e 
klarzustellen  und  einer  Einigung  das  Wort  zu  reden,  insbesondere  auch  die  Vorteile 
der  freien  Arztwahl  darzulegen  imd  die  socialen,  demokratischen  Zuge  der  selben 
ins  rechte  Licht  zu  setzen,  den  Arbeitern  aht-r  die  Bclicrzijfnng  der  Partcigrund- 
sätze  bei  der  Beiirtcilunjf  der  Sachlage  zu  empfehlen,  —  hat  eine  je  nach  der  Stellung 
der  Leser  sehr  verschiedene  Aufnahme  gefunden:  Cassenvcrtrclcr  haben  sie,  wie 
leider  vorauszusehen  war,  feindselig  betrachtet  und  arg  bekämpft,  während  sie  bei  den 
Ärzten  einem  besonderen  Wohlwollen  begegnete.  Einer  der  wichtigsten  Beweggründe 
fiir  meine  Schrift  war  der,  miiglicliste  Klarheit  darüber  zw  -ichntTen.  welche  Stellung 
der  zwischen  seinen  Cullegialitätsptlichtcn  und  seiner  politischen  Gesinnung  ge- 
wissermassen  eingekeilte  socialdemokratisdie  Arzt  jenem  immer  heftiger  werden- 
den Streit  gcgenül>cr  einzunchnun  liiitie.  Auch  die  Partei  v.-ird  sich  notwendiger- 
weise mit  der  Frage  zu  beschäftigen  haben,  und  im  Hinblick  darauf  hielt  ich  es  für 
nicht  ganz  überflüssig,  in  den  SocialisHsehen  Monatsheften  als  vor  einem  sehr  mass- 
gebenden Forum  die  Sache  noch  einmal  anzuschneiden  und  dabei  einige  wesentliche 
Puncte  aus  meiner  Schrift,  zugleich  mit  Berücksichtigung  gewisser  inzwischen  gegen- 
mich  erhobener  Einwände  und  AngritTe.  zu  erörtern.  Übrigens  haben  ja  die  Socta- 
listisehen  Monatshefte  auch  bereits  seit  dem  Erscheinen  meiner  Broschüre  zwar  nidit 
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auf  letztere,  aber  doch  auf  die  Frage  überhaupt  durch  zwei  besondere  Aufsatz^  von 
Dr.  Kolhirits*)  tnul  von  Arbeiterseeretair  Timm*)  Bezug  genommen.  Die  Arbeit  von 
KoUwits  ist  eine  in  grouen  Zügen  sehr  geschickt  angelegte,  knappe  Darstellung  der 

einschlägigen  Verhältnisse  und  deren  Entstehung.  Aber  sie  geht  nirgends  ins  ein- 
zelne, weiht  den  Leser  nidit  eigentlich  in  den  ganzen  Stand  der  Dinge  ein,  gibt  kein 
mufsiuiidies»  «nsdiaiilidies  Bild  derselben.  Indes  ist  dies  bei  der  notwendigen 
Raumheschränkunp  in  einem  Nichtfachorpan  auch  nicht  anders  möglich.  Der  Auf- 
satz ist  wohl  mehr  iur  den  platonischen  Interessenten  bestimmt,  der  auch  einmal 
vübtr  fiesen  Gegenstand  etwas  hören  will  oder  gehört  haben  muss,  nidit  för  den- 
jenigen, der  als  Kämpfer  Selbst  in  die  Arena  hinabsteigt  oder  das  Richteramt  aik 
übernehmen  hat.  fbrigcn^  ist  die  Meinungsäusserung  in  ihren  Schlussfolgerungcn 
und  Forderungen  äusserst  diplomatisch,  beschränkt  sich  auf  einen  allgemeinen  Aus- 
Midc,  oime  irgendwie  fest  znznpadcen  und  Partei  zu  ergreifen.  Jedenfalls  will  es 
auch  Kollwit^  bedünken,  dass  es  Sache  des  Staats  wäre,  gercchtigkcitshalbcr  und  im 
öffentlichen  Interesse  die  Arzte  durch  Zuschüsse  genügend  zu  imterstützen.  Von 
den  Ärzten  aber,  deren  erste  und  oberste  Aufgabe  er  trotz  des  von  ihm  anerkannten 
notleidenden  Zustandes  in  der  Erfüllung  socialer  Pflichten  sieht,  fordert  er,  dast 
sie  bis  zu  dem  —  vielleicht  am  St.  Nimmerleinstag  eintretenden  —  Termin  der 
staatlichen  Subventionen,  die  auch  von  ihm  auf  viele  Millionen  Mark  —  ich  rechnete 
m  meiner  Broschfire  drca  so  Mittionen  heraus  —  jährlich  geschätzten  socialen  Opfer 
für  die  deutschen  Arbeiter  bringen  sollen.  Anders  ist  der  Standpunct  von  Timm, 
welcher  klipp  und  klar  zu  derselben  Folgerung  kommt,  wie  ich  selbst,  was  ich  für 
eine  um  so  erfreulichere  und  schätzenswertere  Zustimmung  für  meine  Anschauungen 
halten  als  es  rieh  hier  um  eine  Äusserung  rein  vom  Arbeiterstaa^anete  aus  haaddt. 
Besonders  hervorheben  mu^s  ich  da  die  Darlegung  Timms,  dass  die  Arbeiter  wohl 
daran  täten,  den  Ärzten  zu  genügen,  auch  auf  die  Gefahr  hin,  dass  die  eine  oder  die 
andere  Krankencasse  sich  als  unzulänglich  erweisen  sollte  und  selbst  dass  gewisse 
Formen  der  Arbeiterversidiening  auf  eine  harte  Probe  gestellt  würden.  Femer 
war  mir  besonders  interessant  und  wichtig,  dass  Timm,  wie  ich  selbst  und  auch 
Kollwitz,  auf  die  Notwendigkeit  eines  staatlichen  Zuschusses  zur  Lösung  der  Frage 
hinweist,  eine  Forderung,  die  Hermann  Sydow,  der  Herautgeber  der  Deutsche» 
Krankencassenseitung,  gelegentlich  seiner  Besprechung  meiner  Schrift  ins  Lächer» 
*iche  zu  ziehen  suchte.  Besonders  anzuerkennen  ist  es,  dass  Timm  sich  in  der  Be- 
urteilung der  Arztfrage  grundsätzlich  nicht  von  Stimmungen  leiten  lassen  und  nur 
prüfen  will,  ob  die  ärztUchen  Forderungen  vom  Arbeiterstandpunct  aus  bereditigt 
sind.  Er  bejaht  dies  ohne  weiteres  imd  hält  die  Arztebewegung,  d)en80  wie  die 
Lohnbewegung  der  .Arbeiter,  für  eine  Culturbewegung. 

Was  die  Gegner  meiner  Schrift  anlangt,  so  hat  der  als  heftiger  Widerpart  der 
Ante  bdcannte  Herausgeber  der  Volkstämltcken  Zeitschrift  für  faktische  Arbeiter" 
Versicherung,  Herr  Wendlandt  in  Magdeburg,  in  einem  auf  der  zweiten  ordent- 
lichen Generalversammlung  des  Verbandes  der  Ortskrankencassen  im  Bezirk  der 
LandesversichemngsoHstalt  Sachsett-Anhalt  zu  Magdebmg*)  am  5.  Juli  1903  ge- 

>)  Karl  Koll  witz:  Ärzie  nnä  Krankencasstn in  den  Sacialistischen  Monaishejlen,  1903,  II. Bd., pag. 6(n£ 
*)  Johannes  Timm:  Welche  'Stellung  haben  dU  Arbeiter  zur  Ärxtebetvegung  einxtiiuhnunf  in  dCD 
SaeiaHtUielUn  MonmUk^fitn,  1903,  IL  Bd^  pag.  84s  £  —  Genosse  Tinun.  der  im  fibiigea  auf  mda» 
Bwachaw  nidit  dnetht,  «aidd  tkb  nm  ScUnn  s«faMt  Artikels  gegen  omiiM  Bancrknngy  dats  die  sodal- 
demokratische  Presse  «Idk  VB  eine  gehfirige  Erörterung  der  Angelegenheit  vnd  um  eine  klare  SteUoag» 
nähme  heramdrHrke.  '  Ali  Beweis  dagegen  fflhrt  Timm  an,  dass  die  Münchener  Post  bei  der  leisten 
At2tcticwf^;ang  in  München  von  Anfang  an  eine  klare  Stellun^j  eingenommen  habe.  Hierm  mus«;  ich 
bemerken,  das*  die  Mönchcner  Bewegung  sich  erst  nach  Erscheinen  meiner  Broschüre  abgespielt  hat. 
Dagegen  kann  ich  als  StGtzc  far  meine  Behauptung  anführen,  dasi  das  Centraiorgan  der  deutschen 
Sodaldemokratie  «  nicht  ffli  nötig  oder  angebracht  gehalten  hat,  auch  nor  eine  Zeile  Uber  meine  BroschOxe 
n  brii^en,  tdAit  «bnal,  uuMua  dieadbe  aowohl  Ib  der  poUlit^an,  wie  ia  dar  Fadfram  Ocganttud 
Mhaflar  EiManug  gewordaB  «ar. 

■)  DtM  Aotohall  dafAban  Ut  bei  Ahrin  BtaadM  ia  Magdebiug  mdii«Ma. 
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haltenen  \'(^rtrac:c  Ki aitkcncasscn  und  Arzic  über  meine  Broschüre  zwar  zunächst 
noch  nichts  Bestimmtes  erwähnt,  sondern  nur  vurlauhg  angekündigt,  dass  er  mit 
mir,  sowie  mit  da  Herren  Gdieimrat  Pfei£Fer«Wetmar,  Dr,  Heymami-Berlin  und 
anderen  noch  abrechnen  werde;  dagi^en  hat  er  in  dem  \^^rtrage  \on  neuem  sich 
solcher  Ungeheuerlichkeiten  in  der  Bekämpfung  der  ärztlichen  Forderungen,  die 
bei  ihm  und  manchen  seiner  Art  zu  einer  Befehdung  der  Arzte  überhaupt  wird, 
schuldig  gemacht,  hat  wieder  so  viele  unrichtige  Behauptungen  aufgesteHt.  wieder 
80  filschlich  und  irreführend  mit  Zahlen  manipuHert  und  sich  dabei  so  oft  selbst 
widersprochen,  dass  man  sich  sehr  verleitet  sieht,  ilm  zu  widerlegen..  Hier  würde 
das  jedoch  zu  weit  führen. 

Von  anderen  Gegnern  ist  der  hier  bereits  erwähnte  Genosse  Sydow  scharf,  aber 
mit  blindem  Eifer  ins  Zeug  gegangen.  Von  meinen  Ausführungen  hat  er  nichts 
widerlegt,  nicht  einmal  etwas  zu  widerlegen  versucht,  sondern  unter  Verschiebung 
der  Dinge  und  Unterstellung  von  gar  nidit  Gesagtem  sich  eigens  einen  Popanx  von 
Gegner  construicrt,  den  er  mit  vermeintlich  grosser  Gelehrsamkeit  und  t.'^bcrlegen- 
heit  zu  vernichten  unternahm.  Zuletzt  aber  sah  er  sich  doch  veranlasst,  den  Reichs- 
tagsabgeordneten Genossen  Molkenbuhr  zu  Hilfe  zu  rufen,  welche  auch  bereitwillig 
an  derselben  Stelle  gewährt  wurde,  ungeachtet  des  Umstandes,  dass  ich  es, 
wenigstens  in  der  Kraukcncasscuccitung,  nach  dem  \'nr,uij^cfT,Tnpcnen  verschmähen 
niusste,  die  Discussion  fortzusetzen,  wie  ich  inzwischen  daselbst  bereits  erklärt  hatte. 

Was  hatte  Molkenbuhr  in  dieser  Sache  beizutragen? 

Er  corrigierte  meine  an  seinen  Ausführungen  auf  dem  socialdemokratischen  Partei- 
tag in  Mimchen  /1902/  geübte  Kritik  und  stellte  ihr  s^efircnüber  fest,  dass  die  An- 
führung der  Statistik,  laut  welcher  die  Arzthonorarc  seit  1894  sich  tun  54,58%  ver- 
grössert  hätten,  nicht  den  Zweck  hatte  haben  sollen,  vor  seinen  Hörem  die  Meinung 
zu  erwecken,  als  wären  die  Arzthonorare  auch  im  einzelnen  um  ebensoviel  gestiegen. 
Er  beruft  sich  vielmehr  darauf,  dass  direct  auf  jenen  Satz  die  Worte  folgten:  »1894 
erhielten  die  Arzte  für  jeden  Krankentag  503  Pfennig  Honorar,  1900  52,9  Pfennig.« 
Aus  dem  Umstand,  dass  ich  diesen  letzteren  Satz  in  mehier  Sdirift  unerwähnt  Hess, 
glaubt  Molkenbuhr  mir  »eine  nicht  geringe  Dosis  niedriger  Gesinnung<  zuschreiben 
und  die  Behauptung  aufstellen  zu  dürfen,  ich  hätte  mich  einer  Verleumdung  und 
Fülsdrang  sdiuldig  gemachL 

Demgegenüber  habe  ich  z-unächst  zu  bemerken*),  dass  mir  bei  dieser  frdlidi  nn-> 
zweifelhaften  formellen  Unterlassunessünde  jede  Hinterlist  fern  lag;  es  kann  mir 
höchstens  ein  Flüclitigkeitsfehlcr  vorgeworfen  werden.  An  der  Sache  selbst  wird 
durch  die  Onrectur  Motkenbuhrs  wenig  geändert.  Ich  kamt  Molkenbuhr  nidit  da- 
von freisprechen,  an  der  irrigen  Auffaatnng  seiner  Darlegungen  selbst  einen  Teil  ver- 
schuldet zu  haben.  Dass  der  von  mir  bezeichnete  Eindruck  dort  in  der  Tat 
erweckt  wurde,  beweist  der  in  das  Protokoll  aufgenommene  Zwischenruf 
Hört,  härtt,  wdcher  der  Anführung  jener  Erhöhung  um  S4>58%  folgte.  Wenn 
Molkenbuhr  jenen  Eindruck  vermeiden  und  auch  nicht  die  Vorteile  einer  solchen 
ungewollten,  spontanen  Wirkung  der  vertretenen  Sache  zu  g^tc  kommen  lassen  wollte, 
dam  hätte  er  sofort  selbst  de  Derecimung  darattf  an  seine  statistischen  Daten 
knüpfen  müssen,  welche  ich  in  meiner  Schrift  aufgeführt  habe.  Denn  die  Zuhörer 
selbst  sind  meist  nicht  in  der  Lage,  die  Dinge  auf  ihren  eigentlichen  Gehalt  hin  zu 
prüfen. 

Neben  der  ersten  Angabe,  der  Erhöhtmg  der  gesamten  Arzthonorar«  um  circa 

50%,  kommt  zweite  von  der  Erhöhung  des  durchschnittlichen  Etnzdhonorart 
um  2  Pfennig  gar  nicht  zur  Geltung.  Es  kommt  oft  nicht  allein  darauf  an,  was  gesagt, 
sondern,  wie  es  gesagt  imd  was  zu  sagen  imterlassen  wird.  In  solcher  Darstellung 
drfidct  sidi  das  Wesen  der  Tendenz  aus»  die  darum  oodi  Unge  kdne  Verleumdnng 
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«n  sdn  braucht  —  das  sage  ich  hier  nidtt  etwa  zu  meiner  Verteidigung  in  Bezug 
auf  meine  Erwähnung  Molkenbuhrs  in  meiner  Rrnschüre,  sondern  in  Bezug  auf  die 
Auffassbarkcit  der  hier  in  Rede  stehenden  Ausfuhrungen  in  Molkenbuhrs  Referat 
«dbit  Wenn  eine  ganx  oblc^ve  Darstellung  hätte  g^d>en  werden  sollen,  ledig- 
lich die  Darlegung  der  tatsächlichen  Verhältnisse  zwischen  Ärzten  und  Krankencassen, 
«hne  jede  nach  irgend  einer  Seite  hin  gerichtete  Spitze,  dann  hatte  Molkenbuhr  sofort 
«och  sagen  müssen,  dass  die  wirkliche  Erhöhung  der  Arzthonorare  seit  1894  nur 
4%  betrug.  Diese  kleine  Erhöhung  aber  hätte  gar  keinen  Eindruck  gemacht,  nnd 
•es  konnte  somit  auch  niemand  einfallen,  angesichts  der  selben  und  der  so  ausser- 
ordentlich niedrigen  Arzthonorare  bei  den  Gassen  überhaupt  die  weiteren  Anspräche 
der  Ante  als  so  ungerechtfertigt  und  masslos  an  betraditen,  wie  es  nanmdir  wirldidi 
geschehen  ist;  ja,  es  scheint  fast,  als  ob  man  hier  und  da  planmässig  darauf  hin- 
gearbeitet hätte,  dass  diese  Auffassung  platzgrcift.  Welche  andere  Wirkung  hätte 
4lenn  dieser  ganze  gegen  die  Arzte  gerichtete  Abschnitt  in  Moikenbuhrs  Referat 
haben  können?  Ich  glaube  demnach  hinsichtlich  dieses  Punctes  nach  wie  vor  be- 
haupten 7M  dürfen,  dass  hier  mit  den  Zahlen  in  unzulässiger  Weise  argumentiert 
wurde,  und  Moikenbuhrs  Angriiien  gegen  mich  nun  auch  entgegenhalten  zu  sollen, 
dass  das  Atulassen  des  zweiten  Satzes  belanglos,  Moikenbuhrs  Erregung  über- 
flüssig und  seine  schweren  Beschuldigungen  hinföllig  sind.  Dass  <fie  Ausfiihrungen 
Moikenbuhrs  in  dieser  Frage  keineswegs  durch  grosse  Objectivität  über  jeder  Kritik- 
erhaben  waren,  dass  er  doch  mit  einer  gewissen  Voreingenommenheit  an  diese  Dinge 
heranging  nnd  daher  keinen  Grund  hat,  so  empfindlich  zu  sein,  zeigt  auch  das  auf 
jene  Stelle  alsbald  Folgende  in  seinen  Ausführungen:  >Da  nicht  für  jeden  Kranken'* 
tag  ein  Arztbesuch  anzunehmen  ist,  so  muss  man  sagen,  dass  durchschnittlich  so 
viel  gezahlt  wird,  als  die  Arzte  sonst  bei  freier  Praxis  für  die  Behandlung  derselben 
«rhalten  würden.«  Dass  dem  nicht  so  ist,  dass  diese  Statistik  keinesfalls  stimmen 
kann,  das  hätte  Molkenbuhr  doch  aus  den  ihm  wohl  nicht  ganz  unbekannten  tat- 
sächlichen Einzelhonoraren,  über  die  er  sich  anderenfalls  erkundigen  musste,  wissen 
nässen.  Die  Dinge  hätten  ihn  also^  ihn,  den  sodaldembkratisdini  Kritiker,  gegen- 
-fiber  dem  Minden  Schematismus  der  Statistik  zur  Kritik  nnd  zur  genauen  Unter- 
«uchnng  der  Sache  geradezu  herausfordern  müssen. 

Abgesehen  von  der  hiermit  klargelegten  Tatsache,  dass  Moikenbuhrs  Behandlung 
4cr  Arztfrage  in  seinem  Referat  durduins  der  Kritik  bedfirftig  war  und  dass  Molten- 
buhr  trotz  seiner  Richtigstellung  auch  keinen  berechtigten  Anlass  hatte,  gegen  mich 
so  ausfallend  zu  werden,  da  die  Tendenz  gegen  die  Arzte  in  seinen  Ausführimgen 
woti  nicht  zu  bezwetfdn  ist,  muss  Ich  hier  noch  erwähnen,  dass  es  mir  gar  nidit 
«nfiel,  die  Sache  so  darzustellen,  wie  Molkenbuhr  meint,  nämlich  dass  ich  ihn  einer 
absichtlichen  Tauschung  und  niederträchtigen  Verleumdung  hätte  beschuldigen 
wollen.  Das  geht  deutlich  aus  einer  Stelle  auf  Seite  7  meiner  Broschüre  hervor,  wq 
ich  ansdrfiddldi  über  £e  von  mir  bdeämpften  gegMrisehcn  Argumente  sage,  sie 
^branditen  nur  aii  entschuldbare  Irrtümer  aufgefasst  werden.  Auf  den  Inhalt  meiner 
Broschüre  haben  die  Fntgcgnungen  Moikenbuhrs  keine  Beziehung  genommen,  und 
sie  ändern  nichts  daran.  Da  ist  bis  jetzt,  was  ich  ausdrücklich  hervorheben  muss, 
j^üct  unangefochten  geblichen,  spedell  auch  das,  worauf  es  mir  bei  der  Brwähnimg 
Moikenbuhrs  hauptsächlich  ankam,  nämlich  die  immer  aufgestellte  Behauptung  zu 
widerlegen,  die  Honorare  der  Arzte  bei  den  Krankencassen  wären  so  bedeutend  ge- 
-.stiegen,  sowie  der  Tendenz  entgegensnarheiten,  die  Arzte  wegen  ihrer  Hehrfordft- 
rungen  schier  als  unersättlich  anzufeinden.  Im  Gegenteil!  Durch  den  Zusats 
Molknbuhrs  erweist  sich,  dass  meine,  unabhängig  von  letztcrem  angestellte  Be- 
rechnung, die  Cassenhonorare  seien  seit  1894  nur  um  4%  gestiegen,  genau  stimmt. 

Auf  dm  anderen  Pnnet  Molkenbahr  meiner  Brosdiure,  die  Beqircchtttig  seiner 
^genartigen  Argtimente  in  der  bewussten  Reichstagsredc,  zu  welchem  Molkenbuhr 
in  sciaar  Erwiderung  geschwiegen  hat,  muss  ich  nun  hier  doch  noch  einmal  näher 
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eingehen,  nicht  nur,  um  die  Monstrosität  jenes  Argumentes  noch  deutlicher  zu  zeigen, 
sondern  zugleich  wieder  als  Beweis  dafür,  dass  Molkenbuhr  bei  seiner  Bekämpfung 
4er  irstlidien  Ansprüche  in  der  Wahl  seiner  Waffen  nicht  sehr  sorgfältig  verfuhr 
und  dass  er  mit  selt'iamer  Dialektik  den  Ärzten  auf  den  Leib  rückt,  mit  der  näm- 
lichen Dialektik,  wie  sie  auch  in  der  erwähnten  Parteitagsrede  trotz  des  fortgelassenen 
Sattes  gegeben  itt 

Ich  sagte.  Molkenbttlir  achwieg  zu  mdner  Kritik  seines  Vergleiches  von  Kranken- 
geld nnd  Arzthonorar.  Und  doch  hätte  er  hier  eher  mit  einem  Schein  von  Recht 
mich  angreifen  können,  allerdings  nur  eben  mit  einem  Schein  von  Recht  Die  Sadie 
Hegt  itnserst  copiplidcrt,  und  die  onglüdcliche  Fragestdlung  Molkenbuhrs  gibt  a« 
vieler  Verwirrung  Anlass.  Ist  die  in  meiner  Brosdiure  gegebene  Besprechung  jener 
Frage  berechtigt,  ist  besonders  die  Umkehrung  der  Frage  zulässig?  Molkenbuhr 
fuhrt  an,  dass  von  je  loo  Mark  Krankenunkosten  der  Cassen  20  Mark  auf  den  Arzt, 
45,49  Mark  auf  Krankengeld  entfollen.  Er  fragt  nun  s  von  den  Arsthonorar  dncp 
Woche  solle  der  Krnnkc  mindestens  2%  Tage  mit  seiner  Familie  leben?  Was  will 
diese  Frage?  Soll  sie  die  zu  grosse  Höhe  des  ärztlichen  Verdienstes  erweisen  oder 
das  zu  geringe  Krankengeld  oder  nur  das  unbillige  Verhältnis  von  Arsthonorar  und 
Krankengeld,  nämlich  das  verhältnismässig  zu  grosse  Opfer  der  Kranken  für  ärzt- 
liches Honorar?  Und  wie  ist  es  mit  der  Zahl  der  Arzte,  welche  sich  in  die  20  Mark 
zu  teilen  haben  und  zu  dem  Krankengeid  von  45 Mark  in  Vergleich  gesetzt  sind? 
Dadite  Molkenbuhr  nur  an  diejenigen  Arzte,  welche  an  der  Bdian<nnng  der  mit  dem' 
Krankengeld  versorgten,  erwerbsunfähigen  Kranken  beteiligt  sind,  oder  auch  an 
diejenigen  —  tatsädilich  an  der  Honorarsumme  mitparticipierenden  — ,  welche  zu 
diesen  Krankengeldempfängern  in  gar  keiner  Beziehung  stehen  und  nur  erwerbsfähige 
Kranke,  die  kein  Geld  beziehen,  zu  behandeln  haben?  Oder,  bei  gemischter  Be- 
handlung beider  Kategorieen  von  Kranken  durch  den  nämlichen  Arzt:  ist  die  Be- 
handlimg  nur  einer  der  beiden  Kategorieen  oder  beider  in  jenes  Honorar  eingerechnet? 
Nur  wenn  die  ärztlidie  Tätigkeit  bei  den  Erwerbsfähigen  nidit  mit  berücksichtigt 
wird  —  was  jedoch  den  realen  Verhältnissen  widerspricht  und  die  Zahlen  ändern 
würde  — ,  ist  die  Fragestellung  rechnerisch  angängig.  Anderenfalls  kann  an  Stelle 
jener  Frage  nur  der  Satz  aufgestellt  werden:  Bei  den  Krankencassen  ist  das  ge- 
samte Arsthonorar  einer  Woche  gleich  dem  gesamten  Krankengeld  von  a%  Tagen. 
Wird  die  Frage  Molkenbuhrs  gemäss  der  hier  gemachten  Rinschränkimg  rechnerisch 
zulässig,  was  sie  jedoch  noch  nicht  darum  auch  sachlich  berechtigt  erscheinen  liesse» 
dann  wird  meine  Gegenfrage  auf  Seite  5  der  Broschüre  hinfällig.  Ohne  Erläute- 
rung der  so  undeutltdiea  Mdkcnbuhrschen  Frage  aber  hatte  sie  mehr  als  nur  rheto- 
rische Berechtigung. 

Die  Frage  Molkenbuhrs  ist  nichts  als  eine  gleichgiltige  rechnerische  Gleichung. 
Sit  konnte  nur  dialdctisch  angewandt  werden,  mit  der  Absicht,  zu  verblüffen ;  einer 
Untersuchung  hält  sie  nicht  stand.  Sie  mnss  geradezu  als  monströs,  mindestens  ala 
innerlich  gänzlich  unberechtigt  bezeichnet  werden,  und  das  selbst,  wenn  sie  durch  die 
schärfere  Fassung  rechnerisch  richtig  gestellt  ist.  Denn  de  facto  beweisen  wurde 
sie  atich  dann  gar  nichts.  Wir  müssen  tms  die  Sadw  noch  einmal  daranfidn  näher 
ansehen.  Soll  zunächst  auf  zu  geringes  Krankengeld  geschlossen  werden,  dann  musa 
erst  die  Geringfügigkeit  des  absoluten  Wertes  der  hier  durch  die  Vcrhältniszahlc» 
ausgedrückten  Arzthonoraie  bekannt  sein.  Ebenso  kann  man  andererseits  auf  eine 
SU  grosse  Höhe  der  Arzthonorare  aus  dem  Zahlenverhältnia  dann  sdiliesaen,  wenn, 
die  Höhe  des  Krankengeldes  als  besonders  günstig  anerkannt  wäre.  Ohne  solche 
Voraussetzungen  lässt  sich  aus  dem  blossen  Zahlenverhältnis  gar  nicht  positiv  ur- 
teilen; die  Angabe  ist,  wie  gesagt,  völlig  glcichgiltig.  Das«  SO  dargestellte  Ver- 
hältnis von  Krankengeld  zu  Arztkosten  hat  höchstens  cassentechnisches  Interesse. 
Dass  sowohl  Krankengeld  wie  Arztkosten  absolut  zu  niedrig  sind,  kann  und  braucht 
aus  diesem  Verhältnis  nicht  erwiesen  zu  werden.   Die  realen  Zahlen  dafür  sind  be- 
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iannt  und  mttrfigüch,  und  üt  werden  durch  andere  Momente  l)esser  in  die  geeignete 
Beleuchtung  gerückt.  Diese  Geringfügigkeit  der  absoluten  Zahlen  hat  ihren  Grund 
in  der  mangelnden  Leistungätabigkeit  der  Gassen,  die  selbst  wieder  folgt  aus  der 
ttngönstigeti  Pomtkm  der  Venidiertcii  und  ans  dem  tCuigel  tiner  Subvcntk»  aus 
anderen,  zum  Beispiel  öffentUcheo,  Mitteln.  Die  Arzte  sind  dabei  die  Lddensgcooisen 
der  Cassenmitglieder. 

Die  Grosse  des  Verhältnisses  von  Arztkosten  zu  Krankengeld  aber  als  etwas  so 
XfoerliSrtes  su  bezeichnen  und  den  Schluss  auf  zu  hohe  Anspräche  der  Arzte  daraus 
zn  ziehen  —  ohne  die  absoluten  Zahlen  zu  berücksichtigen  — ,  ist  ein  ganz  unbilliges 
Unterfangen  und  kennzeichnet  nur  die  zu  geringe  Schätzung  geistiger  Arbeit,  speciell 
der  iraUicIien  Tätigkeit  Dieselbe  wird  in  weiten  Kreisen  su  wenig  gewfirdigt  md 
gewertet,  weil  ihre  Bedeuttmg  nicht  verstanden  wird. 

Andererseits  zeugt  die  Tatsache  jener  Schlus>;folgerung  auch  von  der  bitteren 
Armseligkeit  der  Arbeiterverhältnisse,  wie  sie  sich  trotz  unserer  gesegneten,  so  viel 
gepriesenen  staatUdien  Arbeiterfürsorge  noch  immer  darbietet,  wenn  sdbat  ein  so 
classenbcwusster  Arbeiterführer,  wie  Molkcnbuhr,  für  die  Arbeiter  nichts  als  die 
leidige  Magenfrage  kennt  o^er  nichts  anderes  kennen  darf  und  es  für  etwas  Un- 
erhörtes liätt,  wenn  ein  Cultnifiedurfnis,  wie  es  die  würdige  und  hnmane  Versorgung 
mit  Ärzten  ist,  mehr  als  einen  winzigen  Procentsatz  der  Unterhaltskosten  in  Anspruch 
nimmt,  einen  integrierenden  Teil  der  gesamten  Krankheitskosten.  Werden  nicht 
sonst  für  Culturzwccke  weit  grössere  Mittel  aufgewandt  oder  doch  gefordert?  Im 
Hansfaaltsctat  der  besitzenden  Classen,  vielfach  atteh  schon  in  manchen  Sdiiditen  des 
Mittelstandes,  werden  im  Vergleich  zu  den  notwendigsten  Existenzmitteln  bedeutende 
Aufwände  gemacht  für  Erziehungs-,  Repräsentationszwecke  und  dergleichen. 

Wie  vorher  schon  angedeutet,  sind  die  in  der  Gleichung  Molkenbuhrs  gegebenen 
Zahlen  überhaupt  falsch.  Mit  dem  Nachweis  dieses  Fehlers  fällt  ja  das  ganze  von 
Molkcnbuhr  errichtete  Gebäude  ohnehin  zusammen,  und  es  hätte  aller  Ausführungen 
hier  nicht  bedurft,  wenn  es  sich  nur  darum  gehandelt  hätte,  die  Unrichtigkeit  der 
Molkeiibahrschen  Angaben  zu  b^runden,  und  nicht  zngleidt  darum,  die  Molkenbohr 
leitende^  gegen  die  Arzte  gerichtete  Tendenz  zu  erweisen.  Es  sei  nun  schliesslich 
rar  Corrcctur  der  Molkenbuhrschcn  .'Kngabcn  folgendes  Tatsächliche  angeführt. 
Die  Zahlen  Molkenbuhrs  entstammen  der  Reichsstatistik,  welche  auf  den  bezüglichen 
Angaben  der  I&anlcencassenstatistilc  fusst  Die  hier  sich  ergebenden  Zahlen,  speddl 
&  des  Molkenbuhrschcn  Verhältnisses,  20  (Arzthonorar)  :  45  (Krankengeld),  sind 
infolge  eines  bei  der  Rechnungsaufstellung  angewandten  falschen  Princips  unrichtig 
oder  vielmehr,  sie  bedürfen  eines  entsprechenden  Commentars  je  nach  ihrer  An- 
wendung, sie  dürfen  nicht  sclilechtweg  benutzt  werden.  Soll  nur  das  Verhältnis  der 
gesamten  Arztkosten  zu  den  gesamten  Krankengeldkosten  der  Gassen  demonstriert 
werden,  so  mag  man  sie  anwenden ;  will  man  aber,  wie  im  vorliegenden  Fall  Molken- 
hnltr  verfihrt,  das  Verhältnis  von  Arzthonorar  und  Krankengeld  bei  dem  einzehien 
(erwerbsunfähigen)  Kranken  im  Durchschnitt  feststellen,  so  müssen  die  Arztkosten 
für  die  erwerbsunfähigen  Kranken  von  denen  für  die  erwerbsfähigen  getrennt  imd 
das  Excmpel  muss  umgerechnet  werden.  Nach  einer  begründeten  Schätzung,  die  ich 
in  meiner  Brosdiüre  angegeben  habe,  sind  von  den  gesamten  Kranicen  75%  nicht 
erwerbsunfähig,  die  an  denselben  zu  verrichtenden  ärztlichen  Leistungen  sind  ein 
Drittel  so  hoch  zu  bemessen,  wie  diejenigen  für  die  erwerbsunfähigen.  Demnach 
amd  in  der  ZUiI  ao  (Arzticoslen  durchweg)  neben  dm  Srztlidien  Verridttungen  ffir 
^e  Erwerbsunfihigen,  x,  die  ärztlichen  Verrichtungen  für  die  Erwerbsfihigen,  mit 
3  X,  also  —  x  enthalten,  im  ganzen  also  2  x,  mithin  ist  x  (Arzthonorar  sowohl  für 
Erwerbsunfähigen,  wie  für  die  Erwerbsfähigen)  =  10.  Es  verhalten  sich  also  die 
Honorare  der  Arzte  zum  Krankengeld  der  von  ihnen  behandelten  (erwerbsunlähigen) 
Kranken  wie  10:45,  und  in  der  Molkenbuhrschcn  Frage  müsste  es  statt  tlA  Ttff« 
flmmndir  lauten  iM  Tag.  Das  ist  immerhin  etwas  schon  etwas  anderes. 
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Nach  diesen  sachlichen  Erläuterungen  über  Molkenbuhrs  Argumente  und  ^eine 
gegen  mich  gerichteten  Angriffe^  weldie  ich  damit  genügend  widerlegt  und  ent- 
kräftet zu  haben  glaube,  kann  ich  mir  weitere  persönliche  Bemerkungen  ersparen, 
mich  damit  begnügend,  festzustellen,  dass  mich  die  Anschuldigungen  nicht  treffen. 
Zur  Entschuldigung  iiir  Molkenbuhr  will  ich  vielmehr  selbst  ins  Feld  fuhren,  Hass 
CS  nunmehr  in  der  Partei  leider  einmal  gan^  und  gäbe  geworden  ist,  sogar  Genossen 
gegenüber  einen  mehr  als  gereizten  Ton  anzuschlagen.  Aber  die  eine  Frage  kann 
ich  doch  nicht  unterdrücken:  Ist  es  wohl  auch  die  mir  von  Molkenbuhr  imputierte 
niedere  Gesinnung,  welche  mich  und  andere  ans  dem  burgerlidicn  Lager  der  Sodal- 
demokratic  zugeführt  und  sich  öffentlich  dazu  bdcennen  hiess?  Und  man  duld«t 
uns  in  der  Partei  ? 

Betreffs  des  in  der  Arztfragc  von  den  Genossen  einzunehmenden  Standpunctes» 
den  ich  in  meiner  Broschüre  vertreten  habe  und  in  dem  ich  mit  Timm  übereinstimme^ 

nehme  ich  noch  einmal  Gelegenheit,  ausdrücklich  auf  den  grossen  Gegensatz  hin- 
zuweisen, der  zwischen  den  praktischen  Forderungen  der  Socialdemokratie,  wie  sie 
in  der  Arbeiterbewegung  vertreten  werden,  und  dem  Verhalten  der  meisten  Cassen- 
führer  gegen  die  Arzte  besteht.  Deutlich  zeigt  das  zum  Beispiel  auch  eine  Berechnung» 
welche  W'ondlandt  in  dem  oben  citicrten  \  ortrag  gclegontlicli  (.inos  Ai!';l)licks  auf  eine 
gleichmässige  Honorarverteilung  der  dafür  aufwendbaren  Summen  an  eine  be- 
schrankte Anzahl  Arzte  ansteltL  Die  dabei  sich  ergebende  Reservearmee  von  circa 
15000  Ärzten  gegenüber  circa  13000  Cassenär/tcn,  die  jenen  auch  noch  in  der  Privat- 
praxis Concurrenz  machen  sollen,  ficht  Herrn  W'endlandt  nicht  weiter  an.  Er  und 
die  anderen  Casscnautori täten  seiner  Art  bekämpfen  das  Bestreben  der  Arzte,  zu 
guoaten  der  Reservearmee  die  C^ssenpraxis  der  dnzelnen  einzuschränken.  Die 
Arzte  sind  nun  freilich  in  ihrer  grossen  Mehrzahl  noch  keine  Socialdemokraten. 
Aber  wird  denn  die  Zugehörigkeit  zur  Socialdemokratie  den  in  die  gewerkschaftlichen 
Organisationen  eintretenden  Arbeitern  zur  Bedingung  gemacht?  Die  Bestrebungen 
der  Arzte  im  Kampf  um  bessere  Bezahlung,  um  freie  Arztwahl  etc.  sind  ganz  analoge. 
Die  sehr  notwendige  Einschränkung  der  Cassenpraxis  der  einzelnen  entspricht  der 
angestrebten  Verkürzung  der  Arbeitszeit  bei  den  Arbeitern;  sie  liegt  aber  nicht  nur 
im  Interesse  der  ärztlichen  Reservearmee,  nicht  nur  auch  hn  Interesse  der  zu  vid 
beschäftigten  Cassenärzte,  deren  Arbeitskraft  vorschnell  gebrochen  wird  und  die 
für  ihr  Ahcr.  ihre  Invalidität  und  für  ihre  Hinterbliebenen  keine  Rente  beziehen  — 
als  etwa  eine  utucr  grossen  Opfern  selbst  erkaufte  Privatversicherung  — ,  welchen 
Umstandes  wegen  sich  jetzt  sogar  Geheimrat  Pfeiffer-Weimaf*)  zu  dem  Vorschlage 
veranlasst  sah,  für  die  Arzte  den  An^chluss  an  die  staatliche  Alters-  und  Invaliden» 
Versicherung  der  Arbeiter  nachzusuchen:  die  Notwendigkeit,  den  einzelnen  Ärzten 
die  Cassenpraxis  zu  beschränken,  liegt  auch  ganz  vorwiegend  im  Interesse  der 
Patienten,  also  der  versicherten  Arbeiter  selbst.  Die  Forderung  einer  gleichmässigeren 
Verteilung  der  Cassenpraxis,  der  Zulas'^iinp  aller  dazu  bereiten  Arzte  müsste  geradezu 
unter  die  nächsten  Ziele  des  socialdemukratischen  Programms  aufgenommen  werden 
als  Vorbedingung  und  Vorläuferstadium  der  Verstaatlichung  des  Arztwesens. 

Zuletzt  noch  ein  Wort  über  meine  Stellung  zum  sogenannten  Leipziger  Verband 
oder,  wie  der  officielle  Name  ist,  zum  Verband  der  Arzte  Deutschlands  zur  Wahrung 
ihrer  wirtschaftlichen  Interessen,  zu  welchem  Sydow  glaubte  meine  Schrift  in  Be- 
^diong  setzen  zu  müssen.  Der  Leipziger  Verband,  mit  dem  Vorstand  in  Leipzig 
und  von  dort  aus  gegründet,  i^t  eine  mich  itnigc  Orpani'^ation,  welche  mit  grosser 
Verve  den  wirtschaftlichen  Kampf  gegen  unsere  Gegner  in  den  Krankencassen  und 
um  bessere  Bedingungen  aufgenommen  hat  Sdn  Bestrdben  ist  in  erster  Reihe  die 
Sammhing  eines  grossen  Strikefonds,  um  bei  auq^ebrochenen  Differenzen  swiadiea 

•)  L.  Pfeiffer  tM.:  Der  Amsehlmss  4»  Änl$       dk  ßrumOUg*  staaMe»*  AtUrt»  wad  UuOUin 
versicheruni!  A\  cimnr  itfo^  —  wach  intenmnt  wegea  der  datdbst  «nfgettelUea  und  ah  ArbettarinidcvtB 

verglichenen  .\rztl>u(lgeU.  * 
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Ärzten  und  Knuikaicsssen  durch  an  Arzte  auszuzahlende  Unterstützungen  un<t  an" 
dere  V^orkehrungcn  zu  verhindern,  dass  andere  Ärzte  den  etwa  strikenden  oder  ge- 
nussregelten  Collegen  in  den  Rucken  fallen.  Daneben  gibt  er  Auskunft  über  die 
Veriiähiiisae  im  Striktgebiet,  wwnt  in  politischen  md  medicinischen  Zdtaagea  vor 
Zuzug,  ganz  wie  es  die  Arbeiter  machen,  und  hat  schon  manchen  Erfolg  erzielt.  Die 
von  Sydow  unterstellte  Beziehung  meiner  Schrift  zu  dem  Verbände  besteht  nicht, 
soweit  ich  activ  dabei  eine  Rolle  hätte.  Icli  habe  die  Schrift  aus  eigenster  Initiative 
verfasst,  von  niemand  angeregt  oder  beeinflasst  und  ohne  besondere  Rücksichtnahme 
auf  den  Lcipzig:cr  Verband.  Mitglied  desselben  bin  ich  erst  geworden,  nachdem  'die 
Sdvift  bereits  verfasst  war  und  in  Übereinstimmung  mit  den  aus  meinen  Betrach- 
tungen für  mich  sich  ergebenden  «id  in  der  Schrift  ausdrücklich  herrorgehobenen 
Schlussfolgerungen.  Doch  bleibt  es  mir  unbenommen,  dem  Verband  sofort  wieder 
den  Rücken  zu  kehren,  sobald  er  seine  jetzige  berechtigte,  massvolle  und  besonnene 
Haltung  ändert  und  etwa  übermässige,  ungerechtfertigte  Forderungen  aufstellt  oder 
eine  der  sodaldemokratisdien  Arbeiterschaft  und  Partei  feindselige,  im  polittschen 
Sinne  sich  zuspitzende  Haltung  einnimmt.  Damit  glaube  ich  zugleich  die  demnächst 
etwa  auftauchende  Frage  beantwortet  zu  haben:  kann  ein  socialdemokratischer  Arzt 
Mitglied  des  Leipziger  Verbandes  sein? 
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Wirtschaft 

Der  JAHRESÜBERGANG  hat  sich 
ohne  besondere  Störungen  vollzogen. 
Wären  die  Kriegsgerüchte  nicht 
gewesen,  die  zeitweilig  die  Börse,  vor 
allem  russische  und  japanische  Anleihen, 
beeinflusstcn.  hätte  man  katun  irgend 
wddien  lebhafteren  Wellenschlag  an  der 
Oberfläche  gespürt. 

Am  deutlichsten  zeigt  sich  das  an  der 
Haltwig  miserer  grossen  europaischen 

Centraibanken,  die  nirgend^  zu 
einschneidenderen  Discontmassnahnun 
gezwiugen  waren.  Dabei  fällt  allrrdmgs 
ins  Gewicht,  dass  im  ganzen  Durch- 
schnitt des  Jahres  liberall  der  Di'^tMnt 
schon  verhältnismässig  hoch  '^(an(!  ~ 
nach  Saucrbecfcs  Bwechnung  für  London 
-Paris-Berlin  tarn  Beispiel  auf  3  % 
gegen  2'^  im  Jahre  1902  und  2"/  % 
im  Jahre  1901.  Indes  betrachten  wir  hier 
nur  die  Schwankungen  beim  Jahreswech- 
sel, und  diese  ergeben  niclitN  Abnormes. 
So  finden  wir  bei  der  R  c  i  c  h  s  h  a  n  k 
in  dem  Wochenausweis  vom  18.  Decem- 
ber  zunächst  eine  Zunahme  der  steuer- 
freien Notenreserve  von  133%  MtlI.  M. 
auf  160  Mill.  M..  in  der  nächsten  Woche, 
wie  zu  erwarten,  ein  Uerabgleiten  auf  79 
MilL  M.,  bis  schliesaltdi  die  Inanspruch- 
nahme der  Bank  derart  gestiegen  ist,  dass 


der  Ausweis  vom  4.  Januar  fast  275  Mill. 
M.  Steuerpflicht  zeigt.  Nach  Abwicke- 
lung der  nllgemcin  im  Geschäftsleben 
luul  im  taglichen  persönlichen  Verkelir 
sich  häufenden  Zahltmgcn  beginnt  dann 
jedoch  sofort  wieder  ein  machtvoller 
Rückstrom:  schon  am  9.  Januar  konnte 
eine  Verminderung  der  steuerpflichtigen 
Noten  um  175  Miil.  M.  berichtet  werden, 
so  dass  nur  starke  Anspräche  für  den 
Krieg  den  europäischen  Geldmarkt  aus 
der  Ruhe  bringen  könnten  —  vorausge- 
setzt, dass  America  ohne  allzu  heftige 
Kracherscheinungen  Über  seine  Depres- 
sion hinwegkommt. 

X  X 
Nicht  ganz  ohne  Bedeutung  ist  für  die 
Geldmarktverhältnisse  auch  die  stetig 
steigende  GOLDZUFUHR  aus  den  Pro- 
ductionsgebieten.  Der  Rückschlag  von 
1900  infolge  des  Transvaalkrieges  darf 
nunmehr  ali^  überwunden  gelten.  1899 
hatten  wir  die  höchste  erreichte  Gold- 
production  mit  etwa  1260  Mill.  M.  zu 
verzeichnen :  im  nächsten  Jahre  erbetitete 
man  nur  1040  Mill.  M..  1901  1080  Mill. 
M.,  1902  schon  wieder  1240  Mill.  M.,  und 
1903  darf  man  alter  Wahrscheinlichkeit 
nach  auf  volle  1400  Mill.  M.  rechnen. 
Auch  T  r  a  n  s  V  a  a  1  selber  rückt  rasch 
wieder  seiner  alten  Stellung  nahe;  seine 
Fortschritte  sind  so  grosse,  dass  schon 
dei^b  das  Geschrei  der  Mtnencapitalis« 
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ten  über  den  Arbeitermangel  we- 
nig Vertrauen  weckt.  In  den  Trans- 
vaaiminen  stellte  sich  nämlich  die  Gold- 
ausbeute im  Vergleich  ta  den  Vorjahren 
(alles  in  Unzen) : 

410145 
404335 

44t57» 
439" «» 
444Q33 
445763 
45«474 
45<)7«) 
411763 

73^70 
4069125 


Tannar 

Februar 

Mira 

ÄS" 

ToU 

October 

Nov 


>V>3 

lt>01 

IQOO 

70340 

10513 

81405 

217465 
«7871 

104137 

•.d 

»341*5 

747« 

143780 

»51641 

149179 
163750 

»5959 

371918 

38474 

376197 
«»4^44 

170803 

3"93fc 

3.33P3 

in  summaj0374q  1704410  li'iqtiti  251H91 

Der  Wiederaufschwung  ist,  wie  man 
sieht,  seit  dem  Sommer  igoi  ein  ganz 
rapider  und  er  hat  bis  in  den  letzten 
Monat  hinein  ohne  Unterbrechung  an- 
gdialten.  Dass  bei  den  ungeheuer  viel- 
seitigen' Ansprüchen  eines  verwüsteten, 
neu  zu  erschlicssendcn  Landes,  das  in 
seinem  Umfange  grrosse  europäische 
Reiche  übertrifft,  nicht  nach  capitalisti- 
schcm  Belieben  billige  Arbeitskräfte  zur 
Verfugung  stellen,  ist  freilich  unvermeid- 
Uch.  Gegen  die  geplante  Chtnesenüber- 
schwemmtmg  lehnen  tidi  jedodi  ^dit 
nur  die  weissen  Lohnarbeiter  Sfldafricas 
auf. 

X  X 

Der  Heisshungcr  des  (vorwiegend)  eng- 
lischen CapitaU  nach  farbigen  Ausbeu- 
tungsobjeetot  wSre  vielleicht  eher  zu  zü- 
geln, wenn  die  Prodnction  in  ENGLAND 
selbst  bessere  Gewmnaussichtcn  darböte. 
Hier  hat  sich  jedoch  die  Lage  in  Eng- 
land seit  Monaten  zunehmend  verschlech- 
tert. »Das  verflossene  Jahr,«  lesen  wir 
in  Sauerbecks  Überblick,  >kann  schwer- 
lich zufriedenstellend  genannt  werdai. 
Zwar  blieb  es  frei  von  wirklichen  Kri- 
sen, aber  fast  alle  licrvorragcnden  Ge- 
werbe, gerade  unseres  Landes,  hatten 
Grund  zu  Idagen.  Die  Landwirtschaft 
litt  schwer  unter  dem  Wetter;  das  Jahr 
war  das  nasseste  seit  Menschengedenken, 
so  dass  die  Ernte  nicht  nur  kärglich 
bliebe  sondern  auch  ein  feuchtes  und 
raindergmes  Erzeugnis  brachte,  das,  wenn 
überhaupt  verkäuflich,  nur  zu  niedrigeren 
Preisen  abzusetzen  war.  Die  Eiscnpro- 
duction,  der  Maschinenbau,  der  Schiffs- 
bau blieben  unbefriedigend,  die  Schiffs- 
frachten tief  gedrückt.  Die  grosse  Baum- 
wollindustrie wurde  von  dem  verwirren- 
den Einfluss  der  amertcanischen  Specu- 
latioaen  und  dem  Terminapid  sdiwer 
Setroffca,  die  Stellung  der  Fabrikanten 


war  angesichts  der  ewigen  Schwankungen 

und  des  hohen  Preisstandes  der  Baum- 
wolle eine  sehr  schwierige.  Auch  die 
Wollgewerbe  hatten  nur  zum  Teil  flot- 
teren Geschäftsgang,  der  Gesamtverbrauch 
fid.  Ldnen-  und  jüteittdustrie  waren  tui- 
befriedigend.  Die  Beschäftigung 
war  noch  schlechter,  als  im  Vorjahre,  vor 
allem  in  der  letzten  Jahrc^älfte.«  Da- 
mit stimmt  auch  der  soeben  ersdiienene 
Bericht  der  Arbeitsabteilung 
im  Handclsamt  überein.  Wenn  man  den 
Jahresscbluss  1902  zum  Vergleich  her- 
anziehe, so  zeige  sich  fast  allgemein 
eine  verminderte  /\rlxil>gclegenheit,  der 
Procentsatz  der  gewerkschaftlichen  Ar- 
beitslosen stehe  über  dem  entsprech- 
enden Monatsdurchschnitt  der  letzten 
zehn  Jahre.  Ende  Decembcr  ist  freilich, 
wegen  der  vielen  Feiertage,  ein  schlech- 
ter Vergleichstermin,  aber  da  seine  Er- 
gebnisse den  sonstigen  Beobachtungen 
durchaus  entsprechen,  so  seien  sie  mit- 
geteilt :  Ende  December  1903  waren  bei 
228  berichtenden  Trade  Ünions  mit 
559897  Mitgliedern  37  SOL  CK^^r  6,7%, 
der  Mitglieder  arbeitslos  —  gegen  6  % 
im  November  1903  —-gegen  5,5%  am 
Ende  des  Vorjahres  —  und  gegen  4,8% 
im  Durchschnitt  der  letzten  10  Jahresab- 
sdilüsse  (i8s)3  bis  1900). 
X  X 
Für  die  englischen  BAUMWOLLEIN- 
Dl^STRIKEN  kommt  als  niederdrück- 
endes Moment  hinzu,  dass  gerade  sie  am 
meisten  von  der  neuen  Rohstoff- 
h  a  u  s  s  e  bedroht  erscheinen.  Schon  das 
Vorjahr  brachte,  wie  der  Leser  weiss, 
zeitweilig  eine  tolle  Preistreilx  rci,  fussend 
auf  einer  wider  Erwarten  schmalen  Ernte 
und  rücksichtslos  ausgenutzt  und  ge- 
steigert durcli  eine  wohlorganisicrte,  ca- 
pitalstarke  Börsenspeculation  in  New 
Orleans  und  New  York.  Die  gleiche 
Hausscbcwegiitig  hat  minmehr  wieder, 
seit  Anfang  Decembcr,  eingesetzt  Hatte 
man  bisher  mit  einer  Erntezufuhr  von 
etwa  Ti  Mill.  Ballen  (bei  einem  indu- 
striellen Weltconsum  von  etwa  io3/^  Mill. 
Ballen)  gerechnet,  so  kam  plötzlich,  wie 
ein  BUtz  aus  heiterm  Himmel,  die  Schätz- 
ung des  Washingtoner  Landwirtschafts- 
bureaus,  die  nur  auf  9  962  0.19  Ballen 
lautete,  also  nach  der  Erschöpfung  aller 
älteren  Reserveliger  im  Vorjahre  audi 
nochmals  ein  neues  Rohstoffdeficit  an- 
kündigte. Sofort  brach  wieder  ein  wil- 
des Haussefieber  in  New  York  aus;  die 
europäischen  Märkte,  mit  Liverpool  an 
der  Spitze,  foli^n  notgedrungen.  Am 
4.  Deoember  notierte  Miiäimg  in  Ltvcr* 
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pOOl  bereits  6,84  <L.  und  trots  vor- 
übergehender Unterbrechungen  ist  (bis 
Mitte  Januar)  die  Tendenz  noch  immer 
«ine  steigende  geblieben.  Seitdem  der 
americanische  Bürgerkrieg  die  Zufuhr 
aas  den  Sdavenstaatcn  abschnitt,  hat  Eu- 
ropa keine  so  unzulängliche  Zufuhr  melir 
«diabt.  Liverpool  begann  schon  das 
Jabr  1903  mit  den  schmälsten  Vorriten 
seit  Die  Überschüsse  der  guten 

Emtejahre  1897  und  1898  waren  langst 
zerronnen.  Middling  American  stand 
Anfang  1903  auf  4,64 d.  (pro  engl.  Pfund), 
im  Durchschnitt  des  Jahres  aber  auf 
6,03  d.  —  dem  höchsten  Durchschnitts- 
nivestt  der  letzten  21  Jahre.  Trotzdem 
1d>te  man  von  der  Hand  m  den  Mund; 
auch  der  abnorm  liohc  Preisstand  hafte 
nicht  genügende  Anziehungskraft,  lun  die 
gefichu^  Vorräte  wieder  ergänzen  zu 
können.  Ende  1903  stand  Liverpool  mit 
den  geringfügigsten  Vorräten 
•  eit  1881  da.  Neue  Zufuhren 
lassen  sich  nicht  aus  dem  Boden  stampfen. 
Tnrkestan,  Ägypten,  Indien  bieten  dem 
Weltmarkt  im  Augenblick  so  gut  wie  gar 
keine  Waffen  gegen  das  Monopol  der 
Vereinigten  Staaten ;  erst  nach  Jahren 
können  sie  bestenfalls,  im  Bunde  vielleicht 
mit  Ost-  und  Westafrica,  VVestindien  und 
Kordqueensland,  eine  kräftigere  Stutze 
werden.  Eine  Preisüberwälzung 
auf  das  Fabrikat  ist  auch  nur  innerhalb 
enger  Grenzen  möglich;  erfahrung>gemäss 
schrumpft  der  Absatz  an  Textilwaren  bei 
starken  Preissteigerungen  rasch  zusam- 
men, bei  den  armen,  kaufschwachen  Völ- 
kern des  Ostens  hört  er  sogar  sehr  bald 
gänzlich  auf.  Ein  englisches  Fachblatt 
drückte  dies  kürzlch  drastisch  dahin  aus: 
überschreitet  der  Baumwollprcis  5  d..  so 
beginnt  der  Absatz  des  Fabrikats  zurück- 
zugehen; von  6  d.  ab  ist  auf  die  Märkte 
des  fernen  Ostens,  vor  allem  Indiens, 
überhaupt  nicht  mehr  zu  rechnen  ;  bei  ()Vi 
bis  7  d.  steht  ganz  Lancashire  vor  einem 
Stillstand  von  30  bis  40  %  seiner  Textil- 
production !  —  Wieder  versocht  man.  wie 
im  Vorjahre,  eine  internationale  Ver- 
ständigung unter  den  baumwollenbrau- 
chenden Industriellen  zu  stände  zu  brin« 
gen.  In  den  Vereinigten  Staaten,  in 
Frankreich,  in  Spanien,  in  Italien,  In 
erster  Linie  jedoch  in  England  ist  die 
Gärung  im  Wachsen.  Doch  hat  man 
bi'-hcr  nur  in  England  —  und  in  der  Nor- 
mandie  —  systematisch  die  Fabrikation 
eingeschränkt,  um  durch  schwächere 
Nachfrage  die  New  Yorker  Haussespecu* 
latioo  zn  dordikreuzen.  Deutschland  ver- 
hält sich  tudi  diesmal  abwartend,  da  es 


veriiiltnismassig  günstig  versorgt  sclidnt. 

Zur  Erläuterung    fugen    wir  die  alten 

Liverpooler     Dturchschnittspreise  von 

Middling  AmericMt  hinzu: 

1881  bis  igo2  4,93  d. 

1891  bis  189s  4,23  „ 

1896  bis  1900  4,12  ,. 

I9a>  4.75  .. 

»9t»  4.77  .. 

V  X 
Aus  dem  Jahresbericht  der  Hamburger 
Handelskammer  für  1903  verdient  ztun 
Schlüsse  vielleicht  noch  die  Beurteilung 
der  Lage  der  SCHIFFAHRT  hervor- 
gehoben zu  werden:  »Die  Lage  des 
FradUenmarktes  ist  das  ganze  Jahr  hin- 
durch eine  sehr  gedrfickte  gewesen. 
Die  kleine  Besserung,  die  sich  in  den 
ersten  Monaten  bemerkbar  machte,  war 
nicht  von  Dauer.  Infolge  des  lebhafteren 
Ausfuhrgeschäfts  konnten  sich  allerdings 
die  ausgehenden  Frachten  etwas  erholen, 
eingehend  sind  aber  die  Raten  wiedtr 
auf  dem  tiefsten  Stande  des  Vor- 
jahres angelangt,  ja  noch  unter  den- 
selben hinuntergegangen.  Den  Passa- 
gierlinien  nach  America  gewährte  der 
leUiafte  Auswanderer-  nnd  der  sich  stetig 
mehr  entwickelnde  Rci  sendenverkehr 
einen  erfreulichen  Ersatz  ...  Für 
die  in  den  letzten  Jahren  übermässig 
vermehrten  Trampdampfer  und  für  Se- 
gelschiffe ist  es  viefach  unmöglich, 
Frachten  zu  erlangen,  welche  auch  nur 
die  baren  Auslagen  der  Reise,  ohne  jede 
Vernnstmg  und  Abschreibung,  deocen. 
Bezeichnend  ist,  dass  gerade  von  einer 
V^ereinigung  französischer  Segel- 
Schiffsreeder,  die  infolge  der 
hohen  ihnen  gewährten  Meilengelder  am 
meisten  zu  dem  Druck  auf  die  Frach- 
ten beigetragen  haben,  in  diesem  Monat 
fDecember  1903J  die  Einladung  zu  einer 
Conferenz  ausgegangen  ist,  um  über  et- 
waige Mittel  zur  Besserung  der  Lage 
der  Segelschiffsreederei  zu  beraten.  In 
der  Tat  ist  nach  den  Angaben  Sachver- 
ständiger die  I-age  der  französischen 
Segelschiffsrecderei  trotz  der  Subven- 
tionen noch  ungünstiger,  als  die  ihrer 
unsubventionierten  Concurrenz,  weil  in- 
folge der  Uhterstfitzungen  die  Sparsam- 
keit  im  Betriebe  leidet  und  der  kauf- 
männische Geist  gelähmt  wird. 
Es  ist  zu  hoffen,  dass  diese  Erkenntnis 
sich  weiter  Bahn  bricht  und  zur  Beseiti- 
gung des  ungesunden  Subventionssystems 
führt,  das  noch  nirgends  dauernde  Er- 
fol«  erzielt  hat.  Auf  der  inzwischen  in 
Fans  stattgehabten  Conferenz  sind  Ab- 
reden getroffen  worden,  wdche  dahin 
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zielen,  durch  einen  engeren  Zusammen- 
schlus»  der  Segelschiffsrecdercien  £ng- 
lands,  Deutschlands  und  Franlordchs  ffir 

Schiffe  über  irxx>  Rcg.-t.  Minimalfracht- 
satze  fcs/tusctzen,  welche,  ohne  den 
Warenverkehr  zu  erschweren,  die  effcc- 
livcn  Auslagen  der  Reise  annähernd 
decken,  und  die  Schiffe  hcber  aufheg^n 
zu  lassen,  als  sie  zu  verlustbringenden 
Frachten  in  Betrieb  tu  haltenj* 
X  X 
KURZE  CHRONIK.  Am  ig.  Dccember 
wurde  die  Capitalserhöhung  (um  lo  Mill. 
M.)  der  Berliner  H andelsge^ 
Seilschaft  von  der  Generalversamm- 
lung genehmigt.  —  Am  21.  und  22.  De- 
cember  kündigen  die  Rheinische 
Diseontogesellschaft  und  die 
Disc  o  nt  0  ge  sells  c  h  a  f  t  -  ^erWn 
Capital serhöhungen  (um  g  und  um  20 
MilL  M.)  an.  —  Am  2g.  December  wurde 
die  Vereinigung  der  Wiener  Siemens- 
schen  Starkstromahtcilxing 
mit  österreichischen  SchuckcrtWcrkcn 
durch  Gcncralversamnihing  genehmigt. 
—  Am  30.  December  wurde  der  Koh- 
Icnsyndikats  vertrag  endgiltig 
bis  31.  December  1915  geschlossen.  —  Am 
7.  Januar  fand  eine  Reichsschatzamts- 
«mferenz  über  Art  der  Begebung  neuer 
•  Anleihen  statt.  —  .\ni  2\.  Januar 
erfolgte  die  Gründung  einer  Vereinigung 
deutscher  tmd  österreichischer  Banken, 
die  an  der  P  e  t  r  o  1  e  u  ni  p  r  o  d  u  c  t  i  o  n 
Gahziens  und  Runumcns  interessiert 
sind.  MAX  «OMimi 

Politik 

In  Saclisen  hat  die  Regierung  dem  Land- 
tag eine  Denkschrift  zugchen  lassen, 
die  die  Grundhnien  der  angekündigten 
S.\CHSISCHEN  WAHLRECHTSRE- 
FORM enthält.  Unter  dem  ersten,  frischen 
Eindruck  des  für  die  sächsische  Politik 
vernichtenden  Ausfalls  der  Reichstags- 
wahlen lebte  der  Reformgedanke  auf. 
die  Regierung  ergriff  sogar  die  Initia- 
tive und  beschert  nunmehr  nach  einigen 
Monaten  einen  Reformplan,  dessen  ganz 
klare  Tendenz  (he  fertierc  Ausschliessung 
der  arbeitenden  licvulkerung  von  der  An- 
teilnahme an  den  politischen  Geschäften 
ist.  Die  von  der  Regierung  vorgeschla- 
gene Reform  ist  eine  Verbindung  von 
"  dirccter  Classenwahl  und  von  bcrufs- 
ständischcn  Wahlen.  Die  Qassen*  re- 
spective  nach  der  Ausdrucksweise  der 
Denkschrift  die  Abteilungswahlen  wer- 
den in  16  durch  das  ganze  Staatsgebiet 
ohne  Unterschied  von-  Stadt  und  Land 
gebildeten  Wahlkreisen  von  jeder  der 


drei  Abteilungen  besonders  vorgenommen. 
Es  wählen  unter  Voraussetztmg  der 
sächsischen  Staatsangchikigkeit  und  des 
vollendeten  25.  Lebensjahres  a)   in  der 

1.  Abteilung  alle,  die  an  Staats-,  Grund-» 
Einkommen-  oder  Ergänzimgssteuer  zu- 
sammen mindestens  .W'  M.  entrichten 
oder  ein  abgeschlossenes  Hochschul- 
studium hinter  sich  haben ;  b)  in  der 

2.  Abteilung  alle  die.  die  in  derselben 
Weise  weniger  als  300,  aber  mindestens 
58  M.  Staatssteuer  entrichten  oder  bei 
geringerer  Steuerieistung  die  Berechti- 
gung zum  einjährig-freiwilligen  Dienst 
erlangt  haben;  c)  in.  der  3.  Abteilung 
alle  übrigen,  sofern  sie  überhaupt  eine 
Staatssteuer  entrichten.   Jede  Abteilung 
hat    16   Abgeordnete    zu    wählen.  Die 
übrigen  35  Abgeordneten  sollen  berufs- 
ständische Vertreter  sein.  Zu  dem  Zweck 
wählt  die  I^indwirtschaft  15,  Handel  und 
Industrie    10,    weitere    10  Abgeordnete 
Kleinhandel.     Handwerk     tuid  Klein- 
gewerbc.    Wie  die  Denkschrift  der  Re- 
gierung zugibt,  war  schon  1S96  die  .Angst 
vor  dem  Anwachsen  der  Socialdemokra- 
tie  im  Landtag  für  die  bekannte  Wahl- 
rcchtsverschlechterung  ausschlaggebend. 
Bei  der  von  der  Regierung  nunmehr  vor- 
geschlagenen Reform  hat  diese  Besorg- 
nis erst  recht  Gevatter  gestanden.  In 
Gnaden   hat  man   der   .irlKitenden  Be- 
völkerung die  Möglichkeit  von  16  Ab- 
geordneten unter  83  zugestanden,  gewiss 
ein  Grund  für  das  Ministerium  Metzsch, 
auf  diese  fortschrittliche   Reform  stolz 
ZU  sein.     Dass  man   in  der  Arbeiter- 
presse .Sachsens  für  eine  derartige  Re- 
form nur  Hohn  und  Sptut  hat,  braucht 
nicht  erst  erwähnt  zu  werdetL  Olc^eich 
Sachsen  industriell  noch  immer  an  der 
Spitze    der    Entwickclung  marschiert, 
freilich  zum  Teil  auch  hier  unter  recht 
gefährlichen  Voraussetzungen,  so  gibt  es 
doch  fast  in  ganz  Deutschland,  mit  Aus- 
nähme  vielleicht  von  Mecklenburg,  kei- 
nen Bundesstaat,  wo  der  Arbeiter  von 
der  Regierung  politisch  so  niedrig  ein- 
geschätzt wird,  wie  gerade  in  Sachsen. 
Man  iät  innerhalb  der  sächsischen  Re- 
gierung in  den  alteingefressenen  Vor- 
urteilen  so  befangen,   dass   man  allen 
Ernstes  über  den   Parteien  sich  zu  be- 
finden glaubt,  während  doch  tatsächlich 
nirgendwo    anders    die    Regierung  in 
stärkerer  Abhängigkeit  von  einer  wirt- 
schaftlich  fast  l>edeulung^lii-eii  Grupite 
steht,  von  einer  Gruppe,  deren  politisches 
Ideal  die  -Interessen  Sachsens  fortwäh- 
rend schädigen  «nd  gefährden  ronss. 
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Hat  denn  die  Regiening  in  dieser  Be- 
ziehung noch  nicht  genügend  Erfahrun- 
gen gemacht?  Muss  die  Misswirtschaft 
nodi  duftigere  Blüten  treiben,  als  wir 
sie  gerade  während  der  letzten  Jahre 
in  Sachsen  erlebt  hal)en?  Der  Ausdruck 
sächjisclw  ZustdndL  i^t  ja  fast  auf  allen 
Gebieten  des  öffentlichen  Lebens  die 
niedrigste  Note  der  Qualifiation  ge- 
worden. Einen  Trost  mag  die  sächsische 
Regierung  haben:  sie  ist  ihrer  Tradition 
tfen  ffebKeben.  Wer  die  Geschichte  des 
sächsischen  Landtagswahlrcchtes  zurück- 
verfolgt, der  vermag  sich  über  die  neueste 
Leistung  nchsischer  Regierungsweisheit 
nicht  zu  verwundern.  Diese  Geschiclite 
ist  eine  Kette  von  unglücklichen  Ver- 
suchen, den  wirtschaftlichen  Fortschritt, 
das  Anwachsen  der  socialen  Bedeutung 
der  ArbettercTasse  mittels  der  politischen 
Zwangsjacke  auflialtcn  zu  wollen.  Man 
scheute  dabei  nicht  einmal  den  Weg 
des  Verfassangsbraches,  vor  dem  man 
sich  der  Soctnldeniokratie  gegenüber 
schützen  zu  müssen  glaubt.  Es  ist  sehr 
nützlich,  dass  das  Centralcomtte  der 
'  socialdtinokratischcn  Partei  Sachsens  in 
einem  Handbuch  Säcitsischc  Politik 
/Dresden.  Verlag  der  Sächsischen  Ar- 
beiterzeitung/, das  von  dem  Redacteur 
der  Sächsischen  Arbeiterzeitung.  Emil 
Nitzsche,  verfasst  ist,  die  Geschichte  des 
Landtagswahlrechts  hat  eingehend  behan- 
dehi  lassen.  Man  lernt  daraus,  dass  auch 
eine  yicmlic!)  erfolgreiche  Reaction  nie 
zur  Ruhe  kommt,  dass  alle  scheinbaren 
«seb^berischen  Erfolge  die  politischen 
Stromungin.  die  unterdrückt  werden 
sollen,  starken  und  zu  einem  immer 
mleidlicheren  Verhältnis  zwischen  Volk 
und  Regierung  führen. 
X  X 
In  DEUTSCH  SÜDVVESTAFRICA  ist 
ein  Aufstand  der  Hereros  aus- 
gebrochen, der  die  sofortige  Mobilisie- 
rung von  deutschen  Hilfstruppen  für  die 
bedrohten  Ansiedler  notwendig  gemacht 
hat  Was  bis  zur  Ankunft  dieser  Htlfe- 
truppen  in  der  Coloiiie  gc^clulun  sein 
wir<^  kann  durch  eine  nachträgliche,  noch 
so  exemplarische  Bestrafimg  des  auf- 
ständischen Volksstammcs  nicht  wieder 
gut  gemacht  werden.  Man  fragt  sich, 
wie  es  möglich  war,  dass  ein  solcher 
Aufstand  so  unerwartet  kommen  konnte. 
Es  ist  richtig,  die  alljährlichen  Denk- 
schriften über  unsere  Schutzgebiete  vcr- 
stcberten  jahraus  jahrein,  dass  der 
Frieden  ücMchert  sd.  Auch  die  neueste 
Denkschrift  spricht  sich  beruhigend  aus» 


obwohl  der  nach  Abschluss  des  Be- 
richtsjahres zum  .\usbruch  gekommene 
Aufstand  der  Bondelzwarts  zu  einer  we- 
sentlich anderen  Auffassimg  drängte. 
Die  Hereros  rebellieren  nicht  zum  ersten- 
mal gegen  die  deutsche  Oberhoheit;  sie 
haben  schon  i8q6  Proben  ihres  Unah- 
hängigkeitssinnes  genügend  abgelegt. 
Dazu  kam  aber  noch  die  znndmiende 
Verarmung  dieses  in  der  Hauptsache 
auf  Viehzucht  angewiesenen  Volks- 
stammes.  Die  Rinderpest  hat  £e  Vieh- 
herden der  Hereros  beträchtlich  vermin- 
dert, die  Kegennienge  war  Jahr  für  Jahr 
spärlich.  Das  nämliche  Areal,  das  man 
früher  zur  Erhaltung  von  zehn  Rindern 
benötigte,  ist  kaum  noch  für  zwei  Tiere 
ausreichend.  Unter  den!  Einduss  des 
wachsenden  Elends  haben  die  Hereros 
offenbar  die  vorübergehende  Abwesen- 
heit der  Schutztruppc,  die  auf  einem 
Zuge  zur  Züchtigtmg  der  Bondelzwarts 
begriffen  war,  zum  Anlass  genommen, 
sich  gegen  die  weissen  .Ansiedler,  in 
denen  sie  iiire  Unterdrücker  erblicken, 
zu  erhebot.  Aufstände,  wie  die  der  He- 
reros, legen  die  Frage  nahe,  ob  bei  eini- 
gem Verständnis  für  die  unterworfenen 
Völkerstämme  Ruhe  und  Sicherheit  der 
Ansiedler  nicht  tnehr  gesichert  werden 
könnten,  als  mit  Gewehren  und  Kano- 
nen. Wie  wir  unsere  Colonialpolitiker 
einschätzen,  wird  die  Folge  des  Auf- 
standes der  Ruf  nach  einer  ständigen 
Colonialarmce  sein,  für  die  ja  seit  län- 
l^erer  Zeit  schon  eine  lebhafte  Agitation 
im  Gange  ist.  Und  doch  fallen  die  Un- 
ruhen in  den  Colonieen  '^ehr  häufig  auf 
das  Conto  der  Unfähigkeit,  zu  coloni- 
sieren,  wie  di«  der  Ethnologe  Professor 
Bastian  ganz  ricluig  einmal  mit  den 
Worten  ausgedrückt  hat:  »Der  Colonial- 
beamte,  der  unsere  vitalsten  Interessen, 
unsere  Handelsinteressen  vertritt,  in 
dessen  Hand  Wohl  und  Wehe  von  Hun- 
dcrltausendcn  gelegt  ist,  weiss  meistens 
leider  kein  Sterbenswörtlein  von  jener 
doch  so  einfachen  Gedankensprache  jener 
Völker.  Ks  nützt  nichts,  dass  er  Jurist 
ist,  denn  er  weiss  nicht,  was  diese  Men- 
schen als  Recht  betrachten,  und  das  wäre 
doch  das  wichtigste.«  Ein  klein  wenig 
Verständnis  i'nr  die  Anschauungsweise 
der  wilden  Völkerschaften  und  etwas  we- 
niger bureaukratischer  Geist  würde  schon 
genügen,  Conflicte  zu  vermeiden,  die 
schliesslich  doch  nur  für  die  Europäer 
mit  schweren  Kosten  an  Gut  und  Blut 
verknüpft  sind. 
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Die  Einigkeit  der  Regierungsmajorität 
in  FRANKREICH  hat  eine  Erschütte- 
rung erfahren,  die  anlässlich  der  Eröff- 
nung des  Parlaments  bei  der  Präsidenten- 
wahl zum  Ausdruck  gekmnmen  ist  Bei 
ihr  unterlag  Jauris  als  Vicqiräsident 
Er  erhielt  nur  199  Stimmen.  Dieser 
Wahlausfall  kann  um  so  weniger  ohne 
Folf»  für  das  Verh&ltnis  der  bisher 
einigen  Fractioncn  bleiben,  als  er  eine 
directe  Absage  an  die  Socialisten  bedeu- 
tet. Milder  wäre  die  Angelegenheit  viel- 
leicht dann  anzusehen  gewesen,  wenn 
Jaures  nicht  bisher  Viceprasident  gewesen 
wäre.  Da»  die  klerikale  Presse  «ich 
dieses  Zerwürfnisses  der  Regierungspar- 
teien freut,  ist  verständlich,  da  es  nun- 
melir  fraglich  wird,  ob  der  Minister- 
präsident Combes  den  Kampf  gegen  die 
Congregattonen  und  ihre  Schulen  mit  Er- 
folg zu  Ende  führen  kann.  Man  er- 
wartet vielmehr  vorher  Zwischenfälle, 
die  diesen  Kampf  jäh  unterbrechen  könn- 
ten. 

^RZE  CHRONIK.  In  Uruguay  itt 

in  den  ersten  Tagen  des  neuen  Jahres 
ein  Bürgerkrieg  ausgebrochen.  —  In  der 
Nach  w  a  h  1  zum  Reichstag  im  Kreise 
Reicbenbach-Auerbach  ist  am  5.  Januar 
der  sodaldemokratische  Candidat  Adolf 
Hoffmann  gewählt  wiiden.  —  Am  12.  Ja- 
nuar nahm  der  Reichstag  seine 
Sitzungen  wieder  auf.  —  Am  16.  Januar 
wurde  der  preussische  Landtag 
eröffnet.  richaro  calwc* 

Socialpolitik 

Der  Entwurf  eines  Gesetzes  über  die 
Errichtung  von  KAUPMANNS- 
GERICHTKN.  dessen  erste  Beratung 
am  20.  und  21.  Januar  stattfand, 
strebt  eine  Angliederung  der  geplanten 
Kaufmannsgerichte  an  die  Gewerbe- 
gerichte an.  Die  Errichtung  dieser  Ge- 
richte soll  jedoch  nur  für  (icmeinden 
mit  50000  Einwohnern  obligatorisch 
madit  werden.  Als  Einigung^mter  sollen 
die  Kaufmannsgerichte  nicht  fungieren. 
Der  Vorsitzende  des  Gerichts,  sowie 
dessen  Stellvertreter  müssen  die  Fähig- 
keit zum  Richteramt  oder  zum  höheren 
Verwaltungsdienst  erlangt  haben.  Einen 
sehr  reactionären  Beigeschmack  haben 
die  Vorschriften  über  das  Wahlverfahren 
für  die  Beisitzer.  Durch  Statut  kann 
nämlich  die  Wahl  der  Unternehmerbei- 
sitzer einer  für  den  Bezirk  bestehenden 
Vertretunir  des  Handelsstandes  (einer 
HandeMcanuncr)    ubertragen  werden. 


Ebenfalls  kann  durch  Statut  festgelegt 
werden,  dass  die  Wahl  der  Handlungs- 
gehilfenbeisitzer in  die  Hände  der  am 
Sitz  des  Gerichts  bestehenden  Handhings- 
gehi  Ifen  verbände  oder  der  zu  den  Hand- 
lungsgehilfen gehörenden  Vertreter  der 
hestehenden  Krankcncassen  gelegt  wird. 
Ein  wunderlicher  socialpolitischer  Ein- 
fiel ist  es  fürwahr,  die  Krankencasscn- 
vertreter,  die  doch  zur  L/)Sung  der  social- 
hygicnischen  Aufgaben  der  Krankcn- 
cassen auserkoren  sind,  mit  der  ihnen 
völlig  fremden  Wahl  der  Beisitzer  zu 
betrauen!   Ein  winziges  Häuflein  von 

\\irtsclia ff lii-h  ahhängigen  Krankcneasscn- 
vertretern  soll  die  Beisitzer  wäh- 
len oder  besser  formlich  ernennen.  Die 
Unternciimerhci sitzer  können  durch  Sta- 
tut auf  Grund  des  Dreiclassenwahlsystems 
der  Handelskammern  gewählt  werden. 
Gegen  das  reacttonäre  Wahlverfahren 
der  Beisitzer  wendet  sich  bereits  eine  Uh- 
hafte  und  zielklare  .\gttation  der  kanf- 
männischen  Verbände. 
X  X 
Die  prcussi sehen  Ministerien  erliessen  zu 
dem  KINDERSCHUTZgeseU  Ausfüh- 
rungsbestimmungen.  Diese  Bestimmim- 
gen  fassen  die  Ausnahmen,  die  für 
das  Austragen  von  Waren,  Zeitungen  etc. 
bis  zum  31.  Decembcr  igoj  zugelassen 
sind,  ins  Auge.  Die  Ausnahmen  sollen 
niclu  im  voraus  für  die  ganze  zulassige 
Zeit,  sondern  nur  für  einen  beschränkten 
Zeitraum  gewährt  werden,  und  zwar  nur 
insoweit,  als  sich  trotz  ernstlicher 
Bemühungen  der  beteiligten  Gewerbe- 
treibenden ein  ausreichender  Ersatz  für 
die  Frühbeschäftigung  der  Kinder  nicht 
beschaffen  Hess.  Bei  den  im  Gastwirts- 
gewerbc  beschäftigten  eigenen  Kindern 
wird  grundsätzlich  nicht  unter  das  Alter 
von  10  Jahren  herabzttgehen  sein.  Aus- 
nahmen sind  nur  für  soldie  Orte  nnd 
für  solclie  Wirtschaft sbctriche  zu  gestat- 
ten, wo  keine  sittlichen  Gefahren  oder 
sonstige  Nachteile  von  der  Beschäftigung 
der  eigenen  Kinder  zu  befürchten  sind. 
Vor  der  Zulassung  aller  eventuellen  Aus- 
nahmen ist  die  Sdiulaufsichtsbehörde  an 
hören. 

X  X 

Die  SAXIT.XTSGF.SETZGEBITNG  des 
Deutsrhen  Reiches  bedarf  vor  allem  einer 
tu  f^M  t  u' enden  Portbildung.  Angesichts  der 
Entwickelung  unseres  öffentlichen  Ge- 
sundheitswesens und  unserer  Arbeiter- 
versicherung sind  die  gesetzlichen  Vor- 
schriften, welche  die  Medidnalpersoncn, 
Arzte,  lÜinärzte,  Apothdnr  und  deren 
Gewerbebetrieb  betreffen,  zeitgemisa  tun* 
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zugestaltcn.  Das  Gesetz,  betreflfend  die 
Bekämpfung  der  gemeingefährlichen 
Krankheiten  vom  30.  Juni  igoo  ist,  da 
es  nur  sechs  gemeingefährlichen  Krank- 
heiten zu  Leibe  gehen  will,  völlig  un/.u- 
reichend.  Es  rauss  sich  gegen  alle  mör- 
derischen Volkaknmkheiten,  namentlich 
gegen  die  Tnbercdlose,  Syphilis.  Worm- 
krankhcit  etc.,  richten.  Die  gesetzlichen 
Bestimmungen  zur  Eindämmung  der  so- 
genannten übertragbaren  Krankheiten,  die 
sich  namentlich  auf  die  mangelhaften 
hygienischen  Einrichtungen  der  Gemein- 
den beziehen,  harren  dringend  einer  ver- 
bessernden Hand. 

X  X 

Die  grossen  gesetzgeberischen  Mimgel 
unserer  KRANKENVERSICHERUNG 
liegen  vor  allem  auch  in  dem  Gegensatz 
zwischen  einer  erwerbenden,  eine  grosse 
Aufgabe  erfüllenden  Bcriifsclasse  und 
dem  socialen  Wohlfahitsinstitat  der 
Krankencassc ;  er  ist  unheilvoll,  cr  wider- 
strebt dem  socialen  Zweck  dieses  Insti- 
tots,  und  er  entwürdigt  den  Arztestand, 
er  ist  aber  leider,  leider  durch  die  Ge- 
setzgebung gegeben.  Bei  detn  gründ- 
lichen Studium  der  vortrefflichen  Zadek- 
schen  Arbeit  Die  deutsche  Arbeiterver- 
Heherung  ßtxoi,  Gustav  Fisdier/  fassen 
wir  die  Tatsache  gleichsam  mit  den  TTän- 
den,  dass  die  deutsche  Krankcnversiche- 
nmg  ihren  socialen  Zweck:  die  Erwerbs- 
fähigkeit des  Erkrankten  wiederherzu- 
stellen und  zu  erhalten,  in  ganz 
ungenügender  Weise  erfüllt.  Die  schon 
heute  unzureichenden  Leisttmgen  der 
Krankeneassen  irerden  aber  sehr  erh^ 
lieh  zusammenschrumpfen,  wenn  die 
ärztlichen  Standesforderungen  rücksichts- 
los durchgeführt  werden.  Der  Gegensatz 
zwischen  dem  socialen  Institut  der 
Krankencassen  und  einem  ärztlichen  pri- 
vaten Erwerbsstande  muss  auf  dem 
Wege  der  Sanitätsgesetzgebung  beseitigt 
Verden. 

In  Magdeburg  nahm  die  Ortskrankencassc 
der  Maurer  und  Zimmerer  eine  Woh- 
nungsuntersnchnng  bei  den  erierankten 
Mitgliedern  vor.  Wieder  wurden  gerade- 
zu ganz  menschenunwürdige  Wohnungs- 
verUUtnisse  bei  hochgradig  kranken  Per- 
sonen festgestellt.  Im  Durchschnitt  teil- 
ten die  Patienten  mit  anderen  Personen 
das  Bett. 

Die  grosse  Bedeuttmg  der  Krankencassen 
för  die  Fortentwidcehing  der  Arbeiter- 

schutzbcstrcbungcn  tritt  sehr  klar  aus  dem 
Beschluss  entgegen,  den  jüngst  der  Bei- 
rat für  Arbeiterstatistik  fasste.  Nach 
diesem  Bcschltiss.soU  bei  den  Kranken- 


cassen angefragt  werden,  welche  Erkran- 
kungen bei  den  Fleischern  besonders  hau- 
fig  vorkommen.  Das  ReichsgesundHeits- 
amt  wird  dann  zu  entscheiden  haben,  ob 
diese  Erkrankungen  durch  die  übermässig 
lange  Arbeitszeit  entstehen. 
Eine  erregte  Kampfesstimmtmg  herrscht 
jetzt  zwischen  den  Ärzten  und  den  deut- 
schen Krankencassen.  Beklagenswerte 
Eingriffe  in  die  Selbstverwaltung  der 
Krankencasen  haben  sich  in  Magdeburg 
und  Breslnn  die  Arzte  erlaubt.  In  Mag- 
deburg forderten  sie  die  Entlassung  des 
Rendantcn  Wendlandt  von  seinem  Posten, 
und  in  Breslau  protestierten  sie  gegen  den 
Anschluss  der  Ortskrankencassc  für 
Branntweinbrenner  an  den  Verband  der 
Orts-  und  Betricbskrankcncassen  Bres- 
laus. Die  heftigen  Streitigkeiten  zwischen 
den  Ärzten  und  Krankencassen  haben 
teilweise  zu  einer  eingehenden  Prüfung 
der  verschiedenen  Versorgungssjrsteme 
der  Gassen  mit  Ärzten  geführt.  Die  Be- 
geisterung für  die  freie  Arztwahl  ist  in 
den  Oissenkreisen  sehr  ins  Wanken  ge- 
kommen. Nur  relativ  selten  erhebt  sich 
noch  in  Casscnkrciscn  eine  Stimme  fur 
die  freie  .Arztwahl.  In  Hamburg  traten 
die  Angestellten  des  hamburgischen  Staats 
für  das  Ideal  einer  m(^1ichst  tmbesdirink. 
ten  freien  .Xrztwahl  ein.  Am  25.  Novem- 
ber erfolgte  von  seiten  der  geschäftsfüh- 
renden  Gisse  des  Centr^Ovefbonds  deut- 
scher Ortskrankencasscn  eine  bedeutsame 
Kundgebung  in  der  Arztfrage.  Auf  die 
Tagesordnung  der  nächsten  Jahresver- 
sammlung dieses  Verbands  soll  die  freie 
Arztwahl  und  die  Bezahlung  nach  Ein- 
zdleianmgen  gesetzt  werden.  »Bis  dahin 
aber«,  so  heisst  es  in  dem  Aufruf  der  ge- 
schäftsführenden Oisse,  »raten  wir  allen 
Ortskrankcncassen,  bei  welchen  die  freie 
Arztwahl  noch  nicht  besteht,  von  Ein- 
ffihnmg  derselben  abzusehen  und  die  bis- 
herigen Arztverträge  nicht  zu  kündigen. 
Es  ist  statistisch  nachgewiesen,  dass  die 
freie  Arztwahl  mit  ihren  Folgeerscheiniin- 
gen  nicht  nur  eine  unverhältnismässige 
Erhöhung  des  .\rzthonorars  mit  sich 
bringt,  sondern  auch  die  Ausg^becapitel 
Krankengeld  und  Arsneiamfwand  ins  Un- 
gemessene erhöht,  so  dass  die  Ouiscn  "da- 
durch der  LeistungsunfiUugkcit  entgegen- 
geführt  werden.« 

X  X 
Die  Nwelle  zw  IN\  ALIDENVER- 
SICHERUNG  vom  13.  Juli  1899  räumte 
grossen  Bevölkcrungsclassen  das^  Recht 
der  Selbstversicherung  ein.  Es 
körnten  sich  unter  anderem  gegen  die 
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exist>eil*IIIItcrgral>endtn  Folgen  der  Inva- 
lidität versichern:  Landwirte,  Pächter, 
Kaufleute,  Krämer,  Hatisierer,  Gast-  tmd 
Schankwirte,  nicht  im  fremden  Dienste 
stehende  Handwerker,  nicht  versiche- 
rungspflichtige Schneiderinnen,  Personen, 
die  sich  aus  der  Verrichtungr  von  per- 
sönlichen Diensten  bei  wechselnden  Aut- 
traggebcrn  ein  Gewerbe  maclien.  /\nii 
Beispiel  selbständige  Dienstniänner. 
Lohndiener,  Hebammen,  Krankenpfle- 
gerinnen etc.  Ans  den  Geschäftsberich- 
ten der  Landesversichcrungsanstalien  für 
igoa  wird  nun  die  betrübende  Tatsache 
bekannt,  dass  die  grossen  Massen  der 
selbständigen  tmd  unselbständigen  Hand- 
werker, Landwirte  und  Handeltreibenden 
völlig  teilnahmslos  und  frostig  der 
Selbstversicherung  gegenüber  stehen.  Der 
Geschäftsbericht  der  Versicherungsanstalt 
Oberpfalz  und  Regensburg  für  uyoz  ent- 
hält folgende  bewegliche  Klage  über  die 
völlige  Interesselosigkeit  der  Bevölke- 
rung gegenüber  der  Selbstversidierong : 
»Wir  haben  in  einem  Ai:^=chreiben  sämt- 
liche Verwaltungsbehörden  ersucht,  durch 
dfl'entliche  Bekanntmachung,  wie  gele- 
gentlich durch  landwirtschaftliche  Ver- 
sammlungen auf  die  Vorteile  der  frei- 
willigen Versicherung  hinzuweisen ;  d  e  r 
Erfolgist  jedoch  ein  nur  ge- 
ringer.c  Bei  der  Invaltdenverstche- 
rungsanstalt  des  Grossherzü^tums  Hessen 
befanden  sich  unter  190456  Quittungs- 
karten  der  eigenen  Anstalt  nur  46  Quit- 
tungskarten Sclhstversichcrter.  >Lei(ler 
hat  ai>er  auch«,  so  kl;igt  der  Bericht  der 
Landesversichcrungsanstalt  Westfalen, 
»der  Umfang,  in  welchem  von  der  frei- 
wilKgen  Venichermig  Ge!>raiich  gemacht 
wird,  kaum  eine  Änderung:  erfahren.« 
Selbst  in  der  geistig  beweglichen  Reichs- 
hauptstadt machte  nur  ein  geradezu 
lächerlich  winziger  Bruchteil  der  Bevöl- 
kerung von  dem  Rechte  der  Selbstver- 
sicherung Gebrauch.  Unter  den 
405139  eigenen  Quittung|s- 
karten  der  umdesverstchernngsanstalt 
Berlin  zählte  man  nur  57  graue 
Selbst  V ersicherungskar- 
ten.  Alle  diese  Daten  beweisen  augen- 
fällig den  Bankrott  des  Selbstversiche- 
rungsgedankens. Eine  grosse  schöpfe- 
ri.schc  Kraft  liegt  nur  in  der  Idee  der 
Zwangsversicherung.  Aufgabe  der  so- 
daldemokratischen  Partei  musa  es  sein, 
rüstig  an  dem  Ausbau  der  Zwangs- 
Versicherung  zu  arbeiten. 

X  X 

Unzweifelhaft  haben  die  Einrichtungen 
der  dentschen  Arbeitcrversicbcrmg :  die 


Kra^k^'^ca^^en,  Lande^versiciierungsan- 
stalten,  Berufsgenossenschaften  einen  nicht 
nnbeträditlichen  Einfluss  anf  die  VER- 
BESSERUNG DER  GESUNDHEITS- 
VERHÄLTNISSE des  deutschen  Volkes 
gehabt  Diese  Überzeugung  Sprint 
unter  anderem  Herr  Regierungsrat  Pro- 
fessor Mayet  in  seiner  Publication 
25  Jahre  Todesursachenstatistik ,  Son- 
derabdruck  aus  den  yierUljahrskefttn 
sur  StoHsHk  des  DenUehen  Retehs, 
1903,  aus.  In  den  deutschen  Städten,  die 
über  15000  Einwohner  hatten,  starben 
zum  Beispiel  an  Lanfensdiwindsucht  von 
100000  Einwohnern  in  dem  Jahrfünft 
1877-1881  357,  dagegen  in  dem  Jahrfünft 
1897-1901  nur  218,7.  Sehr  erheblich  nah- 
men die  Todesfälle  an  Pocken,  Fleck- 
typhus, Unterleibstyphus,  gastrischem  und 
Nervenfieber,  an  KindbetttielxT,  Diphthe- 
ritis  ab.  »Von  den  Leistungen  der  Ge> 
setzgebung  und  Verwaltung«,  schreibt 
Profcssur  Mayet,  »seien  hier  nur  das 
Impfgesetz,  das  so  wesentlich  war  für  das 
Verschwinden  der  Pocken  —  das  Kran>  ■ 
kcnvcrsicherungsgesctz,  dessen  Einwir- 
kung im  Jahre  1885  beginnt  und  das 
wohl  einen  starken  Einfluss  auf  das  Sin- 
ken der  städtischen  Sterblichkcitscurve  in  ' 
den  drei  Jahrtuaften  1887-1891,  1892-1896 
und  1897-1901  gehabt  hat  —  die  Arbeiter- 
schutzverordnungen und  die  schärfere 
Nahrung^mittelcontrole  genannt.«  Leider 
zeigten  die  Todesfälle  an  Verunglückun- 
gen, an  acuten  Dannerkrankungen  (ohne 
Bredidurchfall)  tmd  an  Bredidurdifall 
eine  beträchtliche  Steigerung.  Die  Frage 
der  Milchhygiene,  darauf  weist  Professor 
Mayet  hin,  wird  fär  unsere  grossstädtische 
Bevölkerung  brennend.  »Je  mehr  Frauen 
in  das  gewerbliche  Leben  übergehen,  um 
so  mehr  SingUngCB  wird  die  Mutterbmst  . 
entzogen  und  auch  um  so  früher;  selber 
das  Kind  zu  nähren,  stört,  tmd  so  wird 
häufiger  zur  Tiermilcll  und  SorrogatCII 
als  Ersatz  g^riffen.« 

X  X 

Am  I.  Jantur  ist  in  Berlin  das  BUREAU 

PCR  SOCIALPOLITIK  ins  Leben  ge- 
treten. Das  Bureau  strebt  eine  tatkräf- 
tige Förderung  der  literarischen  social- 
politischen  Arbeiten  durch  die  Einrich- 
tung einer  Bibliothek  und  eines  Archivs 
an.  Es  will  die  sodalpolitische  Bildung 
des  Volkes  durch  Eröffnuosr  eines  Leae- 
»nuners  md  dardi  die  veranstaltunf 
sodalpolitischer  Curse  und  Vorträge  er- 
weitem und  vertiefen.  Zugleich  beab- 
sichtigt es,  den  Massen  in  Arbeiterange- 
legenhciten  tmd  auf  dem  Gebiet  der  prdc- 
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tischen  Socialpolitik  Rat  und  Hilfe  zu 
erteilen.  Das  Bureau  für  Socialpolitik 
beruht  auf  einem  \"ertragc,  den  das  /«- 
jiitut  für  Gemeinzi'olil  in  Frankfurt  a.  M., 
die  Gesellschaft  Soctalc  Praxis,  die  Gc- 
jelLschaft  für  sociale  Reform  und  der 
Verein  für  Socialpolitik  aui  eine  Reihe 
Too  Jahren  geschlossen  haben.  Die  Über, 
■wachung  der  Tätigkeit  des  Bureaus  liegt 
in  den  Händen  eines  Ausschusses,  der 
atdi  aus  folgeaden  Socialpolitikern  VX" 
sammensetzt :  von  Berlepsch,  Professor 
Francke,  Wilhelm  Merton,  Professor 
SchmoUer  und  Dr.  Stdn. 
X  X 
KÜRZE  CHRONIK.  Der  Central  rat  der 
Hirsch-Duncker>chcn  Gewerkvereine  hat 
an  den  Reichstag  eine  Petition  für  volles 
Coalttionsrecht  und  gesetzlicheAn- 
crkennung  der  Berufs  vereine 
gerichtet  Nach  der  Socialen  Praxis  soll 
die  Prace  der  Rechtsfähigkeit  der  Be- 
rnfsrerdne  seit  einigen  Monaten  emst- 
lich geprüft  werden.  Auf  eine  vom  Cen- 
tn um  eingebrachte  Interpellation,  wie  es 
damit  stände,  Hess  der  Reichskanzler  am 
12.  Januar  zunidist  eine  dilatorische  Ant' 
wort  erteilen.  —  Der  Reichstag  beschäf- 
tigte sich  nach  seinem  Wicderzusaminen- 
tritt  im  Januar  zunächst  mit  einigen 
Interpellationen  sociatpolitischen 
Inhalts  (Bekämpfung  der  Wurmkrank- 
hcit ;  Au.sdehnung  der  socialen  Versiche- 
rung auf  die  selbständigen  Handwerker). 
—  Am  I.  Jaaittr  trat  das  Kinder- 
schtttzfetetz  in  Kraft. 
X  X 
LITERATUR.  Auf  dem  Gebiet  der  Ar- 
bettcnrersichenuig  erschien  das  sehr 
braadibare  lokrtuch  (früher  Taschen- 
kalendcr)  der  Arbeit en>crsicherung  1904 
von  £. Götze  und  P.Schindler  /Berlin« 
liefaelsciie  BttcMiandlung/.  Der  Ge- 
scbaftshericht  des  Vorstandes  der  Landes- 
versicherungsanstalt Hannover  für  das 
Jahr  1902  ist  versandt  worden.  Es  brach- 
ten ferner  ihre  Geschäftsberichte  für  1902 
heraus:  die  Versicherungsanstalt  Obcr- 
pfalz  und  Regensburg,  die  Landesversiche- 
rungsanstalt Schleswig-Holstein,  der  all- 
gemeine Knappschaftsverein  zu  Bochum, 
die  Landcsversichcrungsanstalt  Westfalen 
ttnd  die  Versicherungsanstalt  für  die  Pfalz. 
WswMbfimgMwnu  tn  der  Pürsorgearbeit 
nennt  sich  eine  interessante  Publication 
der  CentraU  für  private  Fürsorge;  der 
Director  des  Clirs«»  ist  Dr.  Klumker. 
Weiter  ist  zu  nennen :  Handbuch  der  Hy- 
giene, III.  Stqiplementband,  i.  und  3.  Lie- 
ferung: G.  Piidcenburg:  Der  Lärm  m  den 
Städten  und  eeme  Verhinderung,  Dr^ 


Hermann  Lcymann  :  Die  Verunreinigung 
der  Luft  durch  gewerbliche  Betriebe,  B. 
Tschom;  Die  Rauchplage  /Jena,  Gustav 

Fischer/,  sowie  Das  Sociale  Museum  in 
Frankfurt  a.  M.,  seine  Aufgaben,  seine 
Organisation,  Daikschrift,  herausgegeben 
vom  Vorstand  /Frankfurt  a.  M..  Selbst- 
verlag/. PAUL  KAMPFFMEVER 

Sociale  ConrtmunaipoHtik 

\17ir  hatten  bereits  zw«mal  (Selegen- 

"  heit,  uns  mit  V^ersuchcn  zw  Ijochiif- 
tigen,  die  in  Bayern  mit  der  Besteuerung 
des  UNVERDIENTEN  WERTZU- 
WACHSES des  Grund  und  Bodens  ge- 
macht werden  (.Socialistischc  Monats- 
hefte, 1903,  II.  Bd.,  pag.  861  flF..  und  1904. 
I.  Bd.,  pag.  78  ff.).  Es  handelt  sich 
dort  um  ein  gesetzgeberisches  Vorgehen, 
das  die  Bodenverhältnisse  in  ganzen  Ka> 
tegorieen  von  Städten  treffen  wollte. 
Heute  haben  wir  über  die  Steuerreform 
einer  Grossstadt  zu  berichten,  deren 
Verwaltung  als  erste  in  Deutsch- 
land bereits  im  Jahre  1894  die  Besteue- 
rung des  unverdienten  Wertzuwachses 
des  Grund  und  Bodens  in  .Angriff  genom- 
men hatte,  leider  aber  damals  an  der  capi- 
taüstischcn  Gesinnung  der  Stadtverord- 
netenversammlung scheiterte.  Die  Frank- 
furter Steuerreform  —  um  diese  handelt 
es  sich  nämlich  —  ist  aber  nicht  allein 
wegen  der  Besteuerung  der  Bodenwert- 
steigerungen interessant.  Sic  ist  auch  ein 
überzeugender  Beweis  dafür,  wohin  auch 
Stadtverwalttmgen,  die  sich  gern  auf  ihre 
socialpolitisch  fortgeschrittenen  Anschau- 
ungen etwas  zu  gute  tun,  notwendiger- 
weise kommen  müssen,  w«»n  sfe  das 
Princip  von  Leistung  und  Gegenleistung 
überspannen  und  ohne  die  erforderliche 
Unterscheidung  auf  die  verschiedenen 
Gebiete  der  städtischen  Verwaltungs- 
tätigkeit  anwenden. 

nwfcfnrt  sidit  sich  nämlich  infolge 
grosser  in  den  nächsten  Jahren  erforder- 
lich werdender  einmaliger  Ausgaben  und 
des  starken  Anwachsens  laufender  .'\U3- 
gaben  gezwtmgen,  eine  beträchtliche  Er- 
höhung der  Einnahmen  zu  besehaffen. 
In  der  Art  und  Weise,  wie  dieser  Be- 
darf nach  den  Vorschlägen  des  zur  Prü- 
fimg der  Steuervorlage  eingesetzten  ge- 
mischten Ausschusses  gedeckt  werden 
soll,  zeigt  sich  wieder  recht  klar  tmd 
deudicil,  wie  stark  die  communalc  Ver- 
waltung von  den  Interessen  der  bürger- 
lichen Classen  insbesondere  der  Haus- 
besitzer und  des  Grosscapitals  beherrscht 
ist.  Die  Schonung  dieser  beiden  ist  das 
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Leitmotiv  der  ganzen  Vorlage,  deren  Be- 
grundung  sich  nicht  einmal  vor  dem  Ein- 
geständnis dieser  Tatsache  scheut.  »Es 
bestand  allgemeine  Ubereinstunmiiiig 
darüber,  dass  eine  Erhöhung  der  Ein- 
kommensteuer.« hcisst  es  in  dem  Bericht 
des  Ausschusses,  »über  den  jetzigen  Satz 
von  100  %  htiuitts  wegen  der  Gefihr- 
dung  der  Freiheit  der  Gemeindeverwal- 
tung eben  durch  die  jährliche  Genehmi- 
gung der  Aufsichtsbehörde  unter  allen 
Umständen  zu  vermeiden  sei.«  Der 
Steuersatz,  in  dem  die  städtische  Ein- 
kommensteuer ,zur  Eriiebang  kommt, 
hatte  bisher  für  die  grosseren  Einkom- 
men von  mehr  als  losoo  M.  100%  der 
Staatssteuer  betragen  und  degressiv  bis 
ZU  70%  für  die  kleinsten  noch  stcucr- 
pflidftigen  von  900  M.  abgenommen.  In 
dieser  Ordnung  war  die  Depression  dne 
sodalpolitisch  höchst  anerkennenswerte 
Bnriditung.  Sie  musste  aber  in  Ver- 
bindung mit  dem  Genchmigungsrecht  der 
Aufsichtsbehörde,  das  bei  einer  mehr  als 
100  %  Staatssteuer  betragenden  Com- 
munalsteuer  wirksam  wird,  als  Vorwand 
dienen,  jede  Erhöhung  der  Steuersätze 
über  100  %  hinaus  abzulehnen.  Ob  die 
Aufsichtsbehörde  für  eine  Erhöhimg  der 
Sätze  fiber  fOO%  hinaus  die  Aufh«rang 

der  Degression  zur  Bcdinpiing  machen 
wird,  können  wir  nicht  beurteilen.  Selbst 
wenn  das  aber  der  Fall  wSre,  so  könnte 
für  die  Höherhelastung  der  unteren  Gas- 
sen mit  höheren  Einkommensteuersätzen 
ein  Ausgleich  durch  die  Aufhebung  an- 
derer Steuern  und  Gebühren  (Mietsteuer, 
Wassergeld,  die  beide  direct  von  den 
Mietern  erhoben  werden)  geschaffen  wer- 
den. Und  was  dann  die  Gefährdung  der 
Gemeindefreiheit  durch  das  Recht  der 
Aufsichtsbehörde,  den  Etat  zu  genehmi- 
gen, betrifft,  so  ist  es  doch  nur  eine  leicht 
zu  dnrehsduuende  Ausrede,  von  CSe- 
meindefreiheit  im  preussischcn  Commu- 
nalrecht  zu  reden.  Bei  den  zahlreichen 
Etngriffsrechten,  die  die  Verwaltungs- 
gcsctze  den  .A.ufsichtshehorden  geben, 
brauchen  die  Behörden  wirklich  nicht  auf 
das  Etatgenehmigungsrecht  zu  warten, 
falls  sie  ihren  Willen  auch  in  den  Etats 
zur  Geltung  bringen  wollen.  Die  scho- 
nendste Behandlung  der  Einkommen- 
steuerpflichtigen  und  insbesondere  der 
grossen  Gddmdce  ist  um  so  auffallen- 
der, wenn  man  sieht,  wie  wenig  Scru- 
peln  der  Ausschuss  hatte,  die  nichtbe- 
ntienden  Gassen  mit  neuen  G^ühren- 
sät/en  zu  belasten.  Er  schlug  nämlich 
zwei  neue  Gebühren  vor.  die  von  den 


Mietern  zur  Erhebimg  kommen  sollen: 
eine  Hauskehrichtabfuhr  und  eine  Ca- 
nalgebühr.  Die  crstcre  soll  mit  dem 
Satze  von  die  letztere  mit  einem 

solchen  von  i  %  zur  Erhebung  kommen« 
Nur  Wohnimgen  im  Mit^^twcrt  von  we- 
niger als  350  M.  solle»  gebührenfrei 
bleiben.  Die  beiden  Geböhren  sind  tat- 
sächlich nichts  anderes, als  eineMietsstcucr 
von  1^1^%,  die  von  allen  Wohnungen  im 
Werte  von  mehr  als  2SO  M.  in  gleicher 
Weise  zur  Erhebung  kommen  .soll.  Sie 
verstösst  also  zunächst  gegen  den  wich- 
tigen socialpolitischen  Grundsatz,  dasa 
jede  Mict-  oder  Wohnsteuer  zum  min- 
desten progressiv  gestaltet  sein  soll.  Als 
Mietsteuer  aber  unti-rlic^  sie  all  den 
zahlreichen  Bedenken,  die  gegen  jede 
Mietsteuer  erhoben  werden  körnen. 
Setzen  wir  sie  aber  in  Verbindung  mit 
den  beiden  städtischen  Einrichtungen, 
deren  Bedarf  durch  sie  gedeckt  werden 
soll  —  die  einzige  Verbindung  der  beiden 
Gebühren  mit  ihnen  ist  die  Stelle  im 
Etat,  die  ihnen  zugewiesen  wird,  — %  so 
muss  zunächst  betont  werden,  dass  ea 
sich  bei  diesen  um  Einrichtungen  der 
Öffentlichen  Hygiene  handelt,  für  die  der 
Grimdsatz  von  Leistung  imd  Gegen- 
leistung öberhaupt  nicht  oder  nur  in 
sehr  beschränktem  Masse  zur  Anwen- 
dung kommen  darf.  Man  kann  freilich 
einwenden,  dass  gar  kein  Gnmd  für  die 
Städte  vorliegt,  den  wohlhabenden  Mie- 
tern die  Benutzung  der  Hauskehrichtab- 
fnhr  und  der  Gunalisation  unentgeltlich, 
zu  gewähren,  so  wenig,  wie  die  der  Des- 
infcction  u.  s.  w.  Ganz  richtig!  Dann 
muss  aber  bei  Gebührenerhebung  auf 
jeden  Fall  dafür  gesorgt  werden,  dasa 
die  wirtschaftlich  schwächeren  Bevötke- 
rungsteile  von  der  Gebühr  befreit  werden, 
und  das  um  so  mehr,  als  es  sich  bei 
Hauskehrichtabfuhr  und  Canaltsation  um 
Institute  handelt,  deren  Benutzung  von 
der  Stadt  im  Interesse  der  öffentlichen 
Gesundheit  erzwungen  werden  muss. 
Zum  Ausgleich  der  Mehrbelastung  der 
Mieter  mit  diesen  beiden  Gebühren  oder 
richtiger  mit  der  einheitlichen  Mietsteuer 
von  1)6  %  soll  die  alte  bisher  bestehende 
Mietsteuer  aufgehoben  werden.  Nach 
ihr  waren  die  Wohnungen  im  Mictswerte 
bis  zu  500  M.  steuerfrei  und  die  Be- 
steuerung setzt  dann  bei  Wohnungen  im 
Mietswerte  von  500  bis  550  M.  mit  dem 
Satze  von  3  M.  =  V»  %  ein,  um  bei 
Wohnungen  im  Mietswerte  von  2600  und 
mehr  den  Satz  von  4  %  zu  erreichen.  Der 
Satz  von  i\it%  war  bei  der  Stcuersiufe 
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von  1350  bis  1400  M.  erreicht.  Die  Ein- 
führung der  neuen  und  die  Aufhebung 
der  alten  Mietsteuer  bedeuten  also:  i.  die 
Nenbesteuemnflr  <lcr  Mictclasscn  von  250 
bis  500  M. ,  2.  die  Höherbelastunp  der 
Mietclassen  von  501  bis  1400  M.  und 
3.  die  Entlastung  der  Mietclassen  von 
1401  M.  und  mehr !  Sie  l)cdeuten  ferner 
die  Entfernung  der  Degresston  aus  der 
Miet^teuir.  die  diesdbe  allein  erträglich 
machte.  Man  muss  pcvtchen.  dass  der 
Au«ischuss  sein  Programm,  »die  unver- 
meidlichen Abgaben  tunlichst  gerecht  zu 
verteilen,  die  leistungsfähigen  Schultcru 
«Ttsprediend  zti  belasten  tmd  dabei  immer 
zugleich  die  von  einer  verständigen  So- 
cialpolitik  geforderten  Rücksichten,  na- 
mentlich auch  anf  die  Lage  tind  die 
Wohnungsverhältnisse  der  Minderbemit- 
telten, zu  nehmen«  in  höchst  eigentüm- 
licher Weise  xor  Ausführung  gebracht 
hat. 

Die  gleiche  eigentümliche  Sociaipolitik 
verfo^e  der  Ausschuss  auch  bei  der  Aus- 
gestaltimg  der  Haussteuer.  Bisher 
kam  dieselbe  mit  4  %  vom  Rohertrag 
der  bebauten  Liegenschaften  zur  Er- 
hebtmg.  Die  progressive  Steigerung  des 
Steuersatzes  proportional  dem  Anwachsen 
der  Erträge,  wie  >ie  von  der  ahen  Vor- 
lage im  lahre  1894  vorgeschlagen  wor- 
den  war,  hatte  seiner  Zeit  die  Stadt- 
verordnetenversammlung abgelehnt.  Der 
Ausschluss  verwarf  nun  eine  allgemeine 
Erhöhung  des  Steuersatzes,  wulil  haupt- 
sächlich deshalb,  weil  »der  im  Jahre  1895 
gemachte  Versuch  der  Erhebung  eines 
Zuschlags  auf  die  Haussteuer  den  Be- 
weis geliefert  hatte,  wie  schwer  und 
widerwillig  eine  solche  Erliöhtmg  der 
Hausstcuer  von  den  Eigentümern  getra- 
goi  wird,*  und  griff  zu  einem  Auskunfts- 
mittel, bei  dem  er  geringem  Widerstand 
erwartete.  Die  Haussteuer  soll  auch  in 
Zukunft  4%  des  Rohertrages  betragen, 
aber  lür  Wohnungen,  deren  Mietwert 
mehr  als  600  M  beträgt,  sollen  mit  dem 
Mietwert  steigende  Zuschlage  ausserdem 
noch  zur  Erhebung  kommen.  Der  .Aus- 
schuss glaubte  seine  neue  Haussteuer  den 
Hausbesitzern  dadurch  empfehlen  zu 
miissen.  dahs  er  ihr  den  Vorzug  nach- 
rühmte, von  ihm  »ohne  weiteres  in  Form 
erhöhter  Miete  von  ihren  Mietern  einge- 
zogen werden  zu  können,  da  ja  die  Mieter 
durch  Aufhebung  der  Mietstcuer  um 
einen  entsprechenden  Betrag  in  ihren 
Steuern  erleichtert  seien«.  Allerdings 
auch  ein  Standpimct,  die  Gute  emer 
Haussteuer  nadi  der  Ldchtigkeit  zu  be> 


urteilen,  mit  der  sie  von  den  Hausbe- 
sitzern ihren  Mietern  zugewälzt  werden 
kann!  Von  einer  progressiven  städti- 
schen Belastung  der  Ertragssteigerungen 

nach  der  Hohe  sah  also  der  Ausschuss 
bei  der  Hausstcuer  ebenso  ab,  wie  bei  der 
Landsteuer,  die  in  Zukunft  gleichfalls 

mit  erh()hten  Sätzen  belegt  werden  soll. 
So  blieb  denn  für  die  Besteuerung  des 
unverdienten  Wertzuwachses  nur  noch 
die  Währschaftsteuer  übrig,  wie  die  Im- 
mobiliarumsatzsteuer  von  -Mters  her  in 
Frankfurt  heisst. 

Das  Währschaf tsgcld,  das  bisher  bei  frei- 
willigen Veräusserungen  nach  dem  ver- 
einbarten Preise,  bei  Zwangsversteige- 
rungen nach  dem  Betrage  des  Meist- 
gebotes mit  i%%  berechnet  wurde,  soll 
nach  der  neuen  Vorlage  Ix  i  bebauten 
(jrundätücken  2%,  bei  unbebauten  Grund- 
stücken 3%  des  Erwerbsprdses  betragen. 
Doch  sollen  hei  Grundstücken,  die  für 
den  Gartnereibetricb  bestimmt  sind,  vor- 
Väufig  nur  2%  erhoben  werden.  Zu  der 
Steuer  von  2  respective  y/c  kommen  nun 
Zu.schläge,  wenn  mit  dem  letzten  Eigen- 
tumswechsel eine  Frist  von  mehr  als  20 
Jahren  bei  bebauten  imd  von  mehr  als 
10  Jahren  bei  unbebauten  Grundstücken 
verflossen  sind,  und  zwar  in  der  folgen- 
den Weise:  bei  einer  Frist  von  mehr  als 

Bebaute  Unbebaute 
Grundstöcke:  Grundstöcke: 
20  bis  JO  Jahren    1  %;  10  bis  19  Jahren  1% 
3übis39     n    lV»°  o;      bis  29    .  2% 
40  und  mehr       2%;  30 bis  39    «  3% 

40  bis  49  „  4^0 
SO  bis  59  »  5% 
60  und  mehr  6*Vo 
In  dieser  Ordnung  ist  also  die  Höhe  der 
Steuer  nidit  von  der  Höhe  des  unver- 
dienten Wertzuwachses  abhängig  ge- 
macht worden,  sondern  einfach  von  der 
Zeit,  die  seit  dem  letzten  ICigentums- 
wcchsel  verflossen  ist.  Infolgedessen  blei- 
ben die  Versdiiedenheitcn  der  Wertstei- 
gerungen, die  die  einzelnen  Grundstücke 
im  Laufe  der  gleichen  Zeit  infolge  der 
zahlreichen,  die  Bewegung  des  Grund- 
wertes bedingenden  Factoren  erlitten 
haben,  vollständig  unherticksichtigt.  Die 
Steuer  muss  also  zu  den  grössten  Unge- 
rechtigkeiten fähren,  da  sie  alle  Grund- 
stücke gleich  trifft.  Ausserdem  bleiben 
die  Wertateigerungen  der  bebauten 
Gnmdstudce  zusdilagsfrei,  wenn  ein 
Eigentumswechsel  nach  dem  5.  und  vor 
dem  20.  Jahre  seit  dem  letzten  Wechsel 
erfolgt   Ist  aber,  wie  der  Ausschuss- 
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bericht  ausführt,  der  indirecte  Wert- 
zuwachs ein  zur  Besteuerung  vorzüglich 
geeignetes  Object,  so  ist  er  das  auch  in 
der  Zeit  vom  s.  bis  aa  Jahre  nach  der 
letzten  Besitzänderung.  Diese  Befreiung 
ist  also  wiederum  eine  grosse  Ungerech- 
tigkeit Wie  ist  nun  der  Ausschuss  dam 
gekommen,  die  Höhe  der  Zuschläge  von 
der  Zeit  abhängig  zu  machen,  (he  seit 
dem  letaten  Eigentumswechsel  \ert1ossen 
ist,  also  von  einem  Factor,  der  für  die 
Grösse  der  Wertsteigerung  ohne  jede 
Bedeutung  ist?  Die  Besteuerung  de> 
Wertzuwachses  nach  der  tatsächlichen 
Höhe  schien  ihm  namentlich  bei  Gnind- 
stiickcn.  die  schon  länger  in  einer  Hand 
gelegen  haben»  zu  umständlich  und 
schwierig.  Um  die  Berechnung  einfach 
und  heiiuem  zu  machen,  setzte  er  die 
Prämisse,  dass  alle  Grundstucke  in 
Ftankfurt  a.  M.  bedeutende  Wertsteige- 
ritngfen  erlitten  hätten,  wns  nicht  ohne 
weiteres  zutrifft,  und  lugte  ihr  die  zweite 
an»  dass  die  Wertsteij^erungen  der  Zeit 
proportional  sein  würden,  was  direct 
falsch  ist.  Das  Princip  wird  übri- 
gens vom  Ausschusse  selbst  aufgegeheti. 
WO  CS  sich  um  Grundstücke  handelt,  bei 
denen  der  Eigentumswechsel  weniger  als 
5  J.ihre  (hebautc  Grundslüeke )  n-'-jic  -- 
tive  10  Jahre  (unbebaute  Grundstücke) 
zurückliegt  In  diesen  Fällen  werden 
die  Zuschläge  nämlich  proi)ortionr\l  der 
VV'ertsteigcrung  festgesetzt.  Sie  betragen 
5%  der  Wertsteigerung,  wenn  sich  die- 
selbe auf  30  bis  <les  früheren  Er- 
werbspreises,  io'a  .  wenn  sie  sich  auf  50 
bis  74%,  und  20%,  wenn  sie  sich  auf 
75%  und  mehr  belauft, 
tjberblicken  wir  diese  Regelung  des 
Währschaftsgeldes,  so  f.'illt  die  Unter- 
scheidung von  bebauten  und  unbebauten 
Grundstücken  auf  Ein  grosser  Teil  der 
bebauten  Grundstücke  bleibt  zuschlags- 
frci,  während  der  unbebaute  Grund  und 
Boden  stets  mit  Zuschlägen  belegt  wird. 
Als  Grund  für  diese  eigentümliche 
Unterschadung  gibt  der  Ausschuss- 
bericht den  Umstand  an.  »dass  die  Wert- 
steigerungen  beim  unbebauten  Gelände 
naturgcmäss  sehr  viel  höher  sind,  weil 
der  Wert  des  Grund  und  Bodens  in  stär- 
kerem Masse  gestiegen  ist,  als  der  Wert 
der  in  Gebinde  verbattten  Materialienc. 
Man  traut  seinen  .^ugen  kaum,  in  der 
Begründimg  einer  Steuervorlage,  betref- 
fend den  unverdienten  Wertzuwachs, 
solche  neue  Entdeckungen  auf  dem  Ge- 
biete der  Theorie  der  stadtischen  Grund- 
rente zu  finden.    In  dies  discimus. 


Die  ganze  Steuerreform  macht  einen 
durchaus  unbefriedigenden  Eindruck.  So 
anerkennenswert  der  Plan  ist,  eine  Be- 
steuerung des  unverdienten  Wert- 
zuwachses des  Grund  und  Bodens  vorzu- 
nehmen, so  schwächlich  und  geradezu 
verfehlt  ist  die  Durchführung  des  Planes. 
Die  Einführung  der  auch  die  kleinen 
Wohnungen  von  250  M.  Mietwert  an  be- 
lastenden Gebühren  für  Kehrichtahfuhr 
und  Canalbenutzung  niuss  in  einer  Stadt 
von  dem  socialpolitischen  Rufe  Frank- 
furts doppelt  auffallen,  wenn  man  die 
Entlastung  der  grossen  Wohnungen 
durch  die  Aufliebung  der  Mietsstencr 
und  die  Schonung  der  grösseren  K'v.i 
kommen  ins  Auge  fasst  Gegenüber  dem 
einheitlich  gedachten  Steuerreformproject 
der  Jahre  1804-1895  bedeutet  der  jetzt 
zur  \'erhandlung  stehende  Entwurf  einen 
bedeutenden  Rückschritt. 

X  .  . 

Am  27.  December  fand  zu  Leipzig  eine 
CON  PER  E  X  7.  S(  )CI  A  LDKM  ORK  A  - 
TISCHER  GEMELNDEVERTRETER 
des  II..  12..  13.  und  14.  sächsischen 
Reichstagswahlkreises  statt.  Die  Confe- 
rcnz  war  mit  der  Besichtigung  einer 
Volksschule,  wobei  der  Director  dersel- 
ben ilie  Fiiliniiig  iibernalini.  und  (le> 
Fcuerwehrhauptdcpöts,  wobei  der  Brand- 
director  die  nötigen  Erläuterungen  gab, 

in  sehr  zweckmässiger  Weise  verbunden. 
Derartigen  Besichtigungen  musterhafter 
Städtischer  Einrichtungen  legen  wir  einen 
grossen  Wert  bei.  Mehr  ,iU  die  läng- 
sten Referate  lehrt  die  eigene  Anschau- 
ung, namentlich  wenn  sie  durch  Erklä- 
rungen sachverständiger  Führer  unter- 
stützt wird.  Gerade  für  die  Vertreter 
kleinerer  Gemeinden  ist  ein  solcher  An- 
schauiuigsimterricht  besonders  nutzbrin- 
gend. Die  Conferenz  besdhäftigte  sich 
mit  dem  Selbstverwaltungsrecht  der  Ge- 
meinden, das  in  Sachsen,  wie  in  den 
anderen  deutschen  Rundesstaaten  nur  eine 
kühne  Redensart  ist,  mit  der  Besteuerung 
in  den  Gemeinden,  dem  Einquarticrungs- 
wesen  und  der  Wass<rversoiittiii[.  Der 
Referent  über  die  Besteuerung  in  den 
Gemeinden  nahm  Gelegenheit  entschie- 
den gegen  die  von  dem  Leipziger  Stadt- 
rat Ludwig- Wolf  auf  dem  sächsischen 
Städtetage  propagierte  Ausdehntmg  der 
indirecten  Bc>teuerung  auf  das  Gemeinde- 
steuerwesen Front  zu  machen.  Er  em- 
l»feht  dagegen  die  Besteuerung  des  un- 
verdienten Wertzuwachses  des  Grund 
und  Bodens,  die  nicht  abwälzbar  sei  und 
durch  die  die  Bodenspecutation  bekämpft 


Digitized  by  Google 


RUNDSCHAU  ■  ÖFFCNTUCHES  LEBEN  •  SOCIALE  COMMUNALPOLITIK 


I6S 


werden  könne.  Die  sächsischen  Ge- 
ineindevertreter  seien  daher  hier  noch 
einmal  auf  die  vorstehend  behandelten 
Frankfurter  Vorgänge  aufmerksam  ge- 
madit.  In  der  Dtscussion  wurde  voo 
einem  Vertreter  ausdrücklich  her\'or- 
gehoben,  man  solle  sich  bei  aller  Spar- 
samkeit am  rechten  Fleck  davor  hüten, 
Aufgaben  zurückzastdlen,  deren  Erfül- 
lung der  Gemeinde  als  eine  sociale  Pflicht 
«hliege.  Es  dürfe  bei  socialdtinokra- 
ti:»chen  Gcmeindevertretern  nicht  das  Be- 
streben vorherrschen,  im  Interesse 
geringerer  Stenern  Notwendiges  nicht 
zui  Ausfuhrung  zu  bringen.  Das  ist  eine 
sehr  erfreuliche  Auffassung,  der  weiteste 
Anerkennung  zu  wünschen  ist.  Wir  er 
luncrn  uns,  auf  einer  anderen  Conferenz 
scdaldcmokratisdier  Gemeindevertreter 
eine  Warnung  davor  gehört  zu  haben, 
»ich  durch  zu  weitgehende  Forderungen 
die  Sympathie  und  Unterstützung  des 
Kleinbürgertums  zu  verscherzen. 
X  X 
KURZE  CHROXIK.  Die  Cölner 
Stadtverordnetenversammlung  hat  die 
bisher  giltigen  Bestimmungen  über  die 
Alter«.-  und  Invalidenrenten  städtischer 
Arbeiter  dahin  geändert,  dass  die  staat- 
lichen Renten  erst  dann  auf  die  städti- 
schen Renten  in  Anrechnung  kommen 
sollen,  wenn  beide  zusammen  das  7^^- 
f.;che  des  Grundbetrages  der  städtischen 
Kt  nte  uljerstcigen.  Das  bedeutet  eine  be. 
irachlliche  Verbesserung  der  bisher  ge- 
zahlten Renten.  —  Die  B  a  r  m  e  r  Stadt- 
verordnetenversammltmg  hat  die  Errich- 
tung  eines  neuen  städtischen  Kranken- 
hauses mit  650  Betten  he-clilnssen.  — 
Der  Charlottenburger  Ma- 
gistrat will  eine  Schnlärztin  anstellen, 
deren  Notwendigkeit  für  die  Unter- 
sudiung  der  Schulmädchen  sich  heraus- 
gestellt hat  —  Da  der  Eut  der  Stadt 
Breslau  für  das  Jahr  1904  eine  Ver- 
schlechterung um  I  MiH.  M.  aufweist, 
beschlossen  Magistrat  tmd  Stadtverord- 
netenversammlung eine  Verdoppelung 
der  Umsatzsteuer.  —  Die  H  a  n  a  u  e  r 
Stadtverordneten  nahmen  eine  Vorlage 
des  Magistrats  über  die  Dienstverhält- 
nisse der  ständigen  städtischen  Arbeiter 
einstimmig  an.  Darin  sind  Bestimmun- 
gen über  die  Arbeitszeit,  die  Vergütung 
der  Überstunden  tmd  Sonntagsarbeit,  die 
Fortzahlung  des  Lohnes  bei  Krankheits- 
fällen und  militairischen  Übungen,  die 
Einsetzung  von  Arbeitsausschüssen  etc. 
getroffen.  —  In  Barmen  ist  der  Ein- 
heitstarif   respective  die   letzten  Reste 


des  selben  durch  den  Tdlstredcentarif 
ersetzt  worden.    Man  hoflft  damit  das 

Deficit  aus  der  Welt  zu  schafFen.  —  Das 
gleiche  ist  in  Düsseldorf  geschehen. 
—  Mit  Eintritt  der  kälteren  Jahreszeit 
hat  die  Stadtverwaltung  von  Lud 
w  i  g  s  h  a  f  e  n  a.  Rh.  wieder  mit  der 
täglichen  Austeilung  eines  warmen  Früh- 
stücks, bestellend  in  ^-j  1.  Milch  und 
zwei  Brotchen,  an  bedürftige  Kinder  der 
Volksschule  begonnen;  die  Kosten  trägt 
die  Stadt.  ihmo  imooMNN 

Sociallsttsche  Bewegung 

Auch  in  den  letzten  Wochen  haben  in 
den  deutschen  Bundesstaaten  wieder 

eine  grosse  .Anzahl  GEMEINDEWAH- 
LEN stattgefunden,  wobei  socialdemo- 
kratische  Candidaten  in  vielen  Fällen  ge- 
wählt wurden,  in  anderen,  namentlich 
da.  wo  sich  die  Socialdcmokratie  zum 
erstenmal  an  den  Wahlen  beteiligte,  in 
die  Stichwahl  kamen  oder  doch  recht 
erhebliche  Stimmenzahlen  auf  sich  ver- 
einigten. In  Buckau  bei  Magdeburg 
siegte  der  socialdemokratische  Candidat 
über  den  Gegner.  Auch  in  Gevelsberg 
wurde  ein  neues  Mandat  erobert,  so  dass 
jetzt  j  Socialdemokraten  dort  im  Ge- 
meinderat sitzen.  In  Ohligs  bdwnpteten 
unsere  Genossen  ihre  beiden  bisherigen 
Mandate,  während  die  Genossen  in  Wald 
vier  neue  Mandate,  davon  eins  in  der 
2.  Classe.  eroberten  :  sie  7ählen  jetzt  ihrer 
sechs.  In  den  Kreistag  für  den  Kreis 
Hanau  wurde  der  Genosse  Thds  von 
dem  Bezirk  Bergen- Enkheim,  und  zwar 
einstimmig,  gewählt.  In  Hfkhst  a.  M., 
in  Biebrich,  Elberfeld  und  in  Hagen 
kamen  unsere  Genossen  in  die  Stich- 
wahl. Im  Königreich  Sadtsen  haben  die 
Socialdemokraten  ebenfalls  hei  einer  An- 
zahl Gemeinderatswahlcn  den  Sieg  da- 
vongetragen. So  in  Johanngeorgenstadt, 
wo  die  ganze  socialdemokratische  Liste 
mit  8  Candidaten  gewählt  wurde;  in 
Falkenstein  wurden  2  Parteigenossen  ge- 
wählt; in  Döbeln  zieht  zum  erstenmal 
ein  Socialdemokrat  ins  Stadthaus  ein; 
ebenfalls  in  Thumirnicht,  während  in 
Grossröhrsdorf  und  in  Sporbitz  je  ein 
Socialdemokrat  gewählt  wurde.  In  Mitt- 
weida wurden  drei,  in  Gros>enhain  ein 
Parteigenosse  gewählt.  Charakteristisch 
für  den  brutal-reactioniren  Gdst,  der  die 
Ordnung  in  Sachsen  beherrscht,  sind  die 
Vorgänge  in  Penig.  Dort  erlangten  bei 
den  Wahlen  die  Socialdemokraten  die 
Mehrheit  im  Stadtverordnctencollegium : 
die  Mandate  der  Neugewählten  liatten 
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aber  erst  am  l.  Januar  dieses  Jahres  in 
Kraft  zu  treten.  Die  kurze  Spanne  Zeit 
benutzten  die  Mehrheitsparteien,  um  ein 
Wahlrecht  zu  schaffen,  das  ihnen  für 
sj^äter  wieder  die  Majorität  sichern  muss. 
Mit  angewehter  Eilfertigkeit  geneh- 
migte die  Aufsichtsbehörde  das  neue  Sta- 
tut, iiultni  sie  den  positiven  Vorschrif- 
ten der  Gemeindeordnung  eine  gewalt- 
same Auslegung  gab.  Die  sodalistische 
Mehrheit  würde  nun  wohl  in  gleicher 
Weise  vorgehen  und  das  Statut  wiederum 
ändern  können,  die  Aufsichtsbehörde 
würde  dies  alK"r  selbstverständlich  nicht 
genehmigai.  Hin  glänzendes  Resultat 
■wurde  bei  den  Staüdtverordnetenwahlen 
in  Dresden  erreicht,  wenn  auch  bei  dem 
bestehenden  Wahlsystem,  wonach  die 
g;inze  Stadt  einen  einzigen  Bezirk  liildct, 
noch  kein  Mandat  zu  erringen  war.  Die 
Stinunen  unserer  Parteigenossen  betru- 
gen im  Jahre  1900  erst  877,  stiegen  IQ02 
auf  2574  und  jetzt  bis  auf  6036.  Bei  den 
Burgerausschusswahlen  in  Niefern  (Ba- 
den) wurden  neben  i2  Xationalliberalen 
21  Socialdemokraten  gewählt.  In  Riet- 
hetm  bei  Karlsruhe  wurden  5  Social- 
demokraten gewählt,  womit  diese  die 
Mclirheil  im  Gemeinderat  erlangen,  wäh- 
rend in  Heilbronn  2  Parteigenossen  ge- 
wählt wurden,  so  dass  jetzt  im  ganzen 
3  im  Gemeinderat  sitzen.  Bei  den 
württenihergi  sehen  Gemcinderatswahlen 
wurden  diesmal  in  34  Orten  62  social- 
demokratisdicGoiwiiideratsmiti^ieder  neu 
gewählt  gegen  25  in  21  Orten  vor  zwei 
Jahren. 

X  X 

Innerhalb  der  deutschen  PARTEI- 
PRESSE sind  eine  Reihe  Veränderungen 
vorgenommen  worden  beziehentlich  im 
Gange.  Die  Spandauer  Laterne  hat  ihr 
Erscheinen  eingestellt.  Der  Vorstand  des 
socialdemokratischen  Vereins  Essen  ver- 
öffentlicht den  Plan  zur  Schaffung  eines 
Pressfonds  mit  dem  Endzweck,  ein  eige- 
ne-. Partciblatt  für  den  Wahlkreis  H-.sen 
herzustellen.  Die  Mitteldeutsche  Sonn- 
tagszeihtng,  ein  Wochenblatt  das  in 
Giessen  erscheint,  beginnt  die  Feier  des 
loj ährigen  Bestehens.  Die  Sordicacht, 
ein  Kopfblatt  der  in  Bant  erscheinenden 
Norddeutschen  l'olksstimvic,  hat  ilir  Er- 
scheinen eingestellt.  An  ilirer  Stelle 
werden  die  Leser  jetzt  die  Volkssiimmc 
(Tageblatt)  beziehen.  Die  Nordzvacht 
hat  einst  unter  dem  Socialistcngesetz 
in  ganz  Deutschland  Verbreitung  gehabt 
und  gegen  22000  Abonnenten  gefunden. 
Die  Düsseldorfer  Folksseitmg  wird  seit 


dem  I.  Januar  in  eigener  Druckerei  her- 
RL-^tellt.  Die  .'Mxmnentenzahl  des  So- 
linger Parteiblattes  stieg  im  abgelaufen 
nen  Jahr  von  4000  auf  6000. 
X  X 
Der  Parteiug  der  Socialdemokraiie  ITA- 
LIENS findet,  wie  schon  kurz  berichtet 
(vergl.  Social-.stisihi-  Monatshefte,  1904, 
I.  Bd.,  pag.  83),  vom  8.  bis  zum  11.  April 
in  Bologna  statt.  Die  Tagesordnung 
ist  wie  folgt  festgesetzt:  i.  Bericht  des 
Parteivorstandes  (Referenten  Varazzani, 
Zambianchi).  2.  Bericht  der  Parlamcnts- 
fraction  (Referent  Costa).  3.  Bericht 
des  Azanli  (Referent  Ecrri).  4.  Pariei- 
action  in  Bezug  auf:  a)  die  Eisenbahn- 
frage (.Referenten  Nofri  und  Labrioki), 
b)  das  Abgaben wesen  (Referent  Bo- 
nomi),  c)  das  Zollwesen  (Referent 
Soldi),  d)  die  meridionale  Frage  (Refe- 
rent (Ticcotti),  e)  sociale  Gesetzgebung 
(Referent  noch  nicht  bestimmt),  f)  die 
Regierung  und  die  polilisclien  Institu- 
tionen (Referent  noch  nicht  bestimmt). 
5.  Organisationssiatnt  (Referent  noch 
nicht  botmvmt).  Das  grösste  Interesse 
beansprucht  der  Pimct  4.  bei  dessen  Be- 
ratung die  -rivi  Tendenzen  jedenfalls  hart 
aneinander  geraten  werden.  Schon  jetzt 
wird  von  seilen  der  südlichen  Section 
Protest  gegen  den  Congressort  erhoben; 
es  wird  den  Anhängern  Turatis,  die  be- 
kanntlich zur  Zeit  im  Parteivorstand  die 
Mehrheit  haben,  der  Vorwurf  gemacht, 
dass  sie  deshalb  Bologna  gewählt  haben, 
w.eil  diese  Stadt  im  Mittelpunct  der  refor- 
mistischen Bewegung  liege.  Über  die 
Einberufung  des  Congresscs  und  nament- 
lich über  die  Zulassungsbedingungen  hat 
es  innerhalb  des  Partei  Vorstandes  noch 
lebhafte  Auseinandersetzungen  gegeben. 
Man  wird  sich  erinnern,  dass  der  Partei- 
vorstand in  seiner  Sitzung  vom  4.  No- 
vember beschlossen  hatte,  die  Einberu- 
fung des  Congresses  zur  regulären  Zeit^ 
nämlidh  zum  flerbst  nächsten  Jahres,  vor- 
zunehmen. .Siidanii  liatti:!  -uii  Mei- 
nungsverschiedenheiten ergeben  über  die 
Frage  der  Zulassung  zum  Congna»;  bei 
einem  Teile  des  Parteivorstandes 
licrrsclue  die  Meinung  vor,  dass  die  Se- 
cessionisten  (Turati  und  Genossen)  von* 
Congress  ausgeschlossen  bleiben  müss- 
ten.  Schliesslich  war  dieser  .Antrag  aber 
abgelehnt  worden,  und  man  wollte  die 
Frage  durch  die  Sectionen  entscheiden 
lassen.  Nach  dem  italienischen  Organi- 
sation sslatul  ist  ein  Referendum  vorzu- 
nehmen, wenn  50  Partei  sectionen  dies  be- 
antragen. In  der  letzten  Sitzung  berich- 
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tete  der  Parteisecretair  Zambianchi,  dass 
60  Sectionen  zwar  das  Referendum  be- 
antragten, dass  hiervon  ii-doch  21  sich 
nicht  in  ihren  vollen  Mugliedsrechten 
befänden,  weil  sie  mit  ihren  Beiträgen 
rtickständig  sind.  Turati  beantragte,  von 
dem  Referendum  auf  jeden  Fall  Abstand 
zu  nehmen,  denn  es  sei  unzuläs.'iig,  mit 
Hille  des  Referendums  eine  Änderung 
der  Fititetconstitation  herbeizofuhren.  in 
dem  Sinne,  dass  ein  Teil  vom  Congre.>s 
ausgeschlossen  wird.  Nach  längerer  Dis- 
cnsnon  gelangte  eine  Resolution  Ferris 
zur  Annahme,  in  welcher  es  heisst.  dass 
der  Parteivorstand  das  Recht  der  Sec- 
tionen, ein  Rcfercndutn  zu  verlangen,  an- 
erkenne. Der  Zweck  des  Regen wärtigen 
\>rlangens  nach  einer  Urabstimmung 
sei  zweifellos  der,  die  Einberufung 
des  Parteitages  zu  beschleunigen,  um  die 
Streitfragen  innerhalb  der  Partei  einer 
1-ö^ung  entgegen  711  führen  :  deshalb  sei 
zu  beschliessen,  dass  der  Congress  zu 
einem  früheren  (zu  dem  oben  bezeich- 
neten) Zeitpunct  stattzufinden  habe. 
X  X 
Aus  FRANKREICH  sind  einige  Vor- 
gänge  zu  melden,  die  von  schwerwiegen- 
der Bedeutung  sind:  die  Spaltung  in 
Armentieres-Houplines.  der  .\ustritt  Jau- 
ris*  aus  der  Petite  Ripublique  und  vor 
allem  der  Ausschluss  Millerands  aus  der 
Seineföderation.  Wir  beschränken  uns 
zunächst  auf  die  Wiedergabe  der  Tat- 
sachen: Kurz  nach  Beendigung  des 
Textilarbciterstrikes  von  Arnientieres- 
Hotiplincs  erklärte  in  beiden  Orten  ein 
Teil  der  Mitglieder  der  Sectionen  der 
P.  S.  R.  (Guc'^disten)  ihren  Austritt  aus 
dieser  Parteiorganisation.  Die  Dissiden- 
ten rechtfertigen  ihren  Bcschluss  mit  der 
Behauptung,  dass  die  sinkenden  Textil- 
arbeiter während  ihres  Kampfes  von 
Seiten  der  Parteiführer  nicht  genügend 
unterstützt  worden  wiren,  dass  diese  sie 
gerade  in  dem  Augenblidce.  wo  die  Stri- 
Icenden  ihrer  am  notwendigsten  Wdurf- 
ten,  verlassen  hätten.  Dem  g^enüber 
stdh  der  Abgeordnete  Delory,  Bürger- 
meister von  Lille,  in  einem  Berichte  fest, 
dass  der  ursächliche  Grund  der  Ver- 
stimmung und  der  DifFerenien  in  der 
verschiedenartigen  Auffassung  über  den 
Gcneralstrike  zu  suchen  sei.  Es  habe 
hi<r  wieder  einmal  einer  jener  in  der 
französischen  Arbeiterbewegung  häufigen 
Versuch  vorgelegen,  einen  schlecht  vor- 
bereiteten, zu  ungeeigneter  Zeit  liegonne- 
nen  Strike  durch  die  Erklärung  des  Ge- 
neralstrikes  zn  retten.  Im  Übrigen  haben 


nach  Delorys  Bericht  persönliche  Diffe- 
renzen   und   die   Treibereien  einzelner 
localer    Fiihrer    dazu    beigetragen,  die 
Spaltung     herbeizufuhren.     Trotz  der 
differierenden  Auffassung  über  den  Ge- 
neralstrike   und   die   Oppertunität  des 
Textilarbeiterstrikes  haben  nach  Delory 
die  revolutionären  Socialisten  den  Stri- 
kend.en  stets  zur  Verfügung  gestanden. 
Das  Resultat  der  Untersuchungen  einer 
zu  diesem  Zwecke  eingesetzten  Commis- 
sion  warteten  die  Dissidenten  nicht  ab. 
—  Ohne  die  genaue  Kenntnis  aller  ein- 
schlägigen  Verhälti^sse.   die   wohl  nur 
an  Ort  und  Steile  gewissenhaft  festge- 
stellt werden  könnten,  massen  wir  uns 
ein  Urteil  über  diese  neue  Spaltung  nicht 
an.  aber  so  viel  ist  sicher,  dass  man  den 
Austritt  der  dortigen  Parteigenossen  nach 
den  Auffassungen,  denen  wir  in  Deutsch- 
land über  Partridisctpltn  huldigen,  nicht 
giithcisscn    kann,    namentlich,     da  das 
Resultat   der  Untersuchungscommission 
nicht  abgewartet  wurde.  Dabei  kann  es 
gleichgiltig  sein,  ob  dadurch  der  revolu- 
ticnäre  Flügel  der  französischen  Partei 
geschwächt  oder  die  Ministeriellen  ge- 
stärkt   wurden,    deim    der  Socialismu.1 
wird  durch  die  ewigen  Spaltungen  und 
Zersplitterungen  in  seiner  Gesamtstärke 
zweifellos  geschwächt,  und  die  Genossen 
werden  gegenseitig  verbittert 
Den    Austritt  Jaures'    aus    der  Petite 
Ripublimte  erklärt  Janres  selbst  mit  den  in 
diesem  Blatt  herrschenden  Verwaltungs- 
und   finanztechnischen    Zuständen.  Mit 
Jaures  hat  auch  der  Abgeordnete  Rouanet 
das  Blatt  verlassen.   Die  beiden  werden 
zusammen   mit   Briand,    Pressensc  und 
Viviani  ein  neues  Blatt  gründen,  wäh- 
rend Gerault-Richard  in  der  Petite  Ri- 
ptthliquc  als  Chefredacteur  verbleibt. 
Das  in  seinen  Consequenzen  bedeutsamste 
Ereignis   ist   die   Ausschliessung  Mille- 
rands, welche  die  Seineföderation,  in  der 
'die  radicateren  Elemente  die  Oberhand 
haben,  verfügte.    Sie  wird  motiviert  mit 
der    Abstimmung    Millerands    in  der 
Kammersttzung  vom  «3.  November.  Der 
radical  soci-TÜsti-clic  Deputierte  Hubbard 
hatte     in     einem     Antrag  verlangt, 
dass  die   französische   Regierung  den 
europäischen  Mächten   einen  Vorschlag 
über   eine    internationale  Vereinbarung 
über  die  Abrüstung  unterbreite.  Darauf 
hatte  der  Minister  des  Aussem,  Del- 
casse.    erklärt,    dass    die  französische 
Regierung,  sofern  eine  andere  europäische 
Nation  die  Initiative  hierzu  ergreife,  sich 
dieser    gern    anschlicssen    werde;  es 
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scheine  ihm  aber  unmöglich,  dass  Frank- 
reich, die  besiegte  Nation,  mit  diesem 
Vorschlag  hervortreten  könne.  Für  diese 
mtnisterielle  Erklänmg  hatte  Mtlierand 
mit  Dcville  gestimmt,  wahrcml  die  übri- 
gen Fractionsmitglieder  für  den  Antrag 
Httbbard  stimmten.  Da  die  Gruppe,  der 
Millcrand  als  Mitglied  angehört  (die 
Gruppe  seines  Wahlbezirkes)  sich  mit 
ihm  solidarisch  erklärte  und  es  ablehnte, 
gegen  ihn  einzuschreiten,  erfolgte  die 
Ausschliessung  seitens  der  Scinefodera- 
tion.  Millcrand  hat  erklärt,  von  seinem 
Rechte,  an  den  nächsten  Parteitag  zu 
appellieren,  keinen  Gebrauch  machen  zu 
wollen.  Einem  Interviewer  des  Tcm{>s 
erklärte  er,  dass  es  weder  von  der  Seine- 
föderation  noch  von  sonst  jemandem  ab- 
hinge, ob  er  und  seine  Freunde  Socia- 
listen  blieben.  Er  kimnte  in  Zukunft 
zwar  nicht  Mitglied  der  französischen 
sociali^lisrhcn  Partei,  noch  der  socialisti- 
schen  Parlamcnisfraclion  sein ;  aber  nie- 
mand hätte  die  Macht,  ihn  seinen  Uber- 
zeugungen untreu  zu  machen.  »Ich  bin 
heute,  was  ich  gestern  war.«  Demnach 
will  Millcrand  fractionsloser,  unabhän- 
giger Socialist  bleiben.  Jaures  hat  er- 
klärt, ztmächst  über  diese  Angelegenheit 
vollstiindiges  Stillsduveij^cn  /w  bewahren 
und  sich  jedes  Urteils  über  die  Entschei- 
dung da*  Föderation  zu  enthalten. 
Auch  wir  im  Ausland  werden  uns  zu- 
nädist  eines  solchen  Urteils  zu  enthalten 
haben.  Sicher  scheint,  dass  die  Lage 
jetzt  noch  verworrener  ist.  denn  je.  Eine 
Meinung  über  die  Tragweite  des  Aus- 
schlusses wird  man  sich  erst  bilden  kön- 
nen, wenn  Jaures  und  die  übrigen  Partei- 
führer beziehentlich  die  Parteiinstitu- 
tionen gesprochen  haben.  In  den  Socia- 
lütUchen  Monatshefien  soll  demnächbt 
eine  ausführlichere  Darlegung  der  Sach- 
lage im  Zusammcnliang  mit  der  neueren 
Eutwickclung  des  französischen  SociaKs- 
mus  überhaupt  aus  der  Feder  eines  fran- 
zösischen Parteigenossen  erfolgen. 
X  X 
In  HOLLAND  besitzen  unsere  Partei- 
genossen in  dem  Socialdcmokratischcn 
Studienclub  eine  Organisation,  welche 
durch  ihre  rege  imd  fruchtbare  Tätig- 
keit wertvolle  theoretische  Arbeiten 
leistet  Ans  dem  Jahresbericht,  weldier 
dem  kürzlich  in  Amsterdam  afiücb.altenen 
allgemeinen  Congress  vorgelegt  wurde, 
geht  hervor,  dass  im  letzten  Jahre  ao 
alte  Vorlagen  erledigt  wurden,  darunter 
eine  Untersuchung  über  die  Arbeiter- 
genossenschaften tm  Auslande.  Zu  den 


noch  nicht  erledigten  Vorlagen  gdiSft 
eine  Enquete  ub«r  die  .\rbeitszeit. 
Ausserdem  sind  43  neue  Vorlagen  in  Ar« 
beit  genommen;  unter  diesen  befinden 

sich  mehrere  über  die  ausl.nndische  Ge- 
setzgebung auf  verschiedenen  Gebieten, 
Der  Con^iess  beschlösse  dass  der  in  Ar- 
beit befindliche  Bericht  gedrudct  heraus- 
gegeben werden  sf>!l. 
X  X 
Die    NIEDERLÄNDISCHE  SOCIAL- 
DE.MOKR.\TISCl  1 E  LEHRERVER- 
EINIGUNG hielt  am  28.  December  zu 
Dortrecht  ihren  14.  allgemeinen  Coi^gress 
ab.    In  seiner  Eröffnungsrede  wies  der 
Vorsitzende  Bijkerk  auf  die  Verfolgim- 
gen  hin,  denen  die  socialdemokratischcn 
Volksschullehrer  im  verflossenen  Jahre 
namentlich  anKisslich  der  TieneraLtrikc- 
bcwegung   ausgesetzt   waren.  Trotzdem 
erlangten  die  Gnmdsälze  der  socialdemo- 
krat  Ischen      Lehrervereinigung  immer 
mehr    EinHuss    innerhalb    des  Lchrer- 
verbandcs.   In  der  Abteilung  Amsterdam 
des  allgemeinen  Verbandes  (in  welchem 
die    socialdemokratischcn    Lehrer  eben- 
falls  Mitglieder   sind)    wurden  bei  der 
letzten  Vorstandswahl  von  7  Candidaten 
der  Vereinigung  6  gewählt.  Dem  Jahres- 
bericht ist  7\\  entnehmen,  dass  die  \*er- 
einigiuig  jetzt  155  Mitglieder  zahlt;  das 
Organ  derselben  erscheint  in  einer  Auf- 
loge ron   1200  Exemplaren.     Es  wurde 
beschlossen,  dass  die  Lehrer  Forderungen 
an  die  Commtmen  und  die  Gesetzgebung 
stellen  müs';ten.  wie  das  die  .Arbeiter- 
organisation eji  tun.  dass  sie  bei  den  Wah- 
len aber  keine  Siindercandidaten  aufzu- 
stellen, sondern  die  socialdem  jkralischcn 
Candidaten  zu  unterstützen  hätten.  Fer- 
ner  soll    danach    gestrebt    werden,  das 
Interesse  der  Arbeiter  am  Schulwesen 
mehr  und  mehr  z»  wecken  ttnd  eine 
bessere    Verbindung    zwischen  L<?lirer- 
schaft  und  Arbeiterbewegung  zu  schaffen, 
X  X 
Der  Einwand,  dass  von  der  revolutionä- 
ren Hewejinng  in  RUSSLAIsD  nur  die 
Centren  erfas>t  wären,  verliert  von  Tag 
7U  Ta^  an  Richtigkeit  :  die  aus  Russland 
komn^cndcn  Kachrichten  zeigen  vielmehr, 
dass  (las  gatwe  Land  bis  in  die  entlegen- 
sten Gegenden  hinein  in  Gänmg  begriffe» 
ist.  so  dass  »ich  alle  Einzelheiten  gar 
nicht  anffulnen  lassen.    .'\us  der  letzten 
Zeit  sei  nur  nutgcteilt.  dass  der  Socialis- 
iisehe  Bund  ein  Flugblatt  an  die  beur- 
laubten Soldaten   verteilte,  in  welchem 
diese  aufgefordert  werden,  dem  Comman- 
do,  auf  das  Volk  zu  schiessen,  nicht  zu 
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gehorchen.  Viele  Väter  nehmen  ihren 
S<>hncn,  welche  zum  Militair  gehen,  den 
Eid  ab.  niemals  auf  das  Volk  zu  scbtessen. 
Die  Massnaftme,  dass  politische  Ver- 
^^c  i  /uT  nach  kleinen  Orten,  wo  es  keine 
höheren  Schulen  gibt,  verbannt  werden, 
bat  die  Wirktmg,  dass  die  revoluttoniren 
Ideen  immer  mehr  verbreitet  werden. 
Seit  einiger  Zeit  besteht  auch  eine  Agrar- 
sotialistischc  Partei,  deren  Wirksamkeit 
nametiilich  auf  die  .\ufkl;ininj?  der  Bauern 
und  Landarbeiter  gcriclitet  ist. 
Der  Conflict  innerhalb  der  Socialdemo- 
kratischen  Arbeiterpartei  Russlands 
(Plechanowscher  Richtung)  ist  Deigelegt. 
Da  ferner  die  ausserhalb  <heser  Partei 
stehende  Organisation  Rabotscheje  Djelo 
so  ziemlidi  zur  Bcdentnngslosigfceit  her- 
abpesunkcn,  anci'rerscits  al)er  auch  in 
dem  Wachstum  der  Partei  der  socialisti- 
schem  Revolutionäre  ein  Stillstand  ein- 
getreten ist.  so  ist  nicht  daran  zu  zwei- 
feln, da.s^i  die  ausgesprochene  Mehrheit 
der  Social  i  st  en  russischer  Nationalitat 
der  Socialdemokratischen  Arbeiterpartei 
Russlands  angehört.  Dagegen  steht 
eine  sehr  starke  und  zahlreiche  Organi- 
sation, die  früher  ein  Glied  dieser  Partei, 
ja  noch  vor  circa  fünf  Jahren  deren 
Kerntnippe  bildete,  derzeit  als  völlig  un- 
abhängige Partei  abseits:  der  Allgemeine 
jüdische  ArbeiterbttMd  m  Litauen,  Polen 
und  RusHand. 

.  X  X 
Ans  Tomsk  in  SIBIRIEN  wird  dem 

Xaprzod  berichtet,  dass  am  4.  November 
an  der  dortigen  Universität  eine  Ver- 
sammlung der  akademischen  Jugend  statt- 
fand, in  welcher  leidenschaftHchc  revolu- 
tionäre Reden  gehalten  wurden.  .\m  fol- 
gcn<kii  Tag  regnete  e<  Verhaftungen... 
Troudem  wurde  auf  den  16.  November 
(den  Gedächtnistag  des  Todes  Balma- 
schews)  von  luiuni  eine  Wrsammlung 
der  Universitätähörer  einberufen,  und  am 
Tage  nach  dieser  Tranerfeter  veranstal- 
teten die  Studenten  ausserdem  eine  De- 
monstration un  Theater :  von  der  Galerie 
herab  wurde  eine  Menge  Flugschrilten  ge- 
worfen, deren  Inhalt  sich  richtete  gegen 
die  Tyrannei  des  im  Blute  seiner  Opfer 
schwelgenden  Czarentums  ;  ferner  wurden 
zwei  Reden  gehalten.  Der  der  Vorstellung 
beiwohnende  Pdizeidirector  befahl  allen 
Znliürern.  den  Theatersaal  zu  verlassen, 
mit  Ausnahme  der  Galerie,  deren  Ausgang 
er  absperren  Hess;  darauf  drangen  die 
Kosaken  dorthin  und  erzwangen  durch 
Erstürmung  den  Eingang,  worauf  sie  ihre 
Negßikas  (Peitschen}  in  Bewegimg  setz- 


ten imd  viele  Personen  schwer  miss» 
handelten. 

X  X 
In  Russisch  POLEN  breitet  sich  die 

Organ i>ation  der  P.  P.  S.  stetig  aus.  Sie 
erstreckt  sich  derzeit  nicht  nur  auf  Hun- 
derte von  grossen  und  Meinen  Städten, 
Städtchen  und  Industrieorten,  sondern 
auch  auf  immer  weitere  Kreise  des  Land- 
volks. Der  P.  P.  S.  gehören  mindestens 
95  ^/c  aller  polnischen  Genoscn  im  russi- 
schen Staatsgebiet  an.  Der  Rest  entfallt 
auf  die  Socialdemokratie  des  KÖnigreieks 
Polen  und  Litauens. 
Die  polnische  Sodaldemokratie  in  Oster- 
reich hat  die  Gründung  zweier  neuer 
Parteiblätter  zu  verzeichnen:  Robotntk 
Haski  {Der  seklesische  Arbeiter}  ^  er- 
scheint vierzehntägig  in  Teschcn,  und 
Glos  robotnicsy  {Arbeiterstimme),  er- 
scheint wöchentlich  in  Lemberg.  Da- 
gegen ist  die  Jüdische  Volksseitung.  die 
bisher  in  Lemberg  als  Wochenblatt  er- 
schien, eingegangen. 

Ferner  wurden  zwei  Zeitschriften  ge- 
gründet ,die  zwar  nicht  parteioffidell, 
aber  in  socialistischein  Geiste  geleitet 
sind  und  die  m(M-alische  Unterstützung 
der  Partei  geniessen :  in  Krakau  die  Halb- 
monat>schrift  Robolittia  (Die  Arbeite- 
rin), in  Lemberg  die  Kinderzeit- 
schrift Promyk  {Der  kleine  Strahl), 
X  X 
Der  autonome  JÜDISCHE  FLÜGEL 
DER  P.  P.  S.  ist  in  raschem  Wachstum 
begriffen :  immerhin  gehört  auch  in  den 
Städten  Polens  die  Mehrzahl  der  jüdi- 
schen Genossen  nach  wie  vor  dem  /ii» 
dischen  Ari<c''trrbund  an.  wiewohl  Über- 
tritte vom  lUtnJ  zur  P.  P.  6".  sehr  häufig 
sind,  das  Umgdcehrte  aber  nur  selten 
vorkommt 

Anfong  November  fand  die  geheime  Con- 

ferenz  der  zur  P.  P.  S.  gehörigen  judi- 
schen Organisationen  statt.  Aus  den 
vorgelegten  ausführlichen  Beriditen 
geht  hervor,  dass  solche  Organisa- 
tionen in  acht  städtischen  Centren  Rus- 
sisch Polens  und  Litauens  bestehen ;  lo- 
sere Verbindungen  zwi'^chen  judischen 
P.  P.  S.- Agitatoren  und  jüdischen  Arbei- 
tergruppen bestehen  in  weiteren  f&nf 
Städten;  an  einigen  anderen  Orten  wer- 
den die  jüdischen  Parteischriften  durch 
Vermitulung  christliclier  .'\rl)eiter  ihrer 
Bestimmung  zugeführt.  Aus  der  Tages- 
ordnung der  Conferenz  sind  hervorzu- 
heben: Punct  5  Unser  yerhältnis  ru  den 
christliehen  Genossen ;  beschlossen  wurde, 
gemeinsame  Zusammenkünfte  and  Confe- 
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rcnzen  abzuhalten  und  überhaupt  jeden 
Aniass  fcetneinsamer  Action  auszu- 
nützen. Femer  Punct  8  Kampf  gegen 
den  Antiscmitisiitus  und  die  Judenhctsen. 
X  X 
KURZE  CHRONIK.  Die  socialdcmo- 
kratische  Fraclion  des  b  a  d  i  s  c  Ii  e  ii 
Landtags  hat  einen  Antrag  eingebracht, 
der  «ine  zeitgemässe  Reform  der  Städte- 
ordnung «um  Zweck  hat.  —  TOe 
s  c  h  wie  i  7  e  r  i  s  c  hl  e  n  Parteigcn>>s>cn 
beabsichtigen  eine  Volksbewegung  gegen 
den  Militarismus  ins  Leben  zu  rufen. 
Zunächst  soll  für  den  Abstricli  v(in 
20  Mill.  fr.  vom  Miliiairetat  Propagjanda 
gemacht  werden.  —  Bei  einer  in  der 
Stadt  Bern  stattpcfiindcnen  teiiv.fiM'ii 
Neuwahl  des  Stadtrats,  die  nach  dem 
Proporz  vor  sich  ging,  behaupteten  un- 
sere Genossen  6  Sitze.  In  den  Ge- 
meinderat  (Magistrat)  wurde  Genosse 
Müller  mit  5776  Stimmen  wieder- 
gewählt. —  Der  Labour  Leader, 
das  Organ  der  /,  L.  P..  drückt 
seine  hohe  Rcfricdij^imp  iihcr  den  Aus- 
fall der  Comniunal wählen  in  England 
BUS.  Nicht  nur.  dass  die  /.  L.  P.  eine  be< 
trärhtliche  Anzahl  ihrer  Candidaten 
diirchj^ebrachl  habe,  sondern  auch  fast 
ailc  Trade  Unions-Candidalen  haben  mit 
dem  Programm  der  /.  /-.  P.  gekämpft  und 
die  Siege  errungen.  —  In  W  o  o  1  w  i  c  h 
wurde  einem  Gemeinderat,  Mitglied  der 
I.  L.  P.,  die  Bürgermeisterwürde  angetra- 
gen ;  er  lehnte  sie  wegen  Krankheit  ab.  — 
Nel)en  dem  englischen  Ar!)eiterverf reter- 
comite  hat  sich  nun  auch  in  Schott- 
land ein  Comitc  gebildet,  welches  die 
Aufgal«?  hat.  die  Wahlen  von  Arheitcr- 
Abgeordneten  zu  unterstützen ;  dem  C  i- 
niite  sind  ausser  der  /  .L.  P.  um!  den 
Gewerkschaften  auch  die  sciiottischen 
Genossenschaften  beigetreten.  —  Die  I. 
Conferenz  socialdemokrati  scher  Gemeinde- 
vertreter von  Niederösterreich 
fand  Ende  Deeemher  in  Wien  statt:  ste 
stellte  AIiniin.'iVri'>graniin  auf.  deren 
Durchfiihrung  die  Arbcitcrvertreler  in  den 
Gemeinden  anzustreben  haben.  —  In  der 
Stadt  Gnrlire  C  W  e  s  t  g  a  1  i  z  i  c  n)  wurde 
zum  erstenmal  ein  Socialdeniokrat  in  den 
Gemeinderat  gewählt.  —  .'\u<  dem  Ge- 
fängnis zu  Sieradz  ist  der  P.  /'.  i\-.\gi- 
tator  Waler y  Slawek  glücklich  ent- 
flohen. HU«0  raiTZMN 

Gfiwerksch.-if  ts  L  '".v'j  e:u"g 

Die    (.leneraleoniwission    der  Ce:eeik- 
schaften  Deutschlands  hat  jetzt  der 
amtlichen  STRIKESTATISTIK.  deren 


polizeilicher  Ursprung  und  criminalreclu- 
lieber  Zweck  bdeannt  ist,  zum  zweiten» 

mal  den  Nachweis  der  Unzuver- 
lassigkeit  und  Unbrauch  bar- 
keit geliefert.  Bereits  vor  Jahresfrist 
hatte  s;e  durch  eingehenden  Verglcicli 
der  amtlichen  und  der  gewerkschaftlichen 
Strikestatistiken  für  das  Jahr  IQOI  fest- 
gestellt, dass  die  amtliche  Statistik  über 
nicht  weniger  als  316  Strikes  mit  624.? 
beteiligten  PerMHien.  viber  welche  die  Ge- 
werkschaftsstatisiik  mit  allen  Einzelheiten 
berichtete,  keinerlei  Angaben  enthielt 
Dass  die  Gewerkschaftsstatistik  ihrerseijs 
nicht  alle  Strikes,  sondern  nur  die  von 
den  der  Gcncratcommissiott  angehörenden 
Verbänden  Kcfnhrtcn  z.ili't.  kann  ihr 
nicht  zum  Vorwurf  gereichen  ;  wenn  aber 
die  Reichsregierung,  der  doch  wahrlich 
geschulte  Statistiker  und  alle  amtlichen 
Hilfsorgane  zu  Gebote  stehen,  von  bei- 
nahe einem  \'icrlel  aller  Strikes  v. »Iii«: 
un unterrichtet  ist,  so  ist  das  für  sie  ein- 
fadi  blamabel. 

Und  trotz  der  .\ufdeckung  dieser  Mis>- 
stande  hat  sich  das  Fiasco  der  amt« 
liehen   Statistik  wiederholt. 

Der  neueste  Vergleich  der  Gcncralcom- 
tntssion  weist  derselben  abermals 
eine  Lücke  von  317  Strikes 
mit  5874  Beteiligten  nach.  Mit 
Recht  hatte  die  (Jenerahoiinnission  bei 
ihrem  ersten  Vergleiche  erklären  können: 
>0  h  n  e  M  i  t  w  i  r  k  u  n  g  d  e  r  G  e  w  e  r  k  • 
Schäften  wird  es  keine  brauch- 
bare Strikc  Statistik  geben.i 
Die  Gewerkschaften  wollen  nicht  an 
einer  Statistik  mitarbeiten,  deren  Zweck 
e<  ist,  Material  711  kunftigen  .\ntici>a!i- 
lionsgesetzen  zu  sammeln.  Sie  \ erlangen 
de>halh.  dass  die  amtliche  Statistik  sich 
auf  die  wirtscliaftlichen  St rikefraijen  l)e 
schrankt  und  die  crin)inaii>-li>cheu  Prä- 
gen nach  der  Zahl  jugendlicher  Strike- 
beteiligter,  nach  Contractbrüchen  der 
Arbeiter,  sowie  nach  polizeilichen  und 
gerit  litliclicn  Pingriffen  hei  Strikes  aus- 
geschieden werden.  Wie  weit  auch  diese 
Angaben  der  amtlichen  Statistik  von  der 
Wahrheit  entfernt  !>ind.  zeigt  eine  Prü- 
fung der  amtlichen  ContracthrucluifTern, 
wobei  festgestellt  wird,  dass  von  45^2 
angel)lich  Cnntracthruchigen.  für  wehMie 
ein  V'erglcicli  <ler  beiden  Statistiken  mög. 
lieh  war,  199S  in  .Xccord  ohne  Kündi- 
gungsfrist arbeiteten  und  2786  an  Ab- 
wehrstrikes  buteiligt  waren,  bd  denen 
der  CMnirnothiuch  auf  selten  der  Unter- 
nehmer lag.  Das  ist  das  Material,  aus 
dem  die  Gemeingefahrlichkeit  der  Ge- 
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-werkschaften  erwiesen  werden  soll.  Es 
^st  anzuerkennen,  dass  die  Genfralcont' 

mission  recht7ritip  in  die  Ungereimt- 
heiten der  poli/eiliclieii  Stnkcstati.stik 
Jimcinleuditet.  Dem  statistischen  Amt 
•wäre  aber  zu  wünschen,  dass  rs 
■von  dieser  wenig  rühmlichen  Tcndcnz- 
:8tatistik  erlöst  würde,  damit  eine  zuver- 
lässige Statistik  mit  Hilfe  der  besten 
Kenner  aller  Stnkedetafls,  der  Gewerk- 
schaften, av^f  rein  wirtschaftlicher  Basis 
geschaffen  werden  kann,  wie  dies  in  Eng- 
land seit  langem  geschieht 

X  X 

A'on  VKRR AXDSTAGKN"  l'\D  COX- 
GRESSEN  brachte  die  Wcilinaclitswoche 
-drei     Generalversammlungen  gewerk- 
schaftlicher Centralverbände  und  zwei 
^gewerkschaftliche  Provinzialconferenzen. 
Der     II.    Vcrbandstag    der  Hand- 
schuhmacher in  Zeitz  erhöhte  den 
Wodienbeitrag  von  45  auf  50  Pf.  und 
führte   einen    <r1-.f.!nen  Unterstützungs- 
satz  für   Arbeitslose  am   Ort   und  auf 
Reise  nach  mindestens  fünfjähriger  Mit- 
■gliedschaft   (1.25  M.   pro  Tag),  sowie 
•die  Arbeitslosenunterstützung   für  weib- 
liche   Mitglieder     und    die  Umzugs- 
unterstützung ein.  Der  Kampf  gegen  die 
Keimarbeit  wurde  bisher  dadurch  ver- 
schärft geführt,  dass  TIeiniarbcitende  aus 
•dem  Verbände  ausgeschlossen  wurden. 
Die  Erfahrung  hat  nun  gezeigt,  dass  da- 
durch der  Heimarbeit  kein  erheblicher 
Abbruch    getan    werde,    vielmehr  die 
llatisarbciter  organisationslos  der  Unter- 
•nehmerwillkür  preisgegeben  werden.  Der 
Verbandstag  cntschloss  sich  deshalb,  die 
"Hausarbeiter    zur    Organisation  zuzu- 
lassen, doch  soll  die  Hausarbett  auch 
femer  durch  .^ufklärun^.  sowie  auf  ge- 
setzlichem Wege  bekämpft   werden.  — 
Der  Verbandstag  der  Dachdecker  in 
Dortmund  beschloss,  die  Einführung  der 
ArbeitsIoscnunterstütT'nng     einer  Urab- 
stimmung   zu    unterbreiten.     Bei  .\n- 
«ahme   derselben   sollen   vom    1.  April 
20  Pf.   E.Ktrabeitrag    erhohen    und  die 
Unterstützung  auf   12  bis  30  Tage  in 
Höhe  von  1  M.  täglich  gezahlt  werden. 
Femer  wurde  ein  staflfelweiser  Wochen- 
Tjeitrag  von  30  bis  50  Pf.  beschlossen  und 
die      Strikeunterstiitzung,      sowie  das 
Sterbegeld  ebenfalls  den  Beitragsclassen 
langeiMSSt.  De^  weiteren  befasste  sich  der 
Verbandstag  mit  den  Freieren  de>  Bau- 
arbeiterschutzcs  und  der  (Jartcllverträge 
-mit  anderen  Gewerkschaften  des  Bau- 
•gewerbes.  —  Die  s.  Generalversammlung 
•des  Unterstätzungsvereins  der  Kupfer- 


schmiede in  Hamburg  hatte  ange- 
sichts der  ungunstigen  Finanzlage  des 
Vereins  die  ,\ufgabr  einer  Reorganisa- 
tion. Die  Mitgliederzahl  war  iu  den 
letzten  3  Jahren  von  3469  auf  3275  zu- 
rückgegangen. Der  Hamburger  Strikc 
im  Jahre  1901  hatte  die  erste  Bresche  in 
die  Casse  gelegt.  So  wurde  der  bisher 
als  Ausnahmeleistung  erhobene  Beitrag 
von  so  Pf.  pro  Woche  dauernd  cinge- 
fi:hrt.  dagegen  das  Beitrittsgeld  von  3 
auf  2  M.  herabgesetzt.  Die  Reiseunter- 
stutzung  (pr«-  Tag  I  M.)  wird  für  60 
bis  120  Tage,  die  Ortsuiiterstiilznng  (pro 
Tag  I  bis  1.50  M.)  für  60  Tage  gezahlt. 
Die  Umzugsunterstätzung  soll  lO  .  bis 
80  M.,  die  Invalidcnunterstiitzung  pro 
Woche  6  M.  bis  zur  Gesamthöhc  von 
300  M.  betragen.  Auch  die  Strike-  und 
Massregelungsunterstützungen  wurden 
neu  geregelt.  Der  Verein  soll  künftig 
I'rrband  der  Kupferschmiede  Deutsch- 
lands heissen.  Mit  den  österreichischen 
und  ungarisdien  Oiganisationen  wurde 
ein  Cartellvertrag  vereinbart. 

Eine  Confercnz  der  G  e  w  e  r  k  - 
schaftscartelle  der  Provinz 
S  a  c  h  s  e  n  und  .X  n  h  a  1 1  s  7.\\  Halle 
verhandelte  über  Gewerbeaufsicht  tmd 
Arbeiterschutz,  über  die  Invaüdenver- 
sichcrungs.iii  ^talt  Sachscn-.'\nhalt  und 
über  die  gegenseitige  Unterstützung  der 
Cartelle.  Der  erste  Punct  führte  zu  mter- 
essanten  Debatten  mit  dem  anwesenden 
Gcwcrbcrai  Menzel-Halle.  Hinsichtlich 
der  gegenseitigen  Unterstützung  der  Car- 
telle wurde  das  Magdeburger  Gewerk- 
schaftshureau  als  Centrale  für  den  Druck- 
sachenauslausch  bestimmt.  —  Die 
Jahresconferenz  der  C a r t e  1 1  - 
vertreterundVertrauensper- 
s  o  n  c  n  für  die  G  e  w  e  r  b  e  i  n  s  pe  c  t  i  o  n 
Württembergs  fand  am  3.  Januar 
in  Stuttgart  statt.  Sie  befasste  sich  mit 
der  Gewerbeaufsicht,  der  gesetzlichen 
Arbeilcrvertretung  und  der  Invaliden- 
versicherung und  den  Beisitzer  wählen 
der  unteren  Verwaltungsbehörden.  Der 
erste  Punct  brachte  ebenfalls  ein- 
gehende Debatten  mit  den  V'ertretern  der 
Gewerbcinspcction,  nur  dass  hier  sänu- 
liche  Gewerbeinspectoren  erschienen 
waren  und  mit  den  Arbeitorvertrctern 
discuticrten.  Die  Debatte  betraf  vor 
allem  die  tmzuverlässigen  Strikeangaben 
der  Polizeibehi)rden  für  die  amtliche  St:i- 
tistik.  sowie  die  Tiitigkeit  der  gewerk- 
schaftlichen Vertrauenspersonen  und  die 
Notwendigkeit  der  Vermehrung  der  Auf- 
sichtsbeamten.   Eine  Resolution  in  letz- 
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terem  Sinne  wurde  angenommen.  Beim 
zweiten  Punct  wurde  die  frühere  Forde- 
rung von  Arbeiterkanimcrn  erneuert  und 
die  kürzliche  Ernennung  von  4  Arl>citer- 
beiraten  in  der  CentraUtelle  für  Handel 
und  Gewerbe  ah  Scheinconcesston  kri- 
tisiert. Schliesslich  knüpfte  sich  noch 
eine  Besprechung  an  über  Stand  und 
Förderung  der  gewerkschaftlichen  Orga- 
nisation in  Württemberg. 

Von  den  im  Ausland  stattgefundenen  Gc- 
werkschaftscongresscn  sind  diejenigen 
von  Belgien  und  N  o  r  d  a  ni  e  r  i  c  a 
von  Bedeutung.  Die  23.  Jahresconven- 
tion der  AmerieoH  Federation  of  Labor 
fand  im  November  in  Boston  statt.  Dem 
Jahresbericht  zufolge  vereinigt  diese 
Gruppe  1745700  Mitglieder  in  113  Cen- 
trülvcrbändcn  und  1747  locahn  und  ge- 
mischten Gewerkschaften.  Innerhalb  die- 
ser Organisationen  bestehen  noch  29 
Staatsunioncn  und  540  örtliche  Cartelle. 
Die  Einnahmen  betrugen  im  tetxten  Ver- 
waltungsjahr 247  802.  die  Ausgaben 
196000  Dollars.  An  Afbeitslosenunter- 
stthzung  verausgabten  die  ihr  «ife- 
schlossencn  Organisationen  79  538»  an 
Rciscunterstüizuug  84891,  an  Kranken- 
untersttitzung  437058,  an  Slerb^eld 
527  216  Dollars.  Die  Ausgaben  für  Strikc- 
unterstützung  werden  nicht  mitgeteilt. 
Die  Convention  lehnte  abermals  die  Auf- 
nahme einer  aocialistischen  Prmcipien- 
erklärung  mit  11262  gegen  2147  Stim- 
men ab,  ebenso  die  .Xntrage  auf  Einfüh- 
rtmg  der  gesetzlichen  Alters-  und  Inva- 
lidenversicherung. Beschlossen  wurden 
unter  anderm  Forderungen  der  Initiative 
und  desReferendums  für  die  Gesetzgebung, 
des  Baaarbdterschutzes,  sowie  der  Aus- 
schliessung von  nichtamericanisclicn  Ar- 
beitern beim  Bau  des  Panamacanals,  der 
Einschränkung  der  überseeischen  Ein- 
wanderung, der  rechtlichen  Stellung  der 
Seelente,  des  Verbots  der  Mongolen- 
einwanderung etc.  Gegen  die  Opcn  Shop- 
Entscheidung  Roosevelts,  wonach  in 
Staatswerkstätten  auch  nichtorganisierte 
Arbeiter  beschäftigt  werden  dürften, 
wurde  Protest  erhoben.  Den  Gewerk- 
schaften wurde  die  Erhebung  eines 
Mindestbeitrages  von  35  c.  (1,05  M.) 
empfohlen,  dagegen  die  Empfehlung  der 
Organisation  in  Itidvi^tricverliiinden,  so- 
wie jeder  Zwang  zum  Anscliluss  an  ört- 
liche Cartelle  abgelehnt.  Die  Organi- 
<;.ntion  der  italienischen  Erdarbeiter  soll 
kräftig  gefordert  und  ein  .\nschluss  der 
Western  Federation  of  Mtners  erstrebt 
werden.    Gompers  und  die  alten  Mit- 


glieder der  Exccution  wurden  mit  grosser 
Mehrheit  wiedergewählt.  —  Der  5.  bel- 
gische Gewcrkschaftscongress  zu  Brüssel 
beschloss  die  Einführung  eines  monat- 
lichen Correspondenzblattes  nach  deut- 
schem Master,  sowie  die  Herausgabe  einer 
Propaganda>olirift  für  die  W-rkvirzungi 
der  Arbeitszeit,  empfahl  den  Ausbau  der 
Arbettslosenuntcrstütztmg,  forderte  die 
Reorganisation  des  Gcwertx>gerichts- 
gesetzes  und  das  Verbot  der  Verwendung, 
von  Blei  weiss.  Auch  befasste  er  sich 
mit  den  Rechten  und  Pflichten  der  Ar- 
beiter der  socialistischen  Gcnosscn.schaf- 
ten.   Die   belgische   Gewerkschaf tsbewe_ 

Sitng  ist  erst  im  langsamen  Aufbau  der 
entralisation  begriffen  und  entbdtrt 
noch  sehr  der  finaücielUn  Kräftigung. 
Zur  Gewerkschaftscommission  Belgiens 
hatten  statt  der  80OOO  nar  14378  Mit- 
glieder Bcitr.Hge  geleistet.  Erwähnung 
verdient  die  Anwesenheit  eines  Regie- 
rtngsvcrtreters  auf  dem  Congress. 

X  X 

Auf  dem  Gebiete  der  Lohnkänipfe  i^t  das- 
grösste  Ereigiüs  das  lüidc  des  Kampfes, 
in  CRIMMITSCHAU.  Die  Würfel  sind, 
zu  Ungunsten  der  .Arbeiter  gefallen:  diese 
haben  nach  21  wöchiger  Dauer  den  ihnen 
aufgedrungenen  Kanijjf  abgebrochen.  Für 
die  Leitung  der  Ausständigen  stand  es 
seit  langem  fest:  Der  Kampf  musste  um 
Mitte  Januar  zu  Ende  sein.-  wenn  nicht 
die  ganze  nächste  Sai.son  verloren  gehen 
sollte,  was  gleichbedeutend  war  mit  der 
Vertreibung  der  lohnendsten  Aufträge 
von  Crimmitschau.  Als  die  Fabrikanten 
in  ihrer  besinnungslosen  Wut  auf  diese 
ernste  Frage  keine  Rucksicht  nahmen, 
sondern  den  Kampf  als  Machtfrag«  bis. 
ans  bittere  Ende  führen  wollten,  da 
mussten  die  .Arbeiter  um  ihrer  eigenen 
Zukunft  willen  die  Zukunft  der  C  rini- 
mitschauer  Industrie  schützen.  So  endete 
dieser  an  Sensationen  reiche  Kampf  mit 
einer  glänzenden  Demonstration  des  Ge- 
meinsinns der  Arbeiter  gegenüber  dem 
engherzigsten  ^oismus  der  Unterneh- 
mer. Diese  wollten  um  jeden  Preis 
Herren  im  Hause  bleiben,  mochten  es  auch 
zerstörte  Häuser  sein  und  mochte  das  Ge- 
meinwesen darob  zu  Grunde  gehen.  Die 
verhetzten,  mit  Gendarmen  und  Belage- 
rungszustand tractierten  Arbeiter  entsag- 
ten dagegen  ihren  Hoffntmgen  im  Inter- 
esse des  Gesamtwohls.  Heroisch,  wie  sie  im 
Kampfe  ausharrten,  opfertrn  sie  sich  der 
höheren  Pflicht  Die  Untcmchnierprcsse- 
jubelt  über  desen  Ausgang;  die  Schorf' 
tnocher  glauben  dnen  grossen-  Sieg  er*^ 
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nmgen  zu  haben.  Sie  durften  ^ch  bitter 

täu*.chtn.     Die  Arbeiter    verlassen  das 
Schlachtfeld  nicht  als  Besiegte,  sondern 
haben  den  Kampf  nur  vertagt.    So  ge- 
wiss  die   Crimmitschauer  Unternehmer 
den  Zehnstundentag  nicht  freiwillig  ein- 
führen, so  gewiss  wird  der  Kampf  von 
neuem  ausbrechen,  bis  die  Forderung  der 
Arbeiter  erfüllt  ist  (vergl.  den  Artikel 
Crimmitschau  und  der  gesetsliche  Zehn- 
stundentag, pag.  138  tl.). 
X  X 
Wfitcr  ist  vom  Schauplatz  der  LOHN- 
KAMPFE  zu  melden,  dass  die  Aussper- 
nmgen  der  Töpfer  im  ganzen  Reiche,  die 
der  Verhaad  der  deutschen  Ofetifabri- 
kanten  aus  Antass  der  Strikes  in  Velten 
und  Fiirstenwalde  verfügt  hatte,  infolge 
der  Beilegimg  der  genannten  Strikes  er- 
ledigt sind.    Beide  endeten  mit  einigen 
\'(>rtei!cn  für  die  Arbeiter;  in  Velten  er- 
reichten diese  3%,  in  Furstcnwalde  3  b'"^ 
7%  Lohnerhöhung.    Doch  nehmen  sich 
die  Arbeitgeber  in  einigen  Aussperrungs- 
orten (so  in  Meissen  u.  s.  w.)  Zeit  mit 
der   Rücknahme    ihrer    Massregel  und 
haben  Lust,  die  Organisation  dauernd  au 
boycottteren.  —  In  Schlierbach  sind  seit 
Anfang    Octolicr     die    P  o  r  c  e  I  !  a  11  - 
a  r  b  e  i  t  e  r  der  dortigen,  dem^  Fürsten 
von  Ysenburg-Büdingen  gehörigen  Fa- 
brik ausständig  wegen  Differenzen  aus 
der    Massrcgelung    eines    Collegen,  in 
deren  Verlauf  von  den   Arbeitern  der 
Austritt  aus  ihrem  Verbände  verlangt 
wurde.  —  Kne  Aussperrung  der  Berliner 
Droschkenkutscher.     die  über 
drca  2000  Leute  wegen  Lohndifferenzen 
verffigt  wurde,  endete  nach  zweiwöchiger 
Dauer  mit  einem  für  die  Arbeiter  wenig 
günstigen  Vergleich  vor  dem  Eungungs- 
amt.    Eine  Schliditttngscommission  soll 
künftigen  Differenzen  vorbeugen. 
X  X 
Der  Schutz  des  COALITIONSRECHTS 
der  Arbeiter  ist  das  wichtigste  Problem 
der  begonnenen  Legislaturperiode.  Aber 
iiirlit  von  oben  wird  er  kommen,  sondern 
emzig  durch  die  Initiative  der  Ar1>eiter- 
classe  und  ihrer  parlamentarischen  Ver- 
tretung.   Die  Thronrede  bei  der  Rciclis- 
tagseröfFnung  hat  mit  keinem  Wort  die- 
ser notwendigen  Reform  gedacht ;  im  Pro- 
gramm der  Regierung  steht  also  nichts 
vom  Coalitionsschulz.    Auch  die  bürger- 
lichen Parteien  gehen  dieser  Materie  aus 
dem  Wege ;  das  Centrum  wartet  mit  einer 
breiten   Reihe   socialpolitischer  Anträge 
auf  —  die  Forderungen  des  nichtsocial- 
demokrati  sehen     Arbettercon^resses  in 
Frankfurt  haben  darin  aber  nicht  den  ge- 


ringsten Widerhall  gefund.n.    Nur  die 
Nationalliberalen  beantragen  eine  reichs- 
gesetzliche Regelung    des  Vereins-  und 
Vcrsamniliing'-ifchts.    Als  Vertreterin  der 
Arbeilerinteressen  tritt  dagegen  die  So- 
cialdemokratie  mit  einem  Gesetzentwurf 
7um  Schutze  des  Coalitinnsrecbls  auf  den 
Plan,  und  ihr  Entwurf,  betreffend  Ein- 
richtung von  Arbeitsämtern  und  Arbeits- 
kammern, ^cbtteidet  die  Frage  des  gesam- 
ten Arbeit eiscliutzes  an.    Es  folgten  und 
folgen    tioch    besondere  Gesetzentwürfe 
über    Land-,    Berg-  und  Heimarbeiter- 
schtttz.    Angesichts  des  Feldhuges  der 
Unternehmer  und   der  Justiz  geRcn  die 
Arbeitercoalitionen    wird    die  Gewerk- 
schaftsfrage   einen    grossen    Teil  der 
Rcich<tagsdebatten  beherrschen,  und  es  ist 
doppelt  zu  begrüascn,  dass  eine  grossere 
Anzahl    von    Gewerkschaftsführern  im 
Reichstage  die  Gegner  mit  Tatsachenma- 
terial schlagfertig  widerlegen  kann.  Au» 
diesen  Debatten  wird  sich  aber  für  die  Re- 
gierung unausweichlich    die  Notwendig- 
keit ergeben,  das  Coalitionsrecht  der  Ar- 
beiter wirksam    gegen  bedrohliche  Ein- 
griffe zu  schüuen.   Die  Erkenntnis,  dais 
starke  Arbeitercoalitionen    der  sicherste 
Hort  des  gewerlilitben  Friedens  sind  und 
dass  Coalitionsvcrfolgungen  den  Classen- 
kampf  nur  erbitterter  gestalten,  liegt  heute 
schon  so  greifbar  zu  Tage,  dass  selbst  die 
Regierung  sich  ihr  nicht  dauernd  ver- 
schliesesn  kann.  ^ 

&RZE  CHRONIK.  Mit  dem  i.  Januar 
vollzog  sich   der   Zusammenschiuss  dtT 
beiden  Gärtnerorganisationen, 
die  auf  gewerkschaftlichem  Boden  stehen. 
Die  Behrcnsschei)  Zcr^plitterunpsvcrsuche 
haben  in  einer  Reihe  von  Zweig\ereincn 
des  .ungemeinen  deutschen  Cärtnerveretns 
eine   scharfe    Abfuhr   erhalten.   —  Der 
Verband  der  Heizer  und  Maschi- 
nisten Deutschlands  i)cruft  zom  9.  Apnl 
einen    deutschen    Berufscongress  nach 
Halle  ein,  der  sich  mit  socialpolitischen 
Berufsfragen,  insbesondere  mit  der  ge- 
setzlichen Regelung  der  Arbeitszeit  be- 
fassen wird.  —  Das  Corrcstondengbta» 
der  Gencralcommission    verotTenhcht  m 
seinen   ersten  4  Nummern   des  neuen 
Jahrgangs  eine  bedeutsame  Revue  über 
die  Fortschritte  der  Gewerkschaftsbewe- 
gung aller  Länder.  paul  UMSUör 
Genossen^chaf'sbeweKung 

Mit  der  letzten  Nummer  des  abgelaufe- 
nen Jahrganges  hat  der  Wochen- 
bericht der  Grossetnkaufsgt'ScllschafC 
deutscher  Consumvercine   von  seinena 
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Leser-  und  FreundcskTeisc  Abschied  ge- 
nommen; seine  Nachfolgerin  ist  dio 
CONSUMGENOSSENSCHAFTUCliE 
Ri'XDSCHAU.  Organ  des  Cmtralirr- 
handes  und  der  GrosseinkaufsgcselUchaft 
deutscher  Consumvereine.  Der  Wochen- 
bericht, der  Mir  loj.iliren  als  bescheidener 
Markt-  luul  TrcislxTicht  der  Gross- 
einkaufsReseüschaft  ins  Leben  trat,  hatte 
sich  seitdem  besonders  unter  der  trefT- 
Itchen  Leitung  Heinrich  Kaufmanns  zu 
ejncin  Organ  crsun  Ranges  der  deutschen 
Consumgenossen sclia f t sbe wegung  fortent- 
wickelt. Jede  Ntmtmer  brachte  eme  An- 
zahl guter  Artikel  atts  der  Foder  von 
Fachleuten,  theoretischer  und  praktischer 
Natur,  eine  au-«gcdehr|!e  Berichterstat- 
tung über  den  Stand  einzelner  Vereine, 
wie  über  die  gesamte  Genosscnschafts- 
bcwcgung  des  In-  und  Auslandes.  Aus- 
künfte, praktisciic  Ratschläge  etc.  iMögc 
das  neue  Organ,  das  sich  in  nur  wenig 
•  verändertem  Gewände  präsentiert,  unter 

der  alten  Leitung  ein  ebenso  treuer 
Freund  und  Berater  der  Consumvereins- 
verwaltungen  und  ein  ebenso  eifriger  und 
«rfolgreidwr  Förderer  der  grossen  üc- 
nossensdiaftssache  werden! 

X  X 
Die  Zahl  der  Bücher,  in  denen  der  unter 
den  socialen  Missständen  leidenden  und 
hilfesuchenden  Menschheit  ein  untrüge- 
risches, unfehlbares  Mittel  der  Erlösung 
anempfohlen  wird,  ist  wieder  um  eines 
vermehrt  worden  durch  eine  kürzlich  er- 
schienene  Schrift   von    Rudolf  Diesel, 
dem    Erfinder    der    bekannten  Diesel- 
motoren,  SüLIDARISMUS  /München. 
R.  Oldoibourg/.  Ein  Bndi,  das  man  nicht 
ohne  ein  Gefühl  des  Bedauerns  darüber 
aus  der  Hand  legen  kann,  dass  so  viel 
Urheber  Wille  und  Begdstemng  und  ein 
zweifellos    so    grosses  organis.itorisohes 
Taletu  iiier  an  eine,  die  Merkmale  des 
crassesten  Utopismus  an  der  Stirn  tra- 
.Scndc  Idee  verschwendet  worden  ist. 
D?*'«!cl  schlägt  vor,   dass  alle  von  Lohn 
<iilir  Salair  direct  oder  indirect  abhän- 
gigen   Personen,    deren    Zahl    er  für 
Deutsdiland  auf  50  Millionen  [ !]  an- 
setzt, t.nglich  I  Pf.  oder,  was  auf  das- 
selbe hinaus  läuft,    2  Mitglieder  jeder 
Familie  jährlich  je  6  M.  in  eine  Volks- 
cassc  steuern.    Das  gibt  in  1  Jahr  einen 
Fonds  von  180  Mill.  M.  und  in  10  Jahren 
von  2  Milliarden  M..   der  in  sicheren 
Staatspapieren  und  Hyptnheken  angelegt, 
als  Hafisuinmc  für  die  von  der  l'olks- 
easse  ins  Leben  zu  rufenden  Productiv- 
Iwtriebe,  genannt  Bienenstocke,  dienen 
■soll  Diese  selbst  werden  mit  von  ausser- 


halb geliehenem  Capital  betrieben,  das  tn 

50  Jahren  zu  amortisieren  ist.  Die 
Bii  ttotstöcke  sind  Eigentum  der  l'olks- 
(ossr.  jedoch  fliessen  die  von  ihnen  er- 
zielten I>!ragiiisse  nacli  .\l);^ug  einer 
kleinen  Prämie  für  die  Haftung  um! 
Spesen  der  Volkscasrc  den  Bienen  zu.  die 
dergestalt  den  vollen  Ertrag  ihrer  Arbeit 
erhalten.  Sie  sind  dafür  verpflichtet,  ihre 
F.r/i  u^uis-e  7U  Bicucitf^rrisen,  das  hcisst 
zu  den  uatürlichcn  Selbstkosten  gegen  die 
Erzeugnisse  anderer  Bienenstöcke  einzu- 
tauschen oder  an  die  Mitglieder  der  l'olks- 
eassc  zu  verkaufen.  Allmählich  wird  so 
die  ganze  \'olkswirtschaft :  Industrie. 
Handel.  Laiulwirtschafr.  freie  P»crufe  etc.. 
in  ßtcnetistiickrn  organisiert,  denen  neben 
ihren  wirtsciiattlichen  zugleicii  die  Erfüll 
lung  einer  Reihe  socialer  Verpflichtunffen 
obliegt. 

Man  sieht,  die  Sache  ist  ganz  einfach,  das 
Volk  brapcht  nur  zu  wollen.  Nur  scheint 
es  tnir  angesichts  derTatsache.  dass  heute 
nae'n  einer  4oj.ihrigcii  .\>.;itatiun  für  don 
Socialismus  es  noch  nicht  gelungen  ist, 
die  Majorität  der  Wähler  nur  zur  Abgabe 
eines  socialistischen  Stimmzettels  zu  be- 
wegen, nicht  so  einfach.  80%  der  Be- 
völkerung zu   diesem   WoÜen,  das  mit 
nicht    unerheblichen    pccuniären  Opfern 
verknüpft  ist,  zu  bringen.   Und  dieser  Un- 
möglichkeit   entsprechen   noch  hundert 
andere,  die  dadurch  auch  nicht  möglicher 
werden,  dass  Diesel  in  seinem  Buch  be- 
reits eine  bis  ins  kleinste  durchgeführte 
Organisation,    Statuten.    Vertrage  etc. 
seines  Zukunftsstaates  gibt. 
Vielleicht  Tdirt  ein  eingehen<li  r(  >  Studium 
der  modernen  (ienossenschaft.sbe wegung, 
mit  der  er  nur  oberflächlich  bekannt  zu 
sein  scheint,  den   Verfasser  zu  dir  V.r- 
kcnntnis.  dass  auf  diesem,  von  den  Massen 
hereil s    mit  gesundem   Instinct  einge- 
schlagenen Wege  das  zu  erreichen  ist, 
was  von  seihen  Plänen  überhaupt  erreich- 
bar ist,  und  veraidas.-t  ihn.  seine  organisa- 
torische Begabung  und  seinen  schönen 
Idealismus  in  den  Dienst  dieser  grossen 
Bewegung  xu  stellen. 
X  X 
Der    im   lalire   i8i;i    gegründete  \'F,R- 
BAND    DER    GEN'OSSHXSCH  AFT- 
LICHEN  LADEXANGESTELLTKN 
ENGLANDS  umfasst  beute  8294  Mit- 
glieder, die  in  250  localoi  Zweigvcreinai 
organisiert  sind,  tmd  verfugt  über  ein 
Capital  von  160000  M.    Es  ist  den  Um- 
ständen nach  sell)stverständlich,  da.ss  der 
Verband  einen  weniger  aggressiven  Cha- 
rakter, als  andere  Gewerkschaften,  trägt. 
Die    Arbeitsbedingungen    in    den  eng- 
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lischen  Consumverdnen  lassen  ja  im  all- 
gemeinen nicht  mehr  viel  zu  wünschen 
übrig:  eine  50-  hi>  54stundigc  Arl)eit>- 
zett  in  der  Woche,  vollkommene  Sonn- 
tagsruhe, ansserdcm  ein  freier  Nach- 
mittag allwöchentlich  und  etnc  Woche 
Ferien  im  Jahr  -mt]  erreicht.  So  bc- 
schrinkt  sich  de:  \  • :  iiand  auf  die  all- 
gemeine Durchdruckung  des  Lohnmini- 
mmns  von  24  M.  wöchentlich  für  einen 
crwaclisLiien  in;ninlivhen  Angestellten 
und  auf  das  vermittelnde  Eingreifen  bei 
etwa  ausgebrochenen  Differenzen. 
Seine  Hauptaufgabe  sucht  er  in  der 
Versicherung  seiner  Mitglieder 
gegen  Krankheit,  Arbeitslosigkeit  und 
danemde  Erwerbsunfähigkeit,  sowie  in 
der  Unterstützung  in  au sserge wohnlichen 
Fällen  (Geburten.  Todesfälle  etc.),  wofür 
Wochenbeiträge  von  15  bis  50  Pf.  zu  ent- 
richten sind.  Femer  ist  er  bestrebt, 
seine  Mitglieder  n\  tüchtigen,  treuen  Ge- 
nossenschaftern zu  erziehen,  zu  welchem 
Zwecke  er  die  beiden  offidellen  Genossen - 
Schaftszeitungen  verteilt,  von  Zeit  zu  Zeit 
Broschüren  veröflfcntlicht  und  Discus- 
sionsabende  veranstaltet. 
Sein  Einfluss  auf  die  Genossenschatts- 
bewegtmg  überhaupt  und  seine  Beziehun- 
gen zu  den  anderen  Gcnos';en<^chaftsorga- 
nisationcn  sind  die  dcnkl)ar  bcNten. 
X  X 
In  der  Frage  der  GEWINNBETEILI- 
GUNG, dem  bekannten  Zankapfel  der 
britischen  Genns'-enschafter.  scheint  sich 
jetft  eine  Einigung  anzubahnend  Auf 
der  im  November  abgehaltenen  Viertel- 
j.ihrsvcf^ammlunp  der  schottischen 
Grosseinkauf bgesellächaft,  die  im  Gegen- 
satz zu  ihrer  englischen  Schwestergeseli- 
?chaft  bisher  in  ihren  Productivabteilun- 
gen  an  diesem  System  festhalt,  kam 
—  ziun  zweitenmal  —  ein  Antrag  zur 
Abstimmung,  der  die  .Abschaffung 
der  Gewinnbeteiligung  forderte. 
Er  erhielt  402  Stimmen,  während  253  für 
Beibehaltung  waren.  Da  damit  noch 
nicht  die  erforderliche  Zweidriitelmajo- 
ritat  erreicht  ist.  so  ist  der  Antrag  dies- 
mal noch  abgelehnt;  doch  zeigt  die  auf 
ihn  gefallene  Stimmenzahi  bereits  zur 
Genüge,  in  welchem  Sinne  sich  die  Stel- 
lung der  Mehrheit  der  schottischen  Ge- 
nossenschafter zu  dieser  Frage  gewan- 
delt hat 

X  X 
Fast  übereinstimmend  mit  den  bekannten 
Vorschlägen  von  Lily  Braun  soll  dem- 
nächst     ein  GENOSSENSCHAFT- 

LICHF.S  WOHNHAUS  in  Kopen- 
hagen errichtet  werden.    Das  Gebäude 


wird  25  mit  Centraiheizung,  Fcrnsprech- 
anschluss  und  sonstigem  Comfort  ver- 
sehene Wohnungen  zu  je  4  Zimmern  ent- 
halten. Alle  Hausarbeiten,  die  persön- 
liche Bedienung,  sowie  die  Zubereitung 
der  Speisen  werden  von  der  Centrale 
aus  besorgt.  Der  Preis  der  Wohnungen 
inclusive  Beköstigung  und  Bedienung' 
soll  sich  für  2  Personen  auf  2420  M., 
für  4  Per:>onen  auf  3760  M.  stellen.  Das- 
ist  freilich  noch  etwas  zu  hoch,  um  eine 
Beteiligung  minderbemittelter  Kreise  an 
derartigen  Unternehmungen  zu  ermög- 
lichen. 

X  X 
Ein  merkwürdiges  GLÜCK  hat  die  Ge- 
nossenschaft l.'Aitiicalc  von  Saint  Ouen 
in  der  Nähe  von  Paris  gehabt  Bei  einer 
Ziehung  von  Obligationen  gewann  sie  vor 
einiger  Zeit  ein  Los  von  25  000  fr.  Die- 
Freude  war  naiurlicli  ausserordentlich 
gross.  Aber  bei  der  Teilung  kam  eS 
ZU  Schwierigkeiten.  Die  Verwaltung 
schlug  eine  Teilung  nach  der  .Vnciennität 
in  der  Cienossenschaft  vor.  Die  hier- 
durch Benachteiligten  bestanden  auf  einer 
Teilung  zu  gleichen  Teilen.  Bald  war 
der  Streit  hell  entflammt.  Viele  Mit- 
glieder traten  aus,  andere  liefen  zu  den- 
Gerichten.  Heute  ist  die  glüekUehe  Ge- 
nossen schaft  in  vollkomaiiener  Unord- 
nimg  begriifeii. 

Auf  die  Idee,  das  Gdd  der  Genossen- 
schaft selbst  zum  weiteren  .Ausbau  ihrer 
Organisationen  zu  überweisen,  scheint 
merkwärdigerweise  niemand  gekommen 
zu  sein. 

X  X 
KURZE  CHRONIK  Ein  Agita- 
tion $a  u  s  s  c  h  u  s  s  für  das  Consum- 
genosaenschaftswesen  hat  sich  in  Bayern 
unter  der  Leitung  fortgeschrittener  Ge- 
nossenschafter gebildet  Zweck  ist  die- 
Pflege  der  genossenschaftlichen  Propa- 
ganda in  Bayern.  Unterstützung  von 
Gründungen,  Herausgabe  geeignieter  Flug- 
blätter und  Verbreitung  genossenschaft- 
licher Literatur.  .Anfragen  u.  s.  w.  sind 
zu  richten  an  Herrn  K.  Barth,  Luisen 
St  65,  München.  —  Der  Dresdener 
l'orwiirts  hat  zu  Weihnachten  -für 
seine  .Mitglieder  105000  Stollen  zum 
Werte  von  185000  M.  herstellen  lassen, 
davon  96000  Stück  in  seiner  eigenen 
Backerei.  —  Der  Consuitigcnosscnscliaft- 
lichcn  Rundschau  zufolge  ist  die  Errich- 
tung einer  Centraieinkaufsge- 
nossenschaft deutscher  Co- 
1  o  n  i  a  1  w  a  r  e  n  h  ä  n  d  1  e  r  gesichert. 
Bis  jetzt  haben  610  Händler  aus  84  Orten- 
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Anteile  in  der  Höhe  von  354  750  M.  ge- 
zeichnet. —  Die  Verkaufscentralc  des 
-französischen  Genossenschaftsver- 
bands (Office  coop^ratif  fran^ais)  hat 
ihrem  letzten  Jahresbericht  zufolge  ihren 
Um&atz  von  275  000  fr.  im  Vorjahre  auf 
450000  fr.  im  Jahre  T902>I903  erhöht 
vind  einen  Cberschuss  von  1459  fr.  erzielt. 
Die  Zahl  der  angeschlossenen  Vereine 
stieg  von  81  auf  182.  —  Der  Bund  der 
Genossenschaften  Belgiens  hat  eine  eigene 
Kaffeerösterei  errichtet.  —  Eine 
VilLengenosseaschaft  ist  in 
Brüssel  s^ründet  worden,  die  am  Meer 
ttnd  sonst  auf  6tm  Lande  comfortable 

\'illc!i  crrichtrii  will,  in  dcnrii  ihre  Mil- 
;gliedcr  Sommeraufenthali  nehmen  oder 
anch  ihre  Kinder  in  Pflege  geben  kön- 
nen. —  Ein  a  m  e  r  i  c  a  n  i  s  c  h  c  r  G  c- 
nossenschaftscongress  soll  gelegentlich 
der  Weltausstelhing  im  Juni  1904  in  Saint 
Louis  stattfinden.  Mmiuo  m«w 

KUNST 

Bildend»  Kunst 

Die  im  vorigen  Heft  angekündigte 
Ausstellung  in  Dresden  —  sie  war 
von  den  \V  ERKST  ATTEN  PCR 
HANDWERKSKUNST  veranstaltet  — 
brachte  ement  den  Beweis,  dass  man 
bei  Verwendung  von  wohlfeilem  Holz 
(Kiefer,  Erle)  entweder  mit  farbigem 
Anstrich  oder  auch  ohne  denselben  bei 
\'i  rtiii  idung  üherflnssigtrr  Zutaten  zu  nie- 
drigen Preisen  (Küche  270,  Schlafzim- 
mer 306,  Wohnzimmer  572  M.)  ästhetisch 
und  technisch  einwandfreie  Möbel  her- 
stellen kann.  Die  Preise  sind  zwar  für 
Arbeiterverhältnisse  noch  zu  lioch,  aher 
künstlerisch  gebildete  Menschen  werden 
solche  Stücke  der  Durchschnittsmarkt- 
\v.-ire  vorziehen.  Der  grössere  Teil  der 
Ausstellung  hrachtc  anspruclisvoUere 
Möbel  deutscher  und  zweier  ausländi- 
scher Künstler.  Riemcrschmid  betont 
stark  seine  Freude  an  der  Construction, 
Behrens  imponiert  mit  feierlicher  For- 
menschwere, Keppler  schliesst  sich 
Riemerschmid  an,  Walther  zum  Teil  an 
die  Engländer,  zum  Teil  an  Paul.  01- 
brich  verwandelt  sich  mit  jedem  Stück 
und  ist  einheitlich  schwung\ol!,  beson- 
ders in  der  Farbe.  NTacintosh  und 
Baillie  Scott  bestechen  durch  coloristische 
Feinheit  tmd  durdi  Liniengleichgewicht, 
dodi  sind  sie  weder  so  einfach,  noch  so 
zwedcmässig,  wie  sie  scheinen  wollen. 

In  BERLINER  AUSSTELLUNGE'I^ 
^ahcn  wir  bei  Schulte  die  finlindischcn 


Künstler:   Die  urwüclisigc  Knorrigkeit 

und  Linien!ii'!i  iiiiiug  von  Pekka  Ilriloncn 
und  die  neben  denselben  Eigenschaften 
durch  die  Rdte  des  Grau,  Weiss  und 
Braun  wirkenden  Bilder  von  Magnus 
Enkell,  die  Bauern-  und  Landschafts- 
bilder von  Eero  Järnefetd.  Der  tiefere 
und  vielseitige  Colorismus  von  .Axel  Ga- 
len war  diesmal  nicht  vertreten.  Bei 
Cassirer  vereinigte  Corinili  älteste  mit 
neuesten  Bildern.  Immer  mehr  auf  Le- 
bendigkeit der  Farbe  ausgehend,  gelingt 
CS  ihm  iH-ufrdings  zuweilen,  techui  scl.c 
Behandlung  und  Luftpcrspective  gleich 
einheitlich  zu  gestalten,  wie  in  seinem 
frühen  Bildnis  de-  \'aters  in  der  ver- 
dunkelten Stul)e.  Keller  Reiner  brach- 
ten Broncen  des  Belgiers  Lambeau  mit 
dem  rücksichtslosen  Realismus  in  der  Be- 
wegung und  Treue  gegen  das  Individuelle 
der  i;a:i/cn  (iislalt  bei  einer  erstaunlichen 
Gleichgiliigkcit  gegen  das  Detail,  das  er 
in  Oberflächengl&tte  erstickt.  Meunier. 
Sindinp,  Rodin  waren  zum  X'ergUich 
herangezogen,  von  letzterem  hauptsäch- 
lich ein  frühes  Werk,  das  noch  viel  von 
akademischer  Pose  hat.  Die  herrlich 
kühne  Broncestatuettc  des  St.  Jean  wurde 
bald  zurückgezogen.  \'on  Max  Klinger 
kam  in  die  Secessionsausstellimg  noch 
nachtraglich  die  Marmorbfiste  Nietzsches. 
X  X 
KURZE  CHRONIK  Die  kunst- 
gewerblichen Meistercurse  in 
NürnberR  finden  wieder  unter  Leitung 
von  Richard  Riemerschmid  von  Mitte 
Februar  bis  Ende  .Marz  statt.  —  In  dem 
Lehr-  und  Versuchsatelier  von  Hermann 
Obrist  und  Wilhelm  von  Debschitz 
( München.  Hohenzollern  St.  6)  wurde 
eine  neue  Lehrwerkstätte  für 
Stttccatttr  eingerichtet.  Den  tech- 
nischen Teil  des  Unterrichts  hat  Herr 
Friedrich  Adler  übernommen,  der  bisher 
Schüler  des  Aicliers  war.  Ausserdem 
bestehen  daneben  die  früheren  Werk- 
stätten, nämlich :  für  MetalllH-arbeitung 
und  Metallguss.  für  Keramik,  tur  Archi- 
tekturplastik (Brunnen,  Grabmälcr  etc) 
und  für  Graphik.  —  In  der  Kunst- 
gewerbe- und  Haiulwcrkerschule  in 
Magdeburg  besteht  eine  W  e  r  k  s  t  ä  1 1  e 
für  Keramik  (Lehrer  von  Heider) 
und  eine  solche  für  Lithographie  und 
Druck.  Die  Leitung  der  letzteren  hat  an 
Stelle  des  ausscheidenden  Paul  Bürde 
Ferdinand  Nigg  aus  Berlin  übernommen. 
Neuerdings  ist  eine  ständige  Druckerei 
in  der  Anstalt  errichtet  worden.  Es  ver- 
dient Erwähnung,  dass  die  Hälfte  der 
dadurch  entstehenden  Kosten  von  der 
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BncUiittdlerinnang  auf  ihre  Rechnung 
fibemommen  wurde. 

X  X 
LITERATUR.  William  Morris:  Ein 
paar  IVinke  über  das  Mustcrseichne» 
/Leipzig,  Herrn.  Seemann  Nachf./  Das 
Wcrkclu'n  ist  die  ("^bcrsetz'.mg^  eines  X'or- 
trages,  den  der  grosse  Anreger  des  mo- 
dernen Ktinsthandwerks  im  Jahre  l88l 
in  der  Handwerkerschule  in  London  ge- 
halten hat.  In  England  erschien  die  Ab- 
lumdlung  gedrodct  im  Jahre  Auch 
hei  uns  hat  man  inzwischen  viele  von  den 
Gedanken,  die  es  enthält,  erörtern  hören, 
und  <l<ich  Miul  (lie-e  Aii-,führungen  in  der 
Eindringlichkeit  und  Wärme  dieser 
Sprache  besonders  überzeugend  Über- 
flüssig sind  die  Mahnungen  gegen  ein 
banales  und  dem  Material  nicht  entspre- 
chendes Ornament  auch  heute  noch  kei- 
neswegs, und  manches  Wort  scheint  ge- 
radezu, als  ob  es  auf  die  heutigen  Zu- 
stände in  Deutschland  gemünzt  sei.  Die 
Übersetzung  könnte  besser  sein.  —  Hein- 
rich Pndor:  -dMokoon,  knusttheoretisehe 
Mssays  /im  gleichen  Verlag/.  Es  ist  selbst- 
stindige  Auffassung  in  diesem  Buch.  AIkt 
mit  Befremden  findet  man  in  einer  Phi- 
lippika gegen  Fcuillctonmalcrci  Böcklin 
als  Allegoriecnmaler.  und  zwar  in  einem 
Atem  mit  Stuck,  angegriffen,  wenn  sie 
dann  auch  als  Farbendichter  anerkannt 
-werden  . —  Fedor  Lindemann :  Dar  künst' 
Icrisch  gestaltete  Srhulhaus.  /Leipzig.  R. 
Voigtländcr/.  Mit  Hilfe  von  reichem 
Abbildungsmaterial  nach  deutschen 
Schulneubauten,  mit  Beifügung  einiger 
englischer  Beispiele,  zeigt  dies  Buch,  wie 
die  hervorragend  moderne  .Aufgabe  der 
grossen  vielclassigen  Schulen  gerade 
durch  Aneinanderreihung  gleichartiger 
Räume  stilbildcnd  at-f  die  Architektur 
einwirkt,  wie  die  Hygiene  durch  An- 
sprfidie  an  Lieht,  Ltrft,  Sauberkeit  und 
leicht  regierbare  und  verstellbare  Sitz- 
gelegenheit im  gleichen  Sinne  wirkt  und 
wie  endlich  der  erstarkte  künstlerische 
Sinn  den  angemessenen  Schmuck  der 
Räume  durchsetzt,  die  für  das  geistige 
Leben  der  heranwachsenden  Generation 
SO  viel  bedeuten.  —  Die  Decorative  Kunst 
hringt  im  Decemberheft :  Grantoff:  Streif - 
sug  durch  .  Irchitcktur  und  Kunstgewerbe 
in  München  (Abbildungen  neuer  Möbel 
von  Paul,  Keppler  und  Krüger) ;  die 
Kunst  für  Alle  (auch  vereinigt  unter 
dem  Titel  Die  Kunst)  im  December 
und  Januar :  Kalckrcuth,  Stephan  Sinding, 
Max  Liebennann.  In  Kunst  und  Künst- 
ler schreibt  Frtu  Stahl  über  August 
Gaul;  femer  drei  Briefe  von  Anselm 


Feuerbach  /1860/  sein  Verhältnis  zu 
Schwind.  Im  Kunstgen-erbeblatt  (Ver- 
einsorgan der  Ortsgruppen  Berlin  und 
einer  Reihe  anderer  Städte  des  Vereins 
für  deutsches  Kunstgewerbe)  schreibt 
der  bdcannte  Kunstgewerbler  und  Vor- 
sitzende der  deutschen  Ausstellungsconi- 
mission  in  Turin  von  Berlei)sch-Valen- 
das  über  Museen  und  l^olksbildung.  An- 
geregt durch  die  Confcrenz  der  Centrai- 
stelle für  Arbeitenaohlfahrtscinrichtun- 
gen  in  Mannhehn  und  mit  mancher  Be- 
ziehung auf  americanische  Einrichtungen 
•  wird  die  Frage  erörtert,  wie  unsere  Mu- 
seen, die  jetzt  hanptsächlirli  wissenschafl- 
schaftlidien  Zwecken  dienen,  erziehe- 
rischen Aufgaben  nutzbar  gemacht  wer- 
den können.  Aus  dem  Decemberheft  der 
Deutschen  Kunst  und  Decoration  (die 
Bezeichnung  deutsche  gleichbedeutend 
mit  germanisch-nordisch,  doch  wird  auch 
andere  ausländische  Kunst  berücksichtigt) 
ist  luTvorzuhehen  eine  Arbeit  von  H. 
Vollmer  über  Rene  Lalique;  ferner  ein 
Beridit  über  Fliesen,  durch  die  Schar- 
vogel-München in  die  Keramik  einfar- 
bige Ornamente  mit  geflatnmlem  Glasur- 
grunde eingeführt  hat  In  der  Zeit- 
schrift für  Inncndz-coration  berichtet 
Professor  J.  J.  Tikkanen-Hclsingfors 
über  die  finländischen  Künstler  Gescllius. 
Lindgren  imd  Sarinen;  femer:  hollän- 
dische Innenräume  von  dem  Architdcten 
der  .Amsterdamer  Börse,  Berlage,  der 
bei  seiner  Vorliebe  für  den  Ziegelstein 
diesen  auch  im  Innenraum  in  sehr  origi- 
neller \'erbindung  mit  don  Holz  an- 
wendet, und  von  Pool,  der  der  allgemei- 
nen hollandischen  Vorliebe  für  das 
Derbe  durch  stark  betonte  Balken  an 
der  Decke  entspricht.  Im  Decemberheft 
der  Act  et  fh'ionitit)n  schreibt  Vcrneuil 
Über  die  Anpassung  der  Decorotion  an 
die  vorgeschriebene  Form  zu  den  Lösun- 
gen einer  gestellten  .Aufgabe  durch  be- 
kannte Künstler  (Grassel,  Dufresne, 
Mucha  und  andere),  unter  denen  die 
Zeichnung  von  Lalique  die  genialste  Ein- 
fachheit in  der  Beherrschung  von  Con- 
tur  und  Flächenfüllung  zeigt,  ülier- 
raschenderwetse  ganz  symmetrisch  stili- 
siert Der  Studio  bringt  in  seiner  De- 
cembcmunimer  eine  sehr  schöne  farbige 
Lithographie  nach  einem  Pastell  Whist- 
lers  als  Kunstbeilage.  In  Chicago  er- 
scheint The  house  beautiful  in  nach  euro- 
päischen Begriffen  geringer  .Ausstattung 
mit  massigen  Reproductioncn  nach  ur- 
sprünglidi  künstlerischen  Abbildtmgen, 
hamtsiddich  americanisdier  (aber  auch 
englischer)  Interieurs.  anna  nnw 
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Eine  soeben  erschienene  Schrift  von  Dr. 
W.  BOR(;iUS:  DER  HANDELS- 
VERTRAGSVEREIN  /Berlin,  Franz 
Siemenroth/  gibt,  wie  ihr  Unter- 
titel besagt.  einen  Rückblick  auf 
die  ersten  drei  Jahre  der  Tätig- 
keit des  selben.  Die  Entwickelung 
des  Handclsxcrtragsvcrcins  ging  bisher 
unter  keinem  glücklichen  Stern  vor  sich. 
Einmal  sind  meines  Trachtens  dii-  Schiitz- 
zollinteressen  der  deutschen  Industrie  viel 
stärker,  als  man  das  in  liberalen  Kreisen 
gc-rn  zugestehen  will :  bekannte  doch 
-selbst  Herr  von  Siemens  kurz  vor  seinem 
Tode:  »Es  wurden  eine  Reihe  von  Bro- 
sdiiiren  in  Angriff  genommen,  welche 
den  betroflFenen  Industricen  in  sachge- 
niässer  Weise  ihr  Interesse  klar  machen 
sollten,  .  .  .  aus  der  Haltung  der  betei- 
ligten Industricen  scheint  sich  zn  er- 
gehen. (las>  die  m  eisten  Fabrikanten 
sich  nocli  nicht  zu  der  Cbcrzcugung 
durcligearbeitet  haben,  dass  Schutzzölle 
wertlos  werden  .  .  .•  und  so  fort  — 
wobei  übrigens  ans  der  folgenden  Kritik 
hervorgeht,  dass  die  Täuschung  wesmt 
lieh  auf  der  Seite  des  Herrn  von  Sie- 
mens, nicht  der  Kritisierten  lag.  Femer 
waren  die  protectionistisclion  Interessen 
der  Landwirtschaft  und  der  Industrie  seit 
Jahren  und  Jahrzehnten  im  Bunde  und  im 
Centralverbanä  vorzüglich  formiert  und 
gedrillt,  als  die  neue  Gründting  der 
Ilansastädte  und  Berlin >  nndi  in  den 
Windeln  la^  und  erst  laufen  lernen 
sollte.  Endhch  —  last  not  Icast  —  gönnte 
die  Rivalität  gerade  der  näcbststehendcn 
politischen  Parteien,  vor  allem  der  Par- 
tei Eugen  Richters,  dem  jtnigen  IMLinz- 
ling  nur  widerwillig  jeden  Fussbreit 
Wurzelbodcn.  Das  Ende  von  solchem 
Lied  wird  zunächst  immer  ein  allgemeines 
Missbehagen  und  Schlussrufen  sein.  Hier 
berichtigend  und  beschwichtigend  zu 
wirken,  ist  wohl  die  Hauptaufgabe  der 
Borgiusschen  Schrift.  .Aber  auch  für 
weitere  Kreise  ist  sie  vnn  P.edeutnng,  da 
die  wirtschaftlichen  Organisationen  heute 
für  unser  öffentliches  Leben  oft  viel  ent- 
scheidender sind,  als  die  alten  politischen 
Parteien  und  die  Parlamente.  Es  ist  ein 
ganz  lehrreiches  Stück  Zeitgeschichte, 
das  sich  in  dem  vorliegenden  Kuckblick 
abspiegelt.  max  schippel 

X  X 
Ein  Buch  von  Jean  GRAV'E:  M ALF. II- 
TEURS!  /Paris,  P.  V.  Stock/  schildert 
in  Romanform  Leben  und  Treiben  der 


Pariser  Anarchisten  oder  vielmehr  eine» 
bestimmten  Kreises  derselben,  sozusapen 
von  innen  heraus.  Grave,  der  langjährige 
Redacteur  der  anarchistischen  Wochen- 
schriften La  Revolte  und  Lcs  Temps  Nou- 
veoMX,  hat  diesen  Roman  mit  dem  grim- 
mig ironischen  Titel  i%4  im  Gct.ui^iiii-  /u 
Mazas  zu  schreiben  begonnen,  wohin  mau> 
ihn  als  angeblichen  moralüchen  Urheber 
verschiedener  .\ttcntate  gesteckt  hatte. 
Sehr  zu  ihrem  Vierteil  entbehrt  diese 
Schilderung  jeglicher  Schönfärberei;  e» 
fehlt  nicht  an  pessimistischen  Bekennt- 
nissen, deren  Offenheit  geradezu  verblüf- 
fend wirkt.  Die  Gestalten,  die  jenem 
Kreise  angehören  oder  vorübergehend  in^ 
ihm  auftauchten,  sind  in  ihren  Vorzügen 
und  Schwächen  mit  photographisclur 
Treue  dargestellt,  so  dass  de^  Kundige 
ohne  weiteres  alte  Bekannte  zu  erkennet» 
vermeint.  Ebenso  lebensecht  istdasbeinahc 
kkinbiirgerlich-siusame  Liebesglück  des 
Anarchisten  .\rmel  geschil^rt,  dem.  um 
ein  Wort  (joethes  zu  variieren,  zum  Gluck: 
der  schönsten  Ehe  nichts  als  der  Trau- 
schein fehlt.  -Aber  sobald  der  Romandichter 
Jean  Grave  über  den  engen  Kreis  seiner 
Bekennergemeinde  hinaoszugehen  ver- 
sucht, trübt  sich  >ein  IMick,  und  die  ten- 
denziösen Verzeichnungen  häufen  sich. 
Kein  vemfinfttger  Mensch  wird  in  dem 
melodramatischen  Schurken  Jouffray  das 
objectiv  crfasste  Charakterl>ild  eines  so- 
cialistischen  Abgeordneten  seilen.  Und 
selbst  dp.  wo  der  Leser  den  Eindruck 
erhalten  könnte,  Jouffray  habe  tapfer  und 
edel  gehandelt,  kommt  der  Autor  so- 
fort mit  seinem  Commentare  und  belehrt 
uns  polternd,  das  sei  alles  natürlich  nur 
Schwindel  zu  ehrgeizigen  Zwecken.  l-!l)en- 
so  wirkt  es  als  Verzerrung,  dass  der  gut- 
hesoldete  Angestellte  Mourier,  der  den 
jungen  Socialisten  Jouffray  noch  als  ein- 
fachen Arbeiter  mit  Freuden  in  seine* 
Familie  aufnimmt,  als  der  Urtypus  eines 
conservativen  Philisters  geschildert  wird. 
Und  so  überzeugend,  ja  vernichtend  die 
.Anklagen  wirken,  die  Jean  Grave  gegen 
die  brutale  tmd  gewissenlose  WiUkür- 
herrschafl  der  Pariser  Polizei  erhebt: 
■  iiub  diese  Seite  --eiTie-  Buches  wiirde 
künstlerisch  wie  culturgeschichtlich  ganz 
bedeutend  gewinnen,  wenn  er  die  Richter 
und  Polizisten  mit  etwas  weniger  Ver- 
bissenheit und  etwas  mehr  Humor  schil- 
dern würde.  Indessen,  Gra\  e  hat  an  sei- 
nem Roman  in  Mazas  geschrieben,  von 
Welt  und  Freunden  abgesperrt,  ein  Opfer 
stumpfsinniger  Peiniger.  Es  ist  hart, 
von  einem  Mann  in  solcher  Lage  Humor 
zu  verlangen.  ladislau«  auMPiowicz 
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Olli  Stuttgarter  (icwerkschaftscons^ress  /1902 z"  ist  die  Gcncralcoimnission 


▼  der  Gewerkschaften  Deutschlands  beauftragt  worden,  im  Laufe  der 
nächsten  Reichstagfssession  einen  allgemeinen  Heimarbeiterschutzcongress 
nach  Berlin  einzuberufen.  Diesem  Auftrag  hat  die  Generalcommission  ent- 
sprochen, luid  der  Conqress  wird  am  8.,  9.  und  eventuell  10.  März  in  FJer- 
lin  tagen.  Die  Zulassunq^  zu  demselben  ist  nicht  abhänp^i^  ^c;-cinacht  von 
bestimmten  politischen  oder  religiösen  ^\nscbauungcn  oder  von  der  Zuge- 
hörigkeit zu  bestimmten  Organisationen.  Es  genügt  die  Legitimation 
durch  ein  Mandat,  ausgestellt  von  dem  Bureau  einer  öffentlichen  Versamm- 
lung, die  einbenifen  ist,  um  die  Schäden  der  Heimarbeit  zu  erörtern  und  zu 
dem  Conprress  Stelluncr  7A\  nehmen,  l  emer  sind  die  X'orstände  der  in  der 
Frage  der  liciniarbeit  interessierten  ()rj?anisatiunen  zur  Ausfertigung  eines 
Mandats  berechtigt.  Nach  Eriedigung  der  geschäftlichen  Angelegenheiten 
ist  für  die  Tagesordnung  ein  Referat  des  Cassierers  des  deutschem 
Schneider-  und  Schnciderinncnverbandes,  l-'ranz  Knming-Ilerlin,  über  die 
sociale  Lage  und  die  ^Notwendigkeit  des  gesetzlichen  Schutzes  der  Heim- 
arbeiter und  -arbeiterinnen  vorgesehen.  Der  dritte  Punct  der  Tagesord- 
mmg  soll  das  Referat  eines  ärztlichen  Sachverständigen  über  die  gesund- 
heitlichen Gefahren  der  Hausindustrie  für  das  consumierende  Publicum 
bringen.  Die  beteiligten  Kreise  rüsten  sich  zur  Beschickung  des  Con- 
gresses.  Gilt  es  doch,  wie  die  Vertraucnsperson  der  (ienossinnen  Deutsch- 
lands in  der  Gleichheit  treffend  hervorhebt,  der  Arbeit  und  dem  Kampf 
für  die  Milderung  des  furchtbaren  Elends  der  Ausgebeutetsten  unter  den 
Atisgebeuteten. 

Schon  die  Tagesordnung  des  Congrcsses  ist  eine  wuchtige  Anklage 
gegen  die  Regierung  und  gegen  die  herrschenden  Parteien  des  deutschen 
Reiches,  das  für  sich  ständig  den  Rulun  beansprucht,  an  der  Spitze  der 
Sodalreform  zu  marschieren.  Denn  die  Hausindustrie  ist  kein  Gebiet 
mehr,  das  vielleicht  noch  seiner  Erforschung  harrte.  Keine  Betriebsform 
dürfte  in  den  letzten  Decennien  so  gründlich  untersucht  s^,  als  gerade  die 
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Hausindustrie.  Die  xahlretdien  privaten  und  auch  die  amtlidieB  Unter- 
suchungcn  haben  übereinstimmend  das  crasseste  Elend  der  in  der  Haus- 
industrie beschäftigten  Arbeiter  und  Arbeiterinnen  constatiert,  an  geeig- 
neten Vorschlägen  zur  Eindämmung  der  Schäden  der  Hausindustrie  hat 
es  nicht  gefehlt,  aber  die  Gesetzgebung  hat  sich  bisher  als  unfähig  er- 
wiesen, regelnd  einzugreifen.  Was  geleistet  wurde  auf  diesem  Gebiete,  ist 
sociales  Flickwerlc  nioierster  Gattung. 

Anfangs  der  achtziger  Jahre,  als  die  Hausindustrie  noch  nicht  erforscht 
war,  konnte  man  wenigstens  mit  einem  gewissen  Recht  das  Idyll  der  Haus- 
arbeit vorschützen,  wenn  gesetzgeberische  Eingriffe  zu  gunsten  der  aus- 
gebeuteten Arbeiterschaft  von  der  sodaldemokratischai  F^actioo  des 
Reichstages  verlangt  wurden. 

Wollte  man  den  Missständen  der  modernen  Hausarbeit,  >dieser  auf  dem 
I^interg^rund  der  grossen  Industrie  aufgebauten  Exploitationssphäre  des 
Capitals«,  wie  Karl  Marx  die  moderne  Hausarbeit  charakterisiert,  erfolg- 
reich auf  den  Leib  rücken,  so  konnte  das  nur  mit  einem  directen  Eingriff 
in  die  Familienverhältnisse  geschehen.  »Jede  Regulation  der  sogenannten 
Hausarbeit  stellte  sich  .  .  .  sofort  als  directer  Eingriff  in  die  patria  potes- 
tos  dar.  das  heisst,  modern  interpretiert,  in  die  elterliche  Autorität  .  .  .«*) 
Vor  diesem  Schritte  bebte  auch  das  zartfühlende  deutsche  Parlament  zu- 
rück, deshalb  liess  man  die  Zustande  der  Hausindustrie  auf  sich  beruhen. 
Zur  Aufdeckung  der  Missstande  in  den  hausindustriellen  Branchen  wurde 
zunächst  nichts  unternommen. 

Eine  grossere  wissenschaftliche  Arl>cit  eines  fortcfeschriltenen  National- 
ukonomcn  brachte  daim  etwas  Licht  in  die  Verhältnisse  einer  der  l)c- 
achtenswertesten  Hausindustrieen.  Emanuel  Sax  war  es,  der,  angeregt 
vor  allem  durch  Engels'  Buch  Die  Lage  der  arbeüenden  Classen  in  Eng- 
land die  Spielwaren-,  Griffel-,  Glasaugen-,  Korbwaren-  und  andere  Haus- 
industrieen im  Thüringer  Walde  studierte  und  in  einem  grösseren  Werke=) 
die  Ergebnisse  seiner  Untersuchungen  niederlegte.  Der  Wert  dieser  ArlK'it 
liegt  vor  allem  in  der  detaillierten  Schilderung  der  ganzen  Verhaltnisse 
dieser  Industrieen  und  ihrer  Ari)eiter.  Grundlich  wird  mit  dem  Idyll  der 
Hausindustrie  aufircniiuTU.  .Allein  in  seinen  Vor  ;hl  Ic^cn  zur  Beseitigung  des 
hausindustriellcn  Iillends  bleibt  Sax  an  der  Oberfläche  haften  ;  diese  laufen 
im  wesentlichen  auf  die  Gründung  von  Fachschulen  für  die  Hausin- 
dustriellen hinaus.  Der  Gedanke  einer  Ausdehnung  der  Arbeiterschutz- 
gesetzgebung auf  die  Hausindustrie  erscheint  ihm,  dem  fortgeschrittenen 
und  kenntnisreichen  Ökonomen,  noch  un fassbar. 

Die  Reichsregienmcr.  die  damals,  unter  dem  Socialistcngrosct?:,  mit  der 
Erdrosselung  von  Arbeiterorganisationen  stark  in  Anspruch  genommen 
war,  erachtete  es  keineswegs  als  ihre  ethische  Pflicht  und  als  Aufgabe 
einer  modernen  Staatskunst,  die  Saxsche  Aribdt  als  Anregung  zur  weiteren 
Erforschung  der  Hausipdustrie  zu  benutzen.  Nur  ganz  nebenher  ward  sie 
wider  ihren  Willen  {gezwungen,  Erhebungen  in  einer  Hausindustrie  zu 
veranstalten.  Als  sich  nämlich  der  Reichstag  im  Jahre  1885  mit  der 
Abänderung  des  Zolltarifgesetzes  vom  15.  Juli  1879  beschäftigte,  plante  die 

1)  VergL  Karl  Marz:  Das  Capital,  1.  Bd.,  4.  Auä.  /Hamburg  lijt^o/,  pag.  454. 
*)  Emana«!  Sas:  Dk  Uam$iiidmMt  fm  TMfimgtm,  3  Blnde^  /Jeoa  i88»-t888/. 
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Regierung  einen  Zoll  auf  Nähfaden.  Allgemein  wurde  aber  hervorgehoben, 
dass  die  Arbeiterinnen  der  Confections-  und  Wäscfaebranche,  welche  das 
Nähgarn  selbst  stellen  müssen,  nicht  im  stände  seien,  die  durch  den  Zoll 
erhöhten  Ausgaben  zu  erschwingen.  Die  Hundesregierungen  wurden  beauf- 
tragt, Untersuchungen  über  die  sociale  Lage  der  Arbeiterinnen  der  ge- 
nannten Industriezweige  anzustellen.  Die  im  Reichsamtc  des  Innern  zu- 
sammengestdlten  Ergebnisse  der  Untersuchungen,  die  diese  im  ungünstig- 
sfen  Lichte  erscheinen  liessen,  wurden  dem  im  Februar  1887  neu  gewählten 
Cartcllrcichsta«:^  in  einem  umfangreichen  Actenstück  unterbreitet.  Bruno 
Schoenlank  charakterisiert  am  Schlüsse  seiner  eingehenden  Besprechung 
diesen  Enquetebericht  treffend  folgendennassen: 

»Ein  Id^tcheres  Btld,  als  das,  welches  ans  die  eben  vorgeführten  offidellen  Mit- 
teilungen entrollt,  lässt  sich  kaum  denken.  Das  ist  die  Lage  der  Arbeiterinnen  im 
Lande  der  Sociairefnnn  !  Die  Lage  der  Arbeiterinnen  nicht  in  einer  verkonitnenden 
Imlustric.  die  der  ("oncurrenz  krämerhafter  Engländer  erliegt,  sondern  einer  In- 
fht'-trie.  die  Dcutsclilands  Stoh  und  Grösse  ist,  einer  Industrie,  in  der  Deutschland 
jede  Concurrenz  auf  dem  Weltmarkt  immer  siegreicher  aus  dem  Felde  schlagt.«'' J 

Freilich,  zu  sodalpolitisdien  Taten  zum  Schutze  der  ausgebeuteten  Heim- 
arbeiter schwang  die  Regierung  sich  keineswegs  auf,  wenn  man  nicht  die 
polizeiliche  Auflösung  (Ics  TlvTliner  Arbeiteriimcnvereins  ai(S  politischen 
Gründen,  weil  er  sicli  nämlich  in  verdienstvoller  Weise  an  der  Agitation 
gegen  den  Xähfadcnzoll  beteiligt  hatte,  als  socialpolitische  Tat  gelten 
lassen  will. 

Mit  einer  ähnlichen  Segnimg,  wie  die  Confectionsarbeiterinnen,  sollten 
die  Taljakarbeiter  bedacht  werden.  Die  Tabakfabrikatstcuer  war  nach 
Annahme  der  Caprivischen  Militairvorlage  von  i8()3-i«S<)4  tmter  andenn 
dazu  ausersehen,  die  zerrütteten  Finanzen  des  Reiches  in  Ordnung  zu 
bringen.  Wäre  diese  Finrntsreform  gelungen,,  so  hätten  Tausende  an  sich 
schon  im  Elend  schmachtender  Arbeiter,  und  unter  ihnen  viele  Haus- 
industrielle, zum  Bettelstab  greifen  müssen.  Die  P'orm  der  Fabrikatsteuer, 
<lic  danials  gewählt  wurde,  hätte  wie  ein  Prämiensx  stein  für  die  Lohn- 
ilriickerei  gewirkt.  Nur  der  energischen  Gegenwehr  der  organisierten  Ar- 
beiter in  der  Tabakindustrie  und  ihrer  politischen  Vertretung  durch  die 
socialdemokratische  Fraction  des  Reichtages  ist  es  zu  danken,  dass  der 
schöne  Regfierungsplan  schon  in  der  Steuercommission  begraben  wurde. 

Es  ist  notwendig,  gegenüber  der  officiellen  Lobrederei  diese  i)Ositiven 
Taten  der  Regierung  und  der  herrschenden  Parteien  zu  gunstcn  der  Ver- 
mehnmg  hausindustriellen  Elends  hervorzuheben.  Zur  Eindämmung  der 
hausindustriellen  Missstände  rührte  sich  keine  Hand.  Auch  die  mit  Sang 
imd  Klanf^  tini:^elcitete  neue  socialpolitische  Ära  der  neunziger  Jahre  blieb 
auf  diesem  Gebiete  unproductiv.  Die  Berlepschsche  V  orlage  zur  Abänderung 
der  Gewerbeordnimg  /1890/  beschränkte  sich  darauf,  gewisse  Aus- 
defanungsvollmachten  des  Bundesrats  vorzuschlagen,  nahm  aber  sdbst  für 
dieses  Gebiet  der  Verordnungen  alle  diejenigen  Werkstätten  aus,  ^in  wel- 
chen der  .Arbeitgeber  ausschliesslich  r.w  seiner  Familie  gehörige  Personen 
beschäftigt«.  Den  energischen  Bemühungen  der  socialdeinokratisclien 
F'raction  gelang  es  niciit,  irgend  etwas  zu  gimsten  der  haiisiiidustriellen 

Vergl.  Biuno  Schoenlank:  Zttr  Lage  dtr  in  der  Wäscke/abrikation  und  dtr  Coitfeetionsbranche 
DeuUAkuüU  batMfßfitm  ÄrbtUertHMeH  in  d«r  Ntutm  ZtO,  1888,  pag.  127. 
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Schichten  herauszuschlagen.  Ermittelungen  wurden  freilich  in  Aussicht 
gestellt,  bis  mm  i.  April  1893  solHen  sie  abgeschlossen  sdn:  aber  auch 
dieser  Termin  verstrich,  ohne  dass  irgend  etwas  geschehen  war. 

Nachdem  das  Socialistengesetz  traurigfcn  Angedenkens  gefallen  und  auch 
für  die  qfcwerkschaftlichen  Organisationen  eine  etwas  freiere  Bewegung 
möglich  wurde,  setzten  die  organisierten  Arbeiter  der  l)eteiligtcn  Industricen 
alles  daran,  den  Heiniarbeiterschutz  zu  propagieren;  so  entfolteten  die 
Tabakarbeiter,  die  Sattler  tmd  die  -Schneider  eine  lebhafte  Agitation 
unter  den  hausindiistriellcn  Arbeitern.  Die  Anregungen  und  Fordeningen 
dieser  Organisationen  für  ein  gesetzgeberisches  l'Liiigreiten  zu  gunsten  der 
Hausarbeiter  wurden  indessen  wenig  beachtet ;  schienen  doch  diese  Scliich- 
ten  zu  schwach,  um  sich  erfolgreich  für  die  Verbesserung  ihrer  wirtschaft- 
lichen Lage  zu  rühren.  Da  kam  der  grosse  Cun  icctionsarbeiterstrike  im 
Jahre  1896,  der  mit  gewaltigem  Xachdruck  die  l-'orderimg  des  gesetzlichen 
lleimarbeiterschntzes  in  die  breite  t  )t  fciiilichkcit  trug. 

Das  sociale  Gewissen  grosser  Volksschichten  wurde  plötzlich  wachge- 
riittelt  Dass  die  Ärmsten  der  Armen,  die  von  Grossconfecttonären  tmd 
Zwischenmeistern  ausgebeuteten  Heimarbeiter  in  einer  Industrie,  die  einer 
kleinen  Anzahl  von  l'nteniehmern  jährlich  viele  Millionen  einbringt,  ge- 
zwungen waren,  in  ilen  Strike  einzutreten,  war  ein  Kreignis,  welches  selbst 
das  Interesse  solcher  Kreise  wachrief,  ilie  den  Arbeiterkampien  sonst  völlig 
indifferent  gegenüberstehen.  Mit  geringen  Ausnahmen  trat  damals  die 
öffentliche  Meinung  ausschliesslich  für  die  ausgebeuteten  Confections- 
arbcitcr  ein. 

Die  damaligen  Vorgänge  sind  durchaus  lehrreich  für  die  Ca'genwart ; 
sie  zeigen  uns,  wie  einhellig  damals  alle  Kreise  und  Schichten  die  entsetz- 
lichen Zustände  der  Hausindustrie  verurteilten,  sie  bieten  aber  auch  interes- 
sante Vergleiche  für  das  productive  und  sclmelle  Arbeiten  unserer  viel- 

gerühmtcn  socialen  Gesetzgebimg. 

y\m  12.  ]*\"bruar  1896  beschäftigte  sicii  dir  Reichstag  mit  dem  Con- 
fcctionsarbeiterelend.  Bebel  hatte  allerdings  bereits  am  28.  Januar  189O  bei 
dem  Titel  Arbeiterstatistik  die  Bewegung  der  Confectionsarbeitef  beleuchtet 
und  von  der  R^erung  ein  gc  si  t /.geberisches  Vorgehen  verlangt;  aber  seine 
Ausführungen  hatten  wiiii-  Hculnung  R^cfundcn.  Am  12.  Februar  da- 
gegen standen  die  \'erhan<lkuii;cn  unter  dem  wuchtigen  Eindruck  des  aus- 
gebruciieuen  Strikes,  und  nun  warai  es  plötzlich  die  Nationalliberalen  —  die 
noch  1891  alle  socialdemokratischen  Anträge,  die  sich  auf  den  Arbeiter- 
schutz in  der  Hausindustrie  bezogen,  zu  Fall  brachten  — ,  die  mit  kühner 
Sclnsenkung  die  Regierung  über  ihre  Stelltmg  zum  Ueimarbeiterschutz 
interpellierten. 

In  der  Besprechung  der  nationalliberaleu  Interpellation  wurde  von  den 
Rednern  aller  Parteien  und  von  den  verbündeten  Regierungen  selbst  aner- 
kannt, dass  schwere  Missstände  in  der  Confectionsindustrie  beständen,  die 
einer  baldigen  und  gründlichen  Abhilfe  bedürften.    Hören  wir: 

Abgeordneter  Freiherr  Ueyl  zu  Herrnsheim  (nationalliberal):  >Wcnn 
sich  in  unserer  Gesellschaftsordnung'  solche  Missstände  zeigen,  so  sind  nach  meinem 

Ernicssoii  «litjciiigcTi,  wolclic  die  jetzige  Gesell sLlKifthortliuiiig  für  eine  richtige  halten 
und  aufrechterhalten  wollen,  verpflichtet,  gegen,  derartige  Missstände  enctrgisch 
aufxutreten.€ 
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Staatssecretair  von  Bottich  er:  >Ich  halte  dafür,  dass  er  (der  InterpelTant 
von  Hcyl]  den  Finger  m  einer  der  schlimmsten  Wunden  unseres  wirtschaftlichen 
Lebens  gelegt  hat,  imd  ich  halte  femer  dafür,  dass  es  nicht  allein  Aufgabe  der  Regie- 
rungen iinii  Volksvertretungen,  sondern  \  ichnchr  aller  Vaterlandsfrcundc  ist,  dahin 
zu  streben,  dass  der  Krebsschaden,  der  auf  diesem  Gebiete  besteht,  aus  der  Welt 
geschafft  wird  ....  So  gross  die  Schwierigkeiten  sein  mögen,  sie  müssen  über- 
wunden werden.« 

Abgeordneter  Dr.  Hitze  (Centrum):  >\Vas  der  Herr  Staat ss^xirctair  angeführt 
hat,  war  doch  sehr  wenig;  es  war  auch  da  mehr  ausgesprochen,  was  nicht  gesdidien, 
als  was  geschehen  ist.  [Sehr  richttR.']  Das  einzige,  was  er  anführen  konnte^  war, 
dass  das  Verbot  des  Trucksystems  durch  die  letzte  Arbeiterschutzgesetznovelle  auch 
.'luf  die  Hausindustrie  auspciiohnt  worden  ist.  .\l)or  auch  hier  hat  der  Herr  Inter- 
pellant mit  Recht  hervorgehoben,  dass  die  Bestimmungen  zwar  auf  dem  Papier  be- 
stehen, dass  es  aber  mit  der  Durchfuhrung  sehr  mangelt.« 

Abgeordneter  Schall  (conservativ)  :  »Auf  welchem  Wege  sich  eine  Besserung 
der  ÜlKrlslandc  wird  licrheiftibren  lassen,  das  wird  nach  den  uns  gewordenen  Zu- 
sagen einer  weiteren  l  ntcrsuchung  auch  von  Seiten  der  verbündeten  Regierungen 
unterliegen,  und  wir  alle  hier,  so  viel  an  uns  Hegt,  werden  dazu  beizutragen  haben, 
dass  diese  neue  Knquete  zu  crspriesslichen.  praktischen  KrgcbnisMH  führe,  welche 
sich  nachher  zu  gesetzgeberischen  Massnahmen  verdichten.« 

Handelsminister  Freiherr  von  Berlepsch:  »Aber  ich  bin  der  Ansicht,  dass, 
wenn  die  öffentliche  Meinung  ebenso  wie  heute  der  Reichstag  sich  über  die  Frage 
ausspricht,  ein  solcher  Druck  auf  die  Unternehmer  nicht  ohne  Wirkung  bleibt.  Wir 
hal)en  es  schon  oft  erlebt,  dass  lediglich  die  Stimmung  der  öiTentlichen  Meinung 
dem  Strike  zum  Sieg  verhol  fen  hat  in  Fällen,  wo  der  Strike  ebenso  begründet  war, 
wie  er  es  in  diesem  Fall  meines  Erachtens  ist.c 

(;bcr  die  Bercclitiqiinf?  des  Strikcs  ^ins«>ertc  sich  damals  auch  der  amt- 
liche Schiedssprtich  <ks  ( icwerbc£:;-ericlits  IJerhn  in  folgender  Weise: 

>Tatsächlich  bestehen  in  der  Herren-  und  Knabenconfection  Missstände,  indem  die 
gezahlten  Lohne  in  vielen  Fällen  unter  ein  Niveau  gesunken  sind,  welche  ein 
menschenwürdiges  Dasein  der  Arbeitnehmer  trotz  angestrengter  fleissiger  Arbeit 
nicht  ermöglichen.  Es  mnsste  deshalb  die  Auflehnung  der  Arbeiter  gegen  den  auf 
(lieser  Grundlage  erwachsenden  Lohndnick  als  durdiaus  berechtigt  anerkannt 
werden.« 

Allein  weder  das  ülend  Tausender  ihrer  Arbeiter,  nocli  der  Druck  der 
öffentlichen  Meinung  war  im  stände,  auf  die  hartgesottenen  Unternehmer 

der  Confectionsindustrie  einzuwirken.  Im  Gegenteil :  Die  Berliner  Herren- 
iind  KnalKMiconfectionäre  brachen  schnöde  ihr  vor  dem  Einijq:tmj[^samte  de«; 
Berliner  Gewerljegericlits  gegebenes  Wort,  und  traten  einseitig  von  den  ge- 
troffenen Vereinbarungen  zurück.  Dieser  unerhurtc  Treubruch  wurde  fast 
von  der  gesamten  Presse  in  kräftigen  Ausdrilcken  verurteilt;  allgemein 
wurde  ein  tmi  so  energischeres  Eingreifen  der  Geset^;ebung  gefordert. 
Und  was  gcscliah''  Nun,  zunächst  stellte  die  Reichscommission  für  Ar- 
beiterstatistik Erhebungen  an  ül)er  die  Arbcit.sverhiiltnisse  in  der  Kleider- 
imd  Wäscheconfection.  Diese  Erhebtmgen  brachten  im  ganzen  nichts 
Abschwächendes,  sie  bestätigten  vielmehr  alles»  was  seit  Jahren  in  die 
Öffentlichkeit  gedrungen  und  w-as  durch  Privatuntorsuchungen  aufgedeckt 
war.  Ja,  teilweise  beleuchten  die  amtlichen  Erhebungen  noch  weit  erassere 
Zustände.  Die  Ergebnisse  der  Erhebungen  wurden  dem  Reichskanzler  mit 
den  gesetzgeberischen  Vorschlägen  der  Comniission  übermittelt.  In  der 
Commision  für  Arbeiterstatistik  waren  eigentlich  nur  zwei  Personen,  welche 
die  Consequenzen  aus  dem  vorhandenen  ^Taterial  durch  Stellung  ent- 
sprechender Antri'gc  zogen.  Es  waren  das  der  verstorbene  badisehe 
Fabhkinspector  Dr.  Woerishoffer  und  der  socialdcmokratische  Abgcord- 
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nete  Molkenbuhr.  Aber  ihre  Vorschläge  wurden  schon  in  der  Conmtssion 

als  zu  weitgxjhend  abgelehnt. 

Ks  schien  iiKk-sscn  doch  zunächst,  als  ob  die  Regierung"  ^ven^pfstcn.s  inso- 
weit fortschritdicli  wirken  wollte,  dass  sie  die  notwendit^^en  Eingriffe  der 
Gesetzgebung  nicht  auf  das  enge  Gebiet  einer  Industrie  zu  beschränken  ge- 
dachte. Denn  in  der  Session  1896-1897  hatte  der  Bundesrat  weitergehende 
Befugnisse  in  einem  Gesetzentwurf»  betreffend  die  Abänderung  der  Ge- 
werbeordnung und  des  Kranken  Versicherungsgesetzes,  verlangt,  und  zwar 
nicht  nur  für  die  Confection.  sondern  für  die  Hausindustrie  im  allgemeinen. 
Als  Ziele  waren  dabei  ins  Auge  gefasst:  grössere  Klarheit  in  den  Arbeits- 
vertn^  zwischen  dem  Auftraggeber  (Industriellen  oder  Zwischenmeister) 
und  dem  Ubemehmer  einer  Heimarbeit  zu  bringen ;  einen  Maximalarbeits- 
tag für  die  geschützte  Person  auch  dann  zu  sichern,  wenn  diese  teils  in  der 
Arbeitsstätte  des  Auftraggebers,  teils  ausserhalb  derselben  arbeitet ;  die 
Krankenversicherungs-  und  Beitragspflicht  zu  ordnen.  Ein  diesen  Grund- 
sätzen entsprechender  Entwurf  kam  am  24.  Mai  1897  Reichstag  zur 
ersten  Lesung;  er  sollte  auch  zugleich  die  Einlösung  der  Zusage  ain 
12.  Febniar  1896  darstellen,  »dass  der  Krebsschaden  . .  .  aus  der  Welt  ge« 
schafft  wird«. 

Die  Enttäuschung  über  die  Genialität,  mit  der  die  Reichsregierung  eine 
hausindustrielle  Gesetzgebung  schaffen  wollte,  fand  selbst  in  der  bürger- 
lichen Presse  eine  vernichtende  Kritik.  So  schrieb  beis{)ielsweise  die  Frank' 

furtcr  Zeitung  am  21.  Mai  1897  unter  anderm  folgendes: 

»Der  Berg  kreisste  und  gebar  eine  .Maus.  So  muss  man  wohl  sagen,  wenn  man 
einerseits  die  umfangreichen  Beratungen  in  Betracht  zieht,  die  üljer  die  Lohn-  und 

.'\rliciis\  crliähnisst  tlrr  ronfcctionsarbcitcr  gepflogen  wiirdcii.  und  andcrcrscils  den 
neuesten  bereits  mugeteillen  Gesetzentwurf,  betretTcnd  die  Abänderung  der  Gewerbe- 
ordnmig  tmd  des  lOwikenversicherungsgesetzes,  der  diese  Verhältnisse  regeln  soll. 
Durch  die  F.rhciningen  der  CnminisxiDn  für  .Xrhcitcrstativtik  und  durcli  andere  Kr- 
mittelungen  ist  bekanntlieh  festgestellt  worden,  dass  bei  den  Confeclion>arlK-ilerinnen 
in  Berlin  die  mittleren  Lohnsatze  katUU  die  Hälfte  des  ortsüblichen  Tagelohnes  fiir 
ungelernte  männliche  Arbeiter. betragen,  dass  die  Verhältnisse  in  der  Provinz  noch 
schlimmer  sind,  dass  also  die  Einkommen  der  Confectionsarbeiterinnen  zumeist  über 
das  Niveau  einer  Arniennnterstützung  nicht  hinaufgehen  und  mit  einem  regulären 
aus  gewerbhcl^r  Arbeit  gewonnenen  Existenzminimum  nicht  mehr  zu  tun  haben... 
Und  zur  Besserung  dieser  trostlosen  Zustände  weiss  die  Regierung  nichts  anderes 
VOT2Uschlagen.  als  Lohnbucher  imd  Arbeit --»  ttt  !,  das  \'erbr.t,  dass  Arheiteriiiiicii  und 
jugendlichen  Arbeitern,  wenn  ihre  tägliche  Beschäftigung  in  der  Fabrik  sechs  Stuntlen 
übersteigt.  Arbeit  mit  nach  Hause  mitgegeben  werden  darf,  tmd  schliesslich  die  Aus- 
dehnung der  Krankcnversicherungspliichl  auf  die  liier  in  I'rage  stehenden  Arlx'iter! 
Dass  man  durch  solche  .Massnalnnen,  die  man  mit  Rucksuhi  auf  die  Bedeutung  der 
ZU  verhandelnden  Sache  fast  Kmkcrlitzchen  nennen  mochte,  den  niedrigen  Lohnen, 
dem  Hauptübel,  unter  dem  die  Confectionsarbeiterschaft  leidet,  nicht  beikommt,  ist 
ohne  weiteres  klar  ....  Der  Regierungsentwurf  kann,  sofern  er  Gesetz  wird,  in 
dieser  Hinsicht  so  gut  wie  gar  niciits  leisten,  er  ist  eine  Farce.« 

Aber  selbst  zu  dieser  Farce  kam  es  nicht  eirunal.  Die  Kinkerlitzchen 
gingen  den  Untemehinerverbänden  und  den  Handelskammern  wie  immer 
noch  viel  zu  weit ;  ihr  Einfluss  war  ausschlaggebender,  als  das  Interesse  für 
die  armen  Heimarbdter.  Die  Rdcbstagscommission,  anstatt  schnell  etwas 
Positives  zu  schaffen,  lehnte  die  Verhandlung  über  den  Entwurf  w^;en  der 
weit  voi^eschrittenen  Session  ab,  und  der  Bundesrat  begnügte  sich  mit  dem 
Erlass  der  am  30.  Juni  1897  in  Kraft  getretenen  Verordnung,  betreffend 
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die  Aasdehnung  der  §§  135  bis  139  und  des  §  139b  der  Gewerbeordnung 
auf  die  Werkstätten  der  Kleider-  und  Wäscheconfection. '  Auf  diese  Ver- 
ordnung^ näher  einzugehen,  verlohnt  sich  nicht ;  sie  hat  deswegen  praktiscli 
so  gut  wie  gar  keine  Bedeutung,  weil  sie  keine  Anwendung  findet  auf  Werk- 
stätten, in  denen  der  Arbeitgeber  ausschliesslich  zu  seiner  Familie  gehörige 
Personen  oder  nur  gelegentlich  nicht  zu  seiner  Familie  gehörige  Pnsooen 
beschäftigt,  und  auf  Werkstätten,  in  denen  die  Herstellung  von  Waren  der 
Kleider-  und  Wäscheconfection  nur  gelegentlich  erfolgt.  Sie  findet  nur 
Anwendung  auf  Werkstätten,  in  denen  die  Anfertigung  von  Männer-  und 
Knabenkleidem,  Frauen-  und  Kinderkleidung,  sowie  von  Wäsche  im 
grossen  erfolgt.  Es  genügt,  wenn  hier  constadert  wird,  dass  die  Fachleute, 
die  mit  diesem  genialen  Meisterwerk  deutscher  Gesetzgebungskunst  zu 
arbeiten  haben,  die  Fabrikinspectoren,  in  ihren  Berichten  die  Wirkungs- 
losigkeit der  Verordnungen  allgemein  hervorhoben. 

Der  Vorwärts  schrieb  im  Jahre  1896  zu  den  Reichstagsverhandlungcn 
über  die  Confectionsarbdterverhältnisse  folgendes: 

>Heutc  sprechen  die  Vertreter  des  Gipitals  unter  einem  unabweisbaren  Zwange; 
nach  Monaten  oder  Jahren,  wenn  die  Anregimgen  dieser  Taige  sich  za  sicherlich 
recht  schwächlichen  Gesetzentwürfen  verdichtet  haben  werden,  dann  wird  der  Reform- 
eifer verflossen  sein,  dann  werden  die  Wenn  und  Aber  ertönen,  dann  werden  die 
Interessenten  ihre  Vorbereitungen  getroffen  haben,  die  Solidarität  und  das  Classcn- 
interesse  der  Unternehmer  werden  gesiegt  haben.« 

£Kese  Kritik  wurde  in  der  damaligen  Begeisterung  für  gesetzliche  Re- 
formen als  übel  an^jcl^raclUe  IletTie  aus^-clegt.  A1>er  leider  hat  der  l  'orzi'ärts 
vollständig  Punct  für  Punct  recht  behalten.  Wie  oft  ist  dem  Reichstag 
MJitdem  durch  die  socialdcniokratische  Fraction  Gelegenheit  gegeben  wor- 
den, seinen  Reformeifer  und  seine  Reformversprechungen  in  die  Tat  um- 
zusetzen! iXber  stets  haben  die  bürgerlichen  Arbeiterfreunde  zusammen 
mit  (\cr  Regierung  vor  lauter  Wenn  und  Aber  versagt. 

Bei  der  letzten  Novelle  zur  Gewerbeordnung  war  der  Regierung  die 
Erleuchtung  gekommen,  dass  »dieselben  Missstände,  welche  in  der  Con- 
f^ction  festgestellt  wurden,  auch  in  anderen  Industriezweigen  vorkommenc. 
Anstatt  hieraus  die  Consequcnzen  zu  ziehen  und  ganze  Arlxit  zu  leisten, 
lehnte  der  Reichstag  alle  dahinzielenden  Anträg^e  der  socialdemokratischen 
Fraction  ab  und  beschränkte  sich  nur  darauf,  in  §  1 14a  der  Gewerbeordnung 
dem  Bundesrat  die  Befugnis  zu  erteilen,  Lohnbücher  oder  Arbeitszettel 
für  bestimmte  Gewerbe  vorzuschreiben.  Es  haben  nicht  einmal  die  in  der 
Praxis  zu  vielen  verschiedenartigen  Auslegungen  Anlass  gebenden  Be- 
griffsbestimmungen von  Heimarbeiter  und  Hausgewerbetreibetiden  eine 
entsprechende  Regelung  gefunden. 

Seit  dem  Confectionsarbeitcrstrike  von  1896  sind  auch  die  drei  Ver- 
sicherungsgesetze abgeändert  worden,  ohne  dass  hierbei  auf  die  recht- 
liche imd  wirtschaftliche  Stdlung  der  Hausarbeiter  Rücksicht  genommen 
wurde :  im  wesentlichen  hat  man  es  bei  den  alten  Bestimmungen  belassen. 
Der  lUuulesrat,  dem  in  den  einzelnen  Gesetzen  bestimmte  Befugnisse  zu 
gunsten  der  Ausdehniing  der  Versicherung  auf  die  liausindustriellen  ein- 
geräumt  sind,  zeigte  sich  hierin  sehr  wenig  fortschrittlich.  Nach  dem 
Invalidenversichcrungsgesetz  hat  bisher  der  Bundesrat  die  Versicherungs- 
püicht  nur  auf  die  Hausgewerbetreibenden  der  Tabakfabrikation  und  der 
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Textilindustrie  ausgedehnt,  obwohl  nicht  einzusehen  ist,  weshalb  die  an- 
deren Hausindustrieen  davon  ausgeschlossen  bleiben  sollen. 

So  stehen  wir  heute,  volle  acht  Jahre  nach  dem  grossen  Confections- 
arbeitcrstrikc,  in  der  Fracrc  iks  Heimarbeiterschutzes  im  wesentlichen  noch 
auf  demselben  Fleck,  wie  dazumal,  trotz  aller  Begeisterung  und  trotz 
aller  schönen  Versprechungen,  die  von  der  Regierung  und  den  bürger- 
lichen Parteien  des  Reichstags  gegeben  wurden. 

Und  dabei  ist  das  Problem  des  Heimarbeiterschutzes  heute  vollständig: 
jjeklärt.  Der  grosse  Confectionsarbcitcrausstand  des  Jahres  1896  hat  den 
Anlass  gegeben,  dass  gegenwärtig  eine  reichhaltige  wissenschaftliche  Lite- 
ratur über  das  Problem  der  Hausindustrie  und  ihre  gesetzliche  Regelung 
vorhanden  ist.  Wissenschaftliche  Vereine,  wie  der  Verein  für  Social' 
Politik,  haben  sich  grimdlich  mit  der  Frage  beschäftigt  Wo  immer  Unter- 
suchungen veranstaltet  wurden,  überall  haben  sie  7.\\  den  gleichen  Ergeb- 
nissen geführt,  die  sich  dahin  zusammenfassen  lassen,  dass  die  Haus- 
industrie mit  ihrer  unbegrenzten  Arbeitszeit,  ihren  niedrigen  Löhnen  und 
ungesunden  Arbeitsstätten  die  in  ihr  beschäftigten  Arbeiter  und  Arbeite- 
rinnen wirtschaftlich  und  geistig  verelendet.  Was  zur  Abhilfe  geschehen 
könnte,  (larül)er  sind  die  gesetzgebenden  Factoren  ausreichend  unter- 
richtet. Hat  i\och  das  Reichsamt^  des  Innern  schon  eine  interessante  Zu- 
sammenstellung der  im  Auslande  bestehenden  Gesetze  zum  Schutze  der 
Hausindustriellen  publiciert.  Trotzdem  hört  das  Blindekuhspiel  nicht  auf. 

Die  oiganisierten  Arbeiter  haben  sich  auf  äusserst  b^heidene  Forde- 
rimgcn  zurückgezogen.  Der  letzte  Gewerkschaftscongress  forderte  als 
Übergangsstadium  zu  einem  gesetzlichen  Verbot  der  Hausmdustrie : 

1.  Ausdehnung  der  Arbeiterschutz-  und  Versicheruiigsgesetze  auf  die  gesamten 

I  K'imarbcitcr  ; 

2.  Vollständiges  Verbot  der  Kinderarbeit; 

3.  Unterstellung  der  gesamten  Hdmarbeit  unter  die  Coatrole  durch  die  Gewerbe- 

inspeclion  ; 

4.  Erlass  strenger  Vorschriften  über  Einrichtung  tler  Arbeitsstätten  der  Heimarbeit. 

5.  Verpflichtung  der  Arbeitgeber  und  der  sogenannten  Zwischeumeister,  eine  genaue 
Liste  der  von  ihnen  beschäftigten  Personen  mit  W'olimmgsanpabe  zu  führen  und 
diese  jederzeit  den  Bcamtai  der  Gcwerbeinspection  zur  Einsicht  vorzulegen; 

6.  Verbot  der  Heimarbeit  an  Sonntagen  und  gesetzlichen  Feiertagen  und  der  Nacht- 
arbeit; 

7.  Verbot  der  Heimarbeit  in  Häusern  und  Arbeitsstätten,  in  denen  eine  ansteckende 
Krankheit  ausgebrochen  ist; 

&  Unterstellung  der  Heimarbeiter  unter  die  gewerblichen  Schiedsgenchte  bei  Streitig- 
keiten zwisdicn  ihnen  und  den  Arbeitgebern  respective  Zwischenmeistem,  die  aus 

dem  ArtK-itsvcrliähnis  eiUsprtingcii  sind: 

9.  Erlaus  von  Schutzbcsiininiungen  und  Spccialvorschriften  nach  der  Natur  der  ein- 
zelnen Zweige  der  Heimarbeit ; 

20.  Verhängiinc:  strenger  Strafen  für  übertrctunR  der  fjesetzlichcn  \'orschriften,  für 
deren  Einiiakung  Arbeitgeber  und  Zwischcnmcistcr  in  erster  Linie  verantwort- 
lich sind. 

Diese  Forderungen  sind,  wie  gesagt,  äusserst  bescheiden,  denn  sie  be- 
sclir.inken  sich  im  wesentlichen  nur  auf  das  sanitäre  Gebiet.  Der  Kern 
des  Uhcls  der  ganzen  Heimarbeit,  die  Lolmfrage,  wird  durch  diese  Vor- 
schläge nicht  berührt.  Es  wird  sich  aber  empfehlen,  die  notwendigen 
Forderungen  an  die  Gesetzgebung  auch  nach  dieser  Richtung  zu  steUen. 

So  hat  der  Punct  2  der  sanitären  Forderungen  nunmehr  seine  gesetz- 
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geberische  Regelung  in  dem  Kinderschutzgesetz  vom  30.  März  1903  ge- 
funden.  Der  Gnmdsatz,  dass  Werkstätten,  in  wdchen  der  ArMtgther 

ausschliesslich  zu  seiner  Familie  gehörige  Personen  beschäftigt,  von  dem 
Arbeiterschutz  ausgeschlossen  bleiben,  ist  bei  dem  Kinderschutzgesetz 
zum  erstenmal  aufgegeben.  Die  gewerbüche  Kinderbeschäftigung  ist  nun- 
mehr auch  in  diesen  Werkstätten  verboten.  Allein,  es  ist  nicht  zu  ver- 
kennen, dass  das  Haushaltungsbudget  der  Familie  durch  diesen  Ausfall 
an  Lohn  erfaebUch  geschädigt  ist.  Denn  schliesslich  sind  die  Kinder  nicht 
zum  Vergnügen  beschäftigt.  Jede  Lohneinbusse,  und  sei  sie  noch  so  ge- 
ring, spielt  bei  den  miserablen  Löhnen  der  Hausindustrie  eine  gewaltige 
Rolle.  Was  auf  der  einen  Seite  also  genommen  wird,  muss  auf  der  anderen 
Seite  durch  positive  Massregeln  eiiganzt  werden.  Es  kann  nicht  als  Fort' 
schritt  gelten,  wenn  die  Kinder  zwar  durch  den  Fortfall  der  qcsundheits- 
scbädliciien  Erwerbsarbeit  geschützt  werden,  nachher  aber  durch  den  Aus- 
fall an  Lohn  zu  zunehmender  Unterernährung  verurteilt  sind  und  so 
hieran  frühzeitig  zu  Grunde  gehen. 

Greift  die  Gesetzgebung  m  die  Familie  ein  —  und  dazu  hat  sie  die 
Pflicht  — ,  so  darf  sie  vor  eiQei:..Si€h£nmg  der  Exkicn>^Ucdi»gnffgeti  durch 
eine  Einwirkung  auf  die  Lohnhöhe  nicht  zurückschrecken.  Das  kann 
geschelien,  wenn  zum  Beispiel  die  Staatsverwaltungen  mit  der  Einrichtung 
von  Werkstätten  vorangehen  und  in  diesen  Betrieben  alle  Waren  an- 
fertigen lassoi,  die  bisher  in  der  Hausindustrie  produciert  wurden.  Eine 
gleiche  Verpflichtung  wäre  den  Gemeinden  aufzuerlegen.  Mindestens 
sollten  aber  l)ei  Vergebung  von  Arbeiten  für  Reichs-,  Staats-  und  Ge- 
meindebeliörden  nur  solche  Unternehmer  berücksichtigt  werden,  die  Werk- 
stätten besitzen  und  Löhne  zu  Tarif  Vereinbarungen  zahlen.  Zur  Ge- 
staltung von  Lohntarifen  für  die  Hausindustrie  könnte  sehr  gut  da 
Zwang  durch  die  Einigungs.initer  der  Gewerbegerichte  geschaffen  werden, 
und  zwar  derart,  dass  ein  Mindestmass  der  Entlohnung  für  die  haus- 
industriellen  Arbeiter  gesichert  werden  muss.  Älmliche  Vorschläge  sind 
bereits  von  bürgerlichen  Socialpolitikem  erfolgt,  sogar  noch  weitergehende, 
wie  beispidsweise  der  Brentanosche  von  einer  Zwangsoiganisation  der 
Heimarbeiter,  um  diese  in  den  Stand  zu  setzen,  sich  bessere  Lohn-  und 
Arbeitsbedingungen  zu  erkämpfen. 

Wir  heben  diese  Gesichtspuncte  hervor,  um  zu  zeigen,  welche  Gestal- 
tung ein  ausrdchender  Heimarbeiterschut2  nehmen  müsste.  Allein  wir 
wissen,  dass  der  Hdmarbdterschutzcongress  nicht  unter  günstigen  Ver- 
hältnissen tagt.  Die  Regierung  ist  in  ihrer  Gesamtpolitik  zu  sehr  von  den 
reactionären  Parteien  nbliängig,  als  dass  sie  auf  dem  Gebiete  <1cr  Social- 
politik  emsthaft  weiter  vorgehen  könnte.  Die  Rechte  und  der  ausschlag- 
gebende Teil  der  Nationalliberalen  legen  die  Bremse  an,  so  oft  der  Staats- 
secretair  des  Innern  einen  schüchternen  Versuch  machen  will.  Und 
das  Centrum  tut  bd  all  seiner  Arbeiterfreundlichkeit  nichts,  was  den  social- 
politischen  Omnibus  in  etwas  schnelleres  Tempi:)  bringen  könnte.  So  ist 
für  die  nächste  Zeit  wenig  Aussicht  auf  die  Erlangung  eines  positiven 
Heimarbdterschutzes  vorhanden.  Die  Tätigkdt  des  Hdmarbeitersdiutz- 
congresses  kann  im  wesentlichen  nur  darin  bestdien,  dass  er  seine  Forde- 
rungen formuliert  und  dass  die  organisierten  Arbdter  aller  Industrieen« 
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in  denen  die  Hausarbeit  grassiert,  den  gemeinsamen  Kampf,  so  schwierig 
er  auch  eTScheint,  mit  zäher  Ausdauer  geschkMaen  weiter  fiUiren,  dass  sie 

t-ich  ein  gemeinsames  Kampfziel  schaffen  und  durch  Stärkun^^  ihrer  wirt- 
schaftlichen und  poHtischen  Macht  einen  ausschlaggebenden  lunfluss  auf 
die  Gestaltung  der  Arbeiterschutzgesetz^ebung  zu  gewinnen  suchen,  um 
die  Regierung  und  die  Parteien  zu  zwingen,  positiv  vorzugehen. 

,xxxxxxxxxxxxxxxxxxxxxxxxxxxxxxxxxxxxxxxxxx>o<x 

EDUARD  BERNSTEIN  •  DAS  CONSUMENTENINTER- 
ESSE  UND  DER  HEIMARBEITERSCHUTZ 

Oft  hört  man  den  Einwand,  dass  eine  die  Heimarbeit  einschränkende  Regulie- 
rung grosse  Zahlen  von  Arbeftem  und  Arbeiterinnen,  die  aus  irgend 
welchen  Gründen  an  das  Haus  gebunden  respective  am  Arbeiten  in  der  Fabrilc 

verhindert  sind,  in  ihrem  Erwerb  schädij^cn,  wenn  nicht  ihn  ihnen  ganz  un- 
niogHch  machen  würde.  Daneben  stüsst  man  aber  auch  auf  den  Vorhalt,  dass 
soldie  R^^lierung  unvermeidlich  Verteuerung  heissen  und  so  die  Consamenten 
der  Producte  der  Ileiniarheit.  'Iii  oft  gerade  die  Ärmsten  der  Armen  sind,  ver- 
hindern würde,  ihren  Consum  auf  dem  bisherigen  Stand  zu  halten  oder  schritt- 
weise zu  heben.  Ein  radicales  Eingreifen  in  die  Heimarbeit  drohe  das  Con- 
sunienteninteresse  ernsthaft  zu  beeinträchtigen.  Mit  anderen  Worten:  dem 
.^"treben,  die  Production  auf  ein  höheres  Niveau  ZU  heben,  wird  das  Consumenten- 
inlcre^e  als  Gegner  gegenübergestellt. 

Wie  überall,  wo  Producenten-  und  Con&umenteninteresse  in  Gegensatz  ge- 
raten, kann  man  aucli  hier  zunächst  die  Frage  aufwerfen,  welches  von  beiden 
Iiiteressen  principiell  voranstehe. 

Alanchem  mag  es  scheinen,  als  ob  vom  socialistischen  Siandpunct  aus  das» 
Producentenintcresse  das  wichtigere  wäre,  da  ja  doch  der  wirkliche  Producent 
srhliosslicli  immer  der  Arbeiter,  die  Production  die  Grundlage  aller  Wirt- 
schaft, allen  Gescllschaftslebens  sei. 

Diese  Argumentienmg  ist  aber  falsch.  Eine  reifliche  Überlegung  wiard 
zeigen,  das»  gerade  eine  sodaHstische  Gesellschaf tslehrc  den  Consum  respective 
die  Fürsorge  für  diesen  obenan  zu  stellen  hat.  Die  Menschen  prodncieren,  um 
consumiercn  zu  können,  sie  consumieren  aber  nicht  um  der  Production  willen. 
Wohl  muss  der  Mensch,  der  arbeitsfähig  bleiben  soll,  consumieren.  aber  der 
letzte  Zweck  ist  auch  hierbei  der  Consum.  Die  .\rbcit.  die  in  der  Production 
geleistet  wird,  ist  in  den  wenigsten  Fällen,  und  auch  dann  nur  zufallig,  mit 
jener  Betätigung  von  Muskel  und  Hirn  identisch,  die  der  Mensch  zur  vollen 
körperlichen  und  geistigen  Entfaltung  braucht.  Ausserdem  sind  immer  nur 
ein  Teil  der  Mitglieder  des  Gemeinwesens  Producenten,  während  alle  Con» 
sumenten  sind. 

Das  Consumenteninteresse  erheischt  die  mißlichst  hohe  Wirtschaftlichkeit 

in  der  Production.  Der  Grad  dt-r  Wirtschaftlichkeit  gibt  sich  heute  in  der 
Kegel  durch  die  Billigkeit  des  Products  kund,  (irösserc  Billigkeit  bei 
gleicher  Güte  oder  bessere  Qualität  bei  gleichem  Preise  gelten  als  die  Anzeichen 
dafür,  dass  wirtschaftlicher  produciert  wurde; 

So  regiert  heute  die  Billigkeit  den  Markt.  Und  es  lässt  sich  gar  nicht  leugnen, 
dnss  das  Drängen  nach  Billigkeit  ein  grosser  Factor  des  wirtschaftlichen  Fort- 
schritts ist.  In  der  gegebenen  Gesellschaftsordnung  ist  es  eine  der  unentbehr- 
lichsten Regulativkräfte  der  Wirtschaft   Soweit  die  sachlichen  Factoren 
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der  Production  in  Betracht  kommen,  nötigt  es  zur  grössten  Schonung,  zum 
Ausschluss  aller  Vergeudung,  Kämen  in  der  Production  nur  sachliche  Fac- 
toren  (Werkzeuge,  Rohmaterial,  Hilfsstoffe  etc.)  in  Betracht,  so  behielte  das 
Manchcsterdogma  unamBtSssliche  Giltig^cdt.  Des  OonsimiMiteidnteresBe  an 
der  grössten  Billigkeit  wäre  absoluter  Herrscher  im  Wirtschaftslehen.  Nicht 
mir  der  persönliche  Egoismus,  sondern  das  sociale  Interesse  geböte,  unter 
allen  Umbanden  der^^sseren  Billigkeit  nachzulanfen,  sie  nach  jeder  Möglich- 
keit au  erzwingen.<«J^^ 

Aber  wir  haben  in  der  Production  nicht  nur  mit  sachlichen  Factoren  zu 
rechnen.  Dass  es  da  so  etwas  wie  einen  persönlichen  Factor  gibt,  der 
sidi  Mtnsch  nennt,  ändert  das  Manchesterdogma  von  der  unter  allen  Um- 
ständen zu  erwirkenden  Billigkeit  ein  wenig.  Wo  der  in  der  Production  tätige 
Mensch  nicht  mehr,  wie  in  der  Sclavenwirtschaft,  ebenfalls  Sache,  sondern 
eine  rechtlich  freie  und  wirtschaftlich  sclbstverantwortliche  Persönlichkeit  ist, 
stellt  sich  in  Bezug  auf  ihn  die  Wirkung  der  Jagd  nach  Billigkeit  oft  anders. 
Soweit  die  .Sachen  in  Betracht  kommen,  bedeutet  jede  Vergeudung  schliesslich 
stets  Verteuerung  des  Products.  Wo  der  Mensch  in  Frage  kommt,  ist  Billig- 
keit der  Producte  oft  dadurch  erzielbar,  dass  mit  seiner  Kraft  verwQstende 
Wirtschaft  getrieben  wird.  Wer  menschliche  Arbeitskraft  unter  ihrem  nor- 
malen Preis  kauft,  was  heute  praktisch  so  viel  heisst.  als  wer  Menschen  für 
einen  Lohn,  der  einen  Wiederersatz  ihrer  körperlichen  und  geistigen  Kräfte 
ausschliesst,  zur  Überarbeit  nötigt,  wird,  solange  er  nur  immer  wieder  Menschen 
findet,  die  durch  ihre  sociale  Lage  genötigt  sind,  sich  unter  Preis  zu  verkaufen, 
billig  producieren,  ohne  deshalb  wirtschaftlicher  zu  produciercn.  Hinter  der 
Billigluit  seines  Products  steckt  Verwüstung  von  Menschenleben. 

Solche  Billigkeit  gutheissen,  solcher  Billigkeit  nachlaufen,  heisst  den 
Menschenwert  herabwürdigen,  heisst  den  Gc(Iankcn  preisgeben,  dass  der  Mensch 
der  'Zweck  der  Wirtschaft  ist,  und  nicht  umgekehrt.  Hier  stös.st  das  Consumentcn- 
interesse  auf  eine  Consumenten  p  f  1  i  c  h  t ,  deren  sich  die  wenigsten  heute 
bewusst  sind.  Wo  sich  Producenten-  oder  Händlerringe  bilden,  um  den  Preis 
von  Consumartikeln  in  die  Höhe  zu  bringen,  ist  es  ungemein  leicht,  das  Publi- 
cum ob  der  Brandschatzung  n\  Entrüstung  zu  versetzen.  Aber  nicht  dem 
Himdertsten  der  so  leicht  Entrdsteten  fällt  es  ein,  darüber  nachzudenken,  ob 
es  nicht  auch  beim  Einkauf  so  etwas  wie  Brandschatzung  gibt,  und  ob  er  als 
Käufer  nicht  selbst  schon  der  Teilnahme  an  solcher  Brandschatzung  siohl 
schuldig  gemacht  hat.  Man  lässt  sich  die  Billigkeit  gern  gefallen,  drückt,  wo 
man  irgend  kann,  womöglich  selbst  auf  den  Preis,  aber  lässt  sich  absolut  kein 
graues  Haar  über  die  Frage  wachsen,  wie  denn  nun  die  verlangte  Billigkeit 
in  der  Production  erzielt  wurde  oder  erzielt  werden  wird. 

Dass  diese  Gleichgiltigkeit  gegen  die  Lage,  und  damit  factisch  auch  gegen  das 
Leben  derjenigen,  die  für  unseren  Consum  arbeiten,  aller  entwickelten  Ethik 
ins  Gesicht  schlägt,  bedarf  keiner  langen  Beweisführung.  Sie  liegt  aber  so 
tief  im  Wesen  der  modernen  Wirtschaft  begründet,  die  ja  den  Productions- 
process  dem  Blick  des  Käufers  entzieht,  dass  mit  bloss  ethischen  Vorschriften 
gegen  sie  ausserordentlich  wenig  ausgerichtet  werden  kann.  Hier  müs'sefni 
andere  Organe  eingreifen,  um  das  zu  bt^wirken,  was  ein  starkes  ethisches 
Empfinden  den  Consumenten  oder  Einkäufern  als  selbstverstindlidie  Pflicht 
dictieren  sollte.  Immerhin  ist  es  doch  nicht  völlig  überflüssig,  in  möglichst 
weiten  Kreisen  wenigstens  den  Gedanken  ZU  propagieren,  dass  es  auch  beim 
Einkauf  so  etwas  wie  eine  Ethik  gibt. 

Dass  der  Heimarbeiter  des  gesetzlichen  und  administrativen  Schutzes  gegen 
Verwüstimg  seiner  Lebenskraft  bedarf,  steht  ausser  Frage  Wenn  selbst  der 
Werkstatt-  und  Fabrikarbeiter,  dem  das  Zusammenarbeiten  mit  vielen  gleich- 
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fjcstclltcn  Cameraden  einen  stärkeren  "Wäderstand  gegen  Druck  auf  seine 
Lebcnsbcdingfiingcn  möglich  macht,  ohne  gewisse  Sditttzgesetze  es  nicht  zu 
It'idlichen  Widerstandsorganisationen  bringen  konnte,  um  wie  viel  mehr  ist 
der  isoliert  oder  in  ganz  vereinzelten  kleinen  Gruppen  schaiTende  Heimarbeiter 
auf  Schutz  und  Betstand  von  aussen  angewiesen.  Die  Schutzbedfirftigkdt  wird 
kaum  jemals  emsthaft  geleugnet  —  seit  zwei  Mcnsclicnaltcrn  schwincrt  Hooch 
Lied  vorn  Hemde  tw  den  Reichen  sich^)  —  aber  neben  dem  mangelnden  guten 
Willen  ist  die  Abneigung,  in  die  Privatwohnungcn  einzudringen,  die  Ursache, 
bisher  so  gut  wie  nichts  gegen  die  verheerenden,  fortschrittsfeindlichen 
Wirknn_t,'cn  der  Heimarbeit  unternommen  wurde. 

Die  ersten  Schritte,  die  man  gegen  sie  gewagt  hat,  knüpfen  an  ein  recht 
materielles  Interesse  d«r  Consnmenten  an:  Schutz  gegen  Ansteckungsgefahr. 
Da  ein  grosser  Teil  der  Bekleidungsgegcn  stände  in  Heimwerkstätten  hergestdlt 
wird,  sind  diejenigen,  die  sie  eventuell  zu  tragen  haben,  auch  an  dem  sanitären 
S!ustand  der  Räume  interessiert,  wo  sie  angefertigt  werden,  sowie  daran,  dass 
sie  von  Personen  angefertigt  werden,  die  Seht  seihst  an  ansteckenden  Krank- 
heiten  leiden.  Die  sanitäre  t  berwacbung  der  Heimwerkstätten  und  der  Heim- 
arbeiter war  und  ist  je  nachdem  am  leichtesten  von  den  Gesetzgebern  zu  er- 
wirken. Hier,  wo  die  Interessen  der  Consnmenten  und  der  betreffenden  Ar- 
heiter  zusammenfliessen,  ist  sozusagen  der  Punct  des  geringsten  Widerstandes, 
hier  ist  die  Stelle,  wo  das  dimne  Ende  des  Keils  der  gesetzlichen  Überwachung 
und  Regulierung  der  Heimarbeit  verhältnismässig  leicht  eingetrieben  wer- 
den kann. 

Der  Hinweis  auf  die  Ansteckungsgefahr  hat  es  in  den  Vereinigten  Staaten 
von  America,  sowie  auf  verschiedenen  englischen  Colonieen  möglich  gemacht, 
die  Gesetzgeber  zum  Erla&s  einer  Vorschrift  zu  bewegen,  wonach  alle  in  Heim- 
werkstättcn  verfertigten  Kleidungsstücke  mit  einer  Marke  ZU  versehen  sind» 
welche  diese  Herstellung  dem  Käufer  sichtbar  kenntlich  macht  Professor 
Eugen  Schwiedland  gibt  in  der  erweiterten  zweiten  Auflage  seiner  trefflichen 
Schrift  ZUle  und  Wege  einer  Heimarheitsgesetsgebung  die  im  Staate  New  Yoric 
für  Heimarbeit  vorgeschriebene  Marke  wieder.  Hier  mag  als  ein  Gegen- 
stück ein  Muster  der  Marke  folgen,  wie  sie  auf  Neuseeland  an  Kleidungs- 
stücken befestigt  werden  muss,  die  in  Heimwerkstätten  angefertigt  worden, 
und  nicht  eher  entfernt  werden  darf,  als  bis  das  Stuck  in  Privatbesitz  über- 
gegangen ist  (wir  geben  den  Text  in  Übersetzung) : 

Angefertigt  von  Anna  Brown 

3  Customs  St. 

IN  EINER 

PRIVATWOHNUNQ 

UNREGISTRIERTEN  WERKSTÄTTE 

BEFESTIGT  QEMASS  DEM  FABRIKQE8ETZ 

Wer  diese  Marke  geseUwidrig  entfernt 
oder  bwhidigt,  wird  unter  AakUge  tp- 

stellt. 


An  der  Sanititsecke  endigt  die  leider  oft  genug  nicht  einmal  erkannte  Inter- 
essenharmonie zwischen  dem  Consnmenten  und  dem  Heimarbeiter.  Ist  aber 
hier  der  Keil  erst  eingeschlagen,  so  stellen  sich  immer  mehr  Möglichkeiten  ein, 

<)  In  Enclnd  ist  «■  sdwn  rielfadt  in  Lesdiflclier  fiffenUichn  Scbnlea  aafgaooMMB,  wu  aber  aicht 
Uadeit»  du«  di«  Hdaurbeit  andi  dort  aodk  ia  Mhr  bSam  Pohbibb  maatar  f octwodiact 
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ihn  weiter  zu  treiben,  das  heisst  immer  mehr  gesetzlichen  und  anderen  Schutz 
•der  Heimarbeiter  zu  erwirken. 

F.v  braucht  kaum  noch  erwähnt  zu  werden,  warum  wir  Schutz  der  HeilU- 
ari)eitcr  und,  nicht  Schulz  der  Heimarbeit  sagen.  Wer  nur  cinigcrmassen  sich 
mit  der  Materie  vertraut  gemacht  hat,  der  weiss  auch,  dass  Schutz  der  Heim- 
arbeiter mögHchste  Überleitung  der  Heimarbeit  in  Werkstätten-  oder  Fabrik- 
arbeit heisst.  Die  systematische  directe  und  indirecte  Förderung  dieses  Um- 
■wandlungsprocesscs  nmss  das  Richtung  gebende'Ziel  des  Heimarbeiterschutzes  sein. 

Es  ist  nicht  die  Aufgabe  dieses  Arti^ls,  die  Mittel  tind  Wege  zur  Erreichung 
dieses  Ziels  erläuternd  durchzugchen.  Hier  sollen  nur  einige  principiclle  Gc- 
sichtspunctc  entwickelt  werden,  die  bei  diesem  Kampf  in  Betracht  kommen. 

Wo  das  Moment  der  Verhütung  von  Ansteckungen  und  dergleichen  versagt, 
ist  die  Heimarbeit  vornehmlich  unter  dem  Gesichtspunct  des  Einschreitens 
gegen  parasitäre  Gewerbe,  wie  der  luiscres  Wissens  vom  Ehepaar 
S.  imd  B.  Webb  zuerst  geprägte  Ausdruck  lautet,^)  zu  bekämpfen. 

Unter  parasitären  Gewerben  sind  soldie  gewerbliche  Beschäftigungen  zu 
verstdien,  die  dem  in  ihnen  tätigen  Arbeiter  keine  sulcbe  J'i.ilnlinung  ge- 
währen, wie  er  sie  zu  einer  leidlichen,  ihn  gesund  erhaltenden  l.ebensführung 
benötigt,  so  das«  er  entweder  verkümmert  oder  das  Deficit  durch  Nebenein- 
kunfte  irgend  welcher  Art  decken  muss.  Mit  anderen  Worten:  Gewerbe,  die 
entweder  ihren  Arbeitern  das  Lclicn^mark  aussaugen  oder,  ;jenauer  betrachtet, 
auf  Kosten  anderer  Gewerbe  betrieben  werden,  wie  zum  Beispiel  gewisse 
Confectionsindustrieen,  die  junge  Mädchen  beschäftigen,  welche  nur  dann 
existieren  können,  wenn  sie  bei  ihren  Eltern  wohnen  oder  mit  einem  Iiebh^)er 
gehen  u. s.w.  Fast  alle  Heimarbeiten  tragen  nun  einen  solchen  schmarotzer- 
haften Charakter,  und  alle  Heimarbeit,  bei  der  dies  der  Fall,  ist  nach  Möglich- 
keit auszurotten.  Es  wird  zum  Beispiel  niemand  viel  dagegen  haben,  wenn  ge- 
wisse polygraphische  Gewerbe  Künstler,  die  für  sie  Muster  entwerfen  etc.,  so- 
lange sie  sie  anständig  bezahlen,  die  Anfträic^e  in  der  eigenen  Wohnung  aus- 
führen lassen.  Aber  selbst  in  diesen  Gewerben  ist  parasitäre  Arbeit  anzu- 
treffen, wobei  natürlich  nicht  der  Arbeiter,  sondetTi  entweder  die  Unternehmer 
oder  das  liebe  consumiercndc  Publicum  die  Schmarotzer  .sind.  So  wenig,  wie 
den  Unternehmern,  sind  aber  dem  Publicum  Ansprüche  auf  solche  Sctimarotzer- 
vorteile  einzuräumen. 

Dem  Publicum  dies  zimi  Bcwusstsein  zu  bringen,  gehört  mit  zu  den  Aufgaben 
der  Bewegung  für  den  Schutz  der  Heimarljeiter.  Beim  Einzclconsumenten  wird 
es  zwar,  solange  nicht  die  von  Heimarbeitern  ajigefertigten  Bckleidungsgegen- 
stände  und  ähnliche  Producte  durch  Marken  kenntlich  gemacht  werden  müssen, 
kaum  etwas  ausrichten,  und  ebenso  würde  die  blosse  Verpflichtung  zur  Kenn- 
zeichnung der  Heimarbeitsproducte  durch  Marken  am  Stande  der  Dinge  noch 
wenig  ändern.  Sie  kann  aber  von  praktischer  Bedeutung  werden,  wenn  es  ge- 
lingt, eine  starke  öffentliche  Meinung  in  dieser  Frage  in  beständigem  Flusse  zu 
erhalten,  den  F.influss  der  Arbeiterclassc  auf  den  in  ronstungenossenschaften, 
in  Staats-,  Gemeinde-  etc.  Anstalten  organisierten  Consum  zu  steigern  und  diesen 
selbst  immer  mehr  auszubreiten.  In  dem  Masse,  als  dies  geschieht,  wird  auch 
von  der  Conumentenseite  her  das  Werk  des  gesetzlichen  Heimarbdterschtttzes 
wirksame  Ergänzuntj  erhalten  können. 

Es  gibt  kein  Consuinentenintercsse,  welches  wider  den  Heimarbeiterschutz 
ausgespielt  werden  könnte.  Ist  es  ja  in  den  meisten  Fällen  sogar  noch  sehr 
fraglich,  ob  die  Heimarbeit  überhaupt  die  grössere  Billigkeit  der  Producte  be- 
deutet.   So  breiten  sich,  wie  die  Webbs  in  dem  angeführten  Buch  constatieren, 

^  VaisL  SidDey  und  Beatrice  Webb:  Thtorie  und  Praxis  der  englischen  Gtnierkvereine,  II.  üd. 
JStiitlgut        pag.  «67c,  udi  p«e.  373 ff. 
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in  der  englischen  Confection  der  billigen  Bekleidungsartikel  die  Gesdiäfteb 
welche  ihre  Arbeiten  in  eigenen  Fabriken  herstellen  lassen,  immer  mehr  aus, 
das  heisst,  sie  halten  den  Concurrcnzkampf  mit  den  Geschäften,  die  die  Arbeiten 
an  Heimarbeiter  vergeben,  erfolgreich  ausr.  Ähnliches  hat  sich  in  anderen  Ge- 
werben gejieigt.  Aber  selbst,  wenn  es  nicht  der  Fall  wäre  und  wo  es-  nicht  der 
Fall  ist.  nniss  die  Billigkeit,  die  durch  Unterbczahlung  oder  Ausmergelung  er- 
zielt wird,  unermüdlich  bekämpft  werden.  Sie  ist  volkswirtschaftlich  durchaus 
verwerflich.  Sie  bedeutet  nicht  nur  Auswucberung  der  direct  dabei  in  Frage 
kommenden  Arbeiter,  sondern  auch  Niederhaltung  anderer  Arbeiterschichten. 
Sie  verhindert  auf  diese  Weise  grosse  Schichten  der  Bevölkerung,  ihren  Con- 
sum  auf  ein  anstandiges  Niveau  au  heben.  Sie  bedeutet  also  nur  die  Bevor- 
teilung  einer  Schicht  von  Consumenten  auf  Kosten  einer  andern.  Das  läuft  auf 
ein  Classcn-  oder  Gruppen-,  aber  nicht  auf  ein  allgemein  sociales  Consum- 
interesse  hinaus.  Nur  auf  dieses  aber  hat  die  Volkswirtschaft  Rücksicht  zunehmen. 

xxxxxxxxxxxxxxxxxxxxxxxxxxxxxxxxxxxxxxxxxxxxx 

EMMA  IHRER  •  DIE  AUFGABE  DER  FRAU  IM  KAMPF 
GEGEN  DIE  HEIMARBEIT 

Es  dürfte  kaum  ein  anderes  Gebiet  geben,  auf  dem  die  Frau  in  so  hervorragender 
Wdae  zur  Beseitigung  von  Schaden  nütwirkefl}  kann,  als  das  Gebiet  der 

Heimarbeit  und  Hausindustrie.   Drei  Gruppen  von  Interessentinnen  stellen  hier  die 
Frauen.    V<^r  allem  konmit  die  Frau  als  Produccntin  selbst  in  Betracht,  zum  Mlt- 
erwerb  gezwungen  durch  zu  geringe  Luhmmg  des  Mannes   einerseits   und  teure 
Lebensmittel  andererseits.   Zum  zweiten  ist  es  die  Fabrikarbeiterin,  sei  sie  ein  un- 
verheiratetes Mädchen,  sei  sie  eine  Witwe  mit  Kindern,  welche  durch  die  Omcnrrenz 
der  Heimarbeit  unter  schlechten  leimen  und  den  schlechtesten  Arbeitsbedingungen 
leidet  und  dadurch  mehr  und  mehr  zur  Feiersbendarbeit  gezwungen  wird,  um  ihren 
zu  geringen  Tagelohn  etwas  aufzubessern.  Sie  kämpft  indessen  vergeblich  gegen  die 
Heimarbeit  an,  wenn  ihr  nicht  Mitkämpferinnen  erstehen  in  der  dritten  Interessentin, 
der  Consumentin.  der  Käuferin  der  Waren,  der  die  Gefahr  droht,  bei  Empfangnahme 
der  Ware,  welche  in  der  Hausindustrie  angefertigt  wurde,  Jene  Krankheitskeime  auf 
sich  selbst  und  ihre  Familie  zu  übertragen,  mit  denen  in  den  Räumen  der  Hcim- 
'arbeiterin  die  Ware  inticiert  wurde.    Heimarbeit  und  Hausindustrie  wirken  nicht 
nur  nachteilig  unter  allgemein  volkswirtschaftlichen  Gesichtspnncten,  sie  üben  noch 
ganz  besonders  einen  ungünstigen  Einfluss  auf  die  Familienverhältnisse  aus.  Jene 
Bedenken  und  kritischoi  Erwägungen,  weiche  gegenüber  der  i^abrikarbeit  der  ver- 
heirateten Frau  seinerzeit  im  Reichstage  erhol)cn  wurden  und   zu  einer  amtlichen 
Umfrage  über  die  Ausdehnung  und  Wiriaing  der  Fabrikarbeit  der  Frauen  durdi 
die  Gewerhcinspection  .Xnlass  gaben,  die  dann  7.11  einem  geset7:lic-].'cri  Verlust  dieser 
Fabrikarbeit  der  Hausfrau  und  Mutter  führen  sollte,  diese  Beden  ken  sind  gegen- 
über der  Heimarbeit  der  Frau  in  weit  höherem  Masse  noch  am  Platz.  Diejenigen, 
die  da  behaupten,  bei  der  Heimarbeit  sei  die  Hausfrau  und  Mutter  wc\it  eher,  als  die 
tagübcr  vom  Hause  abwesende   Fabrikarl)eiterin,  in  der   L^ge,  ihrojn;  häuslichen 
Pflichten  nachzukommen,  kennen  die  Heimarbeit  weder  in  ihrer  Art,  iV.och  in  ihref 
Wirkung  oder  sind  an  den  schlechten  Löhnen  der  Hausindustrie  -  in  .Hegend  einer 
Weise  interessiert.    Der  geringe  Lohn,  der  für  jede  .^rt  von  Heimarnjeit  gezahlt 
wird,  bedingt  von  vornherein  die  äusscrste  Ausnutzung  der  Arbeitskraft,  '^H  über- 
haupt ein  Gewinn  erzielt  werden.    Die  Heimarbeiterin  ist  femer  in  den  meisten 
Fällen  an  die  Lieferzeit  gebunden,  die  Arbeit  muss  genau  zum  Termin  ferlTggestdlt 
sein,  ohne  Berücksichtigung  der  häuslichen  Interessenv  Wän 
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nimgsreinigung,  regefanassig«  Einhaltung  der  Mahlzeiten  und  derglctchcn  müssen 

gänzlich  in  den  Hintergrund  treten,  an  diese  häuslichen  Pflichten  kann  sie  erst 
denken  und  herangehen,  wenn  die  Erwerbsarbeit  fertiggestellt  ist.  Da  Lieferung 
und  Abholen  neuer  Arbeit  fast  überall  tiglich  zu  geschehen  hat,  so  gehen  damit 
auch  nocli  weitere  Stunden  verloren ;  in  der  Tat  verloren,  da  weder  für  die 
oft  recht  lange  Wartezeit,  noch  für  den  Weg  zum  Geschäft  oder  Meister  etwas  ver- 
gütet wird.  Kinderpflege  und  Erziehung,  die  Hauptaufgal)e  der  Mutter,  muss  eben- 
falls Jtur  Nebensache  werden  bei  intensiver  Erwerbsarbeit.  Lebhafte  Kinder  sind 
der  Schaffenden  das  grösste  Hindernis,  und  nian  dürfte  nicht  fehlgehen,  wenn 
man  annimmt,  dass  die  Mitarbeit  der  Kleinen  häuüg  dadurch  veranlasst  wird,  dass 
die  Mutter  die  Kinder  mit  besehSfrigt,  tun  selbst  Ruhe  für  die  Arbeit  zu  gewinnen. 

Der  geringe  Verdienst,  der  durchschnittlich  wohl  kaum  mehr,  als  5  bis  6  Mark 
pro  Woche  l)cträgt,  wird  noch  weiter  verkürzt  durch  die  von  der  Heimarbeiterin 
leider  fast  nie  in  Abrechnung  gebrachten  Unkosten  für  Beleuchtung,  Beheizung, 
Werkzeuge  —  zum  Beispiel  die  Nähmaschine  —  und  Zutaten  zur  Arbeit,  die  ins- 
gesamt noch  fast  ein  Drittel  des  Verdienstes  verschlingen. 

Wenn  nun  dadurch,  dass  die  ohnedies  enge  Wohnung  des  Arlxiters  zur  -Werk- 
stubc  wird,  in  der  Staub,  Schmutz  und  Unordnung  herrschen,  die  letzte  Spur  von 
der  Annehmlichkeit  des  Familienlebens  ausgetilgt,  dem  Manne  der  Aufenthalt  in  der 
Familie,  in  seinem  Heim  verleidet  wird,  wer  wollte  sich  «lariiber  wundern  oder  die 
überbürdete  Frau  dafür  verantwortlich  raachen?  Annehmlichkeiten  und  Gewinn 
zi^t  nur  der  Zwischenmeister  oder  der  Geschäftsinhaber  ans  der  Heimarbeit,  dem 
die  Unkosten  eines  Grossbetriebes,  w?e  auch  die  für  die  Fabrikarbeiter  zu  leistenden 
Versicherungsbeiträge  erspart  bleiben  und  dem  durch  den  Umstand,  dass  die  Heim- 
arbeiterinnai  isoliert  und  mit  den  übliclicn  Arbeitsbedingungen  und  Löhnen  nicht 
vertraut  sind,  ein  bequemes  Mittel  an  die  Hand  gegeben  ist,  diese  Löhne  und  Arbeits- 
bedingungen immer  weiter  herantersudrücken,  je  grösser  die  Zahl  der  Arbeit  be- 
gehrenden Hausfrauen  wird. 

Man  sieht,  welch  ungünstigen  Einfluss  die  Hausindustrie  auf  die  Familienver- 
hältnisse und  die  wirtschaftliche  Lage  der  Arbeiterinnen  ausübt.  Es  haben  daher 
nicht  nur  die  .Arbeiterinnen,  sondern  auch  die  Frauen  im  allgemeinen  ein  weitgehendes 
Interesse  an  der  Einschränkung  und  schliesslich  völligen  Beseitigung  dieser  Pro- 
dnctionsform.  Hier  wird  auch  die  Agitation  der  Arbeiterinnen  einsetzen  müssen, 
um  den  Frauen,  welche  Heimarbeit  leisten,  klarzulegen,  welchen  Schaden  sie  sich 
selbst  und  auch  der  Gesamtarbetterschaft  durch  das  Angebot  so  billiger  Arbeit  zu- 
fügen. 

Wenn  nun  aber  auch  durch  die  Agitation  die  so  nötige  Anfklirung  der  Heimarbei- 
terinnen bewirkt  werden  könnte,  würde  das  doch  noch  nicht  genügen,  um  zu  einer 
allgemeinen  Einschränkung  der  Heimarbeit  zu  gelangen.  Ein  gcseuliches  Eingreifen 
wird  hier  nicht  mehr  zu  umgehen  sdn. .  Bisher  hat  man  seitens  der  Gesetzgebung 
es  mit  heiliger  Scheu  vermieden,  die  Arbeiterschutzgesetzc  auf  die  Heimarbeiter  aus- 
zudehnen. Die  Arbeiterschaft  hat  diese  Ausdehnung  längst  gefordert;  in  rich- 
tiger Erkenntnis  der  Tatsache,  da.ss  ohne  dieselbe  der  Arbeiterschutz  zum  grössten 
Teil  wirkungslos  ist.  Die  Zurückhaltung,  die  die  Regierung  hier  an  den  Tag  legt, 
ist.  nicht  zurückzuführen  .nnf  den  Re'-pec;  vnr  der  Ifciliii^hi'il  der  Familie,  sondern  auf 
den  Respect  vor  dem  Unternehmertum  imd  seinen  Ausbeutergelüsten.  Niemand  wird 
heute  mdir  behaupten  kwinen,  auch  die  Regierung  nicht,  dass  man  von 
den  Gefahren,  Leiden  und  Schäden,  welche  der  .\rlxMterschaft  durch  diese  Produc- 
tionsfomi  zugefügt  werden,  keine  Kenntnis  habe.  Jene  I'^nfiuete,  welche  die  Reichs- 
commission für  Arbeiterstatistik  vor  ungefähr  acht  Jahren  für  die  Waschebranche 
veranstaltet  hat,  hat  ein  klares  Bild  gegdben  von  der  Sdimutzconcurrenz  jener  Fabri- 
kanten, die  die  liciniarbcit  bevorzugen.  Und  von  dem  Elend,  unter  dem  die  Arbei- 
terinnen dort  zu  leiden  haben. 
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Die  Angalicn.  die  dies  unzweifelhaft  dartun,  kamen  nicht  von  den  befragten 
Arbeiterinnen,  sondern  von  dcii  Untemchniern,  sind  also  völlig  eitwvandfrei.  Die 
Aussagen  sind  so  charakteristisch  für  die  lohndrückende  Tendenz  der  Heimarbeit, 
da^s  sie  hier  zum  Tit!  wörtlich  wiedergegeben  werden  sollen.  In  der  Sitzunjx  der 
genannten  Conunissioii  vom  29.  April  1896  sagte  Herr  Bielschofsky,  ein  Kaufmann 
aus  der  Wäschebranche  in  Breslau,  nachdem  er  dargestellt  hatte,  dass  die  Ge- 
schäftsleute, die  früher  Stückware  verkauft  hätten,  genötigt  gewesen  wären,  zum 
Verkauf  fertiger  Wäsche  überzugehen :  »Diese  Leute  habea  sich  nun,  um  iiir 
Geschäft  zu  erhöhen,'  darauf  geworfen,  diese  Stfideware,  die  sie  friiher  verkauft 
haben,  im  ganzen  verarbeiten  zu  lassen,  und  dabei  wird  ein  Preis  gezahlt,  der  sidl 
für  das  Dutzend  Hemden  auf  ungefähr  qo  Pfennig  stellt.  Ich  nehme  kein  Blatt 
vor  den  Mund,  ich  rede,  wie  ich  es  in  Breslau  ermittelt  habe,  und  denke,  ckiss 
irgetidl  ein  sinniger  Kopf  es  fertig  bringen  wfirde(  diesefik  Ubdständen  abzu- 
helfen. Diese  unglückliche  Sache  lieg^  einfach  an  den  Massenanbictungcn  von 
Arbeitskräften.  Nun  sagt  ein  solcher  Mann:  ich  zahle  nicht  i  Mark  25  Pfennig 
oder  I  Mark  SO  Pfennig  ffir  das  Dutzend  ordinärer  Hemden,  sondern  ich  zahle 
90  Pfennig,  denn  ich  bekomme  ja  das  Dutzend  zu  90  Pfennig  von  vielen.  Nun 
steht  diese  arme,  hilflose  Frau  da ;  ehe  sie  gar  nichts  verdient,  nimmt  sie*  auch 
diese  Arl)€it  an.  Der  Schwerpunct  liegt  darin,  dass  ein  oder  zwei  Geschäfte  es 
möglich  machen,  den  anderen  Leuten,  die  X,SO  für  das  Dutzend  Hemden  zahlen, 
das  Geschäft  abzunehmen,  und  ?n!('t7t  kommt  es  so  weit,  dass  alle  für  90  Pfennig 
arbeilen  lassen.  Das  ist  es,  was  diese  schreckcnerregendcn  Preise  zeitigt.«  Herr 
Krotoschiner,  Kaufmatm  der  Wäschebranche  in  Berlin,  erklärte  darauf:  »Ich  habe 
in  Oberschicsien,  in  Posen  und  Prcusscn  nicht  arbeiten  können,  weil  sie  in  Breslau 
viel  billigere  Löhne  haben,  als  wir  in  Berlin.  Ebenso  ist  es  mir  ini  Rheinland,  in 
Essen  und  Elberfeld  unmöglich  zu  arbeiten,  während  ich  sonst  ^  in  allen  Teilen 
Deutschlands  arbeiten  kann.«  Nachdem  dann  dem  Vorsitzenden  der  Commlssion 
auf  Anfrage  bestäjtigt  war.  dass  die  reellen;  Geschäfte  mit  dem  Drücken  der 
Preise  um  der  Concurrcnz  willen  folgen  müssten,  und  er  darauf  hinwies,  dass 
die  Arbeitgeber  sich  doch  verpflichten  sollten,  nicht  imier  einem  bestimmten  Preis 
zu  zahlen,  erklärte  Herr  Bielschofsky :  >Das  ist  geschehen  von  den  anständigen 
Firmen;  die  Leute  kämpfen  aber  gegen  die  ürtlichkeitcn,  wo  erschreckend  billig 
verkauft  wird.  Die  Leute  zahlen  nach  wie  vor  i  Mark  25  Pfennig  und  t  Mark 
50  Pfennig  und  kämpfen,  solange  es  geht,  indem  sie  andere  Gegenden  aufsuche«. 
Es  ist  himmelschreiend,  dass  ein  paar  unreelle  Leute  im  stände  sind,  eine  solche 
Verwirrung  hervorzurufen,  und  man  kann  da  nicht  helfen.«  Auf  dk  Frage  Dr. 
von  Woedtkes,  wie  lange  Zeit  erforderlich  sei,  um  ein  Dutzend  Hemden  für 
90  Pfennig  hcrzustpücn,  antwortete  Herr  Bielschofsky:  »Ich  kann  nicht  annehmen, 
dass  eine  solche  Frau  an  einem  Tage  ein  Dutzend  fertigstellt,  ich  glaube,  sie  wird 
zwei  Tage  brauchen.«  In  den  Verhandlungen  kam  wiederholt  zum  Ausdruck,  dass 
die  Herabseti^ung  der  Liihnc  an  einem  Orte  den  Lohndruck  für  den  Industrie- 
zweig im  ganzen  Lande  herbeiführt.  So  sagte  Herr  Marum,  Wäschefabrikant  in 
Cöln:  »Die  ganze  Wäsdicconfection  leidet  an  den  Herfordä*  Lohnen,  die  für 
Berlin  mit  beatiniiiiend  lind.« 

Es  ist  nicht  nur  die  Arl>eiterin  oder  die  Arbeiterclasse,  die  durch  jene  Aus- 
beutergelüste geschädigt  wird,  es  sind  die  Interessen  der  gesamten  Nation,  die  durch 
die  hier  bdiebte  Sdimutzconcurrcnz  des  Untemdanerttmis  Schaden  leiden,  wenn 
die  Waren,  die  bei  normalen  Löhnen  in  der  Fabrik  angefertigt  wurden  und  daher 
teurer  sind,  vom  Markte  verdrängt  werden  durch  die  auf  Kosten  der  Arbeitslöhne 
verbilligten  Waren. 

Hier  kann  die  Frau  als  Käuferin  den  Kampf  aufhdimen,  indem  sie  Heim- 

«rbcitserzeugfnisse  zurückweist,  und  zwar  vor  allem  aus  sanitären  Gründen.  Arzte 
wie  Sodalpolitiker  haben  seit  Jahren  darauf  hingewiesen,  wie  gerade  die  haut« 
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industriellen  Betriebe  allen  hygienischen  Anforderungen  unserer  Zeit  spotten  und 

infolgedessen  die  günstigsten  Brutstätten  aller  Krankheiten,  wie  Tubcrculose,  Diph- 
theritis  u.  s.  w.,  sind.  Ist  doch  der  Arbeitsraum  der  Arbeiterin  auch  Wohn-,  Schlaf-, 
Kranken-  und  Kinderzimmer,  meist  Mrird  die  Küche  dazu  benutzt,  in  der  also 
auch  gekocht  und  gewaschen  wird.  Der  geringe  Raum,  der  für  das  Ablegen  der 
Arbeit  vorhanden  ist,  bewirkt,  dass  die  angefertigte  Arbeit  auf  das  nächststehende 
Bett  gelegt  wird.  So  wirken  alle  Factoren  zusammen,  um  eine  Übertragung  von 
Krankheiten  dnrch  die  Erzeugnisse  der  Hdmindostrie  zu  veranlassen. 

Den  Frauen  und  den  besser  situfcrtcn  Kreisen,  die  eine  oft  komisch  wirkende 
Angst  vor  Übertragung  von  Krankheiten  zeigen  und  den  Verkehr  mit  der  Arbeiter- 
schaft schon  aas  diesem  Grunde  sorgsam  meiden,  dürften  die  Gefahren,  die  ihnen 
aus  der  Annahme  der  Erzeugnisse  der  Heimarbeit  drohen,  nicht  unbekannt  lein. 
Trotzdem  kann  man  in  grossen  Geschäften  die  Beobachtung  machen,  dass  auch  dicso 
Frauen  ^em  billigeren  Product  ohne  Bedenken  den  Vorzug  geben.  Die  Verbilligung 
der  Wäsdie  mid  Kleider  lisst  doA  ^btr  fast  immer  auf  die  Anfertigung  in  der 
Hausindustrie  zu  niedrigsten  Löhnen  schlicsscn.  Hier  wäre  Vorsicht  gp.ade/it 
geboten  und  Zurückweisung  solcher  Producte  sehr  am  Platze;  das  würde  dem 
Kampf  gegen  die  Hdmindtistrie  ausserordentlich  forderlich  sein. 

Ekle  eigenartige  Form  der  Hausindustrie  sei  noch  erwähnt,  nämlich  die  viel 
.  besprochene  Abendarbeit  der  Fabrikarbeiterin,  welche  seit  Einführung  des  elf - 
stündigen  Arbeitstages  mehr  und  mehr  überhankinimmt.  Hieran  ist  nicht  nur 
die  Confectton  beteiligt,  sondern  jede  Industrie,  deren  Arbeitsmethode  keine  grossen 
maschinellen  Einrichtungen  erfordert.  Die  Teilarbeit  begünstigt  sehr  diese  weitere 
Concurrenz  der  Fabrikarbeit.  Von  den  Unternehmern  wurde  gegenüber  dem  Vorwurf, 
das«  diese  Besdiäftigung  nad»  Fderabend  eine  Umgditing  des  Elfstundentagea 
für  die  Arbeiterin  sei,  immer  hervorgehoben,  dass  niemand  die  Arbeiterinnen  zwinge. 
Arbeit  mit  nach  Hause  zu  nehmen.  Indes,  ist  auch  nicht  ein  directer  Zwang, 
so  sind  doch  indirecte  Zwangsgründc  aller  Art  vorhanden.  Da  sind  vor  allem  die 
unzureichenden  Lohne,  die  dnrch  Mehrarbeit  aufgebessert  werden  sollen,  und  die 
Furcht,  entlassen  zu  werden,  wenn  eine  Arbeiterin  es  wagen  würde,  sich  zu  weigern, 
Abendarbeit  mitzunehmen.  So  wurden  zum  Beispiel  die  Arbeiterinnen  einer  der 
grössten  Wischefebriken  Berlins  veranlasst,  dne  Petition  gegen  dn  gesetalidies 
Verbot  der  Feierabendarbeit  zu  unterzeichnen,  weil  die  Firmeninhaber  den  Arbd- 
terinnen  vorhielten,  dass  für  sie  nach  Einführung  eines  gesetzlichen  Verbots  eine  be- 
deutende Kürzung  ihres  Lohnes  bevorstünde.  ZwdfeHos  ermöglicht  diese  Fder- 
abendarbeit  bei  allen  Branchen  mit  Saisonarbdt  die  Abkönmng  der  Saison  um 
ein  bedeutendes.  Es  fehlt  demnach  den  Arbeiterinnen  noch  an  dem  nötigen  Ver- 
ständnis dafür,  dass  diese  Uberanspannung  der  Kräfte  in  jeder  Beziehung  zu  ihrem 
eigenen  Sdiaden  atisfällt  Die  Heimarbdt  ist  dwn  im  allgemeinen,  wie  im  be- 
sonderen ein  Krebsschaden  fiir  die  ar!>eitende  Bevölkertmg  SOWOhl,  Wie  für  den 
Warenmarkt  und  auch  den  Consumenten. 

Obgldch  nun  diese  Schäden  allgemdn  bdcamit  sind,  auch  die  Regierung  durch 
die  Berichte  der  Gewerberäte  vielfach  darauf  aufmerksam  gemacht  wordm  ist; 
konnte  man  sich  in  Deutschland  noch  immer  nicht  entschliessen,  zu  tun,  was  in 
anderen  Ländern,  wie  in  England,  America,  Australien  und  der  Schweiz,  langst 
geschehen  ist:  nämlich,  ein  Gesetz  zu  schaffen^  das  die  immer  weitere  Aas> 
dehnung  der  Hausindustrie  verhindert  und  die  bestehende  eindämmt.  Der  Arbeiter- 
schaft war  es  auch  auf  diesem  Gebiete  vorbehalten,  selbst  einzugreifen  und  den  so 
nötigen  Gesetzesschntz  zn  fordern. 

Der  Gewerkschaft sci.iigTess  zu  Stuttgart  /1902/  fasstc  den  Bcscliluss,  den  mm 
bevorstehenden  Heimarbeiterschutzcongress  einzuberufen,  um  in  breitester  Öffent- 
lichkeit über  den  zu  fordemdeif  Gesetzesschntz  zu  verhanddn.  Denn  alle  Petitionen, 
welche  von  Gewerkschaften  sowohl,  wie  auch  von  Vertreterinnen  der  Arbeiterinnen 
dem  Beichstage  tmd  der  Rcgienmg  zugingen,  blieben  so  gut  wie  mibeachtet. 
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Anli,-ih>puncte  für  das  zu  schaffende  Gesetz  geben  sowolil  die  l>crcits  bestehenden 
Gesetze  der  genaimien  Länder,  wie  auch  die  Ergebnisse  der  langjährigen  Beob- 
achtung der  Hdtnindttstrie  im  eigenen  Lande  nnd  die  Erfahnmgen,  welche  die 
Gewerkschaften  selbst,  hauptsächlich  im  letzten  Jahrzehnt,  gemacht  hal>cn.  Als  be- 
sonders wichtig  und  notwendig  erachten  wir  das  Verbot  jeglicher  industrieller 
Arbeit  im  Wohn-,  Koch-  oder  Schlafraum.  Der  Arbeitsraum  soll  einen  aus- 
reichenden Luftraum  enthalten  und  auch  sonst  iden  nötigen  hygienischen  An- 
forderungen entsprechen.  Um  das  festzustellen,  ist  notwendig,  dass  die  von  Heim- 
arbeitern in  Benutzung  zu  nehmenden  Räume  der  Ortsbehörde  zur  Controlc  gemeldet 
«erden;  ebenso  muss  der  Hauswirt,  der  an  Heimarbeiter  vermietet,  die  gleiche 
Meldepflicht  haben.  Der  Unternehmer,  welcher  Heimarbeiter  l>eschäftigt,  hat  eine 
Liste  derselben  zu  führen  und  ebenfalls  der  Behörde  vozulegen,  femer-  die  Heim- 
arbeiter gleich  den  Fabrikarbeitern  zur  Kranken-,  Alters-  und  Invalidenversidierung 
anzumelden.  Die  AlK-iiszcit  muss  begr«iat  werden  und  darf  nur  in  die  Stunden 
von  6  Uhr  frnli  bis  8  Uhr  abends  fallen ;  ein  \' erbot  der  Feierabend-  und  Sonntags- 
arbeit niuss  die  weitere  Ergänzung  bilden.  Wenn  die  Art  der  Arbeit  Leben  oder 
Gesundheit  zu  gefihrden  geeignet  ist,  soll  der  Bundesrat  ein  gänzliches  Verbot 
der  Heimarbeit  für  die  betreffende  Branche  auszusprechen  befugt  sein.  Die  F.in- 
haltung  dieser  Bestimmungen  bedarf  einer  strengen  Controle  durch  die  Gewerbe- 
inspection  und  deren  Hilfsorgane.  Hierfür  wäre  natfiriich  eine  Erweiterung  des 
heute  schon  viel  zu  kleinen  Stabes  der  Gcwerbein.spection  nötig,  vor  allem  die 
Anstellung  weiblicher  Beamten.  Für  Übertretung  des  Gesetzes  muss  der  Arbeit- 
geber haftbar  gemacht  werden,  und  zwar  nicht  durch  Androhung  einer  gering- 
fügigen, sondern  einer  dem  hohen  Gewinn  entsprechenden  Strafe. 

Was  aber  auch  dem  Au.sscnstchendcn  ermöglichen  würde,  gegen  die  .Ausbeutung 
durch  die  Heimindustrie  Front  zu  machen,  das  ist  die  Kenntlichmachung  der  Waren 
durch  ein  gesetzlich  vorgeschriebenes  Zeichen,  das  die  aus  der  Heimindustrie  hervor- 
gegangenen Erzetignis-i-  yn  tragen  hätten.  Damit  wäre  vor  allem  jeder  l'r.-iu  die 
Möglichkeit  g^eben,  für  ihre  schwer  unter  dem  Joch  der  Heimarbeit  leidenden 
Sdiwestem  anzutreten  durdi  Zurüdcwdsung  dieser  Producte,  die  dann  mehr 
und  mehr  vom  Markt  verschwinden  würden.  An  Stelle  der,  das  Leben  und  die 
Gesundheit  der  Arbeiterinnen  gefährdenden  und  zerrüttenden  Heimarbeit  würde  (he 
Herstellung  der  Waren  in  Betriebswerkstatlcn  erfolgen  müssen  unter  geordneten 
Arbeitsverhältnissen  und  bd  menschenwürdigen  Löhnen. 

Noch  hat  der  Heimarbcitercongress  nicht  stattgefunden,  seine  Ergebnisse  liegen 
also  noch  nicht  vor,  und  schon  macht  das  Unternehnierium  Front  gegen  ein  zu 
erlassendes  Gesetz.  Ein  Untemehmerorgan  sagt  zu  den  von  verschiedenen  Seiten 
gemachten  Gesetzesvorschlägen :  >Wcnn  diese  Wünsche  erfidlt  werden  sollten  — 
was  ja  glücklicherweise  völlig  ausgeschlossen  ist  — ,  so  wäre  das  natürlich  der  Tod 
der  Heimarbeit.  Was  dann  die  Hunderttausende  von  Arbeitern  und  Arbeiterinnen 
beginnen  sollten,  die  jetzt  in  der  Heimindustrie  Lohn  und  Brod  finden,  darüber 
.sagen  die  edlen  Menschenfreunde  nichts.  Da^^  ist  jetzt  das  neueste  auf  dem 
Gebiet  des  Arbdterschutzes,  dass  der  angebliche  Scliutz  sich  in  Wahrheit  gegen 
die  zu  Schützenden,  die  aber  gar  nicht  geschützt  sein  wollen,  richtet  Die  Heim- 
arbeit ist  für  sehr  viele  Industriecn  ^^eradezu  unentbehrlich,  und  eine  einsichtige 
Regierung  würde  sich  nicht  dazu  hergeben,  dieser  den  Garaus  zu  machen.  Immerhin 
erscheint  es  aber  erforderlich,  dass  die  beteiligten  Interessentenkreise,  Handels- 
kammern, Fachvereine  und  dergleichen  energisch  gegen  solche  Phantastereien  Stellung 
nehmen.«  Diese  Äusserung  wird  getan  in  einem  Blatt,  welches  eine  Branche  vertritt, 
in  der  die  Heimarbeit  ungeheuere  Ausdehnung  angenommen  hat,  nanilich  die 
Fabrikatidh  künstlicher  Blumen.  Diese  Industrie,  welche  nur  dem  Luxt^  zu 
dienen  hat,  brauchte  am  allerwenigsten  um  der  VerbilHgung  einer  Ware  willen 
zur  Heimarbeit  seine  Zuflucht  zu  nehmen;  wer  Ausgaben  für  den  Luxus  macht, 
der  fragt  nidit  nach  dem  Preis,  tonderti  sieht  nur  nach  Eleganz  und  Schönbett 


EMMA  IHRER  •  DIE  AUfOABE  DER  FRAU  IM  KAMPF  OEOEN  DIE  HEIMARBEIT  ^ 

<lox  Ware.  Die  Heimarbeit  ist  nur  für  jene  Unternehmer  unenÜM^hrlich,  denen  der 
normale  Gewinn  bei  normalem  Betrieb  zu  gering  ist  Werden  die  Producte  in 
solchen  Massen  gebraucht,  so  werden  die  Hunderttausende  von  Händen  nadi  wie 
vor  beschäftigt  werden  nuisscii  Oh  die  ,  vcrsciavtcn  Heimarbeiter  heute  bereits 
<lie  Notwendigkeit  des  Schuue^  erkennen,  darauf  kommt  es  nicht  an,  sie  werden  diese 
Wohltat  des  gcsetslichen  Schntzes  bald  erkennen  lernen,  gleich  den  Sclaven,  denen 
man  die  Freiheit  gab.  Nicht  Einzelinteressen  sind  hier  in  Betracht  zu  ziehen,  sondern 
die  Interessen  des  p-csamlen  Staatswesens.  Es  ist  charakteristisch  für  den  Geist,  der 
das  UntcriiclinicrtunJ  und  seine  Trabanten  beseelt,  dass  man  jene  Regierung  fiir 
timnehtsvoll  hält,  welche  die  Interessen  einer  Gaste  schützen  würde,  und  dass 
man  für  ritaittastcrei  erklärt,  was  geeignet  ist,  Lehen  und  Gesundheit  von  «Sesen 
Hundcrtuuscnden  zu  schützen  und  deren  wirtschaftliche  Besserstellung  zu  bewirken. 

Die  Aufgaben  der  Fraiten  in  diesem  Kampfe  sind  ausserordentlich  vielseitige; 
Sowohl  die  bürgerliche  Frau,  wie  die  Proletarierin  kann  ein  gut  Teil  dazu  bei- 
tragen, die  grössten  Schäden  der  Hausindustrie  zu  beseitigen,  indem  sie  nur  bei 
solchen  Firmen  kauft,  welche  nicht  vorwiegend  durch  Heimarbeit  ihre  Waren 
herstellen  lassen.  Eine  ausreichende  Controle  wird  allerdings  erst  ermöglicht  werden, 
wenn  ein  Heimarbeiter  Schutzgesetz  geschaffen  ist.  Neben  dieser  Aufgabe  der  Frau 
als  Käuferin  der  Waren  fällt  ihr  die  Verpflichtung  zu,  imter  den  Arbeiterinnen 
aufklärend  zu  wirken.  Diese  müssen  darüber  belehrt  werden,  dass  durch  die  Heim- 
arbeit ihre  und  ihrer  Nachkomnun  Gc-iindheit  p;esch."idigt,  ihr  ohnehin  freudloses 
FamilieolebcD  völlig  zerstört  wird  und  sie  durch  die  billige  Preisgabe  ihrer  Arbeits- 
kraft die  Löhne  der  Arbdtersdiaft  im  allgemeinen  und  ihrer  Männer  und  An- 
verwandten, die  in  Fabrildietrieben  arbeiten,  im  besonderen  immer  weiter  •  her- 
unterdrücken. 

Der  Hcimarbciterschutzcongress  wird  zweifellos  dazu  beitragen,  den  I'rauen  für 
diese  notwendige  und  bei  voller  Hiraabe  für  die  Sache  erfolffrcidie  Tätigkeit  die 
erforderliche  Anregung  zu  geben. 

xxxxxxxxxxxxxxxxxxxxxxxxxxxxxxxxxxxxxxxxxxxxx 
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Die  Auffassung,  dass  der  Weg  der  Socialdoniokratie  mit  unentrinnbarer 
Notwendigkeit  durch  eine  politische  Revolution  hindurchführe,  war 
—  wie  ich  in  den  ^den  vorangegangenen  Artikeln  nachgewiesen  habe  —  seit 
Jahrzehnten  von  den  berufensten  Vertretern  der  Partei  aufgegeben  worden.  Die 
Lösung  der  socialen  Frage  auf  friedlichem  Wege,  mit  clcn  Mitteln  der  par- 
larnicntarischen  Action  und  der  wirtschaftlichen  Organisation  wurde  von  der 
Reichstagstribünc  herab,  auf  Parteitagen  und  in  der  Parteipresse  als  möglich 
und  wünschenswert  bezeichnet. 

Den  dafür  beigebrachten  Beweisstücken  sei  hier  noch  folgendes  hinzu- 
gefügt:  Als  bei  der  Reichstagswahl  1881  die  Genossen  Bebel  und  Hasenclever 
in  Berlin  W  und  VI  mit  den  Fortschritticrn  in  Stichwahl  standen,  knüpften 
die  Herren  Stöcker,  Adolph  Wagner  und  andere  Unterhandlungen  mit  der 
Socialdemokratie  an,  die  den  Zweck  hatten,  den  5U)cialdemokrati8dien  Can- 
didaten  die  cbriatlich-socialcn  Stimmen  zuzuführen.  Als  Bedingung  wurde  eine 
von  Hasenclever,  Bebel  und  Liebknecht  zu  unterzeichnende  I>klärung  verlangt, 
wonach  die  Socialdemokratie  die  tarbeiterfreundliche  Absicht  der  Reichs- 
regienii^  in  ihrer  Reformpolitikc  anerkennen  und  die  Bereitschaft»  »gemeinsam 
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mit  den  socialrcformerischcn  Parteien  in  Frieden  an  der  Besserung  der  wirt- 
schaftlichen Verhältnisse  zu  arbeiten,«  aussprechen  solle.  Zum  dritten  sollte 
von  unserer  Seite  erklärt  werden,  tdass  wir  hoffen,  nach  dem  Worte  eines 
unserer  Reichstagsabgcordnctcn.  durch  energische  sociale  Reformen  die  Re- 
volution zu  überwindenc.  Der  Vorsciilag  wurde  den  in  Dresden  befindlichen 
Genossen  Bebel  tind  Liebknecht  unterbreitet.  Diese  lehnten  das  An- 
erbieten mit  der  Motivierung  ab,  dass  sie  die  von  der  Reichsregicrung  inaugu- 
rierte, auf  Erhöhung  der  indirecten  Steuern  und  Zölle,  Vermehnmg  der 
Militairlasten  etc.  gerichtete  Wirtschaftspolitik  unmöglich  als  arbeiter freundlich 
anerkennen  könnten  und  dass  wir  auserdem  keine  gemeinsame  Sache  machen 
wollten  mit  Parteien,  die  in  ihren  Bestrebungen  rcactionär  uiul  darum  arbeiter- 
feindlich seien.  Hinsichtlich  \|tterer  Stellung  zur  Revolution  aber  erklärten 
die  beiden  Genannten:  ^\ 

».  .  .  .  dass,  wenn  mit  ^unct  3  d«e  Annahme  au^esprochen  sein  sollte;  als  w  o  1 1- 

tcn  wir  eint-  gewaltsame  Revolution,  dies  eine  ganz  willkürliche  Annahme  sei.  Wir 
hatten  stets  erklart,  dass  plan  massige,  gründlich«  und  ganze  Re- 
formen der  gewaltsamen  socialen  Revolution,  die  andernfalls 
eine  notwendige  Folge  unserer  politischen  und  ökonomischen  Entwickelung  sei,  vor* 
beugen  könnten  und  wir  nicht  verantwortlich  seien  für  Dinge,  die  nicht  in 
uns<Tcin  W'üUn  nm!  in  unserer  Macht  liegen,  sondern  von  dem  Willen  und  der 
Maclu  un  M  ri T  In^^lu  rigcn  Gegner  abhängen.«"*) 

Diese  Auffassung,  dass  es  bei  planmässigen,  griindlichen  und 
ganzen  Reformen  auch  ohne  gewaltsame  sociale  Revo- 
lution abgehen  könne,  ist  es,  der  heute  von  unseren  Radxcalcn  der  Krieg 
erklärt  wird.  Sie  halten  die  gewaltsame  poHtisclie  Katastrophe  für  un- 
vermeidlich und  wollen  diese  Vorstellung  als  dominierende  Idee 
fär  unser  taktisches  Verhalten  anerkannt  wissen. 

Es  wurde  schon  erwähnt,  dass  dieBalinbrecher  dieses  neuerstandenen  Litcraten- 
revolutionarismus  Parvus  und  Rosa  Luxemburg  sind,  denen  sich  dann  Karl 
Kautsky  angeschlossen  hat.  Es  läge  nahe,  die  materialistische  Geschichts- 
auffassung ä  la  Dresden  zur  Erklärung  heranzuziehen,  warum  gerade  die 
Genannten  sich  zu  dieser  Mission  berufen  fühlen.  Aus  Achtung  vor  der 
materialistischen  Geschichtsauffassung  verzichte  ich  darauf  und  begnüge  mich 
mit  der  blossen  Herausstellung  der  Tatsache,  dass  der  zwar  nicht  von  uns 
gewollte,  aber  unweigerlich  von  der  Weltleittmg  beschlossene  Entscheidungs- 
kampf  seit  Jahren  der  Kerngedanke  ihrer  literarischen  Productionen  isL  La 
httte  finale  \ 

Die  parlamentarische,  gewerkschaftiiche  und  genossensdiaftliche  Arbeit  er- 
scheinen nach  der  neuen  soc\?i\revolutionaren  Auffassung  nicht  mehr  als  Mittel 
der  organischen  Umgestaltung  der  capitalistischen  Wirtschaftsordnung  in  die 
socialistische,  sie  sind  lediglich  Mittel,  >das  Bcwusstsein  der  Arbeitcrclasse 
zu  sociaHsieren,c  sie  sind  »Erziehungsmittel  der  Arbeiterclasse  zur  proletarischen 
Revolution«.  '°)  Diese  letztere  ist  die  Erlöscrin,  die  die  immer  schwerer 
werdenden  Ketten  sprengt.  Die  wirtschaftliche  Macht  der  Capitalisten- 
dasse  wächst  starker,  als  die  wirtschaftliche  Madit  der  Arbeiterclasse.  t)ber 
die  Aussichten  der  Gewerkschaftsbewegung  sagt  Rosa  Luxemburg: 

>Fasst  man  grössere  Strecken  der  socialen  Entwickelung  ins  Auge,  so  kann  mau 
sich  der  Tatsache  nicht  verschliessen,  dass  wir  im  grossen  und  ganzen  nicht  Zeiten 
eines  starkenAufsdiwnngs,  sondern  des  Niederganges -der  gewerkschaft- 
lichen Bewegung  entgegengehen.^) 

<■)  Veigl.  Taul  Singet:  Das  SekandguUM  im  Vorwärts  vom  si.  October  iqo^. 
*)  V«igl.  Kos«  Lnzemborg:  Socialrtform  oätr  RtvoMtonl  ILtiftig  1899/.  pag. 
■)  VcijL  ibid..  pag.  aa 
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Utid  zugleich  wird  die  politische  und  rechtliche  Organisation  der  Capitalistcn« 
cl.is^c  immer  stärker,  die  Wand  zwischen  der  capitalistischen  und  socialistischen 

(ifbcllschaft  immer  höher: 

^Diesc  Wand  wird  durch  die  Entwickelung  der  Social  reformen  wie  der  Demo- 
krarie  nicht  durchlöchert,  sondern  nmRekehrt  fester  und  hfiher  gemaclit.  Wodurch 
sie  also  niedergerissen  werden  kann,  ist  einzig  der  il  am  merschlag  der 
R  e  V  o  1 11 1  i.o  n ,  das  hcisst  die  ErobemnK  der  politiscben  Macht  dordi  das  Pro' 
Ictariat.«'-''') 

Während  Liebknecht  noch  1891  in  Erfurt  die  Angriffe  auf  das  parlamen- 
tarische System  mit  der  Bemerkung  zurückwies,  wenn  das  Parlament  nicht» 
tauge,  so  läge  die  Schuld  nicht  an  diesem,  sondern  am  V  o  1  k  e,  das  leider  noch 
allzuoft  seine  Feinde  wähle,  mit  der  Überwindung  dieses  Unverstands  der 
Masse  werde  das  Parlament  ein  immer  brauchbareres  Werkzeug  für  die  Durch- 
setzung unserer  l'orderungen,  spottet  Rosa  Luxemburg  über  die  Parteigenossen,, 
die  da  meinen,  dass  der  Hühnerstall  des  bürgerlichen  Parlamentarismus  das 
berufene  Organ  der  socialistischen  Umgestaltung  sein  könne.  In  dieselbe  Kerbe 
sehen  wir  Kautsky  einbauen: 

»Der  Parlamentarismus  wird  immer  unfähiger,  nach  irgend  einer  Richtung 
eine  entschiedene  Politik  zu  verfolgen.  Er  wird  immer  greisenhafter  und  ohn- 
mächtiger und  kann  erst  dann  wieder  zu  neuer  Jugend  und  Kraft  erwachen,  wcim 
ihn  mit  der  gesamten  Staatsgewalt  das  aufsteigende  Proletariat  erobert  und  seinen 
Zwecken  dienstbar  gemacht  hat  Der  Parlamentarismus,  weit  ent- 
fernt, die  Revolution  unmöglich  und  überflüssig  zu  machen, 
bedarf  o    vielmehr    selbst    der    Revolution,    um  wieder 

lebensfähig   zu  werden.«-*) 

Ebenso  sind  nach  Kautsky  die  (Gewerkschaften  itnd  die  Genosscnscliaften.  so 
nützlich  sie  als  Erziehungsmittel  und  als  Kampfmittel  zur  Erringung  einzelner 
Forderungen  sein  mögen,  doch  9bedeutungslos  als  Mittel,  die  Revolution, 
das  heisst  die  Eroberung  der  politischen  Macht  durch  das  rrolctariat  zu  ver- 
hüten«. Man  sieht :  das  Ziel  der  Erobertmg  der  politischen  Macht  und  das  Mit- 
tel der  Revolution  sind  für  Kautsky  so  innig  mit  einander  verknüpft,  dass  er 
sie  aller  Logik  zum  YlcAm  geradezu  als  identische  Begriffe  setzt.  An  einer 
andercti  Stelle  bezeichnet  er  die  > Eroberung  der  Staatsgewalt  durch  eine  bis 
dahin  unterdrückte  Classe,  also  die  politische  Revolutio n,«  als 
»wesentliches  Merkmal  der  socialen  Revolution.«  >")  Nur 
durch  die  politische  Revolution  können  wir  ans  Ziel  gelangen.  Denn  neben  den 
Machtmitteln  des  Proletariats  entwickeln  sich  auch  die  des  Capitals,  »und  das 
Ende  dieser  Entwickelung  kann  nichts  anderes  sein  als  ein  grosser  Ent- 
scheid u  ngskampf.«  Es  führt  nun  einmal  kein  anderer  Weg  nach 
Küssnacht ! 

Und  diesen  Entscheidungskampf  sieht  Kautsky  unter  dem  Einfluss  unseres 
glänzenden  Wahlsieges  am  16.  Juni  »in  greifbare  Nähe  gerückt«.  Wer  das  nicht 
glaubt,  wer  der  Meinung  ist.  os  gebe  auch  einen  anderen  Weg  zur  \'er 
wirklichung  unserer  Ziele,  der  ist  ein  IlJusionär^  ein  guter  Mensch  vielleicht, 
der  kdn  Blut  sehen  kann,  aber  ein  schleieliter  Musiuut^  dn  etnnchtaloser  Tropf, 
der  nicht  begreift,  dass  m'cht  unsere  Wünsche,  sondern  die  Verkettung  der  Reali- 
täten den  Gang  der  Dinge  bestimmen. 

>M  an  fürchtet  den  Entscheidungskampf  zwischen  dem  Proletariat 
und  den  herrschend«  Classcn,  zwischen  der  Demokratie  und  der  Militainnonarclii^ 
und  entwirft  sich  nun  eine  Theorie  voll  von  Illusionen,  durch  die  man  um  diesen 
entsetzlichen  Kampf  herumzukommen  hofft.«**) 

*)  Vergl.  ibid.,  pag.  17. 

^)  Vcr^l.  Karl  Kautsky:  £Mr  Mcfoir  Jbiwbitf»«,  L  /Berlin        pag-  44> 

")  Vcrj;!.  '\W\A.,  pafj.  6. 
\'<.T^,'l   itiid,,  pa,;,  4'», 

Vergl.  Karl  Kautsky:  AWA  ein  Wort  zum  Parteitag  in  ilcr  Aenen  Zeit,  i9(u-i^3,  11.  Bd.  pag.  71 
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Den  schärfsten  Ausdruck  gab  Kautsky  seiuen  Ideen  auf  dem  Dresdener 
Parteitag  mit  folgenden  Worten: 

>I-iiscrc  bisherige  Taktik  ging  dahin,  dass  wir  immer  rücksiclitslos  vorwärts 
drängten,  dass  wir  dadurch  die  Gegensätze  zu  den  herrschenden 
Classen  immer  mehr  erweiterten,  die  herrschenden  Classen 
immer  mehr  gegen  uns  erbitterten,  dass  wir  mit  jedem  Zuwachs  an 
Macht  den  Besitzenden  immer  mehr  Furcht  einBossten,  dass  sich  die  Con- 
ilicte  immer  mehr  zttspitaten,  so  dass  wir  schliesslich  Zuständen  ent- 
gegendrängten, wo  es  eine  grosse  Entscheidung  gilt,  in  der  wir  dann 
gezwungen  sind,  den  Gegner  niederzuwerfen  und  ihm  die  Macht  abzunehmen.  Das 
war  misere  bisherige  Taktik.«^^) 

Das  war  unsere  1)i.sherige  Taktik  nicht;  soiulerti  »wir  haben  stets  erklärt, 
wir  wollten  den  Weg  der  sogenannten  Reform,  wir  werden  den  Versuch  machai, 
auf  dem  Wege  der  Gesetzgebung  und  der  organischen  Entwickelung  allmählich 
unsere  Ziele  zu  erreichen«.  So  lauteten  Rebeis  Worte  im  Reichstag  1881,  und 
1904  erklärte  er  bei  seinen  Ausführungen  über  die  Notwendigkeit  obligatorischer, 
rechtlich  anerkannter  Berufsorganisationen: 

»Das  würde  sogar  sehr  furdcrlich  sein  für  das  Gemeinwesen.  Mine  ganze  Reihe 
von  Kämpfen,  die  heute  notwendig  sind,  würden  vermieden  werden,  wenn  wir  all- 
gemeine Arbeiterorganisationen  hätten.  [Sehr  richtig f  links^]  Es  ist  gar  kein  Zweifel, 
dass  überall  dort,  wo  .Erheitert »rg.uii^ationcn  vorlianden  sind,  Ikm"  .Xuseinandersctz- 
tingen  der  Arbeiter  mit  den  Uiiteriuliinern  Streitigkeiten  gewaltsamer  .'\rt  so  gut 
wie  gar  nicht  vorkommen,  weil  die  Möglichkeit  gegeben  ist.  sich  mit  organisierten 
Arbeitern  leichter  zu  verständigen.     [Sehr  richtig?  bei  den  Socialdemokraten.]« 

Die  socialdcmokratischc  Partei  treibt  keine  Politik  der  Erbitterung  und 
der  Furchteinflossung,  sie  drängt  nicht  (Zuständen  entgegen,  wo  es  nur  noch 
eine  f^rossr  Entscheidung  im  Sinne  unserer  RaJicah'ii  t^iclii.  Das  sind  weiter 
nichts,  als  die  Producte  einer  revolutionären  Literatenphantasie,  für  welche  die 
Partei  jede  Verantwortung  ablehnt.  Die  Partei  treibt  ehrliche  Politik.  **)  iHr 
Ziel  ist  die  volle  Emandpation  der  werktätigen  Volksmasse,  die  Demokrattsie- 
riing  und  Socialisicrimg  unseres  j>olitischcn  tnid  wirtschaftlichen  Systems.  Das 
vcrs>chweigt  sie  nicht.  Sie  zeigt  aber  auch  der  herrschenden  Classc  einen  gang- 
baren Weg,  dieses  Ziel  zu  erreichen  ohne  eine  gewaltsame  Revolution,  den 
Weg  »plan  in  ä  s  s  i    e  r,  gründlicher  und  ganzer  R  e  f  o  r  ni  e  lu. 

Aber  die  Gegner  werden  eben  diesen  Wege  nicht  gehen  —  rufen  unsere 
Radicalen  —  sie  können  ihn  nicht  gehen.  Wenn  sie  ihn  in  der  Tat  nicht 
gehen  k  ö  n  n  t  e  n,  dann  wäre  unser  Verweisen  auf  diesen  Weg  Komödie,  und 
die  starken  Männer  der  conscr\ativen  Partei  hätten  recht,  mit  ihrer  Propaganda 
der  rettenden  Tat.  Wir  sind  al>er  überzeugt,  dass  der  Weg  der  Reform,  auf  den 
wir  vemveisen,  auch  gangbar  ist.  Wir  ^uben  nach  wie  vor  ehrlich  an  die 
Möglichkeit  einer  friedlichen  Umgestaltung. 

Aber  wenn  dieser  Glaube  trügt,  wenn  uns  der  Entscheidungskampf  auf- 
gedrängt wird  ~-  wenden  unsere  Radicalen  wiederum  ein  —  heisst  es  nicht 
das  überraschte  Proletariat  wehrlos  den  Gegnern  ausliefern?  Ist  es  nicht  unsere 
Pflicht,  auf  das  Konnnende  hinzuweisen,  die  Mittel  zu  erörtern,  die  unsererseits 
zu  ergreifen  wären,  um  den  uns  aufgezwungenen  Kampf  siegreich  aufnehmen 
ZU  können? 

Diesen  (ledanken  erörtert  ein  kurz  nach  flem  Parteitag  erschienener  .Artikel 
Aussprechen,  was  ist  von  Parvus,  der  die  Runde  durch  einen  Teil  der  Partd- 
presse  machte.  Parvus  spottet  darin  über  diejenigen  Radicalen,  die  zwar  den 
Ziusammenstoss  als  unvermeidlich  ansehen,  an  der  Frage,  was  wir  in  diesem 

Falle  zu  tun  haben,  aber  vorüberschleichen : 

")  Verul.  das  I'ititoki)ll  de«  Dresdener  rarteit;it;s,  pat;.  3S;- 

••)  »Walirbeit  ;i:  M  (  r'-tethtit;keit auch  i'Lj4*"  ttii>>"  1''  |  n"«  und  vor  ilU-m  getiemt  Cs  dem  .\tt)eitcr- 
■tand,  Sic£~i3ieriier~Cuuopra£«a!  —  istoiie  erst«  I^cbt  des  Mannes.«  Diese»  Wort  Lissalles  dient  der 
Politik  der  SocialdeBOkiatie  Micb  bente  noch  «Ii  Richtwlniir. 


Dlgltized  by  Google 


EDUARD  DAVID  •  DIE  EROBERUNO  OER  POUTISCHEN  MACHT 


203 


»Da  fordert  man  mit  aller  Energie  die  rücksichtsloseste,  unversöhnliche,  grund- 
sätzliche, durch  nichts  zu  beschwichtigende  Opposition,  treibt  die  Dinge  auf  ihre 
.schärfste  Spitze  -  und  fragt  man:  wohin  der  Curs,  wie  soll  es  werden,  wenn  die 
Regierung  zur  Gewalt  greift?,  so  heisst  es:  darüber  brauchen  wir  uns  nicht  erst  den 
Kopf  m  zerbredien!  pst!  Ruhe!  damit  uns  die  Feinde  nicht  hören!  Das  ist 
Radicalisnni^,  der  vor  sich  seihst  Angst  hat,  nicht  au$*0$prcclicn  wagt,  was  er  denkt, 
nicht  auszudenken  wagt,  was  er  tut.  Deshalb  liat  er  auch  ein  groteskes  Mass  in  der 
Beurteilung  der  politisdien  Dinge:  er  läutet  Sturm  gegen  die  Kniehosen  der  Hof- 
etikette und  tut,  als  wenn  er  die  Bajonette  des  preussischcn  Staates  nicht  sähe. 

Ais  wenn  die  Tatsachen  nicht  lauter  ^rächen,  als  alle  tmsere  Worte!  Wenn  man 
der  Regierung  plamnSssig  und  grundsStzlich  alle  Mittel  und  Wege  abschneidet,  so 

braucht  man  nicht  erst  zu  sagen,  wohin  das  führt.  Wir  täuschen  niemand  ausser 
uns  selbst.  Das  KomödiespieU'n  sollen  wir  lassen  und  Blindekuh  sollen  wir  spielen! 
Das  heisst  wahrhaftig,  die  Partei  mit  verbundenen  Augen  an  den  Rand  des  Ab- 
grundes ?A\  führen,  wenn  man  den  Massen  nicht  klar  macht,  was  sie  im  entscheidenden 
Augenblick  erwartet.« 

Dantm  fordert  Parvus  die  Erörterung  des  Problenur:  wie  man  den  Wider- 
stand geg«n  Wahlrechtsraub  oder  sönstige  Staatsstreiche  organisiert. 

»Wir  schaden  dadurch,  dass  wir  schweigen,  der  Erörtening  dor  kitzligen  Probleme 
aus  dem  VVege  gehen,  niemand  mehr  als  uns  selbst.  Unsere  Gegner  sind  gerüstet. 
Die  Regierung  nimmt  die  Frage  eines  Conflicts  mit  dem  Volke  nicht  so  leichterhand 
liin.  Im  Kriegsmiiiisterium  und  im  Ministerium  des  Inneren  werden  die  bis  in  die 
kleinsten  Details  ausgearbeiteten  Pläne  zur  Bezwingung  der  Massen  seit  Jahren  schon 
bereit  gdialten.  Wir  inn  sen  mit  diesen  Eventiuüititen  rechnen,  wenn  wir  nicht 
ü!)errumpelt  werden  wollen. 

Wir  sind  eine  Partei  der  Massen.  Unsere  Anhängerschaft  folgt  uns  nicht  blindlings  . 
auf  das  Commando.    Die  Arbeitermassen  mfissen  wissen,  woran  sie  sind.  Soiftt 

erreichen  wir  nichts. 

Das  peinliche  Umgehen  des  entscheidenden  Punctes  unseres  politischen  Kampfes 
hat  sehon  jetzt  ▼ieliaehen  Schaden  geschaffen  und  Verwirrung  gestiftet.  Das  ist 
eine  der  Ursachen  der  opportunistischen  Irrungen.« 

Parvus  selbst  ist  ja  denn  auch  schon  lange  in  die  Erörterung  des  »ent- 
scheidenden Punctcsc  eingetreten.  Eine  ultima  ratio  des  Proletariats  im  Kampf 
gegen  die  Gewalt  scheint  ihm  der  Generalstrike.  Dabei  beweist  er  freilich,  dass 
ihm  jeder  Sinn  für  die  Realitäten  eines  solchen  Kampfes  abgeht.  Als  ob  der 
Generalstrike  ein  Mittel  wäre  gegen  die  Bajonette!  Der  Generalstrike  kann 
mur  dann  gegen  staatsstretdilerische  Gewaltanwendung  mit  Erfolg  angewandt 
werden,  wenn  die  Armee  auf  seilen  der  Arbeiter  ist.  Dann  ist  1  u  r  der 
Oencralstrikc  von  vornherein  überflü?;s5g;  dann  schützt  die  Armee  die  \  olks- 
redite.  Solange  dagegen  das  Heer  einem  eventuellen  Commando  gegen  den 
inneren  Feind  Folge  leistet,  so  lange  führt  jeder  Generalstrike  in  nicht  allzu 
langer  Zeit  zur  .\ufhehung  oder  zur  Hungerrevolte  und  damit  zur 
Niederwerfui>g  der  Strikenden  mit  allen  Mitteln  mo<lernsler  Mordmaschinerie. 

Vor  diese  Alternative  sahen  sich  unsere  belgischen  Genossen  vor  zwei  Jahren 
gestellt.  Nkiit  die  Starrköpfigkeit  der  Klerikalen,  nicht  die  Schwadikopfigkeit 
der  Liberalen  nötigte  sie  zmn  schleunigen  Abbruch  des  Kampfes,  sondern  ein- 
fach die  Eilcemitnis,  dass  die  Armee  im  entscheidenden  Moment  nicht  für,  son- 
dern gegen  die  Strikenden  in  Action  treten  würde.  Lidieriich  die  Vorwürfe, 
die  von  radicaUr  Sdte  gegen  unsere  belgischen  Genossen  ^egesi  der  rasdien 
Aufliebung  erhoben  worden  sind.  Es  war  das  Klügste,  was  sie  noeh  tun 
komitcn.  Noch  klüger  wären  sie  freilich  gewesen,  wenn  sie  die  Stimmung 
der  Armee  vorher  richtig  beurteilt  hätten.  Die  Lehre  werden  sie  aber  wohl 
daraus  gezogen  haben,  dass  die  jiGlitische  Macht  und  die  bewaffnete  Macht 
heute  identische  BegritTe  sind  und  dass  man  darum  die  politische  Macht  nicht 
mit  Gewaltanwendung,  sondern  nur  auf  friedlichem  Wege  erobern  kann. 
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Damit  ist  auch  für  uns  die  Frage  beantwortet,  was  wir  tun  können,  um  der 
Anwendung  von  Gewalt  seitens  unserer  Gegner  ein  wirksames  I'aroii  zu  bieten. 
Wir  müssen  dahin  streben,  dass -jeder  Missbrauch  der  Staatsgewalt  zu  Ver- 
fassungsbrüchen, Wablrechtsraub  und  sonstigen  reitenden  Taten  unmöglich  wird, 
indem  wir  dafür  sorgen,  dass  eine  solche  rcchtsbrochcri^chc  Rcgiorung  keinen 
Rückhalt  findet  in  einem  beträcliilichen  Teil  des  Volkes.  Es_g;ilut  ktni  anderes^ 
und  kein^-wicksameres,_Mittel---gegeii^ie  Gewalt,  aic  rlin  Jfayji||i*iiCr 
nierung  fler  Köpfe,  die  Aufklärung  und  Gewmnüng  der  entscheidenden  Mehr- 
hat des  Vollrcs  förnsnsöre-'iyache.  Wir  haben  heute  drei  TSilKöneii  politisch 
mfintfigcp-Männer  hinter  uns.  Das  ist  eine  stattlidie  Macht.  Aber  unsere  Gegner 
haben  sechs  Millionen  hinter  sich.  Das  ist  eine  doppelt  so  starke  Macht.  tJnd 
weitere  drei  Millionen  verharren  noch  in  politischer  Lethargie,  verstarken  even- 
tuell den  rcactionären  Heerbann.  Aus  unserer  Minderheit  eine  ausschlaggebende 
Mehrheit  zu  iv.achen.  heisst  auch  den  Kernpunct  der  Frage  nach  der  Eiuoening 
der  poHtischen  Macht  erledigen.  Nicht  die  Herren  von  der  Regierung,  nicht 
die  führenden  Geister  der  gegnerischen  Parteien  sind  es,  die  uns  heute  die 
politische  Macht  vorenthahen.  Nein,  die  Mehrheitdes  Volkes,  die  hinter 
diesen  Herren  steht,  ist  es,  die  uns  widerstrebt,  die  luis  die  ^^acht  noch  nicTit 
anvertraut,  deren  wir  bedürfen,  um  die  Dinge  nach  unserem  Willen  zu  ge- 
stalten. Der  Gedanke  ist  wahrhaftig  nicht  neu.  Aber  es  scheint,  als  ob  unsere 
Radicalen  bei  ihren  tiefsinnigen  Speculationen  so  einfache  Dinge  nicht  mehr 
sehen.  Darum  sei  er  hier  nochmals  scharf  betont:  Die  S  c  h  u  t  z.t  r  u  p  p  e 
der  Reaction  ist  die  noch  rückständige  Mehrheit  des  Vol- 
kes; das  Volk  ist  immer  noch  des  Volkes  schlimmster  Feind;  der  Unverstand 
der  Massen  ist  rlas  einzig  ernsthafte  Hindernis  auf  der  Bahn  zur  Ergreifung 
der  politischen  Macht  tist  erst  dies  Bollwerk  überstiegen  —  wer  will  uns 
dann  noch  widersteh'n?c 

Liesse  sich  die  Mehrheit  des  Volkes  nicht  für  unsere  Ideen  gewinnen,  dann 
hätten  wir  als  Demokraten  daraus  die  Consvquenz  zu  ziehen,  dass  wir  auf  die 
volle  politische  Macht  verzichteten.  Das  socialistische  Regime  kann  nicht  einer 
Mehrheit  durch  eine  Minderheit  aufgezwungen  werden.  Es  kann  nur  hervor- 
gehen aus  der  freien  Selbstbestimmung,  es  muss-  begründet  sein  auf  dem  be- 
wussteu  Mehrheitswillen  der  aufgeklärten  Volksiuasse. 

Wir  sind  aber  überzeugt,  dassr  die  Mehrheit  des  Volkes  für  die  Ideen  der 
Socialdemokratie  gewoiuien  werden  kann  und  gewonnen  werden  wird 

Der  Grundstock  und  die  Kerntruppe  des  socialdeinokratischen  Heerbannes 
ist  die  industrielle  Arbeiterschaft.  Der  Gang  der  wirtschaftUchen  Entwicke- 
lung  verbürgt  das  weitere  Anwachsen  dieses  Bestandteiles.  Aber  die  Social- 
demokratie kann  und  clarf  nicht  blosse  Industriearbeiterpartei  sein.  Das 
wäre  eine  verhängnisvolle  Beschränkung  ihres  Machtbereichs.  Sie  liegt  auch 
nicht  im  Wesen  der  Socialdemokratie  als  Arbeiterpartei.  Niemals  hat  die  SocM- 
demokratie  unter  Arbeiter  nur  den  Handarbeiter  oder  gar  nttr  den  Industrie- 
arbeiter verstanden: 

>.\rbeiter  sind  wir  alle,  insofern  wir  nur  eben  den  Willen  haben,  uns  in  irgend 
einer  Weise  der  menschlichen  Gesellschaft  nützlich  zu  machen.«^^) 

Der  Begriff  Arbeiterschaft  ist  sonach  gleichbedeutend  mit  der  gesamten 
•  auf  Arbeitseinkommen  gestellten  VolksmasiC,  im  Gegensatz  zu  dem  an  Zahl  so 
geringen,  an  Macht  freilich  so  grossen  capitalistischen  Interessententum.  Die 
Socialdemokratie  hat  es  nicht  mit  dem  Gegensatz  zwischen  Hand-  und  Kopf- 
arbeit zu  tun,  sondern  mit  dem  Gegensatz  zwischen  Arbeit  auf  der  einen  luid 
c^italistischem  Besitz  auf  der  andern  Seite.  Darum  muss  sie  in  immer  um- 
fassenderer Weise  zu  einer  allgemeinen  Volkspartei  werden. 

^)  Vcrgl.  Ferilinand  LassaUc   ArbeUtTfrogrumm,  in  der  von  BcTosteü)  hcnvtgsgebaiM  GcMunI» 
ausgäbe,  II.  Bd.  /ücrliD  i8q3/,  pag.  3{S. 
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Das  ganze  arbeitende  Volk  im  weitesten  Sinne  des  Wortes  in  die  Bewegung: 
der  industriellen  Arbeiterniassc  hineinzuziehen,  ist  die  Aufgabe,  vor  deren 
Lösung  die  Partei  sich  heute  gestellt  sieht.  Zwei  Volksbestandteile  sind  da 
noch  in  erster  Linie  zu  gewinnen: 

Einmal  die  werktätige  Landbebauermasse,  die  Landarbeiter  luid 
kleinen  Bauern.  Dadurch,  dass  es  den  grossagrarischen  Interessenten 
gelungen  ist,  die  Masse  der  kleinen  Landleute  von  neuem  fest  an  ihre  Fahnen 
zu  fesseln,  hat  die  feudal-klerikale  Reaction  wieder  einen  starken  Rücidialt  in 
der  Tiefe  des  Volkes  gewonnen.  Diesen  Volksmasscn  den  scharfen  Interessen- 
gegensatz zwischen  Hcrrenbaucrntum  und  Arbeitbbaucrntuni  und  die  funda- 
mentale Interessengemeinschaft  zwischen  dem  arbeitenden  Volk  in  Stadt  und 
Land  zum  Bewusstsein  zu  bringen,  ist  eine  der  dringendsten  .Aufklärungs- 
arbeiten. In  dem  Masse,  wie  sie  geschieht,  sinkt  das  stärkste  Bollwerk  der 
Reaction  dahin. 

Zum  zweiten  hat  die  Socialdemokratie  mehr,  als  seither,  die  geistige 
B  e  r  u  f  s  a  r  b  e  i  t  c  r  s  c  h  a  f  t  ,  die  technisch,  wissenschn  ftlich  und  künstlerisch 
geschulte  Intelligenz,  für  ihre  Sache  zu  gewinnen.  Die  .\ufgabe,  die  sich  die 
Socialdemokratie  stellt,  erstreckt  sich  auf  allen  Seiten  des  Culturlebens.  Sie  zu 
erfüllen,  ist  nicht  möglich  ohne  die  überzeugte  Mitarheit  (kr  geistigen  Berufs- 
arbeiter. Wir  brauchen  demokratisch  und  socialistisch  gesinnte  Lehrer,  Arzte,. 
I ngcnieure  Hill!  Vi  iwiUinn^  liijiMl.i  _allcr.„Art^  Es  ist  eine  naive  Illusion,  zu 
glauben,  dass  diese  Kräfte  binnen  kurzem  aus  der  Masse  des^eirktatlgen  VOtkes 
erstehen  könnten  oder  dass  die  derzeitige  geistige  Bcrufsarbeiterschnfi  von 
selbst  mit  fliegenden  Fahnen  in  das  Lager  des  siegreichen  Proletariats  ein- 
schwenken werde.  .\l)er  ganz  abgesehen  von  der  Zukunft  brauchen  wir  die 
Mehrheit  der  wissenschaftlich  geschulten  Arbeiter  auch  für  den  gegen- 
wärtigen  Kampi.  Ist  die  zahlenmässige  politische  Macht  dieser  Volks- 
schicht auch  gering,  so  ist  die  moralische  Macht,  die  sie  in  die  Wagschale  zu 
werfen  hat,  d^ch  ausserordentlich  bedeutsam.  Ist  sie  für  uns,  so  verleiht  sie 
der  Bewegung  Schwingen.  Ist  sie  gegen  uns,  so  dämpft  und  lähmt  sie  uns  auf 
Schritt  und  Tritt.  Das  capitalistische  Regime  wie  die  feudal-klerikale  Re- 
action lasten  mit  schwerem  Druck  auf  der  geistigen  Berufsarbeiterschaft.  Die 
Existenz  des  Kopfarbeiters  ist,  wenn  nicht  durch  directe  materielle  Not,  so  doch 
durch  den  (Zwang  zu  socialer  Heuchelei  und  corrumpierendcr  Unterwürfigkeit 
vergiftet  Die  in  den  Beruf  etwa  noch  mitgebraditen  Jugendideale  woden 
zollweisc  gerädert  und  gebrochen;  mit  den  Wölfen  heulen  um  der  Standes- 
gemässen  Existenz  willen,  das  ist  das  Lebensfacit  Tausender. 

Wollen  wir  die  geistige  Berufsarbeiterschaft  gewinnen,  so  ist  eine  Grundbedin- 
gung dafür,  dass  unsere  theoretische  und  praktische  Betätigung  vor  dem  Richter'- 
stuhl  wissen-schaftlicher  Kritik  standhält.  Das  ist  ntir  möglich,  wenn  wir  bei 
unserer  Arbeit  in  engster  Fühlung  mit  der  fortschreitenden  wissenschaftlichen 
Forsditmg  bidben.  Jedes  Zurückbleiben  hinter  der  wissenschaftlichen  Front 
entfremdet  uns  die  besten  Köpfe,  unterbindet  den  Zustrom  von  Anhängern  aus 
den  Reihen  jener  Arbeiterschicht  Darum  ist  jedem  Versuch,  ein 
geistiges  Papsttum  zu  etablieren,  jeder  Tendenz  zu  dog- 
matischer Erstarrung  der  Krieg  zu  erklären.  Und  wenn  es 
ängstliche  Gemüter  in  der  Socialdemokratie  gibt,  die  die  STK-ialistische  Lehre 
mehr  als  religiöses  Bekenntnis,  denn  als  wissenschaftliche  Überzeugung  empfin- 
den, die  glauben,  mit  dem  Aufgeben  des  einen  oder  anderen  liebgewordenen 
Satzes-  könne  der  Fortgang  der  Bewegtmg  in  Frage  gestellt  werden,  so  ist  ihnen 
zu  antworten  mit  den  Worten,  mit  denen  Bebel  in  der  Zukunftsstaatsdebatte 
1893  die  G^er  abfertigte,  die  wunder  was  glaubten  gegen  die  Socialdemokratie 
vorgebracht  zu  haben,  wenn  sie  nachwiesen,  dass  wir  eine  Reihe  Niemals  alft 
ricluig  anerkannter  Sätze  im  Laufe  der  Zeit  preisgegeben  haben: 
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»Wir  sind  nicht  nur  eine,  wie  Sie  sagen,  revolutionäre  Partei,  wir  sind  auch  eine 
vorwirts  strebende  Partei,  eine  Partei,  die  beständig  lernt  und  die 
jirnbesl  ä  TT  d  i  K  e  r  geistiger  Mauserung  begriffen  ist,  eine  Partei, 
die  nicht  die  Meinung  hat,  dass  ein  heute  ausgesprochener  Satz  und  eine  heute  als 
riditig  gehegte  Anscbaaung  itnzwetfelhaft  ufid  unfehlbar  für  alle  Ewigkeit  feststdiU 

Das  ist  die  schärfste  Fornuilicrung  des  Grundprincips'  des  RcvisioiiisinKS,  tlas 
die  Parteigeschichte  aufweist.  Eine  P.artei,  die  die  voraussetzungslose  For- 
schiingf  als  alleinige  Erkenntnisquelle  anerkennt,  eine  wissenschaftliche 
Partei,  trägt  allerdings  die  NotIVendigkeit  »beständiger,  geistiger  Mauserung« 
in  sich.  Ihr  geistiges  Wesen  nniss  in  ständigem  Fluss  sein,  wie  die  Wissen- 
schaft selbt.  Da  kann  es  keinen  Stillstand,  darf  es  keine  Erstarrung  in  unfehl- 
baren Lehrsätzen  geben,  denen  gegenüber  das  Recht  der  Reirtsion  auch  nur 
für  eine  Jreile  als  aufgehoben  gelten  dürfte.  N'nr  die  stete  kritische  Fortbildung, 
die  beständige  geistige  Mauserung,  bietet  die  Gewälir  für  die 
geistige  Überlegenheit,  für  die  siqjessichere  Sachrichtigkeit  unserer  Kampf- 
führung.  Darum  muss  atM^  das  weitere  stolze  Wort  Bebels  zur  voUen  Wahr- 
heit werdeti,  das  er  in  seiner  Frau  über  das  Wesen  des  Socialismus  atisge- 
sprochcn  hat: 

»Der  Socialismus  ist  die  mit  klarem  Bewusstsein  und  voller 

Erkenntnis  auf  alle  Gcbitfte  menschlicher  Täti'gtkeit  an- 
gewandte W  i  s  s  e  n  s  c  h  a  f  t.€ 

Die  Socialdemokratie  ist  nicht,  kann  nicht  sein  eine  Partei,  wie  die  anderen, 
die  sich  die  Wissenschaft  nur  in  ihrem  Sinne  zurechtlegen.  Sie  ist  mehr,  als 
Partei  im  landläufigen  Sinne  des  Wortes.  Sie  ist  die  berufene  Trä- 
gerin einer  allgemeinen  Volks-,  einer  universalen  Cul- 
turbewegung;  sie  ist  der  Inbegriff  der  modernen,  nach 
höherer  Zweckmässigkeit  im  Zusammenleben  ringenden 
Menschheit.  Anf  diesem  Weg  kann  nur  die  Wissenschaft,  die  voraus- 
setzungsiose  Forsch ung,  einigermasscn  sicher  führen. 

Aber  wenn  uns  auf  diesem  Weg  zur  friedlichen  Macht  Männer  der  Tat  ent- 
gcgcntreten.  wenn  man  versndit,  uns  mit  ReftressiT-ittassrec^eht  niederzudrücken, 
wenn  uns  ein  Entscheidungskampf  aufgedrängt  wird:  was  sollen  wir  dann  tun? 

Nun,  dann  werden  wir  der  Ungesetzlichkeit  die  Gesetzlichkeit  entgegenstellen, 
der  Gewalt  mit  Friedsamkeit  begegnen.  Das  ist  der  einzige  Weg,  die  Gewalt 
schliesslich  zu  brechen,  das  einzige  Kampfmittel  gegen  Bajonette.  Wir  haben 
dafür  zu  sorgen,  dass  das  ganze  Gewicht  der  moralischen  Verurteilung  auf  die- 
jenigen fällt,  die  den  Versuch  machen,  mit  Gewaltanwendung  den  For^;ang 
der  socialdemokratischen  Cuhnrbewcgnng  zu  hindern. 

Es  heisst,  den  Scharfmachern  willkommenes  Wasser  auf  ihre  Mülile  liefern, 
erörtert  man  die  Möglichkeit  einer  andern  Haltung  unsererseits.  Auch  haben  wir 
nicht  nötig,  zu  anderen  Mitteln,  die  sich  untM  IlKir  g^en  uns  kehren  mÜSSten, 
zu  greifen,  solange  wir  in  der  Gerechtigkeit,  Sachrichtigkeit  und  Zweckmässig- 
keit unserer  Forderungen  die  Garantie  haben,  dass  sie  nicht  von  der  Tages- 
ordnung der  Menschheit  verschwinden  kömien,  bevor  sie  erfüllt  sind.  Darum 
erklären  wir  gt-gcnüber  denen,  die  eine  politische  Revolution  als  unvermeidliches 
Resultat  der  socialen  Conilicte  in  greifbare  Nälic  gerückt  sehen: 

Die  Socialdemokratie  wünscht  nicht  und  noch  wc  tilgte  r 
erstrebt  sie  eine  Revolution  im  Sinne  politisch  e  f'GVw  a  1 1  - 
a  n  w  e  n  fl  n  n  g.  _li.eAUJ.Lujj  o  n  ist  für  sie  gleichbedeutend  mit 
dem  Begriff  der  Evolution,  der  organischen  Umgestal- 
tung unseres  wi  i  lüchalllrc  hen  Systems  im  Sinne  der 
Durchsetzung  eines  andern,  des  socialistischcn  Pro  d  ne- 
tto nsprincips.  In  Übereinstimmung  mit  den  Erklärungen 
•der  berufensten  Wortführer  der  Partei  sind  wir  über- 
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zeugt»  dass  diese  fundamentale  Umgestaltung  auf  friede 

liehe  ni  Wege  durch  planmässige,  griiiid  liehe  und  ganze 
Reformen  bewerkstelligt  werden  kann.  Und  darum  ver- 
weisen wir  die  Herrschenden  auf  diesen  Weg,  in  dem  ehr- 
lichen Bestreben,  die  Gewalt,  die  seit  Jahrtausenden  ein 
rcactionärer  Factor  ist,  in  aller  künftigen  Entwickelung 
auszuschalten. 

xxxxxxxxxxxxxxxxxxxxxxxxxxxxxxxxxxxxv • V  'vvXXX 


WILHELM  KOLB -ZUR  FRAGE  DES  GENERALSTRIKES 


Während  in  der  Arbeiterbewegung  der  romanischen  Länder  der  Generalstrike 
eine  grosse  Rolle  sfrielt  und  auch  sdion  hin  und  wieder  praktisch  erprotit 

wurde,  hat  man  diefwir  Frage  innerhalb  dsr  dteutsclien  Arbeiterbewegung  bisher 
kaum  irgend  welche  theorcti-c!io,  viel  weniger  itrakliscbc  Bedeutung  beigelegt. 
Das  Wort  des  Genossen  Auer  Gi^ncralstrikc  ist  Gcneraluitsinn  wurde  so  ziemlich 
allgemein  als  zutreflFend  acceptiert.  Erst  in  alle^jüngster  2eit  hat  die  Fn^  des 
General  st  rikes  auch  innerhalb  der  deutschen  Arbeitcrl>ewcgung  etwas  mehr  von 
sich  reden  machen.  Genosse  Dr.  Friedeberg  hat  vor  einigen  Monaten  in  einer 
Berliner  Versanunlung  fBr  die  Idee  des  Generalstrikes  Propaganda  gemacht,  imd 
auf  dem  Dresdener  Parteitag  hat  er  den  Antrag  eingebracht,  den  Generalstrike 
als  besonderen  Punct  auf  die  Tagesordnung  des  nächsten  Parteitages  zu  setzen. 
Der  Antrag  fand  die  Unterstützung  einer  ganzen  Anzahl  von  Parteigenossen.  Uie 
Vertreter  der  deutschen  Socialdemokratie  haben,  ebenso  wie  die  Vertreter  der 
deutschen  Gewerkschaften,  auf  allen  bisherigen  internationalen  Congresscn  sich 
gegenüber  der  Generalstrikeidec  ablchnqnd  verhuiten.  Wenni  Gt^iosse 
Kautsky  und  andere,  die  zur  sogenannten  radkalen  Richtung  zahlen,  trotzdem  den 
Antrag  Fncdel)crg  unterstützten,  so  haben  sie  von  ihrem  Staiidpunct  aus  ganz  consc- 
quent  geliandelL  Weniger  begreillich  war  die  Haltung  der  Mehrheit  des  Partei- 
tags, die  den  Antrag  ablehnte,  obgleidi  die  selbe  Mehrheit  vorher  den  Ausführungen 
Kautskys  hinsiditlidi  der  von  uns  stt  befolgenden  Takt  k  zugestimmt  hatte.  Wenn 
die  Interpretation  unserer  Taktik,  wie  sie  Kautsky  in  Dresden  gegeben  hat,  wirklich 
zutreffend  wäre  und  wenn  seine  vor  dem  Parteitag  verkündete  Prophezeiung  von 
dem  »in  greifbare  Nähe  gerückten«  Sieg  der  Socialdemokratie  den  Tatsachen  ent- 
spräche, dann  durfte  die  radicalc  Mehrheit  des  Dresdener  Parteitags  den  Antrag 
Friedeberg  nicht  ablehnen.  Denn,  wenn  es  für  das  Proletariat  überhaupt  ein 
Mittel  gibt,  die  capitalistisdie  Qassenherrschaft  zu  stürzen,  seine  furehlbaren  Gegner 
niederzuwerfen,  dann  ist  dieses  Mittel  der  Generalstrike. 

Die  Ablchnimg  des  Antrags  Friedeberg  und  Genossen  seitens  der  radicalen  Mehr- 
heit ist  meines  Erachtens  ein  Beweis  dafür,  wie  wenig  sich  diese  Mehrheit  der 
Widersprüche,  in  denen  wir  uns  hinsichtlich  der  Zusamnienbruchstheorie  tmd 
unserer  Taktik  hcwegen,  bewusst  war.  Unter  dem  F.influss  rednerischer  Effecte 
stehend,  vergass  diese  Mehrheit,  sich  die  Consequcnzen  der  auf  den  Zusanimen- 
brudi  rechnenden  Theorie  für  die  Taktik  zu  vergegenwärtigen.  Das  ruhige,  objec- 
tive  Urteil  konnte  bei  der  .Aufricitschung  der  Leidenschaft,  wie  sie  in  Dresden 
erfolgt  war  und  uns  auch  nachher  noch  eine  so  unangenehme  Bescherung  berei- 
tete, nicht  zu  sdnem  Recht  kommen.  Der  Zosammenbruchstheorie  wurde  unter 
dem  Einfluss  der  gewaltigen  Beredsamkeit  Bebels  ynt^^iulult.  .iher  als  Dr.  Friede- 
berg hinterher  mit  seinem  Gencralstrikeantrag  kam,  da  halte  die  ruhige  Überlegung 
über  die  Begeisterung  die  Oberhand  gewonnen.  Mit  erdrückender  Mehr- 
heit lehnte  der  Dresdener  Parteitag  die  der  Zusammen- 
brtichslheorie  entsprechende  Taktik  ab.  Das  war  eigentlich  l>c- 
dauerlich.    Wäre  der  Antrag  Friedeberg  und  Genossen  angenommen  worden  und 
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halte  der  kommende  Bremer  Parteitag  sich  mit  der  Frage  des  Generalstrikes  be- 
schäftigt, so  hätte  Genosse  Bebel  sicher  die  schönste  ret'isionistische  Rede  gehalten. 
Vor  allem  aber  hätte  eine  Debatte  über  den  Gencralstrike  bis  zur  Evidenz  dcn^ 
Beweis  erl>racht,  dass  die  deutsche  Socialdcmnkratie  viel  revisionistischer  ist,  als 
es  nach  dem  Dresdener  Parteitag  den  Anschein  hat.  Die  Frage  des  Generalstrikes 
steht  in  engstem  Zusammenhang  mit  den  theoretischen  und  taktischen  Streitfragen, 
die  in  der  sncialdcmokratischcn  Partei  seit  Jahren  den  Anlass  zu  den  sogenannten 
PartcidiscusstOHen  geben.  In  letzter  Linie  conccntricreii  sich  alle  diese  Diffe- 
renzen auf  die  eine  Frage:  wie  tmd  auf  wdchem  Wege  kommt  das  Proletariat 
in  (Uli  lU-sitz  der  politischen  Macht;  wie  wird  der  Sodaliamus  sich  verwirklichen? 
Soll  die  Discussion  über  die  strittigen  Fragen  in  den  Bahnen  der  Sachlichkeit 
bleiben,  so  muss  vor  allem  berücksichtigt  werden,  dass  um  da^  Endziel  n  i  c  h  t 
gestritten  wird.  Das  ist  bisher  leider  nur  zu  oft  ausser  acht  gelassen  wcmlen, 
wrulurch  manches  ^T^ssvcrstän(!nis,  namentlich  bei  der  Masse  tmsorer  Anhänger, 
und  vor  allem  die  persönliche  Erbitterung  hervorgerufen  wurde,  die  m  Dresden 
zur  Explosion  führte.  Die  Anzweiflung  der  sodaldemdcratisdien  Uberzeugung 
bei  Männern,  die  nie  eine  andere,  als  dies^  hatten,  die  diese  Überzeugung  steta 
offen  betätigten  und  vor  den  schwersten  Opfern  nicht  zurückscheuten,  muss  ver- 
letzend wirken,  zumal,  wenn  dies  noch  in  Formen  geschieht,  die  an  sich  schon  ver- 
letzend sind.  X# 

Die  socialdcnioJ<Ta*ische  Partei  wurzelt  mit  ihrer  ganzen  Existenz  in  der 
Wissenschaft.  Diese  aber  ist  kein  Dogma.  Wo  wissenschaftliche  Lehrsätze 
•durch  später  gewonnene  Erfahrungen  dner  Correctur  bedürfen,  muss  <yese  vor- 
genommen werden.  Die  Sodaldemokratie  kann  nie  und  nimmer  sich  auf  einen 
<logniati sehen  Standpunct  stellen,  am  allerwenigsten  hinsichtlich  der  von  ihr 
zu  befolgenden  Taktik.  Alles  flicsst ;  auch  die  capitalistische  Gesellschaft  mit 
allen  ihren  socialen,  politischen,  ökonomischen  und  culturellen  Einrichtungen  ist 
beständig  im  Fluss.  F.inc  Partei,  deren  Ziele  auf  eine  vollständige  Umgestaltung 
aller  dieser  Verhältnisse  und  Zustände  gerichtet  sind,  ist  gezwungen,  eine  Taktik 
zu  befolgen,  die  dem  Portschritt,  der  Beschleunigung  der  Entwickelung  niemals 
hindernd  in  den  Weg  tritt.  Demzufolge  muss  die  Taktik  der  socialdemokra- 
tischen  -Partei  als  beweglicher  Factor  in  Rechnung  gestellt  und  darf  nicht 
auf  unbestimmte  2dt  hinaus  dogmatisch  festgelegt  werden.  Diesen  Pdiler  begeht 
die  Dresdener  Resolution  über  die  Taktik  der  Partei,  und  dies,  obwirfil  wir  ge- 
wiss seilen  oft  genug  erlebt  haben,  wie  wenig  es  nützlich  ist,  im  voraus  sich  tak- 
tisch festzulegen,  weil  die  Tatsachen  immer  stärker  sind,  als  unsere  Wünsche. 
Wer  die  Parteigeschtchte  auch  nur  oberflächlich  kennt,  weiss,  wie  fast  alle  bisher 
gemachten  Prophezeiungen  durch  die  tatsächliche  Entwickelunjg  Lügen  gestraft 
wurden  und  dass  die  Resolutionen  über  die  Taktik  sehr  oft  papierene  Wünsche 
geblieben  sind.  Aber  trotzdem  wird  immer  wieder  prophezeit,  wid  auf  blosse 
Hypothesen  hin  werden  Beschlüsse  gefasst,  die,  nach  aller  bisherigen  Erfahrung 
zu  schliessen,  auf  die  Dauer  nicht  haltbar  sind.  Durch  die  in  dogmatische  For- 
meln gezwängte  und  auf  Hypothesen  aufgebaute  Zusammenbruchstheorie  wird  die 
Actionsfähigfceit  der  Arbeitcrdasse  gehemmt  und  ihr  Einfluss  auf  die  Ent- 
wickelung gemindert.  Nur  weil  Kautsky  mit  seiner  Dresdener  Rede  auf  der 
Zusammenbruchstheorie  fusste,  das  heisst  sie  zur  Voraussetzung  seiner  Kritik 
•des  RevUimtismms  machte,  konnte  er  zu  der  für  uns  unverständlidien  Interpreta- 
tion unserer  bisherigen  Taktik  kommen.  Er  erklärte  unter  anderem,  unsere  Taktik 
sei  auf  die  Zuspitzung  der  Confiicte,  auf  die  Erzeugung  von  Erbitterung  bei  unseren 
Gegnern  gerichtet,  so  dass  wir  sdiliesslich  Zuatiiidea  entgegen  treiben,  wo  es 
eine  grosse  Entscheidung  gilt,  bei  der  wir  gezwungen  werden,  unsere 
•Gegner  niederzuwerfen.  Die  Consequenz  einer  solchen  Taktik,  die,  wie 
wir  naclidruckliclist  betonen,  nicht  identisch  ist  mit  unserer  bisherigen  Taktik, 
■wäre  die  Prodamienmg  des  Generalstriket.  Revolutiocien,  wie  di«  bisherigca,  mmä 
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uiimöfflich  geworden ;  das  gibt  Kautsky  ohne  weiteres  zu.  »Das  Proletariat  hat 
eine  besondere  Methode  der  Revolution,  die  Arbeitsniederlegung,  die  Stillsetzung 
der  Produetioa.  Durch  die  Unterbindung  des  Lebensprooesaes  der  capitalisUschen 
Gesellschaft  sct/t  sie  diese  schachmatt. t  Wenn  das  nur  so  leicht  auszuführen  wäre, 
wie  es  auszusprechen  ist!  Das  Proletariat  kann  sich  nicht  ausserhalb  der  be- 
stehenden Gesellschaft  stellen,  denn  es  ist  ein  integrierender  Bestandteil  eben  dieser 
capitalistischen  Gesellschaft.  Dieser  den  Lcbcnsproccss  unterbinden,  hcisst  ihn  zu- 
nächst dem  Prtvietariat  selbst  unterbinden.  Es  ist  ja  ungemein  bequem 
und  erfordert  gewiss  sehr  wenig  politischen  Scharfsinn,  zu  sagen:  »Wenn  der 
sächsischen  Bourgeoisie  mit  einiger  Aussicht  auf  Erfolg  mit  einem  politischen 
Massenstrikc  hatte  gedroht  werden  k  (>  n  n  e  n  ,  so  wäre  sie  nicht  so  bereit  ge- 
wesen, dem  Proletariat  das  Wahlreclit  zu  rauben.«  Hätte  —  könnte  —  wärel  Ja, 
wenn  man  damit  Politik  machen,  erkämpfen,  führen  könntel  Wäre  der  Ge- 
ncralstrikc  eine  Erfolg  versprechende  Waffe  des  Classenkanipfcs,  dann  wäre 
er  auch  kein  Gcneralutisinn.  Da  aber  der  Generalstrike  »mit  einiger  Aussicht 
auf  Erfolg«  nicht  geführt  werden  kann,  so  bidbt  ms  nidit»  anderes  übrig,  als 
mittels  der  bisherigen  bewährten  Taktik  unser  Ziel  Stt  erreichen  zu  suchen. 
Wir  können  die  capitalistische  Gesellschaft  nicht  stürzen,  nicht  nieder- 
werfen, ihr  den  Lebensprocess  nicht  unterbinden,  ohne  das  Proletariat  selbst 
in  seinen  elementarsten  Interessen  aufs  schwerste  zu  schädigen.  Ergo  müssen 
wir  nach  wie  vor  an  das  Bestehende  anknüpfen,  es  in  unserem  Sinne  zu  refor- 
mieren versuchen,  um  auf  diese  Weise  ans  Ziel  zu  kommen.  Wenn  man  histo- 
rische Kategorieen  nicht  mit  Gewalt  beseitigen  kann,  ohne  sich  der  nahezu  sicheren 
Gefahr  einer  blutigen  Niederlage  auszusetzen,  dann  muss  man  sie  auf  andere 
Weise  zu  überwinden  versuchen.  Die  sociale  Reform  führt  in  ihren  Consequenzen 
zur  socialen  Revolution,  zur  völligen  Umgestaltung  des  Bestehenden.  »Wir  ver- 
lassen uns  auf  die  organische  Entwickelung  der  Dinge«,  diese  orga- 
nische Entwicklung  suchen  wir  mit  allen  Kräften  zu  beeinflussen  und  zu  beschleu- 
nigen. Unsere  bewährte  Taktik  ist  die  in  die  Theorie  übersetzte  Evolution. 
Aas  <fieser  Tatsache  gilt  es  ohne  Furcht  die  Consequenzen  zu  ziehen,  damit  der 
Widerspruch  beseitigt  wird,  der  heute  zwischen  unserer  Taktik  und  der  Kata- 
strophentheorie besteht.  Hic  Rhodus,  hic  salta\  Das  ist's,  worum  sich  der  ganze 
Streit  dreht  Mit  der  Ldstmg  dieser  Frage  ist  auch  die  des  Genenlstrikes  ent- 
schieden. Jean  Jaures  —  der  neuerdings  in  Deutschland  hinreidiend  verdächtig 
ist.  ein  Verräter  an  den  Interessen  des  Proletariats  zu  sein,  weil  er  an  die  Prophe- 
zeiungen der  intransigentcn  Vertreter  des  grossen  Kladderadatsch'  nicht  glauben 
will  und  aus  der  Evolutionstheorie  die  sich  ergebenden  Consequenzen  für  die 
Taktik  zieht  —  hat  die  Frage  des  Generalstrikes  sehr  eingehend  behandelt.')  Er 
kotnmt  dabei  zu  dem  Schlüsse,  dass  der  Generalstrike  nur  im  äussersten 
Falle,  wenn  die  Regierungen  die  Torheit  begingen,  dem  Proletariat  die  wenigen 
politischen  Rechte  zu  kürzen,  wahrscheinlich  die  spontane  Form  der  Ar- 
beiter r  e  V  o  1 1  e  sein  würde,  eine  äusserst  verzweifelte  Zuflucht,  ein  Mittel,  mehr 
geeignet,  den  Gegner  zu  sdiädigen.  als  sidi  selbst  su  nützen.  Jäur^s  sagt  ganz 
mit  Recht,  die  Arbeiter  würden  einer  verhangnuvollen  Illusion  sich  hingeben,  wenn 
sie  das,  was  die  Taktik  der  Verzweiflung  sein  kann,  als  eine  Methode  der 
socialen  Revolution  auffassen  wollten.  Wie  durchaus  zutreffend  Jaures  die  Folgen 
eines  Generalstrikes  kennzeichnete,  ergibt  sich  daraus,  datt  in  Holland  beim  Ge- 
neralstrike diese  Folgen  tatsächlich  auch  eingetroffen  sind.  Das  Pmlctariat  kann 
eben  den  Lebensprocess  der  capitalistischen  Gesellschaft  nicht  unterbinden,  weil 
es  sich  damit  selbst  am  schwersten  schädigt  Genosse  Vliegen.  der  durch  den 
holländischen  Generalstrike  von  einem  .Anhänger  zu  einem  Gegner  des  selben  ge- 
worden ist,  schreibt:  »Um  sich  selbst  zu  retten,  wird  das  Proletariat  die  Arbeit 

9  VemL  J«aa  JanrAs:  Am  fimrtt  MMf  PmiOt  fBadla  iqw/,  psg.  137t. 
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wieder  aufnehmen  müssen.«')  Die  Wirklichkeit  verläuft  eben  ander*;,  al'-  man- 
cher denkt,  der  sich  für  einen  Theoretiker  halt.  Wenn  aber  eine  derartige  Theorie 
durch  die  Praxis  ad  absurdum  gelfihrt  wird,  so  sollte  man  sie  logischerweise  auf» 
geben  und  wirklich  7U  denke  n  l)cginncn,  »Ausser  den  convulsivischen  Anfällen, 
für  die  man  keinerlei  Voraussicht  und  R<^cl  haben  kann  .  .  gibt  es  heute  für 
den  Socialismiui  nur  eine  tinfchlbare  Methode :  die  Majorität  auf  gesetz» 
lichem  Wege  zu  erobern.«  So  äussert  sich  Jaurcs.  der  Vorkämpfer  des 
Socialismus  im  classischen  Land  der  Revolution.  Eiit  zum  Zweck  des  Sturzes  der 
capitalistischen  Herrschaft  insccnicrter  Generalstrike  würde  unfehlbar  zu  einem 
blutigen  Zusammenstoss  führen,  bei  dem  das  Proletariat  den  kürzeren  ziehen  würde. 
Die  gesetzliche  Krol>erung  der  politischen  Macht  ist  aber  die  successive 
Eroberung  derselben.  Evolutions-  oder  Revolutionslheorie,  das  ist 
die  Frage,  auf  die  es  zuletzt  immer  wieder  ankommt  Wer  die  Dictatur  des  ProU- 
tariats  will,  muss  den  Zusammenbruch  und  in  weiterer  Folge  den  Generalstrike, 
das  hcisst  in  Wirkliclikeit  die  Revolution  wollen.  Nun  ist  es  ja  richtig,  dass 
unsere  Radiealtn  die  Revolution  nicht  wünschen,  dass  sie  nicht  die  Erobe- 
rung (kr  [Hilitischen  Macht  auf  gesetzlichem  Wege  ablehnen;  sie  glauben  nur,  e» 
liege  in  der  Natur  der  Sache,  dass  die  Gegensätze,  die  Conflictc  sich  .so  mspitzcn, 
dass  CS  zum  Zusanunenbruch,  zur  Katastrophe  konnnen  müsse.  Aber  diese  Auf- 
fassung stutzt  sich  auf  eine  blosse  Hypothese,  auf  die  einzugehen  ich  mir  an  dieser 
Stelle  um  so  eher  ersparen  kann,  als  ja  bereit-  C*  ri  ;  Pa-.  id  ^i\h  in  seinem  .\r- 
tikel  Die  Eroberung  der  politischen  Macht  mit  ihr  ausemandcrsctzt.  Worauf  es  bei 
der  Frage  des  Gcneralstrikes  ankommt,  ist,  dass  der  Generalstrike  die  Taktik  der 
\on  Kautsky  vertretenen  Zusammenbruchsdworie,  die  Methode  der  ^roUtarischen 
Rc^'oUttiou  sein  m  ü  s  s  t  e. 

Nun  gibt  es  ja  auch  Anhänger  des  Gcneralstrikes,  die  ihn  nicht  als  Methode 
der  proletarischen  Revolution ,  sondern  lediglich  als  Einschächterungs- 
mittel  gegenüber  der  hcrr?;chenricn  Classe  propagiert  wissen  möchten.  In  diesem 
Sitmc  hat  Genosse  Hilferding  die  Frage  behandelt.  Er  meinte  unter  anderem: 
»Hinter  dem  allgemeinen  Wahlrecht  muss  stehen  der  Wille  zum  Generalstrike.«^) 
So  etwas  liest  sich  sehr  schiin,  besagt  aber  -zunächst  gar  nichts.  Ein  Will  e, 
hinter  dem  nicht  eine  Macht  steht,  die  ihm  »mit  einiger  Aussicht  auf  Erfolg« 
zur  Durchführung  verhelfen  kann,  hat  keine  Bedeutung.  Die  Bourgeoisie  ist  weder 
so  dumm,  noch  so  ängstlich,  sich  vor  einem  blossen  Willen  zum  Generalstrike 
zu  fürchten.  Wie  viele  Millionen  .'\rbeiter  wären  in  Deutschland  notwendig,  um 
einen  erfolgreichen  Generalstrike  inscenieren  zu  können  ?  Bis  zu  welchem  Termm 
gedenken  Kautsky  und  die  anderen,  die  seine  Zusammenbruchstheorie  acceptieren, 
das  Proletariat  in  solchen  Massen  organisiert,  di^c'pliniert  und  erzogen  zu  haben, 
dass  sie  den  letzten  entscheidenden  Kampf  wagen  können?  Ist  dieser  Termin 
etwa  auch  schon  »in  greifbare  Nähe  gcrüdct«?  Diese  Frage  wird  selbst  Kautsky 
nicht  bejahen  wollen.  Wie  kommt  er  aber  dazu,  im  Juni  1903  den  Sieg  der 
Socialdemokraiie  als  >in  greifbare  Nähe  gerückt«  zu  prophezeien?  Man 
höre  also  endlich  damit  auf,  diejenigen,  welche  die  Dinge  etwas  nüchterner  und 
kühler  beurteilen,  quasi  als  Abtrünnige  zu  bezeichnen  und  die  Kritik  an  solchen 
Hypothesen  und  Prophezeiungen  als  eine  Missachtung  unserer  Grundsätze,  als 
gefährlidi  für  unsere  Principien  zu  charakterisieren.  Tatsächlich  wurzeln  in 
diesem  unhaltbaren  Zustand  des  Widerspruchs  zwischen  unserer  ofliciellen  Theorie 
und  unserer  Pra.xis  die  Conflicte  innerhalb  der  Partei.  W.mn  mu!  wo  hat  die 
Partei  in  der  Praxis  die  Con Sequenzen  aus  der  Katastrophenthcoric  gezogen?  In 
der  Praxis  hat  die  Socialdemokratie  die  Evolutionstheorie  längst  acceptiert,  und 
von  der  Reichstagstribfine  herunter  wurde  sie  wiederhat  vertreten.   Warum  also 

')  Vcrgl.  W.  IL  Vliegca:  Der  GracrabMftv  als  ptMHsAts  KampfiaUM  io  der  Senem  ZeU,  vfijri^ 
1.  Bd.,  p«ff.  ufl. 

•)  Vcr^.  Rudolf  Hilf  ordiag:  Zmr  f\rags  des  GeneratsMkes  in  d«r  Ne$u»  Zeit,  I9a3>i9a4,  LBd.,  psg.  14». 
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hinterher  sie  immer  wieder  ablehnen  und  diejenigen,  die  ?ic  verteidigen,  als 
Farteiverderber  bezeiclinen?  Zu  welchen  Absurditäten  der  unhaltbare  Zustand 
der  Verteidigung  einer  Theorie  fuhrt,  die  in  der  Praxis  langst  aufgegeben  ist, 
eins  lehren  uns  nicht  nur  die  fortgesetzten  Gmflicte  innerhalb  der  Partei,  sobald 
irgend  eine  taktische  Frage  von  grösserer  Wichtigkeit  auf  die  Tagesordnung  konitnt. 
das  cetgen  uns  auch  die  Gtate,  die  Genosse  David  in  seinem  oben  erwähnten 
Artikel  aiatmmengestcllt  hat.  Welchem  Tohuwabohu  von  Widersprüchen  begegnen 
wir  da:  ein  fortwährendes  Herüber-  und  Hinüberpendcln  zwischen  den  beiden 
Extremen,  der  Rcvolulions-  und  der  Evolutionstheorie.  Einmal  wird  der  Kladde- 
radatsch prophezeit,  und  dann  wieder  das  HineUmachstn  in  die  socialistische  Ge- 
sellschaft anerkannt.  Und  die  Revisionisten  sollen  es  sein,  die  der  Masse  die  Köpfe 
verwirren,  die,  weil  sie  consequent  bei  ihrem  Standpimct  verharren,  die  Partei 
in  den  Sumpf  fuhren.  Wie  lange  soll  es  denn  noch  dauern,  bis  die  ruhige  Über- 
legung über  die  Leidenschaft"  siegt?  Sollten  wir  noch  einige  Jungbrunnen  ä  la 
Dresden  uns  verschaffen,  damit  die  Gegner  Wasser  auf  ihre  Klappcrmühlen  schöpfen 
können?  Ich  dächte,  wir  hätten  an  dem  einen  Jungbrunnen  übergenug.  Solange 
die  Zusammenbruchstheorte  nicht  aufgegeben  wird,  kommen  wir  aus  der  der- 
zeitigen Situation  nicht  heraus.  Die  Entwickelung  unserer  Partei  wird  —  imd  da- 
gegen spricht  die  Zunahme  unserer  Stimmen  keineswegs  —  gelähmt,  unsere  Actions- 
fähigkeit  gehemmt  und  unser  Einfluss  gemindert.  Auf  die  Zusammenbrudistheorie 
stützen  sich  alle  jene  Resolutionen,  die  zu  heftigen  Parteikämpfen  Veranlassung 
gaben.  Sie  ist  in  letzter  Linie  auch  das  Hindernis  für  eine  einheitliche  Stellung 
unserer  Partei  in  der  so  wichtigen  Agrarfrage.  Man  verschiebt  die  Sache  viel- 
fach bis  zum  Tag  nach  der  socialen  Revolution.  Als  ob  eine  Partei  von  der  Grösse 
und  Bedeutung  der  socialdcmokratischcn  einen  solchen  Zustand  auf  <hc  Dauer 
ertragen  konnte!  Seit  Jahren  müssen  wir  dieser  Zusammcnbruchstheone  wegen 
die  Zeit  unserer  Parteitage  verwenden,  um  Debatten  zu  fähren,  bei  welchen  für  die 
Partei  nichts  herauskommt,  als  Zank  und  Hader.  Man  anerkennt  durch  die  Praxis, 
dass  der  legale  Weg  der  beste  tmd  kürzeste  Weg  zum  Ziele  ist.  Man  denkt  nicht 
entfernt  daran,  aua  der  Katastrophentheorie  die  Consequenzen  zu  ziehen  und  den 
Generalstrike  zur  baldigen  Niederwerfung  der  capitalistischen  Classcnherr- 
schaft  zu  propagieren.  Weil  nicht  daran  zu  denken  ist,  dass  die  deutsche  Arbeiter- 
* classc  sich  dazu  herbeilassen  würde,  die  Revolution  vorzubereiten,  deshalb 
nni^is  mit  tler  Katastrophenthcoric  aufgeräumt  werden.  Wir  dürfen  und  können  die 
Eroberung  der  politischen  Macht  durch  das  Proletariat  nicht  auf  die  Karte  des 
Zusammenbruchs  setzen.  Die  Devise  Alles  ßdcr  nichts  taugt  nicht  für  den  politi- 
schen Kampf.  Wir  können  einen  so  complidertcn  Apparat,  wie  den  der  Administra- 
tive eines  modernen  Staates,  nie  und  nimmer  von  heute  auf  morgen  völlig  umkrempeln. 

Die  Frage  Revolution  oder  Evolution?  muss  mit  allen  ihren  Consequcnzcn  klipp 
und  klar  entschieden  werden.  Wir  müssen  uns  entscheiden,  ob  die  Aushöhlung 
der  capitalistischen  Gerätschaft  erst  am  Tage  nach  der  Rex-olution  in  Angriff  ge- 
nommen oder  durch  eine  fortgesetzte  energisch  betriebene  ReformarbciC  heute 
schon  erfolgen  soll.  Die  Revisionisten  scheuen  sich  nicht,  sich  offen  zu  den  Con- 
sequenzen  ihres  Standpunctes  zu  bekennen.  Sic  verlangen  von  den  RadieaUn  nicht 
mehr  und  nicht  weniger.  nl=!  dass  sie  dasselbe  tun.  damit  endlich  einmal  Klarheit 
bei  der  Masse  unseres  Anhanges  geschaffen  wird  über  das,  worum  es  sich  in  Icuter 
Linie  fnmddt.  Die  Abstimmung  über  den  Antrag  Friedeberg  zdgt  deutlich  genug, 
wie  sich  die  Arbeiter*  I.i  r  .  [  '. -olieiden  würde,  wenn  sie  vor  die  .Mternativc  gestellt 
würde,  aus  der  Zusammcnbruchstlieorie  die  Consequenzen  für  ihre  Taktik  zu  ziehen. 
Warum  in  der  Theorie  aufrechterhalten,  was  in  der  und  durch  die  Praxis  von  jeher 
verleugnet  wurde?  Warum  das  niclit  scheinen  wollen,  was  man 
in  Wirklichkeit  ist?  Oder  —  warum  die  Revolution  nicht  vorbereiten» 
wenn  man  glaubt,  dass  sie  kommen  muss? 
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bcr  die  Stellung  einer  Disciplin  der  politischen  Anthropologie  in  der  Classi- 


\mJ   fication  der  Wissenschaften  und  über  die  Grenzen  ihres  Gebietes  —  falla 
man  ein  soldies  zagestehen  zu  müssen  glaubt  —  wäre  mancherlei  zu  sagen  und 
müsstc  gosaiTt  werden,  wenn  ein  ernstlicher  Versuch  vorläge,  die  politische  Anthro- 
pologie als  wissenschaftliche  Disciplin  auszusondern.    £iti  solcher  liegt  meines 
Wissens  nicht  vor.   Vielmehr  bezeichnet  man  als  poKHseke  Anthropologie  die  An- 
wendung tlor  biologischen  und  anthropologischen  Gesetze  auf  die  Betrachtung  de-S 
Gesellschaftsganzen,  die  Erklärung  —  oder  doch  Aufhellung  —  der  socialen  Er- 
scheinungen durch  die  Tatsachen  der  Biologie  und  Anthropologie.    Man  spricht 
auch  wohl  von  der  Anwendung  der  natunvisscttschaf iiichen  Methode  auf  das  Stu- 
dium des  Gesellschaftslcbens  —  offenbar  mit  Ihirecht.  denn  es  handelt   sich  nicht 
um  eine  besondere  Methode  und  allemal  nicht  um  d  i  c  Methode  der  Naturwissen- 
schaften, denen  es  gerade  eigentümlich  ist,  durch  Induction  zu  den  Gesetzen  auf- 
zusteigen, wälirencl  die  politische  Anthropologie  gerade  von  diesen  Gesetzen  de- 
ducierend  zur  Erkenntnis  des  menschlichen  Gcsellschaftslebens  gelangen  will.  Nicht 
«ine  Disdpltn  ist  sie,  die  sich  im  System  der  Wissenschaften  dn  nur  halbwegs 
unumstrittenes  Territorium  erkämpft  hat  . .  ebenso  wenig  kann  man  ihren  Namen 
einer  methodologischen  Einheit,  einem  l^cNoiukren  Forschungsverfahren  zusprechen; 
tatsächlich  bezeichnet  heute  in  Deutschland  das  Wort  politische  Anthropologie  eine 
wissenschaftliche  Richtung  oder  Schule. 

Dass  die  Socinlogie  mit  den  Errungenschaften  der  Biologie  rechnen  muss,  ist 
für  jeden  heute  ohne  weiteres  klar,  ob  man  die  Sociologie  als  abgeleitete  oder  als 
fundamentale  Wissenschaft  gelten  lässt.    Nun  sind  aber  gerade  die  biologischen 
Probleme,  die  der  Sociologie  am  nächsten  liegen,  am  weitesten  von  einer  Lösung 
entfernt,   die   als   Errnngcn-^chaft    der    Biologie   gelten   könnte.     Die   Gesetze  der 
Vererbung,  der  Entartung,  der  aufsteigenden  Entwickclung  sind  von  der  Biologie 
noch  nicht  erschlossen,  der  eingeborene  Wert  der  Rassen,  die  morphologischen  Träger 
der  psychischen  Rasseneigentümlichkeiten,  das  Verhalten  dieser  und  die  allgemeine 
Lebens-  und  Anpassungstüchtigkeit  der  Mischlinge  bei  Rassenmischungen,  diese  und 
andere  Probleme  der  Biologe  harren  noch  ihrer  Losung.  Will  man  nun  auf  sociale 
Erscheinungen  ein  Lidit  werfen»  indem  man  von  den  ihnen  zu  Grunde  liegenden 
biologischen  Erscheinungen  ausgeht,  so  sind  heute  nur  zwei  Arten,  zu  verfahren,  denk- 
bar: entweder  man  nimmt  die  über  die  biologischen  Erscheinungen  aufgestellten 
Hypothesen  zum  Ausgangspunct  und  dedudert  von  ihnen  Hypothesen  über  das  aodale 
Lehen  des  Menschen  und  seine  Erscheinungen,  oder  aber  man  geht  von  der  Beobach- 
tung der  biologischen  Phänomene  des  socialen  Menschen  aus,  um  durdi  Induction  zu 
Oesetzen  zu  kommen.   Die  ungeheure  methodologische  Schwierigkeit  dieses  letzten 
Verfahrens  leuchtet  ohne  weiteres  ein;  es  sucht  Phänomene,  deren  dnfachere  Form 
die  Biologie  noch  nicht  zu  erklären  vermochte,  in  ihrer  compUderteren  Form  und 
aus  der  Betrachtung  der  compHcierteren  Form  heraus  zu  erklären. 

Obwohl  man  bei  der  Behandlung  der  biologischen  Unterlage  socialer  Erschdnungen 
auch  diesen  Weg  nicht  verschmäht,  hat  im  ganzen  das  ersterc  Verfahren  die  weitere 
Verbreitung  gefunden :  man  wendet  die  Hypothesen  der  Biologie  an,  um  die  Er- 
scheinungen des  Gesellschaftslebens  zu  erklären.  Wer  das  tut.  der  hält  allerdings 
diese  Hypothesen  für  Gesetze,  die  dem  wissenschaftliche:!  Bestand  der  Biologie  für 
alle  Zeiten  angehören.  Was  heute  die  politische  Anthropologie  als  Schule  eint  und 
kennzeichnet,  ist  weder  ein  ihr  dgentfimlicher  Vorwurf,  eine  eigene  Fragestellung, 
noch  dne  besondere  Methode  in  der  Untersuchung  dnes  Problems  der  allgemdnen 
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Sodologic,  sondern  vielmehr  die  Übernahme  einer  Reihe  bioIoRischcr  Hypothesen 
als  Gesetze  und  die  daraus  folgende  tmd  methodologisch  berechtigte  Anwendung 
^escr  Gesetze  auf  die  Erscfadnungen  der  mensdilichen  Gesellschaft. 

Das  die  Schale  Differenzierende  liegt  also  gar  nicht  im  Bereich  der  Sociologie,  s<m- 
dcm  in  den  von  der  Biologie  übernommenen  Gesetzen.  Eine  kritische  Beleuchtung 
<kr  politisch-anthropologischen  Ergebnisse  müsste  also  als  Präjudiciai frage  diese 
biologische  Grundlage  discutiereti;  sie  müsste  femer  das  Verfahfen  der  Ableitang 
näher  untersuchen  und  endlich  —  nach  dieser  Würdigung  von  innen  heraus  —  zu 
der  allgemeineren  Frage  aufsteigen  nach  der  Bedeutung,  die  die  Veränderung  des 
biologischen  Materials  der  Gesellschaft  auf  die  gesdlsdiaftlichen  Vorgange  hat, 
nach  der  Bceinnussung  dieses  Materials  durch  die  Vorgänge  des  Gesellschaftslcbcn*. 
Eine  solche  Arbeit,  ernstlich  durchgeführt,  würde  mindestens  das  Zehnfache  an  Zeit 
und  Raum  beanspruchen,  der  uns  hierfür  zur  Verfügung  steht.  Auch  wäre  sie 
wKilbl  in  mehr  als  einer  Hinsicht  verfrüht.  Wir  wollen  uns  daher  begnügen,  in 
grossen  Zügen  die  Fragfcn  zu  behandeln,  wozu  wir  um  so  mehr  berechtigt  sind*  als 
die  junge  Schule  selbst  noch  im  Stadium  der  ersten  Umrisse  isL 
XXX 
'Was  folgt  aus  den  Lehren  der  Descendenztheorie  für  das  Gesellschaftsleben? 
Diese  Frage,  die  meines  Erachtens  in  <la.<;  Cchict  der  allgemeinen  Sociologic  weist, 
ist  eine  Cardinalfrage  der  politisdicn  Anthroi>ulugic,  deren  Standpunct  ihr  gegenüber 
für  diese  Schtde  ubeibaupt  grundlegend  und  für  ihr  wissenschaftliches  Vorgdien 
^rpisch  ist. 

Bdcanntlich  scheiden  sich  seit  den  achtziger  Jahren  des  vorigen  Jahrhunderts  die 
Anhänger  der  Lamarck-Darwinschen  Entwickelungslehre  in  zwei  Lager,  in  Neo> 

Janiarckistcn  und  Neodarwinisten.  Die  Neodarwinisten  weisen  in  dem  Process  der 
organisciKii  Entwickelung  dem  ^Tilic^  einen  rein  ncgativrti  Einfluss  zu,  indem  sie 
iluu  lediglich  die  Ausmerzung  der  seinen  Anforderungen  weniger  vollkommen  an- 
gepassten  Individuen  zuschreiben,  während  die  Nec^amarddsten  neben  diesem  «nen 
positiven  Einfluss  des  Milieus  annehmen,  weil  sie  die  in  dem  Organismus  durch  die 
Aufnötigung  einer  gegebenen  Lebensweise,  gewisser  Kraftaufwendungen,  gewisser 
Gewohnheiten  von  der  Umgebung  bewirkten  Veränderungen  für  vererbbaf  halten. 
Die  Triebkraft  der  Variation  liegt  für  die  Neodarwinisten  im  Kamt,  für  den 
Mcolamarckistcn  in  der  Umg'  bnns;.  die  auf  den  Keim  wirkt. 

Nach  Weismann,  den  man  wohl  den  Begründer  der  ncodarwinistischen  RicIUung 
nennen  kann,  entstammen  die  Keimzellen  gar  nicht  dem  elterlichen  Organismus» 
sondern  stammen  von  einander  ah  in  endloser  Reihe;  sie  bilden  gleichsam  den 
«wigen  und  bis  zu  einem  gewissen  Grade  unveränderlichen  Untergrund,  in  dem 
der  vergängliche  Körper,  das  Sorna,  wurzdt.  Der  einzelne  ist  der  Ausdruck,  die 
sterbliche  Erscheinungsform  des  ewigen  Kcimplasmas  seiner  Art;  er  gibt  dieses 
Keimplasma  weiter,  ohne  seine  Wesenheit  lungestalten  zu  können. 

Bedenkt  man.  dass  zur  Zeit,  als  Weismann  seine  ersten  Aufsätze  über  Vererbung 
schrieb,  noch  eine  kindliche  Auffassung  über  dies  Thema  bestand  und  noch  Le^i^enden 
über  die  erbliche  Übertragung  von  Verstümmelungen  wissenschaftlichen  Curs  hatten, 
so  versteht  man,  dass  gerade  die  Widerlegung  dieser  Legenden  der  neuen  Theorie 
eme  Stütze  verlieht  Es  ist  auch  unschwer  einzusehen,  dass  die  Hypothese  der  Nicht- 
vcrerbbarkeit  des  Erworbenen  dialektisch  in  begünstigter  Position  ist,  sobald  sie 
wenigstens  den  unbestreitbaren  Beobachtungen  einige  Zugeständnisse  gemacht  hat. 
Was  immer  in  einem  Lebewesen  in  Erscheinung  tritt,  mnss  irgendwie  der  Anlage 
nach  im  Keim  gelegen  haben.  Und  lag  es  im  elterlichen  Keim,  so  kann  es  im  kind- 
lichen Keim  wieder  erscheinen.  Eine  Tierart  zum  Beispiel,  für  deren  Erhaltung  die 
'Geschicklichkeit  im  Klettern  ausschlaggebend  wird,  hat  die  Möglichkeit,  diese  Ge- 
«ehicklichkeit  zu  entfalten,  in  ihrem  Kdmplasma  überkommen.  Sie  entfaltet  und 
steigert  sie  in  der  Vererbung  und  liefert  so  den  NeoJaniarckistcn  einen  Beweis 
'<lafür,  dass  die  durch  Übung  erlangte  Vervollkomnmung  einer  Fähigkeit  vererblich 
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i>t  ;  diesen  Beweis  khnrn  die  Neodarwinistcn  ah  und  sind  dabei  vollständig  durch 
ilirc  Hypothese  gedeckt.  Die  von  der  in  Frage  kommenden  Tierart  erworbene 
l^higkeit,  die  im  Keim  schlummerte,  ist  für  sie  gesteigert,  nicht  weil  die  individuell 
durch  Übung  erlangte  Potenzierung  in  der  Vererbung  festgehalten  wird,  sondern 
weil  das  Milieu,  von  dem  Tag  an.  wo  es  Kletterfähigkeit  verlangt,  den  bidividiicn 
mit  minderer  Kletterfähigkeit  —  und  also  dem  Kcimplasma,  dem  sie  entstammen 
und  das  sie  weiter  geben  —  verderblich  wird.  Das  Keimplasma  reinigt  sich  ge- 
wisscrmassen  unter  dem  negativen  F.influss  de-  Milieus  von  den  minder  Kletler- 
tuchtigen;  nur  auf  diese  Art  kommt  nach  Weismann  eine  Geschicklichkeit  gleich 
der  des  Eichhörnchens  zu  stände.  Konnte  der  Mensdi,  ohne  die  praktische  Aus- 
sielnuig  diircli  das  Milieu,  die  weniger  Geschickten  auf  irgend  eine  Art  erkennen 
und  ausmerzen  —  was  natürlich  unmöglich  ist  — ,  so  könnte  er  Tiere  züchten,  die 
die  Coordimitioasfähigkeit  des  Eichhorns  hätten,  ohne  dass  eines  seiner  Vorfahren 
auch  nur  einen  Baum  zu  Gesicht  bekommen  hätte. 

Da  keine  Tierart  im  Naturzustand  etwa?;  erwirbt,  was  nicht  vom  Milieu  gefordert 
wurde,  gleiten  die  auf  einzelne  Beobachtung  von  Anpasstingen  gestützten  Einwände 
an  der  Hypothese  ab.  Auch  erfährt  diese  eine  machtige  Stütze  durcn  die  Tatsache, 
dass  auch  passiv  fungierende  Organe  —  wie  zum  Beispiel  Cliitinpnn/er  —  sich  ent- 
wickeln und  steigern,  wenn  sie  für  eine  Tierart  Wert  haben  und  sich  im  anderen 
Falle  zurfickbilden,  obwohl  hier  von  einer  Wirkung  des  Gebrauchs  und  Nichtgebrauchs 
nicht  die  Rede  sein  kann. 

Nun  erleiden  bckanutcrweise  die  Otjrnnismen  auch  Veränderungen,  die  nicht  auf 
Anpassung  beruhen.  Und  mit  Rücksicht  auf  diese  Veränderungen  haben  die  Neo- 
darwinistcn die  Theorie  der  Unveränderliclikeit  des  Keimplasmas,  seiner  Unbeein- 
flu^^liarkeit  durch  das  Sonia,  durchbrechen  müssen.  Syphilis  kann  vom  Eri^euper 
auf  den  Keim  übertragen  werden,  ebenso  Pellagra;  Alkoholvergiftung  der  Erzeuger 
schädigt  den  Keim.  Für  Weismann  liegt  hier  keine  Vererbung  vor,  da  ja  das  syphi- 
litische Kind  von  den  Eltern  nicht  die  von  diesen  erworbenen  Veränderungen  erbt; 
es  handelt  sich  vielmehr  um  eine  Infcction  des  Keims  mit  Mikroorganismen,  bei  der 
Pellagra  und  Alkoholvergiftung  um  eine  Intoxication,  also  in  letzter  Linie  tun 
chemische  Veränderungen  des  Kdffis,  die  direct  oder  iudirect  aus  der  ihm  vom 
Sonia  zu  seiner  l'.rhahung  gelieferten  N;ihrsu!)Stan7.  stammen.  Hier  ist  die  Hypo- 
these der  Unvcrandcrlichkeit  eben  doch  durciibrochcn.  denn  in  letzter  Instanz  wird 
sich  jede  Veränderung  als  chemischer  oder  physikalischer  Process  darstellen,  in  dem 
S-iiiir,  dass  der  Erzeuger,  indem  er  sich  selbst  verändert,  die  subtilen  Bedinsunijen 
(li  ^  Keims  verändert,  auf  welche  Veränderungen  der  Keim  nicht  immer  mit  seinem 
ganzen  Organismus  SU  reagieren  braucht,  wie  er  ja  zum  Beispiel  auf  die  AHmhd- 
vergiftung  nicht  mit  dem  ganzen  Organismus,  sondern  mit  einzelnen  Geweben 
mehr,  mit  anderen  weniger  reaj;iert.  Ich  weiss  nicht,  oh  die  Gegner  der  Weis- 
nianiischcn  Hypothese  von  dieser  Bresche  in  der  Mauer  Notiz  genommen  haben. 
Da  ist  sie,  und  eine  in  diesem  Sinne'  gedachte  Übertragbarkeit  der  Variationen  liegt 
wohl  ebenso  sehr  im  Bereich  des  Vorstellbaren,  wie  die  Wcismannschen  Iden  etc. 

Nun  ist  der  Freiburgcr  Forscher,  den  von  Anfang  an  ein  mächtiger  Wille  nach 
Klarheit  imd  Vorstellbarkeit  beseelt  hat  und  der  überhaupt  mehr  vom  Problem  des 
Vcrerbungsvorgangs,  als  von  dem  der  Entstehung  der  Arten  ausging,  in  seinem  letzten 
Werke  ^)  weiter  in  sein  Gedankenbild  dieses  Vorgangs  eingedrungen  und  vor  allem 
den  Ursachen  der  Variation  selbst  nachgegangen.  VVeismann  dehnt  hierbei  den 
Selectionsprocess  auf  die  Keimteile  au>  tun]  muss  naturlich,  damit  dieser  ProcesS- 
sich  entfalten  kann,  die  Variation  dieser  Teile  voraussetzen.  Hier  erkennt  der  Autor 
ausdrücklich  eine  spontane  und  eine  inducicrte  Variation  an  und  weist  dieser,  die 
dem  Milieu  entstammt,  die  grössere  Bedeutung  zu.  Von  der  ewigen  Unveränderlich- 
kdt  des  Kdmplasmas,  dessen  Variation  nur  von  der  Vermischung  der  Geschlechts- 

1)  An  gti  s  t  \\  L  :ii  a  r. "  Vortrüge  über  DnetndtmtiltorU  /Jena  ig«/  (besprochen  in  dea  SocUiUsUsckem 
i4onattluiUn,  ii>J3,  il.  [id.,  pa^.  804). 
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Zellen  bei  den  sich  geschlechtlich  fortpflanzenden  Organismen  Stammen  sollte,  ist  also 
bei  Weismann  selbst  wenig  übrig  geblieben. 

Man  vergegenwärtige  sich  auch,  dass  die  neodarwinistische  Theorie,  die  sie  den 
Betriff  der  inducicrtrn  Gcrtninalvariation  einführte,  alle  irgend  im  I_auf  der  Ent- 
wickelung  erscheinenden  Bilduniten  oder  Betätigungen  der  Lebewelt  als  in  den 
Keimen  von  allem  Anfang  an  vorgebildet  ansehen  masste,  mit  Entwiekelangsmdtrlich- 
leeit  begabt,  die,  um  Wirklichkeit  zu  werden,  zwar  in  einzelnen  Individuen  das  Milieu 
voraussetzt  und  dessen  Auslösung  der  I'^ahigkeitcn,  deren  generationenweise  Hinauf- 
bildung  und  fortschreitende  Anpassung  aber  vom  Milieu  nichts  anderes  verlangt, 
als  Aosschaltunp  und  Zerstörung.  Obwohl  ein  unzweideutiger  Beweis  der  Ver- 
erbung erworlinuT  Eigcnscliaften  von  der  Biologie  nicht  erbracht  wurde  und  viel- 
leicht nicht  erbracht  werden  kann,  kann  die  in  ihren  grossen  Umrissen  wiedcr- 
gcgdiene  Frage  noch  nicht  als  wissensdiaftlich  ausgetragen  gelten.  Sie  bildet  in 
der  Tat  den  Rrcnnpnnct  im  Streit  der  Meinungen  unter  den  Biologen,  und  es  hat 
sidi  um  die  Frage  nach  der  Vcrcrbbarkeit  der  erworbenen  Eigenschaften  eme 
Riesenltteratur  gebildet,  die  noch  täglich  anwächst. 

Wenn  I  I  II  die  Sodologic  die  Gesebw  der  Biologie  znr  Eridärung  des  ihr  zu- 
fallenden Er>cheintinc:5complexes  heranziehen  will  und  in  einer  centralen  Frage, 
wie  der  der  Vererbung,  die  Biologen  uneins  findet,  so  bleibt  ihr  nichts  anderes 
vbrig,  als  sich  mit  dem  non  liquct  dieser  Wissenschaft  vorläufig  zu  bescheiden.  Da- 
gegen stempelt  die  politische  Anthropologie  eine  der  biologischen  Hypothesen  /um 
Gesetz  und  dedudert  nun  von  diesem.  Sie  macht  sich  so  einer,  wenn  nicht  dolosen, 
so  doch  fahrlässigen  wissenschaftlichen  Urknndenfälschang  schuldig. 

Alle  Anhänger  der  politisch-anthropologischen  Richtung,  von  Vacher  de  Lapouge 
bis  Driesmans  und  Woltmann  sind  Neodarwinisten.  In  ihren  Werken  erscheint  die 
Nichtvererbbarkcit  der  erworbenen  Eigenschaften  als  dne  längst  dem  Bereich  der 
Discussion  entrückte  Tatsache.  Sie  legen  die  Gewissheit  in  die  Ergebnisse  und  suchen 
sie  nicht  darin.  Darauf  angewiesen,  von  einer  Fundamentalwissenschaft  zu  dedu- 
cieren,  versehen  sie  diese  grossmütig  mit  einer  Reihe  von  Gesetzen.  Jeder,  er  mag 
diesen  Fragen  noch  so  fem  stehen,  wird  frappiert  durch  die  Überfülle  der  Gewisdidt, 
auf  die  unsere  politischen  Anthropologen  zunrckpehen. 

So  stdit  die  Lehre  von  den  Menschenrassen  noch  heute  dem  Chaos  der  Erschd- 
nnngen  ungewiss  tmd  tmndier  gegenüber,  noch  nicht  dnmal  im  rdncn  über  ihre 
Terminologie.  Der  jungen  Schule  verschlägt  das  gar  nichts,  sie  kennt  ihre  Rassen» 
deren  äussere  Merkmale  und  innere  Fähigkeiten,  erkennt  sie  auf  die  Distanz  der 
Jahrtausende  durch  die  Geschichte,  entnimmt  der  Biologie,  was  diese  nicht  zu  geben 
hat,  n&mKdi  eine  genaue  Kenntnis  der  Benehmgen  twisdien  Sdndelbildnng  mid 
geistiger  Friliifrlreit,  sie  verfügt,  ohne  sich  über  diesen  Erwerb  ausweisen  zu  können, 
über  eine  hierarchische  Ordnung  der  Menschenrassen  nach  ihrem  Culturwert;  mit 
einem  Worte:  die  Wisscnsdialten,  auf  die  die  poUHsehe  Anthropologie  zurückgeht, 
durch  deren  Gesetze  sie  Klarheit  in  gewisse  Ersdidnungen  des  Gesellschaftslebens 
bringen  will,  figurieren  mit  Summen  von  Gewisshdten  und  Gesetzen,  über  die  sie, 
wie  man  durch  Revidierung  ihrer  derzeitigen  wissensdiaftlichen  Bilanz  ersehen 
kaim,  gar  nicht  vcrffigen. 

y  \  X 

Was  baut  nun  die  politische  Anthropd'i^ic  auf  diesem  wissenschaftlich  unsicheren 

Gmndei,  und  wie  beut  sie? 

Am  kühnsten  ist  wohl  Lapouge  ans  Werk  gegangen,  dessen  merkwürdig  ober- 
flächliches und  doch  wieder  merkwürdig  tiefes  Werk^)  wohl  heute  noch  das  be- 
deutcnste  ist,  was  diese  Richtung  henrtwgdtracht  hat   In  Bezug  auf  das  von  den 

anderen  Wissenschaften  t^bcmommene  gilt  für  Lapouge  in  höchstem  Masse  das 
soei)en  Gesagte.    Für  ihn  vererben  sich  erworbene  Eigenschaften  nicht,  die  Rassen 

S)  G.  Vacher  de  Lapoage:  Lu  aüteltmu  toeUUe  /P)uü  iSqib/  (ven;!.  Friedrich  Hertt:  Moätme 
JbHSMlkwrtes  ia  dm  SoeUmeAem  Umalti^tn,       U  Bd..  pag.  8So  f.). 
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haben  be&timnite,  nur  durch  Bluunischung  zu  verändernde  Eigentümlichkeiten,  an 
denen  die  EmÄmg  nicht  »  modeln  vemuc.  Die  hochststdicnde  Rasse,  homo 
europiieus,  Uoud,  sddank,  dolidioo^lta],  ist  am  stärksten,  intelligentesten,  lang- 
lebigsten. 

Die  Art,  wie  dann  von  diesen  Sätzen  deduciert  wird,  lässt  sich  aus  vielen  Stellen 
des  Buches  tUnstrieiren.    So  spricht  der  Autor  von  der  Lebensdauer  bd  reinen 

und  bei  starkgemischten  Rassen  und  sagt  wörtlich:  »Die  wirtschaftliche  Notlage 
kommt  nur  als  sccundärcr  Factor  in  Betracht:  in  Italien  ist  sie  eine  Folge  der  Rasse. 
Norwegen  ist,  an  Gegensatz,  auch  ein  armes  Land,  aber  trotz  der  Rasse.«  Be- 
gründet wird  das  nicht,  dient  vielmehr  selbst  der  Begründung.  Mit  solchen  Methoden 
kommt  man  natürlich  flott  vorwärts,  SO  ziemlich  einmal  um  die  ganze  Welt  der 
Probleme  in  490  Seiten.*) 

Ammon  und  Driesmans,  die  in  dieser  Zeitschrift  bereits  gewürdigt  wurden,  ge- 
hören natürlich  auch  hierher.  Deutlich  abgegrenzt  als  eine  besondere  Richtung  in 
der  Sociologie  hat  sich  die  politische  Anthropolot^ic  in  Deutschland  wohl  erst  in 
der  Politisch-Anthropologischen  Revue*),  die  jeder  Betrachtung  der  Gesellscliaft 
im  Lieht  der  Descendenztheorie  offen  steht,  aber  doch  —  vielleidit  ganz  gegen  die 
Absicht  der  Herausgeber  —  W-rtn-ter  einer  bestiinintcn  Richtung  um  sich  gesammelt 
hat,  die  wir  eben  hier  als  die  politisch-anthropologische  bezeichnen.  Dass  dies  trotz 
des  weiten  Programms  der  erwähnten  Zeitschrift  geschehen  musste,  ist  nicht  schwer 
zu  verstehen.  Wer  die  biologischen  Voraussetztmgen  discntieren  wollte,  dem  war 
eine  andere  Plattform  niilior.  Mit  entgegengesetzten  Voraussetzungen  an  dasselbe 
Studiengebiet  heranzutreten,  hicss  jede  Verständigimg  ausschliesscn  oder  die  Dis- 
cnssion  wieder  auf  das  aussersociologische  Gebiet  versdiieben.  Ausserdem  ist  es 
psychologisch  durchaus  hegreiflich,  dass  der  Mut,  die  biologischen  PrcKcsse  inner- 
halb der  menschlichen  Gesellschaft  in  ihrer  Wirkung  auf  die  sociale  Organisation 
und  ihrer  Beeinflussung  durch  £ese  zu  verfolgen,  am  ehesten  jenen  Menschen 
kommen  musste,  denen  sich  diese  biologischen  Processe  relativ  einfach  darstellten» 
wie  den  Neodarwinisten  und  den  Rassengläubigen. 

Eine  Zusammenfassung  der  politisch-anthropologischen  Theorieen  gibt  Ludwig 
Weltmann  in  einem  kürzlich  erschienenen,  diesem  Gegenstand  gewidmeten  Buch.*) 
Das  Buch  ist  sehr  breit  angelegt,  ist  aber  mit  all  den  Mängeln  behaftet,  die  wir  als 
dieser  Richtung  eigentümlich  hervorgehoben  haben.  Der  Autor  gibt  allerdings  einen 
überblick  über  die  biologischen  Hypothesen,  die  er  übernimmt,  aber  dieser  Über- 
blick ist  nicht  sonderlich  zur  Klärung  dieser  Fragen  geeignet.  So  heisst  et  auf 
Seite  29  wörtlich:  »Oh  freilich  jede  erwor!)cnc  Eigenschaft  oder  Vervollkommnung 
sich  vererbt,  ist  sehr  fraglich,  seitdem  Weismann  mit  Erfolg  [sie!]  die  Annalime 
derselben  überhaupt  als  unbegründet  bdcimpft  [sicl]  hat.«  Auch  verlieren  sidi  die 
ersten  Capitel  in  F.inzelhciten,  die  fast  willkürlich  aneinander  gereiht  sind,  während 
sie  die  grossen  Streitfragen  in  ihren  wesentlichen  Linien  wiedcrgel)en  sollten.  Einige 
Ungenauigkeiten  laufen  mit  unter,  so,  wenn  es  auf  Seite  41  heisst:  »Roux  und 
Weismann  sehen  im  Ei  eine  blosse  Cbmbtnation  chemisch-plqrsikalischer  Kräfte  und 
in  der  embryologischen  Fntwickelung  eine  Zerlegung  der  compliciertcn  Maschine 
in  immer  einfachere  Bestandteile.«  Das  ist  offenbar  unrichtig,  soweit  Weismann  in 
Betradit  kommt,  dessen  Theorie  sich  mit  der  Rouxschen  durch  die  Ausdefanimg 
des  Begriffes  der  Scleciion  auf  die  Germinalprooesse  berührt,  aber  im  übrigen  be- 
deutend von  ihm  abweicht. 

Die  These  ist  —  mit  geringen  Abweichungen  —  die  der  Lapouge  und  Driesmans 

•)  Afldi  fÄr  Lapoufic  ist  natOrlich  der  Edelme&sch  der  Germane.  Da  er  al>er  Fraiuotc  ist,  spricht  cf 
den  Einwühnrrn  Deutschlands  nur  etwas  mehr  gerxmaiadMt  Blttt  CO,  ab  dio  hwtlgOB  ruiHOtOII  flliirfcHt 

haben,  »c'cst  1  dire  fort  pcu,  sinon  presque  rien«. 

«)  Heraui^ebcr  L.  Woltoiaaa  und  II.  Uuhmaan.    Die  monatlich  erscheimad«  Zcttscbxift  «dtttet  Mit 

AprU  ifpi  (vergL  SoeUUistisckt  MomUk^fle,  Ufa,  II.  Bd.,  pag.  9t>  ff). 

•)  Ladwig  WoUttsaa:  Fom»eht  iteübmwisjb  fEumuidk  vad  Ldpdg  1909/. 
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Sie  steht  nicht  tllzusicher  auf  dem  Unterbau,  wenigstens  erscheinen  mir  auch  die  an 
Material  reichen  Capitel  über  Entartung  und  natürliche  Variation  und  Vererbung 
beim  Menschen  und  Vervollkommnung  und  Entartung  der  Rusea  nidit  condudeitt 
*  Der  langen  Rede  kurzer  Sinn  ist,  dass  die  caUarsdiaffende  Rasse  par  exeettenc« 
die  germanische  ist.  »Es  lässt  sich  der  anthropologische  Nachweis  erbringen,  dass 
die  ganze  europäische  Civilisation,  auch  die  in  slawischen  und  romanischen  Ländern, 
eine  Leistung  der  germanischen  Rasse  ist  Die  Franken,  Normannen  tmd  Burgunder 
in  Frankreich,  die  Westgoten  in  Spanien,  die  OstgOten,  Longobarden  und  Bajuvaren 
in  Italien  haben  die  anthropologischen  Keime  zu  der  mittelalterlichen  und  neueren 
Cnltur  dieser  Staaten  gelegt.  Das  Papsttum,  die  Renaissance,  die  franzosische  Re- 
volution und  die  nopolteoische  Weltherrschaft  sind  Grosstaten  des  germanischen 
Geistes  gewesen.  Die  hcdtiitendsten  Papste  haben  zum  gro-^scn  Teil  germanischen 
Typus.  Die  herrscheiulen  I)>iiastieen  tind  Patrizier  in  Florenz,  Genua,  Venedig,  Mai- 
land sind  Abkömmlmge  ^crmtmiscker  Barbaren,  ebenso  die  grossen  künstlerischen 
Genies,  welche  die  geistige  Wiedergeburt  der  Menschheit  schufen.«  Von  Napoleon  L 
hcisst  es,  er  w.äre  »wahrscheinlich  ein  Nachkomme  der  Vandalcn,  die  einst  Corsica 
überschwemmten  und  deren  Reste  zu.sammcn  mit  denen  anderer  germanischer 
Scharen  jetct  noch  etwa  lo  %  der  Inselbevölkening  ausmadien.«  Die  Familie  stammt 
bekanntlich  aus  Toscana.  Von  Napoleon,  Voltaire,  Kant  und  Wagner  lesen  wir,  sie 
»verrieten  ihre  germanische  Abkunft  durch  die  blauen  Augen  und  die  Kopfbildungc. 
Nun  war  Kant  mfällig  ultrabrachycephal  (Schädelindex  88,5) •  Leonardo  da  Vind 
ist  ein  Vollblutgermane;  wie  Woltmann  den  germanischen  Seelenduft  erschnuffdte, 
verrät  er  nicht.«) 

»Die  folgenschwersten  Ereignisse  in  der  Geschichte  der  Weltaristokratie  und  Welt- 
dvib'sation  sind  aus  dem  Gegensatz  und  Kampf  zwischen  den  gennanisdien  Stammen 
und  Helden  geboren  worden.  Das  Papsttum  und  das  Kaisertum  sind  beide  ger- 
manische Schöpfungen,  beide  germanisclic  Herrschaftsorganisationcn,  dazu  bestimmt, 
die  Welt  zu  unterjochen.  Die  germanische  Rasse  ist  dazu  berufen,  die  Welt  mit 
ihrer  Herrschaft  zu  umspannen,  die  Schätse  der  Natur  und  der  Arbeitskraft  ans» 
zubeuten  und  die  passiven  Rasseti  als  dienendes  Glictl  ihrer  Culturcntwickclung 
einzufügen.  £s  gibt  sentimentale  Politiker,  die  von  einem  Bündnis  aller  germanischen 
Stämme  träumen.  Der  Fangmnanisiiras  ist  indes  dne  htstorisdi  Tollzogene  Tat« 
Sache,  oid  man  fragt  entami^  Segen  wen  das  Bündnis  gerichtet  sein  soll.  Denn  der 
Germane  ist  dem  Germanen  der  grösste  und  gefährlichste  Feind  Diese  Feind- 
schaft aus  der  Welt  schaffen  hicssc  die  Culturentwickelung  in  ihren  Grundbeding- 
ungen aufheben;  hiesse  ein  kindisches  Bemfihen,  Naturgesetze  durch  Träumereien 
zu  zerbrechen.«^) 

Nach  Woltmann  verzehrt  die  Cultur  den  Menschen.  Die  Germanen  schaffen  also 
die  Weltcultur  und  gehen  daran  zu  Grunde.  Da  nun  eine  Rasse  sich  nur  durch 
Zuditwahl,  nidit  durdi  die  individudle  Potenderung  ihrer  Fähigkdten  hinanfbanen 
kann  und  für  die  in  der  Culturarbeit  Stdtenden  rationelle  Zuchtwahibedingungen 
fehlen,  empfiehlt  es  sich,  nur  möglichst  wenige  in  die  Werkstätten  der  luK-hstoi» 
Geistescultur  zu  ziehen,  um  mit  den  Schätzen  der  Rasse  hauszuhalten.  Desgleichen 
ist  es  nötig,  für  die  Erhaltung  und  Gesunderhaltung  der  VdkMchsditcn  zu  sorgen,  die 

«)  Nach  welihcm  Kriterium  er  »eine  Präilicate  verteilt,  ist  Bclricbsgcheiranis.  In  Italien  —  und  Frank- 
reich —  hat  Wolunann  die  Dcobachtung  gemacht,  dass  die  ebelof  lebenden  katholischen  Priester  za  eioam 
sieht  genngeo  Teil  aus  gprmanischen  MifcbliogMlcBiCDtcii  tM»»*^>>ffl,  fr'n  CoBplisMDt  fttr  ditt  GwnuUMB 
i*t  dM  eben  nicht  Merku  ardi^'  i«t  e»  «Mh  duin,  «00  in  Italien  du  Grm  der  Prierter  dem  KMabOiger- 
tan  und  den  lindlichen  Kleinbesitzern  entelMMrti 

^StUIttitdi«  EigenartiKkciten.  wie  in  dem  letiUnReführtenj  Satic,  finden  sich  rochrf.uh  in  dem  Buche. 
So  auf  Seile  <>4.  wo  folßcodc  WortvcrbimlunE;  —  noch  daiu  gesperrt  —  zu  lesen  ist  »Das  wahre  und 
grosse  Genie  ist  ein  ebenso  seltenes  McnschenezempUr,  wie  es  nicht  erblich  tat«  Oder  auch  Seite  304: 
»Vom  Stamipunct  histurischcr  KrfahniD^;  wevtal  die  iUKtB  "t^'Hn  Y^mvtf  Bltr  ^ipTiftfrn-*  Om  mag 
genaaiiiach  teia  —  deutsch  ist  es  nicht 
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für  die  Verbrauchten  einspringen  mfissen,  also  für  die  gennani sehen  Elcnieiit«!  der 

Bauernschaft  und  der  Arbeiter. 

Alles  in  allem  kann  man  sagen :  als  politische  Anthropologie  bezeicline  sich  heute 
die  Ldure  von  der  anthropologiichen  Suprematie  der  Germanen.  Obwohl  diese  Lehre 
scheinbar  das  F.rpchnis  der  UntcTsuclnuiR  ist,  ist  sie  in  der  Tat  deren  Voraussetzung. 
Dabei  ist  der  politische  Anthropologe,  dem  vor  allem  daran  liegt,  seine  theoretischen 
Schäflein  ins  Trodcene  zu  bringen,  in  sehr  glücklicher  Lage.  Etwaige  Conflicte  mit 
dem  patriotischen  Gefühl  sind  leicht  durch  Umgestaltung  der  Definition  des  Be- 
griffes Germanentum  zu  beseitigen.  Hier  muss  Woltmann,  weil  er  ja  auch  die  un- 
geheuer gemischte  Bevölkerung  Deutschlands  mit  der  Aureole  der  Edclrassigkeit 
umgeben  will,  am  meisten  Zugeständnisse  machen.  Lapouge  besteht  auf  Körper- 
höhe, helle  Pigmcntterung  und  Dolichocephalie.  Woltmann  gibt  sich,  faute  de 
mieux,  auch  mit  einem  dieser  Charaktere  zufrieden  —  während  für  Lapouge  der 
blonde  Rundkopf  ein  anthropologisches  Greuel  ist;  wie  wir  gesehen  haben,  ist  er 
sogar  bei  ihm  sympathischen  Perscmlichkciten  bereit,  draufzuzahlen  ;  so  criiiilt 
Kant,  in  Anbetracht  seiner  Leistungen,  das  Pradicat  germanische  Schadelbildung  bei 
dnem  Index  von  88.5. 

Das  heisst  datm,  die  Ergebnisse  der  biologischen  und  anthropologischen  Wissen- 
schaft auf  den  socialen  Menschen  und  seine  Geschichte  anwenden. 
XXX 

Zuletit  wollen  wir  knra  einer  Frage  näher  treten,  die  logischerweise  an  erster 
Stelle  h.Htte  behandelt  werden.dic  wir  aber  in  Anbetracht  unserer  vorwiegend  kritischen 
Aufgabe  zurückstellen  zu  können  glaubten. 

Ist  vidleicfat  die  ganze  Fragestellung  der  politisch-anthropologischen  Richtung  un- 
wissenschaftlich, so  dass  von  ihrer  Antwort,  auch  wenn  .sie  von  feststehenden  Er- 
rungenschaften der  Biologie  ausginge  und  mit  äusserster  methodologischer  Strenge 
fortführe,  nie  und  nimmer  eine  Klarung  socialer  Probleme  zu  erwarten  ist?  Mit 
anderen  Worten :  Ist  die  Beziehung,  die  zwischen  der  biologischen  imd  anthropolo- 
gischen Beschaffenheit  der  menschlichen  Individuen  und  den  Lcbensäusserungen  der 
Gesellschaft  besteht,  nicht  wissenschaftlicher  Erkenntnis  zugänglich?  Dass  eine 
Beziehung  besteht,  wird  ja  niemand  leugnen,  ebensowenig,  dass  audi  auf  diesem 
Gebiet  alles  notwendig,  nach  zureichendem  Grunde,  erfolgt.  Trotzdem  könnte  sie 
sehr  wohl  wissenschaftlich  unerkennbar  sein.  Die  ganze  Welt  ist  ein  imgeheuercs 
Netz  mannigfaltiger  Beziehungen,  von  denen  nur  dne  Minderheit  die  menadi- 
liche  Erkenntnis  überhaupt  reizt,  nur  eine  verschwindende  Minderheit  ihr  erschlossen 
ist.  Wer  also  die  Fragestcllmig  für  unwissenschaftlich  hält,  der  schreibt  den  bio- 
logischen und  anthropologisdien  Qualitätai  enien  ganz  nebensächlichen  Einßuss 
auf  die  von  dem  socialen  Aggregat  gesdiaffene  Cuttur  zu.  Meines  Ei^chtens  ist  die 
Fragestellung  durchaus  wissenschaftlich,  und  es  nniss  unbedingt  befremden,  dass  sich 
Autoren  fuiden,  die  dies  bestreiten.  Was  strittig  ist,  ist  die  Zugehörigkeit  einer 
Disciplin,  die  nach  der  Becidiunf  zwischen  Gesellsdtaft  und  Rasse  fragt,  nidit  aber 
ihre  wissenschaftliche  Lebensberechtigung. 

Es  besteht  hier  nicht,  wie  e<  auf  den  ersten  Blick  scheinen  mag,  eine  Unverein- 
barkeit zwischen  Rassentiieorciikern  und  den  Anhängern  der  materialistischen  Ge- 
sdiiditaauffassung.  Die  eine  Betrachtungswdse  schliesst  die  andere  nidit  notwendig 
au';,  aus  dem  einfachen  Grunde,  weil  beide  verschiedene  Objecte  —  oder  wenn  man 
will,  dn  Object  in  verschiedenai  Stadien  —  haben. 

Vor  einiger  Zeit  hat  Genosse  Zetterbaum  in  einem  Artikd*)  auagefuhrt,  dass  die 
SOdalwissenscfaaftliche  Causalreihc  für  den  geschichtlichen  Materialismus  mit  den 
Classen  >als  den  Trägern  des  gemeinschaftlichen  gesellschaftlichen  Lebens  oder 
—  pridser  ausgedrückt  —  der  gemdnschaftiichen  gesdlschafttichen  Lebensinter- 
caaent  beginnt.  Gerade  an  dieser  Stelle  kann  die  raascnanHirofiologisdie  B«tnwh> 

•)  Max  Zettcrbanm:  2iir  maUrUHtHttktn  OttAkklmuifflmmmg  b  te  MwM  2Mb  i^oa-iqcs, 
iL  Bd,  pi«.  399«. 
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ttmgswdse  aufhören.  Denn  diese  Classcn,  die  die  unterste  Einheit  für  die  materia- 
listische Geschichtsbetrachtung  bilden,  können  das  letzte  Ghcd  in  der  Kette  der 
ras.«>cnanthropologischen  Bctracluung  sein.  Man  kann  sehr  wohl  annehmen,  dass  die 
anthropologische  Beadiaffenheit  der  Gesell schaftselemeote  durch  ihren  gesdlschaft* 
liehen  Zusammen schluss  gegebene  sociale  Erscheinungen  hervorruft,  und  kann  den 
gesetzmässigen  Beziehungen  nachforschen,  die  zwischen  dem  anthropologischen 
Material  tmd  dem  socialen  Gebilde  bestdien.  Die  materialistisdie  Geschichtsauf- 
fassung sct7t  mit  diesem  socialen  Gebilde  ein  und  nimmt  von  ihm  an,  dass  es  die 
anthropologische  Eigenart  ganz  tmd  gar  einges<^en  habe.  Was  die  Rasse  etwa  an 
specifischen  Gaben  in  die  Fundamentalerscheinung  der  Sociologic,  die  Ökonomie, 
hincingcgchcn  hat,  beschäftigt  die  materialistische  Geschichtsforschung  nicht,  in  deren 
Bereich  nur  das  —  möglicherweise  mit  Rasseneigentümlichkeit  imprägnierte  —  sociale 
Gebilde  als  solches  fällt.  Um  den  Rasscnfragen  fern  zu  bleiben,  brauclit  die  materia- 
listisdie Geschichtsbetrachtuns  darchaus  nidit  die  Mdnnng  zu  vertreten,  die  Rasse 
sei  für  die  'socialen  RrsclK-inungen  belanglos,  und  etwa  die  Behauptungen  aufzu- 
stellen, die  Entwickelung  Englands  hatte,  ceUris  foribus,  denselben  Verlauf  geliabt, 
wenn  diese  Inseln  von  Negern  bevölkert  gewesen  wäre.  Sie  braucht  nur  zu  sagen: 
Was  an  specifischen  Rassenkräften  in  der  englischen  Entwickelung  wirksam  war  und 
ist,  ist  restlos  in  die  socialen  Gebilde  (als  Wirtschaft,  Landesverteidigung,  Religion, 
Recht,  Kunst  etc.)  hineingegeben  worden.  In  dieser  seiner  socialen  Gestaltung 
kommt  es  für  die  Sociologie  in  Betracht,  diese  socialen  Gebilde  selbst  sind  die 
Elemente  dieser  Wissenschaft,  nicht  die  Rassm,  die  der  Anthropologie  zolallcn,  nicht 
die  menschlichen  Individuen,  mit  denen  die  Biologie  zu  tun  hat 

Ffir  den  Anhinger  der  materialistischen  Geschiditsauffassnng  kommt  den  lUssen- 
eigentümlichkciten  nur  insoweit  Anteil  an  der  Bildung  der  rbcrbauschichten  zu,  als 
sie  in  die  Ökonomie  hincingegeben,  in  ökonomische  Eigenart  umgesetzt  worden 
sind.  Gesetzt,  zwei  grundverschiedene  Rassen  hätten  aus  eigener  Kraft,  das  heisst  unter 
rdativ  geringen  und  für  beide  quantitativ  and  qualitativ  gleicher  Übernahme  fremder 
Culturelemente  dieselbe  Ökonomie  geschaffen  —  eine  Annahme,  die  wohl  durchaus 
absurd  ist  —  so  wären  sie  im  weiteren  Proccss  ihrer  Culturentfaltung  gleichwertige 
Einhdten. 

Gegenüber  der  unal>\voi<1>arcn  Erwägtuip,  dass  die  anthropologischen  Charaktere 
des  Menschenmaterials  einer  Gesellschaft  nicht  einflusslos  auf  die  Art  ihres  coUec- 
tiven  Daseinskampfes  —  tmd  das  ist  doch  ihre  Ökonomie  —  sein  kann,  schdnt 
mir  die  Frage  nach  den  Beziehungen  zwischen  Rasse  und  Ökonomie  durchaus  den 
Wert  eines  wissenschaftlichen  Problems  zu  hal>cn.  Und  zwar  nicht  nur  den  Begriff 
der  Rasse  im  ethnologischen  Sinne  verstanden,  sondern  im  weitesten  Sinne  —  den 
man  ihm  zum  Beispiel  in  dem  Wort  Kassenhygiene  verleiht  —  als  sociales  Menschen- 
material in  der  Totalität  der  in  ihm  ruhenden  und  wirkenden  physiologischen  Kräfte. 
Dass  Veränderungen  dieses  Materials  die  socialen  Lebenserscheinungen  nicht  ver- 
indem  sollen,  ist  wohl  logisch  ananndmabar.  Dass  die  Gesetsroässtgfceit  der  swisdien 
beiden  l)cstehendcn  Beziehungen  sich  ein  für  allemal  der  wisscnsdiaftlidicn  Er- 
kenntnis entziehe,  musstc  jedenfalls  nachgewiesen  werden. 

Ehe  nicht  dieser  Nachweis  geführt  wurde,  ist  die  Annahme  berechtigt,  dass  wissen- 
schaftlich erkennbare  Beziehungen  zwischen  Rasse  und  Ökonomie  bestehen.  Er- 
kennbar nicht  in  dem  Sinne,  dass  sich  eine  Causalrcihe  g^ewinnen  Hesse,  die  von 
den  Hirnprocessen  des  einzelnen  hinreicht  zu  der  Ökonomie  der  Gruppe,  aber  doch 
ia  jenem,  dass  man  die  psychologisdie  Eigenart  der  Rasse  in  Ihren  wesentlichen 
Zogen  erforscht,  in  ihrer  specifischen  Art,  sich  dem  Milieu  anzupassen,  in  ihrer 
Beeinflussung  durch  Blutmischungen  und  mehr  noch  durch  Lebenshaltung,  Dichtig- 
fcdt,  Krankhdten  u.  s.  w.,  tmd  die  Wirkung  dieser  Eigenart  auf  die  Okoncmiie, 
die  Rädcwiifnmg  dieser  atrf  jene  feststellt,  um  so»  indnctiT  verfriirend,  «i  empirischea 
Gesetzen  zu  gelangen. 

Nun  sieht  aber  die  politisciie  Anthropologie  in  dem  ganzen  socialen  Leben  Rassen- 
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kräfte  als  solche  tätig,  nicht  social  umgesetzt,  sondern  gcwiscicnnu.sscn  als  natur» 
wissenschaftliche  Tatsachen,  deren  naturwissenschaftliche  Erkenntnis  sie  sich  sum 

Vorwurf  macht.  Tiiflem  sie  so  verfährt,  begibt  sie  sich  in  das  Gebiet  der  wissen- 
schaftlichen Unerkcnnbarkeit.  Denn  dieser  ihr  Vorwurf  setzt  voraus,  dass  die 
Elemente  der  sectalen  Wissensdiaftcn  redncierbar  sind  auf  solche  der  ffaturwissen- 
schalt.  Für  die  menschliche  Erkenntnis  sind  sie  dies  aber  nicht,  zunächst  und  haupt- 
sädlUch  deshalb,  weil  die  ursächliche  Verknüpfung  zwischen  Gehimprocessen  und 
Handlungen  des  Menschen  unserer  Erkenntnis  nicht  offen  liegt. 

Ebenso  sicher,  wie  die  Handlungen  des  einzelnen  durch  Mclocul.irvorgänge  seines. 
Nervensystems  bestimmt  sind,  die  wieder  bctlinpl  sind  durch  Ernährung,  Atmung, 
Blutdruck  u.  s.  w.,  ebenso  sicher  ist  das  Ensemble  des  Gesellschaftslebens  nicht  aus 
einer  Addiemng  dieser  Bedingungen  zu  Tcrstehen,  und  so  gewiss  Haedcel  recht  hat» 
wenn  er  die  Weltgeschichte  einen  Teil  der  organischen  EntwickchniRspescliichte 
nennt,  so  ist  doch  nicht  minder  sicher,  dass  sie  als  solche  dem  Menschen  nicht  ver- 
ständlich, nicht  als  Vcrknüpftmg  von  Ursache  und  Wirkung  vorstellbar  ist  Die 
Weltgeschichte  als  Teil  der  organischen  Entwickclungsgeschichte  fällt  ausserhalb  des- 
R.ihmcns  der  wissenschaftlichen  Betrachtung,  ebenso,  wie  etwa  die  Weltgeschichte 
als  Teil  der  Geschichte  der  Umwandlungen  von  Kraft  und  Stoff,  was  sie  ganz  sich«r 
gleichfalls  ist 

Der  fundamentalen  l^iircducicrbarkcit  der  soci.ilcn  Tatsaclicn  auf  biologische  nicht 
bewusst  zu  sein,  ist  ein  Hauptfehler  der  politischen  Anthropologie,  auf  den  ihre 
zerfaserte  Methode  und  viele  ihrer  UnklarheiUn  zurückzuführen  sind. 
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Th.  A.  Steinlen  ist  einer  der  ganz  wenigen  socialistischcn  Künstler.  Es  gibt 
zwar  genug  Sociatisten  tinter  den  Kfinstlern,  aber  nur  die  allerwenigsten 
suchen  in  ihrer  Kunst  ihre  socialistischen  Anschauungen  auszusprechen.  Und 
ausserdem  geht  es  hier  wie  anderswo:  die  entrüsteten  Revolutionäre  ändern 
ihre  Ansichten,  sobald  sich  ihre  materiellen  Verhältnisse  gebessert  haben.  Ihr 
Zorn  hält  nur  an  tbis  zum  ersten  Paar  perlgrauer  Glactiiandschuhec,  sagten 
die  Brüder  Goncourt. 

Ein  Beispiel  dafür  bittet  uns  gerade  derjenige  französische  Künstler,  der  am 
hätifig^n  mit  Steinlen  genannt  wird.  Forain,  der  Sohn  der  armen  Wasch- 
frau, dessen  unbarnihcrzigcr  Stift  die  grausamsten  Satiren  gegen  die  Besitzen- 
den schuf,  solange  es  ihm  schledit  ging,  hat  jetzt  läug&t  seine  früheren  Came- 
raden  und  Genossen,  seine  niedere  Herkunft  und  seine  darbenden  Brüder  ver- 
gessen, um  seine  grosse  Kunst  ganz  in  den  Dienst  der  adligen  Herren  vom 
Faubourg  Saint-Gcnnain.  der  Ofticiere  und  der  Geistlichen  zu  stellen  und  jede 
freie  Regung  des  Proletariats  mit  seinem  giftigen  Geifer  zu  beträufeln. 

Forain  vrird  häufig  mit  Steinlen  verglichen,  aber  der  Vergleich  trifft  weder 
menschlich  noch  künstlerisch  zu.  Menschlich  ist  Forain  ein  bösartiger  Gift- 
mtcheJ,  der  dem  Gegner  im  Dunkeln  auflauert,  um  ihn  von  hinten  niederzu- 
stediea;  Steinlen  aber  tritt  ihm  offen  und  ehrlich  gegenüber:  er  föhrt  nicht  den 
Dolch  des  Meuchelmörders,  sondern  die  Keule  des  redlichen  Mannes.  Forain 
kämpft  und  ficht,  weil  er  vor  Gift  platzen  möchte,  Steinlen,  weil  er  die  Unter- 
drückten als  seine  Brüder  liebt.  Forains  Triebfeder  ist  der  Ilass,  Steinlen  geht 
von  der  Liebe  aus,  die  er  für  die  ganze  Menschheit  fühlt  und  die  ihn  dazu 
zwinget,  die  Übeltäter  und  Sclavcnhaltcr  zu  hassen.  Technisch  und  künstlerisch 
haben  beide  Künstler  wenig  mehr  gemein,  als  ihr  gosses  Zeichntaient  Beide 
suchen  allerdings  nach  den  allein  bestimmenden  Hauptltnien  und  untnrdrudcen 
das  mir  Nebensächliche,  aber  hierin  geht  Forain  viel  weiter,  als  Steinlen,  mul 
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wer  sonst  nichts  sucht,  als  die  Synthese  einer  Gestalt,  einer  Gemütsstimmung, 
eines  Charakters,  der  kommt  in  den  wenigen  meisterhaften  Strichen  Forains 
besser  auf  &eine  Rechnung,  als  bei  den  mit  mehr  Beiwerk  verarbeiteten  Zeich- 
nungen Steintensr.  Was  also  Forain  und  Steinlen  gemeinsam  haben«  ist  erstens 
ihr  künsllerisches  Talent  und  zweitens  der  Umstand,  dass  beide  in  Pariser  Blät- 
tern satirische  Angriffe  gegen  staatliche  und  bürgerliche  Einrichtungen  ver- 
öffentlicht haben.  Uiul  £inach  h&rt  die  Ähnlichkeit  auf,  denn  während  man 
als  Beweggrund  dieser  Angriffe  bei  dem  einen  persönliche  Verbitterung  und, 
um  es  e^crade  heraus  zu  sagen,  pecuniäre  Interessen  findet,  entspringen  die 
Ideen  des  andern  aus  dem  reinsten,  lautersten  und  edelsten  Gefühle,  aus  der 
Liebe  aur  unterdrückten,  leidenden,  hungernden  und  darbenden  Menschheit, 
aus  diesem  Gefühle,  dem  auch  die  herrlichen  Sculpturen  des-  Belgiers  Mcunicr 
und  des  Franzosen  Dalou  entwachsen  sind  und  dem  wir,  je  mächtiger  die  socia- 
listischen  Ideen  werden,  desto  mehr  und  sdiönere  Kun&twerloe  verdanken 
werden. 

Steinlen  ist  zwar  einer  der  bekanntesten  Pariser  Zeichner,  aber  er  ist 
doch  kein  geborener  Pariser  oder  Franzose,  sondern  enistamtnt  der  fran- 
zösischen Schweiz.  Sein  Name  deutet  den  deutschen  Ursprung  der  väter- 
lichen Familie  an,  aber  in  seinen  Adern  fliesst  .nicht  mehr  germanisches, 
als  romanisches  Blut,  und  so  schien  ihn  schon  seine  Abstammung  zu  den 
internationalen  und  kosmopolitischen  Anschauungen  vorzubereiten,  die  später 
in  seinen  Werken  mächtig  wurden.  Vfie  Forian,  hat  Steinlen  nie  eine 
Kunstschule  besucht,  sondern,  was  er  kann,  hat  er  nur  sich  selbst  und  der 
Erfahrung  des  Lebens  zu  danken.  Nachdem  er  das  Gymnasium  in  Lausanne 
1ms  in  die  höheren  Classen  besucht  hatte,  verliess  er  die  Vaterstadt,  um  6ei 
einem  Verwandten  in  Mülhausen  eine  Stelle  anzunehmen.  Das  war  in  einer 
Ltnnenfabrik,  und  Steinlens  zeichnerisches  Talent  wurde  in  dieser  Industrie 
verwertet,  indem  er  Vorlagen  für  die  den  Stoffen  eingewebten  decorativen 
Motive  entwarf. 

Von  Mülhausen  ging  es  dann  nach  Paris,  wo  damals-  gerade  der  Montmartre 
seine  literarische  und  künstlerische  Bedeutung  für  die  Welt  errang.  Rodolphe 
Saüa  hatte  am  Boulevard  Rochechouart,  an  der  nämlichen  Stelle,  wo  später 
Aristide  Bruant  seine  Dirnen-  und  Zuhälterlieder  sang,  das  erste  Uberbrettl 
aufgetan,  um  einige  Jahre  später  den  schon  mehr  auf  ein  zahlkräftigcs  und 
el^antes  Publicum  berechneten  Chat  noir  in  der  Kue  Victor-MLasse  zu  er- 
öffnen. Salis  war  zwar  nicht  der  fördernde  Kunstfreund,  als  welcher  er  in 
oberflächlich  eingeweihten  deutschen  Kreisen  gilt,  aber  es  ist  doch  nicht  zu 
leugnen,  dass  sein  Cabaret  mehreren  vortrefflichen  Künstlern  und  auch  einigen 
begabten  Dichtem  die  erste  Gelegenheit  bot,  ihre  Werke  dem  Publicum  zu 
Der  geiUüfumme  eabaretier,  wie  er  sich  gerne  nannte,  weil  er  einen 
Zusammenhang  zwischen  seiner  Familie  und  dem  gleichnamigen  alten  Adels- 
geschlecht der  Schweiz  entdeckt  zu  haben  vorgab,  war  zwar  ein  sehr  talentierter 
humoristischer  Redner  und  ein  guter  Beurteiler  der  bildenden  Kunst,  aber 
wenn  er  einen  neuen  Dichter  oder  Künstler  entdeckte,  so  lag  ihm  dabei  vor 
allen  anderen  Dingen  sein  eigenes  Interesse  im  Sinn.  Die  Leute,  die  dem  Schwär- 
gen  Kater  ihren  ersten  Ruhm  verdanken,  sind  alle  nicht  gut  auf  Salis  zu  sprechen, 
der  seinen  Sängern  so  wenig  etwas  zahlte,  wie  seinen  Malern,  und  der  .sein 
ganzes  Local  mit  Zeichnungen  und  Gemälden  angefüllt  hatte,  die  er  den  lieben 
Cameraden  abzuschwatzen  wusste,  dergestalt,  dass  die  nach  sänem  Tode 
erfolgte  Versteigerung  eine  bedeutende  Summe  für  Kunstwerke  eintrug,  die 
er  alle  ohne  .\usnahmc  umsonst  erhalten  hatte. 

Die  Zeichner  Willette,  Steinlen  und  Riviere,  tun  nur  die  talentvollsten  zu 
nennen,  kamen  bei  Salis  zur  ersten  öffentlichen  Ausbräche.   Steinlen  hatte 
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da  Dutzende  von  Zeichnungen  und  Gemälden  hängen,  darunter  ein  grosses 
decoratives  Gemälde,  ein  Katzenconcert  auf  den  Dächern  des  Montmartre  vor- 
stellend. Auch  das  vor  dem  Hause  hängende  Schild,  ein  aus  Eisenblech 
geschnittener  schweifender,  buckelnder  adiwarzer  Kater,  war  von  Stcinlcn. 
Aber  der  Chat  noir  trug,  wie  schon  gesagt,  seinen  Künstlern  nichts  an. 
Salis  war  sogar  im  stände,  die  lieben  Cameradcn,  die  ihm  die  Wände  sclimückten 
und  das  Publicum  anzogen,  für  das  Bter  zahlen  zu  lassen,  das  sie  am  Abend 
in  seiner  Kneipe  tranken.  Seinen  Unterhalt  erwarb  Stcinlcn  in  dieser  Anfangs- 
zeit, wie  vorher  in  Mülhau&en,  durch  Zeichnen  decorativer  Vorlagen  für 
in^trielle  Zwecke.  Daneben  entstanden  in  dieser  Zeit,  einerseits  durch 
seine  Vorliebe  für  das  glatte,  geschmeidige  Haustier,  andererseits  durch  die 
von  Salis  gewiihlte  Bezeichnung  seines  Locals  unzählige  Katzenstudien,  die 
sicherlich  zu  den  besten,  von  der  Kunst  aller  Zeiten  gelieferten  Schilderungen 
dieses  Tieres  gehören. 

Als  Schilderer  des  Volks  trat  Steinlcn  ein  weni^  später  auf,  als  er  die 
Lieder  Rruants  illustrierte.  Und  seither  ist  er  diesen  beiden  Gebieten  trcu- 
geblieben:  der  Katzenwelt  und  dem  Pariser  Strassenlcben.  Die  Arbeiter  und 
Arbeiterinnen,  die  Bettier  und  Musikanten,  die  Camelots  und  Gemüsehändler, 
die  Dirnen  und  Zuhälter,  alles,  was  die  Pariser  Strasse  —  nidit  den  inter- 
nationalen Boulevard,  sondern  die  Strassen  und  Platze  der  Vorstädte  und 
Arbeiterviertel,  besonders  aber  des  Montmartre,  —  belebt,  ist  das  ureigenste 
Gebiet  Steinlens.  Niemand  versteht  es,  wie  er,  das  Gewimmel  und  Gewühl  des 
aus  den  Werkstätten  nach  Hause  eilenden  Volkes  auf  das  Papier  und  auf 
die  Leinwand  zu  bannen,  niemand  hat  je  die  Seele  des  einzelnen  Individuums 
aus  diesem  grossen  Haufen  so  scharf  und  treu  erfasst,  so  wahr  und  tief 
wiedergegeben.  Mit  der  alles  verstehenden,  alles  verzeihenden  Philosophie  des 
Menschenfreundes  folgt  er  auch  dem  ausgestossensten  Proletarier  in  die  un- 
.  heimlichen  Gegenden  der  Fortifs,  wo  der  späte  Passant  von  dem  Weibe  an- 
gelockt, von  dem  Manne  erstochen  und  beraubt  wird.  Selbst  in  diesem  Aus- 
wurfe der  Gesellcliaft  erkennt  er  die  Oi)fer  dt-r  Zustände,  seihst  hier  klagt 
er  nicht  den  individuellen  Verbrecher,  klagt  er  nicht  die  Dinie  und  den 
Zuhälter  an,  sondern  die  Ordnung  der  Gesellschaft,  welche  solche  Auswüchse 
erzeugt  und  bedingt.  Die  Illustrationen  Steinlens  zu  den  Liedern  Bruants 
werden  deshalb  die  Lieder,  wofür  sie  geschaffen  wurden,  sicherlich  über- 
dauern. Denn  Bruant  hat  in  seinen  Uedem  ein  gewisses  Talent  offenbart, 
ist  aber  von  Anfang  an  viel  zu  hoch  eingeschäzt  worden.  Sein  Hauptverdienst 
besteht  darin,  dass  er  einen  bisher  unbeachtet  gebliebenen  Teil  der  mensch- 
lichen Gesellschaft  für  die  Lyrik  entdeckt  hat.  Seine  Lynk  selbst  aber  ist 
banal  und  alltaglich,  wird  nur  durch  den  Hautgoftt  des  pittoresken  Argots 
interessant  gemacht.  .\uch  Bruant  gehört  übrigens  zu  den  Revoluzzern,  die 
mit  den  ersten  Glacehandschuhen  allen  Zorn  gegen  die  Gesellschaft  fahren 
lassen.  Seine  Kneipe  und  seine  Lieder  haben  ihn  cum  wohlversorgten  Rentier 
gemacht;  tnid  wie  arbeiterfreundlich  er  ist,  hat  er  neulich  !)ei  dem  Pariser 
Mttsikerstrike  dargetan,  wo  er  als  einer  der  hitzigsten  und  sittlich  entrit&tetsten 
Arbeitgeber  gegen  die  Forderungen  der  Musiker  hetzte. 

Hatte  Steinlen  schon  in  den  Illustrationen  zu  Bruants  Liedern  sein  sociales 
Glaubensbekenntnis  abgelq;t,  so  wurde  ihm  dazu  wenig  später  eine  weit 
glänzendere,  offenere  und  energischere  Gelegenheit.  Gerault-Richard,  der  eben- 
falls aus  dem  Chat  noir  hervorgegangene  jetzige  Deputierte  und  Redacteur  der 
PetUe  Ripublique,  gründete  den  aHwöchentlieh  erscheinenden  revolutionären 
Chambarii,  und  Steinlcn  lieferte  dazu  die  Illustrationen,  die  er  mit  der  etwas 
umgewandelten  Übersetzung  seines  Namens  Petit  Pierre  unterzeichnete.  Die 
damals  erschienenen  Nummern  des  längst  eingegangenen  Chambord  werden 
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von  den  Sammlern  jc7:t  zehnmal  teurer,  als  zur  Zeit  ihrer  Veröffentlichung, 
bezalilt,  einen  so  hohen  Wert  haben  inzwischen  die  Arbeiten  des  weltberühmt 
gewordenen  Zeichners  erlangt.  Hier  konnte  Steinten  ohne  Scheu  aussprechen,  * 
was  er  fühlte  und  dachte,  und  niemals  ist  der  Kampf  des  Proletariats  gegen 
den  Capitalismus  begeisternder,  schöner  und  überzeugender  geführt  worden, 
als  in  diesen  Blättern  Steinlens,  die  an  Geradheit,  Ehrlichkeit  und  Schärfe 
der  Auffassung,  wie  an  känstlerisch  schöner  Ausführung  alles  AhnHdie  weit 
hinter  sich  lassen. 

Rci  Salis  hatte  sich  der  Künstler  daran  gewöhnt,  seine  Perlen  umsonst  herzu- 
geben und  nur  für  den  Genuss  des  Schaffens  selbst  zu  schaffen,  seinen  Unter- 
halt auf  anderen,  weniger  künstlerischen,  aber  eintraglicheren  Wegen  sudiend 
Durch  die  Illustrationen  zu  Bruant  war  er  den  Verlegeni  bekannt  geworden, 
und  zum  ersten  Male  ward  ihm  Gelegenheit,  mit  Arbeiten,  die  ihm  Ver- 
gnügen machten,  sein  Brot  zu  verdienen,  als  der  Herausgeber  des  Gü  Blas 
einen  Vertrag  mit  ihm  abschloss,  wonach  er  die  Hauptstütze  der  illustrierten 
Beilage  <lieses  damals  noch  viel  gelesenen,  jetzt  fast  unter  Ausschluss  der 
Öffentlichkeit  erscheinenden  Blattes  wurde.  Künstlerisch  sind  die  im  GU  Blas 
erschienenen,  wohl  tausend  Nummern  umfassenden  Zeichnungen  ebenso  vor- 
züglich, wie  die  Arbeiten,  die  er  in  der  nämlichen  "Zeit  unentgeltlich,  nur  um 
der  guten  Sache  willen  im  Chambard  veröffentlichte,  aber  natürlich  durfte 
er  in  dem  nur  in  mehr  oi^er  weniger  capitalistischen  Kreisen  gelesenen  Blatte 
seine  revolution.ären  Gesinnungen  nicht  predigen,  wie  er  es  im  Chamhanl 
tat.  Seine  Illustrationen  im  Gil  Blas  schildern  in  ihrer  grossen  Mehrzahl 
wieder  das  Strassenlebcn  der  Pariser  Vorstädte,  und  die  ganze  Sammlung  wird 
künftigen  Culturhistoriker  für  unsere  Zeit  niclit  weniger  dienlich  sein,  ab 
etwa  die  Malheurs  et  misires  de  la  guerre  Callots  für  die  Zeit  des  dreissig- 
jahrigcn  Krieges. 

Als  der  Chambard  verschwunden  war,  gab  Steinlen  deshalb  seine  revolutionäre 
Tätigkeit  nicht  auf.   Auch  jetzt  noch,  wo  er  sich  der  gut  gezahlten  Aufträge 

kaum  erwehren  kann,  klopft  man  nie  verge1)ens  bei  ihm  an,  wenn  es  sich 
um  die  Sache  des  Volkes  handelt.  Die  ephemere  l'cuille  des  anarchistisch  an- 
gehauchten, etwas  versdirobenen  Schriftstellers  Zo  d'Axa  hätte  ohne  die  von 
Steinlen  unentgeltlich  gelieferten  Zeichnungen  wohl  überhaupt  keine  Käufer 
gefunden.  Dazwischen  zeichnete  er  die  Placatc  für  socialistische  Versamm- 
lungen und  Zeitungen,  antinniitaristische  Postkarten  und  sonst  allerlei,  was  der 
von  ihm  geliehteii  Sache  dienen  konnte.  Einige  ausgezeichnete  Nummern  hat 
er  im  letzten  Jahr  für  die  .Issictfc  nu  Bcnrrc  geliefert,  dann  war  er  der  Haupt- 
träger  des  nur  einige  Monate  herausgegebenen  Canard  Üauvage,  eines  der  aus- 
gezeidinetsten  illustrierten  Witzblätter,  die  in  den  letzten  zwanzig  Jahren  in 
Paris  gegründet  worden  sind,  aber  zu  ernst  und  zu  schroff  für  das  nur  nach 
sinnlichen  Reizungen  lüsterne  Pariser  Publicum.  In  letzter  Zeit  ist  er 
hauptsächlich  als  Illustrator  tätig.  Er  hat  das-  Lied  der  Bettler  von  Jean 
Richepin,  Crainqiiebille,  Brisqets  Hund  und  die  Grabrede  auf  Zola  von  Anatole 
l'Vance  mit  mehreren  hundert  Lithographieen  illustriert.  Leider  erscheinen 
diese  \'eröffentlichungen  als  teure  Luxusausgaben,  deren  hoher  Preis  dem  Volke 
verbietet,  sich  an  diesen  Schöpfungen  des  Künstlers  zu  freuen. 

Sonst  aber  denkt  Steinlen  bei  allen  seinen  Arbeiten  nur  an  das  arbeitende 
\'olk,  imd  wie  wir  gesehen  haben,  widmet  er  gerne  seine  Zeit  den  auf  das  Wohl 
oder  auf  die  Freude  des  Volkes  gerichteten  Bestrebungen.  So  war  es  denn  auch 
ganz  nadi  seiner  Art,  dass  er  seine  im  November  1903  stattgehabte  Aus- 
stelliuig  nicht  bei  einem  der  grossen  Kunsthändler  veranstaltete,  deren  Säle 
nur  von  Angehörigen  der  oberen  'Zehntausend  oder  von  an  Kunst  besonderes 
Interesse  Nehmenden  betreten  werden,  sondern  dass  er  dazu  einen  gerade  leer 
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stclieiulcti  Kaufladen  an  dem  belebtesten  Puncte  der  von  den  grossen  Boulevards 
auf  den  Montmartre  führenden,  zu  jeder  Tageszeit  von  schwarzen  Menschcn- 
inaig«n  angefnllten  Hue  Fontaine  mietete.  Eintrittsgfeld  wurde  nicht  vertan^ 
die  Tür  stand  offen,  mit  einem  S<  Ii  ritt  war  man  von  der  Strasse  selbst  mitten 
in  der  Kunstausstellung.  Die  Leute,  die  am  Abend  aus  den  Werkstätten, 
Schreibstuben  und  Kaufliiusem  der  inneren  Stadt  zurück  in  die  Vorstadt  eilten, 
verweilten  hier,  traten  ein  und  besuchten  die  Ausstellung,  wo  ein  grosser 
Künstler  eben  diese  Besucher  selbst  geschildert  hatte;  geschildert  nicht  nur, 
wie  sie  der  Arbeitskittel  oder  der  aufgetragene  Rock  macht,  sondern  wie 
sie  denken  und  fühlen.  Es  war  eine  Schaustellung'  wirklicher  Volks» 
ktmst,  und  sie  wurde  wirklich  vom  Volke  besi:cht. 

Für  die  anderen,  die  hauptsächUch  um  der  Kunst  willen  hergekommen  waren, 
gab  es  auch  vieles  Interessante  in  dieser  Ausstellung.  Den  Zeichner  und 
Illustrator,  den  Placatkünstler  und  den  Lithographen  Steinlcn  kannte  man 
längst,  von  dem  Maler  Steinlen  aber  hatte  man  seit  dem  Kingehen  des 
Schivar;::en  Katers  nichts  mehr  gesehen.  Hier  hatte  er  einige  vierzig  Öl- 
gemälde ausgestellt,  zu  allermeist  wiederum  die  StrasM-  mit  ihrem  Menschen- 
gewühl schildernd,  darunter  eine  grossartig  packende  Darstellung  eines 
socialistischen  Umzuges  in  Antwerpen:  eine  ungeheure  graue  Menge,  alles 
wimmelnd  und  lebend  in  schwärzlicher  Eintönigkeit,  als  einziger  farbiger  Fleck 
eine  in  heller  Farben f an farc  schmetternde  grosse  rote  Fahne,  ein  Werk,  vor  dem 
man  den  Atem  anhielt  und  einen  kalten  Schauer  im  Rücken  spürte.  Dann 
waren  da  Scenen  tanzender  Paare  von  den  Strassenbällen  des  14.  Juli,  Arbeiter 
und  Arbeiterinnen,  schaufelnde  und  hackende  Manner  mit  entblösstem  Ober- 
körper, weiten  blauen  Hosen  und  roten  Schärpen  um  den  Leib,  junge  Mädchen, 
den  schweren  Wäschekorb  schleppend,  zerlumpte  und  hungrige  Kinder,  Strassen- 
ecken  mit  armen  Teufeln  von  Musikanten  und  Sängern.  Andere  Bilder  fährten 
uns  in  die  engen  Stuben  der  Armen:  frierend  k:iucrt  ein  junges  abgehärmtes 
Weib  vor  dem  kalten  Ofen  und  drückt  schützend  ein  kleines  Kind  an  sich; 
die  Näherin  sitzt  über  die  Arbeit  gebeugt,  wie  sie  von  Hood  in  seinem  berühmten 
Sotii^  of  thc  Shirt  besungen  wird.  Endlich  führte  uns  Steinlen  hinaus  ins  freie 
Feld:  an  der  I .anrlstrasse  ruht  der  müde  Heimatlose,  in  die  friedliche  Land- 
schaft hinuusschauend,  wo  das  Dörfchen  liegt,  dessen  Bewohner  ihm  die 
Gendarmen  auf  den  Nacken  hetzen  werden. 

Alles  in  allem  scheint  mir,  dri^-;  Steinlen  in  der  Landschaft  nicht  so  zu  Hause 
und  in  seinem  eigentlichen  Elemente  ist,  wie  in  der  Grossstadt.  Und  ganz 
besonders  wird  dies  in  seinen  Ölgemälden  bemerklich.  Die  graue  Atmosphäre 
der  Grossstadt,  die  nur  gedämpfte  Töne  keimt,  liegt  ihm  vorzüglich.  In  der 
offenen  Landschaft  wird  er  hart  tmd  bunt.  Dazu  mag  atich  wohl  kommen,  dass 
die  Menschen,  die  er  liebt  und  deren  Wohl  ihm  am  Herzen  liegt,  hier  fehlen. 
Als  wahrhaft  grosser,  den  Menschen  wie  den  Kunstfreund  bewegender  und  er- 
freuender Künstler  zeigt  sich  Steinlen  in  unerreichter  H(>he,  wetm  er  uns  den 
vierten  Stand  schildert,  wie  er  die  Strassen  der  Grossstadt  mit  schwärzlichem 
Gewimmel  anfüllt.  Hier  liegt  ohne  Zweifel  das  Gebiet,  auf  dem  er  den  höchsten 
Gipfel  künstlerischen  Ausdrucks  erreicht,  wo  ihm  wohl  kein  Kunstler  unserer 
Tage  gleichkommt.  L^nd  ganz  unvergleichlich  wirkt  er,  wenn  er  dieser  Menschen- 
masse die  glühende  Begeistenmg  einhaucht,  die  er  selber  in  der  Brust  trägt; 
wenn  er  den  Strom  des  Volkes  durch  <lie  Strassen  wälzt,  an  der 
Sp'tre  die  Freiheit,  versimibildlicht  tlurch  eine  Tochter  des  \'olkes  selbst,  deren 
Fornien  und  Züge  die  ganze  Gewalt  des  Enthusiasmus  verkörpern,  der  vor  dem 
Barrtcadenbilde  von  Delacrotx  oder  vor  Rüdes  Marseillaise  den  Beschauer 
dure'd<'dcrt.  Hier  ist  Steinlen  der  Allergrösstcn  einer,  und  ich  wüsste  nicht, 
welchen  zeitgenössischen  Maler  man  ihm  an  die  Seite  stellen  könnte. 

xxxxxxxxxxxxxxxxxxxxxxxxxxxxxxxxxxxxxxxxxxxxx 
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WAHLRECHT AUF  SOCIALDEMOKRATISCHEN  CON- 
GRESSEN 

Von  den  österreichischen  Genossinnen  war  an  das  intematioiuile  sodalistisdie 
Comite  in  Brüssel  der  Antrag  gestellt  worden,  das  Frauenwahlredit  als  selbst- 
ständigen Punct  auf  die  Tagcsordnunp  des  internationalen  Socialistcncongresscs  in 
Amsterdam  zu  seUen.  Das  Conütc  hat  diesen  Antrag  abgelehnt  Da  die  Gründe 
der  Entscheidung,  weldie  dem  österreichischen  Fraoenreichsoomit^  in  einen  Brief 
des  Genossen  Serwy  vom  24.  Juli  1903  mitgeteilt  worden  sind,  den  Antragstcllerinnen 
nicht  stichhaltig  erschienen,')  so  hegten  diese  die  Absicht,  nicht  ohne  weiteres  auf 
die  Durchsetzung  des  Antrages  zu  verzichten,  sondern  ihn  nochmals  einzubringen. 

Nun  traf  es  sich,  dass  der  Punct  Der  internationale  Congrcss  in  Amsterdam  1904 
auf  der  Tagesordnung  des  Parteitages  der  deutschen  Socialdcmokratic  zu  Dresden 
stand.  Das  veranlasste  mich,  die  ganze  Angelegenheit  in  einem  Artikel  für  die 
Ntue  Zeit  klarzulegen,  nnd  der  Redactenr  war  so  freundlich,  meinen  Beitrag  in 
jene  Nummer  stufzunehmcn,  die  unmittelbar  vor  dem  Beginn  4i$  Parteitages 
herauskam. 

Die  Erwartungen,  die  ich  nach  dieser  Richtung  hin  an  den  Dresdener  Congrcss 
knfipite,  wurden  ztmächst  insofern  übertroflFen,  als  <fie  Genossen  von  Frankfurt» 
Lcbus  den  wesentlichsten  Inhalt  unseres  Antrages  zti  eimm  Anfrag  (4a)  an  den 
Dresdener  Parteitag  formuliert  hatten.*)  Der  Referent  zu  dem  betreffenden  Punct, 
Genosse  Paul  Singer,  ist  sehr  warm  für  diesen  Antrag  eingetreten.  Trotzdem  fiel  er, 
und  zwar  infolge  der  Ausführungen  Oara  Z^ldns,  die  ihn  lebhaft  bdcämpfte. 

Sie  machte  erstens  geltend,  dass  der  Parteitag  sich  durch  Annahme  des  An- 
trags 4a  in  Widerq»rttch  seucn  würde  mit  seiner  Anschauung,  die  er  durch  Ab- 
lehnung des  Antn^es  85a  bdm  Punct  Berieht  über  die  parlamentarisehe  Tätigkeit 
documenticrt  habe.*)  Dass  sich  der  Parteitag  nach  Ablehnung  dieses  Antrages 
keineswegs  selbst  widersprochen  haben  würde,  wenn  er  den  Antrag  4a  anerenommen 
hätte,  ist  wohl  ausser  Zweifel.  Genossin  Zetkin  konnte  mit  dieser  Bchduplung  wohl 
nur  meinen,  dass  sicii  der  Parteitag  durch  Annahme  des  Antrages  4a  mit  den  Aus- 
führungen der  Getinssin  Kahler  in  Widerspriuh  pe'-et  't  hätte,  welche  vielleicht  zur 
Ablehnung  des  Antrages  85a  wesentlich  beigetragen  haben,  aber  nicht  einmal  das 
halte  ich  für  richtig.  Genossin  Kahler  sprach  sich  dagegen  aus.  dass  die  Fractton  im 
Reichstag  einen  Verstoss  für  das  Frauenwahlrecht  imternehmc.  Es  sei  zu  ge- 
wärtigen, dass  die  Rcaction.irc  demnächst  versuchen  würden,  das  Wahlrecht  für  den 
Reichstag  zu  verschlechtern.  Dann  wurde  der  Augenblick  gekommen  sein,  um  für  die 
Ausdehnung  des  Wahlrechtes  auf  die  Frauen  einzutreten.  Diese  Behauptung  wirkt 
etwas  überraschend.  Gerade  dann,  wenn  r.n-erc  Gennssen  im  deutschen  Reichstag 
gezwungen  sein  würden,  sich  mit  aller  Kraft  gegen  eine  Beeinträchtigung  bisher  an- 
erkannter Rechte  zu  stemmen,  gerade  dann  sollte  der  günstigste  Augenblick  sein,  um 
für  eine  so  gewaltige  und  grundlegende  Erweitenmg  dieser  Rechte  einzutreten? 
Ith.  fürchte,  dass,  wenn  die  Frauen  im  Augenblick,  wo  den  Genossen  im  Deutschen 

I)  Vcr^l.  meinen  Artikel  Der  iniernalioHale  SocialixfeMCongretS  Sf»  Anuienhm  mmä  doS  FtautH' 

wahlrtcht  in  <lcr  Xeuitt  ZeU,  i<iu^-i<X"3.  II  H'l .  pig  -,y>  ff- 

^  Antng  4a  l.intete:  »Hei  firm  intcrn.itkin.ilcn  Hiirc.tu  zu  Br&cnl,  da?  <1en  internationalen  So<  ialistcn- 
eoagreM  xn  Amsterdam  fOr  das  Jabr  1904  vorbereitet,  zu  beantragen,  dass  die  Frage  der  l^robenug  des 
Ämeowahlreclita  auf  aetne  Tkgnoidaimg  gesetzt  werde.« 

*)  Antrag  85a  lautete:  »In  der  nScbstea  Legislatotperiod«  dem  Reichslag  «iaen  Antrag  Tonul«g«a,  der 
i&9  Aiudehnung  de«  allgemeinen,  gleiches,  directco  WahlrecbU  anf  ü»  Fnnien  feidert« 
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Reich  von  den  rcaction.'ircn  Parteien  ein  Kampf  um  das  allgemeine  Wahlrecht  der 
Männer  aufgezwungen  würde,  mit  ihren  Forderungen  hervorträten,  ihnen  der  Vor- 
wurf nicht  erspart  bliebe,  dass  sie  die  Interessen  der  Arbetterdasse  aufs  Spiel  setzen 
wollen,  tun  Frauenrechte  zu  erobern. 

Aber  man  mag  die  AMelmunpr  de-;  Aiitraqes  85a  und  auch  die  Begründung  der 
Genossin  KSbkr  gutheissen  oder  nicht,  die  Annahme  des  Antrages  4a  wäre  weder  mit 
der  einen  noch  mit  der  anderen  in  Widerspruch  gestanden.  Wenn  wirklich  das 
Frauenwahlrecht  als  ein  Punct  auf  die  Amsterdamer  Taj^cscirdnunff  gesetzt  worden 
wäre,  so  wäre  damit  doch  noch  keineswegs  im  voraus  bestimmt,  welche  Massnahmen 
zur  Erreichunff  dieses  Rechtes  der  internationale  Congress  den  nationalen  Partden 
empfehlen  wurde  und  ob  dieses  Recht  nur  im  Zusammenhang  mi  hinderen  Volks- 
rechten  oder  fresondcrt  zu  fordern  sei.  Vielmehr  wäre  eben  dann  in  Amsterdam 
Gelegenheit  gegeben,  über  diese  Frage  zu  discutieren,  in  der  auch  die  Socialdemo- 
kratie  Deutschlands  durch  die  Ablehnung  des  Antrages  4a  durchaus  noch  keine  Ent- 
scheidung gefällt  hat. 

Genossin  Zetkin  sagte:  »Ich  würde  es  durchaus  bcgrüssen,  wenn  auf  die  Tages- 
ordnung des  nächsten  internationalen  Congrcsscs  gesetzt  würde  Der  Kampf  um  die 
Mnbenmg  eiturs  völlig  demokratischen  Wahlrechts.  Aber  die  Forderung  des 
Frauenwahlrechts,  so  wie  die  Dinge  heute  für  das  Proletariat  liegen,  einzeln  als 
Punct  der  Tagesordnung  zu  behandeln,  finde  ich  so  wenig  der  Bedeutung  des  Con- 
gresses  angemessen,  als  wollte  man  auf  die  Tagesordntmg  eines  internationalen  Con- 
gresses  die  Forderung  imseres  Programms  setzen,  den  Beginn  des  Wahlrechts  auf 
»las  20.  Lebensjahr  zu  normieren.«  Welchen  Vorteil  es  bringen  sollte,  alle  Fragen 
der  Demokratisierung  des  Wahlrechtes  auf  dem  inicrnauonalen  Congress  unter  einem 
einzigen  Punct  zu  behanddn,  ist  mir  ebenso  nnernndltch,  als  gegen  welches  Prindp 
rs  Verstössen  wiirile,  eine  von  diesen  Fr.ngen,  und  zwar  eine  von  der  allergrösstcn 
Bedeutung,  als  selbständigen  Punct  zu  behandeln.  Unsere  Forderungen  stehen  doch 
alle  mit  dnander  in  innigfem  Zusammenhang.  Dürfen  wir  deshalb  über  keinen 
einzelnen  discutieren  oder  Roschlüsse  fassen,  ohne  über  alle  anderen  zu  reden?  Wie 
wären  dann  überhaupt  Vcrhandltmgen  und  P.escliliis';e  möglich?  ^^an  stelle  sich 
die  Sache  doch  einmal  praktisch  vor!  Die  Durchführung  des  allgemeinen,  dircclen 
tmd  giddien  Wahlrechtes  für  Männer  in  jenen  Ländern  und  Körperschaften,  wo 
CS  noch  an  diesem  fehlt,  das  Proportionalwahlrecht,  eine  gerechte  Abgrenzung  der 
Wahlkreise,  das  Frauenwahlrccht  und  etwa  noch  die  Herabsetzung  der  Altersgrenze 
sollten  unter  dnem  Pnoct  verhandelt  werden.  Was  bliebe  da  übrig,  als  diesen  Punct 
in  so  und  so  viele  Puncte  zu  zerlegen  und  die  r)ei)alte  ülx-r  jeden  gesondert  zu 
führen,  wenn  diese  nicht  zu  einer  babylonischen  Verwirrung  führen  soll  ?  Der  Ge- 
danke, dass  man  einmal  auch  die  Herabsetzung  der  Altersgrenze  für  Wahlberechtigte 
als  Punct  auf  die  Tagesordnung  dnes  internationalen  Congresses  setzen  konnte, 
erscheint  mir  gar  nicht  so  ungeheuerlich.  Man  wird  es  nur  wahrscheinlich  nicht 
tun,  solange  um  vieles  wichtigeren  Fragen  noch  nie  die  Ehre  einer  eingehenden 
Debatte  auf  einem  internationalen  Congress  zu  teil  geworden  ist.  Und  dass  es  wich- 
tiger ist,  der  politisch  reditlosen  Hälfte  der  Bevölkerung  überhaupt  das  Wahlrecht 
zu  verschaffen,  als  denjenigen,  denen  dieses  Reelit  gesichert  ist,  dazu  zu  verhelfen, 
dass  sie  es  um  einige  Jahre  früher  ausüben  können,  das  wird  Genossin  Zetkin  gewiss 
ohne  wdteres  zugeben. 

Genossin  Zetkin  hat  allerdings  weder  den  Dresflener,  noch  will  sie  den  /\mster- 
damcr  Congress  vorübergclien  lassen,  ohne  d:c  Frauenwahlrechtsfrage  zu  fördern.  .\uf 
ihre  Anregimg  hin  haben  32  locale  Frauenorganisationen  zum  Punct  Der  internatio- 
nole  Congress  beantragt:  »Der  Partdtag  erklärt:  Bd  den  Kämpfen,  weldie  das 
Proletariat  für  die  Eroberung  des  allgemeinen  gleichen,  geheimen  und  dircctcn  Wahl- 
rechts in  Staat  und  Gemeinde  führt,  muss  das  Fraucnwahirecht  gefordert,  in  der  Agi- 
Ution  grundsätzlich  festgehalten  und  mit  allem  Nachdruck  vertreten  wollen.«  Dieser 
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Antrag,  der  in  Dresden  angenommen  wurde,  ist  gewiss  ein  sehr  weitgehender,  und 
da  er  la  cinaii  Pmct  der  vom  internationalen  Comit^  vorgeschlagenen  Tagesordnung 
gestellt  werden  wird,  so  dürfte  er  wohl  auch  in  Amsterdam  zur  Annahme  gelangen, 
während,  wie  Genossin  Zetkin  mit  Recht  geltend  machte,  die  Annahme  des  An- 
trages 4a  auf  dem  internationalen  G}ngress  einstweilen  auch  dann  noch  zweifelhaft 
gd>licben  wäre»  wenn  der  Dresdener  Parteitag  ihn  angenommen  liätte.  Aber  man 
konnte  ja,  und  das  war  auch  Singers  Meinung,  das  dne  ttm  und  das  andere  nich| 
laiaen.  Wäre  es  gcUmgcu.  das  Frauenwahlrccht  auf  die  Amsterdamer  Tagesordnung 
ZU  bringen,  so  hatte  man  zu  diesem  Punct  den  Antrag  der  Genossin  Zetkin  stellen 
kSoBCtt.  Wire  es  nicht  gelangen,  «o  hätte  es  ja  den  dentadien  Franen  noch  immer 
freigestanden,  diesen  Antrag  bei  einem  anderen  Punct  einzubringen.  Im  letzteren 
Falle  ist  freilich  keine  Aussicht,  dass  über  das  Frauenv\  ah  1  recht  eine  nur  aimähernd 
SO  eingehende,  propagandistisdi  wirloame  Debatte  wird  geführt  werden  können,  al« 
dies  möglich  wäre,  wenn  dasselbe  als  selbständiger  Punct  auf  die  Tagesordnung 
käme,  und  gerade  diese  Debatte  scheint  mir  besonders  wichtig  zu  sein.  Durch  sie 
wie  ja  auch  schon  durch  die  blosse  Tatsache,  dass  das  Frauen  Wahlrecht  auf  der 
Tagöordnong  des  internationalen  Coogresses  stände,  wurde  die  grosse  Masse  der 
Parteigenossen  allerorts  darüber  belehrt  werden,  wie  wichtig  diese  Frage  ist,  und  dass 
sehr  zahlreiche  Parteigenossen  dieses  Anschauungsunterrichts  noch  bedürfen,  ist  uns 
doch  allen  klar. 

Nadi  der  Entscheidung  in  Dresden  wollten  erst  vide  österretchisdie  Genossinnen 

von  unserer  ursprünglichen  Absieht  nicht  lassen,  und  da  umt  <ler  dort  angenommene 
Antrag  ausserordentlich  zusagte,  so  bestand  die  Absicht,  erst  auf  der  Frauenconferenz 
und  dann  auf  dem  Gesamtparteitage  m  Wien  einen  entsprechenden  Antrag  zu  stellen.*) 
In  seiner  letzten  Sitsung  vor  der  Praucnoonferenz  hat  bdcs  unser  Fratienreichs- 
oomit^  nach  sehr  eingehender  Debatte  beschlossen,  davon  Abstand  zu  nehmen.  E.'^ 
schien  uns  so  gut  wie  sicher,  dass  unser  Antrag  im  internationalen  Bureau  noch- 
mals fallen  würde,  nun  das  Gewicht  der  deutschen  Partei  gegen  uns  in  die  Wag- 
schale  gdcgt  worden  war.  Und  da  sdticn  uns  die  Gefahr  gross  zu  sein,  dass  eine 
solche  nochmalige  Ablehnung  auf  viele  unserer  Genossinnen  entmutigend  wirken 
.  könnte.  Dem  wollten  wir  uns  lieber  nicht  aussetzen.  Wir  erwogen  dann  die  Ein- 
bringung des  in  Dresden  angenommenen  Antrages  sowiAl  auf  der  Gmferenz,  als  auf 
dem  Parteitag,  standen  aber  schliesslich  auch  davon  ab,  in  der  Erwägung,  dass  ein 
Antrag  des  gleichen  Inhalts  bereits  im  Jahre  1900  auf  unserem  Parteitag  in  Grar, 
angenommen  worden  ist,  freilich  ohne  dass  er  später  einen  erkambarcn  Einfluss  auf 
die  Agitation  geübt  bitte.  Auf  der  Frauenconferenz  selbst  wurde  der  Dresdener 
Antrag  dann  doch  von  mir  eingebracht,  womit  ich  nur  der  lurr^chcnden  Stimmung 
folgte,  und  von  der  Couferenz,  wie  auch  später  von  unserem  PartdUg  einstimmig 
angenommen. 

Der  Gedanke,  das  Frauenwahlredit  auf  die  Amsterdamer  Tagesordnung  zu  setzen, 
durfte  wohl  nicht  mehr  vertreten  werden  und  würde,  wenn  das  selbst  von  irgend  cinci 
Seite  geschähe,  kaum  durchdringen.  Damit  scheint  mir  eine  treffliche  Gelegenheit 
für  diese  Forderung,  die  noch  viel  zu  wenig  in  das  lebendige  Wollen  der  Massen  ein- 
gedrungen ist,  Propaganda  zu  machen,  auf  Jahre  hinaus  versäuipit  zu  sein,  ein  Ent- 
gang für  die  Vertiefung  der  aodaldemokratischen  Bewegung,  wenn  auch  relativ 
nur  ein  kleiner. 

Wenn  uns  dieser  Verlauf  der  Sache  auch  eine  Enttäuschung  brachte,  so  müssen 
wir  österrdchisdien  Sodaldemokratinnen  doch  angeben,  und  nicht  ganz  ohne  Be- 

•)  Diaer  Antng  wllto  Uat«n:  »Der  Gesamtparteitag  beantragt,  dass  «las  1  rauenwahlrecht  als  scIbstSatligcr 
PUKt  «uf  die  TacWOtdanw  des  internationalen  Socialistencongte»ses  zu  Amstcr.lam  j^cclit  wetile.  Ala 
Resolvlim  n  dteNOI  FMct  enpQeUt  dei  Puteilag  den  tof  den  PuteiU«  der  Geaoueo  DeuUchlands 
lo  Omden  befeiti  eamomaNaeB  ABtng^  «vldMr  teolet:  [Iblgt  der  Aatn«  ZetUnV 
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schämung,  dass  die  politischen  Forderungen  der  Frauen  eine  durchaus  würdige  Be- 
handlung erfuhren  auf  einem  Parteitag  der  Genossen  Deutschlands,  auf  dem  die 
Gemüter  furchtbar  erregt  und  die  meisten  Genossen  ohne  Zweifel  ungeduldig 
waren.  7\\  den  brennendsten,  alle  Leidenschaften  aulwühlenden  Fragen  des  Partei- 
lebcns  zu  gelangen. 

Wie  wurden  dagegen  die  Forderungen  der  Frauen  auf  dem  letzten  österreichischen 

Parteitag  behandelt,  auf  einem  Parteitag,  auf  dem  tiefgehende  Meinungsverschieden- 
heiten nicht  zu  Tage  traten  und  sich  eine  lebhaftere  Debatte  eigentlich  nur  iihcr  die 
parlamentarische  Tätigkeit,  welche  von  Winarsky  in  aller  Freimdschaft  angegriffen 
Word«!  war,  entwickelte!  Auch  diese  Debatte  ging  nach  einigen  vorzüglichen  Reden 
von  bciflen  Seiten  ihrem  harmonischen  Abüchluss  entgegen,  als  Adler  ganz  uner- 
wartet die  Frage  nach  der  Richtigkeit  unseres  principiellen  Standpunctes  dem  Mili- 
tarismus gegenüber,  an  dem  er  matmhes  zu  loben  fsnd,  aufwart  Drti  Viertd  eines 
Congresstages  verging  mit  dieser  Debatte,  wobei  man  endlieh  zu  dem  Resultat  ge- 
langte, dass  man  nach  zwei  Jahren  wieder  darüber  reden  solle. 

Hierauf  ging  man  zum  Punct  IVahlrechtsbezvegung  über.  Das  Fraucnreichscomitö 
hatte  diesmal  die  Absicht  gehabt,  irgend  einen  Antrag  im  spedellen  Interesse  der 
Frauen  zu  stellen.  Indessen  war  aus  der  Mitte  der  Frauenconferenz,  welche  einen 
Tag  vor  Beginn  des  Parteitages  abgehalten  worden  war,  die  Anre?ning  hervor- 
gegangen, die  auf  der  Conferenz  gefassten  Resolutionen  dem  Parteitag  zur  Annahme 
vorzulq^   Um  nun  gewiss  jedem  nodi  so  übertriebenen  fcmnalen  Bcdctdcm  im 

voraus  zu  begegnen,  wurde  jede  der  Rcsr^Iutioncn  von  cinisren  Partcitagsdclcpiertcn 
unterzeichnet  und  erst  dann  zu  dem  entsprechenden  Punct  der  Tagesordnung  ein- 
gebracht. 

Der  Punct  IVahlrechtsbewegung  war  der  erste,  bei  welchem  eine  dieser  Reso- 
lutionen*) zur  Beratung  kam,  und  mir,  als  derjenigen,  welche  diese  Resolution  auf  der 
Frauenconferenz  vorgeschlagen  hatte,  fiel  es  zu,  sie  auch  auf  dem  Parteitag  mit 
einigen  Worten  zur  Aimahme  ta  empfehlen.  Es  waren  ihrer  wahrhaftig  nidit  vide, 
denn  ich  nutzte  die  Redezeit  von  lo  Minuten  nicht  voll  aus  und  sprach  dabei  nodf 
über  eine  andere  Frage  der  Wahlrcchtsbcwegimg,  aber  ich  konnte  nicht  umhin,  die 
Genossen  daran  zu  erinnern,  dass  ein  Antrag,  der  sie  verpflichtete,  in  der  Agitation 
auch  des  Prauenwahlrechts  zu  gedenken,  schon  vor  drei  Jdiren  in  Graz  angenommen 
worden  war,  ohne  weitere  Bcachtimg  gefunden  zu  haben*),  und  dass  sie  der  vor- 
liegenden Resolution  nur  dann  zustimmen  möchten,  wenn  sie  auch  wirklich  willens 
seien,  das  tu  halten,  was  sie  durch  deses  Votum  versprechen  würden.  Meine  Worte 
fanden  lebhafte  Zustimmung,  und  unter  den  sechs  zunidist  folgenden  Rednern  waren 

•)  Hieve  Kfvolutiim  l.uitete:  >-Dic  Vertrctoi  innen  iler  SocialdflIBOkntiaaSD  ötterrcichs  erklären,  mit  bMtSB 
Krftften  dahin  wirken  zu  wollen,  iloss  das  Classenbcwusstseia  iauMT  wei tarer  Kreise  von  ArbeiteriiiBMi 
«ad  Arheiterfrkuet)  erweckt  und  ihnen  VerstSndoU  ffir  die  Vcfglag»  dei  öf^itliclien  Lebem  vemrfttelt 
weid«.  Sie  wollen  die  Frauen  wie  bisher  md,  wo  dies  mäglidi  ist,  ia  liSterenMasie,  ak  bisher,  aneifem, 
en  allen  politisches  Tage-ifrai^en  Anteit  m  nehmen  und  insbesondere  die  minnliehen  Genossen  in  ihren 
W.ihlk.'Smfifcn  wirksam  und  opferfreudig  ru  untcrstQtzcn.  Zupleiih  aber  erklären  -.ir  p<  für  dringend  not- 
wendig, d,i«s  <lio  prolet.irisi  hen  Frauen  ihre  eigenen  politis«  hen  Kc  hto  in  Aiivpriuh  zu  nehmen  lernen 
tind  liereit  seien,  bei  jeder  Gelegenheit  fUi  die  l'Drdciuni;  n.i.  h  dci  rcrlitli»  lien  (lleichstellunK  beider 
Geschlechter  und  insbesondere  narh  dem  Wahlrechte  der  I'raiirn  ritizutieten.  —  Die  Conferenz  spricht 
SUgleich  die  Frwartun^  aus,  das>  die  sociahlemokrati'iv  hon  M:i:iner  in  höherem  M.isse,  als  bisher,  die  Frauen 
in  dieser  Aofgabc  untcrstatien  und  bei  jeder  Oeleito  iheit  für  die  rcchUiche  nnd  politische  Gleichstellang 
der  Geschlechter  eintreten  werden,  wie  das  I>ru^ramm  der  soci.iIdemokntisch«a  Partei  in  Ästetreicfa  es 
von  Qmeo  verlmgt  and  wie  sie.  es  wiederholt  «if  unseren  Futeitafen  beschlossen  haben.  Nur  wenn 
alle  ParteifreaasseB  ohae  Uatersdiied  des  Geschlechtes  ihre  trolle  Kiaft  eiasetsen,  wird  es  ans  gelingen, 
das,  was  bisher  an  oaserea  pciacipieliea  Forderaagea  toter  Bachstab«  gebliebea  ist,  ia  Idwadise  Tat 
nnuuwandeln.« 

•)  r)cr  auf  rlcm  (ir.izcr  Parteitaf;  anc;eno:nmeae  .Vnlrai;  lautet:  »Der  Parteitag  be.iuftragt  die  Paitei- 
vcrtretußg,  bei  informatorischen  Zuschriften  an  die  ( »rcanisationen  darauf  hinrtiweijicn,  dais  bei  allen 
grösseren  A«  tiiinen  .Kr  I'artei,  in  VcrsammlunRen,  Zeit jr^-artikcln  etc.  etc.  die  politische  Gleichberech- 
tigung der  Frauen,  insbesondere  das  Wahlrecht  der  Frauen  fOr  alle  Verwaltvngskörper  gefordert  nnd 
begrfladel  werde.« 
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drei,  welche  auf  die  Resolution  und  meine  Ausführungen  zurückkamen  und  den- 
selben zustimmten;  zwei  von  diesen  sehr  angesehenen  und  bewährten  GenoiMn 
Uten  es  mit  grosser  V/irme  und  Entschiedenheit.  Nun  machte  Skaret  Bedenken 
di^CCen  geltend,  dass  man  die  ResolntioQ  in  die  Debatte  zog,  und  Adler  erklärte 
anssordem,  die  Frage  sei  nicht  actuell  und  der  Parteitag  werde  sich  nicht  dnc 
Debatte  über  das  Frauenwahlrecht  »aufdrangen«  lassen. 

Dass  gerade  Adler,  der  kurz  vorher  eine  schon  gar  nicht  actuelle  Sache  angeregt 
hatte,  nun  die  Frage,  ob  wir  in  der  Wahlrechtsbcwegung,  in  der  wir  uns  eben  be- 
finden, auch  für  das  Frauenwahlrecht  eintreten  sollen  oder  nicht,  als  so  unactuell  be- 
zeichnete, dass  es  sich  nicht  verlohne,  auf  dem  Parteitag  darüber  zu  reden,  muss 
wohl  ungerecht  ersdieinen.  Audi  hätte  er.es  gewiss  unteriassen  können»  die  An- 
regtmg  dieser  Frage  als  ein  Aufdrängen  /u  bezeichnen.  Dvircli  den  Schlnss  der 
Debatte  wurde  ich  daran  gehindert,  Adlers  Standpunct  auf  dem  Parteitag  einer 
eingehenden  Kritik  zu  unterziehen,  und  nur  einem  Seitenhieb,  der  gegen  mich  person. 
lieh  von  anderer  Seite  gefallen  war,  hatte  ich  es  zu  verdanken,  dass  ich  midi 
wenigstens  in  der,  dem  Zweck  zwar  nicht  sehr  entsprechenden  Form  einer  person- 
lichen Bemerkung  gegen  die  eben  geschilderten  Darlegungen  wenden  konnte.  Ob- 
wohl idi  unter  dem  Zwang  dieser  Form  und  in  einer,  wie  ich  meine,  begreiflichen 
Errcpunp  wenii^cr  sachlich  und  leidenschaftlicher  sprach,  als  ich  nachträglich  wün- 
sclien  muäs,  dass  ich  es  getan  hätte,  so  fanden  meine  Worte  doch  sehr  lebhafte 
Zustimmung  bd  dnem  grossen  Tdl  des  Parteitages. 

Wenn  mir  schon  diese  Tatsadie  einige  Genugtuung  gab,  so  tat  das  in  noch  höherem 
Masse  die  Versicherung  mehrerer  Genossen,  die  gleich  mir  durch  Schluss  der  De- 
batte um  die  Gelegenheit  gekommen  waren,  ihren  Standpunct  geltend  zu  machen, 
dass  sie  den  meinigen  durchaus  tdlen,  und  «e  und  viele  andere  Ddegierte  spradien 
sich  dahin  aus,  dass  die  Sache,  die  ich  vertrat,  wohl  eine  andere  Behandlung  ver- 
dienen würde,  als  ihr  diesmal  zu  teil  geworden  war.  Diesen  Äusserungen  schrdbe 
idi  hat  mehr  Bedeutung  zu,  als  der  dnstinuiigen  Annahme  der  Rmdution,  die 
sdiltesslidi  erfolgte. 

Ich  hatte  zwar  auch  olinc  besondere  Versicherungen  gcwusst,  dass  nidit  alle 
Genossen  damit  einverstanden  sein  können,  wenn  ein  Ptmct  unseres  Partdprogramms 
und  noch  daxu  ein  so  entsehddender,  in  soldier  Weise  bagatdlistert  wird ;  idi  wdss 
auch  von  meinen  Agitationsreisen  her,  dass  es  gerade  in  den  Provinzorten  besonders 
zahlreiche  Genossen  gibt,  denen  jeder  Punct  unseres  Programms  Cbcrzeugungs- 
und  Herzenssache  ist,  aber  dass  es  trotzdem  geschehen  konnte,  dass  auf  dem  Partei- 
tag SO  vorgegangen  wurde,  bewdst,  wie  sehr  gerade  die  Forderung  nach  der  Gleich- 
berechtigung der  Geschlechter  noch  der  Propaganda  innerhalb  der  Partei  bedarf, 
und  das  wohl  nicht  nur  in  Osterrdch,  und  darum  erfüllt  es  mich  mit  um  so 
grosserem  Bedauern,  dass  die  Gdqrenhdt,  wddie  der  mtemationale  Congress  zu 
einer  solchen  weithinwirkenden  Propaganda  bietet,  wenn  audi  nicht  versäumt,  SO 
doch  nicht  in  vollem  Masse  ausgenutzt  werden  soll. 

Den  Sociaidemokratinnen  Deutschlands  mag  es  ja  vielleicht  so  scheinen,  als 
wenn  die  Forderung  nadi  der  politischen  Gldcfabereditigung  der  Frauen  in  miserer 
Partei  genügend  anerkannt  werde.  Seit  dem  Dresdener  Parteitag  hat  die  social- 
demokratische  Fractiun  im  Reichstag  einen  Antrag  eingebracht,  nach  welchem  die 
gesetzgebenden  Körperschaften  der  Bundesstaaten  auf  Grund  des  allgemeinen, 
geheimen  und  directen  Wahlrechtes  für  alle  grossjährigen  Staatsangdlörigen  ohne 
Unterschied  des  Geschlechts  gewählt  werden  sollen.  Der  socialdcmokratische  Ab- 
geordnete KJoss  trat  in  der  Commission  des  württembergischen  Landtages  für 
das  connnnnale  Wahlredit  der  Frauen  ein.  Damit  haben  unsere  Genossen  im 
Deittsrbcn  Reich  wieder  einmal  bewiesen,  wie  ernst  es  ihnen  mit  der  Durch- 
fülixung  gefasster  Beschlüsse  ist  Ich  erwarte  nicht,  dass  unsere  parlamentarischen 
Vertreter  in  O^errddi  dn  gldches  tun  werden.   Wie  die  Verhältnisse  in-  und 
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ausserhalb  des  Farlamenis  hier-  liegen,  ist  vorläufig  kaum  daran  zu  denken,  aber 
dttrckatts  nidit  Tcrfraht  und,  wie  mir  seheint,  ditn^end  notwendig  wäre  es,  die 

Massen  unserer  männlichen  und  weiblichen  Parteiangehörigen  daran  zu  gewöhnen, 
dass  diese  Forderung  berechtigt  und  ernst  gemeint  und  nicht  etwa  nur  zur  Parade 
auf  unser  Programm  gesetzt  worden  ist. 

XXXXXXXXXXXXXXXXXXXXXXXXXXXXXXXXXXXXXXXXXXXXX 

RUNDSCHAU 


wirtschaff 

Die  Eröffnung  der  Feindseligkeiten 
zwischen  Russland  und  Japan  hat 
einen  überrasclund  tiefen  Eindruck  auf 
die  europäischen  BÖRSEN  gemacht,  vor 
allem  auch  aof  Beritn. 
In  Berlin  hatte  die  Stellungnahme  der 
deutschen  Regierung  den  Glauben  an 
eine  friedliche  Lösung  bis  zuletzt  anfrecht- 
erhalten,  und  umso  verheerender  wirkte 
die  Nachricht  vom  Sonntag,  den  7.  Fe- 
bruar. Wer  die  auslandisclie  Presse  ver- 
folgt, wird  den  markanten  Unterschied  in 
der  Behandlang  tmd  Anffassong  der  vor- 
angegangenen Geschehnisse  empfunden 
haben :  in  London  und  selbst  in  Paris  das 
immer  offenere  ZugestSndnis»  dass  der 
Appell  an  die  Waffen  nur  noch  eine 
Frage  von  Tagen  oder  Wochen  sei  —  in 
Berlin  fortgesetzte  Beschwichtigung  und 
gelegentlich  sogar  die  ausgesprochene 
Verdichtigttng,  dass  alle  Alarmnach- 
richten nur  das  Werk  jener  seien,  die 
eine  sich  vorbcrcUtiidc  friedliche  Bei- 
legung scheitern  sehen  wollten.  Es  mögen 
politische  Berechnungen  bei  dieser  Stel- 
lungnahme mitgewirkt  haben,  und  sicher- 
lich ist  die  deutsche  Regierung  nicht  da- 
zu da,  die  Börse  unter  Hintansetzung  an- 
derer Interessen  vor  Verlegenheiten  sa 
behüten.  An  dem  plötzlichen  Umschlag 
der  Strömung  ist  sie  jedoch  nicht  ohne 
Schuld,  und  es  ist  kein  Wunder,  dass 
man  manches  gereizte  Urteil  hört,  wo 
sonst  Bülozv  oben  war.  Dazu  tut  die  Re- 
gierung nunmehr  manches,  was  eine 
ziemlich  ernste  Auffassimg  der  Sachlage 
bekundet  und  was  der  Börse  die  Ab- 
Schüttelung  ihrer  Verlegenheiten  auch 
nicht  gerade  erleichtert.  Das  Auffälligste 
ist  die  plötzliche  Unterbringung  ctnca: 
70  Millionen-Anleihe  (in  3  pro- 
centigen  Consols)  seitens  Preussens, 
nachdem  noch  am  16.  Januar  bei  Be- 
ginn der  Landtagssitzungen  leierlich 
durch  die  Thronrede  angekündigt 
worden  war:  »Die  Finanzlage  de»  Staates 


hat  sich  nach  einer  kurzen  Zeit  des  Rück- 
ganges wieder  günstiger  gestaltet  Ein 
neuer  wirtschaftlicher  Aufschwimg  zeigt 
sich  in  der  Wiederbelebung  des  Verkehrs 
bei  den  Staatsbahnen  und  ra  der  Hebung 
der  Staatseinnahmen.  Die  Rechnung  des 
Jahres  1902  hat  günstig  abgeschlossen. 
Im  Rechnungsjahre  1903  wird 
voraussichtlich  der  zur  Ver- 
fügunggestellte Staatscredit 
von  70  Millionen  nicht  in  An* 
Spruch  genommen  werden.  Es 
wird  sich  vielnuilir  noch  ein  Ü  b  er- 
sehn ss  ergeben.  Auch  im  Entwurf  des 
Staatsbaushaltsetats  für  1904  war  es  mög- 
lich, das  Gletdifewicht  zwischen  den  Ein- 
nahmen und  Ausgaben  herzustellen.«  Das 
jetzige  verblüffende  Vorgehen  ist  wohl 
nur  aas  dem  Bcstrdiea  zu  erkläräi, 
in  ganz  ausserordeintLicher 
Weise  die  financielle  Position  der  Re- 
gierung zu  kräftigen. 
Zwischen  Sonnabend,  den  6.,  und  Diens- 
tag, den  9.  Februar,  gingen  in  Berlin 
Bank-,  Schiffahrt  ,  aber  auch  Industrie- 
werte  fast  ohne  Ausnahme  enorm  zurück, 
und  neben  ihnen  vor  allem  die  russischen 
Fonds.  Es  verloren  von  den  Pnnkcn  (in 
Nominalprocenten)  :  die  I >iscontogcsi-ll- 
schaft  i),  die  Deutsche  Bank  8'/*,  die 
Berliner  Handelsgesellschaft  loVs  die 
Damtstädter  Bank  9,  die  Dresdener  Bank 
11,10,  die  X'ationalbattk  6,45,  Schaaff- 
hausen  8,  Österreichische  Credit  10,40, 
Wiener  Bankverein  7,  Rnssenbank  9O,90l 
Aber  auch  die  Grosse  Berliner  Strasscn- 
bahn  wich  um  5,80,  die  Hamburger  Pa- 
cketfahrt  um  2'/",  der  Norddeutsche  Lloyd 
tun  S»  Bochumer  Gussstahl  um  9.  Dort- 
munder Union  um  ö'/t,  Laurohütte  um 
iiiS7.  Cclst-nkirchen  um  10.  Harpener  um 
4'/«,  Hibernia  um  iiVs  Consolidation  um 
^,70^  Rheinisehe  SuMwerke  um 
und  so  fort.  In  der  dritten  Februarwoche 
wiederholte  sich  die  gleiche  Panik,  so 
dass  am  20.  Februar  fast  alle  Curse  nodl 
tieferstanden  {Discontogesellscht^t  la^IO, 
Deutsche  Bank  i^fio  u.  s.  w.) 
X  X 
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Du  will  natürlich  nicht  besagen,  dass 
die  Börsianer  dnen  cntiprechoidcn  Rück- 
gang der  Montanprodttction,  des  Schilfs- 
frachtverkehrs, der  Banktätigkeit  erwar- 
ten. £^  zeigt  ledigUch,  wieviel  rein  spe- 
culativc  Zu  kunftsdtocontienuigin  den 
bisherigen  Cursen  steckte;  diese  specu- 
Jative  Beimischung  hängt  allerdings  ganz 
wesentlich  ah  von  der  Flüssigkeit  des 
G£U>MARKT£S.  und  hier  sehen  die 
sdiwadien  Kräfte,  die  ohne  Credit  nichts 
sind  und  doch  an  der  Börse  das  grosse 
Publicum  und  die  öffentliche  Meinung 
darstellen,  mit  vollstem  Redite  etwas 
bange  den  kommenden  Dingen  entgegen. 
Rtissland  hat  bei  den  europäischen  Cen- 
traibanken seit  langem  starke  Geldreser- 
ven hinterlegt;  sie  müssen  rasch  abllies- 
scn.^  Um  eine  allgemeine  Krists  nnd 
I^Ukik  Sit  verhüten«  müs';en(  femer  in 
Russland  die  ungeheuren  directen  und  in- 
directen  Regierungssubventionen  an 
Eisenbahnen,  Scliiffahrt,  Industriebe- 
triebe, auch  an  die  Laiulwirlschaft  weiter 
flicssen  oder  durch  andere  Beihilfen  er- 
setzt werden.  Dazu  tritt  dann  der  Millio- 
nen- und  Milfa'ardenbedarf  fnr  eigentliche 
Kriegszwecke.  Dazu  tritt  weiter  für  ganz 
Europa  und  auch  für  die  Vereinigten 
Staaten  die  Notwendigkeit,  selber  für 
alle  Fälle  stärkere  Goidhorte  in  den  Cen- 
tralbankcn  zu  halten,  tritt  die  Mahnung 
zur  Vorsicht  auch  für  alle  mittleren  und 
kleineren  Creditinstitute.  Vor  solchem 
Ausblick  znrnckzaschrecken,  hat  das  Gros 
des  BürscnspcciilantciUnnis  allerdings;  alle 
Ursache.  Sowie  das  Lcihcapital  schwerer 
flfissig  wird,  sowie  der  Zinsfuss  stärker 
anzieht,  geraten  viele  der  Börsenkarten- 
hauscr  ins  Wanken  und  Sturzen. 
X  X 
Audi  der  GETREIDEMARKT  verriet 
im  Anfang  eine  starke  Bennruhi- 
snng.  Welchen  Mehrbedarf  wird  der 
Krieg  bringen?  Wird  Russland,  um 
jeder  si)ätercn  Schwierigkeit  vorzubeu- 
gen, ein  Ausfuhrverbot  erlassen? 
Der  Handel  verneinte  die  letzte  Frage 
sehr  bald,  da  die  Massregcl  zwar  die 
russiachen  Verkäufer  (den  Handel  und 
die  Landwirtschaft)  schwer  schädigen 
müsste,  der  russischen  Armccvcrwaltung 
jedoch,  die  hauptsächlich  Roggen  und 
Hafer  braucht,  kaum  etwas  nützen 
könnte.  Bisher  war  die  Ausfuhr  aus  den 
südrussischen  Hafen  allerdings  .-^ehr 
stark,  besonders  die  Weizenausfuhr  nach 
den  Mittelmeerhälen  Italiens,  Frank- 
reichs. Spaniens  tmd  Portugals  immer- 
hin ein  Zeichen,  dass  der  Handel  nicht 
ganz  der  späteren  Entwickelung  traut  imd 


sich  rechtzeitig  zu  decken  sucht.  Ein 
Vorteil  für  ihn  ist  es,  dass  Argen- 
tinien offenbar  <iie  erwartete  Lieferfiuttg- 
keit  auch  'm  Wirklichk«t  entwickelt 

X  X 

Dagegni  ist  der  .Sturm  auf  dem 
BAUMWOLLMARKT  noch  nicht 
wieder  erloschen.  Die  zweite  Fe- 
biuarwoche  brachte  zwar  die  un- 
erhörte Liverpooler  Notierung  (vergl. 
pas-  155)  von  8,96  d.  wieder  henmter  bis 
auf  6,94  d.,  aber  die  allgemeine  Stellung 
der  Sully  und  Genossen  blieb  uner- 
•dlättert,  ein  paar  Tage  darauf  stieg  der 
Baumwollpreis  auf  7,56  d.,  um  dann  auf 
etwa  7  d.  zu  bleil>en.  Der  englische 
Spinner  verband  bcschloss  darum  am 
II.  Februar  die  Aus^endimg  eines  weite- 
ren Rnndschretbens.  in  welchem  die  Bei- 
behaltung der  kurzen  Arbeitszeit 
empfohlen  wird;  88  %  der  americanische 
Baumwolle  verarbeitenden  Sfiinnereien 
des  Verbandes  haben  die  vorgeschlagene 
40  s  t  ü  n  d  i  g  e  Wochenarbeit  angenom- 
men und  innegehalten.  Die  belgi- 
schen Spinner  und  Weber  feiern  seit 
Beginn  des  Monats  an  je  einem  Tage  pro 
Woche  bis  zum  Wiedereintritt  normaler 
Verhältnisse.  Der  Ausschuss  des  Ver- 
eins österreichischer  Baumwoll- 
spinnereien hat  sich,  nach  langem  Sträu- 
ben, Ende  Januar  entschlossen,  eine  Be- 
triebsreduction  von  16  %  in  Vorschlag 
zu  bringen.  »Diese  Massnahme  soll  dann 
durchgeführt  werden,  wenn  sich  "/•  der 
für  den  Verkauf  arbeitenden  Spindeln 
für  dieselbe  aussprechen.  Es  wird  beab- 
nchtigt.  diese  Action  gleichzeitig  mit 
der  Retriebscinschrimkung  der  Wcl>crcien 
durchzufuhren.«  (l'ossischc  Zeitung  vom 
23,  Januar.)  Die  deutschen  Textil- 
indastriellen  scheinen  noch  am  gesicher- 
testen dazustehen,  dodi  werden  auch  hier 
Vorschläge  zu  gemeinsamem  Vorgdien 
gemacht  und  erwogen. 

X  X 

Auf  dem  PETROLKUM.MARKT  hat  der 
Aufmarsch  der  Interessengruppen  unter- 
des zu  einem  dauernden  Ergebnis  ge- 
führt: in  Berlin  wurde,  imter  Führung 
der  Deutschen  Bank  und  unter  starker 
Beteiligung  der  gesamten  reichsstädti- 
schen Hochfinanz,  eine  financielle  Trust- 
gesellschaft, die  Deutsch,-  Petro- 
leumacfiengcscllschi^t.  ge- 
gründet, um,  vorwiegend  gestutzt 
auf  die  rumänische  Petroleumpro- 
duction,  etne  selbständige  Bewegung 
gegen  die  americanische  Skmdttrd  OU 
Compa'tiiiie  einzuleiten.  Auch  die  Bildung 
neuer  Gesellschaften  an  Ort  und  Stelle 
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selber  —  zum  Beispiel  eines  Kxportunter- 
nchniciis  in  Bukarest  unter  Mitwirkung 
von  Sihaaffhauscn  und  der  Dresdentr 
Bank  —  schliesst  sich  daran  an.  Umge- 
kehrt sucht  auch  der  americanische 
Trust  eine   Tätigkeit   grossen    Stiles  in 
Rumänien  zu  entfalten;  er  kauft  durch 
seinen  Vertreter  Southard  Terrains  imd 
Fabriken  an  und  plant  angeblich,  eine 
Filialgesellschaft  mit  15  bis  20  Mill.  Fr. 
Capital  in  diesen  Revieren  zu  errichten. 
Man  wird  gespannt  sein  dürfen,  was  das 
Ende  vom  Liede  ist:  wirklicher,  preis- 
ermässigender    Wettbewerb    oder  neue, 
umfassendere  internationale  Verschmel- 
nmg  imd  Verständigung. 
X  X 
KURZE   CHRONIK.    Am    25.  Januar 
tötete  sich  der  englische  Gründer  VV  h  i- 
taker  Weiglit  am  AbschJuss  des 
Processes  der  London  and  Globe  Ptnanet 
Cor(<ora(ion.  —  Die  Gelsenkirche- 
nc  r    B  e  r  g  w  c  r  k  s  a  c  t  %  An  g  e  s  e  1 1  - 
Schaft  erhöhte  am  29.  Januar  ihr  Ac- 
tiencapital  um  9  Mill.  M.,  um  die  Gewerk- 
schaften y ereinigte  Hamburg  und  Fran- 
sisca  und  Schönaich  zu  erwerben.  —  Am 
3.  Februar  wurde  eine  Fusion  der  Rhei- 
nischen Diseontogesettsehaft  und  der  Cöl- 
nisclicn  Wechsler-  und  Coinmissionsbank 
beschlossen.  —  Die  Discontogeseilschaft, 
die  Deutsehe   Bank,  die  Seehandlung 
BIciclirader     und     Mendelssohn  felis 
kleme  Preussenconsorlium)  übernahmen 
am  s.  Februar  70  Mill.  M.  neue  aprocen- 
tiic  preussische  Consols.  —  Am 
13.  Februar  fand  die  Festsetzung  der  Um- 
lage beim  rheinisch-westfälischen  Koh- 
lensyndikat auf  6  %  für  das  erste 
Quartal  igo4  statt.  —  Die  Reichsbank 
hat  am  15.  Februar  mit  der  .\u«gabe  von 
80  Mill.  M.  R  e  i  c  h  s  s  c  ha  t  z  s  c  h  e  1 - 
n  e  n  begonnen.  —  Am  I&  Februar  fan- 
den Bemühungen  der  jüngeren  Kali- 
werke um  Gründung  eines  Gegensyn- 
dikats statt.  MAXaOM^KL 

Politik 

Zu  dem  unvermeidlichen Zusammcnstoss 
zwischen  RUSSLAND  UND  JA- 
PAN ist  es  nunmehr  wirklich  gekommen. 
Am  8.  Februar  haben  die  Japaner  obtte 
förmliche  Kriegserklärung  die  Offensive 
ergriilcn  und  den  Russai  deutlich  nahe 
gelegt,  dass  sie  es  mit  einem  sehr  über- 
legten und  vorbereiteten  Gegner  zu  ttm 
haben.  Am  8.  Februar  machten  japani- 
sche Torpedoboote  einen  Angritt  auf  das 
auf  der  äusseren  Reede  von  Port  Arthur 
liegende  russische  Geschwader,  wobei  die 
Panzerschiffe  Refu/isan  und  Zäsarewitseh 


und  der  Kreuzer  Pallada  sehr  stark  be- 
schädigt wurden.  Am  Tage  darauf  hatten 
die  Japaner  einen  weiteren  Erfolg  zu  ver- 
zeichnen :  bei  Tschcmulpo  siegte  ein  ja- 
panisches iiber  tin  russisches  Geschwader; 
dabei  wurden  drei  russische  Kriegsschiffe 
beschädigt.  Beweisen  diese  ersten  Erfolge 
ffir  den  weiteren  Gang  des  Kampfes  ai^ 
so  £ut  wie  nichts,  so  zeigen  sie  doch  die 
Surglubigkeit,  in  der  sicii  die  Russen  bis 
zuletzt     befunden     haben.      Der  nun- 
mehr im  Gang  befindliche  ostasiatische 
Krieg  hat  eine   für   die  gesamte  wirt- 
schaftliche  und   politische  Entwickelung 
Ostasiens  grundsätzliche  Entscheidung  zu 
bringen.    Soll  die  Vorherrschaft  fiber 
Ostasien  einem  Volke  zufallen,  das  mit 
den  übrigen  ostasiatischen  Völkern  we- 
sensverwandt doch  alle  Anlagen  besitzt» 
um   die   Errungenschaften   der  europäi- 
schen Cultur  in  absehbarer  Zeit  über  Ost- 
asien auszubreiten,    t)der   soll   ein  wirt- 
schaftlich und  politisch  zurückgebliebenes 
Staatengebilde,  das  in  der  Hauptsache 
nur  extensiv  seine  Macht  ZU  steigern  ver- 
mag und  in  seiner  TotaUlit  auch  nicht  im 
mindesten  als  modernes  Luid  angespro- 
chen werden  kann,  einen  neuen  Machtzu- 
wachs erhalten,  durch  den  das  Aufstre- 
ben des  modernen  Japans  niederghalten, 
sein  Expansionsdrang    erstickt  werden 
muss?  Für  den  Soctalisten  ergibt  sich 
die  Stelltmgnahme  zu  dem  Kriege  ohne 
weiteres  schon    aus    der  Fragestellung. 
Man  könnte  nur  darüber  streiten,  ob 
die  Charakterisierung  der  beiden  Staaten 
in  der  Frage  richtig  ist.   Gibt  man  diese 
zu,  so  wird  der  Socialist  einen  für  Japan 
günstigen  Ausgang  des  Krieges  wünschen 
müssen.  Das  Schredcgespenst  der  gelben 
Gefahr  vermag  nichts  an  diesem  Stand- 
punct  zu  ändern,  da  diese  Gefahr  weit 
geringer  ist,  wenn  J.iii.nn  die  Freiheit  er- 
hält, von  seinem  Lande  aus  das  capita- 
listische  System  in  Ostasien  zu  verbra- 
ten, als  wenn  Russland  durch  sein  rein 
mechanisches  Gewaltregiment  die  moderne 
Entwickelimg  Ostastens  niederzuhalten 
sucht.    Ist  also  bei  einem  Siege  Japans 
die  gelbe  Gefahr  kemeswegs  beängstigend, 
so  ist  allerdings  auf  der  anderen  Seite 
jeder  neue  Machtzuwachs  Russlands  ein 
weiteres  Hindernis  für  eine  rasche  Ent- 
faltung  der   modernen  wirtschaftlichen 
Kräfte  innerhalb   des  Ländercomplexcs, 
der  unter  dem  Regimente  des  Czaren 
steht  und  in  dem  die  culturell  zurückge- 
bliebenen Teile  politisch  und  ökonomisch 
die  Entwickelung  der  vorgeschrittenen 
Oasen  aufhalten  müssen.    Russland  ist 
kein  einheitliches  Wirtschaftsgaiue,  es  ist 
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vielmehr  ein  Agj^omerat  von  Länckr- 
teilen,  die  auf  den  versditedensten  Wirt- 
schaftsstufen stehen  und  unter  denen  die 

zurückgebliebenen  durchaus  prävalieren. 
Ein  solcher  Ländercomplex  bildet  aber 
für  Europa  und  America  eine  viel 
grössere  Gefahr,  als  die  Teilnahme  Ost- 
asiens an  der  Concurrenz  auf  dein  Well- 
markte. Es  wire  kurzsichtig,  mit  Rädc- 
sicbt  auf  eine  etwwce  Gefährdung  un- 
serer Position  in  China  etwa  eine  andere 
Stellung  einnehmen  zu  wollen.  Da^  rst 
asiatische  Experiment  bat  bis  jetzt  weder 
politisch  noch  wirtschaftlich  für  Deutsch- 
land irgend  einen  realen  Nutzen  Rehabt, 
durfte  aber  bei  einem  japanischen  Siege 
nicht  nur  wertlos  sein,  sondern  direct  ge- 
fährlich werden.  Trotzdem  gebieten  die 
Interessen  des  deutschen  Volkes,  wenn  sie 
nicht  bloss  oberfl.iclilich  et  fasst  werden, 
strengste  Neutralität  in  dem  nunmehr  be- 
gonnenen Kriege.  üeutschl.ind  kann 
Rlitcklicherwcise  ganz  in  Ruhe  den  Din- 
gen zusehen,  die  sich  im  .\nschluss  an 
die  ostasiatischen  Händel  entwickeln  wer- 
den. Sollte  der  Fall  eintreten,  dass  das 
franzonsdi-russische  dder  das  englisch- 
japanische  Bündnis  noch  weitere  ernste 
Verwickelungen  herbeiführt,  sollten  ins- 
besondere die  Differenzen  zwischen  Eng- 
land und  Russland  wegen  Tibets  /um 
.Anstrag  gebracht  oder  die  Balkanfragc 
aufgerollt  werden,  Deutschland  wäre  in 
der  glücklichen  Lage  des  Unbeteiligten, 
der  ntir  Fehler  begehen  konnte,  wenn  er 
aus  der  Rolle  des  Zuschauers  heraus- 
treten wollte.  Auf  die  Forderung  streng- 
ster Neutralität  muss  um  so  mehr  Inn 
gewiesen  werden,  als  einzelne  Hand- 
lungen seitens  der  deutschen  Diplomaten 
ein  gewisses  Wohlwcdlcn  für  Russland 
zu  bekunden  scheinen,  so  vor  allem  die 
Bemfihungen  um  die  Neutralität  Chinas, 
die  den  Verdacht  erregen  mussten,  als 
ob  dieAbsicht  bestanden  hätte,  zum  Nach- 
teil Japans  auch  die  ^^andschurei  in  das 
Gebiet  der  neutralen  Zone  einbeziehen  zu 
wollen. 

X  X 
Die  WAHLRECHTSREFORMBEWE- 
GUNG in  den  verschiedenen  Bnzelstaaten 

verläuft  recht  unbefriedigend.  In  Sachsen 
hat  schon  die  Denkschrift  der  Regierung 
alle  Hoffnung  auf  eine  wirkliche  Besse- 
mng  des  bestehenden  Rechts  verschwin- 
den lassen,  und  in  Bayern,  wo  die  Regie- 
rung den  Wünschen  der  Kammer  durch 
einen  Gesetzentwurf  entgegengekommen 
ist.  schickt  sich  die  liberale  Partd  an, 
diesen  F.ntwurf,  der  die  Comniissions- 
bcratung  glücklich  durchlaufen  hat,  im 


Plenum  zu  Fall  zu  bringen.  Centrum 
und  Sodaldemokratie  werden  für  den 
Entwurf  stimmen ;  doch  rdchen  ihre 
Stimmen  zur  notwendigen  Zwcidrittcl- 
majorität  nicht  aus.  Die  Liberalen  aber 
wollen  das  Zustandekommen  des  Ge« 
setzes  scheitern  lassen,  dn  die  itn  Ent- 
wurf vorgeschlagene  WaiUkrciseintciluug 
die  tSndliche  Bevölkerung  übermisstg  be* 
günstige.  Dies  trifft  bis  zu  einem  ge- 
wissen Grade  zu.  Aber  es  lässt  sidi  an- 
dererseits nicln  Icupncn,  dass  der  Ent- 
wurf gegenüber  dem  jetzt  geltenden  Ge- 
setz eine  wesentliche  Besserung  bedeutet 
und  dass  die  Wahlkrciseinteilung  auch 
nach  Ablehnung  des  F.ntwurfes  seitens 
der  Regieriuig  in  der  nämlichen  Weise 
neu  geregelt  werden  dürfte,  wie  es  nach 
dem  Entwurf  geschehen  sollte.  Ein  durch- 
schlagender firund  für  eine  Opposition 
gegen  das  Gesetz  wird  von  der  liberalen 
Partei  nicht  vorgebracht.  Auf  ihr  wird 
daher  das  Odium  haften  bleiben,  die 
Wahlrechtsreform,  deren  Lichtseiten  man 
keineswegs  zu  übertreiben  braucht,  die 
aber  im  Verglddi  mit  dem  jetzigen  Ge- 
setz doch  die  Sdiattensdten  übenviegen, 
fast  mutwillig  hintertrieben  zu  haben. 
.Auch  in  Baden  steht  es  um  die  Wahl- 
rechtsreform kdneswcgs  aussichtsvoll. 
Die Verfassuncrsconimission  der  h.Tlisc'i."' 
zweiten  Kanmur  hat  gegen  den  Entwurf 
der  Regierung  sehr  gewichtige  Bedenken. 
Vor  allem  war  sie  einmütig  der  Ansicht, 
dass  die  von  der  Regierung  vorgeschla- 
gene Erweiterung  des  Budgetrechtes  t''.T 
ersten  Kammer  nicht  zugestanden  werden 
könne.  Die  Regienmg  soll  aber  gerade  in 
diesem  Piinctc  unnacliRiebig  sein.  Immer- 
hin sieht  man  die  weiteren  Verhand- 
lungen in  der  Commission  noch  nicht 
als  aussichtslos  an,  sondern  hofft,  die  hei- 
kelsten Strntpuncte  zwischen  Regierung 
und  erster  Kammer  einerseits  und  der 
zweiten  Kammer  andererseits  im  Laufe 
der  wdteren  Discussion  beseitigen  zu 
können.  Ob  diese  Hoffnung«  nwcht 
trügerisch  ist,  das  werden  ja  schon  die 
nächsten  Wochen  Ichreti  Ein  einiger- 
massen  für  die  Reform  günstiges  Ergeb- 
nis könnte  dodi  ntir  durdi  Nachgiebig- 
keit der  Regierung  und  der  ersten  Kam- 
mer, nicht  aber  durch  Concessionen  sei- 
tens der  zwdtcn  Kammer  erzielt  werden. 

X  X 
KURZE  CHRONIK.    Am  2.  Februar 

lehnte  die  Bürgerschaft  in  Bremen  den 

Antrag  des  Senats  auf  Einschränkung  des 

bremischen  Wahlrechts  ab.  — 

Am  II.  Februar  wurde  die  n.  General- 
versammlung des  Bundes  der  Land- 
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Wirte  in  Berlin  absehalten.  —  Bei  der 
Ersatzwahl  zum  Reichstag  für  den  Kreis 
£  s  c  h  w  e  ge  -  S  c  K  m  al  kal''den  am 
i6u  Februar  kamen  der  sodaldemokrati- 
sche  und  der  antisemitische  Candidat  in 
die  Stichwahl.  —  Der  badische  Finan7- 
minister  B  u  c  h  c  n  b  e  r  g  e  r  ist  am  20. 
Februar  festorbcn.  monmio  OAiwnt 

Sodatpomik 

Cin  trefflidier  Beitrag  zur  ERKENNT- 

NIS  DER  SOCIALEN  ZU- 
STANDE unserer  Zeit  ist  die  Schrift 
des  schweizerischen  Nationalrats  Dr. 
Emil  Hofmann-Frauenfeld  Die  Schzifcis 
ab  Industriestaat  /Zürich,  Schulthess  & 
Co./.  In  grossen  Zügen  zeichnet  Dr. 
Hofmann  die  Entstehung  des  schweize- 
rischeni  Industriestaates  und  die  damit 
«Ingetrctcno  gnindstürzcnde  Verschie- 
bung in  der  beruflichen  Gliederung  der 
schweizerischen  Bevölkcnmg.  Mitte  der 
vierziger  Jahre  des  verflossenen  Jahr- 
hunderts verlegten  sich  noch  circa  80  % 
dieser  Bevölkerung  auf  .Ackerbau  und 
Viehzucht.  1888  dagegen  nur  noch  40  %. 
Die  Arbeit  Dr.  Hofmanns  würdigt  ein- 
gehend die  Stclhiiip  der  Schweiz  auf  dem 
Weltmarkt  und  knüpft  daran  eine  inter- 
essante Darstellung  der  schweizerischen 
Handelspolitik. — Ein  typisches  Stück  pro- 
letarischen Grossstadtdascins  enthüllt  das 
Ergebnis  der  statistischen  Erhebun- 
gen über  Arbeits-  und  L  o  h  n  - 
Verhältnisse  in  der  Metall- 
industrie i  ti  Berlin,  aufgenom- 
men im  Herbst  KJ02  vom  deutschen  Me- 
tallarlH:iterverl)and  ( Verwaltungsstelle 
Berlin),  erchienen  im  Verlag  des  Vor- 
wSrts.  Das  aus  den  Fragebogen  ge- 
schöpfte Material  bat  Gustav  H(hIi 
Hanau  zu  einem  nalurwaliren  (»esamtbilde 
der  Arbeits-  und  Lohnverhältnissc  der 
Berliner  Mctallarlwitcr  gestaltet.  Die  sta- 
tistische Erhebung  der  Metallarbeiter  er- 
streckte sich  auf  33  479  Arbeiter,  Arbei- 
terinnen und  Lehrlinge.  Uber  die  täg- 
liche Arbeitszeit  der  einzelnen  beruflichen 
Gruppen  der  Metallarbeiter  bringt  G. 
Hoch  eine  lehrreiche  Zusammenstellung. 
Die  längste  Arbeitszeit  hatten  durch- 
sdinittlich  in  der  Mctallarbeiterbranche 
die  Drahtarbeiter  (0.76  Stunden),  die 
kürzeste  die  Maler  und  Lackierer  (8,60 
Stunden)  und  die  Tischler  (8,50  Stun- 
den). Über  die  .Arbeitslöhne  der  Metall- 
arbeiter in  den  drei  Betriehsformen  der 
kleirKU,  mittleren  und  grossen  Unter- 
nehmung gil)t  folgende  Feststellung 
Hochs  Aufschiuss:  Von  je  100  Arbei- 
tern hatten  bis  15  M.        im  Kleinbe- 


trieb, 3,61  im  Mittelbetrieb,  1.50  im  Gross- 
betrieb. Von  je  100  Arbeitern  verdien- 
ten über  IS  M.  bis  33  M.  im  Kleinbetrieb 
87.  im  Mittelbetrieb  88,99,  imGrossbetrieb 
78.56.  Von  je  100  Arbeitern  hatten  einen 
Lohn  iil)er  33  M.  g,io  im  Kleinbetrieb, 
7,50  im  Mittelbetrieb  und  19M  im  Gross- 
betrieb. Die  Hoehsche  Arbeit  fiihrt  uns 
in  die  Werkstätten  der  Metallarbeiter,  so 
dass  wir  eine  deutliche  Antwort  auf  die 
SO  wichtige  Frage  erhalten,  unter  welchen 
gesundheitlichen  imd  sittlichen  Verhält- 
nissen der  Berliner  Metallarbeiter  im  all- 
gemeinen arbeitet. 

X  X 
Der  Crimmitschatter  Strike  ist  tot,  aber 

das  Princip,  um  das  so  heiss  dort  ge- 
stritten wurde,  lebt  kräftig  fort.  Die 
Socialdcmokratie  forderte  im  REICHS- 
TAGE die  schleimige  Vorl^^ung  eines 
Gesetzentwurfes,  wonach  die  tägliche 
A  r  h  f  i  t  s  i-  i  t  in  den  Fabriken  vom  I. 
Juli  dieses  Jahres  nicht  mehr  als  10  Stun- 
der betragen  soll.  Die  Resolution  Hilze 
ersuchte  in  erster  Linie  ebenfalls  um 
eine  allgemeine  Beschränkung  der  Ar- 
beitszeit auf  10  Stunden,  rechnete  aber 
charakteristischerwetse  sofort  mit  einer 
Ablehnung  dieses  Antrags  und  verlangte 
in  schüchterner,  bescheidener  Art  den 
Zehnstundentag  für  die  Fabrikarbeiterin- 
nen, den  Neimstundentag  fär  Arbeiterin- 
nen, die  ein  Hanswesen  ZU  besorgen  ha- 
ben, und  einen  nur  sechsstündigen  Ar- 
beitstag an  den  Voral)en(U'n  von  Sonn- 
und  Festtagen  für  die  gleiche  Kategorie 
von  Arbeiterinnen. 

Am  30.  Januar  beschäftigte  den  Reichstag 
die  Interpellation  des  Centnuns  über  die 
Berufsvereine,  das  Coalitionsr 

recht  und  die  A  r  b  e  i  t  c  r  k  a  in  m  c  r  n. 
Bei  der  Beantwortung  dieser  Interpella- 
tion erklärte  der  Staatssecretair  von  Po- 
sadowsky.  dass  die  Regierungen  nicht 
grundsätzlich  abgeneigt  wären,  dicRcchts- 
fähigkoit  der  Berufsvereinc  anzuerken- 
nen, jedoch  mit  Ausschluss  der  Vereini- 
gungen von  Arbeitern  staatlicher  und 
iifTentlicher  Betriebe.  Graf  Posadowsky 
versprach  sodann  den  Ausbau  der  Gc- 
werbegerichte  nach  der  Richtung  der  Or- 
ganisation von  Arbeiterkammera  und 
stellte  die  Portentwtdeelung  der  arbeiter- 
statistischen Abteilung  des  Rcichsanits 
des  Innern  zu  einer  selbständigen  Be- 
hörde als  eine  noch  ungelöste  Frage  zu- 
künftiger Etatsgestaltungen  hin.  Bezeich- 
nenderweise schwieg  sich  Graf  Posa- 
dciwsky  uh<  r  die  verlangte  volle  Sicher- 
rtuig  des  Coalitionsrechts  aus.  Und  das 
ist  der  widitigste  nnd  gnmdlcsendste 
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Pmct  in  den  I*it>Kfammen  aller  social 

fortschrittlicli  denkenden  Arbeiter.  Die- 
sen Punct  stellte  der  Reichstagsabgeord- 
netc  Lcgien  in  den  Vordergrund  seiner 
treflflichen  Rede.  Er  forderte  nachdrück- 
lichst den  Schutz  des  Coalitionsrechtes 
der  Arbeiter,  namentlich  vor  den  solt- 
samen  Auslegungskunststückchen  ge- 
wisser Verwaltnngs-  und  JtwtizbehöFden. 
X  X 
Die  ARBEITERSCHUTZgesetzgebung 
Dentschlanda  weicht  immer  noch  nidit 
von  ihrem  gewohnten  langaaawn 
Schneckengange  ab.  Wann  wird  endlich 
das  Verbot  der  Anwendung  von  Blei- 
wdssfarben  erfolgen?  Der  schweize- 
rische Bundesrat  hat  bei  Malerarbeiten 
in  Regie  die  versuchsweise  Anwen- 
dung von  nur  bleifrcicn  Farben  angeord- 
net. Im  Canton  Zürich  ist  ein  wichtiger 
Schritt  zum  Verbot  der  Benutzung  des 
Bletweisses  gesdiehen  (vergl.  auch  die 
tt3albnkCn»rkschaftsbewegHngip»g.245 )  • 
X  X 
Am  35.  Januar  vereinigten  sich  in  Leip- 
zig die  Vertreter  von  795  Kraiikcncassen 
mit  2273916  Mitgliedern  zu  einem 
grossen  allgemeinen  KRANKENCAS- 
SENCONGRESS.  Der  Congress  —  und 
das  ist  wcdii  die  charakteristische  Er- 
achduung  dieser  Krankencassentagung 
—  Strich  aus  dem  Progranmi  der  Gassen 
als  ideale  principielle  Forderung  die  Ein- 
fiihrtjng  der  freien  Arztwahl.  Die  freie 
Arztwahl  schrumpfte  in  der  angenom- 
menen Resolution  des  Congrcsses  zu  einer 
blossen  Zweckmässigkeitsfra^^e  zusammen. 
Die  EinfährunR  der  freien  Arztwahl 
wurde  als  eine  innere  .\ngelegen!it'il  der 
einzelnen  Gassen  bezeichnet,  die  ir  n.:.'h 
den  örtlich«!  Verhältnissen  am  zweck- 
niässigstcn  zw  regeln  ist.  Den  Sn-7.  n  r 
Resolution  Kohn,  dass  die  Gassen  nicht 

S'undsätzlich  den  BestrebimgvMi  der 
rzte  nach  Einführung  der  freien  Arzt- 
wahl gegenüberstehen,  fand  kerne  Gnade 
vor  den  Augen  des  Krankencasj^ncon- 
gresses.  Die  Resolution  Kohn  spiegelt 
ziemlich  treu  die  Ideengänge  der  Reden 
des  Referenten  und  der  Discussions- 
rcdncr  wieder,  und  deshalb  müssen  wir 
hier  kurz  die  leitenden  Gedanken  dieser 
Resolution  skizzieren:  Die  Kranken- 
cassen  verschulden  nicht  —  das  beweist 
die  nationale  und  internationale  Stati- 
stik —  den  ärztlichen  Notstand.  Die 
Abwehrbestrebungen  der  Gassen  gegen 
unberechtigte  ärztliche  Forderungen  re- 
gen sich  bei  allen  Casscnorg^nisations- 
formcn  und  tragen  daher  nicht  einen  par- 
teipolitischen, socialdemokratischen  Cha- 


rakter an  sich.   Die  Gassen  und  WoM- 

fahrtsinstitute  sind  keine  capitalistischen 
Unternehmungen,  und  die  Cassenärzte 
Sanitätsbeamte  sind  keine  Lohnarbeiter. 
Ihren  finandellen  Verhältnissen  nach 
stellen  sich  die  Gassen  als  keine  bemit- 
telten Geldinstitute  dar,  sondern  als  mit 
geaetzlichen  Verpfliclitun^en  schwer  be- 
lastete Einriditungen,  die  bisher  zum 
grossen  Teil  nicht  einmal  den  gesetzlich 
crforderlicheu  Reservefonds  zusamtncn- 
gebracht  haben.  Die  Gassen  bezeichnen 
den  Weg,  die  J^rztc  staatlich  zu  subven- 
tionieren, als  nicht  gangbar  sowohl  im 
Interesse  der  stcuerzahlenden  Arbeitgeber 
und  Versicherten,  wie  im  Interesse  der 
Selbstverwaltung  der  Gassen.  Die  Kran« 
kencassen  erstreben  ferner  eine  Änderung 
der  sich  auf  den  ärztlichen  Beruf  er- 
streckenden Bestimmungen  der  Gewerbe- 
ordnung. Der  Staat  zwingt  den  Gassen 
gesetzlich  die  Gewährung  ärztlicher 
Hilfeleistungen  auf.  und  er  hat  daher 
für  die  Möglichkeit  ihrer  Gewährung  auch 
gesetzlich  Sorge  zu  tragen.  Die  Caasen 
ermuntern  die  Mitglieder  zum  Zusam- 
nicnschluss  zu  localen,  provinziellen  und 
nationalen  Verb.änden  zur  Bekämpfung 
unberechtigter  ärztlicher  Forderungen. 
Die  Cassen  wissen  «ch  von  jeder  prin- 
cipicllcn  -'^rztefeindschaft  frei  und  be- 
streben sich,  die  .socialen  Aufgaben  der 
Cassen  mit  den  Berufsinteresaen  ätr 
Arzte  in  Übereinstimmung  zu  bringen. 
Der  Krankencassencongress  forderte  fer- 
ner in  der  Resolution  Prinz  ein  unpar- 
teiisches Verhalten  von  seilen  der  staat- 
lichen und  commnnalen  Behörden  gegen- 
über den  Krankcncas-cn  und  Ärzten. 
Kaum  war  aber  diese  Resolution  aus  dem 
Gongresssaal  geklungen,  da  schritt  schon 
der  Regierungspräsident  in  Göln  sehr 
selbstherrlich  gegen  die  Cassen  zu  gun- 
stcn  der  .^rztc  ein.  Im  Rcicli--tag  sticss 
dieses  Eingreifen  auf  sehr  energischen 
Widerspruch  auf  der  liberalen  und  social- 
demokratischen Seite.  Aber.  aber,  die 
Überwachung  der  Handhabiuig  der 
reichsgesetzlichen  Krankenver.sicherung 
ist  ja  nach  dem  Staatssecretair  Grafen 
Posadowsky  nicht  Sache  des  Reichs,  son- 
dern Sache  der  Einzcllandtagc,  und  des- 
halb blieben  die  Anklagereden  gegen  die 
Cölner.  Regierung  im  Reichstage  durch 
den  Staatssecretair  des  Innern  tmbeant- 
wortet. 

X  X 
Im  Reichstage  bekannte  sich  der  Staats- 
secretair Graf  Posadowsky  zur  gesetzlichen 

Einführung  der  obligatorischen  KR.AN- 
KENVERSICHERUNG  für  land-  und 
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forstwirtschaftliche  Arhcitcr.  Die  Scharf- 
maf/krprcsse  suchte  sofort  den  Wert  die- 
ses Bekenntnisses  herabzumindern.  Sic 
macht  ferner  Front  gegen  eine  durchgrei- 
fende Regehnig  dieser  Krage  durch  das 
Reich  und  will  dem  guten  prcussischen 
Landtag,  der  so  räcksiclitsvoU  gegenüber 
den  Interessen  der  Landwirtschaft  ist,  die 
Erweitenmg  der  Krankcnvcrsicherungs- 
pHicht  auf  die  land-  und  forstwirtschaft- 
lichen Arbeiter  übertragen.  Im  Reichs- 
tage holte  der  freisinnige  .Abgeordnete 
Dr.  Mugdan  zu  einem  Streiche  gegen  die 
sogenannten  soiialdcmokratischcn  Kran- 
kcncassen  aus.  Der  Streich  bheb  ein 
Hieb  in  die  leere  Luft,  er  traf  die 
Krankencassen  nicht.  Notorisch  gtli(iren 
die  sogenannten  socialdemokratisclten 
Casscn  in  Berlin,  Dresden,  Leipzig,  Frank- 
furt a.  M.  zu  den  bestgeleiteten  Instituten. 
Wollte  Herr  Dr.  Mugdan  sie  mit  einem 
wuchtigen  Hiebe  zu  Boden  strecken,  so 
masste  er  den  Beweis  erbringen,  dass 
die  Verwaltungsstellen  der  angegriffenen 
Cassen  mit  vniüj;  unfähigen  .socialdemo- 
kratischcn  Partciangchorigen  besetzt 
seien  und  sich  die  Verwaltung  dieser 
Cassen  in  einem  TÖUig  trostlosen  Zu* 
Stande  imter  der  Herrschaft  eines  scm- 
pellosen     «icialdemokratisdien  Partei- 

Seistes  befände. 
4e  Krankencassen  werden  bei  der  Durch- 
führung des  Kin  d  ersehn  tzgcscz- 
z  e  s  in  eine  sehr  wichtige  Position  hm- 
einrücken.  Die  in  gewerblichen  Betrieben 
gegen  Lohn  beschäftigten  Kinder  unter- 
licgcii  dem  Unfatlverstchemngsgesetz. 
Die  Krankencassen  können  durch  ihre 
Controleure  eine  gewisse  Aufsicht  über 
die  Beschäftigung  dieser  Kinder  ausüben. 
X  X 
\'on  den  31  Landesversicherungsanstahen 
und  y  zugelassenen  Casseneinrichtungcn 
der  INVALIDENVERSICHERUNG 
wmden  im  fahre  igo2  1427»  Invaliden- 
renten, 873.J  Krankenrenten  und  12885 
.Mtersrenten,  zusammen  164  339  Kenten 
neu  bewilligt.  Femer  wurden  insgesamt 
185  946  Bettragserstattungen  festgesetzt, 
und  zwar  153  303  bei  Ileiratsfallcn,  574 
hei  Unfällen  und  32o(»9  bei  Todesfällen. 
Bei  der  Abrechnung  für  das  Jahr  !{)(» 
wurden  zusammen  162992  Renten  als  im 
Jahre  1902  zugegangen  behandelt.  Davon 
waren  141  481  Invalidenrenten  im  durch- 
schnittlichen Jahresbetrskge  von  149  74  ^L, 
8695  Krankenrenten  im  durchschnitt- 
lichen Jahresbctrage  von  154,13  M.  und 
12  816  .Mtersrenlcn  im  durchschnittlichen 
Jahresbctrage  von  1524)7  M.  Für  das 
Heilverfahren    verausgabten  die 


Versicherungsanstalten  und  zugelassenen 
Casseneinrichtungcn  9050595  M.  Die 
Einnahmen  der  Anstalten  im  Jahre  IQOS 
beliefen  sich  insgesamt  auf  172827421,22 
M.,  die  .'\usBal)en  auf  g4  512  070,61  M., 
so  dass  sich  ein  Vermögenszuwachs  von 
78315^,61  M.  ergibt  Das  Vermögen 
der  Invafidenverddierungsanstalten  und 
der  für  die  rciehsgcsctzliche  Versicher- 
ung bestimmte  Teil  des  Vermögens  der 
Casseneinrichtungcn  beliefen  sich  am 
Schlüsse  des  verflossenen  Jahres  1902  auf 
1007477530,80  M.,  wozu  noch  der  Wert 
der  Inventaricn  mit  3  405  927/14  M.  tritt. 
Von  den  Landesversicherungsanstaltca 
betätigten  sich  1903  ««ter  anderem  auf 
dem  Gebiet  der  Invalidcnhans- 
pflege:  die  Versicherungsanstalt 
Niederbayern  und  die  Landesversiche- 
rungsaiT^talten  Rheinprovinz  und  West- 
falen. Zur  limdämmnng  der  Ansteckungs- 
gefahr, die  in  so  h"liein  Grade  tuberculosc 
Invaliden  in  sich  bergen,  hat  die  Landes- 
versicherungsanstalt Westfalen  die  Über- 
fidiriing  lungenkranker  Rentenempfänger 
mdielnvalkleidiäuser  in  grossem  Umfange 
vorgesehen.  Bisher  hat  ilu  ^c  .Massnahme 
leider  noch  keine  erheblichen^  Erfolge 
gezeitigt.  In  dem  tras  vor  einiger  Zeit 
zugesandten  Bericht  der  I^indcsvcrsiche- 
rungsanstalt  Westfalen  lesen  wir,  dass 
zur  Zeit  der  Niederschrift  des  Berichts 
bereits  116  Rentenempfänger  der  Inva- 
lideuhauspflege  unicrstellt  waren,  deren 
X  eipilegung  den  Betrag  von  den  im 
Uaushaltungsplan  ausgeworfenen  50  000 
M.  notwendig  machen  wird. 
X  X 
Nach  den  vom  Reichsversicherungsamt 
dem  Reichstag  vorgelegten  Nachweisen 
über  die  Rechnungsergebnisse  der  BE- 
RUFSGENOSSENSCHAFTEN waren 
in  diesem  Jahre  1908275S  Persotuni 
gegen  die  Folgen  von  Betriebsunfällen 
versichert.  An  Entschädigungsbeträgen 
sind  1902  pezalilt  worden  97213031.77 
M-  (gegen  89092002.93  M.  im  Vorjahre)  ; 
von  den  Ausführungsbehörden  8714338,78 
M.  (gegen  8052886,58  M.  im  Vorjahre); 
die  Versicherungsanstalten  der  Bauge- 
werksbcrufsgenossenschaften  zahlten  1902 
1 5*5955.72  M.  (gegen  1410979,06  M. 
im  Vorjahre),  zusammen  107443326,27 
M.  (gegen  98555868,57  M.  im  Vorjahre). 
Die  Anzahl  sämtlicher  zur  Anmeldung 
gelangten  Unfälle  beträgt  488707  (gegen 
476260  im  Vorjahre). 
X  X 
In  der  TRUNKSUCHTSBEKAM- 
PFUNG  verfahren  die  Bemfsgenosscn- 
schaften  im  allgemeinen  noch  ziemlidi 


Digitized  by  Google 


RUNDSCHAU  •  ÖFFENTUCHES  LEBEN  SOCULPOLITIK 


287 


lässig.  In  der  Zeitschrift  Der  Alkoholis- 
mus stellt  Dr.  Waldschmidt  die  Vor- 
schriften zur  Trunksuchtsbekämpfung  aus 
den  UnlaUverhütungsvorschriften  der 
Berufsgenossenschaften  zusammen.  Es 
befassen  sich  von  den  66  gewerblichen 
Berufsgenossenschaften  lo  überhaupt 
nidit  mit  der  Alkoholfrage,  und  die  übri- 
«n  begnügen  sich  in  der  Hauptsache  mit 
dem  Verbote,  Betrunkene  auf  der  Be- 
triebsstätte 7.U  dulden.  Einige  Bcriifs- 
genossenschaften  schliesscn:  Trunksüch- 
tige von  gefahrbringenden  Bemfen  aus. 
Die  bayerische,  sächsische  und  württem- 
bergischc  Berufsgenossenschaft  verbietet 
den  Genuss  geistiger  Getränke  während 
der  Arbeitszeit. 

Die     Landcsvcrsicht-rungsanstalt  West- 
falen traf  zur  Bekämpfung  der  Trunk- 
sucht unter  anderem  folgende  Massnah- 
men r  1.  die  Unterbringung  von  trunk- 
süchtigen \''crsichcrtcn,  die  sich  aus  eige- 
nem festen  Entschiuss  einer  Heilbehand- 
lung unterziehen  wollen,  auf  6  Monate 
in   Trinkcrhcilstätten,  2.  die  .Aufnahme 
der    dem   Alkohol   verfallenen  Renten- 
empfänger in  ein  Invalidenhaus,  3.  Ge- 
währung von  Darlehen  zum  Zinsfuss  von 
3)4%  ffir  die  Errichtung  von  Versamm- 
lungshäusem  zur  Förderung  von  Massig- 
keitsbestrebungen,   4.  Beitritt  der  An- 
stalt als  Mitglied  zu  Mäsngkeits-  und 
Abstincntenvereinen. 
X  X 
KURZE  CHRONIK.  Im  Januar  verstarb 
der  Begründer  der  ersten  Volksheilstätte 
zur  Bclämpfung  der  Schwindsucht,  Feter 
D  e  1 1  \v  c  i  1  e  r,  in  Cronberg  a.  T. ;  Dr. 
Dettweiler,  ein  Schüler  Drehnicrs,  bildete 
dessen    Schwindsuchtsheilmethode  selb- 
ständig weiter.  —  Am  10.  Januar  reichte 
der  Vorstand  des  Deutschen  Vereins  für 
Gasthausreform    tinc   Eingabe   bei  dem 
Reichskanzler  ein,  um  diesen  zur  Schaf- 
limg  statistischer  Unterlagen  zur  Beur- 
teilung und  gesetzgeberischen  Neuord- 
nung der  Wirts  haus  zustände 
«nzttstgcn.  —  Vom  16.  bis  zum  19.  OctO- 
ber  wird  voraussichtlich  ein  allgemdiicr 
deutsch«*  Wohnttogscongress  in 
Frankfurt  a.  M.  tag««. 
X  X 
LITERATUR.  Die  Störungen  im  deut- 
schen    Wirtschaftsleben    7vährend  der 
Jahre  jgoo  ff.,  V.  Band:  Die  Krisis  auf 
dem  Arbeitsmarkte,  mit  Beiträgen  vcMi 
Dr.  Jastrow,  A.  Heinecke,  R.  Calwer, 
Dr.  K.  Singer,  Dr.  L.  Cohn,  Dr.  Lands- 
berg, Dr.  W.  Bloch  (Schriften  des  Ver- 
eins für  Sociaipolitik,  CIX.  Bd.)  /Leip- 
zig, Doncker  ft  HnmUot/.  —  Werde  ge- 


sund! Zcit^c!lrift  für  \'olksgesundheits- 
pflege  und  Krankhcits\  crlniumg,  heraus- 
gegeben von  Dr.  mecL  Georg  Liebe,  Fort- 
setzung des  Heilstättenboten  /ErlangMr. 
Th.  Kriesta/;  —  Das  Februariieft  der 
GemeinniUziRen  Blätter  für  Hessen  und 
Nassau  enthalt  eine  interessante  Denk- 
schrift über  die  Errichtung  eines  Mieter- 
heims durch  die  Actienbaugcsellschaft 
für  kleine  Wohnungen  in  Frankfurt  a.M. 
aus  der  Feder  des  Stadtrats  Dr.  K». 
Flesch.  PAUL  nummnuKtm 

Sociale  CommunalpoUtik 

Erhöhung  und  Ausbau  der  UMSATZ- 
STEUER auf  städtischen  Haus- 
und Grundbesitz  liat  in  der  letzten  Zeit 
in  verschiedenen  Stacken  auf  der  Tages- 
ordnung gestanden.  Ich  habe  bereits. 
zu  wiederholten  Malen,  am  ausführlicH- 
sten  in  meinem  Berichte  über  die  Frank> 
furter  StcuerpKTne  (vergl.  pag.  il  ff.)^ 
über  diese  Versuche  berichtet.  Den  bereits 
genannten  Städten  haben  sich  in  neuerer 
Zeit  Berlin  und  Rixdorf  angeschlossen. 
In  Berlin  sollte  die  Umsatzsteuer  von 
I  auf  2  %  erhöht  werden,  um  damit  neue 
i)4  Mill.  M.  der  bedürftigen  Stadtcasse 
zuzuführen.  Diese  Verdoppelung  der 
Steuer  wurde  von  dem  ()l)crbürger- 
meister  Kirschner  damit  begründet,  dass- 
eine  Erhöhung  der  Einlümmiensteuer 
über  100  7;  hinaus  im  gegenwärtigea 
Augenblicke  für  Berlin  geradezu  verhäng- 
nisvoll sein  würde.  Die  reichen  Leute 
würden  der  Belastung  einfach  dadurch 
entgehen,  dass  sie  in  die  financiell  gün- 
stiger geslelitcn  Gemeinden  der  Um- 
gegend übersiedeln  würden.  Neben  dem 
Fortzug  der  Reichen  wurde,  wie  in, 
Frankfurt,  die  Bewahrung  der  fman- 
ciellen  Selbständigkeit  der  Stadt  vor  dea 
Eingriffen  der  staatlichen  .Vutsiclilsbe- 
hörde,  die  bei  der  Erhöhung  der  städti- 
schen Einkommensteuer  über  100%  der 
staatlichen  Steuern  eintreten  müssten,  von 
den  Verteidigern  der  Magistratsvor- 
schläge angeführt.  Wie  wenig  stich- 
haltig diese  beiden  Gründe  sind,  habe 
ich  bereits  früher  nachgewiesen,  und 
wenn  der  Sprecher  unserer  Berliner  Stadt- 
verordnetenfraction  sie  mit  aller  Schärfe 
als  Scheingrfinde  zurüdcwies,  so  traf  er 
sich  in  dieser  /Vbwcisung  mit  dem  Frank- 
furter Vertreter,  Berlin  und  Frankfurt 
und  beide  StSdte  mit  niedrigen  Einkom- 
mensteuersätzen. In  beiden  halten  die 
massgebenden  Kreise  mit  Hartnäckigkeit 
daran  fest,  nicht  über  100  %  hinauszu- 
gehen. Um  das  Ziel  zu  erreichen,  werden 
m  Berlin  alle  verfügbaren  Fonds  bis  zum. 


Digitized  by  Google 


238 


RUNDSCHAU  •  ÖPFENTUCHES  LEBEN  •  SOCIALE  COMMUNALPOUTIK 


Grund  ausgcscliöpft  und  alle  socialpolitt- 
schcn  Fortschrute  abgelehnt,  während 
sich  in  Fankfiirt  die  Steuerphantasie  in 
•den  abenteuerlichsten  Steuerprojecten  er- 
geht. Anders  lieRcn  die  Verhältnisse  in 
Rixdorf.  Hier  nähern  sich  die  Sätze  der 
Einkommensteuer  bereits  bedenklich  dem 
zweiten  Hondert  und  war  die  geplante 
Erhöhung  der  l'msatz«teucr  auf  unbc- 
liaute  Grundstücke  dazu  bestimmt,  eine 
Erleichterung  der  Einkommensteuer  zu 
bringen.  Es  ist  daher  durchaus  begreif- 
lich, dass  die  verschiedenen  localen 
Sicuerverhältnisse  auch  eine  andere  Stel- 
lungnahme unserer  Genossen  veranlass- 
ten. Das  kamt  sich  aber  nur  auf  die 
Stellung  der  Umsatzsteuer  in  dem  ganzen 
Steuersystem  der  einzelnen  Stadt  bezie- 
hen. Gegenuber  der  Umsatzsteuer  als 
solcher  muss  auch  von  unseren  Genossen 
überall  der  gleiche  Standpunct  eingenom- 
men werden,  falls  sich  derselbe  auf  prin- 
•cipielle  Erwägungen  begündet.  Nun 
sind  von  Singer  in  der  Berliner  Stadt- 
verordnetenversammlung nach  dem  Be- 
richt des  Vorwärts  auch  principielle 
Gründe  gegen  die  Umsatzsteuer  geltend 
gemacht  worden,  die  mcim-s  Eraclitcns 
niclit  zutreffen,  und  es  durfte  daher  nicht 
unangezcigt  sein,  etwas  tiefer  auf  das 
Wesen  der  Umsatzsteuer  einzugehen. 
Singer  bezeichnete  die  Umsatzsteuer 
als  eine  indircctc  Steuer  und  verwarf 
sie  deshalb.  Damit  ist  aber  noch  gar 
nichts  gesagt.  Denn  zuerst :  was  ist 
eine  indirectr  Steuer?  In  welchem 
Sinne  ist  der  Ausdruck  indircct  zu  ver- 
stehen P  Fast  jeder  Nationalökonom 
verbindet  mit  ihm  einen  anderen  Be- 
gnfl.  So  nennt,  um  irar  ein  Beispiel 
anzuführen.  SchäfTle  die  Steuern  in- 
dircct, die  sich  an  einzelne  Consumtions-, 
Erwerbs^,  Sparacte.  an  einzelne  Tat- 
sachen und  Tlandlungen  anschliesscn. 
Er  rechnet  daiier  ausser  den  Verbrauchs- 
Steuern  auch  die  Fuxussteuer.  die  Frb- 
scbaftssteuer,  die  Stempel-  und  Re- 
«sterabgaben  zu  den  indirecten  Steuern. 
Schon  diese  ZusaniinenstclUmg  beweist, 
dass  in  ihr  Steuern  vereint  werden,  die 
auch  nicht  diq  geringste  innere  Ver- 
wandtschaft haben.  Was  hat  die  Hunde-, 
Automobil-,  Luxuspferdesteuer  mit  der 
Erbschaftssteuer,  die  Uorsensteuer,  die 
Umsatzsteuer  von  Ininiobiiien  mit  dem 
4H>nzen  Schwann  der  Verbrauchssteuern 
zu  tun?  Mit  dem  Ausdruck  indircctc 
Steuer  wird  also  am  besten  überhaupt 
nicht  operiert.  Man  erspart  sich  dann 
solche  Absurditäten,  dass  man  die  Erb- 
sdiaftssteuer  fordert,  obschon  sie  eine 


indirecte  Steuer  ist,  und  die  Verbrauchs- 
steuern verwirft,  weil  sie  indirecte 
Steuern  sind.  Selbst  wenn  man  sich 
aber  über  den  B^riff  der  indirecten 
Steuer  einigen  und  die  Immobiliar- 
umsatzsteuer  darunter  begreifen  würde, 
so  wäre  damit  noch  über  die  Berechtigung 
derselben  nicht  das  geringste  ausgesagt 
Singer  nannte  femer  die  Umsatzsteuer 
eine  Vcrkehrsstcuer.  Das  ist  sie  zwei- 
fellos. Ob  der  Verkehr  darunter  ge- 
litten hat  oder  nicht,  lässt  sich  auch 
seiner  Ansicht  nach  nicht  beweisen,  ntir 
vermuten.  Schliesslich  führte  Singer 
noch  aus:  »Es  ist  femer  geradezu 
horrend,  sn  verlangen,  dass  ein  Wechsel 
des  Besitzes  ein  steuerliches  Object  sem 
soll  .  .  .  aber  dafür,  dass  der  Uber- 
gang aus  einer  Hand  in  die  andere  ein 
Steuermotiv  sein  soll,  fehlt  mir  jedes 
Verständnis.«  Ganz  die  gleichen  Ein- 
wände lassen  sich  mit  gleichem  Recht 
gegen  die  Erbschaftssteuer  erheben, 
weshalb  soll  der  Besitzwechsd  inMge 
TfMlcsfatles  ein  sleuerlirhcs  Object  sein? 
Singer  dürfte  aber  der  Erbschaftssteuer 
gegenüber  diese  Frage  kaum  erheben. 
Diese  kurzen  Ausführungen  haben  wohl 
hinreichend  gezeigt,  dass  die  principiellen 
Einwendungen  Smgers  gegen  die  Um- 
satzsteuer schlecht  begründet  -sind.  Für 
die  Gute  und  Berechtigung  einer  Steuer 
kommt  CS  eben  am  allerwenigsten  dar.iuf 
an,  ob  sie  direct  oder  indirect  erhol>cn 
wird,  ob  sie  eine  Kataster-  oder  Tarif- 
steuer ist.  Darüber  entscheiden  vielmehr 
die  beiden  Umstände,  wen  sie  in  letzter 
Linie  und  wie  sie  diesen  Endzahh  r  trifTt. 
Die  städtische  Umsatzsteuer  findet  ihre 
Rechtfertigung  darin,  dass  sie  einen 
T(il  des  unverdienten  Wertzuwachses 
flu  die  Gemcindccasse  abfangen  soll. 
Der  Wertzuwachs  kann  in  der  Tat  am 
einfachsten  und  sichersten  dann  gefasst 
werden,  wenn  er  ans  dem  Zustande  der 
Latenz,  in  dem  er  sich  bei  bebauten 
Grundstücken  nur  in  gesteigerten  Er- 
trägnissen, bei  unbebauten  Gmndstilcken 
überhaupt  nicht  fnsshar  zeigt,  an  die 
Öffentlichkeit  tritt.  Das  ist  beim  Bcsitz- 
wechsel  der  Fall.  Die  städtische  Um- 
satzsteuer will  also  nicht  den  Besitz- 
wcchsel  als  solchen  zum  Steuerobjcct 
machen,  sondern  der  Besitzwechsel  gibt 
nur  den  Anlass,  die  Besteuerimg  des  tin- 
verdienten Wertzuwachses  nunmehr  ein- 
treten z'.i  lassen.  Man  würde  daher  die 
Umsatzsteuer  richtiger  als  Wertzuwachs- 
steuer bezeichnen,  während  die  staat- 
lidie  Umsatzsteuer  nichts  anderes  als 
eine  Stempelabgabe  ist.    Allgemein  wird 
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die  comnuinalc  Umsatzsteuer  mit  dem 
gleichen  Procentsatz  von  dem  Verkaufs- 
werte eines  Gnindstüdces  erhoben.  Die 
eiriTrige  Unterscheidung,  die  gemacht 
wird,  ist  die  zwischen  bebautem  und 
anbebautem  Boden.  In  dieser  rohen 
Form  hat  die  Umsatzsteuer  nur  die  all- 
gemeine Verbindung  mit  dem  unverdien- 
ten Wertzuwachs,  die  wir  dhcn  udk«,- 
iührt  haben.  Die  weitere  Folge  der  £in- 
hdtliciikeit  des  zur  Erhebung  kommen- 
den Satzes  ist  die  Erleichterung  der 
Stmtrabwalzung  auf  die  Mieten.  Die 
Steuer  kann  leichter  abgewälzt  werden, 
wum  der  gesamte  Grundbesitz  bei  Be- 
ritzwechsel  mit  der  gleichen  procen- 
tudien  Belastung  rechnen  kann.  Es 
kommt  also  bei  einer  rationellen  Aus- 
gestaltung der  Umsatzsteuer  einmal 
ilarauf  an,  die  Verbindung  mit  der  Tat- 
sache des  unverdienten  Wertzuwachses 
möglichst  eng  zu  gestalten,  und  zweitens, 
die  Abwälztmg  der  Steuer  möglichst  zu 
verhindern.  Beide  Ziele  werden  da- 
diTch  erreicht,  dass  man  die  Umsatz- 
Steuer  nidu  in  Proccnten  des  Verkaufs- 
wertes, sondern  in  Procenten  des  Wert- 
zuwachses erhebt,  der  dem  Grundstück 
seit  dem  letzten  Bcsitzwechsel  hinzu- 
gewachsen ist,  und  dass  man  den  Pro- 
ccntsatz  mit  der  Grösse  des  Verhältnisses 
▼on  Wertzuwachs  zti  Vcrkaufswert 
wachsen  lasst.  Bei  dieser  Anordnung 
ist  also  die  Höhe  der  zu  zahlenden  Um- 
satzsteuer nicht  dem  Verkaufswert  pro- 
portional, also  auch  nicht  bei  gleichen 
Vcrkaufswerten  gleich.  Sic  ist  für  die 
einzelnen  Grundstücke  selbst  bei  gleichen 
Verkaufswerten  verschieden  grross,  und 
in  dieser  Verschiedenheit  liegt  der  beste 
Schutz  gegen  eine  Abwälzung.  Denn 
der  Preis  eines  Grundstückes  in  bestimm- 
ter Lage  ist  zu  bestimmter  Zeit  etwas 
Gegebenes  und  lässt  sich  nicht  nach  Will- 
kür um  den  Betrag  der  Umsatzsteuer 
hinaufsetzen,  sofern  diese  nicht  einheit- 
lich nach  dem  Verkaufswerte,  sondern 
in  progressiv  steigenden  Sätzen  nach  der 
Ht«he  des  Wertzuwachses  crlioben  wird. 
Zwecks  Verhütung  der  Abwälzung  muss 
also  das  einzelne  zu  besteuernde  Grund- 
stück isoliert,  von  der  Masse  der  übri- 
gen Grundstücke  getrennt  werden.  Der 
einzelne  Besteuerungsact  muss  sich  ge- 
wissermassen  als  etwas  für  jedes  Grund- 
stück Besonderes  darstellen. 
Unter  Berücksichtigung  dieser  Sätze 
wären  also  für  eine  städtische  Umsatz- 
Steuer  die  folgenden  Bestimmungen  zu 
treffen.  Die  Steuer  wird  von  allem 
städtischen  Grund  und  Boden  bei  Besitz- 


Wechsel  erhoben.  Ein  Unterschied  zwi- 
schen behautem  und  unbebautem  Grund 
ist  nicht  zu  machen,  da  meines  Erachtens. 
der  Sitz  der  gesamten  Grundrenten- 
steigerung in  dem  Anwachsen  der  Ren- 
ten des  bebauten  Bodens  zu  suchen  ist. 
Aus  welchen  Gründen  der  Besitzwechsel 
erfolgt  ist  gleichfolls  irrelevant,  da  )& 
nicht  der  Besitzwcchsel,  sondern  der 
Wertzuwachs  des  betroffenen  Grund- 
Stückes  besteuert  wird.  Die  Steuer  wird 
nur  vom  unverdienten  Wertzuwachs  des 
Grund  und  Bodens  erhoben.  Alle  nach- 
weisbaren Meliorationen  mit  dircctcm 
Capitalaufwand,  bei  bebauten  Grund- 
stfideen der  Wert  der  Baulichkeiten,, 
wären  daher  abzurechnen.  Wie  hoch 
soll  nun  der  reine  Wertzuwachs  be- 
steuert werden?  Die  englischen 
nettertnctitcVM\^c]n  nehmen  die  Hälfte 
desselben  für  die  Gemeinschaft  in  An- 
spruch. Das  wäre  unseres  Erachtens  das 
Minimum,  das  auch  bei  uns  zu  fordern 
wäre.  Ausserdem  hätten  dann  weitere 
Zuschläge  zur  Erhebung  zu  kommen, 
falls  der  Wertzuwachs  einen  bestimmten 
Procentsatz  des  früheren  Erwerbspreises 
überschreitet.  Mit  diesen  Zuschlägen 
wäre  also  ein  weiterer  Teil  des  Wert- 
zuwachses abzufangen.  Man  braucht 
mit  der  Höchstgrenze  nicht  sehr  ügst- 
Hch  zu  sein  und  könnte  ohne  wdteres 
bis  zu  00%  des  Wertzuwachses  aufstei- 
gen. Denn  in  den  Fällen,  in  denen  der 
Wertzuwachs  ein  Vielfaches  des  ur- 
sprünglichen Erwerbspreises  beträgt,  ist 
das  Anwachsen  entweder  eine  Folge  da- 
von, dass  das  Grundstück  viele  Jahre 
lang  in  der  gleichen  starken  ""itt  g*^ 
legen  hat,  die  dann  auch  den  Ertrag 
in  gesteigerten  Mieten  ebenso  lange 
Zeit  p;enosscn  hat,  oder  es  ist  durch  Re- 
volntioniertmgen  der  Anbauverhältnisse, 
Strassen  rhircblirüchc,  Bahnhofsanlagen 
etc.  veranlasst,  durch  die  die  Tätigkeit 
der  Gemeinde  beziehungsweise  des  Staa- 
tes besonders  wertschaffend  geworden 
ist.  Wir  kämen  also  zu  dem  folgenden 
Schema :  50%  des  reinen  unverdienten 
Wertzuwachses  wären  zunächst  gans 
ohne  Rücksicht  auf  die  Höhe  detwlben 
glcichmässig  als  Steuer  zu  entrichten. 
Dazu  kämen  dann  Zuschläge,  falls  der 
Wertzuwachs  über  25  bis  3o7c  des  frü- 
heren Erwerbspreises  beträgt,  1%,  falls 
er  über  30  bis  35%  des  selben  betragt, 
2%  und  so  fort  steigend  für  je  5%  Stei- 
gerung des  Wertzuwachses  1%  Zu- 
schlag, bis  zu  50%  Steigerung  5%  Zu- 
schlag. Von  da  ab  erhöht  sich  der 
Zuschlag  auf  für  je  S%  Steige- 
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rung,  so  dass  bei  loo'l  Steigerung  der 
Zuschlag  xffo  betragen  würde.  Falls  sich 
•also  der  VerkaufsiM'eis  dnes  unbebauten 

Grund>t{icki's  verdoppelt  hat,  wären  von 
dem  Wert /u wachse  "0%  zu  entrichten. 
Über  ioo%  hinaus  hätte  eine  zweite 
Steigerung  des  Zuschlages  auf  2%  ein- 
ziitreten,  so  dass  hei  einer  I50%igen 
Steigerung  das  Zuschlagsmaximum  mit 
erreicbt  wäre.  In  alten  den  Fällen, 
wo  der  Bodenwert  um  mehr  als  das 
i'lfache  gegenüber  dem  früheren  Er- 
werbspreisc  im  Preise  gestiegen  wäre, 
llätte  der  Verkäufer  QO^c  des  Mehr- 
wertes  an  die  Gemeinde  abzuführen. 
X  X 
In  der  Verwaltung  von  MÜLHAUSEN 
i.  E.  macht  sich  die  Tatsache,  dass  un- 
sere Vertreter  dort  die  Majorität  haben, 
in  socialpolitischen  Fortschritten  geltend. 
So  hat  kürzlich  der  Gemeinderat,  dem 
•Strassburger  Vorbild  folgend,  die  Auf- 
nahme der  T.nlm-  und  Arbcits^^fitclausel 
in  die  Lastenhefte  der  städtischen  Liefe- 
ranten beschlossen.  Für  jedes  Gewerbe 
sind  die  zu  beobachtenden  MinimaUuhne 
unter  Zuziehung  von  Sachvcrstaiutigen 
•der  Arbeiter  und  Unternehmer  derart 
festgesetzt,  dass  sie  dem  von  der  Masse 
der  darin  beschäftigten  Arbeiter  gezahl- 
ten Loliinat/c  ciU-]irc(;licn.  Die  Unter- 
nehmer sind  verpflichtet,  die  für  die  Ar- 
better  bestimmten  Mindestlöhne  auf  der 
Baustelle  oder  in  der  Werkstatt  öffent- 
lich anzuschlagen  und  einem  Beauftrag- 
ten der  Stadtverwaltung  jederzeit  Ein- 
sicht in  die  1  ./ihnlistcn,  sowie  Anwesenheit 
bei  der  Lohnzahlung  zur  Controle  der 
Mindestlöhne  zu  gestatten.  Die  Maximal- 
arbeitszeit wurde  auf  zehn  Stunden  fest- 
gesetzt, für  die  Steinhauer  auf  neun 
Stiuuli  ii ;  ausserdem  eine  Mittagspause 
von  v^h  Stunden,  ein  Lohnzuschlag  von 
50%  fSr  Überstunden,  die  Benutzung  der 
städtischen  Arbeitsnachweise  und  die 
Bevorzugung  ortsansässiger  Arbeiter  vor. 
geschrieben.  Der  Aufbruch  von  Lohn- 
streitigkeiten soll  keine  Verlängerung  der 
Fristen  bedingen,  wie  sie  im  Lastenhefte 
niedergelegt  sind.  Diese  entwickeltere 
Form  der  Lohndausel.  die  also  jetzt 
ausser  in  Strassburg  noch  in  Mfilhausen 
von  einer  Stadtverwaltung  angenommen 
worden  ist,  hebt  sich  in  wohltuenderweise 
▼on  der  unbestimmten  schwächlichen 
Fassung  ab,  die  sie  m  Frankfurt  (vcrgl. 
Socialislische  Monatshefte,  1903.  IL  Bd., 
pag.  946)  erhalten  hat.  Hoffentlich  wer- 
kten sich  die  anderen  deutschen  Städte, 
Mit  ne  sich  zur  Einführung  der  Lohn- 


clauscl  entscheiden,  von  den  elsässisclicn 
Vorbildern  leiten  lassen  und  auf  dem 
von  diesen  gelegten  Fundamente  wetter- 
bauen. 

X  X 
KURZE  CHRONIK.  Die  Grosse  Ber- 
liner Sirassenbahn  hat  gegen  die  Unter- 
pflasterbahnprojccte  der  städtischen  Ver- 
kehrsdeputation zu  Berlin  Einsprache 
erhoben,  da  durch  sie  ihren  vertrag^di 
ooncessicinierten  Linien  ein  unbereditig- 
ter  Wettbewerb  gemacht  würde.  —  Die 
C  ö  1  n  c  r  Stadtverwaltung  hat  in  Ver- 
bindung mit  den  gewerkschaftlichen  Or- 
ganisationen eine  Arbeitslosenzählung 
Mitte  Januar  vorgenommen.  Es  ergaben 
sich  3429  Arbeitslose.  —  Der  Des- 
sauer  Gemeinderat  hat  ein  Ortsstatut 
über  Einrichtung  einer  Wohnungsauf- 
'-icht  angenommen.  Die  Vertretimg  der 
Wohnungspflege  ist  einem  Wohnungs- 
amte fibertragen  worden,  das  mit  diier 
Wohnungscommission,  bestehend  aus 
den  vom  Gemeinderat  gewählten  Woh- 
nungspflegern, Hand  in  Hand  zw  arbei- 
ten hat.  —  Der  Fürther  Magistrat  hat 
die  Errichtung  eines  Ledigenheimes  aus 
städtischen  Mitteln  bcschlos-^cn.  —  Das 
Z  i  1 1  a  u  e  r  Stadtverordnetcncollegium 
bewilligte  für  den  Bau  eines  Elektrici- 
tätswerkes  und  einer  Strassenbahn 
980000  M. 

X  X 
LITERATUR.  Seitdem  das  Bünzer- 
liche  Gesetzbudi  das  Institut  der  Erb- 

baurechte  eingeführt  hat,  ist  das.selbe  zu 
einem  beliebten  Mittel  unserer  bürger- 
lichen Wohnungsreformer  geworden. 
Trotz  einiger  Skeptiker,  die  ihm  ableh- 
nend gegenüberstehen,  wird  es  von  einer 
Mehrheit  oft  in  geradezu  schwärmeri- 
scher Weise  angroriesen.  Sehr  zur  Zeit 
kommt  daher  die  Schrift  lOirl  GrSnbergs: 
Bauten  auf  fremdem  Grund  /Wien,  Franr 
Deuticke/,  die  auf  Grund  des  österreich- 
ischen Materials  zu  einer  scharfen  Ver- 
urteilung des  Erbbaurechtes  kommt.  In 
Österreich,  Ungarn  etc.  hat  sich  nämlich 
auf  Grund  von  Verträgen  ein  sogenann- 
tes Superädificat  heratisgebildet,  das  dem 
Erbbaurecht  des  Bürgerlichen  Gesetz- 
buchs sehr  nahe  kommt.  »Das  Super- 
ädiiicatum  erweist  sich  als  ein  unüber- 
windliches Hindernis  einer  den  gross- 
städtischen Bedürfnissen  entsprechenden 
baulichen  Bntwidcelung.«  Sehr  energisch 
spricht  Grünberg  sich  gegen  (Ül-  .\usbil- 
dung  des  Institutes  nach  dem  Muster  des 
Bürgerlichen  Gesetzbuches  aus,  da  die 
gan7c  Einrichtung  keine  gesunde  sei  und 
nicht  zu  einer  Verbesserung,  sondern  zu 
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einer  Verschlccliterung  der  Wohnungs- 
vcrhkltnisse  fuhren  müsse  (pag.  71). 
,  Unter  allen  Umstämlen  vorteilhaft  ist  es 
nur  inr  die  Grundeigentümer,  die  sich 
von  rein  privatwirt«cb»ftlichen  Erwägun- 
gen leiten  lassen  (ibid.).  Grünberg  be- 
ztichnet  es  daher  als  eines  jener  Schlag- 
worte, an  denen  unsere  Zeit  wahrlicii 
nicht  arm  sei,  die  kurze  Zeit  die  Gemüter 
erregen  und  dann  spurlos  verhallen.  Und 
was  empfiehlt  er  als  l'rsat/.  fiir  das  Erb- 
baurecht?  Besteuerimg  des  Wertzuwach- 
ses, scharfe  Wohntingsaafsicht«  zwingende 
Ausgestaltung  des  Mietsvertrages,  ge- 
meindliches Enteigiiuiigsrecht  auf  dem 
gesamten  Wohiunigsbüdcn  und  Bau  von 
Wohnungen  durch  die  Gemeinden  auf 
eigenem  Boden  !  Ein  Programm,  das  wir 
gern  an  Stelle  de>  Erbl)aiirechts  accep- 
ii^rta.  —  Von  Damaschkes  Aufgaben  der 
GmeindepoHHk  /Jena,  Gustav  Fischer/ 
ist  die  5.  Auflage,  auch  diese  wesentlich 
erweitert,  erschienen.  An  dem  ganzen 
Charakter  des  Buches  hat  der  Verfasser 
auch  diesmal  nichu  geändert.  Es  ist  eine 
Sammlung  von  Materialien  geblieben, 
denen  die  Verarbeitung  fehlt.  Da  das 
Buch  bereits  früher  ausführlicher  hier  be- 
sprochen worden  ist  (vergl.  SoeiaKsHsehe 
Monatshefte.  1900.  pag.  ,  und  1902. 

I.  Bd.,  pag.  161  fT.),  können  wir  uns  ein 
weiteres  Eingehen  an  dieser  Stelle  er- 
sparen. —Von  dem  tätigen  Verein  Reichs- 
u'ohnungsgesets  ist  ein  Vortrag  veröflFent- 
licht  worden,  den  sein  Secretair  Dr.  von 
Mangoldt  auf  dem  4.  Verbandstage  der 
Deutschen  Mieterwreine  zu  Dresden  ge- 
halten hat:  Die  städtische  RodcnfraRc 
/Göttingen,  Vandenhoeck  &  Ruprecht/. 
In  dem  lesenswerten  Schriftchen  werden 
die  wesentHchen  Puncte  klar  und  deut- 
lich hervorgehoben  und  einige  in  der 
Wohnungsrcforin  sehr  beliebte  Mittel,  wie 
zum  Beispiel  die  Besteuerung  nach  dem 
gemeinen  Werte,  au!  ihren  'richtigen 
Wert  sorfickgelttlirt        Hum  unocmann 

Sociallttlache  Bewegung 

Von  dner  überaus  lebhaften  ENT- 
WICKELUNG DES  PARTEI- 
LEBENS im  abgelaufmon  Jahre  legen  die 
Jahresberichte  der  Organistaionen  Zeug- 
nis ab.  Fast  fiberall  lässt  sich  eine  Ver- 
mehrung der  Mitglicdcrzahl,  eine  Er- 
höhung der  Einnahmen  und  ein  Wachs- 
tum der  Partciprcssc  constaticren.  So 
ist  die  Mitgliederzahl  des  socialdemokra- 
tischen  Vereins  in  Frankfurt  a.  M.  tm 
verflossenen  Jahre  von  632  auf  1446  ge- 
stiegen. Die  Einnahmen  betrugen  14500 
M.  gegen  10000  M.  im  Vorjahre;  der 


Verein  beschloss.  einen  besoldeten  Fartei- 
secretair  anzustellen.  Die  Mitgliederzahl 

der  Stuttgarter  Parteiorganisationen 
stieg  von  2118  auf  2875,  die  des  Cölner 
Vereins  von  483  auf  8uo,  die  des  Stet- 
tiners von  457  auf  817.  Der  sodaldemo- 
kratische  Verein  in  Altona  zählt  jetzt 
3024  Mitglieder;  er  nahm  im  letzten 
Jahre  iSiio  M.  ein.  Der  Verein  für 
Ottensen  hat  21  ig  und  der  Verein  fürWil- 
hclmsburg  935  Mitglieder.  Der  Nürn- 
berger Verein  hatte  im  vorigen  Jahre  eine 
Einnahme  von  19201  M.,  eine  Ausgabe 
von  16572  M.  zu  verzeichnen:  seine  Mit- 
gliederzahl ist  von  5006  auf  6341  ge- 
stiegen. Der  Breslauer  Wrt  .n,  der  itn 
Jahre  1899  erst  379  Mitglieder  hatte,  zählt 
jetzt  deren  1840;  die  Einnahme  erreichte 
6053  M.  Der  \Vrein  in  Hannover  zählt 
jetzt  3100  Mitglieder;  die  Einnahmen  die- 
ses Vereins  l)etrugcn  10234  M.;  die  Par- 
teiorganisation in  Karlsruhe  steigerte  im 
Jahre  1903  ihre  Mitgliederzahl  von  S03 
auf  733.    Das  Agitationscomite  für  den 

12.  und  13.  sächsischen  Reichstagswahl- 
kreis (Leipzig  Stadt  und  Land)  hatte  im 
verflossenen  Jahre  eine  Gesamteinnahme 
von  60337  M.  und  sandte  12  000  M.  an  die 
Hauptcasse  der  Partei.  Das  Comite.  das 
auch  für  die  .Xgitation  im  II.  tmd  14. 
Kreise  mit  tiiiig  war,  bewältigte  eine 
Riesenarbeit.  Wurden  doch  in  den  4 
Kreisen  3  Millionen  677000  Flugblätter, 
192000  Handrettel,  7800  Placate  und 
7^4000  Stimmzettel  verteilt.    Tm  12.  und 

13.  Kreise  fanden  78  Wahlversammlungen 
statt;  im  11.  imd  14.  Kreise  wurden  I3i6 
Versammlungen  angemeldet,  davon  wur-  , 
den  63  verboten.  Die  Lcipzlf^rr  Volks-  ^ 
geitung  gewann  über  10  orxi  neiu-  Abonnen- 
ten ;  sie  zählt  deren  jetzt  33000.  Dazu  kom- 
men noch  7000  Abonnenten  auf  dieFo/**- 

ccitttuR  für  das  Muldental.  Der  Verein 
für  den  4.  sächsischen  Reich stagswahl- 
Icreis  (Dresden  rechts  der  Elbe)  hatte  im 
abgelaufenen  Jahre  einen  MitgUederzU- 
wachs  von  34.1  und  zählt  jetzt  1446.  Die 
Einnahmen  betrugen  10351  >T.  Die 
Sächsische  Arbeitcrseitung  zählt  in  die- 
sem Kreise  5670.  der  VoUtsfreund  yfio 
.'\bonnenten.  Der  Verein  für  den  6.  säch- 
sischen Rcichstagswahlkrcis  (Dresden 
l^md  links  der  Elbe)  zählt  jetzt  3734  Mit- 
glieder gegen  2188  im  Anfang  1903; 
unter  den  Mitgliedern  sind  202  weib- 
liche. Die  Gesamteinnahmen  betrugen 
23969  M.  Die  beiden  Dresdener  Partei- 
blätter haben  in  diesem  Krdse  zusammen 
9514  Abonnenten.  Die  Parteiorganisation 
im  3.  sächsischen  Rciclistagswahlkreis 
(Bautzen,  der  dnsige  noch  nicht  social- 
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demokratisch  vertretene  sachsische 
Reichstagswahlkreis)  nahm  an  Beiträgen 
im  letzten  Jahre  (nicht  mitgerechnet  den 
Wahlfonds)  1789  M.  ein.  Der  Verein 
zählt  234  Mitglictler;  ausserdem  sind  noch 
HO  Genossen  in  Localvereinen  organi- 
siert Die  Magdeburger  Parteigenossen 
haben  die  Rcdaction  ihres  Parteiblattes 
wesentlich  vergrösscrt  imd  verbessert ;  zur 
Hebung  des  Blattes  sollen  nach  und  nach 
12000  M.  aufgewendet  werden.  Die  Ein- 
nahmen des  Unternehmens  waren  im  ab- 
gelaufenen Jahre  um  23000  M.  hoher,  als 
im  Jahre  vorher:  Die  Münchener  Post 
konnte  im  letzten  Jahre  ihre  Auflage  um 
fast  V»  erhöhen  ;  das  Stuttgarter  Partei- 
organ erscheint  seit  dem  i.  Februar  in 
verstärktem  Umtoige. 
X  X 
Eine  vollständig  socialdemokratische 
GEMEIXDF.VKRWALTUXG  hat  jetzt 
der  Ort  Grunwinkel  in  der  Naclibarschaft 
von  Karlsruhe  Nadidem  bei  der  letzten 
Wahl  der  Gemeinderäte  sämtliche  social- 
demokratischen  Candidatcn  gewählt  wur- 
den, Ix-stcht  der  Gemdnderat  vollständig 
und  der  Bürgerausschuss  zu  V*  aus  So- 
cialdemokraten.  Als  Bürgermeister  am- 
tier; ^vd  iltiii  vorigen  Jahre  ein 
organisierter  Parteigenosse.  In  den  Ge- 
meindevertretungen des  oberen  Krdses 
Solingen  hat  unsere  Partei  jetzt  von 
150  Stadtvcrordnetensitzen  deren  34 
inne;  davon  in  Solingen  von  30  Man- 
daten 4  (im  Herbst  werden  wohl  noch 
.1  dazu  kommen),  in  Ohligs  von  24  Man- 
daten   7.   in    Wald    von    24  Mandaten 

7,  in    Höhscheid    von    24  Mandaten 

8,  in  Gräfrath  von  18  Mandaten  6,  in 
I  I    '  1  •  "  •    von  18  Mandaten  2  und  in 

\ on  12  Mandaten  ebenfalls  2. 

^er  12.  I  UN  DESPARTEITAG  D£R 
SOCIALDEltlOKRATIE  NIEDEli- 
OSTERKEKtHS  tagte  am  31.  Januar  in 
Hainfeld.  I^vid  und  Adler  h(^)en  in 
ihren  Begrüssulngsrcdcn  hervor,  dass  der 
Parteitag  auf  geschichtlichem  Boden  *;ich 
befinde.  In  Hanfeld,  und  zwar  im  selben 
Local,  vollzog  Vieh  vor  15  Jahren  die 
Einigung  der  zw^  Elügcl  der  österreichi- 
schen SociatdemokVatie,  die  sich  bis  dahin 
auf  das  heftigste  gekämpft  hatten.  Be- 
schleunigt war  d^e  Einigung  worden 
durch  das  5  lahre  i^orher  erlassene  Aus- 
nahmegesetz /1884/..  Durch  die  bnüalen 
Unterdnickungsmassi.ahincn  der  Regie- 
rung lind  Behörden  \v urde  den  Stretlen- 
den  Brüdern  klargemai-ht,  dass  sie  sich 
nicht  gegenseitig  aufiijrdben,  aondem 
sidi  zu  verständigen  hat^ten. 


Aus  dem  Tätigkeitsbericht  ist 
hervorzuheben,  dass  in  Wien  129,  in  der 
Provinz  79  Orgfanisationen  regelmässig 
Beitrage  an  den  Landesvorstand  zahlten. 
Über  die  Presse  wurde  mitgctti!!,  d  iss 
die  Wiener  ArbeiUrseitung  um  jäoo 
Exemplare  zunahm,  während  die 
Volkstfibüne  von  26400  auf  42500 
Exemplare  und  die  Arbeiterinnenzeitung 
von  3800  auf  5000  stieg. 
Von  den  angenommenen  Beschlüssen  und 
Resolutionen  sei  hervorgehoben  eine 
Resolution,  betreffend  die  Gemeinde- 
wahlcn.  In  derselben  wir^  ^ 
jetzige  Wahlrecht,  Ais  zu  Privilegien- 
Wirtschaft  und  Corruption  führe,  pro- 
testiert und  geforderi,  für  die  Gemeinde- 
wahlen das  allgemeine,  gleiche  und  di- 
recte  Wahlrecht  einzuführen.  Nach 
einem  Referat  des  Abgeordneten  Seit» 
wird  debatlelos  einer  Resohition  zuge- 
stimmt, in  welcher  folgende  Forderungen 
aufgestellt  sind:  Die  Beseitigung  der 
Dienstbotenordnung  und  Unterstellung 
der  Diensll)oten  und  landwirtscliaftlichea 
Arbeiter  nnter  die  allgemeinen  Gesetze 
über  den  Lohn-  und  Arbeitsvertrag;  die 
Beseitigung  der  Kinderarbeit;  die  Schaf- 
fung von  eigcntn  ^jiriciilin  für  Dienst- 
boten, nach  Art  der  Gewerbegerichte, 
denen  die  Austragung  von  den  aus  dem 
L(  hn-  und  Arbeitsverhältnis  sich  ergeben- 
den Streitigkeiten  obliegt;  Versicherung 
der  landwirtschaftlichen  Arbeiter  gegen 
Kranlcheit  und  Unfall^  sowie  für  das 
Alter  und  die  Invalidität  und  die  Ver- 
sicherung der  Witwen  und  Waisen. 
X  X 
Der  Parteitag  der  Social  demokratie 
IT.XLIENS  wird  nach  den  endgiltigen 
Beschlüssen  des  Partei  Vorstandes  in  Bo- 
logna abgehalten  werden.  Diese  Stadt 
war  bekanntlich  durch  den  Parteivor- 
stand bereits  als  Congressort  bestimmt 
worden.  Hiergc^on  hatte  sich  aber  Op- 
position erhoben;  der  revisionUtischen 
Mehrheit  des  Parteivorstandes  wurde  der 
Vorwurf  gemacht,  sie  habe  Holopn.-i  des- 
halb gewählt,  weil  diese  Stadt  inmitten 
der  reformistischen  Bewegung  liege.  Da- 
raufhin hat  eine  nochmalige  Abstimmting 
stattgefunden,  wobei  8  von  den  11  Mit- 
gliedern des  Vorstandes  erklärten,  es 
läge  für  sie  kein  Grund  vor,  ihre  Be- 
schlüsse zu  ändern,  zwei  verlangten  Ab- 
stimmung durch  die  Scctionen,  ein  Mit- 
glied verlangte  eine  neue  Sitzung  des 
Parteivorstandes.  Nach  diesem  Resultat 
verkündete  der  Parteisecretair  Varazzani, 
dass  es  bei  Bologna  vohteibe  und  er  nun- 
mehr die  Vorbereitttfigen  für  den  Con- 
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gress  treff«.  Auf  demselben»  wird  es 
zweifellos  ttt  sehr  heftigen  Ausdnander- 

setzungen  zwischen  t!cn  sogenannten 
cwei  Tendenzen-  kommen.  So  hat 
kürzlich  die  Organisation  der  römischen 
r;irtfip:rno<;scn  oiiic  Resolution  angenom- 
men, welche  ihre  Spitze  gegen  die  Re- 
visionisten richtet.  Dieselbe  lautet :  »Die 
Römisch-Socialistische  Union  gibt  den 
Genossen,  weldie  am  socialistischen  Con- 
gress  teilnehmen,  den  Auftrag,  eine 
Kundgebung  herbeizu fuhren,  in  welcher 
die  Annahme  einer  königlichen  Berufung 
zu  einer  Vertretung  der  Arbcitcrclasse 
mit  der  Eigenschaft  eines  Socialisten  für 
unvereinbar  erklärt  wird,  und  gegen  die 
Beteiligung  der  Socialisten  am  Höheren 
Arbeitsrat  ta  stimmen,  solange  nicht  den 
arbeitenden  Classen.  gcniiiss  den  Be- 
schlüssen der  .'\rbcitcrcongrc>>c',  im  Ar- 
beitsamt eine  cntsprccli«ndc  Vertretung 
gegeben  worden  ist.«  Der  Höhcrc  Ar- 
beitsrat ist  eine  aus  Parlamentariern 
und  Rcgicrungsvertretcrn  zusammenge- 
setzte Körperschaft,  welche  Erhebungen 
über  die  Lage  der  Arbeiterclasse  anszti- 
führen  und  sociale  Gcsct/o  v  ^r  ■nlK  rcitcn 
haL  Die  Mitglieder  dcrt.t;lhLii  werden 
durch  königliches  Decret  berufen.  Im 
Arbeitsamt,  welches  erst  später  durch  Ge- 
setz geschaffen  worden  ist,  sitzen  ausser 
Parlamentariern  auch  dircetc  Vertreter 
der  Arbeitcrdassc  (Gewerkschafter,  Ge- 
nossetischaftcr,  Vertreter  von  Landarbei- 
tt-m).  Ihre  Zahl  i«t  nun  nach  der  in  nljjper 
Resolution  zum  Ausdruck  gebrachten 
Auffassung  zu  gering.  Der  Genosse 
Verzi,  Vertreter  der  itaJtenischen  Metall- 
arbeiter im  Arbeitsamt  hat  infolge  der 
obigen  Resolution  seine  Demission  als 
Mitglied  des  Arbeitsamts  gegeben.  Wie 
das  Mailänder  Parteiblatt  //  Tempo  mit- 
teilt, hatte  der  Avanli  die  Aufnahme  der 
obigen  Resolution  verweigert. 
X  X 
Das  öffentliche  Interesse  in  ENGLAND 
wird  zur  Zeit  beherrscht  von  dem  Kampf 
zwischen  Freihandel  und  Schutzzoll.  Das 
Labour  Representation  Commitee  (L.  R. 
C),  welches  bekanntlich  aus  Vertretern 
der  Independcnt  l.ahaur  Party  (I.L.P.), 
der  Fabian  Society  und  von  Trade  Unions 
besteht  und  die  Bildung  einer  besonderen 
Arbeiterpartei  anstrebt,  also  als  eine  so- 
cialistische  Corporation  anzusehen  i-St,  be- 
teiligt sich  lebhaft  an  diesem  Kampf.  In 
einer  ganzen  Anzahl  von  Flugblättern, 
welche  das  Comtt^  herausgegeben  hat, 
wird  in  drastischer  Weise  die  Zollpolitik 
Chamberlains  bekämpft  Es  versteht  sich 
von  selbst,  daaa  audi  die  SockU  Dtmih 


cratic  Federation  (,S.D,F.)  sehr  ener- 
gisch gegen  die  Sdiatzzollplane  zn  Fdde 

zieht.  In  einer  in  Queens  Hall  in  London 
abgehaltenen  Versammlung  —  seit  Jahren 
die  grösste  socialistische  Versammlung  in 
London — sprachen  die  Genossen  Ilyndman, 
Queich  und  andere.  Die  Ausfuhrungen  der 
Redner  fanden  ihre  Zusammen fasstmg 
in  einer  Resolution,  in  welcher  es  heisst, 
dass  die  hauptsächlichen  ökonomischen 
Übel  Englands  dem  capitalistischcn 
System  entspringen.  Die  ganze  Zollagita- 
tion sei  dedialb  als  ein  lutnpf  zwisdien 
den  Gruppen  der  capitalistischcn  Classe 
um  die  beste  Methode  der  Aneignung  der 
Arbdtsproducte  zu  betrachten.  Sodann 
heisst  es  wörtlich  weiter:  »Indem  wir  im 
Interesse  des  ganzen  Volkes  den  Schutz- 
zoll bekämpfen,  erklären  wir  gleichzeitig, 
dass  sowohl  unter  Freihandel,  wie  unter 
Schutzzoll  die  Ausbeutung  der  Arbeiter 
vor  sich  geht  und  vor  sich  gehen  wird,  so- 
lange sich  die  organisierte  Gesellschaft 
nicht  entschliesst,  die  Güterproduction  den 
Händen  der  Capitalislcn,  Br>rscnspcculan- 
tcn  und  Grundbesitzer  zu  entziehen  und 
sie  im  Interesse  des  ganzen  Volkes  zu 
betreiben««  Das  L.  R.  C.  veröffentlicht  in 
einem  Circular  seinen  Bericht  über  Ein- 
nahmen und  Auscabcii  vom  3.  Juni  l>is 
I.  October.  Danach  hat  das  Comite  in  die- 
ser Zeit  eine  Einnahme  von  yCCG  M.  er- 
zielt, der  eine  Ausgabe  von  1036  M. 
gegenübersteht.  Im  Parlamcntsfonds  ist 
jetzt  die  Summe  von  21  472  M.  enthalten; 
nach  dem  .Statut  soll  in  diesem  Fonds, 
aus  welchem  die  Candidaturcn  des 
L.  R.  C.  unterstützt  werden  sollen,  die 
Summe  von  mindestens  50000  M.  angesam- 
melt werden.  In  der  Berichtsperiode  wa- 
ren dem  Comite  wiederum  _'ü  neue  Orga- 
nisationen mit  zusammen  62  119  Mitglie- 
dern beigetreten.  Am  Schlüsse  des  dritten 
Quartals  gehiirtcn  dem  L.  R.  C.  an :  170 
Trade  Unions,  72  Gewcrkschaftscartelle 
imd  2  socialistische  Verbände  mit  einer 
Gesamtmitglicderzahl  (ausgenommen  die 
GewerkschaftscartcUe)  von  953  278. 
X  X 
Der  FRAUENVERBAND  DER  NOR- 
WEGISCHEN ARBEITERPARTEI  hat 
am  31.  Januar  seine  zweite  Jahresver- 
sammlung abgehalten,  an  der  45  Delegierte 
tcihiahmen.  Der  Verband  zählt  nun  450 
Mitglieder.  Im  Laufe  des  Jahres  hat  der 
Verband  in  entschiedener  Weise  für  die 
F&rd  rtmg  der  Interessen  der  Flauen  ge- 
gewikkt,  unter  anderem  durch  Vorträge 
und  Massenversammlungen.  Am  17. 
Mai,  dem  Verfassongstage,  wurde  für  das 
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all  gemeine  Frauenwahlrecht  demonstriert. 
Nach  Erledigung  des  Jahresberichts 
wurde  über  die  Forderung  des  Staats- 
bürgerlich'e'n  Wahlrechts  für 
Frauen  discutiert,  wom  Fratt  Tjmaes  den 
einleitenden  Vortrag  hielt.  Die  Jahres- 
versammlung beauftragte  den  Verbands- 
vorstand, einen  Gesetzentwurf  über  das 
allgemrinc  Wahlrecht  für  Frauen  aus- 
zuarbeiten und  sobald  wie  moelich  dem 
Storthins  zti  äbe«efltfen.  ^ 

Der  2.  PARTEITAG  DER  ?OCML- 
PEMOKRATISCHEN  ARBEITER' 
PARTEI  RUSSLANDS  fand  im  Laufe 
des  December  statt ;  der  Ort  nniss.  wie  das 
die  russischen  Verhältnisse  bedingen,  ge- 
heim gehalten  werden.    Der  Congress, 
der  erste  seit  S  Jahren,  war  von  De  e- 
giertcn  aus  dem  ganzen  Reiche  beschickt. 
Die  Hauptarbeit  bestand  in  der  SchaRong 
titics  Parteiprogramms  und  eines  Org*- 
nisationsstatuts.    Als  nächste  pohtische 
Aufgabe  der  socialdemokratischen  Arbei- 
terpartei Russlands  wird  der  Sturz  des 
czarischcn     Absolutismus    tind  dessen 
Ersatz    durch    eine    demokratische  Re- 
publik aufgestellt.   Die  Organisation  der 
Partei  ist  centralistisch.    An  die  Spitze 
derselben  ist  einerseits  die  Redaction  des 
Centraiorgans,  zu  dem  die  in  Genf  er- 
scheinende Iskra  auserkoren  wurde,  an- 
dererseits das  Centralroniite  gestellt:  die 
erstere  soll  die  einheitliche  theoretische 
Leitung  sichern,  während  dem  Central- 
comite  die  Leitung  aller  praktischen  Ar- 
beiten der  Partei  zufällt.  Zti  einer  Eini- 
gung mit  dem  Jüdischen  Arhcxtcrhundc, 
der  auf  dem  Congress  vertreten  war. 
kam  es  nicht;   ebenso  scheiterten  die 
Einigungsversuche  mit  der  Socialdcmo- 
kratie  des  Kömssnichs  Polen  und  Li- 
tauens.   Von    den    angenommenen  Be- 
schlüssen und  Resolutionen  heben  wir 
hervor:   I-ine  Resolution  über  den  ge- 
werkschaftlichen   Kampf     spricht  von 
einer  Schädigung  und  Schwächung  des 
einigen  Classenkampfes  durch  die  Tren- 
nung   des    gewerkschaftlichen  Kampfes 
und  der  politischen  Bewegving.  Eine  Re- 
solutton über  Demonstrationen  empfiehlt 
diese  als  ein  wichtiges  Mittel  zur  poli- 
tischen Erziehung  der  breiteren  Schich- 
ten des  Volkes  und  zugleich  als  das 
beste  Mittel  zur  systematischen  Desorga- 
nisation des  Regierungsmechanisntus.  Im 
übrigen    werden    in   dieser  Resolution 
Verhaltungsmassregeln  gegenüber  der  Po- 
lizei und  dem  Afilttair  gegeben.  In  einer 
anderen  Resolution  wird  den  Genossen 
empfohlen,  im  Verhör  durch  die  politi- 


sche Gendarmerie  jede  Aussage  zu  ver- 
weigern. Eine  von  Plechanow  em^fc- 
brachte  Resolution  wendet  ihre  Spitze 
gegen  die  liberale  Richtung,  die  durch 
Peter  Struves  Oswoboshdemje  vertreten 
wird. 

X  X 

Das  INTERNATTOXALK  SOCIAI.IS- 

TISCHE  BUREAU  hielt  am  7.  Februar 
in  der  Maison  du  Peuple  zu  Brfissd  eine 

Sitzung  unter  dem  Vorsitz  vf)n  Vandcr- 
velde,  Serwy  und  Anseclc  ab.  Die 
deutschen  Delegierten,  sowie  Adler,  Van- 
derveldc  und  Plechanow  unterbreiteten 
eine  gegen  den  Czarismus  gerichtete  Re- 
solution, welche  vom  Bureau  angenom- 
men wurde.  Die  Tagesordnung  des 
internationalen  Congresses  wurde 
wie  folgt  fe-tpe^etzt:  I.  Internationale 
Regeln  der  socialistischen  Politik  (Re- 
solution der  socialislischen  Partei  Frank- 
reichs, betreffend  die  Taktik  der  Partei)  ; 
2.  Colonialpolitik ;  3.  Ein-  und  Auswan- 
derung: 4.  Generalstrikes ;  5.  Socialpolitik 
und  Arbciterversichcrung.  der  Achtstun- 
dentag; 6.  Trusts  und  Arbeitslosigkeit; 
7.  Verschiedenes. 

Ferner  wurde  einer  Resolution  Vaillants 
zugestimmt,  durch  welche  die  Socialisten 
aller  I  ander,  spcciell  die  socialistischoi 
Parteien  Frankreichs.  Englands  und 
Deutschlands,  aufgefordert  werden,  alle 
Anstrengungen  zu  madicn,  um  im  Kriege 
zwischen  Rußland  und  Japan  die  Aus- 
dehnung desselben  au  verhindern. 

X  ^ 
KURZE   CHRONIK.    Am   7.  Februar 

Starb  Genosse  Emil  R  o  s  e  n  o  w  im  Alter 

von  noch  nicht  33  Jahren.  In  ihm  verliert 

die  deutsche  Socialdcmokratic  einen  ihrer 
jüngeren  Vorkämpfer,  an  den  sich  grosse 
Hoffhungen  geknüpft  hatten.  Rosen  ow 
war  am  g.  WSrz  1871  in  Cöln  geboren, 
wurde  Kaufmann,  übernahm  aber  im 
Jahre  1891  die  Redaction  des  Chcmnit7cr 
Parteiblattes  und  vertrat  seit  1898  den 
30.  sächsischen  ReichstagswahlkreiSb  — : 
Eine  revolutionäre  Organisation  der  ru  s- 
sischen  Studenten  soll  gebildet 
und  dadurdi  die  Möglichkeit  einheit- 
licher Agitation  geschaffen  werden.  — 
Am  27.  December  starb  in  Bialystok  der 
Arbeiter  E  t  j  e  n  ,  ein  Veteran  des  pol- 
nischen Socialismus.  Huao  poetzsoh 

Gewerkschaftsbewegung 

Je  mehr  sich  das  statistisdie  Material 
über  das  verflossene  Jahr  ansammelt, 
desto  deutlicher  tritt  die  günstige  ENT- 
WICKELUNG DER  GEWERKSCHAF. 
TEN  hervor.  Bereits  jetzt  kann  eine 
Zunahme  von  mehr  als  100  coo  Mitglie- 
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dem  als  sicher  gelten.  Nach  den  uns 
vorliegenden  Mitgliederzahlen  vom  Jah- 

rc.'j^chlusse  aus  24  Vcrhäiulen  und  den 
Mitglicderzahlen  von  12  Verbanden  am 
Schlüsse  des  III.  Quartals,  verglichen  mit 
deti  ZitTcrii  des  gleichen  Qunrlals  vom 
Jahre  i<K)2,  ergibt  sich  bereits  eine  Zu- 
nahme von  83  125  Mitgliedern.  —  In  die- 
sen 36  Gewerkschaften,  die  1902  zusam- 
men 480000  Mitglieder  zählten,  hat  sich 
die  Mitgliederzahl  sonach  auf  56300t) 
vermehrt.  Sofern  die  übrigen  24  üc- 
w  crk Schäften,  die  1903  circa  J70Ü00  Mit- 
glieder umfassten,  in  gleichem  Masse  zu- 
geriommcn  haben  —  und  von  den  grösse- 
ren ist  dies  ganz  sicher  -  -.  so  würde 
man  für  das  Jahr  1903  mit  einer  Zunalime 
von  ia7  000  Mttgliedem  (von  733  000  anf 
000)  zu  rechnen  haben,  ein  Resultat, 
mit  dem  die  Gewerkschaften  wohl  zu- 
frieden sein  können. 
Die  Gründe  dieser  erfreulichen  Entwickc- 
lung  liegen  nur  zum  kleinsten  Teile  im 
Bereich  des  wirtschaftlichen  Aufschwun- 
ges, obwohl  au<;h  dieser  etwas  dazu  bei- 
getragen haben  dürfte.  Man  wird  sich 
erinnern,  dass  die  Gewerkschaften  selbst 
in  dem  wirtschaftlich  tiefstehendeii  Jahre 
190a  eine  Zunahme  von  56000  Mitglie- 
dern aufweisen  konnten.  In  der  Haupt- 
sache ist  dieser  Zuwachs  das  Ergebnis 
der  festeren  inneren  Gestaltung  der  Ge- 
werkschaften; er  ist  dem  Ausbau  des 
Unterstfitzungswesens,  also  der  grösseren 
Leistimgsfähigkcit,  und  der  Vcrbe-^^cnrng 
der  Verwaltung  und  Agitation  zu  danken. 
Das  geht  vor  alkm  aus  der  gunstigen 
Entwickelung  6ct  grossen  Verbände  her- 
vor. So  nahmen  zu  der  Metallarbetter- 
verhand  imi  29706,  der  Holzarlu  iter\ er- 
band  (III.  Quartal)  um  10303,  der  Han- 
dels», Transport-  und  Verkehrsarbdter- 
verband  um  8500.  der  Zimmererverband 
(III.  Quartal)  um  5624,  die  Malerver- 
emigung  (III.  Quartal)  um  5414  u.  s.  w. 
Ein  Rückgang  ist  überhaupt  nur  bei  drei 
Gewerkschaften,  bei  den  Sattlern,  Werft- 
arbeitern und  Fabrikarbeitern  eingetreten  ; 
bei  den  letzteren  ist  er  nur  ein  schein- 
baror,  4m  eine  Reihe  von  Zahlstdlcn  in 
der  Abrechnnng  fehlen. 
X  X 
Von  der  SOCIALPOLITISCl  I F, N  BE- 
TATIGL'x\G  DER  GEWERKSCHAF- 
TEN ist  vor  allem  zu  berichten,  dass  die 
Vereinigung  der  Maler  eine  lebhafte 
Action  gegen  die  Bleiweissver- 
wendnng  begonnen  hat.  Ihr  Vorstand 
hat  eine  Denkschrift  veröffentlicht, 
welche  an  der  Hand  des  von  Kranken- 
caascn  gewvmneneii  statistisdien  Mate- 


rials den  wadisenden  Umfang  der  Blei- 
vergiftungsgefahr im  Malergewerbe  dar- 
stellt, die  l'nzulänglichkeit  der  bestehen- 
den Schutzvorschriften  nachweist  und  die 
Aufmerksamkeit  der  gesetzgebenden  Or- 
gan(>  auf  eine  Reihe  von  I'arlistof fcn 
lenkt,  die  das  Hleiwciss  ersetzen  können. 
Die  Schrift,  die  als  Petition  dem  Reichstag 
zugegangen  ist,  schliesst  mit  einer  Recht- 
fertigung des  von  den  Matergehüfen  sdt 
Jahr/dmlen  geforderten  \'erh<>tes  jeder 
Blei  Weissverwendung.  Hoffentlich  trägt 
die  streng  sachliche  und  eindrucksvolle 
Begrimdung  dieser  Petition  dazu  bei,  dass 
sich  die  deutsche  Rcichsregicrung  den  ni 
anderen  Staaten  (Frankreich,  Belgien, 
Schweiz  etc.)  bereits  angeordneten  Mass- 
nahmen ansehltesst 

Eine  andere  Eingabe,  betreffend  die 
Schaffung  von  K  a  u  f  m  a  n  n  s  g  e  r  i  c  h- 
t  e  n,  liegt  seitens  des  Vorstandes  des 
Centraiverbandes  der  Handlungsge- 
hilfen (Sitz  Hamburg)  vor,  die  an 
den  seitens  der  Rcichsregicrung  vorge- 
legten Gesetzentwurf  anknüpft  und  des- 
sen Mängeln  gegenüber  die  Fcffderungcu 
der  modernen  Handltngtgdlilfcnbewe- 
gung  geltend  maclit. 
Eine  dritte  Petition,  betreffend  die  Aus- 
gestaltung des  Bauarbeiterschuz- 
z  e  s.  haben  die  Vertraucnspcrsonen  der 
baugewerblichen  Arbeiter  der  Bürger- 
schaft Hamburgs  überreicht.  Diese  Pe- 
titton zeigt  die  gleiche  gründliche  Durch- 
arlwit  nach  tatsächlicher,  kritischer  und 
statistischer  Hinsicht,  wie  die  der  Maler. 
X  X 
Von  VERBAXDSTAGEN  UND  CON- 
GRESSEN  ist  zu  erwähnen  der  Cungress 
der  belgischen  Bergarbeiter 
zu  Brüssel,  auf  dem  80  Gruppen  der  F^- 
diraHon  des  mmeurs  mit  ooooo  Mit- 
gliedern vertreten  waren  und  der  von 
der  Regierung  energische  Massnahmen 
gegen  die  Weiterverbreilung  der  Wlirm- 
krankheit  und  Verstaatlichung  der  neu- 
entdeckten Minen  im  Norden  des  Staates, 
sowie  (M)erlassutig  einer  dies.T  Minen 
zum  Betrieb  einer  Bergarbeitergenossen- 
schaft verlangte.  —  In  den  Nieder- 
1  a  n  d  c  n  haben  im  Decctnlier  zahlreiche 
Berufscongressc  der  Bäcker,  Fleischer, 
Maler,  Stuccatcure,  Tapezierer,  Tabak- 
arbeiter, BaumwoUarbciter,  (Semeinde- 
arbciter,  Heizer  und  Maschinisten,  Feltl- 
arbeiter  und  Lehrer  stattgefunden.  Sie 
waren  zum  Teil  beherrscht  von  dem  un- 
glüdcsdigen  Omflict  zwischen  politi- 
schen und  antipolitischen  Gewerkschaf- 
ten, der  die  dortige  Arbeiterbe  wegimg  in 
zwei  «dl  scharf  befehdende  La^  zer- 
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reisst  und  ihre  Kräfte  bereits  bei  der  vor- 
jahrigen Action  gegen  das  Enlrechtungs- 
gesctz  lähmte.  Eine  im  December  abge- 
haltene Cbnferenz  des  die  antipolitisdie 

Strömung  vertretenden  Nationaal-Ar- 
hcids-Secrctariaats  lehnte*  jedes  Entge- 
genkommen in  der  Frage  der  politischen 
Action  ab,  was  zur  Folge  hatte,  dass  sicli 
eine  Reihe  von  Gewerkschaften  von  dem 
Sccretariat  zurückzogen.  Wahrscheinlich 
werden  die  für  poiitisdie  Action  eintre- 
tenden Gewerkschaften  sich  eine  eigene 
T  aTidc^rcntralc  schaffen,  flic  dann  den 
Kampf  gegen  die  nicluix)lili sehen  Vereine 
ccntralisieren  und  mit  verstärkter  Kraft 
führen  wird.  Und  das  in  einer  Epoche, 
wo  der  schwerste  staatliche  Druck  auf 
der  Arbeiterclas^e  la'-tn  \in(I  dic^e  zun» 
einmütigen  VVidcr&tand  gegen  die  poli- 
tische Unterdrücktuig  zusammenfügen 
müsste!  Wie  man  angesichts  solcher  Ver- 
hältnisse die  Notwendigkeit  der  politisch- 
parlamentarischen  Action  verneinen  kann, 
lässt  sich  bei  nüchterner  Erwägung 
schwer  begreifen. 

X  X 
Die  unter  Mitwirkung  der  Cicwcrkschai- 
ten  vom  arbeitsstattstischen  Amt  aufge- 

ncmmcnc  Statistik  der  ARP.F.ITSLOSIG- 
KEIT  IN  DKN  FACH  VERBÄNDEN 
liegt  nunmehr  für  die  drei  Quartale  (11^ 
III.  und  IV.  Quartal  igoj)  vor.  Die 
jüngste  Veröffentlichung  {Rct'clisarbcits- 
blatt,  Nr.  lo. )  für  da^  Oiiartal 
190J  lässt  einen  relativen  Kuckgang  der 
Arbeitslosigkeit  im  Winter  gegenüber 
dem  Sommerstand  erkennen,  der  die  auch 
anderwärts  vorliegcmlen  .\nzcichcn  einer 
Wendung  zum  besseren  auf  dem  Arbeits- 
markt bestätigt.  An  der  Zälilung  im  IV. 
Ouarta!  waren  24  Gewerkschaften  mit 
.V^j  (>,,S  Mitgliedern,  sowie  16  Hirsch- 
Dunckerschc  Gewerkvereine  mit  92  793 
Mitgliedern  und  4  sonstige  Berafsvereine 
mit  4447  Mitgliedern,  insge.wmt  .\.\  Fach- 
verbände mit  429318  Mitgliedern  be- 
teiligt, von  denen  am  31.  December  9607 
Arbeitslose  =  3,2%  (gegen  1,8%  am  30. 
September  und  3.2%  am  30.  Juni)  ge- 
zählt wurden.  Dabei  zählten  die  Gewerk- 
schaften 2,9%,  die  Gewcrkvcreinc  nur 
1,3%  Arbeitslose.  Am  höchsten  USA^ 
war  die  Arbeitsloscn/iffer  bei  den  Bild- 
hauern, am  niedrigsten  (0,2%)  im  Ge- 
wtrk vereine  der  Bergleute.  Die  Gesamt- 
zahl der  Arbeitslosenfälle  im  ganzen 
Quartal  betrug  bei  den  Gewerkschaften 
30 -6f')  (9.2  pro  100  Mitglieder),  bei  den 
Gewerkvereinen  1942  (2,0)  und  in  den 
sonstigen  Beruf svereinen  549  (13,3),  ins- 
gesamt 33752  (7i7t  gegenüber  8^  im 


III.  Quartal  und  8.6  im  II.  Quartal).  Hier 
tritt  also  der  Rückgang  des  Umfange* 
der  Arbeitslosigkeit  ohne  Unterbrechung 
noch  deatlicher  hervor,  wobei  freilich 
wiederum  die  hr)hcrc  .Arbeitslosenziffer 
der  Gewerkschaften,  die  dcni  Schwan- 
kungen des  Arbeitsmarktes  mehr  ausge- 
setzt  sind,  auffällt.  An  Unter.stvitzung 
verausgabten  die  Gewerkschaften  an 
14  951  Mitglieder  für  246999  Arbeits- 
lo»gkeitstage  am  Orte  322255  M.  und 
für  i2og4  reisende  Mit^ieder  99  42r  M., 
zusammen  421  716  M.  (pro  K  ipf  ihrer 
Mitglieder  i.2f)  M.) ;  die  Gewcrkvcreme 
an  954  Mitglieder  am  Ort  für  23462  Tage 
35676  M.  und  an  523  Reisende  2610  M., 
zusammen  38286  Mark  (pro  Kopf  der 
Mitglieder  42  Pfg. ).  die  vier  übrigen  Be- 
ruisvercine  an  273  Arbeitslose  am  Ort 
für  3807  Tage  5443  M.  «nd  an  47  Rei- 
sende ,527  M.,  zusammen  5770  M.  (pro 
Kopf  1,29  M.j.  Die  Gesamtausgabc  der 
44  Fach  verbände  fiir  ihre  arteitslosen 
ÄlttgUcder  beziffert  sich  auf  465  751,99  M„ 
weldie  Summe  in  Anbetracht  eines  rela- 
tiv guftstigcn  Quartals  einer  Gcsamt- 
jahresausgabc  von  nahezu  a  Mill.  M. 
entsprechen  würde.  Rechnet  man  datu 
noch  die  Ausgaben  der  übrigen  Gewerk- 
schaften für  Reiseunterstützung.  si> 
kommt  man  auf  einen  .\rbeit>losigkeit5- 
aufwand  von  2%  Mill.  M.  pro  Jahr.  Das 
ist  praktische  Socialpolitik  auf  dem  Ge- 
biete der  Arbeitslosenversicherung,  di^* 
die  angeblich  an  der  Spitze  der  Social- 
reform  marschierende  Rdchsregiening 
auf  das  tief-le  beschämen  müsste.  da 
die  Gewerkschaften  noch  immer  vcr- 
ge))lich  auf  die  staatliche  Förderung  der 
Arbeitslosenversicherimg  warten. 
X  X 
Auf  dem  Gei.icie  .kr  LOHNKAMPFE 
hat  .sich  die  Hochspannung  nach  der  Be- 
endigung des  Crimmitschaucr  Kampfes 
erlielilicii  vermindert.  Zu  bedeutsamen 
Kani()fen  i'^l  es  nur  im  Schneider- 
ge  werbe  an  verschiedenen  Orten 
(Jena,  Weimar,  Frankfurt  a.  M.,  Mann- 
heim, Wilhelmshaven,  L^zig)  und  im 
rheinischen  Bergbau  gekommen.  Bei 
den  crsteren  Conflicteii  handelt  es  sich 
imi  ein  gemeinsames  \'orgehcn  des  Ar- 
bcil^chcrbundcs  für  das  Schuciderge' 
7cctbi-,  der  den  Gehilfen  einen  dieselben 
erheblich  benachteiligenden  Arbeits>'er- 
trag  aufzwingen  will  und  sich  zur  Er- 
reichung dieses  Zweckes  sogar  über  be- 
stehende Tarifverträge  hinwegsetzt.  Da 
der  Arbeitgcbcrbund  den  Conflict  als 
Machtfragc  auffasst.  so  werden  sich  diese 
Kämpfe  wohl  eine  längere  Zeit  hinziehen. 
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^  Der  Aiustend  auf  der  Kohlenzedie 

Oberhanscn  hatte  seine  Ur<;aclir  in  einer 
von  der  Verwaltung  angeordneten 
Schichtverlängerung.  Als  alle  Gegenvor- 
stellungen der  Bergleute  crfolfjlns  blieben, 
stellten  sie  die  Arbeit  ein  und  erreichten 
damit  die  Zurücknahme  der  Massrcgel.  — 
Ausser  den  erwähnten  Kämpfen  der 
Schneider  dauert  die  Aussperrung  der 
Por/ellanarbcitcr  in  Schücrhach,  über  dii 
wir  bereits  das  vorige  Mal  berichteten, 
imgcschwächt  fort. 

In  Crimmitschau  ist  trotz  des  Ab- 
brnches  des  Kampfes  der  Friede  noch 
nicht  zurückgekehrt.  Dort  predigt  jetzt 
das  Unternchtnertum  den  Classenhass,  in- 
dem es  die  zur  Arbeit  Zurnckkehrenden 
zum  .\u^tritt  au-;  ilircni  Verbände  zwingt. 
So  werden  die  .•\ri)eiter  eines  Staatsbür- 
Kirrechts  beraubt,  das  die  Fabrikanten 
^clbst  für  sich  in  Anspruch  nehmen  und 
dessen  Benutzung  sie  ihren  Sieg  zuschrei- 
ben. Natürlich  schreitet  auch  kein 
Staatsanwalt  ^egen  diesen  Unternehmer- 
terrorismus ein;  das  Coalitionsrecht  des 
Arbeiters  i^t  ja  vogelfrei :  nur  das  Recht, 
lu^organisiert  zu  bleiben,  wird  geschützt. 
So  fügen  sich  die  Arbeiter  ausscrlich  der 
Gewalt,  um  die  .Au«<;perrung  rasch  abzu- 
kürzen ;  dass  sie  sich  an  die  gezwungene 
Austrittscrklarnng  nicht  gebunden  fühlen, 
versteht  sich  von  selbst.  Der  Verbands- 
vorstand hat  die  dortige  Zahlstelle  wnf- 
^ch  <t,  damit  es  jedem  möglich  sei,  un- 
Inlasiigt  lunzclniitglicd  zu  bleiben.  Der 
behördliche  Belagerungs/n>iand  ist  auf- 
gehoben, und  die  Crimmitschauer  .Arbeiter 
können  nun  in  Protcstversammlungen  die 
Lehren  aus  ihrem  bedeutsamen  Kampfe 
ziehen.  Vor  allem  das  eine  werden  sie 
der  Regierung  nie  vergessen,  dass  deren 
gewaltsame  Untcrdriickung  des  Coali- 
tion.srcchts  es  war.  die  ihren  ferneren 
Widerstand  aussichtslos  machte  und  sie 
schliesslich  einer  rachsüchtigen  Fabrikan- 
tensippc  in  die  Hände  lieferte.  Und  das 
alle^i  um  die  Vircitelung  eines  Fort- 
schritts, dessen  gesetzliche  Anerkennung 
nicht  mdir  verweigert  werden  kannl 
Nach  dem  Ergebnis  der  Erhebungen  im 
Jahre  1002  und  nach  neueren  Verhand- 
lungen im  Bundesrat  kami  die  Etnfiifi- 
rung  des  Zehnstundentages  nur  noch  eine 
Frage  des  Zeitpunctes  sein. 
X  X 
Dass  der  Crimmitschauer  Kampf  von 
nachhahigem  Einfluss  war.  lehren  vor 
allem  die  Verhandlungen  des  REICHS- 
TAGES, denen  er  für  die  ganze  gegen- 
wärtige Saison  seinen  Stempel  aufge- 
drückt hat  (vergL  die  Rutoik  Social- 


fiolitik,  pag.  234  ff.).  Überall,  wo  es  sich 
um  Cnalitionsriclit.  .\rbi-it/cit  etc.  han- 
delt, spielen  die  Ereignisse  des  Crimmit- 
schauer Strikes  eine  Hauptrolle,  so  auch 
bei  der  Beratung  der  Centrumsinterpella- 
tion im  Reichstage,  betreffend  die 
Rechtsfähigkeit  der  Berufs- 
vereine, die  Errichtung  von  Arbeits- 
karnmem  und  die  Schaffung  eines  Reidis- 
nrbeitsamtes.  Diese  die  Gewerkschafts- 
bewegung eng  berührenden  Fragen  wur- 
den bisher  von  der  Regierung  geflissent- 
lich ignoriert.  Unter  cUn  Wirkungen 
von  Crimmitschau  hat  sich  der  Bundes- 
rat nach  längerer  Vertagung  der  .\nt 
wort  entschlossen,  ein  kleines  Entgegen- 
kommen TO  zeigen.  Er  wird,  wie  Staats- 
sccretair  Graf  Po^^adowsky  erklärte,  nicht 
grundsatzlich  abgeneigt  sein,  den  Berufs- 
vereinen die  Rechtsfähigkeit  zu  gewäh- 
ren, al>ernur  mit  Ausschluss  der  Vereine 
von  .ArlK'itern  der  Staats-  imd  Gemeinde- 
betriebe und  sonstiger  öffentlichen  Ge- 
werbe und  unter  besonderem  Schutz  der 
Rechte  der  Minderheiten.  Diese  beiden 
Vorl)ehalte  sind  indessen  geeignet,  für  die 
Gewerkschaften  die  ganze  etwa  geplante 
Reform  unfruchtbar  zu  machen.  ^  Des 
weiteren  verhiess  der  Staatssecretair  an 
Stelle  von  Arbeitskammern  eine 
Erweiterung  der  Befugnisse  der  Gewerbe- 
gerichte, wie  CS  der  Antrag  von  Hcyl 
1900  im  Reichstage  der  Regierung  nahe- 
legte Das  wäre  ein  dürftiges  Surrogat 
für  die  Arbeitskammcm.  Die  Frage  der 
Schaffung  eines  Reichsarbcits- 
a  ni  t  e  cncllicb  werde  von  der  künftigen 
Gestaltung  des  Etats  abhängen.  Ins  Auge 
gcfasst  sei  eine  Erweiterung  der  arbeits- 
statistischen Abteilung  im  Rcichsamt  des 
Innern  zu  einer  selbständigen  Reichsbe- 
hörde. Diese  .Xnküniligungcn  beweisen, 
dass  der  Weberkampf  die  Regierungen 
doch  aus  ihrer  Ruhe  aufgeschreckt  hat 
Wäre  jetzt  eine  Reichstagsmehrheit  emst- 
lich gewillt,  das  heissc  Eisen  zu  schmie- 
den, so  würden  sich  die  Regierungen 
sicherlich  zu  erheblicheren  Zugeständnis- 
sen bequemen  müssen. 
.■\uch  eine  prcussiche  e  r  e  i  n  si  go- 
sctzreform  kündigte  Graf  Posa- 
dowsky  in  dieser  Debatte  an ;  dieselbe  soll 
«her  nur  den  Frauen  in  Berufs-  und  £r- 
riehungsvereinen  die  Vertretung  sodal- 
politischer  Interessen  gestatten,  während 
die  Teilnahme  an  politischen  Vereinen 
den  Frauen  nach  wie  vor  verl)Otcn  sein 
soll.  Das  g.Hbe  eine  Vicrtclsreform,  l>ei 
der  auch  der  geringe  Fortschritt  durch 
die  Auslegung.skunst  der  Polizei  erneut 
illusorisch  gemacht  werden  könnte,  denn 
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auch  dann  noch  würden  Gewerkschaften, 
die  fiir  Coaiitionsfretheit  eintreten  oder 
an  dem  Arrangement  der  Maidemonstra- 
tion teilnehmen,  für  politiscli  erklärt  wer- 
den, l'r.i]  auch  der  unterschiedlichen  Be- 
handlung von  Arbeiterorganisationen 
und  anderai  Verdnen  wSre  abermals  Tfir 
und  Tor  geöffnet 

X  X 
KURZE  CHRONIK.  Die  circa  35000 
Mitglieder  umfassende  Ricscnfilialc  Ber- 
lin des  deutschen  Metallarbeiter- 
verbandcs  veri iflentliclit  die  Ergeb- 
nisse einer  im  Herbst  igoi  aufgenom- 
menen statistischen  Erhebung,  die  sich 
über  1042  Betriehe  mit  33  470  Ar!>eitern 
erstreckte. — Der  Verein  dcutscherS  c  h  u  h- 
m  acher  hat  die  Arbeitslosen-  und 
Kranken  Unterstützung  durch  Urabstim- 
mung obligatorisch  eingeführt.  —  Im 
Verband  der  S  t  u  c  c  a  t  e  u  r  c  wurde  da- 
gegen die  Einführung  der  Arbeitslosen« 
Unterstützung  abgelehnt.  —  Das  Tarif- 
amt deutscher  Buchdrucker 
lenkte  angesichts  des  Crimmitschauer 
Kampfes  in  einer  Eingalje  an  den 
Reichstag  die  Aufmerksamkeit  auf  die 
im  Buchdruckgewerbc  eingeführte  Tarif- 
gemeinschaft, die  sich  zu  gunsteii 
beider  Teile  bewährt  hat;  es  erhofft  ein 
Gesetz,  dessen  Ziel  der  gänzliche  Fortfall 
der  Strikes  un<l  Aussperrungen  sein 
möge.  Ehe  den  deutschen  industriellen 
Verbänden  aber  die  Anerkennung  der  Ge- 
werkschaften abgerungen  sein  wird, 
durfte  es  noch  niancht^'  bittere  Kämpfe 
geben.  Die  Aufgabe  der  Gesetzgel)unR 
dabei  kann  sich  nur  darauf  erstrecken, 
das  Coalitionsrecht  dtr  Arbeiter  sicher 
zu  stellen.  mul  uhbriit 

Qenossenschaftgbewegung 

Unsere  Mittelstandsretter   dürfen  auf 
einen  neuen  Erfolg  ihrer  Hetze  gegen 

alle  dem  Krämergescbaft  ans  ( Jn l■^^>vaters 
Zeiten  überlegenen,  modernen  Belricbs- 
formen  im  Handel  blicken.  Die  braun- 
schweigischc  Regierung  hat  dem  I^-uultau 
den  Entwurf  eines  UMS ATZSTEÜER- 
gcsetzes  zugchen  lassen,  das  womög- 
lich noch  seine  berühmten  Vorgänger  in 
Sachsen,  Preussen  und  Bayern  übertrifft. 
Es  wird  darin  den  Gemeinden  das  Rcobi 
erteilt,  »gewerbliche  Unternelunungcn, 
welche  von  den  Grundsätzen  und  Formen, 
imter  welchen  sonst  [  !J  der  Geschäfts- 
betrieb steuerpflichtiger  Ge- 
werbe ausgeübt  wird,  wesentlich  ab- 
weichen und  welche  die  in  der 
Gemeinde  ansässigen  Betriebe  des 
Kleinhandels      oder  Kleingewerbes 


erheblich  benachteiltgen  neben  den 
.  .  •  Gewerbeateuem  zu  einer  be- 
sonderen Gemeindegewerbesteuer  (Um- 
satzsteuer) heranzuziehen.«  Als  solche 
Retriehe  werden  beispielsweise  genannt: 
Warenhäuser,  Froductivgenos- 
senschaften,  Con  s  um  vereine, 
Abzahlungs-,  \''erstcigerungs-,  Ausver- 
kaufs- und  Rabattgeschäfte.  Die  Steuer 
soll  2%  nicht  übersteigen.  Ihr  Ertrag  soll 
von  den  Gemeinden  zur  Förderung  den 
Kleinhandels  und  des  Kleinhandwerks  be- 
nutzt werden. 

Dass  auch  hier  wieder  Warenhäuser, 
Consumvereine,  Abzahlungsgeschäfte  etc. 

ohne  Spur  eines  Verständnisses  für  die 
fundamentalen  Wescnsunterschiede  zwi- 
schen capitalistischem  und  genossen- 
schaftlichem Wirtschaftsbetrieb  lustig 
durcheinandergeworfen  und  miteinander 
verdammt  werden,  kann  weiter  niclit. 
wunder  nehmvii:  das  ist  man  schon  nicht 
mehr  anders  gewöhnt.  In  beiden  wird 
eben  nur  «las  Genieinsame  gesehen,  näm- 
lich ihre  wirtschaftliche  Cl)erlegcnheit 
über  dai  an  veralteten  Bctriebsformen 
festhaltenden  und  noch  dazu  unter  seiner 
ungeheuren  Zersplitterung  leidenden 
KU  iiili.indfl.  Ik'ide  müssen  also,  da  es 
»vornnehniäte  Aufgabe  des  Staates  ist,  die 
Schwachen  zu  schützen,«  künstlich  nieder- 
gehalten worden .  Ja,  die  Regierung  tut 
sich  sogar  ui  der  dem  Entwurf  beigege- 
benen Begründung  noch  etwas  darauf  zu 
gute,  dass  sie  in  der  Durchführung  dieser 
Aufgabe  nicht  so  weit  gelie,  wie  die  — 
S  n  0  i  a  1  i  s  t  e  ti  es  fonlern,  nandich  bis 
zur  einfachen  Beseitigung  des  wirt- 
schaftlich Starken.  Nach  grossherzoglich 
braunsch  weigischer  Regicrungsansicht 
wünschen  also  die  Socialisten  die  ein- 
fache Beseitigung  der  Warenhäuser  und 
—  Consumvereine! 

Was  aber  den  Entwurf  besonders  bedenk- 
lich mach'.,  i.st  einmal  das  l-'ehlai  einer 
Umsaizgrcazc,  von  der  ab  die  Besteuer- 
ung erlaubt  sein  soll.  Auch  der  kleinste 
Consumvcrein.  vm  dem  <lie  Gegner  nach- 
weisen, dass  er  durch  zu  billige  Preise  das 
ortsansässige  Krämertum  schädigt,  kann 
also  der  Steuer  verfallen.  Als  ausser- 
ordcntlidie  Ungerechtigkeit  muss  femer 
anrh  die  projeclicrte  W  rv.  t  utl'.ni;^  clcr 
Steuer  zur  Förderung  des  Kleinhandels 
und  Handwerks  empfunden  werden.  Was 
man  den  Annsieii  im  Lande,  der  in  den 
Ccnsunu oreineii  organisierten  werktäti- 
gen Bevölkerung  w^sunehmen  gedenkt, 
das  soll  also  dertenigen  Bevulkerungs- 
Schicht,  die  heute  schon  auf  Kotten  jener 
Armen  ein  mehr  oder  minder  parasitäres 
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Dasein  führt,  zur  Stärkung  ihrer  wirt- 
schaftlichen Position  zugeführt  werden! 

Es  ist  mir  nalürlicli,  das?  die  in  den  Con- 
sumvereinen  organisierten  Bevülkerungs- 
tdle  sich  mit  Leibeskräften  gegen  die 
ihnen  drohende  Belastung  wehren.  Eine 
grosse  Prolestbcwcgung  ist  eingeleitet 
worden;  allerorten  haben  starkbesuchte 
Vcrfksversammlungen  stattgefunden,  die 
alle  die  gleiche  von  Assmann-Bratm- 
>ch\vcig  vcrfa-ste  Rcioliition  angenom- 
men liabcn,  iu  der  unter  Hinweis  auf  die 
schreiende  Ungerechtigkeit  der  projec- 
tierten  Steuer  von  dem  Landtage  die  Ab- 
lehnung derselben  erwartet  wird.  Die  Ass- 
mannsdie  Schrift  (siehe  unten  pag.  250) 
ist  an  alle  staatlichen  und  oommunalen  Be- 
hörden, sowie  an  die  Abgeordneten  ver- 
sandt worden. 

Hoffen  wir,  dass  die  Stinune  des  Volkes 
laut  genug  tönt,  um  von  denjenigen  ge- 
hört und  verstanden  /u  werden,  in  deren 
•Hände  das  Schicksal  dieses  Entwurfs  ge- 
legt ist! 

X  X 

Als  im  Mai  vorigen  Jahres  der  Central- 

Vt-rhand  deutscher  Consumvcreine  ge- 
gründet wurde,  da  trat  in  der  Erkennt- 
nis, dass  hier  eine  zur  Lösung  grosser 
socialer  Aufgaben  befähigte  Institution 
geschaffen  sei,  sofort  der  Verliand  der 
Handels^  und  Transportarbeiter  an  ihn 
heran  mit  dem  £rsuchen,  die  Bestrebun- 
gen derGewerfcschaftnach  Einführung  von 
COLLECTIVVERTRAGEX.  das  heisst 
tariflichen  Vereinbarungen  zwischen  den 
Consumvereinen  und  den  daselbst  beschäf- 
tigten Arbeitern  jener  Branche  tatkräftig 
unterstützen  zu  wollen.  Die  einige  Zeit 
darauf  tagende  Generalversammlung  der 
Bäcker  erkannte  gleichfalls  die  Notwen- 
digkeit collecriver  Arbeitsverträge  an; 
anch  ihr  Vorstand  wandte  sich  mit  der 
Bitte  um  Vennittlung  an  die  Leitung  des 
Genossenschaftsverbandes. 
Die  in  der  Folge  angeknüpften  Verhand- 
lungen zwischen  den  beteiligten  Körper- 
schaften führten  zunächst  zur  Aufnahme 
einer  Enquete  durch  die  beiden  Gewerk- 
schaften über  die  Lohn-  nnd  Arbeitsver- 
hältnisse ihrer  Mitglieder  in  ganz 
Deutschland.  Auf  Grimd  der  von 
den  Bäckern  gemachten  Erhebungen,  die 
zoerst  fertig  waren,  haben  Rddann  der 
Vorstand  des  BäckerverlKindes  und  des 
genossenschaftlichen  Central  verbau  des 
den  Entwurf  zu  einem  Lohn- 
und  Arbeitstarif  ausgearbeitet,  der 
jetzt  in  der  Consufiif^cnosseiischaftliclien 
Rundschau  veröffentlicht  und  zur  Dis- 
cussion  erstellt  wird. 


Der  Entwurf  setzt  für  oontinuierliche 
Bäckercibetricbe    dne  Arbeitszeit 

von  8  Stunden  (inclusive  einer  Essens- 
pause  von  20  Minuten),  für  andere  eine 
solche  von  höchstens  9  Stunden  bei  6  Ar» 

beitsschichlen  in  der  Woche  fc^t.  Über 
ein  Jahr  beschäftigte  Arbeiter  sollen  An- 
spruch auf  eine  Woche  Ferien  jährlich 
unter  Fortzahlung  des  Gehaltes  haben. 
Das  Lohnminimum  betrügt  21  M. 
wöchentlich  für  den  Bäcker,  1500  M.  pro 
Jalir  für  Backnieistcr,  wozu  noch  die  im 
Btti^dmcfcertarif  vorgesehenen  Ortszu- 
schläge treten.  Die  sich  hierdurch  er- 
gebenden Miniinalloluisätze  stellen  im 
Vergleich  mit  den  in  Privatbetrieben  ge- 
zahlten Löhnen  diu-chwcy  «inen  bedeuten- 
den, im  Vergleich  mit  den  jetzigen  ge- 
nossenschaftlichen D  u  r  c  h  s  c  Ii  n  i  1 1  s- 
löhnen  in  den  meisten  Fällen  einen  mehr 
oder  weniger  grossen  Fortschritt  dar.  In 
Bezug  auf  technische  und  >;initarc  Ein- 
richtungen enthalt  der  l'ntwurl  alle  wün- 
schenswerten Bestimmungen.  Für  die 
Schlichtung  von  Differenzen  im  Arbeits- 
verhältnis wird  ein  Schiedsgericht 
vorgeschlagen,  das  aus  je  zwei  von  der 
Genossenschaft  und  von  den  Arbeitern 
zu  wählenden  Vertretern  und  einem  De- 
Itgicrten  des  örtlichen  (ie\verk>cliaff>car- 
tells  als  inipai  triiichem  Vor^ltzenden  zu- 
sammengesetzt ist. 

Der  Entwurf  soll  nun  von  den  in  Be- 
tracht kommenden  Consumvereinen  be- 
zirksweise unter  Zuziehung  eines  Abge- 
ordneten des  Bäckervcrbaitdcs  beraten 
werden,  um  dann  in  einer  an  den  dies- 
iiihrigen  Gcnossenscliaflstag  anscblics'^cn- 
den  Versammlung  alier  Interessenten  in 
seiner  endgiltigen  Form  festgelegt  zu 
werden. 

Seine  Annahme  und  beiderseitige  Aner- 
kennung wiirtle  einen  principiell  bedeu- 
tenden Schritt  vorwärts  in  der  Schaffung 
einwandfreier,  allen  Teilen  gerecht  wer- 
dender .•\r')e!isf)edingungen  in  unseren 
Genos>en>cliaHen  darstellen. 
X  X 
Die  formelle  Gründung  der  CENTRAL- 
EINKAUPSGESELLSCHAFT  DEUT- 
SCHER COLON  lAUVARF.XH.iX  n- 
LER  nt.  b.  H.  in  Haniburg  ha*,  nunmehr 
am  ao.  Januar  in  Leipzig  stattgefunden. 
Es  waren  bis  dahin  l>ereits  .Anteile  in  der 
Höhe  von  318000  M.  gezeichnet.  Die  Ge- 
sellschaft tritt  also  mit  einer  ganz  ande- 
ren Capitalmacht  ins  Leben,  als  seinerzeit 
die  Grosseinkauf s^cselhchaft  deutscher 
Consutnvcreinc.  Sie  wird  auch  vomus- 
sichtlicli  gleich  über  einen  grosseren 
Kundenkreis  verfugen,  da  in  zahlreichen 
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Städten  Einkaufsgenossenschaften  der 
Kleinhändler  errichtet  «iiid,  die  ihre 
Waren  dtifch  die  Gesdisduft  belieben 

werden. 

Das  alles  muss  ein  Ansporn  für  unsere 

Consumvereine  sein,  sich  nur  um  so  fester 
xusammcnzuschüessen  und  ihre  Organisa- 
tionen immer  besser  auszubauen.  Gespannt 
darf  man  sein,  ob  die  hier  zur  Ver- 
drSngung  des  Zwischenhandels  orgnni- 
sicrten  Klenihändler  nunmehr  ihre  blöden 
Angriffe  auf  die  Consumvcrcinc  wegen 
deren  l'ermchHtng  selbständiger  Existen- 
aen  aufgeben  werden.  Wir  glauben's 
nicht  f 

X 

KLRZE  CHRONIK.  Die  Crossetn- 
kaufsggsellschaft  deutscluftt 

C  o  n  s  u  tn  7' e  r  r  i  n  c  ladt  für  den 
6.  März  zu  einer  ausserordcntliclien  Ge- 
neralversammlung nach  Chemnitz  ein. 
auf  deren  Tagesordnung  als  Hauptpunct 
der  tfbergaug  zur  liigenprodnclion  steht. 
—  Ein  er-ter  gros.ser  Manufac  tur 
waren  ei  nkaufstag  der  mittcU 
deutschen  Consutnveretne  hat  am  iR.  Ja- 
nuar in  Chenvnitz  st.-Utgefuniden.  Ge- 
schäftsführer A.  Seifen  von  der  Gross- 
cinkaufsgeseUschaft  gab  ein  lehrreiches 
Referat  über  die  bisherige  und  die  weiter 
anzustrebende  Entwickclung  des  gemein- 
schaftlichen Einkaufs  \(mi  M  imi i;ictur- 
tind  Schnittwaren  und  stellte  die  Errich- 
tung einer  Specialabteilung:  für  diese  Ar- 
tikel durch  die  GrosscinkaufsgcscUschaft 
in  Aussicht.  Die  abgeschlossenen  Ein- 
käufe ergaben  im  ganzen  befriedigende 
Resultate.  Der  niichste  Einkaufstag,  der 
auf  das  sorgfältigste  vorbereitet  werden 
soll,  wird  schon  im  April  stattfinden.  — 
Nach  einer  Zusammenstellung  der  Con- 
sumgenossenschaft liehen  Rundschau  exi- 
stierten iQOi  in  G  r  o  s:  s  -  Ble  r  1  i  n  lo 
Consumvcrcine  mit  2i  096  Mitgliedern 
iiiiil  einem  Capital  von  drca  225 OOO  M. 
Der  in  SS  Verkaufsstellen  erzielte  Umsatz 
betrug  466  370  M.,  der  Reingewinn 
14Q273  M.  —  Der  deutsche  Lager- 
halterverband zählte  Ende  1903 
III3  Mitglieder.  —  Nene  Consnm- 
vereine  wurden  gegründet  in  Fürth. 
Johanngeorgenstadt  und  Hausen  bei 
Frankfurt  a.  M.  —  Die  landwirtschaft- 
lichen Genossenschaften  Ostpreussens 
planen  nach  dem  Vorbilde  der  Rhdn- 
provinz  und  Anhalts  die  Errichtung 
von  Biichfüh  rungsgenossen- 
schaften,  das  heisst  von  Genossen- 
schaften, die  den  ln-teilifjten  \'^crcincn  die 
Buchführung  besorgen.  —  Einen  Umsatz 
von  303  Mill.  M«  das  ist  5%  mehr  als 


im  Vorjahre,  hat  die  englische 
Grosseinkaufsgesell  Schaft  ge- 
m.ncht.  Sie  besitzt  jetzt  46  Productiv- 
abteiiungen,  die  ihr  für  64  Mill.  M.  Wa- 
ren (gegen  59  Mill.  in  lieferten. 
—  Die  dänische  Gross einkaufa- 
gesellschaft  setzte  im  verflossenen 
Jalire  über  22  Mill.  M.  um.  das  ist  um 
mehr  als  im  Vorjahre.  —  Die  Ccntral- 
stelle  des  Verbandes  tekweise- 
r  i  s  c  h  e  r  Co  nsum  vereine  stei- 
gerte ihren  Umsatz  sogar  um  23^^!  %, 
nämlich  von  5004000  auf  6180000  fr. 

X 

TERATUR.  Verbandsdtrector  J.  Heins 

in  Bremen  hat  seine  langjährigen  prak- 
tischen Erfahrimgen  in  einer  Schrift  Dtc 
'Buchführung  für  Consumvtrtine  /Ham- 
burg. Verlag  des  Ceutralverbandes  deut- 
scher Consunn'creinc/  niedergelegt.  Hof- 
fentlich dient  das  Werk,  das  in  übersicht- 
licher und  leicht  fasslicher  Weise  alles 
Wissenswerte  auf  diesem  Gebiete  ent- 
halt, dazu,  die  teilweise  noch  sehr  aus- 
einandergehende, auf  den  verschiedensten 
Prindpien  bertihende  Buchführung  &tr 
deutschen  Consumvereinc  zu  vereinheil- 
Hchen  und  rationeller  zu  gestalten.  — 
Die  in  Braun  schweig  drohende  Umsatz- 
steuer hat  dem  Verbandsdirector  Ass- 
mann die  Feder  zu  einer  kleinen  Schrift 
Zur  Ahii.'chr  /im  gleichen  \%  rlaR,/  in  <lie 
Hand  gedrückt,  in  der  kurz  imd  treffend 
die  Berechtigimgslosigkdt  der  üblichen 
.AngrifTo  auf  die  Consumvereinc  im  all- 
genuinen  und  die  Ungerechtigkeit  der 
jetzt  projecticrtcn  Steuer  im  liesonderen 
dargelegt  wird.  Die  Schrift  ist  von 
mehreren  der  bedrohten  Vereine  zur 
Massenverbreitung  erworlu-n.  sowie  an  die 
massgebenden  Behörden  verschickt  wor- 
den. —  Die  bdden  schwdzerischen  Con- 
.stimsgenossenschaff-organc  sind  mit  Be- 
ginn des  neuen  Jahres  in  neuem  Gewände 
ersdiienen.  Das  jetst  in  einer  Auflage 
von  55000  Exemplaren  gedruckte  Ge- 
nossenschaftliche Volksbltttt  hat  einen 
neuen  Kopf  und  besseres  Papier  erhalten. 
Ebenso  der  Schweiserische  Consumver- 
ein,  dessen  französischer  Tdl  ausserdem 
verselbständigt  worden  ist  und  jetzt  unter 
dem  Namen  La  Coof>eralton  als  i4tägiges 
Organ  erschdnt  «nmiuD  oavid 

Gelstigw  BewRgung 

Die    GESELLSCHAFT    PCR  VER- 
BREITUNG    VON  VOLKSBIL- 
DUNG, deren  33.  Hauptversammlung  im 
Octohcr    in   Berlin    stattfand,    i-t  eine 
Scliopfung   des  deutschen  Liberali-suius. 
giqprundet,  hatte  sie  zu  Vorsitzen- 
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den  zuerst  Schulze-Delitzsch,  nach  des- 
sen Tod  /i88)3/  Heinrich  Sickert,  dem 

1902  Prinz    Heinnch    «1  Schonaich- 

Carolath  folgte.  Die  Mitgliedschaft  be- 
stand nach  dem  letzten  Jahresbericht 
aus  3164  Körperschaften  (wovon  115 
Arbeitervereine  und  444  Gemeinde- 
behörden) und  3775  Einzelpersonen, 
die  in  la  Verbänden  und  1 1  Zweigr- 
vereincn    gegliedert    sind.     Bis  Ende 

1903  wurden  es  3774  Körperschaften  tind 
3994  Einzelpersonen.  Die  Ausgaben  be- 
liefen sich  im  letzten  Geschäftsjahr  auf 
19885973  M.  Eine  Hauptan^be  der 
Gesellschaft  ist  die  Förderung  des  Biblio- 
thekenwesens, namentlich  im  ländlichen 
Osten.  Im  letzten  Berichtsjahre  wurden 
318  Bibliotheken  mit  18092  Bänden  be- 
gründet, fea-ner  1198  BibHothekjen  mit 
262.^6  iinteistüt/t  und  308  Wanderbiblio- 
theken mit  15306  Bänden  geschaffen;  das 
macht  insgesamt  1824  Bibliotheken  und 
59634  Bände.  Seit  belaufen  sich  die 
Leistungen  auf  2055  lK*grundcte,  2660 
unterstützte  feste  und  352  Wanderbiblio- 
theken :  zusammen  5067  Bibliotheken  mit 
200026  Bänden.  Dazu  kamen  im  Jahre 
1903  weitere  70679  Bände  an  2523  Biblio- 
theken. Uber  die  Hafte  davon  ent- 
fielen auf  die  Provinzen  Ostpreussen, 
Westpreiiss^n.  Posen  und  Branden- 
burg, von  denen  der  Bericht  über  mangeln- 
des Interesse  klagt,  selbst  in  den  wohlhaben- 
den  I-andgemeinden,  ist  beschämend 
für  die  Deutschen  in  den  östlichen  Pro- 
vinzen, dasi  sie  sich  in  dieser  Bezieh- 
ung von  den  Polen  den  Rang  ablaufen 
la.<sen.<  Passend  ergänzt  wird  dieses 
Bild  des  deutschen  Culturdrangs  im  Osten 
durch  die  Tatsache,  dass  der  früher  der 
Gesellschaft  vom  preussischen  Cultus- 
ministerium  gewährte  Zuschuss  von 
30000  M.,  den  Schreiber  dieses  auf  einem 
früheren  Congrcsse  der  Gesellschaft  schon 
als  ein  Armutszeuj^nis  für  den  preussi- 
schen Staat  bezeichnet  hat.  inzwischen 
auf   10  000   M.   vermindert  worden 

-ist.  Ausserdem  leistet  der  Staat  der  In- 
telligenz ffir  Volksbibltotheken  noch 
$0000  M.  pro  Jahr.  Für  einen  Deck- 
hengst des  Trakehner  Gestüts  wurden  l>c- 
kanntlich  420  OOO  M.  bezahlt !  Für  Bi- 
bliothekszweckc  verausgabte  die  Gesell- 
schaft im  letzten  Berichtsjahre  47  544  M. : 
davon  38641  M.  für  den  Ankauf  von 
Büchern,  so  dass  auf  ein  Buch  ein  Betrag 
von  Pf.,  attf  dne  begründete  oder 
imterstützte  Bibliothek  die  Summe  von 
aiV«  M.  entfiel:  ein  Beweis,  mit  welch 
kfimmerlidien  Mitteln  hier  gearbeitet 
werden  muss.   Dabei  steht  leider  noch, 


nach  den  Katalogen  der  Cesellschaft,  ein 
nicht  unbeträchtlicher  Teil  der  von  ihr 
vermittelten  Bücher  auf  dem  geistig  und 
moraliscli  reclit  tiefen  Niveau  der  vater- 
ländischen HohcnzoUemliteratur.  An- 
fangs Juti  wurde  eine  Rickert-Sttftung 
begründet  für  »Volksbiljüotheken,  die 
nicht  nach  engherzigen,  einseitigen  Ten- 
denzen zusammengesetzt  sind,  sondern 
die  besten  Werke  imserer  volkstümlichen 
Literatur  nach  freier  Wahl  der  örtlichen 
Verwaltungen  enthalten«.  Bis  August 
wurden  aus  dieser  auf  I.S136^  M.  ange- 
wachsenen Stifttmg  bereits  76  Unter- 
stützungen von  je  20  M.  gewährt.  Zum 
Zweck  der  Propaganda  und  Information 
wurden  Wegweiser  und  Kataloge  in  zu- 
sammen i6txx)  Exemplaren,  Formalare 

etc.  \erbreitet. 

Von  der  Gesellscliaft  honorierte  Vorträge 
wurden  248  abgehalten,  seit  1891  zusam- 
men l86>  Ferner  werden  Bilder  für 
Skioptika  verliehen  etc.  Steht  aucli  hier 
gar  manches  nur  auf  sehr  massiger  Höhe, 
so  muss  trotz  allem  der  Gesdlsehaft, 
deren  Geschäfte  von  einem  gediegenen 
Fachmann,  dem  Generalecretair  Tews 
geführt  werden,  ein  Verdienst  um  die 
Förderung  des  geistigen  Lebens,  nament- 
lich Ostclbiens,  zugeschrieben  werden. 
Seihst  die  kümmerliche  D;iinnierung 
imseres  vermickerten  Bürgertums  hebt 
sich  licht  ab  von  der  eisigen  Finsternis 
der  zur  Staatsverwaltung  in  Preussen- 
Deutschland  berufenen  und  vom  Staate 
auf  \'olkskosten  ausgehaltem  n  Edelsten 
und  Besten  der  Nation.  Wirkliches  Licht 
kann  freilich  nur  ein  ganz  anderes  Auf- 
gebot an  Mitteln  und  Kräften,  an  Wollen 
und  Können  schaffen,  als  unser  Bürger- 
tum aufzubringen  vermag. 
X  X 
Der  RciclisvcrJ-iind  der  dcutsc}tci\  land- 
tvirtschaftliclu-ii  (icnossciiSiliofti-ii  lä>st 
das  BAÜERNHÜCHSCHULWESEN 
IN  DÄNEMARK  studieren,  um  dessen 
etwaige  Einführung  im  Deutchen  Reiche 
zu  prüfen.  Zweifellos  luit  die  blühende 
Bildnngspflege  auf  dem  fladien  Lande  in 
Dänemark  zusannnen  mit  dem/  wieder 
durch  sie  geförderten  landwirtschaft- 
lichen Genossenschaftswesen,  das  dort 
gleichfalls  mustergiltig  entwickelt  ist,  un- 
gemein viel  zur  Hebung  auch  des  tnate- 
riellen  Wohlstands  der  danischen  Land- 
wirtscliaft  beigetragen.  Durch  diese  in- 
tellectuellen  Mittel  ist  em  wenig  ertrag- 
reiches Land  zu  einem  bedeutenden  land- 
wirtschaftlichen Ausfuhrgebiet  entwickelt 
und  die  dänische  Landwirtschaft  ohne 
SdiutzzöUe  zu  einer  achtunggebietenden 
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Höhe  erhohen  worden,  ^^■■)chte  auch  in 
der  deutschen  Landwirtschaft  die  gleiche 
Achtung  vor  der  Macht  der  geistigen 
Factoren  im  Wirtschaftsleben  sich  durch- 

setzen  ! 

X  X 
Die  DRnSDXHR  FOr.KSSfS'C.-lKA- 
DHMlEhcruht  auf  dem  »Princi]),  dass  die- 
jenigen Volksciassen,  denen  der  Genuss 
der  Kunst  verschafft  werden  soll,  im  we- 
sentlichen selbst  die  Mittel  dazu  aufbringen 
und  selbst  die  Ausübenden  im  Chor  sind«, 
ein  Princip,  das  sich  nadi  dem  letzten 
Jahresbericht  völlig  bewährt  hat.  Vcm 
dem  Genossen  Dr.  C  o  h  n  ins  Lehen  ge- 
rufen, begann  sie  1900  mit  77  activen  und 
II  passiven  Mitgiiedem,  die  sich  bis  1903 
auf  322  active  und  430  passive  vermehrt 
haben.  Die  Zahl  der  Conccrtbesucher 
stieg  seit  1901  \on  9038  auf  16112.  Die 
yolksnngakademie  bietet  für  einenWochen- 
bdtrag  von  10  Pf.  jährlich  4  Concerte,  von 
denen  eins  nur  ^^itg!iedern  zugänglich  ist. 
2  J£inführungsabende  zu  den  grossen 
Veremsaufführungen,  unentgeltlichen  oder 
sdir  ermässigten  Eintritt  /u  Cfnicorten 
erster  Kunstler  und  Bcnui/uug  cim  r  mu- 
sikwisscnschaftiicluii  Bihliotluk.  Für  die 
activen  Mitglieder  findet  wöchentlich  eine 
Chorübung,  ausserdem  zweimal  monatlich 
tlieorctischer  Unterricht  statt.  Für  das 
laufende  Jahr  sind  zur  Aufführung  vor- 
gesehen: 2  (  horaliende  (darimter  Bruchs 
Lied  von  der  ducke).  1  Orchestcrabend, 
I  Concert  und  2  Einführungsabende  für 
Mitglieder.  Es  handelt  sich  hier  um  die 
Gewährung  eines  wesentlich  vertieften 
und  verfeinerten  Ktmstgenusses  an  die 
weiteren  Kreise  der  .\rhcitcr>oliafi,  deren 
erfreulicher  Erfolg  für  die  Zukimft  echter 
Volkskunst  schöne  Aussichten  bietet  Auch 
in  den  Kreisen  der  Bt  rüiK-r  Fn-icn  l'olhs- 
bühttt'  sind  die  gleichen  Bt  strthungcn  zur 
Errichtung  eines  gediegen  gociuilten 
Volkschors  vorhanden,  denen  der  gleiche 
Erfolg  zu  wünschen  ist.  Bereits  sind  276 
Meldungru  (141  \<in  Frauen.  1.^5  von 
Männern)  zur  Activmitgliedschaft  ein- 
gelaufen, so  dass  das  Unternehmen  als 
gesichert  gelten  kann. 

X  X 
KURZE  CHKO.XIK.  Die  Gründung  eines 
C  h  a  r  1  o  t  t  e  11  1)  u  r  g  c  r  Schiller- 
theaters  hat  die  Sudt  Charlotten- 
burg in  Gemeinschaft  mit  der  sehr  er- 
folgreich und  nützlicli  wirkenden  Gesell- 
schaft der  Berliner  Schtllo  thcater  (I'la- 
phael  Lijwenfeld)  heschlo-sLii.  Es  S0II  hl 
jeder  Woche  ein  hilliger  V'olkstag,  aus«ier- 
dem  eine  grössere   Zahl  unentgellliclicr 


Schülcrvorstellungcn  eingerichtet  werden. 
—  Die  Ortsverwaltung  Berliu  des  Cen- 
tralverbandes  der  Maurer  hat  in  diesem 
Winter  eine  Reihe  von  \'or  trägen 
in  den  verschiedenen  Stadtuilen  veran- 
staltet, in  denen  verschiedene  Redner  in 
Serien  von  je  6  Vorträgen  die  sociale 
Entwtckelung,  die  culturelle  Bedeutung 
der  Gcwerkscliaftrn,  das  Bildungswosen 
und  die  sociale  ( n  scl/gcbung  behandeln. 
Der  {'omvrls  tnipfiihlt  dieses  Vorgehen 
deti  übrigen  Gewerkschaften  zur  Kacli- 
ahmung.  Doch  bedarf  die  Organisation 
der  Vorträge  noch  der  Verl>es-,erung.  — 
Die  Commission  für  Volks-  und  Jugcnd- 
spiele  in  Berlin  hat  die  Errichtung  dreier 
grosser  Spielplätze  \  or  der  Stadt 
beschlossen.  —  \'oni  4.  bis  zum  9.  April 
wird  in  Nürnberg  der  internationale  Con- 
gress  für  Schulhygiene  tagen.  Da- 
mit wird  eine  Ausstellung  verbunden  sein, 
die  auch  die  UnterriclUs  und  r,r/ii  lu;'i^-- 
mittel  umfasst.  —  In  der  frankfurter 
Zeitung  empfiehlt  Dr.  Karl  Flesdt 
\'  o  1  k  ;>  111  u  s  e  e  n  nach  englischem 
Musler.  Sie  sollen  bescheidener  Art, 
mitten  in  den  Arbeitervierteln  gdegen 
sein  und  sich  mit  der  Darbietung  guter 
Nachbildungen  der  besten  Kimstwcrke 
begnügen.  I{iii  kleines  Museum  dieser 
Art  hat  das  Berliner  SchillcrthcaUr 
durch  Ausstellung  der  J^tm^hvorfbilder 
in  seinen  Wandelgängen  eingerichtet.  — 
Die  Pflege  der  kindlichen 
( i  (  1  -  t  L  -  und  G  e  m  ü  t  s  b  i  I  d  u  n  g, 
(Im  11  der  aufblühenden  Wissen.schaft  der 
KiikU  r  psychologie  eine  sichere  Grundlage 
gewonnen  bat.  tritt  immer  mehr  in  den 
Vordergrund,  auch  bei  Organisationen 
praktischer  Art.  So  hat  die  Ethische 
Cultur  sich  eine  Beilage  Kindcrland  zu- 
gelegt, wiUirend  als  Beilage  der  Egidy- 
schen  Zeitschrift  Ernstes  Wollen  schon 
liinger  Die  Kunst  im  Leben  des  Kindes^ 
Organ  der  gleichnamigen  Berliner  Vcr- 
liiiigung.  erscheint.  Auch  luyiniit  man 
jetzt  in  Schulen  Kunstblätter  und  pla- 
stische Werke  auszustellen:  freilich  ein 
Luxus,  solange  die  ungclicnre  Schul- 
miserc  imscres  Volkes  noch  der  pri- 
mitivsten Erziehungsau^ben  für  die 
grosse  Masse  spottet.      wmoH  KATzeNSTUN 

KUNST 

Bildende  Kunat 

Bestrickend  in  der  l".itbo.    Imciist  .sicher 
in  der  decorativen  Wirkiuig  und  in  <ler 
Linie  von  gereifter  Eleganz,  die  aus  allen 

frrin/'isisclien  Stilrichtungen  des  XVIII. 
Jaiirhunderts  und  gleichzeitig  aus  dem 
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Rhythmus  der  späteren  japamscfaen  Holz- 

schnittkünstlcr  abgeleitet  ist,  so  stellt  das 
Werk  von  Georges  DE  FEURE  eine 
der  glänzendsten  Seiten  der  modernsten 
Pariser  Kunst  dar.  Keller  &  Reiner  in 
Berlin  führen  es  mit  erfreulicher  Voll- 
ständigkeit in  all  seiner  \'ie]>citigkeit  vor. 
Diese  Kunst  verliert  allerdings,  soweit 
sie  als  Malerei  erscheint,  schon  bei  wenig 
jTt  sfeijferten  ^Tassstiiben  in  Farbe  und 
Linie  an  Intirnitai;  Aber  die  kleinen 
Aquarelle,  die  mit  dem  Pinsel  in  weise 
verteilten  Farbenflecken  und  sehr  praci- 
sen  Contttren  Charakter  und  Erscheiiiung 
moderner  Frauen  zeichnen,  sind  meister- 
hafte Stilisierungen  der  Wirklichkeit,  Deu- 
tungen von  Stimmungen  durch  Linien- 
führung. Dem  japanischen  Vorbild 
gegenüber  ist  die  europaische  Naturauf- 
fassung durch  stärkere  Beachtung  der 
Rauniverhäitnisse  gewahrt,  die  Körper- 
haftigkeit  deutlicher  interpretiert,  sdion 
durch  die  sich  in  die  weiten  Gewand- 
falten hineinschiebenden  Muster,  die 
nach  der  Wirklichkeit  beobachtet  sind, 
statt  sich  wie  im  osfasiatischen  Holz- 
schnitt über  eine  vollkommene  Ebene  zu 
verbreiten.  Als  Kunsthandwerker  und 
besonders  als  ErAuder  von  Möbeln  weiss 
de  Feure  der  Linie  ebenso  si^freich  zu 
befehlen,  das  Ornament  auf  bestimmte 
Gt  biete  zu  begrenzen.  Er  stellt  ein  Bei- 
spiel der  festen  Tradition  dar,  die  im 
Decorativen  das  französische  Gefühl  noch 
heute  mit  der  grossen  Epoche  seines 
Landes,  dem  XVIIl.  Jahrhundert,  ver- 
bindet. Seine  Mubcl  und  Vasen  sind  trotz 
absoluter  Selbständigkeit  innig  verwandt 
dem  Gcr.ät  jener  Tage,  besonders .  dem 
der  Zeit  Louis  XVI.  Darum  ist  es  sehr 
consequent  gehandelt,  das  Molzwcrk 
häufig  unter  einem  Kleid  von  Vergoldung 
verschwinden  zu  lassen,  das  ihm  eben  so 
notwendig  ist,  wie  der  dem  gemaserten 
Material  abgetrotzten  Beweglichkeit  des 
Rococo.  An  den  Stellen.  WJ  cinnial  die 
Leimnaiiie  springen  tnii^^en.  wird  fler 
(M>er/.ug  als  ein  wilikuunntner  \  crhcim- 
lielicr  des  fortschreitenden  Verderbens 
eintreten. 

X  X 

Da>  Berliner  Kunsllrrhaus  vermittelte  für 
Berlin  n.ich  längerer  Zeit  einmal  wieder 
einen  allgemeineren  Überblick  über  den 
heutigen  St.and  der  M'.WCHENER  SE- 
CKSSIOX.  Die  stärkste  Ersdieinung 
dieser  Vorführung  war  die  Malerei  von 
Otto  Greiner,  die  in  entschieden  als  Lo- 
catfarbe  bdumdettem  Grau  und  Schwarz 
und  bei  absichtlicher  Betonung  der  Zeich- 
nung bis  zum  kleinsten  Fingernagel  einen 


stark   eoloristisdien    Eindrudc  hinter- 

Ifisst.  Ulidc  sandte  wieder  seine  aucii 
hier  schon  gesehene  Atelierscenc  mit 
seinen  bevorzugten  Modellen,  die  einen 
weiten  Raumeindruck  gibt.  Herterich 
und  Exter  streben  beide  schon  seit  einem 
halben  Jahrzehnt  nach  der  deutlichen  Her« 
vorhebung  der  Körperlichkeit  der  Er- 
scheinung. ErstercT  will  dianeben  die 
Vielbeweglichkeit  der  Nuance  aufrecht 
erhalten,  während  letzterer  zu  gesteiger- 
ten Localfarben  und  zu  Übertrcibungeji 
von  kalten  und  warmen  Tonunterschieden 
greift  Attenhuber,  ein  Jünger  Herte- 
richs,  sucht  ausser  der  imjiulsivcn  Farl»e 
seines  Lehrers  etwas  von  dem  naclxläs- 
sigen  Impressionismus  Habermanns  der 
Lehcndijjkcit  seiner  Studien  zu  gute  kom- 
men zu  lassen.  Haberinani;  selbst  be- 
ginnt dagegen  eine  gewisse  Schwenkung 
zum  Decorativen  auszuführen.  Der  Land- 
schafter Richard  Kaiser  hat  sein  Detail- 
studium vertieft  und  dadurch  die  Stim- 
nnmgskraft  seiner  Wirklichkeitsein- 
drucke gesteigert. 

X  X 
Weiter  wäre  von  BERLINER  .\US- 
STELLUNGKX  aus  der  von  Schuhe  (K  r 
Nordländer  Fjaestad  mit  seinen  origi- 
nellen Rohreifmotiven  zu  nennen,  obgleich 
ihre  vielfache  Wiederholung  den  Ein- 
druck von  Manier  macht.  John  Lavery 
beschränkt  die  Charakteristik  inuner 
mehr  zu  gunsten  einiger  Pinseldelicates- 
scn,  die  aber  mehr  dem  Schmuck,  als  dem 
Mensclu-n  zu  teil  werden.  Bei  Cassirer 
folgte  der  Sonderausstellung  von  Corinth 
eine  solche  von  Slevogt.  Auch  sein  Impres- 
sionismus i-t  nrich  imituT  nic!il  ohne  .Auf- 
dringlichkeiten der  Technik.  Er  tritt  oft 
als  schnellerfasste  Skiz/e,  dann  wieder 
als  gründlichere  Durchmodellientng  der 
Form  und  zuweilen  als  eine  Mischung 
von  l)eiden  auf.  D.is  .inschcinend 
letzte  Wort  des  Künstlers,  das  Bild  mit 
lebensgrossen  Figuren,  auf  dem  sich  ein 
Gehamisrhter  der  Umarmung  einer 
Schar  halb  oder  ganz  nackter  VVeibcr 
erwehrt,  gdit  auf  die  Betonung  des 
Plastischen  aus.  Das  ist  sogar  nicht  ohne 
absichtliche  Umrahmung  der  hellen  Flä- 
chen dureli  starke  Dunkelheiten,  stellen- 
weise durch  directes  Umziehen  der  Con- 
turen  erreicht.  Daneben  sprechen  einige 
posteiRertc  Farliipkciten.  Sehr  ausge- 
glichen und  von  ejnheitiichem.  in  man- 
chen Partien  fast  schwelgerischem  Co- 
lorismus  ist  ein  Interieur  von  Heiaridi 
Hühner  —  ein  Speisezimmer  in  dem 
Accord  von  warmem  Grün,  Braun  und 
Grauvtolet.   Endlich  sind  da  zwei  Poin- 
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tillistcn.  Curt  Hcrrniann  ist  zwar  ein 
wenig  ahtrünnig  geworden,  indem  er 
feste  Conturen  einschiebt  und  so  den 
schwankenden  Giarakter  der  Farben- 
fläche wieder  festigt,  wobei  er  freilich 
i-incr  gewissen  Härte  anheimfällt.  In 
(im  m  Punct  blieb  er  dem  System  treu: 
Hr  schwört  noch  heute  auf  den  Regen- 
bf  gon  und  leugnet  alle  stumpfen,  indiffe- 
renten Farben.  Darin  hat  wieder  Paul 
Baum  niemals  zu  der  Gemeinde  gehört, 
tj'Kl  so  findet  man  auch  heute  in  seinen 
l.n'i(''^chaftcn  die  vielen  triilien  Blau  unfl 
Br;  un,  die  allein  den  verschleierten 
Stimmungen  angcniei^sen  .sind,  wie  dieser 
Maler  sie  bevorzugt.  Im  Vorübergehen 
eru'ähne  ich  schliesslich  ein!  Bild  aus 
d  s  jüngst  vcrst<)rl)eiun  Pissarro  früher 
Zeit,  das  aus  Anregungen  von  Daubigny 
und  Corot  aufgebaut  ist.  Ein  neuer  Be- 
veis  für  die  etigo  Wrbindung  der  Im- 
pressionisten mit  der  Schule  von  1830. 
X  X 
In^  Weimar  i>t  ein  Dlii'TSTIIHR 
KÜNSTLERDUN  D  gegründet  worden 
durch  die  bekanntesten  Künstler,  welche 
zu  diesem  Zwecke  vorher  aus  der  Kunst- 
gCfiosscuschafi  austraten.  »Die  Ursachen 
zu  diesem  Vorgehen  liegen  in  den  Ein- 
richtungen der  alten  Genossenschaft, 
deren  Verfassung  der  Kopfzahl  gegen- 
über der  Leistung  ein  ;  ii  grosses  Uber- 
gewicht gab.«  Präsident  tler  neuen  Or- 
ganisation ist  Professor  Graf  Kalckreuth- 
Weimar.  Vicepräsidenten :  Professoren 
Ltebermann,  von  Uhde,  Klinger,  Director 
Grat  Kessler.  Stcllx  i  rtrcter :  Walicr 
Leistikow,  Professor  Stuck,  Tuaiiion. 
Schriftführer:  Professor  Hagen,  Frei- 
herr E.  von  Bodcnhaustn.  Art  und  Ziel 
der  neuen  Vereinigung  hind  durch  diese 
Kfimen  gekennzeichnet.  Es  wurden  Ver- 
suche gemacht,  trotz  der  Kürze  der  Zeit 
und  trotz  der  früheren  Weigerung  der 
Secosionisten.  mit  der  Kuuslgi-itosscn- 
Schaft  gemeinschaftlich  vorzugehen,  eine 
Beteiligung  des  Bundes  an  der  Ausstel- 
lune  it!  Saiiu-Ix)uis.  7U  ermöglichen.  Die 
Bcinuliuügcn  waren  erfolglos.  Die  An- 
gelegenheit ist  im  Reichstage  am  15.  und 
16.  Februar  ausführlich  beschrochen  wor- 
den. Die  Redner  aller  Parteien  stellten 
«ich  auf  die  Seite  di--  Künstlerbundcs. 
wenngleich  die  Argumentation  viel  ziu 
wünschen  übrig  Hess. 

X 

KURZE  CHRONIK.  Das  fridierc 
V  o  1  k  s  t  r  a  c  h  t  e  n  m  u  s  c  u  ni  ging  mit 
Beginn  des  Jahre  s  untt  r  der  Bzeichnung 
Sammlungen  für  deutsche  yolkstrachten 


und  Ersengnisse  des  Hausgewerbes  in 

den  Besitz  dos  jireussi.schen  Staates  über. 
Eine  Angliederung  an  das  Völkcrniuseum 
ist  beabsichtigt.  Bis  auf  weiteres  bleiben 
die  Sammlungen  in  den  bisherigen 
—  staatlichen  —  Räumen  in  der 
Klosterstrasse  aufgestellt.  Der  ycrcin 
für  Erhaltung  der  yolkstrachten,  der  sie 
zusammen  gebradit  hat,  bleibt  auch  fer- 
ner bestehen. 

X  X 

LITER.XTUR.  Anregungen  für  die 
Wolinhausarchitektur,  mit  der  sich  das 
hei  Calwcy  in  München  erschienene  Buch 
von  Schulze- Naumburg  Culturarbcitcii 
Hl,  Dörfer  uttd  Colonitn  befasst,  werden 
auch  in  der  Wochenschrift  Deutsche 
Bauhütte  /Hannover,  Curt  Vincentz/ 
häufig  gegeben.  In  Nr.  s  und  6  finden 
sich  wieder  Betrachtungen  von  Rad. 
Vogel  über  Einfamilicnreihcnhäuscr'  mit 
Abbildimgen  deutscher  (besonders  in 
Hannover  au.sgcführter)  und  americani- 
scher  Bauten  dieser  Art.  In  Kunst  und 
Künstler  mahnt  ein  Aufsatz  von  Lidit- 
warck  üljer  den  Heidegarten,  den  Charak- 
ter des  Terrains  zu  rc.spcctieren.  In  der 
Decorativcn  Kunst  berichtet  Ree  über  die 
Resultate  der  Nürnberger  MeistercUTSe ; 
ferner  zahlreiche  .Abbildungen  aus  der 
an  dieser  Stelle  ht-pmclHnt  11  .Ausstellung 
der  Werkstätten  für  Handwerkskunst. 
In  Kunst  und  Handwerk:  zwei  Brunnen- 
concurrcnzcn  für  München,  wobei  neben 
zahlreichen  Beispielen  der  conventionei- 
len Motive  von  Barockfelsenbant««  und 
romanischen  Säulen  die  ganz  originale 
Brunncnschale  von  Hermann  Ohrist  auf- 
fällt, dessen  Beispiel  übrigens  in  einigen 
anderen  Entwürfen  zu  spüren  ist.  Das 
Febrttarheft  der  Deutschen  Kunst  und 
Dccoratiau  enthält  architektonische  und 
kunstgewerbliche  Arbeiten  aus  dem 
Nachlass  von  Patriz  Hulx-r.  Zeitschrift 
für  Inncndeeoration :  Holländische  Innen- 
räume, Christ.  Wegen  f  und  Agathe 
Wcgerif.  Kunst  und  Kunsthandwerk : 
Der  französische  Plasliker  und  Kunst- 
handwerker Jean  Datnpt.  Art  et  Deco- 
ration:  Verneuil  über  das  Inscct  in  der 
Decoration.  In  allen  abgebildeten  Bei- 
spielai,  wie  in  der  französischen  Orna- 
mentik ül)crhaupt,  überwiegt  das  bild- 
mässigc  Japanisieren.  Allein  Dufrisne 
macht  aus  dem  Detail  des  Naturmotivs 
ein  Ornament,  wie  es  die  Mehrzahl  der 
deutschen  Künstler  heute  tnt  Holz- 
schnitte. Gemälde,  Radierungen  vom 
Auguste  Lepere.  Studio:  Reynolds 
Stephens;  H.  W.  Singer  über  deutsche 
farbige  Lithographieen.  anna  PtEHN 
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BOcher 

Von  dem  Buch  des  Professors  An- 
ton MENG ER:  DAS  BÜRG BR- 
UCHE RECHT  UND  DIE  BESITZ- 
LOSEN VOLKSCLASSEN  /Tübingen. 
H.'  Latipp/  ist  nunmehr  die  3.  Auflage 
zur  Ausgabe  gelangt.  Die  i.  Ausgabe 
erschien  bekanntlich  bald  nach  der  Publi- 
cation  des  ersten  Entwurfs  zum  Biirgcr- 
lichen  Gesetzbuch  /1888/  im  Archiv  für 
sociale  Gesetzgebung,  1889-1890,  -und 
eine  2.,  separat  1900.  Dass  nach  nun- 
mehr 14  Jahren  eine  neue  Auflage  nötig 
wird,  während  aus  der  Hochflut  der  Kri- 
tiken, die  den  ersten  Entwurf  begru- 
ben, heute  fast  nichts  mehr  gelesen  wird, 
ist  ein  erfreuliches  Zeichen  für  die 
Lebenskraft  dieses  Buches.  .Seine  Bedeu- 
tung liegt  für  den  Socialisten  wesent- 
lich darin  —  wobei  Menger  mit  Recht 
den  streng  sodalistischen  Standpwict  für 
die  Kritik  eines  Gegen wnrlsgesetzes  als 
unpraktisch  ablehnt  (pag.  2)  — ,  dass 
es  an  Stelle  des  häidv  nur  als  aprio- 
rische Überzcugimg  geäusserten  IVteils 
von  dem  Clas>encharakter  des  Piivat- 
rcchts  Punct  tnr  Punct  die  concrctc,  fach- 
wissenschaftliche Kritik  nebst  zugehöri- 
gem Gegenvorschlag  setzt.  Es  zeigt  die 
Benachteiligung  der  besitzlosen  Clause 
aucii  an  Puncten  auf,  wo  die  einseitig 
ökonomisch  dressierte  Kritik  her- 
gebrachten Socialismus  sie  am  wenig- 
sten vermuten  würde,  zum  Beispiel  itn 
■Punct  der  Fiction  der  Gesetzeskenntnis 
(Cap.  8)  der  analogen  Interpretation 
(Cap.  9),  der  Passivität  des  Richters  im 
Civilproccss  (Cap.  Ii)  —  hier  wohl  über- 
treibend — ,  der  Abstractheit  der  Eigen- 
tumserwerbsarten (Cap.  3a),  des  Be- 
griffs des  ordentlichen  Hausvaters  (Cap. 
51),  der  Xachla!>sregulierung  (Cap.  58), 
und  was  dergleichen  anscheinend  ferner 
liegende,  aber  gerade  deshalb  belehrende 
Themata  mehr  sind.'  Störend  freth'ch 
macht  sich,  wie  stets  bei  Menger,  der 
Trieb  geltend,  raffinierter  Politik  der 
Besitzenden  zuzuschreiben,  was  weniger 
unfreundliche  Voreingenommenheit  als 
notwendige  Consequenz  ökonomischer 
Verbältnisse  oder  unabweisbare  Bedürf- 
nisse juristischer  Tedinik  erkennen 
würde.  Mit  berechtigtem  Stolz  kann 
Menger  in  Nachträgen  zu  vielen  Capi- 
teln  —  die  eben  die  neue  Auflage  von 
den  früheren  unterscheidett  —  darauf 
hinweisen  (vergl.  pag.  26,  37,  105,  123, 131, 
13^.  iS9.  »93»  »97.  201.  209,  213,  228, 
333,  aSB),  dus  sich  der  Voraitwurf  eines 


schweizerischen  Civilgesetzbuchs  /1900- 
1901/.  sowie  die  österreichischen  Pro- 

cessgesetze  von  1895  "nd  l8g6  in  vielen 
und  wichtigen  Puncten  in  der  RichttUg 
seiner  Kritik  bewegen  und  dass  sich  auch 
das  Bürgerliche  Gesetzbuch  nicht  ganz 
seinen  Wünschen  verschlossen  hat  —  so 
insbesondere,  was  die  Bestimmungen 
über  Wucher,  Dienst-  und  Mietvertrag, 
sowie  die  Rechtstellung  der  unehelichen 
Kinder  anlangt  — .  obwohl  es  im  allge- 
meinen als  >Schöpfung  eines  aristokrati- 
schen Militairstaats»  (pag.  VI)  sich  be- 
müht habe,  die  Pri\  ili  iricii  der  Besitzen- 
den noch  zu  hefestiKfii. 
X  X 
Gleichzeitig  erschien,  wenige  Monate 
nach  der  i.  Auftage,  die  2.  Auflage  von 
Anton  MKXGKRS  NEUER  STAATS- 
LEHRE /Jena,  (instav  Fischer/  als 
Volksausgabe  zum  Preise  von  2  M. 
Dies  Buch  ist  in  dieser  Zeitschrift  schon 
mehrfach  gewürdigt  worden.  Es  sei  da- 
her nur  d.irauf  hingewiesen,  dass  matl 
Mengers  Buche  nicht  gerecht  werden 
kann,  solange  man  von  ihm  hauptsach- 
lich einen  0  k  o  n  o  ni i  sc  h  e  n  Beweis 
für  das  Nahen  des  Socialismus  erwar- 
tet, —  wiewohl  zugegeben  werden  muss, 
dcss  Mcngcr  selbst  dieser  Auffassung 
durch  die  grossenteils  überflüssigen  und 
'  1- fohlten  Ausführungen  des  letzten 
Teiles  Vorschub  leistet.  Vielmehr  liegt 
die  weitreichende  Bedeutung  des  Werkes 
darin,  dass  es  das.  was  der  .Social; -inus 
von  der  Staatsgewalt  in  seinem  Sinne 
fordert,  auch  in  die  staatliche,  das  heisst 
die  juristische  Form  kleidet.  Diese 
—  rechtsphilosophischc  —  Auf- 
gabe musste  endlich  einmal  geleistet  wer- 
den, und  man  sollte  meinen,  dass  der 
Socialistnus,  dessen  leitende  Idee  in  der 
Kritik  und  im  Programm  die  Eigen- 
tumsordnung, also  ein  Rechts- 
begriff  ist,  alle  Ursache  hat,  Menger 
dafür  flankbar  zu  sein,  dass  er  diese 
Aufgabe,  wenn  auch  teilweise  mit  un- 
zureldiaidcn  Mittdn,  in  Angriff  ge- 
nommen hat.  HEMAHM  wnr 
X  X 

August  BRINKMANNS  GESCHICHTE 
DER  DEUTSCHEN  ZIMMERER- 
BEWEGUNG  /Stuttgart.  J.  H.  W. 
Dtetz  Nadlf./  verMgt  ein  weit  gesteck- 
tes Ziel ;  es  will  nicht  nur  die  neuere 
Phase  der  Berufsorganisation  im  Zim- 
merergewerbe erfassen,  sondern  sucht 
auch  die  Vorläufer  in  den  alten  Zunft- 
organisationen zu  ergründen.  Der  Ver- 
fasser teilt  sein  Werk  in  drei  Bände, 
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und  er  gibt  uns  in  dem  vor  einiger 
Zeit  erschieiienen  1-  Band  eine  Darstel- 
lung der  Ziinftbewegung  bis  zur  Ent- 
stehung der  Gewcrkschaftsorganisatio- 
nen.  Dieser  L  Band  enthält  nicht  nur  für 
den  Zimmerer  ein  interessantes  Mate- 
rial, sondern  auch  für  jede  andere  Be- 
n-.fsgruppe.  Der  Leser  gewinnt  aus  den 
vielen  im  Wortlaut  wiedergegebenen 
Verordnungen,  die  ein  Ehrbarer  Rat  auf 
Drängen  der  Zünfte  erüess,  einen  Ein- 
blick in  die  enghcr/ig^e  wirtschaftspoli- 
tische Auffassung  der  Handwerks- 
meister. Auch  diese  Zunftperiode  kennt 
ein  Stück  Arheiterl)e\vet^nnp,  und  wenn 
sie  uns  aus  keinem  anderen  erhalten 
wäre,  so  aus  zahlreichen  Strafandro- 
hungen gegen  Uandwerksgesellent  die  in 
Verordnungen  und  landesherrKdien  Ver- 
fügungcn  wiederkehren.  Den  Hand- 
werksmeistern ist  das  Verlangen  der  Ge- 
sellen nach  höherem  Lohn,  besserer  Kost 
und  anständiger  Behandlung  ebenso  ver- 
hasst  gewesen,  wie  den  modernen  In- 
dustriellen heute.  Lind  damals,  wie 
heute,  sucht  man  die  Gesetzgebung  für 
die  Zwecke  der  Unternehmer  dienstbar 
/n  machen.  Dieser  Teil  des  Buches  ist 
sicherlich  der  besser  gelungene.  Weni- 
ger glficklich  war  der  Verfasser  in  der 
Darstellung  der  .Arbeiterbewegung  der 
neueren  Zeit.  Die  .■\uffassung,  als  ob  die 
.socialdcmokratische  Partei  von  Beginn 
an,  wenn  nicht  ablehnend,  so  doch  un- 
sympathisch der  Gewerkschaftsbewegung 
gegenüberstand,  kann  durch  das  sonst 
recht  umfangreiche  Material  nicht  be- 
legt werden.  Gelegentliche  Pressstimmen 
bedeuten  nichts  gegen  die  Tatsache,  dass 
es  gerade  Socialdemokratrn  in  einfluss- 
reicher  Stellung  waren,  die  der  Gewert- 
schaftsbewegung  hervorragend  dienten. 
Die  Geweilcsdiaftsbew^ng  der  sieb- 
ziger Jahre  litt  unter  demselben  Übel 
der  Zwietracht,  wie  die  politische  Be- 
wegung. Dazu  kam  hier  wie  dort  Un- 
klarheit über  die  Arbeiterbewegung.  Ge- 
rade Gewerk-schaft,  die  in  ruhiger 
ständiger  Arbeit  nur  gedeihen  konnte, 
musste  sich  erst  zur  Klarheit  durchringen. 
Zur  Gewerkschaft  muss  die  Arbeiter- 
schaft erst  in  jahrelangem  Mühen  erzogen 
werden,  und  es  lässt  sich  erklären,  dass 
die  ersten  vergeblichen  Versuche,  festen 
Boden  zu  fassen,  eine  pessimistische  Stim- 
mung hervorriefen.  Die  politische  Par- 
tei hatte  liercits  ihre  Krfolgc  aufzuweisen, 
sie  entsandte  ihre  ersten  Vertreter  in  das 
Parlarnent.  die  Gewerksdiaft  hatte  nur 
über  Fehlschlüge  zu  berichten.  Aus  die- 
sem Dilemma  konnte  die  Organisations- 


macherei  /u  InffmaHomlcii  Gewerk' 
gtnosuiucitafUH,  su  einem  Ailgcmeinen 
deutschen  Unterstütsungsverein  noch  die 

Vcrksche  Gi^.i'crk'sch.iflSKiiion  führen. 
Wenn  es  sich  darum  handelte,  nur  die 
richtige  Vorschrift  imd  Form  für  die 
Organisation  zu  finden,  dann  waren  die 
Plane  der  eigenen  Gewerkschaftsführer 
dazu  geeignet,  ungefähr  das  GQ(enteil  des 
beabsichtigten  Zwecks  zu  erreichen;  sie 
braditen  ihr  Werk  in  die  Gefahr,  in 
toten  Formen  zu  ers'.ieken.  Dem  Ver- 
fasser fehlt  hier  der  rechte  Überblick, 
der  erst  wiederkehrt  in  der  kurzen  Ab- 
handlung, die  Dr.  .'\.  Braun  dem  Werk 
anfugt.  Gerade  diese  Abhandlung  diffe- 
riert mit  der  Auffassung  des  Autors.  Der 
beste  Beweis,  wie  klar  die  Stellung  der 
Gewerkschaften  von  sodalistischen  Theo- 
retikern aufgefasst  wurde,  ist  die  L'nter- 
redung,  die  Karl  Marx  im  Jahre  i8(x) 
mit  dem  Metallarbeiter  Hamann  hatte. 
Mar.x  weist  die  parteipolitische  Einmiscli- 
ung  in  die  Gcwerkscliaften  zurück  und 
lässt  den  Gewerkscliaften  ein«.-  so  zutref- 
fende Würdigimg  zu  teil  werden,  dass 
man  hettte,  nach  nahezu  35  Jahren,  kaum 
etwas  daran  aussetzen  kann. 
Dennoch  ist  die  Muhe  des  Verfassers, 
Partei  und  Gewerkschaft  in  einen  ge- 
wissen Gegensatz  zu  bringen,  nicht  ohne 
gute  Früchte  geblieben  ;  es  sind  so  zahl- 
reiche Documcnte,  Pressstimmen.  Ver- 
handlungen der  Congrcsse  wiedergegeben, 
dass  derjenige,  der  etwas  Parteig^diichte 
dabei  zur  Hand  nimmt,  sehr  gut  ein 
selbständiges  Urteil  sich  bilden  kann. 
Das  ist  der  sdu"  schätzbare  Wert  des 
Werkes,  dass  ein  zerstreut  liegendes  Ma- 
terial über  die  Gewerkschaftsbewegung 
in  so  umfangreicher  Weise  zusammen- 
gestellt wurde.  iiesiiiT  «ohmiot 

Notizen 

Zur  Erwiderung  auf  Conrad  Schmidts 
Artikel  ZUR  THEORIE  DER  IN- 
D  US  TRI  ELLEN  RES  ER  VEA  RM  EE 
(SociaUstische  Monatshefte,  1904,  I.  Bd., 
pag.  120  ff.)  gibt  die  Redaction  dieser 
Zeitschrift  mir  nur  eine  Spalte.  Daher 
ntir  die  folgende  tatsächliche  Berichti- 
gung im  Telegrammstil : 

1.  Schmidt  fragt:  »Warum  ist  das  mobile 
Capital  in  seinem  Ursprange  ihm  weniger 
verdächtig?«  —  Ich  h  a  b  e  d  i  e  M  a  r  .x  - 
sehe  Ableitung  des  mobilen 
Capitals  ohne  Vorbehalt  ac- 
ceptiert  (pag.  H  miämtt  Schrift). 

2.  Schmidt  llsst  mich  Marxen  »die  wnn- 
derliche  ^Tei^^n^T  unterschieben,  dass  das 
Gesamtcapital    niemals    in  wesentlich 
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schnellerer  Proßression,  als  die  Zahl  der 
arbeitsfähigen  Proletarier,  steigen  könne«. 
Ich  habe  die  Marxsche  Stelle 
citiert,  die  wunderlie  htr- 
vtfeisc  der  Angelp unct  seiner 
gesamten  Beweisführung  ist: 
*Es  ist  also  keineswegs  das  Verhältnis 
zweier  von  einander  nnabhänpger 
(JrÖKscn.  i-inerscits  der  Grösse  des  Capi- 
tals.  andererseits  der  Zahl  der  Arbeiter- 
bevölkcntng.«  Jene  kann  in  der  Tat  nach 
Marx  nicht  wesentlich  schneller  wachsen, 
als  diese,  das  heisst  nicht  in  dem  Masse, 
dass  das  Capiiiil''crU'aUn:s  sicli  wescntlicii 
mildere  oder  gar  verschwinde.  IVunder- 
Hch  ist  nur,  dass  ein  Marxkemier,  wie 
Schmidt,  das  bestreiten  kann, 
j.  Schmidt  gibt  —  wie  Bernstein  —  zu, 
dass  ich  »das  entschiedene  Verdienst  halx.-, 
auf  eine  wichtige  Lücke  in  der  Marxschcn 
Beweisführung  aufmerksam  zu  machem 
(pag.  I20).  Und  später  (pag.  u.})  gibt 
er  zu,  dass  das  Gesetz  der  Accumulation 
»aus  den  von  Marx  entwickelten  Ftae- 
missen,  ja  überhaupt  nicht  d  e  d  u  c  t  i  v 
bewiesen  werden  kann«.  —  Dieser  Be- 
weis ist  aber,  wie  zugegeben  (pag.  124), 
die  wissenschaftliche  Basis  der  Zusam- 
menbruchstheorie. Mit  anderen  Wor- 
ten :  Schmidt  gibt  d  i  0  Prämisse 
preis  und  hält  an  der  Folge- 
rung lest  Das  ist  die  Ruck- 
'k  e  h  r  dos  S  o  c  i  a  1  i  s  m  u  s  von  der 
W  i  s  s  f  n  s  c  h  a  f  t  zur  Utopie! 
fhcr  den  wissenschaftlichen  Marxismus 
SchmidtschtT  Prügung  demnächst  mehr 
an  einer  Stelle,  die  für  dieses  Thema 
Raum  hat.  riMNz  omKNiiMaa 

X 

Dr.  Franz  Oppenheimer  hat  der  Redac- 
tion  dieser  Zeitschrift  gestattet,  eine  Re- 
plik von  mir  gleich  an  seine  Erwiderung 
anzniciilicssen.  Es  ist  leichter,  Einwürfe 
kurz  zu  formulieren,  als  sie  kurz  zu  be- 
antworten. Soweit  dies  möglich,  ver- 
suche ich  CS  hier: 

Ad.  I.  Ist  CS  kein  »Vorbehalt«,  wenn 
Oppenheimer  auf  Seite  24  seiner  Schrift, 

die  Marxsche  Darstellung  der  ursprüng- 
lichen Accumulation  resümierend,  sagt : 
»Ich  habe  grundsätzlich  dieser  Darstellung 
nichts  hinzuzufügen...  Aber  eins  möchte 
ich  bemerken.  .  .,  dass  Marx  diesen  rie- 
senhaften Geschichtsproccss  nur  als  H  i— 
s  t  o  r  i  k  e  r  gewürdigt  und  dargestellt ; 
in  welcher  ökonomiichen  Umwäl- 
zung er  gipfelte  —  nämlich  in  der  Er- 
neuerung des  Grossgrundeigentums  — 
hat  er  aber  nicht  erkannt,  hat  ...  seine 
[des  Processes]  ökonomisch-theoretische 
Quintessenz  nicht  festgehalten«?  Und  wie 
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reimt  sich  die  vobehaltlose  Acccptierung 
der  Marxschcn  Ableitung  des  mobilen 
Capitals  damit  zusammen,  dass  er  auf 
Seite  134  sdner  Schrift  erklärt:  «Ich  habe 
eine  ganze  Anzahl  von  historischen 
Beweisen  beigebracht,  dass  in  einem 
Wirtschaftskreise  ohne  Grossgrundbesitz, 
der  theoretischen  Deduction  genau  ent- 
sprechend, jede  Arbeit  ihren  vollen  Ar- 
beitsertrag gcniesst,  dass  weder  Grimd- 
rente  noch  Profit  zur  Erhebung  ge- 
langen« ? 

Ad  2.  Ich  muss  die  Verwunderung,  mit 
der  mich  Oppcnhoinicr  lu-dcnkt,  ihm  zu- 
rückgeben. Der  Marxsche  Satz,  auf  den 
«r  sich  beruft,  ist  hier,  wie  in  seiner 
Schrift,  verstümmelt.  Die  Stelle 
—  den  von  Oppenheimer  ahgcsagicn  Satz- 
teil heben  wir  im  Sperrdruck  hervor  — 
lautet  im  Capital  (I.  Bd.,  4.  Aud.,  pag. 
584)  folgendermasscn :  »Es  [nämlich  das 
Verhältnis  zwischen  Capital.  Accumula- 
tion und  Lohnrate^  ist  also  keineswegs 
ein  Verhältnis  zweier  von  einander  un- 
abhängigen Grössen,  einerseits  der  Grösse 
des  Capitals.  andererseits  der  Zahl  der 
Arbeiterbevölkcrnng.  es  ist  vielmehr 
in  letzter  Instans  nur  das 
Verhältnis  zwischen  der  un- 
bezahlten und  der  bezahlten 
Arbeit  derselben  Arbeiter- 
bevölkernng.«  'Von  iigend  einer 
notwendigen  Beziehung  zwischen  dem 
Wachstum  des  Gesamtcapitals  und  der 
»Zahl  der  arbeits  fähigen  Proleta- 
rier« ist  hier  also  nicht  die  Rede,  sondern 
allein  davon,  dass,  wie  überhaupt  die  in- 
dustrielle Capital.icciinnilation  aus  dem 
in  Geldform  (Profit)  umgesetzten 
Mehrwert,  so  natürlich  auch  der 
Teil  des  accumulierten  Capi- 
tals, mit  dem  neue  zu,  schüs- 
sige Arbeitsnachfrage  erho- 
ben wird,  aus  dem  Mehrwert 
geschöpft  ist.  das  heisst  aus 
(1  c  r  u  n  1)  c  7  a  h  1  t  c  n  A  r  b  e  i't  ,  die  die 
Capitalisten  aus  den  bereits  be- 
schäftigten Arbeitern  herausgeschla- 
gen haben.  Der  Umfang  neuer  zusätz- 
licher Arbeitsnachfrage  —  der  zusammen 
mit  der  Bewegung  dos  /\rl)fitsanKeboteS 
das  Auf  und  Ab  des  Durchschnittslohnes, 
die  Lohnrate,  reguliert  —  hängt  ab, 
will  Marx  sagen,  nicht  etwa  von  dem 
Arbeitsangegote,  der  Zahl  der  Arbciter- 
bevolkming,  sondern  davon,  ein  wie 
grosser  Teil  der  überhaupt 
accumulierten,  in  Zusatz- 
capital  verwandelten  nobe» 
zahlten  Arbeit  die  Form  von 
variablem,  Arbeitsnachfrage 
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erhebenden  Capitale  an- 
nimmt. Damit  wire  die  Berufung  auf 

das  Marxcitat  erledigt. 

Wenn  ich  sagte,  die  Oppenheimerscbe 

Auffossung^,  dass  nach  Marx  das  Ge- 

sanitonpital  niemals  in  wesentlich  schnel- 
lerer ProBrc^sion,  als  die  Zahl  der  ar- 
beitsfähigen Proletarier,  steigen  könne, 
unterschiebe  Marx  eine  »wunderliche 
Meinung«,  so  dämm,  wdl  diese  Inter- 
pretation, von  ihrer  Willkürlichkeit  noch 
abgesehen,  Marx  mit  sich  selbst,  mit  den 
unmittelbarenConaequenzen  seiner  eigenen 
Lehre  in  Widerspruch  setzt.  Um 
es  nochmals  zu  widcrholen :  Nach  Marx 
(vergl.  den  Abschnitt  Relative  Abnahtng 
des  variablen  Capitalteils  im  Portgang 
der  AccumntatioH  im  Capital,  I.  Bd.,  4. 
.•\ufl.,  pag.  585  ff.)  ist  dann,  wenn  das 
variable  Capital,  das  heisst  die  Arbeits- 
nachfrage, audi  nur  ungefähr  proportio- 
nal der  Volks  Vermehrung  zunehmen  soll, 
eine  w  c  s  e  n  1 1  i  c  h  s  c  h  n  e  1 1  e  r  c  Pro- 
gression im  Wachstumc  des  indu- 
striellen Gesamt  capitals  notwen- 
dige Voraussetzung.  Und  auch 
dann,  uxiin  das  vaiialile  Capital,  die  Ar- 
beitsnachfrage, im  langsanieren  Tempo, 
als  die  Volksvermehrung,  zunimmt,  kann 
darum  nncli  den  von  Marx  in  diesem 
Abschnitt  entwickelten  Zu.sammcnhungen 
das  industrielle  G e s a  m t capital  (aus 
variablem  und  constantem  zusammenge- 
setzt) gleichzeitig  in  wesentlich 
schnellerer  J'n  >;^iession.  als  die  Bevölke- 
rung, zugenommen  haben  und  weiter  zu- 
nehmen. Weiter,  weil  das  Wachstums- 
tempo des  industriellen  Gesamtcapi 
tals  aus  den  von  Marx  angeführten 
Gründen  viel  schneller,  als  das  des 
variablen  Capitalteils,  vor  sic.t  ychtr: 
muss.  und  weil  die  Lage  der  Arbeiter- 
schaft l  He^L-liaftiRimpsgrad  und  Lohn- 
höhe) unmittelbar  nur  von  dem  v  a  r  i- 
ablenv  Arbeitsnachfrage  erhebenden 
Teil  des  Ciesamtcapitals  ahh.nngt. 
schlicsst  die  Tatsache  oder  die  Möglich- 
keit, dass  das  industrielle  Gesamtcapital 
in  wesentlich  schnellerer  Progression,  als 
die  Arbeiterbevölkerung,  zunimmt,  wie- 
derum nach  Marxscher  .Ansicht  in  keiner 
Weise  die  Tendenz  zu  einer  unbegrenzt 
fortschreitenden  Steigerung  der  Arbeits- 
nachfrage und  der  L<)hne,  keine  Tendenz 
zu  dem.  was  C)()penlieimer  Milderung  des 
Capitalzerluilluissrs  nennt,  in  sich.  Eine 
solche  Milderung  des  Capitalverfiölt- 
nisses  ist  freilich  nach  Marx,  der  hierin 
mit  der  classischen  National«  ikonomie 
übereinstinunt  (vergl.  Das  Capital, 
I.  Band,  4.  Aufl..  pag.  s&t-S^S)  mit  dem 


Mechamsmn»  der  capitalistischen  Wirt- 
schaftsordnung ttttvereinbar,   weil  eme 

Lohnerhöhung,  die  anhaltend  und  ernst- 
haft die  capitalistische  Mehrwertaneig- 
nnng  aus  imbezahlter  Arbeit  schntilerte, 
mit  den  Profiten  schliesslich  auch  die 
Capitalaccumulation,  also  aucli  die  Ar- 
beitsnachfrage einadiränken  und  so  die 
Lohne  wiederum  auf  ein  den  Verwer- 
tungsbedürfnissen des  Capitals  entspre- 
chendes Maass  lu-ralKlnirken  müsstc. 
Ganz  richtig  1  Nur  eben  liat  die  in  solchem 
Rahmen  verlaufende,  durch  ihn  b^renzte 
Bewegung  nach  Marxscher  .\uffassung 
nicht  das  zur  V'orausst>tzung,  was  O  p  - 
penhetmer  behauptet  und  wo- 
gegen ich  mich  allein  gewen- 
det h  a  b  e :  dass  nämlich  das  industrielle 
Gesamtcapital  nie  anhaltend  in  wesent- 
lich schnellerer  Progression,  als  die  Be- 
völkerung, wachsen  könne.  Wenn  Op- 
penheimer im  vorletzten  Satze  des  zwei- 
ten Abschnitts  seiner  Berichtigung  ein 
die  Bevölkerungszunahme  überflügelndes, 
wesentlich  schnclkics  Wachstum  des  in- 
dustriellen Gesamicai>itals  und  Milderung 
des  Capitiilverhältuisses  durch  ein  das 
heisst  für  identisch,  für  unabtrennbar  mit 
einander  verknüpft  erklärt  und  dadurch 
meint,  mich  ad  absurdum  zu  führen,  7eigt 
das,  dass  er  in  diesem  Puncte  den  Sinn 
meiner  Entgegnung  gänzlich  missver- 
standen hat. 

Ad  3.  Aber  nicht  nur  in  diesem  beiläufi- 
gen P.',  -  -n-.  in  all' in  mid  jedem  iiui>s  er 
mich  missverstanden  haben,  missverstan- 
den bis  ztnn  Unbegreiflichen,  wenn  er 
l)ehaui)tct.  ich  gehe  die  Prämissen  preis 
und  h  a  !  t  i-  an  (l  e  r  Folgerung 
[n  ä  m  1  i  c  Ii  der  Z  u  s  a  m  m  c  n- 
b  r  u  c  h  s  t  h  e  o  r  i  ej  fest!  Wo  ich  (Ge- 
legenheit hatte,  habe  ich  die  Zusammen- 
hruclistheorie  iniiuir  hekämjift  als  eine 
unbeweisbare  Hypothese,  deren  Einircf- 
fen  zudem  vom  Stan^unct  sociaHsti- 
scher  Entwickelung  aus  gar  nicht  einmal 
gcwimscht  werden  kann.  So.  um  nur 
die  SocialistiseUen  Monatshefte  zu 
citieren,  in  den  Artikeln  Nachträgliche 
Bemerkungen  eur  Bemstein-DiscHssion 
(1899,  paji.  493  ff.)  und  Zur  Theorie  der 
Handelskrisen  und  der  Vberproduction 
(1901,  II.  Bd.,  pag.  669  ff.).  Und  nun 
ernennt  mich  Oppenheimer  aus  eigenen 
Gnaden  plötzlich  zum  Kampen  dieser 
Theorie^  und  zwar  im  selben  Atemzuge, 
in  dem  er  meine  die  Ablehnung  der  Theo- 
rie nochmals  wiederholenden  Sätze  an- 
führt!! Derselbe  Franz  Opi>aiheimer, 
der  im  nächsten  Satz  anderen  Leuten 
Utopie  vorwirft.  oonmo  ■ommidt 
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ADOLPH  VON  ELM  ■  EIN  MARKSTEIN  IN  DER  GE- 
SCHICHTE DER  DEUTSCHEN  GENOSSENSCHAFTS- 
BEWEGUNG 

Der  Worte  sind  genug  gewechselt,  lasst  mich  auch  endlich  Taten  sehn !« 
An  diese  Worte  unseres  Altmeisters  Goethe  erinnerte  der  Referent, 
Herr  Geschäftsführer  Heinrich  Lorenz,  die  Genossenschafter  in  der  am 
6.  März  dieses  Jahres  in  Chemnitz  abgehaltenen  ausserordentlichen  General- 
versammlung der  Grosscinkaufsgcsellschaft  deutscher  Consumvereine, 
welche  zusammenberufen  war,  um  den  Beginn  der  Eigenproduction  durch  die 
Grosseinkauf sgesellschafi  zu  beschliessen.  Wohl  sind  schon  viele  Consum- 
vereine Deutschlands  zwecks  Befriedigung  localer  Bedürfnisse  zur  Eigen- 
production geschritten ;  wir  haben  eine  grössere  Anzalil  eigener  Bäckereien, 
auch  einige  Schlächtereien  und  Tischlereien.  Aber  eine  durch  die  Consum- 
vereine errichtete  grössere  Genossen  Schafts  fabrik,  welche  für  den  Bedarf 
sämtlicher  Consumvereine  arbeitet,  war  bisher  nicht  vorhanden. 

Seit  der  Englandreise  der  Vertreter  der  deutschen  Genossenschaften, 
durch  welche  die  Masse  der  organisierten  Consumenten  zum  ersten  Male 
Kenntnis  erlangte  von  den  Erfolgen  auf  dem  Gebiete  der  Eigenproduction 
in  Grossbritannien,  ist  jedoch  diese  wichtige  Frage  nicht  mehr  von  der 
Tagesordnung  in  Genossenschaftsversammlungen  verschwunden-  Sie 
wurde  seit  jener  Zeit  erörtert  auf  allen  Tagungen  des  sogenannten  All- 
gemeinen Verbandes,  und  da  war  es  interessant,  zu  hören,  wie  Dr.  Crüger 
imd  Genossen  sich  redlich  Mühe  gaben,  den  deutschen  Genossenschaften  die 
Eigenproduction  auf  nationaler  Grundlage  nach  dem  Beispiel  der  Engländer 
zu  verekeln.  Eine  derartige  Entwickelung  passte  absolut  nicht  zum  Pro- 
gramm der  Mittelstandsretter  ei  des  alten  Verbandes,  dessen  Begründer 
Schulze-Delitzsch  wohl  die  Productivgenossenschaft,  die  Innung  der 
Zukunft,  als  die  Krönung  des  Genossen schaftsgebäudes  feierte,  durch  die 
genossenschaftliche  Production  aber  nicht  der  Gesamtheit  der  Arbeiter 
helfen,  sondern  einzelnen  unter  ihnen  es  ermöglichen  wollte,  sich  aus  der 
Reihe  der  Brüder  emporzuarbeiten  »und  anstatt,  gleich  ihnen,  Beschäftigung 
zu  suchen,  wie  bisher,  nun  selbst  einem  Teil  derselben  Beschäftigung  zu 
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geben«.  Schulze-Delitzscli  war  eben  Kleinbürger  vom  Scheitel  bis  zui 
Sohl^  sein  Ideal  war»  einen  Teil  der  Arbeiter  zu  kleinen  Unternehmern 
zu  machen  und  sie  durch  Rohstoff-.    Handwerker-    und  Creditgenossen- 

schaftcn  vor  der  Coiicurrcnz  des  ( irosscapitals  zu  schützen.  Aus  diesetu 
kleinbiirgerlichcn  Ideenkreis  ist  der  Alli^ctncinc  Genossenschaftsvcrbainl. 
getreu  nach  den  Grundsätzen  seines  Begründers,  nie  lierausgekonimen. 
Sprach  man  auf  den  Genossenschaftstagen  von  den  Erfo^;en  der  Eigcti- 
production  in  England»  dann  hiess  es,  die  Verhältnisse  liegen  dort  aber  audi 
ganz  anders,  als  bei  uns  in  Deutschland;  in  England  sei  ans  einer  q^c-ivissrn 
Sonfitagsstimmurtg  heraus  geliandelt  worden,  und  man  glaubte,  nicht  ein- 
dringlich genug  vor  dieser  Sonntagsstimmung  in  Deutschland  warnen  zu 
können.  Jeder  Zusammenhang  der  Genossenschaftsbewe^fung  mit  der 
allgemeinen  Arbeiterbewegung  wurde  verneint.  Die  statutarische  Be- 
stimmung des  Mannheimer  C'onsuni Vereins,  die  da  lautete:  »Bei  dem 
Bezug  von  VV  aren  berücksichtigt  der  Verein  in  erster  Reihe  d  i  e  Ünter- 
ndimungen,  in  denen  das  Coalitionsrecht  der  Arbeiter  anerkannt  wird  und 
die  gewerkschaftlichen  Arbeitsbedingungen  zur  Geltung  gelangt  sindc» 
war  die  Ursac  he.  weslialb  Herr  Dr.  Crüger  den  V^crein  von  der  Aufnalinic 
in  den  X'erband  zurückwies,  Rücksichtnahme  auf  die  Interessen  der 
Arbeiter  als  Producenten,  Organisation  des  Consums,  um  durch  die  erlangte 
wirtschaftliche  Macht  als  Käufer  einen  Einfluss  auf  die  Lohn-  und  Arbeits* 
bedingungen  der  Arbeiter  auszuüben,  galt  Herrn  Dr.  Crüger  als  Hochverrat 
an  dem  individualistischen  Princip  seiner  von  ihm  in  kleinbürgerlich  en 
Geiste  geleiteten  Consumvereine.  Heute  besteht  darüber  kein  Zwciiel 
mehr :  es  war  ein  Segen  für  die  Consumvereine,  dass  Herr  Dr.  Crüger  in 
Kreuznach  gewaltsam  trennte,  was  seinem  inneren  Wesen  nach  nicht  mdir 
zusammengehörte.  Die  Consumvereine  waren  im  Laufe  der  Jahre  mehr 
und  mehr  grosse  demokratische  Massenorganisationen 
geworden  und  hätten  über  kurz  oder  Umg  von  selbst  die  kleinbürgerlichen 
Bande  sprengen  müssen,  durch  die  sie  in  ihrer  Bewegungsfreiheit  im 
Allgemeinen  Verband  gehemmt  w  aren.  Nach  Kreuznach  folgte  in  Dresden 
die  mit  allseitiger  E^egeistenmg  in  Genossenschaftskreisen  hegrüsste  Grün- 
dung des  Ci'ntrak  t'rbandcs  deutscher  Consumvereine. .  .  Noch  kein  Jahr  ist 
verflossen,  und  der  junge  Riese  reckt  seine  Glieder,  er  verlangt  nach  neuer, 
seiner  Starke  würdiger  Arbeit :  er  muss  vorwärts  auf  dem  Wege,  auf  dem 
in  Grossbritannien  die  Genossenschafter  so  Gewaltiges  geleistet  haben. 

Es  sind  keine  neuen  Bahnen,  in  welche  die  Grosscinkaufsgesellschaft 
deutscher  Co}isu}ni'erei)te  mit  ihrem  Beschluss  in  (Jieinnitz,  in  Aken  an  der 
Elbe  28  400  Quadratmeter  Landes  zu  erwerben  und  auf  eigenem  Grund  und 
Boden  jetzt  mit  der  Eigenproduction  zu  beginnen,  gelangt  ist ;  es  ist  das  im 
Jahre  I&43  von  den  Redlichen  Pionieren  von  Rochdale  aufgestellte  Pro- 
gramm, dessen  Verwirklichung  für  Deutscliland  nun  auch  durch  die  fleut- 
schen  Genossenschafter  in  Angriff  gcnoinnien  werden  soll.  Charakteristisch 
ist,  dass  in  Deutschland,  wie  in  England,  die  Seife,  nach  deren  Verbrauch,  wie 
man  sagt,  der  Culturgrad  einer  Nation  beurteilt  wird,  zum  ersten  Fabrika- 
tionsgegenstand von  den  Genossenschaften  auscrsdien  wunle.  Wir  Deut- 
sche kommen  allerdings  fast  ein  Menschenalter  später;  in  England  wurdü 
schon  1874  in  Durliam  die  Genossenschattsseifcntabrik  errichtet.  Dieselbe 
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hat  sich  gut  entwickelt,  und  ab  sich  die  Dnrhatner  Räutnlichkdten  zu  klein 
erwiesen,  wurde  1895  die  jetzige  Seifen&brik  in  Irlam  gebaut.  Diese  hatte 
im  Jahre  1896  einen  Umsatz  von  circa  2  Millionen  Mark,  der  sich  bis  zum 
Jahre  1903  auf  über  7  MilUoncn  Mark  steigerte.  Die  Genossmschafts- 
Jrlam-Seife  liat  sich  in  Grossbritannien  einen  guten  Ruf  erworben ;  zur  Zeit 
sind  in  Irlam  391  Arbeiter  beschäftigt,  um  Seifen  aller  Arten  und  die  dazu 
gehörigen  Nebenproducte,  Seifenpulver,  Wich.se,  Pomade  etc.,  anzufertigen. 
Möge  Akcn-Scife  in  Deutschland  sich  ebenfalls  bald  der  Gunst  der  Gm- 
sumentcn  erfreuen ! 

Den  Genossenschaften  Deutschlands  erwächst  aus  dem  von  ihren  Ver- 
tretern in  Chemnitz  gefassten  Beschluss  die  Pflicht,  fttr  die  Durchführung 
desselben  mit  aller  Energie  oituutreten.  Die  financielle  Basis  ist  gegeben, 
die  zur  Durchführung  des  Unternehmens  erforderlichen  300000  Mark  sind 
schon  zum  grösseren  Teil  von  den  capitalkräftigsten  Consum vereinen  ge- 
zeichnet, die  Beschaffung  der  restlichen  Summe  dürfte  keine  Schwierigkeiten 
machen.  Bei  der  nächsten  Tagung  der  Grossemkaufsgenossensehaft  Anfang 
Juni  in  Hamburg  wird  die  Gttdiäftslettung  jedenfalls  schon  berichten 
können,  dass  der  Grundstein  zur  Fabrik  gelegt  ist ;  ncx-h  im  Laufe  dieses 
Jahres  dürfte  mit  der  Production  begonnen  werden,  dann  gilt  es,  für  den 
Absatz  zu  sorgen.  Von  der  Entwickelung  dieser  ersten  deutschen  Consum- 
genossenschaftsfahrik  wird  es  aUiäi^cn,  wann  weitere  Zweige  der  Pro- 
duction in  Angriff  genommen  werden  können.  Der  Grund  und  Boden  dazu 
ist  heute  schon  vorhanden,  auf  28  000  Quadratmeter  Landes  können  ausser 
der  Seifenfabrik  noch  eine  Reihe  Fabriken  gebaut  werden.  Beabsich- 
tigt ist»  nicht,  wie  in  England,  die  diversen  Fabriken 
fürdieeigene  Production  überdasganzeReich  zu  zer- 
streuen, sondern  möglichst  zusammenzulegen.  Dadurch 
dürfte  an  Spesen  für  die  Leitung,  an  Frachtkosten  etc.  wesentlich  gespart 
werden.  Zieht  man  femer  in  Betracht,  dass  neue  Reisende  zum  Verkauf 
der  in  eigener  Production  beigestellten  Artikel  ausser  den  schon  jetzt  von 
der  Grosseinkaufsgenossenschaft  angestellten  nicht  erforderlich  sind,  dass 
der  Absatz  schon  in  den  ersten  Jahren  ein  grösserer  sein  dürfte,  als  der 
der  grösseren  Privatfabriken,  so  braucht  man  wegen  der  Concurrenzfähig« 
keit  keine  Bedenken  zu  tragen. 

Allerdings  werden  in  einer  Beziehung  die  Herstellungskosten  höhere 
sein,  als  in  capitalistisdien  Betrieben ;  in  den  Genossenschaftsfabriken  dürfen 
keine  Hungerlöhne  gezahlt,  die  Arbeitszeit  muss  den  Tleschlüssen  der  Ge- 
werkschaften gemäss  festgesetzt  werden;  von  der  Unterstützung,  die  die 
Eigenproducticm  bei  den  organisierten  Consumenten  hndet,  wird  es  ab- 
hängen, ob  trotzdem  auch  für  die  Consumenten  eni  Nutzen  aus  der  Pro- 
duction erwächst.  Nur  bei  grossem  Absatz  ist  derselbe  sicher  verbürgt. 
Wird  die  erste  consumgcnosscnschaftliclie  Fabrik  von  Beginn  ihrer  Tätig- 
keit an  ausreichend  unterstützt,  so  dass  das  Unternehmen  als  auf  sicherer 
Basis  beruhend  be^iachtet  werden  kann,  so  werden  in  Aken  an  der  Elbe 
bald  weitere  Genossenschaftsfabriken  zur  Herstellung  anderer  Fabrikate 
errichtet  werden. 

Wollen  wir,  gestützt  auf  die  Erfahrungen  unserer  englischen  Freunde, 
etwas  schneller  in  dieser  Richtung  marschieren,  als  jene,  dann  ist  notwendig, 
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dass  unsere  Consumvereine  dafür  sorgen,  dass  grössere  Reserve- 
fonds zwecks  Förderung  der  E i g c n p roduction  ge- 
schaffen werden.  Die  von  der  Grosseinkauf sgesellschaft  veranstal- 
tete Umfrage  behufs  financieller  Unterstützung  des  neuen  Unternehmens 
liat  die,  erfahrenen  Genossenschaftern  längst  bekannte  Tatsache  wiederum 
bestätigt,  dass  mehrere  nach  der  Zahl  ihrer  Mitglieder  recht  grosse  Vereine 
Mittel  zu  dfeseni  Zweck  nicht  zur  Verfügung  stdlen  konnten.  Am  Schlüsse 
des  Geschäftsjahres  werden  in  diesen  Vereinen,  wddie  man  weit  eher 
dividcndenhuni^ri<:::e  vielköpfige  Krämerinstitutionen,  als  vom  Geiste  der 
Solidarität  beseelte  Genossenschaften  nennen  kann,  bis  auf  die  notwenciii^en 
Abschreibungen  und  gesetzlich  vorgeschriebenen  Zuwendungen  zum  Re- 
servefonds aUe  Überschüsse  wieder  an  die  Mitglieder  verteilt.  Esbleibt 
nichts,  um  die  weiteren  Ziele  des  Vereins  und  der 
Grosseinkaufsgesellschaft  zum  Wohle  der  Gesamt- 
heit zu  fördern. 

Diesem  Zustand  sollten  in  erster  Linie  die  Gewerkschafter  in  den  Ge- 
nossenscfaaften  entgegentieten.  Die  gewerkschaftlich  organi- 
sierte.n  Arbeiter  haben  ein  grosses  Interesse  daran, 
die  genossenschaftliche  Kigenproduction  zu  fördern. 
Die  Genossenschaftsfabriken  werden  ihnen  als  Rückenstärkung  für  ihre 
eigenen  Organisationen,  als  Beispiel  für  das  unter  den  jetzigen  Vertiält- 
nissen  Errdchbaie  dienen  können.  Auf  dem  vor  drei  Wochen  abgehaltenen 
Heimarbeitcrschutzcongress  sind  uns  durch  die  Ausstellung 
von  in  der  Heimindustrie  hergestellten  Waren  die  schmählichen  Hunger- 
löhne der  Heimarbeiter  Deutschlands  vor  Augen  geführt  worden.  Die 
Mühlen  der  Gesetzgebung  mahlen  langsam,  furchtlMU'  langsam,  sofern  sie 
für  den  Schutz  der  Arbeiter  gegen  die  capitalistische  Ausbeutung  in  Bc- 
yftgaDg  gesetzt  werden  sollen.  Ist  die  deutsche  Arbeiterschaft  von  dem 
emstlichen  Willen  hcseelt,  das  Elend  in  der  Heimindustrie  zu  bekämpfen, 
so  gibt  es  dazu  noch  einen  Weg,  der  weit  sicherer  ist,  als  der  der  Gesetz- 
gelmngsmaschinerie:  arbeiten  wir  mit  aller  Energie  an  dem  Ausbau  unserer 
Genossenschaften !  In  England  ist  es  erreicht :  die  in  den  genossenschaft- 
lichen Confections Werkstätten  angefertigten  Waren  sind  im  Preise  nicht 
teurer,  in  der  Qualität  sogar  wesentlich  besser,  als  die  der  Heimindustrie. 

Das  lässt  sich  natürlich  nicht  von  heute  auf  morgen  erringen,  aber  durch 
Coneentration  unserer  Kräfte  ist  das  Ziel  in  greif^re  Nähe  gerückt.  Ge- 
werkschafter und  Genossenschafter  müssen  sich  gegenseitig  zu  schützen 
und  zu  stützen  und  zu  fördern  suchen.  Nicht  nur  müssen  alle 
Gewerkschafter  Mitglied  der  Genossenschaften  w  er- 
den,sonderndieverfügbarenMitteiderGe  werkschaf- 
ten müssen  ebenfalls  in  den  Dienst  der  Genossen- 
schaftsbewegung gestellt  werden.  Wie  in  Grossbritannien 
müssen  auch  wir  in  Deutschland  eine  Genossenschaftsbank  haben,  in  der 
Gewerkschaften  und  Genossenschaften  ihre  Gelder  deponieren.  Dadurch 
werden  gewaltige  Mittel  der  Fördenuig  der  genossenschaftlichen  Produc- 
tion  dienstbar  gemacht  werden  können.  Wo  ein  Wille  ist,  ist  auch  ein  Weg 
—  die  Aufgabe  ist  gertdlt,  die  Lösung  hängt  von  dem  Verständnis  für  die- 
selbe auf  Seiten  der  orgainswrten  Art^terschaft  ab. 
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Der  organisierten  Arbeiterschaft :  dazu  rechne'ich  nicht  nur  die  gewerk- 
schaftlich und  j^enossenschaftHcli.  sondern  auch  die  politisch  organisierten 
Arbeiter.  In  den  letzten  Jahren  iiat  die  Socialdemokratie  den  Genossen- 
schaften gegenüber  eine  wolilwoUeiide  Neatrafitit  bdnmdet;  ob  es  zweck- 
mässig und  für  die  nächste  Zukunft  erreichbar  ist,  dass  officiell  durch  einen 
Parteitagsbcschlnss  etwas  daran  geändert  wird,  will  ich  jetzt  nicht  erörtern. 
Wohl  aber  halte  ich  es  für  die  Pflicht  aller  führenden 
Genossen  der  Partei,  für  ihre  Person  aus  der  bis- 
herigen Reserve  einmal  herauszutreten  und  ihren 
gan  zen  persönlichen  EinflusszurFörderung  und  Ent- 
wickelung  des  Genossenschaftswesens  in  die  Wag- 
schale zu  werfen.  Dasselbe  gilt  auch  für  die  Partei- 
p  r  es  s  e ,  auch  für  sie  ist  es  eine  Ehrenpflicht,  der  Erziehung  des  Volkes 
zur  praktischen  Solidarität,  die  ohne  Zweifel  in  der  modernen  Genossen- 
schaftsbewegung, wenn  zur  Zeit  auch  noch  in  bescheidenen  AnBmgen,  vor- 
handen ist,  ihre  Kraft  zu  widmen.  Unsere  Presse  ist  unsere  vornehmste 
Waffe  zur  Aufklarung  der  breiten  Massen  des  Volkes.  Diese  müssen  nicht 
nur  für  die  Genossenschaftsbewegung  gewoimen  werden,  Aufgabe  der 
Arbeiterpresse  muss  es  vor  altem  sein,  die  capkalisttsdien  In^incte,  die  Divi- 
dendenjagd in  den  Massen  zu  bekämpfen  und  dieselben  für  die  höheren 
Ziele  der  Genossen schaftsbewegung  zu  erziehen.  Als  solche  betrachte  ich 
nicht  allein  die  genossenscliaftliche  Eigenproduction,  sondern  auch  die  Be- 
reitstellung von  Mitteln  ffir  die  Erziehung,  Beleh- 
rung und  Schulung  von  Arbeitern  zur  selbständigen 
Leitung  ihrer  A  n  gc  1  c  g:  0  n  h  e  i  t  e  n.  Grosse  Genossenschafts- 
bibliotheken und  Lesesäle,  Räume  für  Versammlungen,  für  Conccrtc  und 
Theater  können  aus  Genossenschaftsmitteln  geschaffen  werden ;  Unterrichts- 
curse  zur  Ausbildung  föhiger  Genossen  können  errichtet  werden  und  end- 
lich auch  Herbergen  für  die  Proletarier  der  Landstrasse.  Ist  das  nicht  etwa 
ein  Ziel,  des  Strebens  aller  edlen  Menschen,  in  erster  Linie  aller  Scx-ial- 
tlemokraten  wert?  Zu  dieser  praktischen  Gegenwartsarbeit  die  Arbeiter 
.ständig  geistig  anregen  heisst  ebenso  an  ihrer  Befreiung  arbeiten,  als  wenn 
man  sie  zu  unausgesetztem  wirtschaftlichem  und  politischem  Kampf  anfeuert. 
Wir  wollen  und  braudien  nicht  die  eine  Tätigkeit  über  der  andern  zu  ver- 
nachlässigen, wir  wollen  alle  Waffen  im  Kampf  gegen  den  Capitalismus 
benutzen,  um  ihn  zu  überwinden.  Dazu  ist  aber  notwendig,  dass  auch  die 
Genossenschaftsbewegung  als  gleichwertiger  Factor  im  Be- 
freiungdcampf  des  Proletariats  anericannt  wird.  Erst  wenn  dies  durch  die 
Socialdemokratie  geschehen  ist,  wird  es  volle  Wahrheit  sein,  was  ein  Ge- 
nosse auf  meinen  in  den  Socialistischcti  Monatsheften  veröffentlichten  Ar- 
tikel Die  Revisionisten  an  der  Arbeit  glaubte  schon  für  die  Gegenwart  als 
Tatsache  vericünden  zu  können:  Die  Socialdemokratie  ist  an 
der  Arbeit,  nicht  nur  zur  Propagierung  der  gewerk- 
schaftlichen und  politischen  Betätigung  der  Arbei- 
ter, sondern  ebenfalls  zur  genossenschaftlichen  Er- 
zieh n  n  g  des  gesamten  \'  o  1  k  c  s, 
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s  ist  selbstverständlich,  dass  in  England  beide  handelspolitische  Lag«r  auf 


JLi^  starken  Zuzug  aus  den  Arbeitemtassen  hoffen. 

»Warum  dem  Fremden  Vorteile  zuwenden  und  den  britischen  Arbeiter  ausser 
Brot  bringen?  Stimmt  für  Chamberlain  und  besseren  Geschäftsgang!«,  heisst 
es  in  dnm  Flugblatt  der  Tarifreformliga.   Auf  der  Rfickseite  sieht  man  'dm 

ehrbar  behäbigen  John  Bull  schreckensstarr  vor  seiner  Ladentür  stehen,  wäh- 
rend die  Hausierer  aus  America,  Deutschland,  F'rankreich,  Russland  mit  ihren 
Industrie-  und  Agrarerzeugnisscn  den  ganzen  Bürgersteig  besetzt  halten  und 
jeden  Käufer  wegfischen.  W'iccK  r  auf  einem  anderen  Handzettel  —  die  brcit- 
ausgesponnenen  deutschen  Flugblattbclchrungen  in  Zeitungsgrössc  scheinen 
in  England  wemg  beliebt  zu  sein  —  erblicken  wir  links  mit  einem  Bündel 
alter  Lumpen:  »die  Menschen,  die  wir  importieren«  —  rechts  einen  stattlichen 
Arbeitsmann  mit  seinen  Werkzeugen  und  Emblemen:  >Männcr,  die  wir  ex- 
portierenc.  Daran  reihen  sich  einige  Sätze :  dass  die  Gewerkschaften 
mit  Recht  die  unlautere  Concurrenz  der  im  Inland  Lebenden  bekämpfen, 
dass  aber  nur  Balfours  und  Chamberlains  Politik  Schute  auch  gegen  den  un- 
fairen ausländischen  Wettbewerb  zu  bieten  vermöge :  »Warum  nicht, 
wie  Balfour  und  Qiamberlain  vorschlagen,  die  ZoUhausbeamteii  Posten  stehen 
lassen  g^en  den  ausländischen  Lohndrude?«  Die  ältesten  Schriften  und 
Reden  werden  ausRCgrabcn,  um  zu  beweisen,  diiss  die  Free  Trader  stets  die 
schlimmsten  Feinde  des  staatlichen  Arbeiterschutzes  sowohl,  wie  der  freien 
gewerkschaftlichen  Organisation  gewesen  seien,  dass  man  umgekehrt  die  wich- 
tigsten Soci algesetze,  gerade  der  letzten  Zeit,  den  Conser\ att\  eu  und  Unionisten 
verdanke,  die  dabei  meist  auf  den  schärfsten  Widerstand  der  liberalen  Man- 
ckesterlcute  gestossen  seien: 

»Können  TradeUnionismus  nnd  Freieinfuhr  Hand  in  Hand  ^hen? 

Nein.  Denn  Freicinfuhr  vereitelt  UUsaclilicli  die  Ziele  dis  Tradc-Unionismus. 
Was  hat  es  für  einen  Sinn,  alle  Berufsgenossen  eines  Productionszweiges  zum 
Zwecke  venranftiger  Lohn-  und  Arbeitszettfordemngen  zu  organisieren,  wenn  der 
Omsumcnt  sich  abwendet  und  die  Waren  kauft,  die  im  AusTand  durch  Schwitz- 
arbeit hergestellt  werden?  .  .  .  Schwindciuiir  Absatz  heisst  schwindende  Beschäfti- 
gung, also  auch  schwindender  Lohn.  Ein  totex  Stein  eribt  kein  Blut,  und  auch 
die  bestorganisierten  Gewerkschaften  können  aus  einer 
niedergehenden  Industrie  keine  Mehrbeschäftigung  und 
keine  Lohnerhöhung  herausschlagen.  Dio  Gewerkschaften  allein 
können  der  Flut  nicht  wehren,  die  sich  gegen  die  englische  Arbeit  erhebt.  Hier  gibt 
es  nur  einen  Ausweg.  Die  ganze  Nation  mvtss  sich  zusammensdiliessen  .  .  um 
sich  sdl>cr  die  Beschäftigung  zu  sichern,  von  der  die  Löhne  abhängen.  Genau  das 
will  Mr.  Chamberlain.  En  erstrebt  einen  Zolltarif,  der  wie  ein  nationaler  Gewerk- 
verein wirken  mflsste.  .  .  Freidnfuhr  und  Trade  Unionismus  sind  unverdnbar,  denn 
sie  gehen  von  ganz  entgegengesetzten  Grundanschauungen  aus.«^) 

Und  auch  das  schöne  IMarschlied  der  Tarifrcformliga,  von  B.  Fletcher 
Robinson  erdichtet  und  von  Robert  Eden  ganz  glücklich  und  schlagkräftig  ia 
Mtasik  gebracht,  enthält  ähnliche  Anklänge: 

»)  Vergl.  Tariff  Ke/orm  League  I,taßet,  Neue  Senc,  Nr.  24.  —  Der  Lcsci  wci'.;.,  dass  die  Chamhetlainsche 
Agitation  Rcrn  Jr*e  imporl  uml  free  trade  RCKcnObcrstrllt.  Freikandtl  sei  freier  Verkehr  nach  beiden 
Seiten,  bei  der  Einfuhr,  aber  auch  beim  Absau  nach  dem  Ausland.  England  erfreae  eich  deshalb  gar 
Bkbt  des  Freihandel«,  loatoB  M  kabe  am  fMtlitfkkr  —  etwai  gm  uderaa,  ah  die  Fmblndler  vr- 
■prtagUcb  entrebt  hitteo. 
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»Kauft!  kauft!  kauft  nur  im  John-Bull-Haus ! 
Wir  kommen  ohne  Deutsche  und  Yankees  ausl 
Und  das  inehrverdiente  Geld 

Unser  I^ndsmann  selbst  behält, 
Wenn  ihr  kauft  nur  im  John-Bull-Haus!« 
XXX 
Welclics  Echo  finden  solche  Umwerbungen  bei  den  englischen  Arbeitern? 
ich  masse  mir  nicht  an,  darüber  aus-  der  Ferne  ein  tunfassendes  Urteil  ab- 
geben zu  wollen.    Schrecken  doch  oft  die  aufmerksamsten  Beobachter,  auch 
vtrenn  sie  an  Ort  und  Stelle  weilen,  vor  allen  bestinunteren  Voraussagungen 
zurück. 

Unbestreitbar  scheint  das  eine:  dass  die  namhaftesten  und  die  meisten  eng- 
lisdhen  Gewerkschaftsführer  —  und  diese  sind  in  England  ndch 

immer  die  eigentlichen  Repräsentanten  der  Arbeiterbewegung  über- 
haupt —  den  liberalen  Freihändlern  vorläufig  treue  Gefolgschaft  und  Bundes- 
genossenschaft leisten.  Wie  sollte  es  anders  sein?  In  Engand  ist,  ganz  im 
(ngensatz  zu  anderen  Ländern,  der  Freihandesglaube  eine  Art  geheiligter 
\'olksüberHeferung  geworden ;  grosse  befreiende  Taten,  nicht  nur  auf  finanz- 
und  handelspolitischem,  sondern  auch  auf  verfassungspolitischem  Gebiet  —  so 
die  erste  grosse  Wahlreform  —  standen  mit  der  frethändlerisdien  Agitation 
in  cni^cm  Zusammenhang.  Nirgends  in  der  Welt  ist  daher  die  Überzeugung 
so  festgewurzelt :  dass  Fortschritt  und  Freihandel  in  alle  Ewigkeit 
wie  siamesische  Zwillinge  zusannnengdioren  und  dass  es  unter  allen  Um- 
ständen undenkbar  sei,  den  Protectionismus,  das  Eingreifen  der  Staat^ewalt 
in  den  internationalen  Warenaustausch,  als  Kampfmittel  rascheren  öko- 
nomischen Fortschreitens  oder  als  Abwehrmassnahme  gegen  wirtschaftliche 
Schädigungen  zu  gebrauchen.  Auch  die  engen  persönlichen  Be- 
7  i  c  h  u  n  g  c  n  zwischen  Linksliberalcn  imd  Gewerkschaftsspitzen  sind  bekannt. 
Und  wenn  die  persönlichen  Verbindungen  —  statt,  wie  neuerdings,  enger  — 
lockerer  geworden  wären,  so  bliebe  noch  immer  der  Einfluss  der  bfirger- 
lich-radicalcn  Presse  und  Literatur,  aus  denen  naturgemäss 
die  meisten  derartigen  Arbeiterführer  ihre  sachlichen  Informationen  und 
schliesslich  auch  viele  ihrer  allgemeinen  Anschauimgen  schöpfen. 

Doch  wie  weit  hören  die  Massen  auf  diese  Stimmen?  Bei  dem  Fehlen  einer 
weitverbreiteten  •selbständigen  Arbcitcrtagcsprcssc  wird  man  kaum  feste  An- 
halte dafür  haben  können.  Denn  Resolutionen  von  Aleetings  und  selbst  von 
Congressen  sagen  in  England  viel  mehr  über  die  Redner  und  Einbentfer,  als 
über  die  Zuhörer,  selbst  wenn  diese  am  Knde  gern  ihren  Beifall  bezeugt  und 
ihre  Hand  pflichtschuldigst  aufgehoben  haben.  Ich  erinnere  nur  an  <üe  Er- 
fahrungen beim  Boerenkrieg  und  mit  dem  Imperialismus.  Die  förmlichen 
Beschlüsse  lauteten  fast  immer  gegen  den  Krieg  und  gegen  die  imperia- 
listische Vorwärtspolitik.  Nach  den  W'ahUn  vertraten  jedoch  gerade  die  sach- 
kundigsten Parteiberichterstatter  die  Mcniung,  dass  auch  die  Arbeitermassen 
offenbar  von  der  imperialistisdien  Strömung  mit  fortgerissen  worden  seien, 
jedenfalls  in  viel  stärkerem  Masse,  als  zuvor  allgemein  erwartet. 

Aus  diesen  Gründen  sehe  ich  davon  ab,  durch  einen  Kundblick  über  mög- 
lichst vide  Ffihrerkundgebungen  ein  Bild  der  handelspolitischen  Stimmungen 
in  den  englischen  Massen  groen  zu  wollen.  Das  hiesse,  etwas  ganz  Unmög- 
liches versuchen  und  ganz  irreführende  \'orstel!ungcn  erwecken.  Dagegen 
seien  aus  einigen  symptomatischen  .Schriften  die  Gedanken- 
gänge herausgeschält,  die  sich  immer  wieder  in  dem  Hin  imd  Her  der  ent- 
fesselten Agitationen  geltend  machen  werden  und  die  deshalb  die  wider- 
streitenden Anschauungen  im  englischen  Proletariat  kennzeichnen  dürften. 
Vor  allem  berncksichtige  idi  dabei  ein  von  Massingham  herausgegebenes  frei- 
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händlerischcs  Sammelwerk*)  und  swei  Schriften,  die  derSocüi/  Democratic  Fedc- 
ration  nahestehen:  die  eine  vom  altverdienten  Partei secretair  Lee  selber,^)  die 
andere  von  Th.  Rothstein,  zuerst  als  Artikelserie  in  der  socialdemokratischen 
Justice  erschienen^). 

\  X  X 

Das  Verblüffendste  dabei  ist,  wie  weit  der  socialdemo- 
kratische  Parteisecretair  in  seiner  Absage  au  die  übliche 
Freihandelshochschätzung  geht.  »Der  Gesamteindruck  der 
Broschüre«,  urteilt  Eduard  Bernstein  in  seinen  Docuwcntrtt,  >ist  ein 
dem  Freihandel  in  der  Gegenwart  so  ungünstiger,  dass  der  Leser  aus  der 
Axlieiterclasse,  der  nicht  an  das  unmittelbare  Eintreten  des  socialistischen 
Zukunftsstaates  glaubt,  auf  Griuid  der  Broschüre  doch  leicht  dazu 
kommen  kann,  es  einmal  mit  dem  C  h  a  m  b  e  r  1  a  i  n  sehen  Plan  versuchen  zu 
wollen.«  Der  englische  Freihandel  hat,  nach  Lee,  einer  der  wichtigsten  Pro- 
ductionen,  der  englischen  Landwirtschaft,  dett  Todesstoss  ver- 
setzt; da  jedoch  die  Abhängigkeit  der  Ernähnmg  vom  Auslande  bei  jedem 
Weiterblickenden  Bedenken  erregen  müsse,  so  bleibe  als  einzig  mögliche 
Lösung  der  steigenden  Agramöte  Englands  nur  >die  Nationalisation 
vf)ii  Grund  und  Boden,  der  Strunsbctricb  des  Landbaus  zum  Vorteil  des  g-csaniten 
Gemeinwesens.  Dieses  Heilmittel  mag  vielen  drastisch  vorkommen,  deren 
Blick  erst  jetzt  durch  die  Zollvereinserörterungen  auf  den  Stand  unserer 
Lebensmittelversiorgung  gelenkt  worden  ist;  aber  die  ganze  Lage  drängt 
2  u    einer  Entscheidung.«'^) 

Auch  darin, gibt  Lee  den  Chamberlainiten  oder  sonstigen  Kritikern  des  Frei- 
handels recht,  dass  die  grössere  Billigkeit  oder  Teuerkeit  der  Waren 
nicht  den  Massstab  für  die  Förderung  oder  Benachteiligung  der  Ar- 
beit e  r  classenintercsscn  bilden  dürfe.  Für  den  Freihändler,  der  ganz  über- 
sehe, was  für  ungeheure  Umwälzungen  sich  in  den  Wirtschaf tsverhältnissvn 
während  des  letzten  halben  Jahrhtmderts  vollzogen  hätten,  sei  der  Consumenten- 
staiidpnnct  alles,  der  Producent  nichts.  Das  möge  für  Rentenverzehrcr  eine 
recht  einleuchtende  Anschauung  sein ;  der  Arbeiter  indes  sei  mehr 
Pröda  Cent,  als  Consnment;  9eijie  Skonomische  Theorie,  die  den  Arbeiter 
als  Produccntcn  ausst^r  Betracht  lässt  und  die  ihn  lediglich  in  seiner  mehr 
ncliengeordncten  Stellung  als  Comsument  ins  .\uge  fasst,  ist  sicherlich  niclit 
geeignet,  viel  Anklang  bei  der  Masse  derer  zu  hnden,  die  von  ihrem  Tage- 
werk leben«.*) 

')  II.  W.  Mas'^iTv^li.iin    Latour  and  protection,  a  atries  of  studics  /Loadm  i<)03/.  —  Massingham. 
ein   r.i(lii.-tlrr  Ju  irn.'.'i  t.    ^o'i.,rt  mm  Stn1)i>  iler  Doüf  NtW$',  VOgl.  «OCh  B«rilSt«lat  Autig»  ia  de« 
DocMtHenten  des  Socialismus,  IV.  Hd.,  pai;.  ho  ff. 
3)  II.  W.  Lcc:  Social  Democracy  and  Ihe  Zollvereim  /I.Andon  iqoj/. 

*)  Tb.  Rothttein:  Tht  decUne  o/  british  itub$siiy  /London  1903/,  deutech  abgedmckt  in  der  AieuM 
2Mf.  1909-19041  1.  Bdn  pag.  4<^C 

^  iai«c«rit7  of  tbea»  blind*  wttb  xcwi  to  ovf  tood  «npply.  Uoie  ih»  food  taxera  tiove 
Äeir  ctroDfrest  case.  TTiere  in  no  cOüntnr  in  the  world  wbidi  hnport«  food>tdh  to  am'thing  like  the 

cxtcnt  fhnt  ihis  <  ountry  i\i>es.  W'c  .ire  ali^nhitelv  ilppctnicnt  upon  other  i  oiintric^  foi  oiii  nc.  t-^^.^Ttf•^  of 
life.  Von:  oii'.-.in<l-(Mit  Ficc  Tr.itlcr.  with  b<>  hc.ni  tilleil  with  inillion";  <if  fii^iito'.  rrprcsi-ntin^;  imports 
nnd  cxjiiirtv  iintil  :it  lii'it  he  cannot  see  tlic  f.n  fni  fii^uirN.  m.TV  reg.iiil  tlii^  ilrj.cndenfy  upon  othcr 
countrie«  for  our  fooii  sitp|ily  a.s  of  littlc  nionicnt  provided  that  wc  can  impoit  cheap  foodstuffs.  To 
anjrOBO  wlio  SOes  bcyond  mote  figures,  thc  Situation  cannot  possibly  be  regarded 
aa  latlafactory.  To  bave  kilied  an  important  iadiutiy  like  agricnltoi«,  upoa  whkk  depead  the 
«wy  Uft»  of  the  Population,  ia  aa  endeavoar  to  oMaia  dia^  laboar  oot  of  «hidi  to  wriag  prait«  U 
Bcarcely  a  work  of  which  the  capitalUt  and  maaafartaring  inteiMt  aaed  fM  pread.«  CP*C> 
*)  WSrtlich  tautet  die  —  meines  Erachtens  nicht  besonder*  klare  and  folgerichtige  —  Stelle  bei  Lee: 
»Voiir  Free  I  rador.  who  i;;nor«.<i  all  thc  changiriil  ..ivlitions  of  prodiu  tion  whith  ha\e  bcrn  <  onstantlv 
ßoini;  on  dutiii^  tlio  last  ha]fipntuiy,  is  fond  uf  ciiiplia>i>ii'.j;  ihr  lipnofit";  whn  h  <:hcapness  inu».t 
brin;;  to  the  «  n  n  s  u  in  p  i .  Ihr  <  ll^.^llml■r  i>  cverything,  the  prodiic^i  m  rtiiini;  I  lii^  inust  be  a  mo«t 
convenient  economic  theor)'  to  thc  wcalthy  c  lasse«,  who  consuaic  ncaily  cver>-thuig.  and  produce 
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Wie  anders  die  Mitarbeiter  Massinghams,  darunter  Persönlichkeiten  von 
dem  Gewicht  John  Burns'  und  des  Maschinenbauersecretairs  G  e.o  r  g  e 
N.  Barnes,  ferner  der  ehrwürdige  Holyoake,  dem  Rosalind  Nash 
mit  Haushaltungsbudgets  zur  Seite  steht,  endlich  J.  A.  H  o  b  s  o  n  und  andere. 

Die  erstaunliche  Naivetät  eines  heilig  gehüteten,  alten  Volksglaubens 
finden  wir  hier  noch  bei  Holyoake.  Die  ganze  Vergangenheit  Englands 
Ist  diesem  Veteran  des  Genossenschaftswesens  ein  einziges  dunkles  Capitet 
voller  unbegfrei  flieh  er  Irrtümer  und  unerträglicher  Leiden  bis  —  zum  Siege 
des  Freihandels.  Was  seitdem  sich  zum  Besseren  gewendet  hat,  erhielt  zum 
mindesten  den  stärksten  Anstoss  —  durch  den  Freihandel.  Sollte  wieder  dne 
Ära  des  Protcctionismus  anbrechen,  so  würden  die  alten,  lebhaft  ausgemalten 
Notstände  gleichfalls  zurückkehren:  bettelnde  Vagabunden,  Vorrat  plündernde 
städtische  Arbeiter,  verkrüppelte  Kinder  und  verwelkte  Frauen,  miserable 
Schulbildung,  endlose  Arbeitszeiten,  schauderhaftes  Essen,  im  alten  Gdeis 
stumpfsinnig  fortwirtschaftende  Unternehincr : 

»Wie  erbärmlich  und  verächtlich  muss  ein  Staatsmann  das  Verständnis  der  Ar- 
beiter einschätzen,  wenn  er  an  rie  appelliert,  sie  sollten  freiwillig  ihre  Ldienshaltang 

auf  die  ihrer  Vorväter  zurückschrauben !  Mit  Cobden  und  Bricht  kamen  mit  Macht 
der  frische  Unternehmungsgeist,  der  die  nationale  Luft  von  den  Sumpfmiasmen  des 
Monopols  reinigte.« 

Selbst  die  Mädchen  und  Frauen  sind  in  den  Augen  Holyoakes  hübscher  ge- 
worden, durch  den  Freihandel : 

»Auf  die  dürre  Eckigkeit  von  noagercu  Komzolljahren  folgte  rundliche,  fröhüche 
Liebenswürdigkeit.    Der  Protectioniauas  machte  hässlidi;  der  Freihandel,  ditrdi 

seinen  Wohlstand,  brachte  Schönheit.« 

John  Burns  hält  sich  gleichfalls  nicht  ganz  frei  von  ähnlichen  Schön- 
färbereien; aber  sie  sind  bei  ihm  nicht  die  Hauptsache  und  das  Entscheidende. 
Bums  gesteht  offen  zu,  dass  viel  Not  unter  dem  Freihandel  geblid>en  sei;  er 
fordert  die  ncuerungslustigen  Staatsmänner  auf,  die  Production  zu 
reorganisieren  und  die  Verteilung  des  Ertrages  zu  verbessern. 
In  erster  Linie  jedoch  wendet  sich  Burns  gegen  die  politische  Cor- 
r  u  p  t  i  o  n  ,  die  er  im  Gefolge  aller  Zollbewilligungen  und  !Zol]kämpfe  sich  aus- 
breiten sieht  Über  die  Macht  der  Trusts,  über  die  Vergiftung  der  Wahlen  und 
der  Parlamente  durch  den  Streit  um  Liebesgaben  in  America  weiss  Bums  vid 
Treffendes  beizubringen,  und  seine  ausgq>rägt  männliche  Eigenart  und  Gerad- 
heit kommt  hier  auf  das  glückUchste  zum  Ausdruck.  Nur.  wenn  solche  Con- 
sequenzen  jedes  Betreten  des  gesetzgeberischen  Weges  verbieten :  w o 
bliebe  dann  die  ganze  moderne  Gesetzgebung  überhaupt  ? 
Capitalsconccntration  gibt  es  wahrhaftig  auch  ohne  Zölle;  auch  England  hat 
seine  Ringe  imd  Irusts  und  wird  sie  in  Zukunft  noch  mehr  haben.  Und  Ein- 
griffe der  öffentlichen  (staatlichen  tmd  communalen)  Gewalten  in  wirtschaftlidie 
Interessen  und  Intcrcsscnconflictc  bilden  heute  überall,  nicht  nur  hinter  den 
Zollmauern,  einen  Hauptteil  der  gesetzgeberischen  und  verwaltenden  Tätigkeit. 
Genau  so,  wie  John  Burns  die  Zollpolitik,  schildern  die  Gegner  des  Munidpal" 
socialismus  die  Corruption  der  städtischen  Verwaltungen  durch  Amter- 
besetztmgen,  durch  Gehalts-  und  Lohnfeststellungen,  durch  conununale  Eigen- 

nothing!  Thp  w orker  is  undoobtodly  k  coosoner  M  well  u  a  producer,  or  he  conld  not  keep  going 
iuid  th.1t  wouUI  hc  a  bad  look-out  for  the  consnmers  wlio  arc  not  producer».  Hut  he  is  tnore  of  » 
producer  than  a  l  onsiimcr,  or  whcrc  would  bc  thc  i  apitalists.  rimllords,  tinancicrs.  loanmor.i;ei -,  .iml 
all  the  rcst  of  the  paianitiial  cl.vsses  who  retlainiy  ilo  not  live  im  .lii,  atul  nrc  not,  so  fai  as  we  liav« 
bcen  able  to  «liscern.  supplied  with  comforts  and  luxuries  fium  abovc  '  An  ecoroniii  theory  w-hich 
ieavei  ovt  of  acxount  the  worker  a-s  a  prodacer,  and  seenu  to  rc(;ard  him  only  from  bis  minor  economic 
politioa  as  a  consnmer,  ii  certainly  not  one  which  xhould  find  favoiir  with  the  mass  of  thoie  vho  lin 
\>y  daily  tolL«  (pug.  tz-i^)  —  Aach  die  «plter  folgenden  AaifOhmagen  ober  den  Kampf  gtgn  rer- 
bilUgende  AmlaadiprimfeB  liad  kaum  btioaden  clBdtUcli  ia  iiver  Kritik  dar  FMhaadeiswidenprtdw, 
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betriebe,  durch  Vergebung  städtischer  Arbeilen.  Jeder  Handelsvertrag,  jede 
Gewerbeordnung,  jede  Regelung  der  Eisenbahntarife,  jede  Steuerfrage,  jede 
Kleinbahnvorlagc,  jeder  Canal-  und  Eisenbahnbau,  sogar  jede  Strasscnanlage, 
jede  Staatslieferung,  jedes  Börsengtsetz,  jede  Ordnung  der  Fleischbeschau,  ja 
jede  l'\stlegiing  des  Hntflammungspunctes  beim  Petroleum^)  und  ähnlicher  All- 
tagskram drängt  die  einen  materiellen  Interessen  zurück  und  verschafft  anderen 
materiellen  Interessen  freieren  Spielraam  oder  einen  wesentlichen  Vorsprun^f 

—  denn  in  der  Cnncurrenzgesellschaft  ist  fast  immer  des  einen  Evilc  des  anderen 
Nachtigall.  Ohne  Gefahren  ist  diese  Entwickelung  sicherlich  nicht.  Ich  selber 
halte  e»  för  eines  der  wichtigsten  und  emstesten  Probleme  unseres  öffentlichen 
Lebens,  entsprechende  Gegengewichte  gegen  die  Einseitigkeiten  dieser,  im 
eirunde  unaufhaltsamen  Entwickelung  zu  schaffen.  Aber  solche  möglichen 
Einseitigkeiten  und  solche  unleugbaren  Gefabren  sind  noch  niemals  ein  hin- 
reichender Anlass  gewesen,  fatalistisch  die  Hände  in  den  Schoss  zu  legen  und 
auf  Fortschritte  zu  verzichten,  weil  auch  materielle  Sonderintercsscn  t)ei  die.sen 
Fortschritten  in  Frage  kamen.  Gewiss,  wenn  England  weiter  beim  Freihandel 
gut  zu  fahren  glaubt,  warum  soll  es  auch  noch  den  Streit  um  Zollsätze  in  sein 
Parlament  hineintragen  ?  Aber  wenn  man  die  alte  Freihandelspolitik  für  über- 
wiej^end  nachteilig  hält,  dann  werden  derartige  Gefahren  wahrhaftig  nicht 
aussschlaggebend  sein,  gegen  den  Protectionismus  so  wenig,  wie  gegen  andere, 
materiell  bedeutsame  .Staatseingriffe  in  den  sich  selbst  übcrlasscnen  Verkehr 

—  der  in  Wirklichkeit  schon  längst  nirgends  mdir  sich  selbst  überlassen  ist, 
aucli  in  England  nicht. 

Ähnlich  dfirfte  es  mit  einem  zweiten,  abermals  von  John  Bums  mit  männlicher 
Entschiedenheit  immer  wieder  betonten  niiiwand  stehen:  dass  die  Zölle  ge- 
steigerte Staatseinnahmen  und  damit  eine  Stärkung  des  Mili- 
tarismus zu  Wasser  und  zu  Lande  und  der  Eroberungspolitik  bewirken  werden. 
Etwas  Wahres  ist  auch  daran.  Theoretisch  ist  es  sogar  so  unanfechtbar,  wie 
2X2=r^4;  wenn  England  keinen  Pfennig  in  seinen  Staatscassen  hat,  so  wird 
es  keinen  Matrosen  und  keinen  Landsoldaten  behalten  oder  neueinstellcn  können. 
In<ks,  in  der  politischen  Praxis  verläuft  der  Process  wesentlich  anders,  als  beim 
Denken  im  freien  Raum  und  heim  Pläneschmieden  hinter  dem  Schreibtisch. 
England  hat  in  den  letzten  Jahren  die  riesenhaftesten  Rüstungssteigerungen 
durchgesetzt.  Im  grossen  und  ganzen  blieb  es  dabei  seiner  alten  Handelspolitik 
noch  immer  treu:  es  ging  also  auch  anders,  als  durch  Schutzzölle,  und  im  Not- 
falle wird  rler  englische  Militarismus  weiter  ohne  Schutzzölle  sich  selber  zu 
helfen  und  anderen  zu  raten  wissen.  Ausserdem  leiden  alle  solche  Vorschlage 
an  dem  tötlichsten  inneren  Widerspruch :  erst  tut  man,  als  ob  man  selber  die 
parlamentari.sche  Mehrheit  zur  Verfügung  habe,  und  streicht  heroisch  die  Staats- 
einnahmen weg  —  dann  räumt  man  gnädigst  den  militaristischen  Gegnern  die 
Ml^rheit  wieder  ein,  aber  die  Gegner  können  damit  nichts  anfanget),  weil  ihnen 
schon  im  voraus  die  Staatsmittel  entzogen  sind !  In  Wahfheit  bestimmt  doch 
eine,  im  wesentlichen  gleichartige  Mehrheit  .\usgabcn  so  gut  wie  Einnahmen. 
Entweder  ist  diese  Majorität  arbeiterreformtreundlich,  dann  schaden  selbst  die 
Schutzzölle  in  dieser  Richtung  nichts,  sie  werden  in  ihrem  Ertrag  gleichfalls 
inneren  Reformen  zugute  kommen.  Oder  diese  Mehrheit  ist  militaristisch,  dann 
wird  sie  entweder,  wenn  sie  vom  Freihandel  sich  abwenden  zu  sollen  glaubt, 
Schutzzölle  nidit  darum  für  schlechter  halten,  weil  sie  zugleich  der  Staatscasse 
recht  erkJecldidie  Sununen  zuführen  —  oder  sie  wird,  wenn  sie  eine  Andenmg 

Ich  greife  dieses  Ltri<;pi(>l  horaas,  weil  I)urn<i  srlhcr  tiib  Ober  den  enfrliachen  Low  FUUk  0it-9UMldat 
entrtetrt.  Im  ich  mich  nicht,  io  handelt  es  lich  dabei  wn  eioen  verMÄleiertea  Kampf  gegen  «OMrica- 
aiache«  Petroleum  nnd  gegen  billige  deotiche  Lampen,  aad  Bon»  scheint  aaf  der  Seite  der  mehr  Speir» 

hMligen  tu  stehen.  Nun  also'  Itei  uns  kann,  wie  man  u-ci<i<.  eine  ähnliche  Regelung  eine  grotM 
Bedtatnag  gewinnen,  um  russische«  und  ruminiiches  Petroleum  gegen  das  ancricuitche  ansauspielen. 
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•der  Handelspolitik  grundsätzlich  verwirft,  andere  Eiimahmequellen  zu  er- 

schliessen  wissen,  wie  sie  das  ohne  Schwierigkeiten  bisher  gekonnt  hat. 

Alle  von  aussen,  von  ganz  anderen  Gebieten  herbetgehoTten  Gründe  scheinen 
mithin  wenig  durchschlagend.  Handelspolitische  Entscheidungen 
müssen  und  werden  stets  vorwiegend  nach  handelspolitischen  Er- 
wägungen fallen. 

Hier  jedoch  bietet  das  freihändlerische  Sammelwerk  nicht  gerade  allzuviel. 
Indes  ist  manches  in  den  mehr  theoretischen  Beweisführungen  Ilobsons 
lesenswert,  und  noch  mehr  zeichnen  sich  die  Darlegungen  von  Barnes  aus 
durch  das  ehrliche  Bemühen,  ruhig  die  Tatsachen  zu  ermitteln  und  aus  den 
Tatsachen  selber  die  notwendige  Stellungnahme  als  Ergebnis  abzuleiten.  Der 
Generalsccretair  des  grossen  Maschinenbauerverbandes  beginnt  sogar  mit  einer 
kräftigen  Verwahrung  g^en  die  optimistischen  Einseitigkeiten  vieler  Frei- 
händler : 

»Mandie  denken,  man  habe  Chambcrlain  genügend  widerlegt,  wenn  man  auf  den 
vermehrten  und  sich  vermehrenden  Reichtum  unseres  Landes  während  der  letzten 
fünfzig  Jahre  hinweist.  Blendende  Ziffernreihen  lässt  man  aufmarschieren,  um  das 
Wachstium  der  Sparcassencinlagcn,  den  heutigen  Zucker-  und  Teeverbrauch  zu 
zeigen;  und  zuweilen  bringt  der  Verteidiger  des  bestehenden  Zustandes  auch  noch 
eine  Statistik  herbei,  dass  die  Zahl  und  Grösse  der  Einkommen  mter  der  ineame-tas 
beträchtlich  grösser  und  zahlreicher  sind,  als  früher. 

Ich  gebe  das  alles  zu,  aber  mir  genügt  das  nicht.  Gewiss,  vermehrter  Reichtum 
ist  mit  dem  Freihandel  gekommen,  doch  das  beweist  mir  nicht,  dass  nim  alles  gut 
ist.  Der  Cobdcit-Club  hat  nur  die  Hälfte  bewiesen,  und  zwar  die  weniger  wichtige 
Hälfte.  Ich  möchte  daher  zunächst  einige  Tatsachen  anführen,  welche  die  andere 
Hälfte  Ixtrcffen. 

Ich  denke  .  Vermehrung  des  Reichtums  ist  Nebensache,  wenn  gleichzeitig  damit 
unser  Massendasein  leidet.  TatsSchlich  gibt  es  in  jedem  unserer  industriellen  Centren 

Tausende,  ttntcr  Umständen  zusammengepfercht,  die  ein  anständiges  gesundes  Fa- 
milienleben zur  Unmöglichkeit  machen,  auf  Löhne  angewiesen,  die  noch  nicht  einmal 
dne  Lebenshaltung  gestatten,  wie  sie  für  unsere  Gefangnisse,  Aroettshäuser  und 
Caserncn  verlangt  wird.  .  . 

Mr.  Chambcrlain,  als  er  noch  auf  dem  rechten  Weg  war,  gab  ein  ganz  treffendes 
Bild  der  Lage,  als  er  äusserte,  das  Gedeihen  und  Wohlbefinden  und  die  Freiheit  eines 
grossen  Teils  der  Bevölkerung  sd  einer  kleinen  Zahl  von  Besitzeni  ausgeliefert,  die 
weder  pfliigen  noch  spinnen.  Um  Mr.  Chamberlains  heutige  Vorschläge  zu  bc^ 
kämpfen,  scheint  es  mir  daher  auch  unzureicliend.  nur  eine  .\b\vchrvcrtcidigung  für 
den  Freihandel  zu  führen.  Man  muss  vielmehr  dartun,  wie  dem  Volk  von 
dem  prodttcierten  Reichtum  ein  grösserer  Anteil  gesichert 
werden  kann... 

Der  Freihandel  kaim  nicht  nur  die  Spccialintcresscn  des  Produccntcn  ver- 
nachlässigen, er  kann  sie  auch  den  Interessen  des  Consumenten  und  des  Capt- 
talisten  zum  Opfer  bringen.  Als  Arbeiter  und  Gewerkschafter  habe  ich  vor  allem 
die  Interessen  des  Producenten  im  Auge,  und  ich  glaube,  wenn  wir  unsere  jetzige 
Stellung  betreffs  billiger  ErzeuRimg  aufrechterhalten  wollen,  so  müssen  wir  sowohl 
die  Production,  wie  den  Handel  freimachen.  .  .  Wir  müssen  die  Ver- 
billigung  der  Production  fordern,  indem  wir  von  der  Arbeit  den  Alp  der 
Müssiggängcr  ablösen.« 

.Mlzuviel  kommt  freilich  bei  diesem  .Anlaut  zu  einer  selbständigen  Arhcitcr- 
classenpolitik  nicht  heraus:  die  Grundwerte  .seien  zu  besteuern,  die  Landwirt- 
schaft sei  wissenschaftlidl  und  genossenschaftlich  zu  betreiben,  die  municipale 
Fürsorge  für  Wohnungen  und  Verkehrsmittel  zu  erweitern: 

»Dann  tud  nur  dann  wird  sich  unser  Volk  nicht  nur  dei^  Wohltaten  des  Frd- 
handek  ctVrcucn  können,  sondern  audi  emcs  Masses  von  sodaler  tmd  ökonomischer 
Frdhd^  wie  es  der  Frdhandelstheorie  unfassbar  war.i 

Barnes  versucht  nunmehr  zu  zeigen,  wie  einzelne  Zölle  die  englische  Pro- 
duction-und  Concurrenzfähigkeit  schadigen  müssten,  und  er  kommt  dabei  immer 
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wieder  zu  dem  al^^erndnen  Sdiktsse,  dass  bei  Freihandel  die  Hilfoquellen  der 
Nation  am  vorteilhaftesten. ausgenutzt  und  entwickelt  wurden.  Vieles  ist  zweifel- 
los zutreffend,  ebenso  wie  bei  John  Bums  manche  überlebte  Befürchtungen 
betreffs  des  Maschinen-  und  Schiffsexportes,  der  industriellen  Entfaltung  auch 
anderer  Nationen  ganz  glücklich  zurückgewiesen  sind.  Doch  diese  Einzel- 
heiten berühren  wir  hier  nicht  weiter. 

Ein  immer  wiederkehrender  freihandlerischer  Trumpf  findet  sich  natürlidi  bei 
unseren  Gewährsmännern  gleichfalls :  dass  die  englische  Handelsfreiheit, 
der  Sporn  der  internationalen  Concurrenz  ein  wagemutiges,  umsichtiges  und 
energisches  Unternehmertum  geschaffen  habe.  Besonders  Holyoake 
entwirft  die  derbsten  Schilderungen  des  unfähigen,  in  geistigen  Winterschlaf 
verfallenen  Fabrikanten  der  protectionistischen  Zeit : 

>r)cr  Standard  der  In<li;';trie  war  niedrig,  die  Unternehmer  selber  waren  nicht  auf- 
geweckt, sie  zehrten  nicisi  von  den  Gedanken  ihrer  Vorgänger,  wie  Leute  in  Armen- 
wohnungen  die  Ausdünstungen  Anderer  atmen.  SchwäcMIche  Köpfe  waren  nicht 
seltener,  als  schwächliche  Ktirpcr.  Der  Freihandel  war  es,  der  frische  Ideen,  wie 
frische  Luft,  in  Industrie  und  llandel  brachte  und  Gesundiieit,  Kraft  und  Wachstum 
hervorrief.  Der  Protectionismus  war  die  Nährmutter  von  Schlendrian  und  Hittel- 
mässigkeit.« 

Wie  weni^  auf  solche  vage  Urteile  zu  geben  ist,  legt  die  Schrift  von  R  o  t  h  - 
stein  weragstens  nahe.  Denn  für  Rothstein  ist  der  heutige  englische  Unter- 
nehmer—  nach  aller  jahrzehntelanger  Freihandelserziehung!  —  der  (Üpfel  der 
Unfähigkeit,  und  ein  walirer  geistiger  Riese  gegen  ihn  ist  —  der  deutsche  Gross- 
capitalist,  der  nunmehr  ein  Vierteljahrhundert  Schutzzollpolitik  hinter  sich  hat  1  1 
Man  kann  sich  gar  keinen  grösseren  Gegensatz  gegen  die  dhcn  erwähnte  frei- 
händleri.schc  Fortsclirittsliegcisterung  denken,  als  wenn  Rothstein  schreibt : 

»Eine  Sache,  die  so  einfach  liegt.  l'K-darf  nicht  der  Zu>anmienfassung;  sie  ist  so 
klar,  wie  das  S  d  n  n  e n  1  i  c  iu.  Die  britische  Industrie  ist  im  N i edergan|f 
begriffen,  und  die  Schuld  liegt  bei  den  herrschenden  Classen,  welche  in 
ihrer  fast  unglaublichen  Ün  w  i  s  ae  n  h'e  i  t ,  geistigen  Trägheit  und  all- 
gemeinen Untuchtigkeit  es  unterlassen  haben,  mit  den  Erfordernissen  moderner 
Production  und  modernen  Handels  Schritt  zu  halten.  So  ist  denn  nicht,  wie  jetzt 
bdiauptet  whd,  das  Vorgehen  der  fremden  Tender  verantwortlich  zu  machen  für  die 
Krisi.^  i>!  der  britischen  Industrie,  noch  auch,  wie  vor  kurzer  Zeit  behauptet  wurde, 
die  Faulheit  des  britischen  Arbeiters  und  seine  gewerkschaftliche  Taktik.  Die  Ver- 
antwortung liegt  lediglich  bei  der  Unternehmer dasse  selbst.  Dies  ist  der 
nackte,  klare  Tatbestand,  der  sich  deutlich  von  dem  vielfarbigen  Hintergrund  der 
oben  zusammengetragenen  concrcten  Tatsachen  abhebt.« 

Und  auch  hier  ist  es  vrieder  der  Socialdemokrat  und  Mitarbeiter  der 
Justice,  der  den  »albernen  Optimismus  unseres  Freihändler  sc  ver- 
spottet : 

»Er  versteht  keinen  einzigen  Gcsichtspunct  der  Frage,  weil  er  die  Frage  selbst 
ableugnet.  Nicht  so  der  Schutzzdllner.  Er  weiss,  dass  Englands  in- 
dustrielle und  comnicrciclle  Stellung  nicht  mehr  dieselbe  ist,  die  sie  früher  war.  Er 
ist  eher  geneigt,  den  Ernst  der  Lage  zu  übertreiben,  als  zu  unterschätzen.* 

Gerade  sehr  socialistisch  und  tief  vermag  ich  freilich  die  Auffassung,  die  Be- 
drängnis Englands  auf  dem  Weltmarkt  sei  vor  allem  eine  Bildungsfrage,  auch 
nicht  zu  findon.  .Aber  den  etwas  verzweifelten  Sprung  zu  socialistischcii  I-"or- 
derungen  vollzieht  alsdaiui  Rothstein  mit  einer  gewissen  Eleganz:  Die  britische 
herrsdiende  Ctasse  ist  in  Wahrheit  eine  verfallende  Ciasse,  darum  kann  man 
von  ihr  >nicht  viel  Enthusiasnnis  für  jene  hiichsten  Güter  des  menschlichen 
Geistes  erwarten  .  .  die  englische  Bourgeoisie  hat  ausgesj)ieltc.  Da  somit  der 
eine  Weg  verschlossen  bleibt,  auf  dem  sich  die  capitalistische  Gesellschaft  selber 
noch  retten  könnte  —  obwohl  dieser  Weg  eigentlich  recht  leicht  gangbar  er- 
scheint — f  so  muss  das  Proletariat  den  letzten  und  einzigen  Ausweg  schaffen: 
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Herrschaftsentsetzung  des  Capitalisiiras  und  Einfuhninf  des  Socialismus  an 
seiiicr  Statt ! 

Auch  Lee  kehrt  schliesslich  nach  seiner  wegwerfenden  Kritik  des  Liberalismus 
und  des  Freihandels  zurück  zur  grundsätzlichen  Forderung  der  Gesellschafts- 
Umformung  im  socialistischen  Sinne,  allerdings  in  anderer  Begründung,  als 
Rothstein.  Vin  den  bürgerlichen,  capilalis tischen  Freihandel  hat  Lee.  wie  her- 
vorgehoben, nur  bittere  Anklagen  übrig.  Aber  der  Schutzzoll  niuss  nicht  minder 
betömpft  werden,  weil  hinter  ihm  der  allbritische  Reichizolhrerein  und  damit 
das  politische  Bündni';  zwischen  Mutterland  und  Colonieen  gegen  die  ganze  Welt 
Steht  Die  Katzbalgerei  um  Schutzzoll  und  Freihandel  sei  daher  lediglich  ein 
Sink  swischen  den  Hohichtcn  und  Krühen,  die  Lohnsclaverd  der  Arbeiter  werde 
dadurdi  nicht  berührt»  darum  »können  die  Socialdemokraten  bei 
dieser  Controverse  keiner  Seite  sich  anschliessen«,  sie 
müssen  sich  um  die  Forderungen  der  von  capitalistischen  Drahtziehern  unab- 
hängigen Arbeiterbewegung  scharen,  eben  um  das  socialdemokratische  Pro- 
gramm : 

»Gerade  weil  wir  Freihändler  im  besten  und  vollsten  Sinne  sind,  müssen  wir 
ans  den  eapitalistisdien  Freihindlern  widersetzen,  die  für  die  Interessen  der  Arbeiter 

zu  sorgen  vorgeben,  wenn  sie  ihnen  billige  Lebensmittel  zusichern,  während  sie  nur 
nach  billiger  Arbeitszufuhr  stret>en,  ebenso  wie  nach  billiger  Zufuhr  aller  anderen 
Rohstoffe  Gegen  den  Götzen  der  Billigkeit,  mit  seinen  Fälschungen,  seinem  Schwitz- 
System  und  allen  anderen  legitimen  Formen  des  Wettbewerbs,  und  ebenso  gegen  das 
imperialistische  Idol  des  Zollvereins  stellen  wir  Socialisten  das  höhere  Ideal:  die 
Klasse  frei,  sowohl  von  capitalistischer  Ausbeutung  wie  von  Rassenhass,  für  den 
Bedarf  und  nicht  für  den  Profit  produderend,  und  ein  genossenschaftliches  Gemein- 
wesen  griindend.  in  dem  capitalistischer  Preihandet  wie  Schutzzoll  gldchennassen 
tmbckannt  «ein  werden.« 

Damit  schlicsst  die  Broschüre  Lees,  des  Parteisccretairs  der  Social  Democratic 
Ftderation,  also  der  uns  in  Programm  imd  Agitationswetae  am  nächsten  stdien- 
den  politiachen  Arbeiterorganisation  Englands. 

XXX 
Ich  bin  niemals  ein  Freund  davon  gewesen,  Urteile  über  politische  Strö- 
mungen unter  den  Arbeitern  des  Auslandes  abzt^eben.  Idi  begnüge  mich  darum 
auch  heute  mit  diesem  mehr  referierenden  Überblick.  Als  Ergebnis  wird  man 
jedoch  festhalten  dürfen :  dass  die  bisherige  Stellungnahme  der  englischen 
Arbeiter  f  u  h  r  e  r  weit  davon  entfernt  ist,  eine  einheitHche  und  folgerichtige 
zu  sein.  Die  gegensätzlichen  Anschauungen  werden  sich  wahrscheinlich  mit 
der  fortschreitenttoi  Agitation  nodi  schärfer  in  der  Presse  und  Literatur  aus- 
prägen. 

Und  die  Arbeiter massen?  Daruber  werden  wohl  erst  aUgcmeine  Wahlen 
Klafhcit  schaffen. 
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Die  Verwerfung  der  Lohnarbeit  in  jeder  Form  entspricht  der  utopistischcti  Vor- 
stellung von  der  Auflösung  der  Gesellschaft  in  kleine,  als  Wirtschaftseinheiten  in 
sicn  apgescniossf  nf»  screng  ooer  naio  cowimumsoscne  vemcmscnancn  y xnauMStenen, 
Hdncokmieen),  der  nicht  minder  utopischen  Uce  der  Vcrwirididiung  des  RuhU 

auf  den  vollen  Arbeitsertrag  durch  Productivgcnossenschaften  der  Arbeiter  oder 
schliesslich  der  Utopie  emcs  Gleichhcitsstaats,  wie  ihn  namentlich  Babeuf  und  Cabet 
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entworfen  haben.  Alle  diese  Utopieen  sind  in  einer  Zeit  erwachsen,  wo  die  Industrie 
ihre  Revolution      Wirtsdiaft  nur  erst  sehr  unTOllkomnien  ausgeführt  hatte;  ihnen 

haften  noch  in  verschiedener  Abstufung  «fie  Eindrücke  einer  WiftiwJiaftstpwhe  an, 

wo  der  Güterverkehr  noch  wesentlich  orth'ch  beschränkt  oder  an  wenig  ausgedehnte 
Bezirke  gebunden  war  und  grosse  capitalistischc  Prmhictionsbetriebc  eine  Ausnahme  bil- 
deten. In  jener  Zeit  wurde  die  Forderung  Beseitigung  des  Systems  der  Lohttarbeit 
zum  Kampfruf  der  socialistisch  gesinnten  Arbdterschaft  erhoben  und  ist  es  noch  bis 
in  die  gegenwärtige  Epoche  der  entwickelten  capitaltstischen  Grossproduction  ge- 
blieben. Dies,  obwohl  niemand,  der  über  die  Dinge  etwas  nachgedacht  hat.  darüber 
im  Zweifel  sein  kann,  dass  im  Angesicht  der  ungeheuren  Steigerung  des  Verkehrs, 
wie  sie  sich  seitdem  vollzogen  hat,  und  der  gewaltigen  Vemidining  der  Güter  nach 
Menge  und  Art  an  eine  Beseitigung  der  Lahnfoitm  auf  absehbare  Zeit  hinaus  eben 
so  wenig  zu  denken  ist,  wie  an  eine  Abschaffung  des  Geldes,  mit  welch  letsterem  der 
Arbeitslohn  als  Arbeitsentgelt  überhaupt  in  mehrfacher  Hinsicht  in  Zusammenhang 
steht.  Vielmehr  wird  die  Lobnform  sich  neben  steigenden  Naturalleistungen  der 
Gesellsdiaft  vorausstehtiich  noch  bis  ziemlich  weit  in  die  der  capitalistisdien  folgende 
Wiitsehaftsordntmg  hinein  forterhalten. 

Eine  der  Rückwirkungen,  die  das  Fortleben  jenes  in  utopistischen  Gedanicenzugen 
wurzelnden  Schlagworts  zur  Folge  gehabt  hat.  ist  die  Vernachlässigung  der  wissen- 
schaftlichen Untersuchung  der  Formen  des  Arbeitslohns  und  ihrer  Grundlagen  von 
sdten  der  theoretischen  Vertreter  des  Sodalismus.  Selbst  bei  Marx  geht  das 
Capitel  vom  Arbeitslohn  in  Bezug  auf  diesen  Punct  über  eine  ziemlich  ausserlidie 
Empirie  wenig  hinaus.')  Zeitlohn  und  Stücklohn  werden  in  ihren  Hauptzügen  be- 
schrieben und  auf  ihre  allgemeine  Beziehung  zum  Mehrwert  gekennzeichnet ;  aber  die 
Frage,  ob  zwischen  der  Art  der  Arbeit  und  der  Form  des  Lohns  ein  notwendiger 
Zusammenhang  besteht,  wind  nur  bdtiUifig  und  obenhin  gestreift  Wohl  bdsst  es 
am  Anfang  des  Capitels,  das  vom  Studdohn  handelt:  »In  den  eigentlichen  FabtifceB, 
wo  Stücklohn  allgemein  vorherrscht,  entziehen  sich  einzelne  Arbcttsfunctionen  aus 
technischen  Gründen  dieser  Messung  und  werden  daher  nach  Zeitlohn  gezahlt«*) 
Das  deutet  wenigstens  darauf  hin,  dass  zwischen  der  Art  der  Arbeit  und  der 
Art  ihrer  Löhnung  ein  gewisser  innerer  Zusammenhang  bestdit  Aber  der  Zn- 
sammenhang wird  nicht  näher  bezeichnet  beziehungsweise  nur  auf  das  Moment 
der  Messung  bezogen.  Marx  fahrt  dann  fort:  »An  und  für  sich  ist  es  jedoch  klar, 
da^.^  die  Formverschiedenheit  in  derAuszahlung  des  Arbeitslohns  an  seinem  Wesen 
nichts  ändert,  obgleich  die  eine  Form  der  Entwickelung  der  capitalistischen  Pro- 
duction  günstiger  sein  mag,  als  die  andere.«  Was  hier  erst  hypotiietisdi  ausgespradien 
wird,  mM.  einige  Seiten  später  recht  apodiktisch  verkündet:  »Aus  der  bisherigen 
Darstellung  ergibt  ■^ich,  dass  der  Stücklohn  die  der  capitalistischen  Productionswcise 
entsprechendste  Form  des  Arl)eitslolms  ist.«3 )  In  der  Sturm-  und  Drangperiode 
der  grossen  Industrie,  namentlich  von  1797  bis  1815,  habe  er  als  Hd>el'zur  Verlänge- 
rung der  Arbeitszeit  und  Herabsetsuiv  des  Arbeitslohns  gedient  Und  etwas  weiter 
unten:  »In  den  dem  Fabrikgesetz  unterworfenen  Werkstätten  wird  Stücklohn  allgemeine 
Regel,  weil  das  Capital  dort  den  Arbeitstag  nui*  noch  intensiv  ausweiten  kann.«*) 
Wozu  als  Note  der  Satz  aus  den  Fabrikinspectionsbcrichten  von  1858  folgt:  »Die  Ar- 
beiter auf  Stücklohn  bilden  wahrscheinlich  V»  aller  Arbeiter  in  den  Fabriken.« 

>)  Vergl.  darilher  aach  L.  Berühard:  Di«  AccordarbeU  in  Deutschland  /Leiptig  1903/,  pag. 54. 
')  Ver^l  K  .^t  1  Marx:  Do»  Ceyitai,  L  Bd.,  4.  Ab&,  /Haabvig  1890/,  ff.  514. 

*)  Vcigl.  ibid,  pag.  518. 
•)  V«f^  ftiA,  pag.  jto. 
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über  du  in  diesen  Sätzen  Gesagte  ist  die  Literatur  der  Sdifiler  von  Marx  nidit 

liiiiausgekommen ;  sie  ist  vielmdir,  wdl  sie  im  Angesicht  des  vorerwähnten  Sdilag<- 
\vort5  mit  ihnen  nichts  anzufangen  wusste.  lange  Zeit  ein  gutes  Stück  dahinter  zurück- 
geblieben. Die  generelle  Verwerfung  des  Stücklohnsystems,  das  schlechtweg  mit 
dem  Accordlohnäystem  identiüciert  wurde,  dictierte  den  bekannten  Bescbluss  des 
Brüsseler  internationalen  Sodalistencougresses  /i^i/,  der  die  Arbdter  allerorts  tum 
Kampf  wider  das  Stücklohnsystem  aufrief,  aber  trotz  kräftiger  und  andauernder 
Unterstützung  durch  die  socialistischc  Arbeiterpresse  fast  absolut  wirkungi^Io^;  ge- 
blieben ist.  Kaum  ein  Jahr  nach  Verkundung  der  Resolution  beschloss  eine  grosse 
nationale  Conferenz  des  Verbands  der  englischen  Maschinenbauer,  der  sich  bis  daliin 
der  Stöcklohnarbeit  feindlich  gegieniibeigestellt  hatten  sie  tmtcar  bestiiiimten  Be> 
dingungen  zuzulassen,  und  1893  traten  die  Arbeiter  der  Schuhfabriken  von 
Norfolk  in  einen  langen  und  liartniickig  geführten  Ausstand,  weil  die  Fabri- 
kanten von  der  Stuckarbeit  zum  Zeitarbeitslohn  übergehen  wollten.  Das  war 
England.  Aber  auch  Deutschland  hatte  in  den  neunziger  Jahren  seinen  Kampf  von 
Arbeitern  für  Beibehaltung  der  Stfidc-  bcsidrangsweise  Aooordarbeit  Es  wann 
die  Maurer  Flensburgs,  die  im  Jahre  i8g6  dnea  16  Wochen  dauernden  Ausstand 
für  BeilH?haltung  des  dortigen  Accordsystems  gegen  Übergang  zum  Zeitlohn  System 
führten.  In  seiner  Schrift  Die  Accordarbeit  in  Deutschland  constatiert  L.  Bernhard 
auf  Grund  der  von  ihm  nachgdesenen  Beridite  der  deutscfaea  Gewerkschaftspresse, 
dass  in  der  ganzen  Zdt  sdt  189t  nur  in  wenigen  verdnzdten  Gewerben  dn  Kampf 
gegen  die  Stücklöhne  gespielt  hat,  das>  aber  zum  Beispiel  bei  den  Holzarbeitern  zur 
selben  Zeit,  wo  das  Fachorgan  im  rcdactioncllen  Teil  in  schärfster  Weise  gegen  die 
Accordarbeit  Stellung  nimmt,  in  den  Berichten  aus  den  Mitgliedschaften  immer  nur 
von  Kiaqifen  för  Abindvrung  oder  Regelung,  iiiclit  aber  von  soldien  für 
Abschaffung  der  Accordarbeit  die  Rede  ist*) 

Man  könnte  dies  als  eine  Bestätigung  der  Benierktmg  von  Marx  betrachten,  dte 
Stück-  oder  Accordlöhnung  sei  die  dem  capitalistischen  System  entsprechendste  Form 
der  Lohnung.  Indes,  so  einfach  liegt  die  Sache  doch  nicht.  Der  Zeitlohn  überwiegt 
auch  heule  nodi  vielfoch  in  sehr  c^talistisdien  Untemcfamungen,  tud  der  Stüddohn 
wie  der  Accordlohn  herrschen  in  demlich  Ideinburgerlidien  Untamdimuogeo  vor. 
Nach  den  Webbs*)  hielten  zur  Zeit  der  Abfassung  ihrer  Industrial  democracy  49 
Gewerkschaften  mit  zusammen  37,?  (>oo  Mitplicdcrn  an  Stücklöhnen  fest,  38  Gewerk- 
schaften mit  zusammen  290000  Mitgliedern  an  Zeitlöhnen,  während  24  Gewerk- 
schaften mit  zusammen  140000  Mitgliedern  Zdt-  und  StöddShne  aneifcannten.  So 
weit  die  organisierten  Arbdter.  Was  die  Gesamt arbdtersdiaft  betrifft,  so  be- 
rechnet der  im  Jahre  1900  veröffentlichte  Bericht  des  britischen  Arbeits- 
amts über  die  Normalsätze  der  Stücklöhne  und  Wandeltarife,  dass,  Handel  und 
die  liberalen  Berufe  ausgenommen,  aber  Landarbeiter  und  Dient>tboten'.  etnjge- 
schlössen,  von  dien  um  Lohn  arfadtendcn  Personen  im  Veildnigten  KSoigrddi 
74%  Berufen  oder  G e w erbsz weigen  angehören,  in  denen  Zett- 
löhne. 26%  solchen,  in  denen  Stücklöhne  vorwiegen.  Zieht  man  davon 
die  Landarbeiter  und  Dienstboten  ab.  so  stellt  sich  das  Verhältnis  so:  61%  der 
Arbeiter  entfallen  auf  Gewerbe,  in  denen  Zeitlöhne,  39%  auf 
solche,  in  denen  Stücklöhne  überwiegen.  Es  wurde  danach  im  Jahre  1900  die 

■)  Vcrtjl,  <\ie  in  \ote  i  .Tns;eKCHMic  Schrifl  von  Hcmhard.  pa;;.  77  ff. 

*)  siilfii'  '.  iir.  l  i:i'  \t'i<  U  pSIi  Industrial  democracy  /London  iS(>S  ,  deatidl  «ncliiOBea  nater  dcti 
litel  Theorie  und  Praxis  der  engliichen  Genterkvtrtin«  /Stuttgart  i^:. 
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Mehrheit  der  cngliscticn  Arbeiter  im  Zeitlohn  beschäftigt.  In 
Frankreich  ergab  eine  in  den  Jahren  i8gi  bis  1893  vom  r^t.i.itüchen  Arbeits- 
amt angihtclltc  Untersuchung,  dass  in  den  gcwcrbhchen  Unternehmungen  —  die 
Landwirtschaft«  Fischerei,  der  Seedienst,  der  häusliche  Dienst  und  der  Eisenbahn- 
dienst  an^^enominen  —  70%  der  Aoge  st  eilten  im  Zeitlohn  und  30%  im 
Stucklohn  arbeiteten.  Im  Kisenbahndienst  wurden  eine  Anzahl  Wcrk- 
stättenarbcitcr  auf  Stücklolin  beschäftigt,  sonst  bestand  allgemein  die  Bezahlinip: 
nach  Zeit.  In  Deutschland  fehlt  es  noch  an  einer  ähnliclien  allgemeinen 
Statistik.  Es  gibt  hier  nur  Erhebungen  aus  vereinzelten  Berufen,  die  obendrein 
meist  nur  einzelne  Ortschaften  oder  Districte  betreffen.  Hier  zwei  Baqiiele. 

Im  Jahre  1900  veranstahete  der  dcutstlie  Bnchbincler'verband  cönc  statistilche 
Erhebung  über  die  .A.rbeit<?vcrhältnisec  in  den  dciu^chcn  B  u  c  h  b  i  n  d  e  r  r  i  e  n  und 
verwandten  Berufen,  an  der  sich  die  Gehilfenschaft  von  226  Ortschaften 
beteiligte.  Zn  den  gesteUten  Fragen  gehörte  auch  die  nach  der  Löhnungsweise,  das 
hdsst,  ob  im  Stikldohn,  im  Acoord,  abwechselnd  m  Zeit-  und  Acoordlohn,  ob  bei 
Kost  und  I^gis  gearbeitet  wurde  (Frage  5  des  Werkstattbogens  und  Frage  /  des 
Pcr«!onenfrapehogens^ .  (Mut  die  Beantwortung  hcisst  es  in  dem  höchst  lesens- 
werten Bericht  über  die  Erhebungen :  »Bei  der  Frage  nach  der  Entlohnungsart  wurden 
öfters  zwei  bis  drei,  ja,  alle  vier  fats  ffinf  Fragen  beantwortet  Antk  hier  war 
es  manchmal  nicht  sehr  emfach,  die  zntrelfende  Enüohnongsait  mit  »emlicher 
Sicherheit  festzustellen.  Manche  hatten  wiederum  diese  Frage  mit  Stäckjuiüokn 
und  dcrpleirhen  bezeichnet.«')  Demgemäs'^  fehlt  es  denn  auch  an  einer  Zusammen- 
stellung der  Verteilung  der  versdüedenen  Löhnungsarten  im  ganzen  Zählungs- 
gebiete.  Was  die  drei  I^Hiptorte  der  dentsdien  Bndibindcrci:  Beriin,  Leipzig  und 
Stottgait  betrifft,  so  waren  nadi  dem  in  senier  Art  geradezu  Torzöglichen  Ber- 
liner Beridit  lant  den  Werkstattfragebogen  beschäftigt: 

imAccord-  abwechselnd 
im  Zeitlohn  oderStfick-  im  Zeit-  oder 
lohn  Acoordlohn 
Gehilfen  954  554  lao 

Hilfsarbeiter         275  40  4 

Arbeiterinnen         961  1788  loi 

Die  ent^cchenden  Zahlen  ffir  Leipzig  waren: 

Gehilfen  48«  ii57  65 

Hilfsarbeiter  73  11  n 

Arbeiterinnen         456  1042  100 

und  für  Stuttgart,  von  wo  ebenfalls  ein  sehr  genauer  Bericht  vorliegt: 
Gehilfen  343  199  60 

Hilfsarbeiter  S8  3  3 

.Arbeiterinnen         113  271  33 

Wir  sehen  hier,  dass  während  bei  den  Arbeiterinnen  an  allen  drei  Orten  der 
Accordlolm  und  bei  den  Hilfsarbeitern  ebenso  der  Zeitlohn  überwiegt,  bd  den  Ge- 
hilfen Leipzig  ein  anderes  Bild  zeigt,  als  Beriin  and  Stuttgart  Dort  aihdtct  die 
Mdn«hl  der  Gehilfen  im  Aceordlohn,  hier  im  Zeitlohn. 

Auskunft  über  die  Löhnungsart  gibt  ferner  eine  Erhebung,  welche  die  Ver- 
waltungsstelle Berlin  des  deutschen  Metallarbeiterverbandes  im  Jahre  191»  über  Ae 


r)  V,  r^t  Statislischt  Erhebungen  in  dtm  BtUkbhldtnkn  mild  wnMMMMM  Btf^fim  D$akMmtB  Im 

Jährt  1900  /Stuttgart  \(faU  p»g.  ?• 
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Arbeitsverhältnisse  in  der  Berliner  Metallindustrie  veranstaltet  hat  Sie 
erstreckte  sich  laut  dem  darüber  veröffentlichten  Bericht  auf  insgesamt  1042  Be- 
triebe, in  denen  33479  Personen  beschäftigt  waren,  fast  genau  em  Drittel  der  über- 
hatipt  in  Berlin  bcrafstätig«ii  Metallarbeiter.   Nach  ihr  hatten:*) 


Lohnfoim 

Betriebe  mit  bis 
an  100  Personen 

Betriebe  mil  iOl 
bis  SOOPenoneD 

Betriebe  mit  über 
500  Personen 

alle  Betriebe 

vorwiegend  Stacklobn 
vonriagend  Zeitlohn  . 
htiäm  aemlidi  gleich 

Die  Mehrsalfl  der  gi 

Zahl 

J37 
330 

78 
^zählten 

lo 
5-'..'5 
35,66 
12.09 
Arbeit« 

Zahl 

70 
47 
4 

r  waren 

<Vo 
<)»J.ll 
30,15 

J.08 

1  hiema 

Zahl 

143 
66 
10 

dl  in  . 

'0 
05.30 
30,14 
4.S6 

Stüddoh 

Zahl 

559 
343 
93 

•/o 

50.34 

9.36 
h  <lcr 

gerade  in  den  grössten  Betrieben  am  stärksten  überwiegt.  Immerhin  bleibt  noch  in 
allen  Grössenclassen  dn  grosser  PrOcentsatz  von  Arbeitern  itbfig,  die  im  Zeitlohn 
arbeiteten. 

Ahidich  in  den  andern  Gewerben.  Ein  streng  einhcitlichea  Bild  finden  wir  in 
den  wenigsten  Fällen.  Man  konnte  verleitet  sein,  danns  au  sehlteasen,  dasa  die 

Wahl  der  Lohnform  etwas  mehr,  Zufälliges  sei;  aber  die  völlige  Wirkungslosigke^ 
des  Brüsseler  Beschlusses  nötigft  im  Verein  mit  der  Tatsache,  dass  Arbeiter  immer 
wieder  für  den  Stück-  oder  Accordlotm  gegen  den  Zeitlohn  kämpfen,  zu  der 
Folgerung,  dass  es  ganz  bestimmte  Umstände  sein  mfissent  die  je  nachdem  .den  Unter» 
ndmiem  oder  Arfaciteni  oder  auch  beiden  die  eine  oder  andere  Lohnforai  als  die 
zweckmässigere  erscheinen  lassen.  Damit  ergibt  sich  aber  auch  schon  die  Notwendig- 
keit, diese  Umstände  genauer  ru  untersuchen  und  nach  wissenschaftlichen  Mass- 
siaijcn  für  die  Wertung  der  Lolui  formen  zu  forschen. 

Das  kann  sdbstverständlidi  nteht  im  Rahmen  eines  dnxeinen  Artikels  gesdkdien. 
Wer  das  Bndi  von  Schloss*)  gelesen  hat,  das  bia  jetzt  noch  das  beste  Werk  über 
diesen  GcRenstand  bildet  und  in  der  schon  erwähnten  Schrift  von  Bernhard  eine 
wertvolle  ICrgiinzung  gefunden  hat,  wird  ohne  weiteres  zur  Erkenntnis  gelangt  sein, 
dass  CS  sich  hier  um  eine  Materie  handelt,  deren  erschöpfende  Analyse  und  Dar- 
steUuog  dn  Eingehen  anf  sdir  vide  Einzdhdten  verschiedener  Art  erhdsdit  Die 
Lohnform  ist  in  der  Regel  die  Resultante  aus  verschiedenen  Factoren,  die  in  den 
einzelnen  Productionszweigen,  je  nach  deren  Tcclmik  und  der  Disposition  ihrer 
Arlieiter,  in  verschiedener  Stärke  wirken  und  daher  notwendigerweise  abweichende 
Ergebnisse  zur  Folge  haben.  Der  scheinbare  Zufall  ist,  wie  überall,  auch  hier  das 
gesetsmässige  Ergebnis  von  Abweichtmgen  in  den  Verfamdungsi^edem.  Wir  kBnnen 
auf  den  grössten  Teil  der  Combinationen.  die  dalx-i  in  Betracht  kommen,  hier  aiciit 
eingehen,  soinlern  müssen  uns  auf  einige  Bemerkungen  iilx-r  die  Haupt  formen  der 
Lohnberechnung  und  die  Momente  beschränken,  die  für  ihre  Beurteilung  entscheidend 
ins  Gewicht  fallen. 

In  dem  Vbrhergdienden  wurde,  dem  Sprachgebrauch  folgend,  prindpteli  nur 

zwischen  Zeitlohn  einerseits  und  Stücklohn-  oder  Acoordarbeit  anderersdts  unter- 
schieden. Arix'it  im  Stücklohn  und  .\ccordarbcit  erscheinen  da  als  wesensgleich. 
Und  so  werden  sie  auch  vielfach  in  der  Fachliteratur  behandelt,  wobei  die  einen  die 
Stücklohnung,  die  anderen  den  Aooord  als  das  umfassende  Princip  hinstellen,  von  dem 
je  nachdem  dieser  oder  jene  nur  eine  Unterform  bilden.  Bd  Marx  zum  Bd^id 

•)  Vergl.  Ergebnis  der  statisiisckcn  ErkebimgM  Mtr  JrMlf-  «fHf  LolmwrJUUhli«)«  fM  d»r  MtUOt^ 
indtutrü  to  BtrUm  /Berlin  1903/,  pag. 

•)  David  F.  Schloai:  Metkod*  «fUidmMai  rmmmmaOom,  3.  Avil.  /London  i8q8/. 
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t$t  der  Stfiddohn  die  Oberform  und  wird  der  Accord  als  eine  Mosse  Abort  davon 

behandelt,  während  Bernhard  dagcpcti  die  Stücklohnarbeit  nur  als  eine  besondere 
Form  der  Accordarbeit  vorführt.  Wir  hallen  da^  eine  für  so  willkürlich,  wie  das 
andere.  Wohl  haben  die  genannten  Lohnformcn  ein  wichtiges  Element  mit  einander 
gemein,  aber  gleichzeitig  sind  sie  andi  so  stark  unterschieden,  dass  die  Betrachtung 
der  einen  als  eine  Unterform  der  andern  eine  themtetische  UnnSglidikeit  ist  and 
praktisch  zu  den  grösstcn  Missgriffen  verleiten  kann.  Wir  konunen  dem  Anspruch 
auf  folfferichtipe  Begriffsbestimmung  vielmehr  am  nächsten,  wenn  wir  auf  das  beiden 
Lohnformen  gemeinsame  Moment  zurückgehen  und  auf  Grund  dieses  letztem  den 
Haupt-  nnd  Oberbegriff  xa  bilden  suchen.  Stficklobn  und  Aocordlohn  haben  nun  das 
«ine gemansam,  dass  bei  ihnen  der  Lohn  nach  der  Leistung  oder  dem  verskliteten 
Werk  bemessen  wird,  ob  das  Werk  nun  sich  in  einem  Product  verkörpert  oder  in 
Dienstleistungen  irgend  welcher  Art  bestand,  wie  Aufsicht,  Pflege,  Reinigungsarbeit  etc. 
Sie  sind  beide  zunächst  Werk  lohn  und  in  ihrer  specicllcn  Bestimmtheit  je  Ab- 
arten oder  Unterformen  von  ihm.  Hilt  man  daran  fest,  so  wird  man  ohne  weiteres 
zu  der  Polgerung  genötigt,  dass,  was  von  der  einen  dieser  Unterformen  festgestellt 
werden  kann,  darum  noch  nicht  schlechtweg  auf  die  andere  übertragen  werden  darf. 
Man  wird,  statt  /nr  Verwischung  der  zwischen  ihnen  bestehenden  Wescnsuiiter- 
schiede,  zu  ihrer  genaueren  Prüfung  veranlasst,  was  dann  bald  zu  der  weiteren  Er- 
kenntnis fuhrt,  dass  höben  wie  drüben  noch  sdir  widitige  Besonderheiten  sn  unter- 
scheiden  sind,  die  in  der  Prasüs  grosse  Unterschiede  in  den  Wirkungen  bedeuten. 

Stellen  wir  den  7ti=ammcnfa>'-cnden  (Oberbegriff  Wcrklohn  dem  Zeitlohn  gegen- 
über, so  haben  wir  in  dem  einen  Fall  die  Bezahlung  des  Arbeiters  nach  dem  Resul- 
tat seiner  Arbeit  oder  Anstrengung,  das  heisst  dem  verfertigten  oder  geleisteten 
Werk,  im  andern  die  Besahlimg  nach  der  aufgewendeten  Arbeits-  (oder 
Di  en  s  t-)Z  e  i  t.  Aber  der  Unternehmer  setzt  die  AHbdtdcraft  des  Arbeite»  mcht 
um  der  Zeit,  sondern  um  des  Werks  willen  in  Rewegimg.  Selbst  wenn  er  ihn 
nach  der  aufgewendeten  Zeit  zahlt,  hat  er  doch  stets  dal>ei  das  in  dieser  geleistete 
oder  zu  leistende  Werk  im  Auge.  Voraussetzung  ist,  dass  der  Arbeiter  in  einer 
bestinunten  Spanne  Zeit  ein  bestimmtes  Quantum  Werk  leistet  Der  Zeitlohn  birgt 
fast  dmchgangig  die  Grundidee  des  Werklohnes  in  sich,  und  das  wird  dem  Ar- 
beiter auch  durch  allerhand  Mittel  sehr  deutlich  zum  Bewajsstscin  gebracht  Auf 
der  andern  Seite  steckt  aber  auch  im  Werklohn  stets  der  Zeitlohn.  Denn  bei 
Festsetzung  der  Werklohnbedingungen  wird  in  der  Regel  «tiliachwcigend  oder  aitdi 
ausdruddich  darauf  Bezug  genommen,  wievid  dfts  betreffenden  Werks  der  Arbdter 
von  Durchsdmittsbefahtgung  in  einem  bestimmten  Zeitraum  zu  leisten  im  stände  ist 
—  beziehungsweise  wird  ihnen  ein  Normalzeitlohn  zu  Grunde  gelegt.  Namentlich  will 
und  muss  der  -\rbeitcr  ein  Bild  davon  haben,  wieviel  Lohn  er  bei  normaler  Anspan- 
nung in  ettwm  gegebenen  Zdtranm  (Arbeitstag  oder  Wodie)  zu  erziden  im  stände 
ist  Wo  mit  dem  Werk  lohn  Unstdierhdt  hinsiditlich  dieses  Punctcs  verbunden 
ist.  und  in  dem  Masse,  wie  dies  der  Fall,  wird  er  dem  Arbeiter  stets  widerwärtig 
sein.  Wie  der  Fabrikant  eine  N  o  r  m  a  1 1  c  i  s  t  u  n  g,  so  hat  der  Arbeiter  einen 
Normallohn  im  Auge.  Auf  Grund  dieser  Verschiedenheit  der  Gesichtspuncte 
hängt  die  Bestimmung  der  Lohnform  in  viden  Fällen  von  der  Entsdtddung  darfiber 
ab,  wddie  der  bdden  Parteien  jewdlig  die  stärkere  liCarktpoaition  inne  bat 

Bisher  hat  im  allgemeinen  die  Entscheidung  über  die  Lohnform  bei  deat  Unter- 
nehmern gelegen.  Fragen  wir  nach  den  Rücksichten,  von  denen  sie  dabei  aus- 
gingen, so  führt  Marx,  wie  wir  gesehen  haben,  zwei  als  massgebend  ins  Feld:  die 
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Rücksicht  auf  die  Messung  der  Arbeitsleistung  und  die  auf  die  möglichste  Ver- 
dichtung der  Arbeit.  Damit  sind  nun  natürlich  die  Rücksichten,  die  für  den  Unter- 
ndimer  in  Bctracbtkoimncn,  kaaeswcgs  erschöpft;  er  hat  je  nachdem  auf  Qualitit 
dei(  Arbeit  granea  Werti  an  tcfen;  aoirie  wai  achonenlde  Behandlnnf 

seiner  Arbeitsnia*«  rialien :  Maschinen,  kostbare  Roh-  und  HalbstofTe  in  der  In- 
dustrie, wertvolle  Tiere  in  der  Landwirtschaft.  Während  nun  die  ersten  beiden 
Rücksichten  in  der  Tat  zu  irgend  einer  Form  des  Wcrklolmcs  drängen,  nötigen 
die  letsteren«  wie  man  bei  Schloss  nadileaen  kann»  der  viele  Beispiele  dafür  an- 
führt, sehr  oft,  vom  Werklohn  abzusehen  und  beim  Zeitlohn  zu  bleibea  oder  tu 
ihm  zurückzukehren.  Andere  Factoren,  die  gegen  den  Werklohn  sprechen,  be- 
stehen in  der  v<in  Marx  betonten  Schwierigkeit,  die  Arbeitsleistung  des  einzelnen 
Arbeiters  genau  abzumessen,  —  siehe  oben  —  sofern  nicht  diesem  Umstand  durch  dn 
System  comlHnierter  Weridöhnung  (Gntppenaocord  etc.)  abgdiollcn  werden  kaon; 
femer  in  der  Unvermeidlichkett  unfreiwilliger  Arbeitspausen  für  den  Arbeiter»  wie 
sie  bei  comph'cierten  Arbeit sprocessen  (Hüttenarbeit  etc.)  nicht  selten  vorkommco, 
und  ahnlichen  Eigentümlichkeiten  mehr. 

Kann  oder  will  der  Unternehmer  die  Arbeit  nicht  gegen  Werklofan  anfertigen  lassen, 
so  hat  er  zwei  Mittel,  dafür  zn  sorgen,  dass  der  Arbeiter  im  2Eeitlohn  die  für  afilig 
erttditete  Menge  Arbeit  leistet.  Entweder  vergibt  er  die  Arbeit  an  Zwischen- 
personen (Werkmeister,  Poliere.  Zwischenuntcrnchmer)  in  Verding,  die  dann  da- 
rauf achten,  dass  der  Arbeiter  die  Arbeitszeit  nicht  vertrödelt,  oder  er  stellt  direct 
bczahhe  Aufscher  für  diese  Überwachung  an.  Den  ersteren  Answeg  bezdduct  man 
vielfach  mit  dem  Wort  Aecard,  und  er  hat  nicht  wenig  dazu  beigetragen,  4at 
Accordarbeit  vcrhasst  zu  machen.  Tatsachlich  können  aber  s<rfdie  Aooorde  fiberbanpt 
nicht  den  Methoden  <1er  T.öhnung  zugerechnet  werden. 

Accord  1  o  h  n  a  r  b  e  i  t  liegt  da  vor,  wo  Arbeiten  an  einzelne  Arbeiter  oder 
Gruppen  von  Arbeitern  im  Geding  vcrgdien  werden.  Dass  üt  wamenHifl!  da, 
wo  ^  Arbeiter  infolge  mangefaider  Organisation  oder  starken  Angdx>ts  von  Arbeits- 
kräften wenig  widerstandsfähig  sind,  zu  starker  Herabdrückung  der  Löhne  führen 
kAnn,  steht  ausser  Frage.  Die  Geschichte  der  Arbeit  ist  an  Beispielen  dafür  über- 
reich. Es  steht  aber  auch  ausser  Frage,  da&s  in  der  Industrie  solche  Verdingungen 
heute  oft  schwer  zn  umgehen  sind  md  dass,  wenn  die  Arbeiter  sie  aUdmen,  der 
Untemduner  seine  ZiifltidMt  dien  zw  Vcrgdwng  an  dnen  Zwischenuntemdmier 
nmimt,  wobei  der  Arbdtcr  nicht  besser,  sondern  schlechter  fortkommt,  als  beim 
ArlkciterRruppenaccord.  Sind  die  .Arbeiter  zu  schwach,  einer  Ubervorteilung  bei 
diesem  sich  zu  widersetzen,  dann  sind  sie  auch  nicht  m  der  Lage,  eine  Herabdrückung 
ihres  Zdtlohns  oder  überansvannnng  durch  den  Aeoordmdster  zu  verhindern.  Es 
ist  also  schon  bei  dieser,  nnstrdtig  mit  viden  Mingdn  behafteten  Form  der  Weric- 
Inhnarbeit  nicht  .'weckm.i'ssig.  den  Arbeitern  unterschiedslo-;  von  ihr  abzuraten.  Denn 
gewöhnhch  haben  sie  die  Kosten  für  den  Zwischenuntemehmer  oder  Aufpasser  zu 
zahlen. 

Wir  nbergdicn  die  Unterformen  des  Gruppenaecords  und  wenden  ans  der  anderen 
Form  des  Werklohns,  der  S  t  ü  c  k  1  o  h  n  a  r  b  e  i  t ,  zu.    Auch  hier  aetaen  wir  die 

Sdiattcn Seiten  dieser  Lobnform  für  den  .Arbeiter  als  bekannt  voraus.  Wo  der 
Stücklohn  einseitig  vom  Fabrikanten  festgesetzt  wird,  kann  er  zum  Mittel  einer 
Arbdtstreiberei  werden,  die  vorzeitige  Ausmergelung  des  Arbeiters,  Preisgabe  seiner 
Sidierbeit  und  Aitsvidcn  von  Arbeiter  gegen  Aibdter  alt  Lohndrücker  bedeutet 
Der  Widerstand  der  Arbdter  gegen  solches  Stüddohnsystem  ist  nur  zu  berechtigt 
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und  in  jeder  Weise  zu  unterstützen.  Ganz  anders  da,  wo  es  möglich  ist,  die  Unter- 
nehmer zur  Vereinbarung  von  Stücklohn tarifen  mit  den  organisierten  Arbeitern  7:11 
bewegen.  Hier  würde  die  generelle  Verwerfung  der  Stücklöhnung  noch  weniger 
zum  Vorteil  der  Arbeiter  ansaddagen,  als  beim  AooordlofaiUTStetD.  Der  Unterocfmier 
wird  unter  den  heutigen  Verhiltnissen  nidit  daranf  verdchten,  für  dnen  beftimmten 
T.obn  ein  tx'stimmtes  Quantum  Arbeitsleistniig  oder  IVerk  zu  verlangen,  und  er  wird 
daher,  wemi  ihm  das  Mittel  der  Stücklöhiiiing  verweigert  wird,  immer  wieder  durch 
verstärktes  Aufseherwcsai  das  Ziel  zu  erreichen  suchen,  dessen  Kosten,  wie  oben 
gindgt,  sdiliesslidi  stets  die  Arbeiter  zu  tragen  haben. 

Es  kommt  hierbei  in  Betracht,  dass  die  moderne  Industrie  mit  beständigen  Um- 
wälzungen der  Technik,  Anschaffung  neuer  und  oft  ko^t^picliRcrrr  Maschinerie  etc. 
zu  rechnen  hat.  Sic  ist  deshalb  auch  darauf  angewiesen,  dasa  die  Lohnform  elastisch 
gaiug  ist,  sidi  den  tedmischen  Änderungen  jeweilig  anzupassen.  Diese  grössere 
Elastidtit  bcdtzt  aber  der  Stüddohn,  bd  dem  dm  wdtgebende  Tarifienmg  von 
Teilarbeiten  m<jglich  ist  tmd  auch  statt  iiat,  deren  Cbmbination  wechseln  kann,  oluie 
dass  (ieshiill.  die  beteiligten  Arbeiter  in  ihrem  Einkommen  geschädigt  werden,  und  der 
zugleich  die  Burgschaft  für  die  erforderliche  Ausnutzung  der  Maschine  bietet. 

Handdte  es  sidi  hierbd  lediglich  um  das  Spiel  der  Interessen  von  ITtrtenidmier 
und  Arbdter,  so  wiirde  der  letztere  Gcsiditsimnct  tms  gidchgiltig  lassen  kSmen. 
Tatdkhlich  steht  aber  hier  im  Hintergnmde  das  allgemeine  gesellsduftlidie  Inter- 
esse an  steter  Vervollkommnung  und  Vcrhilügiinir  der  Production. 

So  verwerflich  die  Stücklöhnung  überall  da  ist,  wo  sie  dazu  dient,  die  Arbeiter  zur 
Überaibdtung  tmd  gegensdtigen  Unterbiettmg  zu  pdtsdien,  so  wenig  lässt  sidi  da 
gegen  sie  einwenden,  wo  sie  dnen  von  organinerten  Untemdunem  oad  Afbdtem 
vereinharten  und  -itändiger  gemeinsamen  Controlo  tmterworfencn  Tarif  ztir  Grund- 
lage hat.  Wo  diese  Controle  verbürgt  ist,  ist  sie  eine  höhere  Form  der  Arbeitslöhnung, 
als  der  einfache  Zeitlohn,  ist  sie,  soweit  vorauszusehen,  die  Lohnform  der 
nächsten  socialistischen  Zukunft. 

Eine  sodalistische  Gcsdlsdiaft  wird  genau  dasselbe  Interesse  an  möglichst  aus- 
giebiger Ausniit/nng  ihrer  Productionsmittel  haben,  wie  die  capitalistische.  Dies  anter 
andcnn  >ch<»n  (Ic-hall),  weil  sie  die  Vorbedingung  durchgreifender  aligemeiner  Herab- 
sctzimg  der  notwendigen  Arbcil:>zcit  ist.  Weldies  Mittel  aber  hat  sie,  diese  Aus- 
nutzimg  tu  verbürgen?  Sie  wird  weder  die  Hungopdtsdie  in  Bew^ng  setzen, 
noch  wird  sie  zum  System  der  antreibenden  Aufpasser  greifen  w  illen.  Die  an- 
ziehende Arbeit  Fouriers  ist  für  die  grosse  Mehrheit  der  in  der  Industrie  zu  ver- 
richtenden Arbeiten  vorläufig  noch  ein  Traum,  und  in  der  Production,  die  das  grosse 
Publicum  nur  mittelbar  berührt,  wird  das  höhere  Pflichtgefühl  sich  weniger  stark 
äussern,  wie  bd  öffentlichen  Diensta  unmittdbaren  Charakters.  Die  GesdUdutft 
wird  .luch  die  Bewegungsfreiheit  nicht  einscliränkcn,  sondeni  sie  im  Gegenteil  in  jeder 
Weise  steigern  wollen.  Aus  all  diesen  Gründen  nnd  unter  ihren  Rückwirkungen  wird 
es  geradezu  unvermeidlich,  die  in  der  Production  tatigen  Elemente  der  Gesellschaft 
materiell  an  ihrer  Ökonomie  zu  interessieren.  IKes  kann  aber  swedmdMg  nur 
durch  dn  ausgdnldeles  Werklohnsystem  geschehen. 

Wie  man  eine  lange  Zdt  glaubte,  in  der  Productivgenossenschaft  die  höhere  Form 
der  Production  gefunden  zu  haben,  bis  sicli  ilne  Irrationalität  geradezu  unabweisbar 
herausstellte,  so  hat  es  auch  eine  gute  Weile  gedauert,  bis  man  hinter  die  Irrationali- 
tät des  Systems  der  Beteiligung  der  Arbeiter  am  Geschäftsgewinn 
kam.  Heute  höchstens  in  kidnen  und  mittleren  Betrieben  oder  spedaliiicrten  UBter- 
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ndummgen  anwendbar,  wo  sda  Erfolg  aber  audi  und  gerade  dies  beweist  seinen 
irradondlen  Charakter  —  ganz  von  der  Person  des  Leiters  des  Geschäfts  ab- 
hängty  verliert  es  bei  den  für  die  entwickelte  capitalistische  Wirtschaft  fischen 
Uotcmdunungen  jeden  Süm  and  würde  ts  dem  Gedanken  einer  »odmltitisdMn  Wirt- 
adutft  fendestt  ms  Gesidit  sddagen.  Es  ist  nidit  sodatistisdi«  sondern  particula- 
ristisch  —  wir  wählen  absichtlich  diese  Bezeichnung,  und  nicht  das  oft  dem  Begriff 
soiialislisch  gegenübergestellte  Wort  individualistisch ,  weil  sie  den  Gegensatz,  um  den 
es  sich  hier  handelt,  genauer  zum  Ausdruck  bringt.  Nicht  das  Individuelle,  sondern 
das  Fsrticnlatisttsdie  ist  dem  Sodalisnras  feindUdi.  Die  BetetUgung  am  Gcsdiifis- 
gewinn  bringt  die  Arbeiter  des  betreffenden  Untemefamcns  in  einen  Gegensatz  so- 
wohl zum  Gemeinwesen  als  consumicrcnder  Einheit,  als  auch  zu  ihren  übrigen  Berufs- 
genossen. Das  c^^tere  findet  lH:im  Wirkldfm  ubtTliaupl  nicht,  das  letztere  nur  beim 
Werklohn  in  seiner  rohen  Form  als  mdiviUucütr  Accord  slaiL  Wenn  die  Arbeiter 
diesen  im  allgemeinen  verwerfen  —  mid  za  ihm  gdiört  audi  dem  Begriff  nach  der 
Acoord  des  Einzeiuntemehmers  mit  kleinen  Arbeitergruppen  (CoUnmen)  etc.  — , 
so  haben  sie  sowohl  die  Erfahrung,  wir  die  theoretische  Betrachtung  für  sich.  Der 
individuelle  Accord  i>l  meist  ein  Auskunflsniittel  der  capttalislischcn  Wirtschaft  in 
iiu-en  Anfängen;  er  steht  auf  einer  Stufe  mit  dem  individuellen  Schacher  beim 
Warcnkauf.  Und  wie  dieser  in  der  Epoche  des  entwickdten  Cvitalismus  dem  System 
der  festen  Preise  weichen  muss,  so  mtiss  auch  der  individuelle  Accord  dem 
System  der  festen  Lohne  weichen,  das  aber  nicht  im  einfachen  Zeitlohn  seine 
höchste  Verwirklichimg  hiulet.  der  vielmehr,  wie  Sidncy  Wcbb  es  in  einer  Zuschrift 
an  den  Verband  der  englischen  Maschinenbauer  atisdrückt,  eine  rohe  und  barbarische 
Form  der  Löhnung  darstellt^«),  sondern  im  tarifmässig  festgelegten 
Werklohn  oder  Werkzeitlohn. 

Der  Werkzeitlohn  cntsi»richt  dem  Lohnprincij),  wie  es  Rodberm^  in  -(im  r  Abhand- 
lung Der  Xormalarbi-itsto^i  vor  gesell  lagen  hat.  R<KllK-rtu>  verl)and  mit  einer  l>c- 
merkenswerten  Fähigkeit  begritflichen  Poigerns  einen  starken  Sinn  für  die  realen 
Tatsadicn  —  nichts  lächerlidier,  als  die  Sitte,  das  theoretisdie  Denken  als  einen 
Gegensatz  zur  Würdigung  der  Praxis  zu  betrachten.  Er  sah  die  Unmöglichkeit  ein, 
das  Recht  auf  den  vollen  Arbeitserta>^  in  absehbarer  Zukunft  zu  verwirklichen,  er 
.sah  auch  die  ScIivMerigkeiten  der  mechanischen  Regelung  des  Arbeitstags,  und  so 
arbeitete  er  als  ein  Gegenmittel  gegen  die  steigende  Herabdrückung  der  Lohnquote 
des  Arbeiters  den  Plan  eines  normalen  Werkarbeitstages  ans,  bei  dem  Leistung  «md 
Afbdtsseit  in  ein  geregeltes  Verhältnis  gebracht  werden  sollten.  In  welche  Irr- 
tünur  er  dabei  verfiel,  s*ill  hier  unerortert  lileiben.  Von  Interesse  ist,  dass  der  Kern 
seiner  Idee  verschiedentlich  in  der  Praxis  sich  durchgesetzt  hat.  Am  classi.schsten  viel- 
leicht in  dem  zu  Leicester  am  %  November  i8g8  ratificierten  Lohntarif  in  der  Schuh- 
warenfabrikation von  Ostengland.  Dieser,  nach  langdn  Kämpfen  cwisdien  Ar- 
T)citem  und  Unternehmern  zu  stände  gekommene  Tarif  setzt  Stücklöhne  bis  in  die 
kleinsten  Einzelheiten  fest,  wird  aber  in  der  Praxis  fast  nur  als  Leitfaden  bei 
Streitigkeiten  darüber  verwendet,  wie  viel  Arbeit  innerhalb  der  normalen  Arbeitszeit 
vom  Arbeiter  zu  leisten  ist.  Der  Form  nach  erhilt  der  Arbeiter  Zeitlohn,  dem 
Wcaea  nadi  ist  seine  Bezahlung  aber  ebensogut  Werklohn.  Oder  vidmdir,  sie 
ist  dne  Combinatioa  beider,  für  die  der  angemiessene  Name  WtrkMtUHohi^  oder  auch 

*)  Dei  Bxief,  <ler  im  Cktot>erhf ft  xtfOi  der  MooatsM-hiift  dieses-  Vcrhandr.s  erschien,  ist  deuL-c  h  abgedrackt 
in  MiMB  AjtüMl  Ais  PrAmhnMuuanUm  mid  die  ArMUr  in  dea  SoeiaH$Utelum  MommU^t^em,  >9M, 
U.  M,  yag.  911  §. 
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StückMettlohn  wäre,  und  dass  solche  Lijhnung  auch  anderwärts  stattfindet,  zdgt  die 
weiter  oben  angeführte  Bemerkung  im  Bcriclit  über  die  Erhebungen  in  den  deut" 
sehen  Buchbindereien,  dass  Arbeiter  die  Frage  nach  ihrer  l^jhnung  mit  Stückseitlohn 
beantwortet  haben.  Mit  einer  gewissen  elementaren  Kraft  drangt  sich  der  modemen 
Industrie  diese  ComMnation  auf,  und  wir  glauben  nidit  irre  zu  gehen,  wenn  wir  sie 
als  die  voraussichtliche  Lösung  des  Problems  bezeichnen,  das  Interesse  des  einzelnen 
Arbeiters,  der  Arbeiter  als  Beruf  und  Clause  und  des  Omeinwe^rns  al>  Consument 
möglichst  gleichmässig  sicher  zu  stellen.  Denn  dies  ist  das  eigentliche  Lohnproblem, 
du  beule  dadurdt  ein  falsdics  Gesicht  erhält,  dass  zwischen  Arbeiter  und  Gesellschaft 
der  cafMtalistisefae  Unternehmer  steht,  der  auf  der  efaien  Seite  die  gesellschafUidie 
Function  der  Fürsorge  für  die  höchste  Ergiebig' rit  der  Arbeit,  das  heisst  für  die  bil- 
ligste Herstellung  des  Products,  hat  und  auf  der  anderen  Seite  in  seiner  Eigenschaft 
als  Profitmacher  dem  Arbeiter  wie  der  Gesellschaft  gegensätzlich  gegenübersteht.  Es 
ist  aber  dienao  irreführend,  über  dieser  Gcgensitsltdikeit  die  aoeiale  Ait%abe  des 
Untemdunens  zu  ignorieren,  wie  es  falsch  ist,  von  ihr  zu  abstrahieren  und  den 
Unternehmer  nur  als  Repräsentanten  des  gesellschaftlichen  Interesse^  zu  bdianddlk  Wo 
das  erstere  geschieht,  wie  zum  Beispiel  bei  Marx,  bleibt  die  Lohntheorie  neg^ativ 
kritisch;  aus  dem  Capital  lässt  sich  nicht  ersehen,  ob  die  Arbeiter  VVerklohnsysteme 
gnmdsitzlidi  bekimpfes  oder  von  deren  grundsätzlicher  Bdcämpfung  als  utopiatisdi 
absehen  sollen.  Die  Ignorierung  des  Gegensatzes  dagegen  führt  in  der  Pnuds  radst 
zu  blinder  Verteidigung  der  Untcrnehmerdcspolie. 

Wir  müssen  es  uns  versagen,  hier  auf  die  einzelnen  Al)arten  des  Werklohns  und 
WerkzciLluhns  genauer  einzugehen.  Eine  methodische  Untersuchung  würde,  wie 
sdioo  bemerkt,  dn  ganzes  Buch  erfordern.  Möge  sie  bdd  von  gedgneter  Sdte  in 
die  Hand  genommen  werden!  Sie  könnte  der  Arbeiterschaft  unschätzbare  Dienste 
leisten.  Heute  stehen  Theoretiker  wie  Praktiker  des  Arbciterkampfcs  dem  Problem 
der  I.«hnformen  häufig  geradezu  ratlos  gegenüber.  Man  lese  zum  Beispiel  nur  die 
Beurteilung  nach,  die  in  der  Arbeiterpresse  das  System  der  Prämienlöhne^^^) 
findet  Die  dnen  verwerfen  es  ob  sdner  offensiditliehen  grossen  Gefdiren  f&r  die 
Arbeiter,  die  anderen  suchen  ihm,  da  sie  die  Unmöglichkeit  sehen,  es  aus  der  Welt 
zu  schaffen,  die  guten  Seiten  abzugewinnen.  Die  iiiierwicgende  Mehrheit  der  Arbeiter 
verurteilt  das  System.  Was  hilft  aber  das  Verurteilen  einer  Sache  gegenüber,  die 
fortschreitend  immer  mehr  Boden  erobert?  Sie  will  vor  allem  erkannt  und  be- 
griffen sdn,  was  in  diesem  Falle  nur  möglidi  ist,  wenn  man  auf  Grund  wissen- 
adiafUicher  Analyse  dnen  festen  Standpunct  in  Bezug  auf  die  Bedeutung  der  Lohn- 
formen gewonnen  hat  —  ihrer  Bedeutung  sowohl  unter  dem  Gesichtspunct  des  zeit- 
weiligen praktischen  Interesses  der  Arbdter,  als  auch  ihrer  Bedeutung  unter  dem 
Gesichupuna  der  Entwickdung  der  Tedmik  und  der  Wirtschaftsordnung.  Die  soda- 
listiadie  Theorie  hat  den  Capitalismus  als  die  notwendige  Durdigangsfbnn  zur 
sodalistischen  Wirtschaft  begriffen.  Sie  hat  aber  hinsichtlich  dnzelner  Kategorieen 
der  capitalistischen  Wirtschaft  imoh  wenig  ernsthafte  Versuche  gemacht,  sie  auf  ihre 
Bedeutung  für  die  Fortentwickclung  der  Gesellschaft  zum  Socialismus  tiefer  zu 
untersocfaen.  Und  zwar  habdi  wir  dies  der  Gewohnhdt  zuzusdureiben,  den  Sodalis- 
mus  mdir  als  Problem  der  Polltil^  denn  als  aoldies  der  V^rtsdiaft  zu  behandeln, 
während  er  doch  utsachlich  beides  itt  und  in  bdder  Hinsicht  cntwidcdungstheoretisdi 
aufgefasst  und  erforscht  werden  muss. 

">  Besprochen  in  meinem  in  Note  lo  crw&holcn  Aitikpl  Das  Prämienlohnsystem  und  die  Arbeiter. 
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WOLFGANG  HEINE  •  DEMOKRATISCHE  RANDBEMER- 
KUNGEN ZUM  FALL  GOHRE 

Die  bürgerlichen  Politiker  haben  wieder  einmal  einen  leckeren  Schmaus  vor- 
gesetzt erhalten  in  Gestalt  des  Faües  Gökre.  So  weni^  diese  G^;ner  be- 
nifen  sind,  sich  als  Wortführer  höherer  Interessen  aufzuspielen,  und  so  sdir 
man  auch  hier  wieder  die  Absicht  merkt,  einen  Keil  in  unsere  Bewegung  zu  j 
treiben,  so  darf  man  doch  fragen,  ob  es  nötig  und  recht  war,  ihnen  auf  Kosten  J 
der  Sociatdemokratie  ein  billliges  Vergnügen  au  bereiten,  ja  mehr  als  das. 
ihnen  wirksame  Waffen  geg^en  unsere  Bestrebungen  in  die  Hand  zu  geben. 

Auf  die  Anzapfungen  in  den  letzten  Wochen  haben  unsere  Wortführer 
wiederum  entgegnet,  dass  offene  Atissi»rachen  bei  uns  üblich  waren  und  dass 
das  natürliche  Gefüge  unserer  Partei  fest  und  gesund  genug  wäre,  um  tms  dies 
zu  gestatten.  Das  ist  wohl  wahr  und  mag  diesen  Angreifern  j^eijenül>er  aus- 
reichen. I^'ür  uns  selbst  dürfen  wir  uns  aber  nicht  damit  begnügen,  wenn 
nicht  daraus  eine  stereotype  Redensart  werden  soll,  die  das,  worauf  es  der 
Partei  ankommen  miiss,  in  den  Hintergrund  drängt.  Wir  müssen  untersuchen, 
ob  nicht  das  Vorgehen  gegen  Göhre  eine  Praxis  darstellt,  deren  Consequenzen 
weit  über  die  Bedeutung  eines  persönlichen  Streitfalles  hinausführen  und  der 
man  im  Interesse  der  Grundsätze  und  der  Entwickelung  der  Partei  entschieden 
entgegentreten  muss. 

Rufen  wir  uns  das  Wesentliche  des  Tatbestandes  ins  Gedächtnis:  Im  October 
igo3  legte  Göhre  sein  Mandat  als  Abgeordneter  des  15.  sädisischen  Wahlkreises 
nieder,  wie  er  seihst  erklärte,  nicht  weil  er  am  Vertrauen  seiner  W  ihler  zu 
zweifeln  Grund  gehabt  hätte,  sondern,  weil  ihm  von  anderen  ein  unüberwind- 
liches Misstrauen  entgegengebracht  würde.  Als  Gohre  einige  Wochen  später  ge- 
fragt wurde,  ob  er  die  Candidatur  in  seinem  Wahlkreis  wieder  übernehmen  würde, 
erklärte  er  sich  dazu  bereit,  doch  waren  die  Gegenströmungen  stärker,  und  er 
wiu-de  nicht  aufgestellt 

Nadi  dem  Tode  des  Abgeordneten  Rosenow  wollten  die  Genossen  des 
20.  sächsischen  Wahlkreises  Göhre  die  Candidatur  übertragen.  Der  Partei- 
vorstand und  das  sachsische  Centralagitationscomite  widersprachen.  Dennoch 
stellte  am  31.  Februar  eine  Versammltmg  des  Wahlkreises  Gdhre  ft»t  ein- 
stimmig auf.  .Msbald  wurde  eine  grosse  Gegenaction  organisiert.  .\ni 
23.  Februar  traten  in  Leipzig  das  Centralagitationscomite  für  Sachsen  und 
die  vier  sächsischen  Bezirkscomites  zusammen;  auch  ein  Mitglied  des  Partei- 
vorstandes nahm  an  der  G>nferenz  teil.  Es  wurde  folgende  Resolution  be- 
schlossen : 

»Nachdem  sich  die  unterzeichneten  Conütes  heute  in  einer  gemeinschaftlichen 
Sitzung  in  Leipzig  eingehend  mit  der  Retchstagscandidslenfrage  im  20,  Kreise  be- 
schäftigt haben,  erklären  sie : 

Dit  von  den  ricnosscn  des  20.  Kreises  beschlossene  Candidatur  Göhre  wider- 
spricht nach  den  Ix-kannten  Vorgängen  mit  dem  Genossen  Göhre  allen  Grundsätzen 
der  Parteidisdplin  und  Parteitraditton  nach  allen  Richtungen  hin.  Sie  ist  deshalb 
im  höchsten  Grade  geeignet,  Zwist,  Uneinigkeit  in  die  Reihen  nicht  nur  der  sächsi- 
schen, sondern  auch  der  deutschen  Partcigeiu>M  n  lüncinzutragen.  Ein  Partci- 
scandai  erscheint  als  nächste  Folge,  nach  Lage  der  Sache,  als  absolut  sicher.  Dass 
ein  solcher  aber  das  Ansdien  unserer  Furtei  ausserordentlieh  sefaSdigett  w&rdev  ist 
ohne  weiteres  klar;  die  einzige  Möplichkeit,  diese  Dinge  zu  vermeiden,  erblicken 
dife  Unterzeichneten  in  der  Ablehnung  der  Candidatur  durch  den  Genossen  Göhre. 
Sie  redmen  daher  bestimmt  darauf,  dass  Genosse  Göhre  auf  die  ihm  vom  ao.  Kreise 
;ingetragene  Candidatur  verzichtet.  Sollte  er  wider  Erwarten  zu  diesem  im  Interesse 
der  Gesamtpartei  dringend  gebotenen  Schritte  sich  nicht  veranlasst  fühlen,  so  wcr^ 
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den  die  Unterzeichneten  die  weiteren  CanseqiMiiicn  ihrer  hier  niedeigdeff  Aa- 

schanungen  auch  \u  der  Öffentlichkeit  vertreten.« 

Am  24.  Februar  wurde  der  regelmässi^n  Fraclionssitzung  der  üocialdemu- 
kratischen  Reichstagsfraction  mi^eteilt,  Sa»  die  Frage  der  Candidatur  Gohres 

auf  die  Tagesordnung  gesetzt  wäre  Von  den  Vorgängen  in  der  Fraction 
würde  ich  überhaupt  nichts  erwähnen,  wenn  nicht  inzuäscben  durch  Erörte- 
rungen auf  dem  badifscben  Parteitag  und  in  der  Parteiprease  eimges  davon 
bekannt  gcudrdiMi  wart  ;  soweit  das  geschehen  ist,  kann  auch  ich  es  nicht  igno- 
rieren, in  (kr  l-raction  wurde  zunächst  Ix  antratet,  flie  Sache  zu  vertagen 
und  einer  hcsondercn  Fraclionssitzung  zu  überweisen,  zu  der  unter  Angabc  des 
Beratungsgegenstandes  tmd  gedruckter  Mitteilung  der  Antrage  besonders  ein- 
geladen werden  solhe.  Dieser  Antrag  wurde  mit  28  gegen  28  Stimmen  alt- 
gelehnt/ Darauf  wurde  mit  weit  grösserer  Mehrheit  ein  Antrag  des  Fractions- 
vorstandes,  der  die  Candidatur  Gohres  ntissbilligte,  angenommen,  zugleich  aber 
auch  beschlossen,  dass  noch  ein  Versuch  gemacht  werden  sollte, 
durdi  güthche  X'crhandhmgen  (iöhre  zum  Rucktritt  zu  bewegen. 
Trotzdem  wurde  .schon  am  25.  I-'ebruar  die  Leipziger  Re.solution  gegen 
Göhre  in  mehreren  Blättern  veröffentlicht,  was  diese  Verhandlungen  leicht 
hatte  scheitern  lassen  können.  (löhre  trat  jedoch  von  der  Candidatur  zurück 
und  bewotr  in  einer  Versammlung  am  jH  Februar  auch  den  Wahlkreis,  auf  üin 
Sit  ViT/^jhj^  u  ja  er  war  selbst  in  jitr  A^^ila.-on  für  <^'eiioss^^  PjjjJx:'^n  tati^;^ 
■•SJT'K'eilder  Sacfr!'PriTS!fTy"'Aiinächst  Kamf^^^  «laV'orisein.  dass 

etwa  die  Genossen  des  jo.  Wahlkreises  ihre  Befugnisse  überschritten  hätten,  als 
sie  die  Candidatur  (  iöhrcs  gegen  den  W^unsch  des  Partei  Vorstandes  und  der 
sächaiachen  Comites  proclamierten.  Es  heisst  im  §  3  des  sächsischen  Organi- 
sationsstatuts nusdnit  klich  : 

»Innerhalb  eines  KcichstaRswahlkrdscs  regeln  die  Parteiorganisationen  ihre  An- 
gelegenheiten vollständig  selbständig.« 

Zwar  war  es  bei  allgemeinen  Keichstagswahlen  üblich,  dass  die  dem 
\\  ahlkanipfe  vorausgehende  Landesversaiimilung  alle  Landidaturen  gemeinsam 
proclamierte,  aber  dies  war  eine  reine  Formsache,  denn  die  Candidatm^  waren 
längst,  zimieist  schon  Jahre  vorher,  von  den  Wahlkreisen  selbst  aufgestellt  und 
öffentlich  proclamiert  worden,  die  Candidatcn  hatten  schon  in  den  Kreisen 
agitiert  und  waren  bereits  in  officielten  Partei  Schriften,  zum  Beispiel  den 
AgitatioDskalendem,  ausdrücklich  benannt.  Als  auf  der  sächsischen  Landes- 
versammltmg,  die  1901  in  Leipzig  stattfand.  Angriffe  gegen  den  15.  Wahlkreis 
w^cgen  der  Aufstellung  üölires  vorgebracht  wurden,  fiel  es  denn  auch  keinem 
Redner  ein,  zu  behaupten,  dass  die  GencSimigttng  der  Landesversanunlung 
nötig  gewesen  wäre,  sondern  man  nahm  die  Candid.itur  selbst  als  eine  fest- 
stehende Tatsache  hin.  Also  war  auch  jetzt  der  20.  Wahlkreis  vollkommen  im 
Recht,  und  die  von  anderer  Seite  erhobenen  Flroteste  verletzten  die  Autonomie 
des  Walilkreises. 

.\ber  entscheidender  noch  für  diese  Frage,  als  das  Statut,  ist  das  demo- 
kratische Princip.  Wir  wollen,  dass  das  Volk  sich  selbst  regiere, 
unser  P^teiprogramm  fordert,  dass  es  über  die  vnchtigsten  und  schwierigsten 
Probleme  durch  unmittelbare  Abstimmung  und  directe  Geseizgebimg  entscheide, 
aber  in  der  nächstliegenden,  einfachsten  Frage,  wer  der  Mann  seines  Ver- 
trauens sei,  soll  et  von  einer  Erlaubnis  vorgesetzter  Bdidrden  abhängig  sein?  — 

*)  KOr  des  WaUknis  Mlbit  war  du  (moficiiliclM  Ergebnii,  da«  der  Wablkrebi  ia  der  Ilaaplwald  nidit 
wic«lrr  genommen  wurdr  und  dann  in  der  StiAwaU  an  Aic  vcrcinicrten  Reactioaire  veiloiea 

VnA  die«  «;e!«h.ih  rinem  WahlkrHse,  wo  am  l^.  Juni  1903  vi'^io  drr  cin};ctraKenen  Wlhler  aoeialdcno- 
ktatisih  gewählt  Iiattrn.  mit  rinrni  Vorj^pruni;  xon  -^740  Stimmen  vor  den  verrimuten  Gejpiern.  Noch 
Ivetnerken.'iwcrtcr  ist,  dass  allein  dir  mh  Lililfinokratiiichen  Stimmen  rurtJi  kf^-epangeti  sind,  und  xwar  um 
.W^o  oder  MfS*/e>  wihrend  die  der  GeKnet  nicht  gefallen,  sondern  ko^;.i:  <  ri  uer.iß  RPstieKCn  sind;  Cis  b«i 
Nachwahlen  wohl  aaerbfirten,  wenn  auch  dieaaal  nicht  Kende  aberrafcheode»  Resultat. 
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Weshalb?  Fürclitct  man,  es  könnte  einen  Nichtgcnnssoii  in  den  Reichsta^^ 
schicken?  Das  ist  doch  wohl  ausgeschlossen,  denn  wer  Parteigenosse  ist,  das 
ctitschetden  nach  dem  Organisationsstatut  der  Gesamtpartei  bestimmte,  leicht 
festtnsldleiide  äussere  Momente.  Oder  denkt  man,  es  könnte  ein  C^n- 
geeigtuter  aufgestellt  werden,  und  glaubt  man  deshalb,  die  Genossen 
bei  Ausübung  ihres  Wahlrechts  ans  Gängelband  nehmen  zu  müssen?  —  Genau 
dassdbe  sagen  die  Feinde  des  allgenieinai,  g^ieichen  und  directen  Wahlredits 
auch.  Die  Möglichkeit  eines  Missbrauchs  oder  ungeschickten  Gebrauchs  ist  das 
Argument,  das  die  Reactionäre  gegen  jede  Freiheit,  jedes  Volksrecht  vor- 
zubringen ])ilegen.  Sieht  man  denn  nicht,  wie  man  allen  Treibereien  gegen  das 
allgemeine  Wahlrecht  wirksam  Vorschub  leistet,  wenn  hier  Partcivorstand, 
Fraction  und  Comites  sich  vercinipfcn,  um  das  \'olk,  die  Wähler  einfach  zu 
zwingen,  dass  sie  auf  ihren  Willen  verzichten  und  den  Mann  ihres  Ver- 
trauens begraben? 

Der  Grundf;edankc  der  Demokratie  ist,  dass  die  Freiheit  ihr  Corrcctiv  in  sich 
selbst  trägt.  Nicht,  weil  das  Volk  keine  Fehler  machen  könnte  —  solche 
Behauptung  wäre  lächerliche  Demagogie  — ,  sondern  weil  eine  wahrhaft  demo- 
kratische Verfassung  jedermann  zur  Tätigkeit  und  zur  Kritik  anspornt  und 
ganz  andere  Möglichkeiten  einer  Beseitigung  des  Verfehlten  gewährt,  als  eine 
aristokratische  oder  bureaukratische  Organisation,  in  der  stets  die  Rücksicht  auf 
die  Autorität  der  Regierenden  das  Fische  zusammen  mit  dem  Guten  stntst 
und  erhält.  Auel',  ist  vom  St:indj)unct  der  Demokratie  aus  ein  Irrtum,  der  in 
freier  Tat  begangen  worden,  wertvoller,  als  eine  aufgezwungene  Klugheit. 
Darum  hätte  der  Wille  des  Wahlkreises  respectiert  werd^  mfissen,  auch  wenn 
Göhre  der  ungeeignetste  Candidat  gewesen  wäre. 

Das  heisst  natürlich  nicht,  dass  es  unzulässij^  wäre,  die  flenossen  bei  <Ut 
Auswahl  von  CantUdaten  mit  Rat  und  Tat  zu  unterstützen  oder  Bedenken 
gegen  ungeeignete  Candidaturen  zum  Ausdruck  zu  bringen.  Das  ist  stets  ge- 
schehen. Noch  vor  einigen  Monaten,  als  der  22.  sächsische  Wahlkreis  an 
Stelle  des  verstorbenen  Abgeordneten  Franz  Hofinann  den  Genossen  Adolf  Iloff- 
mann  aufstellen  wollte,  erklärten  sich  dieselben  sächsischen  Comites  einstimmig 
gegen  diese  Candidatnr,  aber  es  war  ihnen  von  vornherein  unzweifelhaft,  dass 
wenn  der  Wahlkreis  bei  .seinem  WilK'n  bliche,  sie  ihn  respcctiercn  würden. 
So  geschah  es  und  m  u  s  s  t  e  es  auch  geschehen.  Erkennen  wir  das  nicht  an, 
so  hdren  wir  «tf,  eine  demokratische  Partei  zu  sein. 

Aber  ausser  diesem  Grundprincip  der  Demokratie  sind  noch  andere  leitende 
Grundge<l;inken  unserer  Politik  dabei  erheblich  zu  kurz  gekommen. 

Entspricht  es  etwa  den  Grundsätzen  der  Freiheit  und  Brüderlich- 
keit, dass  Pressionsmittel  angewendet  wurden,  wie  die  Drohung,  > jeden 
Mann  tmd  jeden  Groschen  für  die  Agitation  zu  verweigern«,  fidls  Gohre  niefit 
fallen  g^lasssen  würde?  Heisst  es  die  Gleichheit  der  Genossen  und  ihres 
Wahlrechts  anerkennen,  wenn  man  dem  Wahlkreis  das  Recht,  sich  seinen 
Candidaten  selbst  auszusuchen,  bestreiten  wollte,  weil  er  financieller  und  agita- 
torischer Beihilfe  der  anderen  Kreise  bedürfte?  Und  wo  blieb  die  Rücksicht 
auf  das  Interesse  der  Partei,  als  man  unmittelbar  vor  der  Wahl  die 
Fackel  der  Zwietracht  in  den  Kreis  warf  und  dadurch  die  Agitation  erschwerte, 
ja.  als  man  leichten  Herzens,  als  wäre  das  das  kleinere  Übel,  davon  sprach,  den 
Wahlkreis  verloren  gehen  zu  lassscn,  nur  damit  Göhre  nicht  gewählt  würde? 
Wie  stimmt  das  zu  dem  Rühmen,  mit  dem  wir  sonst  erklären,  dass  bei  uns 
die  Person  nichts,  die  Sache  alles  bedeute?  Wurde  hier  nicht  in  rücksichts- 
losester Weise  die  Sache  einer  Personenfrage  wegen  preisgegeben?  Klingt 
es  nicht  geradezu  wie  ein  Hohn  auf  unsere  Principien,  wenn  die  Arbeiter- 
teitumg  in  Dortmund  schreibt:  »Unsere  Partei  ist  doch  nicht  in  erster  linie 
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dazu  da,  um  an  ihrem  Körper  die  Ndtdidikeit  und  Notwendigst  der  Durch- 
führung demokratischer  Grundsätze  zu  prohieren«?  Könnte  man  es  den  An- 
iiangcrn  des  gegenwärtigen  Staates  verargen,  wenn  sie  sich  nicht  zu  Ex- 
perimenten hergdien  wollten,  die  wir  nicht  einmal  an  mis  selber  wagen? 

Alles  das  hat  den  Cc^^nern  der  Socialdemokratie  die  Möglichkeit  gewälirt, 
sich  in  den  Mantel  der  waliren  Freiheitsfreunde  zu  hüllen  und  mit  einem  Schein 
des  Rechts  Angriffe  gegen  unsere  Principien  und  die  Ehrlichkeit  ihrer  Ver- 
fechter zu  erheben.  Freilich  bleibt  dies  nur  ein  trägerischer  Schein 
des  Rechts,  wenn  die  Partei  sich  klar  macht,  dass  hier  ein  Verstoss  gegen 
unsere  Grundsätze  begangen  worden  ist,  der  sich  aus  besonderen  Umständen 
eridärt,  und  wenn  sie  sich  der  G>nsequenzen  des  eingeschlagenen  Vftges  bewusst 
wird.  Darum  liegt  es  durchaus  im  Interesse  der  Partei,  in  diesem  Falle  nichts 
zu  verschleiern  und  nichts  zu  vertuschen. 

Wie  konnte  es  geschehen,  dass  bei  dem  Vorgehen  gegen  Göhre  unsere  Prin- 
cipien so  vergessen  wurden?  —  Der  Grand  liegt  meines  Eraehtens  in  einer 
Tendenz  zur  Bureaukratisierung  und  Centralisierung 
der  Partei,  die  schon  öfter  bemerkt  werden  konnte,  deren  gefährliche 
Folgen  für  den  demokratischen  und  freiheitlichen  Charakter  der  Partei  aber 
hier  ganz  besonders  hervorgetreten  sind  und  von  der,  wenn  sie  sich  fortsetzte, 
das  Schlimmste  zu  befürchten  sein  würde. 

Gewiss  bedarf  jede  grosse  Organisation,  auch  die  socialdemokratische  Partei, 
dnes  Stabes  von  tüchtigen  Beamten,  die  auch  keineswegs  blosse  Werkzeuge 
der  Menge  sein  dürfen,  wenn  sie  der  Partei  nützen  sollen !  Es  ist  nötig  und 
durchaus  kein  Verstoss  gegen  das  demokratische  Princip,  wenn  den  Partei- 
instanzen innerhalb  der  ihnen  angewiesenen  Tätigkeitskreise  Selbständigkeit 
des  Handelns  und  ein  gewisses  Mass  von  Unverantwortlichkeit  garantiert  wird. 
Aber  etwas  ganz  anderes  ist  das,  was  hier  geschehen  ist,  wo  in  eine  Entschei- 
dung, die  eigenstes  Vorrecht  der  Menge  sein  m  u  s  s  ,  die  Beauftragten  der  Partei 
rücksichtslos  eingegriffen  haben,  um  den  Willen  der  Wähler  zu  durchkreuzen. 
Hier  zeigt  sich  der  Anfang  einer  Gefahr,  die  in  volkstümlichen  Verwaltungen 
leider  nahe  liegt,  dass  nämlich  sich  an  Stelle  wahrer  Volkshcrrschaft  die  All- 
macht der  Ausschüsse  entwickelL  Am  allergefährlichsten  ist  eine 
soldie  Tendenz,  wenn  es  sich  um  die  Feststellung  der  Candidatoren  handelt, 
denn  gerade  das  freie,  unbeschränkte  Recht  der  Masse  zur  Wahl  ihrer  Vcr- 
tranenspersonen  soll  das  demokratische  Gegengewicht  gegen  den  Einfluss  der 
Beauftragten  Irilden.  Beginnen  aber  die  Parteifunctionäre  selbst  zu  bestimmen, 
wer  in  ihren  Kreis  aufgenommen  werden  dürfe,  so  liegt  die  Gefahr  vor,  dass 
frisches  Blut  und  neue  Gedanken  mehr  und  mehr  ferngehalten  werden  könnten 
und  die  Partei  der  Vcrknocherung  verfiele,  die  das  Kennzeichen  aller  OHg- 
arditeen  und  Bureaukratieen  ist  Man  wende  nicht  ein,  dass  die  Unbestedilich- 
kdt  und  Tüchtigkeit  unserer  Parteifunctionäre  und  ihre  Liebe  für  unsere  grosse 
Sache  eine  Schutzwehr  gegen  solche  Folgen  bilden  vtrürden.  Im  (Kgenteii: 
Eine  Beamtenschaft,  die  ihre  Sadie  versteht  und  uneigennützig  dem  allgemeinen 
Besten  zu  dienen  bemüht  ist,  wie  wir  sie  in  der  Partei  glücklicherweise  hal>en, 
wird  am  ehesten  geneigt  sein,  im  Rewusstsein  ihres  eigenen  "\'erdienstes  das, 
was  sie  für  richtig  und  geeignet  hält,  als  unüberschrcitbare  Norm  zu  betrachten, 
abweichende  Bestrebungen  im  vermeintlichen  Interesse  der  Sache  auszuscliliessen 
und  dadurch  der  gebunden  Fortcntwickelung  der  Partei  einen  Riegel  vorzu- 
schieben. Als  weitere  Folgen  einer  solchen  Tendenz  können  das  Nachlassen 
der  Initiative  und  des  Interesses  am  geistigen  Leben  der  Partei  und  (fie  Neigung 
zum  eigensinnigen  oder  gedankenlosen  Festhalten  an  hergebrachten  Formeln, 
kurz,  wie  man  sagt,  zum  Fortwursteln  sich  einstellen.  In  diesem  Sinne  ist 
etae  gute  Bureaukratie  gefährlicher,  als  eine  schlechte. 
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Und  ebenso  gefährlicb  ist  die  im  Göhreschen  Fall  hervorgetretene  Neigung 
zur  Centralisierung,  die  mit  der  burcaukratischen  Tendenz  eng  ver- 
knfipft  ist  So  sicher  für  gewisse  Gebiete  des  politischen  Lebens  einheitliche 
Geschlosaenheit  der  ganzen  Ptatn  ttnentbebrKch  ist,  so  sollte  man  doch  nidit 
vergessen,  dass  wir,  treu  der  Marxischen  Geschichtsauffassung,  nicht  eine 
künstlich  fabricierte,  sondern  nur  eine  bodcr] ständig  gewachsene  Politik  an- 
ericenaen  &rf€n.  Wohl  madien  sidi  d  ic  grossen  ufundtendenzen  der  wirt** 
schaftlicfacn  und  politischen  Entwickelung  überall  p^cltciid,  aber  doch  in  ver- 
schiedenem Masse  und  in  Verbindung  mit  den  verschiedensten  örtlichen  Kräften, 
die  auch  wieder  ihre  Wurzel  in  wirtschaftlichen,  nationalen,  religiösen  und 
anderen  geistigen  Besonderheiten  haben  können.  Damm  soll  man  sich  nicht  ge- 
wöhnen, alle  wichtigen  politischen  Entscheidungen  von  einer  Centrale  aus  r.xi 
treffen,  sondern  man  soll  grundsätzlich  die  localen  Corporationen  als  die  Träger 
des  Lebens  der  Partei  anerkennen,  nicht  bloss,  weil  das  demokratische  Princip 
es  so  erfordert,  sondern  auch,  weil  das  die  einzige  Möglichkeit  ist,  die  Partei 
vor  der  Versuchung  einer  doctrinärcn  Politik,  die  den  Zusammenhanj:^  mit  dem 
Leben  verlöre,  zu  schützen.  Aus  demselben  Grunde  ist  übrigens  auch  die 
sachliche  D  c c en trali sation ,  die  Überlassung  gewisser  Tätigkeits- 
gebiete der  Arbeiterbewegung  an  besondere  Organisationen  notwendig,  die  sich 
unter  dem  Drange  der  Bedürfnisse  ganz  von  selbst,  aber  nicht  ohne  Wider- 
spnidi  gewisser  Doctrinäre,  in  der  Abzweigung  und  sdbständigen  Ausgestal- 
tung des  Gewerkschaftswesens,  der  Genossenschaften,  der  Bildungsbestrratingen 
u.  s.  w.  vollzogen  hat. 

Und  auf  dieselbe  Erwägung  führt  schliesslich  auch  die  Frage,  weshalb  dieser 
heftige  Widerstand  gerade  gegen  Gohres  Candidator  insceniert  wurde. 

Der  Abgeordnete  Heyl  zu  Hermsheim  hat  im  Reichstag  erklärt,  Göhrc  hätte 
nicht  aufgestellt  werden  dürfen,  weil  Bebel  ihn  nicht  gewollt  hätte,  und  er  hat 
damit  wieder  die  Geschicklichkeit  bewiesen,  die  ihn  und  seine  Parteigenossen 
auszeichnet,  wenn  sie  der  Socialdemokratie  etwas  am  Zeuge  flicken  wollen, 
nämlich  die  Sache  so  verkehrt  als  möglich  anzufangen.  Davon  kann  um  so 
weniger  die  Rede  sein,  als  Göhres  entschiedenes  Auftreten  gegen  Bebels  An- 
griffe auf  dem  Parteitage  ihm  die  Sympathie  auch  vieler  Anwmger  Bebels  ver- 
schafft  hatte. 

Angeführt  wurde  gegen  Göhres  Candidatur  die  Niederleg^ng  seines  Reichs- 
tagsmandates. In  der  Tat  verübelt  man  ihm  das  in  der  Partei  sehr.  Man  weist 
auf  die  enormen  Mfihen  und  Kosten  hin,  die  mit  einer  Neuwahl  stets  ver- 
knüpft sind  und  die  Göhre  dem  15.  Wahlkreise  zugemutet  hatte,  obgleich  dieser 
an  den  Angriffen  gegen  ihn  völlig  unschuldig  war.  Man  würde  es  deshalb  schon 
als  eine  Rücksichtslosigkeit  angesehen  haben,  wenn  Gdhre  im  berechtigten  Un- 
mut über  die  Verunglimpfungen  dem  Reichstag  überiiaupt  hätte  den  Rücken 
kehren  wollen,  und  man  ist  noch  mehr  zur  Missbilligung  geneigt,  da  dem  Rück- 
tritt durch  das,  was  darauf  folgte,  der  Charakter  der  Fordenmg  nach  dneui 
Vertrauensvotum  aufgeprSgt  wurde,  für  welchen  Zweck  der  Sdiritt  ungewöhn- 
lich war  und  unverhältnismässig-  kostspielig  erschien.  Man  sah  in  dieser  Preis- 
gabe des  Mandats  Eigenmächtigkeit  und  Mangel  an  Disciplin,  schob  auch  die 
Gefahr  in  den  Vordergrund,  dass  dn  soldies  Handeln  Nadiahmung  finden  könnte. 
Es  kann  mdit  Aufgabe  dieser  den  allgemeinen  Fragen  gewidmeten  Unter- 
suchung sein,  Göhre  persönlich  zu  verteidifjen.  Nur  so  viel  sei  gcsagft,  dass  man 
meines  Erachtens  zu  wenig  entschuldigend  berücksichtigte,  unter  welchen  eigen- 
artigen Umständen  sidi  Göhre  zu  dem  Schritt  entschlossen  hatte. 

Es  unterliegt  keinem  Zweifel,  dass  die  allermeisten,  die  gegen  Göhrc  Stel- 
lung genommen  haben,  mit  Bewusstsein  sich  in  erster  Reihe  durch  diese  mit  viel 
Entsdüedenhdt  und  von  autoritativer  Stdfe  vorgetragenen  Erwägungen  haben 
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leiten  lassen.  Aber  sowenig  man  an  dem  guten  Glauben  dieser  Mehrzahl 
zweifeln  dar»',  so  kann  dieser  Felder,  den  Göhre  begangen  hatte,  doch  tmmög- 
lich  ausreichen,  um  die  ungdieuere  Eir^fung,  diese  ungewöhiilidieii  Drohungen 
und  Publicationen  g"ej^en  ihn  zu  erklären,  geschweig-e  denn  zu  rechtfertigen. 
Dies  um  so  weniger,  als  Göhres  Charaktertüchtigkeit,  Leistungsiahi^^it 
und  BcgcisteruT^  für  ^e  Sache  ausser  Zweifel  stehen.  Auch  nach- 
dem Göhre  in  der  selbstlosesten  Weise  auf  die  Candidatur  verzichtet 
und  bei'  der  Aj*7tt»tion  f«r'<4«t  GeftWWWi  Pinkan  ntitgeholfen  hatte,  hielt  es  das 
Centralcomite  für  Sachsen  in  seinem  am  ii.  März  veröffentlichten  Bericht  an 
i\\<-  Landesconferenz  für  angemessen,  in  der  breitesten  und  unfreundlichsten 
Wei.se  .-Ulf  diesem  sofjenannten  Disciplinbruch  Göhres  herumzureiten,  ohne  mit 
einem  Worte  zu  betonen,  welches  schöne  Zeichen  von  Unterordnung  seiner 
personlichen  Interessen  unter  die  der  Partei  Gohre  inzwischen  durah  seinen 
Rücktritt  gegeben  hatte.  Man  hat  doch  in  der  Partei  oft  genug  bewiesen,  dass 
man  auch  zu  verzeihen  versteht,  weshalb  also  hier  eine  rücksichtslose  Unver- 
söhnlichkeit,  die  die  Interessen  der  Partei  schwer  gefährdete? 

Dies  alles  wäre  unverstandlich,  wenn  nicht  —  bei  vielen  wohl  unbewusst  — 

der  Widerwille  gegen  Göhre  als  einen  Revisionisten  niitg-ewirkt  hätte  und  wenn 
<larin  nicht  ein  Teil  der  Verbitterung  zum  Ausdruck  gekommen  wäre,  die  seit 
Jahren  geschürt  wurde  und  in  Dresden  zum  Schaden  der  Partei  so  traurig 
zum  Ausdruck  kam.  I"s  ist  nicht  wunderbar,  dass  solche  Gcmütserfegungen. 
wie  sie  der  Parteitaj;  j^ebracht  hatte,  noch  lange  in  den  Herren  der  Genossen  nach- 
zittern.  Der  innerliche  ^Zusammenhang,  der  zwischen  dem  Kampfe  gegen 
Göhres  Candidatur  und  dem  g^en  den  RevisiotUsmus  bMtdit,  wird  mir  un- 
zweifelhaft dadurch  bewiesen,  dass  in  beiden  diesdben  Gntndtendenzcn  ztun 
Ausdruck  kommen. 

Denn  wenn  man  auf  den  (ir»ui«l  geht  und  von  den  persönlichen  Differenzen, 
die  wie  überall  auch  hierbei  stark  mitgewirkt  haben,  absieht,  so  steckt  in  dieser 
Erregung  gegen  die  Revisionisten  doch  hauptsächlich  das  Misstraucn  des  Ofti- 
ciellen  gegen  das  Outsidertum,  der  Tradition  gegen  das  Ungewohnte,  der  un- 
persönlichen Institution  gegen  das  Individudle,  kurz,  dieselbe  Tendenz,  die 
vorher  als  Neigung  zur  Bureaukratisierung  und  Centralisierung  der  Partei 
nachgewiesen  worden  ist. 

Darum  sei  es  auch  gestattet,  in  diesem  Zu.s;uumenhange  kurz  auf  ilie  Frage 
nach  dem  Revisionismus  abzuschweifen.  W^as  ist  das  Kriterium,  wodurch  er 
sich  vom  Radicalismus  unterscheidet  luid  sich  die  fürchterliche  Verdammung 
verdient  hat?  Es  liegt  weder  in  der  Stellung  zum  politischen  Endziel,  noch 
in  der  praktischen  Gegenwartspolitik.  Man  wird  sich  ertnnem,  dass  die  froheren 
Xaiionalsocialen  und  auch  Theoretiker  der  Socialdemokratie  ab  und  zu  mit  der 
geistvollen  Frage  kamen,  weshalb  denn  die  Revisionisten  nun  nicht  mit  einer 
neuen  revisionistischen  Politik  herausrückten  und  Ernst  machten.  Eben  deshalb 
nicht,  weil  gerade  <1  i  e  Revisionisten  davon  durchdrungen  sind,  dass 
man  eine  Politik  nicht  künstlich  m  a  r  h  o  n  ,  sondern  nur  d  i  e  Politik 
treiben  soll,  die  in  den  Verhaltnissen  begründet  ist  und  die  man  treiben  kann. 
Eine  sdche  Politik  aber  treibt  die  Päirtei  heut  im  grossen  und  ganzen  olmefain. 
»Opportunisten  sind  wir  alle«,  sagt  der  Vater  der  Dresdener 
Resolution. 

Hat  man  ausserhalb  der  Partei  erwartet,  dass  die  Revisionisten  die  Social- 
demokratie mit  dem  börgerlidicn  Freisinn  verschmelzen  wurden,  so  hat  man 
damit  tx'wiescn.  dass  man  Phantast  und  nicht  Politiker  ist.  Solche  Rcrisio 
nistm  hat  es  nie  gegeben  und  hätte  es  am  wenigsten  geben  können  in  dem 
Moment,  wo  cfieser  Freisiim  fast  von  der  Bildflidie  veraehwunden  war.  Ünd 
hat  man  innerhalb  der  Partei  sich  durch  Stahes  Gerede  unserer  Gegner  zeit- 
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weise  den  klaren  Blick  verwirren  lassen,  nun,  so  wird  man  auch  schon  wieder 

zur  Besinnung  kommen. 
Wie  die  Verhaltmsse  im  Deatschen  Reidie  lt^;en,  so  kann  einer,  ob  er  sich 

radical  nennt  oder  ob  er  zu  den  Revisionisten  geworfen  wird,  heut  nichts 
anderes  tun,  als  den  Kampf  für  die  Entfaltung  der  Macht  der  Arbeiterclasse 
auch  sehon  in  der  gegenwärtigen  Gesdlschaft  führen,  wobd  der  Atisdnick 
yfacht  im  weitesten  Sinne  zu  verstehen  ist,  umfassend  politische  Organisation 
und  Schulung'  nach  innen,  politischen  Einfluss  nach  aussen,  wirtschaftliche 
Kraft,  wie  sie  sich  in  Gewerkschaften  und  Genossenschaften  ausspricht,  und 
geistige  Fülle  in  Wissen,  Bfldtmg  und  Geschmack.  An  der  eigentlichen  Sodal- 
refonnarbeit  im  Parlament  und  ausserhalb  beteiligen  sich  flcissige  und  sach- 
kundige Radicale  genau  so  eifrig  und  gern,  wie  das  nur  irgend  ein  Revisionist 
tun  TOonte.  Hinwiedemnt  gibt  es  sogenannte  Revtsionisien,  die  von  unserer 
socialreformerischen  Gesetzgebung  weit  weniger  halten,  als  mancher  RadSetit. 

Aber,  werden  die  Gegner  der  Socialdemokratic  einwerfen,  die  Revisionisten 
accepticren  doch  nicht  die  Katastrophen tluoric  und  die  Ansicht,  dass  die  Er- 
oberung der  poUtisdien  Macht  nicht  stückueis,  sondern  nur  auf  einmal  ge- 
schehen könnte,  auch  machen  sie  das  viele  Reden  von  der  Revolution  nicht  mit. 
Nun,  die  tiefsinnigen  Erörterungen  über  die  Art  der  Eroberung  der 
politischen  Macht,  das  Ausmalen  einer  znkönftigen  Revolution  und 
(las  Reden  über  unsere-  Tätigkeit  am  Tage  nach  der  Revolution,  die 
Frage,  wie  viel  Zeit  uns  noch  von  der  socialistischen  Gesellschaft  trennt,  ob 
einzelne  Sodaldemokraten  in  bürgerliche  Ministerien  eintreten  dürfen  oder  nicht, 
ob  die  Socialdemoikratie  einmal  in  die  Lage  kommen  wird,  eine  Schutzzollpolitik 
treiben  tu  müssen  u.  s.  w.,  sind,  mit  Verlaub,  politische  Kannegiessereien  ohne 
praktische  Bedcutuqg,  die  die  grosse  Masse  der  tätigen  i'arteigenossen, 
ob  radieal  oder  revisionistisx k,  völlig  kalt  lassen.  Man 
bietet  uns  keine  Sitze  in  bürgerlichen  Ministerien  an,  also  brauchen  wir  uns 
darüber  wirklich  nicht  zu  streiten.  Die  politische  Macht  wird  das  Volk 
nehmen,  wann  und  wo  es  sie  bekommen  kann,  ob  aul  einmal  oder 
stückweis,  und  grade  das  Volk  wird  praktisch  den  Sperling  in  6tr  Hand  nicht 
fahren  lassen,  um  der  Taube  auf  dem  Dachfirst  naclizuschauen. 

Und  die  revolutionär  klingende  Phrase  machen  wir  Revisionisten  freilich 
nicht  mit,  aber  es  gab  eine  Zeit,  wo  diese  —  wie  Schoenlank  sie  nannte  — 
geschwollene  Kraftphrasc  ziemlich  abgekommen  war,  wie  Genosse  David 
in  den  letzten  drei  Heften  dieser  Zeitschrift  überzeugend  nachgewiesen  hat. 
Und  audi  heut  noch  denken  die  meisten  Parteigenossen,  die  den  Vorwurf, 
Revisionisten  zu  sein,  entschieden  zurückweisen  würden,  nicht  im  geringsten 
daran,  diese  Revolutionsphraseologie  wieder  aufzuwärmen.  Wir  hatten  ja  schon 
einmal  um  1890  herum  die  Periode  der  Jungen,  die  sich  auch  wesentlich  durch 
die  Freude  an  starken  Worten  auszeichneten,  nur  mit  dem  Unterschiede,  dass 
die  damalige  Bewegung  d(X"h  tiefer  ging  und  dass  etliche  unklare  Phantasten 
damals  wirklich  an  die  unmittelbar  bevorstehende  siegreiche  Revolution 
glaubten. 

Selbst  davon  ist  beut  keine  Rede.  Tatsächlich  will  niemand  eine  Revr)- 
lution,  und  die  am  meisten  von  ihr  reden,  beteuern  dies  am  entschiedensten. 
Sogar  Kautsky  tut  dies.  In  Dresden  hatte  er  bekanntlich  den  Unterschied 
zwischen  der  revinomt^chen  und  der  ang^diltdi  alten  Taktik  in  folgenden 
Worten  formuliert: 

»Unsere  bisherige  Taktik  ging  dahin,  dass  wir  immer  rücksichtslos  vorwärts 
drängten,  dass  wir  dadurch  die  Gegensätze  zu  den  herrschenden  Qassen  immer  mehr 
en:\'eiterten,  die  herrschenden  Gassen  immer  mehr  gegen  uns  erbitterten,  dass  wir 
mit  jedon  Zuwachs  an  Macht  den  Besitzenden  immer  mehr  Furcht  einflössten,  dass 
sich  die  Cbnfltcte  immer  mehr  zuspitzten,  so  dass  wir  schlicsslidi  ZnstindCB  ant« 
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gtgendrangtcii.  wo  es  eine  grosse  Kntbcheidung  gilt,  in  der  wir  dann  gezwungen 
sind,  den  Gegner  niederzuwerfen  und  ihm  die  Macht  abzanehniai.  Das  war  unsere 
bisherige  Taktik.  Es  gibt  aber  eine  Reihe  von  Genossen,  denen  vor  solchen  Zu- 
ständen graut,  die  solche  Conflicte  zu  mildern  und  darum  herumzukommen  «nichcn. 
Wenn  wir  flamm  herunikonunen  könnten,  wenn  es  einen  anderen  Weg  gäbe,  so  würde 
CS  uns  sicher  allen  recht  sein.  Niemand  sucht  den  Conflict  um  seiner  selbst  willen. 
Jeder  sucht  ihn  nur  als  Mittel  zum  Zweck.  Sind  aber  diese  Gmfltcte  in  der  Natur 
der  Tatsachen  bcgründit,  dann  ist  e?  Torheit,  nach  einem  Weg  »u 
suchen,  um  sie  h  e  r  u  roz  ako  m  m  e  n.«-) 

Jetzt  stellt  sich's  heraus,  dass  man  diese  Satze  vollkommen  missverstanden 
hat,  wenn  man  daraus  entnahm,  »wir  sollten  bestrebt  sein,  die  Confücte  mit 
unseren  Gegnern  zuzuspitzcnc,  denn  Kautsky  hat  neuerdings  diese  Auffassung 
als  ^ebenso  tmainnig  wie  frivole  besdclmeL*)  Also  will  offenbar  audi  er, 
dass  wir  um  Conflicte  herumzukommen  suchen,  also  das  tun,  was  er  in  Dresden 
als  Torheit  bezeichnet  hatte.  Es  kann  auch  niemand  die  Revolution  wollen, 
denn  abgesehen  von  allem  amlcni  sind  die  Chancen  so  verteilt,  dass  an  einen 
Erfolg  nicht  zu  denken  wäre. 

Die  Feinde  'h's  Volkes  würden  nur  auf  solche  Torheit  lauern,  um  ihre  offen 
genug  ausgesprochenen  Pläne  einer  blutigen  Niederwerfung  auszuführen.  Die 
Armee,  trefflich  bewaffnet  und  geschult,  würde  nicht  efaien  Augenblick  zögern, 
die  unbewaffneten  Massen  zusammcnzuschiessen,  auch  wenn  man  ihr  die 
schönsten  Zeitungsartikel  vorläse,  und  das  Ergebnis  würde  eine  völlige  Unter- 
drückung des  Volkes,  ein  Triumph  aller  Rückwärtserei  sein.  Da,s  wissen  die 
RnmUtHonare  vom  Tinten fass  recht  gut,  und  sie  unterlassen  nie,  zu  beteuern, 
dass  die  wahrscheinliche  Folge  einer  Revolution  die  vollständige  Zertrümme- 
rung der  Socialderaokratie  sein  würde.  Das  wissen  aber  die  Männer  aus  dem 
Volkes  die  selbst  Soldaten  gewesen  sind  und  die  ihr  Blut  zu  Markte  tn^en 
mussten,  noch  viel  besser.  In  Wahlheit  denkt  kein  ehrlicher  Partei- 
genosse daran,  eine  Revolution  unternehmen  zu  wollen.  Das  gilt  auch 
für  den  Fall,  dass  die  Reactionäre  versuchen  sollten,  das 
Volk  zu  einem  ihnen  gelegen en,al8odem  Volke  ungünsti- 
gen^, eitpu  netz  umAufstandz  «zwingen  ;ja,  dann  darf  man 
erst  recht  nicht  daran  denken  !  Hierüber  sich  und  den  Genossen 
reinen  Wein  einznsehenken  und  die  doppelte  Aassichtslosigkdt  einer  solchen 
aufgezwungenen  Revolution  wider  Willen  nicht  unter  einem  grt^.sssprccheri.schen 
Wortschwall  zu  verhüllen,  heisst  nicht  die  Genossen  schwach  und  mutos  machen, 
sondern  für  die  Arten  des  Kampfes,  die  möglich  und  wirklich  autncbtsvoll 
.sind,  stärken  Htwiss!  Ohne  Selbstvertrauen  keine  Kraft,  liber  auch 
Selbstvertrauen  kann  Unmögliches  nicht  möglich  machen,  sondern  es  muss  ge- 
paart sein  mit  klarer  Einsicht  in  die  vorhandenen  Kräfte.  Selbstvertrauen,  das 
sich  in  einen  Abgnmd  stürzt,  in  der  Hoffnung,  ein  Wunder  werde  ihm  die  Fähig- 
keit zum  Fliegen  verleihen,  licdcutet  nicht  Kraft,  sondern  Schwäche. 
Und  wenn  man  den  Genossen  fortwährend  vorpredigt,  das,  was  sie  ohne  die  Waffe 
der  Gewalt  wirklich  tun  können,  würde  zu  nichts  fuhren  und  die  Feinde  wür- 
den sie  an  jedem  Fortschritt  zu  hindern  wissen,  so  nenne  ich  das  eine  schädliche 
Flautnacherei.  Indessen,  auch  hier  gilt  wieder,  dass  die  grosse  Masse  der  Ge- 
nossen nicht  daran  denken  wurde,  den  Gegnern  in  die  Falle  zu  gehen  luid  die 
alte  Taktik  zu  verlassen,  die  sich  schon  im  Jahre  1878  und  den  zwölf  Jahren 
des  Ausnahmegesetzes  zum  Segen  des  deiit'^clicn  Volkes  bewährt  hat. 

Aber  die  lebhaften  Discussionen  über  den  Generalstrike  ?  —  Nun,  den  Gencral- 
strike  würde  die  grosse  Masse  derer,  die  radical  genannt  werden,  geradeso  ab- 
lehnen, wie  die  sogenannten  Revisionisten.  %G  eneralstrike  ist  Ge- 
neralunsinn« —  das  ist  keine  neue  rcfisionisiische,  sondern  auch  wieder 

*)  Vergl.  du  Protokoll  des  Dresdener  Parteitage,  pag. 

*)  V«m).  dea  Leitartikel  GewaU  oätr  MtMekktU  in  KulinilMr  Votk^f^timd  von  16.  Min  iqat- 
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die  altbewährte  taktische  Auffassung  in  der  Partei,  und  die  Ereignisse  in  Belgien 
ttnd  HoHaad  sind  wohl  nidit  gcoig^iet,  darin  eine  Wandlung  zu  bewirken.  In 
Deutschland  würde  jeder  Generalstrike,  und  wenn  er  noch  so  friedlich  begänne, 
in  wenigen  Stunden  zum  Angriff  der  bewaffneten  Macht  gegen  die  unbewaff- 
neten Massen  führen.  Deshalb  gilt  vom  Generalstrike  dasselbe,  wie  von  der 
Revolution.  Er  hätte  nur  Zweclc  als  Mittel  zur  Einleitung  der  Revfdntion,  will 
man  aber  diese  nicht  —  und  man  will  sie  ja  nicht  —  SO  kann  man  auch  den 
Cieneralstrike  nicht  wollen. 

Aber  ich  habe  das  feste  Vertrauen,  das«  in  allen  diesen  Dingen  das  Han- 
deln selbst  der  radicalstcn  Genossen  nicht  anders  sein  wird,  als  das  der  so- 
genannten Revisionisten,  schon  weil  es  nicht  anders  sein  kann,  wenn  es  sich 
leiten  lässt  durch  die  Liebe  zu  unserem  Volke  und  seiner  Zukunft.  Und  da 
wir.  Radicale  und  Revisiomstent  in  dieser  liebe  einig  sind,  werden  wir  es  auch 
im  Handeln  sein. 

£s  gehört  lediglich  zu  den  albernen  Verleumdungen,  die  die  bürgerlichen 
PoHtilwr  lieben,  wemi  sie  behaupten,  es  gäbe  in  der  Soctaldemdcratie  dne 

Richtung,  die  zur  Revolution  drängte.  Es  gibt  nichts,  als  eine  au^ewimte 
Mode  sich  revolutionär  gebärdender  Phraseologie  und  Literatur, 
aber  das  ist  nichts  als  der  Schaum  einer  Welle,  die  über  die  Oberfläche  dahin- 
j^treicht  und  die  wieder  fallen  und  anderen  Wellen  Platz  machen  wird.  Einer 
Welle,  die  aufgewirbelt  ist  von  volksfremden  Literaten  und  die  die  ruhige«, 
schweren  Tiefen  des  Volksbewusstseins  unberührt  lässt,  das  zum  entscheidenden 
Handeln  die  Kraft  hergebet  muss. 

l's  ist  also  nicht  wahr,  dass  im  praktischen  Handeln,  in  der  Taktik  der  Unter- 
schied zwischen  Revisionisten  und  Radicalcn  begründet  wäre. 

Indes,  es  muss  doch  etwas  geben,  was  den  Kampf  gegen  die  Revisionisttn 
erklärt  FreiUch  gibt  es  etwas,  nnd  das  ist  eben  das»  Drashalb  die  ganze  Frage 
nacli  dem  Wesen  des  Revisionismus  aus  der  ErSrterung  des  Göhrescben  Falka 
nicht  ausgeschaltet  werden  konnte. 

l'-s  hat  einmal  einer  der  enttäuschten  Gönner  der  Revisionisten  ausserhalb 
der  Partei  gesagt:  »Es  gibt  keinen  Revisionismus,  es  gibt  nur  Rivisionisten.t 
Das  sollte  ein  Spott  sein,  ist  aber  meines  Erachtens  das  beste  Lob,  das  die 
Revisionisten  nur  irgend  sich  selber  ausbitten  ^nnten,  denn  ihre  Bedeutung 
liegt  ja  gerade  darin,  dass  sie  nicht  eine  neue  doctrinSre  Gique  an  Stellle  einer 
alten  sein  wollen. 

Was  war  der  Gegenstand  aller  Anklagen,  die  gegen  die  Revisionisten  in  der 
Partei  erhoben  worden  sind?  Dass  sie  an  der  und  jener  Lehre  zweifelten 
und  die  Zweifel  nicht  herunterdrttcksten,  dass  der  eine  oder  andere  von  ihnen 
neue  Probleme  aufrollte,  zum  Beispiel  in  der  Agrarfrage,  der  Beteiligung  an 
der  preussischen  Landtagswahl,  der  Vicepräsidenten frage  u.  s.  w.  Göhre  spe- 
ciell  verfibelte  man  es,  dass  er  die  Frage  des  Verhältnisses  zur  Religion  in 
anderer  Weise  zu  behandeln  sich  erlaubte,  als  üblich  war.  Anderen  Revisio- 
nisten konnte  man  nicht  einmal  solche  Ketzereien  nachsagen,  es  war  offenbar 
nur  Ungewohntes  in  ihrer  Auffassung  und  Ausdrucksweise,  das  Anstoss  er- 
regte. Man  zieh  die  Revisionisten  des  Mangels  an  Disctplin,  weil  sie  in  die 
Socialistisclicn  Monatshefte  schrieben,  ein  Organ,  dem  man,  weil  es  nicht 
unter  Controle  der  Partei  stünde,  sogar  den  Charakter  einer  socialdemokra- 
tischen  Zeitschrift  absprechen  wollte.  Schon  der  Versuch  dieser  Einengung  des 
Begriffs  socialdemokratisch,  diese  Betonung  der  Disciplin  auf  dem  Gebiete 
geistiger  Production,  auf  dem  doch  unbedingte  Freiheit  herrschen  muss,  zeigt 
die  Tendenz  zur  Bureaukratisierung  und  zur  Unterdrückung  der  IndividualitäL 

Natürlich  ist  es  ja  viel  bequemer,  wenn  überhaupt  keine  Probleme  aufgerollt 
werden.   Dem  Nichttheoretikerf  wozu  ich  auch  mich  rechne  können  solche 
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theoretischen  Streitigkeiten  wenig  Freude  machen.  Manche  neue  Theoheen 
mögen  meinetwegen  audi  falsdi  gewesen  «ein,  und  vber  manchen  praletischen 

Schritt  mag  man  verschiedene  Meinungen  haben.  Darauf  aber  kann  es  hier 
nicht  ankommen,  denn  es  handelt  sich  um  das  Recht  zur  freien  Kritik,  zu  einer 
persönlichen  Auflassung  des  social  istischen  Problems  und  zu  persönlichen 
Formen  der  Agitation,  und  dies  Recht  darf  nicht  unter  Berufung  auf  Paitei- 
disciplin  imd  Claubcnsfestif^keit  beschränkt  werden.  Auch  dass  die  Gegner  der 
Socialdemokratie  solche  Erörterungen  ausnützen  könnten,  darf  man  nicht  ins 
Feld  fuhren.  Was  gibt  es  schliessbch,  das  sie  nicht  ausnfitzten?  —  Die  Ansse- 
rungen  des  Dresdener  Parteitags  doch  wohl  am  meisten. 

In  München  und  Dresden  betonten  die  Gegner  der  Revisionisteft  mit  Emphase, 
dass  niemand  die  Freiheit  der  Gedanken  und  des  Worts  in  der  Partei  antasten 
wdUte.  Idi  win  an  die  gute  Absicht  glauben,  aber  die  Lübecker  Resolution 
gegen  Bernstein  enthielt  doch  eine  Aufforderung,  in  bestimmtem  Sinne  nicht 
zu  schreiben.  Und  die  Entrüstung,  mit  der  man  in  München  gegen  Auer  eiferte, 
weil  er  als  Parteiangestellter  sich  erlaubte,  an  den  nichtofficiellen  Monats- 
heften mitzuarbeiten,  und  der  ganze  Kampf  gegen  dies  Organ  würde  doch  im 
Fädle  eines  Erfolges  darauf  hinausgelaufen  sein,  dass  manches  in  der  Partei  über- 
haupt nicht  mehr  hätte  geäussert  werden  können  und  mandier  Genosse  geradezu 
mundtot  gemacht  worden  wäre. 

Die  Bestrebungen  auf  Disciplinierung  und  Centralisierung  in  der  Organisation 
gehen  Hand  in  Hand  mit  den  gleichartigen  Bestrebungen  auf  dem  Gebiete  des 
geistigen  Lebens,  und  die  Action,  die  die  \\  ähler  des  20.  Wahlkreises  zwang, 
auf  ihren  Candidaten  zu  verzichten,  gehört  innig  zusammen  mit  der  Verfolgung 
der  Revisionisten.  Dass  (ins  den  meisten  nicht  zum  Bewusstsein  gekommen 
sein  mag,  macht  die  Sadie  nur  gefährlicher,  denn  solange  man  sich  einer  Ten- 
denz nicht  bewnsst  geworden  ist,  kann  man  auch  ihre  Gefahreh  nicht  ver- 
kennen. 

Wie  oft  habe  ich  schon  sagen  hören,  dass  <lie  Bedürfnisse  der  Agitation  ent- 
schiedenste Unterordnung  der  Wahlkreise  unter  die  Lentralinstanzen  und  weilest 
gdiende  Einheitlichkeit  der  Action  erforderten,  dass  Ideen  und  Ziele  der  Partei 
auf  einfache  Formeln  und  Schlagworte  gebracht  werden  müssten,  dass  die  I'.r- 
hebung  von  Zweifeln,  die  Anregung  von  Problemen,  die  Kritik  überhaupt  sich 
aufs  äusserste  zu  beschranken  hätten,  um  nicht  Verwirrung  zu  stiften.  Man 
will  eine  alles  umfassende  grosse  Organisation,  möglichst  centralisiert.  eine 
Taktik,  eine  Theorie,  was  für  die  grosse  Menge  der  Parteigenossen,  die  keine 
Theoretiker  sind,  nichts  anderes  heisst,  als  einen  Glauben,  und  man 
fordert  unbedingteste  persönliche  Unterordnung  im  Handdn  und  Denken,  alles 
natfirlich  ziun  Besten  der  Sache. 

Unzweifelhaft  kann  eine  solche  Centralisierung  und  Vereinfachung  die  Energie 
der  Action  für  den  Augenblick  steigern,  aber  sie  wfirde  den  Grundsätzen  der 
Demokratie  und  geistigen  Freiheit  widersprechen  und  auf  die  Dauer  auch  die 
Partei  selbst  schädigen.  Müsste,  wer  mit  uns  kämpfen  wollte,  sich  erst  seiner 
Persönlichkeit  entäussern,  so  würde  er  damit  aucii  das  beste  Stück  seiner  Kraft 
aufgdwn;  aus  den  Kräften  der  einzelnen  setzt  sich  die  Kraft 
der  Partei  zusammen.  Die  Schablone  ist  der  Tod  des  geistigen 
Lebens.  Man  braucht  nur  an  Preussen  zu  denken,  das,  seit  es  von 
einer  in  ihrer  Art  mustcrgiltigen  Bureaukratie  und  nadi  einheitlichen  Gesichts- 
puncten  regiert  wird,  trotz  aller  äusseren  Erfolge  innerlich  zurückgekommen  ist, 
das  Individualitäten  kaum  hervorbringen,  jedenfalls  nicht  ertragen  kann  und 
das  mehr  und  mehr  einer  geistlosen  Routine  und  einer  Abneigung  gegen  jeden 
inneren  Fortschritt  verfällt.  Auf  einen  solchen  Hinweis  wurde  mir  jungst 
einmal  erwidert,  dass  unsere  Partei,  rings  von  Feinden  umgeben  und  in  schweren 
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Kämpfen  stehend,  sich  noch  nicht  den  Luxus  grösserer  Freiheit  und  geistiger 
Mannigfaltigkeit  gestatten  könnte.  Hätten  wir  erst  einmal  unser  Ziel  i  rrcicht, 
dann  wäre  es  Zeit,  den  stren]G^en  Z\vang  der  kriegerischen  Rüstunij^  ah/uK-^en 
und  die  Individualität  in  ihre  Rechte  einzusezen.  —  Ja,  wenn  man  den  Menschen 
nur  die  geistigen  Eigenschaften,  die  man  ihnen  einmal  genommen  hat,  ebenso 
leicht  wiedergeben  könnte ! 

Hat  man  erst  ein  Volk  an  blinde  Unterordnung  gewölint,  und  wäre  es  uuter  die 
besten  und  tfichtigsten  Föhrer,  hat  man  ihm  dn  Dogma  eingetrichtert,  und  wäre 
es  das  des  edelsten  und  schönsten  Ideals,  dann  kann  man  keine  freien  Männer 
mehr  daraus  machen.  Aber  selbst  die  rein  praktischen  Erfolge  einer  solchen 
dtsciplinierten  und  centralisiertcn  Politik  dürften  sehr  anzuzweifeln  sein.  Wir 
lachen  übw  die  Berufsmilitairs,  die  glauben.  Routine  und  Gehorsam  genügten,  um 
Schlachten  zu  gewinnen,  und  wir  deducieren,  dass  nur  ein  freies,  detikendcs, 
selbsttätiges  Volk  Siege  erfechten  könne.  Gilt  das  nicht  von  geistigen  Kämpfen 
noch  viel  mehr,  als  von  denen  mit  der  Waffe?  Und  erinnert  nicht  diese  ganze 
Theorie,  dass  wir  uns  vorläufig  der  geistigen  Selbständigkeit  zu  entwöhnen 
hätten,  bis  das  Ziel  erreicht  wäre,  und  diese  ewige  Angst,  die  Genossen  könnten 
verwirrt  werden,  bedenklich  an  die  Behauptungen  der  Reactionäre,  dass  das 
VcSk  aur  Freiheit  noch  nicht  reif  wäre?  Nein,  so  wenig  wir  die  sociale 
Besserung^arbeit  aufschieben  bis  zu  dem  Tage,  wo  wir  stark  genug  sein  würden, 
alles  zu  tun,  so  wenig  können  wir  schon  für  die  Gegenwart  auf  geistige 
Freiheit  und  Mannigfaltigkeit  verziditen. 

Ich  will  selbstverständlich  nicht  den  ^oL.Mimintcn  radicalcn  Genossen  den 
Vorwurf  machen,  dass  sie  bewusst  auf  Unterdrückung  der  Individualität  und  der 
geistigen  Freiheit  hinarbeiten,  aber  ich  sdie  doch  in  der  Partei  Tendenzen 
wirksam,  die,  so  gut  sie  gemeint  sein  mögen  und  so  sehr  sie  venneintlidi  deu 
Interessen  unserer  Sache  dienen,  eine  Gefahr  bilden,  weil  sie  im  weiteren 
Verlauf  das  töten  kunmen,  was  die  Seele  einer  demokratischen  Bewegung 
ist.  Freilich  hoffe  ich,  dass  die  Freiheit  auch  hier  ihre  Eigenschaften  bewähren 
wird,  die  Correctur  in  sich  selbst  zu  tragen.  Freie  Kritik  nach  innen  und  die 
Notwendigkeit,  nach  aussen  gemeinsam  gegen  jede  Untcrdrücktmg  zu  kämpfen, 
werden  uns  auch  fiber  .diise  Klippe  binw^dfen,  und  so  weisen  auch  die 
Wunden  heilen,  die  uns  das  Vorgdien  g/tgita  Göhr^  und  was  dazu  gehört, 
geschlagen  haben. 

xxxxxxxxxxxxxxxxxxxxxxxxxxxxxxxxxxxxxxxxxxxxx 

EDMUND  FISCHER  ■  DIE  NEUESTE  REVISION  UNSERER 
THEORIE  UND  TAKTIK 

Revisionisten  seltsamer  Art  sind  Reissig  an  der  Arbeit,  unsere  bisherige,  sieg- 
gekrönte Taktik  über  den  Haufen  zu  werfen,  auch  die  Iheurie  auf  den 
Kopf  zu  stellen  und  die  Arbeiterbewegung  auf  Bahnen  zu  lenken,  die  zu  be- 
treten sie  von  je  weit  von  sich  gewiesen  bat.  Was  jahrzehntelang  als  Gcncral- 
unsinn  galt,  soll  auf  einmal  das  Heilmittel  sein,  die  politische  Macht  zu  erobern 
und  dem  Proletariat  die  langersehnte  Befreiung  zu  bringen.  Die  vielgepriesene 
Dialektik,  die  materiatistische  Gesdüchtsanffassung,  der  ganze  Marxismus 
werden  in  einer  Weise  verzerrt,  werden  zu  Gunimipujipcn  umgemodelt,  die  man 
je  nach  Bedarf  in  alle  möglichen  Formen  bringen  kann,  so  dass  den  als  Rczi- 
sioHtsUn  verschrieenen  Parteiketzem  die  Pflicht  erwächst,  die  grossen  (iedanken 
eines  Marx  und  Engels  in  Schutz  zu  nehmen  vor  der  willkürlichen  Ausleg^ung, 
die  ihnen  jetzt  die  Marxisten  geben  —  allen  voran  Genosse  Karl  Kautsky. 
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Ich  will  hier  nicht  auf  den  Geiieralstrikc  des  näheren  eingehen.  Ge- 
nosse Vliegen  in  der  Neuen  Zeit  und  Genosse  Kolb  in  den  Socialistischen 
Monatshcficn  halnMi  das  Nötifje  dazu  gesagt,  tnid  Genosse  David  hat  in  schla- 
gender Weise  nachgewiesen,  wie  entschieden  bisher  die  ganze  dcutsclic  Social- 
demokratie  die  Ti&tik  von  sich  gewiesen  hat»  die  jetzt  Kautsky,  Parvus  und 
einige  andere  ihr  zumuten.  Mein  Standpunct  in  dieser  Frage  deckt  sich  mit 
dem  Vliegens: 

»Der  Sieg  des  Socialismus  ist  ein   ökonomischer   Ent wickeltinf s- 

p  r  o  c  i-  s  .  ;uif  (Ifii  Rtgimingi  n  in  c:rn>-t-n.  t  ni  ^ cla  iili'ndrn  Atigcnlilirki  :i  einigen, 
aber  nicht  grossen,  fordernden  oder  hemmenden  Einiluss  üben  können.  Der 
Generalstrike  kann  nichts  anderes  bewirken,  als  für  einige  Zeit  das  dkcMiomische 
Lehen  rvr^u^rm.  Der  SociaKsmus  kann  von  dner  Stönmg  des  dkonomisdicn  Ldwns 
nur  geschädigt  werden.«*) 

Das  ist  durchaus  marxistisdi  gedacht  Das  wftr  auch  bisher  der  Stand- 
punct der  ganzen  deutschen  Socialdcniokratic.  Und  das  ist  nicht  nur  eine  Ab- 
weisung des  Gcneralstrikes,  das  ist  eine  Verwerfung  der  ganzen  Denkweise, 
die  Kautsky  in  seiner  Schrift  Die  sociale  RevohUion  und  jetzt  in  seiner  Artikel- 
serie Allerhand  Revolutionäres  entwickelt.  Der  Gedanke,  dass  wir  zur  Zeit 
oder  in  den  nädisten  Jahren  oder  überhaupt  in  einer  Periode  durchweg  capita- 
listischer  Productionsweise,  sei  es  durch  einen  Generalstrike,  sei  es  durch  sonst 
einen  Gewaltstreich  die  pcrfitische  Macht  ergreifen  und  dann  die  socialistische 
Productionsweise  nur  so  einführen  könnten,  versfösst  gegen  alle  I-ehren  der 
Geschichte,  gegen  die  Lehren  von  Marx  luid  Engels  und  auch  gegen  die 
Regeln  der  Veraunft 

Dieser  Meinung  ist  auch  Kautsky  früher  gewesen.  Als  strenger  Marxist» 
gerade  von  seinem  marxistischen  Standptmct  aus,  vertrat  er  seinerzeit  /1880/  in 
dem  Richterschen  Jahrbuch  für  Socialzvissctischajl  und  Socialffolitik  Ansichten, 
die  er  heute  als  revisionisHsche  Ketzereien  brandmarkt,  die  aber  in  Wirldich- 
keit  dem  Gedankengang  eines  Marx  und  Engels  entsprochen,  die  Liehknecht 
in  seiner  Rede  über  das  Hineinwachsen  in  die  socialistische  Gesellschaft  eben- 
falls vertreten  und  die  von  uns  allen  in  Hunderten  von  Versammtungen  und 
Zeitungsartikeln  als  die  massgebende  Auffassung  der  ganzen  Sodaldemokratie 
jahrelang  propagiert  wurde.    Kautsky  schrieb  damals: 

»Als  die  Bourgeoisie  im  Jahre  1789  in  Frankreich  zur  Herrschaft  kam,  baute  sie 
weder  ihren  Staat  noch  ihre  Gesellschaft  nach  blossen  Prindpien  auf:  fast  sämt- 
liche Einrichtungen,  von  denen  man  glaubt,  dass  sie  damals  neu  geschaffen  wurden, 
sind  in  ihren  Ansätzen  schon  vor  der  Revolution  vorhanden  gewesen.  Die  Bour- 
geoisie hat  sie  bloss  weiter  entwickelt.  .  .  ) 

Dass  das  richtig  ist,  wird  Kautsky  auch  heute  nicht  bestreiteti.  Aber  er 
wird  doch  nicht  behaupten  wollen,  dass  die  privatcapitalistischen  Grossbetriebe 
d  i  e  Einricktungen  sind,  die  das  Proletariat  nur  weiter  zu  entTvickeln  braucht ! 
Es  handelt  sich  doch  um  eine  ganz  neue  Organisation  der  Production 
und  Consumtiont  Damals  hat  es  Kautsky  wenigstens  nicht  in  dem  Sinne  ge- 
meint, dass  die  privatcapitalistischen  Grossbetriebe  die  AnrntMe  zur  socia- 
listischen Gesellschaft  seien.    Denn  er  schrieb  weiter: 

>.  .  .  So  würde  auch  die  Arbeiterpartei  kläglich  scheitern,  wenn  ihr  heute 
die  Revolution  aufgenötigt  würde.  .  .  Wann  sie  kommt,  das  wissen  wir  nicht,  wohl 
aber  wissen  wir  das,  dass  sie,  wenn  sie  heuic  k.inie.  die  Arlx-iterpartei  ratlos  vor- 
finden würde.  Wenn  diese  siegte,  so  könnte  sie  wohl  politische  Vorteile  er- 
ringen, von  socialen  Vorteilen  kaum  mehr,  als  das  schweizeriaehe 
Fabrikgesetz  heute  schon  bietet  Jeder  Versach,  den  commnnistischen 

>)  VcrgL  W.  H.  Vllegdn;  'Der  GtiuraistHte  att  foOhadut  KampfiiM$l  in  dar  Nmtm  Zeit,  1903-190« 

L  Bd.,  pag.  i«». 

*)  Vergl.  Karl  Kautsky:  Der  Übergaug  mm  der  eapUtMaUtAen  ww eodoMelMu» Prodmcttomswetse 
im  Jakrbuekftr  SoetahuUeemelU^  wirf  Soeta^poUHM,  >879>t88ok  IL  Bd«  pig.  6a. 
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IdeaKtaat  aufzurichten,  wäre  eine  Torheit,  deren  Fiasco  die  Entwickelung 
der  Menschheit  empfindlicher  sdiädigen  und  aufhalten  würde,  als  die  Nieder- 
schlagung eines  Arbeiteraufstandes  selbst.< 

Man  sieht:  Die  Sclavenmoral,  die  Clara  Zetkin  neulich  in  einer  Berliner 
Versammlung  in  den  Ansichten  des  Gcnnssen  David  entdeckt  hat.  ist  schon  vor 
emem  Vierteljahrhundert  von  Kautsky  gepredigt  worden.  Kautskys  Stand- 
pcinct  kam  auch  nicht  etwa  aus  der  damaligen  politischen  Schwäche  unserer 
Partei  —  er  setzt  ja  einen  Sieg  des  Proletariats  voraus,  also  eine  Stärke  der 
Partei,  die  diese  heute  nocli  nicht  aufweist.  Auch  nicht  die  weniger  entwickelte 
capitalistische  Productionsweise  hat  ihn  zu  dieser  Ansicht  gebracht;  denn 
nicht  darum  war  es  ihm  zu  tun.    Er  sagt  nämÜch  weiter: 

»Aus  dem  Gesagten  folgt,  dass  wir  dieieiiigen  Einrichtungen,  welche  als  Über- 
gang&stadium  zum  conununistischen  Staate  dienen  könnten,  mit  allen  unseren  Kräften 
fördern  müssen,  damit  wir,  wenn  ein  etementares  Ereignis  .  .  .  uns  die  Gewalt  in 
die  Hände  spielen  sollte,  auch  wissen,  was  wir  mit  derselben  anfangen  sollen.  Bevor 
wir  daran  gehen  können,  zu  untersuchen,  ob  die  vorgeschlagenen  Einrichtungen 
ihrer  Bcstinnunng  als  Übergangsstufen  in  den  socialistischcn  Staat  gerecht  werden 
können,  müssen  wir  uns  klar  werden  iiber  die  Merkmale,  die  eine  solche 
anfwdsen  mnss.  Erstens  mössten  dieselben  natärtteh  jetzt  schon  be* 
stehen.  Einrichtungen,  die  erst  geschaffen  werden  kr.nnten,  bis  wir  ans 
Ruder  kommen,  würden  diesem  Zwecke  nicht  entsprechen.  Wenn  die  Arbeiter- 
partei einmal  daran  kommt,  ihre  Ideen  verwirklichen  zu  sollen,  wird  man  von 
ihr  ein  sicheres  Vorgehen,  nicht  schwankende  Experimente 
verlangen.  Sie  muss  sich  daher  auf  bereits  erprobte  Institutionen 
stützen  können.« 

Kautsky  verlangte,  darauf  hinzuwirken,  dass  den  Gewerkschaften  vom  Staate 
—  vom  heutigen  Staate  —  >Fabriken,  Bergwerke  und  dergleichen  .  .  .  zum 
Betriebe  öbergebenc  werden.  Kurzum,  er  hielt  es  für  nötig,  dass  die  Oi^ar 
nisation  der  Production  nach  colicctivistischcn,  genossenschaftlichen,  socia- 
listischen  Grundsätzen  bereits  in  der  privatcapitalistischen  Gesellschaft  be- 
gonnen werden  müsse,  damit  eben  die  socialistischen  Productions formen  bereits 
ein  massgebender  Factor  geworden  sind,  von  dem  ausgehend  wir  weiter  bauen 
konnten,  wenn  wir  einmal  die  politische  Macht  in  die  Hände  bekommen. 

Den  Satz  von  Engels  über  die  materialistische  Geschichtsauffassung:  »dass 
die  Mittel  zur  Beseitigung  der  entdeckten  MissstSnde  ebenfalls  in  den  ver- 
änderten Productionsverhältnissen  selbst  —  mehr  oder  minder  entwickelt  — 
vorhanden  sein  müssen«,  hat  damals  Kautsky  ganz  richtig  auch  so  aufgefasst, 
dass  auch  die  socialistischen  Productionsfonnen  vorhanden  sein  müssen,  ehe 
die  Formen  der  jetzigen  Gesellschaft  zersprengt  werden  und  das  Proletariat 
an  Stelle  der  bürgerlichen,  capitalistischen  Regierungsformen  die  proletarischen, 
socialistischen  setzen  kann. 

Und  der  bisherige  Gang  der  gesdiichtlichen  Entwickelung  der  mensdilichen 
Gesellschaft  von  Anbeginn  lehrt  uns,  dass  es  in  anderer  Weise  niemals  eine 
sociale  Umgestaltung  gegeben  hat  und  geben  wird. 

Die  auf  Sclavcnarbeit  beruhende  Production  der  antiken  Culturländer  ent- 
wickelte sich  durch  Jahrhunderte  hindurch,  sie  gebar  in  ihrem  SiJiosse  wieder 
die  freie  Arbeit,  die  Handwerker,  und  die  Sciaverei  verschwand,  als  die  freie 
Arbeit  ein  massgebender  Factor  im  Gesellschaftskörper  geworden  war,  die  neue 
Prodtictionsfonn  sidi  herausgebildet,  durch  Jahrhunderte  hindurdi  entwidnlt 
hatte.  Die  um  ihre  Befreiung  ringenden  Sdaven  haben  durch  ihre  Kämpfe, 
durch  die  stete  Beunruhigung  des  Staatswesens  diese  Entwickelung  beschleu- 
nigt, ihre  Befreiung  im  zähen  Kampf  errungen. 

Die  sociale  Revolution  von  der  feudalen  zur  capitalistischen  Productions- 
weise dauerte  viele  Jahrhunderte.  In  der  Blütezeit  der  feudalen  Ge- 
sellschaft finden  wir  die  ersten  Anfänge  der  capitalistischen  Productionsweise. 
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Damit  beginnt  der  Niedergang  der  feudalen  Gesellschaft,  die  Kampfe  zwischen 

dem  aufstrebcncicn  Bürgertum  und  den  Feudalherren  treten  auf. 

>''Die  Wissenschaften  blühen,  die  Geister  regen  sich,  es  ist  eine  Lust,  zu  leben«, 
rief  Hutten  seinerzeit.  Und  er  hatte  recht.  Für  einen  kanipfesfrohcn  Geist,  wie  den 
seinen,  war  es  eine  Lust,  7ii  leben  in  einem  Jahrhundert,  das  die  überkoYnrnenen 
Verhallnisse,  die  ererbten  Vorurteile  kühn  umstiess,  die  träge  gesellschaftliche  Ent- 
wickelung  in  Fluss  brachte  imd  den  Horizont  der  europäischen  Gesellschaft  mit  einem 
Male  unendlich  erweiterte,  das  neue  Dassen  schuf,  neue  Ideen,  neue  Kämpfe  ent- 
fesselte. .  .  Die  Signatur  des  XVf.  Jahrhunderts  ist-  der  Todeskampf  des 
Feudalismus  gegen  den  aufkommenden  C  a  p  i  t  a  I  i  s  m  u  s.  Er 
trägt  das  Gepräge  beider  Productionsweisen,  bietet  ein  wunderliches  Gemisch 
beider  dar.«S) 

Jahrhunderte  dauerte  aber  immer  noch  der  Todeskampf  der  feudalen  Ge- 
sellschaft, und  zwar  so  lange,  bis  die  Productionsorganisation  des  Bürgertums 
sidi  stark  genug  entwickelt  hatte,  um  zur  Grundlage  der  neuen  Gesellschaft  xa. 
werden  —  die  französische  Revolution  brachte  zunächst  dem  Bürgertum  nur 
politische  \'orteile,  die  ihm  allerdings  die  Möc^lichkcit  gaben,  die  Ent- 
wickelung  m  ihrem  Interesse  nun  zu  fördern.  Aber  um  eui  bürgerlich-capi- 
talistisches  Staatswesen  errichten  zu  können,  war  es  nötig,  dass  die  bürger- 
lich-capitalistischen  Prodiictioiisformen  bis  zu  einem  gewissen  Grade  entwickelt 
waren.  N  i  e  in  der  Weltgeschichte  hat  es  eine  gewaltsame  sociale  Revo- 
lution gegeben,  nie  hat  sich  eine  sociale  Revolution  in  kurzer  Zeit,  in  wenigen 
Monaten  oder  Jahren  vollzogen:  Es  gibt  keinen  Tag  tmch  der  so- 
cialen Revolution,  auch  die  kommende  —  die  gegenwär- 
tige! —  sociale  Revolution  vollzieht  sich  im  Verlaufe 
von  Generationen,  Jahrhunderten!  Käme  heute  das  Pinletariat 
in  den  Besitz  der  politischen  Macht,  so  könnte  es  zwar  die  E  n  t  w  i  c  k  e  I  u  n  g 
in  seinem  Interesse  mehr  fördern  —  aber  an  der  capitalistischen  Productions- 
weise  konnte  es  zunächst  nichts  ändern  und  es  müsstc  im  capitalisti- 
schen Sinne  das  Staatswesen  leiten,  sonst  würde  die  ganze  Production  still 
stehen  —  denn  eine  capitalistische  Productionsweise  und  eine  prolctarisch- 
sodalisttsdie  Regierungsform  sind  unvereinbare  Gegensatze.  Der  Gedanke, 
die  ganze  capitalistische  Production  unter  den  gegebenen  Verhält- 
nissen am  Tage  nach  der  socialen  Revolution  einfach  zu  übernehmen  —  das 
heisst  also  doch  in  kurzer  "Zeit  —  ist  so  unsinnig,  dass  man  darüber  nicht  dis- 
cntieren  kann. 

Wie  stdif  CS  aber  zur  Zeit  mit  der  cajMtalistischen  Productionsweise?  Geht 
diese  bereits  ihrem  Verfall  entgegen? 
Im  März  1897  schrieb  Genosse  Cunow  —  der  als  strenger  Marxist  und 

hyperradical  gilt  — : 

>Noch  stehen  wir  weit  vom  Endziel  der  capitalistischen  Ent- 
wickeln n  g.  .  .  In  wdchem  Lande  ist  denn  schon  die  Selbstabwirtschaftung  des  . 

Capitalismus  so  weit  vorgcscliritten.  dass  es  als  reif  für  die  socialistische  Wirtschafts- 
form gelten  kann?  In  England  nicht,  in  Deutschland  und  Frank- 
reich noch  wenige  r,«*) 

Seit  tliescr  Zeil  scheinen  aber  die  Erfolge  unserer  Partei  im  Parlament  und 
bei  den  Wahlen  einer  Anzahl  Genossen  den  Kopf  etwas  verwirrt  zu  haben. 
Die  sociale  Revolution,  wie  sie  uns  die  Marxische  Evolutionstheorie  lehrt, 
geht  ihnen  zu  langsam.  Die  drei  Millionen  StiiiiiiK  11  lui  ilor  letzten  Wahl  lassen 
ihnen  den  Tag  nahe  bevorstehen,  an  dem  das  Proletariat  die  politische  Macht 
ergreift  und  die  socialistische  Gesellschaft  im  Handumdrehen  durchführt. 
Der  Gedanke,  den  Parvus  in  der  Dortmunder  Arheiterzeltnn'^  vom  2^.  Sep- 
tember 1901  entwickelte,  wird  nun  fortgesponnen.    Damals  sclirieb  Parvus: 

•)  Vergl.  Karl  Kantxky:   Tkotnas  Afore  and  seine  Ulcpic  /Stuttgart  »8(>of,  pag.  4-5. 

*)  Vergl.  Heinrich  Cunow;  Unsert  tnUrcssen  in  Ostasien  in  der  A'euen  Zeit,  1.  Bd.,  pag.  Sei. 
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Die  capitalistischc  Production  feiert  »nach  jeder  liandclskrisis  ihre  Wiedergeburt, 
bis  einmal  mit  der  Handelskrisis  der  siegreiche  Angriff  des  organisierten  Prole- 
tariats auf  die  capitalisttsche  Eigentumsiona  zusammenfäUt  —  dann  kann  die  capit»- 
listisciie  Production  nicht  mehr  aufkommen.  Dm  ist  die  Zusammenbruchstheorie. 
Sie  ist  richtig  orlcr  falsch,  je  nachdem  das  Proletariat  die  Kraft  entwickeln 
kann,  um  die  Bourgeoisie  zu  stürzen.« 

Parviis  hielt  damals  schon  den  Generalstrike  für  das  Kampfmittel,  um  einen 
siegreichen  Angriff  auf  die  capitalistische  Production  machen  und  die  Bour- 
geoisie stürzen  zu  können.  Aber  er  blieb  ziemlich  allein,  man  lachte  ihn  aus, 
und  die  Sache  war  erledigt.  Jetzt  hat  er  in  Kautsky  und  in  der  Leipziger 
Volksgeitung  geldirige  Schüler  gefunden. 

Nicht  zu  d  cm  Zwecke  etwa  wird  der  Generalstrike  discuticrt,  um  einen  An- 
griff auf  die  politischen  Freiheiten  und  Rechte  des  Volkes  abzuwehren;  sondern 
um  die  Bourgeoisie  zu  stürzen,  die  politische  Macht  zu  erobern  und  die  socia- 
listische  Gesellschaft  durchzufuhren.  Die  Socialdemokratie  ist  eine  Macht 
geworden,  schreibt  Kautsky: 

»Und  nun  erhebt  sich  die  grosse  Frage:  sollen  wir  als  machtvolle  Partei  bleiben, 
was  wir  bisher  gewesen,  oder  drängt  uns  diese  neue  M  u  ht  Stellung  neue  Ziele  und 
eine  neue  Taktik  auf?  Wir  erklärten  bisher,  nur  durch  Eroberung  der  Macht- 
mittel der  modernen  Staatsgewalt  konnten  wir  das  Proletariat  entanei  pier  eu.  Sollen 
wir  uns  auch  fernerhin  von  diesem  Grundsatz  leiten  lassen?  Das  bedeutet,  dass  wir 
in  den  praktischen  Kampf  um  die  pqlitische  Macht  eintreiten, 
denn  wir  sind  zu  stark  geworden,  als  dass  unser  Streben  nach  dieser  Madit  noch 
weiterhin  als  ein  bloss  platonisches  betrachtet  werden  könnte.«'*) 

Noch  deutlicher  wird  die  Leipziger  Volkssettung  vom  8.  März  dieses  Jahres 
in  einem  Artikel,  fiberschrieben  Märzluft.  Dort  wird  es  mit  Jubel  begrüsst, 
dass  Kautsky  diese  Frage  wieder  angeschnitten  habe.  Aber  der  Generalstrike 
dürfe  nur  angewendet  werden,  wenn  es  sich  ums  Ganze  handelt : 

Er  könne  und  dürfe  »nur  in  Frage  kommen,  wo  es  den  ganzen  Einsatz  der  Person 
und  E.xistenz  verlolint,  wo  die  Masse  der  Bevölkerung  tnit  rU-nicntareni  Ungestüm 
sich  ihm  anschlicsst,  wo  es  sich  um  die  ganze  politische  Macht  und  deren  Eroberung 
handelt  Ein  Proletariat,  das  diesen  Schlag  riskiert,  muss  bereit  sein,  im  Falle  des 
Sieges  das  Staatsruder  zu  übt  rnt  limen,  und  die  Massen,  die  ihn  wagen,  müssen  damit 
einverstanden  sein,  dass  sie  für  den  Sturz  der  Gassenherrschaft  und  die  Dictatur  des 
Proletariats  kämpfen.« 

Diesen  Zcitpunct  sieht  die  Lcipzif^cr  Volkszcituu^  nahe  bevorstehen: 

»Gerade  jetzt,  wo  die  moralischen  Niederlagen  der  Regierung  im  Reichstage  der 
Selwrfntacherprcss^e  fast  täglich  den  Wutschrei  auspressen,  man  müsse  ein  Ende 
machen,  die  S  i  ia!<Icmokratie  aus  dem  Reichstag  vertreiben  und  das  allgemeine 
Wahlrecht  veniitluai.  ...  ist  es  von  actueller  Bedeutung,  dass  das  Proletariat 
zur  Discussion  des  politischen  Massenstrikcs  übergeht.  Die  alte  Welt  geht  aus  den 
•Fugtn,  ein  rauher  Märzwind  weht  vom  fernen  Osten,  der  ein  anderes  politisches 
Klima  bringen  soll.  Es  ist  Zeit,  dass  das  Proletariat  seine  Rüstung  yervoUständigt 
und  den  kommenden  Ereignissen  gewappnet  eiugi  gcntritt « 

Zum  Glück  denkt  kein  Mensch  in  unserer  ganzen  Partei  daran,  diese  Phrasen 
ernst  zu  nehmen.  Aber  die  politischen  Scharfmacher  schlachten  sie  gegen  uns 
aus,  und  es  ist  daher  notwendig,  festzustellen,  dass  unsere  bisherige,  durch 
viele  Parteitage  beschlossene  und  bestätigte  Taktik  diese  Revolutionsromantik 
verwirft,  un.sere  Grundanschauungen  über  das  Wesen  der  Gesellschaft  und 
ihres  geschichtlichen  Werdens  ihr  stricte  entgegenstehen  und  es  einer  gründ- 
lichen Revision  unserer  theoretischen  und  taktischen  Anschauungen  nach  der 
Richtung  hin  bedürfte,  die  wir  bisher  —  und  zwar  seit  Jahrzehnten^ —  als 
überlebt,  als  untauglich,  ja  als  unserer  Sache  geföhriich  und  schädlich  be- 
kämpften, wollten  wir  uns  auf  den  Standpunct  des  Leipziger  Parteiblattes 
stellen. 

VcrgjL  Karl^Kaattky:  AJkrkand  SeimMtonäns  ia  der  AVimii  Ztit,  i^nriV^*  !•  Bd..  pag.  38«. 
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£s  gehört  eine  grosse  Portion  Naivetät  dazu,  tun  211  glauben,  lediglich  mit 
dem  Gencralstrike  die  politische  Macht  erobern  zu  können,  ohne  Barricadea- 

kämpf,  ohne  blutigen  Bürgerkrieg,  den  Kautsky  und  auch  die  Leipziger  Volks- 
zcitung  entschieden  verwerfen;  noch  dazu  in  einer  Zeit  des  Militarismus  und 
wo*  wir  erst  etwa  den  vierten  Teil  der  Bevölkerung  so  weit  für  unsere  Be- 
strebungen gewonnen  haben,  dass  wir  bei  Wahlen  wenigstens  seine  Stimmen 
bekommen.  .  Doch  das  mögen  Kautsky  und  Parvus  hinterm  warmen  Ofen  mit 
sich  selbst  ausmachen  —  ich  will  auf  die  Phantasieen  über  die  Art  der  Durch- 
führung des  Generalstrikes  nicht  eingehen,  mit  denen  vor  einigen  Jahren 

.  Parvus  in  der  Neuen  Zeit  und  in  einer  Broschüre  unsere  Lachmuskeln  reizte. 
Ich  möchte  nur  noch  kurz  einige  Ausführungen  der  Revision  des  wissen- 
schaftlichen Socialismus  durch  Karl  Kautsky  widmen,  aus 

.  der  auch  des  letzteren  Revision  unserer  Taktik  entspringt. 

Kautsky  setzt  an  die  Stelle  des  wissenschaftlichen  Forschens  die  reine  Spe- 
culation.  Den  Utopismus,  zu  dessen  Überwindung  Karl  Marx  sein  grosses 
Lebenswerk  schrieb,  fuhrt  er  uns  als  die  neueste  Vertiefung  in  unsere  Grund- 
sätze vor  !  Nehmen  wir  mal  an.  Kautskys  General strikc  habe  das  Bürgertum 
kopflos  gemacht,  das  Proletariat  habe  gesiegt,  Bulow  abgedankt,  die  politische 
Macht  sei  in  unseren  Händen,  und  nun  UAgen  ynt  Kautsky  in  sein  Reich  Uto- 
pien, das  er  uns  entwirft,  als  ein  (Miergnng'^stadium. 

Bei  Übernahme  der  politischen  Macht  durch  das  Proletariat  ist  die  gesamte 
Production,  von  den  wenigen  staatlichen,  communalen  und  genossenschaftlichen 
Betrieben  abgesehen,  eine  rein  priatcapitalistische.  Soll  nun  die  Expropriation 
der  Capitaüsten  mit  einem  Schlage  enden?  Es  ist  klar:  der  Gciianke,  die  ganze 
pri^'atcapltaJistischc  l'roduction,  diesen  Ungeheuern  Mechanismus,  der  aus 
Hunderttausenden  und  Millionen  von  Rädern  und  Rädchen  besteht,  die  sich  im 
Verlaufe  von  einem  halben  Jahrtausend  ineinandergefügt  haben, 
in  wenigen  l  agen,  Monaten  oder  Jahren  übernehmen  und  neuorganisicren  zu 
wollen  —  der  grenzt  nicht  an  Wahnsinn,  das  i  s  t  Wahnsinn !  Ein  solcher 
Gedanke  entspricht  auch  nicht  dem  wissenschaftlichen  Sodalistnus.  den  wir 
bis  jetzt  lehrten:  das  ist  ödes  Speculieren.  Das  erste,  was  bei  Ibcrnalnne 
der  politischen  Gewalt  durch  das  Proletariat  geschehen  müsstc,  wäre:  alles 
aufzubieten,  damit  die  Production  sofort  —  in  wenigen  Tagen!  —  wieder 
im  vollen  P.etriebc  ist,  rlamit  fl.is  \'olk  Brot  bckanimtl  In  dem  oben  erwähnten 
Artikel  im  Richterschen  Jahrbuch  schrieb  Kautsky: 

*Das  Volk  will  Brot.  Deshalb  erhebt  es  sich  gegen  den  König,  deshalb  gegen  di« 
Feuillant^,  gegen  die  Girondc  und  schliesslich  gegen  die  Fraction  des  Berges.  Und 
SO  wird  auch  wieder  einmal  das  Volk  sich  erheben,  unbekümmert  um  die  Differenzen 
zwischen  Marx.  Baknntn,  DOhring,  und  wird  Brot  Imidem,  und  wenn  die  Arbeiter- 
partei CS  ilun  nicht  gehen  kann,  wird  sie  ebenso,  wie  alle  anderen  Buteien,  den 
Weg  alles  Fleisches  gehen.« 

Jawohl,  Genosse  Kautsky,  am  Ta}^e  nach  der  socialen  Revolution  will  das 
ganze  \'olk  Brot,  das  heisst  eine  Existenz,  die  mindestens  so  gut  ist,  als  die 
bisherige,  und  daher  ist  erforderlich,  dass  die  Production  sofort  wieder  in 
Gang  kommt.  Und  wenn  Kautsky  auch  nur  einmal  die  kleinste  Genossen- 
schaft —  oder  sonst  einen  Betrieb  —  gegründet  und  ein  Jahr  lang  geleitet 
hätte,  um  alle  ilie  Hunderte  von  kleinen  und  grossen  Schwierigkeiten  einer 
Neuorganisation  auf  diesem  Gebiete  kennen  zu  lernen  und  zu  erfahren,  dass 
die  Menschen  keine  Zahlen  sind,  die  man  geduldig  auf  das  Papier  schreiben 
kann,  und  auch  keine  .\utomaten,  die  man  aufzieht  und  die  dann  che  gewünschte 
\'errichtung  vollziehen,  sondern  Wesen  aus  Flei.sch  und  Blut,  oft  physio- 
logische und  psychologische  Rätsel,  die  die  beste  Speculation  und  die  idealste« 
Träinne  in  wenigen  Stunden  zu  niclite  machen  können  —  wenn  Kautsky  davon 
eine  Ahnung  hätte,  würde  er  nicht  dazu  gekommen  sein,  von  einer  plötzlichen 
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Obernahme  der  ganzen  Production  durch  das  Proletariat  au  reden  mid  die 
wissenschaftliche  Auffassung  des  Socialismus  durch  eine  naive,  unlogische 

Phantasie  zu  ersetzen.  Ich  will  die  anderen  Einwände  gar  nicht  anführen,  die 
hier  ain  Platze  warep.  Der  Genosse  Lusnia  hat  in  seinem  Artikel  Unbcicatinctc 
Revchüumf  eine  Reihe  ganz  zutreffender  Einwände  vorgebracht. 

Bislier  Idirten  wir  immer,  der  Socialismus  sei  nur  internationnl  durchzu- 
fahren. Dass  aber  Russland,  das  noch  in  den  Kindcrscliuhcn  der  capilalistischen 
Eirtwickelnng  steckt,  Italien,  Spanien,  auch  Österreich-Ungarn,  Schweden  und 
Norwegen  etc.  noch  himmelweit  vom  Socialismus  entfernt  sind  —  wer  will 
das  bestreiten?  Und  die  hochentwickelten  Länder  England  und  America,  die 
nicht  einmal  eine  nennenswerte  socialistische  Bewegung  haben?  Auf  Hoff- 
nungen kann  man  sich  doch  nicht  stützen!  Wie  will  aber  Kautsky  unter 
solchen  Umständen  den  Export  Deutschlands  von  5  Milliarden  aufrechterhalten 
oder  dafür  sofort  [!]  im  Lande  einen  Ersatz  finden?    U.  s.  w. 

Will  Kautsky  aber  nicht  sofort  die  ganze  Production  Übernehmen  —  dann 
bleibt  die  privatcapitaü.stische  Production  in  ihrer  jetzigen  Gestalt  einstweilen 
bestehen,  und  die  socialistisclie  Regierung  m  ü  s  s  t  e ,  wenn  die  Production 
wieder  in  Gang  kommen  sollte,  den  Capitalisten  alle  die  Garantieen  geben,  die 
nötig  sind,  um  capitalistische  Betriebe  fiberhaupt  zu  ermöglichen:  dann  bliebe 
aber  alles  beim  alten,  und  wir  könnten  ausser  dem  Achtstundentag  wohl  noch 
wesentliche  Verbesserungen  der  Arbeiterschutzgesetze  durch luhren,  sonst  aber 
nur  politische  Vorteile  erreichen  und  der  Entwickelung  eine  freiere  Bahn, 
schaffen,  damit  sie  sich  schneller  wnd  schmerzloser  vollziehe. 

Kautsky  aber  will  ja  offenbar  die  Expropriation  mit  einem  Schlage  durch- 
fuhren. Denn  er  will  dann  auch  sofort  die  Arbeitszeit  auf  ffinf  Stunden  ver- 
kurzen, den  Lohn  auf  das  Doppelte  und  Dreifache  erhöhen.  Wie  er  das  machen 
will,  ist  ungemein  heiter.  Machen  wir!  Voilä  tout!  Um  die  hohen  Lohne 
bei  so  kurzer  Arbeitszeit  zahlen  zu  können,  will  er  ein  rasches  ^  Auf  geben  der 
irrationcllen  Kleinbetriebe«  und  eine  »Concentrierung  der  Production  in  den 
leistungsfähigen  Betrieben  in  allen  Productionszweigen,  wo  der  Grossbetriet>> 
technisch  möglich  ist«.  , 

Machen  wir  I  Zwar  kann  man  die  Löhne  nicht  verdoppeln  und  verdreifachen,, 
v.eiiti  man  den  grösstcn  oder  wenigstens  einen  grossen  Teil  des  Reingewinne^ 
zur  Accumulation  von  neuem  Capital  verwenden  will,  »ein  Process,  der  m 
einem  socialistischen  Gemeinwesen  von  diesem  und  nicht  von  den  Individuen, 
zu  vollziehen  ist«  —  wie  Kautsky  im  Richterschen  Jahrhuch  schrieb  —  oder 
es  bleibt  nichts  zur  Accunuilation  übrig,  wenn  man  die  Löhne  in  dieser  Weise 
erhöht  —  aber  Kautsky  stösst  sich  daran  niclit. 

Eine  Weberei  mit  looo  Arbeitern  wirft  heute  nur  in  den  wenigsten  Fällen 
einen  Reingewinn  von  mehr  als  300000  Mnrk  pro  Jalir  ali.  Eine  W-rdoppelung 
der  Löhne  von  durchschnittlich  2  Mark  pro  Tag  würde  pro  Jahr  die  Summe 
von  600000  Mark  ausmachen,  die  Verkürzung  der  Arbeitszeit  auf  5  Stunden 
auch  sicher  400000  Mark,  macht  eine  Million  Mark  Mehrausgabe  für  die  Ar- 
beitslöhne! Von  einer  Accumulation,  einer  rascheren  Conccntration,  einer 
wirtschaftlichen  Vorwärtsentwickelung  wäre  keine  Spur  mehr  da.  In  Eisen- 
und  vielen  anderen  Betrieben  ist  der  Reingewinn  allerdings  höher,  aber  er 
müsste  das  Z  eh  n  f  a  c  h  e  betragen,  wenn  man  bei  einer  Verdoppelung  der 
Lohne  und  Verkürzung  der  Arbeitszeit  auf  5  Stunden  pro  Tag  noch  so  viel  zur 
Accumulation  erübrigen  wollte,  dass  eine  raschere  Concentration  der  Groiss- 
betriebe,  als  zur  Zeit,  sich  ermt><::liehen  Hesse.  Der  Unternehmer,  der  heute 
300000  Mark  Reingewinn  erzielt,  verbraucht  höchstens  50000  Mark  für  sich, 
150000  Mark  verwendet  er  zur  Accumulation,  zur  Erweiterung  oder  Vervoll- 
kommnung seines  Betriebes  oder  zur  Aiik<^ung  neuer  Betriebe.  Will  Kautsky 
die  Löhne  so  erhöhen,  dass  mehr  als  das,  was  der  Unternehmer  verzdirt. 
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dazu  verwendet  wird,  dann  bleibt  weniger  zur  Accumulation  übrig,  die  Con- 

centration  der  Betriebe-  vollzöge  sich  dum  langsamer,  als  jetzt.  Will  er  aber 
die  Concentration  beschleunigen,  kann  er  die  IJihnc  nicht  wesentlich  erhöhen 
—  er  braucht  ja  dann  noch  mehr  Mehrwert  zur  Vcrgrösserung  der  Betriebe, 
als  heute  die  Privatcapitalisten !  Aber  auch  abgesehen  davon:  Das  raschere 
Aufgeben  der  irrationellen  Kleinbetriebe  und  die  Concentration  der  Gross- 
betriebe könnten  doch  immer  nur  wieder  in  einem  Zeitraum  von  Jahrzehn- 
ten gedacht  sein  —  so  lange  also  müssten  die  Arbeiter  auf  ihre  Verkürzung 
der  Arbeitszeit  auf  5  Stunden  und  die  Verdoppelung  des  Lohnes  nodi 
warten !  .  .  . 

Oder  will  Kautsky  das  auch  alles  nur  so  im  Handumdrehen  machen? 
Wenn  nicht,  dann  bleibt  auch  dann,  wenn  wir  die  politische  Macht  haben,  uns 
nichts  anderes  übrig,  als  xler  Kntwirkclung  freie  Bahn  zu  schafTen,  alles  Alte, 
Abgestorbene  zu  beseitigen,  dem  Absterbenden  das  Ende  zu  erleichternc,  wie 
A.  Bebel  in  seinem  CkorUs  Fourier  sagt 

»Wir  können  ...  nicht  den  Weg  vor.schreiben,  den  die  ökonomische  EntwickcUmg  zu 
nehmen  hat,  aber  wir  sind  im  Stande,  dadurch,  dass  wir  denselben  klar  erkennen, 
die  Hindernisse  zu  beseitigren,  die  anf  demselben  liegai  und  die  Entwidcelimg  hemmen 
und  schmerzlich  machen. <") 

Auch  nach  Besitzergreifung  der  politischen  Maciit  durch  das  Proletariat 
Ilört  das  wirtschaftliche  Gesetz  der  Entwickelung  nicht  auf. 

Kautsky  wird  nun  die  Frage  stellen:  ja,  wie  gedenkt  ihr  denn  zu  unserem 
Endziele  zu  kommen?  Er  selbst  hat  uns  zwar  auch  nicht  gezeigt,  wie  er  dahin 
igetangen  vrill,  er  hat  uns  nur  gesagt:  Man  macht!  Man  nimmt!  In  jedem 
Kochbuche  steht  auch  Man  nimmt,  aber  deshalb  bekommt  der  Arbeiter  doch 
nicht  sein  Huhn  in  den  Topf  —  er  muss  auch  wissen,  wo  er  es  hernehmen 
soll !  Ich  will  aber  trotzdem  dem  Genossen  Kautsky  sagen,  wie  wir  —  nach 
meiner  lunnassgeblichen  Meinung  natürlich !  —  zu  unserem  Endziele  gelangen 
können  und  n  u  r  gelangen  wcrrlcn :  indem  wir  auf  dem  Wege  weiter  schreiten» 
auf  dem  wir  uns  seitlier  bewegten ! 

Zunächst  werden  wir  auch  femer  die  Köpfe  revolutionieren,  das  Volk  für 
unsere  Bestrebungen  zu  gewinnen  suchen  —  wir  haben  ja  erst  einen  kleinen 
Teil  des  Volkes  hinter  uns!  Die  drei  Millionen  socialdcmokratischer  Wäliler 
-sind  noch  lange  keine  drei  Millionen  Socialistenl  Und  drei  Viertel  aller  Wähler 
sind  zudem  noch  g  e  g  e  u  uns !  Mit  den  Of^;anisationen  der  Arbeiter  imd 
•<Iurch  unsere  Tätigkeit  in  den  Parlamenten  werden  wir  die  Arbeitszeit  ver- 
kürzen und  die  Löhne  in  der  entsprechenden  Weise  erhöhen  können, 
wie  unsere  Macht  wächst  —  ohne  Macht  ist  überhaupt 
nichts  zu  erreichen!  Mit  der  Vcrgrösserung  der  Znhl  unserer  An- 
hänger wächst  unser  Einfluss  im  Staat  und  in  den  Communcn,  damit  luiser  Ein- 
lluss  zur  Beseitigimg  aller  Hindernisse  der  Entwickelung,  wir  können  die 
genossenschaftliche,  communale  und  staatliche  Production  fördern  und  in  ge- 
sunde Bahnen  lenken,  und  wenn  wir  die  grosse  Mehrheit  des 
Volkes  hinter  uns  haben  —  dann,  Genosse  Kautsky,  wird  uns  nie- 
mand die  politische  Macht  mehr  streitig  machen  können!  Aber  heute  haben 
wir  die  Mehrheit  des  Volkes  noch  nicht  hinter  uns,  und  wir  sind  noch  weit 
«ntfernt  von  diesem  Ziele!  Die  erste  Wahl  nach  Besitzergreifung  der 
politischen  Macht  wurde  uns  ja  wieder  wegfegen,  wenn  wir  die  Mehrheit  nidit 
hinter  uns  hätten  ! 

Gewiss,  Genosse  Kautsky,  ist  es  möglich,  dass  die  Regierung  und  die  herr- 
schenden Gassen  einmal  dazu  übergehen  können,  uns  das  Wahlrecht  und 
andere  politsche  Freiheiten  zu  nehmen.  Aber  der  Generalstrike  ist  sidier  kein 

Vcri:i.  Karl  Kant  Dtc  Vcrtnitiit,:;  des  ArbtOMtrtrage»  im  sostattsttsehtn  Staat»  in  Jahrbuch 
fär  Soeialwituntchqft  unJ  SocialpoUiik,  1881,  pag.  S8. 
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Mittel  dagegen,  dss  zu  verhindern.  Ein  Imi^ferUdi-capitaHstisdies  Staats- 
wesen kann  gar  nicht  lange  bestehen  ohne  gewisse  Freiheiten  und  Rechte  für  das 
Volk,  ohne  eine  Regierungsform,  die  auch  der  Masse  des  Volkes  einen  Ein- 
fluss  verschafft.  Wir  haben  das  Socialistengesetz  ohne  Generalstrike  über- 
wunden, wir  würden  eine  Zeit  der  Wahlentreäittuig  in  derselben  Wdse  über* 
winden.  Alles  das  könnte  nur  Unterbrechung^  unseres  Vorwärtsdringens  sein, 
letzteres  aber  nicht  aufhalten. 

Gewiss  gebe  ich  auch  zu,  dass  uns  ein  demtntares  Breigms  in  lücht  gar  so 
femer  Zeit  einmal  die  politische  Macht  in  die  Hände  spielen  könnte.  Aber  an  der 
Productionsweise  könnten  wir  dann  zunächst  und  gewaltsam  gar 
tdclits  ändern,  gewaltsame  Revoluticmen  sind  inuner  nur  politische  Revolutionen, 
die  sociale  Revolution  ist  ein  langer  Entwickelungsprocess»  in  den  man  nicht 
gewaltsam  eingreifen  kann. 

Die  Zukunftsstaatsnialereien  Kautskys  in  seiner  Broschüre  Am  Tage  nach 
der  socialen  Revolution  und  jetzt  wieder  in  seinem  Artikel  Allerhand  Revo- 
lutionärcs  sehen  aus  wie  ein  Versuch,  den  wissenschaftlichen  Socialismus 
zum  Utopismus,  den  Marxismus  zum  Blanquismus  zu  revidieren.  Einer 
solchen  Revision  der  Theorie  entspricht  allerdings  auch  ganz  die  Revision 
der  Taktik  von  der  bisherigen  zum  Generalstrike.  Der  Generalstrike  zur  Er- 
oberung der  politischen  Macht  wäre  aber  die  blutige  Revolution  —  anders  ist 
er  gar  nicht  denkbar  — ,  und  diese  verwirft  Kautsky  in  ebenso 
entschiedener  Weise,  wie  die  ganze  deutsche  Social- 
demokratie  das  tut.  Kautsky  wird  es  auch  mit  Entrüstung  von  sich 
weisen,  dass  er  unsere  Theorie  zum  Utopismus  und  Blanquismus  revidieren 
wolle,  dass  er  einen  Zukunftsstaat  habe  schildern  oder  auch  sagen  wollen, 
dass  wir  vor  einer  Revolution  stehen.  Dann  aber  qualificiercn  sich  seine  Aus- 
führungen als  nichts  anderes,  denn  als  Kannegiessereien,  allerdings  als  recht  be> 
denklidie  und  gefährliche  Kannegiessereien.  Gefährlidi  dadialb,  weil  die 
Gegner  Kautskys  Worte  doch  ernst  nehmen,  wdl  sie  unsere  Partei  dannt  identi- 
ficieren  und  die  Scharfmacher  Capital  daraus  schlagen. 

xxxxxxxxxxxxxxxxxxxxxxxxxxxxxxxxxxxxxxxxxxxxx 

FtUCIEN  CHALLAYE-  DIE  GEGENWÄRTIGE  LAGE  DES 
FRANZÖSISCHEN  SOCIALISMUS 

Wenn  flie  Bewegung  zu  gunsten  der  Einigung  der  französischen  Sociaüsten, 
die  unter  der  Leitung  von  Jaures  in  den  Jahren  1898  und  1899  unter- 
nommen wurde,  im  Endeqg[ebnts  auch  nicht  dazu  führte,  das  Ideal  einer  ein- 
heitltchen  Partei  zu  verwirklichen,  so  ist  sie  doch  nicht  vollständig  umsonst 
gewesen:  sie  hat  im  I'.ewusstsein  vieler  Socialisten  das  Bedürfnis  nach  Ordnung, 
Zusannncnschluss  und  gemeinsamem  Handeln  geschaffen  oder  entwickelt.  An 
Stelle  einer  Unzahl  von  Gruppen,  die  meistens  nur  wenige  Mitglieder  zählten, 
treten  uns  heute  zwei  wichtige  Organisationen  entgegen:  der  Air/»  socialistc 
franqais,  die  Partei  von  Jaures  und  Millerand,  und  der  Parti  socialiste  de  France, 
die  Partei  von  Guesde  und  Vaillant  Die  Differenzen  zwischen  diesen  beiden, 
gleicherweise  socialistischen  Organisationen  hängen  zweifellos  zum  grossen  Teil 
mit  den  bedauerlichen  Feindseligkeiten  zwischen  den  Haupt  Vertretern  des  fran- 
zösischen Socialismus  zusammen.  Sic  stammen  auch  ein  wen^  von  dem  etwas 
abergläubischen  Respect,  den  man  für  die  alten  Traditionen  und  Gewohnheiten 
bewahrt,  und  von  der  treuen  Anhänglichkeit  der  alten  Streiter  an  die  Erinne- 
rungen der  alten  Gruppen.    Doch  besteht  zwischen  den  beiden  Parteien  auch 
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noch  ein  tieferer  Unterschied,  ein  Unterschied  Verstandes-  und  gefühlsmässiger 

Art:  sie  gehen  weit  auseinander  in  Uezncf  auf  den  Standpunct,  den  sie  den  tat- 
sächlichen \'crh;tltnisscn  gegenüber  cinnclinien.  Die  beitien  Urgani.salu)ücn  ver- 
halten sich  zu  einander,  wie  auf  psychologischem  Gebiet  Handlung  und  Traum. 
"Der  Parti  sociaüsti'  fran<;ais  ist  die  Partei  der  Action,  die  Sinn  für  die  Wirklich- 
keit hat  oder  zu  haben  versucht  und  sich  bemüht,  die  capitalistische  Gesellschaft 
dtirdi  alle  sofort  realisierbaren  Reformen  in  die  sodalistisdie  zu  verwandda. 
Der  Parti  socialistc  de  France  beschäftigt  sich  mehr  damit,  sich  die  Vernichtiuig 
der  heutigen  und  das  plötzliche  Einsetzen  einer  idealen  sociaiistischen  Ge- 
sellschaft auzumalen. 

Auf  dem  Congress  in  Tours  /19Ü2/  hat  der  Parti  socialistc  frangais  ein  theo« 
rettsdies  und  praktisches  Programm  aufgestellt. 

Um  auf  den  Gang  der  tatsächlichen  Verhältnisse  einzuwirken,  nniss  man  sie 
auch  kennen,  um  die  Realitäten  umzugestalten,  muss  man  sie  mit  in  die  Be- 
redmung  ziehen.  Die  Prtncipienerklärung  des  Parti  socialiste  franqais, 
über  welche  in  Tours  abgestimmt  wurde,  zieht  znei  wesentliche  Tatsachen 
in  Betracht:  auf  wirtschaftlichem  Gebiet  die  allgemeine  Tatsache  der  capita- 
listisdien  Entwtckelang,  auf  politischem  Gebiet  die  weniger  allgemeine  und 
speciell  für  Frankreich  giltige  Tatsache  der  demokratischen  Entwickelung. 

>Die  Grossindustric  wird  immer  mehr  das  Gesetz  der  modernen  Production.  Durch 
die  Erweiterung  des  Weltmärkte»,  durch  die  zunehmende  Erleichterung  des  Ver- 
kehrs, durch  die  Arbeitsteilung,  durch  die  immer  weiter  gehende  Anwendung  der 
Maschinen,  durch  die  Conccntration  des  Capitals  ruiniert  oder  unterwirft  sich  die 
ungeheure  conccntricrtt  Production  die  kleinen  und  mittleren  Producenten.  .  .  Die 
industriellen  Proletarier,  die  nach  und  nach  jede  Aussicht,  sich  einzeln  zum  Meister- 
Stand  erheben  zu  können,  verloren  haben  und  dadurch  zu  ewiger  Abhängigkeit  ver- 
orteitt  sind,  sind  ausserdem  den  unaufhörlichen  Krisen  der  Ab^itzstockung  und  des 
Elends  ausgesetzt,  welche  die  ungeregelte  Concurrcn;^  der  grossen  capitaüstischcn 
Kräfte  entfesselt.  .  .  Es  gibt  nur  c  i  n  Mittel,  die  Ordnung  und  den  andauemdea 
Fortschritt  der  Production,  die  Freiheit  aller  Individuen  und  die  Steigerung  des 
Wohlstandes  (ler  Arbeiter  2U  sichern,  nämlich  :  das  F-igt-nlum  an  den  capitalistischeo 
Producttensmilteln  auf  die  üesumthcit,  das  sociale  Gemeinwesen,  zu  übertragen.« 

Gleidizeitig  nimmt  die  Principicnerldärung  auf  die  spcciellc  politische  Lage 
Frankreichs  Rücksicht,  wie  sie  aus  der  französischen  Revolution  und  den  darauf 

folgenden  Ereignissen  sich  ergeben  hat: 

»Es  besteht  ein  unerträglicher  Widerspruch  zwischen  der  aus  der  Revolution  hervor- 
gegangenen politischen  Ordnung  und  der  wirtschafttichen  Ordnung  der  Gesdlschaft 

.■\uf  politiscilcm  Gebiet  verwirklicht  sich  die  Demokratie:  alle  Bürger  nehmen, 
wenigstens  nach  dem  Gesetz,  gleichen  Anteil  an  der  Rt^erung;  das  allgemeine 
Stinniirtcht  ist  der  Conununismus  der  politischen  Gewalt.  Auf  wirtschaftlichem 
Gebiet  dagegen  hat  eine  Minderheit  die  Oberherrschaft.  Da  herrscht  die  Oligarchie 
des  Capitals.  das  besitzt,  verfügt,  verwaltet,  ausbeutet.  .  .  Das  Proletariat  hat  da- 
her den  unwiderstehlichen  Drang,  die  Demokratie,  die  sich  im  politischen  Leben 
schon  zum  Teil  verwirklicht  hat,  auch  auf  das  wirtschaftliche  Gebiet  zu  übertragen. 
So  wie  alle  Bürger  auf  gleiche  Weise  als  Demokraten  die  politisdhe  Macht  gemeinsam 
besitzen  und  handhaben,  -rollen  sie  aiuli  die  Ökonomische  Macht,  die  Productiofis* 

mittel,  gemeinsam  besitzen  imd  handha!)en.« 

Indem  die  Principicncrklärung  dieser  doppelten  Entwickelung,  der  politischen 
und  der  ökonomischen,  Rechnung  trägt,  bezeichnet  sie  klar  das  Endziel,  dem  das 

Proletariat,  die  1  t  '  olittionärc  Classc,  zustreben  muss: 

»Es  handelt  sich  nicht  um  eine  teilweise  Verbesserung,  sondern  um  eine  voll- 
ständige Umgestaltung  der  Gesellschaft.  .  .  Das  Proletariat  wird  den  Kampf  nicht 
eher  einstellen,  bis  das  ganze  capitalistische  Eigentum  durch  die  Gesellschaft  rvsor- 
biert  ist  und  bis  die  Ciassengegen sätze  ihr  Ende  gefunden  haben  durch  das  Ver* 
schwinden  der  Classen  selbst.« 
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In  der  Principienerklärung  heisst  es  ferner : 

»Es  wäre  gcfalirlich,  die  Annalimc  von  revolutionären  Ereignissen,  die  durch  den 
Widerstand  oder  selbst  dunch  verbrecherische  Angriffe  der  Privilegierten  herbei- 
geführt werden  können,  ausser  Bctraclit  zu  lassen.  Es  wäre  aber  verderblich,  auf 
den  OaulKn  an  das  blosse  Wort  Revolution  hin  die  grossen  Kriifie  zu  vernachlässigen^ 
über  die  das  bewusste  und  organisierte  Proletariat  in  der  Demokratie  verfügt. 

Es  gibt  kefiie  Formel,  keinen  Mcchantsmuflk  der  £e  Arbeiterdasse  der  beständig» 
Oigamaations»  und  Erziehungsarbeit  entheben  könnte.c 

Dieser  energische  Aufruf  zur  Tat  charakterisiert  die  Partei.  Sie  ist  revo- 
lutionär, weil  sie  eine  völlige  Umgestaliung  der  heutigen  Gesellschaft  erstreEt; 
wenn  sie  aber  auch  in  der  Praxis  den  Gedanken,  zur  Gewalt  ihre  Zuflucht  zu 
nehmen,  nicht  a  priori  vorwirft,  so  rechnet  sie  doch  vor  allem  darauf,  die  Gc- 
sellscliait  durch  gesetzliche  Mittel  und  positive  Reformen  umzugestalten.  t 

Die  Princtpienerklänuig;  wird  präcisiert  durch  das  Reformprogramm, 
das  gleichfalls  auf  dem  Congress  in  Tours  beschlossen.  Das  selbe* setzt  mit  fol- 
gender von  kühner  Kluglieit  erfüllten  Erklärung  ein: 

»Der  Parti  soaaltstc  fran^ais  verwirft  die  Politik  des  Alles  oder  nichts  und  stellt 
ein  Programm  von  Reformmassregeln  auf,  deren  Verwirklidiung  er  von  Stund  an 

betroiht.c 

Und  an  Hand  jeder  einzelnen  Reform  zeigt  es  dann  gewissenhaft  die  Vor- 
gänge, durch  welche  sie  sidi  nach  und  nach  wird  verwirldichen  können. 

Der  Parti  socialute  fratK^ais  beginnt  damit,  in  Übereinstimmung  mit  den 
anderen  wahrhaft  demokratischen  Parteien  eine  vollkommenere  Demokratisierung 
des  Staates  zu  verlangen.  Hieraus  folgen  die  einzelnen  Forderungen:  allge- 
meines directes  Wahlrecht  für  beide  Geschlechter  bei  allen  Wahlen;  absolute 
Press-  und  Coalitionsfrciheit ;  völlige  Selbstverwaltung  der  Departements  und 
der  Gemeinden,  unter  dem  einzigen  Vorbehalt,  dass  sie  den  republikanischen, 
demokratischen  und  weltlichen  Staatscharakter  gewährleisten  etc.  Hieraus 
folgern  weiter  die  Reformen,  die  eine  vollst.'indigc  \'crwcltlichung  des  Staates 
verlangen  (.Trennung  von  Kirche  und  Staat),  eine  demokratische  und  mensch- 
lichere Organisation  der  Rechtspflege,  Ausdehnung  der  humanitären,  staatsbQrger- 
liehen  und  gewerblichen  Erzidhung  etc. 

Dann  kommen  die  Reformen  zu  gunsten  des  Proletariats,  die  im  stände  sind, 
seine  Lage  sofort  zu  verbessern:  Slcuerretornicn  (.\bschatTung  der  Steuern 
auf  Consumartikel,  die  zum  notwendigen  Lebensimterhalt  gdiören,  Einführung 
einer  Einkommensteuer,  I-"rl)schaftssteuer  etc.),  Fordenmgen  zum  Schutz  und 
zur  gesetzlichen  Regelung  der  Arbeit  selbst  (Achtstundentag,  vorläufig  Unter- 
stützung jeder  Massregel,  welche  die  Dauer  der  täglichen  Arbeitszeit  verkürzt, 
ein  Ruhetag  per  Woche,  Mtnimallohntarife,  Heimnrbeiterschutz  etc.),  sociale 
Versicherung  gegen  alle  natürlichen  und  wirtschaftlichen  (iefahren. 

Drittens  zählt  das  Progrannn  diejenigen  augenblicklich  durchführbaren  Mass- 
regeln auf,  durch  welche  die  gegenwärtige  Gesellschaft  allmählich  in  eine  socia- 
hstischc  ül)ergeführt  wird,  zum  Beisj^iel  Verstaatlichung  der  Eisenbahnen,  der 
Bergwerke,  der  französischen  Bank,  der  Versicherungen,  der  Zuckerraffincricen 
und  »siedereien,  der  Alkoholindustrie  und  der  grossen  Mühlenwerke;  Organi- 
sation des  Bdeuchtungs-,  Wasserversorgungs-  und  ölTcntlichen  Verkehrswesens, 
der  Errichtung  und  Verwaltung  von  billigen  Wohnungen  etc. 

Endlich  verlangt  das  Reformprogramm,  nachdem  die  Principienerklärung  den 
friedlichen  und  internationalen  Charakter  des  Socialismus  betont  hat,  eine  Politik 
des  internationalen  Friedens  und  weist  auf  die  gegenwärtig  schon  möglichen 
Modificationcn  im  Militairwesen  hin.  die  unt^rlässlich  sind,  solange  nicht  die 
allgemeine  Abrüstung  verwirklicht  ist. 

Das  in  Tours  beschlossene  allgemeine  Refnrmprogramm  wurde  ergänzt  durch 
das  Programm  der  Verwaltungsre  formen,  das  auf  dem  Congress  der  socialisti- 
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sehen  Gcmcuideraic  in  l'ariä  im  Januar  dieses  Jahres  zur  Annahme  gelangte 
und  das  politische  und  wirtschaftliche  Reformen  im  gleichen  Sinne  verlangt 

Das  nationale  und  das  niunicipalo  Reformprogramm  vervollkommnet  in  zweck- 
mässiger Weise  die  Principicncrklarung  von  Tours.  Dort,  wie  hier,  tritt  der- 
selbe praktische  Charakter  hervor,  dieselbe  Arbeitsmethode:  der  Parti  socuüisti 
panqais  will  eine  Partei  des  Handelns  sein. 

Wie  ist  die  Partei  nun  tatsachlich  in  den  letzten  Jahren  vorgegangen? 

XXX 

Die  Partei  hat  praktisch  gearbeitet»  und  zwar  im  Ministerium,  im  Parlament 
und  im  Lande  selbst. 

Von  diesen  verschiedenen  Arten  der  Betätigung  ist  entschieden  die  ministe- 
rielle Tätigkeit,  die  Millerand  während  dreier  Jahre  als  Handelsminister  im 
Cabinet  Waldeck-Rousseau  ausgeiibt  hat,  die  fruchtbarste  gewesen.  Heute,  wo 
man  die  Wirksamkeit  Millerands  beurteilen  kann,  ist  man  einfach  verhlüflft  über 
die  Kritik,  die  man  an  diesem  hervorragend  tatkräftigen  Mann  auszuüben  ge- 
wagt hat.  Für  das  Proletariat,  für  die  socialistische  Entwickelung,  für  die 
wirkliche  sociale  Revolution  hat  Millerand  durch  sein  Vorgehen  in  cSesen  drei 
Jahren  im  Ministerium  in  wirklich  bedeutendem  Masse  gewirkt. 

E&'  ist  nur  das  geringste  V^erdienst  Millerands,  dass  er  während  seiner  ^^ini5tc^- 
tätigkcit  zu  wiederholten  Malen  klar  und  wirkungsvoll  den  genauen  und  prak- 
tischen Charakter  der  socialistischen  Praxis  dargetan  hat,  wie  in  Lille,  Lens 
und  Firmiiiy.  Dadurch  hat  er  dazu  beigetragen,  dass  einzelne  rler  Vorurteile 
verschwanden,  die  zwar  nicht  das  industrielle  Proletariat,  wohl  aber  noch  viele 
'Beamte  und  Kleinbürger  hegten,  die,  wenn  möglich,  der  socialistischen  Sache  zu 
gewinnen,  auch  wichtig  ist. 

Interessanter  aber  als  seine  interessantesten  Reden  ist  es,  die  positive  Tätig- 
keit Millerands  zu  untersuchen.  Es  ist  ihm  gelungen,  einzelne  Reformen  durch- 
zuführen, die,  wenn  sie  auch  nicht  die  capitalistischc  Gesellschaft  zu  stürzen 
vermögen,  doch  dazu  beitragen,  eiiu'  vollständige  Utnwandlung  vor/nbereitcn, 
da  sie  das  Proletariat  immer  mehr  befähigen,  dereinst  diese  revolutionäre  Tätig- 
kdt  auszuüben.  Es  ist  ein  Lieblingsgedanke  Milterands,  dass  die  Emancipation 
der  Arbeiter  durch  sie  selber  vollzogen  werden  muss,  aber  wie  wäre  es  möglich, 
dass  sie  ihre  cit^enen  Neuschöpfer  sein  konnten,  dass  sie  ihre  Intelligenz  aus- 
bilden, einen  wirklichen  Einfluss  ausüben,  solange  sie  von  der  Arbeit  fast  er- 
drückt werden,  solange  ihnen  jegliche  Mussezeit  fehlt?  Daher  ist  es,  wie  Mille- 
rand in  seiner  Rede  zu  \'ierzon  /März  1003/  erklr.rt  hat,  die  erste  Aufj;ahe  der 
Socialisten,  den  Arbeitern  eine  menschlichere  Arbeitsorganisation  zu  schaffen. 

Hierin  liegt  ntm  die  Bedeutung  des  im  März  T900  von  Millerand  einge- 
brachten Gesetzes  über  die  Kinderarbeit  und  die  Arbeit  minderjähriger  Mädchen 
und  Frauen  in  den  Industriebetrieben.  Das  Gesetz  schreibt  eine  sofortige  Re- 
duction  der  Arbeitszeit  auf  11  Stunden  vor  für  alle  .Arbeiter  (Kinder,  Mädchen, 
Frauen,  erwachsene  Minner)  in  all  den  Betrieben,  wo  in  denselben  Localitäten 
Erwachsene  und  Frauen  oder  Kinder  beschäftigt  sind.  Das  Gesetz  schreibt 
ferner  vor,  dass  nach  Ablauf  von  zwei  Jahren  nach  seiner  Publication  /1902/ 
die  Arbeitszeit  für  die  vorerwähnten  Arbeitergruppen  auf  10%  Stunden  tmd 
nach  einer  weiteren  Frist  von  zwei  Jahren  /1904/  auf  10  Stunden  reduciert 
werden  soll.  Das  liedeutet,  dass  für  die  ungeheure  Mehrzahl  der  französischen 
Arbeiter  der  zehnstündige  Arbeitstag  gewahrleistet  ist,  ungefähr  für  82  : 
433000  Kinder,  603000  Frauen  und  im  000  Männer. 

Millerand  konnte  mit  Stdlz  iti  \'icrzon  auf  das-  neue  Princip  hinweisen,  das 
durch  dieses  Gesetz  aufgestellt  worden  ist:  tZum  erstenmal  hat  die  sociale  Ge- 
setzgebung Frankreichs  anerkannt,  dass  die  Republik  nicht  nur  den  Frauen 
und  Kindern,  sondern  auch  den  Männern  eine  Einschränkung  der  Arbeitszeit 
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schulde.c  Er  stellte  auch  die  Ausdehnung  des  Zehnstundentages  auf  alle  Ar- 
beiter ohne  Ausnahme  in  Aussicht.  Den  Post-  und  Telegraphenbeamten,  die  zu 

seinem  Ministerressort  gehörten,  bewilligte  er  ihn  sofort. 

£s  ist  ganz  überraschend,  dass  es  Socialisten  gibt,  die  so  unwissend  in  Bezug 
auf  die  wirklichen  Verhältnisse  der  Arbetterclasse  sind,  dass  sie  die  uni^chcuerc 

Tragweite  eines  Gesetzes,  wie  das  über  den  Zehnstundentag,  vcrkeniu  n  konnten. 

Fs  ist  unglaublich,  dass  Socialisten  damals  dieses  Gesetz  als  verbrecherisch  und 
rvactiotiär  bezeichnen  konnten,  wo  sie  doch  heute  alle  die  stricte  Befolgung  des 
selben  fordern. 

Wenn  wir  das  Werk  Millcrands  betrachten,  so  müssen  wir  ferner  erwähnen: 
das  Decret.  rlns  den  Stadtverwaltunjjen,  den  Departements,  dem  Staat  die  Mögj- 
lichkcit  gibt,  bei  der  \'ergebung  von  Arbeiten  eine  Maxnnalarbeitszeit,  einen 
Minimallohn  und  andere  fifänstige  Arbeitsbedingungen  für  die  betreffenden  Ar» 
bciter  zu  verlangen  /August  1899/;  das  Gesetz,  das  eine  Sitzgelegenheit  für 
Ladenangestelltc  vorschreibt  /December  1900/;  das  Project  einer  Altersversiche- 
rung für  Arbeiter;  den  Gesetzentwurf,  betreifend  das  obligatorische  Einigungs- 
verfahren  und  den  Strikezwang  u.  s.  W. 

Seit  ein  Socialist  im  Ministeriinn  gewesen,  wird  all  den  Fragen,  v.clche  die 
Arbeit  betreffen,  ein  neues  Interesse  entgegengebracht.  So  hat  sich  im  Handels- 
ministerium ein  Arbeitsamt  gebildet,  das  ohne  Zweifel  den  Keim  zu  dem  schon 
seit  langem  von  den  Socialisten  geforderten  Arbeitsministerium  bildet.  Der 
Oberste  Arbeitsrat  hat  sich  reorganisiert:  von  66  Mitgliedern  werden  52  durch 
die  Arbeiter-  und  Arbeitgeberverbände  gewählt,  4  durch  das  Ministerium,  das 
übrigens  zwei  Socialisten  abordnet,  den  Genossen  Jaures  und  die  Genossin 
Bonnevial.  In  der  ersten  Sitzung  wurde  ein  Socialist,  nämlich  der  Secretair 
eines  Arbeiterverbandes,  als  erster  Vicepräsident  gewählt.  Ein  Ministerialerlass 
gestattet,  dass  in  allen  Arbeiterbezirken  Arbeitsräte  eingeriditet  werden,  die  die 
Regierung  über  alle  die  Arbeit  und  die  Arbeitsgesetze  betreffenden  Fragen  auf 
dem  Laufenden  halten  sollen  und  deren  Mitglieder  durch  die  Gewerkschaften 
und  die  gewerblichen  Schiedsgerichte  gewählt  werden  sollen.  Ein  neuer  Geist 
weht  nicht  nur  in  der  Gesetzgebung,  sondern  auch  in  der  V«*waltung.  Die 
Gewerbcinspectoren  sind  gehalten,  energisch  jede  ('bertretung  der  .Arbcitcr- 
schutzgesctze  zu  verfoI|;en,  wo  sie  früher  nur  zu  oft  ein  Auge  zugedrückt  hatten. 
Sie  haben  auch  die  Weisung,  sich  in  regelmässiger  Verbindung  mit  den  Gewerk- 
schaften zu  halten.  >Dic  Gevverbeinspection«,  schreibt  der  socialistische  Mi- 
nister, »kann  nur  dann  eine  Massnahme  sein,  die  die  Ausführung  der  socialpoli- 
tischen  Gesetze  vollkommen  verbürgt,  wenn  die  Arbeiter,  für  welche  sie  ge- 
schaffen sind,  dabei  mitarbeiten«  /Januar  1900/.  Durch  diese  Vorlagen,  durch 
diese  Decretc,  diese  Erlasse,  besonders  durch  ein  Decret,  das  die  Reorganisation 
der  Pariser  Arbeitsbörsc  bezweckte,  hat  Millerand  indirect  dazu  beigetragen,  die 
Gewerkschaftsbewegimg  zu  kräftigen.  Es  ist  eine  Tatsache,  dass  während  der 
drei  Jahre  seiner  Amtstätigkeit  im  Ministerium  die  Zahl  der  Mitglieder  der 
Gewerkschaften  und  Arbeitsbörsen  und  die  Zahl  dieser  Organisationen  selber  in 
einem  Masse  zugenommen  hat,  das  sich  mit  den»  in  den  vorhergehenden  Jahren 
vollzogenen  Fortschritt  durchaus  nicht  vengleichen  lässt. 

Wenn  der  Pa>  ti  s  n  ialiste  ^rofifau  keine  weiteren  Erfolge  zu  verzeidinen  hätte, 
als  das  positive  Resultat  dieser  ministeriellen  Tätigkeit,  könnte  er  sich  doch 
rühmen,  in  wenigen  Jahren  auf  das  politische  Leben  Frankreichs  einen  für  die 
Arbeiter  und  für  die  Verwirklichung  des  sodalistischen  Ideals  segensreichen 
Einfluss  ausgeübt  zu  haben. 

Als  dann  das  Ministerium  Waldeck-Rousseau  durch  das  Ministerium  Combes 
ersetzt  wurde,  hat  der  Parti  socialistc  frangais  eine  vorwiegend  parlamentarische 
Tätigkeit  entfaltet.   Es  war  ihm  eine  grosse  Veranwortung  aufgebärdet  Die 
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Alt  der  Gruppierung  der  Parteien  in  der  Kamnuer  bringt  es  mit  sich,  dass  das 

Los  eines  Ministeriums  oft  von  der  Stimme  der  sncialistischen  Fraction  ab- 
hängt. Wir  müssen  berücksichtigen,  dass  das  Ministerium  Combcs  das  demo- 
Icratisdiste,  fortschrittlichste  MBnisterium  ist,  welches  bei  der  gegenwärtigen 
Zeit  möglich  ist;  daher  hat  der  Parti  socialiste  fran<;ais  dieses  Ministerium  ge- 
stfitzt und  sich  dem  sogenannten  RIoc  der  ropnblikanischcn  Partei  angeschlossen. 

In  einer  grossen  Rede  in  der  Deputiertenkammer  im  Juni  1902  hat  Jaures  die 
Bedingungen  für  die  Unterstützung  des  radikalen  Ministeriums  seitens  der  socia* 
listischcn  Fraction  klar  gelegt :  »Wir  wollen  gemeinsam  mit  der  ganzen  Linken 
arbeiten  an  dem  republikanischen  und  reforroatorischcn  Werk  und  zu  gleiclier 
Zeit  die  weiteren  Ziele  verfolgen,  zu  doren  Erlangtmg  sich  das  Proletariat  orga- 
nisiert hat.«  Und  dann  bezeicliiui  Janrds  diejenigen  sofort  realisierbaren  Re- 
formen, die  der  Parti  socinli'itr  fram^ais  in  Übereinstimmung  mit  den  andern 
demokratischen  Gruppen  durchzusetzen  gedenkt:  Abschaffung  der  Zuckersteuer, 
Einffihrung  der  zweijährigen  Dienstzeit,  Einkommensteuer,  Arbeiterversiche- 
rung, Vcrwcltlichimg  der  Schule  durch  Unterdrückung  des  l'^nterrrichts  durch 
die  Congregationcn.  V'on  diesen  Reformen  sind  die  ersten  beiden  schon  oder 
doch  bald  verwirklicht,  und  die  dritte  wird  es  auch  bald  sein;  der  Plan  der 
Altersversorgung  der  Arbeiter  wird  weiter  erwogen,  zu  langsam  für  den  Wunsch 
der  Socialisien.  Seine  Tätigkeit  concentriert  hat  das  Ministerium  Comhes  be- 
sonders gegen  die  katholische  Kirche  und  die  Congregationcn.  Das  ist  ein  un- 
vermeidlicher Kampf.  Der  Klerikalismus  ist  in  Frankreich  nicht  nur  der  ge- 
fährlichste Feind  des  .*~^nrialismus,  sondern  auch  der  Republik,  des  freien  Ge- 
dankens, djer  weltlichen  Cultur.  Die  einzige  Garantie  für  die  Aufrechterhaltung 
der  bürgerlidien  Gemeinschaft  und  der  Gedanbsnfreiheit  ist  die  Schwäche  tmd 
Mrulitlosigkcit  eben  dieser  katholischen  Kirdie,  die  ihren  Traum  der  Geistes- 
knechtung  und  der  Universalherrschaft  immer  noch  nicht  ausgeträumt  hat. 

Es  liegt  ausser  allem  Zweifel,  dass  ein  socialistisches  Ministerium  andere 
Mittel  gegen  die  Kirche  hätte  anwenden  können  und  sollen,  als  das  radicale 
Ministerium,  wirksamere  und  gleichzeitig  weniger  tyrannische  Mittel  Es  wäre 
logischer  und  nützlicher  gewesen,  wenn  man,  anstatt  den  Congregationen  zu 
verbieten,  sich  zu  vereinigen,  damit  angefangen  hätte,  die  Privilegien  der  katho- 
lischen Kirche  zu  unterdrücken,  zum  Beispiel  das  Cultusbudget  zu  streichen« 
Wenn  aber  die  Socialisten  zahlreich  genug  sind,  um  das  Ministerium  mit  Erfolg 
zu  unterstützen,  so  sind  sie  doch  nicht  zahlreich  genug,  um  der  Kanuncr  eine 
.  Politik  aufzudrängen,  die  ihr  voll  angepasst  wäre.  Sie  mussten  sich  darauf  be- 
schränken, das  Ministerium  in  seinem  Kampf  gegen  den  Klcrikalismus  zu  imtcr- 
stützen.  Sie  haben  aber,  um  eine  neuß  Zukunft  vorzubereiten,  vorerst  im  April 
1903  einen  apedalisierten  Gesetzesentwnrf  eingereicht,  welcher  die  Trennung 
von  Kirche  und  Staat  in  die  Wege  leitet.  Der  Genosse  de  Fressens^,  Abgeord- 
neter von  Lyon,  hat  den  Entwurf  im  Namen  der  socialistischen  Fraction  aus- 
gearbeitet Einige  Monate  später  hat  ein  anderer  Genosse,  Aristidc  Briand,  der 
zum  Referenten  über  die  Frage  der  Trennung  von  Kirche  und  Staat  bestimmt 
wurde,  einen  weiteren  Entwurf  verfasst,  der  gegenwärtig  einer  Cnmmission  der 
Deputiertenkammer  zur  Beratung  vorli^^  Die  Grtmdsätze  desselben  stimmen 
genau  mit  dem  socialistischen  Programm  Qberetn: 

»Artikel  i :  Die  Republik  gewährleistet  Gewissensfreiheit,  sowie  freie  Äusserung 
religiöser  oder  anderer  Ideen.  Sie  gewährleistet  ebenfalls  die  freie  Ausübung  des 
Gottesdienstes  mit  der  ein/igen,  unten  folgenden  Einschränkung  im  Interesse  der 
öffentlichen  Ordnung. 

Artikel  2:  Die  Republik  wird  weder  direct  noch  indirect  und  unter  keiner  Form 
oder  aus  keinem  Grund  einen  Cultus  protegieren,  besolden  oder  subventionieren.  Sie 
kennt  kein  Institut  des  Geistlichen  und  gibt  ohne  Entgelt  keinen  Kanm  «ir  Ana- 
ubung  des  Gottesdienstes  oder  zur -Beherbergung  der  Pnester  her^ 
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Wenn  diese  wichtige  demokratische  Reform,  die  zu  jedem  sodalistisdien 

Programm  gehört,  erst  einmal  durchgneföhrt  sein  wird,  so  wird  man  dieselbe 
ganz  besonders  dem  methodischen  und  besonnenen  Vorgehen  des  Parti  socUUiste 
fran^ais  zuschreiben  dürfen. 

Eine  der  interessantesten  Seiten  der  parlamentarischen  Tätigkeit  des  Parti 
socialistc  fran^ais  ist  die  auf  dem^Gebiet  der  auswärtigen  Politik;  die  sich  bevmsst 
im  Sinne  des  Friedens  bewegt. 

Die  französischen  Socialisten  haben  sich  während  langer  Zeit  damit  begnügt, 
gegen  den  als  chauvinistisch  bezeicliiKtcn  Patriotismus  und  den  Militarismus 
Stellung  zu  nehmen.  Nach  und  iiaoli  liabcn  aber  ein  klarer  Wirklichkcit.ssinn 
und  die  Xot wendigkeit,  tictergeliende  Wirkungen  zu  erzielen,  sie  dahin  geführt, 
dass  sie  die  Tatsache  anerkannten»  an  der  gegenwärtig  nicht  zu  rütteln  ist,  dass 
nationale  Unterschiede  existieren  und  das.s  innti  eine  auswärtige  Politik  treiben 
nuisä,  die  die  nationale  Grösse  und  Wohlfahrt  mit  dem  internationalen  Frieden 
und  dem  Fortsdiritt  der  Menschheit  zu  vereinigen  vermag.  Seit  Beginn  der 
letzten  Legislaturperiode  hat  Jaures  folgende  Politik  befürwortet:  Es  kann  nicht 
davon  die  Rede  sein,  der  französischen  Republik  die  Verteidigungsmittel  zu 
nehmen,  solange  ]£uropa  bewaffnet  bleibt;  aber  das  Frankreich  der  Revolution 
sollte  zu  Europa  Worte  des  Friedens  und  der  Vernunft  reden,  es  sollte  die  gleich- 
zeitige Abrüstung  aller  Völker  vorschlagen  oder  wenigstens  eine  gleichzeitige 
graduelle  Verminderung  der  Rüstungen  /Juni  1902/.  Im  Januar  1903  ist  Jatur^ 
in  einer  bewunderungswürdigen  Rede  auf  dieses  Thema  zurückgekommen.  Er 
hat  in  herrlicher  Weise  die  Möglichkeit  »eines  tiefen,  dauernden,  organisierten, 
definitiven  Friedens«  dargetaii.  Kr  hat  ausgeführt,  wie  sehr  >der  Internationalis- 
mus der  SoUdantät  und  Gerechtigkeit  des  Proletariats«  die  Sache  des  Friedens 
itötzt.  Und  indem  er  mutig  den  vielen  Franzosen  so  teuem  Gedanken  der 
Revanche  zum  Zweck  der  Wiederi^ewiiinuiig  von  Elsass-Lothringen  von  der 
Hand  wies,  zeigte  er,  wie  in  einem  endgiltigen  Frieden  die  unterdrückten 
MenschengTuppen,  in  Finland,  Irland,  Polen.  Elsass,  »mehr  Kraft  haben  werden, 
um  ilui-  historische  und  moralische  Zugehörigkeit  wieder  zu  erlangen«.  Er 
hat  damit  klar  den  praktisch  realisierbaren  Charakter  des  friedlichen  und  inter- 
nationalen Ideals  des  Socialismus  bestätigt.  Auch  hat  Genosse  de  Pressense, 
Referent  für  das  Budget  der  auswärtigen  Angelegenheiten,  dn  bemerkena- 
wertes  Referat  gegeben,  das  ganz  von  socialistischem  Geiste  durchdrungen 
ist  und  worin  er  exacte  Lösungen  für  die  Probleme  zu  geben  versucht,  die 
der  äusseren  Politik  Frankreichs  gestellt  werden :  Annähenmg  zwischen  Frank- 
reich und  England  und  Frankreidi  und  Italien,  Orientr,  ostasiatische  und 
maroccanische  Frage  u.  s.  w. 

Wenn  die  auswärtige  Politik  F'rankreichs  in  diesen  letzten  Jahren  immer 
friedlicher  geworden  ist,  wenn  besonders  der  Krieg  mit  Marocco,  der  auszu- 
Inechcn  drohte,  vermieden  wurde,  so  ist  das  zum  Teil  dem  Vorgehen  des  Pairti 
tocialiste  fran^ais  und  besonders  dem  Vorgehen  von  Jaures  zu  danken, 

EndUch  ist  der  Parti  socialiste  fran^ais  für  die  Sache  der  Civilisation,  der 
MenscMichkeit  und  der  Gerechtigkeit  in  der  Affaire  Drqrfus  und  für  die  Sadie 
des  Proletariats  in  den  grossen  Strikcs  der  letzten  Jahre  eingetreten. 

Im  April  1903  hielt  Jaures  in  der  Kammer  eine  Rede,  die.  auf  reichliches 
Beweismaterial  gegründet,  ztu:  Wiederaufnahme  des  Dreyfus-Processes  führte. 
Dadnrdi  wird  in  der  Tat  ein  Unrecht  gut  gemadit,  das  Frankreich  in  den 
Augen  von  R^nnz  Europa  beinahe  entehrt  hatte.  Niemand  hat  mehr,  als  Jaures, 
keine  Partei  hat  mehr,  als  der  Parti  socialiste  frattfois,  dazu  beigetragen,  dass 
Gerechtigkeit  und  Wahrheit  triumphieren. 

Dass  der  Parti  socialiste  frangais  die  grossen,  in  letzter  Zeit  ausgefochtenen 
Strikes  unterstützt  hat,  versteht  sich  von  selbst  Hier  sind  besonders  auch  die 
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Reden  zu  erwähnen,  die  in  der  Deputiertenkammer  von  den  Genossen  Briand, 
Basly  und  Jaures  gehalten  wurden  aus  Anlass  des  Bergarbeiterstrikes,  vor  allem 

die  gründliche  und  eindrucksvolle  Darstelhing  der  Ungerechtigkeiten,  die  die 
Bergwerksgesellschaften  an  den  Minenarbeitern  begangen,  durch  laures  /ücto- 
ber  1902/.  Allgemeiner  bekannt  ist  die  Rolle,  die  der  Parti  socialistc  franqais 
bei  dem  grossen  Textilarbeiterstrike  in  Armenti^s-Houplines  gespielt  hat. 
Jaures  miternahtn  einen  schönen  Propagandafeldzug  und  bewirkte  durch  seine 
geschickten  und  beredten  Worte  in  der  Kammer  einen  einstimmigen  Beschluss 
zu  gunsten  des  Schiedsgerichts,  das  die  Arbeitgeber  bis  dahin  nicht  acceptiert 
hatten,  und  auf  Einsetzung  einer  Commission  zur  Untersuchung  der  Verhält- 
nisse in  der  Textilindustrie.  Unter  dem  Eindruck  dieser  Abstituniung  ge- 
währten die  Arbeitgeber  den  Arbeitern  ihre  Forderungen  ohne  Schiedsgericht. 
Die  Arbeiter  sandten  an  Jaures  ein  Dankschreiben;  Jaur^  hatte  es  wohl  ver- 
dient. 

Vor  einigen  Wochen  hat  der  Parti  socialistc  franqais  in  Saint-Eücnue  seinen 
sechsten  Jahrescongress  aufgehalten.    Es  waren  9o  Delegierte  anwesend,  die 

33  Föderationen  vertraten,  sowie  die  Mitglieder  der  Fraction.  Der  Congrcss 
beschäftigte  sich  hauptsächlich  mit  Organisationsfragen.  Es  wurde  mit  124 
gegen  51  Stimmen  die  Abänderung  des  Organisationsstatuts  beschlossen.  Das 
neue  Statut  scheint  den  meisten  Genossen  ein  Mittel,  um  die  Bewegungsfreiheit 
der  autonomen  Föderationen  und  ihrer  Vertreter,  auf  der  andern  Seite  aber  auch 
die  für  jede  Action  notwendige  Geschlossenheit  der  Partei  zu  verbürgen. 

X  X  X 

Der  Parti  socialiste  franqau,  der  im  Ministerium,  im  Parlament,  im  Lande 

selbst  wirkt,  muss  zugleich  als  idealistische  und  als  praktische  Partei  ant^esehcn 
werden.  Wenn  er  diesen  zwiefachen  Charakter  beibehält,  so  ist  er  sehr  wahr- 
scheinlich berufen,  auf  das  politische  Leben  Frankreichs  einen  immer  grösseren 
Einfluss  auszuüben. 

Es  ist  traurig,  constatieren  zu  müssen,  dass  abgeschmackte  persönliche  Riva- 
lität oder  engherzige  Principienslrcitigkciten  nur  zu  oft  die  Energie  vieler 
Kampfer  schwächen  und  au  den  betrubendsten  Ausschliessungsmassregeln  fuhren. 
So  hat,  wie  bekannt,  vor  kurzem  die  Fcdcration  socialistc  rcvohitionnairc  Je  la 
Seine  das  Wahlcomit^  des  Genossen  Milierand  aus  der  Partei  ausgeschlossen. 
Dasselbe  wird  nun  zu  einer  Gruppe  unabhängiger  Socialisten,  wie  es  heute  noch 
deren  mehrere  gibt. 

XXX 
Neben  dem  Parti  socialiste  fran^ais  existiert  der  Parti  socialiste  de  France, 
der  sich  durch  eine  Fusion  des  Parti  ouvrier  fran<-ais,  der  Partei  von  Guesde. 
und  des  ehemaligen  Parti  socialiste  rciolutionnairc,  der  Partei  von  Vaillant 
gebildet  hat.  Die  erstere  vcrliess  im  Jahre  1900  die  geeinteste  Partei,  die  zweite 
1901  nach  dem  Congress  von  Lyon.  Zu  Beginn  der  Campagne,  die  von  Jaures 
unternommen  wturde,  um  die  Socialisten  zur  Intervention  in  der  Affaire  Dreyfus 
zu  veranlassen,  hatten  sich  Guesde  und  Vaillant  einander  genähert  und  zu  ver- 
hindern versucht,  dass  die  Socialisten  an  dieser  Bewegung  für  die  Gcrcditig- 
kcit  teilnahmen,  die  sie  als  eine  hourgeoise  bezeichneten.  Dann  taten  sie  sich 
noch  einmal  zusammen,  um  den  Eintritt  Millerands  ins  Cabinet  Wa1  k 
Rousseau  zu  verurteilen.  Von  190T  näherten  sich  ihre  Iniden  (  Jruppen  nach  un<l 
nach  immer  mehr,  bis  auf  dem  letzten  Congrcss  in  Keims  /September  15^3/ 
die  officielle  Fusion  stattfand. 

Wie  war  es  möglich,  dass  der  Parti  onx'rlcr  fran<;ais,  der  so  lanf^e  Zeit  vor 
allem  den  legalen  Kampf  um  die  Eroberung  der  politischen  Macht  empfohlen 
hatte,  und  der  Parti  socialiste  revolutionnaire,  der  immer  am  blanquistischen 
Glauben  und  an  der  Möglichkeit  eines  Staatsstreiches  festhielt,  dazu  gelangten. 
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sich  zu  vereinigen  ?  Der  cii^entliche  Grund  ist  der,  dass  diese  beiden  Gruppen 
vereinigt  sich  besser  dem  Parti  socuiliste  frangais  entgegenstellen  zu  können 
glauben.  Und  sie  tun  dies,  da  sie  sich  für  die  einzig  wirklich  revolutionären 
Elemente  halten,  für  die  etnzigen  auch,  die  wirklich  auf  dem  Boden  des  Qassen- 
kanipfes  stehen. 

Das  Wort  revcluHonär  ist  unbedingt  zweideutig.  Wenn  das  Wort  Revo- 
lution vollständige  Umgestaltung  der  gegenwärtigen  Gesellschaft  bedeutet,  so 

ist  jeder  Socialist  auch  ein  Revolutionär,  wie  gemässigt  er  auch  sein  möge;  denn 
er  verlangt  eine  vollständige  Umgestaltung  auf  dem  Gebiete  der  Arbeit  und  des 
Eigentums.  Bedeutet  das  Wort  Revolution  aber  Staatsstreich,  so  entspri^t  das 
ohne  Zweifel  dem  blanquistischen  Sinne;  aber  sicherlich  nicht  der  ^Teinung 
der  Guesdistcn.  Ist  also  nur  auf  einen  einfachen  Ausdruck  hin,  und  nicht  auf 
eine  Mare  Ide^  die  Vereinigimg  der  anUientisdi  revoUOtonBrtn  Gruppen  an 
Stande  gektmunen?  Auch  der  Begriff  des  Classenkampfes  genügt  nicht,  um 
die  neue  Partei  schärfer  zu  charakterisieren.  Denn  alle  Socialisten  anerkennen 
die  Tatsache  des  Classenkampfes,  seine  Notwendigkeit  und  Berechtigung;  so- 
gar diejenigen,  die  neben  dem  Classenkampf  die  Tatsache  einer  relativen  Soli- 
darität der  Classen  eines  Volkes  unter  einander  constaticren,  die  dadurch  ent- 
steht, dass  alle  am  politischen  und  wirtschafthchen  Leben  der  Nation  teil- 
ndimen. 

Tatsächlich  ist  es  mehr  eine  Verwandtschaft  der  Temperamente,  die  den 
Parti  ouvrier  franqais  und  den  Parti  socialist c  rcvotutionnaire  zur  Vereinigung 
getrieben  hat  Auf  beiden  Seiten  eine  gleichartige  Empörung  gegen  die  bürger- 
Uche  Gesellschaft,  doch  ist  es  eine*  Empörung,  die  in  keiner  Weise  zu  klaren 
Forderungen  für  die  Umgestaltung  dieser  heutigen  Gesellschaft  führt.  Es 
herrscht  ^^wischen  ihnen  nur  die  Gemeinsamkeit  eines  Traumes,  einer  messia- 
nischcn  Hoffnung,  dass  aus  dem  übermass  des  Übels  das  Heil  erstehe  und  dass 
auf  eine  durchaus  sdilechte  Gesdlschaft  plötzlich  eine  ideal  gute  folgen  werde. 

Es  ist  klar,  dass  diese  moralische  Haltung  vnn  Träumern,  Tntransigcnten  und 
Revoluzzern  dem  erfolgreichen  Handeln  wenig  günstig  sein  kann.  Die  Gues- 
disten  und  Blanquisten  fahren  fort,  ein  ohne  Zweifel  interessantes  Werk  doctri- 
närer  Propaganda  weiter  zu  führen.  Und  der  parlamenarische  Parti  socidiste 
de  France  beschränkt  sich  darauf,  die  unbestimmtesten  Anträge  einzubringen, 
die  ganz  ohne  Aussicht  auf  Annahme  bleiben.  Einzig  vielleicht  der  Genosse 
Sonbat  übt  eine  nfltzliche  Tätigkdt  aus;  doch  tut  er  das,  indem  er  sich  der 
Mittel  bedient,  durch  welche  der  Parti  socialistc  frangois  seine  Erfolge  erzielt: 
durch  eingehendes  Studium  der  Probleme  und  Teinahme  an  der  Arbeit  der 
Commisstonen.  Genosse  Sembat  hat  von  einer  bürgerlichen  Budgetconuiussi<m 
den  Auftrag  übernommen,  vor  der  bürgerlichen  Kammer  Referent  des  bürger- 
lichen Etats  des  Post-  und  Telegraphenwesens  zu  sein;  und  wenn  er  inconsequent 
war,  indem  er  dieses  Amt  annahm,  so  hat  er  doch  dadurch  nutzlich  und  re- 
formatorisch gewirkt.  Andere  Mitglieder  des  Parti  socialiste  de  France 
stimmten  zuerst  gegen  verschiedene  Reformgesetzc.  mit  der  Motivierung,  sie 
seien  ungenügend,  und  nachher  verlangen  sie  energisch  deren  Ausführung,  wie 
es  Genosse  Vaillant  in  Bezug  auf  das  Mlllerandsche  Zehnstundengesetz  tat 
Das  sind  Widersprüche,  die  sie,  wie  man  denken  sollte,  dahin  führen  mnssten, 
die  Unzulänglichkeit  der  Träume  und  die  Notwendigkeit  des  methodischen  und 
fortschrittlichen  Handelns  einzusehen  .  .  . 

X  X  X 

Um  ein  vollkommenes  Bild  über  den  Stand  des  Sodalismus  in  Frankreich 

zu  haben,  müsste  man  auch  noch  diejenigen  Gruppen  betrachten,  die  ausser- 
halb des  Parti  socialiste  franqais  und  des  Parti  socialiste  de  France  stdteb: 
den  Parti  ouvrier  socialiste  rivolutionnttiref   die  Partei   de»  GemMsen  AUe- 
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mane,  die  sich  nach  dem  Lyoner  Congress  /1901/  von  dem  Parti  sodaliste 
franqais  ahgctrcnnt  hat.  eine  wenig  zahlreiche,  aber  gut  disciplinierte  Partei, 
<lie  namentlich  in  Gewerkschaftskroiscn  Propaganda  treibt;  ferner  einzelne 
«leparlctnentale  Föderationen,  Yonnc,  Summe,  Bretagne.  Hcrault;  einige  Wahl- 
comit^s.  wie  das  des  Genossen  Millerand  seit  seiner  Ausschliessung^. 

Iis  noch  die  merkwürdige  Tats.uhc  anzuführen,  dass  eine  gewisse  Anzahl 
i,HbiI<i(tcr  Männer  in  Frankreich  alk'  hauptsächliclisten  Ideen  des  Socialismus 
anerkennen,  ohne  aber  sich  irgend  einer  Organisation  anzuschhcssen.  Als 
kritische  Köpfe,  besorgt  um  ihre  Meinungsfreiheit,  allen  kleinlichen  person- 
lichen Reibereien  äiif^stHch  aus  dem  Wege  gehend,  fürchten  sie  den  uugereclit 
fertigten  Autoritarisnuis  und  die  intellectuelie  Kurzsichtigkeit  gewisser  Fülirer 
der  Gruppen.  Obschon  der  socialistischen  Tätigkeit  durch  diesen  Mangel  an 
Xusannnenhalten  und  an  Disciplin  sehr  viel  Schaden  getan  wird,  kann  man 
doch,  denjenigen  nicht  durchaus  mircchl  gehen,  welche  heute  noch  von  den 
l'artcien  unabhängig  l)lcil)en  wollen,  wenn  man  sieht,  wie  Gruppen,  die  sich 
aus  Advocaten,  Journalisten  und  Bourgeois  mehr  noch,  als  aus  Proletariern,  zu- 
sanunensctxen.  \'nrkän)pfer  von  der  Bedeutung  eines  Millcrand  auszuschliessen 
im  Stande  sind.  Viele  dieser  Unabhängigen  beschäftigen  sich  übrigens  mit 
ebenso  viel  oder  noch  mehr  Eifer,  als  die  Partetmänner,  damit,  die  Ideen  und 
Empfindungen  des  Socialismus  um  sich  herum  zu  verbreiten.  Ihre  Tätigkeit 
wird  dadurch  erleichtert,  dass  es  heute  in  Frankreich  nicht  eine  einzige  wirklich 
organisierte  Partei  gil)t.  Es  handelt  sich  du  weniger  um  den  Kampf  deutlich 
unterschiedener  Parteien,  als  um  eine  allgemeine  Opposition  gegen  verschie- 
dene Tendenzen.  Der  socialistischen  Anschauungsweise  steht  durchaus  keine 
klar  erfasste  andere  politische  Anschauungsweise  entgegen,  die  die  Ideen  einer 
bestimmten  Partei  ausdrückt.  Daher  können  sich  zum  Beispiel  viele  der  repu- 
blikanischen Abgeordneten,  die  sich  in  Frankreich  radical-socialistisch  nennen, 
in  anderen  Landern  sehr  gut  als  Socialistcn  bezeichnen.  Andrerseits  sichert 
die  demokrati.sche  Organisation  I  raukreichs  jedem  eine  fast  vollständige  Agi- 
tationsfreiheit. Man  stösst  weder  auf  einen  Wall  von  Bestimmungen,  die  die 
^'ersan1mhmgs-  und  die  Pressfreiheit  beschränken,  wie  man  sie  noch  in  den 
meisten  monarchi.schcn  Ländern  antrifft,  noch  auf  religiöse  Vorurteile,  die  sich 
in  bindende  Sitten  verwandelt  haben,  wie  sie  in  den  angelsächsischen  Ländern 
die  Gedanken  einengen.  In  Frankreich  sind  zum  Beispiel  eine  grosse  Anzahl 
X'olkssclndlehrcr  Socialisten.  und  sie  lassen  den  moralischen  Unterricht,  den  sie 
an  den  iilemeniarschulen  zu  gehen  haben,  von  socialistiscliein  (ieist  durch- 
dringen. Viele  Professoren  der  Gymnasien  und  Hochschulen  sind  Socialisten, 
und  in  ihren  \'orlesungen  über  Xaticmaltikonomie,  (ieschiclitc.  Philosophie  oder 
Moral,  sowie  aucli  in  öffentlichen  Vorträgen  verbreiten  sie  socialistische  Lehren 
mit  einer  Freiheit,  cfie  man  als  vollkommen  bezeichnen  könnte,  wenn  sie  nicht 
manchmal  auf  die  Feindseligkeit  der  Öffentlichen  Meinung,  vor  allem  in  den 
kleinen  Städten,  stosscn  würde.  Daher  kommt  es,  dass  die  socialistische 
Ideen-  und  Gefühlswelt  in  einer  Weise  verbreitet  ist,  wie  man  sie  auswärts  nur 
schwer  sich  vorstellen  kann.  Man  könnte  vielleichi  sogar  das  seltsame  Para- 
doxon bilden:  Frankreich  ist  eines  <Ier  grossen  Reiche,  wo  die  socialistische 
Partei  am  schwächsten  und  der  SiKialisnuis  in  den  Köpfen  und  in  den  Herzen 
am  meisten  verbreitet  ist. 

Für  eine  Demokratie,  wie  die  französische,  bedeutet  die  Legalität  die  Sotive- 

raiuitiit  des  Volkes,  die  Regierung  der  Nation  durch  die  .N'ation:  alle  ihre 
Classen  haben  gesetzlicherweise  das  Mittel,  nach  Massgabe  ihrer  Stärke  einen 
Einfluss  auf  die  Richtung  des  öffentlichen  Lebens  auszuüben.  Daher  wird, 
wie  Engels  in  einem  Brief  an  Liebknecht  bemerkt,  an  dem  Tag,  an  dem  in 
einer  derartigen  Demokratie  die  Mehrzahl  der  Wähler  socialistisch  sein  wird. 
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Sich  die  sociale  Revolution  gesetzlich,  friedlich  votlauchen.  Uder  besser:  in 
dem  Masse,  in  dem  die  Zahl  der  Socialisten  anwächst,  wird  die  revolutionäre 

Evolution  beschleunigt  —  in  der  Richtung  nach  dem  *Socialisnius  hin.  Die 
im  politi.-clien  Lehen  verwirklichte  Gleiclilieit  wird  es  ermöglichen,  dass  sich 
die  scll>c  auch  auf  ökonomischem  Gebiet  realisiert. 

Die  einzige  fruchtbare  Methode  ist  die,  die  die  Geister  für  den  Socialismus  ge- 
winnt. Aber  <1aniit  die  socialisti^rhc  Partei  alle  dit-jenigen  in  eine  mächtige 
(inippe  zusammen fasst,  die  eine  völlige  Umgestaltung  der  heutigen  Gesellschaft 
wünschen,  ist  es  notwendig,  dass  sie  eine  weitgehende  Meinungsfreiheit  mit 
klugem  Vorgehen  im  methodischen  und  praktischen  Mandeln  vereinigt.  Vor 
allem  muss  sie  alle  F'ormen  des  freien  Denkens  innerhalb  der  socialislischen 
Gedankenwelt  aciiten,  die  sich  aui  dem  Prineip  aufbauen,  dass  eine  vollständige 
Umwandlung  der  Eigentumsverhältnisse  und  eine  internationale  Vereinigung 
der  Arbeiter  eine  N'otw endigkei;  i^t.  W'enn  der  Patli  snrinlis'i'  de  Fraticc 
als  Charakteristicum  die  schöne  und  vergebliche  Intransigenz  seines  Traumes 
aufweist,  so  sollten  die  Anhänger  des  Parti  socialiste  franqais  unbedingt  davon 
abstehen,  die  Kämpfer  2u  excommunicieren,  die  über  manche  Puncte  anders 
denken,  als  die  Majorität.  Diejenigen  Gruppenführer.  <Iie  unter  Androliung  der 
Ausschliessung  allen  anderen  ihre  Ansichten  aufoctroyieren  wollen,  legen 
eine  verachtungswürdige  Unduldsamkeit  an  den  Tag.  die  den  Geist  des  Mili- 
tansnui';  oder  Klerikalismus  atmet.  l_'nd  indem  sie  das  grosse  gemeinsame 
Ideal  den  Collectivismus  als  ihr  persönliches  Eigentum  betrachten,  beweisen 
sie  nur  eine  törichte  Eitelkeit  und  eine  bürgerliche  Denkweise. 

Es  ist  unerlässlich,  dass  der  Parti  socialiste  fraitgais,  ohne  dass  er  auf  das 
r«  vcdutionäre  Ideal  verzichtet,  beweist,  dass  er  von  praktischem,  das  heisst 
reformistischem  Geist  erfüllt  ist.  Neben  ihm  kann  der  Farti  socialiste  de  France 
nihig  fortfahren,  die  chimärischen  Geister,  die  Anhänger  des  Abstauten,  des 
.Ulcs  oder  nichts  um  sich  zu  versammeln.  Die  historische  Rolle  des  Parti 
socialiste  franiiais  ist  diejenige  einer  Partei  des  Handelns.  Die  Notwendigkeit 
des  Handelns  fängt  nun  an,  fast  einstimmig  anerkannt  zu  werden;  aber  es 
herrscht  noch  zu  viel  Weichlichkeit,  zu  viel  Verschlafenheit,  man  muss  von  der 
Anerkennung  der  Notwendigkeit  der  Aciion  zur  Action  selbst  übergehen.  In 
dem  demokratischen  Frankreich  fehlen  die  Mittel  zum  Handeln  der  Mensclien 
nicht,  es  sind  die  Menschen,  die  für  die  Mittel  zum  Handeln  fehlen.  Es  muss 
g'  arbeitet  werden,  man  muss  Gewerkschaften,  Genossenschaften,  Studienver- 
einigungen, politische  Organisationen  bilden,  man  muss  socialistische  Vertreter 
in  das  Parlament  tmd  in  die  Stadtverwaltungen  wählen:  die  von  den  Socialisten 
gewählten  Vertreter  müssen  beständig  die  realisierl)aren  revolutionären  Re- 
formen fordern,  durch  welche  die  Gesellschaft  nach  und  nach  umgestaltet  wird. 
Die  Partei  der  Arbeiter  muss  arbeiten  Tag  für  Tag. 

Trotz  der  betrübenden  und  tm gewissen  Verhältnisse  der  Gegenwart  ist  es 
tröstlich,  festzustellen,  dass  im  ganzen  in  den  zehn  letzten  Jahren  der  fran- 
zösische Socialismus  sich  vom  Träumen  zum  Handeln  entwickelt  hat.  Der 
Socialismus  hört  auf,  ein  unbestimmtes  Gefühl  zu  sein,  das  sich  aus  Empörung 
und  Ohnmacht  zusammensetzt,  er  ist  zum  klaren  Programm  einer  Aufgabe  ge- 
V Ofden,  die  wir  schon  heute  in  Angriff  nehmen  können.  Der  Socialismus 
ist  nicht  mehr  ein  untätiges  Warten  auf  eine  schicksalsschwere  Revolution,  er 
ist  eine  energische  Aufforderung  cur  freien  Betätigung  an  alle  weitherzigen 
und  IdUinen  Geister. 

XXXXXXXXXXXXXXXXXXXXXXXXXXXXXXXXXXXXXXXXXXXXX 


30' 


Digltized  by  Google 


aio 


riUEDiaCH  HERTZ  •  DIE  RASSENTHEORIE  DES  ff.  ST.  CHAMBERLAIN 


FRIEDRICH  HERTZ  •  DIE  RASSENTHEORIE  DES  H.  ST. 
CHAM6ERUIN 

Unter  den  jetzt  wieder  modern  werdenden  Rassentheoriccn  ragt  die  H.  St. 
Chamberlains')  durch  Fonn.  Inhalt  und  Erfolg  hervor.   Die  fünfte  Auflage 

des  umfangreichen  Werkes  beweist,  dass  es  die  Gunst  des  Publicums  gefunden  hat. 
Die  Verlagsanstalt  sanunelt  in  einem  Bändchen  eine  Reihe  günstiger  Urteile  von 
bdcannten  Namen,  unter  denen  am  weitesten  wohl  das  des  Dr.  H.  Helmolt  geht, 
der  Chambcrlain  als  Höhenmenschen  einen  wahren  Dithyrambos  widmet  und  iHh 
Leibniz,  Bayle,  VVinkelmann,  den  Brüdern  Humboldt  gleichstellt.  Diese  kleine 
Buchbändlcrpublication  verdient  ebensolchen  Dank,  wie  die  seitens  des  Fehsenfeld- 
adica  Verlags  dem  K.  H.  May  gewidmete,  denn  beide  bieten  ein  widitiges  Docuraent 
zur  Zeitpsychologie.  Dazu  kommt  noch  die  mächtige  Förderung  seitens  des 
deutschen  Kaisers,  der  den  Verfasser  in  seinen  Freundeskreis  gezogen  hat,  sein 
Werk  als  Gunstbewets  verschenkt  und  dessen  Vorbild  zur  Stiftung  eines  eigenen 
reichdotierten  Foods  geführt  hat,  aus  dem  Bibliotheken  und  Vereine  mit  Exemplaren 
der  Grundlagen  versehen  werden. 

£in  grosser  Teil  des  Erfolges  kommt  übrigens  auf  die  glänzende  Darstellung, 
daa  aelbstbewusste,  unfehlbare  Urteil,  dem  eine  öfters  ausgedrüdcte  Bescheidenheit 
nur  als  cffcctrcichc  Folie  diait,  schliesslich  auf  die  prunkvolle  Belescnhcit  des  Ver- 
fassers. An  dieser  Stelle  soll  nicht  eine  Ubersicht  und  Kritik  des  ganzen  Werkes 
versucht  werden,  die  bei  anderer  Gelegenheit  erfolgen  wird,  sondern  eine  Erörterung 
des  BegrifTes  und  der  Bedeutung  der  Rasse  bei  Chamberlain. 

Diese  Aufgabe  ist  nicht  leicht,  denn  Chamberlain  verwirft  jede  Definition  des 
Begriffes  und  alle  strengen  Abgrenzungen  der  einzelnen  Rassen.  Er  lässt  es  dahin- 
gestdit,  ob  Rasse  im  Sinne  von  Art  oder  von  Variet&f  zu  gdirauchen  sd  ob  also 
die  Menschheit  mehrere  Arten  oder  nur  eine  bilde.  An  manchen  Stellen  setzt  er 
offenbar  das  erstere  voraus,  an  anderen  das  letztere.  Selbst  fiir  die  einzelnen  Rassen 
will  er  unentschieden  lassen,  ob  sie  wirklich  aus  einer  Quelle  entsprungen  oder  jede 
aus  mehreren  zusammengeflossen  sd.  »Was  ist  ein  Arier?  Was  ist  das  für  ein 
Mensch?  Welcher  concreten  Vorstellung  entspricht  er?  Nur  wer  nichts  von  Ethno- 
graphie weiss,  kann  eine  bestimmte  Antwort  auf  diese  Frage  wagen.  Physisch 
wdcfaen  die  Völker,  die  wir  unter  dem  Namen  Arier  zusammenzufassen  gelernt 
haben,  weit  von  einander  ab;  sie  weisen  den  verschiedensten  Scbädelbau  auf,  auch 
verschiedene  Farbe  der  Haut,  der  Augen  und  des  Haares;  und  gesetzt,  es  habe 
dne  gemeinsame  indoeuropäische  Urrasse  gegeben,  was  kann  man  gegen  das  sich 
täglich  anhänfdide  Material  anfuhren,  «dches  wahrscheinlich  macht,  dass  auch 
andere,  Ranz  unverwandte  Typen  von  jeher  in  un-^cren  heutigen  sogenannten 
arischen  Nationen  reichlich  vertreten  sind,  wonach  man  höchstens  von  einzelnen 
Individuen,  nimmer  von  einem  ganzen  Volke  sagen  dürfte,  es  sd  arisch?  Mit 
Nachdruck  betont  er  ferner,  dass  weder  die  Sprache  noch  körperliche  Merkmale, 
wie  der  Schädelindex,  die  Rassen  Scheidung  und  -bestimmung  ermöglichen.  Doch 
kdnen  dieser  Sätze  lässt  ihr  Verfasser  unwidersprochen.  Seine  ganze  Theorie 
setzt  die  engste  Verwandtschaft  aller  Arier  voraus,  denn  er  findet  eine  bis  in  die 
kleinsten  Züge  ausgeprägte  Gemeinsamkeit  ihres  geistigen  Seins.  —  Noch  mehr, 
selbst  die  >unzweifelhafte  prähistorische  Gemeinsamkeit«  steht  ihm  fest,  obwohl 
der  Verfasser  wiederholt  alles  Forsdien  nadi  Ursprüngen  als  nutzlos  verqtottet  — 

Was  vers^t  also  Chamberlain  übefliatq»t  unter  der  Rasu*  die  ihm  doch  die 

I)  Hoatton  Stewart  ChamberUin:  ZM»  Oraadtag«»  des  XtX,  JakrhmUttrl»»  »  Bbtda,  5.  Aufl. 

/MOncbcn  i()04/. 

*}  Vergl.  ibicL,  Vorwort  rar  4.  Auflag«. 
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Grundlage  und  TrieUcnll  aller  Geschichte  ist?    Da  die  Wiaaenflchaft  hier  aieht 

hilft,  beruft  t'r  sich  auf  den  g^esunden  Menschenverstand,  die  Erfahrung  des  prak- 
tischen Lebens,  den  Instinct,  die  das  Dasein  der  Rasse  im  besonderen  Fall  an- 
zeiffen  sollen.  »Ein&ch  vermdge  unserer  Eigenschaft,  als  Icboidige  Wesen  stedct 
in  uns  eine  unendlich  refche  und  sichere  Fähigkeit  dort,  wo  es  not  tut,  auch  ohne 
Gelehrsamkeit  das  Richtige  zu  treffen.«  >Rcine  Wissenschaft  ist  ein  edles  Spiel- 
zeug.« Und  was  dergleichen  Redensarten  des  modernen  Obscurantentunis  mehr  sind. 
Chamberlain  dagegen,  als  »sdilicliter  Mann  der  Praxis*  sucht  die  wichtigsten  Auf- 
M-liUissc  fürs  T.clt(.n  ;'U  gewinnen  und  setzt  daher  die  lebendige  Anschauung  über 
akademische  Klügeleien.  Er  geht  zu  den  Tier-  und  Pflanzcnzüchtcrn  und  sucht 
ihre  Anffassung  von  Rasse  auf  die  Mensdihettsgeschichte  zu  übertragen.  Die  Ab- 
sidit  der  Züchter  ist,  die  organischen  Wesen  in  bestimmten  den  Menschen  förderlichen 
Richtungen  besonders  stark  auszubilden,  besonders  schnelle  Pferde,  besonders  milch- 
rcichc  Kühe  und  fette  Schweine  zu  erzielen.  —  Chamberlain  verzichtet  also  darauf, 
zu  sagen,  was  die  Rasse  ist,  wie  sie  sich  von  anderen  ahnfichen  Begriffen  abgrenct 
und  dergleichen,  er  definiert  sie  mit  ihren  angeblichen  Wirkungen,  etwa  wie 
ein  Kind  sich  ausdrückt:  schlimm  war  ich,  wenn  ich  nachher  Schläge  bekomme, 
gut,  wenn  ich  gelobt  werde.  Fflr  das  ^nktisehe  Leben  des  Kindes  rddit  das  zu- 
nächst freilich  aus,  ist  aber  das  Problem  von  Gut  und  Böse  damit  gelöst?  —  Genau 
so  verfährt  unser  Autor.  Alle  Grösse  entspringt  nach  ihm  aus  einer  Üherschwäng- 
lichkcU,  und  diese  entsteht  nur  aus  Rasse^).  Wo  also  diese  guten  Früchte  vor- 
handen sind,  da  liegt  Rasse  zu  Grunde  und  umgdcdirt.  Vor  allem  verleiht  sie 
»Sicherheit  des  Charakters«.  An  einer  anderen  Stelle  nennt  Chamberlain  die  Arier 
eigentümlich  clutrakterlos  im  Vergleich  zu  den  Juden.  Haben  also  die  Arier  keine 
Rasse f  Schwanleen  im  Charakter  ist  für  Chamberlain  der  sicherste  Beweis  der 
Rassenmischung. 

Ein  netter  logischer  Wirrwarr!  Nirgends  wurde  bewiesen,  dass  Rasse  Über- 
scliwängliciikeit  hervorbringt,  es  wird  einfach  angenonmicn.  Dann  aber  wird 
wieder  von  der  ÜberschwSnglichkeit  auf  das  Vorhandensein  von  Rasse  geschlossen, 
ja  diese  überhaupt  erst  als  »Erzeugerin  der  Uberschwänglichkeit«  bestimmt.  Wenn 
das  Wort  nicht  jeden  Sinn  verlieren  soll,  wird  man  von  Rassen  dort  sprechen,  wo 
grosse  äussere  und  innere  Gleichartigkeit  vorliegt  In  diesem  Sinne  sind  gerade 
die  niedersten  Völker  echte  Rassen,  wo  ein  Mensch  dem  andern  viel  mehr  gleicht, 
als  bei  den  Culturvölkem.  Aber  weder  überschwänglichkcit  noch  Sicherheit  des 
Charakters  heben  den  Australneger  über  den  Europaer.  Das  fortwälirende  Schwanken 
des  Charakters  ist  sogar  der  Hauptzug  aller  Wilden.  —  Doch  nehmen  wir  die 
Hypothese  an,  um  Chamberlain  weiter  folgen  zu  können.  Ein  wiclitipos  Moment 
der  Chamberlainschen  Auffassung  ist  die  Plasticität  der  Rasse.  Rassen  ent- 
stehen  und  vergehen,  oder  besser:  verwandeln  sich.  »Eine  edle  Rasse  fiUlt 
nidit  vom  Himmel  herab,  sondern  sie  wird  nach  und  nach  edel,  genau  SO  wie 
die  Ob.stbäume,  und  dieser  Werdeprocess  kann  jeden  Augenblick  von  neuem  be- 
ginnen, sobald  ein  geographisch-historischer  Zufall  oder  —  wie  bei  den  Juden  — 
ein  fester  Plan  die  Bedingungen  schafft«  Gegenüber  der  Gobtneauschen  Auf- 
fassung, Gott  habe  drei  Rassen  gcscliaffen.  wovon  gewissermassen  <lic  älteste  die 
schlechteste  sei,  die  letzte  aber  das  nach  vielem  Experimentieren  endlich  zu  Wege 
gebrachte,  fix  und  fertige,  unübertreffliche  Meisterwerk  darstelle,  ist  die  Chamber- 
läinsche  Ansicht  überhaupt  die  einzig  ernst  zu  nehmende. 

Ist  aber  Rasse  etwas  absolut  Zwingendes?  Kann  sich  der  einzelne  ül>er  die 
Rasse  erheben,  unter  sie  herabsinken?  —  Chamberlains  Antwort  ist  zweifelnd  und 
achwankend.  Er  trennt  Judentum  und  Juden,  gibt  eine  gewisse  Macht  der  rdi- 
^ösen  Ideen  über  die  Rassemiatur  ztt,  vertritt  die  MoglicUceit  einer  Assimilation 

')  >Ruae  höht  aiBeB  Menschen  Ober  sich  selbst  hinaus,  üic  verleiht  ihm  ausserordentliche,  fast  mochte 
ich  sagen  ttbematSrlichc  F&higkeiten,  so  sehr  zeicbaen  sie  ihn  vor  dem  aus  eioem  chaotischen  Misch- 
mach  troD  allerkand  VOlkeni  herrrnfpffotgum  lodiTidonm  ans  .  . . « 


Dlgltized  by  Google 


312 


I  KIEDRICH  HERTZ    DIE  RASSEN IHtOKIK  DES  H.  ST.  CHAMBERLAIN 


der  Juden.  Andererseiti»  genügen  die  leisesten  Zuge  in  der  geistigen  Physiognomie 
eines  Mannes,  um  ihn  mit  apodiktischer  Sicherheit  einer  Rasse  zuzuweisen.  Er 

verkündet,  eine  Cultiir  könne  eine  andere  vcrniclili  ii.  al)er  nicht  durchdringen, 
redet  jedoch  fortwährend  davon,  dass  die  Germanen  —  und  zwar  Katholiken  wie 
Protestanten  —  vom  Judentum  im  Christentum  angesteckt  seien,  ja,  er  behauptet 
dies  nicht  nur  von  cin/ehun :  der  rein  serbische  Bosniak  und  der  hellenische  Mace- 
(lo'iicr  trügen  Muhainiiu  li.uier  genau  dieselbe  geistige  Cultnranlage,  »wie  nur 
irgend  ein  Osniane«.  Da.>>  (jeliira  habe  gewisse  plis  de  pensic.  GedankenfaltcK, 
die  das  Denken  bestimmen  und  der  Rasse  eisentümlieh  sind,  und  doch  bildet 
e^  den  TTanptsrhmer/  Chariherlains,  dass  niemand  so  viel  Antigt'rmar.isches  pe 
wirkt  hat,  wie  —  Germanen.  Ja  es  kommt  so  weit,  dass  er  den  Germanen  wieder- 
holt dne  >eigentümliche  verhängnisvolle  Anlage«  zuschreibt, 
andere  Weltanschauungen  aufzum  iinu  n  und  für  sie  wie  für  ihr  Heiligstes  zu 
kämpfen!  Als<^)  eine  Gcdaid-iiifaltc  der  Widernaturhchkeit !  Kine  i'if;:cntümliiiic 
Anlage  zum  Aufgeben  aller  anderen  Anlagen !  Allerdings  eigentümlich,  diese  An- 
lage; sie  erinnert  stark  an  gewisse  gezwungene  Constructionen,  mit  denen  sich 
die  Scholastiker  einer  unbequemen  Situation  7a\  entwinden  pflegten.  Dialektik  ist 
immer  etwas  Gutes,  mag  auch  jede  .\nschauung  und  Begreifbarkeit  dabei  verloren 
gehen. 

Wie  entstellt  nun  edle  Rasse?  Fünf  Factoren  hält  Chamberlain  lur  massgebend: 

I.  Vorhandensein  rdlrii  Hruiuhnaterials.  2.  eine  gewisse  nicht  zu  weit  getriebene 
Inzucht  zur  Befestigung  des  Kassencharakters,  3.  Mitwirken  der  Zuchtwahl, 
Auslese  der  besten  Elemente  zur  ForQrftenzung,  4.  die  Notwendigkeit  von  Blut- 
mischungen, 5.  die  Notwendigkeit,  dass  diese  Blutmischungen  strenge  in  der  Wahl 

und  in  der  Zeit  ht^ehrankt  seien.  — 

Schon  die  erste  Bedingung  ist  merkwürdig.  Auf  die  Frage,  wie  edle  Rasse  ent- 
stehe, antwortet  Chamberlain:  aus  anderen  edlen  Rassen.    Woher  dieser  Adel 

kommt,  bekennt  Chamberlain,  nicht  zu  wissen,  doch  gibt  er  zu,  dass  der  Kampf 
ums  Dasein  die  schon  vorhandene  edle  Rasse  weckt,  (^ber  das  Im  An- 
fang ivar  dU  edle  Rasse  kommen  wir  also  doch  nicht  hinweg. 

Die  Notwendigkeit  der  Blutmischung  für  die  Entstehung  edler  Rassen  betont 

Chamberlain  besonders.  Es  ist  gewi.ss  iinbestreitl)ar.  was  auch  Chamberlain  hervor 
hebt,  dass  die  geistig  prodnctivstcn  Gegenden  Deutschlands  die  am  stärksten  kei 
lisch  und  slavisch  gemischten  sind.  Das  am  reinsten  germanische  Scandinavien 
bildet  dagegen  wohl  nicht  den  Höhepunct  germanischer  Cultur.  —  Eine  gewisse 
Möglichkeit  dieser  Wirkunjr  kann  man  sich  ja  vorstellen.  (Ibrigens  maeht  Chamber- 
lain selbst  wichtige  Einschränkungen.  Rassenmischungen  nützen  nicht  unter  allen 
Umständen,  sondern  i.  nur  zwischen  nicht  zu  weit  entfernten 
Rasaentypen,  2.  mit  zeitlicher  Beschränkung;  das  heisst,  die 
Zufuhr  neuen  Blutes  muss  möglichst  schnell  vor  sicli  gehen  und  dann  aufhören. 
—  Augenblicklich  macht  aber  Chamberlain  wieder  Ausnalimen ;  auch  »die  Ver- 
mischung zweier  sehr  fremdartiger  Wesen«  kann  unter  gewissen 
Umständen  zur  »Bildung  einer  edlen  Rasse  führen«.  Beispiele  gibt  Chamberlain 
selbst:  »Eines  der  edelsten  Wesen,  welche  die  Natur  überhaupt  aufweisen  kann«, 
der  echte  Neuftmdtftnder,  ist  aus  der  Kreuzung  zwischen  dem  Esidmohtmd  und 
einem  französischen  Hetzhund  entstanden,  ebenso  das  englische  Vollblut*)  aus 
arabischen  Hengsten  und  ejiRÜschcn  Stuten.  —  SolUcn  der  Eskimohund  und  der 
französiche  Köter  geringere  physische  Verschiedenheiten  aufweisen,  als  ihre  Herren, 
der  Eskimo  und  der  Franzose,  oder  sonst  irgend  zwei  Mitglieder  der  mensch- 

*)  Vor>;l  ferner  -D.!«-  ^jrnirinr  ci-.i^listlic  Ifrnl  unil  lias  (zweifollos  ur--.jjrür.i;lii  Ii  s«fll>er  aus  finer 
Mischung;  hpi  vor^;i'^;.^ni;<;ne)  arabiM  he  l'fetil  »afn  physiologisch  «•hcnfalls  sehr  v  o  r  m  Ii  i  e  il  e  n  ,  und  au« 
ibter  Verbindung  erxeogte  sich  doch  im  Laufe  der  Zeit  die  physiologisch  einbeitlichsle  und  edeli^te 
TirniM«  der  W«It,  du  cagliache  VoUblat« 
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liehen  Rasse?'')  Dass  die  Kreuzung  nur  einmal  siatifindcn  darf,  stinuni  übrigens 
mit  vielen  Züchtererfahrungen  nicht  überein  und  wird  von  Chamberlain  sdbst 
widcrlcßl.  indem  er  zugibt,  das?  das  t-nKÜscho  Vollblut  von  Zeit  zu  Zeit  mit  .'ira- 
l'crn  aufgefrischt  werden  niui>s.  Chamberlain  hat  also  die  beiden  von  ihm  mit 
so  bedeutsamer  Miene  aufgestellten  Sätse  über  Mischung  sofort  wieder  umge' 
w  rftn.  l^^zn  kommt  aber  noch  die  qwter  zu  bdiandelnde  Unklarheit  über  den 
Begriff  der  verwandten  Rassen. 

Als  Hauptbedingung  nach  all'  diesen  Vorbereitungen  soll  nun  zur  Erziehung 
edUr  Rasse  eine  8ewis<;c  Inzucht  (Pemhaltung  der  Vermischung)  zur  Befesti 
giing  und  StoiRorttng  des  Rassentypus  stattfinden.  Es  scheint  fast,  als  nb  schi)n 
blosse  Inzucht  selbst  bei  sonst  ungünstiger  Grundmischung  eine  Rasse  edel  macht, 
was  audi  ztmi  Bei«piel  Lapouge,  dem  Chamberlani  oft  folgt,  wirklich  behauptet 
.Zur  Bekräftigung  sollen  die  spanischen  Juden  (Sephardim)  dienen,  die  Giamber- 
lain  mit  übertriebenem  Lob  überhäuft.  Alles  nur,  weil  sie  angeblich  die  Fern- 
haltung  der  Mischung,  das  heilige  Gesetz  des  Blutes,  strenger  beobachtet  hätten, 
als  die  nördliche  Jndenrasse  (Aschhenasim),  obwohl  sie  doch  beide  nach  Chamber» 
laiti  aus  einer  ganz  unglücklichen  Mischung  sehr  fremder  Elemente  stammen.  Man 
verfolgt  nun  mit  Staunen  die  equilibri »tische  Kühnheit  Chamberlains :  Die  nord- 
europiisdicn  Juden  haben  sich  dodi  mit  Germanen  tmd  Slaven  gemischt  —  und 
<iridurrh  Rassenverschlechterung  der  Juden?  Doch  weiter:  In  den  Nachträgen 
zur  dritten  Auflage  ist  Cham1>erlain  geneigt,  anzunehmen,  dass  die  edlen  spanischen 
Juden  eigentlich  —  Goten  sind,  »die  früher  in  grosser  Zahl  das  Judentum  ange- 
nommen haben  sollen«.  Wahrscheinlich  haben  sie  sich  aber  doch  mit  ihren  jüdi- 
schen Bckchrern  vtrnirngt  —  warum  hier  keine  Rassenvcrschlccliterurip  durch 
Mischung  von  Germanen  und  Juden?  Komisch  ist  auch,  dass  Chamberlain  be- 
hauptet, die  jüdischen  Prosetyten  jener  Jahrhunderte  seien  nur  die  Hefe  des  VölEer- 
chaos  gewesen  —  gilt  das  für  die  edlen  Goten  auch?  Um  die  Rassenverschieden- 
heit der  Sephardim  und  Aschk^nasim  zu  unterstreichen,  behauptet  er,  jene  hegten 
vor  diesen  einen  »fast  komischen  Abscheu«.  An  anderer  Stelle  spricht  er 
wieder  von  der  »alle  Berge  und  Meere  überfliegenden,  alle  Verschiedenheiten  der 
Sprachen  imd  Sitten  überwindenden,  bewundernswei tcn  SolicLiritat«  der  Juden! 
Dass  schliesslich  die  Scheidung  zwischen  Sephardim  und  Aschkenasim  eine  ganz, 
willkfirlidie  ist*),  kommt  hier,  wo  wir  nur  eine  kleine  Probe  OtamberlainBdier 
IvOgik  geben  wollten,  nicht  weiter  in  Betracht 

Wichtiger  scheint  uns  der  Vergleich,  den  er  zwischen  den  meuacbliclun  und 
den  Rassen  der  Tierzüchter  zieht.  Die  Zuchtwahl  muss  offenbar  eine  fortwährende 
Anhäufung  der  von  den  Züchtern  gewünschten  Eigenschaften  bewirken.  Man 
^edenkc  aber,  da'^s  die  Menschenrassen  keineswegs  unter  derselben  zielbewussti-n 
Auslese  stehen,  wie  die  Haustiere,  die  durch  blosse  Inzucht  auch  nicht  edel 
werden  würden.  Ferner  ist  die  Anwendung  des  Wortes  «ifW  in  diesem  Smn  über- 
haupt verwerflich.  Wir  nennen  beim  Menschen  gerade  den  von  Einseitigkeit  freien, 
harmonisch  ausgebildeten  Typus  edel.  Mit  viel  l>ess<-rem  Recht  kann  man  dies«- 
edlen  Tiere  einseitige  Krüppel  nennen.  Wenn  wir  schon  wirklich  die 
von  Oiamberlain  beliebte  moralische  Beurteilung  der  Tierwelt^)  anwenden  wollen, 
wäre  es  noch  sehr  zweifelhaft,  oh  der  wilde  Eber,  der  den  alten  Völkern  als  Symbol 
der  ungestümen  Kraft  und  Furchtbarkeit  der  Natur  heilig  war*),  oder  das  rein- 
gezüchtete Yorkshire  Schwein,  das  beinahe  nur  mehr  ans  Fett  und  Fleinrh  besteht 

Tatdchhch  kann  man  sich  durcli  einen  Blick  von  cicr  ^anüliihcn  L'nSthnliihkeil  der  genannten  lluiiil«*- 
flusca  flbeizeuKen,  die  alle  iMawUichcn  Differenzen  weit  Obersteigt.  —  Die  &ad.-uneri<:uniKchcn  Mestizen 
Moni  ChaiabevlaiB  Kinätr  etntr  naUtnuidritt»  ünsmekt,  vm  hionmiffleeB,  die  Cnndmisduuig  de» 
J«JiW>WM  Mi  oodiiiger  KewMta,^jeMSad«B«ricul  —  Man  sialil:  fcwlwtlMIA  M echapiker  Scfcwddw ' 
^  ▼«rgl.  oeuetteni  Dr.  J.  M.  Judt;  Die  Jmden  ats  Rasse.  /Berlin  1903/,  pag.  tj. 

Eis  Battardhoad  i»t  nach  Chamberlain  »litUich  stets  ein  Lump«. 
*)  Wolicr  lidi  neb.  nebenbei  getagt,  da«  Verbot  d««  Srhweioeiaiidiet  bei  den  Jnd«  henrhieibt 
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und  wie  eine  vet%öh'nte  Dame  der  sorgsamsten  Pflege  bedarf,  eM«r  genannt  su 

werden  verdient.  Selbst  das  von  Cliambcrlnin  gepriesene  Rennpferd  ist  ein  ganz 
unnatürliches  Kunstproduct,  das  zwar  mit  unglaublicher  Mühe  dahin  gebracht  wird, 
einige  Minuten  lang  die  höchste  Geschwindigkeit  eihnihalten,  daför  aber  zu  jeder 
ernsten  Arbeit  unfähig  ist  und  dem  nicht  reingezüchteten  natürlichen  Pferd  an 
Mut  und  Khigheit  weit  nachsteht.  —  Oft  beruht  der  Add  dieser  Tierrassen  dircct 
auf  pathologischer  Grundlage,  so  —  von  den  feltsuchtigen  Schweinen  abgesehen 
—  das  Charakteristische  des  edlen  Mopses  auf  Rhachitis.*) 

Nadi  Chamberlain  wäre  eine  herülunter  Boxerfamilie,  die  zahlreiche  am  Ge- 
hirn verkümmerte,  ati  Muskeln  starke  Champions  hervorbringt,  ein  Muster  rein- 
gezüchteter cdkr  Rasse. 

Im  Gegensatz  zur  Reinzfichtung  soll  nun  die  Vermischung  der  Rassen  die  schreck- 
lichsten Folgen  haben,  vor  allem  gän.^liche  Giarakterlo^igkeit  herhcifülircn.  Es 
beruht  dies  auf  der  rohen  und  willkürlichen  Annahme,  dass  die  Mischung  eine 
Art  mechanischen  Gemenges  einander  widerstreitender  Eigenschaften  bewitlce;  kann 
sie  aber  nicht  ebenso  gut  einer  chemi  ch' n  Verbindung  mit  neuem  und  ausgepräg- 
tem Charakter  ähneln?  Die  wissenscliaftliche  Psychologie  hat  noch  keine  Antwort 
hierauf. 

Wenn  schon  die  allgemeinen  Sätze  Chamberlains  über  Rassenzucht  jedes  festen 

Halts  entbehrten,  so  steigert  sich  dies  noch  he^iiglich  der  l)e^nndercn  Charakteristik 
der  Rassen.  Was  nützt  alles  über  Rassenmischung  Erfahrene,  wenn  der  Fremd- 
ling und  der  Rassenverwandte  nicht  genau  unterschieden  werden  können?  Wenn 
überhaupt  nicht  feststeht,  was  als  fremd,  verwandt,  nah  x'cnt'anät  u.  s.  w.  zu  gelten 
hat?  Da  Chamberlain  den  Umfanfj  stMnes  Rassenbegriflfes  gar  nicht  bestimmt, 
einnu^  Neger  und  Arier,  ein  andermal  Germanen  und  Griechen  als  unverwandte 
Rassen  auffuhrt,  ist  jede  Anwendung  auf  die  Gesdiichte  unmöglidL  Der  Unter- 
gang der  griechi'^chcn  Cnltur  und  Rasse  wird  mit  dem  Einströmen  unz'erwandtcr 
Völker  erklärt,  als  solche  unverwandte  Eindringlinge  werden  aber  lauter  Arier, 
Romer.  Macedonier,  Kelten,  Germanen,  Slaven,  aufgezählt*  Wenn  man  den  ICreis 
der  Verwandtschaft  noch  etwas  engerzieht,  kommt  m  i  \iol!enht  dazu,  die  Mischung 
zwischen  Bewuhncrn  von  Nord-  and  Süddentschhmd  oder  des  Ostens  und  Westens 
eines  deutschen  Bundesstaates  als  schädigend  und  die  Individualität  verwischend 
zu  verwerfen.  Wenn  der  griechischen  Rasse  die  keltische  und  slavische  Misdiung 
ti)tlich  war,  warum  hat  tl  i  e  <^  r  !  b  e  den  Germanen  sn  ausserordentlicli  genützt? 
Warum  hat  den  Griechen  tmd  Romern  die  Mischung,  die  sie  am  Anfang  ihrer  Ge- 
schichte mit  Semiten  respective  Etniskern  durchmachten,  gar  nicht  geschadet? 
Und  dergleichen  mehr. 

In  die  grösste  Confu<;ion  stürzt  sich  unser  Paneg>'riker  des  Germanentums  dort, 
wo  er  die  Kainzeichen  des  Germanen  angeben  soll.  Gewöhnlich  werden  Blond- 
heit; Blauäugigfceit,  weisse  Hautfarbe,  Langköpfigkdt,  hohe  Statur  von  ihm  gefor- 
dert» oder,  wie  Chamberlain  etwas  poetisclicr  sript  ;  >Grosse  strahlende  TTiinmels- 
augcn,  goldenes  Haar,  die  Riesengestalt,  Ebenmass  der  Muskulatur,  der  längliche 
Schädel,  —  den  ein  ewig  schlagendes,  von  Sduisncht  gequältes  Gehirn  aus  der 
Kreislinie  des  tierischen  Wohlbehagens  nach  vom  hinausdämmert  — ,  das  hohe  Ant- 
litz (von  einem  gesteigerten  Sce!enlel>en  zum  Sitze  seines  Ausdrucks  geformt).« 
Doch  alsbald  besinnt  sich  Chamberlain  seiner  Anthropologie.  Das  goldene  Haar 
fällt  zuerst  zum  Opfer.  Sehr  sachverständig  setzt  er  auseinander,  dass  unver- 
fälschte germanische  Typen  oft  tiefsclnvar/'e  Haare  haben,  die  dafür  vorgebrachten 
Beispiele  sind  allerdings  vollauf  beweisend.  Er  hätte  noch  hinzufügen  können,  dass 
zahlreiche  ungermanische  Stämme  blond  und  bUuäugig  sind,  so  <Üe  l^nen,  die 
ja  einst  in  jetzt  germanischen  Gebieten  lebten  und  manchem  auf  seine  germanischen 
Abzeichen  stolzen  Deutschen  Vorväter  gewesen  sein  dürften.    Auch  die  Riesen- 

•)  Vqo  tdien  Daduhnndea  »pridit  CbuBberlais  wifklich. 
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ge»talt  stimmt  wohl  nicht  ganz.  Nach  den  grossangelegten  Baxtersdien  Messungen, 
die  durch  solche  von  Weisbach  bestätif^t  werden,  haben  die  Brünetten  sogar  höhere 
Statur  und  breitere  Brust,  als  die  Blonden.  Ganz  fatal  wird  schliesslich  die  Sache, 
wem  wir  dm  Schädel  in  Betracht  ziehen.  Die  langsdiädeligsten  Rassen  sind  be- 
kanntlich die  Polyncsicr,  Australier,  Neger,  Abessinier,  Papuas,  Eskimos  u.  s.  w., 
bei  denen  kaum  anzunehmen  ist,  dass  dn  ewig  schlagendes,  von  Sehnsucht  gequältes 
Cehim  den  Schädel  in  die  Länge  getrieben  hat  Andererseits  findet  sich  gerade 
bei  unseren  grössten  Genies  eine  Schäddform,  die  sich  sehr  bedenklich  der  Kr  eis - 
linic  tierischen  ll^ohlbeha};ens  nähert.  Kant.  Leibnit?  nnd  andere  sind  Typen  der 
extremsten  Rundköpfigkeit,  auch  ^chiller  und  Goethe  gehören  zu  den  Brachycephalen. 
Schade  um  diese  Leute:  was  hätten  sie  leisten  können,  wenn  sie  Langadiädel  ge- 
habt hätten! 

Bfkannt  ist  ja,  dass  in  ganz  Siiddeutschland  der  I  .ansrscliadel,  der  in  den  dor- 
ligai  germanisciien  Gräbern  noch  weit  uberwiegt,  heute  fast  ausgestorben  ist.  Als 
langschädeligste  Rasse  Deutschlands  bezeidinete  Virchow  die  Friesen,  bei  denen 
er  noch  iS^v  cclUo  Langköpfc  —  wozu  noch  33%  zur  LangkopRgkeit  neigende 
Mittelköpfe  kommen  —  fand.  Nach  den  neuesten  Messungen  von  Waldenburg 
ist  aber  bei  den  Iiuelfriesen  (Halligenfriesen)  der  Langkopf  fast  ausgestorben, 
ja.  CS  fand  sich  eine  aonst  nirgends  beobachtete  unerhört  grosse  Zahl,  von  Isoce- 
phalen,  dii-  den  aufisersten  Grad  der  Rundköpfigkeit  darstellen. 

Chamberlain  fülili  sehr  wohl  den  völligen  Bankerott  seiner  auf  Merkmale  ge- 
stützten Rassendiagnose.  Mit  kühner  Hand  verwirft  er  also  überhaupt  diese  Me> 
thodc  und  beruft  sich  auf  den  Jnstinct  des  Zuchters.  der  angeblich  Rasse  erkennt, 
ohne  sie  besclireibcn  zu  können.  Kleine  Kinder,  die  noch  nicht  von  den  Vor- 
urttiltH  der  Erwachsenen  —  und  besonders  der  Gelehrten  —  besessen  sind,  haben 
die  wunderbare  Fähigkeit,  Juden  zu  riechen,  sie  instinctmässig  zu  erkennen.  Lcidci 
erwies  sich  die  Gc'-chichte,  mit  der  Chamberlain  dies  beweisen  wollte,  als  Fäl- 
schung.^o)  Aber  haben  wirklich  nur  Gelehrte  verdammungswürdige  Vorurteile? 
Besitzen  kleine  Kinder  gar  keine?  Wenn  nicht  sclbsterzeugte,  so  die  ihrer  Anunen« 
(louvernanten.  F.hcrn.  Cicspiclcn?  Mit  der  hier  ergriffenen  Methode  der  Rassen- 
beurteilung  lässt  Chamberlain  das  Ammenmärchen  über  die  Wissenschaft,  das  un- 
controlierbare  Gefühl  über  die  Vernunft,  den  atavistischen  Instinct  einer  tierischen 
Vorzeit  über  das  vcmunftgeleitcte  Wollen  triumphieren.  Diese  notwitulige  FolRe 
■.\u<  lUii  psychologischen  und  theoretischen  Grundlagen  des  Chambcrlainschen 
Werkes  kommt  in  ihm  zu  voller  Entwickelung.  Was  aber  einem  kenntnisreichen 
und  dabei  ehrlich-bescheidenen  Forschet:  nur  als  bedauerliche  Verirrung  angerech- 
net werden  dürfte,  wird  bei  Cliambcrlain,  dessen  hochmütige  Uiuvissenhcit  auf 
sämtlichen  von  ihm  behandcltai  Gebieten  nur  durch  seine  Kritiklosigkeit  und  Ge- 
hässigkeit ttbertroffim  wird,  zu  einem  Attentat  auf  das  gesunde  Denken  tuiserer* 
Zeit,  dessen  leilweises  Gelingen  die  bedrohliche  Schwiiche  unserer  Allgemeinbildung 
beweist,    .\ndcrnorts  wird  unsere  Anklage  unter  den  gehörigen  Beweis  gestellt. 
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ÖFFEHTblCHES  bEBEN  ruft  doch  manche  wichtigen  Tatsachen  des 

Wl  *  e*t  f*  verflossenen    Wirtschafts-    und  Finanz- 

jahres  eindrucksvoller,  als  gewöhnlich,  in 

Der  am  7.  März  der  Generalversamm-  die  Erinnerung  zurädc  Im  grossen  und 
lung  vorgelegte  Verwaltungsbericht  ganzen  schlägt  er  einen  zuversichtlichen 
der  REICHSBANK  für  das  Jahr  1903  Ton  an:  die  «Monomische  Aufwärtsbewe- 
bietet  natnigemäss  nichts  Neues,  aber  er    gm«  in  Deutschland  sei  »mit  waduender 

*)  Des  Mtmalnigen  Beweia  UciAr  siebe  in  der  Gn^aekaß,  1900^  pag.  357' 
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Entschiedenheit  zum  Ausdruck  gckom 
men«.  Oer  Bankzinsfuss  hielt  sich  im 
Jahresdurdischnitt  auf  mittlerer  Höhe 
(im  Wechselverkchr  3,84%,  im  Lombard- 
verkdir  4,84%).  Die  Deckung  der  Noten 
durch  Metall  war  gerade  keine  überreich- 
liche (im  Jahresdurchschnitt:  der  Noten 
72,47%,  der  Noten  und  sonstigen  Ver- 
bindlichkeiten 50,21%).  Hierbei  scheinen 
die  Q  u  a  r  t  a  1  s  a  n  s  p  r  ü  c  h  e  stärker 
als  sonst  Hinzuwirken ;  die  Steuergrenzc 
ist  dabei  überschritten  worden 
am  7.  Januar  1903  um  72628154  M. 
,.  31.  März  „      ..    125  514  615 

7  April  „       „      27068533  ,. 

30.  Juni  H      „      44587518  „ 

„  30.  September  „      „    153  987  5»* 
„     7.  October      „       „      74  32imH  .. 

„  3i.l>ecembcr    „      „    »74  949399  .. 
—  die  entrichtete  Steuer  betrug  80526744 

M.  (gegen  478289,49  M.  im  Jahre  1902). 
Auch  die  veränderten  Beziehungen  zum 
R  e  i  c  h  s  s  c  h  a  t  z  a  in  t  sind  dabei  nicht 
ohne  Einrtus<.  Das  Rcichsschatzamt  zieht, 
durch  Ausgabe  von  Reichsschaizscheinen, 
die-  Rcichsbank  in  stärkerer  Weise  zur 
Aufrechterhaltung  der  notwendigen  Cas- 
senbestSnde  heran,  seitdem  für  den  Rdchs- 
haushalt  keine  in  nachfolgende  Jahre  über 
tragbare  Überschüsse  mehr  verfügbar 
sind,  sondern  umgekehrt  Deficits  auf 
Deckung  warten.  Es  scheint,  dass  sich 
gegen  diese  Praxis  eine  starke  Oppo- 
sition in  Geschäftskreisen 
vorbereitet.  So  lasiri  wir  in  licr  Frci- 
stnnigvH  Zeitung:  pln  der  Bilanz  dter 
Reichsbank  versteckoi  sich  diese  Beträge 
von  Schatzscheinen  unter  dem  Conto 
Gekündigte,  verlorene  oder  mit  einer  be- 
stimmten l'crfallsi-it  zcrsehcne  Wert- 
papiere. Ende  1900  hatte  dieses  Conto 
nur  einen  Bestand  von  85  Mill.  M.,  Ende 
1901  war  der  Bestand  auf  \2.\  Mill.  M., 
Ende  1902  auf  186  Mill.  M.  gestiegen.  Im 
Jahre  1903  kamen  hinzu  554  Mill.  M.,  da- 
gegen wurden  eingezogen  620  Mill.  M.. 
s«  dass  am  Dcceniber  im  Bestand  vcr- 
blidien  HO  Mill.  M.  Im  Laufe  des  Jahres 
1903  war  der  Bestand  sehr  verschieden. 
I'-r  erhöhte  sich  vom  Anfang  des  Jahres 
bis  zum  15.  \\n\\  auf  219  Mill.  M.,  sank 
dann  bis  Anfang  Au^st  bis  auf  1,75  Mill. 
M.  und  stieg  dann  wieder  bis  zum  Jahres- 
schluss,  insbesondere  seit  Mitte  Novem- 
ber, auf  HO  Mill.  M.  Solche  Anlage  in 
Reichs  schatzscheinen  vermindert 
natürlich  die  für  Handel  und  Ver- 
kehr verfügbaren  Mittel  der  Reichsbank. 
Illusorisch  wird  dadurch  die  Absicht  der 
Novelle  zum  Bankgesetz  von  iQKh  durdi 


Erhöhung  des  Grundrapitals  des  Reichs 
und  des  steuerfreien  Notencontingents 
jene  Mittel  zu  erhöhen.  Auch  auf  die 
Erh<)hung  des  Discontsatzes  ist  diese  In- 
anspruchnahme des  Reiches  von  Einfluss 
gewesen.  In  letzter  Zeit  scheint  man  zur 
Vermeidung  dessen  solche  Schatzscheine 
wcilerbegebcn  zu  haben.  Die  einschlagen- 
den Fragen  haben  eine  um  so  grössere 
Bedeutung,  als  bekanntlich  das  Reichs- 
schatzanu  in  nächster  Zeit  seinen  ge- 
samt c  n  Anleihebedarf  beseitigen  will 
durcil  Begebtmg  von  Wertpapieren  mit 
einer  bestimmten  Verfallzeit.« 
Der  Wooli-cldiscont  betrug,  wie  die  Leser 
wissen,  bis  10.  Februar  4%,  alsdann  bis 
7.  Juni  3%%  und  seitdem  wieder  4%-  D»e 
AntiilsciKncr  erhalten  für  1903  6,18% 
Dividende  (gegen  5,47%  >"  ^902),  für  das 
Reich  verbleiben,  neben  der  angeführten 
Nottnstcner,  noch  12078620,91  M.  Ge- 
winnanteil (1902  mit  Notensteuer 
9  323  069i34  M.). 

Interessant  smd  auch  noch  die  Gittern 
nber  den  Gold-  und  Silberbestand  tmd 

%  ,.r  allem  iiber  die  T  a  1  e  r  Vorräte.  Letz- 
tere steigerten  sich,  offenbar  infolge  d» 
Zurückhaltung  der  Taler  durch  Post-  und 
.in. irre  Rehördcn.  von  1.V.28  Mill.  M.  im 
Durchschnitt  des  Jahres  1902  auf  166,95 
Mill.  M.  in  Durchschnitt  von  1903;  da- 
gegen gingen  die  Scheidemünzen,  trou 
ihrer  zweifellos  starken  Vermehrung 
durch  Neuprägung  von  Fünf-  und  Zwei- 
markstücken und  anderen  kleineren  Mün- 
zen in  der  Reichsbank  zurück  von  »546 
Mill.  M.  auf  87,2  Mill.  M.  Die  in  den 
letzten  Jahren  wieder  ernstlicher  aufge- 
nommenen Bestrebungen  zur  reineren 
Durchfiihrung  der  Goldwährung  spiegeln 
sich  in  diesen  Ziffern  deutlicli  ab.  Der 
tägliche  Verkehr  wird  bald  keine  Taler 
mehr  hal»en;  die  Rcichsbank  hat  zu- 
nächst mehr  Silbcrtaler,  aber  mehr,  als 
entsprechend  weniger  Silber  seh  cidcmuii- 
zen.  und  auch  die  Taler  müssen  durdl 
fortgesetzte  Umprägung  in  Reichssilber- 
geld  zuletzt  wieder  zusammenschwinden. 
So  wird  der  vielbeklagte  Schönheitsfehler 
mit  der  Zeit  ganz  von  selber  aufhAren. 
Freilich,  der  alte  Bambirper  hat  dieses 
Endziel  doch  nicht  mehr  erlebt. 
X 

Das  grosse  Ereignis  der  letzten  Wochen 
war  der  Abschluss  des  deutschen  STAHL- 
WERKEVERBANDES, wohl  der  wich- 
tigsten Syndikatsbildung  seit  1892.  seit 
dem  Inslcbentreten  des  Kohlensyndikats. 
Einer  der  letzten  der  Widerstrebenden 
war  Krupp.  Aber  da  die  preassische  Re- 
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KKTung  durch  den  Finanztninister  von 
Rhcinbabcn  das  Cartell  so  lebhaft  befür- 
wortet hatte,  konnte  man  die  schliessliche 
Verständigung  voraussdten,  nachdem  das 
Haupthindernis,  der  Gegen sat/  von  Rhein- 
land-Westfalen und  Schlesien,  bereits 
überwunden  war.  Vielleicht  zögerte  auch 
Krupp  nur.  um  eine  grössere  RrtciliRnngs- 
quote  herauszuschlagen :  sie  betragt  nun- 
mehr ffir  den  Anfang  550  000  t  und  steigt 
bis  zum  I.  April  1907  auf  700000  t.  Neböi 
einigen  unbedeutenderen  westfälischen 
und  obcrschlesischen  Betrieben  bleiben  als 
wichtigere  Aussenseiter  eigentlich  nur  die 
Phömxwerke  m  Lahr  iibrig;  doch  sind 
selbst  da  alle  Rrikkcn  der  Verhandlungen 
noch  nicht  abgebrochen.  Die  Eisen- 
preise  hatten  in  den  letzten 
Wochen,  wie  oft  beim  Bevorstehen 
wiclitiger  Entschädigungen,  unter  der 
Zurückhaltung  der  Käufer  gelitten  — 
an  der  Diisseldorfer  Börse  hatte  man  ge- 
wöhnliches Stabeisen  aus  Flusseisen  am 
3.  März  nur  mit  108  M.  notiert  (gegen 
HO  bis  112  M.  Ende  1903  und  105  M.  An- 
fang 1903).  Ntmraehr'  setzte  fast  auf 
allen  betroffenen  Gebieten  wieder  eine 
Preissteigerung  ein,  bei  Stabeisen 
auf  113  bis  its  M.  m  der  zweiten  März- 
woche. 

X  •  X 
Ffir  die  EflFectenBORSE    endlich  war 

das  eine  langersehnte  Gelegenheit,  wenig- 
stens die  Montanpapiere  in  die 
Höhe  zu  achrauben.  Denn  schon  am 
flo.  Februar  war  aus  Anlass  des  ost- 
asiatischen Krieges  eine  zweite  Pa- 
nik ausgebrochen,  die  sich  von  Paris 
über  Brüssel  nach  Berlin  ausbreitete.  Man 
sah,  infolge  verschiedener  Sensationsmel- 
dungen in  Paris,  alle  grossen  internatio 
nalen  Streitfragen  im  Mitteimcer,  in  den 
Balkanlindem,  Hi  Arien  in  naher  Zukunft 
sich  aufrollen.  Selbst  die  französische 
Rente  fiel  in  Paris  neben  Spaniern,  Türken 
und  Russen.  Der  Curssturz  traf  in  Ber- 
lin von  neuem  fast  nüc  Ranken.  Ver- 
kehrs-, Industrie-  und  Muntanwerte  neben 
den  Staatsanleihen.  Die  grösste  Not  ging 
zwar,  wie  nach  dem  8.  Februar,  abermals 
rasch  vorüber.  Indes  war  es  höchste  Zeit, 
(la-s  eitle  stärkere  Anregung  der  Stim- 
mung erfolgte,  und  einstweilen  reichten 
die  NachrichU»  über  den  Stahlwerke» 
vcrband  dazu  aus. 

Unverhohlene  Missstinunung  erregten  diese 
dagcfcn  unter  den  ensliachen  Pro- 
<1  u  c  e  n  t  (•  n.  \fnn  sieht  die  deutsche 
Schleudcrausfuhr  für  die  Zukunft  noch  be- 
drohlicher ansehwellen,  und  heute  sdion 


spielen  die  deutschen  Importe  eine  grosse 
Rolle  in  der  Chamberlainschen  Schutz- 
zoUagitation  sowohl,  wie  bei  dem  Bestre- 
ben, auch  jenseits  des  Canals  zu  einem 
Kainpfverhand  zu  >,'clangen.  .Auf  das 
gleiche  Bestreben  stossen  wir  in  Bel- 
gien, so  dass  Europa  vielleicht  recht 
bald  mit  drei  grossen  Wettbcwcrbsorga- 
nisalionen:  einem  deutschen,  einem  schot- 
tischen und  einem  belgischen  Verband,  auf 
einem  der  wichtigsten  und  grundlegend- 
sten Productionsgcbiete  zu  rechnen  hätte. 
X  X 
KURZE  CHRONIK,  Am  15.  Februar  er- 
folgte unter  Mitwirkung  von  Krupp. 
Siemens-Sclitirkcrt.  Xi^rddcutscher  Lloyd 
die  Gründung  eines  Turbinensyn- 
dikats. —  Am  90.  Februar  ging  von 
Paris  die  zweite  K  r  i  c  g  !>  o  r  0  n 
p  a  n  i  k  aus  ;  die  Pariser  Banktirma  Badel 
Freies  und  das  Madrider  BanUuius  La- 
pajn-  lirechcn  zusammen.  —  Am  23.  Fe- 
bruar ging  eine  ziemlich  bescheidene 
Börsengcsetznovelle  dem  Reichs- 
tag zu.  —  Am  12.  März  beschloss  die  Ge- 
neralversammlung der  Grossen  Ber- 
lincr  Strassen  bahn  eine  Erhöhung 
des  Actiencapitals  um  14J  Miü.  M.  — 
Am  15.  März  wurde  eine  Fusion  des 
ßcirmcr  RanL-  rrcins  mit  dem  Dortmunder 
Bankverein  angekündigt.  —  Am  16.  März 
fällte  der  oberste  Gerichtshof  der  Ver- 
einigten Staaten  eine  wichtige  Trust- 
en t  s  c  Ii  e  i  d  u  n  g 

X  X 
LITERATUR  Die  Wochenschrift  Flu 
tus,  herausgegcijcn  von  Georg  Bernhard, 
erhält  immer  mehr  ein  festes  geistiges 
Gepräge  und  nimmt  beute  schon  einle 
eigenartige  und  hervorragende  jonmalis- 
lisclu-  Stellung  ein  durch  ihre  unab- 
liangigc  Darstellung  und  Kritik  der 
Finanz-  und  Börsenentwickelung  und  des 
commerciellcii  Lebens  überhaupt.  Aus  dem 
II.  Heft  heben  wir  den  Aufsatz  von 
Eyscll-London  über  Aug.  Thyssen,  den 
Schöpfer  des  Stahlwcrkcverbandes,  hervor. 
—  in  völlig  neuer  Gestalt  ist  der  Bericht 
der  Berliner  Altesten  der  Kaufmannschaft 
erschienen  {Berliner  /ahrbuch  für  Handel 
und  fndustrie,  Jahrgang  1903,  I.  Band 
Berlin.  Georg  Reimer/).  Der  Verfasser 
hat  em  überaus  verdienstliches  Werk  ge- 
schaffen, durchaus  originell  in  vielen  Tei- 
len der  Rcric'iterstattung.  vnn  erschöpfen- 
der Vielseitigkeit  und  dabei  überraschend 
schnell  den  Jahresgeschehnissen  folgend. 
Der  II.  Hand,  die  Specialbcrichte  entha' 
tend,  befindet  sich  gleichfalls  bereits  im 
Druck.  MAX  seHi^wk 
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PolWft 

Am  'I.  März  überraschte  der  Vonvärts 
^  scin'c  Leser  mit  «k-r  hochwichtigen 
Nachricht,  dass  man  m  den  Kreisen  der 
Reichsregiernng  sicli  mit  dem  Gedanken 
einer  REICHSTAGS  AUFLOS  UNG  trage, 
•den  man.  wenn  irgend  angängig,  schon  in 
diescju  Frühjahr  verwirkHchcn  möchte. 
Viele  Leser,  und  gerade  die,  die  die  inner- 
politischen Vorgänge  genauer  verfolgen, 
werden  zunäch'^t  iilicr  diese  atlch  in  ihrer 
Fassung  parteiofficiöscs  Gepräge  ver- 
ratende Nachricht  ungläubig  den  Kopf  ge> 
schüttelt  und  sich  gefragt  liabcn.  welche 
Veranlassung  die  Regierung  gerade  gegen- 
wärtig haben  könnte,  den  Reichstag  nach 
Hause  zu  schicken.  Was  wollte  die  Re- 
gierung, und  was  sollte  eine  neue  Wahl? 
(icwiss  mögen  der  Reichsregiernng  die 
^  Socialdemokraten  unbequemer  aein,  als 
die  frühere  Zahl,  aber  der  stärkere  Druck 
vnn  upvcrer  Seite  führt  auch  zu  einem 
litärkcrcn  Zusammenlialt  der  gegnerischen 
Parteien,  der  der  Reichsregiernng  nur  er- 
wünscht sein  kann.  Parlamentarisch  kann 
CS  der  Regierung  also  kein  Hindernis  für 
die  Erledigung  ihrer  Geschäfte  sein,  ob 
etun^  mehr  oder  weniger  Socialdemo- 
kraten im  Reichst.ige  sitzen.  Und  wurden 
■die  Wähler  etwa  sich  durch  eine  Reichs- 
tagsauflösung ins  Bockshorn  jagen  lassen? 
Selbst  angenommen,  die  gegnerischen 
Parteien  würden  unserer  Partei  ganz  ge- 
schlossen gegenübertreten,  den  festen 
Stamm  unserer  Sitze  imd  noch  einige 
mehr  würden  wir  zweifellos  wieder  holen. 
Also  wozu  in  aller  Welt  jetzt  eine  Reichs- 
tagsauflösung? So  wird  mancher  gedadit 
haben,  als  er  die  fragliche  Notiz  im  for- 
^'ärts  las.  Al)cr  da  stand  es  ja  scliwarz 
auf  weiss,  in  eine  so  fürsorgliche  Form 
gefasst.  dass  man  es  auf  die  Autorität 
des  ersten  I'arteihlatlcs  hin  glauben 
musste.  Zwar  die  gegnerische  Presse 
war  gleich  fertig  mit  der  Notiz:  der  Vor- 
tvSrts  sei  einmal  wieder  in  seiner  Gut- 
gläubigkeit auf  eine  Leimrute  gekrochen. 
Man  liess  den  Reichskanzler  sagen,  die 
Nachridit  sei  zu  dumm  für  ein  Dementi 
in  der  nfficiö'^en  Prcsvc.  Indes,  der  Vor- 
u-ärts  liess  nicht  linker  und  machte  die 
weitere  Mitteilung,  dass  eine  grosse  Pa- 
pierfabrik Mitteldeutschlands  vor  kurzem 
den  Auftrag  erhalten  habe,  das  zur  An- 
fertigung von  Wahlcouverts  erforderliche 
Papier  fertigzustellen.  Der  Vorwärts 
fügte  ausdrücklich  hinzu,  dass  die  Aus- 
führung des  Auftrages  als  sehr  eilig  an- 
geordnet worden  sei.  Nun  ist  es  ja 
richtig,  dass  die  Erteilung  eines  solchen 


Auftrages  die  Vermutung  einer  demnächst 
bevorstehenden  Reichstagswahl  noch  nicht 
im  geringsten  rechtfertigt;  immerhin  ist, 
wenn  die  Absicht  einer  Auflösung  besteht, 
die  eilige  Herstellung  der  Couverts  symp- 
tomatisch. Wie  nun  die  Norddeutsch« 
Allgemeine  Zeitung  zugibt,  hat  das 
preussische  Ministerium  des  Innern  einen 
Auftrag  in  Wahlcouverts  in  der  Tat  er- 
teilt, und  zwar  zur  Ergänzung  des  bei  den 
Regierungen  bereit  7.u  hnltcntlen  notwen- 
digen Bestandes.  Es  handle  sich  um  eine 
interne  V^crwaltungsmassrcgel.  eine  poli- 
tische Absicht  komme  dabei  nicht  in 
Frage.  Der  l'om-arts  bleibt  aber  nach 
wie  vor  dabei  bestehen,  dass  eine  Auf- 
lösung geplant  war.  Welch  schwer- 
wiegende Grfiiufas  und  welch  gute  Infor- 
mationen ihn  DOtigeti  müssen,  an  seiner 
Nachricht  festmhalten,  geht  aus  dem 
Satze  hervor:  »Es  wäre  ein  Verbrechen 
an  unserer  Partei  und  an  der  gesamten 
deutschen  üilfentlichkeit  gewesen,  hätten 
wir  diese  Meldung  nicht  zur  allgemeinen 
Kenntnis  gebracht.«  Schade,  dass  der 
l'orxi'arts  der  Öffentlichkeit  nicht  alles 
mitteilen  kann,  was  er  über  die  Angelegen- 
heit weiss;  die  draussen  stehenden  Ge- 
nossen müssen  eben  der  Autorität  un- 
seres führenden  Parteiorgans  vertrauen, 
und  wir  können  es  um  so  mehr,  als  ja 
nunmehr  nach  dem  Zeugnis  des  Vorwärt* 
die  Gefehr  einer  Überrumpelung  der  Par- 
tei durch  die  Regierung  gebannt  zu  sein 
scheint.  Befriedigt  hlidct  der  Vorwärts, 
ein  wach^.imcr  Wächter  des  Capitol.  auf 
sein  Werk,  der  Regierung  einen  dicken 
Strich  durch  ihre  Rechnung  gemacht  zu 
haben.  Er  ist  nämlich  in  der  Lage,  fol- 
gendes feststellen  zu  können  :  »Wenn  un- 
sere Veröffentlichung  dazu  führt,  dass  die 
Angelegenheit  jeut  in  Harmlosigkeiten 
aufgelöst  wird  und  dass  die  preussisdien 
Überrumpelungszettelungen  durchkreuzt 
sind,  so  ist  das  erreicht,  was  wir  zu  er- 
reichen wünschten!« 

X  X 
Das  FREMDEN  RECHT  IN  DEUTSCH- 
LAND ist  aus  Anlass  von  Ausweisungen 

russischer  Staatsangehöriger  aus  Deutsch- 
land und  im  Anschluss  an  einen  in 
Königsberg  sich  abspielenden  Gdhdm- 
btindprocess  sowohl  im  Reichstage,  als 
auch  im  preussischen  Abgeordnclcnhause 
kritisch  bcleiuhtri  worden.  Die  Art 
der  Behandlung  der  fremden  Staats- 
angehörigen ist  von  jeher  ein  Gradmesser 
für  das  Cultumiveau  eines  Staates  ge- 
wesen. Es  kann  nun  gar  nicht  zweifelhaft 
sein,  dass  schon  aus  dem  Tone,  in  dem 
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der  Reichskanzler  und  die  Minister  die 
ganze  Frage  behandelten,  sich  ergab,  wie 
sehr  ihnen  das  Recht  der  Fremden  eine 
Bagatellesache  ist.  Wer  sich  nicht  ohne 
weiteres  fügt,  wer  sich  lästig  oder  unlieb- 
sam bemerkbar  macht,  fliegt  hinaus  — 
das  war  die  Quintessenz  der  ministeriellen 
Ausführungen.  Der  Reichskanzler  beson- 
ders behandelte  die  Fremden  in  einer  so 
sdharf  verletzenden  Art,  das«  man  eine 
persönliche  Gereiztheit  bei  ihm  vorans- 
sctzen  musstc.  Graf  von  Biilow  sprach 
einmal  den  Boerenfreunden  gegenüber 
von  Bierbankpolttikem,  deren  Kanne- 
giesserei  er  nicht  ernst  nehmen  könne. 
Nun,  seine  Rede  über  die  Fremdenfrage 
in  Deutschland  war  ganz  auf  den  Ton  der 
Bierbankpolitiker  gestimmt.  Der  Reichs- 
kanzler fiel  so  aus  der  ihm  gebotenen 
Vornehmheit  heraus,  dass  er  es  nicht  ver- 
schmähte, an  den  Rasseninstinct  zu  appel- 
lieren, den  in  Frage  kommenden  Per- 
sonen ihren  Familiennamen  und  ihre 
sociale  Not  in  einer  höchst  unmanier- 
lichen Weise,  dafür  allerdings  anter  dem 
allseitigen  Beifall  der  Antisemiten,  vorzu- 
halten. Der  Hauptfrage,  ob  die  Regie- 
rung fremde  Staatsangdlörige  vor  der 
Willkür  von  Verwaltungs-  und  Polizei- 
behörden schützen  wolle,  wich  der  Reichs- 
kanzler überhaupt  aus.  Schlimmer  noch, 
als  die  Haltung  der  Regierungsvertreter, 
war  die  Haltung  der  meisten  Parteien, 
die  zwar  die  Phrase  der  nationalen  Würde 
beständig  im  Monde  fähren,  denen  aber 
offenbar  der  Shm  ffir  die  politisdien 
Ptliclifcn  fehlt,  deren  F-rfiiüung  zur  Wah- 
rung der  nationalen  Würde  eines  mäch- 
tigen Staates  Voraussetzung  ist. 
X  X 
Ein  Teil  eines  Ausnahmegesetzes,  §  2  des 
JESUITENGESETZES,  ist  gefallen. 
Darül)cr  herrscht  in  protestantischen 
Kreisen  grosse  Aufregung.  Die  national- 
liberale  Partei  hat  im  preussischen  Ahge- 
ordnetenhause  dem  Ministerpräsidenten 
sogar  eine  Art  Misstrauensvotum  ausge- 
stellt. Man  rief  die  erregte  Volksseele 
mal  wieder  als  Zeugen  auf,  der  ein  Schlag 
versetzt  worden  sei,  den  sie  der  Regierung 
nicht  vergessen  werde.  Was  für  törichte 
Redensarten!  Die  übergrosse  Mehrheit 
des  Volkes,  das  im  Reichstag  seine  puhf 
mentarische  Vertretung  findet,  wollte  und 
will  die  Beseitigung  des  Jesuitengesetzes, 
und  man  verlaust  von  der  Regierung  di- 
rect  ein  unconstituticaelles  Verhalten, 
wenn  man  ihr  ihr  materielles  Vorgehen 
in  der  Jesuitenfrage  vorwirft.  Formell 
freilich  ist  die  AufhdlHUig  des  i  2  wohl 


nicht  einwandsfrei.  Binding  hält  die  Auf- 
hebung des  §  2  sogar  für  ungiltig,  da 
der  Bundesrat  dem  Beschluss  eines  frühe- 
ren Reichstages  seine  Zustimmung  ge- 
geben hat.  Die  Con Sequenzen  eines  solchea 
Verfahrens  sind  allerdings  so  ungeheuer* 
lieh,  dass  auch  das  Centrum  Interesse 
daran  haben  sollte,  eine  sofortige  Reme- 
dur  eintreten  zu  lassen.  Sachlich  aber 
widerspricht  das  Jesuitengesetz  dem  Cha- 
rakter eines  Staates,  der  sich  tun  dierelt- 
giösc  Anschauung  und  Betätigung  seiner 
Angehörigen  nicht  kümmert,  solange 
letztere  dem  staatlichen  Interesse  nidit 
offensichtlich  widerstreitet.  Dass  das 
Jesuitengesetz  erst  jetzt  und  aus  starken 
Rücksichten  auf  das  Centrum  teilweise 
beseitigt  wird,  bestätigt  nur  wieder  von 
neuem  die  alte  Erfahrung,  dass  auch  Poli- 
tik Geschäft  ist  und  alle  Geschäfte  auf 
Gegc::.^itigkeit  beruhen.  Die  R^eruns 
wird  sich  vom  Centrum  schon  haben  einen 
Wechsel  ausstellen  lassen,  der  vielleicht 
bei  der  nächsten  Marine-  oder  Militairvor- 
lage  präsentiert  werden  wird.  Eine  F^- 
tei  sonnt  sich  nicht  umsonst  in  der  Sonne 
der  Regierungsgunst.  Aber  auch  diese 
Ersdieinung  ist  kein  Grund  zu  besonderer 
Erregimg:  gan?  so  war's  auch  damals, 
als  die  nationallibcrale  Partei  in  der  Vor- 
zugsstellung sich  befand,  in  der  heute  das 
Centrum  steht 

X  X 
Aus  DEUTSCH  SÜDWESTAFRICA 
laufen  recht  ungünstige  Nachrichten  ein. 
Nicht  nttr,  dass  die  aufständischen  Herero 

unseren  Truppen  erhebliche  Schlappen 
zufügen,  die  zur  Folge  haben,  dass  die 
Truppen  wesentlich  vermehrt  werden 
müssen,  also  ein  teurer  und  langwieriger 
Feldzug  entsteht,  es  stellt  sich  leider  auch 
immer  mehr  heraus,  dass  die  Schuld  an 
den  Unruhen  zu  einem  grossen  Teil  auf 
unserer  Seite  lieget.  Gewiss  gilt  es,  das 
bedrohte  Leben  der  Deutschen  in  der 
Colonic  zu  schützen,  aber  wenn  man  liest, 
dass  den  Aufständischen  gegenüber  eine 
Kampfesweise  geübt  wird,  bei  der  jede 
Rücksiebt  der  Menschlichkeit  ausser  acht 
gelassen  werden  soll,  so  muss  man  doppelt 
und  dreifacli  auf  die  Misswirtschaft  hin- 
weisen, die  ein  undvilisiertes  Volk  zur 
Verzweiflung  treiben  musste.  Schaden 
hat  Deutschland  von  seinen  Coloniccn 
genug  gehabt,  soll  nun  auch  das  Conto 
der  Schande  belastet  werden? 
X  X 
KURZE  CHRONIK.  Am  23.  Februar 
nahm  der  Senat  der  Vereinigten  Staaten 
den  Panamacauftl vertrag  aa.— 
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Im  bayerische  n  Abgeordnctenhause 
'■cfieiterte  am  27.  Kdiruar  das  neue  Wahl- 
Rc>ietz;  zur  erforderlichen  Zweidrittel- 
nielirhcit  fehlten  8  Stimmen.  —  Am 
6.  März  wurde  Wladiwostok  von 
jainniscben  Kricgascfaiffai  Ixmibardiert. 
—  Im  ungarischen  Abgeordneten- 
hanse stellten  am  10.  März  die  Gegner  der 
Rcsierunp  «Ii«-  (^hstnution  ein,  so  dass 
das  Recruteiigc!>etz  für  1903  erledigt  wer- 
den konnte.  —  Die  Berliner  Polizei  wies 
aii;  15.  März  eine  grossere  Zahl  russi- 
>  c  h  e  r  Studenten  aus,  weil  sie  an 
einer  Versanunlunp  teilgenommen  hatten, 
in  der  die  russi-M-lieti  Studenten  gegen  die 
ihnen  vom  Reichskanzler  zugefügten  Be- 
leidigtmgen  protestierten,     riomaro  oalw» 

1  ang      auvgedehiii  i      Rdlekampfe      <  nt- 

*^  spannen  sich  im  REICHSTAG  beim 
Etat  des  Reichsamts  des  Innern  ttber  die 

Rei'ht-sprcchurin  der  für  die  Arheitcrver- 
sulierung  geschaflfenen  Rechtsinstitute. 
Der  Abgeordnete  Körsten  warf  dem 
R  e  i  e  Ii  s  V  e  r  s  i  c  h  e  r  u  n  g  s  a  m  t  eine 
wesentliche  Verschlechterung  seiner 
Spruchpraxis  vor;  denn  Unfall  reuten 
unter  10%  werden  nicht  mehr  bewilligt, 
I-eistenbrüchc  werden  fast  gar  nicht  mehr 
entschädigt,  ein  Unfall  auf  dem  Wege  zur 
Arbeit  wird  nicht  mehr  als  BetriebstmfaU 
angesehen.  Betriebsunfälle,  die  durcii  das 
pli'tzliche  Hinatmen  giftiger  Gase  entstan- 
den sind,  werden  als  Gewcrbekranlcheiten 
betrachtet.  Der  Abgeordnete  Robert 
Se'iniidt  h<Ay  gleichfalls  herv(^r,  dass  die 
Juiiicatur  de<^  Reichsversichenmgsamtcs 
den  Arbeitern  gegenüber  nicht  gerade 
wohlwollend  sei.  !•>  widmete  aber  dann 
einige  sehr  bemerkenswerte  anerkennende 
Worte  der  Tätigkeit  des  Rcichsversiche- 
rungsamies.  »Ich  unterschreibe*,  sagte  er, 
*zum  guten  Teil,  was  über  die  Judtcatur 
gesagt  worden  ist.  in'-he^dndcrc  aueh  das, 
was  über  die  enge  BegrilTsbcstimmung  des 
BetriebsunfaUs  bemerkt  wurde.  Auf  der 
anderen  Seite  nni-^s  ich  sagen :  Ich  habe 
die  Erfahrung  gemacht  —  und  ich  darf 
aus  Erfahrung  sprechen,  denn  ich  habe 
im  vorigen  Jahre  600  Termine  in  münd- 
licher Verhandlung  vor  dem  Rcichsver- 
sicheningsamt  wahrgenommen  — ,  dass 
ein  grosser  Teil  der  Beamten  durchaus 
auf  wohlwollendem  sodalpotitischem 
Standpunct  steht;  und  es  ist  nur  hier  und 
da  eine  /Xusnahme  zu  verzeichnen.« 
X  X 
Die  Rechtsprechung  der  SCHIEDSGE- 
RICHTE FÜR  ARBEITERVERSICHE- 


Rl^NG  rief  im  Reichstag  ebenfalls  leb- 
hafte Discussionen  hervor.  An  der  Hand 
der  Kritiken  der  deut.srhen  Arbeitersecre- 
taire  deuteten  wir  bereits  auf  folgende 
Missstande,  die  grell  bei  der  Recht- 
sprechung dieser  Gerichte  in  Erscheinung 
treten,  hin :  f.  auf  die  Überlastung  der 
Schiedsgerichte  mit  Berufungen,  2.  auf 
die  häufige  Besetzung  der  Posten  der 
stellvertretenden  Vorsitzenden  mit  jungen, 
den  Arbeiterverhältnissen  fremd  gegen- 
! iberstehenden  Assessoren.  .1.  auf  die  fast 
bedcuttmgslose,  rein  decorative  Mitwir- 
kung der  Beisitzer  der  Schiedsgerichte, 
4.  auf  den  zu  engen  Anschluss  der  Ur- 
teilsbegründungen der  Schiedsgerichte  an 
die  Gutachten  der  Ärzte  und  auf  die  sehr 
äusserlichen,  auf  die  individuellen  Ver- 
hältnisse der  Verletzten  nicht  eingehenden 
Fest'^etzungcn  der  Renten,  5.  auf  das  zu 
feste  Fussen  der  Schiedsgerichtsurteile 
auf  Entscheidungen  des  Reichsversiche- 
rungsamts.  In  der  Februarvcr Sammlung 
des  Berliner  Arbeiterverlretervereins 
MTurde  die  mangelhafte  Einführung  der 
•\rbeiterbeisitzer  in  die  Bestimmungen  der 
.Xrbeiterversichcrungsgesetzc  und  in  ihre 
Rechte  und  Pflichten  kritisiert.  Der 
Reich "-arbeitcrsecrctair  Bauer  schlug  zur 
Beseitigung  dieses  Missstandes  die  Er- 
richtung von  Unterrichtscurscn  in  der  Ar- 
beiterversicherungsgesetzgebung vor.  Nach 
der  Ansicht  des  Reichsarbeitersecretairs 
Schmidt  würden  die  Interessen  der  Ver- 
sicherten am  zweckmässigsten  durch  die 
Beratung  und  Verteidigung  der  Versidiw- 
tcn  durch  sachverständige  Arbcitersecrc- 
laire  in  Arbcitcrversicherungssachen  ge- 
fördert werden.  Nach  dem  Unfallver- 
sichcrungsgesetz  sind  zu  den  Verhand- 
lungen der  Schiedsgerichte  in  der  Regel 
na«h  Bedarf  ärztliche  Sachverständige 
hinzuzuziehen,  die  vom  Schiedsgericht 
selbst  bei  Beginn  eines  jeden  Geschäfts- 
jahres gewählt  werden  sollen.  Der  preussi- 
sche  Handelsminister  hat  nun  nach  den 
Ausfuhrungen  des  Abgeordneten  Mtigdaa 
eine  Verordnung  erlassen,  dass  im  ersten 
Jahre  über  diese  Bestimmung  hinwcgge- 
.sehen  werden  könne.  Bei  vielen  Schieds- 
gerichten werden  nach  Dr.  Mugdan  diese 
Sachverständigen  nnlunter  nur  zweimal 
im  Jahre  zusanimcnl>crufen.  Nur  Bayern 
hat  allein  diese  gesetzliche  Bestimmung 
strict  erfüllt  und  schreibt  die  Anwnen» 
heit  von  iir/dielien  Sachverständigen  in 
jeder  Schiedsgerichtssitzung  vor. 
X  X 
Die  Entwickclung  der  KR  ANKENVER- 
SICHERUNG von  1S85  bis  1901  bringt 
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tk-;  soeben  crschictieiu-  CXLVII.  Band 
<lvr  Statistik  des  Deutschen  Reiches,  ent- 
haltend Die  Krankcnx  ersicherung  im  Jahre 
1901,  in  sehr  instructiven  Tabellen  zum 
Ausdruck.  Der  Bearbeiter  der  Krankcn- 
ca^Mnstati$tik,  Herr  RcpicruiiRsrat  Pro- 
fCääOr  Mrivct.  pab  diesmal  dein  L.  scr  zwei 
wertvolle  Hilfsmittel  für  ein  erfolgreiches 
Sttidtnm  'der  Krankencassenstattstik  mit 
auf  den  Wi  s? :  citi  cinsibcndes  Gesamtver- 
zeichnis der  bislicfigcn  Einleitungen,  das 
.«■ich  nicht  darauf  beschränkt,  nur  die  Ab- 
schnitt'ibft-cliriften  7U  nennen,  sondern 
auch  in  alpliabe'tisclicr  Anordnung  auf  die 
Hauptpuncle  des  Textes  hinwei  i,  luid 
eine  Zusammenstellung  der  zahlenmässi- 
gvn  Ergebnisse  der  Krankenversichemng 
n;u  !i  Cassciiartoti  mit  Untcrsclieidung  der 
einzelnen  Jahre  von  1885  bis  1901.  Die 
Daten  des  Jahres  1888  der  Krankenver- 
sicherung Hir-'i-n  volI.ständiRer.  aU  die 
iW<  Jahres  1885,  sir  ciKtKii  sich  daher 
besser  für  einen  Vc-ij^K  mit  den  Tat- 
s.ulicn  -Späterer  Jahre.  Viph  188S  bis  rooi 
uuvhs  die  Zahl  der  Caasen  von  i<J-'54  auf 
2_'  584  und  die  durchschnittliche  Mit- 
gliederzah!  von  5398478  auf  9641743. 
Die  Mitglieder  der  Knappschaftscassen 
(677822  itn  Jahre  l'XJi)  sind  birr  iiiclu 
mitgezählt.  Durchschnittlich  hatte  eine 
Cas:te  im  Jahre  1888  2604  Mitglieder  auf- 
zu'A  eisen,  u/ii  dagegen  426,9  Mitglieder. 
Auf  1000 Einwohner  des  Deutschen  Reichs 
kamen  im  Jahre  t888  1124  Cassenmit- 
glieder.  im  Jahre  1901  dagegen  160.6.  Der 
Procentsatz  der  weiblichen  Mitglieder  ver- 
grosserte  sich  von  Jahr  zu  Jahr.  Auf 
100  männliche  Mitglieder  zählte  man  im 
Jahre  1888  22.3  weibliche,  1901  dagegen 
auf  100  männliche  31,1  weibliche  Mit- 
glieder. Erheblich  häuften  sich  in  der 
Zeitspwme  von  t888  bis  1901  die  Erkran- 
kungsfälle: v-.n  1762520  Fällen  im  Jahre 
t888  auf  3617022  Fälle  im  Jahre  1901. 
Auf  je  100  durchschnittlich  vorhanden  ge- 
wesene Mitglieder  kamen  547,0  Krank- 
heitstage im  Jahre  1888.  igoi  dagegen 
691.3  Krankheitstage.  Der  Erkrankungs- 
fall erstreckte  sich  durchschnittlich  im 
Jahre  1888  auf  16,8  Krankheitstage,  1901 
auf  184  Krankheitstage.  Die  Biniuiiiiiien 
der  Krankencassen  erreichten  im  Jahre 
1888  eine  Hohe  von  91  Q14  433  M.,  im 
Jahre  1001  .von  216294054  -M.  Hie  Aus- 
gaben der  Cassen  betrugen  1888  85  517  089 
M.,  1901  dagegen  205  230  659  M.  Sehr 
beträchtlich  steigerten  sich  die  Krank- 
heitskosten, das  heisst  die  Ausgaben  für 
ärztliche  Behandlung,  die  für  Arznei 
und  Krankengeld.  Es  kamen  auf  ein 


durchschnittlich  vorhandenes  Gwseamit- 

glicd  (in  M.)  : 

iSSS  \,ir  \i/t    1X41,,   \,,„,.i    -.^,7  K . .rikcoj;.-!.) 

Die  Entwickelung  der  Cassen  Verhältnisse 
der  etnzefnen  Dissenformen  (der  Orts-, 

Betriebs-.  Iimung-ca'^scn )  werden  wir  in 
einer  s])atercn  Kundschau  beleuchten. 
X  X 
Die  L  NF  ALL  V1:R  SICHERUNG,  ihre 
Leistungen  und  ihre  Mängel  haben  den 
deutschen  Reichstag  mehrere  Tage  in 
Atem  gehalten.  Im  Rechnungsjahr  1902 
weist  die  Statistik  nach  Bömelburg  an 
gemeldeten  L'nfällen  488707  auf,  davon 
waren  121 284  entschädigungspflichtig. 
Den  Tod  hatten  zur  Folge  7975,  durch- 
schnittlich 22  pro  Tag.  ciiv  dauernde 
und  vollige  Erwerbsunfähigkeit  hatten  zur 
Folge  1435,  durchschnittlich  4  pro  Tag, 
eine  dauernde  teilweise  F.rwerbsunfähig- 
keit  55924,  durchschnittlich  153  pro  Tag. 
An  5S9.SO  L'nfälle  knüpfte  sich  eine  vor- 
ulHTgeheiide  Erwerbsunfähigkeit.  Rela- 
tiv war  ein  kleiner  Rückgang  der  Un- 
f.älle  zu  verzeiclmen ;  dieser  Rückgang  ist 
aber  nach  Bömelburg  so  klein,  dass  er 
einem  Stillstande  fast  gleichkommt.  10 
Herufsgruppcn  hatten  einen  Rückgang  der 
Unfälle  aufzuweisen,  8  dagegen  eine  Stei- 
gerung, und  zwar  wuchsen  hochgradig 
die  Ihi fälle  im  Bauwesen,  im  Bergbau, 
in  den  Steinbrüchen  und  in  der  Lebens- 
mittelindustrie an.  Ubersdiaut  man  den 
Zeitabschnitt  von  1897  bis  1902,  so  weisen 
die  Unfälle  vom  Jahre  1902  im  Vergleich 
zu  1897  auf:  in  der  Holzindustrie  eine 
Steigerung  von  5  %,  in  der  Müllerei, 
Brennerei.  Brauerei  von  10  %,  im  Bau- 
wesen von  11,7  %,  in  der  Spedition,  in 
der  Lagerei,  im  Fuhrwesen  von  12,87  %> 
in  der  Binnenschiffahrt  von  14.27  %,  in 
den  Gas-  und  Wasserwerken  von  15,56%. 
in  der  Eisen-  und  Stahlindustrie  von  17,38 
%.  in  der  Leder-  und  Bekleidungsindu- 
strie von  18,56  %,  in  den  Steinbrüchen 
von  20  %,  in  der  Metallfeinmechanik 
und  Musikbranche  von  25,27  %,  in  der 
Glas-  und  T<>i>ferindustrie  von  25,39  %, 
in  den  I'rivailiahnlK  trieben  von  40  %  etc. 
Noch  ist  kein  kraftiger,  vorwärtsdrän- 
gender Zug  in  die  Unfallverhütung  hin- 
eingekommen. Der  Staat ssecretair  Graf 
Posadowsky  forderte  im  Reichstage  selbst 
die  Berufsgenossenschaften  zu  einem  ern- 
steren Vorgehen  auf  dem  Gebtete  der  Un- 
fallverhütung auf.  Den  Berufsgenosscn- 
schaftai  drohte  er  dircct  mit  einer  Än- 
derung der  bestehenden  Gesetzgebung; 
wenn  sie  nicht  ihren  gcaetsUdien  Ver- 
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pHicht\ingen  bald  nachkommen  würden. 
Der  Abgeordnete  Erzberger  vom  Centnim 
«rkläite,  dass  er  in  Bezug  anf  die  Port- 
bildung der  Unfallverhütung  mit  den  So 
cialdemokraten  von  A  bis  Z  einverstan- 
den sei.  Herzlich  wenig  wäre  ja  btilier 
für  diesen  wichtigen  Zweig  der  sodal- 
püliti^chen  Tätigkeit  geschehen;  denn  die 
Berit fsgenossensdiaften  hätten  für  Un- 
f.illverhütung  nur  i%  Mill.  M.  veraus- 
gabt, unter  diesen  Ausgaben  befänden 
sich  nur  137  oco  M.,  die  im  ganzen  VOO 
den  landwirtschaftHchen  Berufsgenossen- 
schaften ausgeworfen  wären.  Sehr  glück- 
lich warf  der  Abgeordnete  Bömdburg 
in  die  Debatte  über  die  Unfallverhütung 
den  Gedanken  hinein:  die  Frage  der  Un- 
fallverhütung müsse  nicht  nur  zu  einer 
Frage  der  Gesetzgebung,  sondern  vor 
allem  zu  einer  Frage  der  Erziehnng  ge> 
macht  werden.  Er  schhip  die  Errichtung 
von  Unfallverhutungsausstellungen  im 
Stile  der  Charlottenburger  Ständigtn 
Ausstellung  für  Arbcitenvohlfahrt  vor. 
Wir  regen  die  Verwirklichung  eines  wert- 
vollen socialpoliti sehen  Gedankens  an,  den 
Herr  Stadtrat  Dr.  K.  Flesch  bei  Ge- 
legenheit der  Frankfurter  Unfallverhü- 
tungsausstellung  aussprach  :  die  Gründung 
socialer  Museen  in  allen  Gross-  und 
Fabrfkstädten  zum  Zweck  einer  plan- 
nÄssiKt*n  Erziehung  des  Volkes  zur 
Krankheits-  und  Unfallverhütung  und  zur 
Förderung  praktischer  socialpoli tischer 
Bestrebungen.  Das  Frankfurter  Sociale 
Museum  gewährt  bereits  einen  Blick  in 
die  zahlreichen  praktischen  Lostmgsver- 
suche  wichtiger  socialer  Probleme. 
X  X 
Die  INVALIDENVERSICHERUNG  be- 
greift in  sich  die  Verhütung  vorzeitiger 
Invalidität.  Im  Interesse  der  Invalidt- 
tät^verhutung  haben  die  Landesversiche- 
rungen nicht  unerhebliche  Mittel  für  die 
Förderung  des  gemeinnützigen  Woh- 
nungsbaus Hiessen  lassen.  Es  fragt  sich 
nun:  welche  Form  dieses  Wohnungsbaus 
soll  vor  allem  von  den  Landesvcrsiche- 
rungsanstaltcn  gepflegt  werden?  Singer 
bat  in  der  Reichstagssitzung  vom  17.  Fe- 
bruar den  Staatssecrelair  Grafen  Posa- 
dowsky  um  eine  Zusammenstellung  der 
Ausgaben  der  Landesversicherungsanstal- 
ten fiir  Wohnungszwecke  in  der  Form 
dner  Denkschrift  über  die  Leistusgen 
der  Landesversicherungsanstalten  für  den 
Wohnungsbau.  Principicll  neigt  der 
Staatssecretair  wohl  zu  einer  Förderung 
der  Baugenossenschaften  mit  femdn- 
tamem  Hansbesitz.  Über  den  atis  Reiehs- 


mitteln  zu  unterstützenden  Arbeiter- 
wohnungsbau entwickelte  er  fügende 
Grundsitze:  »Der  Grundsatz  für  die  Ver- 

ualtunp  der  Gelder  ist  die  Erreichung 
des  dauernden  sodalpolitischen  Zweckes. 
Dieser  kann  sdbstverstSndKch  nur  er- 
reich! wcr<len.  wenn  das  Reich  Eigen- 
tümer von  Grund  und  Boden  bleibt  luid 
die  Genossen  nicht  Eigentumer  der  Häu- 
ser werden,  sondern  nur  zur  Miete  darin 
wohnen  und  die  Mieten  so  bemessen  wer- 
den, dass  sie  die  Kosten  nur  um  ein  Ge> 
ringes  übersteigen. . .  Ich  bin  der  An- 
sicht, dass  nur  bei  dem  System  der  Miets- 
wohnungen dauernd  der  socialpolitische 
Zweck  erreicht  werden  kann  und  dass 
nur,  wenn  dringend?  Gründe  vorliegen, 
von  diesem  Systeui  abgewichen  werden 
darf.  . . .  Auf  die  Hergabe  von  Darlehen 
der  Landesversichemngsanstalten  haben 
wir  keinen  EinfliiS8.t 
X  X 
KURZE  CHRONIK.  Am  18.  Februar 
eröffnete  die  Berliner  Centralcommission 
der  Krankencassen  ihre  hygieni- 
schen Vortragscurse.  —  Anfang 
März  starb  der  verdiente  Nationalökonom 
Dr.  Schnapper-Arndt,  der  eine 
vortreffliche  umfangreiche  Studie  über 
die  Hausindustrie  des  Taunus  geschrie- 
ben hat  —  Am  7.  März  regte  Dr.  Stein- 
Frankfurt  a.  M.,  Leiter  des  dortigen 
Socialen  Museums,  den  .Aushau  der 
Rechtsstelle  des  Frankfurter  Instituts  fitr 
Gemeinwohl  zu  einer  Art  Hochschule  für 
die  Ausbildung  künftiger  Ar- 
beitersccrctaire  an.  —  Am  13. 
März  wurde  die  Sonderausstel- 
lung zur  Bekämpfung  des  Al- 
koholismus im  Gebäude  der  Stän- 
digen Ausstellung  für  ArbeUerwohlfahrt 
in  Charlottenburg  von  Dr.  ^gers- 
Bremen  eröffnet  paul  KMifmicveR 

Social«  CommunalpoHtik 

Die  sächsische  Regierung  hat  dem  I^d- 
lagc  den  Entwurf  eines  GEMEINDE- 
STEUERGESETZES zugestellt  Wir 
haben  bereits  in  einer  früheren  Rundschau 
auf  das  Referat  hingewiesen,  das  der 
Leipziger  Stadtrat  Ludwig-Wolf  auf  dem 
sächsischen  Städtetage  über  die  Grund- 
sätze der  communalen  Besteuerung  er- 
stattet hat  (vergl.  Socialistische  Monats- 
hefte. igo3,  IL  Bd.,  pag.  709  ff.).  Herr 
Ludwig- Wolf  hathai  sich  darin  für  die 
AuscUhmiiip  der  indirecten  Steuern  auch 
im  Gemcindesleucrwesen  und  für  die  Bc- 
»chrahkung  der  Einkommensteuer  ausge- 
sprodien  nnd  ^e  Ansiditen  der  Regicning 
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in  dieser  Frage  vertreten.  Schon  im  No- 
vember 190I  hatte  nämlich  die  sächsische 
Regierung  eine  Reform  der  communalen 
Besteuerung  angekündigt,  durch  die  citic 
Stärkere  Heranziehung  des  Einkommens 
zar  staatlichen  Besteuerung  ermöglicht  wer- 
den sollte,  .'\ussfr  den  indirictcn  Steuern 
sollten  den  Gemeinden  die  Erirags&teuem 
Überwiesen  werden,  während  sich  der 
Staat  in  erster  Linie  die  EinkoniinensteiuT 
und  Vermögenssteuer  vorbehielt.  Ein 
vollständiger  Verlieht  der  Gemeinden  auf 
die  Einkommensteuer  wurde  ihnen  aller- 
Uing.->  nicht  zugenuiict,  da  seine  Unmög- 
lichkeit zu  klar  zu  Tage  lag.  Der  neu 
vorgelegte  Entwurf  nimmt  diese  Gedan- 
ken wieder  auf  und  sucht  mit  ihrer  Durch- 
führung Zwecke  zu  erreiclun,  die  ausser- 
halb der  communalen  Besteuerung  li^en. 
Die  sichsisdien  Städte  hatten  sich  bisher 
einer  sclir  weitgehenden  Autonomie  auf 
dem  Gebiete  ihres  Steuerwesens  zu  er- 
freuen gehabt.  Allerdings  unterlagen  ihre 
Stcuerregulativc  der  rirnelimipiing  der 
staatlichen  Aufsichtsbehörde,  deren  Er- 
messen in  keiner  Weise  l)e>chränkt  war. 
Aber  die  Aufsichtsbehörden  haben  sich 
bisher  in  der  Ausübung  ihres  Genehmi- 
gimgsrechts  grosser  Zurückhaltung  be- 
fleisstgt  So  boten  die  sächsischen  Cora- 
munalsteuerverhättnisse  ein  recht  buntes 
Bild,  das  uns  der  erste  Teil  der  Denk- 
schrift nach  Erhebungen  der  Regierung 
über  das  Gemeindeabgabenwesen  in  den 
Jahren  1899,  1900  und  1901  zeichnet  Noch 
bunter  wurde  es  dadurch,  dass  das 
Steuersystem  der  Kirchen-  und  Schul- 
gcmeinden.  vielfach  auch  das  der  Orts- 
armen verbände,  nicht  nüt  dem  der  poli- 
tischoi  Gemeinde  übereinstimmte.  Es 
wurde  uns  zu  weit  führen,  wollten  wir 
hier  auch  nur  in  Kurze  eine  Zusammen- 
fassung der  siichsi-schcn  Gettu  iiidt  steiicr- 
verbältnisse  geben.  Es  genügt,  wenn  wir 
die  Arten  der  angewandten  Steuern  auf- 
zählen. Es  waren  dies  die  Einkommen- 
steuer, die  meistens  in  enger  Anleiniung 
an  die  staatliche  Einkommensteuer  aus- 
gebildet ist,  die  Gnmdsteuer,  für  die  das 
gleiche  gilt,  die  Koinsieuer,  die  Miet- 
steuer, die  Abgabe  von  Gast-  und  Sduuk- 
wtrtsdiaften,  die  Umsatzsteuer  vom 
Grossbetrieb  im  Kleinhandel,  die  Abgabe 
vom  Kleiidiandcl  mit  Spirituosen,  die  Ab- 
gabe vom  Wanderlagerbctriebe,  die  Ca- 
pitalvorsteuer,  die  Besitzwechselabgabe, 
<lic  Hundesteuer,  die  .\bgabe  von  Ver- 
gnügungen, die  Biersteuer,  die  allgemeinen 
Verbrauchsabgaben,  der  Schlachtsteuer- 
zttschlag,    der  Brattnialzsteuerznschlag 


und  ausserdem  noch  besondere  Gddab- 
gaben.  Von  grösserer  Bedeutung  waren 
von  diesen  Steuern  nur  die  Einkommen- 
steuer, die  69.56%.  die  Grundsteuer,  die 
I4>34%>  die  Besitzwechselabgabe,  die 
6,10%,  die  Verbrauchsabgaben,  die  4,43%, 
und  die  Kopfsteuer,  die  2,47%  de-  Ge- 
samtbedarfs der  Gemeinden  an  Steuern 
deckten. 

Um  die  oben  erwähnten  Grundsätze,  nach 
denen  das  staatliche  und  das  communalc 
Steuerwescn  von  einander  geschieden 
werden  soll,  mit  Sicherheit  diirrli/iiführen, 
war  es  notwendig,  die  Steuerautonomie 
der  Gemeinden  aufzuheben.  Das  hat  auch 
der  Entwurf  in  gründlicher  Weise  getan. 
Für  ihn  war  es  oflFcnbar  die  Hauptsache, 
die  i'iiiki  >niiiu  Ti-h  ucr  möglichst  von  der 
communalen  Belastung  zu  befreien.  Die 
Berücksichtigung  der  localen  Verhält- 
nisse in  der  .\ushildnng  der  communalcn 
Steuersysteme  der  cmzclnen  Gemeinden 
sind  ihm  offenbar  nebensächlich  gewesen. 
.Anrlerenfalls  wäre  er  nicht  so  weit  ge- 
gangen, die  Autonomie  vollständig  zu  zer- 
^tören  und  den  Communen  nur  innerhalb 
der  engsten  Grenzen  Bewegimgsfreiheit  rv 
lassen.  Dass  durch  das  neue  Gesetz  das 
ganze  bisherige  Steuersystem  sehr  vieler 
Gemeinden  umgewälzt  wird,  scheint  den 
Regierung.sentwurf  wenig  zu  beunruhigen. 
Er  ist  der  .\iisicht.  dass  >d:i-^  Interesse 
von  Staat,  Gemeinde  und  Stcucrptlichti- 
gen  gteidimässtg  darauf  hindränge,  die 
grundsätzliche  Regelung  des  Gemeinde- 
abgabcwesais  der  .  Gemeindeautonomie 
nicht  länger  zu  überlassen«.  Nnn  ist  der 
Staat  nach  seinem  unveräusserlichert 
Hoheitsrechte  veria-ssutigsniässig  befugt, 
die  Gemeindeautonomie  zu  beschränken, 
also  muss  sie  beschränkt  werden,  —  lautet 
der  Schluss.  Den  Beweis  bleibt  uns  die 
Denkschrift  nach  jeder  Richtung  hin 
schuldig,  und  selbst  wenn  sie  ihn  uns 
geliefert  hätte,  wäre  er  wertlos  gewesen, 
da  die  neue  Regelung,  die  der  Entwurf 
bringt,  fast  nach  keiner  Richtung  hin 
einen  Fortschritt  bringt. 
Mit  der  Steuerantonoinie  der  sächsi-^chen 
Gemeinden  raunil  also  der  Entwurf 
grutulüch  auf.  Wie  sieht  nun  das  einheit- 
liche Gebäude  aus,  das  er  an  die  Stelle 
des  bunten  Bildes  setzen  will?  Die  säch- 
sischen Gemeinden  stimmen  mit  den 
preussischen  vor  Erlass  des  Commimal- 
abgabegesetzes  darin  überein,  dass  sie  die 
l  jnkonimcn>teUcr  bevorzugt  und  gewisser- 
niasscn  zur  Basis  ihres  ganzen  Finanz- 
wesens gemacht,  die  Realsteueni  dagegen 
sehr  stark  vernachlässigt  haben.  Wie  das 
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preussisdic  Gesetz,  so  dreht  der  neue 
Entwurf  das  Verhältnis  um,  wobei  er 
aber  im  Gegensatz  zu  dem  preussischen 
Gesetz  die  \\Tl)rauchsabgaben  neben  die 
Ertragsteuern  stellt.  Nach  ihm  soll  näm- 
lich der  erforderliche  Aufwand  durch  die 
Gemeinden  mit  dirrcten  Stenern  nnr 
so  weit  gedeckt  werden,  als  er  nach  Ab- 
zug der  indirectcn  Steuern  und  aller  son- 
stigen Einnahmen  der  Gemeinde  unge- 
deckt bleilu.  In  erster  Linie  werden  also 
die  Gemeinden  auf  die  Einführung  in- 
directer  Steuern  angewiesen.  Von  dem 
gesamten  Stenerbedarf,  der  durch  directe 
Steuern  gedeckt  werden  soll,  um--,  min- 
destens ein  Viertel  durch  die  Steuern 
vom  Grundbesitz  aufgebracht  werden, 
während  hi^licr  nur  i4-.^47'  durch  die 
Grundsteuern  eingingen,  wdzu  dann  aller- 
dings noch  die  Besitzwechselaligabe  mit 
6,1 7c  kam  Da  in  den  sächsischen  Ge- 
meindevertretungen der  Haus-  und  Grund- 
besitz vorherrschend  ist.  so  bcdevuen 
diese  Bestimmungen  für  ilm  geradezu  eine 
Prämie  auf  dte  Ausbildung  der  indirecten 
Steuern,  denn  je  nuhr  ihirch  indirecte 
Steuern,  also  durch  Verbrauchsabgaben 
aller  Art  etc..  aufgebracht  wird,  desto 
kleiner  wird  der  durch  directe  Steuern  zu 
deckende  Bedarf  und  damit  auch  das 
durch  Steuern  vom  Grundbesitz  zu 
deckende  \':ortcl. 

Die  Einkonnncnsieuer  soll  in  Zukunft  nur 
auf  Grund  der  staatlichen  Einkommen- 
steuer erhoben  werden,  da,  wie  es  in  der 
Denkschrift  heisst.  die  selbständigen  Ein- 
kommensteuertarif c  zahlrciclicr  Gcnuin- 
den  die  tmteren  Einkommen  mehr  oder 
weniger  überlastet,  dte  höheren  dagegen 
gcschnrn  haben,  Nenmann  hat  in  <f  irn'm 
bekannten  Buche,  in  dem  er  die  sachsischen 
Gemeindesteuerverhältnisse  einer  tief- 
gehcn(!i.n  Kritik  unterwirft,  den  Nachweis 
gefuhrt,  wie  wenig  sich  die  sächsischen 
Gemeinden  bei  der  Aufstellung  ihrer 
Einkommensteuertarife  von  socialpoli- 
tischen  Grundsätzen  haben  leiten  lassen. 
Die  Schuld  an  diesen  oft  geradezu  scan- 
dalösen  Zuständen  trägt  die  Regiertuig 
mit,  da  die  Aufsichtsbehörden  bisher 
nicht  in  genügender  Weise  von  ihrem 
Genehmigungsrechte  Gebrauch  gemacht 
haben. 

Die  Grundsteuer  soll,  wie  bereits  erwähnt, 
so  ausgebildet  werden,  dass  dadurch  min- 
destens ein  Viertel  des  durch  directe 
Steuern  aufzubringenden  Bedarfs  gedeckt 
wird.  Hier  sind  noch  die  beiden  anderen 
Steuern  vom  Grundbesitz,  die  Besitz- 
wechselabgabe imd  die  Zuwachasteuer,  zu 


lu-iMien.  deren  Einfuhrung  gleichfalls 
obUgatorisch  ist.  Die  erslere  Steuer  be- 
steht schon  seit  langer  Zeit,  und  sie  ist  in 
BL'tragen  bis  hinauf  7U  4%  in  einzelnen 
(ienieniden  zur  Einführung  gekommen. 
Nach  dem  Entwurf  soll  sie  in  Gemeinden, 
die  mehr  als  jo'''  dc^  durch  directe 
Steuern  zu  deckenden  Bedarfs  durch 
Grundsteuern  aufbringen,  mindestens  M% 
des  Kaufwertes,  in  allen  übrigen  Gemein- 
den mindestens  ¥2%  des  Kauf  wertes  be- 
tragen. Entspricht  die  Kaufsumme  niclit 
dem  wirkliclien  Werte  des  Gnmdstücks, 
so  ist  diese  durch  die  Behörde  festzu- 
setzen. Die  Steuer  wird  vom  Käufer  ge- 
tragen. Daneben  soll  in  allen  Gemeinden, 
die  mehr  als  10000  Einwohner  haben,  bei 
Vcriiii  Störung  unl)ebauten  Landes  eine 
Zuwachssteuer  zur  Erhebung  kommen. 
Sie  wird  nach  der  Werterhöhtmg  be- 
messen, die  die  Grundstücke  seit  dem 
letzten  Besitzwechsel  erlitten  haben,  und 
i^^t  von  dem  Verkäufer  zu  tragen.  Die 
Gemeinden  haben  das  Recht,  die  Zu- 
wachssteuer auf  die  Veräussemng  be- 
hauten Landes,  sowie  den  Besitzwechsel 
infolge  Vererbung  auszudehnen.  Die  Zu- 
wachssteuer ist  in  zutreffender  Weise  pro- 
gressiv im  Verhältnis  zur  Steigerung  der 
WcrteihdhtUig  abge>tuft.  Wenn  die 
Werterhöhung  5  bis  20%  des  Erwerbs - 
wertes  erreicht,  sollen  5%  derselben,  bei 
20  bis  30%  des  Erwerbswertes  10%  und 
so  fort,  fiir  je  10%  des  Erwerbswertes  um 
S%  steigend,  bis  zu  50%  des  Erwerbs- 
wertes und  25%  Steuer,  erhoben  werden. 
Gegen  dte-e  Zuwach-^stcuer  werden  von 
Polleiider  in  der  Communalen  Praxis  Ein- 
wendtmgen  erhoben.  Pollender  behatiptet. 
dass  diese  Steuer  eine  reine  Finrui/steuer 
sei,  nicht  im  geringsten  die  Boden specu- 
lation  einsdiränken  und  damit  eine  Ver- 
billigung  des  zum  Bau  der  Wohnhätiser 
erforderlichen  Areals  herbeifuhren  könne. 
Sie  wirke  vielmehr,  wie  die  eigentliche 
Besitzwecliselabgabe,  preisverteuernd.  Je 
nach  Lage  des  Wohnungsmarktes  schlage 
der  Er\verber  die  Zuwachssteuer  auf  den 
Kaufpreis.  Boi  tmgünstiger  Marktlage 
werde  er  sein  Bauland  so  lange  zurück- 
halten, bis  ihm  die  Abwälzung  der  Steuer 
möglich  sei.  »Worauf  es  uns  besonders 
in  grossen  Städten  ankommen  fttuss,« 
schreibt  Pollender  weiter.  >ist  die  Bc- 
.schaltung  billigen  Baulandes  zu  einer  ge- 
nügend umfangreichen  Wohnungsher- 
slellung.  Man  mache  zu  diesem  Zwecke 
die  Inhaber  unbebauten  Baulands  durch 
eine  starke  fortlaufende  jährliche  Steuer 
geneigter,  die  nach  dem  vom  Baulandbe- 
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sitzer  seihst  dcclaricrtcn  Werte  zu  be- 
messen ist.«  Gerade  eine  solche  fortlau- 
fende jährliche  Steuer,  wie  sie  hier  vor- 
geschlagen wird,  wird  unter  allen  Um- 
standen von  den  Grundbesitzern  abge- 
wälzt winki^.  da  sie  eben  das  gesamte 
Bauland  oder  Teile  desselben  nach 
gleichen  Procenten  treffen  muss.  Wir 
haben  in  der  vorigen  Rundschau  die 
Gründe  angeführt,  weshalb  tmserer  An- 
sicht nach  dne  riditig  constnsierte  Zit> 
wachsstcuer  nicht  abgewälzt  werden  kann. 
Durch  die  einfache  Behauptung,  dass  sie 
abgewälzt  wird,  ist  doch  noch  nichts  be^ 
wiesen. 

Der  agrarische  Charakter  des  neuen  Ent- 
wurfes konuiit  besonders  in  der  Bcsteoe» 
rung  <Ics  Gewerlx's  durch  Nencinfiihrung 
einer  communalen  Gewerbesteuer  und  in 
der  Verwendung  ihrer  Erträgnisse  zum 
Vorschein.  Der  Gewerbesteuer  unter- 
liegen alle  die  stehenden  Gewerbebetriebe, 
bei  denen  erstens  der  Reinertrag  5000  M. 
und  mehr  beträgt,  zweitens  der  jährliche 
Mietwert  der  gewerblidi  benutzten 
Räume  sich  auf  2000  M.  oder  mehr  be- 
läuft und  drittens  die  Zahl  der  im  Ge- 
werbebetriebe in  der  Gemeinde  ständig 
beschäftigten  gewerlilichen  Hilfspersonen 
20  oder  mehr  betragt.  Die  genannten  drei 
Steuern  sind  neben  einander  zu  entrichten. 
Die  Steuer  vom  gewerblichen  Einkommen 
beträgt  25  M.  für  die  Stufe  von  5-  bis 
10000  M.,  60  M.  für  10-  bis  15000  M.  etc. 
Die  Steuer  nach  dem  Mietwert  beträgt 
.  bei  einem  Mietwerte  von  3-  bis  3000  M. 
10  M.,  bei  3-  bis  4000  M.  30  M.  etc.  Die 
Steuer  nach  der  Zahl  der  Beschäftigten 
beträgt  für  jeden  Kopf  2  M.  Als  Ge- 
werbebetrieb gilt  nicht  die  Berufsaus- 
übung der  den  freien  Berufsarten  ange- 
hörenden  Personen,  der  Arzte,  Künstler, 
Schriftsteller  etc.,  der  Betrieb  der  Apo- 
theken, Gärtnereien,  der  1  a  n  d  - 
wirtschaftlichePachtbetrieb. 
In  der  Ausnahme  der  Gärtnereien  und  der 
landwirtschaftlichen  Piachtbetriebe  zeigt 
sich  die  agrarische  Fürsorge  der  Regie- 
rung. Von  den  Erträgnissen  der  Ge- 
werbesteuer sind  von  jeder  Gemeinde  35%, 
von  den  Städten  mit  über  50  000  Einwoh- 
nern 15%  an  den  Bezirksverband  zu  ent- 
richten. Ausserdem'  sollen  ihm  10%  des 
Gewinnüberschusses  aller  Gcmcindespar- 
cassen  überwiesen  und  von  ihm  an  die 
Gemeinden  mit  starker  Arbeiterbevölke- 
Tvmif  zur  Bestreitung  der  Armenlasten, 
sowie  zu  Wegebaubeihilfen  verteilt  wer- 
den. Es  sollen  also  einmal  die  Städte  zu 
giusten  dkM  platten  Landes  und  zweitens 


die  Sparer,  die  sich  im  wesentlichen  aus 
der  nichtbesitzenden  Ciasse  recrutiercn, 
zu  gunsten  der  reichen  Grundbesitzer  ge- 
schröpft werden.  Sächsische  Socialpolitik ! 
Die  Gast-  und  Sdiankwirtschaften,  sowie 
der  Kleinhandel  mit  Branntwein  tmd 
Spirituosen  werden  mit  einer  obligato- 
rischen Sonderbetriebssteuer  bedacht,  die 
nach  dem  Mietwerte  der  Schank-,  Gast- 
oder Verlcaufsräume  bemessen  wird.  Obli- 
gatorisch sind  fem  er  die  Biersteuer  tmd 
die  Tanzstcner.  Die  Biersteuer  ist  in 
allen  Gemeinden  mit  mehr  als  1000  Ein- 
wohnern in  der  Höhe  von  60  Pf.  pro  hl 
eiilzuführeti.  Die  Tanzstcucr  trifft  alle 
Tanzlustbarkeiten,  .sofern  sie  nicht  in 
Privatwohnungen  stattfinden.  Von  jedem 
Besucher  sind  5  oder  10  Pf.  zu  erheben. 
Auch  dies  wieder  eine  Belastung  der  är- 
meren Classen,  die  es  sich  nicht  leisten 
können,  in  ihren  miserablen  Wohnungen 
Privatbälle  abzuhalten.  Und  nun  ztmi 
Schills-,  die  rückständigste  aller  Steuern, 
für  die  aber  die  sachsische  Regierung  noch 
ein  Loblied  anzustimmen  fertig  bringt: 
die  Kopfsteuer.  Sie  soll  auch  in  Zukunft 
den  Gemeinden  gestattet  bleiben,  es  soll 
nur  die  Möglichkeit  geschaffen  werden, 
von  .Aufs;clit<  wegen  ihre  Beseitigung  oder 
Herabsetzung  anzuordnen. 
Mit  Ausnahme  der  Zuwachssteuer  ist  der 
Entwurf  der  sächsischen  Regierung  ein 
Meisterstück  reactionärcr  Steuerkunst.  Er 
nimmt  den  Gemeinden  ihre  Steuerautono- 
mie, um  sie  alle  gleicherweise  auf  die 
neactionären  Grundsätze  des  Entwtirfs 
fest7ulcpen  und  jede  socialpolitischc  Aus- 
bildung der  Steuersysteme  in  den  ein- 
zelnen Gemeinden  in  Zukunft  tmmöglich 
zu  machen.  Da/u  kommt  die  Städtefeind- 
schaft des  Entwurfs,  der  die  agrarische 
Begünstigung  des  staatlichen  Steuer  wesens 
auch  auf  das  oommttnale  atisgedehnt. 

X  X 

Die  SOCIALISTISCHRN  GEMEINDE- 
RATE FRANKREICHS  hielten  am 
10.  Januar  einen  Congress  in  Paris  ab,  der 
von  75  socialistischen  Bürgermeistern  und 
Gemeindevertretern,  die  insgesamt  615 
Gemeinden  vertraten,  besucht  war.  Zur 
Wohnungsfrage  wurde  eine  Resolution 
augenummen,  in  der  es  heisst:  Ohne  dem 
Bestreben  der  Commune,  die  private 
Initiative  zu  begünstigen,  entgegenzu- 
treten, soll  doch  dalün  gewirkt  werden, 
dass  die  Communen  selbst  die  Initiative 
ergreifen  und  ihren  Grundbesitz  teilweise 
oder  ganz  dazu  verwenden,  Woh- 
nuii^Lrcii  zu  hauen.  Die  sfxnalistischen 
Vertreter  im  Parlament  haben  dafür  ein- 
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zutreten,  dass  die  Gesetze,  welche  der 
Initiative  der  Gemeinde  entgegenstehen, 
beseitigt  werden.  Zur  Annahme  gelangte 
sodann  eine  Anzahl  Thesen,  welche  die 
Hilfstätigkeit  der  Gemeinden  regeln: 
Unterstützung  der  Kinder  unbemittelter  El- 
tern in  den  verschiedensten  Altersstufen, 
Unterstützung  bei  Alter  und  Invalidität, 
Arbeitskmgkeit  und  Krankheit,  Organisa- 
tion der  ärztlichen  Hilfeleistung  im  Haus 
und  freie  Behandlung  in  den  Kranken- 
häusern, sowie  freie  Abgabe  von  Medi- 
camenten. Ferner  wurde  die  sofortige  Ver- 
weltlichung sämtlicher  Krankenhäuser 
verlangt.  Eine  lange  Discussion  ent- 
spann sich  über  die  Frage  der  öffent- 
lichen Dienste  und  Unternehmungen  der 
Comnuiiu  (  Wasser.  Beleuchtimg,  Verkehrs- 
wesen), iiier  standen  sich  zwei  Auffassun- 
gen diametral  gegenüber,  Charnay  imter- 
l)reitete  eine  Resolution,  in  der  die  Mei- 
nung zum  Ausdrucke  gelangte,  dass  die 
Commune  alle  unter  ihrer  Controle  her- 
gestellten Producte,  wie  Gas,  Elektricität 
u.  s.  w.,  den  Consunientcn  zum  Selbst- 
kostenprci!.c  abzugeben  hätte.  Paul 
Brousse  imd  andere  traten  dieser  Auffas- 
sung entgegen:  Bei  diesem  System  wür- 
<len  nur  die  Reichen  den  Vorteil,  die 
Armen  den  Nachteil  haben.  Die  erste- 
ren  würden  zu  billigen  Beleuchtungs-  und 
Verkehrsmittel  gelangen,  und  die  Stadt 
müsste  sodann  auf  anderem  Wege  zu  den 
notwendigen  Geldern  kommen.  (Ke  zur 
Erhaltung  des  Gemeinwesens  notwendig 
sind.  Dadnrch  würden  die  Armen  in 
höherem  Masse  belastet.  Der  Congress 
Stimmte  schliesslich  der  Auffassung  des 
Genossen  Brousse  zu.  Auf  Grund  der 
.nngenommenen  Rcschltissc  und  Resolu- 
tionen wi:rde  ein  Minimalprogramm  für 
socialisti seile  Gemeindevertreter  ausgear- 
beitet. Beschlossen  wurde  die  Gründung 
einer  Föderation  der  sodaltstischen  Mu- 
nicipalitatcn. 

X  X 
KURZE  CHRONIK.  Die  stadlische 
Schuldeputation  zu  Elberfeld  be- 
schloss.  den  Schu  innnunterricht  für  alle 
Knabenvulks.scimlcn  einzuführen,  nach- 
dem die  Erteilung  dcs-ellien  in  mehreren 
Oberclassc  günstige  Roultate  ergeben 
hatte.  —  Die  Mainzer  Stadtverwaltung 
beabsichtigt,  die  von  ihr  angekaufte 
Strassenbahn  nicht  selbst  in  Betrieb  zu 
nehmen,  sondern  den  Betrieb  auf  die 
Dauer  von  zwei  Jahren  zu  veri^.u-liten : 
nach  vollendeter  Elektrisierung  des 
Strassenbahnnetzes  soll  es  dann  in  Selbst- 
regie übernommen  werden.  —  Magde- 


burg hat  numndir  auch  die  Grund- 
steuer nach  dem  gemeinen  Werte  einge- 
führt ;  sie  wird  aV**  betragen,  —  In  Ulm 

ist  die  .Anstellung  eines  Arbeiters  des 
Hochbauamtes  als  Hilfskraft  für  den 
städtischen  Baucontrolenr  vom  Gemeinde- 
rate angenommen  worden.  Das  Ersuchen 
der  Gewerkschaften,  den  Arbeitern  die 
Wahl  des  Controleurs  zu  übertragen, 
\snrilr  damit  abgelehnt,  dass  mnn  eine 
Nelienregierung  nicht  dulden  kunne.  — 
Die  Berliner  städtischen  Collegien 
halKMi  den  Betrieb  der  Bedürfnisanstalten 
(kn  bisherigen  Unternehmern  gegen  eine 
Erhöhung  der  Abgabe  von  10%  auf  15% 
der  Bruttoeinnahme  auf  weitere  2  Jahre 
überlassen.  muqo  und£mann 

Socialistische  Bewegung 

r^ic  fieberhafte  Wahlarbeit,  welche  die 

^-^  deutsche  Socialdeniokratic  während 
des  ganzen  letzten  Jahres  leisten  nmsste, 
hat  einer  ruhigeren  .AGIIWTIONS- 
UND  ORGANlS.VnONSTATKiKEIT 
Platz  gemacht.  Die  Jahresberichte,  welche 
die  Parteiorganisationen  und  die  Partei- 
presse jetzt  veröffentlichen,  zeigen  übri- 
gens, dass  die  Arbeit  des  letzten  Jahres 
nicht  bloss  auf  den  Wahlschlachtfeldem 
zu  suchen  sind,  sondern  sie  gelangen  auch 
in  der  Kräftigung  der  Organisationen  tmd 
der  Parteifinanzen  und  besonders  in  der 
Vergrösserung  und  Verbesserung  der 
Parteipresse  zum  Ausdruck.  In  dieser  Be- 
ziehung ist  von  besonderem  Interesse  die 
F.iUwickelung,  welche  das  Centraiorgan 
<kr  Partei,  der  Vorwärts,  genommen  hat. 
Im  Jahre  1897-1898  hatte  der  l'oncärts 
eine  .'\uflage  von  52  000  Exemplaren ; 
diese  stieg  1901  auf  55  000  und  igoj  auf 
78000;  gegenwärtig  hat  der  Vorwärts 
82000  Abonnenten,  darunter  7000  Post- 
abonnenten. Die  Gesamteinnahmen  be- 
trugen 1898  572  7ö8,5s  M. ;  1901  697  978,jo 
M.;  1903  7^994.85  M.  Remüberschuss 
wurde  erzielt:  1898  5.3  347.75  1901 
80446.55  M.,  1903  72338,65  M.  Auch  in 
der  Provinz  lässt  sich  fast  allendialben 
be:  der  Parteiprcssc  ein  grosser  Fort- 
schritt nachweisen.  Zur  Ergänzung  un- 
serer Mitteilungen  in  der  vorigen  Rund- 
schau sei  nricli  mitgeteilt,  dass  auch  die 
Gcnossen>cliait>druckcrei  zu  Halle  ein 
eigenes  Grundstück  erworben  hat,  in  wel- 
chem Verlag  und  Redaction,  sowie  die 
Druckeret  des  Volksblattcs,  die  Buch- 
hantllntig  u.  s.  w.  untergebraclit  werden 
sollen.  Der  Preis  des  Grundstücks,  das 
1341  qm  gross  ist,  betrigt  4^^900  M.  Die 
Pfälsische  Post  ersdieint  seit  dem  18.  Fe- 
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brnar  im  Verlage  der  Handelsgesellschaft 
Gerisch  &  Co.  Das  Blatt  wurde  seit 
seinem  Bestehen  /1895/  zusammen  mit  der 
Mannheimer  rolksstimiuc  in  der  Mann- 
heimer Actiendruckerei  hergestellt.  Der 
Übergang  In  eine  eigene  Handelsgesell- 
scliaft  ist  der  erste  Scliritt  zur  voUstfiiidi- 
gen  Trennung  der  beiden  Blätter.  Das 
pfälzische  Blatt  hat  sich  jetzt  so  weit  ent- 
wickelt, dass  CS  hald  selbständig  Redac* 
tion  und  Verlag  einrichten  kann. 
Von  den  Sunitneii,  welche  die  Partei  im 
Wahljahr  aufgebracht  hat.  erhält  man  eine 
Vorstellung,  wenn  man  sich  die  Berichte 
der  Berliner  Vertrauensmänner  daraufhin 
ansieht.  Nach  den  Berichten,  die  in  den 
Jahresversammlimgen  den  Berliner  Par- 
teigenossen gegeben  wurden,  vereinnahm- 
ten die  Vertrauensleute  der  6  Berlmer 
Wahlkreise  insgesamt  106149  M.,  durch 
welche  die  Kosten  für  die  Reichstags-, 
Landtags-  und  Stadtvcrordnctenwahlen 
gedeckt  wurden ;  ausserdem  konnten  noch 
erhebliche  Überschüsse  der  Parteihaupt- 
casse  uberwiesen  werden. 
X  X 
Der  LANDESP.ARTEITAG  der  badi- 
schen Socialdemokratie,  der  am  5.  März  in 
Offenburg  stattfand,  war  von  56  Orten 
durch  76  Del^terte  beschielet.  Nach  dem 
Bericht  des  Landesvorstandes  ist  die 
Stimmenzahl  der  Partei  in  allen  Kreisen 
Stark  gewachsen.  Gute  Erfolge  sind  ins- 
besondere auch  bei  den  Gemeindewahlen 
erzielt.  In  ,7  Orten  wurden  socialdemo- 
kratische  Burgermeister  gewählt.  Ins- 
gesamt sitzen  in  56  Orten  über  800  Partei« 
genossen  in  den  Gemeindevertretungen; 
darüber  hinaus  hat  die  Partei  noch  26 
Gemeinderäte.  Die  Einnahmen  und  Aus- 
gaben der  Landescasse  balancieren  in 
Höhe  von  17  508  M..  darunter  sind  jedoch 
6500  M.  vom  Hauptvorstand.  Der  La:i- 
desorganisation  gehören  93  Vereine  mit 
Insgesamt  rund  6700  Mitgliedern  an.  Das 
Parteiorgan,  der  Volksfreund,  hat  bedeu- 
tende Fortschritte  gemacht,  so  dass  es  zum 
erstenmal  einen  überschuss  in  der  Höhe 
von  4100  M.  abwerfen  konnte.  Das  Blatt 
zaliit  jetzt  fast  900Q  .Abonnenten;  es  soll 
vom  I.  Juli  ab  vergrösscrt  und  in  einer 
der  Partei  gehörigen  Druckerei  hergestellt 
werden.  Die  Haltung  des  Blattes  wurde 
vcrscliicdcntlich  angegriffen ;  es  gelangte 
auch  eine  Resolution  zur  Annahme,  die 
die  Erwartung  ausspridit,  dass  der  Volks- 
frcund  in  Zukunft  mehr  im  Geiste  der 
Dresdener  Parteitagsbeschlüsse  gehalten 
wird.  Sodann  wurde  ein  Organisations- 
statut beraten,    wonach  bestimmt  wird. 


dass  sämtliche  socialdemokratische  Ver* 
eine  Badens  sich  der  Landesorganisation 
anz  Usch  Ii  essen  und  Beiträge  an  diese  zu 
zahlen  haben.  Die  Landesorganisation 
wird  geleitet  durch  einen  Vorstand  von 
5  Mitgliedern;  derselbe  oontroliert  die 
Haltung  der  beiden  Parteiblätter,  Idtet 
die  grosse  Agitation  u.  s.  w.  Zum  Sita 
des  Landesvorstandes  wird  wiedemm 
Mannheim  bestimmt. 
X  X 
Von  GEMEINDEWAHLEN  sind  dies- 
mal nur  zu  nennen  die  Hamburger 
Bürgerschafts  wählen  am  12.  Fe- 
bruar, an  denen  sich  unsere  Parteigenossen 
mit  grosser  Energie  beteiligten.  Sie  er- 
rangen einen  glämcenden  Sieg,  ra  neue 
Bürgerschaftsvertreter  ziehen  in  das  Ham- 
burger Rathaus  ein;  bisher  war  nur  ein 
Vertreter  unserer  Partei  darin,  so  dass 
w*ir  inH^esamt  mm  13  Sitze  imie  haben. 
X  X 
Die  Socialdcmokraten  in  ENGL.A.ND 
haben  in  ihrem  Bestrei)en,  eine  selbstän- 
dige Arbeiterpartei  zu  bilden,  deren  Ver- 
treter auch  im  Parlament  eine  von  den 
bürgerlichen  Parteien  losgelöste  Politik 
zu  verfolgen  haben,  in  den  letzten  Wochen 
einen  grossen  Schritt  \  rv.ari-  gttan. 
Das  L,  R.  C.  hielt  im  Februar  seinen 
4.  Jahrescongress  in  Bradford  ab.  An- 
wesend waren  163  Delegierte,  die  ins- 
gesamt 9()y8oo  Mitglieder  vertraten;  im 
vorigen  Jahre  gehörten  dem  Bunde  nur 
8f)i  150  Mitglieder  an.  Von  den  zwei 
sociaUiemokratischen  Organisationen  ge- 
hört dem  L,  R,  C.  bekanntlich  nur  die 
/.  L.  P.  an,  während  die  S.  D.  F. 
sich  vom  L.  R.  C.  fernhält,  da  sie  sich 
die  Zurückhaltung  nicht  auferlegen  will, 
die  beim  Eintritt  von  ihr  gefordert  wird. 
Einen  grossen  Raum  nahmen  die  Debatten 
riI)iT  die  Handlungsweise  des  .Abgeord- 
neten Robert  Bell  ein,  der,  entgegen  den 
Satzungen  des  L.  R»  C,  bei  der  Wahl 
in  Norwich  nicht  den  .ArlKMtercandidatcn, 
sondern  den  liberalen  Gcgencandidaten 
unterstützt  hatte.  Der  Cöngress  trat  mit 
grosser  Energie  gegen  diese  Verbrüde- 
rung eines  Arbeitervertreiers  mit  den  Li- 
Ix'ralcn  auf;  ferner  wurde  die  Eisen- 
bahnerorganisation,  deren  Secretair  be- 
kanntlich Robert  Bell  ist,  aufgefordert. 
(Itii  elben  zur  Rechenschaft  zu  ziehen,  an- 
dernfalls sie  vom  L.  R.  C.  ausgeschlossen 
wird.  Genosse  Snowden.  Vorsitzender 
der  /.  /..  F..  schlug  eine  Rc^olminn  vor, 
in  der  betont  wird,  dass  weder  Schutz- 
zoll noch  Freihandel  die  Arnuii  besei- 
tigen können,  tmd  die  mit  dem  Satze 
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schliesst:  »Der  Congrcss  ist  vielmehr  der 
Ansicht,  dass  die  Arl)citcn>olitik  darauf 
gerichtet  sein  muss,  die  Arbeiter  von  den 
Grundherren  und  Capitalisten  vollstän- 
dig zu  befreien.«  Diese  wurde  mit  g6socio 
gegen  27000  Stimmen  angenommen.  Auf 
Beschluss  des  S.  R.  L.  haben  sich  die 
14  Arhoitervcrtrt'tcr,  die  Rcpenwärtig  im 
Parlament  sitzen,  zu  emer  besonderen 
Fractton  zusammengeschlossen;  zum  Füh- 
rer derselben  wurde  John  Burns  gewählt. 
Diese  Fraction  soll  .selbständige  Arbeiler- 
ix  litik  treiben  und  als  selbständige  Partei 
in  die  Debatten  eingreifen. 
X  X 
Der  6.  PARTEI T.\G  DER  FRANZÖ- 
SISCHEN SOCIA  LISTISCHEN  PAR- 
TEI (P.  S.  F.),  der  Jauresistcn.  wurde 
am  14.  Iiis  \(\  Februar  m  Saint-Etieimc 
abgehalten.  Der  widitigste  unter  den  14 
Pnncten  der  Tagesordnung  war  die  Frage 
dir  .\ndcning  des  Organisationsstatus. 
Das  Comitt'  intcrfMcral  beschwerte 
sich  in  seinem  Bericht  über  die  DiscipUn- 
Ic'sigkeit  der  Mitglieder  der  Fraction  ;  es 
herrsche  bezüglich  der  Taktik  die  reinste 
Anarchie,  tmd  diesem  Zustand  müsse  durch 
eine  stratTe  Ccntralisation  ein  Ende  ge- 
macht werden.  Nach  einer  sehr  ausge- 
dehnten, ztmi  Teil  recht  lebhaften  De- 
batte, an  der  sich  die  Abgeordneten 
Briand,  Ronanet.  Jauris  und  andere  be- 
teiligten, u  urde  der  Antrag  der  Fraction, 
das  alte  Statut  aufrechtzuerhalten,  mit 
124  gegen  51  Stimmen  abgelehnt.  Die 
Ausarbeitung  des  neuen  .Statuts  wurde 
einer  Commission  uberwiesen,  die  einen 
Entwurf  ausarbeitete,  dessen  grundlegende 
Bestimmung  lautet:  »Die  luiliti^du- LoittniR 
der  Partei  liegt  AtmConscil  natwnal  ub,  der 
sich  aus  dem  ComUi  interf^Ural  und  der 
parlamentarischen  Fraction  zusammen- 
setzt. Der  selbe  versammelt  sich  am  Be- 
ginn jedtr  ordentlichen  und  ausserordent- 
lichen Session,  in  dringenden  Fällen  auch 
in  der  Zwischenzeit.«  Der  Entwurf  wtvdc 
unter  grossem  Jubel  einstimmig  ange- 
nommen. 

X  X 

Da-;  bedctits.Tmste  Ereignis  innerhalb  der 
SociaUieniokratie  ITALIENS  war  in  den 
letzten  Wochen  der  in  Brescia  abgehal- 
tene Pf  : /\  inci.i!(-f)n^rc^v  d-T  Inüibartlischeii 
Sociali ^icü.  Die  Bedeutung  die.->es  Ct)n- 
gresses  l!c;4t  d.irin.  dass  man  ihn  in  den 
italieni.>chcn  Parteikreisen  als  General' 
probe  des  allgemeinen  Parteitags  ansieht, 
der  bekanntlich  im  .\i)ril  in  Bologna  statt- 
findet. Reformisten  und  Revolutionäre 
verteidigten  ihre  Anschauungen  über  die 


Parteitaktik  mit  grosser  Entschiedenheit 
und  Unnachgiebigkeit.  Die  Resolution  der 
Genossen  Turati.  Bissolatt  und  Treves 
blieb  gegenüber  der  von  Labriola,  Mocchi 
und  Soldi  eingebrachten  mit  68  gegen  73 
Stimmen  und  2  Stimmenenthalttmgen  in 
der  MindeHieit.  Der  erste  Punct  der 
Resolution  sei  wörtlich  angeführt,  er 
lautet :  »Der  Congrcss  betont  von  neuem 
den  dauernd  revolutionären  und  unver- 
söhnlich staatsfeindlichen  Charakter  der 
proletarischen  Action  und  erklart  die  Ver- 
wandlung der  politischen  Organisation 
des  Proletariats  in  eine  vorwiegend  par- 
lamentarische, opportunistische,  possibi- 
listischc,  Constitutionen  -  m  liarchistiscJie 
Partei  für  eine  Entartung  des  socialisti- 
schen  Geistes.  Der  Congrcss  verwirft  da- 
her. ,ils  dem  Princip  des  Classenkampfes 
und  dem  Wesen  der  proletarischen  Er- 
oberung der  politischen  Macht  zuwider, 
jedes  Bündnis  mit  dem  Biirpertinn,  sei  es 
in  der  Fonn  der  Teilnahme  an  einer  — 
repul)likanischen  oder  monarchischen  — 
Regierung,  sei  es  als  Unterstützung  eines 
bürgerlichen  Ministeriums.« 
In  den  folgenden  Absätzen  lieisst  es,  dass 
die  Durchführung  von  Reformen  der  bür- 
gerlichen Regierung  zu  uberlassen  sei, 
ohne  irgend  welche  Mitarbeit  oder  irgend 
welches  Zugeständnis  des  Proletariats,  da 
im  bürgerlichen  Staat  doch  jede  Reforra- 
tätigkeit  unvollkommen  !)leil)0  und  den 
Mechanismus  der  capitalistischen  Produc- 
tion  selbst  niemals  angreife.  Der  letzte 
Punrt  >iei  wieder  wörtlich  gegeben :  »In 
Erwägung  schliesslich,  dass  die  parlaiuen- 
tarischo  Action  ihren  Gipfelpunct  in  der 
durcli  sie  ausgeübten  Propaganda  und  in 
der  Festsetzung  des  Proletariats  in  der 
Verwaltung  der  öffentlichen  Angelegen- 
heiten hat  und  dass  die  Partei  nicht  durch 
das  Parlament  die  Herbeiführung  des  St> 
ci.disinus.  weder  die  Abschaffung  des  Pri- 
vateigentums, noch  die  vorbereitenden  po- 
litischen und  wirtschaftlichen  Eroberun- 
gen, erwartet,  erklärt  der  Congress.  auf 
keines  der  Angriffs-  oder  Verteidigungs- 
mittel gegen  den  Staat  und  die  Regierung 
zu  verzichten  und  sich  .Turh  das  Recht 
vorzubehahcn,  sich  der  Gevsah  /.u  bedie- 
nen, wo  sie  nötig  werden  sollte.« 
An  den  .Xusgang  dieser  Ai)stituniung  hat 
sich  eine  zum  Teil  sehr  erlntterte  Del)aiic 
in  der  italienischen  Parteipress»-  geknüpft. 
Die  Reformisten  bezeichnen  die  Resolu- 
tion der  Radiealen  als  eine  anarchistische. 
Bissolati  und  andere  haben  aus  der  An- 
nahme dieser  Resolution  den  Schluss  ge- 
zogen, dass  die  beiden  Tendensen  mit  ein- 
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ander  unvercinlj.'ir  seien  und  dass  in  Bo- 
logna auf  Grund  einer  ähnlichen  Tages- 
ordnung die  Spaltung  der  Partei  perfect 
werden  würde.  Dem  gegenüber  nuiss 
aber  festgestellt  werden,  dass  die  Lom- 
bardei der  Sitz,  sowohl  der  am  weitesten 
rerlits.  als  auch  der  am  weitesten  links 
siehenden  Parteigenossen  ist.  Die  Gegen- 
sätze waren  demzufolge  in  Brescia  sehr 
scharf,  und  die  trennenden  Auffassungen 
lagen  von  vornherein  fest.  Etwas  anders 
wird  die  Situation  .sich  doch  in  Bologna 
gestalten;  dort  werden  nicht  bloss  die 
Extreme,  sondern  auch  die  Zwischenglie- 
der vertreten  sein.  Man  wird  dort  nicht 
allein  das  Trennende  betonen,  sondern 
vor  allem  das  Einigende  in  den  Vorder- 
gnmd  $teIl«Sl. 

X  X 
Cravu  den  RUSSISCH-J .APANISCHEN 

KRIK(j  hahcn  die  Sociaidcmokraten  fast 
aller  Culnirstaatcn  in  entschiedener  Weise 
ihre  Stunnu-  irhohcn.  Vor  allem  haben 
das  die  Socialisten  der  beteiligten  Lander 
selbst  getan.   In  einer  früheren  Rundschau 

(pag.  84)  haben  wir  den  Protest  der 
japanischen  Socialisten  verzeichnet.  In 
Russland  ist  der  Ausbruch  des  Krieges 
das  Sitjnal  gewesen  für  eine  cncrf^ische 
AgitatioQStätigkeit  aller  socialistischen 
Gruppen,  die  in  Wort  und  Schrift  das 
Volk  über  die  Culturwidrigkcit  des  Krie- 
ges und  uiicr  den  SociatisnuLs  aufzuklaren 
suchen.  Alle  Gruppen  sind  sich  darin 
einig,  dass  der  gegenwartiir<-  KriiR  da/u 
beitragen  wird,  die  wirtschaiiliche,  .so- 
ciale und  politische  Umwälzung  innerhalb 
des  rtissischen  Reiches  zu  fördern.  Die 
fskra  ist  der  Ansicht  dass  der  jetzige 
Krieg  und  die  Ideen  des  SociaIisnui>  auf- 
Kussland  herbeiführen  werde.  Die  Rewo- 
luzjonnaia  Rossiffi  fordert  die  Genossen 
auf.  mit  verdoppelter  Kraft  die  .\gitation 
in  Stadt  und  Land  zu  führen.  Sie  ist  der 
Ansicht,  der  jetzige  Krieg  werde  mit 
einer  Niederl.ige  Russlands  enden  und 
»das  tragische  Finale  des  russischen  Ab- 
solutismus« werden.  .Aus  allen  Teilen  des 
Reichs  konunen  Nachrichten  über  Demon- 
strationen gegen  den  Krieg,  den  Milita- 
rismus und  da>  C/arontimi  ;  Proclamatio- 
nen  des  revolutionären  Rccrutenverban- 
des,  in  welchen  die  Soldaten  über  den 
Krieg  und  die  Ideen  des  Socialisnms  avif- 
geklärt  werden,  gelangen  überall  zur  Ver- 
teilung. Die  finlimdische,  die  lettische, 
ukrainische  und  die  litauische  SociaUktno- 
kratie  ist  nicht  weniger  tat>g.  als  die  in 
Russisch  Polen ;  in  den  südlichen  Land- 
schaften» sowohl  unter  den  Georgiern,  als 


auch  unti  r  <Ii  n  AriiKniLTn  i^t  die  Gärung 
ausserordentlich  heftig.  Die  armenische 
Soctaldemokratie  fordert  in  einer  Proclai- 
niatirm  7um  Tiencralstrike  auf.  Selbst  in 
den  eisigen  Steppen  Sibiriens  unterwühlt 
eine  rührige  sodalistische  Agitation  den 
Boden. 

Aber  auch  in  den  übrigen  europäischen 
Ländern  hat  die  Socialdemokratie  ihre 
Stimme  gegen  den  Krieg  erhoben.  In 
Deutschland  haben  Protestversammlungen 
stattgefunden.  In  Frankreich  haben  nach 
einander  die  Jauresisten,  die  Guesdisten 
und  auch  die  ConfidiraÜon  gfnintte  d« 
tnivail  Manifeste  gegen  den  Krieg  er- 
lassen. Die  Organisationen  der  englisclien 
Socialdemokratie  bdcondeten  ebenfalls 
ihren  Protest  gegen  den  Krieg,  und  in 
einer  Versammlung  des  Jüdischen  Ar- 
bclterbundes  in  London  wurde  eine  Reso- 
lution gegen  den  Krieg  angenommen.  In 
ähnlic!i<:r  Weise  ging  man  in  der  Schweiz 
und  I'.:  hl  II  vu-  In  Österreich  war  es  be- 
sonders der  Genosse  Daszynski,  der,  in 
einer  socialdemokratischen  Versammlung 
zu  Krakau,  unter  ungeheurem  P-^ifall  der 
Anwesenden  die  russische  Raubpolitik 
verurteilte. 

X  .  X 

KURZE  CHRONIK.  Das  mternationaJe 
sodalistische  Bureau  zu  Brfissel  teilt  mit, 

dass  di  r  internationale  C  o  n  - 
g  r  e  s  s  in  .\ni.sterdam  vom  14.  bis  20.  Au- 
mi-t  -tatifmden  wird.  —  Nach  51  tagiger 
W  i  handlung  wegen  angeblicher  Verleum- 
dung der  Italicnischen  Marineverwaltung 
wurde  F  e  r  r  i  zu  14  Monaten  Gefängnis 
und  15 16  1  Busse  verurteilt,  huoo  pobtzich 

Gewerkschaftsbewegung 

Das  wichtigste  Ereignis  in  den  letzten 
Wochen  war  der  vom  7.  bis  9.  März 
in  Berlin  abgehallene  allgemeine  HEIM- 
ARBF.ITEKSCHUTZCONGRKSS.  den 
die  Gcncralcommission  der  G  ^  chaf- 
trii  Deutschlands  im  Auftrage  des  Stutt- 
garter Gewerkschaftscongresses  einbe- 
rufen hatte,  um  die  Dringlichkeit  einer 
gesetzlichen  Heimarbeitsrcform  zu  demon- 
strieren. Der  Conpress  gestaltete  sich  in 
^•iiuni  Wrlauf  zu  einer  imposanten 
Kundgebung,  deren  Bedeutung  durch  das. 
Fembleiben  der  Reichsregierung  kaum 
wesentlich  abgesclnv.Hcht  wurde.  Die  letz- 
tere hatte,  getreu  ihrer  gegenüber  Ar- 
beit er  schutzcongressen  bisher  lieobachteteik 
il.iliuni:.  die  Entsendung  eine-  Vertreters 
al>gel(.hni,  und  auf  ihren  Wmk  ist  allen» 
.Anschein  nach  auch  die  vorerst  in  Aus- 
sicht gestellte  Teilnahme  dnes  osterrddii- 
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sc!;eii  Rcgierungsvcrtrctcrs  unterblieben. 
Diese  Haltung  der  Reichsregierung  ist 
natürlich  sjrmptomattsch  für  ihre  Stellang 
zur  Frage  des  Heimarbeiterschutzes;  sie 
seigt,  dass  wenig  Geneigtheit  vorhanden 
ist,  irgendwie  ernstlich  gegen  die  Schäden 
auf  diesem  Gebiete  vorzugehen,  so  dass 
der  Congress  einen  positiven  Erfolg  zu- 
nächst kaum  zeitigen  wird. 
Wie  €lie  Regierung,  so  hielten  sich  die 
Mehrhettsparteien  des  Reichstags  fem. 
Ausser  zahlreichen  socialdemokr.iti^rhen 
Vertretern  wohnten  nur  zwei  freisinnige 
Rdchstagsabgcordnete  vorübergehend  dem 
Congrcsse  bei,  und  vom  Centrum,  das  die 
Socialpolitik  rcclamehaft  behandelt,  liess 
sich  kein  einziger  Vertreter  sehen.  Vom 
Reiclistag  wird  aI<o  ein  ernsthaftes  Ein- 
treten für  den  llcimarbcitcrächulz  in  der 
nächsten  Zeit  ebensowenig  zu  erhoffen 
sein. 

Dies  vermag  indes,  wie  bereits  bemerkt, 
die  Bedeutung  des  Congn-^vcs  kaum  zu 
beeinträchtigen.  Diese  liegt  nicht  allein 
•darin,  dass  die  Arbeiterschaft  zahlreicher 
Bcrufr  ^i(•il  zu  einer  energischen  Kund- 
gebung gegen  die  hausindustrielle  Aus- 
beutung aufgerafft  hat.  sondern  auch  in 
der  Tatsache,  dass  es  gelungen  i^t.  ge- 
werkschaftliche Arbeitervertreter  wie 
bürgerliche  Socialrcformcr  auf  ein  ein- 
h(  itliclies  Heimarbcitcrsrhmzprogramm  zu 
vcrptiichten,  das  die  künftige  Propaganda 
wesentlich  erleichtern  wird,  vorausgesetzt, 
dass  alle  vertretenen  Organisationen  mit 
Nachdruck  für  seine  Durchführung  wir- 
ken. l'"s  ist  nicht  da>  t  r  tt  Mal.  dass  Ar- 
beitervcrtreler  und  bürgerliche  Socialre- 
former  zu  gemeinsamer  Beratung  tagten ; 
ein  solcher  gemeinsamer  Congress  fand 
bereits  1897  in  Zürich  statt.  Damals,  wie 
heute,  handelte  es  sich  nicht  um  ptmd' 
piclle  Fragen,  sondern  um  die  Zusammen- 
fassung verschiedener  Kräfte  zu  gcmein- 
sanK  i  I  )cmnnstration,  und  heute  noch 
mehr,  als  damals,  war  ein  soldies  Zusam- 
menwirken eine  Notwendigkeit,  die  auch 
von  bürgerlichen  Socialreformern  leicht 
begriffen  wurde.  Dagegen  bewiesen  die 
christlichen  tmd  die  freismnigen  Gewerk- 
vereine durch  ihr  Fernbleiben  vom  Con- 
gress,  dass  ihnen  an  einer  einheitlichen 
Arbetterschutzaction  in  Fühlung  mit  der 
gesamten  Arbcitcrschutz!)cwegung  nichts 
gelegen  ist.  Die  ersteren  lehnten  aus 
schlecht  gewählten  formalen  Scheingrün- 
den jede  \'crtretung  ab,  angeblich,  weil 
man  sie  nicht  zu  den  Vorarbeiten  des 
Cbngresses  zugezogen  habe,  und  von  den 
letzteren  liess  sich  nur  die  fortgeschrit- 


tenste (Düsseldorfer)  Gruppe  durch  eine 
Delegiertin  vertreten,  während  die  an  der 
Heimarbeit  interessierten  Gewerkvereine 

ebenfalls  v<)llige  Tcilnahmlosigkeit  be- 
kundeten. Dass  es  l)csonders  den  christ- 
lichen Gc  werk  verein  lern  auf  eine  Störung 
der  einheitlichen  Action  ankam,  beweist 
ihre  Veranstaltung  einer  besonderen  De- 
nionstrationsversammlung.  8  Tage  vor 
dem  Cong^ress,  in  der  sie  den  letzteren  als 
eine  socialdemokratische  Kundgebung  be- 
leumdeten und  sich  selber  durch  einige 
eingeladene  Abgeordnete  der  rechten 
Parteien  als  staatserhaltende  Elemente 
feiern  lie>sen.  Wir  liaben  uns  von  diesen 
Sondergewerkschaften  nie  eines  anderen 
versehen,  und  es  ist  gut,  dass  ihre  wahre 
Natur  sich  so  wenig  verleugnet. 
Von  bürgerlichen  Organisationen  nahmen 
der  Ausschuss  des  l'creins  für  SocialpoV^ 
tik.  die  Gesellschaft  für  sociale  Reform, 
der  Berlmer  i'ercti!  für  socuile  Reform, 
der  Bund  deutscher  Bodenreform,  sowie 
eine  Reihe  von  Organisationen  der  bür- 
gerlichen Fraoenbewegimg  an  den  Ver- 
liaiidlungeu  teil.  Von  den  i88  Delegierten 
cntüelen  auf  Gewerkschaften,  Gewerk- 
schaftscartelle  und  Gewerkschafts-  respec- 
ti\e  Francnver-animlungcn  163.  auf  Kran- 
kcncas.^encorporalionen  9  und  auf  bür- 
gerliche Organisationen  16.  Unter  den 
\'ertretern  der  letzteren  seien  besonders 
die  Professoren  Francke  und  Sombart, 
\)r.  A.  Weber.  Dr.  Wilbrandt.  Lehrer 
Agahd,  Frau  Cauer,  Fräulein  Alice  Salo- 
men und  Fräulein  Pappritz  erwähnt  Es 
ver-ti-ht  sich,  da^s  dic^e  Organisationen 
im  Bureau  des  Congresses,  wie  in  der 
Commission  zur  Beratung  der  Resolution 
entsprechende  Wrtreiung  fanden.  Der 
Verlauf  des  Congresses,  soviel  an  diesem 
lag.  war  durchaus  befriedigend.  Trotz 
erheblicher  Meinungsvcr-^rliicden  heilen, 
die  vor  allem  in  den  zweitägigen  Debatten 
zum  ,\u>iiruck  kamen,  beseelte  alle  dts 
ehrliche  Wollen,  sich  auf  ein'  gemein- 
sames Action sprogramm  zu  einigen,  und 
die  von  der  Commission  litarljeitete  Re- 
solution fand  einstimmige  An- 
nahme. Dieselbe  ist  zu  lang,  um  hier 
im  Wortlaut  wiedergegelKn  zu  werden. 
Ihr  Inhalt  ist  in  Kurze  folgender:  Nach 
Feststellung  der  gemeinschädlichen  Wir- 
kungen der  Hausindn<tric  (niedrige 
Löhne,  lange  .Arbeitsdauer,  ungesunde  Ar- 
Iwitsstätten)  wird  zunächst  ein  Verbot  der 
Heimarbeit  in  besonders  gestmdheits- 
schädlichen  Industrieen,  werden  femer 
•Massnahmen  zum  Schutze  des  Publicums 
gefordert  und  als  Grundlage  eines  unver- 


Digitized  by  Google 


RUNDSCHAU  •  OFFENTUCHES  LEBEN  '  OEWERKSCHAFTSBEVEOUNO 


331 


züglich  7U  schaffenden  Hcimarbcitcr- 
schutzgcsetzcä  nachstehende  Forderungen 
erhoben:  i.  Regeluncrder  Lohnsätze  durch 
Einigufigsämter  oder  paritätische  Lohn- 
conunissionen ;  2.  Reglementierung  der 
Heimarbeitsräumc  nacli  hygienischen 
Y<Mrschriftcn ;  3.  Anmeldepflicht  für  Be- 
natztmg  von  Heimarbeitsraumen ;  4.  Ver- 
bot der  HcimarlK-it  in  verseuchten  Woh- 
nungen; 5.  Dcsinfection  respectivc  Ver- 
nichtting  verseuchter  Heimarbeit smateria- 
h'cn  und  -waren :  6.  Unterstellung  unter 
strenge  Gcwcrlieaufsicht ;  7.  Listenfiih- 
rungszwangfürUnternehmer  undZwischen- 
meister,  «He  Hausarhcitcr  beschäftigen; 
8.  sichtbare  Kennzeichnung  von  Heim- 
arbeitserzeugnissen ;  9.  Ausdehnung  der 
Arbeiterversichernng  und  Arbeiterschutz- 
vorscbriften  auf  die  Heimarbeit;  la  Zu- 
ständigkeit der  Gewerbegerichte  für  alle 
Hausiiidustriellcn :  11.  Einführung  von 
Lohnbüchern:  xa.  Verbot  der  Mitgabe 
von  Hausarbeit  an  Betriebsarbeiter,  sowie 
Ausschluss  der  Heimarbeit  von  allen  Lie- 
ferungsarbcilen  für  Reich.  Staat  und  Ge- 
meinde, und  13.  wirksame  Strafen  fiir  alle 
Übertretungen  unter  besomlerer  Verant- 
wortlichkeit <lcr  Unternehmer  und 
Zwischenmeister.  Endlich  fordert  die  Re- 
solution die  Reichsregierung  zur  Tnitiative 
behufs  Herljeifuhrung  internationaler 
Massnahmen  gegen  die  Hau!>arbeit  auf. 
Die  einstimmige  Annahme  der  Resolution 
bedingte  allerdings  Zugeständnisse  vom 
linken  und  rechten  Flügel ;  die  principicll 
am  gänzlichen  Verl)<^t  der  Heimarbeit 
fe-thiil'cnden  Tabakarbeitcr  legten  ihren 
Staiidpunct  in  einer  besonderen  Erklärung 
dar,  stimmten  aber  ebenfalls  für  die  Re- 
solution. Ebenso  einstimmig  erfolgte  die 
Annahme  einiger  anderer  Resolutionen, 
d:r  (lie  .Xusdehnung  der  Arbeiterversiche- 
rung und  des  Arbeiterschutzes  schon  jetzt 
vom  Bundesrat  innerhalb  seiner  Befug- 
ni^<r.  -inwic  den  Atisschluss  der  Maus- 
arbciicr  von  allen  Arbeiten  des  Reiches, 
Staates  und  der  Gemeinden  fordern  und 
weiter  das  let/tcrc  auch  von  den  Con- 
sumvereinen  erwarten.  So  konnte  der 
Vorsitzende  den  Congress  schliessen  mit 
der  Anerkennung,  dass  das  gemeinsame 
Wirken  von  Erfolg  begleitet  war  und  dass 
die  Bekämpfung  der  Heimarbeit  ein  Ge- 
biet sd,  auf  dem  alle,  die  guten  Willens 
sind,  sich  vereinen  können  zu  gemein- 
samer Arbeit.  Er  sprach  aber  auch  die 
Erwartung  aus,  dass  die  vom  Congress 
eingeleitete  Bewegung  nicht  im  Sande  ver- 
rinne, 'ionflern  kräftig  gefiirdert  werde, 
damit  sie  wirksame  Erfolge  bringe.  Dieser 


Appell  war  um  so  notwendiger,  als  die 
Weiterarbeit  naturgemäss  den  einzelnen 
Organisationen,  insbesondere  den  Gewerk- 
schaften obliegt,  die  ntmmehr  von  neuem 
die  Propaganda  leiten,  Material  über  die 
Missstände  der  Heimarbeit  sammeln  und 
für  die  Vertiefung  der  Bewegung  sorgen 
müssen.  Mehrere  Antrage  auf  Einsetzung 
einer  ständigen  gemischten  Commission 
zur  Leitung  dieser  Propaganda  mussten 
der  Entscheidung  des  nächsten  Gewerk- 
schaft ^rongresses  überlassen  werden.  Wir 
sind  uberzeugt,  dass  die  Gewerkschaften 
diese  Bewegung  nidit  wieder  zur  Ruhe 
kommen  las.scn  werden  und  dass  diesem 
ersten  Heimarbeiterschutzcongress  bald 
weitere  folgen  werden. 
Ein  Agitationsnuttel  von  besonderer  Zug- 
kraft btfdete  die  neben  dem  Congress  ver- 
anstaltete .\  u  s  s  t  e  1  I  u  n  g  V  o  n  H  e  i  m  - 
arbeitserzeugnissen,  die  von 
den  Gewerkschaften  der  Metallarbeiter, 
Schneider,  Wäschearheitcr.  Schuhmacher, 
Kürschner,  Buchtiinder.  Holzarbeiter  und 
Blumen-  und  I'ederarbeiterinnen  be- 
schickt war.  Obwohl  sie  nur  einen 
kleinen  Teil  der  Centren  der  Hausin- 
dustrie in  keineswegs  erschöpfender  Dar- 
stellung umfasste,  war  das  Bild,  das  sie 
bot,  von  so  unmittelbarer  Wirkung,  dass 
zahlreiche  Wünsclu-  auf  Erhaltung  re- 
spective  Wiederholung  der  Ausstellung  bei 
spateren  Congressen  laut  wurden.  Den 
letzteren  kann  jedenfalls  Rechnung  ge- 
tragen und  diese  Veranstaltung  bedeutend 
erweitert  werden,  so  dass  ihr  Zweck, 
neben  der  Art  der  hausindustricllcn  Pro- 
duciion  die  Lohnsätze  und  Arbeitsdauer 
für  jede  einzelne  Arbeit  und  den  er- 
zielten Wochenverdienst  im  Vergleidi 
mit  der  Werkstatt-  und  Fabrikarbeit 
kenntlich  zu  machen.  s<jwie  einen  Ein- 
blick in  die  Wohnungsverhältnisse  der 
Heimarbeiterfamilien  durch  wohlgelun- 
genc  bildliche  Darstellungen  zu  gewähren, 
noch  besser  erreicht  wird.  Es  verdient 
ferner  erwähnt  zu  werden,  dass  sowohl 
die  Cnu-ralcnmtrtission  ftir  eine  Reihe  ver- 
schiedener Berufe,  sowie  im  besonderen 
noch  die  Metallarbeiter.  Schneider,  Tabak* 
arbeiter  und  der  Verein  Berliner  Frauen 
und  Mädchen  der  Arbeiterclasse  durch 
Herausgabc  von  Denkschriften  /m  Mate- 
rialsanmilung  auf  dem  Gebiete  der  Heim- 
arbeit beigetragen  haben. 
X  X 
Von  VERBANDSTAGEN  UND  CON- 
GRESSEN sind  zu  nennen  zwei  General- 
versammlungen, welche  die  Verbände  der 
Hafenarbeiter  in  Hamburg  und  der 
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Steinsetier  in  Braunschweig  in  der 
Zeit  vom  22:  bis  Februar  lüthielten. 
Die  erster«  beschäftigte  sich  fast  irar  mit 

iiU(r:ii  :i  Angelegenheiten,  heschloss  die 
Einführung  einer  Krankengeldzuschuss- 
casse  nnd  stimmte  der  Abhaltting  eines 
allgemeinen  Secmannsschulzcongrcj-scs  zu. 
Der  Verbandstag  der  Steinsetzer  bewäl- 
tigte ein  umfangreiches  socialpolitisches 
Protjrnnim.  indem  er  Stellung  nahm  zu 
den  Frageiti  des  Pda:>teräteinzollcä  und 
der  Bedeutung  der  Schiffahrtaabgaben  für 
das  Steinsetzergewerbc,  sowie  des  Ar- 
beiterschuizcs  der  im  Strassenbau  beschäf- 
tigten Arhei'.er.  Bedeutsam  waren  ferner 
die  Bera,tungen  über  die  tarifliche  Rege- 
lung der  Lohn-  imd  Arbeitsbedingungen, 
bei  denen  Ii  ~tf,H  stellt  wurde,  dass  der 
Verband  bereits  in  40  Districtcn  Tarifver- 
träge mit  den  Arbeitgebern  abgeschlossen 
hat.  lind  über  den  utopischen  Plan  des 
Stenisclzerinnungsvcrbandes,  eine  gemein- 
same Standesorganisaiion  für  Meister,  Gie- 
sel Icn  und  Lehrlinge  zu  schatten.  Bei  der 
Beratung  des  Unterstützungswesens 
musste  von  der  Einführung  einer  Arbeits- 
losenunterstützung Abstand  genommen 
werden,  weil  die  hohe  Arbeitslosigkeit  im 
Beruf  enorme  Beitragserhöhungen  erfor- 
dern würde;  beschlossen  wurde  die  Ein- 
führung einer  Krankenunterstützung  von 
I  M.  jin«  Tag  auf  die  Dauer  von  2  bis 
13  Wochen,  sowie  die  Ausdehnung  der 
Strikeunterstützung  attf  die  Winter- 
monate. 

X  X 
ir\^GE.\nR.!f.CO}f.\[fSSIO.\-  DER  GE- 
WERKSCHAFTEN DE  V  TSC!!  LA  NDS 
hat  soeben  ihren  Rechenschaftsbericht 
für  die  Zeit  vom  1.  Juni  h>3j  bis 
31.  Dccember  1903  veröffentlicht.  Der- 
selbe stellt  einen  erfreulichen  Aufschwung 
der  Gewerkschaften  fest,  deren  Zunahme 
im  letzten  Jahre  auf  140000  Mitglieder 
geschätzt  wird.  Bedeutungsvoll  für  das 
wachsende  .Xnschen  der  Gewerkschaften 
sei  die  Tat-ache,  dass  das  rcichsslatistischc 
Amt  die  Mitarbeit  der  Gewerkschaften  bei 
der  Arbeiterstatistik  nicht  entbehren 
könne;  dies  berechtige  zu  dem  Schluss, 
dass  man  ihnen  die  rLclitlicIie  Anerken- 
nung auf  die  Dauer  nicht  werde  versagen 
können.  Die  Agitation  wurde  wie  bisher 
gefordert.  Die  Crncialcommiss'wn  unter- 
hält Arbeitersccrttariate  in  Oberschlesien, 
Posen  und  Iserlohn :  die  Errichtung  eines 
weiteren  in  Saarbrücken  stellt  bevor. 
Aus-erdeni  unterliält  sie  Agitationsconi- 
mis^ionen  in  Ost-  und  Westpreussen, 
Rheinland-Westfalen  und  Elsass-Lothrin- 


gen.  Auf  statistischem  Gebiete  hat  sie, 
wie  bisher,  die  Statistik  über  die  Stärke 
und    Leistungen    der  Gewerkschaften, 

über  die  Strikes.  sowie  über  die  Gewerk- 
schaftscartelle  und  Arbeitersecretariate 
herausgegeben.  Ausserdem  gibt  sie  3  Or- 
gane heran*;,  das  Corrcspondenzblatt 
(.Auflage  14500),  den  Opcraio  Jlaliano 
(  Auflage  2000  bis  3400)  und  die  polnisdie 
Osxciata  (.Auflage  2700).  Die  vom  letzten 
Gewerkschafiscongress  beschlossene  Un- 
terstützungscasse  für  Gewerkschafts-  und 
Partdangcstellte  wurde  gemeinsam  mit 
dem  Verein  Arbeiterpresse  ins  Leben  ge- 
rufen; sie  gewährt  Sterbegeld.  Witwen- 
tmd  Waisen-,  sowie  Invalidenunterstüt- 
zung und  hat  gegenwärtig  das  7.  Htmdert 
Mitglieder  liherscliritten.  Der  Cassenbc- 
richt  verzeichnet  eine  Jahreseinnahnie  von 
93  491  M.  und  eine  Ausgabe  von  86  589  M. 
Zugleich  verolTentlicht  das  von  der  Gc- 
iicralcammission  errichtete  Central- 
.-irf)citersecretariat,  das  die 
Wrtretung  der  .Ansprüche  Unfallverletz- 
ter vor  dem  Reichsversicherungsamt  be- 
sorgt, meinen  ersten  Jahresbericht.  Das 
Secretariat  trat  Anfang  Januar  1003  in 
Wirksamkeit  tmd  hat  im  verflossenen  Jahr 
von  6.^3  eingeganRitu-n  Streit-aclien  (567 
Unfall-,  30  Hmierbliebenen-  und  36  In- 
validenrente betreffend)  513  erledigt.  Es 
Vic'clir.'inkt  sich  in  der  Hauptsache  auf  die 
Vertretung  organisierter  .Arbeiter  und  ver- 
tritt unorganisierte  nur  in  Ausnahme- 
frillen.  Von  den  455  behandelten  L'nfall- 
sachen  wurden  206  zu  gunsten  und  249  zu 
ungnn  icn  der  Klager.  von  24  vertretenes 
Hinteridiebcnenansprüchen  ii  zu  grünsten, 
13  zu  Ungunsten  der  Hinterbliebenen,  und 
\<in  <len  30  vertretetien  Invalidensachen 
7  zu  gunsten  der  Versicherten  erledigt. 
Da  das  Reichsv«rsicherungsamt  in  Inva- 
lidcnsachcn  nur  über  formale  Mringel  des 
Verfahrens  zu  entscheiden  hat,  so  ist  hier 
ein  günstigeres\'erhältnis  nicht  zu  erwarten. 
Das  Secretariat  lx\-;chäftigt  gegenwärtig 
2  Sccrctaire  und  i  Hilf.>.kraft;  es  verur- 
sachte einen  Kovtenaufwand  von  6772  M., 
der  sich  im  laufenden  Jahre  auf  8000  M. 
erhöhen  dürfte.  Jedenfalls  hat  sich  die 
Wirksamkeit  der  neuen  Einrichtung  als 
eine  sehr  segensreiche  erwiesen.  Aner- 
kennung verdient  auch,  dass  das  Rddis- 
\  !•! -iclu  riniK'-aiiit  iler  Tätigkeit  derselben 
keinerlei  Hindernisse  in  den  Weg  legt 
(vei^l.  auch  die  Rubrik  Sociolpolitik, 
pag.  3»). 

X  X 

Unterdes  arlnitct  das  deutsche  UNTER- 
NEHMERTUM mit  Hochdruck  an  seiner 
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kricgeriscfaeti  Hschtentfaltungr.  Seit  den 
Tagen  von  Crimmitschau  wird  der  Plan 
der  Centraüsation  der  detitschen  Arbeit- 

gebcrvcrbiinde  von  zwei  Seiten  her  in  An- 
griff genommen.  Der  dem  Hamburg-Al- 
tonaer ArbettKeberverband  und  der  Deut- 
sehnt  Arbcit:^cbi-r:cituni^  nahestehende 
GeneralsecreUir  Kuhlo-München  ver- 
öfFentlichte  den  OrRanisationsplan  eines 
d  c  u  t  s  c  h  c  n  A  r  h  e  i  t  g  e  h  <•  r  h  u  n  d  e  s  , 
dessen  Hauptaufgabe  die  \  criOlgung  stri- 
kender  Arbeiter  durch  üntcrnehmernach- 
weise  und  die  systematische  Bekämpfung 
verhetzender  Theorieen  sein  soll.  Empha- 
tisch versichert  Herr  Kuhlo  aber  dabei, 
dass  das  freie  Coalitioosrecht  der  Ar- 
beiter in  keiner  Weise  beschrankt  werden 
soll.  Die  Rache  der  Crimmitschaucr  Fa- 
brikanten zeigt  zur  Gen^e,  was  davon  zu 
halten  ist.  Gleichzeitig  bereitet  der  Ceit- 
tralvcrband  dcuisclicr  Industrieller  die 
Gründung  einer  Cetitralstclle  al- 
ler deutschen  Arbeitgeber- 
verbände  vor.  EiVien  forniiichrn  Mo- 
bilmachuüti^i  ian  liai  indes  der  i  crem 
Berliner  Mctailwarcnfnbrikante»  {Kü/me- 
tnämienrrbaud )  aufgelegt,  den  ein  gün- 
stiger Zufall  zur  öffentlichen  Kenntnis 
braclitc.  Die-er  \'erein.  « ii  dem  vor- 
jährigen Gürtlcrstrike  bemüht,  Strikes 
schonungslos  zu  unterdrücken,  will  einen 
Entscb.;id:gungsfond>  errichten,  der  die 
Durchführung  eines  rein  mechanischen 
Massenaussperrungsverfahrens  erleichtem 
soll.  Eine  V'ertrauensoommission  hat  an- 
zuordnen, dass  bei  Ausbruch  eines  Strikes 
10  9*^  aller  Arbeiter  der  betritTcndcn 
Branche  sofort,  weitere  lo^r  nach  Ab- 
lauf der  I.,  fernere  20'/c  nach  der  2.  und 
wieder  30%  nach  der  3.  Woche  auszu- 
qierreti  sind.  Entschädigt  sollen  die  Un- 
ternehmer kleinerer  tmd  mittlerer  Betriebe 

(bis  20  und  bis  100  Arbeiter)  werden. 
Neu  ist  ausserdem  die  Idee,  unorganisier- 
ten Ausgesperrten  eine  Ansspemings- 
antcrstiitziuig  von  2.50  M.  pro  Tag  in 
Aussicht  zu  stellen  und  sie  dadurch  von 
der  Organisation  fernzuhalten.  Eine 
förmliclie  Listenauf  legung  für  organisa- 
tionsfeindüche  Arbeiter  hat  den  Herren 
keinerlei  Mrfoli;  gebracht,  und  bereits 
fallen  Drobinim.n,  dass  man  die  social- 
demokratische  Bande  einfach  aufs  Pflaster 
werfen  werde.  "Die  Kühnemänner  werden 
sich  hüten,  eine  so  heisse  Suppe  hinunter- 
zuschlucken: bei  einigem  Nachdenken 
werden  sie  inne  werdtn.  dass  gegen  die 
Gewerkschaftsorganisatiun  nun  einmal 
kein  Kraut  gewachsen  ist. 

X  X 


.Auch  die  unerhörte  Gerichstcampagne 
gegen  das  Strikepostenstehen  der  Arbeiter 
wird  versagen.   Breslauer  Gerichte  haben 

in  dieser  Beziehung  das  M(')glicli-t(.'  ge- 
leistet; es  liagelte  förmlich  Gefängnis- 
strafen wegen  nidittger  Redewendungen. 
Trotzalledem  setzt  die  gewerkschaftliche 
Action  allenthalben  energisdier  ein,  zum 
Schrecken  des  Untcmehmertoms.  Wo- 
hin <la<;  Scharf  »weher  tum  unter  den 
deuischen  Arbeitgebern  die  Gesetzgebung 
drängen  moclite.  das  zeigt  uns  die  Tra- 
gödie des  ENGLISCHEN  GEWERK- 
SCHAFTSRECHTS, das  von  den  Ge- 
richtshöfen des  Landes  förmlicli  zerfetzt 
worden  ist.  Abermals  ist  die  Gewerk- 
schaft der  Bergleute  wegen  eines  Strikes 
zu  Schadenersatz  verurteilt  word  n.  F.s 
handelt  sich  t'.m  eine  Arbeitseinsteilung  in 
Ycrkshire.  Verschwörung  und  Vertrags- 
bruch lautet  das  Verbrechen,  wofür  die 
Gewerkschaft  verantwortlich  gemacht 
wurde,  und  der  Schadenersatzanspruch 
der  Kläger  beziffert  sich  auf  3  Mill.  M. 
Solche  Proccsse  können  die  Gewerk- 
schaften zwar  nicht  zu  Grunde  ricliten, 
hindern  aber  ihre  ruhige  Kntwickelung, 
die  allein  ein  tarifliches  Verhältnis  zwi- 
'^rhen  .\r!u  itgt-lK-rti  i'nd  .\rbritcrn  ermög- 
licht. In  politischer  Hinsicht  tragen  sie 
tn(k»  dazu  hei.  die  Arbeiter  von  den 
bürgerlichen  Partden  zu  emancipieren 
und  sie  als  unabhängige  Arbeiterpartei 
zusanimenzuschliessen,  die  nicht  anders, 
als  socialistisch,  sein  kann. 
X  X 

KURZE  CHRONIK  Die  Lohnbe- 
wegungen traten  diesmal  hinter  den 
sonstigen  Ereignissen  zurück ;  wir  er- 
wähnen kurz,  dass  der  Kampf  der  Por- 
ccllanarbeiter  in  Schlterbach  weiter 
dauert,  dass  der  Kampf  der  Schneider  in 
\^'rtn)ar  zu  U)igiiii^;en,  in  Lrip.'ig  zu 
gun;<tcn  der  Arbeiter  mit  Vereinbarung 
eines  Tarifs  endete.  Ein  kurzer  Tarif- 
kanipf  der  Buchdrucker  in  der  Rcrlincr 
J-irnia  Ilaa^enstein  &•  Vogler  wegen  Nicht- 
beachtung der  tariflichen  .'\rbeitsnach- 
".veise  braclite  den  Stnkendin  vollen  Er- 
folg, den  arbeitswilligen  Gatcubcrubünd- 
lern  die  schlimmste  Blamage.  Der  Ver- 
band nutzt  diesen  Sieg  durch  Erleichte- 
rung der  Cbertrittsbedingungen  für  solche, 
die  dem  Gulenbcrgbund  den  Rücken 
kehren  wollen,  aus.  —  Die  württember- 
gische Regierung  hat  verfügt,  dass 
staatliche  D  r  u  c  k  a  tt  f  t  r  ä  g  e  nur 
an  tariftreue  Firmen  vergeben  werden 
dürfen.  —  Der  Lederarbeiterver- 
band veranstaltet   eine  Statistik  -der 
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L'ihn-  und  Arbeitsverhältnisse.  —  Der 
prcussische  Eiscnbahnniinister  Budde  hat 
sich  eine  Centralisation  der 
Eisenbahner  zugelegt  durch  Grün- 
dung und  Zusammenschluss  geselhger 
Eisenbahnervereine,  in  denen  natürlich  ge- 
werkschaftliche Tendenzen  streng  ausge- 
schlossen sind.  Das  ist  die  Coalittons- 
f-.  '  ilieit,  die  (1<.T  Minister  scinrtt  Arlicilern 
gnädig  gestattet.  Im  preus&ischen  Land- 
tag ericlärte  der  Herr  tmter  Beifotl,  dass 
das  Wort  Coalitionsfreihcit  ein  Schlag- 
wort sei,  mit  dem  starker  Unfug  getrieben 
werde,  und  dass  er  socialdcmokratische 
Organisationen  in  Staatsbetrieben  nicht 
dulden  werde.  Der  Cenlruinsgewerk- 
jichafilcr  Brust  erklärte  diesen  Stand- 
punct  für  l>erechtigt,  sofern  die  Arbeiter 
bd  Etngeluing  ihres  Dienstverhältnisses 
auf  die>c  Folge  aufmerksam  gemacht  wor- 
den seien.  In  der  Tat,  ein  trauriger 
Kämpfer  für  die  Arbeitercoalition,  zu  dem 
sich  die  c-hri^tlicb.en  Gewerkschaften  be- 
glückwünschen kunncn!         paul  UMMsrr 

Genossennchaftsbewegunc 

Ein  Tag  von  historischer  Bedeutung 
für  die  deutsche  Genossenschafts- 
bewegung  war  der  6.  März.  An  diesem 
Tage  fand  in  Chemnitz  eine  ausserordent- 
liche (jencralversaniiulunK  der  Grosscin- 
kaufsgescUschaft  deutscher  Consumver- 
eine  statt,  auf  der  der  so  überaus  wich- 
tige Bcschluss  gefassi  wurde.  zur 
EIGEN PRODUCTIÜN  überzugehen.  Es 
lag  ein  Antrag  der  Verwaltung  der  Ge» 
Seilschaft  vor.  in  .X  k  e  n  an  der  Elbe, 
einem  Ort  mit  vorzuglicher  Wasser-  und 
Bahnverbindung,  dn  Grundstück  in  der 
Grösse  von  28400  qni  7U  erwerben,  um 
darauf  eine  eigene  Fabrik  zur  Herstellung 
von  Seife,  Seifenpulver  etc.  zu  errichten. 
Der  vom  Geschäftsführer  G.  Lorenz  be- 
gründete Antrag  fand  einstimmige  An- 
nahme. Ebenso  wurde  auch  die  hier- 
durch, wie  auch  aus  anderen  Gründen 
nötig  gewordene  Erhöhung  des  Stamm- 
capitals  (kr  Gesellschaft  von  5OOOOOM. 
auf  750000  M.  bewilligt. 
Die  Centraiorganisation  der  deutschen 
Gm  sum  vereine  ist  somit  im  BegriflF. 
gleich  den  Grosseinkaufsgesellschaften 
anderer  Lander  die  Organisierung  der 
genossenschaftlichen,  das  heisst  der  gesell- 
schaftlichen Production  der  Güter  auf  der 
Basis  eines  gesicherten  und  genau  ge- 
kannten Absatzes  in  die  Hand  zu  neh- 
men. Wünschen  wir  unserer  Grossein- 
kaufsRCScUschaft  auf  diesem  neuen  Ge- 
biete den  reichen  Erfolg,  der  ihre  Unter- 


nehmungen bis  jetzt  ausgezeichnet  hat! 
Erwähnt  sei  nr»ch,  dass  die  von  118  Ge- 
sellschaftern beschickte  Generatversanun- 
hing  auch  eine  StatiHen.inderung  vor- 
nahm, durch  die  eine  Hmausschiebung 
der  ordentlichen  Generalversammlung  bis 
in  den  Juni  ermöglicht  wird.  Die  nächste 
Generalversammlung  wird  also  voraas- 
siclitlich  im  .-Xnschlu^s  an  den  allgemeinen 
Consumgenossenschaftstag  am  15.  tmd 
16.  Juni  in  Hamburg  stattfinden. 
X  X 
Auch  in  BERLIN,  das  so  lange  ein 
harter  und  undankbarer  Boden  fär  k«> 
nosscnschaftliche  Bestrebungen  war.  geht 
es  jetzt  rüstig  vorwärts.  In  einer  ara 
8.  Februar  auf  Eiidadung  der  Berliner 
CczcrrL-SiltaftscoDtniission  im  Gew^erk- 
scbal'ishausc  abgehaltenen  Versamm- 
lung von  circa  500  Vor^trnul-i^iKgliedern 

und  Vertrauensleuten  der  Gewerkscbaf- 
tei^  und  Wahlvcreine  hat  die  Berliner  Ar- 
beiterschaft nun  Rcw  rrr.Ki--t  II  offu  iell 
die  Genossenschaftsbewegung  anerkannt 
als  ein  wichtiges  Mittel  zur  »Hebung  der 
Eebenshältung  des  arbeitenden  VolkQS« 
und  als  »wirksame  Ergänzung 
der  gewerkschaftlichen  Or- 
gan i  s  a  t  i  0  n*.  Nach  einem  Referate 
von  Pens  und  von  Elm.  woran  sich  eine 
lebhafte  Discussion  im  zustinunendea 
Sinne  anschloss,  wurde  einstimmig  eine 
Resolution  angenommen,  die  den  Ber- 
liner Arbeitern  den  Anschluss  an  die  be- 
stehenden Consumvereine  empfiehlt  tmd 
in  der  den  anwesenden  Arbeitervertretem 
die  Pflicht  auferlegt  wird,  in  ihren  Orga- 
nisationen in  eine  kräftige  Propaganda 
für  die  Genossenschaften  einzutreten.  Zu- 
gleich spricht  die  Resolution  die  Erwar- 
tung aus.  dass  die  zur  Vereinheitlichung 
der  Berliner  Con  sum  Vereinsbewegung 
unternommenen  Schritte  bald  zum  Ziele 
führen  mochten.  Diese  letztere  Hoffnung 
durfte  wohl  ihrer  Verwirklichung  nahe 
sein.  Die  feindlichen  Brüder  haben  sich 
längst  in  gemeinsamem  Wirken  xusara- 
mengefunden.  Gros.sen  .^nteil  hat  daran 
der  Verein  für  sociales  Genossenschaf tS' 
zvesen  gehabt.  Auch  besteht  seit  einiger 
Zeit  eine  .  t:^itati<n!sci}t)it)iiss{(*ii  der  auf 
dem  Boden  des  Ccntnüvcrbandcs  deut- 
seker  Consumvcrcinc  stehenden  Consu- 
vicntciwrganisationcn  Berlins,  die  jetzt  im 
.Anschlüsse  an  jene  .so  gut  verlaufene 
\'ersammlung  ein  flott  geschriebenes 
Flugblatt  in  160000  Exemplaren  heraus« 
gegeben  hat.  auf  dem  unter  anderm  audi 
die  77  \'<rl;.iu!s-tcl!en  der  so  sich  be- 
teiligenden    Vereine    bekannt  gegeben 
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werden.  Ferner  soll  von  dieser  Stelle 
ans  eine  intensive  Vcrsammliingsagitation 
in  die  Wege  geleitet  werden.  So  wird 
man  ganz  von  selbst  zu  immer  grösserer 
Einheitlichkeit  im  Handeln,  in  der  Wirt- 
schaftsführung nnd  schliesslich  vidleicht 
auch  zu  einer  Centraltriening  &ür  Betriebe 
gelangen. 

Jedenfalls  wird  die  jetet  entfaltete  Titig- 

kt'it  den  Consumvcrcinfn  neue  Anhängcr- 
scharen  zufuhren,  so  dass  Berlin  vielleicht 
doch  eines  Tages  auch  in  gcnossenschaft* 
licher  Beziehting  die  Stelle  einnehmen 
wird,  die  ihm  kraft  der  numerisclien 
Stärke  und  der  Schulung  setner  Arbeiter- 
schalt  gebührt. 

X  X 

In  SACHSEN,  dem  Lande  der  antisemi- 
tischen Reaction,  hat  die  sogenannte 
MiHeUtandshfWCfiunsi  von  jeher  beson- 
ders unangcntlmu-  l'ormen  anpcnoinnicn. 
Zwar  ist  es  den  dortigen  Mitteistands- 
rettern  —  bis  jetet!  —  noch  nidtt  ge- 
lungen, die  Regierung  zum  Erla«;«  eines 
staatlichen  auf  die  Hemmung  oder  Ver- 
nichtung des  Grossbetriebs  im  Detail- 
handel hinzielenden  Steuergesetzes  zu 
veranlassen.  Um  so  eifriger  treiben  sie 
aber  ihre  Wühlarbeit  in  den  Stadtver- 
waltungen, die  auch  hier  schon  verschie- 
dentlich von  Erfolg  gekrönt  gewesen  ist, 
indem  eine  Anzahl  sachsischer  Gemeinden 
von  dem  ihnen  zustehenden  Rechte  einer 
Sonderbesteuerung  der  grossca^talisti- 
sehen  Detailgeschlfte  Gebrauch  gemacht 
haben. 

Nun  ist  auch  in  Dresden,  in  dessen 
Stadtverwaltunp  der  Kampf  seit  7  Jahren 
tobt,  die  Steuergefahr  eine  acute  gewor- 
den. Ein  vor  3  Jahren  eingesetzter  Son- 
derausschuss  hat  endlich  den  Entwurf  zu 
einer  Umsatz-,  Filial  -  und  Wa- 
rcnliausstcuer  zur  Welt  gebracht, 
von  dem  man  in  der  Tat  sagra  kann: 
was  lange  währt,  wird  gut.  Der  Aus- 
schu^s  hat  wenigstens  ganze  Arbeit  ge- 
macht. Das  muss  schon  ein  sehr  ge- 
wandter Hecht  sein,  der  durch  die 
^^a-rhen  dieses  Gesetz  gewordenen  Ent- 
wurfes noch  entschlüpft.  Dreifach  ist  die 
Falle  gestellt:  i.  als  Umsatzsteuer,  die 
bei  einem  Jahresumsatz  von  200000  M. 
ab  erhoben  wird  und  bis  zu  \%  desselben 
steigt:  2.  als  Zweiggeschäftssteucr.  die 
alle  Geschäfte  mit  einer  oder  mehreren 
Filialen  mit  über  10000  M.  Umsatz  trifft 
und  bis  zu  2%  des  Gcsaintuinsatzes  steigt, 
und  3.  als  Warenhaussteuer,  die  das 
Doppelte  der  Umsatzsteuer  betragen  soll 
und  der  soldie  Geschäfte  verfallen,  die 


Waren  aus  mehr  als  einer  der  im  Entwurf 

atifgefvilirten  vier  Warenprnppcn  führen. 
Deninacb  würden  unter  Umstanden 
manche  (ieschiifte  bis  zu  5%  des  Jahres- 
umsatzes als  Extrasteuer  zu  bezahlen 
haben.  Damit  würde  sich  allerdings  der 
Entwurf  in  \\'if!er-pruch  mit  einer  Mini- 
sterial Verordnung  vom  Jahre  1897  setzen, 
die  3%  als  oberste  zulässige  Steuergrenze 
bezeichnete.  Vielleicht  wird  die  officielle 
VcröfTenilichung  —  bis  jetzt  hat  das  • 
Dresdener  Publicum  nur  durch  eine  anti- 
semitische Vereinsversammlung  und  eine 
inofticiöse  Zeitungsmitteilung  Kenntnis 
von  dem  Entwurf  bekommen  —  Lidit  in 
diese  Frage  bringen. 
Die  4  Cons  um  vereine  Dresdens 
nnd  der  Umgegend,  die  die  Sache  natür- 
lich besonders  nahe  angeht,  rüsten  in- 
zwischen schon  zum  Kampfe.  Diese  vier 
Vereine  reprä-^cnticrcn  (b'e  Interessen  VOtt 
40000  Familien,  das  ist  25  bis  309&  dar 
Bevölkerung.  Sie  würden,  wenn  die 
Steuer  in  der  o?)iRen  Form  Gesetz  würde, 
auf  ihren  Zchnmilliuncnumsatz  neben  ihren 
sonstigen  sehr  erhddichen  Stenern  eine 
Extrasteuer  von  500000  M.  zu  bezalilen 
haben.  Es  ist  also  begreiflich,  dass  sie 
sich  rühren.  \m  10.  März  fanden  in 
Dresden  6  imposante  Massenver- 
sammlungen statt,  in  denen  gegen 
die  ungeheure  Ungerechtigkeit  der  projec- 
tierten  Steuer  Protest  erhoben  und  überall 
einstimmig  die  gleiche  Resolution  an- 
genommen wurde. 

Wenn  etwas  einige  Gewähr  bietet,  dass 
der  Entwurf  nicht  Gesetz  wird,  so  ist  es 
seine  Vielseitigkeit,  die  sicli  nicht  nur 
gegen  die  sogenannten  Ausicüilisc  des 
modernen  Handels,  stmdcrn  gegen  die  ge- 
samte leistungsfähige  Geschäftswelt  rich- 
tet.   Qui  trop  embrasse,  mal  ctrcint, 

X  X 
Der  letzte  Geschäftsbericht  der  Hambur- 
ger TABAKARBEITERGENOSSEN- 
SCHAFT zeigt,  dass  die  enge  Verbin- 
dung, in  die  dieses  Unternehmen  in  den 
letzten  Jahren  mit  der  deutschen  Consom- 
verein^bewegung  getreten  ist,  ihm  offen- 
bar sehr  gut  bekommt.  Der  Absatz 
an  Cigarren  ist  von  8400  Mille  im  Werte 
von  348054  M.  im  Vorjahre  auf  10585 
Mille  im  Werte  von  440683  M.  im  Jahre 
1903  gsetiegen.  An  diesem  Absatz  wäret) 
die  Consumvercine  1901  mit  43%,  1902 
mit  49%  und  1903  mit  53%  beteiligt.  Noch 
starker,  als  der  Absatz,  ist  der  Reinge- 
winn gewacliscn,  der  1902  13698  M., 
ijj03  aber  23412  M.,  das  ist  71%  mehr, 
betrog.  Statt  wie  im  Vorjahre  3%,  wird 
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diesmal  die  Genossenschaft  3%  Rüclcver- 

gütung  an  die  Abnehmer  und  Lohnzu- 
schlag an  die  Arbeiter  verteilen.  Die 
Mitgliederanteile  werden,  wie  gewöhnlich, 
mit  5%  verzinst  Rund  20%  des  Reinge- 
winns soHen  lur  Stärkung  des  Betriebs- 
capitals,  das  damit  auf  102630  M.  an- 
wächst, verwendet  werden.  Der  auf 
die  Arbeiter  entfallende  Lohnzuschlag 
wird  übrigens  MCh  einem  Besclilussc  der 
vorletzten  Generalversammlung  zunächst 
nicht  in  bar  ausgezahlt,  sondern  jedem 
Arbeiter  zur  Bildung  cinc5  persönlichen 
Reservefonds  für  Notfälle  bis  zur 
Höhe  von  200  M.  gutgeschrieben.  Die 
Zahl  der  Arbeiter  und  Angestellten  der 
Genossenschaft  beträgt  jetzt  225  (gegen 
184  im  Vorjahrt  ).  \vri\  nn  86  auf  Hamburg 
und  139  auf  die  Filiale  in  Frankenberg 
entfallen. 

Jene  oben  erwähnte  enge  Verbindung 
wird  übrigens  eine  noch  engere  werden, 
nachdem  die  letzte  Generalversammlung 
2  Vertreter  dor  Gross,  iuk'aufs<^rsrllscltaft, 
Hcinr.  Lorenz  uiui  Kcinh.  Postclt,  in  den 
Ani-.icli'. -r;it  gc\v.ih!i  hat.  eine  Massnahme, 
die  der  Geschäfts  fuhrer  der  Tabakarbeiter- 
genossenschaft, Adolph  von  Elm,  als  den 
ersten  Schritt  zur  l'iuwaiidhing  der  Ge- 
nossenschaft in  eine  ProUuctivabteilung 
der  Grosstinkwfsgesetlschaft  bezdchnete. 

X  X 

Einen  wichtigen  Fortschritt  auf  dem  Hc- 
bictc  der  Selbstproductiou  landwirl- 
schaftlicher  Artikel  durch  Consumenten- 
organi sattonen  bedeutet  die  Erwerbung 
des  neuen  RITTERGUTES  DER 
SCHOTT I seil KN  GROSSEINKAUFS- 
GESELLSCHAFT. Das  im  Westen  von 
Schottland  ausserordentlich  schön  gde- 
gcnc  Gut,  ein  alter  Herreu'-it/.  hat  eine 
Grosse  von  440  ha  und  kostete  die  Gesell- 
schaft 750000  M.  Es  umfasst  grosse 
Strecken  Waldland^eliaft.  fruchtbares 
Ackerland,  Wiesen  und  Garten.  Neben 
den  herrschaftlichen  Wirtschaftsgebäuden 
sind  noch  8  Bauernhöfe  mit  mehreren 
hundert  Kühen  vorhanden.  Die  Grossetn- 
kaufsgescllschaft  will  hier  zunächst  Ge- 
müse- «nd  Obstbau  sowie  V i e h- 
z  tt  e  h  t  im  Grossen  treiben.  Dodi  sollen 
auch  die  reichen  Bodenvorriitc  an  Kohle, 
Eisen,  Sandstein  und  Lehm  ausgenutzt 
werden.  Ausser  einer  mittelalterlichen 
Burgruine  besitzt  das  Gut  auch  ein  1840 
erbautes  S  c  h  1  o  s  s,  dessen  Umwand- 
Itmg  in  eine  Wasserheilanstalt  vorge- 
sehen ist. 

Das  altsdwttisdie  Adelsgesdüedit,  das 
hier  Jahrhunderte  hindurdi  gehaust  Int^ 


waren  die  Maxwdls.    Die  Ironie  der 

Weltgeschichte  will  es,  das»  just  ein  — 
aus  dem  Arbeiterstande  hervorgegan- 
gener —  Maxwell  es  ist.  der  als  Director 
der  schottischen  Grosseinkaufsgesellschaft 
die  Besitzergreifung  der  Erbschaft  jener 
ehemals  Mächtigen  und  Grossen  der  Erde 
durch  das  aufstrebende  Proietariat  be- 
wirkt hat 

X'  X 
Leider  kommt  gleichzeitig  mit  dieser 
Nachricht  aus  England  die  l>etrübende 
Kutide,  das.s  der  Mann,  der  dieses  Un- 
ternehmen, wie  so  viele  andere,  zum 
Segen  der  engeren  Organisation,  der  »  r 
vorsteht,  wie  auch  der  gesamten  britischen 
Genossenschaftsbewegung,  in  die  Wege 
geleitet  hat,  William  .NIAXWELL,  der 
Mann,  der,  wie  kein  anderer,  in  seiner 
Person  die  Geschichte  der  Bewegiuig  der 
letzten  25  Jahre  verki'irpert,  der  als  Or- 
ganisator und  Agitator  Unvergleichliches 
geleistet  hat.  von  seinem  Posten  zurück- 
treten will.  Gesundheitsrücksichten  sollen 
den  62jährigen  Mann  zu  dem  Entscliiussc 
geführt  haben.  Wie  mitgeteilt  wird,  wird 
man  aber  alles  aufbieten,  tim  Maxwell 
noch  einmal  zu  einer  Vertagung  seiner 
Entscheidung  zu  veranlassen,  ein  Unter- 
nehmen, wozu  wir  unseren  englischen  Ge- 
nossen den  besten  Erfolg  wünschen  1 
X  X 
KURZE  CHRONIK.  Nach  einer  Sta- 
tistik des  Reichsarbeitsbtattes  hat  sich  die 
Zahl  der  deutschen  Genossen- 
schaften in  den  Jahren  1890  bis  190J 
von  7606  auf  22512  vermehrt,  also  fast 
verdreifacht.  Die  Creditvereine  wuchsen 
von  3910  auf  13  481,  die  Consumvercine 
von  auf  1847,  die  Baugenossenschaften 
von  50  auf  408.  —  Der  Gründer  des  l'er- 
eins  für  süiiaii's  Getiossenschüftswescn 
und  dessen  Organs,  des  Genouensekafts- 
pioniers,  Hermann  K  r  e  c  k  e ,  ein  stiller, 
aber  eifriger  Förderer  der  modernen  Ge- 
nosseii-rhaft-ideen.  ist  am  5.  Februar  in 
Berlin  gestorben.  —  Femer  verstarb  am 
12.  Februar  der  tatkraftige  Leiter  des 
GcneralvcrhandiS  ländlichfr  Genossen- 
schaften für  Deutschland  (Neuwieder 
Richtung),  Gencraldirector  Reinhard 
Heller.  —  Die  Frankfurter  Ge- 
nossenschaftsbäckerei hat  ihre 
Liquidation  beschlossen,  um  dann  mit 
ihrem  ganzen  Vermögen  in  das  Eigenttun 
des  Frankfurter  Consiunvereins  überzu- 
gehen. 

X  X 
LITERATUR.  Als  $.  tmd  6.  Heft  der 
GenotsenschaftUchen  Vclksbüeherti  stod 
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im  Verlag  (lc>  C cntralvcrhandcs  deutscher 
Cotuumvcrcuic  zwei  Broschüren  von  Pro- 
fessor Stoudinger  und  Dr.  Reinhold 
Richn  erschienen.  Dii-  erste  trägt  den 
Titel  Zur  Abzvehr  und  beschäftigt  sich 
mit  den  Angriffen.  Verleumdungen  und 
sonstigen  Kainpfi;iethoden  unserer  Gegner. 
Die  zweite  ist  betitelt  Die  U iiisa!:stiner 
im  Herzogtum  Ii  raunschweig,  nnd  enthält 
den  in  letzter  Rundschau  erwähnten  Ge- 
setzentwurf, sowie  eine  scharfsinnige  Bc- 
und  Verurteilung  desselben  vom  mensch- 
lichen, wi«  vom  juristischen  Standptmcte 
aus.  «imiiuD  DM» 

Frauenbewegung 

Die  BORGERLICHE  FRAUENBE- 
\VKGL'X(i  macht  unverkennbare 
Fortschritte.  iJaniit  ist  nicht  die  Aus- 
dehnung und  Verästelung  des  ziemlich  ge- 
räuschvoll arbeitenden  äu.ssercn  Apparates 
gemeint,  sondern,  wenn  wir  von  der  Ent- 
gleisung rcspective  dem  Unverständnis  in 
Sachen  der  Staatspolitik  —  vide  Reichs- 
tagswahl —  abgehen,  die  wachsende  Klar- 
heit und  Sicherheit  bezüglich  der  Forde- 
rungen, die  erhoben,  der  Aufgaben,  die 
gestellt  werden.  -  So  haben  sowohl  der 
Bund,  wie  auch  der  Verband  fortschritt- 
licher I'rauenvercine  in  verschiedenen  an 
den  Reichstag  respective  Einzellandtage 
gerichteten  Eingaben  gezeigt,  dass  sie 
praktische  Gegenwartspolitik  im  Interesse 
der  von  ihnen  vertretenen  Frauenschichten 
zu  treiben  wissen.  Der  Bund  hat  um  die 
Gründung  landwirtschaftlicher  Schulen 
und  die  Anlegung  gemeindlicher  Schul- 

f arten  bei  den  Landtagen  von  Preussen, 
iayem,  Württemberg,  SSachsen  und  Ba- 
den petitioniert,  ferner  um  Reform  des 
Krankenpliegerinnenwesens,  dahingehend, 
dass  den  Pfl^erinnen  die  Möglichkeit 
einer  staatlich  vorzuschreibenden  Ausbil- 
dung und  Prüfung  und  die  damit  verbun- 
denen Rechte  gewährt  werden.  Weiter 
sollen  nur  solche  Krankenhäuser  oon- 
cessioniert  werden,  welche  die  Gewahr 
anstreichender  Fürsorge  für  ihr  Pflege- 
personal durch  Einschränkung  der  Ar- 
beitszeit auf  nicht  mehr  als  11  Stunden 
und  durch  geniigendc  Sicherstellung  für 
das  vAlter  und  den  Fall  der  Invalidität 
Meten.  Endlich,  dass  in  den  staatlichen 
Krankenanstalten  eine  die  Verwaltung, 
den  ärztlichen  und  den  Ptlegcdicnst  all- 
seitig und  in  mustergiltiger  Weise  regeln- 
de Krankenorganisation  geschaffen  werde. 
Das  sind  durchweg  minimale  Forderungen, 
deren  Erfüllung  Verpflegten  und  Pflegern 
in  gleicher  Weise  zu  gute  käme.  Von 


grosser  Rrdcuding  ist  ferner  eine  Peti- 
tion zum  Gesetzentwurf,  bctreilend  die 
Kaufmannsgerichte.  Sie  ist  dem  Reidis- 
tag  am  23.  Januar  zugegangen  und  ver- 
langt für  die  Frauen  das  active  und  passive 
Wahlrecht.  Eine  andere  Eingabe  ersucht 
den  Reichstag,  »den  Zugang  zu  den  höhe- 
ren Stellen  des  Postdienstes  durch  Frei- 
gabe der  Secretairprüfung  für  weibliche 
Postbeamte  unter  den  gleichen  Bedin- 
gungen, wie  für  männliche,  eröffnen  zu 
wollen«.  Es  ist  freilich  lun  v.inis;  Aus- 
sicht auf  Erfolg  vorhanden.  Die  gleiche 
Skepsis  ist  gegenüber  der  angekfindigten 
Reform  des  preussischen  Vereinsgesetzes 
geboten,  die  den  Frauen  endlich  das  Recht 
der  Teilnahme  an  polttisdien  Vereinen 
tmd  Versammlungen  zugestehen  sollte^ 
eine  Hoffnung,  die,  angesichts  der  der- 
zeitigen Zusammensetzung  des  gesetz- 
gebenden Körpers,  selbst  den  grössten 
Optimisten  vergangen  sein  dürfte,  seit  der 
für  Frauenwürde  so  treu  besorgte  Minister 
des  Innern  erklärt  hat,  es  stehe  den  Frauen 
nicht  an,  sich  mit  Politik  zu  befassen. 
X  X 
Rühmend  hervorzuheben  ist  das  Verhalten 
der  bürgerlichen  Frauenrechtlerinnen  zum 
Textilarbciterausstand  in  CRIMMIT- 
SCH.'\U.  Kam  ihr  geschlossenes 
Eintreten  für  die  Sache  der  Ausgesperrten 
auch  verhältnismassig  spät  und  mag  es 
auch  nur  dem  Gefühl  einfacher  Gerech- 
tigkeit entsprungen  sein,  so  soll  doch  nicht 
vergessen  werden,  dass  das  Classcocm- 
pfinden  recht  häufig  einer  solchen  unvor» 
eingenommenen  Wiirdipnn^  entgegensteht 
Und  es  soll  nicht  vergessen  werden,  dass 
diese  wackeren  Frauen  nicht  als  Privat- 
personen und  unter  dem  Banner  der  Hu- 
manität, sondern  dass  sie  als  Frauen- 
rechtlerinnen für  das  Recht  der 
•A-rbeitenden  und  insbesondere  für  die  Er- 
ringung des  Zehnstundentages  eingetreten 
sind. 

Die  Ausständigen  von  Crimmitschau  haben 
bekanntlich  bedingungslos  die  Arbeit  wie- 
der aufgenommen.  Das  ist  das  gar  trau- 
rige Ende  eines  monatelangen,  helden- 
mütigen Ringens.  Aber  das  schattentiefe 
Bild  entbehrt  nicht  des  Lichtes,  und  wer 
die  Tatsaclien  recht  zu  würdigen  weiss, 
mag  auch  hier  erkennen,  was  gewonnen 
wurde.  Der  Kampf  hat  die  Situation  ge- 
klärt. Er  hat  gezeigt,  wessen  sich  das 
Proletariat  von  der  Capitalistenclasse,  tmd 
wessen  es  sich  von  einer  Staatsgewalt  su 
versehen  hat,  die  Büttel  und  Ausnahme- 
recht fnr  den  Arbeiter  bereit  hält,  der  um 
sein  gutes,  der  um  ein  minimales  Recht  zu 
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ringcMi  sich  anschickt.  Und  das  unver- 
brüchliche, treue  Zu-sammcnhaUcii  des  ge- 
samten arbeitenden  Volkes  hat  der  Kampf 
in  voller  (iloric  offenbart,  ebenso  wie  der 
Ausgang,  den  er  fand,  eine  neue  starke 
Malmung  zu  immer  engerem  Zusammen- 
schluss  sein  mnss. 

X  X 
Dass  die  ORGANISATION  in  der  Tat 

von  wesentlichem  Einflus.s  auf  die  Ge- 
staltung der  Gegenwartslage  ist.  geht  aus 
mancluii  lehrreichen  Lohnziffcm  solcher 
Arbeit:>zwcige  hervor,  die  eine  grössere  An- 
zahl organisierte  Arbeiterinnen  aufweisen. 
Der  Bnchbindervcrband  hat  im  III.  Quar- 
tal 1903  an  neuen  Mitgliedern  gewonnen 
376  männliche  tmd  1146  weibliche.  Die 
Gesamtzahl  betrug  am  Quartalsschluss 
8465  männliche  und  4363  weibliche  Mit- 
glieder. Dementsprechend  bezichen  324 
in  Berlin  in  Contobuchfabriken  beschäf- 
tigt? Arbeiterinnen,  von  denen  270  dem 
Buchbinderverband  angehören,  Löhne  von 
13  bis  20  M.  wöchentlich.  Auch  bei  ver- 
schiedenen kleineren  Strikes  hat  sich  der 
gewerkschaftliche  Zusammcnschluss  nütz- 
lich erwiesen,  so  im  elektrischen,  im 
Buchbindergewerbe  etc. 
X  X 
Die  Beteiligung  an  dem  bevorstehenden 
INTERNATIONALEN  FRAUENCON- 
GRESS  ist  von  der  Vertrauen sperson  der 
Genossinnen  mit  der  Begründung  abge- 
lehnt worden,  dass  trotz  der  an  alle  Partei- 
richttmgen  ergangenen  Einladungen  es 
»sicher  ist,  dass  der  Congress  auf  dem 
Boden  der  bürgerlichen  Weltanschauung 
Stehen  wirdc.  So  begründet  diese  Auf- 
fassung an  sich  sein  mag,  so  scheint  mir 
die  daran  geknüpfte  Schlussfolgerung 
docli  em  wenig  voreilig;  hat  doch  das  vor- 
bereitende Comite  dadurch,  dass  es  Ein- 
ladungen an  alle  Parteirichtungen  ergchen 
liess.  zumindest  seinen  guten  Willen  be- 
kundet, auch  andere,  als  die  von  der  Ma- 
jorität der  Delegierten  voraussichtlich 
propagierte  Weltanschauung  zur  unein- 
geschränkten Äusserung  kommen  zu 
lassen.  Abgesehen  davon,  dass  es  doch 
vielleicht  nicht  unnütz  gewesen  wäre,  vor 
einem  internationalen  Forum  in  sachlicher 
Weise  für  eine  gute  Sache  zu  plaidiercn 
und  ihr  zur  principicllcn  Würdigung  in 
Krei>cn  zu  verhelfen,  die  ihr  keniitnislos 
inu!  (iariim  inissvcrständlich  gegcnuber- 
s'alun,  gibt  es  doch  auch  eine  Reihe  von 
Angelegenheiten,  in  denen  in  der  Tat  das 
ganze  Frauentum  solidarisch  ist  oder  sein 
sollte.  Es  sei  h'\<  -:  -ii'.r  an  die  Wöchne- 
rinnen- und  Säuglingäfürsorge,   an  den 


Mutterschaftsschutz,  an  den  Kampf  für 
das  Frauenstimmrecht  und  gegen  Gc- 
schlechtssclaverei  und  Pro^tItution  er- 
innert. Auch  wäre  es  ja  nicht  das  erste 
Mal.  dass  Anhänger  verschiedener  Par- 
teien sich  zur  Förderung  von  Bestrebun- 
gen zusammenfinden,  die  von  aller  Par- 
teiung  unabhängig  sind.  Das  glänzendste 
Beispil  l  bittet  der  soeben  abgehaltene 
Heimarbeiterschutzcongress  (vergl.  die 
Rubrik  Gexverksehttftsbewegtmg,  |>ag.  330) . 
X  X 
KURZE  CHRONIK.  In  Charlottenburg 
ist  der  Eintritt  der  Frauen  in  leitende 
Ämter  der  städtischen  Verwal- 
tung beschlossen  worden ;  so  sollen  bei- 
spielsweise zu  den  Sitzungen  der  Armen- 
direction    ^  Frauen    zugezogen  werden. 

—  Einer  deutschen  Zoologin,  Dr.  Maria 
von  Linden  in  Bonn,  wurde  von  der  fran- 
zösischen Akademie  der  Wissenschaften 
ein  Preis  verliehen.  —  Der  Wind,  der 
augenblicklich  in  Russland  weht,  ist 
der  Frauenbewegung  wenig  günstig.  Der 
Gouverneur  von  Kiew  hat  plötzlich  ver- 
fiigt.  alle  von  Frauen  bisher  verwalteten 
Comniunalämter  seien  durch  Männer  zu 
besetzen.  Ebenso  wurden  ihnen  andere 
Rechte  entzogen  und  einzelne.  Frauen  be- 
treffende Zweige  der  Schulvcrwaltung  in 
einer  ihnen  abgunstigen  Weise  geordnet. 

—  Eine  Kingabc  des  Evangelischen 
Frauenbundes,  der  Frauengruppe  Berlin 
der  Freien  kirchlich-socialen  Conferens 
und  des  Chrisüichen  Lehrerinnenvereifts 
an  die  preussische  Generalsynode,  die  eine 
Erweiterung  der  Frauenpflichten  und 
-rechte  im  kirchlichen  Gemein- 
deleben, insbesondere  auch  eine  Her- 
anziehung der  Frauen  zu  den  kirchlichen 
Wahlen  und  der  Gemeindevertretung  ver- 
langte, wurde  durch  tMurg;tng  zur 
Tagesordnung  erledigt.  —  In  Norwe- 
gen haben  vom  i.  Juli  ab  alle  der  nor- 
wegischen Staat  skirchc  angehörenden. 
Über  25  Jahre  alten  Männer  und  Frauen 
Stimmrecht  in  den  Gemeindeversamm- 
lungen. —  Frau  Curie  in  Paris  ist  zu- 
sammen mit  ihrem  Gatten,  der  Professor 
an  der  Sorbonne  ist,  als  Entdeckerin  des 
Rndhinit  durch  Verleihung  des  Nobel- 
preises für  Physik  ausgezeichnet  worden. 

—  Im  Sotnnier  vorigen  Jahres  starb  in 
London  bVau  G  u  i  I  I  a  u  ni  e  -  S  c  h  a  c  k. 
In  ihr  i^l  eine  der  eigenartigsten  und 
mutigsten  \'orka;ni»l'erin!ien  der  allseitigen 
Freiheit  und  Unabhängigkeit  des  Weibes 
dahingegangen.  Ihr  Andenken  wird  un- 
verge^-eii  sein.  —  Die  neleiÜgung  der 
Frauen  au  den  Wahlen  zum  a  u  s  t  r  a  - 
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lischcn  Bundesparlament  hat 
zu  einem  grossen  Erfolg  der  Arbeitercan- 
didaten  geführt.  Auch  hat  die  aufgestellte 
Candidatin  eine  stattliche  Minorität  von 
Sttimnen  auf  Itirai  Namen  vereinigt  — 
Der  kaum  gegründete  U  1 1  r  a  m  o  n  t  a  n  e 
i'rauenbund  ist  für  die  Diücese  Cöln 
verboten  worden,  »da  er  sich  nicht  genug 
in  den  Grcnscn  des  kirchlidien  Lebens 
halte«. 

X  X 
LITERATUR.  Tt\c  CcntraUtellc  für  Ar- 
beiterinnenorganisation des  Verbandes 
fortschrittlicher  Frauenvereine  gibt  seit 
Februar  dne  DtuUche  Arbtittruuten' 
stitung  heraus,  die  «den  Frauen  des  ar^ 
btltt  nden  \''olkcs  eine  treue  Freundin  sein 
möchte«.  Ein  populär  gehaltenes,  ehrlich 
tuiabhängiges  Arbeiterinnenblatt  wire  ge- 
wiss  7.U  bcgrüssen,  da  die  Gleichheit  wohl 
ein  reiches  Material  beibringt,  ihrem  gan- 
zen Charakter  nach  aber  mehr  ein  Quellen- 
blatt und  unschätzbares  Hilfsmittel  für 
den  wissenschaftlichen  Arbeiter  und  ge- 
schulten Agitator,  als  ein  Agitations-  und 
AuDdänmgsorgan  für  die  breiten  Massen 
nngeschulter  oder  indifferenter  Kranen 
ist.  Doch  scheint  es  uns  uuerlässlich,  dass 
ein  derartiges  populäres  Blatt  nicht  von 
aussen,  wenn  andi  in  noch  so  wohlwollen- 
der Absicht,  in  die  Massen  hineingetragen 
werden  sollte,  sondern  von  innen  aus 
ihnen  herauswachsen  müsse.  Man  muss 
indes  abwarten,  wie  weit  die  neue  Unter- 
nehmung den  berechtigten  Anforderungen 
nachkommt.  Die  vorliegende  erste  Num- 
mer gibt  keinerlei  Anhaltspuncte  dafür. 
Eines  freilich  könnte  stutzig  machen.  Im 
Leitartikel  Was  'vir  wollen  wird  von  jener 
»edlen  Unzufriedenheit«  gesprochen,  >die 
tms  darüber  nachsinnen  liast,  wie  wir 
unsere  Lagt-  verbessern«.  Wenn  aber  die 
arbeitenden  Frauen  etwas  nicht  brauchen 
können,  SO  ist  CS  ein  sentimentales  Mar- 
«uwirselinen.  hinrirtb  fOrtn 

KUK8T 
BIktendn  Kimat 

Von  BERLINER  AUSSTELLUNGEN 
zeigte  die  Kunsthandlung  Amelang 
eine  Anzahl  von  Plastiken  des  Franz 

Flaum-Berlin,  der  seit  der  Dresdener 
Ausstellung  von  1897  nur  selten  gesehen 
wurde.  Er  hat  sich  in  die  impressionisti- 
sche Formauffassung  Rodins  bis  zu  einem 
gewissen  Grade  eingelebt,  ohne  aber 
seinen  Gestalten  die  Bdebung  zu  indivi- 
dueller Sonderart  zu  geben,  die  den 
grossten  plastischen  Neuerer  unserer  2iäX 


auszeichnet.  Flaum  gibt  nouner  nur  das 
Ungefähr  jeder  Form,    wihrend  Rodin 

die  Hauptträger  von  Handlung  und  Em- 
pfindung —  oft  nur  eine  einzelne  Stelle 
seines  Marmors  •»  durch  eine  Ii5dist  in- 
tensive Dorchbildung  gegen  die  nur  an- 
gedeuteten Körperzusammenhänge  aus- 
zeichnet. So  bezeichnet  er  dem  Blick  den 
Pnnct.  auf  dem  er  ruhen  soll.  Bei  Flaum, 
wie  bei  nianchem  anderen  Nachfolger 
Rodins.  fehlen  diese  Unterscheidungen, 
Man  kann  also  auf  ihn  mit  Recht  die 
Bezeichnung  eines  Auflösers  bestimmter 
Form  anwenden.  Bei  Cassirer  zeigt  sich 
die  französische  Kunst  unserer  Tage  ein- 
mal von  anderer  Seite,  als  gewöhnlich. 
Lucien  Simon  steht  ziemlich  isoliert  da. 
Früher  bat  er  mit  Cottet  gemeinsam  an 
der  Stelle  angeknüpft,  wo  Courbet  auf- 
hörte und  wo  der  Impressionismus  ein- 
setzte. Nun  scheint  dieser  Geistes- 
genosse andere  Wege  zu  gehen  und  Simon 
die  angefangene  .Arbeit  allein  zu  über- 
lassen. Wir  sehen  in  der  Ausstellung 
frühe,  sehr  eindringlich  gezeichnete  Por- 
traits  von  vorherrschend  warmer  Färbung, 
in  denen  das  Schwarz  eine  breite  Stelle 
einnimmt.  Daneben  einige  Rauernhilder 
aus  der  Bretagne,  in  denen  die  farbigen 
Werte  —  du  Graublau  einer  Wand 
und  die  verschiedenen  Rot  an  Ge- 
sichtern und  Kleidern  von  Tanzenden 
—  gleichfalls  hauptsächlich  da.:u  dienen, 
das  Dunkel  hervorzuheben.  Später 
wird  die  Farbe  kühler  und  leichter: 
die  Emancipation  von  Courbet.  Sehr  freu- 
dige Stillleben,  die  tiefräumig  wirken. 
Ein  nobel  und  ruhig  gezeichneter  Act,  im 
Lehnstuhl  eine  Dame  in  eleganter  Spitzen- 
toilette in  Schwarz  und  Weiss.  Das  Helle 
wechselt  vielfach  mit  dem  Danlden,  wie 
in  der  Natur,  während  dieses  Hin  ond 
Her  früher  dem  Tongewicht  zu  Liebe 
unterschlagen  wurde.  Neben  allem  selbst- 
herrlichen Spielen  der  französischen  Maler 
mit  Naturtatsachen  ein  sehr  heilsames 
Gejgcngewicht,  diese  überzeugte  Sachlich- 
keit. Zugleich  din  Massstab  für  jene 
deutschen  Maler,  denen  in  den  letzten 
Jahren  die  französischen  Eindrücke  etwas 
überstürzt  zuströmten.  Einige  von  ihnen 
stellten  gleichzeitig  an  dersdben  Stelle 
ans,  Robert  Breyer  zeigte  noch  Is  einem 
älteten  Bilde  —  verraten  durch  ein  schon 
gesprungenes  Weiss  — ,  einem  Interieur, 
das  den  Blick  durch  mehrere  Räume  in 
die  Tiefe  zieht,  wie  er  dem  Vielerlei  neben 
einander  für  den  Bildeindruck  die  rechte 
Stelle  anzuweisen  wusste.  Noch  im 
Schatten  stehen  die  Dinge  in  angemessener 
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Deutlichkeit  da.    Bei  den  neuen  Bildern 

—  es  seien  nun  Stilileben  oder  Figuren- 
darstdlmgen  —  kommt  die  Prägnanz  der 
Form  sehr  zu  kurz.  Leo  von  König  zeich- 
net fester  und  bcwusster,  auch  seine 
Farbe  zeigt  ein  ruhiges  mid  persönliches 
Abwägen.  Von  Trübner  sind  mehrere 
Landschaften  der  späteren  Jahre  und  ein 
sehr  dunkles,  frühes  Stilileben  von 
schöner  Gelassenheit,  mit  der  es  jedem 
Detail  geredit  wird,  ohne  dass  sich  irgend 
etwas  vordrängt.  Zu  dem  einen  HiMc 
aus  Pissarros  früher  Zeit  sind  noch  einige 
weitere  gdernnmen,  die  gleichfalls  ver- 
raten, was  die  Generation  von  1870  der 
von  1830  verdankte.  Daneben  steht  dann 
eine  Leinwand  desselben  Künstlers  von 
1900,  ein  Blick  auf  Tuilerien  und  Louvre, 
das  bei  einer  völlig  veränderten  hellen 
und  kühlen  Farbe  doch  noch  dieselbe 
weise  Ökonomie  der  Tonwerte  ceigt,  die 
allein  einen  Idaren  Ranmeindniclc  geben 
kann.  Viele  seiner  Zeitgenossen  und  noch 
mehr  Zugehörige  der  jüngeren  Generation 
haben  in  der  letzten  Zeit  viel  davon  dn- 
ipebusat  —  und  dns  nicht  nur  in  Frank- 
reich. Schulte  bringt  einen  Eduard  von 
Gd)hard  der  letzten  Jahre,  eine  Berg- 
predigt. Den  Oberlichtsaal  nimmt  der  in 
Paris  lebende  Spanier  d'.Vnglada  ein.  Sein 
Impressionismus  lebt  fast  aliein  von  einer 
sprühenden  Farbe,  die  an  das  Gleissen 
von  Laliques  Geschmeiden  erinnert  und 
sich  in  den  .selten  gemalten  und  höchst 
präcisc  erfassten  Nuancen  auf  den  Gren- 
zen zwischen  Blau,  Flieder  tmd  Roscn- 
farhrn  bewegen.  Das  Weiss  wird  durch 
die  Effecte  künstlicher  Beleuchtungen  zu 
einem  Farbenregen.  Ein  Latouche  ins 
Robu-ste  übertragen.  Dazu  spielt  ein  blaues 
Schwarz  —  sei  es  im  Haar  einer  Zigeu- 
nerin oder  aal  dem  Leib  eines  Rappen  — 
die  Rolle  eines  coloristischen  Experiments. 
Die  Gegenstände,  wie  sie  sich  im  Jardin 
de  Paris,  in  den  Champs  Elysees  oder  in 
Tanzlocalen  zeigen,  vermitteln  neben  be- 
stimmten Frauentypen  den  Emdradc  von 
aparten  Bewegungen,  ohne  dass  etwas  an- 
gewendet wäre,  was  wie  Zeichnung  aus- 
sieht. Wenn  irgendwo,  ao  ist  hier  die 
präcise  Linie  ausgeschlossen. 

y  X 

KURZE  CHRONIK.  Der  Bildhauer  Ru- 
dolf Mai  son  ist  in  München  gestorben. 

—  Professor  Hermann  Ende,  Präsident 
der  preussischen  Akademie  der  Künste,  hat 
gelegentlich  der  Vollendung  des  75.  Lebens- 
jahres dieses  Amt  niedergelegt.  —  Im 
.April  findet  ein  internationaler  Archt- 
tcktcncongress  statt,     anna  Ptaiw 


Boeder 

Ein  zweibändiges  Werk  des  ehemaligea 
Dühringianers  Benedict  FRIEDLAEN- 
DER:  DIE  VIER  HAUPTRICHTUN- 
GtN  DER  MODERNEN  SOCIALEN 
BEWEGUNG  /Berlin,  &,  Calvary  k 
Co./  analysiert  in  vier  gesonderten  Ab- 
handlungen 1.  den  Marxismus.  2.  den 
(comnumislischen)  Anarchismus,  3.  das 
System  Eugen  Dührings  in  seinen  ver- 
schiedenen Entwickelungs-  und  Rück- 
bildungsphasen und  4.  das  System  von 
Henry  George,  worauf  ein  zusatnmen- 
^ssender  Schlussabschnitt  folgt  Die 
Behandlung  der  einzelnen  Themen  ist 
äusserst  ungleichwertig,  je  nachdon  die 
kritisierte  Richtung  in  den  Augen  des 
Verfassers  —  der  zur  Zeil  einem  sehr 
stark  bodenreformerisch  beeintlussu-n 
Sodalliberalismus  huldigt  —  vonrcB- 
lieh,  einigcrmasscn  achtungsvoll  oder 
aber  völlig  abscheulich  ist  Obgleich 
Friedlaender  den  Marxismus  der  letzteren 
Kategorie  zuzählt,  enthalten  in  da-  dem 
Marxismus  gewidmeten  Abhandltmg  die 
ersten  drei  Capitcl,  die  sich  mit  den 
ökonomischen  Theorieen  von  Marx  be- 
schäftigen, bei  aller  grellen  Einseitig- 
keit und  unleidlichen  Übertreibung 
manches  Treffende;  das  vierte  Capiiei, 
worin  für  den  demokratischen  Collecti- 
vismus  ein  grotesices  Staatsknechttum 
substituiert  und  dieser  sdbstgeschaffcne 
Popanz  dann  mit  komischem  Ingrimm 
verdroschen  wird,  ist  eine  inhaltsleere 
Schimpforgie.  Dagegen  gehSft  die  Ab- 
handlung über  den  Anarchismus  zu  dem 
Sachkundigsten  und  Sachlichsten,  was 
bisher  über  dieses  Thema  geschrieben 
wurde.  Ebenso  ist  die  ausführliche  Stu- 
die ulx'r  Dühring.  in  der  sich  Pietät 
und  Kritik  die  Wage  halten,  sicherlich 
ein  sehr  wertvoller  Beitrag  zur  Würdi- 
gung dieses  Denkers.  Die  Abhandlung 
über  George  schmeckt  stellenweise  nach 
apologetischer  Verhimmelung;  aber  die- 
ser wahrhaft  geniale  Proletarier  verdi^t 
CS  so  sehr,  j^okannt  tmd  studiert  zu  wcr- 
dai.  dass  cm  Zuviel  an  Wärme  Iner 
kaum  schadet.  Urdrollig  ist  aber,  wie 
sich  der  von  fanatischer  Staatsfurcht  er- 
füllte Autor  um  die  Tatsadie  herum- 
windet.  dass  Gcc)rge  ja  auch  ein  Staats- 
knecht  war;  wollte  er  doch  die  sociale 
Frage  dadurch  lösen,  dass  er  den  Staat 
TUT  Wegsteuerung  der  Grundrente  auf- 
forderte —  ein  Vor.schlag,  der  frcilicU 
naturgemäss  genug  aus  den  Verhätt« 
nissen  der  in  der  Bcsiedelung  begriffenen 
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wcstamericanisclu-n  Staaten  erwuchs. 
Aber  es  ist  klar,  dass  ein  solches  Steuer- 
systan  nur  durchführbar  wäre  mit  Hilfe 
einer  sehr  starken  Staatsmacht  und 
eines  beständigen  Hineinguckens  der 
Steuerbeamten  in  alle  möglichen  pri- 
vaten Verhältnisse.  EXenq  die  «minge 
Stenef  soll  ja  jederzeit  genau  der  Gmnd» 
rente  gleichkommen ;  die  Grundrente 
kann  aber  beeinflusst  werden  durch 
alles,  was  nur  irgend  bei  Tac  oder  bei 
Nacht  auf  dom  nnindstück  oder  in 
dessen  Nachbarschaft  vorgeht.  Fried- 
laciuler  merkt  gar  nicht,  wie  sehr  er 
durch  seine  Billigung  des  Vorschlages 
von  George  und  durch  die  Motivierung 
dieser  Billigung  —  er  entdeckt  näm- 
lich plötzlich,  dass  der  Staat  nicht  un- 
bedingt das  feuerschnanbcnde  Nilpferd 
sein  muss.  mit  dem  er  uns  im  ersten 
Bande  geschreckt  hat,  sondern  dass  er 
unter  Umstanden  ganz  etwas  anderes 
werden  kcVnnte.  »n.Hnilich  eine  gerechte 
luid  freiheitliche  Organisation  der  Ge- 
samtnation« ,  wie  sehr  er  durdi  «fiese 
Motivierung  seine  eigenen  Argumente 
gegen  den  socialdemokratischen  Collecti- 
vismus  zu  nichte  macht.  Wie,  wenn  ein 
Socialdemokrat  Herrn  Friedlaender  nut 
seiner  eigenen  Waffe  schlüge,  indem  er 
ihm  vorhichc:  du  Staatsknecht,  siehst 
du  denn  nicht,  dass  die  Single  tax  uns 
alle  auf  Gnade  und  Ungnade  der  Will- 
kür der  Steuerbeamten  ausliefern  würde? 
Antwortet  Friedlaender  etwa :  diese 
Willkür  wird  verhütet  werden  dufdt 
die  organisierte  Gegenaction  der  Steuer- 
träger imd  durch  die  Selbstverwaltung 
in  Staat  und  Geineindr  — ,  so  dicticrt 
er  damit  selbst  dem  Socialdemokraten 
die  Antwort  in  den  Mund:  ntm,  in  der 
aodaldemokratischcn  Republik  wird  die 
willkürliche  Festsetzung  der  Arbeits- 
bedingungen durch  die  Productionsleiter 
rten  auch  verhütet  werden  durch  die 
gewcrkschafthche  Gegenaction  der  Ar- 
beiter, durch  die  Selbstverwaltung  in 
Staat  und  Gemeinde,  die  Wählbarlceit 
der  Beamten  und  die  directe  Volks- 
gcsetzgebung.  Und  diese  .Antwort  wäre 
nicht  einmal  neu.  Schon  in  den  sa- 
feren Schriften  von  Marx  und  Engels 
könnte  Friedlaender.  wenn  er  nur  suchen 
wollte,  eine  deutliche  Wendung  vom 
Centraiismus  /.um  Föderalismus  finden; 
schon  das  Erfurter  Programm  kennt  die 
Selbstverwaltung  in  Staat  und  Gemeinde, 
thc  Wählbarkeit  der  Beamten  und  die 
directe  Volksgesetzgebung;  sdion  in 
Bernsteins  Vcnnusttsungen  finden  sich 
einige  sehr  beherzigenswerte  Sitse  über 


die  .Aufgabe  der  Gewerkschaften  im  Zu- 
kunftsstaat und  noch  mnncheü  andere, 
was  Friedlaender.  wenn  er  unbefangen 
wäre,  hinreichend  darüber  beruhigen 
müsstc,  dass  der  socialdemokratische 
Staat  durchaus  kein  Casemenstaat  und 
auch  Icetne  Socialbui)eaukratic  zu  sein 
braticht  Vollends  in  der  Theorie  und 
Praxis  der  socialdemokratischen  Ge- 
werkschafter, Genossenschafter  und  Com- 
mtmalpolitiker  der  letzten  Jahre  zeigt 
sich  ein  immer  reicheres  Wach.sen  und 
Blühen  in  der  Richtung  auf  eine  weit- 
gehende Demokratisierung  des 
Wirtscha  fts  leben  s  hin  :  und  mit 
dieser  Demokratisierung  des  Wirtschafts- 
lebens verknüpft  sich  vielfach  ein  Stre- 
ben nach  ebenso  wdtgdiender  D  e  • 
ccntirali  ffation  der  Verwal- 
tung, untwschadet  der  technisch  not- 
\%endigen  Concentration  der  Betriebe. 
Nebenbei  bemerkt:  die  zahlreichen 
socialdemokratischen  Cnmmunalpro- 
gramme  von  heute,  die  communalpoli- 
tischen  Broschüren  der  Fabier,  commu- 
nalpolitische  Bücher,  wie  jene  von  Linde- 
mann. Davids  Agrarbuch,  die  Ag^rar- 
ili'-cussioncn  in  der  polnischen  Partei- 
presse u.  s.  w.  —  all  das  ist  Beweis 
genug  dafür,  dass  entgegen  den  Bdiaup- 
tun  gen  Friedlaenders  die  specifisdie  BÜß- 
dcutung  der  Grundrente,  der  städtischen 
sowohl  wie  der  ländlichen,  in  social- 
demokratischen Kreisen  immer  eingehen- 
der studiert  und  gewürdigt  wird.  Und 
wenn  Friedlaender  nach  praktisdi  durch* 
führbaren  Detail  vorschlagen  zur  Ver- 
hütung der  privaten  Aneignung  der 
Grundrente  sucht,  so  könnte  er  von  den 
auf  communalem  Gebiet  tatigai  eng- 
lischen, französischen,  dentadicn,  sdiwa* 
zen sehen  Socialdemokraten  von  heute 
gar  vieles  lernen. 

Aber  da  steckt  eben  der  Haken.  Fried- 
laender sieht  all  diese  Fortschritte  nidit, 
er  will  sie  nicht  sehen.  Er  klammert 
sich  an  die  Fiction,  dass  es  in  der  Sodal- 
demokratie  keine  andere,  emsthaft  in 
Betracht  kommende  Strömung  gebe,  als 
den  allerorthodoxesten,  doctrinärstcn, 
buchstabenglaubigsten  Marxismus.  Wie 
lästige  Fitegen  wdirt  er  die  dieser  Fic- 
tion widersprechenden  Tatsachen  von 
sich  ab;  ja,  er  versteigt  sich  zu  der 
tollen  Ausflucht,  Bernstein  und  die  Btm- 
stfinianer  seien  nichts  weiter,  als  — 
Dühring- Plagiatoren!  Das  ist  natür- 
lich Unsinn ;  zugegeben.  Bernstein  habe 
von  Dühring  ^Icmt  —  aber  wo  steckt 
die  Oberdnstimmung  zwischen  «km 
föderalistischen    CoUectivismu»  Bern- 
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steifis,  der  in  der  Gegenwart  »gute  Fa- 
brikgesetzc«  fordert  tmd  für  die  Zukauft 

das  Staatsei  gen  tum  als  eine  der  wichtig- 
sten Erscheinungsfornicii  des  Gemein- 
eigentunis postuliert,  und  dem  fanatischen 
Hass  Dührings  gegen  alles  Staatsknecht- 
tum  in  Gegenwart  und  Zukunft?  Wo 
die  (Übereinstimmung  zwischen  Bern- 
Stein,  der  die  höchste  H^irtschaftlichbeit 
als  leitenden  Gesichtspunct  voranstellt, 
und  DiihriaK,  der  seine  Prodiictiv- 
gcnos.senschaften  (H'irtschaflscommunen) 
aus  GerechtifHccitsgründen  dazu  ver- 
urteilt, so  ziemlich  jeden,  der  sich 
meldet,  als  Mitglied  aufzunchmeii.  und 
dadurdl  die  Producüvitat  der  Arbeit 
auf*  ein  Minimum  herabdrückt?  Man 
könnte  das  Register  dieser  Fragen  noch 
stark  verlängern.  Man  könnte  weiterhin 
auch  fragen:  War  es  etwa  Dühring, 
der  die  Janr^  und  Genoasen  in  Frank- 
reich inspirierte,  und  nicht  der  Feld- 
arbeiter Malon  ?  Und  die  Fabier  in 
England,  Turati  in  Italien,  Schitlowsky 
in  Russland  —  sind  das  etwa  alles  Düh- 
ringianer?  All  diese  Fragen  liatlc  l'ricd- 
laender  mit  Leichtigkeit  stellen  un  d  iiuh 
mit  Leichtigkeit  selbst  beantworten  kön- 
nen; an  dem  nötigen  Scharfsinn  fehlt 
es  ihm  wahrlich  nicht.  Aber  dir  ver- 
zweifelte Angst,  auf  die  liebgewordene 
Gewohnheit  des  Schimpfens  verzichten  zu 
müssen,  ist  nicht  nur  mit  seiner  Urteils- 
kraft durchgebrannt,  sondern  auch  mit 
seiner  sonst  so  strengen  Moral.  Lieber 
will  er  die  ehrlichsten  Leute  zu  Plagia- 
toren stempeln,  als  zugeben,  dass  dank 
(kr  ncucR-n  F.nt wickclung  der  Social- 
demokratie  neun  Zehntel  seiner  Ein- 
wände veraltet  und  gegenstandslos  ge- 
worden sind,  soweit  sie  jemals  1>crrclnic;t 
waren!  Und  darum  .sollte  unser  mora- 
lischer Autor,  statt  den  toten  F.ngels 
wegen  seiner  Gehässigkeit  gegen  Dühring 
zum  tiefsten  Höllcnpfuhl  zu  verdammen, 
lieber  erst  Herrn  Benedict  Friedlaender 
bei  der  lebendigen  Moralistennase  fassen. 
Damit  will  ich  aber  keineswegs  gesagt 
haben,  dass  Fricdlaenders  Buch  nicht 
lesenswert  sei.  Im  Gegenteil.  Es  ist 
eine  Sammlung  geistreicher  Irrtümer, 
untermischt  mit  exotischen  Wahrheiten 
—  verwirrend  für  den  Lernenden,  aber 
äusserst  interessant  für  den  Sammler 
und  höchst  anregend  für  jeden,  der  Zeit 
und  Lust  übrig  hat.  um  sich  auf  unbe- 
tretenen Pfaden  zwischen  Gestrüpp  und 
Fdsblöcken  mit  dem  Geist  des  Wider- 
spruchs henmuuschla^ren.  der  bekanntltcli 
stets  das  Böse  will  und  stets  das  Gute 
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Der  Arbeit  Dr.  Arthur  BLAUSTEINS 
DIE  ENTSTEHUNG  DER  GEWERK^ 

SC  HA  FT  LI  CH  EN  ARBEIT  ERBE \VE- 
GVNG  IM  DEUTSCHEN  SATTLER- 
GEWERBE /Tübingen  und  Leipzig.  J. 
C.  B.  Mohr/  .sind  engere  Grenzen  gczogcti, 
als  dem  Brinkmannschen  Werk,  über  das 
hier  (pag.  assff.)  bereits  referiert  wurde. 
Der  Verfasser  behandelt  die  Gewerkschafts- 
bewegung der  Sattler,  ohne  sich  in  die 
DiflFcrenzen  auf  politischem  Gebiete  zu 
vertiefen.  Das  Ganze  ist  in  möglichst 
knapper  Form  gehalten»  ohne  daäs  die 
Arheit  an  Wt-rt  rinbüsst.  In  durchaus  rieh - 
liger  Beurteilung  werden  die  Misserlolge 
der  Sattlergewerkachaft  dargetan.  Nicht 
in  einzelnen  Personen  sieht  der  Ver- 
fasser die  Ursache  der  Fehlschläge,  son- 
dern in  den  eigenartigen  Berufsverhält- 
nissen. Es  fehlt  hier  die  Grossindustrie, 
die  den  Arbeitern  die  Organisation  besser 
zur  Erkenntnis  bringt ;  der  Bcrtif  ist  zu 
sehr  zerstreut,  als  dass  nicht  ein  Zusam- 
menhalt der  Arbeiter  auf  grosse  Hin- 
<lcrnisse  stossen  müsste.  So  ist  der 
Hauptteil  der  Geschichte  der  Sattlerge- 
werkschaft nach  Berlin  verlegt;  hier,  in 
der  Grossstadt,  war  eher  ein  Zusammen- 
halt zu  finden.  Wie  nicht  anders  denk- 
h.ir,  spielten  die  politischen  Kämpfe  auch 
in  dieser  Organisation  eine  Rolle;  denn 
in  Berlin  hatten  die  Htrsch-Dunckerschen 
eine  Zeitlang  eine  sehr  leistungsfähige 
Orgatusation.  Es  kommt  deshalb  auch 
die  Orgmisation  der  Sattler  nicht  recht 
auf  einen  grünen  Zweig;  die  Hirsch- 
Dunckerschen  verschwinden  wieder,  aber 
auf  der  anderen  Seite  i^t  nur  ein  zeit- 
weises  Aufflackern  zu  bemerken.  Obwohl 
der  Allgemeine  deutsche  Sattlerverein,  der 
im  Jahre  1872  auf  dem  Berliner  Congress 
gegründet,  unter  der  geschickten  Leitung 
von  I.  Auer  stand,  ging  es  nicht  recht 
vorwärts.  Der  Verbandsvorsitzeride 
Auer  suchte  zwar  alle  politischen  Diffe- 
renzen zurückzudrängen.  alxT  in  Berlin 
machten  sich  wieder  Tendenzen  einer 
Loodorganisation  geltend,  und  in  der 
Provinz  ging  die  Bewegung  rapid  zu- 
rück, so  dass  das  Social  istenge  setz  nicht 
mehr  viel  vernichten  konnte.  Auch  die 
folgende  Periode  nach  dem  Socialistcn- 
gesetz  ist  keine  der  Organisation  beson- 
ders fördernde,  und  es  gelang  erst  in 
neuester  Zeit,  den  Centiälverband  der 
Sattler  auf  festen  Boden  zu  stellen.  Der 
Verfasser  bietet  ein  zusammenfassendes, 
sehr  übersichtliches  Bild  der  Organisation 
der  Sattler  und  bemfiht  sich,  in  objeetiver 
Würdigung  der  Ereignisse  eine  sachge- 
niässe  Darstellung  zu  geben.  ROBEtrrscHMior 
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MAX  SCHIPPEL  EIN  FABISCHER  SPOnVOGEL  ÜBER 
DIE  ZOLLFRAGE  IN  ENGLAND 

Als  ich  vor  einem  Monat  aus  der  englischen  Streitschriftenliteratur  einige 
für  die  Arbeiterclasse  und  den  SociaUsmus  in  England  charakteristische 
Züge  festzuhalten  suchte,  da  war  das  neue  Heftchen  der  Fabier  noch  in 
statu  nascendi.  Besinne  ich  mich  recht,  so  las  man  damals  mancherlei  von 
ünschlüssigkeit  und  Bedenklichkeit  unter  den  mitverantwortlichen  Ge- 
burtshelfern ;  der  grundlegende  Entwurf  sollte,  wenn  ich  nicht  irre,  von 
Bernard  Shaw  stammen.  Jetzt  ist  die  Flugschrift  glücklich  heraus^), 
und  es  wäre  eine  unverzeihliche  Unterlassungssünde,  ihr  nicht  gleichfalls 
ein  paar  Geleitworte  zu  widmen. 

Denn  sie  ist,  im  besten,  wie  im  schlechtesten  Sinne,  eine  der  originellsten 
agitatorischen  Leistungen,  welche  der  fabianischen  Bewegimg  zu  verdanken 
sind  —  voll  fröhlichen  Spottes  über  das  greisenhafte  Staatsmanntum  der 
Liberalen  sowohl,  wie  der  Conservativen,  und  zugleich  voll  Resignation 
gegenüber  den  heutigen  englischen  Arbeiterparteien  —  wenig  einheitlich 
und  am  Ende  auch  nicht  besonders  tief,  aber  in  dem  irrlichterierenden  Hin 
und  Her  der  Betrachtungen  und  Randbemerkungen  immer  anregend  und 
mitunter  von  erquickender  geistiger  Frische.  Und  es  ist  der  ganze  Bemard 
Shaw,  wenn  man  auf  mancher  Seite  das  Gefühl  nicht  los  wird,  dass  hier 
vielleicht  ein  Schelm  ein  wenig  seiner  selber  und  der  ihm  nahestehenden 
Reformer  spottet,  die  der  bürgerlichen  Handelspolitik  ein  eigenes,  vermeint- 
lich socialistisches  handelspolitisches  Programm  glauben  entgegenzustellen 
zu  können.  Die  umwälzendsten  Kannegiesservorschläge  werden  freilich 
auch  von  unserem  Autor  mit  der  feierlichen  Würde  des  Allesbessermachers 
vorgetragen,  aber  die  Grenze  des  noch  Emstzunehmenden  ist  mehrfach 
so  nahe  gestreift,  dass  man  unwillkürlich  auf  den  Gedanken  kommt:  wer 
eine  naive  Projectenspielerei  unversehens  ad  absurdum  führen  will,  brauchte 
CS  kaum  viel  anders  anzufangen. 

Doch  wozu  vermuten  und  vmterstellen  ?  Die  Flugschrift  ist  von  der 
Fabian  Society  officiell  abgestempelt,  sie  wird  ihren  Weg  machen  und 

»)  FabwHÜm  and  tht  fiscal  question.  An  aUernative  poticy  {Fabian  TracU  Nr.  n6)  /London  1904/. 
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ihre  Wirkung  ausüben.   Also  nehmen  wir  sie  so,  wie  sie  doch  von  den 

meisten  Lesern  aufgenommen  werden  wird. 

Als  einen  ihrer  hervorstechenden  Grundzüpfe  finden  wir  zunächst,  wie 
so  oft  bei  encflischen  Socialisten  und  Halbsocialisten,  die  ziemlich  weg- 
werfende Behandlung  des  manchesterlichen  Frei- 
handels und  das  immer  wiedeilcehrende  Kokettieren  wenig- 
stens mit  dem  Princip  des  Schutzzolls:  mit  dem 
Protectionismus  im  weitesten  Sinne,  das  heisst  mit  dem  regu- 
lierenden, fördernden  und  hemmenden  Eingreifen  der  Staatsgewalt  in  die 
freie  Concurrenz,  auch  beim  internationalen  Warenaustausch.  Die  Cham- 
berlainschen  Erfolge  erscheinen  unserem  Autor  als  »vielleiciht  der  schwerste 
Schlag,  der  den  triumphierenden,  liberalen  [ Wigh-]  Antisocialis- 
ni  u  s  des  XIX.  Jahrhunderts  bisher  g^etroffen  liat«.  Soweit  der  Protectio- 
nismus das  bewusste  Eingreifen  des  Staates  in  den.  sonst  sich  selbst  über- 
lassenen  Verkehr  darstelle  —  sei  es  im  Innern,  sei  es  nach  aussen,  sei  es 
zur  Einwirkung  auf  den  Inhalt  des  Arbeitsvertrages  oder  auf  Verträge 
anderer  Art,  auf  die  Läuterung  des  Wettbewel-bs  und  ähnliches  —  so  weit 
erhebe  der  Socialisnius  keinerlei  Einspruch  ;  eher  könne  man  den  S  o  c  i  a  - 
lismus  ultraprotectionistisch  nennen.  Grundsätzlicli  sei  also 
auch  gegen  Zölle,  diese  besondere  Form  des  Protectionismus,  nichts  ein- 
xuwenden;  die  Entscheidung  habe  hier  lediglich  nach  Zweckmässigkeits- 
erwägungen  zu  fallen,  und  selbstverständlich  werde  ein  Socialist  sich  hüten, 
in  Zöllen  jemals  ein  Heilmittel  für  die  sociale  Frage  zu  erblicken. 

Die  par.ze  öl-:'^nonijschc  und  sociale  ( icsotzgcbun^  Englands  während 
des  letzten  halben  Jahrhunderts  wird  daiui,  so  weit  ganz  folgerichtig,  als 
ein  immerwährender  Kampf  zwischen  den  Prindpien  der  Manchestersdiule 
und  dem  Protectionismus  vorgeführt,  und  —  ich  kann  mir  nicht  helfen  — 
der  Protectionismus  erscheint  dabei  etwas  gar  zu  sehr  als  Ormuzd,  der 
Urquell  alles  Guten.  Die  englischen  Arbeiter  werden  sogar,  was  zum 
mindestens  sehr  übertrieben  ist,  so  geschildert,  als  ob  sie  heute  noch,  der 
alten  chartistischen  Überlieferung  getreu,  mit  unb^renztem  Misstrauen  den 
Cobdeniten  gegenüberständen.*)  Die  liberalen  Führer  täuschten  sich  gründ- 
lich, wenn  sie  in  dem  Arbeiter  einen  von  Natur  Liberalen  und  Freihändler* 
sähen,  mit  einem  Worte  einen  Gladstonianer.  Er  sei  niclits  dergleichen, 
sondern  heute  noch  durchdrungen  vom  Geiste  jener  Zeit,  aa  die  Gewerk- 
schaften gegen  die  oobdenitischen  Irrlehren  kämpfen  mussten :  dass  Fabrik- 
gesetze den  Ruin  der  Nation  besiegelten,  dass  de^  Lohn  durch  den  Lohn- 
fonds fest  begrenzt  und  darum  der  gewerkschaftlichen  Einflussnahmc  voll- 
kommen unzugänglich  sei.  Mit  den  Geistern  des  Cobdcn-Clubs  werde  man 
darum  den  Zauber  der  Chamberlainschen  AgitaticMi  nicht  brechen.  Selbst 
der  Abschnitt,  welcher  die  guten  Seiten  des  Freihandels  —  den  vorwärts- 
treibenden Ansporn  der  verschärften  Concurrenz,  die  höhere  internationale 
Arbeitsteilung  und  Productionsanpassung  und  ähnliclies  —  hervorhebt,  ist 
von  Anzüglichkeiten  und  spöttischen  Bemerkungen  immer  wieder  durch- 
&etzt  und  umrankt.  Denn  für  etwas  anderes,  als  Spott  gegen  den  frei- 
handlerischen  Optimismus  und  Quietismus,  können  wir  es  kaum  halten, 
wenn  der  Verfssser/die  gewöhnlichen  Freihändler  übertrumpfend,  in  dem 

*)  Gmn  4m  Oagwteil  fiadn  wir  «pUer  bahamptat 
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Erloschen  Ust  aller  heimischen  Productionsrweige  in  England  schliesslich 
noch  einen  Vorteil  sidit:  England  werde  dann  Se  höchste  cnlturelle  Elite 

bergen,  und  wenn  Russland  und  die  Vereinigten  Staaten  endlich  alles 
producieren  und  liefern  müssten  —  um  so  schlimmer  für  sie,  dass  sie  es 
noch  nicht  so  weit  gebracht  haben,  wie  dieses  England  der  Zukunft,  das  von 
seinen  Dividenden  l^en  teaon,  das  gmse  Laad  ein  einziges  grosses  Nizza 
oder  Mcntone,  mit  Rieseneinfuhr  und  ohne  Ausfuhr.  Bd  der  letzten 
Bemerkung  schlagt  jedoch  die  Ironie  schon  wieder  in  Emst  um :  der  Socia- 
lismus  werde  zu  rechter  Zeit  einer  solchen  Zukunft  vorbeugen. 

Auf  der  anderen  Seite  wird  die  fortschrittliche  Mission  des 
'Schutzzolls  in  der  Wirtschaftsgeschichte,  auch  in  der  Gegenwart, 
ziemlich  herausgestrichen.   Die  alte  Theorie  der  internationalen  Arbeits- 
teilung, nach  der  jeder  einzelnen  Nation  nur  gewisse  Specialzweige  der 
Weltproduction  zufallen  sollten,  wird  rückhaltlos  preisgegeben: 

»Es  gibt  heute  nur  wenige  Gewerbszweige,  welche  von  der  einen  Nation  nicht 
ebenso  leicht,  wie  von  der  anderen,  betrieben  werden  könnten,  wenn  sie  nur  eiimtal 
sich  damit  befasst  und  ihre  Hilfsquellen  entwickelt.  Man  kann  heute  schwer  jeman- 
dem einreden,  dass  Belgien  und  Deutschland  nicht  ebenso  gut  ihren  Stahl  selber 
machen  könnten,  wie  einer  für  den  anderen ;  und  was  von  diesen,  an  einander  angren- 
Mfiden  Staaten  gilt,  gUt  ebenso  von  England,  den  Vereinigten  Staaten,  Japan,  der 
Lombardei.  In  allen  solchen  Prodncdoiiaxweigen  kann  die  Eigenprodae  tion 
an  Stolle  des  Bezugs  vom  Auslände  gesctst  werden,  mit  Hilfe  von 
Einfuhrzöllen  .  .  .« 

Ein  seltsames  Gemisch  von  Richtigem  und  Übertriebenem  sind  dann  je- 
dodi  die  Abschnitte  fiber  die  Stellungnahme  des  Arbeiters. 
Der  Arbeiter,  hören  wir  zu  unserem  Staunen,  werde  stets  arbeitsparende 
Einrichtungen  mit  schelen  Augen  betrachten,  und  darum  habe  das  frei- 
händlerische Rühmen  rascheren  technischen  Fortschreitens  keinerlei  Reiz 
für  ihn.  Auch  werde  der  Arbeiter  ein  instinctives  Misstrauen  haben  gegen 
die  Vertröstung»  dass  ein  der  intematioiialen  Coocurrcnz  erlegener  Pro- 
ductionszweig  stets  mit  einer  anderen,  vorteilhafteren  Production  ver« 
tauscht  werden  könne : 

»Der  Angestellte  in  den  [englischen]  Stahlwerken  wird  solbstvcr.ständüch  nicht 
einen  Augenblick  im  Zweifel  sein.  Je  weniger  Stahl  in  Deutschland  und  je  m^r  in 
England  gemacht  wird,  desto  besser  für  ihn.  Der  Freihändler  wird  ihn  vergebens 
bitten,  seines  Bruders  zu  gedenken,  der  sein  Brot  bei  der  Erzeugung  von  Waren 
findet,  mit  denen  heute  der  importierte  deutsche  Stahl  bezahlt  wird.« 

Soweit  hierin  die  blosse  Widerstandskraft  der  geistigen  Trägheit  sich 
ausspricht,  wird  sie  auch  unter  den  englischen  Arbeitern  nicht  stärker 
sein,  als  bei  uns.  Dag^en  wird  das  Argument  der  blossen  Billig- 
keit ganz  richtig  und  drastisch  vom  gegebenen  Arbdtmtandpuncte  ans 
zurückgewiesen : 

»NTan  begeht  den  denkbar  schliminsten  Missgriff,  wenn  man  glaubt,  in  der  Vor- 
stellung eines  Arbeiters  paare  sich  Wohlergehen  [prosperityj  mit  Billigkeit  Das  ist 
die  Vorstellungsweise  des  guten  Bürgers  [of  the  mjddle  dass  man]  mit  einer  festen 
Stellung  und  einem  fixierten  Einkommen.  Preistiefstand  weist  beim  Arbeiter  eher 
auf  Rückgang  hin.  Das  mag  unvernünftig  scheinen,  gerade  so  wie  die  Verkoppelung 
von  Krieg  und  Preishochstand  mit  guten  Zeiten  unvernünftig  scheinen  mag  und 
tatsächlich  in  einem  socialistischen  Staate  so  sein  würde.  Aber  unter  unserem  heu- 
tigen System  heisst  Verlegenheit  des  Cönsumentep  günstige  Gelegenheit  fSr  den 
Producentcn  [the  consumers  extremity  the  producers  opportunity]  ;  und  Produ- 
•centen  mit  hohen  Preisen  einschüchtern  wollen  heisst  dem  Glaser  mit  einem  Hagel- 
wetter drohen.   Die  Fraa  eines  Arbeiters  mag  man  mit  der  Ankfindtgong  bange 
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machen,  dass  unter  dem  Schutzzoll  Stiefel  und  Brot  sich  verteuern  werden,  aber  ihr 
Mann  .  .  .  gibt  sich  der  stillen  Hoffnung  hin,  dass,  selbst  wenn  Mr.  Chambcrlain 
nidit  Wort  hält  und  das  Brot  mehr  belastet,  als  er  den  Zudcer  entlastet,  dcnnodi  dne 

Verteuerung  der  Lebensweise  ^ich  in  Lohnsteigerung  umsetzen  wird  [an  increasing 
cast  of  living  will  mcan  a  nse  of  wages].  Sagst  du  ihm.  die  Luhne  im  zollge« 
schützten  Europa  seien  niedriger,  so  gibt  er  das  mit  ziemlicher  Verachtung  für  ctle 
Fremden  zu,  betont  aber  zugleich,  dass  im  zollgcschützten  angelsächsischen  Anienca 
die  Löhne  hoher  >eicn.  Möglich,  dass  er  in  dem  einen  Falle  oder  beide  Male  irrt, 
aber  wir  haben  es  hier  nur  mit  seinem  wahracheinlidien  Verhalten  gegenüber  der 
Zollfrage  bei  Wahlen  zu  tun.« 

Und  nun  folgt  wieder  ein  verblüffendes,  jedoch  mit  einigen  Körnern 
Salz  nicht  ganz  tmberechtigtes  Urteil  über  die  englische  Arbeiter* 
c  lasse,  wie  sie  tmter  einer  ruhigen  inneren  Entwickelnng 

des  Capitalismus  geworden  ist  und  werden  musste : 

»Wäre  die  A  r  b  e  i  t  e  r  c  1  a  s  s  e  in  der  Politik  \orwicgend  radical,  wofür  sie 
die  Reformer  von  1832  und  1H46  irrtümlich  hielten,  so  würde  der  hohe  Rang 
ile«  Frcihrin(!el<i  in  der  libcraleTi  ClK-rliefcnrng  wohl  ins  Crwicht  fallen.  Aber  sie 
ist  u  b  c  r  w  1  e  g  c  n  d  c  o  n  s  e  r  v  a  t  i  v,  und  zwar  so  sehr,  dass  sie  seit  der  Wahl- 
rechtserwciterung  von  1884  —  abgesehen  vom  Gemeindeprogressivismus,  der  den 
freien  Handel  in  der  Arbeitskraft  verschmäht  —  nur  noch  eine  Art  Demokratie 
geduldet  hat  nämlich  die  Torydemokratie.« 

Hält  man  das  mit  einigen  Äusserungen  über  Chamberlaiiis  politische  Be- 
deutung, über  die  heranwachsende  Schule  von  jüngeren  Chamberlainiten 
zusammen,  so  könnte  man  dem  Verfasser  wohl  zutrauen,  dass  er  einen 
Triumph  der  Antifreihändlcr  eigentlich  lieber  sehen  würde,  als  einen 
billigen,  lediglich  der  Beharrungsträgheit  zu  verdankenden  Sieg  der  C6I>> 
deniten.  Aber  daneben  ist  wiederum  keiner  der  üblichen  Haupteinwände 
gegen  den  Schutzzoll  vergessen:  die  Trustherrschaft,  (he  verschärfte  Unter- 
werfung des  Staats  unter  capitalistische  Interessen,  die  Einschränkung  des 
Internationalismus,  das  Wachsttmi  eines  aggressiven  Nationalismus.  Ich 
kann  jedodi  nicht  finden,  dass  diese  Schattenseiten  gerade  als  besonder» 
bedrohlich  dargestellt  würden.  Die  Hauptstelle  am  Anfang  der  Schrift 
macht  sogar  tkn  Eindnick  eines  redactionellen  Einschiebsels,  das  fremder 
CoUectivarbeit  zu  verdanken  sein  mag;  sie  passt  in  ihrem  groben  Ag^- 
tationszuschnitt  recht  wenig  zu  den  sonst  so  sauber  abgeschliffenen,  wenn 
auch  in  allzu  viel  Faiben  schillemden  Ausführungen. 

Nun  aber  zur  Krönting  des  Ganzen,  zur  aparten,  fabianiach- 
socialistischen  Handelspolitik. 

Hier  vermögen  wir  ztmächst  in  keiner  Weise  einzusehen,  dass 
diese  Politik  sich  überhaupt  eigene  besondere  Ziele  steckt.  Auch  sie  will, 
auf  Generalunkosten  und  unter  Differmzierung  des  nichtreidubritischen 
Auslandes,  eine  engere  wirtschaftliche  Verknüplung 
zwischen  Mutterland  und  Colon  ieen,  also  das  Gegen- 
teil der  vielgerühmten  Offenen  Tür- Politik.  Damit  ist  meines  Erachtens 
der  eine  Teil,  unter  Umständen  der  Hauptteil  des  Chamberlaino 
sehen  Programms  imbesehen  und  ohne  viel  Federtesens  über- 
nommen. Es  werden  nur  andere  zum  gleichen  Ziel,  nur  andere 
Mittel  zum  gleichen  Zweck  vorgeschlagen.  Der  coloniale  Absatz  in  Eng- 
land, der  englische  Absatz  in  den  Colonieen  soll  nicht  durch  Zoll  diff  e- 
renzierung  staatlich  gefördert  werden,  sondern  durch  .  .  .  Fracht- 
differenzierungl  Man  hebe  die  trennenden  Entfenungen  zwiacliea  Mutter- 
land und  Pflanzstaaten  au^  indem  man  innerhalb  dieser  Sphäre  die  ver- 
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kdirmnnittelnde    Handelsflotte    verstaatlicht    und  die 

Transportkosten  anf  allgemeine  Redmung  ttbemimmtl 

»Die  weiten  Abstände  werden  machtvoll  im  Reiche  centrifugal  wiricen,  wenn  wir 
sie  nicht  abschaffen.  Wohlan,  warum  schaffen  wir  sie  nicht  ab?  .  .  . 
Gonunerddl  ist  die  E^emung  hauptsidiUch  eine  Transportleostenfrage.  Indes. 

so  gut  wie  man  die  Waterloobrucke  oder  die  Woolwichübcrfahrt  abgabenfrei  machen 
konnte,  so  kann  man  auch  Oceanfrachten  aufheben.  Wir  halten  es  heute  schon  für 
lohnend,  unsere  KrieRsflotte  kostenlos  für  Canada  bereit  zu  halten.  Warum  nicht 
auch  die  Handelsflotte  umsonst  zur  Verfügung  stellen,  anstatt  unser  Brot  SU  be- 
steuern, um  Canada  einen  Zollvorzug  einräumen  zu  können?  Oder,  wenn  das  ZU 
Mreit  geht,  warum  nicht  Ausnahmefrachttarife  anbieten?  .  .  .  Eine  nationale  [ver- 
staatlichte] Handesfliotte,  welche  zwischen  den  Gliedern  des  Reiches  kreuzt  und 
Reichswaren  oder  Reichspassagiere  entweder  kostenlos  oder  so  weit  unter  dem  Kosten- 
preis transportiert,  dass  Australien  und  Canada  commerciell  England  näher  stehen, 
als  dem  Continent,  würde  eine  Verbindung  mit  dem  Mutterlande  bilden,  die,  wenn 
einmal  in  vollen  Gang  gekommen,  niemals  zerreissen  könnte,  ohne  ih  jedem  Reichs» 
teile  eine  Wirtschaftskrisis  waduomtln.« 

Nun  leuchtet  freilich  unserem  Fabierphantasten  ein,  dass  das  alles  eine 
ungeheure  Subvention  derjenigen  capitalistischen  Sonder- 
interessenten sein  würde,  die  sich  gerade  auf  den  hier  in  Betracht 
tGommenden  Productions-  und  Absatzgebieten  profitlich  nähren.  Die  Gm« 
Sequenz  treibt  ihn  also  weiter.  Alle  ProdnctkMiSGentren  Englands  müssen 
ähnlich  günstig  gestellt  werden ;  man  verstaatliche  deshalb  kurz 
entschlossen  die  Eisenbahnen  und  mache  den  Landtransport 
»ebenso  billig  oder  ganz  kostenlos,  wie  die  interimperialen  Schiffs- 
transporte« ;  das  sei  Rca^litüc  imd  steche  vorteilhaft  gegen  die  »weit  her« 
geholten  Phantasieenc  der  Schntzzöllner  ab!  Im  Eniste,  oder  im  Scherz? 
Doch  es  komiwt  noch  besser.  Schliesslich  hat  so  manches  Städtchen  und 
Dorf  und  mancher  Gutshof  noch  keinen  Bahnhof  und  keinen  Schienen- 
weg ;  sie  würden  also  —  auch  noch  infolge  Staatseingreifens  I  —  mehr  denn 
je  einer  gana  schreiend  ungerechten,  erdruckenden  Concurrenz  ausgesetzt 
werden,  wenn  sie  nicht  gleichfalls  eine  kräftige  staatticbe  Beihilfe  erhielten. 
Wo  daher  auch  nur  eine  Postagentur  war,  muss  eine  wirkungsvolle  Trans- 
portvermitteltmgsstelle  hin,  nach  allen  Seiten  mindestens  über  gute  Auto- 
mobilstrassen verfügend!  Auch  die  Canäle  möge  man  nicht  vergessen. 
Dann  werde  selbst  £e  englische  Landwirtschaft  wieder  zu  Atem  kommen, 
ohne  dass  man  auf  den  Ruin  des  amcricanischen  Farmers  auszugehen 
brauche.  Dazu  noch  ein  besserer  Consulardicnst,  bessere  Berichterstattung 
und  Vertretung  für  den  Handel,  ein  umfassenderes,  weniger  verzopftes 
und  demokrati^eres  Erziehtmgssystem  und  noch  mancherlei,  wahrhaftig 
gleich&lls  mdit  im  geringsten  socialistische  Reformen,  und  England  braucht 
sich  in  Zukunft  weder  um  seinen  Aussenhandel,  noch  um  das  britische  Im- 
perium  überhaupt  Sorpfen  hinzugeben. 

Doch,  wir  vergassen  fast :  Auch  für  den  zweiten  Teil  des 
Chamberlainschen  Programms  —  für  den  eigentlichen  eng- 
lischen Zollschutz,  nicht  fär  die  engere  Verbindung  der  Reidis- 
glieder  —  bietet  tmser  Fabian  Tract  im  Notfalle  ein  Ersatzmittel  an,  näm- 
lich .  .  .  Prämien!  Leibhaftige  Productionsprämien? 
Also  statt  des  Schutzzolls  die,  wie  wir  so  oft  von  englischen  und  deutschen 
Freihändlern  hörten,  viel  schlimmere  und  allerschlimmste  Form  des  Pro- 
tectionismus : 
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>Wir  haben  die  Reformen  noch  nicht  erschöpft,  vermittelst  deren  an  Stelle  des 
drohenden  2^Utarifs  eine  positive  Action  der,  nicht  bloss  negierenden,  Opposition 
treten  Icdmite.   So  bliebe  das  Primiensystem  [the  bountjr  System],  das  due^  Preiae 

nicht  steigert  imd  Anwendung  finden  könnte,  um,  innerhaUi  des  Reiches,  die  £nt- 
Wickelung  der  Nahrungs-  und  RohstofFzufuhr  zu  beschleunigen.« 

Audi  die  Hefanziditmg  einer  eigencolonialen  Baumwollproduction  durch 

Staatsmittel  rechnet  die  Flugschrift  zun  PrämiensystenL  Die  nötigen 
Fonds  zu  bounties  for  all  purposes  seien  durch  Ilesteucninp^  der  Grund- 
renten und  Zinsen  zu  beschaffen.  Die  prämicn^'^etiahrte  imperiale  Baum- 
wolle soll  ausserdem  den  englischen  Aufkäufern  vorbehalten  bleiben  —  was 
dem  armen  Freihandel  noch  ein  weiteres  Herrschaftsüberbleibsd  schnöde 
undankbar  entzieht.  Ist  das  am  Ende  nicht  doch  eine  Verspottung  der 
Projcctenmacherei,  oder  sollen  wir  auch  das  ernst  nehmen? 

Jedenfalls  scheint  das  Zukunftsselbsi\  ertraucn  unseres  handelspolitischen 
Fiihrers  nicht  allzu  stark.  Denn  zum  Schlüsse  beklagt  er,  dass  die  eng- 
lischen Arbeiter  bei  jedon  Alarm  doch  wieder  in  das  liberale  Lager 
remien'),  imd  er  empfidilt,  wenigstens  zwei  Mindestforderungen 
beim  etvvaij^en  Übergang  zu  Schutzzöllen  durchzudrücken :  gesetzliche 
Minimallöhne,  die  mit  den  Preisen  zu  steigen  hätten,  Sicherung  der  Zoll- 
einnahmen vor  Verwendung  zur  Entlastung  der  Meiiruertsteuerzahler. 

Und  so  schliesst  denn  die  merkwürdige  Kundgebung  mit  den  ziemlich 
zweideutigen  Sätzen: 

»Da  eine  .Arbeiterpartei,  möge  sie  übtT  F.infuhrfr<'iheit  denken  wie  sie 
wolle,  notwendig  unnachgiebig  protcctionistisch  hinsichtlich  der 
Lebenshaltung  des  Arbeiters  sein  muss,  so  sollte  sie  sich  von  den  Liberalen 
und  ihren  Whigiührera  dadurch  abgrenzen  [diiferentiatej,  dass  sie  diese  Forde- 
rungen gegenüber  beiden  Parteien  erhebt  und  die  entsprechende  Verpflichtung 
\oi\  allen  Candidaten  beaii^iiruclit  —  obwohl  sie,  ^elb.' t\ crstiindlich.  wenn  daran 
wirklich  zu  denken  wäre,  lieber  ihre  Kräfte  verdoppeln  sollte,  um  genügend  Man- 
date zur  Verwirklichung  ihres  eigenen  Programms  zu  erobern. 

leider  hat  sie  keine  solchen  eigenen  Forderungen  aufgestellt,  keine  solchen  Ver- 
pHichlungcn  heaiisprucht.  ihrer  Anhängcri>chaft  keine  solchen  Ziele  gewiesen.  Sie 
jubelt  dem  Freihandel  zu.  wie  nur  je  ein  Baumwolllord  von  1846,  und  applaudiert, 
wenn  ihre  Redner  Mr.  Chamberlain  einen  politischen  Quertreiber  [trickster]  oder 
einen  Judas  oder  ähnlich  nennen.  Leute,  die  sich  sell)er  nichts  zutrauen,  werden 
immer  schwer  begreifen,  wie  furchtbar  jene  sind,  die,  wie  Mr.  Chamberlain  und 
seine  Anhänger,  iiber  alle  Kraft  der  Überzeugung  und  alle  Hilfsquellen  des  Eigen- 
interesscs  und  dazu  noch  über  einen  unbeschränkten  Kriegsfonds  verfiigen.c 

Das  deutsche  Gegenstück  zu  den  englischen  Fabiem,  so  haben  Leute,  die 
über  die  englischen  Verhältnisse  und  den  .englischen  Socialismus  wenig  in- 
formiert sind,  oft  unsere  Nationalsocialen  genannt.  In  der  Handels- 
politik haben  die  Verglichenen  jedenfalls  nicht  die  geringste  .Ähnlichkeit. 
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CARL  LEGIEN  -  DIE  GESETZUCHE  REGaUNG  DER 
RECHTSVERHÄLTNISSE  DER  BERUFSVEREINE 

In  der  Reichstagssttzung  vom  30.  Januar  1904  hat  der  ^aatssecretair  Graf 
Posadowsky  namens  der  verbündeten  Resfieriing^en  als  Antwort  auf  die  besonders 
von  den  Freisinnigen  und  dem  Centruni  erhobene  Forderung,  die  Rechtsverhält- 
nisse der  Berufsvereine  gesetslich  zu  regeln,  eine  Erklärung  abgegeben,  die  ver- 

^  V«(||^ddM  oben  Not«  ». 
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muten  lässt,  dass  die  Reichsreg^erung  eine  entsprechende  Gesetzesvorlage  in 
absehbarer  Zeit  einzubringen  beabsichtige.  Allerdings  nur  vermuten,  denn  eine 
tmzwddeutige  Zusicherung  ist  auch  in  der  erwähnten  Sitzung  nidit  gegdien 
worden.    Der  Stellvertreter  des  Reichskanzlers  sagte: 

»Die  verbündeten  Regierungen  sind  grundsätzlich  nicht  abgeneigt,  die  Rechtsfähig- 
iceit  der  Benifsvereine  der  tmter  die  G^erbeordmmg  faltenden  Arbeiter  und  Arbeite- 
rinnen anzuerkennen  und  diese  Berufsvereinc  somit  als  juristische  Personen  auszu- 
gestalten mit  allen  Rechten  und  FHichten.  welche  solche  Kurpersciiaften  zu  haben 
]>t\gen.  Die  verbündeten  Regierungen  gehen  aber  hierbei,  um  zu  einer  Einigung  im 
Bimdesrat  /u  gelangen,  von  der  Auffassung  aus.  dass  eine  derartige  Gesetzgebung 
die  Arbeiter  in  den  Reiclis-  und  Staatsbetrieben  und  gewissen  öffentlichen  Anlagen, 
welche  dringende  und  wichtige  Aufgaben  für  die  AUgemdnhdt  zu  erfüllen  haben, 
nicht  cinzubegreifen  hat.  Die  verbündeten  R^eningen  geben  ferner  von  der  Auf- 
fassung aus,  dass  bei  einer  deraittigen  gesetzlichen  Regelung  ausreichende  Fürsorge 
zu  treffen  i>t,  dass  auch  die  Minderheiten  genügend  gcsc!mt/t  --ind.  und  dass  die  an- 
erkannten ßcrufsvereine,  welche  lediglich  die  wirtschaftlichen  Interessen  der  Arbeiter 
vertreten  sollen,  sich  von  dieser  gesetzlichen  und  eventuell  statutarischen  Grundlage 
nicht  entfernen  dürfen  < 

Diese  Erklärung  eiulialt  nicht  nur  mehr  Vorbehalte,  als  Zusagen,  sondern  sie 
ist  auch  derart,  dass  es  den  Arbeitern,  die  in  den  Berufsvereinen  unabhängige, 
rückhaltlos  für  das  Wohl  der  Arbeiterschaft  wirkende  Organisationen  haben 
wollen,  bedenklich  erscheint,  von  dieser  Regierung  das  angekündigte  Gesetz 
eingebracht  und  durchgeführt  zu  sehen. 

Immerhin  ist  der  Widerstand,  den  die  R^erung  der  rechtlichen  Anerkennung 
der  Berufsvereine  tnsher  entgegengesetzt  hat,  anscheinend  aufgegeben.  An- 
scheinend,  denn  zwischen  der  Erklärung  des  Grafen  Posadowsky  und  dem  Ver- 
such, ein  entsprechendes  Gesetz  zur  Annahme  im  Reichstage  zu  bringen,  kann 
noch  ein  langer  Zeitraum  liegen,  vielleicht  ein  Zeitraum  gleich  dem,  der  «dt  den 
ersten  Anregungen  zu  einer  solchen  Gesetzgebung  verstrichen  ist.  Es  handelt 
sich  nämlich  nicht  um  eine  Frage,  die  neuerdings  erst  aufgetaucht  ist,  sondern 
um  eine,  die  seit  35  Jahren  zur  Erörterung  steht.  Schon  im  Jahre  1869  reichte 
Schulze-Delitzsch  einen  Antrag,  betreffend  die  privatrechtliche  Stellung  von 
\'ereinen,  ein,  der  in  dritter  Beratung  vom  Norddeutschen  Reichstag  angenommen 
wurde.  Am  16.  Mai  1870  brachte  derselbe  Abgeordnete  eine  Interpellation  ein, 
in  der  der  Bundeskanzler  befragt  wurde,  welche  Stellung  der  Bundesrat  zu  dem 
Beschluss  des  Reichstages  eingenommen  habe.  Der  Präsident  des  Bundeskanzler- 
amts erkl.irte  in  jener  Reichstagssitzung,  er  könne  eine  bestimmte  Antwort  noch 
nicht  geben  ;  er  sagte  wörtlich  : 

«Ich  muss  mich  daher  heute  darauf  beschränken,  mitzuteilen,  dass  der  vom  Reichstag 
in  der  vorj.ihrigen  Sessinn  angenommene  Entwurf  in  einigen  PunctCtt  Bedenken  ge- 
funden hat,  deren  Erledigung  bis  jetzt  noch  nicht  gelungen  ist.« 

Nach  25  Jahren  waren  diese  Bedenlnn  immer  noch  nicht  behoben,  obgleich 
inmier  wieder  neue  Anregung  aus  dem  Parlamente  kam.  In  den  Jahren  1871, 
1872  und  1874  wurde  der  Antrag  im  Reichstage  erneut  eingebracht,  kam  aber 
über  die  erste  Lesung  oder  die  Behandlung  in  der  Commission  nicht  hinaus.  Auch 
bei  anderen  Beratungen  im  Reichstag  fand  die  Forderung  der  rechtlichen  Aner- 
kennung der  Rerufsvercine  Erwähnung.  Im  Jahre  1878  regelten  dann  die  bürger- 
lichen Parteien  das  Vereinswesen  durch  das  Socialistengesetz,  das  heisst  sie  er- 
töteten jedes  Vereinsleben  der  Arbeiter.  Während  der  Dauer  des  Gesetzes 
zeigten  auch  die  Diberalen  keine  Neigung,  die  Frage  gesetzlidier  Bestimmungen 
über  die  Rechtsverhältnisse  der  Berufsvereine  zur  Erörterung  zu  stellen.  Nach 
dem  Fall  des  Socialistengesetzes  kamen  die  Freisinnigen  sofort  wieder  niit 
solchen  Anträgen,  und  von  1895  ^  gesdlte  sich  zu  ihnen  das  Centnun,  dessen 
Anträge  sich  zum  grössten  Teil  völlig  im  Wortlaut  mit  denen  der  Freisinnigen 
deckten.  Für  das  Centrum  galt  es  dabei  nur,  wie  immer  bei  Arbeiterfragen,  der 
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Arbeiterschaft,  auf  deren  Stimmen  diese  Partei,  wie  schliesslich  auch  alle  anderen 
bürgerlichen  Parteien,  angewiesen  ist,  zum  Schein  zu  zeigen,  dass  man  den 
W&ischen  der  Arbeiter  Rechnung  tragen  wolle.  In  den  Jahren  1891  bis  1899 
lagen  dem  Reichstag  alljährlich  Anträge,  die  Anerkennung  der  Berufsvereine 
betreffend,  vor.  Die  Anträge  blieben  grösstenteiis  unerledigt,  das  heisst  sie  kamen 
nicht  dnma]  zur  Beratung.  1891  und  1895  bfieben  sie  in  der  Comnritsion  Mtgait 
der  sie  überwiesen  waren.  Im  Jahre  1895  unterbrach  das  Centrura  die  Gleidi- 
förmigkeit  der  unerledigt  hleihenden  Anträg^c  durch  eine  Interpellation.  Am 
6.  Februar  1895  antwortete  der  Reichskanzler  den  Interpellanten  unter  anderm 
folgendes: 

>GcnercM  ist  die  Frat^t-  Iiisher  im  Bundesrat  nicht  hehandelt.  .  .  .  Eine  Beantwortung 
der  Frage,  ob  baldigst  die  Vorlage  eines  Ciesetzentwurfcs  im  Sinne  des  zweiten  Teils 
der  Interpellation  [der  Regelung  der  Rechtsverhältnisse  der  Berufsvereinel  «wallet 
werden  darf,  ist  zur  Zeit  nicht  möglich,  weil  die  in  dieser  Beziehung  unternommenen 
Vorarbeiten  zu  einer  Heschlussfas>ung  des  königlichen  Staatsministeriums  noch  nicht 
geführt  haben.t 

Der  Reichstag  hatte  1869  einen  Beschluss  in  dieser  Sache  gcfasst.  Die  Minister 
waren  in  dem  seither  verflossenen  Vierteljahrhundert  gekommen  und  gegangen, 
aber  zu  einer  Beschlussfassung  kam  es  in  dieser  Angelegenheit,  der  die  bQrger- 

liehen  Parteien  eine  grosse  Bedeutung  beizulegen  scheinen,  im  Staatsministeriutn 
und  im  Bundesrat  nicht.  Ein  typisches  Beispiel  dafür,  welche  Beachtung  die 
Beschlüsse  und  Wünsche  des  Reichstages  bei  dem  zweiten  Gesetzgebungsfactor, 
dem  Bundesrat,  finden.  Fast  ein  Jahrzdint  war  wieder  seit  der  Antwort  des 
Reichskanzlers  verflossen,  ehe  die  Regierung  —  und  auch  da  nur  infolge  einer 
Interpellation  —  in  Aussicht  stellte,  dass  der  Frage  näher  getreten  werden  könne. 
Wann  dies  geschehen  wird,  steht  noch  dahin.  V<m  den  Freisinnigen  und  vom 
Centrum  waren  in  der  Session  1900-1903  die  Anträge  in  der  früheren  Form  er- 
neut eingebracht:  ausserdem  wurden  von  diesen  Parteien  im  Februar  1903  Reso- 
lutionen zum  Etat  gestellt,  in  denen  die  Regierung  ersucht  wurde,  in  der  nächsten 
Session  einen  Gesetzentwurf,  betreffend  Regelung  der  Rechtsverhaltnisse  der 
Berufs  vereine,  dem  Reichstag  vorzulegen. 

.  Es  mag  auffallen,  dass  die  socialdemokratische  Fraction,  die  als  Vertreterin 
der  Arbeiterschaft  anerkannt  ist,  in  dieeer,  fie  Athdterorganisation  so  üti  be- 
rührenden Frage  es  den  Freisinnigen  und  dem  Centrum  überlassen  hat,  An- 
träge bezüglich  der  rechtlichen  .Anerkennung  der  Berufsvereine  einzubringen, 
und  nicht  mit  gleichen  Anträgen  gekommen  ist.  Die  Sache  ist  leicht  erklärlich. 
Nicht  die  gesetzliche  Regelung  der  PrivatverhÜtnisse  der  Gewerkschaften  ist 
das  dringend  Notwendigste,  sondern  die  Sicherstellung  des  Coalitionsrechts. 
Bei  der  Beratung  der  Anträge,  betreffend  die  Berufsvereine  der  Arbeiter,  ist 
von  socialdemokrati scher  Seite  stets  betont  worden,  dass  eine  gesetzliche  Sicher- 
stellung der  Organisationen  sehr  er>vünscht  ist.  Es  rauss  ja  auch  als  selbst- 
verständlich gelten,  dass  die  gewerkschaftlichen  Centraiverbände,  die  das  Rech- 
nungsjahr 1903  mit  mehr  als  800000  Mitgliedern  und  einem  Cassenbestand  von 
mehr  als  12  000  000  Mark  sdiliessen,  ihr  Vermögen  gegen  Eingriffe  der  Behörden 
sichergestellt  sehen,  ihre  Unterstützungscinrichtungen  nidht  der  Willkür  preis- 
gegeben wissen  wollen.  Aber  die  Arbeiter  und  Arbeiterinnen,  die  diesen  Ge- 
werkschaften angehören,  haben  weder  zu  der  heutigen  Regierimg,  noch  zu  den 
bürgerlichen  Parteien,  die  dahingehende  Anträge  stellen,  das  Vertrauen,  dass 
von  diesen  Seiten  Gutes  für  die  Arbeiterschaft  geschaffen  werden  wird.  Die 
Erfahrungen,  die  täglich  gemacht  werden,  das  zweierlei  Recht,  das  für  die  Aus- 
nutzung der  Coaliticmsfreiheit  seitens  der  Arbeiter  und  der  Unternehmer  heute 
gilt,  belehren  die  Arbeiter,  dass  der  Mangel  auf  anderem  Gebiete  liegt.  Nicht  das 
Fehlen  eines  Gesetzes,  das  den  Gewerkschaften  den  Charakter  einer  juristischen 
Person  verleiht,  sondern  die  Behinderung  der  freien  Ausnutziuig  des  gesetzlich 
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gewährleisteten  Coalitionsrechts  und  die  Beschränkung  des  Vereine-  und  Ver- 
ssnunlungsrechts  durch  die  Anwendung  reactionirer  landesrechtficlier  Bestim- 
mungen und  die  noch  reactionärcre  Auslegung  dieser  aus  der  Reactionsperiode 
stammenden  Gesetze  und  Verordnungen,  das  ist  es,  was  den  Gewerkschaften  die 
Möglichkeit  ruhiger  und  gesicherter  Fortentwickelung  nimmt.  Erst  dne  Ände- 
rung des  Vereins-  und  Versammlungsrechts,  erst  die  Beseitigung  der  heutigen 
Verwaltungspraxis,  die  auf  eine  systematische  Niedcrhaltung  der  gewerkschaft- 
lichen Bew^^ig  hinausgeht,  und  dann  die  gesetzliche  Regelung  der  privatrecht- 
liehen  Verhiltnisse  der  Gewerkschaften  t  Das  ist  in  einem  Satze  ausfedrflckt, 
das  Programm  der  in  den  gewerksdiaftfidien  Ceatndverbinden  ocganiteteo 
Arbeiterschaft. 

Ebenso  kann  auch  das  von  Freisinnigen  und  Nationalliberalen,  sowie  vom 
Centrum  zur  Sdiau  getragene  Bestreben,  der  Arbeitenchaft  dne  gesetstidie 

Vertretung  in  Arbeitskammem  u.  s.  w.  zu  schaffen,  die  organisierten  Arbeiter 
nicht  darüber  hinwegtäuschen,  dass  alle  diese  Dinge  wenig  Bedeutung  haben, 
solange  den  Arbeitern  die  ungestörte  Benutzung  des  Coalitionsrechtes  nicht 
gesichert  ist.  Dagegen  wird  die  gesetzliche  Regelung  der  Rechtsverhältnisse 
der  Berufsvereine  und  eine  ^gesetzliche  Vertretung  der  Arbeiterschaft  sich  ganz 
von  selber  ergeben,  wenn  die  Gewerkschaften  ungestört  ihre  Einrichtungen  aus- 
bauen, ihre  /^tation  betrüben  und  damit  zu  genügender  Stärke  ndi  entwickeln 
können.  Die  bürgerlichen  Partden  zdgen  ihre  Freundschaft  gegenüber  den 
Arbeiterorganisationen  wieder  einmal  in  ungenügender  Weise,  und  wenn  die 
Wünsche  dieser  Parteien,  so  wie  sie  vorliegen,  von  der  Regierung  erfüllt  würden, 
loonnte  diesen  Organisationen  mdir  Naditdl  als  Voitdl  ents^en. 

Die  socialdemokratische  Fraction  hat  zwar  lange  vor  den  bürgerlichen  Par- 
tden die  Errichtung  von  Arbeitskammem  und  eines  Reichsarbeitsamtes  ge- 
fordert, jedoch  das  Schwergewicht  ihrer  Tätigkeit  darauf  gelegt,  der  Arbeiter- 
schaft zunächst  die  ungeschmälerte  Ausübung  des  Coalitions-,  Verdns-  und.  Ver^ 
sammlungsrechtes  zu  sichern.  Sie  hat  zwar  eigene  Anträge,  die  Rechtsverhält- 
nisse der  Berufsvereine  gesetzlich  zu  regeln,  nicht  gestellt,  jedoch  stets  bd 
der  Beratung  der  von  bürgerlicher  Sdte  dngebrachten  Anträge  erklärt,  dass 
grundsätzlich  den  Anträgen  zuzustimmen  sd,  dass  sie  aber  in  der  Form,  wie 
sie  vorlagen,  für  die  .Arbeiterschaft  tmannehmbar  seien.  Sodann  hat  die  social- 
demokratische Fraction  bei  jeder  passenden  Gelegenheit  versucht,  den  Gedanken, 
der  den  Anträgen  der  bürgerlichen  Partden  zu  Grunde  liegt,  zu  verwirklidien. 
Eine  solche  Gelegenheit  bot  sich  bei  der  Beratung  des  Bürgerlichen  Gesetz- 
buches, und  da  versagten  dieselben  bürgerlichen  Parteien,  die  alljährlich  die 
Regierung  um  Einbringung  eines  Gesetzentwurfes  über  Berufsvereine  bitten, 
als  diese  Regierung  erklären  Hess,  lieber  das  grosse  Wtrk,  genannt  Bürgerliches 
Gesetzbuch,  fallen  zu  lassen,  ehe  sie  dem  zustimmen  würde,  dass  darin  eine 
vernünftige  Kegdung  der  Rechtsverhältnisse  der  Berufsverdne  dngefügt  werde. 
Ob  es  geschehen  wäre,  mag  dahingestellt  bldben.  Jedenfalls  wichen  die  Partden, 
die  hier,  auf  die  Gefahr -dnes  Conflictes  hin,  den  lange  gdiegten  Wimsch  hätten 
durchführen  können,  gehorsamst  als  allergetrcueste  Opposition  zurück.  Wie 
immer,  wenn  es  galt,  im  Interesse  des  \'olkswohles  der  Regierung  entgegenzu- 
treten. 

Das  Bürgerliche  Gesetzbuch  brachte  für  Vereine,  die  nicht  politischer,  social- 
politischer  oder  religiöser  Natur  sind,  eine  Regehmg  der  Rechtsverhältnisse. 
Ldcht  wäre  es  gewesen,  für  alle  Vereine  solches  zu  erreichen  und  die  Bestim- 
mungen zu  beseitigen,  die  heute  es  den  Vereinen  vorerwähnter  Orte  unmöglich 
macht,  die  Rechtsfähigkeit  zu  er%verben.  Das  Centrum  machte  nicht  nur  keine 
Anstalten,  dies  zu  tun,  sondern  liess  es  zu,  dass  das  Bürgerliche  Gesetzbuch  so 
gestaltet  wurde,  dass  den  Vereinen,  die  nicht  die  Rechtsfiihigkdt  erwerben  wollen 
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oder,  weil  sie  socialpolitischer  Natur  sind,  nicht  erwerben  können,  ständige  Ge- 
fahren drohen.  Die  Organisationen  der  Arbeitgeber  haben  denn  auch  die 
Rechtsfähigkeit  nach  den  Bestimmungen  des  Bürgerlichen  Gesetzbudies  mm 
grossen  Teil  erworben.  So  ist  zum  Beispiel  auch  der  Verein  der  Metall- 
industridlcn  Berlins,  der  nach  seinen  Satzungen  den  2weck  hat,  jeden  Strike 
der  Arbeiter  der  Branche  mit  einer  Aussperrxxng  bis  zu  70  <fo  der  beschäftigten 
Arbeiter  zu  beantworten,  ein  eingetragener  Verein.  Den  Gewerschaften  hat 
man,  nicht  etwa  von  feindlich  gesinnter,  sondern  voo  ihnen  wohlwollender  Seite, 
gleichfalls  empfohlen,  die  Rechtsfähigkeit  in  gleicher  Weise  zu  erwerben,  wie 
es  die  Arbeitgebervereinigungen  tan.  Für  sie  ist  aber  jeder  Versuch  nach  dieser 
Richtung  hin  ausgeschlossen.  Die  in  Frage  kommenden  Bestunmungen  der 
§§  21  bis  79  des  Bürgerlichen  Gesetzbuches  sind  derart,  dass  der  geringe  Vorteil, 
den  die  Rechtsfähigkeit  einer  Organisation  der  Arbeiter  bieten  könnte,  von  den 
Nachteilen  mdir  als  aufgewogen  wird.  Al^fesdien  von  den  Vorschriften,  <fie 
solche  eingetragenen  \'ercine  zu  erfüllen  haben  und  deren  Erfüllung  den 
Arbeiterorganisationen  kaum  so  leicht  gemacht  werden  dürfte,  als  den  Verdni* 
gungen  der  Unternehmer,  ist  die  Verleihung  der  Rechtsfähigkeit  an  einen  Verein 
völlig^  von  dem  Willen  der  Pülizeibehörde  abhängig.  Der  |  61  des  Bürgerlichen 
Gesetzbuches  bestimmt  : 

»Die  Verwahungsbeijorde  kann  gegen  die  Eintragung  Einsprucii  erheben,  wenn  der 
\'ercin  nach  dem  öflFentlichen  Vertinsrccht  unerlaubt  ist  oder  verboten  werden  kann 
oder  einen  poliii<c]ien.  «ncialpnüti^chen  uder  religiösen  Zweck  verfolgt. t 

Es  kann  gegen  diesen  Einspruch  im  W^e  des  Verwaltungsstreitverfahrens 
Klage  erhoben  werden;  doch  was  würde  es  einer  Arbeiterorganisation  nützen, 

wenn  sie  in  dem  Streite  obsiegte  und  dann  bedingungsweise  die  Rechtsfähigkeit 
erlangen  würde?  Die  vereinsrechtlichen  Bestimmungen  gelten  für  die  einge- 
tragenen Vereine  genau  so,  wie  für  andere,  die  sich  mit  öffentlichen  Ange- 
l^penheiten  beschäftigen.  Für  einen  Verein,  der  im  Klagewege  sich  die  Ein- 
tragung in  djis  Vcreinsre<:fister  erstritten  hätte,  w.ire  der  Erfolg  eine  verschärfte 
Polizeiaufsicht,  und  daran  haben  die  gewerkschaftlichen  Organisationen  schon 
80  wenig  Mangel,  dass  sie  weitere  nicht  zu  wünschen  brauchen. 

Aber  damit  nicht  genug,  konmu  n  als  entscheidend  für  den  Verzicht  auf  die 
Erwerbung  der  Rechtsfähigkeit  nncli  dem  Bürgerlichen  Gesetzbuch  die  Bestim- 
mungen der  §§  72  und  79  dieses  Gesetzes  in  Betracht,  die  nachstehend  im  Wort- 
laut folgen: 

»I  72.  Der  Vorstand  bat  dem  Amtsgericht  auf  dessen  Verlangen  jederzeit  ein  Ver- 
zeichnis der  Vertin>mitglieik>r  einzureichen. 

§  79.  Die  Einsicht  des  V'ereinsrcgisters.  sowie  der  von  dem  Verein  bei  dem  Amts- 
gericht eingereichten  Sclirift-itiicke  ist  jedem  gestattet.  \'on  den  Eintragungen  kann 
Abschrift  gefordert  werden;  die  .Abschrift  ist  auf  Verlangen  zu  beglaubigen.« 

Es  genügen  einige  kurze  Bemerkungen,  um  nachzuweisen,  dass  unter  solchen 
Bedingungen  eine  gewerkschaftliche  nr<::^anisation  die  T\cchtsfähii:[keit  nidtt  er- 
werben kann.  Die  Gewerkschaften  werden  zwar  in  den  meisten  Bundesstaaten 
heute  auch  gezwungen,  und  zwar  zu  Unrecht  gezwungen,  der  Polizeibehörde  ein 
Mitgliederverzeichnis  einzureichen.  Wenn  a^r  ein  Polizeibeamter  ein  solches 
Mitgiiederverzeichnis  einem  Unternehmer  ausliefert,  macht  er  sich  des  Ver- 
gehens im  Amte  schuldig.  Nach  der  Eintragung  könnte  aber  nicht  nur  jeder 
Unternehmer  das  Mitgliederverzeichnis  der  G^erkschaft  beim  Amtsgericht 
einsehen,  sondern  er  könnte  sich  auch  eine  beglaubigte  Abschrift  ins  Hans 
schicken  lassen.  Da  aber  das  organisierte  Unternehmertum  darauf  ausgeht, 
einen  Raub  an  dem  Coalitionsrecht  der  Arbeiter  zu  üben,  so  haben  die  Gewerk- 
schaften alle  Ursache,  diese  Untemdimer  nicht  wissen  zu  lassen,  welche  Arbeiter 
und  Arbeiterinnen  zur  Organisation  gehören.  Auf  Grimd  der  Bestimmungen 
des  Bürgerlichen  Gesetzbuches  die  Rechtsfähigkeit  zu  erwerben,  ist,  abgesehen 
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davon,  dass  man  sie  den  meisten  Gcwierittcluiiften  versafen  würdei  für  diese 
absolut  unmöglich,  wenn  sie  ihre  Positicm  gegtaSbtr  den  Unterndunem  nicht 

ganz  bedeutend  verschlechtern  wollen. 

Wie  wenig  Vertrauen  aber  die  Arbeiterschaft  zu  den  Parteien  haben  darf, 
die  Jahr  für  Jahr  eine  gesetzliche  Regelung  der  Rechtsverhältnisse  der  Benxfs- 
vereine  fordern,  beweisen  diese  Parteien  durch  die  von  ihnen  eingebrachten 
setaentwürfe.  Die  Freisinnigen  übernehmen  ganz  unverhüllt  die  Bestimmungen, 
betreffend  die  eingetragenen  Vereine,  aus  dem  Bürgerlichen  Gesetzbuch,  das 
Centrum  lässt  nach  seinem  Entwurf  die  Anwendung  dieser  Bestimmungen  in 
verdeckter  Form  zu.  Das  sollten  die  Arbeiter  sich  sehr  genau  merken,  die  da 
vermeinen,  durch  diese  Parteien  ihre  Wünsche  und  Fordenmgen  vertreten  zu 
sehen,  die  annehmen,  diese  Parteien  wollten  ihnen  die  ungestörte  Ausübung 
ihres  Organisationsrechtes  gewihrletsten,  wenn  sie  Gesetzesbestimmungen  zur 
Sicherung  fies  Rechtes  der  Berufsvercine  fordern.  Die  Hirsch-Dunckerschen 
Gewerkvereine  könnten  sich  mit  dem,  was  diese  Parteien  zum  Gesetz  gemacht 
wissen  wollen,  nur  zufrieden  geben,  wenn  sie  nadi  wie  vor  von  dem  Kttupf  um 
bessere  Lohn-  und  Arbeitsbedingungen  absehen  wollen.  Nur,  wenn  sie  eine  von 
den  Unternehmern  genehmigte  Organisation,  die  Wert  auf  die  Ehrenmitglied- 
schaft  der  Unternehmer  legt,  auch  fernerhin  sein  wollen,  können  sie  in  einer 
solchen  gesetzlichen  Regelung  eine  Förderung  ihrer  Organisationsbestrebungen 

*  erblicken.  Die  christlichen  Gewerkschaften  haben  es  aber  schon  zur  Genüge 
erfahren,  dass  die  christlichen  Arbeitgeber  in  dem  Bestreben,  den  Arbeitern  das 
Coalitionsrecht  zu  rauben,  ihren  ungläubigen  Collegen  nichts  nachgeben.  Die 

,  Mitglieder  dieser  Gewerkschaften  hätten  alle  Ursache,  darüber  zu  wachen,  dass 
ihnen  nicht  das  Centrum  durch  die  angebliche  Wohltat,  die  der  Arbeiterschaft 
mit  der  gesetzlichen  Regelung  der  Rechtsverhältnisse  der  Berufsvereine  gebracht 
werden  soll,  die  Organisationstatigkeit  erschwert.  Auch  bei  der  Begründung 
der  am  30.  Januar  1904  behandelten  Interpellation  stellte  der  Redner  des  Centnuns 
es  als  notwendig  hin.  dass  gewisse  Schranken  der  Ausübung  des  Coalitionsrechtes 

•  gezogen  werden  müssten.  Als  wenn  wir  in  einem  Staate  lebten,  dessen  Re- 
gierung erwarten  lässt,  dass  sie  uneingeschränktes  Coalitionsrecht  gewähren 
wolle!  Es  wird  dringend  geboten  sein,  an  den  Schranken  zu  rütteln,  die  von  der 
Regierung  in  Vorschlag  gebracht  werden,  anstatt  von  vornherein  zu  empfehlen, 
dass  solche  Schranken  gezogen  werden.  Es  rind  sdir  wenig  zuverlässige  Freunde 
der  Arbeiterorganisationen,  die  hier  im  Einverständnis  mit  der  Regierung,  die 
stets  sich  als  Gegnerin  dieser  Organisationen  gezeigt  hat,  für  die  Berufsorgani- 
sationen ein  Gesetz  schatfen  wollen.  Die  Arbeiter,  die  den  Wert  der  Organisation 
erkannt  haben,  sollten  auf  der  Hut  sein,  um  zu  verfiindem,  dass  ihnen  von  diesen 
Arbeiterfreunden  ein  gesetzliches  Recht  geschaffen  wird,  das  nicht  OfganisationS" 
fördernd,  sondern  organisationshindernd  wirken  kann. 

Freisinn  und  Centrum  haben  sich  wenigstens  so  weit  entwickelt,  dass  sie 
von  der  Einreichung  des  Mitgliederverzeichnisses  eingetragener  Vereine  ab- 
sehen. Statuten  und  sonstige  Urkunden  sind  aber  bei  dem  Amtsgericht  einzu- 
reichen, liegen  zu  jedermanns  Einsicht  aus  und  können  in  Abschrift  eingefordert 
werden.  In  dem  von  dem  Vorkämpfer  einer  solchen  Gesetzgebung,  von 
Schulze-Delitzsch  eingebrachten  und  von  dem  Reichstag  des  Norddeutschen 
Bundes  1869  angenommenen  Gesetzentwurf  sah  der  §  4  die  Einreichung  des 
Mitgliederverzeichnisses  bei  dem  ordentUchen  Gericht,  der  §  8  die  Einsicht- 
nahme durch  jedermann  und  die  Lieferung  einer  Abschrift  an  jeden  vor,  der 
sie  forderte.  Immerhin  hat  der  Freisinn  einen  Fortschritt  gemacht,  aber  nicht 
ausreichend,  um  die  Ck-setzesvorschläge  den  Arbeitern,  die  freie  Betätigung  ihrer 
Organisation  wünschen,  annehmbar  zu  machen.  Zuviel  der  beschränkenden 
Be^immungen  sind  noch  vorhanden,  denn  der  ganze  Gesetzentwurf  ist  adt 
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Autnabme  weniger  Paragraphen  eine  wörtliche  Abschrift  der  gleichen  Bestim- 
nrangen  des  Bürgerlidtai  Gesetsdm^ei. 

Das  Ccntnun  hat  sich  nicht  die  Mühe  gemacht,  alle  die  Paragraphen  des 
Bürgerlichen  Gesetzbuches  für  seinen  Gesetzentwurf  abzuschreiben,  doch  lässt 
dieser  die  Anwendung  der  genannten  Paragraphen  zu.  Es  wäre  bei  dem  ani 
*  8.  Februar  1898  dngebrachten  Gesetzentwurf  also  auch  möglidi  fewesen,  den 
§  72  des  Bürgerlichen  Gesetzbuchs  auf  die  eingetragenen  Vereine  anzuwenden. 
Das  mochte  dem  Centrum  nach  der  von  Gewerkschaftsseite  geübten  Kritik  wohl 
auch  eingeleuchtet  haben,  denn  in  dem  am  9.  Decembcr  1898  eingebrachten  Ent- 
wurf ist  in  §  I  ein  besonderer  Absatz  eingefügt,  der  bestimmt,  dass  auf  die 
eingetragenen  Ik-rufsvereinc  der  §  72  des  Bürgerlichen  Gesetzbuchs  keine  An- 
wendung finden  soll.  Mit  dieser  Einfügung  ist  nun  aber  noch  deutlicher  zum 
Ausdruck  gekommen,  dass  die  sonstigen  Bestimmungen  der  §§  21  bis  79  des 
Bürgerlichen  Gesetzbuchs  auf  solche  Vereine  Anwendung  finden  oder  finden 
können  und  bei  der  in  fast  allen  Bundesstaaten  üblichen  vereinshemmenden 
Verwallungspraxis  selbstverständlich  finden  werden.  Die  Gesetzentwürfe  der 
Freisinnigen  und  des  Centmms  unterscheiden  sidi  deshalb  nur  in  der  Fcmn; 
ihr  Inhalt  deckt  sich,  in  einem  Falle  direct,  im  anderen  indirect.  mit  den  Be- 
stimmungen, betreffend  die  eingetragenen  Vereine,  des  Bürgerlichen  Gesetz- 
buchs. Damit  ist  aber  der  Arbeiters«aft  nicht  gedient  Diese  braucht  weniger 
eine  Sicherstellung  ihres  in  den  Organisationen  angesammelten  Vermögens,  als 
eine  Erweiterung  der  Möglichkeit,  das  Coalitionsrecht  auszuüben. 

Weder  das  Centrum,  noch  der  Freisinn  hat  es  der  Mühe  für  wert  erachtet, 
die  ffir  die  Arbeiterorganisationen  wichtigste  Bestimmung  in  die  Antrage  Unein- 
zunehmen,  nämlich  die,  dass  auf  die  eingetragenen  Berufsvereine  die  landes- 
rechtlichen Verordnungen  und  Gesetze,  betreffend  das  Vereins-  und  Versamm- 
lungswesen, keine  Anwendung  finden  sollen.  Ohne  eine  solche  Bestimmung 
legt  das  von  Centrum  und  Freisinn  geforderte  Gesetz  den  Gewerkschaften  nur 
Verpflichtimgcn  auf.  ohne  ihnen  wesentlich  zu  nützen;  denn  die  rechtliche  An- 
erkennung der  Berufsorganisation  in  dieser  Form  wiegt  die  Behinderung  der 
freien  Betätigung  nidit  auf,  die  nach  den  Anträgen  dieser  bfirgerlichen  Freunde 
der  Arl  ( iterorganisationen,  vorausgesetst,  sie  werden  Gesetz,  eintreten  wird. 
Was  der  Regierungsvertreter  am  30.  Januar  1904  besonders  betonte,  die  Berufs- 
vereine mit  allen  Pflichten  juristischer  Personen  zu  belegen,  das  bringen 
ihm  die  genannten  Parteien  in  ihren  Anträgen  entg^en.  Der  Freisinn,  indem 
er  den  §  31  des  Bürgerlichen  Gesetzbuchs  als  §  12  seines  Gesetzentwurfs  wört- 
lich bringt,  das  Centrum,  indem  es  nach  der  Fassung  seines  Antrages  die  An- 
wendung dieses  §  31  auf  die  Berufsvereine  vollinhalthch  zulässt.  Dieser  Para- 
graph besagt: 

»Der  Verein  ist  für  den  Schaden  verantwortlich,  den  der  Vorstand,  ein  Mitglied  des 
Vorstandes  oder  ein  anderer  verfassungsmässig  berufener  Vertreter  durch  eine  in 
Ausführung  der  ihm  zustehenden  Verrichtungen  begangene,  zum  Schadensersatz  ver- 
pflichtende Handlung  einem  Dritten  zufügt.«  « 

Wer  denkt  bei  dieser  Bestimmung  nicht  an  den  Rechtszustand,  der  ffir  die 
Gewerkschaften  in  England  nach  dem  TafF  Folr-Entscheid  gesdiaffen  ist!  Was 
würden  erst  in  Deutschland  für  die  Arbeiterorganisationen  sich  für  Zustände 
ergeben,  bei  der  gegen  die  Organisationsbestrebungen  sich  richtenden  Recht- 
sprediung,  wenn  schon  solches  in  England,  dem  classischen  Lande  der  An- 
erkennung des  Strikerechtes,  eintreten  kann !  Dort  wird  man,  dessen  können 
wir  siclier  sein,  die  Gewerkschaften  durch  Änderung  der  Gesetze  vor  der 
Gefahr,  von  den  Unternehmern  financiell  ruiniert  zu  werden,  bewahren,  in 
Deutschland  will  man  von  angebhdi  organisationsfreundlichcr  Seite  einem 
weit  rücksichtsloseren  Unternehmertum  erst  die  Möglichkeit  für  den  Angriff 
auf  das  Vermögen  der  Gewerkschaften  schaffen.    Dafür  werden  die  gewerk- 
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schaftlichen  Organisationen,  die  durch  den  Kampf  bessere  Lohn-  und  Arbeits- 
bediqgungen  erreichen  und  nicht  Vereinsspielerei  betreiben  wollen,  sich  bestens 
bedanken.   Die  Regierung  und  die  antragstellenden  Parteien  finden  tidi  hier ' 
aber  einträchtiglich  beisammen,  find  deswegen  heisst  es  acht  lialitn,  damit  den 

Gewerkschaften  kein  Schaden  zugefügt  wird.  Von  Vertrauen  gegenüber  der 
Regierung  und  diesen  Parteien  kann  keine  Rede  sein.  Gutes  steht  von  ihnen 
nicht  zu  erwarten. 

l^nd  schliesslich  die  Äusserungen  des  Grafen  Posadowsky,  dass  die  Regierung 
den  Arbeitern  der  Staatsbetriebe  und  der  öffentlichen  Anlagen  das  Recht  der 
Errichtung  eingetragener  Berufsvereine  vorenthalten  will,  von  der  Arbeiter- 
schaft der  Landwirtschaft  ganz  zu  schweigen  I  Will  man  der  ersteren  Arbeiter- 
kategorie, der  das  Coalitionsrecht  heute  zustdit,  dieses  Recht  auf  dem  Wege 
eines  Sondergesetzes  für  die  Berufsvereine  nehmen?  Nach  allem,  was  wir 
bisher  auf  d«n  G^ete  der  Bdiiadenmg  der  Coalition  in  Deatacfahnd  erldit 
haben,  steht  dies  zu  erwarten.  Deswegen  fürchten  wir,  dass  nicht  ein  Fort- 
schritt eintritt,  sondern  dass  durch  ein  Gesetz,  wie  es  Freisinn  und  Centrum 
in  Gemeinschaft  mit  der  Regierung  wollen,  ein  weiteres  Hemmnis  für  die  Ge- 
werkschaften gesdiaifen  wird. 

Sollte  man  gegen  deren  Willen  ein  solches  Gesetz  zu  stände  bringen,  so 
würden  sie  sich  natürlich  den  neuen  Umständen  anzupassen  wissen.  Die  un- 
unterbrochenen Verfolgungen  der  Arbeiterorganiaationen  haben  diesen  eine  ge- 
wisse Beweglichkeit  gegeben,  sich  in  die  durch  ^wang  gegebenen  Verhältnisse 
zu  fügen,  ohne  an  ihrer  Wirksamkeit  etwas  einzubüssen.  Diese  Fähigkeit 
würde  auch  den  Plan  zu  schänden  machen,  den  Organisationen  unter  Gewäh- 
rung der  Reditsföhigfceit  die  Bewegungsfreiheit  and  das  Sdbstbestinunungs- 
recht  xa  nehmen. 

Die  Gewerkschaften  wünschen  dringend,  dass  eine  gesetzliche  Regelung  ihrer 
Rechtsverhältnisse  erfolgt,  aber  nnr  unter  der  Bedingung,  dass  diese  einen 
Fortschritt  gegenüber  den  heutigen  Zustanden  bringt.  Neuer  Zwang  neben  dem» 
der  heute  auf  Grund  der  Vereinsgesetze  ausgeübt  wird,  wäre  alles  andere,  nur 
nicht  Erleichterung  für  die  Organisationsbestrebungen  der  Arbeiterschaft  Diese 
mag  man  gewähren,  und  die  Gewerkschaften  werden  ^dt  die  reditiiche  Aner- 
kennung sichern  in  einer  Form,  die  wesentlich  von  der  abweicht,  die  jetzt  ge- 
schaffen werden  soll  Weil  in  Deutschland  alle  die  Arbeiterorganisationen 
betreffenden  gesetzUdien  Massnahmen  unter  dem  Gesichtswinkel  e^olgen,  dass 
diese  Organisationen  nidbt  zu  stark  werden  sollen,  so  werden  die  Gewerkschaften 
gut  tun,  (dem,  was  hier  für  sie  zusammengebraut  wird,  sehr  misstrauisch 
gegenüberzustehen.  Wollen  Centrum  imd  Freisinnige  die  gewerkschaftliche 
Organisation  fördern,  so  mögen  sie  zunächst  den  Arbeitern  die  freie  Ans- 
äbung des  Coalitionsrechts  sichern.  Die  Macht  haben  sie  in  Gemeinschaft  mit 
der  Socialdemokratie  dazu,  und  diese  werden  sie  stets  an  ihrer  Seite  finden, 
wenn  es  gilt,  der  arbeitenden  Bevölkerung  die  ihr  zustehenden  Rechte  zu  er- 
kämpfen oder  zu  erhalten.  Erst  Coalitionsfreiheit,  erst  Beseitigung  der  reactio- 
nären.  arbeiterfeindlichen,  organisationszerstörenden  Verwaltungspraxis  und 
dann  Regelung  der  privatrechtlichen  Verhältnisse  der  Berufsvereine  1  Wer  nicht 
rnckfaalm»  bestrdrt  ist,  das  erstere  herbeiaufnhren,  dem  sn  misstrauen  haben  die 
Arbeiter  atte  Ursache.  Die  reditUche  Anerkenntmg  der  Berufsvereine  muss 
kommen,  sie  soll  aber  nur  kommen  im  Verein  mit  der  Beseitigung  der  Bestim- 
mungen und  Massnahmen,  die  eine  Beliinderung  der  Errichtung  und  des  Aus- 
baues der  Berufsverdne  bUdea.  Von  der  Regelung  der  privatrechtlichen  Seite 
allein  ist  mehr  Schaden  für  die  Arbeiterorganisationen  an  befurchten,  als  Nntsen 
zu  erwarten. 
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EMILE  VANDERVELDE  ZUR  POLITISCHEN  UGE  IN 
BELGIEN 

Am  2g.  Mai  muss  das  belgische  Parlament  zur  Hälfte  erneuert  werden. 
Diesmal  spielt  der  Kampf  in  den  Bezirken,  die  als  die  Hochburgen 
der  Socialdemokratie  gelten:  in  Möns,  Lüttich,  Verviers,  Charleroi,  Gent 
u.  s.  w.  Bei  dem  hernchenden  Propoitionalwahlrecht  kaxm  man  voraus- 
sehen, dass  sich  in  diesem  Teile  des  Landes  unsere  Situation,  was  die  Zahl 
der  Sitze  anlangt,  nicht  ändern  wird.  Dagegen  dürfen  wir  auf  einen 
erheblichen  Stimmenzuwachs  rechnen.  Mit  einer  einzigen,  durch  localt 
Verhältnisse  bedingten,  Ausnahme,  führen  wir  Socialisten  den  Kampf 
allein,  sowcM  gfigea  die  Liberaten  (radicale  mid  doctrinäre)  wie  gegfn  <üe 
Klerikalen.  Wie  ich  in  den  folgenden  Ausführungen,  die  ich  im  Namen 
des  Partei  Vorstandes  auf  unserem  ParteitaEre  machte,  darlege,  rüsten  sich 
alle  bürgerlichen  Parteien  zu  einem  wilden  Kampfe  gegen  uns.  Wir  hoffen 
aber  bestimmt  darauf,  den  Angriff  siegreich  abzuschlagen. 

In  dem  bevorstehenden  oder  eigentlich  schon  begonnenen  Kampfe  haben 
wir  einmal  gegen  das  klerikale  Regiment  und  zum  andern  gegtn  die  OqM- 
talistenclasse  zu  fechten.  Aus  dieser  Zweiheit  des  Zieles  entspringen  manch- 
mal gewisse  Verschiedenheiten  in  der  Anschauung  über  die  zu  befolgende 
Taktik  in  unseren  Reihen.  Die  einen  legen  —  bei  allem  treuen  Festhalten 
an  der  Gesamtheit  der  socialistischen  Prindpien  —  den  Hauptnachdruck 
auf  das  nächste  Ziel,  die  unmittelbar  zu  verwirklichenden  Reformen.  Die 
anderen  wollen  zwar  diese  Reformen  auch  nicht  vemachlassigen,  achten 
aber  besonders  darauf,  dass  das  Proletariat  fest  auf  dem  Boden  des  Classen- 
kampfes  bleibt,  den  es  nicht  verlassen  darf,  ohne  sich  selbst  aufzugeben. 
Diese  Schwierigsten  und  Verschiedenheiten  datieren  nicht  von  gestern, 
sondern  bestanden  schon  zu  der  Zeit,  wo  Marx  und  Engels  im  CommU" 
nistischcn  Manifeste  die  Stellung  der  Socialisten  zur  bürgerlichen  Demo- 
kratie schilderten,  ebenso  wie  Ferdinand  Lassalle  einige  Jalire  später  in 
seinem  Offenen  Antwortschreiben. 

Mit  den  dort  entwickelten  Grundsätzen  steht  die  von  der  belgischen 
Socialdemokratie  befolgte  Taktik  in  Übereinstimmung.  Wir  sincl  jeder- 
zeit bereit,  bei  solchen  Fragen,  wo  die  Interessen  üliereinstimmen,  mit  den 
Liberalen  zusammenzugehen ;  aber  wir  wenden  ihnen  auch  sofort  und  ent- 
schieden den  Rücken  und  bekämpfen  sie,  sobald  sich  die  Interessen  scheiden 
oder  sich  die  Liberalen  im  Sumpfe  politischer  Impotenz  verlieren. 

Einige  unserer  Freunde,  vor  allem  unser  erprobter  Louis  Bertrand,  waren 
der  Meinung,  es  sei  wünschenswert,  dass  sich  alle  Oppositionsparteien  auf 
eine  Wahlplattfonn  einigen  sollten,  die  im  Interesse  einer  wuchtigeren  Be- 
kämpfung der  gegenwartigen  klerikalen  Regierung  auf  die  drei  unmittel- 
baren Forderungen  beschränkt  werden  sollte:  obligatorischer  Volksschul- 
unterricht, Abschaffung  der  Stellvertretung  beim  Militair,  Abschaffung  des 
Plurahvahlrechts.  Der  I'arteivorstand  hält  aber  diese  zum  grössten  Teil 
negative  Plattform  nicht  für  genügend,  sondern  meint,  die  Arbeiterpartei 
dürfe  sich  aucii  nicht  vorübergehend  auf  die  Verfolgung  lediglich  poUtischer 
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Ziele  beschränken  und  ihre  ökonomischen  Forderungen  an  die  zweite  Stelle 
setzen,  müsse  vielmehr  mit  ihrem  g;anzen  Programm  vor  die  Wählerschaft 
treten. 

Aber  ich  brauche  kaum  ausdrücklich  darauf  hinzuweisen,  dass  wir  alle 
von  der  entscheidenden  Hedeutunp;  der  \  on  liertrand  angcg"ebenen  Reformen 
durchdrungen  sind.  An  dem  Tage,  an  dem  einmal  die  klerikale  Über- 
macht gebrochen  sein  wird,  ist  nur  eine  solche  Regierung  der  Linken 
möglich,  die  den  obligatorischen  Volksschulimterricht,  die  Verringenmg 
der  Militairlastcn,  das  allgemeine  Wahlrecht  zur  sofortigen  DurchliUirang 
auf  ihr  Programm  setzt. 

über  die  Wichtigkeit  dieser  Forderungen,  besonders  des  allgemeinen 
Wahlrechts,  braucht  hier  nichts  mehr  gesagt  zu  werden.  Aber  es  gi\A  in 
unseren  Reihen  vielleicht  Parteigenossen,  deren  Geduld  zu  reissen  droht, 
die  sich  fragen,  wann  denn  endlich  einmal  die  Stunde  des  allgemeinen  Wahl- 
rechts schlagen  werde,  die  ülxfr  die  seinem  Siege  entgegenstehenden  gesetz- 
lichen Hmdcmisse  erschrecken.  Ja,  die  Hindernisse  sind  gross,  und  man 
kann  sich  in  der  Tat  fragen,  wann  wir  unter  dem  Pluralsystem  und  bei  einer 
\tjrfälschten  Prc^ortionalvertretung  zu  einem  Sturze  der  gegenwärtigen 
Majorität  und  deren  Ersatz  durch  eine  rein  demokratische  einmal  gelangen 
werden.  Aber,  v.cr  hätte  denn  zu  den  Zeiten  des  Censuswahlrechts  zu  be- 
haupten gewagt,  es  werde  der  Tag  kommen,  wo  die  Kammern  einstimmig  in 
die  Revision  desselben  willigen  würden?  Damals  gab  es  noch  keine 
Socialisten  im  Filament;  auf  den  Bänken  der  Linken,  wie  auf  denen  der 
Rechten  sassen  mir  Privilegierte  des  Censuswahlrechts:  und  dennoch  ge- 
nügte es,  dass  die  Frage  reif  war,  dass  der  flagrante  Widerspruch  zwischen 
der  reellen  Macht  des  Proletariats  imd  seiner  Ohnmacht  bei  den  Wahlen 
allen  offenbar  wurde,  dass  sich  die  öffentlich^  Meinung  regte  und  die  Furcht 
vor  einem  Strike  platzgriff,  um  den  Census  hinwegzufegen  und  die  Revision 
herbeizuführen. 

Die  erste  Schlacht,  im  Jahre  1893,  haben  wir  gewonnen,  die  zweite,  im 
Jahre  1902,  verloren.  Jetzt  heisst  es  von  neuem  auf  den  Kampfplatz  zu 
treten;  und  wir  werden  zu  siegen  ¥rii»en.  Dam  aber  ist  nötig,  dass  wir 
unsere  Propaganda  intensiver  gestalten,  dass  die  öffentliche  Meinung  sich 
regt,  das  die  klerikale  Majorität  erschüttert  und  gesprengt  wird  und  dass 
die  Zahl  der  socialistischen  Stimmen  weiterhin  wächst ;  die  Schlappe  im 
April  1902  hat  das  Anwachsen  unterbrechen,  aber  nicht  für  die  Zukunft 
auflalten  können.  Entsprechend  der  Bedeutung  des  kommenden  Wahl- 
kampfes rüsten  die  Gegner  gewaltig,  um  uns  den  Weg  zu  verl^jen.  Mit 
besonderer  Vorliebe  wenden  sie  den  agitatorischen  Tric  an,  überall  zu  be- 
haupten, die  Socialdemokratie  habe  ihren  Höhepunct  überschritten  und 
werde  jetzt  zurückgehen.  Das  Argument  könnte  vielleicht  auf  simple  üe- 
mttter  Eindruck  machen,  wenn  es  nicht  gar  so  abgenutzt  wäre.  Aber  man 
erinnere  sich  doch  nur  an  unseren  unvergesslichen  ersten  Wahlfeldzug  im 
Jahre  1894:  wenige  Monate  vorher  erklärte  Herr  Woeste,  der  Führer  der 
Klerikalen,  in  der  Kammer,  die  Arbeiterpartei  zähle  keine  20  000  Anhänger, 
und  Herr  de  Bourlet,  damals  Ministerpräsident,  verstieg  sich  zu  der  kühnen 
Bdiauptung,  wir  wfiiden  keinen  einzigen  Abgeordneten  durchbringen.  Und 
dann  —  am  Tage  der  Wahl  zahlten  wir  300000  Stimmen,  und  29  Abge- 
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ordnete  erzwangen  sich  den  Zugang  zum  Parlament!  Und  vor  den  Wahlen 
im  Jahre  1900  prophezeiten  die  Liberalen  ihre  eigene  Wiederauferatefatmg; 
sie  sagten,  der  Socialismus  sei  nur  ein  Strohfeuer  gewesen  und  die  Wähler- 
schaft werde  ihnen  ihre  Gunst  wieder  zuwenden.  Es  kam  aber  wiederum 
anders  :  statt  300  000  brachten  wir  es  auf  beinahe  500  000  Stimmen.  Und 
nun  gar  erst  nach  dem  18.  April  1902!  Da  wurde  die  Socialdemic^cratte 
schlankweg  für  tot  erklärt,  man  hielt  ihr  schon  die  Leichenreden:  und 
wieder  hidten  unsere  Sdutfcn  nicht  nur  stand,  sondern  wir  verzeichneten 
sogar  einen  Zuwachs  von  17000  Stimmen.  Das  Wachstum  der  Organi- 
sationen, die  Verbreitung  der  Presse,  die  Ausdehnung  unseres  Genossen- 
schaftswesens zeigt,  dass  wir  in  den  seither  verflossenen  zwei  Jahren  nicht 
stillgestanden  sind.  Einige  Rüdeschläge  bd  den  Gememdewahlen  in  ge- 
wissen industriellen  Communen  sind  mehr  als  wettgemacht  durch  unsere 
Erfolge  auf  dem  platten  Lande.  Und  man  weiss  auch,  dass  jene  Rück- 
schläge durch  wesentlich  unpolitische  Verhältnisse  verursacht  worden  sind. 
Bei  alledem  wollen  wir  nicht  verkennen,  dass  unsere  Fortschritte  zu  rasch 
waren,  als  dass  sich  nicht  an  manchen  Orten  ein  Mangd  an  befähigten 
Männern  bemerkbar  gemacht  hätte.  Auch  hat  die  socialistische  Durch- 
bildung der  Massen  in  der  kurzen  Zeit  nicht  mit  dem  Wachsen  der  Wähler- 
stimmen Schritt  halten  können.  Wir  haben  die  Massen  gelehrt,  mit  uns  zu 
stimmen,  jetzt  niiissen  wir  sie  lehren,  mit  uns  zu  denken!  Deshalb  müssen 
wir  unsere  Propaganda  immer  wesentlich  sccialistisch  gestalten  und  ver- 
tiefen. Der  Sturz  der  Regierung  darf  nicht  unser  einziges  Ziel  sein,  son- 
dern wir  müssen  auf  die  Umgestaltung  des  ganzen  capitalistischen  Wirt- 
schaftssystems hinarbeiten.  Unter  dem  Censuswahlrecht  wechselte  die 
gesetzgebende  Körperschaft  die  Regienmg  wie  das  Hemd,  weil  sie  wohl 
wusste,  dass  Mmisterien  der  Rechten  oder  der  Lmken  in  den  Grund- 
auffassungen einig  waren:  nur  mit  dem  Vornamen  hiessen  sie  liberal  oder 
klerikal,  ihr  Familiennamen  war  Capitalist. .  .  Heute  aber  ist  sich  jeder 
darüber  klar,  dass  beim  Sturze  der  klerikalen  Regierung  nur  eine  Mög- 
lichkeit, ohne  die  Rechte  zu  regieren,  besteht :  Die  Liberalen  und  die 
Socialisten  mässen  sich  vorübergehend  zusammen- 
tun, um  zunächst  den  obligatorischen  Volkschul- 
unterricht, die  Verringerung  der  Militairlasten  und 
das  allgemeine  Wahlrecht  durchzusetzen.  Die 
Bedeutimg  des  Einsatzes,  um  den  das  Spiel  geht,  bedingt  die  Hartnäckig- 
kdt  der  Widerstande.  Aber  je  mehr  Widerstände,  um  so  grosser  unsere 
Energie. 

Länger  als  sechzig  Jahre  kämpft  jetzt  das  belgische  Proletariat  ohne 
Rast  und  Ruhe  für  seine  politische  und  sociale  Befreiung.  Fast  zwanzig- 
jähriger Anstrengung,  von  1845  1805,  bedurfte  die  Durchsetzung  des 
Strilrerechts  und  der  Coalitionsfrdheit;  länger  noch,  von  1866  bis  1893, 
dauerte  die  Eroberung  eines  Fragments  von  Constitution,  eines  Stückchens 
Wahlrechts.  Meute  sind  wir  zahlreicher,  denn  je,  und  mächtiger.  Und 
wir  ziehen  von  neuem  in  den  J^ampf  für  das  allgemeine  Wahlrecht  und  für 
den  Socialismus. 
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CUUDIO  TREVES  •  DER  PARTEITAG  IN  BOLOGNA 

Der  Parteitag  der  italienischen  Socialdemokratie,  der  in  der  zweiten  April- 
woche in  Bologna  tag^e  und  der  die  Frajje  der  Tendenzen,  die  schon 
seit  langer  Zeit  die  Partei  aufwiihit,  zur  Entschadung  bringen  sollte,  hat  diese 
Entscheidung'  in  dem  Sinne,  wie  er  wohl  manchem  vorschw^te,  nicht  gebracht 
(*ber  die  Rntschiedenheit  der  extremen  Richtungen  siegte  ein  beinahe  religiöses 
Gefühl  für  die  Einheit  der  Partei,  für  die  Einheit  um  jeden  Preis, 
mag  «fiese  audi  mir  formaler  Natur  sein,  wenn  es  tnimSglidi  ist,  eine  wirk» 
liehe  Einheit,  eine  Uberetnstimniung  in  dm  Ansichten  tmd  Empfindungen  zu 
erzielen.  Lediglich  dieses  Gefühl  hat  es  zuwege  gebracht,  dass  eine  von  Enrico 
Ferri  eingebrachte  Resolution  von  den  extremsten  Revolutionären  unter  An- 
ffihrerschaft  von  Arturo  Lalniola  aecqitiert  wurde,  obgleich  diese  beständig 
daran  festgehalten  hatten,  dass  der  Reformismus  nichts  anderes,  als  ein  mcmar- 
chischer  Possibilismus  und  somit  ein  Verrat  des  proletarischen  Classenkarnpfes 
im  Dienste  der  Bourgeoisie  sei.  Es  scheint  unerklärlich,  wie  Labrioia  imd  seine 
Freunde,  die  den  gemässigten  Revolutumären,  wie  Ferri,  gegenüber  in  der 
Mehrzahl  waren,  sich  dazu  hergeben  konnten,  sich  der  Ferrischen  Formel  anzu- 
schliessen,  nach  der  die  socialistische  Partei  Reformisten  und  RevoluHonäre  ge- 
meinsam umfassen  kann,  wenn  man  nicht  annehmen  will,  dass  die  extremen 
Rtvoiulionärc  (Labrioia)  gefürchtet  haben,  von  der  Partei  ausgeschlossen  zu 
werden;  denn  die  Rinhcit  der  Partei  wäre  gegen  sie  betont  worden,  die  Rechte 
hätte  sich  zusammengeschlossen,  und  sie  wären  als  sum  Anarchismus  neigend, 
abgestossen  worden. 

XXX 
Wir  wollen  aber  die  Eindrücke  und  Schlüsse  nicht  vorwegnehmen,  sondern 
zunächst  kurz  ein  Bild  von  dem  Stand  der  Fractionen  am  Vorabend  des  Con- 
gresses  geben. 

Die  Revolutionäre  hatten  Arturo  Labrioia  als  Referenten,  der  damit  schloss, 
dass  er  dieselbe  Tagesordnung  vorschlug,  die  er  auf  dem  lombardischen  Parteitag 
zu  Brescia  eingereidit  hatte,  einsdiliesdich  einiger  Amendements,  die  ihm  durch 
die  hervorragendsten  revolutUmBir§n  Sodaüsten  Frankreichs  und  Deutschlands, 
wie  Guesde,  Vaillant,  Kautsky,  eingegeben  worden,  damit  alles  das  ausgeschieden 
werden  könne,  was  die  Anklage  auf  Anarchismus  rechtfertigen  würde,  welche 
die  ReformitUn  in  ihrer  Resolution  gegen  üe  erhoben  hatten.  Die  solcher- 
massen  gestaltete  revolutionäre  Resolution  lautete: 

>i.  Der  Parteiti«  betont  den  dauernd  revolutionären  und  unversöhnlich  slaatsfcind- 
lidien  Chantkter  der  proletarischen  Action  und  erklärt  die  Verwandlang  der  politi- 
schen Organisation  des  Proletariats  in  eine  vorwiegend  parlamentarische,  opportu- 
nistische, constitutionelle  und  possibilistisch-monarchische  Partei  als  eine  Degene- 
ration des  socialistischen  Geistes;  er  verwirft  daher  das  Zusammenarbeiten  des  Prole- 
tariats mit  dem  Bürgertum  als  unvereinbar  mit  dem  Grundsatz  des  Classenkarnpfes 
und  mit  der  wirklichen  Eroberung  der  politischen  Gewalt  durch  das  Proletariat,  jedes 
Zusammenarbeiten,  sei  es  dadurch,  dass  Anhänger  der  Partei  irgendwie  an  einer 
monarchischen  oder  republikanischen  Regierung  teilnehmen  oder  dass  sie  eine  Rich- 
tung der  bfirgeriidien  Regiemng  systematisch  unterstützen.  • 

2.  In  Erwägung,  dass  jede  Reformbetätigung  unter  dem  bürgerlichen  Regime, 
auch  wenn  sie  durch  einen  Druck  von  seilen  des  Proletariats  erfolgt  und  teilweise  den 
Arbeitern  zum  Nutzen  gereicht,  gerade  deshalb,  weil  sie  ein  S^sammenwifken  der 
Interessen  der  Arbeiter  und  der  Capitalisten  bedeutet,  immer  unvollkommen  bleiben 
niuss  und  nie  den  Grundmechanismus  des  capitalistischen  Systems  trifft,  erklärt  der 
Parteitag;  dass  man  die  Durchfuhrung  dieser  Reformen  den  bürgerlichen  Regierungen 
überlassen  müsse,  ohne  irgendwelche  parlamentarische  Mitarbeit  und  irgendwelchen 
Coropromiss  von  sdten  des  Plraletariat%  dessen  Aufgabe  es  ledi^idi  ist,  die  Herbd- 
fährung  jener  Refomen  zu  forden,  zu  provoderen  und  zu  contralieren,  die  Mar  die 
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Eroberung  vorteilhafterer  Pontionen  in  dem  Verlauf  des  Classenkampfes  gegen  den 

Capitalismus  dartun. 

3.  In  Erwägung  femer,  dass  nicht  nur  die  Principien  der  socialistischen  Theorie 
in  directem  Widerspruch  za  den  monarchischen  Institutionen  stehen,  sondern  dass 
auch  die  Propaganda  des  monarchischen  Possibilismus  durch  die  reformistischen 
Tendenzen  gerade  jetzt  klare  und  entschiedene  Kundgebungen  im  republikanischen 
Sinne  erfordert,  ist  der  Partiilaj,'  der  Meinung,  indem  er  wiederliolt  irkliirt,  da-s  er 
auf  keine  Vorurteile  Rücksicht  nimmt,  dasä  die  Agitation  auch  in  der  Richtung  be- 
trieben werden  mfisse,  dass  das  Bewasstsdn  von  der  Unvereinbarkeit,  die  zwischen 
Proletariat  und  Monarchie  besteht,  verbreitet  und  verallgemeinert  werde. 

4.  Indem  die  Partei  selber  endlich  in  Betracht  zieht,  dass  die  parlamentarische 
Tätigkeit  der  Partei  darin  gipfelt,  das  Proletariat  zur  Führung  der  öffentlichen  An- 
gelegenheiten gceigfnet  zu  machen  und  <lic  Handlungen  der  Regierung  zu  controliercn. 
dass  aber  die  Partei  nicht  durch  das  Parlament  die  V^erwirklichung  des  Socialismus 
erwartet,  und  zwar  weder  die  Abschaffung  des  Privateigentums,  noch  auch  alle 
dieser  vorangehenden  politischen  und  ökonomischen  Eroberungen,  da  sie  aus  dem 
Rahmen  der  italienischen  Verfassung  herausfielen,  erklärt  der  Parteitag,  auf  keines  der 
Angriff-  oder  Vertoidigungsmittel  gegej;  die  Regierung  zu  verzichten  und  sich  auch 
die  Anwendung  von  Gewalt  vorzubehalten,  wo  dieselbe  notwendig  sein  sollte.« 

Der  Referent  der  Reformisten  war  Lieonida  Bissolati,  der  frühere  Redacteur 
des  Avanti,  welcher  folgende  Resolution  einbrachte: 

»Der  Parteitag  betont,  dass  die  Partei  in  Bezug  auf  irgendwelche  Form  und  Rich- 
tung der  bürgerlichen  Regierung  immer  ihren  selbständigen  Charakter  einer  prole- 
tarisclicn  Partei  ualircn  nuiss,  deren  Endziel  die  Erlösung  des  Proletariats  von  der 
capitalistischcn  Ausbeutung  ist;  er  erklärt  aber.  d;iss  sie,  wenn  sie  diesen  Charakter 
beibehält,  die  Regierung  in  denjenigen  Bestrebungen  unterstützen  muss.  die  genügende 
Sicherheit  hieten,  das  Vorrücken  der  proletarischen  Partei  zu  begünstigen  durch 
diejenigen  Reformen,  deren  sie,  zu  einer  gegebenen  Zeit,  am  meisten  bedarf;  er 
erklärt  ferner,  der  gegenwärtigen  Institutionen  «ch  bedienen  zu  wollen,  ausge- 
nommen in  den  Fällen,  wo  man  mit  allen  Kräften  zusammenarbeiten  muss,  um  eine 
Veränderung  derselben  herbeizuführen,  wo  sie  sich  als  ein  directes  Hindernis  für  die 
proletarische  Entwickelung  erweisen.» 

Wenige  Tage  vor  der  Eröffnung  des  Parteitags  tauchte  eine  mittlere,  eine 
Centrumstendenz  auf.  welche  ihre  Resolution  in  dem  reformistischen  Organ 
//  Tempo  veröffentlichte,  ohne  sich  klar  zum  Reformismus  zu  bekennen,  weldie 
reformistische  Ansichten  an  den  Tag  legte,  die  Strenge  tin4  unbengsame  Haltung 
des  Proletariats  proclamierte,  aber  anerkannte, 

*dass  die  Unterstützung,  die  die  parlamentarische  Fraction  der  Soctalisten  dem  Mini- 
sterium Giolitti-Zanardclli  geliehen  hat.  fhircli  die  vorübergehende  Notwendigkeit, 
die  reactionäre  Periode  zu  überwinden  und  dem  italienischen  Proletariat  die  Möglich- 
keit der  normalen  Entwickelung  zu  sichern,  bedingt  worden  ist,  dass  die  Bour- 
geoisie nicht  eine  geschlossene  reactionäre  Mas^e  bildet,  sondern,  dass  die  Stellung 
der  einzelnen  Fractioiun  gegenüber  dem  Proietanat  je  nach  der  Verschiedenheit  ihrer 
Interessen  verschieden  i.st,  so  dass  man  als  Norm  den  Opportunitätsg^undsatz  auf- 
stellen kami,  einige  der  fortgeschrittensten  Fractionen  in  Ausnahmefällen  zu  unter- 
stützen.€  Irgendwelche  Anteitnahme  an  der  Regierung  sd  unter  der  Monarchie  un- 
möglich. Aber  es  bestehe  >für  das  stHrialistische  Proletariat  die  Notwendigkeit,  seine 
Tätigkeit  dahin  zu  richten,  dass  Reformen  auf  socialem  luid  politischem 
G^et  erreicht  werden«;  denn  diese  »machen  den  Classenkampf  lebhafter,  indem  ne 
den  dringengsten  Bedürfnissen  des  Proletariats  Genüge  tun  .  .  .  und  die  notwendigen 
Entwickelungsstufen  und  Durchgangsstadien  zum  Socialismus  bilden.« 

Diese  ( Cr nfrwtnj-)  Resolution  trug  die  Unterschriften  von  eigentlichen 
Reformisten,  wie  den  Abfffordneten  Cabrini,  Aforgari,  wie  atich  die  von  Cen- 
tristen, wie  Rondani,  Rigola,  Agnini  imd  endlich  auch  von  reinen  Revolutionären, 
wie  Soldi,  der  auf  dem  Parteitag  von  Bresda  für  die  Resolution  Labriola  ge- 
gesprocfaen  und  gestinunt  hatte. 

XXX 
Kommen  wir  nun  zum  Parteitag  selbst    Wie  bekannt,  konnte  von  all  den 
Funden,  die  auf  die  TagesMdnung  gestdlt  wniden,  nur  der  betrttfltend 
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die  Tendensen,  verhandelt  werden,  das  heisst  die  Frage  über  die  Haltung,  die 
die  Partei  der  Regientng  und  den  bestdienden  Institutionen  fegenftber  einra- 

nehmen  hat. 

Vier  Tage  lang  dauerte  das  Wortgefecht,  welches  ich  in  seinen  Hauptlinien 
wiederzugeben  versuchen  will.  Am  ersten  Tage  wurde  die  Rednerbfihne  fast 
ausschliesslich  von  den  Revolutionären  eingenommen,  ohne  dass  aber  aus  den 
schweren  Anklagen,  die  sie  gegen  die  Reformisten  richteten,  ein  klares  Bild  ihrer 
eigenen  Tendenz  zu  gewinnen  war.  Im  allgemeinen  klagten  sie  die  Reformisten 
an,  dass  sie  sdiuld  seien,  wenn  die  Partei  sich  vtrb^rgtmche.  Die  Refanmsten 
entnerven  und  verderben  den  Geist  und  die  Action  der  proletarischen  Classc. 
Welche  F.rfolgc  haben  sie  denn  erreicht?  Ein  Arbeitsrat,  in  den  die  Vertreter  der 
Arbcitcrurganisaiionen  durch  königliches  Decret  berufen  werden,  und  eine 
sociale  Gesetzgebung,  wie  das  Gesetz  über  die  Frauen  und  Kinderarbeit,  gegen 
das  sich  die  Arbeiter  aufgelehnt  haben,  da  sie  fürchteten,  dadurch  der  Arbeits- 
losigkeit zu  verfallen.  Während  rlie  parlamentarische  Fraction  für  das  Mi- 
nisterium Gioütti  und  Zanardelü  ^cstiinnu,  hsü>e  die  R^ierung  die  strikenden 
Bauern  in  Berra,  Candcla  und  anderwärts  niederschiessen  lassen,  und  die 
socialistische  Fraclion  habe  mir  fruchtlosen  Protest  dageg'en  eingelegt.  Die 
Rciormistcn  wollen  die  Methode  des  Classenkampfes  verlassen  zu  gtmsten  des 
Zusanmienarbeitens  der  Dassen;  bei  der  Bildung  des  letzten  CaSinets  habe 
Giolitti  sogar  einem  Socialisten,  Turati,  ein  Portefeuille  angeboten.  Die  Refor- 
misten haben  die  Principien  des  Socialismus,  den  CoUectivismus  und  den  Classen- 
kampf,  verlassen.  Sie  neigen  stets  zu  Bündnissen  mit  nahestehenden  Parteien, 
und  sie  vertrödeln  sich  mit  Reformen.  Für  sie  sei  heute  der  ganze  Socialismus 
nichts  weiter,  als  ein  Streben  nach  Reformen.  Ihre  Haltunji;  g-cgcnübcr  den 
bestehenden  Institutionen  lasse  die  Menge  glauben,  dass  die  sociaiistischen 
Reformen  mit  der  Monarchie  vereinbar  seien.  Sie  behandeln  die  mfolnfto- 
närcn  Republikaner  als  Feinde  und  machen  den  in  der  Frage  der  Monarchie 
indifferenten  Radicalon  den  Hof.  Das  \'o!k  verlerne  finrch  sie  den  Gedanken 
an  die  Gewalt,  die  ein  wesentlicher  Factor  für  die  socialistische  Revolution  sei. 
Sie  seien  nur  eine  radical-sociale  Partei,  die  sich  in  nidits  von  den  reformerischen 
bürgerlichen  Parteien  unterscheide.  Das  Proletariat  habe  nichts  mehr  mit 
ihnen  gemein ;  sie  mögen  von  uns  weggehn.  Die  socialistische  Partei  müsse  fest 
an  den  Principien  halten,  die  sie  begeistern :  an  der  gewaltsamen  Revolution,  an 
der  vollständigen  Intransigenz  gegenüber  allen  bürgerlichen  Parteien,  an  dem 
unerschütterlichen,  stolzen  Kampf  j^egen  die  Monarchie,  immer  fort,  ohne  irgend 
welches  Nachgeben.  Keine  Unterstützung  der  Bestrebungen  bürgerlicher  Re- 
gierungen! Nur  diejenigen  Reformen  sollen  erstrebt  werden,  welche  unvereinbar 
seien  mit  dem  Functionicrcn  des  capitalistischen  Producti<Missystems,  und  diese 
sollen  ohne  irgend  welche  Mitarbeit  an  ihrer  Vorbereitung  erlangt  werden,  nur 
durch  den  ewig  andauernden  Druck  der  Prolctarierclasse,  der  die  Bourgeoisie 
schliesslich  zwinge,  sie  im  Interesse  ihrer  eigenen  Eadstenz  zu  gewähren.  Der 
Classenkampf  auf  ökonomischem  Gebiet  gestatte  durchaus  nicht  ein  Zusammen- 
arbeiten oder  eine  Waffenbrüderschaft  auf  politischem  Gebiete.  Die  Illusion 
der  Reformisten,  die  bürgerliche  Partei  zu  vernichten,  indem  sie  sich  derselben 
nähern,  setze  voraus,  dass  die  Bourgeoisie  sich  den  Feind  ins  eigene  Haus  holen 
wolle.  Der  Bankerott  des  Reformismus  werde  durch  die  F.r.scheinungen  in  den 
Fallen  Millerand  in  Frankreich  und  1  hiebaud  in  der  Schweiz  bewiesen.  Die 
Entwidcetung  dränge  auf  eine  immer  grössere  Verschärftuig  des  Kampfes  gegen 
die  herrschenden  Gassen: 

>Die  Arbeiter  müssen  sich  uberzeugen,  dass  keine  Besserung  ohne  die  Ex- 
propriation der  capitalistischen  Qasse  möfrüch  ist,  und  von  dwser  sduveldichen 
Wahrheit  werden  sie  nicht  iÜKTzeugt  sein,  solange  sie  in  der  Täuschung  hypotfae» 
tischer  reformistischer  Theorieen  befangen  sind.« 
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»Unsere  Politik  muss  eine  Politik  des  unerbittlichen  Kampfes  ?ein,  solange  wir 
nicht  die  Macht  erobert  haben ;  denn  die  Macht  erobern,  heisst  nicht,  ein  Tttddien  da- 
von mit  der  Bourgeoisie  teilen^ 

XXX 
Am  folgenden  Tage  treten  die  Reformisten  auf  den  Plan.    Sie  gehen  sehr  be- 
scheiden vor  und  sodien  ihre  praktischen  Erfolge  errdditer  Reformen  zur  Gd- 

tung  zu  bring-cn.  Die  psychologische  Trennung  zwischen  den  Revolutionären 
und  den  Reformisten  fängt  an  deuüich  zu  werden.  Die  erstcren  gehen  vorwärts 
durch  Abstractionen,  durch  bestandige  Verneinung,  durch  das  Ungestfim  des 
Gefühls..  Die  letzteren  sprechen  von  Tatsachen  und  Erfahrungen.  Charakte- 
ristisch war  die  Rede  von  Vergnanini,  dem  .Organisator  der  GeooMensdiaft  der 
Bauern  in  Reggio  Emilia.    Er  sagte: 

*In  der  Provinz  Reggio  sind  wir  in  Bezug  auf  Tendenxen  Ignoranten,  denn  wir 
sind  Transigenten  oder  Intransigenfen  je  nach  flctn  Bedürfnis  des  Augenblicks  ge- 
wesen. Trotzdem  haben  wir  dn  sehr  grosses  Stuck  Wegs  gemacht,  indem  wir  Prie- 
ster, Gemässigte,  Überreste  von  Radicakn  und  Republikanern  zwangen,  sich  m- 
sammenzutun.  nicht  etwa  zur  Verteidigung  von  Idealen,  sondern  ihrer  Interessen. 
Heute  haben  wir  einen  starken  Feind,  aber  wir  sind  noch  stärker,  da  wir  das  Prole- 
tariat auf  ein  praktisches  und  concretes  Prog^ramm  vereinigt  haben.  Wir  haben  .  .  . 
55  Productiv-  und  Consumgenossenschaften  eingerichtet  und  unter  einander  ver- 
bunden, tndem  wir  den  Kleinhandd  in  der  Stadt  und  auf  dem  platten  Lande  don 
Untergang  entgegentreiben,  so  dass  er  in  wenigen  Jahren  in  unseren  Händen  sein 
wird.  .  .  .  Daraus  folgt  für  uns,  dass  es  uns  iiusserst  wertvoll  scheint,  Gesetze  zu  er- 
langen, die  die  Existenz  der  Genossenschaften  garamieren,  die  den  von  uns  verwal- 
teten Gemeinden  auch  Restatten,  diescllx-n  ^u  unterstützen.  Wir  sind  besorg^, 
dass  euer  beständiges  Appellieren  an  die  Gewalt  unser  langsames,  aber  sicheres  Vor- 
gehen zutu  Sieg  des  Proletariats  stören  kann.* 

im  selben  Sinn  sprach  der  Delegierte  von  (  icnua.  der  Arbeiter  Pietro  Chiesa ; 
er  zeigte  die  Vorteile  des  praktischen  Vorgeliens  der  Genossenschaften  und 
Afbeiterot^ranisattonen.  Dadurch  wird  auch  der  gesunde  revolutionäre  Sinn 
der  Massen  Kt"^^'lf^<*^  '•  ^'"^  als  die  Regierung  von  Genua  glaubte,  die  Arbeits- 
kammer unterdrücken  zu  können,  antwortete  das  Proletariat  durch  einen  allge- 
meinen Strike,  und  die  Regierung  musste  nachgeben.  Der  Secretair  der  Arbeits- 
kammer von  Ferrara,  A.  Storchi,  meinte: 

»Die  Revolutionäre  Ix^schäftigcn  sich  nur  mit  der  Zukunft.  ¥m  sie  existiert  die 
Gegenwart  nicht.  Wenn  sie  aber  etwas  Dringendes  veranstalten  luid  Praktisclics 
wollen,  so  können  sie  nicht  anders  vorgehen,  als  die  Reformisten.  Notwendigerweise 
ist  die  socialtstiscbe  Praxis  eine  Kette  von  Obereinkonunen.  Wir  müssen  uns  davor 
hüten,  die  erreichten  Vorteile  in  GeMir  zu  bringen.  Die  Annahme  der  BciolutiOtt 
Labriola  würde  den  Krach  der  ganzen  Arbdt  des  socialtstisdien  italienisdicn  Prole- 
tariats in  diesen  letzten  Jahren  bedeuten.« 

XXX 
Ungefähr  an  diesem  Punct  entschlossen  sich  die  CemrisUn  ins  Gefecht  eingit- 

grcifen.  Im  wesentlichen  sind  diese  Centristen  nichts  anderes,  als  ReformitU», 
die  die  Consequenzen  ihrer  Methode  nicht  ziehen.  Autoritative  Vertreter 
des  Ctf^ums  waren  die  Abgeordneten  Rigola,  ein  Arbeiter,  der  bei  einem  Un- 
gificksfall  bei  der  Arbeit  völlig  erblindet  ist.  Cabrini,  der  unermüdliche  Schöpfer 
neuer  socialpolitischer  Gesetzentwürfe,  und  Reina.  Her  Secretair  der  Arbeits- 
kamnier  von  Monza.  Sie  stellen  sich  auf  den  Standpunct  der  Einheit  tun  jeden 
Preis.  Sie  schliessen  die  Reformarbett  innethalb  und  ansserluüb  des  Pkriamenlet 
nicht  aus.  Aber  sie  haben  Bedenken,  ob  es  opporttm  sd,  einen  Antrag  der  Re- 
perunjT  zu  unterstützen,  und  schliessen  die  Möglichkeit,  an  der  Regierung  teil- 
zunehmen, aus.  Sie  weisen  die  Idee  plötzlicher  Katastrophen  ab,  sowie  die  Not- 
wendigkeit der  Anwendung  von  Gewalt.  Rigota  erklärt  noch  besonders,  dass 
man  die  Gedankengänge  der  Resolution  Labriola  als  anarchistisch  und  den 
socialistischen  Traditionen  widersprechend  betrachten  müsse.    Wenn  es  nicht 
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möglich  wäre.  Reformen  zu  errdchen»  die  den  capital istischen  Profit  angreifen 
—  wie  die  Revolutionäre  vorgeben  — ,  so  wäre  das  gleichbedeutend  mit  der  Ne- 
gierung der  Wichtigkeit  einer  Eroberung  der  politischen  Gewalt  Man  müase 
sich  entsdieiden.  Reina  fügte  hinzu,  er  sehe  nicht  ein,  inwiefern  eine  spccifiich 
republikanische  Propaganda  mler  gar  eine  gewaltsame  Action  zweckmässig  sei, 
und  er  erklärte,  dass  bei  der  Reformarbeit  ein  Zusammenfliessen  der  Interessen 
des  Proletariats  mit  denen  einzelner  Schichten  des  Büi^ertums  unvermeidlich 
tiud  auch  vorteilhaft  sei. 

Im  wesentlichen  einigte  sich  das  rechte  und  reformistische  Ceninm  auf  fol- 
gende Resolution: 

»In  Erwägung,  dass  die  Vergesenschaftung  der  Production  und  Distribution  nur 

durch  den  Classcnkampf  de«;  Proletariats  gegen  jedes  ökonomische  und  politische 
Vorreclit  erreicht  werden  kann,  betont  der  Parteitag  den  antimonarchischcn  Cha- 
rakter der  Partei  und  die  Opposition  gegen  die  ganze  wirtschaftliche  und  politische 
Ordnung  der  bürgerlichen  Gesellschaft ,  er  erklärt,  dass  die  Teilnahme  der  Socialisten 
an  der  Regierung  nicht  statthaft  ist  und  dass  in  der  gegenwartigen  Phase  des  politischen 
Lebens  in  Italien  die  parlamentarische  Fraction  ihre  Unterstützung  jedem  Antrag 
der  Regierung  verweigern  soU,  da  weder  die  liberale  Partei  noch  die  äusserste  Linke 
irgendwelche  Garantie  daffir  Ucten,  dass  sie  ehie  wiildidie  und  tiefgreUcnde  neue 
Regierung  constituieren  können. 
Er  betont  ferner: 

I.  die  Notwendigkeit  der  Gewinnung  der  Geister  für  die  volle  Erfassung  des  Soda- 

lismus  vermittelst  eifrigster  Propaganda  der  Grundanschauungen  und  positiver 
Agitation,  die  an  der  Hand  der  einzelnen  Tatsachen  den  allgemeinen  Gesichts- 
punct  für  die  Kritik  und  dii  ><)cialisti.s<he  Lehre  zeigt; 

3.  die  Notwendigkeit,  dass  die  Partei  eifrig  und  wirksam  gegen  jede  Form  der  Aus- 
beutung  und  des  Parasitismus  vorgehe; 

3.  die  Notwendigkeit,  ökonomische  politische  und  administrative  Reformen  zu  er- 
reichen, sei  es  durch  den  Druck  von  selten  der  organisierten  Arbeiter,  sd  es  durch  die 
dh'ecte  Wirlcsamkett  der  gewählten  Vertreter  der  Part«,  wobei  man  aueh  aus  einem 
zeitweiligen  Zusammengehen  mit  anderen  Gassen  Nutzen  ziehen  kann. 

Kr  ^-zeichnet  es  als  die  Pflicht  der  Minderheit,  die  Entscheidungen  der  Mehrheit 
anzuerkennen,  und  erUtckt  schliesslich  in  diesen  Ideen  die  GrunSage  zur  Einheit 
der  Partei.« 

XXX 

Diese  Resolution  traf  den  Kempunct  der  Frage,  um  die  es  sich  handelte,  keines- 
wegs: nämlich,  ob  die  reformistische  mit  der  revolutionären  Methode  innerhalb 
derselben  Partei  vereinbar  sei.  Sie  setzte  sich  über  die  psychologischen  Unter- 
schiede beider  Richtungen  einfach  hinweg.  Sie  hinterliess  daher  bei  jedem  Miss- 
verstandnisse. Besteht  nun  derSocialismus  mir  in  dem  gewaltsamen  Act  der  Expro- 
priation, und  soll  er  alle  seine  Kräfte  diesem  Ziele  widmen?  Oder  besteht  der 
Socialismus  in  den  Werken  des  .Alltags  in  ökonomischen,  politischen  etc.  Re- 
formen? Der  Unterschied  ist  nicht  nur  theoretisch,  sondern  eminent  praktisch. 
Sollen  die  Strikes,  wie  es  die  Revc^ionäre  wollen,  vom  politischen  oder  vom 
ökonomischen  Gesichtspunct  i^efiihrt  werden?  Haben  die  Revolutionäre  recht,  die 
in  ihrer  Unbeugsamkeit  und  rebellisch-anarchistischen  Neurasthenie  an  Sthkes 
his  zur  Unmöglichkeit  fesdialten  wollen,  ohne  die  Lage  der  Unternehmer  in 
P.ttracht  zu  ziehen,  (lic  stürmiche  Demonstrationen  auf  offenen  Plätzen  ver- 
lan;;en,  die  eine  Jagd  auf  die  Häupter  der  einzelnen  Radicalen  veranstalten  und 
jegliche  Ret'ormarbeit  nur  als  eine  Maskerade  der  herrschenden  Classen  ansehen? 
Oder  haben  die  Reformisten  recht,  wenn  sie  dahin  streben,  durch  <fie  Oi^fani- 
sationen  die  .Strikes  überflüssig  zu  machen,  deti  Generalstrike  zu  bekämpfen,  die 
aufgeregten  'Zänkereien  zu  vermeiden  und  auch  diejenigen  Männer  der  Demo- 
kratie mit  ein  klein  wenig  Achtung  zu  behandeln,  die  vielleicht  —  heut»  noch 
nicht  —  eines  Tag^s  eine  reform^neundliche  Regierung  bilden  könnten,  die  es 
verdient^  durch  du  Proletariat  unterstützt  zu  wenkn?  Diese  Fragen  schwebten 
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über  dem  Parteitag,  und  die  Resolution  des  Cenirums  vermochte  nicht,  diese 
Stimmung  zu  heben. 
Das  suchten  alte  Redner,  die  nachher  kamen,  Reformisten  wie  RntManäre, 

auszudrücken.  Labriola  und  Walter  Mocchi  sprayen  CS  für  die  RevoMiimSre 
aus,  Turati  und  Bissolati  für  die  Reformisten. 

Labriola  und  Mocchi  bleiben  dabei,  dass  die  Reformisten  ausserhalb  der  Partei 
stehen,  da  die  Reformisten  den  Socialismus  für  ein  Eintreten  von  Reformen 
halten.  Ihre  Vorstellung  führe  sie  logischerweisc  auch  zum  Versuch  mit  der 
Kegierungsgewalt.  Aber  der  Socialismus  sei  nicht  ein  Eintreten  für  Reformen, 
er  sei  eine  proletarische  Agitation,  die  manchmal  friedlich,  häufiger  aber  gewalt- 
sam verlaufe  und  auf  die  Vernichtung  des  Staates  gerichtet  seL  Die  Reformen 
dienen  nur  dazu,  die  Bourgeoisie  zu  befestigen,  und  wenn  man  einzelne  derselben 
annehmen  könne,  so  seien  es  nur  diejenigen,  die  sich  mit  der  capitalistischen 
und  politischen  Ordntu^  der  gegenwärtigen  Gesellschaft  nicht  vereinbaren 
lassen.  Es  sei  nicht  möglich,  vom  Parlament  die  Verwirklichung  solcher  Re- 
lonnen  zu  erwarten,  und  die  social  istischen  Abgeordneten  dürfen  auch  nicht 
derartige  Reformen  lancieren  oder  daran  mitarbeiten,  denn  das  stdie  im  Wider- 
spruch mit  dem  Endziel,  der  Vernichtung  der  bürgerlichen  Institutionen.  Die 
Socialistcn  im  Parlament  dürfen  nur  eine  unerbittliche  Controle  ausüben  und  im 
Namen  des  Proletariats  protestieren.  Der  Reformismus,  der  sich  an  das  Parla- 
ment anschliesse,  Gesetze  mache,  etc.,  sei  gezwungen,  die  Anträge  der  reform- 
freundlichen Regierungen  zu  unterstützen  und  sogAv  daran  teilzunehmen.  Dadurch 
ziehe  er  das  Proletariat  zum  bürgerlichen  und  monarchischen  PossibiHsmus 
hinunter.    Es  gebe  keinen  Mittelweg:  entweder  Reform  oder  Revolution! 

Nicht  weniger  kategorisch  waren  vom  anderen  extremen  Standpunct  aus 
Bissolati  und  Tiirati. 

Bissolati  sagte,  dass  die  revolutionäre  Idee  des  Socialismus  nur  eine  Basis 
haben  könne:  die  Annahme  der  Marxischen  Lehre  von  der  beschleunigten 
Conccntration  des  Besitzes  und  der  äussersten  Proletarisierung.  Marx  sah  in 
der  Welt  die  socialistische  Rcvohition  durch  den  Proccss  der  Expropriation, 
welche  der  Form  der  capitalistischen  Production  eigen  ist,  schon  in  eine  nahe 
Zukunft  gerückt.  Die  Reichen  mussten  nadi  ihm  immer  reicher  werden,  die 
Armen  immer  ärmer,  das  ungeheure  Anwachsen  der  Proletarisierten  musste 
dann  in  kurzer  Zeit  die  Katastrophe  herbeifuhren.  Diese  Voraussagungen  haben 
sich  nicht  verwirklicht.  Die  Revolutionäre  selber,  die  sich  auf  Marx  beziehen, 
glauben  nicht  mehr  an  diese  Grundsatze  des  Marxismus,  die  doch  allein  die  Idee 
\  nn  der  katastrophenähnlichen  Revolution  zu  rechtfertigen  vennöchten.  Daher 
kommt  es,  dass  ihre  Revolution  nicht  eine  socialistische,  sondern  eine 
politische  Revolution  ist,  eine  Revolution  der  Zerstörung. 

Filippo  Turati  machte  folgende  Ausführungen: 

»Der  PartoitaR  hat  sehr  wiclifige  Gegenstände  zu  beraten  :  <tatt  dessen  verliert  or 
>eine  Zeit  mit  einer  akademischen  Erörterung.  Dasselbe  geschah  auf  dem  letzten 
Parteitag  in  Imola,  wo  man  erklärte^  dass  die  Ih  mKh  Tendenzen  im  Socialismus  nur 
Formalitäten  seien,  und  wo  man  die  proletarische  Einheit  des  Socialismus  formu- 
lierte, während  man  heute  den  Gegensatz  zwischen  Strasse  und  Parlament  auf- 
-tellt.  In  Iniiil.L  \^{  die  lu-utige  Frage  schon  gelost  wordoti.  .\u{  das  Handeln  kommt 
CS  an :  heute  revolutionär,  morgen  reformerisch,  jetzt  mit,  dann  gegen  die  Regie- 
rung in  den  Gewerkschaften,  in  den  Corporationen,  in  den  Gemeinden,  immer  für  das 
Proletariat.  Diejenigen,  die  heute  zwischen  den  neuen  drei  Tendenzen  auf  dem 
Parteitag  vermitteln  wollen,  glauben  dem  Seelenzustand  der  Arbeiter  zu  entsprechen, 
aber  sie  irren  sich :  denn  die  Sfwlttuig  existiert  ebenso  in  den  Arbeiterkammern  und 
den  sodalistischen  Bauern  vereinen.  Die  Spaltung  ist  aber  unvermeidlich  und  wird 
nm  so  grösser,  je  mehr  man  sie  verhüten  will.  Einheit  ist  nur  unter  convergierenden. 
nicht  unter  divergierenden  Elementen  möglich.  Nicht  der  Kampf  an  sich  bcdrolit 
uns,  sondern  der  Kampf  im  eigenen  Lager  ist  es,  der  uns  lähmu   Dadurdi  verlieren 
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wir  die  moralische  Kraft.  Wenn  wir  polemisiereii»  so  tun  wir  das  nicht  aus  Lust  ain 
Schimpfen,   sondern   wegen   der  grossen  Kluft   zwisdien  den  beiden  Schulen  des 

Socialismus. 

Um  ins^  einzelne  überzugehen,  sage  ich,  die  Resolution  des  Centrums  ißt  die  der 
Unbewegtichleett,  also  des  Capitalismus.  Wir  bdcämpfen  das  Zasammenarndten  mit 

anderen  Gassen,  das  kleine  Bourgfeois  schafft,  aber  keines,  das  dem  Proletariat  nützt. 
W  as  den  Beruf  des  Parlamentariers  angeht,  so  muss  er  alle  Interessen  in  Gesetze  zu 
verwandeln  suchen,  die  das  Proletariat  von  der  Regierung  verlangt  Das  taten  wir, 
und  das  warf  man  uns  vor.  Die  Resolution  des  Centrums  ignoriert  die  Existenz 
der  revolutionären  Tendenz;  aber  diese  besteht  doch.  Wir  dürfen  die  Augen 
nicht  schliessen.  Der  Rci'olutionarismus  entspricht  einem  Zustande  der  Massen,  der 
noch  anarchisch  ist«  und  einer  Asthetikt  die  grosse  Worte  sucht,  aber  keine  Ver- 
nunftgründe  will.  Um  es  gerade  heraus  zu  sagen:  Wir  müssen  die  Bildung  einer 
wahrhaft  demokratischen  Regierung  beschlciinig^en.  aber  dies  Ziel  errdclnn  wir 
nicht,  wenn  wir  wegen  jedes  einzelnen  polizeilichen  Zwischenfalls  die  Massen  zur 
Revolte  aufrufen.  In  solchem  Falle  würden  wir  nie  eine  demokratische  Partei  finden, 
die  die  Verantwortung  der  Regierung  auf  sich  nähme. 

Was  die  Monarchie  betrifft,  so  verfolgen  wir  nicht  die  Methode  der  Republikaner, 
die  offene  Revolution  gegen  die  Monarchie  will;  wir  glauben  eine  weiterblickende 
Taktik  zu  haben.  Wir  wollen  die  Republik  überall,  auch  in  den  Werkstätten,  und 
deshalb  erklären  wir  uns  für  Republikaner,  wenn  es  geboten  ist,  aber  —  wenn  wir 
heute  keine  Grsct/c  gißcn  die  Priottr  vcrlanRen,  sind  wir  deshalb  rric--tLrfrrunde ? 
Unsji^  mehr  daran,  ein  republikanisches  Volk  zu  erziehen,  als  eine  Krone  heruiiter- 
ztnrtssen.  Wir  glauben,  dass  die  Republik  die  beste  Regierungsform  sei,  um  den 
Kampf  mit  dem  Capitalismus  auszufechtcn,  jedoch  wir  sind  in  Itnlitn  noch  auf  einem 
allzu  primitiven  Sunde  des  proletarischen  Kampfes.  Ich  missbilligc  die  Gewalt, 
und  obwohl  ich  glaube,  dass  gewisse  Bluttaten  die  Meilensteine  auf  dem  Wege  zur 
Cultur  sein  können,  bin  ich  ganz  dagegen,  solche  Bluttaten  hervorzurufen.  Div  Coin- 
mune  von  Paris,  so  glorreich  sie  auch  war,  hat  doch  den  Triumph  der  Ücinokraiie 
tim  zwanzig  Jahre  in  Frankreich  verzügtrt.  Wir  brauchen  die  Loyalität  nicht  SO 
weit  zu  treiben,  wie  die  deutsche  Partei,  die  die  Wahlentrechtung  in  einem  deutsche» 
Staate  ohne  eine  revolutionäre  Bewegung  zuliess.  Aber  wir  dürföi  dennoch  nicht 
die  Verantwortung  auf  uns  nehmen,  in  unser  unwissendes,  leidenschaftliches,  anar- 
chisches Proletariat  die  Lehre  von  einem  Recht  auf  die  Gewalt  zu  tragen.  Icli  bin 
für  die  siegreiche  Gewalt,  sehe  aber  noch  nicht  deren  Moglidtkeit.  Auch 
Marx  und  Engels  verwarfen  die  Gewalt,  da  sie  nicht  mehr  den  veränderten  Zeit- 
umstanden  entspreche  —  und  sie  entspricht  auch  talsachlich  nicht  den  vervollkomm- 
neten Feuerwaffen  der  stehenden  Heere. 

Die  Revolutionäre  haben  die  Tätigkeit,  die  Worte,  die  Personen  der  Reformisten 
öffentlich  verspottet  und  missachtet  und  dann  sich  gewundert,  dass  die  Reformisten 
nichts  zuwege  brachten.  Als  die  Partei  g^cgen  Sonnino  für  ein  weniger  reactionäres 
Ministerium  eintrat,  war  sie  eine  starke,  gefürchtete  und  geachtete  Partei.  Damals 
hatten  wir  Etnfluss  auf  die  Regierung.  Erst  der  innere  Zwiespalt  hat  uns  um  jeden 
Credit  gebracht. 

Ein  Hauptstreitpunct  unter  uns  bildete  heute  das  sogenannte  Zusammenarbeiten 
mit  anderen  Classeti.  Aber  man  darf  doch  nicht  vergessen,  dass  die  sodalistische  * 
Aotion  heute  noch  an  den  Widerstreit  vieler  Interessen  gebunden  ist.  Nach  dem 
Sirike  kommt  die  Vereinbarung  mit  dem  Unternehmer.  Vorher  Feindschaft,  dann 
Freundschaft  Wenn  wir  zum  Beispiel  die  Lage  der  Reisarbdterinnen  bessern  wollen, 
so  wird  es  gut  sein,  nicht  den  Reisbau  in  Italieni  aufzuheben,  was  Hunderttausend« 
arbeitslos  machen  würde.  Was  wir  im  Strikekrieg  eroberten,  müssen  wir  im  Frieden 
vorwalten.  Das  ist  das  berüchtigte  Zusnunnnuii  hcittu  mit  anderen  Classt^n.  das  den 
Revolutionären  so  Angst  macht.  Was  wollen  wir  denn  anderes,  als  dass  das  Prole- 
tariat, indem  ti  sich  mehr  zur  Geltung  bringt,  den  Staat  weniger  bfirgeriich  und  mehr 
proletarisch  macht ' 

Was  die  Teilnahme  von  Socialisten  an  der  Regierung  betrifft,  so  wäre  sie  gefährlich, 
.  wenn  die  sodalistischen  Mitglieder  der  Regierung  sich  nicht  von  einem  Proletariat 
getragen  wüssten,  das  seinen  einen  eigenen  Willen  kennt.  Ob  die  Socialisten  auch 
unter  einer  Monarchie  in  ein  Ministerium  eintreten  könnten,  weiss  ich  nicht,  aber  wenn 
die  Proletarierclasse  von  irgend  einem  grossen  Tagej.pr<)t)Uni  erfüllt  ist,  wird  sic  VO« 
selbst  alles  tim,  was  nötig  ist,  und  uns  ihren  Willen  aufzwingen. 
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Zum  Schlüsse  winische  ich,  Freunde  und  Gegner  möchten  von  demselben  Stolze  be- 
seelt sein ;  so  mir  kann  sich  d:is  Proletariat  uberzeugen,  dass  es  eine  grosse  Partei  gibt, 
der  aufrichtig  sein  Wühl  am  Herzen  liegt,  und  dann  erst  lann  es  eine  kUre  Vontellong 
haben  von  der  Möglichkeit  einer  Parteieinheit  im  Ldwn»  nicht  im  Tode^  wie  sie  du 
Centrum  will  U 

Nach  Ttirati  erhob  sich  Enrico  Fetri.  In  den  vorangegangenen  Parteiddntten 
hatte  er  eine  revolutionäre  Tendenz  vertreten,  welcher  die  Reformisten  immer 
den  rechten  Inhalt  absprachen.  Sie  sagten,  der  Revolutionarismus  von  Ferri  ist 
nur  ein  Worts|Me1»  womit  er  sich  von  den  Reformisten  nnteradidden  will.  In 
der  Tat  gibt  Ferri  die  Möglichkeit  von  Reformen  zu.  Fern  hat  das  Ministerium 
Giolitti-Zanardelli  unterstützt,  Ferri  ist  immer  gegen  die  Kepubhkaner  polemisch 
aufgetreten,  Ferri  hat  sich  immer  gegen  die  Anwendung  der  Gewalt  zu  anderen, 
als  zu  Defensivzwecken,  ausgesprochen  Seine  revolutionäre  Gesinnoi^  bestdit 
darin,  dass  er  als  echter  Volksrcdner  die  Propaganda  des  Maxiinalprogramms  der 
des  Minimalprogramms  vorzieht.  Als  er  aufgefordert  wurde,  seinen  Revo- 
lutionsbegriflP  zu  definieren,  definierte  er  ihn  als  die  Aussaat  des  sodaUsHseken 
Empündens..  .yfzi  hat  das  mit  den  gewaltsamen,  re|NlbIikanischen  und  anar- 
chistisch schimmernden  Revolutionsideen  Labriolas  gemein?  Nichts,  gamichts. 
Nur  vielleicht  eine  Art  Vaterschaft.  Das  verhält  sich  so.  Der  glühende  Revo- 
lutionarisnttis  des  Ferrischen  Wortes  hat  im  Bewusstsdn  der  Arbeiter  den  Boden 
bereitet,  der  den  Keim  des  tatsächlichen  Rcvolutionarismus  eines  Labriola  auf- 
nehmen konnte.  Die  friedliche  seelische  Revolution  Ferris  wandelte  die  Pro- 
paganda Labriolas  leicht  ih  die  gewaltsame  Revolution  um.  Ferri  hat  Labriola 
erzeugt,  und  nun  steht  er  am  Scheidewege:  entweder  Labriola  zu  verlassen  — 
und  das  kann  wie  Ahtrünnigkeit  erscheinen  —  oder  sich  mit  Labriola  vereinigen  * 
und  die  Verantwortlichkeit  für  Ideen  übernehmen,  die  nicht  die  seinigen  sind. 
Ferri  hilft  sich  mit  einem  M ittelw^.  Er  tritt  aus  dem  Centrum,  das  m  Grund 
seine  eigentlidie  Partei  ist,  aus  und  bietet  Labriola  einen  Verbrüderungsvertrag 
an.    Dieses  linke  Centrum  manifestiert  sich  in  folgender  Resolution : 

»Der  Parteitag  ist  der  Ansicht,  dass  die  Methode  des  Classenkampfes  weder  die 
Unterstützung  einer  Regierung  noch  die  Teilnahme  an  einer  Regierung  erlaubt,  und  er 
erklärt,  dass  für  die  Gesamt wirkuni^  der  Partei  verschiedene  Actionsfornten  nötig 
sind,  welche  die  Massen  zttm  socialistischen  Bewusstsdn  erziehen,  die  Vritisctie  Rrand- 
markung  des  Ausbeutungs-  und  Scliniamtzcrsystenis  furdcrn  und  die  jirdlctari  -hc 
Eroberung  wirtschafthcher,  politischer  und  administrativer  Reformen  anbahnen. 
Indem  er  die  Unterwerfung  der  Minderheit  unter  die  Beschlüsse  der  Mehrheit  voraus- 
setzt, bekräftigt  er  in  der  solidarischen  Arbeit  aller  SfKialisten  die  Einbe-t  der  Partei.« 

Sein  Raisonnement  ist  sehr  einfach.  Er  setzt  die  Einheit  um  jeden  Preis 
voran,  daher  verneint  er  den  anarchistischen  Inhalt  der  Resolution  Labriola, 
nimmt  aber  die  Reformen  an  und  spricht  sich  gegen  plötzliches,  gewaltsames 
Vorgehen  aus.  Seine  Cardinalpuncte,  hinter  die  sich  einst  die  Ultrarczwlutionäre 
verschanzen  können,  wenn  sie  geschlagen  werden  sollten,  sind  folgende : 

1.  Verneinung  jeder  Unterstützung  einer  Regierungsvorlage  oder  der  Tdlnahme 
an  der  politischen  Herrschaft,  denn  das  bedeutet  die  Verneinung  des  Classen> 
kämpf  es ; 

2.  Erziehung  des  socialistischen  Empfindens  durch  die  vielfältigen  Betätigungen 
des  socialistischen  Vorgehens  und  Erringung  von  mö^i^st  vorteilhaften 

Reformen  für  das  Proletariat ; 

3.  Unterwerfung  der  Minorität  unter  die  Beschlüsse  der  Majorität. 

X  X  ....  ^ 

N'achdem  die  Reihen  so  formiert  waren,  entwickelte  sich  die  Schlacht  in  fol- 
gender Weise:  Nach  I  bcremkommen  des  Vorsitzenden  mit  den  Antragstellern 
wird  zuerst  gleichzeitig  üfaüer  die  beiden  extremen  Resdintionen  abgestimmt,  das 
heisst  über  die  von  Labriola  und  Bissolati;  ferner  wurde  bestimmt,  dass  die 
Anhänger  der  Resolutionen  Ferri  und  Rigola,  um  sidi  nicht  mit  den  Reformuten 
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oder  den  Revoluiwnärcn  zu  mischen,  bei  diesem  Namensaufrul  sich  der  Ab- 
stimmung enthalten  sollten. 
Die  erste  Absttmmtmg  ergab  die  folgetiden  Restfltate: 

Abgegeben  wurden  32225  Stimmen,  also  betrug  die  Majorität  16  113. 
Für  die  Resolution  Bissolati  stimmten  316  Delegierte  mit  12255  Stimmen. 
Für  die  Resolution  Labriola  stimmten  198  Delegierte  mit  7410  Stimmen. 
Der  Abstimmung   (im  erwähnten  Sinn)   enthielten  sidi  315  Del^ierte  mit 

12  560  Stimmen. 

l3a  keine  der  beiden  Resolutionen  die  absolute  Majorität  erhalten  hatte,  ging 
man  zur  Absttnummg  über  die  Resolution  Ferri  und  Rigola  über.  Die  RtmMh- 
närc  gaben  ihre  Stimme  Ferri,  die  Reformisten  Rigola.   Hier  das  Restdtst: 

Abgegeben  wurden  31  348  Stimmen,  also  betrug  die  Majorität  15675. 
Für  die  Resolution  Ferri  stimmten  424  Delegierte  mit  16304  Stimmen. 
Für  die  Resolution  Rigola  stimmten  377  Delegierte  nut  14844  Stimmen. 
Der  Abstimmung  enthielten  sich  3  Delegierte  mit  200  Stimmen. 

Die  Resolution  Ferri,  die  die  Miajorität  auf  sich  vereinigte,  erhielt  4049  Stim- 
men mehr,  als  bei  der  ersten  Abstimmung  die  Resolution  Bissolati ;  da  sich  aber 
auf  diese  Resolution  die  7410  Stimmen  der  Revolutionäre  ergossen,  so  hatte  tat- 
sächlich (liejtinge  Resolution,  die  die  Majorität  davon  trug;  2950  Stimmen 
weniger,  als  die  nicht  angenommene  Resolution  BissolatL 

Wenn  wir  uns  nun  vergegenwärtigen,  dass  an  der  zweiten  Abstimmung  804 
reppective  829  Delegierte  mit  31  348  respective  32225  Stimmen  teilnahmen  und 
wir  durch  genaue  Rechnung  herausfinden,  dass  das  Mittel  aus  jeder  Grupi>e 
39  Stimmen  per  Delegierten  beträgt,  so  ergibt  sich  die  Stärke  jeder  Fraction,  so- 
wohl der  Del^ierten,  wie  ihrer  Wähler,  folgenderroassen : 
Die  Reformisten  verfügen  über  12  010  Stimmen  und  308  Delegierte. 
Die  Revolutionäre  verfügen  über  7254  Stimmen  und  186  Delegierte. 
Die  Ferrianer  verfügen  über  9050  Stimmen  und  232  Del^erte. 
Die  Mittelfiartei  verfügt  fiber  3  034  Stimmen  und  ^  Delegierte. 
XXX 

Dieser  rein  die  Situation  darstellende  Artikel  ist  schon  zu  umfangreich,  als 
dass  ihm  noch  lange  Betrachtungen  angefügt  werden  könnten.  Die  Schluss- 
folgerungen aus  den  Tatsachen  sollen  daher  den  Lesern  der  SockÜ^itehen 
Monatshefte  in  einem  andern  Artikel  gegeben  werden.  Wir  bemerken  nur  noch, 
dass  J..abriola  recht  hatte,  wenn  er  den  Parteitag  von  Bologna  den  Congress  der 
Cherraschungen  nannte.  Im  altgemeinen  glaubte  man,  dass  die  beiden  extremen 
Flügel  nur  sehr  wenige  Anhänger  hätten  und  dass  die  von  Ferri  geführte  Mitte 
eine  erdrückende  Mehrheit  aufweisen  würde. 

Dagegen  hat  die  Abstimmung  gezeigt,  dass  der  revolutionäre  Flügel  in  der 
Partei  schon  ein  Viertd  der  Stimmen  zählt  und  die  rtforwistiscke  Riditung,  die 
man  als  mit  dem  BegriflF  des  Classenkampfes  unvereinbar  erklärt  hatte,  ein  Drittel 
der  Versammlung  von  Bologna  auf  ihrer  Seite  hat.  Nicht  genug  damit.  Ferri. 
von  dem  mancher  vor  dem  Parteitag  wohl  glaubte,  er  würde  als  Dictator  des- 
selben hervorgehen,  hat  nur  durch  die  Unterstützung  der  Ultrarevolutionären 
siegen  können,  welche  von  vielen  Ferrianem,  wie  dem  Abgeordneten  Agnini, 
direct  als  Anarchisten  bezeichnet  werden.  £r  si^e  und  blieb  doch  der  Ge- 
Wider^»rudi  ist,  fragen  sidi  alle,  welcher  Revolutionarisom»  von  beiden  ^fen 
Ferri  und  dem  Revolutionarismus  der  Wirklichkeit  eines  Lahfiola  ein  tiefer 
Widerspruch  ist,  fragen  sich  all^  welcher  Revolutionarismus  von  beiden  den 
andern  auffressen  wird. 

Sofort  nach  der  Abstimmung  schrieb  Bissolati  —  und  wir  wollen  mit  dessen 
Worten  schliessen  —  über  das  Endergebnis:  »Das  bedeutet,  dass  die  Gesamt- 
taidenz  der  Partei,  trotz  der  Zunahme  des  rev<dutionären  Elementes»  sich  auf  der 
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Bahn  weiter  bewegt,  die  durch  die  politische  Erfahrung  der  letzten  Jahre  uns 
vorgezeichnet  wurde.  Unter  diesem  Gesichtspunct,  unter  dem  die  Revolutionäre 
als  Conservative  erscheinen»  wUirend  der  Fortschritt  durch  die 
Reformisten  vertreten  ist,  kann  und  muss  man  sagen,  dass  der  Parteitag  von 
Bologna  die  Entwickelungskrisis  des  socialistischen  Bewusstseins  bedeutet.  Nach 
diesem  Parteitag  ist  nidit  mdir  zu  beifirchten,  dass  die  sodalistische  Partei  je 
wieder  zu  einer  isolierten  und  sterilen  Secte  werde.  Wenn  auch  ntunerisdl 
heute  noch  diejenigen  Flenicntc  siegten,  die  dahin  neigen,  die  Partei  ab/ti- 
schliessen  und  unfruchtbar  zu  machen,  sie  vom  socialen  Ldben  abzutrennen,  so  ist 
nun  sidier»  bei  der  tatsädilichen  Macht,  die  das  entsdiiedn  rtformsHseh»  Ele- 
ment besitzt,  dass  diese  Anstrengung  bestimmt  ist,  ohne  "BxkAg  an  bleiben.c 

XXXXXXXXXXXXXXXXXXXXXXXXXXXXXXXXXXXXXXXXXXXXX 

GEORGE  SOREL  - DIE  ETHIK  DES  SOCIAUSMUS 
I 

Die  Ediilc  des  Sodalismus  darzulegen,  ist  mit  anseerordeatlich  grossen  Schwierige 
keiten  verbunden.  Gewöhnlich  verfallen  diejenigen  Autoren,  die  sich  diese 
Aufgabe  pestcllt  haben,  darauf,  neue  Vorschläge  zur  Lösung  der  socialen  Fra^e  zu 
bringen,  anstatt  sich  liher  das  Wesen  der  socialistischen  Bewegung  selbst  klar  zu 
wcrdai.  Diese  Bewegung  hat  aber  heute  eine  so  grosse  Ausdehnung  und  einen  so 
ausgesprodienen  Charakter  angenommen,  dass  man  sie  wie  eine  Naturerscheinimg 
ansehen  und  untcrsudwn  kann.  Hiermit  soll  jedodi  nicht  gesagt  sein,  dass  man 
sich  auf  die  verschiedenen  Meinungsäusserungen  der  bekannten  socialistischen 
Schriftsteller  zu  beschriinken  und  diese  zu  beurteilen  hat,  sondern  wir  wissen  au^ 
Erfahrung,  dass  das  Volk  oft  der  Leitung  derjenigen  entgleitet,  welche  es  zu 
ffihrca  meinen,  und  ferner  gibt  es  auch  einen  Sudaftfimw  der  Dinge,  wie  Merline 
sagt,  der  zuweilen  interessanter  ist,  als  der  SoeiaUewim  der  SodoHsten}) 

Jeder,  der  sich  mit  historischen  Studien  beschäftigt  hat,  weiss,  dass  es  ganz  un- 
möglich ist,  eine  grosse  sociale  Bewegung  auf  ein  einziges  Princip  zurückzuführen; 
niemals  gelingt  es,  in  einer  abstracten  Formel  die  Erklärung  für  eine  ganze  Epoche 
ZU  ftiden ;  eine  solche  Formel  ist  nienuls  unbedingt  auf  Tatsachen  anwendbar,  über, 
all  findet  sidi  eine  Mischung  von  zwei  entgegengesetzten  Prindpien;  diese  cnt> 
sprechen  zwd  1Antlent>  und  Gefühlsrichtungen,  die  sich  unter  einander  vermischen, 
sich  abstosscn  und  vereinigen,  ohne  dass  die  in  diesem  Drama  handelnden  Personen 
sich  der  verschiedenartigen  Rolle,  die  sie  spielen,  und  der  Ungleichartigkeit  der 
Motive  &res  Handdm  bewustt  werden.  Auch  in  dem  heutigen  Socialismus  treten 
uns  sofort  zwei  entgegengesetzte  ethische  Gedanken  entgegen:  das  Naturrecfat  und 
das  historische  Recht.  Das  erstere  stammt  aus  den  Traditionen  der  liberalen  Bour- 
,  geoisie  und  ist  mit  der  französischen  Revolution  verknüpft,  das  letztere  hat  sich 
hauptsächlich  unter  dem  Einflüsse  von  Marx  entwickelt  und  schöpft  seine  Prin- 
dpien aus  dem  Studium  der  durch  die  Grosstndustrie  entstandenen  sodalen  Lage. 
Man  darf  jedoch  nicht  glauben,  dass  jede  Schule  vollkommen  rein  geblieben  ad; 
kein  Socialist  ist  je  ein  und  derselben  Theorie  unverändert  treu  geblieben. 

Denienitren,  welche  die  bestehende  Gewalt  angriffen,  hat  das  Naturrecht  stets 
ausgezeichnete  Waffen  geliefert,  und  es  haben  sich  daher  die  verschiedensten  Ge- 
sclIschaftscJasscn  auf  das  selbe  berufen,  besonders,    weil  es  nur  negative  Resultate 

t)  Vergi.  Savctio  Merlino:  Pro  t  contra  il  sociaiismo,  3.  Aufl.  /Mailand  iV^i. 


Dlgitlzed  by  Google 


OEOROE  SOREL  •  DIE  ETHIK  DES  SOOALISMUS 


369 


liefert  und  rein  zerstörend  wirkt :  wenn  der  Tag  der  Revolution  herangekommen 
ist,  so  stellt  die  für  die  Nachfolge  am  besten  geeignete  sociale  Gruppe  die  Autorität 
zu  ihren  Gtmsten  wieder  her.  Die  ersten  Socialisten  bedienten  sich  der  Bourgeoisie 
gegenöber  dendbcn  Waffen,  welche  diese  gegen  die  ehemaligen  privilegierten 
Gassen  benutzt  hatten;  sie  stützten  sich  auf  die  Princiliien  des  XVIII.  Jahrhunderts 
und  hielten  die  Fordertn«  aufreclit,  dass  auch  dem  vierten  Stande  sein  Anteil  be- 
stimmt werde. 

Infolge  der  Trägheit  unseres  Geistes  üben  Tradition  und  Analogie  stets  eine 
grosse' Herrschaft  fiber  ans  ans;  unsere  politisdie  Spradie  ist  von  den  Theoretikem 

des  Naturrechts  geschaffen  worden.  Zu  diesem  auf  einer  Naturanlage  unseres  Ver- 
standes beruhenden  Grunde  tritt  noch  ein  anderer,  der  in  einer  Naturanlage  unseres 
Gemüts  begründet  ist,  um  für  die  Fortdauer  der  naturrechtlichen  Thesen  eine  Er- 
klärung zu  geben :  in  einer  von  hierarchischem  Geiste  durchdrungenen  Gesellschaft 
haben  die  Menschen  gewöhnlich  das  Bestreben,  die  Gewohnhdten  der  oberen  Dassen 
nachzuahmen.  So  wird  es  ganz  natürlich,  dass  man  sich  die  zukünftige  demo- 
kratische Umgestaltung  auf  ähnliche  Weise  vOTStcUte,  wie  die,  durch  welche  der 
dritte  Stand  seine  Macht  erlangt  hatte. 

Die  wahre  socialistische  Bewegung  —  diejenige,  welche  der  zweiten  der  oben 
erwähnten  Ricfattmgen  entsprich^  und  die  ich  diesmal  alldn  hier  untersuchen  will 
—  lässt  sich  folgendermassen  definieren :  Sie  ist  zu  gleicher  Zeit  Revolution  und 
Organisation;  sie  ist  das  Werk  des  durch  die  Grossindustrie  geschaffenen  Prole- 
tariats selbst.  Dieses  lehnt  sich  gegen  die  Hierarchie  imd  das  Eigentum  auf:  es 
gründet  Organisationen  zum  Zweck  der  gegenseitigen  Hilfeleistung,  des  gemein- 
samen Kampfes  imd  des  Zusammenschlusses  der  Arbeiter;  es  will  die  sukänftige 
Gesdlsdiaft  nach  denjenigen  socialen  Lebensprincipien  gestalten,  die  sich  in  seinem 
Schosse  entwickelt  haben  ;  es  will  die  Vernunft  in  die  sociale  Ordnung  einführen 
und  die  Gesellschaft  von  der  Herrschaft  der  Capitalisten  befreien.  Die  Statuten 
der  Internationalen  proclamieren  ab  das  grosse  Ziel  die  >ukononiische  Emancipatiou 
der  arbeitenden  Gasse« ;  diese  Emandpation  bestdit  in  der  »Abedtaffung  aller  Classen- 
herrsdiaft«  und  in  der  Organisation  der  cooperativen  Arbeit  »Durch  die  Tat«,  sagt 
Marx,  »statt  der  Gründe,  haben  sie  [die  durch  die  Cooperativbewcgung  ins  Leben 
gerufenen  Fabriken]  bewiesen,  dass  Production  in  grossem  Massstab...  stattfinden 
kann  ohne  die  Existenz  dner  Qasse  von  Arbeitgebern,  die  einer  Classe  von  Arbeit- 
nehmern au  ttui  gibt;  ...  und  dass  Lohnarbdt,  wie  Sdavenarbdt,  wie  Ldbeigen- 
Schaft,  nur  eine  vorübengehende  und  untergewAiete  Form  ist,  die,  dem  Untergang 
geweiht,  verschwinden  muss  vor  der  associierten  Arbeit . . .« 

Im  folgenden  werde  ich  nun  die  von  Marx  angestellten  Untersuchimgcn  zur 
Grundlage  der  meinigen  nehmen,  wdl  ausser  ihm  noch  niemand  versucht  hat,  eine 
phUosofdiisdie  Interpretation  der  sodalistisdien  Bewegung  zu  geben. 

II 

Zunächst  dnige  Worte  über  Ifarx'  und  Engels'  allgemdne  Ideen  von  Redit 
tmd  Moral,  da  die  Marxisten  diese  Fragen  sehr  in  Verwirrung  gebracht  haben ;  sie 

haben  zu  oft  vergessen,  dass  man,  um  Marx  ganz  zu  verstehen,  stets  auf  Hegel 
zurückgehen  muss.  Dieser  hatte  das  System  der  Interessen  und  Bedürfnisse  als  das 
Hauptmoment  der  bürgerlichen  Gesellschaft  angesehen;  dadurch  wird  Marx'  Aus- 
sprudi  verstindlich,  dass  die  Gcsdlsdiaft  auf  dnem  ökonomischen  Unterbau  ruhe. 
Denkt  man  über  die  engen  Bestdiungen,  die  zwisclien  Marx'  und  Hegels  Denk- 
wdse  bestehen,  nach,  so  muss  man  sich  wundem,  dass  solche  Mühe  aulgewandt 
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worden  ist,  die  ahstracten  Abhängig^keitsbeziehungen,  die  zwischen  Recht  und  Wirt- 
schaft bestehen  sollen,  aufzufinden:  das  Wesen  des  Systems  entspricht  durchaus 
niclit  den  Folge-  und  Reflexbeziehungen,  die  man  zur  Erklärung  der  maurxistischen 
Ldhre  voit«sdüacai  hat 

Stammler  führt  aus»  dass  die  wirtschaftliche  Materie  nicht  ohne  die  recht» 
liclif  Form  «studiert  werden  könne,  dass  das  wirtschaftliche  Phänomen  in  einer 
Wiederholung  von  Ersdieinungcn  bestehe,  die  unter  denselben  rechtlichen  Begriff 
gebracht  werden  können  und  dass  die  isolierte  Wirtschaftslehre  sich  in  eine  Techno- 
logie auflösen  wurde;  er  behauptet  demsofolgi^  dass  das  Redit  nidit  durch  die 
Wirtschaft  erklärt  werden  könne.  Greift  man  auf  die  Theorie  vom  Mehrwert 
zurück,  welche  einen  so  grossen  Platz  im  Capital  einnimmt,  so  wird  ersichtlich,  dass 
Marx  in  einer  von  derjenigen  Stammlers  nicht  sehr  weit  entfernten  Weise  folgert. 
Er  definiert  bei  jedem  Moment  des  Productionsprocesses  klar  und  deutlich  die 
darauf  anwendbaren  rechtlidien  Regeln;  er  sieht  das  rechtliche  System  als  einen 
Knoclienbau  an.  über  den  sich  die  wirtschaftliche  Bewegung  breitet,  übrigens 
wird  das  Problem  mehr  unter  einen  ethischen,  als  unter  einen  wirtschaftlichen  (ie- 
sichtspunct  gestellt.  Es  erscheinen  typische  Personen,  wie  sie  das  Recht  in  Betracht 
zieht,  die,  aller  individuellen  Eigenschaften  beraubt,  keine  quantitativen  Verschieden- 
heiten in  ihrer  Handltngsfihigfceit  aufweisen;  alle  Capitalisten  sind  in  einer  Q^iita- 
listenclasse  vereinigt,  die  wie  eine  einzige  Persönlichkeit  auftritt,  und  alle  Arbeiter 
werden  auf  einen  einlieitlichcn  Typus  zurückgeführt.  Marx'  Untersuchung  ist  meta- 
physischer Art;  er  verbreitet  sich  über  Recht  und  Wirtschaft,  um  den  allgemeinen 
Gang  und  die  wesentlichen  Principicn  der  capitalistischen  Gesellschaft  zu  bestimmen. 

Man  bat  oft  behauptet,  dass  Marx  nie  die  Abstdit  hatt^  dn  moralisches 
System  zu  begründen.  Ich  glaube  indes,  dass  man  die  Frage  bisher  noch  nidit  so 
gestellt  hat,  wie  sie  hätte  gestellt  werden  müssen.  Wir  wissen  von  Eng^els,  dass 
Marx  in  seinen  letzten  Lebensjahren  lebhaft  die  Notwendigkeit  gefühlt  hatte,  seine 
Studien  durch  eine  Untersuchung  über  die  Familie  zu  vervollständigen.  Nach  dem 
Tode  seines  Freundes  verSffentlidite  Engels  ein  kleines  Werk,  dessen  wahrer  Wert 
bisher  noch  nicht  voll  erkannt  wurde;  man  hat  darin  nur  eine  Verwässerung  Mor- 
ganschcr  Hypothesen  erblickt.  Das  wahrhaft  Interessante  ist  der  von  Engels  dar- 
gelegte Standpunct ;  er  sagt,  man  dürfe  sich  nicht  allein  auf  die  Untersuchung  der 
Art  der  Production  des  materiellen  Lebens  beschränken,  sondern  man  müsse  auch 
die  Art  der  Reproduction  der  Gattung  berudcsichttgen.  Itan  hat  bdiaa|itet,  dass 
es  sich  hier  nur  um  em  einfaches  Wortqriel  handle.*)  Indes,  das  Wesentliche  an 
dieser  These  von  Engels  ist  sehr  wichtig:  Neben  den  rechtlichen  Verhältnissen, 
unter  denen  die  Production  vor  sich  geht,  gilt  es  auch  die  Gefühlsmomente  in  Rech- 
nung zu  ziehen,  welche  in  der  Familie  zum  Ausdruck  kommen.  Es  scheint  nicht, 
dass  die  Marxisten  bis  heute  Vorteil  aus  dieser  Ldire  gezogen  haben.  Ich  halte  es 
daher  für  nützlich,  mich  hierbei  einige  Augenblicke  aufzuhalten. 

Die  Familie  kann  in  der  Geschichte  der  Institutionen  unter  einem  dreifachen 
Gesichtspuncte  aufgefasst  werden,  i.  Sie  ist  eine  von  einem  Oberhaupte  regierte 
Gemeinschaft;  die  Socialisten  wollui  die  Autorität  gänzlich  aus  der  Familie  be- 
seitigen, weshalb  sie  die  Erziehung  der  Kinder  dnrdi  den  Staat  verlangen,  t,  Sie 
ist  eine  auf  gemeinsamen  wirtsdwftUchen  Interessen  beruhende  Gememschaft:  die 
Socialisten  wollen  diesen  Charakter  der  Familie  ebenfalls  beseitigen  und  bestehen 
deswegen  auf  der  wirtschaftlichen  Unabhängigkeit  der  Frau.  3.  Sie  ist  eine  durch 

^  DiMe  Aaiidit  haben  BaaeatUfb  B.  Croce  «nd  H.  Cnnow  vertratan. 
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GdahlKiioaieiite  bedingte  Goneiiudiaft  fingdt  ^anbt,  dan  die  Familie  sich  in 
Zokunft  hierauf  allein  begründen  werde.  Diese  Vereinfachung  mag  übertrieben 
erscheinen,  da  die  socialen  Erscheinungen  viel  mehr  nach  noch  grösseren  Compli- 
catiooen,  als  nach  Vereinfachungen  hinneigen,  aber  es  interessiert  uns  vor  allem 
hier  die  grosse  ^RHchti^eit,  wddie  der  SodaUamot  den  Gelnhlamomentai  beil^ 
und  diese  \(^ti|^ceit  wird  nodi  besonders  augenscheinlich  durch  den  Anascfaluss 
der  ersten  beiden  Grtutdlagen  der  Familie.  Engels  kommt  zu  verschiedenen  Malen 
darauf  zurück,  was  die  geschlechtliche  Vereinifrung  sein  soll.  Er  stellt  als  wesent- 
lichen Charakter  derselben  die  individuelle  Geschlechtsliebe,  die  gegenseitige  Zu- 
neigung und  Achtung  aitl  Dornt  die  Ehegatten  nidit  dnrch  die  Strcitii^tcn  im 
Scheidungsptocesse  beschmotst  würden,  verwirft  er  den  gesclilicfaen  Zwang.  Er 
glaubt,  daaik  wenn  neue  Formen  für  die  geschlechtliche  Verbindung  sidi  eingdmrgert 
haben,  eine  neue  Moral  entstehen  wird.  Er  weist  mit  Abscheu  den  Gedanken  zurück, 
dass  sich  die  Ehe  in  eine  rein  zufällige  Vereinigung  verwandeln  würde;  er  erkennt 
sd»  wohl,  dam  das  Fsmilienleben  eng  mit  der  Ethik  verbunden  ist 

Es  würde  nicht  schwierig  sein,  die  versdiiedenen  Gebiete  des  moralisdien 
Lebens  unter  die  Form  eines  Systems  zu  bringen.*)  Es  lassen  sich  drei  Momente 
hervorheben:  i.  die  Familie  und  zwar  das  Wesentliche  derselben  vom  affectiven 
Gesichtspunct ;  2.  das  Wohlwollen,  das  sich  zur  Familie  in  Gegensatz  stellt ; 
denn  es  gibt  Gefühle  an  Fremde  ab,  welche  ganz  zuerst  nur  innerhalb  der  Familien- 
gmppe  sich  zeigten;  3.  die  humanitäre  Gerechtigkeitt  welche  die  Ein- 
heit  der  beiden  ersten  Momente  bildet  nnd  der  Familie  eine  gijiz  besondere  Ge- 
staltung gibt,  sobald  sie  als  Herrscherin  anerkannt  wird.*)  Die  Vergleichung  dieser 
Factoren  würde  ein  helles  Licht  auf  die  Principien  der  Moral  werfen.  Ich  be- 
schränke mich  hier  auf  zwei  Bemerkungen.  Die  Liebe  lehrt  uns,  mit  welcher 
Energie  der  Mensch  Handlungen  ausfahrt,  die  von  jeder  geaetdidicn  Verbindlich- 
keit frei  sind.  Während  die  Geschichte  der  Jurisprudenz  eine  GcsdHchite  wohl  aus- 
gedachter Kunstgriffe  ist,  um  sich  den  gesetzlichen  Bestimmungen  zu  entziehen, 
zeigt  uns  die  Geschichte  der  Moral,  dass  der  Begriff  der  Tugetui  mit  der  absoluten 
Unterwerlnng  unter  freie  Verbmdlichkeiten  identisch  ist.  Andererseits  enthüllt 
uns  die  Liebe  die  tiefe  Scheidung  zwischen  Recht  und  Moral;  die  Liebe  rechnet 
nicht  mit  rechtlichen  Formeln;  die  Persönlichkeit,  wnkSbte  durch  die  Geschidite  ge- 
schaffen  ist  und  welche  bestimmte  sociale  Beziehungen  zum  Ausdruck  bringt,  ver- 
schwindet; es  bleibt  nur  der  Mensch,  das  empfindende  Individuum,  von  dem  die 
Schriftsteller  des  XVIIL  Jahrhunderts  sprechen. 

III 

Jedermann  weiss,  wie  schwierig  es  ist.  sich  über  die  Bildung  des  historischen 
Rechts  klar  zu  werden.  Die  Schwierigkeit  ist  derart,  dass  man  oft  für  nötig  ge- 
halten hat,  einen  fingierten  Knochenbau  anzunehmen,  um  die  verschiedenen  Phasen 
der  Entwickehmg  darauf  zu  vereinigen ;  zum  Beispid  hat  man  versudit,  jeden  histo- 
rischen Process  auf  eine  Entwickdung  der  Logik  zurückzuführen,  oder  man  hat  die 
Menschheit  mit  ehiem  Organismus  veri^ichen;  andere  wiederum  haben  Bilder  aus 

Ich  glaube  als  «nt«r  dietro  Vntach  gnis  im  afenlrtbdaa  Gabli  fvanAt  m  labM,  «aA  s«tt  ia 
Mio«  Abkaodhuir  BUnMimim  Mbtr  4k  «aalsrisKtMMft«  GesOdeUstujfimimg  in  den  SodnHtUtehM 
MonaUk^fUm,  iSqS.  pi«.  316  ff  Tb  diesem  Aztikal  wi«  ich  «ach  mf  die  Kol««adigk«it  hin,  teb  WM  aun 

gewöhnlich  den  historisrhen  Materiaü.^mu^^  nennt,  durch  eine  *ii^aih»iMi^  P;|i^f^ip^Biy  j^y  EBtwi<tolwWg 
der  Religion  und  des  öfientlichen  Lcbe&K  zu  vervoUsUUidigw. 

♦)  DiM  OtmkHgm  wUl  Fhmdhan  als  im  wwentlich«  EtoMot  dct  Redite  angwchM  wiaMo. 
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der  Physik  and  der  Thermodynabiik  entlielieii.  Dies  alles  sind  künsdiche  Mittel, 
die  niennts  wahrlimft  die  Frage  erhellen. 

Zwei  Hauptprincipien  sind  bei  dem  Studium  des  heutigen  Socialismus  zu 
berücksichtigen,  der  Classenkampf  und  die  geschichtliche  Mission 
des  Proletariats.  Die  Schüler  Marx',  welche  mit  Gegnern  zu  kämpfen  hatten, 
die  sidi  aal  das  Naturxecht  besidien»  haben  oft  geglaubt,  dem  Kriegsbrandie  ge- 
mäss alle  ethischen  Gesichtqtnncte  ins  Licberiicbe  ziehen  und  allein  auf  der  mate- 
riellen Seite  des  Kampfes  bestehen  zu  sollen.  Man  ist  sogar  dahin  gekommen, 
jede  rechtliche  Institution  als  ein  Macchiavcllisches  Verfahren  zu  iK-trachten,  an- 
gewandt von  den  herrschenden  Classcn,  um  die  bestehende  Ordnung  zu  ihren 
Gunsten  aufrechtsuerhaltcn.  Die  sittlichen  Grundlagen  der  proletarisAen  Mission 
sind  im  Sdiatten  verblieben,  und  man  hat  von  einem  Siege  des  ^otelariats  ge- 
sprochen, ohne  sich  um  die  ethischen  Eigenschaften  des  Conflicts  zu  kümmern.  Diese 
Lehre,  welche  die  Bezeichnung  materialistisch  in  des  Wortes  schlechtester  Bedeu- 
tung verdient,  bat  ihren  voUgiltigsten  Ausdruck  in  dem  Werke  von  Achille  Loria 
gefunden.  Dieser  betraditet  Rcdit  und  Moral  als  mit  einander  verbündete  Ein- 
richtungen, um  die  Herrsdiaft  der  Stärksten  zu  sichern.  Anstatt  gegen  diesen  para^ 
doxen  Satz  zu  protestieren,  haben  die  Marxisten  Loria  des  Diebstahls  an  Marx 
beschuldigt ! 

Vm  giinz  zu  begreifen,  was  Marx  unter  dem  Classenkampf  verstand,  wird  es 
nutzlich  sein,  auf  die  im  Capital  gegebene  dramatische  Schilderung  des  grossen 
Kampfes  für  die  Beschränkung  der  Frauen-  und  Kinderarbeit  in  England  zurück- 
zugreifen. »Die  Schöpfung  eines  Normalarbeitstags  ist  das  Product  eines  lang- 
wierigen, mehr  oder  minder  versteckten  Bürgerkriegs  zwischen  der  Capitalisten- 
classe  und  der  Arbeiterclasse.»  In  seiner  Inauguraladresse  hatte  Marx  gesagt:  »Und 
deshalb  war  die  Zehnstundenbill  nicht  bloss  ein  grosser  praktischer  Erfolg,  sie  war 
der  Sieg  eines  Prindps:  zum  ersten  Mal  am  hellen,  liditen  Tag  unterlag  die  poli- 
tische Ökonomie  der  Bourgeoisie  der  politischen  (Mfionomie  der  Arbeiterdasse.« 
Dieser  sein  Gedanke  lässt  sich  fester  bestimmen,  wenn  man  diesen  grossen  socialen 
Cunflict  mit  dem  dreissiR.iährigcn  Kriege  und  die  Zehnstundenbill  mit  dem  west- 
fälischen Frieden  vergleicht :  das  Recht  erhielt  in  diesen  beiden  Fällen  neue  funda- 
mentale Grundsätze.  Es  findet  sich  im  Copitai  noch  eine  andere  sehr  charakteristische 
Stdle,  welche  vielleicht  noch  besser  den  ethischen  Charakter  des  Classenkampfes 
erkennen  iiisst.  Nachdem  Marx  die  Gründe  dargelegt  hatte,  welche  die  Arbeit- 
geber veranlassen,  das  Princip  des  Normalarbeitstages  zu  bekämpfen,  die  Arbeit- 
nehmer, es  zu  verteidigen,  fügt  er  hinzu:  >Es  findet  hier  also  eine  Antinomie  statt, 
Redit  wider  Recht,  beide  gleidunässig  durch  das  Gesetz  des  Warenaustausches  be- 
siegelt. Zwisdien  gleichen  Rechten  entscheidet  die  Gewalt«  So  schaffen  wihrend 
des  Kampfes  die  beiden  Classen  die  ersten  Entwürfe  zu  rechtlichen  Systemen,  um 
ihre  Forderungen  zn  verteidigen.  Jede  Classc  hält  auf  ihre  Weise  die  Ordnungs- 
aufsicht, welche  der  Staat  zum  Schutze  der  Sondehnteressen  ausüben  soll,  für  das 
Interesse  der  Gesamthdt  Für  die  Arbdtgeber  ist  die  Wohl&hrt  des  Landes  an  das 
blinde  Spid  des  Gesetzes  von  Angebot  und  Nadhfrage  gdmupft;  jede  Besdirinkung 
dieses  Naturgcsetcrs  würde  die  Ordnung  stören,  mit  der  Wissensduift  im  Wider- 
spruch sein  und  euien  Rechtscingriff  bedeuten.  Für  die  Arbeitnehmer  muss  die 
Production  diu-ch  die  sociale  Voraussicht  geregelt  werden;  die  Überproduction 
serstürt  die  ETistenrniagHchkrit  der  Arbeiterclasse  und  begründet  dnen  Missstand, 
den  die  Ordnungsanlsidit  zum  Schutze  der  Zukunft  des  Landes  besdtigcn  muss. 
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Der  CUwscnkanpf  becintltisst  somit  die  rechtlichen  Systeme;  nun  kann  sagen, 
dass  es  sich  um  einen  Kampf  zwischen  zwei  Principien,  einen  Kampf  um  das 
Recht  handelt.  Jedes  dieser  Systeme  wird  durch  die  politische  Idee  charakteri- 
siert, welche  sich  jede  Classe  von  der  Aufgabe,  die  das  Gesetz  za  erfüllen  hat, 
bildet,  und  durdi  die  allceineine  Gestaltung,  welche  die  Volkswirtschaft  dordi  diese 
Idee  erfährt.  Marx  kann  sagen,  dass  die  Wirtschaft  des  Capitals  gänzlich  auf  dem 
frciin  Spiel  von  Angebot  und  Nachfrage,  die  Wirtschaft  der  Arbeit  gänzlich  auf  der 
.socialen  Voraussicht  beruht.  Es  ist  klar,  dass  nicht  jeder  Classenkampf  solche 
deutliche  Kennzeichen  aufzuweisen  hat,  wie  diese.  Ich  habe  Beispiele  ans  England 
angef&hit  and  aus  einer  Epodie,  in  der  die  Qassen  eine  hohe  Stufe  in  der  Oivani- 
sation  erreicht  hatten.  Es  bedarf  einer  langen  Entwickelung,  die  die  Classen  zu 
ähnlich  vorgeschrittenen  Fomicn  gelangt  und  in  gleichem  Masse  vom  ethischen  Ge- 
danken durchdrungen  sind;  aber  es  ist  offenbar,  dass  die  socialen  Gesetze  nur  im 
entwickeltsten  Stadium  wahrhaft  erkannt  werden  können;  die  noch  ungenügend 
gekennzeidmeten  Zustände  zdgoi  ans  nur  gesetztose  Zulilligkdten. 

In  den  letzten  Jahren  bat  man  es  für  notwendig  erachtet,  die  Theorie  vom 
Clas'-riikanii)!  durch  diejenige  von  der  gegenseitigen  Hilfeleistung  zu  vervoll- 
ständigen, gleichsam,  um  den  socialen  Kampf  zu  versittlichen.  Man  hat  versucht. 
Beispiele  von  dieser  gegenseitigen  Hilfeleistung  aus  der  Tierwdt  herbdzubringen. 
Die  Beobachtung  der  Geschidile  des  Sodalismas  zdgt  tms,  dass  diese  Ldire  in  der- 
jenigen  von  Marx  schon  enthalten  ist  Die  Internationale  proclamierte  vor  dnigen 
dreissig  Jahren  die  Notwendigkeit,  der  capitalistischen  Macht  die  Solidarität  der  Ar- 
beiter desselben  Landes  und  die  brüderliche  Vereinigfung  der  Arbeiter  der  verschie- 
denen Länder  entgegenzustellen.  Der  heutige  Socialismus  ist  überall  damit  be- 
schäftigt, die  Arbdter  in  den  verschiedensten  Formen  zu  vereinigen,  und  müht  ddi 
ab«  anter  ihnen  eine  gemeinsame  Denkungsart  entstehen  zu  lassen.  Marx  spricht 
so  oft  von  dem  Siege  des  Proletariats,  weil  er  überall  die  Solidarität  der  Arbeiter 
wachsen  sah,  während  die  Capitalisten  unter  sich  geschieden  blieben.  Endlich  wissen 
wir  auch  aus  zahlrdchen  Stellen  seiner  Schriften,  dass  in  seinen  Augen  die  Verdni- 
gang  der  Verstandes-  und  Gemfitskräfte  das  Kennzddien  der  vollen  Entwideeiung 
einer  Qasse  ist 

IV 

Viele,  welche  durch  Ideenassociationen,  die  aus  Worten  entstehen,  sich 
täuschen  lassen,  sagen,  dass  der  Socialismus,  weil  er  beständig  von  einem  Kampfe 
der  Classen  spricht,  sich  an  die  Gefühle  des  Hasses  und  an  die  rc^ien  Instincte 
wendet;  die  moderne  Civilisation  würde  durdi  das  Eindringen  dieser  wilden  Letden- 
schaften  bedroht  werden.  Dieser  Ansduiiwmg  ist  folgendes  entg^ienzuhalten: 

I.  Der  Mass  ist  ein  Gefühl,  das  in  der  Geschichte  der  Religionen  und  in  der 
Entwickelung  der  Idee  des  Vaterlandes  eine  grosse  Wichtigkeit  besitzt ;  aber  er  ist 
dem  heutigen  Socialismus  fremd  geworden.  Der  Hass  kann  grosse  Umwälzungen 
hervomtfen;  er  kann  dne  sociale  Organisation  zeratorent  er  kann  ein  Land  in  eine 
Ära  blutiger  Revolutionen  drängen ;  aber  er  kann  nichts  anfl>anen.  Unsere  Väter 
haben  glauben  können,  dass  es  allein  genüge,  die  Gewalt  zu  stürzen,  um  die  Dinge 
ihren  natürliclicn  Lauf  nehmen  zu  lassen,  damit  die  Herrschaft  der  Vernunft  wieder 
beginne.  Wir  haben  zu  viel  Erfahrung  gesammelt  und  können  diesen  naiven  Opti- 
mismua  nidit  mdir  anndunen;  der  Thron  der  Aotoritit  bleibt  nidit  lange  teer, 
Tyrannd  folgt  auf  Tyrannei.  Die  Sodalisten  wollen  sich  nicht  mehr  in  das  Un- 
bekannte Sturzen.  Der  Uass  findet  im  historischen  Kedit  vid  weniger  Nahnmg,  als 
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im  Natumdit  Won  man  den  Armen  aagt,  dass  die  Inhaber  der  Gewalt  —  sei  es 
der  politisdicn,  sei  es  der  wirtsdiaftliclien  —  Räuber  sind,  die  sdt  Jahrhunderten 

sich  aneignen,  was  ihnen  nicht  jfchört,  wenn  man  ihnen  zuruft,  sich  zu  erheben  und 
das,  was  ihnen  zukommt,  wieder  an  sich  zu  reisscn,  wenn  man  ihnen  das  Vorhanden- 
sein der  oberen  Classen  als  das  einzig  Hindernis  iur  das  Glück  des  Volkes  hin- 
stellt, SO  werden  die  Armen  bald  dasu  fi^ogen,  die  iosserste  Gewalttatii^t  gegen 
die  Feinde  der  Menschheit  als  erlaubt  anansdien.  Die  Excesse  der  Revolution  haben 
uns  gezeigt,  bis  zu  welchen  äussersten  Grenzen  selbst  Menschen  von  ziemlidl  sanfter 
Gemütsart  gelangen  können,  wenn  sie  von  einem  Hasse  dieser  Art,  der  sich  auf 
eme  leidenschaftliche  Auffassung  des  Naturrechts  gründet,  besecjt  sind.  Der 
jetzige  Soctalismns  steht  efaier  soldien  Denlnngsart  so  vSlig  fem,  dass  man  sogar 
schon  hänfic  der  marxistischen  Schule  vorgeworfen  hat,  sie  lehre  eine  Art  iata> 
listischer  Indifferenz  und  lähme  auf  diese  Weise  die  Encrgicen  im  Volke. 

2.  Viele  Schwierigkeiten  entstehen  aus  der  unklaren  Idee,  die  sich  die  Socia- 
listen  von  der  Evolution  der  Revolution  machen,  von  der  man  m  den 
letzten  Jahren  viel  gesprochen  hat  Drei  Momente  sind  hierbei  zu  unterscheiden: 

a)  Die  Revolution  ist  ein  auf  einen  kurzen  Raum  gedrängtes  Ztuanunen  treffen 
von  Geschehnissen,  von  Gewalttätigkeiten,  die  aufs  Geratewohl  auf  einander  folgen 
und  schliesslich  wichtige  Ereignisse  herbeiführen,  besonders  wenn  die  Umstände  für 
die  Erschliessung  neuer  Ideen  günstig  sind.  So  hat  das  Jahr  1848  mit  seinen  unvor- 
hergesehenen Ereignissen,  den  Aufständen  und  Vriterdr&dmngen,  schUes^di  eine 
tiefe  Umwandlung  in  der  Art  der  Ericcnntnis  der  socialen  Fragen  hervorgd)racht. 

b)  Eine  Änderung  von  Grund  auf  erfahrt  der  Begriff  der  RevolM^fm,  wem 
die  Neuerer  ihre  höchsten  Hoffnungen  nicht  mehr  auf  Gewaltacte  setzen,  sondern 
dahm  gelangt  sind,  zu  glauben,  dass  sie  die  Kräfte  im  bestehenden  Staate  verwenden 
und  einem  ganz  anderen  Zwecke  nutzbar  machen  können,  wie  demjenigen,  zu 
welchem  sie  von  der  gegenwärtigen  Gesellsduift  organisiert  sind.  So  gelangt  man 
zu  der  gesetzmässigen  Revolution,  von  der  Engels  in  seinem  Vorwort  zu  den 
Clcusenkämpfen  in  Frankreich  ausführlich  gesprochen  hat.  Der  Gegensatz  zwischen 
diesem  Moment  und  dem  vorhergehenden  ist  so  augenscheinlich,  dass  viele  Socia- 
listcn  meinen,  die  gcsetzmässige  Revolution  bedeute  die  Preisgabe  der  alten 
Prindpien. 

c)  Der  Begriff  erreidit  erst  seine  volle  Entwidcdung,  wenn  der  ediisehe  Geist 

vollständig  die  Revolution  durchdringt.  Die  Gewalt  bleibt  immer  bestehen,  aber  sie 
ist  nur  noch  die  notwendige  Anstrengung,  abgestorbene  Zweige  zum  Fallen  zu 
bringen,  damit  junge  und  lebenskraftige  Schöpfungen  Licht  und  Luft  erhalten  und 
denjenigen  £inriditnngen  der  Sieg  gesidicrt  wcrd^  weldie  die  Probe  bestanden 
haben;  sie  ist  nur  nodi  ein  Vorwegjgreifen  des  natfiriicfaen  Aus^chs,  der  sich  un- 
aufhöriich  bildet  und  die  Reformen  unfühlbar  macht. 

Im  wirklichen  Leben  bestehen  diese  Unterschiede  nicht  in  einer  solch  ge- 
nauen Abgrenzung,  wie  man  sie  in  einer  philosophischen  Analyse  geben  kann.  Wenn 
die  Entwickelong  auch  unaufhörUch  sich  erweitert,  so  unterdrückt  sie  doch  nicht 
die  früheren  Momente,  die  unter  untergeordneten,  oft  stark  veränderten  Formen 
fortdauern.  Man  "findet  die  unmittelbare  Gewalt  als  Ursprung  der  Reditsgeschichte 
und  findet  sie  im  ganzen  Laufe  der  Geschichte  wieder;  aber  ihre  Rolle  ist  mehr  oder 
weniger  bedeutend,  und  ihre  Wirkungen  sind  mehr  oder  weniger  furchtbar.  Im 
Verhältnis,  wie  man  vorwärts  schreitet,  verliert  sie  die  Merkmale  blinder  und  un- 
widentehlicher  ZnHIIIgkcit,  sie  wird  zu  gleicher  Zeit  weniger  bhitig.  Ganz  zuerst 
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handelt  es  »eh  nur  dämm,  umf  nstursen;  nach  und  nach  entsteht  die  Absicht, 
etwas  zu  schaffen  nnd  den  flüchtig  angdcflen  Sdidpfongen  einen  festeren  Aus- 
bau zu  geben,  den  sie  nicht  erlangen  könnten,  wenn  man  nicht  den  Druck  über- 
wände, der  durch  den  traditionellen  Staat  ausgeübt  wird.  Diese  Entwickelung  be- 
ginnt in  dem  Augenblicke,  wo  man  eine  alte  rechtliche  Form  beibchilt»  ohne 
dass  sie  noch  dnen  ethischen  Inhalt  besitst,  der  fihig  wire,  sich  unabhängig  an 
bthawpUm ;  dies  ist  der  gesetzgebende  Moment,  der  noch  ganz  von  Gewalttätigkeit 
erfüllt  ist  und  in  welchem  man  über  die  brutale  Revolution  triumphiert  zu  haben 
glaubt,  weil  man  gewisse  Formen  der  Herrschaft  anerkennt  £s  ist  dies  ein  not- 
wendiges Moment  wie  uns  die  Geschichte  der  Institutionen  lehrt  Erst  durch 
diesen  FormaUsmos  gelangt  man  cum  nenen  Redit  Die  dritte  Periode  ist  dic^  in 
die  der  heutige  Sodalismus  mit  seinen  Arbeiterorganisationen  eintritt:  wir  finden 
dort  das  Recht  in  Tätigkeit,  es  ist  die  Zeit  der  lebenden  Ethik.  An  diese 
gesetzgebende  Phase  heftet  sich  das  wissenschaftliche  Vorurteil,  das  so  lange  in  den 
sodalistischen  Schulen  überwiegend  war;  man  glaubte,  dass  das  Handeln  durch 
Gewalt  am  dnfadisten  sd,  wdl  man  dann  nur  wissenschaftliche  Formdn  ansu- 
wenden  brauchte.  Ich  halte  mich  bei  diesem  Ptmcte  nicht  auf,  denn  der  wissen- 
schaftliche Aberglaube  ist  stark  im  Sinken  begriffen. 

V 

Die  trdbende  Kraft  der  ganzen  sodalistischen  Bew^ung  ist  der  Gegensatz, 
weldier  «wischen  Moral  und  Redit  hervortritt,  sobald  das  Bewusstsdn  bis  zu  dnem 
gewissen  Grade  grösserer  Verfeinerung  gelangt  ist,  sobald  der  Mensch  tun  sich  zu 

bücken  und  nachzudenken  wagt  und  sobald  er  über  streitige  Anwendungen  gesetz- 
liclier  Bestimmungen  sich  klar  zu  werden  sucht.  Der  historische  Rechtsgrund,  die 
Bads  der  ganzen  sodalen  Organisation,  und  der  mensdilidie  Reditsgrund,  den  uns 
die  Moral  Idirt,  geraten  alsdann  mit  einander  in  Conflict  Dieser  Gegensatz  kann 
lange  Zeit  ohne  >  Wirkungen  bleiben') ;  aber  es  konunen  immer  Fälle  vor,  wo  die 
Klagen  des  unterdrückten  Individuums  uns  heiliger  erscheinen,  als  die  Traditionen, 
auf  denen  die  Gesellschaft  beruht.  In  einem  solchen  Augenblicke  wird  das  An- 
sehen des  historischen  Redits  erschfittert  und  als  des  Menschen  unwürdig  an- 
gesdien.  Die  Moral  liefert  uns  kein  Mitld  imn  Aufbau  dnes  neuen  rechüicfaen 
Systems,  de  bringt  nur  Negationen.  Neue  Rechtsformen  entwerfen  wir  aus  unseren 
Denkgewohnheiten,  unserer  Erziehung  und  unserer  allgemeinen  Geistesrichtung. 
Renan  hat  uns  oft  diesen  Gegensatz,  der  von  so  hoher  Wichtigkeit  ist,  vor  Augen 
geführt  Rom  und  Griechenland,  sagt  er,  gründeten  den  Staat,  das  Redit  die  Philo- 
sophie und  die  Wissensdiaft;  aber  ihre  Sitten  waren  zu  hart  »Israd  trug  dne 
grosse  Verbesserung  hinein,  die  Fürsorge  für  die  Schwachen,  das  hartnäckige 
Anrufen  der  individuellen  Gerechtigkeit.«  Und  weiter:  >Israel  hat 
zum  ersten  Male  dem  Schrei  des  Volkes,  der  Klage,  dem  hartnäckigen  Anspruch 
derjenigen,  die  nadi  der  Gereditigkdt  dürsten,  Ausdrude  verlidifn.«  Man  hat  be- 
stritten, dass  der  Ursprung  dieser  sittlidien  Forderung  wirklich  israditisch  wäre. 
Das  kümmert  tms  kaum,  denn  heute  sind  wir  ganz  von  diesem  sittlichen  Geiste 
durchdrungen,  übrigens  ist  es  nicht  wahrscheinlich,  dass  der  jüdische  Einfluss 
jemals  wieder  aus  der  Welt  verschwindet 

Das  Wohlwollen  ^M^r  i  i  lirrrmtcr,  ■  ni]  hei  GelfijeriliL'itcn.  die  niiht  zu  traj;i«che  Bedinijungcn 

aufweitca,  dea  üetjcnsaU  minder  tüiilbai  machen  Uic  Notwendigkeit,  die  ^^trc^i;e  des  GeseUes  durch 
WohhroUai  n  nilden,  w«r  •clma  bei  den  AUdb  inwlmmt 
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In  diesem  sittlichen  Bewusstsein,  durch  welclies  der  Qassenkampf  seine  Nah- 
rung eiMlt,  lassen  sidi  drei  Elemente  von  hoher  Widttigkdt  unterscheiden:  i.  der 
Wunsch,  einer  grösstmösrüchen  Anzahl  durch  gerechtere  Gesetee  eine  grossere 

Achtung  der  menschlichen  Würde  zu  sichern  und  so  eine  wirksamere  Controle  über 
die  Anwendung  der  Gesetze  durch  em  verfeinertes  sitthches  Bewusstsein  zu  schaffen; 
2.  der  Anspruch  des  Unterdruckten,  der  sich  auf  sein  Menschentum  gegenüber  den 
historisdien  Herrsehaltsrechten  beruft:  hier  stdlt  man  in  Wirklichkeit  das  Lidiyi- 
duum  gegen  den  Staat;  3.  die  Hoffnung,  die  aufwachsende  Generation  glückliche^, 
erleuchteter  und  in  sittlicher  Beziehung  feinfühlender  zu  machen:  erst  hier  hat  man 
vollständig  den  Geist  des  ethischen  Fortschritts. 

Man  vergisst  zu  häutig,  dass  diese  Elemente  nicht  der  menschlichen  Natur» 
sondern  gewissen  historischen  Bedingungen  entspringen.  Es  ist  demnadi  von  grosser 
Bedeutung;  zu  wissen,  warum  die  heutige  Gesellschaft  die  für  die  sittliche  Be- 
wcRiing  so  günstigen  Bedingungen  besitzt,  ohne  welche  der  Socialismus  nicht  ge- 
deihen könnte.  Wir  leben  von  den  Hilf'-qucllcn,  die  unsere  Väter  erschlossen  haben; 
es  handelt  sich  nur  darum,  ob  wir  m  der  modernen  Welt  die  Sittlichkeit  in  ge- 
nügendem Masse  anftvditerhalten.  Ich  glaube^  dass  viele  Sodalisten  heutzutage 
mit  ein  wenig  Misstrauen  in  die  Zukunft  blicken;  denn  fast  alle  Marxisten  bedauern 
lebhaft  die  übertriebene  W^cisc.  mit  der  man  lange  Zeit  die  Schcmheiten  des  Mate- 
rialismus gerühmt  hat.*)  Es  ist  sehr  wahrscheinlich,  dass  der  Mensch  kein  sehr 
ausgesprochenes  Streben  nach  dem  Fortschritt  hat  und  dass  unsere  Vater  sich  hier- 
fiber  in  gleicher  Weise  Illusionen  gemacht  haben,  wie  über  vides  andere.  Anderer« 
seits  darf  nicht  vorausgesetzt  werden,  dass  der  Mensch  unter  dem  Einflüsse  einer 
abstracten  Idee  handeln  und  sich  für  das  Glück  einer  Mon^cliheit  in  ferner  Zukunft 
bc:geistcrn  könne.  Seit  den  ersten  Erscheinungen  des  heutigen  Socialismus  hat  man 
den  Begriff  cmes  unbestimmten  Fortschritts  aufgegeben  und  sich  mit  der  nächst- 
liegenden VerwtrUichnng  eines  besseren  Zustandes  befesst  Hegel  hat  dieser  neuen 
Idee  Ausdrude  verlidien,  indem  er  sagte,  dass  das  Ziel  unseres  Handelns  kein  in 
unbestimmter  Feme  liegendes  sein  kann.  Der  Socialismus  hat  somit  den  Begriff 
des  Fortschritts  uingt  u  andelt ;  aber  er  hat  oft  unrecht  getan,  wenn  er  uns  ein 
irdisches  Paradies  in  leicht  erreichbarer  Nahe  zeigte.  Heute  beginnt  die  Erkenntnis 
dnrdmidringen,  dass  der  grosse  Tag  nodi  sehr  wdt  entfernt  ist  Was  wird  nun 
ans  dem  Fortsdiritt? 

Der  Fortschrittsgedanke,  so  w^ie  ich  ihn  definiert  habe»  bezidit  sich  auf  die 
Wesen,  die  uns  sehr  nahe  stehen,  auf  die  Kinder,  die  wir  besser  machen  wollen  imd 
denen  wir  ohne  Zögern  unser  eigenes  Wohl  opfern.  Die  Theoretiker  des  Socia- 
Ksmns  haben  nach  meitaem  Dafürhalten  das  Studium  der  Familie  von  diesem  Ge> 
sichtspuncte  aus  zu  sehr  vernachlässigt  Aber  glüddicfaerwetse  hat  die  Praxis  über 
die  Doctrin  gesiegt.  In  den  Ländern  mit  Grossindustrie  kümmern  sich  die  Arbeiter 
sehr  um  ihre  Kinder,  lassen  sie  unterrichten  und  haben  den  Wunsch,  ihnen  ein 
besseres  Los  zu  sichern,  als  sie  selbst  es  gekannt  haben.  Demnach  ist  auch  der 
JtoUe.  wdche  der  Frau  In  der  Entwickelung  des  Sodalismus  zukommt  eine  sdir 
grosse  Bedeutung  beizumessen.*)    In  der  Frau  ist  der  Fortschrittsgedanke  vid 

M  in  li.it  viel  von  einem  Zurück  auf  Kant.'  gesprochen;  es  ist  ilies  .-in  -atcx  /ciLhsn. 
')  Iiie  Krau  ist  die  ll.-»iipieizieherin  des  MensL-hengcschlcchts,  wenii^r'r  ^ii  ili  nt.t  ilie  ilet  Kinder,  als  die 
des  Mannes.  Die  Liebe  wandelt  den  Mann  um  und  regeh  seine  Instinc-te,  die  Frau  macht  not  tittUclwr 
So  ist  auch  die  Achtung  vor  der  Krau  ein  sehr  wesentliches  Element  in  unserer  Entwidcelnng  maSociyimit. 
—  Hier  iit  der  Ort,  an  «ine  mutige  Rede  su  erioaem,  die  E.  Vandenreld«  den  belgieehea  Soc&alietaa  Uelt : 
»Wiewide  von  eoch  wOiden  empAit  eein,  man  ti«  ▼on.etnemWeitaMister  grob  angeedauBst  und  brntal 
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mächtiger,  als  im  Manne.  Ebenso  kann  man  auch  sagen,  dass,  wenn  der  Socia- 
lismus  einmal  zu  Grunde  gehen  sollte,  dies  wahrscheinlich  das  Werk  der  Frau 
sein  wird. 

Man  hat  die  Wiikong  dieser  Bmiifindangen,  die  ich  soeben  besdirieben  habe, 
zu  vermiiidern  gesucht,  indem  man  den  Arbeitern  ehrenvolle  Auszeichnungen  und 
Verbesserungen  ihrer  materiellen  La^fe  gewährte.  Damit  der  Socialismus  den  Be- 
mühungen der  Unternehmer  widerstehe,  muss  das  Proletariat  eine  klare  Idee  von 
mSutt  geschichtlicbcn  Ifisnoa  fewoonen  haben.  Die  Theoretiker  haben  ,nbcr  diesen 
Gegenstand  nicht  viel  geschrid>en;  aber  4as  Volk  hat  fast  immer  die  Aufgabe,  die 
es  zu  erfüllen  hat,  wohl  begriffen.  Übrigens  hat  Marx  über  diese  Frage  aus- 
gezeichnete allgemeine  Anweisungen  gegeben,  welche  die  Entwickelimg  der  ge- 
schichtlichen Mission  klarlegen. 

Zunidiat  rind  die  Arbeiterdassen  der  in  industri^er  Beadiung  am  weitesten 
vorgeschrittenen  Linder  die  Führer  des  gesamten  Proletariats;  nicht  ntir  machen 
sie  oft  schmerzliche  Erfahrungen  für  dasselbe  mit,  sondern  ihre  Siege  beeinflussen 
auch  die  benachbarten  Lander.  Die  englische  Gesetzgebung  hat  als  Vorbild  gedient, 
und  die  Arbeiter  auf  dem  Continent  haben  dadurch  Reformen  erlangt,  wie  sie  die- 
•dben  ans  eigener  Kraft  nidit  h&tlen  erlangen  kSnnen.  Im  Hinblidc  hierauf  er- 
klären die  Statuten  der  JnitmaHofu^,  dass  die  Emandpation  der  Artieit  »von  der 
praktischen  und  theoretischen  Mitwirkung  der  vorgeschrittensten  Länder  abhangt«. 
Der  Internationalismus  der  Arbdter  bildet  sich  in  dem  Augenblick,  in  dem  diese 
Notwendigkeit  erkannt  wird. 

Femer:  Das  Proletariat  leistet  derjenigen  Fraction  der  Bourgeoisie  sdne 
Hilfen  wdche  die  dcmokratiscben  Institutionen  vertddigt;  der  Kampf  nimmt  hier 
«inen  sonderbaren  Charakter  an  und  scheint  sogar  dem  Princip  des  Classenkampfes 
zu  widersprechen.  Einige  socialistische  Schriftsteller  sind  daher  der  .A.nsicht,  dass 
CS  Torheit  ist,  die  Ausbeuter  des  Volkes  zu  unterstützen,  und  die  Conscrvativen 
haben  mehr  als  einmal  diesen  Intcressenwiderstreit  dazu  benutzt,  die  Liberalen  zu 
bekSmplen.  Sobald  das  Volk  von  dem  sodalistischen  Gdste  berührt  ist,  zögert  es 
ttidit;  es  hört  nicht  mehr  auf  die  Theoretiker,  es  marschiert  an  der  Seite  der  Bürger- 
lichen, ohne  einen  Kuhhandd  einzugehen;  es  zeigt  sich  hier  der  uneigennützige 
Charakter  des  Kampfes. 

Endljch :  Wenn  die  Anstrengungen  des  Proletariats  vergeblich  gewesen  sind, 
wenn  die  herrschenden  Gewalten  zu  michtig  waren,  um  die  verbredierischen  Ab- 
sichten der  Macht  durchkreuzen  zu  können,  dann  haben,  wie  Marx  in  seiner  Inaugu- 
raladressc  ausführt,  die  arbeitenden  Clausen  die  Pflicht,  »sich  zu  gleichzeitiger 
öffentlicher  Anklage  zu  verbinden  und  die  einfachen  Gesetze  der  Moral  und  des 
Rechts  zu  proclamieren,  welche  ebensowohl  die  Beziehungen  einzelner  regeln,  als 
andi  die  obersten  Gesetze  des  Verkdirs  der  Nationen  sdn  sollten«.  Mancher  soda- 
listisdie  Theoretiker  würde  dies  Ideologie  und  Utopie  nennen,  wenn  wir  nicht  dnc 
Wdsung  vor  uns  hätten,  die  Marx  selbst  gegeben  hat. 

Bei  diesem  dritten  Puncte  hat  der  Geist  vollständig  die  Vorurteile,  die  dem 
Leben  der  Classe  eigen  sind,  abgestreift;  die  Interessen,  die  zum  Schutze  der  Ar- 
beiter fihifen  rechtlidien  System^  die  politischen  Reformen,  die  ihren  Einflusa  in 
der  Zukunft  vermehren  sollten,  alles  das  ist  versunken  —  wir  haben  nichts  als  wilde 

behandfU  würden!  Aber  «ievidc  lassen  ihren  Frauen  und  Kindern  eine  solch'  rohe  Behandlung  lu  ttil 
werden,  wie  sie  «ie  von  m  itr:;  lun  -;  Mi-isscis  tiicMiiaU  dulden  würden '«  Cvcr^;].  J u I ei  Dettr€*  md Emilo 
Vandervelda:  Lt  socialisme  en  Btlgiqite,  3.  Aaä.  yParis  19^3/,  pag.  414-415.) 
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Empörung  vor  uns,  hervorgerufen  durch  die  Verletzung  der  normalen  Lebensvor- 
schriften ;  der  Geist  hat  sich  vollständig  befreit,  die  äusserste  Grenze  der  Ethik  ist 
erreicht.*) 


Selbst  die  schönsten  Theorieen  erhalten  nur  durch  ihre  Übertragung  in  die 
Pfiudt  Wert  Das  Ziel  der  Ethik  ist»  Regeln  für  ein  normales  sittliches  Verhalten 
aufzustellen.  Die  ethischen  Abhandlungen  des  Aristoteles  sind  Untersuchungen 
über  die  Art  der  Lebensführung,  wie  sie  für  einen  Athener  als  achtbar  galt  So 
verstanden,  steht  die  Moral  in  epRcr  Beziehung  zu  den  Landessitten,  und  nicht  ohne 
Grund  haben  die  Alten  die  Moral  als  einen  Teil  der  Politik  betrachtet  Diese  Art 
und  Weise,  die  Dinge  anzusehen,  erscheint  uns  heute  tinznreichend,  weil  wir  die 
Bürgerschaft  nidit  mdir  als  eine  Einheit  betrachten  und  ans  im  Geiste  stets  in  die 
Classeneinteilung  versetzen. 

Princip  des  sittlichen  Verhaltens  ist  nicht  aus  philosophischen  Theorieen 
herzuleiten  i  man  muss  es  in  der  Praxis  suchen  und  zusehen,  wie  das  Verhalten  der 
Menschen  im  wirklichen  Leben  eingeschätzt  wird.  Man  wird  leicht  die  Beobachtaag 
machen,  dm  dieses  vor  allem  nach  ,der  Wecfaselbezidiang  beurtdlt  wird,  die 
zwischen  ihm  und  gewissen,  für  eine  Classe  als  wesentlich  erachteten  Einrichtungen 
bezieht  Hier  lassen  sich  natürlich  Unterscheidungen  machen,  doch  kann  man  im 
ganzen  sagen,  dass  in  den  Landern,  wo  der  Socialismus  eine  gewisse  Reife  erlangt 
hat,  das  normale  sittliche  Verhalten  ein  den  sodalistischen  Institutionen  günstiges  ist. 


ein  Fortschritt  in  den  Institutionen  bloss  aus  einem  materiellen  Vorteile  besteht, 
der  zu  gunsten  einer  Arbeiterorganisation  erreicht  wird.  Ein  materieller  Vorteil 
kann  unter  Umständen  aus  Lüge  und  Betrug  entstanden  sein;  das  wäre  ein  Rück- 
schritt für  die  Institution.  Wenn  ich  von  Institutionen  spredie,  so  verstehe  ich 
ilarunter  Organisationen,  die  vom  sodalistischen  Geiste  durchdrangen  sind.  Man 
(larf  niemals  Seele  und  Körper  trennen. 

Lange  Zeit  waren  die  Theoretiker  des  Socialismus  diesen  Institutionen  wenig 
günstig  gesinnt  Bekanntlich  waren  sie  der  Ansicht,  dass  die  Genossenschaften 
keine  wahren  sodalistischen  Ofigane  sden.  Die  Anschautmg  ist  jetzt  bdnahe  von 
allen  angegeben  worden.  Man  muss  sich  in  der  Tat  nicht  bei  den  änssercn  Formen 
aiiflialtcn :  diese  können  sich  sehr  gleichen,  wiihrcnd  ihre  Tätigkeit  eine  durchaus 
verschiedene  ist.  In  Belgien  bestehen  katholischr  und  socialistische  V'crcine,  die 
ganz  analoge  Statuten  haben  und  zur  Befriedigung  last  gleicher  materieller  Be- 
dürfnisse gegründet  sind,  und  doch  gidchen  sldi  die  Resultate  kaum.  Die  einzelnen 
Institutionen  müssen  vor  allem  ihrem  geistigen  Inhalte  nach  verglidien 
werden,  das  hcis^t  nach  den  Gesinnungen,  die  sie  bei  ihren  Anhängern  entwickeln.*) 
.Sic  üben  eine  mächtige  erzieherische  Wirkung  aus,  und  von  diesem  Gesichtspuncte 

*t  Um  gau  vollüUindig  zu  !.ein,  hAtte  das  mittlere  Momcal  antenucht  wenlea  mOueD,  welcbes  civh  zwiacbaD 
das  System  der  Wünsche,  Antprtkhe  nnd  Ilofiumgea  und  die  Mitskni  des  Proletariat*  eincclnltet  Dieses 
mittlere  Moment  ist  beinahe  ansschliesslidi  von  den  Aoarchisten  berficksiihtitrt.  von  <len  Sorialistpu  alicr 
vc'marMtsüiKt  worden.  Vom  Standpancte  der  ErrfehunR  muss  man  den  Meniihen  an  -ikh  in  Bctra<  hi 
chi.';i   uiul  -eine  sittlii  \)c  ^'  IhstiTiichuni;   stmiiiTi-n.    I>i<'  Soii.iüvton   lialien  r-i   oft  iiilit,  ila-s  clis 

\!ili>'-i  aiit'ininti!-!  h  wiikc,  und  sieb,  wie  ich  oben  sa^tc,  kaum  mit  den  für  die  VcivoilkommnuDg  imiteres 
Mitii  iiet.  )<(■»  ii-.>tscins  notwendigen  Bedingoogen  becdiiftigt  Da«  ist  eine  wirldiche  Ladt«  in  der  eodelti- 
tiichcD  Ethik. 

*}  Unter  den  <>iündcn,  svcU  he  die  Theoretiker  so  zu  Gegnern  der  Institutionen  TPacbti"»,  Usst  sieb 

die  Cbertreibung  des  logischen  Geistes  anfahren;  keine  Institutioo  ist  einfach,  man  findet  tteta  Unvoll- 
kommenheites  und  WidersptUche  —  dies  kann  nidit  anders  sein,  denn  in  einer  InttitntioB  aflasen  Redit 
nod  Moral  neben  einander  bestehen  nad  in  der  Folge  ihre  Gegensitae  an  den  Tag  legen. 


VI 


Eine  Bemerkung  drängt 


Man  muss  nicht  denken,  das» 
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ist  ihre  Bedeutung  nicht  genug  anzuerkennen,  denn  e«;  ist  unsere  Aufgabe,  wie  icli 
schon  sagte,  die  Erbschaft  an  sittlichen  Ideen,  die  uns  unsere  Väter  hinterlassen 
haben,  zu  vergrössern.  Für  das  Studium  der  Genossenschaften  ist  es  viel  weniger 
widitig,  wieviel  die  Mitglieder  an  Gewinmuiteileii,  als  «ievid  sie  an  sittlidiem  Wert 
gewonnen  haben;  es  gilt  au  untersuchen,  ob  sie  fähiger  geworden  sind,  ihre  Inter» 
essen  zu  verstehen,  ihre  Geschäfte  selbständig  SO  erledigen  ond  den  wahren  Wert 
der  Solidarität  der  Arbeiter  zu  würdigen. 

Als  derartige  Institutionen  noch  wenig  einwickelt  waren,  legten  die  Socia- 
listen  der  BesdureilHuig  des  Ztdnmflstaates  eine  grosse  WiditigMt  bei.  Nun  kann 
man  als  eine  durdi  viele  Tatsachen  bestätigte  allgemeine  Regel  anfstellen»  dass  die 
Hoffnung  auf  ein  vollkommenes  Leben  um  so  vollständiger  verschwindet,  je  mehr 
die  praktischen  Einrichtungen  den  Geist  der  Menschen  beschäftigen ;  deshalb  erregten 
auch  die  tausendjährigen  Prophezeiungen  nur  noch  das  Interesse  einiger  weniger 
überspannter  Giristen,  als  die  Kirche  organisiert  wurde.  Dieselbe  Eradwinui%  zeigt 
sich  heute  in  den  socialistischen  Reihen  und  soll  naher  untersucht  werden. 

Der  Übergang  von  der  Hoffnong  auf  ein  vollkommenes  Leben  zu  der  Wirk- 
lichkeit eines  erträglichen,  von  dem  neuen  Geiste  erfüllten  Lebens  stellt  das.  was 
man  den  Übergang  von  der  Utopie  zur  Wissenschaft  nennen 
konnte,  dar.  Die  Wissenschaft  seut  sich  tatsächlidi  keine  anderen,  als  nnseren 
gegenwartigen  Kriften  erreichbaren  Ziele  und  nur  soldie  Probleme,  deren  Elemente 
für  die  Lösung  bereits  vorhanden  sind.  Marx  sagt,  dass  ein  Problem  nur  in  der 
Epoche  auftaucht,  in  welcher  eine  Lösung  desselben  schon  möglich  geworden  ist. 
Heute  ist  das  Proletariat  überall  mit  praktischen  Fragen  beschäftigt  und  hat  für 
Dogmatisches  wenig  Interesse;  es  ist  bemüht,  alle  Elemente,  die  es  in  der  capita« 
listischen  Gesellsdiaft  findet,  zu  benutzen,  um  eigene  Institutionen  zu  sdiaffen, 
bessere  Lebensbedingungen  zu  erlangen  und  die  Gesetzgebung  zu  andern.  So  er- 
füllt es  in  Wahrheit  ein  Werk  der  Wissenschaft ;  dies  hat  man  die  Bewegung  genannt. 

Man  hat  nun  die  Frage  aufgerollt,  ob  die  alten  Hoffnungen  verschwinden 
müssten,  ob  sie  sich  in  dem  Masse  zerstreuen  wurden,  wie  die  Bewegung  an  Be- 
deutung gewinnt  Einige  sind  dieser  Meinung  und  haben  sie  ansgesprodien.  »Das, 
was  man  gemeinhin  Endiid  des  Sodalismus  nennt,  ist  mir  nidits,  die  Bewegung 
alles.«  Dieser  Ausspruch  hat  seinerzeit  bekanntlich  einen  wahren  Sturm  entfesselt 
und  eine  sehr  unklare  Discussion  hervorgerufen.  Es  bandelt  sich  hier  in  der  Tat 
um  eine  ethische  Erage  von  höchster  Bedeuttmg. 

Das  sittlidie  Verhalten  muas  von  zwei  bestimmten  Gesichtspuncten  aus  be- 
trachtet werden,  von  der  äosseren  Seite  ehierseits  in  Bezug  auf  seine  Wirkungen 
in  der  Gesellschaft  und  seine  Wechselbeziehimgen  zu  den  Institutionen  und  von  der 
inneren  Seite  andererseits,  indem  man  es  als  das  Verhalten  freier  Menschen  be- 
handelt und  den  psychologischen  Zustand  zu  verstehen  sucht,  der  einer  bestimmten 
Entscheidung  entspricht  Ist  es  nidit  der  Zwedc  der  Erziehung,  in  imserer  Sede 
eine  so  bestimmte  imd  zwingende  Willensrichtunv  fettznlegen,  dass  wir  dahin  ge- 
langen, uns  ohne  Zögern  zu  entscheiden,  dass  wir,  wie  Hegel  sagt,  unsere  Pflichten 
wie  eine  zu  uns  gehörige  Sache  erfüllen,  ohne  die  Mitwirkung  der  abwagenden 
Reflexion?  Diese  innere  Seite,  diese  Gesamtheit  von  Empfindungen,  diese  feste  und 
zwingende  Willensrichtnng  müssen  glddizdtig  mit  der  äusseren  Sdte  von  dem 
Philosophen  untersucht  werden;  diese  bdden  Gesich^uncte  sind  nie  zu  trennen. 

Auf  den  ersten  Anblick  scheint  es  unmöglich,  einen  psychologischen  Zustand 
dieser  Art  zu  definieren;  je  mehr  die  WiUensrichtung  an  Bestimmthdt  und  Stärke 
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gewinnt,  desto  mehr  weicht  sie  vor  einer  Untersudrang  unseres  Bewiisstseins  turidE. 
Aber  die  Erfahrung  hat  mu  gelehrt,  Ursachen  dieser  Natur  mittds  der  Wirkungen 

zu  erklaren,  wie  sie  in  ganz  einfachen  Fällen  za  stände  kommen,  sobald  die  Ur- 
i>achen  ihre  ganze  Vollendung  erreichen.  Die  christliche  Erziehung  hat  mehr  die 
Legenden  der  Heiligen  zur  Grundlage  genommen,  als  die  Beschreibungen  der  kri- 
tischen Historiker;  diese  Legenden  liefern  die  lUustration  su  den  bis  nun  Hercrismns 
gesteigerten  diristliciic&  Tugenden.  Diese  Gewohnheiten,  die  man  zur  Entfaltunft 
bringen  will,  werden  unserm  Bewusstscin  ako  in  der  Form  von  Beispielen  dar- 
gestellt, in  weichen  der  reflexionslose  Wille  seine  äusserst  charakteristischen  Wir- 
kungen hervorgebracht  hat.  Ks  ist  uns  sogar  möglich,  über  unsere  sodalistischen 
Zwecke  «i  urteilen,  indem  wir  an  eine  Gesellschaftsordnung  denken,  m  der  die 
bttrierlichen  Traditionen  nicht  mehr  bestehen  und  Hierarchie  und  Eigentum  ver- 
sdiwunden  sind.  Diese  Gesellschaftsordnung  wird  als  endpiltigcr  Zustand  ange- 
sehen. Es  ist  unn(jiig,  diesen  Zustand  lang  und  breit  zu  erörtern  ;  es  genügt,  wenn 
wir  uns  die  allgememe  Gestaltung  derselben  vorstellen,  damit  wir  die  Identität  des 
psydiologisdien  Zustandes,  der  dieser  Gesdlschafitsordnung  entspricht,  mit  unseren 
gegenwartigen  abschätzen  können.  Es  ist  unnötig,  formelle  Vergleiche  zwischen 
der  Gegenwart  und  dem  in  der  Phantasie  geschaffenen  Endziele  aufzustellen  und 
zu  untersuchen,  in  welchem  Masse  eine  gegenwärtige  Institution  mit  dem  wahren 
Sociaüsmus  übereinstimmt  oder  von  ihm  abweicht ;  man  hat  oft  Fehler  dieser  Art 
b^^gen,  welche  beweisen,  dass  man  nidit  immer  den  Untersehied  der  Gesickts- 
puncte  einer  äusseren  und  inneren  Seite  verstanden  hat  So  hat  man  oft  ganz 
unnötigerweise  die  Frage  erörtert,  ob  die  Socialisten  bei  der  Durchführung  gewisser 
Reformen  ihr  Ideal  im  Stiche  lassen  oder  nicht.  Alle  diese  quantitativen 
Fragen  sind  hier  müssig;  die  Absicht  kann  nicht  gemessen  werden, 
sie  bdialt  ihren  Wert,  wie  gering  audi  die  V^rkungen  seien.  Dieses  Princ^  hat  die 
diristliche  Lehre  seit  langem  im  Volke  verbreiteL'*)  Der  sodalistische  Zweck  kann 
in  der  Schöpfimg  einer  kleinen  Arbeiterpartei  erfüllt  sein.  Renan  hat  gesagt:  »Wir 
haben  das  Leben  zu  erklären,  ihm  einen  Sinn  zu  geben  ....  wir  müssen  den 
Menschen  einen  Lebenszweck  geben,  etwas,  wofür  sie  leben  und  gut  leben,  ohne 
jedodi  etwas  ansufuhren,  was  sie  als  Lockspeise  und  treuloses  Verspredien  auf- 
fassen kannten^  Wir  betrfifoi  die  Menschen  nidit,  wenn  wir  ihnen  empfeidear 
ihr  Leben  für  socialistische  Einrichttmgen  einzusetzen  und  ihrem  Handeln  eine 
socialistische  Bedeutung  zu  geben.  Dann  ist  es  ziemlich  bedeutungslos,  ob  der 
Communismus  früh  oder  spät  verwirklicht  wird,  ob  mehr  oder  weniger  zahlreiche 
Etappen  ihm  vorangdien;  das  Wesentliche  ist,  dass  wir  uns  vor  unserer'  eigenen 
Handltmgsweise  Rechenschaft  gdwn  liSnnen.  Das,  waa  wir  das  Bitätiet  nennen, 
besteht  nur  für  unser  inneres  Leben.  Die  endgiltige  Gesellschaftsordnung,  wie  sie 
sich  die  Socialisten  vorstellen,  bedarf  keines  durch  sociologische  Voraussicht  fest- 
gesetzten Datums;  sie  besteht  in  der  Gegenwart,  sie  ist  nicht  ausser  uns,  sie  ist  in 
unserem  eignen  Hcnen.  Der  Sodalismus  verwirklicht  sich  jeden  Taft  unter  unscrcD 
Augen  in  dem  Hasse,  wie  wir  lernen,  die  Institutionen  zu  leiten,  und  in  dem  lilasaew 
wie  sich  allmählich  die  socialistische  Ethik  in  unserem  Bewusstsein  entwickelt. 

Wenn  diese  Principien  wohl  verstanden  sind,  wird  man  aufhören,  sich  durch 
die  Aussicht  auf  eine  Katastrophe  und  auf  einen  Communismus  täuschen  zu  lassen, 
die  sidi  ins  Uncndlidie  zu  entfernen  sdieinen.  Dann  wird  man  die  alten  Ldir- 
sitae  umwandeln,  die  dann  von  sodologisdien  zu  ethischen  werden. 

")  Dm  WanBdraick  wird  demjeotc«o  vcnprodiea,  der  ein  GIm  Wetter  in  Jen  Namen  gibt 
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VII 

Hat  der  Socialismus  manchmal  versucht,  Regeln  für  eine  sittliche  Lebens- 
führung zu  formulieren? 

Merkwürdigerweise  findet  man  im  CotnmwutluckeH  Mmuftst  im»t  nichts  über 
diesen  wichtigen  Gegenstand.  Die  beiden  Verfasser  des  selben  beschränken  sich  dar- 
auf, den  Zerfall  der  bürgerlichen  Ethik  zu  constatieren ;  die  in  diesem  berühmten 
Documcnte  enihaltcnen  praktischen  Vorschläge  beziehen  sich  beinahe  ausschliess- 
lich auf  die  Politik,  welche  die  Vertreter  der  Arbeiterclasscn  im  Falle  einer  sieg- 
reidten  Resolution  einznsdilagen  haben. 

Stehzdin  Jahre  qnter  sdirieb  Marx  die  Inmtgmnladrtss*  und  die  Statuten  der 
Internationalen  Arbeiterassociation,  die  dem  Coinmunistischen  Manifeste  von  1847 
an  Bedeutung  nicht  nachstehen,  aber  vom  ethischen  Gesichtspunctc  aus  völlig  ver- 
schieden von  ihm  sind.  Marx  hatte  in  der  Zwischenzeit  m  England  gelebt;  er  hatte 
die  grosse  Entwickelung  der  Trades-XMions  nach  neuem  Muster  nuterldit  und  die  Be- 
deutung der  CooperativgeseUsdiaften  kennen  gelernt  Bis  1847  hatte  er  nur  ver^ 
einzelte  und  wenig  solide  Associationen  kennen  können ;  seine  Ideen  über  Ethik 
erweiterten  sich  also  in  dem  Verhältnis,  wie  die  Arbeiterinstitutioncn  sich  ver- 
grösserten  und  ihre  besonderen  Kennzeichen  hervortraten. 

Die  erste  Vorschrift  der  Internationalen  ist  von  höchster  Wichtigkeit,  denn 
durdi  de  wird  es  möglich,  den  proletarisdien  Sodalisrous  unniittdi>ar  Ton  den  Re- 
formen, die  der  Staat,  die  Kirche  imd  die  FMhuitropen  versucht  haben,  zu  trennen. 
>In  Erwägung,  dass  die  Emancipation  der  arbeitenden  Qassen  durch  die  arbeitenden 
Gassen  selbst  erobert  werden  muss  .  .  .  .«  Es  wird  hier  an  die  Energie  und  das 
Verantworttmgsgefühl  appelliert:  die  Arbeiter  sollen  nicht  um  eine  Besserung  ihrer 
Lage  bitten,  sie  sollen  nicht  ihre  Sache  vor  dem  Tribunal  der  herrschenden  Qassen 
verteidigen  und  hoffen,  dass  man  ihnen  auf  Grund  des  Naturrechts  etwas  bewilligen 
werde:  sie  müssen  sich  organisieren  und  nur  sich  selbst  verantwortlich  machen, 
wenn  ihr  Mut,  ihre  Einigkeit  und  ihre  Selbstverleugnung  sie  nicht  fähig  gemacht 
haben,  einen  besseren  Zustand  zu  erreichen. 

Das  Princip  der  Abschaffung  aller  Classenherrscfaafk,  welches  schon  in  dem 
Mamfestg  von  1847  aufgestellt  war,  ist  Gegenstand  der  z weiten  Vorsduift;  der 
Sodalismus  erstrebt  keine  partielle  Enumdpation  des  Proletariats,  er  stellt  nicht 

die  Interessen  eines  vierten  Standes  dar,  hinter  welchem  ein  fünfter  Stand  bliebe, 
wie  man  oft  gesagt  hat  und  jetzt  zu  wiederholen  anfängt.  Wir  haben  hier  einen 
rein  ethischen  Begriff  vor  uns,  der  jede  moralische  Unterscheidung  ableugnet  und 
sich  der  Aufrediterhaltung  einer  traditiondien  Benennung  widersetzt  Heutzutage 
wdchen  viele  Sdiriftstdler  vor  der  Schwierii^it,  diese  Vorschrift  zu  verwirldidien, 
zurück,  und  van  Kol  hat  in  seinem  Buche  Socialisme  et  liherti  die  Meinung  ausge- 
sprochen, dass  das  Verschwinden  der  Classenunterschiede  nicht  wahrscheinlich 
wäre,  dass  man  vielleicht  ein  neues  Proletariat  entstehen  sehen  würde  und  dass 
nadi  dner  siegrddien  Revolution  der  vierte  Stand  sidi  vidldcfat  dfcnfaUs  Vor- 
redite  aneignen  konnte.  Wie  wdt  sind  wir  von  der  tnienuaionakn  entfernt  weidie 
gesagt  hatte,  dass  »der  Kampf  für  die  Emancipation  der  arbeitenden  Classen  nicht 
einen  Kampf  für  Classenprivilegien  und  Monopole,  sondern  für  gleiche  Rechte  und 
Pflichten  und  für  die  Abschaffung  aller  Classenherrschaft  bedeutet«.  Zweifello.'i 
ist  dieses  Endzid  sdiwierig  zu  realisieren;  diese  totale  und  glddudtige  Emandpa- 
tion  wird  unseren  Zdtgenosaenp  die  an  die  Idee  der  Evolution  gewdhnt  sind. 
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chimärisch  erscheinen.  Wir  stoht-n  hier  ausserhalb  der  Wissenschaft,  wir  stellen 
ein  ethisches  Princip  von  ungeheurem  Werte  auf,  welches  uncrscbutiert  bleiben 
ma«,  um  unser  gantet  Denken  und  Handeln  hm  sodalistiachcn  Sinne  leiten  zu 
können. 

Tch  hahe  schon  von  der  dritten  Vi^rschrift,  die  sich  auf  die  ökonomische 
Hinancipation  he/icht.  gesprochen  und  dargetan,  welcher  Sinn  ihr  beizulegen  ist.  Ich 
halte  mich  auch  nicht  bei  der  Solidarität  der  Arbeiter  auf,  weil  ich  oben  davon  ge- 
redet habe. 

Ich  will  nur  noch  auf  die  grosse  Bedeutung  der  folgenden,  in  den  Statuten 

enthaltenen  Erklärung  des  constituierendcn  Congresscs  hinweisen :  >Der  Congress 
betrachtet  es  als  Pflicht  des  Mannes,  die  Rechte  eines  Mannes  und  Burgers  nicht 
bloss  für  sicli  selbst,  sondern  für  jedermann,  der  seine  Pflicht  tut,  zu  fordern. 
Keine  Rechte  ohne  Pflichten,  keine  Pflichten  ohne 
Rechte.«  Die  Intemationak  protestiert  also  gegen  den  so  oft  vertretenen  Sau, 
dass  die  Pflichten  höher  ständen,  als  die  Rechte,  und  will  die  Ausübung  der  politi- 
schen Macht  durch  alle  Menschen  realisieren. 

Endlich  >erklart  der  erste  internationale  Arbeitercongress,  dass  die  Inter- 
naHonaU  ArMUnusodatian  und  alle  ihr  angdidrigen  Gesellschaften  und  Indivi- 
duen Wahrheit,  Recht  und  Sitte  als  die  Grundlage  ihres  Betragens 
unter  einander  und  gegen  alle  ihre  Mitmenschen,  ohne  Rücksicht  auf  Farbe,  Be- 
kenntnis oder  Nationalitat  anerkennen«.  Es  handelt  sicli  hie:  mein  uiti  eine  rein 
theoretische  Erklärung,  um  einen  Appell  an  die  rein  abairaclen  rrincipien  des 
Naturrechts,  wie* man  zuweilen  gesagt  hat:  Marx  stellt  eme  praktische  Regel  auf; 
er  verlangt,  dass  die  Menschen  und  Nationen  die  Sitten  und  Gebräuche,  welche 
Menschen  gleicher  Rasse,  gleicher  Religion  und  gleichen  Landes  untcr  einander  als 
Bedingungen  zu  einem  ehrenwerten  Leben  ansehen,  achten. 

Sind  die  Socialisten  den  Principien  der  Inlernationalen  Arbeiterassociation 
treu  geblidien? 

Es  gilt  hier  eine  Unterscheidimg  zu  machen:  Man  kann  unter  den  Socialisten  soldie 
von  mehr  und  von  minder  bürgerliclier  Gesinnung  erkennen.  Diese  Unterscheidung 
darf  nicht  auf  die  Herkunft  gegründet  werden,  denn  es  gibt  Ideologen  unter  den 
Bürgerlichen,  deren  Gesinnung  eine  rein  proletarische  geworden  ist,  wie  Marx  dies  im 
CommuHtsHschen  Mamfest  bewiesen  hat  Gewöhnlich  bewegen  sich  die  sodalistiscfaen 
Schriftsteller  zwischen  bürgerlichen  und  proletarischen  Tendenzen  hin  und  her: 
aber  die  .'Xrliciter  und  diejenigen,  welche  wirklich  an  der  Bewegung  teilnehmen,  sind 
den  Princii)ien  der  Internationalen  treu  geblieben.  Denken  wir  zurück  an  die 
Affaire  Dreyi'us!  Da  waren  es  die  AUemamstcn,  die  nahezu  völlig  frei  von  bürger- 
lichen Elementen  waren,  welche  fast  sämtlich  mit  bewunderungswürdigem  Eifer  für 
Wahrheit,  Gerechtigkeit  und  Moral  eintraten.  Das  beweist,  das  unter  den  Proleta- 
riern der  ethische  Gedanke  nichts  von  seiner  Rrdeutung  verloren  hat  —  während 
manche  Socialisten.  die  sich  auf  die  Wissenschaft  beriefen,  sich  fragten,  ob  Recht  und 
Moral  nicht  leere  Worte  seien.  Mit  den  proletarischen  Socialisten  zusammen  hat  man 
den  grossen  Redner  gehen  sehen,  welcher  bezeugt  hat,  dass  es  in  den  bürgerlichen 
Classen  stets  Menschen  gibt,  die  fähig  sind,  die  socialistische  Bewegung  zu  ver- 
stehen :  die  bewunderungswürdige  Haltung  von  Jean  Jaur^  ist  der  beste  Beweis  da- 
für,  dass  es  eine  socialistische  Ethik  gibt 
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OnO  POPITZ  •  ENTWICKELUNGSPERSPECTIVEN 
DES  ÄRZTESTANDES 

Die  BewecriinRen.  die  sich  in  den  Kn  i-t  ii  des  Ärztestandes  vollziehen.  ?ind  znr 
Zeit  etwas  mehr  in  den  Vordergrund  des  Interesses  getreten,  als  je  vorher. 
Nur  zum  geringen  Teil  und  erst  in  den  aUerietzten  Jahren  habai  die  Antit  adbst 
wesentlich  dazu  beigetragen.  das>  man  sich  mit  ihrer  Lage  beschäftigt.  Die  gegen- 
wärtige Stellung  des  Arztes  in  der  Gesellschaft  ist  durch  so  mannigfache  Ursachen 
und  Einflüsse  bedingt,  dass  für  das  bessere  Verständnis  ein  kurzer  Rückblick  auf  die 
seitherige  Entwickelung  des  Arztestandes  angebracht  acheint. 

Zuerst  wird  jeder  Unc  inccwcihtc  in  dem  .\rzte  den  humanen  Hflfcr  in  den  Nöten 
des  leidenden  Menschengeschlechts  zu  sehen  erwarten.  Der  Gedanke  der  Homanitilt 
verknüpft  sich  naturgemäss  mit  der  Vorstellitng  der  Uneigennützigkeit  und  der 
Selbstlosigkeit  bis  zu  dem  höchsten  Grade  der  Selbstaufopferung.  Diese  Eigenschaften 
soll  und  muss  dci  .\rzt  haben,  50  fordern  es  auch  die  ethisch-pathetischen  Ein- 
leitungswortc  der  besten  mcdicinischcn  Werke.  Es  ist  aber  durchaus  noch  nicht 
SO  sdir  lange  her,  dass  diese  Fordemngen  nicht  das  besagten,  was  heule  oft  aus 
ihnen  gemacht  wird.  Atunntisre  Anekdoten  finden  sicli  zwar  in  alten  Schullese- 
büchcrn  und  Familienzcitschriften,  die  da  besagen,  dass  der  und  jener  Arzt  sein  Hab 
und  Gut  mit  dem  und  jenem  Kranken  tdite  —  aber  für  gewöhnlich  hatte  er  dann 
dodi  nur  einen  geringen  Bruchteil  seines  Besitztums  in  der  Hosentasche  bei  sidi.  Im 
allgemeinen  vertrugen  sich  die  verlangten  Leistungen  sehr  vohl  mit  einer  an- 
standigen Bezahlung  seiner  Leistungen.  Der  Arzt  genoss  bis  zur  Mitte  des  vorigen 
Jahrhunderts  ein  hohes  Ansehen  und  stand  gesetlsdnftlicfa  in  der  ersten  Reihe  seiner 
Zeitgenossen.  Das  Anschein  hätte  noch  dadurch  eine  ausgiebige  Fcstignug  erfahren 
müssen,  dass  der  .\rzt  in  der  Entwickelung  dex«  modernen  Wissenschaft  mehr  und 
mehr  zum  Vorkämpfer  auf  der  neuen  Bahn  sich  herausbildete.  Gerade  diese  ideale 
Seite  des  ärztlichen  Studiums  hat  zweifellos  seit  den  achtziger  Jahren  des  vorigen 
Jahrhunderts  eine  grosse  Zalil  van  jungen  Männern  zum  Studium  der  Medicin 
veranlasst.  Es  ist  ziemlich  einleuchtend,  dass  bei  der  .'\ussichtslosigkeit,  durch 
die  Besdiaftigung  mit  den  Naturmssenschafteni  seinen  Lebensunterhalt  zu  yer* 
dienen,  wenn  nicht  dir  lAhrcrberuf  als  verlockendes  Ziel  vor  Augen  schwebte,  den 
jongen.  im  Leben  (hink  ihrer  Schulerziehung  noch  unerfahrenen  Leuten  der  Beruf 
des  Arziea  als  Aushilfsmittel  empfohlen  wurde.  Gerade  die  Unerfahrenheit  der 
Jugend,  die  doch  zumeist  noch  gar  nicht  weiss,  was  Geld  verdienen  heisst.  dürfte 
wohl  zur  .Annahme  berechtigen,  dass  keinc^weg'^  die  Aussicht  auf  goldene  Berge 
eine  allzu  grosse  Anzahl  der  angehenden  Studenten  zur  Medicin  gezogen  hat.  Es 
wäre  ja  soi^  reinweg  unverständlidi,  dass  eine  ganz  betrSchtKdie  Anzahl  ilterer 
und  erst  recht  jüngerer  Arzte  ihre  freie  Zeit  mit  naturwissenschaftlichen  BetcfaSfti- 
gungen,  zu  denen  ich  liier  auch  das  umfangreiche  Gebiet  der  Anthropologie  und 
Sociologie  rechne,  auszufüllen  lieben.  A\xi  dieses  End/icl  arheiiet  der  ganze  Lehr- 
gang des  Arztes  hin.  Selbst  wenn  der  Student  der  Median  hier  und  da  eine  Vor- 
lesung schw.-inzt,  seihst  wenn  er  nicht  in  jedem  natur\visscnschafih\  hm  S',k  (  talfach 
ein  vollständiges  Frakticum  absolviert  hat,  die  Grtuidlage  seines  Wissens  ist  die  Ver- 
trautheit mit  dem  gesamten  RusUeug.  den  Methoden  imd  den  wichtigsten  Resultaten 
modemer  NaturwissensdiafL 

.'Kbcr  was  hilft  dem  so  vorgebildeten  jungen  .Arzte  all  seine  Wissenschaft?  Wenn 
er  auch  noch  so  gut  seine  Hygiene  gelernt  hat,  er  kann  von  seinem  Wissen  nicht 
satt  werden,  wenn  er  es  nidit  in  klingende  Münze  umsetzen  kann.  Der  Beruf  des 
Arztes  war  tatsäclilicli  niemals  früher  so  wenig  lohnend,  dass  —  mit  .Ausnahmen 
natürlich,  wie  in  allen  Berufen  —  der  Arzt  hätte  Not  leiden  müssen.  Die  Frage  der 
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Entlohnung  der  Arbdtflldstiitig  des  Arztes  ist  mit  der  ökoiumiiadien  GeselUdiafts- 

cntwickclung  gcnan  so  eng  verknüpft,  wie  jede  andere  Lofaalnite.   Die  Bezahlung, 

die  der  Arzt  für  seine  Tätigkeit  erhielt,  beruhte  bis  vor  wenigen  Jahrzehnten  auf 
freier  Übereinkunft  zwischen  Arzt  und  Krankem  oder  auch  Gesundem.  Die  weit- 
aus wichtigste  Position,  die  der  Arst  inne  hatte,  war  die  Stellung  als  Hausarzt  in 
der  Fainihe.  Wie  sehr  gerade  hierauf  Gewicht  gelegt  wurde,  zeigen  die  Lehr- 
metboden der  Universitätsprofessoren  bis  zu  den  achtziger  Jahren  des  vorigen 
Jahrhunderts,  in  denen  sich  wohl  schon  eine  Scheidung  in  praxis  tmrta  tdid  gewöhn- 
liche Familienbehandlung  ausspricht,  die  aber  doch  noch  immer  die  Familienhygiene 
ausdrücklich  betonten.  Dem  mehr  oder  minder  gut  bezahltcti  Hausarzte  wurde  alxr 
nicht  alian  die  Arbeit  bei  Erkrankungen  iiberlassen,  sondern  er  wt^de  im  Laufe 
der  Jahre  mehr  oder  weniger  zum  Vertrauten  der  Familie,  an  den  man  sich  oft 
lieber  wandte,  aK  rm  den  Seelsorger  und  Hausadvocaten.  Vermöge  seiner  Stellung, 
die  ihn  in  die  vc^^chicden^tcIl  Schichten  der  Gesellschaft  fülu'te,  bei  denen  er  gleich- 
mässigerweise  Vertrauen  genoss,  bewahrte  er  sich  eine  gesunde  Objectivität,  so  dass 
er  das  ihm  entgegengebrachte  Vertrauen  auch  sehr  wohl  verdiente.  Ein  solches 
Verhältnis  zwischen  dem  Hausarzt  und  der  Familie  erforderte  allerdings  auch  eine 
gewisse  ökonomische  Unabhängigkeit  der  Familie.  Diese  ökonomische  Bewegimgs- 
frdheit  der  Familie  ist  aber  im  Verlaufe  der  letzten  Jahrcdrat«  mehr  und  mehr 
und  schneller  und  schneller  verloren  gegangen.  An  die  Stelle  der  Familie  schoben 
sich  Gruppen  und  gesellschaftliche  Gebilde,  die  einen  gemeinsamen  Interessenkreis 
hatten.  Schon  ältere  derartige  Gruppen  iiatten  den  Arzt  an  sich  herangezogen  zu  be- 
stimmten Titigkeiten.  Die  Lebensversicherung^esellschaften,  deren  Bestand  nnd 
Gedeihen  mit  der  I-,ygieni schon  Wahrscheinlichkeitsrechnung  verknüpft  war,  be- 
nutzten den  Arzt  mit  seinem  Wissen  von  dem  Wesen  des  Menschen,  um  sich  die 
zweifelhalten  Elemente  vom  Halse  zu  halten.  Der  Arzt  einer  solchen  Verstchemng»- 
gesellschaft  war  nicht  mehr  Berater  der  Kranken,  sondern  ein  abwehrender  Garantie- 
beamter zur  Fördfirung  des  Nutzens  der  Gesellschafter.  Die  Gemeinwesen,  Land- 
schaftsbczirke,  Städte  u.  s.  w.  crkaimten  ebenso  die  Notwendigkeit  ärztlicher  Mit- 
arbeit auf  ihrem  Arbeitsfelde.  Für  sie  trat  der  Arzt  alt  Begutachter  hygiemidier 
Wrhältnissc  in  die  Stelle  eines  Medicinalbeamten.  der  gleichfalls  nicht  mehr  Berater 
der  Kranken  blieb,  i^ne  Zwitterstelltmg  zwischen  diesem  Beamten  tmd  dem  prak- 
tischen Arzte  nahmen  die  Arzte  ein,  die  fiir  Krankencassen,  wie  sie  die  alten  Innungen 
hatten,  arbeiteten.  Sie  hatten  die  Aolgabe,  als  Berater  der  Kranken  diesen  den 
besten  Teil  ihres  Wissens  und  Köimens  zukommen  zu  lassen,  auf  der  anderen  Seite 
aber  sollten  sie  doch  auch  das  Interesse  der  Gassen  wahren.  Je  nach  den  Persön- 
lichkeiten zeigten  sich  hierbei  Unterschiede.  Wohl  die  Mdurzahl  solcher  Ante  wird 
in  dem  Andenken  der  noch  lebenden  alten,  die  auf  sechzig  Jahre  und  mehr  zurück- 
blicken können,  den  Glanz  der  Freigebigkeit,  der  Opferwilligkeit  imd  des  Ent- 
gegenkommens gegen  den  Kranken  haben.  War  ihre  Bezahlung  auch  keine  idcalei» 
so  war  doch  ihre  Freiheit  in  der  Bdiandlung  des  Kranken  im  allgemeinen  sehr  weniff 
eingeschränkt.  AUerkUngs  traten  auch  schon  Typen  anderer  Art  auf,  die  es  ver- 
standen, sich  bei  den  kranken  Mitgliedern  der  Gassen  unbeliebt  zu  machen,  so  dass 
diese  sie  mieden.  Oft  genug  waren  die  Gassen  damit  sehr  zufrieden,  weil  sie  auf 
diese  Weise  Geld  sparen  konnten.  In  der  Hauptsache  aber  konnte  sich  dieser  letzte 
Typus  erst  entnickcln  unter  den  Ärzten,  die  in  den  allmählich  aufblühenden  gross- 
industriellen Betrieben  als  Fabrikärzte,  Betriebsärzte  u.  s.  w.  angestellt  wurden.  Sic 
wurden  abhängig  von  den  Untemdunem,  deren  persönliche  Interessen  sie  gegen- 
über den  Interessen  der  kranken  .\rbeiter  in  die  Wagschale  warfen,  und  sie  arbeiteten 
mehr  im  Interesse  der  Herren,  als  der  Arbeiter.  Ihre  ökonomische  Sicherstellung 
hing  ja  von  dem  Wolilwollen  des  Herrn  ab,  der  sie  brotlos  machen  konnte,  wenn 
sie  nicht  fügsam  waren,  und  sdion  hatte  sich  auch  der  wohlhabende  Mittelstand  auf 
den  Weg  des  Unteffsnges  begeben.    Nichts  ist  ein  kräftigerer  Unterdrücker  der 
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Ideale  in  der  einzelnen  Person,  als  der  drohende  Hunger,  bis  endlich  auch  dieser 
seine  Macht  verliert,  wenn  schliesslich  nichts  Schlimmeres  mehr  kommen  kann. 

War  so  dem  Ärztestande  langsam  ein  grosses  Feld  seiner  alten  Tätigkeit  durch 
die  ökonomischen  Umgestaltungen,  wie  sie  die  industrielle  Entwickclung  vollbrachte, 
entzogen  worden,  so  trat  nim  hierzu  noch  ein  ideeller  Verlust.  Die  Arbeiterschaft 
hatte  in  den  schu  t  rcn  Jahren,  die  sie  mit  Ausnahmegesetzen  knechteten  und  knebelten, 
Gclegenlicit.  zu  beobachten,  wie  die  grosse  Mehrzahl  der  Arzte  sich  den  Ideen  und 
den  Forderungen  der  Arbciterclassc  fcindhch  gegenüberstellte.  Der  Arbeiter  fühlte, 
das»  der  Arat,  dem  er  seine  Gesundheit  anvertrauen  aollte,  gleichwohl  keineswegs 

ve  ;i  \'i  rirauen  bcsass,  Fiiizelne.  vieüciclit  nicht  einmal  seltene  V'orRÜnge,  in  denen 
die  Gegnerschaft  zu  offenem  Kriege  aufflammte,  trugen  dazu  bei,  der  Arbaterschaft 
hinreichenden  Anlass  und  Grund  zur  Verallgemeinerung  ihres  Misstranens  zu  Ineten. 
So  stand  denn  in  den  achtziger  Jahren  der  Arztestand  ohne  genügende  Vorbereitmg 
und  missfanisch  von  der  Arlu  iti  r-^cliail  betrachtet  vor  einer  ausserordentlich  schweren 
Aufgabe,  die  in  Form  und  Uniiang  für  den  deutschen  Arzt  etwas  Unerhörtes  war. 

Diese  Aufgabe  stellte  ihm  das  Krankenversicherungsgesetz  vom  15.  Juni  1883,  das 
dif  Arbeiter  zwang,  neuen  oder  alten  Ca^senpehilden  als  zahlende  Mitglieder  bei- 
zutreten, wofür  ihnen  bestimmte  Genussrechte  im  Falle  von  Erkrankungen  gewähr- 
leistet wurden.  Welche  Lücken  und  Mängel  diesem  socialpoHti  sehen  Gesetze  an- 
hafteten und  wie  wenig  von  diesen  Mängeln  durch  die  Flickarbeit  der  nachträglichen 
Novellen  bis  zur  allerletzten  beseitigt  wurden,  will  ich  hier  nicht  erörtern.  Das 
Gesetz  war  trotzalledem  cme  Errungenschaft  im  Interesse  der  Arbeuerschaft.  Sehr 
bald  zeigte  sich  eine  Möglichkeit,  das  Gesetz  so  auszunutzen,  dass  die  Vorteile  ffir 
die  Arbeiterschaft  niiVglichst  grosse  zu  werden  versprachen.  In  der  Centralisierung 
der  einzelnen  Berufskrankencassen  zu  gemeinsamen  Krankencassen  für  grössere 
Industriebezirke  lag  diese  Möglichkeit,  von  der  auch  schon  innerhalb  kürzester  Frist 
vielfach  Gebrauch  gemacht  wurde.  In  Leipzig  traten  schon  am  i.  October  iSQS  die 
18  Krankencassen  neb^t  der  Gemeindevcrsicherung  als  Verband  auf.  aus  dem  am 
I.  Januar  1887  die  grosse,  gemeinsame  Ortskrankencasse  für  den  geographischen 
Bezirk  Leipzig  hervorging. 

Für  den  Arzt  freilich  brachte  das  Gesetz  nur  ein  Arbeitsfeld,  auf  dem  es  ihm 
überlassen  blieb,  sich  zurechtzufinden  und  zu  experimentieren  oder  mit  sich  experi- 
mentieren zu  lassen.  Eines  der  ersten  Experimente  war  die  Herabsetzung  der  Be- 
zahlung des  Arztes,  wobei  an  die  Humanität  aftpeUiert  wurde  mit  dem  leisen  Hin* 
weis  auf  die  Pflidit,  diese  Tugend  zu  üben,  damit  die  Segnungen  der  neuen  Sodal- 
poliiik  recht  zu  Tage  treten  könnten.  Es  wurde  den  Ärzten  als  Gegenleistung  ver- 
sprochen, dass  sie  nicht  lange  dieses  Opfer  bringen  sollten.  Gewöhnlich  galten  zwei 
Jahre  als  die  Zeit,  wahrend  der  die  Arzte  sich  gedulden  sollten.^) 

.Auf  der  anderen  Seite  vermehrte  >ich  al>er  von  Jahr  zu  Jahr  die  Inanspruchnahme 
ärztlicher  Hilfe  mit  fortschreitendem  Verständnis  der  CasscnmitgUeder  für  die 
Vorteile,  die  sich  aus  der  Casse  zidten  Hessen.  Es  kam  hinzu,  dass  die  Leistungen 
der  Krankencassen  an  Mitglieder  und  Familienangehörige  in  weitem  Umfange  einen 
vortrefflichen  Ersatz  boten  für  die  mangelnde  Unterstützung  bei  Arbeitslosigkeit 
und  die  entrechtende  Armenunterstützung.  Dass  hiervon  Gebrauch  gemacht  wurde» 
kann  nicht  als  Tadel  oder  Vorwurf  gelten.  Hierdurch  wurden  die  Gassen  zu  Atisgabca 
genötigt,  die  eigentlich  anderen  socialen  Finanzinstituten  oder  Wohltätigkeitsinstituten 
zufallen  müssten,  nur  fehlt  jeder  zahlenmässige  Anhalt,  in  welchem  Masse  dies  der 
Fall  ist  Es  entwickelte  sich  ebenso,  wie  auf  dem  Gebiete  der  UnldlTeraidieniQg; 
die  durch  das  Gesetz  vom  6.  Juli  18S4  allgemeine  Gilti|^eit  erlangte,  der  Begriff  des 

*)  Anibctonderer  Liebliab«i«l  tdiciiitiium  tun  Beispiel  ia  L«ipxi(r  dieae  swei  Jahre  fttr  die  Daner  bciliehaltea 

in  h,ihen,  denn  seit  i8«>4.  wo  irh  Cassenarzt  in  Leipsig  wnide,  Wieb  es  immer,  von  Vierteljahr  zu  Viertel- 
jahi  und  von  Jahr  zu  Jahr,  bei  der  Autskht  und  dem  Versprechen,  in  zwei  Jahren  die  Bezahlung  an- 
Bihernd  ia  der  Hohe  der  itaatU^eB  Miadeattexe  lo  leiitea. 
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Simulantrntunis.  Auf  Grund  dii-^cs  Ripriffrs  sdltedcn  sich  die  Versicherten  in 
Schafe  und  Bocke  unter  der  Einwirkung  der  Cassoivcrwaltungen  und  der  Verwai- 
tnngen  der  Berufsgenossentdiafken. 

Wie  sich  der  Arzt  mit  diesem  Arbdtsmateriat  abfinden  sollte,  war  die  sweite  Aal- 
gabe, die  durch  Experiment  gelöst  werden  mu^ste.  Die  Berufsgenossenschaften  er- 
leichterten ihm  die  Aufgabe,  indem  sie  den  Arzt  zu  einem  Beamten  machten,  der  in 
seiner  Freiheit  insoweit  beschränkt  wurde,  dass  er  das  finanddle  Interesse  sdner 
Auftraggeber  in  erster  Linie  im  Auge  behidt  Hatte  er  das  schon  als  Fabrikarzt 
möglich  machen  können  um  wie  viel  leichter  war  es  ihm  jetzt,  wo  noch  das  Odium 
persönlicher  Verpliiciuungen  von  ihm  genommen  zu  sein  schien.  Das  RentcHquctschcn 
war  das  Resultat  nach  der  einen  Seite,  nach  der  anderen  die  Avsmerzong  von 
Ar/ttn.  <lie  nicht  gesonnen  waren,  sich  willfährig  zu  zeigen.  Das  Gcsamtresultat  war 
folgerichtig  ein  gesteigertes  Misstrauen  gegen  die  Arzte,  ein  Misstrauen,  das  sich 
alsbald  anf  die  gesamte  Ärzteschaft  nbertrttg.  Die  Arzte  schienen  sich  in  den 
schroffsten  Widerspruch  gesetzt  zu  haben  mit  der  von  ihnen  selbst  als  Eigenschaften 
ihres  Berufs  in  Anspruch  genommenen  Humanität  und  Uncigennützigkeit.  In  Wirk- 
Hchkeit  lag  aber  der  Conflict  bei  der  Ausiibung  des  ärztlichen  Berufs  gar  nicht  hier. 
Wohl  führte  die  ungenfigende  Bezahlung  dazu,  dass  die  Arbeit  oft  als  MassenaiMt 
mit  gcringiT  Sorgfalt  ausgeführt  wurde,  wohl  führten  die  beschränkenden  Bestim- 
mungen und  Verfügungen  der  Cassenverwaltungcn  dazu,  dass  der  Arzt  sich  gegen 
Wünsche  der  Kranken  mit  Rücksicht  auf  die  geringen  Geldmittel  der  Gassen  al>- 
lehnend  veriialten  musste.  so  dass  auch  hier  der  Cassenkranke  sich  als  Mensch 
zweiter  Classe  fiihlte.  wohl  trugen  die  gelegentlichen  tactlosen  Bemerkungen,  die 
bei  Verhandlimgcn  über  Honorarerhöhimgen  den  Ärzten  mit  auf  den  gegeben 
wurden  und  die  auf  die  eine  oder  andere  Weise  in  die  Öffentlichkeit  durdisidcerten 

—  wie  zum  Beispiel  die:  die  Arzte  sollten  an  Arzneien  und  Heilmitteln  und  den 
Ausgaben  für  Erwerbsunfähigkeit  sparen,  um  dann  selbst  besser  bezahlt  zu  werden 

—  dazu  bei,  die  Ehrlichkeit  der  Arzte  in  zwcitelhaticni  Lichte  erscheinen  zu  lassen. 
Aber  viel  widitiger  und  bedeutngsvotler  war  die  Ratlosigkeit,  mit  der  der  Arzt  vor 
cUni  neuen  Masscntypus  stand,  dorn  Arhfifcr,  «1cm  wenigstens  ein  Schein  von  Rechten 
gegeben  war  und  der  in  dem  Bcwusstsein  dieser  Rechte  forderte  tmd  fordern  musste, 
dass  der  Arzt  seinem  sodalcn  Leben  Verständnis  entgegenbringe. 

Die  sociale  Gesetzgebung,  die  den  Arbeiter  zwangswei<^  zum  Cassenmitgliede 
m.Tchte.  förderte  gleiclucitig  wesentlich  die  Hygiene.  Gewiss  stammen  viele  wert- 
volle Arbeiten  auf  dem  Gebiete  der  Gewerbehygiene  wie  der  Volkshygiene  aus  der 
Periode  vor  den  achtziger  Jahren,  aber  das  sind  dann  zumeist  Resultate  personlidier 
Neigungen  oder  auch  schon  Ergebnisse  von  Bestrebungen  im  Interesse  bestimmter 
bestehender  Gruppenbildungen,  wie  Lebensversicherungen,  staatlicher  und  privater 
Indu.striebetriebc  u.  s.  w.  Die  Möglichkeit,  die  Lehren  der  Hygiene  praktisch  für 
die  Allgemeinhdt  zu  verwerten,  eröffnete  «ich  erst  mit  den  Arbdterversidienmgs- 
gesetzcn.  Es  schien  die  vornehmste  Aufgabe  für  den  .^rzt  werden  zu  sollen,  diese 
praktische  Arbeit  zu  leisten.  Zunächst  freilicli  musste  er  sich  darauf  beschränken, 
den  Kami»f  .mit  den  Kranldidten  von  Person  zu  Person  aufzunehmen.  Damit  war 
ihm  die  Möglichkeit  gegeben,  die  socialen  und  wirtschaftlichen  V'erhältnisse  der 
Arbeiterschaft  kennen  zu  lernen.  Hier  al>er  rächte  sich  schon  ein  Umstand  schwer, 
der  dem  Arbeiterversicherungsgesetze  anhaftete,  die  Unzulänglichkeit  der  Geldmittd, 
die  den  Gassen  zur  Verffigung  standen.  Man  hatte  von  vornherein  wahrsdidnlich 
damit  gerechnet,  dass  für  den  Arbeiter  eine  mittelmässige,  das  heisst  eine  minder- 
wertige ärztliche  Behandlung  genüge,  wie  noch  kürzlich  erst  in  einzelnen  Zdtungcn 
betont  wurde,  dass  der  Arbdter  nur  dne  Durchachnitttbehandlung  be> 
anspruchen  könne.  Gewiss  ist  es  Idcht,  einen  Kranken  nadi  irgend  dnem  Schenui 
zu  verarzten,  denn  bclmndcln  darf  man  das  nicht  nennen  ;  aber  es  liegt  in  dem  Inter- 
esse des  Arbeiters  wie  der  Gesellschall  weit  mehr,  dass  der  Arbeiter  vor  Krankheit 
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bewahrt  Ueib«.  Indes,  ich  will  gleich  einsdiränkaid  hinzuffigen:  im  lateresM  der 

Gesellschaft  m  ii  s  s  t  e  es  1  i  c  r  e  n.  Um  dieses  Ziel  erreichen  zu  können,  bedürfte 
es  erst  recht  einer  sorgsamen,  eingehenden  Behandlung  des  Kranken,  nicht  nur 
seiner  Krankheitserscheinungen,  sondern  des  Kranken  und  auch  des  Gesunden  in 
seiner  Leben ssphäre.  Hierzu  fehlt  dein  Arzt  zumeist  die  Zeit,  denn  bei  dem  niedrigen 
Lohn  zehrt  die  Arbeit  um  seinen  Lebensunterhalt  seine  Arbeitskraft  auf,  auch  wenn 
er  sie  als  Cassenarzt  roaschinenmässig  ausübt.  Ist  er  als  Sprössling  eines  mit  Gütern 
gesegneten  Hauses  auf  das  Verdienen  nicht  aufwiesen,  so  wird  er  sidi  woU  aus' 
Kdgong  hin  und  wieder  der  Mühe  unterziehen,  das  sociale  Verstiadois  für  die  Ar- 
beiterclasse  zu  gewinnen,  aber  eben  so  oft  werden  seine  Interessen  gerade  nach 
der  entgegengesetzten  Seite  hin  liegen.  Es  ist  keine  leichte  Arbeit,  eine  neue  Welt- 
anschauung, einen  neuen  socialen  Standpunct,  öder  wie  man  es  nennen  will,  «ch  zu 
erobern,  denn  mit  einer  Weltanschauung  geboren  wird  niemand,  und  noch  wird  die 
Jugend  in  der  alten  Schule  erzogen.  Gerade  aber  der  iCampf  um  den  socialen  Stand- 
punct  zeitigt  den  schwerwiegendsten  Conflict  für  den  Arzt  Der  Arbeiter  wii^  durah 
die  Not  Odo*  durch  andere  ökonomische  Einflüsse,  deren  Wucht  er  am  eigenen  Ldbe 
spürt,  zum  rielbewussten  oder  classenbewussten  Gliede  des  vierten  Standes,  um 
mich  dieses  Ausdrucke  einmal  zu  bedienen.  Für  ilin  ist  das  ein  natürlicher  und  not- 
wendiger Proeess,  von  dem  er  sidi  vieilddit  nidit  dmaal  Rechcnadiaft  ablegt  Um 
so  unver-truidh'cher  bleibt  es  ihm,  dass  der  Arzt  nicht  ohne  weiteres  die  Selbst- 
verständlichkeit dieses  Vorganges  begreifen  sollte.  Schliesslich  erblickt  er  auch  hier 
wieder  den  Arzt  im  Lichte  des  günstiger  gestellten  Mitmenschen,  der  mit  den 
Arbextergroschen  sich  gut  bettet  und  den  Arbeiter  dafür  über  die  Achsd  andcht»  im 
Liclite  de>  Ausbeuters  der  Arbeiter,  der  Gassen  der  Arbeiter. 

Wie  aber  Icann  der  Arzt  wohl  dieses  Misstrauen,  das  auf  allen  Wegen  ihm  ent- 
gegengebracht wird,  schliesslich  überwinden?  Das  geht  freilich  nicht  mit  einem 
Schlage.  Daran  hindert  ihn  der  augenblickliche  Entwickelungszustand  seiner  Stellung 
zur  .\rbcitercla>se.  Man  hat  mit  dem  Begriff  Krankcncassc  die  Vorstellung  einer 
gemeinnützigen  Anstalt  verknüpft,  die  allein  zur  Fürsorge  für  den  erkrankten  Ar- 
bdter  da  sd.  Das  ist  nicht  ganz  riditig.  Es  ist  zu  bedentcen,  dass  dieses  Instttnt 
auch  ein  anderes  Gesicht  zeigt  Es  vermittelt  zum  Bdspiel  nach  den  Vorsdiriften 
des  Gesetzes  den  .\ustausch  von  Arbeitsleistungen  zwischen  Arzt  und  Cassenmit- 
glied.  Hierbei  fragt  es  sich,  ob  es  im  Interesse  der  Gassenmitglieder  liegt,  die  ärzt- 
lichen Leistungen  auf  dem  Niveau  der  Massenarbeit  zu  bdassen  o^r  ihnen  dnen 
•-ocialhygieniscbcn  l'ntcrgrund  zu  geben.  \'on  fc>.t  he-^Dldeten  ärztlichen  Beamten 
können  die  Mitglieder  kaum  etwas  anderes  erwarten,  als  dass  auch  sie  in  den  Fehler 
verfallen,  der  die  Arzte  der  Berufsgenossenschaften  zu  Helfern  beim  Rgntenqvetsehtn 
werden  lies«.  Sagen  wir  einmal :  das  bringt  die  menschliche  Natur  so  mit  sich,  dass 
man  sich  bei  auskömmliciicm  Lohn  nicht  besonders  nach  Arbeit  oder  gar  nach  Mehr- 
arbeit drängt.  Etwas  anderes  wäre  es  vielleicht,  wenn  die  Arzte  zu  fest  besoldeten 
Staatsbeamten  gemacht  werdm  würden.  Ob  aber  bd  dem  so  oft  festgestditen  md 
beklagten  Mangel  an  socialem  Verständnis  das  jetzige  Arztematerial  den  bcreclitigien 
Wünschen  der  Ar  beiterclasse  entsprechen  würde,  bezweifle  ich.  Eine  Verstaatlichung 
der  Arzte,  wie  sie  jetzt  besdiaffen  dnd,  würde  eine  betradiüidie  Menge  Nachtdle 
im  Gefolge  haben.  Das  schwerste  Bedenken  liegt  auch  in  diesem  Falle  in  der  Ver- 
leihung des  Beamlcncharakters  an  die  Ärzte.  Es  ist  nicht  zweifelhaft,  dass  die  Be- 
schaffung arztlicher  Hille  auf  diesem  Wege  nidit  erheblich  verteuert  werden  würde. 
Die  Arzte  würden  kehl  Interesse  haben,  die  Kranken  mit  ihren  Diensten  zu  fiber- 
laufen, sie  würden  das  nötigste  Mass  von  Arbeitsleistungen  ausführen  und  mit  grosser 
Wahrscheinlichkeit  die  Grenze  des  Nötigsten  recht  niedrig  ziehen.  Eine  Verbesse- 
rung der  ärztlichen  Leistungen  bedeutet  das  nicht,  luid  im  Interesse  der  Volks- 
gesundheit ist  eine  derartige  ärztliche  Tätigkdt  dier  schädlich,  als  nützlich.  Der 
bureaukratische  Charakter  einer  solchen  Einrichtung  würde  jeden  Fortschritt  hemmen. 
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Die  Verstaatlichung  der  Krankenfursorge,  wodurch  die  Arbeiterclasse  selbst  erheb- 
Kdi  entlastet  wurde,  wäre  ein  weiteres  Mittd,  bessere  ZustSnde  sn  scfaalla.  Der 

Vorvcr^uch  dazu  ist  vielleicht  in  sogenannten  ärsttichen  Beratungsanstaltcn  zu  sehen. 
Allerdings  haften  unter  unserer  heutigen  Wirtschaftsform  gerade  diesen  Instituten 
Fehler  an,  die  auf  die  Tätigkeit  des  Arztes  so  einwirken,  dass  sie  erst  recht  zu  einer 
schematischen,  oberflächlichen  Krankenbehandlung  führen  mnas.  Besonders  bedenk- 
lich erscheint  mir  hierbei  die  Einführung  des  Systems  der  verschieden  hohen  Be- 
zahlung. Es  erimiert  lebhaft  an  das  Zwischenmcistersystem.  Der  Oberarzt  einer 
solchen  Beratungsanstalt  mit  seinem  hohen,  festen  CSehalt  wird  in  der  Melirsahl  der 
Fälle  die  zeitraubende  Arbeit  seinen  schlechter  bezahlten  Assistenten  überlassen.  Das 
Resultat  für  den  Kranken  wird  auch  hier  wiedenun  die  überhastete  Massenarbeit 
sein  —  zum  Nachteil  der  Kranken. 

Die  Verstaatlichung  der  Krankenfürsorge  lässt  sich  heute  wohl  kaum  anders  denken, 
als  in  der  Form  der  Verstaatlichung  der  Krankencassen.  Di«  Arbeiterschaft  sieht 
unter  solchen  Umständen  mit  Recht  voller  Misstrauen  auf  den  Staat,  der  gleichzeitig 
die  Selbstverwaltung  der  Cassen  verschwinden  lassen  würde.  Ja,  wenn  wir  Verstaat» 
lichung  der  Krankencassen  mit  voller  Selbstverwaltung  erziekn  könnten,  das  würde 
also  heissen  financielle  Sicherstellung  der  Cassen  durch  den  Staat,  dann  könnte  das 
Resultat  ein  befriedigendes  werden.  Und  eigentlich  hat  der  Staat  die  Verpflichtung 
hierzu.  Durch  die  bestehende  Organisation  der  Cassen  wird  dem  Staate  ja  die  Ar- 
beitslosenversicherung zur  Zeit  erspart  und  das  Armenfionto  der  Gemdnden  ent- 
lastet. 

Wenn  aus  allen  bisher  angeführten  Massnahmen  das  Ergebnis  eine  handwerks« 
massige  oder  fabrikmässige  Arbeit  des  Arztes  war,  die  durch  die  Form  ihrer  Leistung 
keinen  wesentlichen  Nutzen  zu  bringen  versprach,  so  wäre  also  auch  der  wichtigste 
Grundsatz  für  ihre  Nutzbarmachung  im  Interesse  weitester  Volkskreise  die  Erhaltimg 
des  Charakters  des  ärztlichen  Berufes  als  einer  Kunst  Das  sdiablonenmässige  Recept» 
verschreiben  ohne  jedes  Individualisieren  würde  den  Arzt  auf  gleiche  Stufe  mit  dem 
Krämer  stellen,  der  sein  Pfund  Zucker  oder  sein  Lot  Schnupftabak  sclir  gut  ab- 
wägen und  verkaufen  kann,  ohne  dabei  auf  die  Individualität  Rücksicht  nehmen  zu 
müssen.  Um  aber  frei  von  beengenden  und  hindernden  Schablonen  zu  sein,  muss  der 
Arzt  persönlich  frei  und  unabh.^ngig  sein. 

Diese  völlige  Freiheit  würde  die  Möglichkeit  schallen,  den  .\rzt  für  die  Interessen 
der  Arbeiterdasse  zu  gewinnen. 

Freilich  wäre  dazu  auch  ebenso  notwendig,  dass  die  Arbeiterclasse  wüsste,  für 
welche  Ziele  sie  die  Mitarbeit  der  Arzte  gewinnen  müsstc.  Denn  man  darf  auch  von 
den  Ärzten  nicht  erwarten,  dass  sie  der  Arbeiterschaft  nützen  können,  wenn  diese 
den  Nutzen  noch  nicht  einzusehen  vermag.  Arcte  und  Arbeiterschaft  haben  eben 
auf  dem  beiden  gemeinsamen  Arbeitsfeldc  noch  viel  zu  lernen. 

Die  grosse  Mrhrlnii  der  Arzte,  die  sich  heute  schon  durcli;iu<  nicht  ablehnend 
gegenüber  der  Svjcialhygicne  verhält,  würde  Zeit  frei  bekommen  zum  Studivun  der 
allgemeinen  socialen  Verbältnisse.  In  den  Vereinen  für  Volksgesundheitspflege  liegt 
ein  A  n  z  e  i  c  h  e  n  vor  für  den  guten  Willen  des  Arztestandes.  Der  Arzt  würde 
sich  einarbeiten  in  das  Volksleben.  Hat  er  im  Laufe  der  Jahre  die  Faimlien  ein- 
gebüsst,  denen  er  hygienisdier  und  oft  audi  okonomisdier  Berater  war,  so  wird  er 
nunmehr  das  Leben  einer  grösseren  Gemeinschaft,  dner  umfassenden  Gruppe  zur 
Unterlage  der  praktischen  Verwertung  seines  Wissens  machen  können.  Hausarzt 
in  der  Arbeiterfamilie  zu  werden  im  alten  Sinne  des  Wortes,  wird  wohl  zumeist 
achdtem  an  der  Unbeständigkeit  des  Aufenthaltes  des  Arbdters.  Der  Industrie* 
arbdter  wird  ja  !iin  und  hergeworfen  aus  einem  Stadtviertel  in  das  andere,  aus 
dner  Stadt  in  die  andere.  Nur  bei  dner  verschwindend  kleinen  Minderzahl  wird  der 
Arzt  noch  Kenntnis  eriialten  von  den  h&uslicben  Privatverhältnissen.  Dagegen  kann 
und^muss  er  dnen  wdteren  Blick  gewinnen  für  die  socialen  Leiden  und  Freuden 
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der  ganzen  Arbeiterschaft.  Und  hier  scheiden  sich  dann  auch  zwei  Wege  in  der 
Entwidcdtdig  des  Arstotuides.  Sind  die  sodalen  Ansdtftirangen  von  Bedeotttng 
für  die  ärztliche  BfitmHieit  auf  dem  Felde  socialer  Fortschritte,  so  wird  der  Arzt  sich 
entscheiden  müssen,  ob  er  in  den  Dienst  der  Arbeitgeber  oder  der  Arbeitnehmer  treten 
will.  Der  eine  Weg  wird  den  anderen  vollständig  ausschliessen.  Die  Entscheidung 
an  der  Wcstdltoig  nrass  aber  notwendig  unter  dem  Einflusae  der  Arbdterdaase 
stehen.  Die  Arbeiterschaft  wird  sich  ihre  Arzte  erziehen  und  auswählen.  Wenn 
sie  auch  Fehlgriffe  tun  wird,  das  Endergebnis  wird  trotz  alledem  die  neue  £r- 
adieinung  dea  Arbeiterarztes  sein,  der  dann  mit  voller  Freiheit  sdnes  Wiricena 
die  Interessen  der  Arbeiter  zu  vertreten  vermag. 

Der  Arheiterarzt  wird  an  Stelle  der  Haus-  und  Familienhygiene  die  Volkshygncne 
pHegen.  mit  seiner  Hilfe  werden  die  hygienischen  Fortschritte  leichter  tmd  sicherer 
errungen  werden.  Die  Volkagesundheit,  die  unter  der  Einwirkung  des  heutigen 
Wirtschaftslebens  in  erschreckender  Weise  leidet,  so  dass  man  schon  von  Degene» 
ration  sprechen  hört,  wird  sich  heben.  Die  hygienischen  Lehrsätze  werden  keine 
leeren  Formeln  bleiben,  sondern  mit  den  dazu  gehörigen  wirtschaftlichen  Forde- 
rungen Leben  gewinnen. 

Und  dann  ist  der  Zeitpunct  gekommen,  wo  die  Ärzte  Gesundheitsbeamte  sein  können 
und  sein  werden  im  socialen  Sinne,  wo  eine  Verstaatlichung  der  Arzte,  oder  wie  man 
es  sonst  nennen  will,  der  Arbdterschaf^  der  Gesdlsdnft,  der  Mcnsdibcit  Nutsen 
l»ringen  wird. 

XXXXXXXXXXXXXXXXXXXXXXXXXXXXXXXXXXXXXXXXXXXXX 

JAMES BROH-PARTEIDISCIPUN  UND  WISSENSCHAFT 

Keine  Partei  hat  fortwihrend  so  schwere  Kämpfe  in  ihrer  eigenen  Mitte  um 
der  Theorie  willen  auszufechtcn,  wie  die  .socialdcmokratische.  Und  zwar 
fast  in  allen  Ländern;  vor  allem  in  dem  classischen  Lande  der  Socialdemokrali -. 
in  Deutschland.  Woran  liegt  dies?  Und  zweitens:  Wäre  es  nicht  segensreich, 
wenn  diese  Kämpfe,  zwar  nicht  unterbunden,  aber  doch  in  ihrer  SdiärCe  gcnüt^it 
werden  konnten?  Wegen  der  theoretischen  Dissonanzen  zerfleischen  wir  uns  auf 3 
erbittertste.  Es  ist  auch  keine  Aussicht  vorhanden,  dass  das  sich  so  bald  ändert, 
wenn  wir  nicht  den  Herd  des  Übels  aufsuchen  und  einen  tiefen  chirurgischen  Ein« 
schnitt  inachen. 

Ich  meine  hiermit  nicht  die  Trennung  in  zwei  Parteien  oder,  was  dasselbe  bedeuten 
würde,  das  HmausfUegen  der  hervorragenden  Anhänger  der  einen  Richtung.  Bei 

unüberbrückbaren  Gegensätzen  ist  freilich  eine  Scheidung,  die  eine  spätere  eiii- 
liche  Bundesgenossenschaft  ermöglicht,  dem  vorzuziehen,  dass  l^ide  Teile  gei  uk 
durch  den  Zwang  des  Beieinanderseins  immer  erbitterter  gegen  einander  werden. 
Solche  unüberbrückbaren  Gegensätze  klaffen  aber  hi  unserer  deutschen  Sodaldemo- 
kratie  nicht.  Der  Beweis  dafür  liegt  eben  darin,  dass  beide  RidUungen  trotz 
der  Verschiedenartigkeit  ih, rer  theoretischen  Ausgangs- 
puncte  in  der  praktischen  Politik  noch  stets  einig  geworden 
sind  und  dass  auch  gegenwärtig  keinerlei  wichtige  taktische  Fragen  vorhanden 
sind,  über  die  wir  uns  nicht  einigen  konnten. 

Gthm  wir  der  Sache  auf  den  Grund,  so  tritt  uns  zunädist  eine  befremdliche 
Tatsache  entgegen.  Auch  diejenige  Richtung,  die  eine  besonders  feste  Grundlage 
für  die  Partei  wiinscht  und  eine  F.ntwickehmg  derselben  über  die  fniheren  Grund- 
sätze hinaus  verhindern  mudiie,  auch  sie  will  die  T  h  e  o  r  i  e  als  die  hauptsächlichste 
Stütze  für  die  Pditik  unserer  Partei  angesehen  wissen.  Seltsam  I  Die  Theorie^  die 
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Wissenadiaft  ist  doch  der  Natur  der  Sadie  nadi  der  Bodes  nidit  für  die  Coiuer^ 
vierung,   sondern  im  Gegenteil    für  die  Fortentwidcelung  von  Prindpien.  Etae 

Partei,  die  sie  zur  Grundlage  ihres  politischen  Wirkens  macht,  ist  damit  von  vom» 
herein  gezwungen,  sich  beständig  zu  mausern. 

Die  eigentlichen  Väter  der  deutschen  Arbeiterbewegung  und  jeuigcn  Socialdemo- 
kratie  waren  nidit  sowohl  praktisdie  Arbdter,  als  grosse  Theoretiker  und  Bahn» 
brecher  der  Wissenschaft,  wie  Marx  und  Lassalle.  Die  Bildung  der  Socialdemo- 
kratie  vollzog  sich  so  auf  der  Grundlage  der  Wissenschaft.  Mit  dem  damaligen 
Stande  der  Wis&enschaft  hängt  daher  historisch  das  Alte,  das  Bisherige  in 
mserer  Partei  zusammen.  Soll  dies  nun  conserviert  werden,  so  ist  man  gezwungen, 
die  Wissenschaft  nur  bis  zu  Marx  und  Lassalle  gelten  zu  lassen,  wenigstens  was 
alle  politischen,  socialen  und  nationalökonomischen  Fragen  betrifft.  Unsere  so- 
genannten Radicalen  suchen  sich  und  der  Partei  im  Ernste  hierdurch  zu  helfen. 
Manche  in  plumper  Weise,  indem  sie  kein  Uberschreiten  jener  Schranken  dulden. 
Das  theme  LokngesttM  Lassalles  zum  Betspiel  i«t  in  der  Wksensöhalt  nherwunden; 
aber  man  bezcidme  es  einmal  in  unseren  Volksversammlungen  als  einen  Popanz  1 
Als  der  Schreiber  dieser  Zeilen  vor  einigen  Jahren  im  Wahlverein  des  ersten  Berliner 
Kreise^  die  Idee  der  Lassalleschen  Productivgenossenschaft  als  ihrem  inneren  Wesen 
nach  antisocial  und  aristokratisch  bezeichnete,  machte  sicli  in  der  Versammlung 
allgemeine  Entrüstung  geltend.  Eine  Kritisierung  Lassalles  und  dessen,  was  er  als 
Ausgangspunct  einer  neuen  Wirtschaftsordnung  angesehen  hat,  mag  aber  zur  Not 
ni)ih  hingehen;  ein  .Angriff  auf  Marx  in  einer  unserer  Volksversammlungen  würde 
sicherlich  die  höchste  Nervosität  erzcnpen  In  einer  weniger  plumpen  Manier  gehen 
die  Wissenschaf  tier  unter  den  Radicalen  vor.  Sie  proclamieren  keineswegs 
den  Grundsatz,  dass  die  Wissenschaft  nur  bis  zu  Marx  gelte:  aber  sie  betrachten 
alle  Resultate  neuer  Forschtmgen  unter  dem  Gesichtspuncte,  ob  dieselben  zum  Marxis- 
mt|S  stimmen.  Ihr  Bemühen  ist  ängstlich  darauf  gerichtet,  alle  entgegenstehenden 
Resultate  entweder  zu  bekämpfen  oder,  wenn  dies  nicht  mehr  angängig  ist,  scharf- 
sinnig und  kunstfertig  so  zurechtzustutzen  und  zu  interpretieren,  dass  dieselben  in 
das  alte  System  noch  hineinpassen  — -  ähnlich,  wie  es  in  der  rabbinischen  und 
katholischen  Literatur  der  Fall  ist.  Wie  in  diesen  orthodoxen  Literaturen  von 
den  X'erfeclitcrii  des  Alten  nur  das  als  Wissenschaft  angesprochen  wird,  was  mit  dem 
Allen  sich  verträgt,  so  sprechen  auch  unsere  Dogmatiker  dem  Revisionism%u  über- 
haupt die  Grundlage  »einer  bestimmten,  systematisdi  entwickelten  Theorie«  und 
damit  jede  Wtssenschaftliclikeit  ab,  lassen  ihn  vielmehr  nur  einer  »Stimmung«  ent- 
springen!^) Von  der  Zinne  des  in  ihren  Augen  erhabenen  Gebäudes  ihres  Systems 
!^chauen  sie  auf  die  bisherigen  Resultate  rr~-isinnistisi.-hcr  Kritik  und  verdammen  die 
Zweifelsucht,  die  das  sichere  Heim  unterminieren  will.  Sie  vergessen,  dass  ein 
wissenschaftliches  System,  mag  es  von  Plato  oder  Kant  oder  Marx  od«*  weldiem 
Geistesriesen  sonst  aufgebaut  sein,  zum  Dogma  werden  muss,  wenn  es  nicht  be- 
ständiger Revision  und  Modificicrung  unterworfen  wird;  dass  die  Zweifelsucht 
gerade  das  Krilerium  der  Wissenschaftliclikeit  ausmacht ;  und  dass  selbst  die  ge- 
ringfügigsten Resultate  kritischer  Nacliprüfung  hoher  zu  bewerten  sind,  als  der 
sterile  Stolz  auf  die  Qmservierung  grosser  Traditionen.  Es  braucht  kaum  noch 
ausgesprochen  zu  werden,  dass  eine  Wissenschaft,  dn  ;iirhi  völlig  voraussetznngslos 
ist.  die  nicht  uneinge^^chranktc  Kritik  übt  und  dtUdet  tmd  sich  fortwährend  weiter 
emwickcli,  es  niclit  einmal  dem  Namen  nach  ist 
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Wenn  die  Socialderaokratie  in  der  Tat  nicht  bloss  ein  wissenschaftliches  System 
—  und  sei  es  auch  der  Marxismus  —  zu  ihrer  Griuidlage  madicn  will,  sondern  d  i  c 
Wissenschaft,  wenn  sie  deren  Entwickelung  frei  folgen,  deren  ungeheuere 
Hilfsmittel  sdirankenlos  ausbeuten  und  so  diien  Weg  einhalten  will,  den  noch  nie- 
mals zuvor  eine  politische  Partei  zu  benutzen  untenionimen  hat :  dann  muss  sie  auch 
in  ihrer  Mitte  völlige  Meinungsfreiheit  zulassen.  Nur  in  schrankenloser  Freiheit 
kann  die  Wissenscliaft  zugleich  den  Zweck  erfüllen,  uns  immer  neue  Gesichts- 
l>uncte  zu  tnSn<a  zur  Erreichung  unseres  Endzieles,  der  Vergesellschaftung  der 
Production  und  der  Demdcratiaierttng  des  Staates. 

An  dieser  Ausschöpfung  der  Wissenschaft  hindert  uns  gegenwärtig  aber  eine  in 
unseren  Parteikreisen  weit  verbreitete  missverständliche  Auffassunp  von  der  Be- 
deutung unseres  Programms.  Der  theoretische  Teil  desselben  kann  und  darf 
nicht  die  Bedeutung  haben,  dass  er  für  alle  Genossen  ein  zwingendes  Dogma  für  den 
Weg  zum  Endziel  bildet.  Vielmdir  soll  er  nur  in  aufklarender  Weise  die  jeweilige 
wissenschaftliche  Überzeugung  der  Majorität  innerhalb  der  Partei  zum  Ausdruck 
bringen.  Wolx-i  zu  beachten  ist.  dass  die  Majorität  einer  politischen  Partei  in  der 
Kegd  die  wissenschaftliche  Memung  einiger  massgebender  Führer  teilen  wird. 
Objectiv  kann  eine  wissensdiafdidie  Wahrheit  niemals  durch  Majoritatsbeschluss 
ermittdt  werden:  es  kann  eben  durch  solchen  Beschluss  nur  die  subjective  Stellung 
der  Majorität  gegenüber  einer  wissenschaftlichen  These  constatiert  werden.  Kein 
Wissenschaftler  und  kein  Arbeiter,  der  Achtung  vor  der  Hoheit  der  Wisseiiscliali 
hat,  wird  ja  auch  eine  andere  Auffassung  von  jenem  Teile  des  Programms  haben. 
Nur  eine  unwissenschaftliche  AuflEtsstmg  ermöglicht  es,  denselben  zu  benutzen  als 
Schlinge  zur  Erdrosselung  freier  Kritik  und  als  Rechtstitel  zu  einer  wenig  würdigen 
Kctzcrriccherei  perade  gegenüber  wissensciiaftlicb  strebenden  Parteigenossen. 
Wovon  die  notwendige  Folge,  dass  der  Sinn  für  theoretische  Klärung,  dessen 
Schwinden  innerhalb  der  Partei  mit  Recht  beklagt  wird,  immer  mehr  erstidct  zu 
werden  droht 

Die  Radicalcn  stellen  unserer  Partei  ein  trauriges  Armutszeugnis  aus,  wenn  sie 
lii  hat^pten.  der  S  t  a  a  t  könne  wohl  Meinungsfreiheit  dulden,  aber  niclit  die  Partei, 
deren  Disciplin  sonst  erschüttert  würde.  Nach  dieser  Denkungsart,  die  mit  der  alt- 
büigerlichen  übereinstitomit,  dürfte  übrigens  auch  der  Staat  consequenterwetse  keine 
völlige  Mcintwgsfrctheit  dulden,  sondern  nur  so  weit,  als  dadurdi  nicht  die  Grund- 
lagen der  heutigen  staatlichen  Disciplin  gefährdet  werden.  Dem  gegenüber  fragt 
Lassalle  in  seiner  Verteidigungsrede  vom  i6.  Januar  1863:  >Heisst  der  Artikel  der 
Verfassung,  wonach  die  Wissenschaft  und  ihre  Lehre  frei  sein  sollen,  denn  nur  frei 
inntrhaXb  des  Straf gesttAuehts'i  Der  Trid>  Mcb  wissenschaftlicher  Forschung 
tmd  Ericenntnis  muss  urf  rei  dastdien,  muss  walten  dürfen  ohne  Schranken.  Ohne 
wissenschaftliche  Erkenntnis  ist  nur  Stagnation,  Versumpfung,  Barbarei  denkbar; 
sie  ist  die  Lebensbedingung  für  den  Staat,  sie  ist  das  fröhliche  Unterpfand  für  d  i  e 
friedliche  Entwickelung  der  bürgerlichen  Gesellschaft  bis  in  die  spätesten 
Zeiten.«  Wenn  wir  der  Theorie^  wie  es  jetzt  noch  geschieht,  nicht  eme  befruchtende, 
sondern  eine  zwingende  Kraft  für  unser  politisdics  Wirken  beilegen,  so  entsteht 
auch  für  uns  notwendig  die  Frage :  hcisst  der  Artikel  imseres  Programms,  wonach 
die  Meinungsäusserung  uneingeschränkt  frei  sein  soll,  denn  nur  frei  innerhalb  des 
Parteiprogramms?  Mag  jeder  doch  in  seiner  Kritik  zu  Resultaten  gelangen,  zu  denen 
seine  Untersuchuiv  und  tiberzeugung  ihn  zwingt  —  er  ist  so  lange  unser  Partei- 
genosse, als  er  unsere  Forderungen  in  der  Praxis  vertritt,  tmserer  OiiBDisation 
sich  ansdiliesst  und  unserer  Partddisciplin  sich  fügt 
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Strengste  Pftrteidiscip  lin  im  Sinne  undnKeschränkter  Unterwerfung 
anter  die  taktischen  Bcsctalfiaae  der  Mdirheit  der  Partei  ist  allerdings  die  notwendige 

Compensation  für  die  Meinungsfreiheit.  Sic  ist  absolutes  Erfordernis  für  eine 
Kampfpartei,  wie  die  tmsere.  Das  bedeutet  natürlich  nicht,  dass  eine  Kritik  unter- 
bunden oder  angefeindet  werden  darf,  die  auf  Aufhebung  solcher  Beschlüsse  gerichtet 
ist  Wie  wäre  sonst  Entwickduiv  und  McinangsfreUieit  mdglich?  Erlaubt  doch 
sogar  der  bütgerlidi^  Staat  seinen  riehterlidicn  Beamten,  die  geltenden  Gesetze  zu 
kritisieren,  ohne  dass  er  deshalb  befürchten  mässte,  dass  sie  in  der  Praxis  nicht  nach 
den  Gesetzen  richten  würden.  Solange  die  Beschlüsse  unserer  Partei  Ix-stehen. 
»ind  :>ie  in  der  Praxis  unbedingt  zu  befolgen.  Gerade  deshalb  ist  es  notwendig, 
dass  die  Partei  blosse  theoretische  Ausführungen,  die  der  Natur  der  Sache  nach 
eine  praktische  Befolgung  nicht  ermöglichen,  wie  zum  Beispiel  die  Dresdener  Reso- 
lution 130,  nicht  zu  bindenden  Beschlüssen  erhebt. 

Deshalb  ist  aber  auch  ferner  nntwciidicr.  das?  keine  nervöse  Gc^etzesmacherei 
od  hoc  um  sich  greift,  sondern  dass  die  Partei  sparsam  ist  mit  der  Beschränkung 
der  individndlen  Freiheit  politisch  gereifter  Bfcnsdien.  Auch  den  einzelnen 
Truppenkörpem  unsere»  Parteiheeres,  den  Wahlkreisen  und  ihren  Leitern,  muss  eine 
grössere  Rcwegungsfreiheit  gegeben  werden  Die  Festlepiing  einer  einheitlichen 
Taktik  für  alle  Wahlkreise,  so  wünschenswert  sie  vom  Schrcibtiscli  .ms  erscheint, 
kann  unter  Umstanden  die  notwendige  Beweglichkeit  und  Schlagferugkeu  ausser- 
ordentlidi  zum  Schaden  der  Gesam^partd  henmen.  Und  zwar  gerade^  wenn  die 
Majoritätsbeschlüsse  wirklich  von  allen  Genossen  respectiert  werden  sollen.  Charak- 
terisf ischerwc  i'-f  hat  mrin  bisher  keinem  Rev  isionisten  vorwerfen  können,  dass  er 
einen  Parteil>eschiuss  uliertrctcn  hätte,  den  die  Radicalen  etwa  befolgten.  Umge- 
kehrt gerade  sind  infolge  jener  Gesetzesmacherei  schon  manches  Mal  innerlich  un- 
haltbare Resolutionen  auigdnnt  worden,  die  dann  von  allen  wie  p^enie  Conlissen 
geachtet  wurden.  So  nicht  etwa  bloss  die  Resolution  130,  die  der  Compromisselei 
bei  den  preussischen  Landtagswahlen  nicht  als  Schranke  entprecfen^tand,  sondern 
auch  Beschlüsse,  die  bestimmte  praktische  Normen  aufstellen,  wie  der  auf  Betreiben 
Bebels  gefasste  Münchener  Besciduss  in  betreff  der  Stichwahlen.  Danach  sollten  wir 
nur  dann  gegenüber  den  ReactionSren  für  die  linksstehenden  Candidaten  stinunen, 
wenn  sie  für  gewisse  Forderungen  einzutreten  sich  verpflichteten.  In  der  Praxis 
hat  sich  aber  niemand  in  der  Partei  darum  gekümmert.  Als  in  einer  Anzahl  von 
Wahlkreisen  Candidaten  der  freisinnigen  Vereinigung  —  die  für  Militair  und  Marine 
dntnten  —  g^en  Agrarier  in  Stichwahl  rtanden,  da  wurde  jener  Beadilus»  ctnfMh 
über  den  Haufen  geworfen.  Die  dnen  wollten,  dass  man  den  betreffenden  Wahl- 
kreisen officiell  den  rechten  Weg  weise,  die  anderen,  Bebel  an  der  Spitze,  dass  man 
ihnen  »auf  officiöscm  Wege«  einen  Wink  gebe.')  Der  Bericht  Bebels  hierüber  ist 
amüsant  und  lehrreich  genug.  Wenn  die  Nichtachtung  des  Münchener  Beschlusses 
in  sacfalidier  Bezidtung  damit  gereditfertigt  wurde,  dass  man  es  nidit  darauf  an- 
kommen lassen  konnte,  das  grössere  Übel  in  Gestalt  des  reacdonaren  Candi- 
daten wählen  zu  lassen  —  so  ist  diese  Situation  doch  bei  Stichwahlen  die  regel  - 
massige  ;  sie  sollte  ja  cbcii  diirch  den  Münchener  Beschluss  geregelt  werden! 
Das  Zweckdienliche  für  unsere  Partei  bestand  also  hier  schliesslich  in  der 
Niehtbeachtnng  daes  Besddusses.  Die  f&r  unsere  Partei  erfordetlidie  Dis- 
ziplin würde  somit,  wie  gcae^  gerade  dadurch  gefestigt  werden,  dass  wir  dne  Be- 
schränkung eintreten  lasten  auf  das  nnbediogt  Notwendige. 

)  TeigL  4m  ProtokoU  im  Diwtoar  VuUittfß,  jag.  söf. 
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Die  Frage,  die  am  Schlüsse  dieser  Erörterung  sich  notwendig  aufwirft,  ist  die: 
Wie  wird  sich  die  Entwickclung  innerhalb  unserer  Partei  weiter  gestalten?  In  den 
Veräamnilungen  und  den  Auslassungen  der  Parteipressc  nach  Dresden  konnte  man 
hören:  der  Dresdener  Parteitag  habe  wie  ein  reinigendes  Gewitter  gewirkt,  die 
Parteidisciplin  auf  lange  Zeit  hinaus  auf  eine  feste  Basis  gestellt  und  den  Revisio- 
nismus für  die  Partei  endgiltig  erledigt.  Die  Absurdität  dieser  Phrase  zeigte  sich 
freilich  sofort.  Von  einer  Reinigung  war  so  wenig  die  Rede,  dass  erst  nach  Dresden 
ein  wahrer  Hexentanz  begann.  Erklärung  folgte  auf  Erklärung,  Anfeindung  auf 
Anfeindung,  Besdiimpfung  auf  Beschiropfunff  —  es  war,  als  ob  alle  Dinme  der 
Partddisdplin  niedergerissen  wären.  Führende  Genossen  behandelttti  tidi  gegen« 
seitip  völlig  als  Feinde,  und  nicht  einmal  als  solche,  >He  einander  wenigstens  noch 
persönlich  achten.  Es  war  die  Fortsetzung  des  Kampfes,  der  vor  und  in  Dresden 
geführt  wnrd^  tn  dem  die  Revolutionäre  offen  vi^  in  der  Fartä  als  versumpft, 
andere  als  Marodeure,  Verräter  etc.  brandmarkten,  während  diese  ihnen  wiedenunf 
den  Vorwurf  der  Verleumdung  zurückgaben.  So  gingen  beide  Teile  aus  der  Schlacht 
zerrauft,  vor  der  ^Öffentlichkeit  in  ihrer  Ehr»-  gekränkt  und  mit  Wunden  bedeckt 
hervor.  Und  nachgeblieben  ist  die  Erbitterung,  die  die  stete  Quelle  neuen  Zwie- 
spelt»  ist  und  die  frShlidM  Begeisterung  lähmt 

Aber  der  geaiAiditlidi  notwendige  Kan^f  zweier  RiditBngn,  wenn  diese 
einmal  bestehen,  kann  auf  einer  würdigen  Grundlage  gefuhrt  werden,  ohne 
Herabsetzung  und  Verrufserklärung.  Mögen  doch  die  Arbeiter  lieber  von  den 
Führern  der  herrschenden  Richtung  dazu  aufgefordert  und  geschult  werden,  die 
Schriften  der  yerfemten  sdbet  zu  lesen»  damit  sie  sidi  selbst  «n  Urteil  bilden 
können,  anstatt  vhut  eigene  Kenntnis  nur  die  von  den  .\utoritätcn  geprägten  Urteile 
weiterzugeben !  Warum  sollte  denn  in  einer  Partei  freier  Menschen  ebenso  wie  in 
der  Reichtagsfraction  flacht  ein  Kampf  der  Meinungen  möglich  sein,  der  mit 
Achtung  der  gegenseitigen  Ansicht  geführt  wird ?  Die  Revisionisten 
ihrerseits  waren  und  sind  noch  bis  jetzt  bereit,  den  Kampf  in  dieser  Weise  aus* 
/ufechten«  Sollen  die  Gegensätze  theoretischer  und  personlicher  Art  innerhalb  der 
Partei,  anstatt  besonnen  überbrückt,  immer  mehr  vertieft  werden?  Und  dies,  ob- 
gleich wir  immer  im  Handeln  einig  wurden  kraft  der  Macht  der  menschlichen 
Vernunft,  die  über  alle  Dogmatik  siegte  und  weiter  siegen  wird?! 

xxxxxxxxxxxxxxxxxxxxxxxxxxxxxxxxxxxxxxxxxxxxx 

RUDOLF  LAUTENBACH  -  ZWANGSERZIEHUNG 

Für  die  Entwickclung  der  Organismen  sind  die  beiden  wichtigsten  Factoren 
die  Anpassung  und  die  Vererbung.  Von  diesen  beiden,  die  gesamte  organisdte 
Natur  bchcrrschciuJen  Principien  ist  das  letztere  das  bekannteste.  Jedermann 
kennt  es  in  der  einfachen  Form,  dass  die  Kinder  den  Eltern  ähnlich  sind,  dasa 
Htmde  wieder  Hunde,  Vögel  vrfedor  VSgd  erzeugen,  dort  «tu  dem  Stmen  der 
Tannen  wieder  Tannen  und  aus  demjenigen  des  Weizens  wieder  Weizen  her- 
vorgeht. Das  Princip  der  Anpassung  offenbart  sich  nicht  so  in  die  Augen 
springend,  obwohl  es  in  seinen  Wirkungen  auch  allgemein  beobachtet  und  ao- 
erkamit  wird,  so  dass  zim  Beispiel  alle  Welt  weiss,  dass  dieselbe  Pflanxenart 
an  dem  einen  Standorte  sich  anders  entwickelt,  als  an  einem  anderen,  in  einem 
guten  Boden  und  unter  günstigen  Bedingungen  ein  ganz  anderes  Aussehen  an- 
nimmt, als  an  einem  ungeeigneten  Orte.  Ebenso  pflegen  jtinge  Tiere  bei  reich- 
licher Ernährung  und  freier  Bewegtu^  besser  ta  gwtrilien,  als  bei  tmgeofigen- 
der  Kost  nnd  manfelnder  Freiheit 
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Dass  aucli  für  den  Menschen,  als  dem  höchsten  Naturprodiicte,  dieselben  Ge- 
setze Giltigkeit  haben,  ist  selbstverständlich  und  wird  theoretisch  auch  von  allen 
zugegeben.  Die  Bedeutttng,  welche  man  der  Anpassung  zuscfareibt,  äussert  sich 
am  deutlichsten  in  der  Sorge  für  die  Erziehung,  wobei  man  ja  allein  von  dem 
(Grundgedanken  geleitet  wird,  dass  sich  ein  Individuum  je  nach  den  auf  da-s- 
solbe  einwirkenden  Einflüssen  verschieden  entwickeln  kann.  Bedauerlicherweise 
wird  bei  dem  Menschen  das  Gesetz  der  Vererbung  nicht  hinreichend  oder  gar 
nicht  gewürdigt.  Die  Eheschliessuiiq:.  deren  eigentlicher  Zweck  doch  die  Er- 
zeugung von  Nachkommen  ist,  ertolgt  in  der  Regel  nach  rein  äusserlichen 
Gesichtspuncten,  wobei  die  physischen  und  psychischen  Eigenschaften  der  Eltern, 
die  iti  erster  Linie  für  den  Nachwuchs  ausschlaggebend  sind,  vernachlässigt 
und  hauptsächlich  Vermögens-  und  Standesverhältnisse  berücksichtigt  werden. 
Wir  stehen  hier  vor  der  merkwürdigen  Tatsache,  dass  der  Mensch  zur  Ver- 
edelung seiner  eigenen  Rasse  gar  nichts  tut,  wahrend  er  bei  Tieren  und  Pflanzen 
eine  sorgfältige  Auswahl  trifft  und  sogar  bedeutende  materielle  Opfer  nicht 
scheut,  um  die  besten  Individuen  zur  Zucht  heranzuziehen.  Diese  Nichtbeachtung 
der  Vererbungsgesetze  hinsichtlich  seines  eigenen  Geschlechts  ist  wohl  darauf 
zuräckzuführen,  dass  der  Men.sch  in  Bezug  auf  sich  selbst  nur  allzu  leicht  und 
t,'  Tne  vergisst,  dass  er  auch  ein  natürliches  We-icii  itnd  g^leiclifalls  den  Natur- 
gesetzen unterworfen  ist,  dass  er  vielmehr  in  eitler  Selbstverblendung  sich  für 
ein  göttlidiesi  ausserhalb  der  Natur  stehendes  Geschöpf  betraditet. 

Durch  die  Denkarbeit  hervorragender  Geister  des  verflossenen  Jahrhunderts 
ist  dieser  Glaube  sowohl  nach  der  social-praktischen,  wie  nach  der  wissenschaft- 
lich-theoretischen Seite  stark  erschüttert  worden  und  hat  auch  in  weiten  Laien- 
kreisen einer  vernünftigen  und  nat&rtidien  Erkenntnis  des  mensdilichen  Lebens 
riatz  gemacht.  Ohne  Zweifel  wird  diese  natürliche  Weltanschauung  der  fer- 
neren Entwickehiiig  des  Menschengeschlechts  in  jeder  Beziehung  förderlich 
.sein,  sie  wird  einer  jeden  Neugestaltung  und  Veränderung  der  auf  falschen 
Grundlagen  seither  bestehenden  Ordnung  der  Dinge  als  natürliche  Basis  dienen, 
:iu  Stelle  der  bisherigen  siltlichcn  —  die  man  mit  mehr  Recht  unsittlich  nennen 
würde  —  wird  eine  natürliclie  VVeltordnung  treten  müssen,  die  sich  mit  der 
menschlichen  Erkenntnis  im  Einklänge  befindet  und  dadurch  vor  unberechtig^n 
Angriffen  und  dem  Verfall  sicher  ist. 

Freilich  zeigen  unsere  massgebenden  Kreise  sehr  wenig  Verständnis  für  soldie 
Umwandlungen,  sie  haben  sidi  vielmehr  in  den  Gedanken  an  ihre  göttlich* 
Mission  so  hinemgclebt,  sie  haben  sich  so  daran  gewöhnt,  sich  als  Herren  der 
Erde  zu  fühlen,  alles  Übrige  als  ihnen  untertänig  und  nur  für  ihre  Zwecke  ge- 
schaffen zu  betrachten,  dass  ihnen  das  Wort  Gleichheit  das  allerverhassteste 
ist.  Die  Vorwärtsstrebenden  können  sich  mit  der  Erfahrungstatsache  trösten, 
dass  auch  die  stärksten  Heere  und  die  grossten  Capitalien  auf  die  Daner  nicht 
im  Stande  sind,  den  natürlichen  EntwickelungSgang  der  Menschheit  zu  ver« 
hindern;  dieser  kann  dtirch  jene  Kräfte  höchstens  etwas  verzögert  werden. 

Wie  bereits  angedeutet  wurde,  werden  die  zwei  biologischen  Grundgesetze 
der  Vererbung  moA.  der  Anpassung  in  Beztq^  auf  den  KieiMchen  sdbst  in  der 
Praxis  verschieden  bewertet,  und  zwar  wird  meiner  Ansicht  nach  zu  wenig 
(.icwicht  auf  die  V'ererbung  und  zu  viel  auf  die  Anpassung  gelegt,  während  durch 
die  letztere  doch  immerhin  nur  diejenigen  Anlagen  entwickelt  und  gestärkt  wer- 
den können,  welche  durch  die  erstere  bereits  im  Keime  vorhanden  sind.  Diesem 
äusserst  bedeutungsvollen  Umstände  tragen  unsere  Gebildeten  jedoch  keine  Rech- 
nimg bei  Eingehung  ihrer  Ehe,  sie  haben  dabei  nur  ihr  eigenes  Wohl  im  Auge 
und  glauben,  die  Mingel  der  Eltern  durch  eine  geeignete  Erziefawig  bei  doi 
Kindern  unterdrücken  zu  können. 

Auf  der  Verkennung  des  natürlichen  Verhältnisses  von  Verertmog  und  An* 
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passtmg  beruht  denn  nicht  nur  die  gänzliche  Vemadilässigung  des  VererfmngB-, 
sondern  auch  die  Verkehrtheit  des  Erziehungsprincips  selbst.   Man  wähnt,  dem 

jinif^cn  Weltbürger  durch  die  Erziehung  willkürlich  jede  gewünschte  Eigen- 
sciiaft  einimpfen,  ihm  jede  beliebige  Richtung  geben  zu  können.  Man  sucht 
die  naturliche  Entwiclralung  des  Geistes  durch  •kfinstiiehe  Eingriffe  zu  ver- 
hindern und  =:ctzt  an  die  Stelle  der  freien  Entfaltung  der  Kräfte  die  Zwangs- 
erziehung. Ich  will  an  dieser  Stelle  nicht  darauf  eingehen,  wie  falsch  es 
ist.  der  heranwachsenden  Generation  die  Ergebnisse  der  wissenschaftlichen 
Forschung  selbst  vorzuentfialten  und  diesdbe  zu  unterrichten,  als  ob  das  vorige  • 
Jahrhundert  mit  seinen  imsere  gesamte  Naturerkenntnis  und  Weltanschauung 
umformenden  Entdeckungen  gar  nicht  gewesen  sei,  sondern  nur  die  Verkehrtheit 
des  Wesens  unserer  Jugenderziehung,  die  aitf  einer  VernBclilässigung  der 
obersten  Naturgesetze  beruht,  in  Rfidnidit  auf  die  socialen  Folgen  knn  er- 
örtern. 

Anstatt  das  Wissen  des  Kindes  an  der  Hand  seiner  eigenen  Fragen  in  den 
Unterrichtsstunden  zu  vemidiren,  es  activ  am  Unterrieht  teilnehmen  zu  lassen 

und  ihm  die  unendlich  vielen  Fragen,  die  sein  Inneres  heftig  bew^en,  in  einer 
seinem  Bepriffsvermöp;^en  angepassten  Weise  zu  beantworten  und  daran  an- 
knüpfend weiter  zu  lehren,  statt  alledem  besteht  der  erste  Unterricht  darin, 
diese  lebensfrohen  kleinen  Geschöpfe  davon  zu  überzeugen,  dass  Ruhe  die  erste 
Bürgerpflicht  ist.  Xnchdem  m.in  sn  den  Kleinen  einen  Teil  ihrer  Natürlich- 
keit genommen  hat,  muss  der  Lehrer  sein  Hauptaugenmerk  darauf  richten,  den 
Kindern  das  Lesen  beizubringen  und  ihnen  die  Satze  der  Religion  so  fest  ein- 
zuprägen, dass  sie  dieselben  dem  Wortlaut  nach  ihr  Leben  lang  nicht  aus  dem 
Gedächtnis  verlieren,  t^bcrhaupt  darf  der  Schüler  in  keiner  Weise  bestimmen, 
was  er  wissen  mochte,  was  sein  Interesse  gerade  fesselt,  sondern  er  hat  nur 
den  Ausführungen  des  Lehrers  zu  folgen,  ohne  irgend  welche  Zweifel  fiussem  zu 
dürfen,  und  sich  dieselben  anzueignen,  wenn  sie  ihm  auch  noch  so  unglaubhaft 
erscheinen.  Wahr.scheinlich  soll  diese  Art  des  Unterrichts  für  die  spätere  Mili- 
tairdicnstzeit  vorbereiten  und  den  zukünftigen  Untertan  an  Ordnung  und  Dis- 
ciplin  gewohnen.  Diese  gewaltsame  Ertötung  des  Individualismus,  diese  Er- 
ziehung nach  staatlichen  Plänen  zu  einem  automatenartigen  Geschöpf  für  die 
Zwecke  unseres  heutigen  Staates  wird  denn  auch  mit  bewundernswerter  Con- 
sequenz  in  unseren  Volksschulen  bis  zum  Schluss  der  Sdiulzdt  durchgeführt 

Freilich  trifft  unsere  Lehrer  keine  Schuld  an  diesen  Zuständen,  sie  sind  Diener 
des  Staates  und  der  Kirche,  die  in  solchen  Fragen  solidarisch  sind,  sie  dürfen 
nicht  nach  wissenschaftUchen  Forschungen  und  eigener  überzeugtmg  lehren, 
sondern  ihre  Riditschnur  müssen  die  Lehren  der  herrschenden  Kirchen-  und 
.Staatsmänner  bilden.  Ein  nicht  unbekannter  leitender  Schulmann  pflegte  den 
Lehrern  auf  solcherlei  Anfragen  immer  zu  antworten:  »Lehren  Sie,  was  Sie 
sollen,  und  glauben  Sic,  was  Sie  wollen  !< 

Diese  nach  Form  und  Inhalt  gleich  unrichtige  Unterrichtsmetfiode  hat  denn 
auch  zwischen  Schüler  und  T,ehrer  ein  Verhältnis  gezeitigt,  das  einer  wahrhaft 
guten  Erziehung  gewiss  nicht  förderlich  ist.  Der  Lehrer  ist  in  den  Augen  des 
Kindes  nicht  der  Freund  und  Berater,  dem  man  Liebe  und  Verehrung  entgegen- 
bringt, sondern  der  gefürchtete  Mann,  der  die  ihm  vorgeschriebenen  Ziele  even- 
tuell durch  körperliche  Züchtigungen  zu  erreichen  sucht,  hei  dessen  Erkrankung 
man  sich  freut,  weil  vielleicht  eine  Stunde  ausfällt,  und  dem  man  ausserhalb 
der  Schule  aus  dem  Wege  geht,  weil  er  auch  den  ländlichen  Übermut  ausser  der 
Unterrichtsstunde  zu  ahnden  pflegt;  kurzum,  er  ist  für  die  schulpflichtige  Jugend 
ungefähr  dasselbe,  wie  für  die  Erwachsenen  —  der  Polizeiinann.  Die  Schule 
selbst  wird  zu  einer  Zwangsaixstait,  der  zu  entwachsen  das  höchste  Streben  der 
bei  weitem  grossten  Anzahl  aller  Zöglinge  ist    Der  Widerwillen  gegen  den 
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Schulbesuch  ist  zuweilen  vtd  grösser,  als  die  Fttrciit  vor  Strafe;  glficUicher- 

weise  ist  bei  den  meisten  Kindern  die  Lebenslust  aber  noch  stärker,  so  dass  es 
.licht  allzu  oft  zum  Selbstmord  führt,  wenigstens  nicht  bei  Volksschülem.  Häu- 
figer kommen  die  Selbstmorde  schon  bei  Zöglingen  höherer  Lehranstalten  vor. 
In  diesen  Schulen  (Gytmuisien,  Realgymnasien,  Realschulen,  Seminaren  und 
dergleichen)  ist  der  Zwang  noch  entsprechend  grösser,  es  kommt  noch  eine  grosse 
Verantwortung  dazu,  insofern  diese  Anstalten  mit  grossen  Rechten  ausgestattet 
sind,  die  ganze  Ztdcimft  der  Scfafller  von  der  Erlangung  gewisser  Zeugnisse  ab- 
hängig ist,  welche  nur  demjenigen  ausgestellt  werden,  der  den  Anforderungen 
in  jeder  Hinsicht  genügt,  in  puncto  Betragen,  Fleiss  und  Leistungen  in  den 
einzelnen  Lehrgegenständen.  Eignet  sich  ein  junger  Mensch  diese  vorgeschrie- 
benen, für  ihn  oft  ganz  überflüssigen  Kenntnisse  nicht  an,  so  ist  es  ihm  einfach 
immöglich,  sich  einer  Laufbahn  zuzuwenden,  zu  der  er  vielleicht  eine  tiefe  Nei- 
:;^ng  verspürt  und  auf  der  er  Bedeutendes  leisten  würde.  Aber  vielen  Lehrern 
genügt  es  gar  nicht,  dass  man  sich  die  Kenntnisse  erwirbt,  sie  wünschen  ancfa, 
dass  es  eine  gewisse  Mühe  kostet  Dir  so  aufgewandte  Mühe  bezeichnen  sie  als 
Fleiss,  der  bei  der  Beurtcilunt^  des  Schülers  ebenfalls  eine  Rolle  spielt.  Beson- 
tiers  ausschlaggebend  ist  es  jedoch,  unter  welchen  Umständen  der  Besucher  einer 
höheren  Sdinle  sidi  das  nötige  Wissen  aneignet,  man  besdchnet  das  als  Be* 
fragen,  sogar  als  sittliches  Betragen.  Besucht  ein  Schüler  von  19  Jahren  zum 
Beispiel  ein  verbotenes  Wirtshaus,  so  kann  ihm  diese  Übertretung  der  Schul- 
gesetze eine  Censur  im  siitUehen  Bttragen  einbringen,  auf  Grund  deren  ihm 
staatliche  Behörden  den  Eintritt  verwehren,  obwohl  seine  Zeugnisse  im  übrigen 
'lazu  bererlitigen.  Es  gab  auch  gymnasiale  Anstalten  und  wird  wahrscheinlich 
iieutc  noch  solche  geben,  die  kein  Reifezeugnis  für  einen  C^ögling  ausstellten, 
wenn  er  tn  dem,  was  man  auf  Schulen  als  Religion  bezddinet,  nidit  wenigstens 

las  Prädicat  Genügend  aufweisen  konnte.  Sind  solche  Zustände  nicht  ein  Hohn 
.auf  das  Zeitalter  der  Aufklärung?  Wenn  manchen  Schülern  auch  selbst  die 
Dinge,  welche  sie  in  der  Religionsstundc  hören,  sehr  uuglaubwürdig  vorkommen 
tmd  mit  dem,  was  sie  in  anderen  Stunden,  zum  Beispiel  in  der  Physik,  hören, 
mvcreinbar  erscheinen,  so  müssen  sie  flocli  so  tun,  als  ob  sie  glaubten,  um  sich 
mcht  den  Aufenthalt  in  der  Schule  noch  mehr  zu  verbittern  und  sich  für  später 
zu  schädigen.  Auf  diese  Weise  werdoi  die  Heranwachsenden  von  Staats  wegen 
zur  Heuchelei  gezwungen.  Da  die  Jugend  aber  im  allgemeinen  noch  nicht  so 
Kaltblütig  sich  über  solche  Dinge  hinwegzusetzen  vermag,  wie  ein  weltgewandter 
Diplomat,  so  entstehen  in  mancher  Jünglingsseele  schwere  innere  Kämpfe,  denen 
schon  mancher  erlegen  ist  Sollte  es  nidit  bald  an  der  Zrit  sein,  den  Religions> 

intcrricht  in  der  jetzij^cn  Form  aus  dem  T^ehrplan  zn  streichen?  Oder  ist  dies 
mit  der  gesetzlich  gewährleisteten  Gewissensfreiheit  nicht  in  Einklang  zu 
bringen? 

Bezüglich  der  höheren  Sdnden  lind  bi  den  letiten  Jahren  aUecdings  ver- 
schiedenerlei X'eränderunf^en  im  modernen  Sinne  s^efroffen  worden;  so  hat  man 
die  Berechtigungen  der  Schüler  der  Realanstalten  erweitert  Wenn  sich  hierin 
auch  zeigt,  dass  man  den  realen  Fächern  wenigstens  etwas  mdir  Matz  ein- 
räumt, so  braucht  man  darum  nicht  etwa  anzunehmen,  dass  nun  diesem  kleinen 
Fort.schritte  rasch  grössere  folgen  und  der  ganze  Zopf  abgeschnitten  würde,  dass 
die  Zulassung  zu  höheren  Stellungen  jedem  möglich  sein  würde,  welcher  die 
nötigen  ^Uiigkeiten  und  das  erforderliche  Mass  von  Kenntnissen  besitzt,  ohne 
ilie  vorgeschriebenen  Instanzen  durchgemacht  zu  haben.  So  wird  auch  trotz 
der  vielen  Beispiele,  dass  Autodidakten  ganz  Bedeutendes  geleistet  haben,  auf 
dem  Besuch  von  höheren  und  Hochschulen  hartnäckig  weiter  bestanden,  weil 
derselbe  Geldmittel  erfordert,  die  nicht  jedem  zur  Verfügung  stehen,  und  man 
sich  auf  diese  Weise  die  unliebsame  Concurrcnz  der  Proletarier  vom  Leibe  hält. 
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Ausserdem  sorgt  man  auch,  selbst  wenn  doch  ein  Angehöriger  des  vierten  Standes 
durdi  Entbehrungen  aller  Art  den  gesetzlidien  Voiidiriften  genügt,  dafür,  dass 
er  niemals  eine  einflussreiche  Stellung  einnimmt  Man  liest  in  conservativen 
Blättern  in  letzter  Zeit,  dass  über  die  Zunahme  von  Angehörigen  der  geringeren 
Stände  in  der  juristischen  Facultät  geklagt  wird;  die  Herren  können  sich  aber 
damit  trösten,  dass  diese  Juristen  auch  bei  der  grössten  TQditigkeit  niemals  eine 
Stelle  in  der  Verwaltung  einnehmen,  sondern  als  Amtsrichter  und  Amtsgerichts- 
räte ihr  Dasein  beschliesscn  werden.  Oder  glaubt  wirklich  jemand«  der  begabte 
Sohn  eines  Arbeiters  oder  kleinen  Handwerkers  würde  nach  glänzend  bestandenen 
juristisdien  Prüfungen  auch  nur  jemals  die  Stdle  eines  einfachen  Landrates 
in  Preussen  bekommen? 

Dass  die  Ausbildung  des  Körpers  unter  dem  heutigen  Schulsystem  leidet,  wird 
von  den  meisten  Schulmännern  und  Laien  zugegeben  und  bedauert.  Und  n^er- 
lich  würde  es  für  die  in  den  EntwickelungsjahreA  stdhenden  Kinder  viel  dien- 
licher sein,  wenn  sie  sich  weniger  auf  den  unbequemen  Schulbänken  herum- 
drücken und  die  schlechte  Luft  in  den  Classenzimmeni  einatmen  müssten,  wenn 
sie  statt  dessen  im  Freien  sich  Bew^ung  machen  und  die  Mutter  Natur  in  ihrem 
ewigen  Wirken  beobachten  könnten.  Dann  würden  wohl  die  bedauernswerte 
körperliche  und  geistige  Kurzsichtigkeit  und  die  Nervosität  nicht  mehr  modern 
sein,  was  in  Anbetracht  des  grossen  Einflusses,  den  mancher  im  späteren  Leben 
ausübt,  für  die  gesamte  sodalpolitische  Entwickelimg  des  Volkes  von  ungeheuerer 
Tragweite  sein  würde. 

Ausser  der  bisher  betrachteten  Erziehung  in  normalen  Verhältnissen  gibt  es 
für  besondere  Umstände  noch  die  Fürsorgeerziehung,  welche  sich  auf  die  §§  1666 
imd  1838  des  Bürgerlichen  Gesetzbuchs  stützt  Danach  sollen  Kinder,  bei  denen 
die  Gefahr  sittlicher  Verwildenmg  vorliegt,  >zum  "Zwecke  der  Erziehung  in 
einer  geeigneten  Familie  oder  in  einer  Erziehungsanstalt  oder  einer  Besserungs- 
anstalt« untergebracht  werden.  In  der  Regel  winl  diese  Art  der  Erziehung  dann 
vom  Obervorinundschaftsgericht  angeordnet,  wenn  die  Eltern  oder  sonstigen 
Erzieher  und  auch  die  Schule  versagen.  Endlich  ist  durch  die  §§  55  und  56 
des  Strafgesetzbuchs  noch  die  eigentliche  Zwangserziehung  vorgesehen.  Wemi 
nämlich  jemand  bei  Begdiung  einer  strafbaren  Handlung  das  12.  Lebensjahr 
nicht  vollendet  hat,  so  können  gegen  ihn  »die  zur  Besserung  und  Beaufsichtigimg 
geeigneten  Massregeln  getroffen  werden.  Insbesondere  kann  die  Unterbringung 
in  eine  Erziehuiqrs-  o^  Besserungsanstalt  erfolgen«.  Ausserdem  können  An- 
geschuldigte vom  12.  bis  zum  i8.  Jahre  einer  Eniehungs-  and  Besserungsanstalt 
überwiesen  werden  und  müssen  darin  »so  lange  verbleiben,  wie  die  der  Anstalt 
vorgesetzte  Verwaltungsbehörde  solches  für  erforderhch  erachtet,  jedoch  nicht 
über  das  vollendete  ao.  Lebensjahr«. 

Bei  diesen  Unglücklichen  ist  also  die  gewöhnliche  Erziehung  in  der  Schule 
fehlgeschlagen,  und  auch  die  Hcilslehren  der  Religion  haben  sich  als  unwirksam 
erwiesen.  Man  sollte  nun  meinen,  dass  auf  Grund  dieser  Erkeimtnis  eine  andere 
Erziehungsmethode  bei  diesen  Kindern  ztu*  Anwendung  gebracht  wurde.  Aber 
weit  gefehlt.  Ist  doch  norb  jünj^'^f  eine  neue  Verfügung  erlassen  worden,  dass 
bei  der  Fürsorgeerziehung  der  Religionsunterricht  in  höherem  Masse,  als  bisher, 
anztnvenden  sei !  Man  glaubt  also  immer  noch,  die  machtigsten  Naturtriebe  in 
den  Jahren  überschäumender  Lebenskraft  durch  Bibelsprüche,  Gebete  und  geist- 
liche Lieder  eindämmen  zu  können.  Man  bedenkt  nicht,  dass  bei  diesen  Zög- 
lingen gar  kein  Boden  für  solche  Einflüsse  vorhanden  ist,  dass  ihr  Glaube,  wenn 
nidit  ganz  verloren,  so  doch  sehr  schwankend  ist  Man  vergisst,  dass  diese 
Kinder  gewöhnlich  intelligent  sind  und  oft  eine  viel  grössere  persönliche  Er- 
fahrung hinter  sich  haben,  als  der  biedere  Erzieher  oder  Pastor,  der  selbst  fern 
von  Gut  und  Böse  stets  den  goldenen  Mittdweg  eingeschlagen  hat,  oder  gar 
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die  Schwestern  oder  Pflegerinnen,  die  selbst  auf  dem  sogenannten  Tugendpfad 
gewandelt  sind  und  ihre  Menadien-  und  Weltkenntnis  nur  irom  HSratMgea  hiAen. 

Diese  Leute,  von  meistenteils  asketischer,  abnormer  Naturveranlaj^tinp^,  bemühen 
sich  nun  redlich,  ganz  anders  geartete  Geschöpfe  mit  einem  starken  Lebens- 
drange zu  bessern,  das  heisst  sie  suchen  die  Pflegebefohlenen  nach  ihrem  eigenen 
Bilde  umzugestalten.  Zu  diesem  Zwecke  werden  die  Gefallenen  und  Vermakr- 
losten  in  den  Zwangserziehungsanstalten  von  jedem  Verkehr  abgesondert,  sie 
dürfen  nur  alle  vier  Wochen  für  ein  paar  Stunden  den  Besuch  von  Angdiörigen 
empfangen  und  werden  audi  nodi  während  dieser  Zeit  streng  bewacht;  also 
genau  nach  dem  Muster  der  königlichen  Strafgefängnisse!  Anstatt  einer  ge- 
wissenhaften Relehrunfj  über  die  grossen  Gefahren  eines  liederlichen  Lebens- 
wandels werden  Gebetstunden  abgehalten.  Die  wiederergriffene  Frieda  Sittel 
hat  ja  unamwunden  erklärt,  dass  sie  das  >viele  Beten«  zur  Flucht  atis  der  An- 
stah  veranlasst  habe.  Verspricht  man  sich  eigentlich  von  zwangsweisem  Beten 
eine  moralische  Besserung?  Ich  kann  nicht  begreifen,  wie  einsichtige  Menschen 
glauben,  mit  Gewalt  jemandem  religiöse  Vorstellungen  dauernd  zu  eigen 
machen  zu  können.  Die  gottiichen  Gebote  können  doch  nur  bei  gläubigen  Ge- 
mütern vnn  Zuwiderhandlungen  abhalten;  wo  dieser  Glaube  fehlt,  lässt  sich  mit 
religiösen  Mitteln  nichts  ausrichten,  da  heisst  es,  Gründe  der  Vernunft  anführen, 
diese  allein  können  fiberzeugen.  Oder  meint  man  durdi  erzwungene  Religions- 
übungen jemandem  auch  den  Glauben  an  diese  Religion  selbst  einimpfen  zu 
können?  Die  Erfolge  dieser  I>ziehung  sprechen  nicht  dafür.  Nach  optimistischen 
Schätzungen  ist  bei  25%  eine  Besserung  zu  verzeichnen,  dagegen  waren  am 
I.  Juli  1903  von  1710  Zöglingen  der  Berliner  Zwangs-  beziehungsweise  Ffirsorge- 
erziehung  nach  den  amtlichen  Listen  loi  entlaufen,  und  man  kann  aus  den 
'  häufigen  Zeitungsnotizen  über  entwichene  Zöglinge  schliessen,  dass  es  anderswo 
ähnlich  aussieht. 

Die  öffentliche  Meinung  selbst  stellt  diesen  Erziehungsanstalten,  wenn  auch 

imbewusst,  kein  günstijres  Zeugnis  aus,  insofern  sie  allen  aus  derartigen 
Heimen  etc.  kommenden  Personen  sehr  misstrauisch  gegenübersteht.  Hierdurch 
wird  diesen  Leuten  aber  das  Fortkommen  bedeutend  ersdiwert  und  ein  grosser 
Teil  derselben  dem  T,aster  oder  Verbrechen  endgiltig  in  die  Arme  getrieben. 
Unter  diesen  Umstaiulen  ist  die  Erweiterung  der  staatlichen  Fürsorgeerziehung 
nur  zu  beklagen,  indem  vielen  Tausenden  von  Kindern  ein  Makel  für  das  ganze 
Leben  angelangt  wird. 

Wir  müssen  vielmehr  eine  vollständige  Umgestaltung  der  gesamten  socialen 
Verhältnisse,  deren  Producte  diese  unglücklichen  Kinder  sind,  verlangen,  in 
erster  Linie  aber  eine  gründliche  Änderung  des  gesamten  Erziehungswesens. 
Die  Grundbedingung  hierfür  ist  die  vollständige  Ausschlic^siuig  des  kirchlichen 
und  geistlichen  Einflusses  aus  allen  öffentlichen  Schulen  und  Unterrichtsanstalten. 
Das  Endziel  der  Erziehung  muss  darauf  hinauslaufen,  natürliche  und  vernünftige 
Glieder  der  mensdilichen  Gesellschaft,  nicht  der  himmlischen  Heerscharen,  her- 
anzubilden.  Menschen,  ganze  Menschen  brauchen  wir !  Über  die  Pflege  und 
Beschaffenheit  unseres  eigenen  Körpers  und  Geschlechtes  und  der  übrigen  Natur 
müssen  die  Kinder  unterrichtet  werden,  nicht  über  die  Eigenschaften  Gottes, 
worüber  unser  Wissen  und  Erkennen  höchstens  negativ  ist.  Wenn  die  Jugend 
auf  einer  natürlichen  Gnmdlapfc  unterrichtet  wird,  so  hebt  sich  auch  die  Lust 
am  Lernen,  die  Kinder  werden  daim  aus  eigener  Wissb^erde  und  Bildungstrieb 
die  Schule  besudien  und  nicht,  wie  iMsher,  aus  Furcht  vor  Strafe.  Die  an  der 
Hand  einer  natürlichen  Moral  erzogenen  Kinder  dürften  dann  iiberhatipC  kaum 
noch  Material  für  die  Zwangserziehungsanstalten  liefern. 

Diese  berechtigten  Forderungen  sind  auch  vor  einiger  Zeit  wieder  auf  der 
Naturforsdierversammlung  in  Cassel  erhoben  worden.  Freilidi  hat  die  sdiwanEe 


Digitized  by  Google 


RUDOLF  LAUTEN  BACH  •  ZWANOSERZIEHUNO 


399 


Internationale,  haben  Päpstliche  und  Lutheraner  ihre  Entrüstung  au^Kesprochen 
tmd  eridäft,  dass  sie  anch  ferner  «a  dem  Oaidwa  an  eineii  persSfwdwn  Gott 

und  an  dem  kirchlichen  Dogma,  das  die  WisaeiMCliaft  nicht  zu  erschüttern  ver- 
mocht hätte,  festhalten  wollen.  Es  wird  wohl  kaum  einen  vorurteilsfreien  Menschen 
geben,  der  nicht  wüsste,  dass  die  Kirche  durch  die  Wissenschaft  schwer  er- 
schüttert ist  —  die  heftigen  Kämpfe  der  Orthodomn  gegen  die  Natorwissen- 
schafter  sprechen  sehr  dafür,  und  jene  haben  es  auch  bei  anderen  Gelegenheiten 
wiederholt  zugegeben;  allerdings  gegen  den  hervorragenden  Einfluss  der  Ver- 
treter der  Kirche  hat  auch  die  Wissenschaft  bis  heute  vergebens  angekämpft. 
Hand  in  Hand  mit  der  schwarzen  geht  nämlich  die  blaue  Internationale.  Diese 
beiden  Bundesgenossen  sind  natürliche  Feinde  jedes  culturellen  Fortschritts 
und  damit  der  Befreiung  der  Völker.  .  Wo  sie  eingreifen,  t\xa  sie  es  stets  nur 
ätisserlidh.  Reformen  von  Grrnid  attf  sind  von  ihrer  Seite  nicht  zu  erwarten. 
Sie  haben  einige  Universalmittel,  die  in  jedem  Falle  zur  Anwendung 
kommen,  die  Hölle  und  die  Polizei  inclusive  MiHtair.  So  hat  man  denn  auch 
seinerzeit  gelegentlich  der  aufsehenerregenden  Vorgänge  im  Magdalenenstift 
nicht  etwa  Veranlassung  genommen,  den  Qtmd  der  Unanfriedenbeit  an  unter- 
suchen und  pädagogische  Veränderungen  vorzunehmen,  sondern  man  hat  in 
einem  imerforschlichen  Ratschlüsse  einen  zweiten  Nachtwächter  genehmigt  und 
tns  zum  Dienstantritt  dieser  erzieherischen  Kraft  zwei  Polizeibeamte  aus  Teltow 
zum  Nachtdienst  in  der  genannten  Anstalt  beordert. 

Ks  geht  auch  aus  diesem,  an  sich  wenig  bcdcutciKlcn  Vorfalle  hervor,  was  auch 
die  neuerlichen  Bestimmungen  über  die  stärkere  Betonung  des  religiösen  Unter- 
richtes und  die  stankt  Protestkundgebung  gegen  die  Attsfühnmgen  in  CvmA  <hr- 
tun.  dass  in  der  wichtigen  Frage  der  Volkserziehung  von  den  herrschenden 
Classen  eine  wirklich  grundlegende,  der  menschlichen  Natur  entsprechende 
Änderung  schwerlich  zu  erwarten  ist. 
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Wirtschaft 

Aiu  14.  April  hat  die  englische  Bank 
nach  langem  Zögern  ihren  DIS- 
CONT  herabgesetzt,  vcn  4%,  die 
seit  dem  3.  September  des  Vorjahres 
galten,  auf  3'/:;%.  und  am  21.  April  weiter, 
auf  3  %.  Das  ist  für  Londun  durch- 
aus kern  bäUges  Geld,  denn  1894 
bi^  i8q7  stand  der  dortip-  Bankzinsfuss 
ii.i  Jahresdurchsclinitt  noch  immer  zwi- 
schen 2  und  2Vj.  zukt/i  :iuf  2,63  %,  um 
erst  von  da  ab  infolge  der  Volldampf- 
l  ewegung  der  Production  auf  über  3 
i.r.d  ityoo  auf  annähernd  4'/'  zu  steigen. 
Aber  nach  der  starken  Anspannung,  Jie 
trotz  der  Beendigung  des  sudafricani- 
schen  Kriipes  und  trotz  des  Abflauens 
der  Production  nicht  weichen  wollte,  be- 
deutet der  jetzige  Schritt  für  den  cng- 
liMiici)  Geldmarkt  eine  wesentliche  Er- 
kuhtcrung,  vielleicht  den  Beginn  einer 


länger  dauernden  Ära  gr.»sscrcr  Geld- 
flüsfigkeit  Die  vorjährige  Herabsetzung 
(im  Mai  von  4  auf  3Vu  im  Juni  a>if 
3  %)  war  bekanntlich  eine  rascher  vor- 
iiliergchendi-.  vor  allem  infolge  des 
starken  Bedarfs  für  öffentliche  Anleihen, 
gerade  auch  für  Sfidafrica,  und  infolge 
des  be<;chlcuniKten  Abfliesscns  der  be- 
trächtlichen Guthaben  des  Auslandes. 
Heute  spielen  die  ausländischen  Guthaben 
in  der  City  keine  besondere  Rolle  mehr, 
die  (foldzullüsse  aus  Australien  und  Süd- 
africa  haben  gleichfalls  die  Bank  wesent- 
lich gekräftigt.  Ausserdem  scheint  das 
Ausland,  nadidem  die  billige  Chine- 
se n  z  n  f  u  h  r  für  den  Arbeit shungcr  der 
Transvaalgruben  lords  gesichert 
ist,  williger  Mengen  von  Londoner  Kauf- 
fernwerten  zu  übernehmen,  so  dass  die 
internationale  Zahlungsbilanz  zunächst 
zu  gunsten  des  englischen  Geldmarktes 
sich  verschieben  wird. 
X  X 
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Ins  Gewidit  fällt  in  nächster  Zeit  na 
türlich  auch  der  etwaige  ANLEIHE 
BEDARF  DER  KRIEGFÜHRENDEN 
in  Ostasien.  Beide  streitende  Teile  stehen 
financiell  nicht  allzu  glänzend  da.  Ja- 
pan hat  &ich  bisher  mit  inneren  Anleihen 
and  einem  empfindlidien  Anzidien  der 
Steoer-  und  Zollschraube  geholfen,  unter 
anderm  mit  so  radicalen  Massnahmen, 
wie  Ausdehnung  des  Tabakmonopols 
auch  auf  die  Tabakindustrie.  R  u  s  s  - 
1  a  n  d  soll  nunmehr  schon  bei  der  Pa- 
riser und  Berliner  Hochfinanz  angeklopft 
haben.  In  Paris  scheint  man  in  der 
Tat  ganz  gern,  auf  begrenzte  Zeit,  die 
Celder  unterbringen  zu  wollen,  welche 
die  Vereinigten  Staaten  als  Abfindung 
der  Panamacanalgesellschaft  zahlen  müs- 
sen ;  nach  der  Vossischen  Zeitung  hätten 
iranzusischi'  Financicrs  der  russischen 
Regierung  die  Creicrung  von  i  Milliarde 
Francs  Sprocentiger,  in  drei  Jahren  ein- 
zulösender Schatzsdieine  vorgeschlagen. 
Von  anderer  Seite  wurde  glcichzeitie:  da> 
Gerücht  verbreitet,  dass  Russland  eine 
Rcntenemissian  in  Deutschland 
plane,  iedorh  nur  in  der  Hohe  von  200 
Mill.  Rubel,  und  zwar  in  Gestalt  einer 
4pr(>cenligcn  Anleihe.  Erhaltene  Schläge 
und  die  Aussicht  auf  weitere  Prügel  sind 
freilich  eine  schwache  Grundlage  Wes 
Crcdits ;  und  Russland  dürfte  deshalb 
schon  aus  Anleihcrrücksichten  darauf 
brennen,  wenigstens  ein  paar  Sdidner- 
folgc  an  seine  Fahnen  zu  fesseln.  An- 
dererseits scheint  die  deutsche  Poli- 
tik auch  hier  den  Ehrgeiz  zu  haben,  den 
Retter  und  den  einzigen  Freund  in  der 
Not  zvk  spielen;  schon  eine  Abweisung 
Riisslands  in  Paris  würde  man  in  Berlin 
vielleicht  für  einen  Erfolg  halten.  Die 
deutsche  Finanzwdt  selber  geberdet  sidi 
allerdings  zunächst  noch  sehr  spröde; 
Deutschland,  erfahren  wir,  werde  für  die 
Befriedigung  des  russischen  Geldbedarfs 
während  der  Dauer  des  Krieges  kaum 
in  Frage  kommen  können,  am  aller- 
wenigsten dann,  wenn  es  selbst  die  fran- 
zösisdie  Finanawclt  ablehnen  sollte,  der 
alliierten  NiMtion  beizuspringen.  Warten 
wir  es  ab! 

X  X 
Unterdes  hat  in  Deutschland  das  KOH- 
l.ENSYNDIKAT  unter  dem  Feuer  einer 
heftigen  öffentlichen  Kritik  gestanden, 
und  in  den  Parlamenten  spinnen  sich  die 
Erörtmingen  gldchialls  fort.  Das  Syn- 
dikat ist  gewiss  mächtig,  doch  viel 
Freunde  hat  es  nicht.  Das  zeigt  sich  ge- 
rade jetzt  recht  greifbar.  Denn  für  An- 
hänger des  Capitalismos  ist  es  eigentlich 


gar  nichts   UngewöhnHches   und  Uner- 
hörtes, was  zuletzt  innerhalb  des  rhei- 
nisch-westlälisdicn    Kohlenreviers  ge> 
schah  und  wdter  geschehen  sollte.  In 
den   südlicheren   Ruhrstrichen  des 
Kohlenbeckens  will  man  einzelne,  von 
den  nördlidiercn  Groesbetrieben  ange- 
kaufte    und    angegliederte  Gruben 
stillsetzen.    Dieser  Process  vollzog 
Steh  auch  früher  unter  der  freien  Con- 
currenz ;  der  Süden  hat  zwar  die  ältesten, 
jedoch    auch    die    weniger  ergiebigen 
Gruben.    Hier  schritt   man   zuerst  zum 
Abbau,  weil  man  mit  geringerer  Tieflage 
der  Kohlenflotze  zu  redncn  hatte.  Je 
mehr    jedoch    die    Technik  fortschritt, 
desto  mehr  gestattete  sie  nicht  nur  die 
Inangriffnahme     der    tiefer  ruhenden, 
reicheren    Kohlenlager    im  Norden  und 
Nordosten,  dem   Munsterlande  zu ;  sie 
schuf  für  die    modernen  Grossbetriebe 
im  Herzen  des  Koblengebiets  sogar  eine 
unbestrdtbare  Überiegenheit    Indes  hat 
die  SyndikatsiMiIitik  ein  neues,  schädigen- 
des Moment  in  diese  Entwickelung  hin- 
etngd)racht:   die   Verschiebungen  volt- 
ziehen  sich    mehr    ruckweise  und 
plötzlich.    Alle  wichtigen  Entschei- 
dungen häufen  sich  vorwiegend  auf  einen 
Termin,  nämlich  den  des  Ablaufs  und 
der  Erneuerung  des  Syndikatsvertrages. 
Das  hat  gerade  die  letzte  Zeit  deutlich 
bewiesen.    Die  grossen  Gruben  rüsteten 
sidi  auf  die  Neuregelung  der  Betdii- 
gtingsquoten  durch  forcierte  Anlage  neuer 
Schachte.    Die  Opposition  der  kleineren 
Zeclicn  hatte  man  jedoch  sdion  von  vorn- 
herein durch  rdativ  grosse  Beteiligim- 
gen  beschwichtigen  müssen.  Entsprechend 
kamen  die  Grossen  nicht  genügend  auf 
ihre  Rechnung  —  es  sei  denn,  dass  sie 
kleinere  Gruben  und  deren  Contingente 
an    sich    ])ringeti.      Die  angegliederten 
Gruben  können  sie  alsdann  eingehen 
lassen  und  die  erworbene  Mehrför- 
derung auf  ihren  S  t  a  m  m  b  e  t  r  i  e  t» 
•i! ertragen.    Jetzt,  nacii  der  Neuordnung 
•  Ii  ^  Syndikats,  tritt  wie  mit  einem  Schlage 
das  System»  das  in  der  Sache  liegt,  ein- 
drucksvoll hervor.  Ein  Bergweric  ist  kdn 
Krossstädtisclier    Industriebetrieb,  dessen 
Eingehen  man  im  Auf  und  Ab  des  viel- 
gliedrigen  Grossstadtlebens  kram  spürt. 
Gan7c  Gemeinden  hängen  in  Einwohner- 
zahl und  Sleuerkraft  von  einzelnen  Gru- 
ben ab :  Arbdter,  oft  mit  kleinem  Grund- 
besitz.   Kleinmeister    und  Kleinhändler 
stehen  vor  der  Notwendigkeit  der  .Ab- 
wanderung.   Darum  der  Notschrei  selbst 
aus  bürgerlichen  Krdsen,  der  es  anschei- 
nend auch  errdchen  wird,  da«  ^e  Syn- 
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dikatsberren  den  Bogen  nicht  zu  straff 

spannen  und  mehr  in  T 'bergangsstufen 
ihr  Ziel  zu  erreichen  suchen  werden. 
X  X 
Die  Notierung  auf  dem  Liverpooler 
BAUMWOLLMA&KT  hält  sich  troU 
des  Siillyselien  Znaammen- 
bruches  (19.  März)  fortgcsezt  auf  ab- 
normer Höhe  (am  9.  April  8,02  d,  am 
15.  April  7,82  d.).  Von  den  verborgenen 
alten  Vorräten,  die  durch  den  glänzenden 
Preis  an  das  Tageslicht  gelockt  werden 
sollten,  ist  nichts  zu  erblicken  gewesen, 
so  dass  die  verarbdteodcn  Indtistheen 
trar  mit  der  Ernte  von  etwa  16K  bis 
ToMi  Mill.  Ball,  rechnen  können.  Da  die 
Fabrikationsdnschränktmgen  nicht  nur  in 
England,  sondern  auch  in  America  nnd 
auf  dem  europäischen  Continent  um- 
fassender geworden  sind,  so  würde  man 
bis  zum  Schlüsse  der  Rohstoffsaison, 
bis  Anfang  S^tember,  wohl  ohne  wei- 
ter« Stockung  auskommen  kSnnen.  ffine 
Berechnung  Nlitte  April  ging  dahin,  dass 
allein  während  der  vorangegangenen 
fünf  Wochen  die  gesamten  Spinnmien 
der  Welt  nur  968  ooo  Ball,  gegen  i  14?  000 
Ball,  im  Vorjahre,  also  194000  gegen 
239000  Ball,  oder  35000  Ball,  weniger 
pro  Woche  bezogen  haben.  Wenn  es 
möglich  sei,  für  den  Rest  der  Saison  auch 
nur  um  25000  Ball,  pro  Woche  hinter 
dem  Vorjahre  zurückzubleiben,  so  würde 
der  Weltverbrauch,  auf  das  Jahr  berech- 
net, nur  10  102  000  Ball,  umfassen  und 
die  Zufuhr  selbst  der  schlimmsten  Even- 
tualität genügen.  Denn  bisher  seien 
9303000  Ball,  der  Ernte  gegen  10  683  000 
Ball,  im  Vorjahre  in  Sicht  gekommen, 
und  es  frage  sich  nun  nur  noch,  ob  und 
wievid  von  den  im  Vorjahre  1009000 
Ball,  betragenden  spateren  Zufiihren 
diesmal  in  Aii'^sicht  ständen.  —  Für 
England  berechnete  Ende  März  der 
Vorsitzende  der  Master  Spinner's  Fede- 
ration.  Mr.  Macara,  die  Verluste  der 
Spinnereien.  Welx-reicn  und  der  daran- 
hängenden Productionen  infolge  der  dies 
jährigen  Arbeitszeitkürzungen  (seit  Jah- 
resbeginn von  55V»  auf  40  Stunden 
wöchentlich)  auf  nicht  weniger  als 
3.  Mill.  M.  die  Woche,  und  zwar 
atif  2.2  Mill.  M.  an  Lohnen  und 
V**  Mill.  M.  an  Untemdnnerprofiten. 
X  X 
KURZE  CHRONIK.  Am  25.  März  ver- 
kündete die  Spiritusringlei- 
tung, dass  vom  16^  September  ab  der 
SpiritnqNreis  auf  50  IML  pro  U  er« 
höht  wcvden  solle.  —  Anfang  April  nahm 


die  prenssische  Staatsbahn- 
verwaltung grosse  Bestellungen  an  Per- 
sonen- und  Güterwagen  vor ;  die  Börse 
benutzte  das  als  Haussemoment.  —  Mitt« 
April  ging  die  Retchsbank  mit  der  Aus- 
gabe von  Reichsschatxan  Wei- 
sungen zum  Privatdiscont  vor.  —  Am 
19.  April  beschloss  maji  in  Brüssel  die 
Bildung  eines  belgischen  Stahl» 
w  e  rke  Verbandes. 

TERATUR.  Ein  scharfsinniges  und 
erstaunlich  reichhaltiges  Werk  ist  das 
vor  kurzem  erschienene  Buch  von  Wil- 
helm Kaufmann :  W  eltzuckerindustrie 
und  intemationaUs  und  coloniaUs  Recht 
/Berlin,  Franz  Siemenroth/.  Es  ist  im 
wesentlichen  eine  rechtstheoretische  Ana- 
lyse der  Brüsseler  Zuckerconvention, 
mit  geschichtliciMM  Rückblicken  auf  das 
Werden  dieses  unter  Umständen  epoche- 
machenden Vertrages  und  mit  Ausblicken 
anf  die  etwaige  Verallgemeintfong  man- 
cher in  Brüssel  ^schaffenen  eigenartigen 
internationalen  Regelungen.  Die  Car- 
tcllfragc.  die  Sondcrhcziehungen  7wi- 
schcn  Mutterland  und  Colonieen,  die 
Herausbildung  besonderer  Rechtss^ren 
der  Vertragsteilnehmer  und  deren  Ab- 
grenzung gegen  das  Recht  der  Conven- 
tion^^aussrnseiter.  die  Umformung  vor 
allem  der  Meistbegünstigung  durch  solche 
neuen  völkerrechtlichen  und  staatsrecht- 
lichen Gruppenbildungen  —  alle  diese 
tiefgehenden  Strömungen  der  modernen 
internationalen  Wirtschafte-  und  Reehts- 
cntwickelung  sind  hier  auf  das  beleh- 
rendste und  sachkundigste  behandelt. 
Aui  einige  wichtige  juristische  und  wirt- 
schaftspolitische Gedankengänge  Kanf- 
manns  kommen  wir  demnächst  in  anderm 
Zusammenhange  zurück.       hax  sompml 

Politik 

Der  Schwripunci  der  PART, AMEN- 
TARISCHEN VERHANDLUN- 
GEN dürfte  sich  in  der  nädisten  Zeit 
vom  Reichstag  in  da>  preussisclic  Ab- 
gtordnetenliaus  ver.schieben.  in  dem  die 
Entscheidung  über  die  wasserwirtichaft- 
lichen  Vorlagen  zu  erwarten  ist.  Im 
Reichstag  selbst  werden  keine  Fragen  von 
besonderer  Bedeutung  mehr  verhiiilelt 
werden.  Die  Kündigung  der  bisherigen 
und  die  Vorlegung  neuer  Handehver- 
träge  ist  für  die  nächste  Zeit  nichi  n-'-hr 
anzunehmen.  Dass  noch  eine  neue  .Ma- 
rinevorlage konnnt,  ist  aodi  unw.-ihr- 
scheinlich,  wenn  auch  nicht  ganz  und  g:.r 
ausgeschlossen.  Es  bleibt  die  Bc.-.->tung 
des  Eütats,  der  lex  Stengel  tmd  des  Bör- 
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sengesctzentwurfes,  Materien,  die  bei  der 
Redseligkeit  der  Reichitagsabgeordneten 
lange  genug  vorhalten,  tun  das  Ptela- 

mint  zu  beschäftigen.  Eben  bat  man 
beim  Etat  des  Reichskanzlers  sich  wieder 
fimf  Tage  lang  unterhalten.  Wozu 
eigentlich  diese  langen,  langen  Reden? 
Die  Abgeordneten  hören  sich  gegenseitig 
gar  nicht  mehr  an,  die  Öffentlichkeit  aber 
bekonnnt  nur  knne  Auszöge  aus  diesen 
Reden  zu  Gesteht,  die  ebenso  lang  aus- 
fielen, wenn  die  Redner  sich  otwa-^  kür- 
zer lassen  würden.  Aber  nein,  der  Drang 
der  Abgeordneten,  sich  zu  betätigen, 
liisst  •iich  nicht  bändigen,  und  so  reiht 
sich  Red'  an  Rede,  ohne  dass  damit 
irgendvrie  ein  politisch  oder  audi  nur 
agitatorisch  nützlicher  Zweck  erreicfat 
würde.  Es  wird  ja  so  bald  nicht  anders 
werden,  da  fa'<t  jeder  .\bgeordnete  wohl 
die  Redseligkeit  der  anderen  Collegen, 
nie  aber  seine  eigene  empfindet  Infolge 
diises  unglücklichen  Zustandes  dürfte 
der  Reichstag  bis  in  den  Sommer  hinein- 
reden, ohne  dass  wichtige  parlamenta- 
rische Aufgaben  erledigt  würden.  E'- 
macht  sich  sogar  der  Wunsch  geltend, 
den  Börsengesetzentwurf  links  liegen  zu 
]a»sen,  da  ohnehin  schon  Redestoff  genug 
vorhanden  sei.  Im  prensstschen  .Abpe- 
ordnetenhause  i'^t  es  die  Wasserwirtschaft - 
liehe  Vorlage,  die  das  Interesse  wieder 
in  höherem  Grade  zu  fesseln  vermag. 
Fs  ist  ja  kaum  anzunehmen,  das«;  um 
die  geplanten  Canalbautcn  grosse  parla- 
mcntarisrh(  Kiunpfe  entbrennen  werden, 
v.-rnn  auch  in  der  rein  agrarischen  Presse 
sc!l)st  gegen  den  vcrsiümmeHen  Mittel- 
lamlcanal  nfnli  Sturm  gelaufen  wird. 
Hier  wird  ganz  richtig  vermutet,  dass 
der  letzte  Abschnitt  des  Mittellandcanals, 
H:innri\ or-Magdehurg.  die  notwendige 
Ci  !i-r(|ucn/  der  bis  Hannover  geführten 
(';:naNt recke  sei  und  dass  aus  diesem 
(irnnde  auch  der  Teilcanal  eWnso  zu 
bekämpfen  sei  wie  seiner  Zeit  das  Pro- 
jcct  in  seiner  Totalität.  Da>s  freilich 
diese  extrem-agrarische  Auffassung  in 
der  conservatTven  Partei  und  im  Centrum 
\i<!  Werhekrnft  haben  wird,  i'^t  nicht 
anzunehmen.  Immerhin  liegen  die  Dinge 
nc<h  so.  dass  man  den  ersten  Virhand- 
Utngen  über  die  Vorlage,  sowie  den  wei- 
teren parlamentarischen  Pha.scn  mit  einer 
gewissen  Spannung  entgegensehen  darf. 
X  X 
VW.r  du  RHICHSFINANZLAGE  in  den 
n:ulistt  i)  Jahren  forderte  die  Rndj^etcom- 
m;>^sion  des  Reichstages  von  dem  Reichs- 
schatzsecretatr  nähere  Auskunft  Wäh- 
rend der  Osterfericn  hat  nun  das  Reichs- 


schatzamt eine  Denkschrift  ausgearbeitet, 
die  die  Schätzung  der  Einnahme-  und 
Av^besteigerttng  bis  1909  entiiilt  Ins- 
gesamt rechnet  das  Rcichsschatzamt  auf 
eine  Steigerung  der  Ausgaben  von  1694^ 
auf  1923  Mill.  M.  Die  Ausgaben  für  das 
Rcichsatnt  des  Innern  steigen  von  78.4 
aui  ioo,g6  Mill.  M.  Für  die  Verwaltung 
des  Reichsheeres  steigen  sie  von  619  auf 
6igetj ;  für  die  Marineverwaltung  von  175 
auf  208,9 ;  für  die  Verzinsung  der  Heidts- 
schuld  von  104,7  -'"f  128,3  Mill.  ^f.  Ge- 
genüber diesen  Ausgaben  steigern  sich 
nach  der  Denkschrift  in  demselben  Zeit- 
raum die  Einnahmen  von  1614  auf 
1874,4  ^^i''-  Die  Einnahmen  aus  den 
lallen  erhöhen  sidi  von  490,8  auf  61 1.7, 
aus  der  Zuckerstcuer  von  105,3  auf  140,9 
Mill.  M.  Nach  der  schätzungsweisen  Er- 
iDittelung  der  Ausgabe-  und  Einnalime- 
beträge  würden  zur  Deckung  fehlen  im 
Jshre  1905  80,  im  Jahre  1906  76,  im  Jahre 
1907  68,6,  im  Jahre  I9<Ä  95,5  und  im 
Jahre  1909  30,5  Mill.  M.  Wenn  auch 
diese  Bcrachmmgen  und  Schätzungen 
knimi  ernst  genommen  werden  düKen. 
<la  die  Vorraussetzungen,  unter  denen  sie 
aufgestellt  wurden,  sich  sehr  schnell  ge- 
ändert haben  werden,  so  ist  es  doch  gut. 
derartige  Voraussagen  festzulegen,  die 
sich  später  einmal  als  recht  überflüssige 
parlamentarische  Spiderden  herausstel- 
len dürften. 

X  X 

Zwischen  FRANKREICH  UND  ENG- 
LAND ist  am  8.  April  dn  wichtiges  Ab- 
konuxien  unterzeichnet  worden,  das  die 
Differenzpunttc  der  beiden  TJänJer  iH 

eirier  für  Frankreich  überaus  vorteilhaf- 
ten Weise  zu  beseitigen  sucht  Wenn 
bisher  <fie  Ansprüche  Frankrdchs  aaf 

Marocco  entschiedenem  Widerspruch  be- 
gegneten, äo  dürfte  dies  nunmehr,  nach- 
dem England  Prankreichs  wdtgehenden 
Ansprüchen  entgegengekommen  i'^t.  nicht 
mehr  der  Fall  sein.  Die  engl i sehe  Re- 
gierung erkennt  nämlich  in  dem  Ver- 
tr^ige  an,  dass  es  Frankreich  als  der 
Macht,  die  auf  dner  weiten  Strecke  Ma- 
rooco>  Crcnznachhar  ist.  zukommt,  über 
dii  Ruhe  in  diesem  Lande  zu  wachen 
und  ihm  seinen  Beistand  für  alle  admi- 
nistrativen, wirtscliaftlichen.  financielk-n 
und  miliiairischcn  Reformen  zu  leihen, 
deren  es  bedarf.  Die  britische  Regierung 
erklärt,  dass  sie  die  Action  Frankrdchs 
zu  diesem  7wecke  nicht  hemmen  wird, 
unter  dem  \'' »rl ptlialt .  dass  diese  Actio« 
die  bisherigen  Rechte  Grossbritanniens 
unberührt  lässL  Es  sind  nur  wenige 
Einsdiränkungen,  die  sidi  Frankreich  ge- 
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fallen  lassen  muss,  nämlich  Handelslrei- 
heit  für  30  Jahre,  ferner  das  Verbot,  an 
der  Nordküste  Befestigungen  anzulegen, 
endlich  die  Aufrechterhaltung  der  nomi- 
nellen UdnbhSngigkeit  Marooeos.  Wenn 
auch  das  Abkommen  selbst  die  deutsche 
Interessensphäre  nicht  berührt,  so  er- 
füllt CS  doch  mit  einer  gewissen  Öe- 
unruhig^ng,  dass  das  überaus  starke  Ent- 
gegenkommen Englands  an  Frankreich 
ganz  dazu  angetan  ist,  eine  Annäherung 
Deutschlands  an  Frankreich  hinauszu- 
schidmi. . 

X  X 
Obwohl  in  dem  Krieg  zwischen  RUSS- 
LAND UND  JAPAN  noch  keine  ent- 
scheidenden Kämpfe  stattfi^efunden  ha- 
ben, werden  doch  die  Russen  fortgesetzt 
von  grossen  maritimen  Verlusten  ver- 
folgt. Nicht  weniger  als  vier  grosse  Li- 
nienschiffe und  zwei  gedeckte  Kreuzer 
sind  schon  kampfunföhig  geworden.  Am 
13.  April  ging  das  russische  Admiral- 
scbiff  Petropa'wlowsk  und  mit  ihm  der 
Admiral  Maükarow  zu  Grunde.  Die  ja- 
panische Flotte  hatte  einen  Angriff  auf 
Port  Arthur  gemacht,  wurde  jedoch  von 
der  ntsssi  sehen  Flotte  zurückgeschlagen 
and  eine  Strecke  weit  verfolgt.  Bei  der 
Rückkehr  geriet  das  Admiralsschiff  auf 
eino  Mine,  die  wahrscheinlich  von  den 
Russen  selbst  gelegt  war,  und  fiel  der 
Explosion  mm  Oi»fer.  Du  SdrifF  hatte 
eine  Rcsafzung  von  rund  700  Mann, 
darunter  etwa  25  bis  30  Officiere.  Über 
die  Operationen  der  J^aner  zu  Lande  ist 
man  noch  immer  nicht  unterrichtet,  da 
die  Japaner  es  verstanden  haben,  die 
Kriegsberichterstatter  in  vollständiger 
Unklarheit  über  ihre  Truppentransporte 
zu  lassen. 

X  X 

KURZF  CHRONIK.  Die  Ersatz- 
wahl im  Reichstagswahlkreis  Zschopau- 
Marienberg  am  18.  März  endete  damit, 
dass  dar  socialdemokratische  Candidat 
mit  dem  .^ntisemiten  in  Stichwahl  kam ; 
in  der  Stichwah.l  vom  25.  wurde  dann 
dei  Antisenüt  Zimmermann  gewählt  — 
Im  dänischen  Folkethtng  warde  am 
35.  März  der  von  der  Regierung  vorge- 
legte Entwurf,  wonach  die  Prügelstrafe 
eingeführt  werden  soll,  mit  54  gegen  50 
Stimmen  angenommen.  —  Am  28.  März 
nahm  die  französische  Dcputierten- 
k«mmer  das  Gesetz  an,  nach  dem  den 
geistlichen  Congregationcn  der  Schul- 
uiiterricht  entzogen  wird.  —  Der 
schweizerische  Ständerat  nahm 
am  8.  April  ein  Gesetz  an,  nach  dem 


die  Verherrlichung  anarcbiatiacher  Ver- 
brechen  mit    Gefiungniittrafe  bedroht 

wird.  -  Königin  Isabella  von  Spa- 
nien ist  gestorben.  mohaib  calww 

Sociale  Communatpolltik 

In  dem  Anhange  zum  5.  Jahresbericht 
des  Frankfurter  Arbeitersecretariats  hat 
der  Arbeitersecretair  Heiden  eine  Studie 
über  den  PARIT.ATISCHEN  ARBEITS- 
NACHWEIS veröffentlicht,  auf  deren  In- 
halt ich  die  Leser  der  Socialistischen 
Monatshefte  um  so  lieber  hinweise,  als  sie 
sich  völlig  mit  den  Ansciiaiuingen 
deckt,  die  ich  in  meinem  demnächst  er- 
scheinenden Buch  ArheiterpoVHk  und 
Wirtschaf tspflegc  in  der  deutschen Stadtf- 
verwaltUHg  ausführlich  entwickelt  habe. 
Sie  ist  nur  ein  Anzeichen  dafür,  dass  sich 
in  gewerkschaftlichen  Kreisen  allmählich 
die  Gegenbewegung  gegen  die  namentlich 
von  bürgerlichen  Soctalreformem  gefor- 
derte Einrichtung  von  paritätischen  com- 
munalen  .\rbeitsnachweisen.  tmd  dann 
weiter  von  paritätischen  Arbeitskammern 
etc.,  entwickelt  und  erstarkt.  Dieser  Vor- 
gang ist  sehr  zu  begrussen.  Ist  sich  die 
organisierte  j\rbeiterschaft  erst  einmal 
darüber  klar  geworden,  was  es  mit  der 
Parität  dieser  Institutionen  auf  steh  hat, 
so  wird  auch  ihre  Stellung  ihnen  gegen- 
über gegeben  sein.  Sie  wird  dann  ihre 
Kräfte  in  erster  Linie  auf  die  Einrich- 
tung und  Ausbildung  der  gewerkschaft- 
lichen Arbeitsnachweise  concentrieren,  in 
zweiter  Linie  aber  bestrebt  sein,  die  vor- 
handenen paritätischen  Nachweise  der 
Communen  auch  wirklich  paritätisch  zu 
machen  oder  vielmehr  sie  mit  gewerk- 
schaftlichen Anschauungen  zu  durch- 
tränken. 

Heiden  weist  im  er^teM  Teile  ^ciner  Stu- 
die nach,  dass  die  Auffassungen  der  bür- 
gerlichen Sodalreförmer  derer  um  Ja- 
strow,  Flesch,  Freund  etc..  von  der  Pari- 
tät der  Arbeitsnachweise  nichts  anderes 
sind,  als  der  theoretische  Ausdruck  der 
praktischen  Anforderungen,  die  die  l'n- 
ternehmer  an  diese  stellen.  »Die  bürger- 
lichen Socialreformer«,  so  stellt  er  zu- 
treffend die  soctalreformerische  Theorie 
dar,  »folgern  aus  der  tmbestreitbaren  Tat- 
sache, da.ss  die  Arbeitskraft  Ware  ist, 
dass  sie  nun  auch  gemäss  den  für  den 
Warenhandel  geltenden  Gesetfen  ge- 
handelt werden  müsse.  Der  Arbeitsnach- 
weis ist  ihnen  daher  nichts  anderes,  als 
eine  Börse,  an  der  man  Arbeitskraft  um- 
setzt, wie  an  der  Kaffeebörse  Kaffee.« 
Daraus  folgt,  dass  der  Arbeitsnachweis 
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darauf  verzichten  muss,  auf  die  ArtwitS- 
bcdingungen    auch   nur    den  geringsten 
Einfluss  auszuüben.  Wenn  daher  die  com- 
munalen  Arbeitsnachweise  in  dieser  Hin- 
sicht überhaupt  etwas  tun,  so  verlangen  sie 
von  den  Arbeiter  suchenden  Arbdtgebem 
die  Angabe  und  spätere  Beobachtung  der 
von  ihnen  angegebenen  Lohnbedingungen. 
Von  einer  Einwirkung  auf  die  Lohnbe- 
dingttngen  ist  auch  hier  keine  Rede.  Trotz- 
dem wagen  nur  die  wenigsten  Arbeits- 
nachweise den  Arbeitgebern  diese  sehr  be- 
scheidene Forderung  aufzuerlegen.  Mit 
der  socialreformeri sehen  Auffassung  des 
Arbeitsnachweises  sind  die  Unternehmer 
durchaus  einverstanden,  solange  sie  sich 
nicht  stark  genug  fühlen,  selbständig  einen 
Unteraehmerarbeitsnachweis  einzurichten. 
Ist  ihre  Organisation   hinreichend  er- 
-tarkt,  so  werden    ic  ofort  zu  wüten- 
den Gegnern   der  communalen  Arbeits- 
nachweise, da  diese  ihnen  eine  iinange» 
nehme,  mit  dem  Nimbus  (ifTentlicher  .Auto- 
rität umkleidete  Concurrcnz  zu  machen 
pflegen.   Bis  dahin  aber  sind  sie  mit  den 
paritätischen    communalen  Arbeitsnach- 
weisen, deren  Organisation  die  von  ihnen 
beherrschte   Stadtverwaltung   nach  ihren 
Wünschen  gestaltet  hat,  ganz  zufrieden. 
Der  Charakter  derseHien  aht  Börsen,  die 
Ihnen  den  Kauf  der  Arbeitskraft  möglichst 
verbiUigen  und  eine  möglichst  grosse 
Auswahl  bereit  stellen,  stimmt  mit  ihren 
Auffassungen     von  Arbeitsvermittelung 
überein.    Die  Festsetzung  der  Arbeits- 
bedingungen ist  nach  Ansicht  der  Unter- 
nehmer ausschliesslich  ihre  Sache,  mit  der 
die  communalen  Arbeitsnachweise  nicht 
das  Geringste  zu  schaffen  haben.  Diese 
haben  sich  auch  bisher  ängstlich  gehütet, 
an  diesem  Blihnchen  Rührmichnichtan  zu 
rnhren.    Mit  der  Teilnahme  der  Unter- 
nehmer an  ihrer  Verwaltung  oder  mit 
den  kflhnen  Frevlem  hätte  es  ein  sdir 
schnelles  Ende  pennmmen.    Heiden  führt 
einige  Beispiele  aus  der  Praxis  des  Frank- 
furter Arbeitsamtes  an,  wie  ängstlich  be- 
reit das  selbe  gewesen  ist,  allen  Wünschen 
des     Unternehmertums  nachzukommen. 
Das  Formular  für  die  Gesuche  um  Zu- 
weisung von  Arbeitslixäftcn  enthielt  früher 
Fragen  nadi  dem  Lohn  und  den  Ar- 
beitsbedingunRcn.    Die  Untemthmcr  be- 
nutzten das  Formular  nicht  —  und  das 
Formular  wird  nicht  mdtr  ausgegeben. 
Heiden  citiert  aus  dem  Bericht  des  Ar- 
beitsamtes für  1901  die  folgende  bezeich- 
nende Stelle:  >Wie  bisher,  bemühte  sich 
^     Arbettsvermittelungsstclle,  durch 
strei^pes  Vorgehen  gegen  Arbeiter,  die  in 


frivoler  Weise  die  angebotene  Arbeit  ab- 
lehnten oder  im  Stich  Hessen,  zu  bewirken, 
dass  leichtsinnige  und  arbeitsscheue  Ele- 
mente der  Arbeitsvermittclungsstclle  tun- 
lichst fern  blieben.  In  fast  jeder  Sitzung 
wurden  Beschwerden  solcher  Arbeiter, 
denen  der  Geschäftsführer  nach  Prüfung 
der  bezüglichen  Anzeigen  der  Arbeit- 
gel)cr  das  Betreten  der  Arbeitsvcrmitte- 
lungsstelle  verboten  hatte,  eingehend  ge- 
prüft« Davon  aber,  dass  Arbdtgdwrn. 
die  die  versprochenen  Lohnbedingimgen 
nicht  eingehalten  hatten,  die  Benutzung 
des  Arbeitsamtes  verboten  wurde,  ist 
nichts  im  Bericht  zu  lesen.  Da  heisst  es 
nur :  >Die  Fortsetzung  der  Gewährung 
einer  Arbeitsvermittelung  kann  fraglich 
sein.«  Die  Arbeiter  werden  ausg^ 
schlössen,  der  Ausschluss  der  Arbeitgeber 
kann  fraglich  sein!  Die  gleiclu .  höchst 
eigentümliche  Auffassung  von  dem  Wesen 
der  Parität  charakterisiert  and»  <Be  Ver- 
waltungspraxis der  anderen  Arbeitsnach- 
weise, von  denen  Heiden  ausser  dem 
Frankfurter  noch  den  Nürnberger  aus- 
führlich behandelt.  Er  kommt  auf  Grund 
seiner  Untersuchung  zu  dem  Resultat,  dass 
die  heute  bestehenden  communalen  Ar- 
beitsnachweise in  erster  T.inie  die  Inter- 
essen der  Unternelmier  und  nicht  die  der 
Arbeiter  fördern  —  trotz  ihrer  angeblichen 
Parität.  Dies  Resultat  liess  sich  a  priori 
schon  aus  der  einen  Tatsache  ableiten,, 
das';  die  cnmmunalc  Verwaltung  vollstän- 
dig in  den  Händen  der  Bourgeoisie  ist; 
der  Nachweis  der  Praxis  beweist  die  Ridi- 
tigkeit  dieser  These. 

Steht  es  also  so  mit  der  Neutralität  der 
communalen  Arbeitsnachweise  und  ist  ihre 
Parität  schon  allein  deshalb  nur  Schein, 
weil  die  Unternehmcrclasse  durch  ihre 
Bcherrschimg  der  städtischen  Verwaltung 
auch  bei  gleicher  Vertretimg  in  der  Ver- 
waltungscommission stets  die  Oberhand 
hat.  so  folgt  daraus,  dass  die  Gewerk- 
schaften auch  nicht  die  geringste  Veran- 
lasstmg  haben,  auf  ihre  eigenen,  bereits 
functionicrendcn  Arbeitsnachweise  zu  ver- 
zichten. Die  Gründe,  mit  denen  Heiden 
für  den  gewerkschaftlidien  Arbeitsnach- 
weis eintritt,  sind  unseres  Erachtens 
durchaus  zutreffend.  Nur  dort,  wo  die 
Gewerkschaften  zu  schwach  sind,  um  die 
Organisation  der  Arbeitsverraittelung  an- 
zugreifen, kann  die  Frage  discutiert  wer- 
den, oh  die  Einrichtung  eines  communalen 
Arbeitsnachweises  oder  dn  bereits  be- 
stch  ender  tmterstfitzt  werden  soIL  Für 
ihre  Beantwortung  ist  nicht  nur  die  Po 
sition  der  beiden  Parteien,  Unternehmer 
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und  Arbeiter,  im  wirtschaftlichen,  sondern 
ebtnso  sehr  auch  im  politischen  Kampfe 
von  der  grössten  Bedeutung.  Offenbar 
werden  sich    die  Gewerkschaften  viel 
leichter  zur  Unterstützung  der 
naten  Einrichtung  entschlicssen  können, 
wenn  die  organisierte  Arbeiterschaft  ihren 
Etnflttss  auf  die  Stadtverwaltung  dardi 
eine  grössere  Anzahl  von  Arheitervertre- 
tern  ausüben  kann,  als  wenn  ein  reactio- 
näres  Wahlrecht  sie  vollständig  von  der 
Teilnahme  an  der  städtischen  Verwaltung 
ausschliesst    Nehmen  aber  die  Gewerk- 
schaften an  der  Verwaltung  der  commu- 
nalen  Arbeitsnachweise  teil,  so  müssen 
sie  alle  Kräfte  daran  setzen,  in  derselben 
den  Grundsatz  von  der  Beobachtung  der 
gewerkschaftlichen  Arbeitsbedingungen 
durdizttsetzen.  Deim  nnr  ein  so  verwal- 
teter Arbeitsnachweis  ist  wahrhaft  pari- 
tätisch,   insofern  er    die  überwiegende 
Machtstellung  des  Unternehmertums  zu 
gnnstcn  der  schwächeren  Partei,  der  Ar- 
beiterclasse,  beschränkt. 
Heiden  hält  an  dem  Programm,  das  die 
Gewerkschaftsvertreter    auf    dem  Con- 
gresse  des  Preten  MochsHftes  1893  ent- 
wickelten, auch  insofern  fest,  ah  er  für 
die  von  den  Gewerkschaften  gegründeten 
md  von  ihnen  allein  verwalteten  Arbeits- 
nachweise financielle  Unterstützung  der 
Comuiunen  und  des  Staates  fordert.  <\uf 
Grund  der  Gewährung  von  Geldmitteln 
soll  n^^cr  den  Staats-  und  Gemeindebehör- 
den kein   Aufsichtsrecht  zustehen.  »Die 
Forderung«,  schreibt  Heiden,  »dass  die 
Gemeinde  oder  der  Staat  in  der  Verwal- 
tung von  Arbeitertnstituten,  die  sie  sub- 
ventionieren, vertreten  sein  müs=cn.  ent- 
springt lediglich  einem  Misstrauen  in  die 
Füii^dt  des  Arbeiters,  ihre  eigenen  An- 
gelegenheiten verwalten  zu  können.«  Hier 
irrt  Heiden.    Die  Vertretung  wird  nicht 
so  selir  aus  Misstrauen  gegen  die  Ver- 
waltung^^eigenschaften  der  Arbeiterdasse, 
.ils  vielmehr  zwecks  Controle  und  Un- 
schädlichmachung ihrer  Titigkeit  gefor- 
dert.  Sie  soll  dafür  sorgen,  dass  die  In- 
teressen der  besitzenden  Classen  nicht  Not 
leiden.    Darin  hat  Heiden  aber  durchaus 
recht,  dass  es  nicht  Sadie  der  Arbdtcr 
sein  kann,  dnrdi  das  Verlangen  nadh  pari- 
täti.sch     verwalteten  Arbeitsnachweisen 
oder  Arbeitskaromern  diese  Beaufsichti- 
gung zu  fordern. 

X  X 
Zur  Charakteristik  der  communalen  AR- 
BEITERPOLITIK stellen  wir  im  fol- 
genden eine  kleine  Blütenlese  von  Vor- 
gängen zusammen,  die  uns  in  den  letzten 


Wochen  begegnet  sind.  Am  14.  Juli  1903 
reichten   die   städtischen   Arbeiter  der 

Stadt  Dresden  durch  ihren  Vertrauens- 
mann eine  Eingabe  an  die  Stadtverord- 
netenversammlung, die  von  1700  stidtt- 
schen  Arbeitern  unterzeichnet  war.  Da- 
rauf   erhielt  der  Vertrauensmann,  ein 
früherer  gemassregelter  städtischer  Ar- 
beiter, am  3.  Deccmber  1903  ein  Schreiben 
vom  Stadtverordnetenvorstand,    das  mit 
den   folgenden   Worten   schltesst:  »Im 
übrigen  hat  der  Vorstand  der  Stadtver- 
ordnetenversammlung beschlossen,  Ihnen 
mitzuteilen,  dass  er  Sie  nicht  als  Bevoll- 
mächtigten der  städtischen  Arbeiter  an- 
sdien  Könne  und  Ihre  etwaigen  IcfinCUgeu 
Eingalicn  danach  behandeln  werde.«  Der 
gleiciie  Tric,  die  Vertrauensleute  nicht 
als  legitimiert  zur  Vertretung  der  städti- 
schen Arbeiter  anzuerkennen,  wird  auch 
in  Nürnberg  und  Fürth  gebraucht,  um  sich 
unangenehme  Auseinandersetzimgen  vom 
Leibe  zu  halten.    In  Nürnberg  ist  es  der 
Vertrauensmann    der   Gewerkschaft  der 
städtischen  Arbeiter,  dem  die  Stadtver- 
waltung das  Recht  bestreitet,  Eingaben  für 
die  städtischen  Arbeiter  aoznfusen  und 
einzureichen.    In  Fürth  führte  gelegent- 
lich der   Beratung  von  Eingaben  der 
städtisdien  Aiheiterausschusse  der  Bür- 
germeister aus,  dass  schon  seit  längerei; 
Zeit  eine  Eingabe  des  Verbandes  der  gt- 
memdUehen  Arbeiter  vorliege,  deren  For- 
derungen sich  mit   denjenigen    der  er- 
wähnten Eingabe  deckten.    Es  erübrige 
sich  wohl,  auf  die  Eingabe  einzugehen« 
Der    Magistrat   möge    überhaupt  aus- 
sprechen, dass  er  sich  in  Zukunft  nicht 
mehr  mit  Eingaben  des  Verbandes  be- 
schäftigen   werde,    sondern    nur  mit 
soldien,  die  von  den  Arbeiteraussehüsaai 
ausgingen.     Und  so  beschloss  der  Mar 
gistraL   Dabei  muss  hervorgehoben  wer- 
den, dass  die  Vorsitzenden  der  Arbeiter- 
ausschüsse der  Bestätigung  des  Magistrats 
bedürfen,  also  sicher  keine  organisierten 
Arbeiter  sein  werden.    Neben  diesen  in- 
directen  Angriffen  auf  das  Coalitionsrecht 
sind  verschiedene  directe  zu  erwähnen. 
So  wird  aus  Wiesbaden  über  die  Mass- 
regeltuig  eines  städtischen  Gasarbeiters 
berichtet,  der  als  Schriftführer  des  Ver- 
bandes im  unberechtigten  Verdacht  stand, 
einen  Artikel  über  die  Verhältnisse  der 
Gasanstalt   m  etne  socialdemolcratisdie 
Zeitung  gebracht  zu  haben.    In  Dresden 
sucht  man  die  Arbeiter  gleich  in  Massen 
zu  veranlassen,  aus  dem  Verbände  moB- 
zutretcn.     Vor    der    Verpflichtung  der 
städtischen   Arbeiter   als   ständige  auf 
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Grund  der  berühmt  gewordenen  neuen 
Arbeitsordnung  worden  dieselben  einem 

eingehenden  Verhör  unterworfen.  Darin 
wurde  Auskunft  darüber  verlangt,  welchen 
Genossenschaften,  Vereinen  die  Arbeiter 
angehörten,  insbesondere,  ob  sie  dem  Ver- 
bände angehörten.  Denen,  die  ihre  Ver- 
bandszugehörigkeit zugaben,  wurde  deut- 
lich zu  vcrstdien  gegeben,  dass  es  vor- 
teilhafter für  sie  wäre,  wenn  sie  aus  dem 
Verbände  austreten  wurden.  I-'iii«-  ganze 
Anzahl  ängstlicher  Seelen  bat  daraufhin 
der  Organisation!  den  Röcken  gdcehrt 
Und  diese  Inquisition,  obgleich  Ober- 
bürgermeij-tcr  iieutler  zu  wiederholten 
Malen  versichert  hat,  dass  das  Coalitions- 
reelu  der  Arbeiter  in  keiner  Weise  be- 
schrankt werden  solle!  Handelt  es  sich 
alM>  nor  um  übergriffe  der  lintergeord- 
neten Organe?  Bei  den  Verhören  musstcn 
auch  die  Bescheinigungen  über  den  Aus- 
tritt aus  dem  Consutnverein  beigebracht 
werden!  Ein  anderes  Bild,  das  nicht 
«ichoner  ist,  noch  dazn  in  einer  Stadt,  in 
der  eine  socialdemokratische  Majorität 
im  Gemeinderat  sitzt.  In  Mülhausen  im 
Elfass  erklärte  <kr  Bürgermeister,  dass 
er  aus  Gründen  der  Disciplin  jeden  Städti- 
schen Arbeiter  oder  Beamten  entlassen 
werde,  der  an  Versammlungen  teilnehme, 
in  denen  Beschwerden  von  Arbeitern 
gegen  ihre  Vorgesetzten  behandelt  wärden, 
sowie  dass  er  solche  städtischen  Arbeiter 
und  Angestellten  bestrafen  werde,  die 
sich  mit  Beschwerden  direct  an  Gemeinde- 
ratsinitgliedcr  wenden.  Gegen  diese 
Äusserung  burgenneisterlichcn  Hcrren- 
dünkels  machte  die  socialdemokratische 
Fraction  entschieden  Front.  Sie  erklärte, 
dass  eine  solche  Ausübung  der  bürgcr- 
melsterlichen  Disciplinargewalt  das  Coa- 
lltionsrecht  der  Arbeiter  und  das  Control- 
recht  des  Gemeinderates  gegenüber  der 
Stadtverwallung  einschränke,  dass  sie  da- 
her das  Gehalt  des  Burgermeisters  nur  in 
der  Erwartuiig  bewillige,  dass  die  ange- 
kündigten Versuche,  eine  Casemenhofdis- 
ciplin  in  der  Gemeindeverwaltung  ein- 
zuführen, nicht  zur  Tat  würden  I  Soviel 
für  diesmal  ans  unserer  Sammelmappe. 
X  X 
In  Oiarlottenburg  hat  am  23.  Februar 
dne  allgemeine  ARBEITSLOSENZÄH- 
LUNG stattgefunden  —  nach  Stuttgarter 
Muster.  Es  ist  auffallend,  wie  diese  ab- 
solut unbrauchbare  Methode  (vergl.  auch 
E.  Wiedfddt  in  den  Monatsberichten  des 
statistischen  Amtes  der  Stadt  Dresden, 
December  1903,  pag.  378),  die  von 
jedem  ernsten  Statistiker  als  giiizljcli 


wertlos  bezeichnet  wird,  auch  von  anderen 
Stadtverwaltangen  adaptiert  wird.  Für 
diesen  Vorgang  gibt  es  nur  eine  Erklä- 
rung: Die  Methode  ist  äusserst  bequem 
wid  sehr  billig  und  hat  den  weiteren,  nicht 
zu  unterschätzenden  Vorteil,  dass  sie  die 
Arbeitslosigkeit  viel  geringer  erscheinen 
lässt,  als  sie  wirklich  ist.  Das  sind  Vor- 
züge, die  sie  unseren  Stadtverwaltungen 
empfehlen.  Man  komme  aber  nicht  und 
-nche  diese  Zählmethode  als  wertvoll  an- 
zupreisen, weil  sie  sich  periodisch  wieder- 
hole tmd  deshalb  ein  immer  getreueres 
Bild,  insbesondere  auch  von  den  Schwan- 
kungen der  Arbeitslosigkeit,  ergeben 
werde.  Sie  gewährt  überhaupt  kein  Bild, 
daher  kann  es  auch  nicht  getreuer  wer- 
den, und  sie  kann  ebensowenig  die 
Schwankungen  der  Arbeitslosi^eit  ver- 
zeichnen, da  sie  keine  zuverlässigea 
Grundziffem  gewährt.  Das  beweist  wie- 
der die  Charlottenburger  Zählung,  bei  der 
6a8  Zählkarten,  595  von  männlichen,  33 
von  weiblidien  Personen,  abgegeben 
wurden.  Davon  inus^^ten  IQ3  ausgeschie- 
den werden,  die  als  Ursache  der  Erwerbs- 
losigkdt  Krankheit.  Unfall  oder  Invalidität 
angeführt  hatten.  Es  blieben  also  nur 
J50  für  die  Aufnahme  brauchbare  Karten 
übrig.  Die  Unzuverlässigkeit  des  Re- 
sultats geht  allein  schon  aus  der  Ziffer  33 
der  weiblichen  Arbeitslosen  hervor.  Vor 
zwei  Jahren  ergab  die  Hauszählung  der 
Gewerkschaften  2666  gründe  .\rbeitslose ; 
allerdings  ist  die  Arbeitslosigkeit  jetzt  ge- 
ringer, als  damal>,  aber  nach  den  Zahlen 
der  allgemeinen  Ortskrankencasse  von 
December  1903  bis  Februar  1904  ist  rie 
ohne  jeden  Zweifel  grösser,  als  die  Ar- 
beitslosenmeldang  ergibt.  Es  wäre  in 
der  Tat  vorteilhafter,  die  für  diese  Zäh- 
lungen nach  Stuttgarter  Muster  geradezu 
fortgeworfenen  Gelder  zur  Ausbildung 
der  anderen  Methoden  der  Arbeitslosen- 
zählung (Anmeldungen  der  Ortskraidcen- 
casse.  Zählung  der  Gewerksdiaften  etc.) 
zu  verwenden,  will  man  emstlich  eine 
genaue  Feststellung  der  Arbeitslosen  er- 
zielen. 

X  X 
KURZE  CHRONIK.  Die  Düssel- 
dorfer Stadtverordnetenversammlung 

beschäftigte  sich  mit  der  Erweiterung  der 
Hafenanlagc,  deren  Kosten  auf  6,5  Mill. 
M.  geschätzt  werden.  Die  bestehenden  .An- 
lagen reichen  nicht  aus,  um  den  Inaus- 
tricllen  im  Hafen  geeignete  Fabrikplätze 
zur  Verfügung  zu  stellen.  —  Das  Göt- 
tinger Bärgervorstehercollcgium  be- 
willigte der  Voikslesehalle  einen  Zuschuss 
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von  980  M.  unter  der  Bedingung,  dass  in 
der  Lesdialk  keine  sodaldemokratisdien 

Zeitungen  ausgelegt  werden  !  —  tn  R  e  g  - 
g  i  o  -  £  m  1 1  i  a  fand  auf  Grund  des  Ge- 
setzes vom  ag.  März  1903  über  die  Mimi- 
cifolisierung  der  öffenüichen  Dienste  eine 
Abstimmung  über  die  Übernahme  der 
Brotfabrikalion  durch  die  Stadt  statt,  in 
der  aaoo  Stimmen  für  und  1600  gegen 
die  Mnmdpalisierung  abgegeben  wurden. 
—  Die  hiirgiTlichcn  Collegien  in  Ulm 
beschlossen  die  Einfuhrung  einer  Hinter- 
bUebenenversorgung  für  die  Arbeiter  des 
städtischen  Gas-  und  Wasserwerkes.  — 
Die  Frankfurter  Stadtverordneten- 
versammlung hat  die  Einführung  der 
freien  Arztwahl  für  die  städtischen  Armen 
at^elehnt.  —  Üie  Berliner  Stadtver- 
ordnetenmajorität lehnte  bei  der  Etatsbe- 
ratung alle  Anträge  ab,  die  durch  Auf- 
hebung der  Gelmm-en  eine  grössere  Be- 
nutzung der  Desinfectionsanstalt  durch 
die  ärmeren  Classen  ermöglicht  sehen 
wollten.  HuMo  uNoniMm 

Socialistische  Bewegung 

U'Vr  die  ENTWTCKELUNG  DES 
i'ARTEILEBENS  m  Sachsen  gibt 
der  Geschäftsbericht  des  Ceutralcomites 
für  1903  interessante  AufsehUMie.  Danach 
betrug  die  Gesamtzahl  der  Ofganisierten 
Parteigenossen  Sachsens  im  Jabre  1901: 
aSflBx,  1903:39916,  1903:30764.  Die 
Parttihlätter  hatten  zusammen  121 750 
Abonnenten  bei  441 764  socialdcmokrati- 
schcn  Reichstags  Wählern,  also  fast  a8% 
der  Reichstagswählcr.  Das  ist  ein  grö- 
sserer Procentsatz,  als  ihn  Berlin  aufzu- 
weisen hat.  Hier  werden  nur  etwa  20% 
der  Reichstagswähler  Abonnenten  dies 
Vorwärts  sein,  wobei  zu  beachten  ist,  dass 
hier  ausschliesslich  grossstädtischc  Be- 
völkerung mit  erheblich  grosserem  Lese- 
bedurtnis  und  zudem  durchschnittlich 
besseren  Einkommensverhältnissen  in 
Frage  kommt,  während  in  ganz  Sachsen 
ein  grosser  Teil  unserer  Wähler  auf  dem 
Lande  ^obnt  und  teilweise  sehr  ungün- 
stige Erwerbsverhältnisse  hat  Die 
Rcichtagswahlkosten  bctraptm  in  den  23 
sachsischen  Wahlkreisen  insgesamt 
124  S19i35  M.,  wovon  in  den  Kreisen  selbst 
115830,54  M.  aufgebracht  wurden,  so  dass 
nur  ein  Zuschuss  von  8688,81  M.  notwen- 
dig war. 

Im  social  demokratischen  Verein  für  den 
I,  hamburgischen  Wahlkreis  stieg  die 
Milgliedcrzahl  im  abgelaufenen  Jahr  von 
1356  auf  Die  Jahreseinnahme  des 

Vereins  betrug  17490  M.,  die  Atiagabe 


II  248  M.  Die  Organisation  des  2.  ham- 
burgisdien  Wahlhreises  zählt  4309  Mit« 
glicder  gegen  3749  am  Beginn  des  Jahres 
1003.    Die  Einnahme  betrug  hier  20863 
M.,    die  Ausgabe    17  177   M..  darunter 
9500  M.  an  die  Uauptcasse.   Der  sodal- 
demokratisoie  Verein  Randow-Greifen- 
hagen  zählte  am  Jahresschlüsse  902  Mit- 
glieder gegen  704  am  Schlüsse  des  Jahres 
1908.    Zur  Reicfastagswalil  sind  118  000 
und  zur  Landtagswahl  40000  Flugblätter 
verbreitet   worden.    Ausserdem  wurden 
28000  Volkskalender  verbreitet.  Die  Or- 
ganisationsverhältnisse   in    der  oberen 
Rheinprovinz  haben  dch  unter  dan  Ein- 
flüsse der  Wahlbewegung  erheblich  ge- 
bessert.    In  8  Kreisen   bestehen  jetzt 
Parteivereine ;  in  einer  Anzahl  anderer 
ist  eine  lose  Organisation  mit  einem  Ver- 
ti  auensmann   an   der   Spitze  vorhanden. 
Die  8  Vereine  haben  zusanimmen  etwa 
2600  Mitglieder.   Die  23  Kreise  des  Be- 
zirks brachten  bei  der  Wahl  des  Jahres 
1903  gegen  das  Jahr  1898  einen  Zuwachs 
von  23874  Stimmen.    Ein  Centralwahl- 
vcrein  für  den  3-  schleswig-holsteinischen 
Rt ichstagswahlkreis  ist  am  I.  April  in 
Tätigkeit  getreten.    Er  ist  auf  dem  Fo- 
derativsystem  aufgebaut. 
Zur  Behandlung  von  Ausschlussanträgen 
hat  der  sodaldemokratische  Verein  in  Essen 
folgenden  bemerkenswerten  Beschluss  ge- 
fasst:  »Der  Ausschluss  eines  MitgUedes 
kann  nur  von  der  Mdirheit  der  Boiilcs- 
genossen  unter  Hinzuziehung  eines  Vor- 
stands-    oder  Agitationsausschussmit- 
gliedes  beraten   und  beantragt  werden. 
Sind  diese  Bedingungen  erfüllt,  so  ist 
der  Vorstand  verpflichtet,  nach  den  Re- 
geln des  §  2  de^  Organisationsstatuts  der 
Gesamtpartei  die  weiteren  Schritte  ein- 
zuleiten zur  Bildung  eines  Schiedsgerich- 
tes.   Da';  Schiedsgericht  fällt  sein  Urteil 
vollkommen    selbständig.    Die  Schieds- 
richter dürfen  nidit  aus  dem  antragstel- 
lenden Bezirk  entnommen  werden.  Der 
unparteiische  Vorsitzende,  den  das  nie- 
derrheinische  Agitationscomitc  ernennt, 
darf  nicht  dem  Wahlkreise  Essen  ange- 
hören.« 

X  X 
Inden  letzten  Wochen  haben  GEMEIN- 
DEWAHLEN nur  in  wenigeti  Orten  statt- 
gefunden. In  Penzig  (Schlesien)  wurdm 
2  Parteigenossen  gegen  die  freisinnigen 
Gegner  gewählt  In  Lügendorf  wurden 
in  der  3.  Qasse  die  beiden  sodaldemo- 
kratischen  Candidaten  gewählt  Etnen 
schönen  Sieg  errangen  die  Genossen  bei 
der  Gemeinderatswahl  in  Klein  Leubusch 
bei  Brkg;  In  der  3.  Qaase  wurden  nur 
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socialdemokratische  Stimmen  abgegeben 
und  unsere  beiden  (Kandidaten  gewählt. 
Auch  in  der  2.  Classc  eroberten  die  Ge- 
nossen einen  Sitz,  so  dass  wir  jetzt  dort 
S  Vertreter  der  Ailieiterpartei  haben. 
X  X 
Der  Parteivorstand  verdffendiclit  eiiie 
Statistik    über    das    in    den  SOCIA- 
LISTISCHEN  ßUCHDUCKEREIEN 
Deutschlands     beschäftigte  t^dmisdie, 
Redactions-     und  Expeditionspersonal. 
Danach     werden     zur     Zeit     an  Ge- 
schäftsführern,   Setzern,  Buchdruckern, 
Hilfsarbeitern  u.  s.  w.   1476  Personen 
in     derartigen     Druckereien  beschäf- 
tigt.    Redactiure     wurden     151,  Ex- 
pedienten und  Hilfspersonal  178  gezählt; 
zvsanimcn  sibt  das  1805  Personen.  In 
den    Betrieben    befinden    sich    16  Setz- 
maschinen, 36  Rolationsmaschinen  imd 
140  Flaidbidruckniaschinen    und  Tiegel- 
druckpressen.    Die   Gesamtauflage  der 
politischen  Blätter  beträgt  599880  Exem- 
plarc.     19  Druckereien    gewähren  den 
Achtstundentag,  2  haben  eine  Arbeitszeit 
von  8!4,  6  «inie  solche  von  8%  und  flo 
eine  soldie  von  9  Stunden.    Ferien  ge- 
währen 26  Budbdruckereien  je  i  Woche, 
5    Buchdruckereien   je   3   Tage.  In 
16    (leschäften     werden     Ferien  nicht 
gewälirt.    In  dgeiicni  Betriebe  der  Partei 
befinden  sich  29  Buchdruckereien,  5  Ge- 
schäfte bereiten  sich  zur  Zeit  zum  Eigen- 
betridM  vor.  Bei  einer  Ccmferenz,  w«die 
kürzlich  die  Geschäftsleiter  der  PkTlei- 
und  derjenigen  Privatdruckereien,  in  wel- 
chen Parteiblätter  hergestellt  werden,  ab- 
hielten, verpflichteten  sich  dieselben,  die 
efFective  Sstündige  Arbeitszeit    in  ihren 
Betrieben  baldmöglichst  einzuführen,  fvir 
alle  mindestens  z  Jahr  im  Betriebe  be- 
schäftigten Arbeiter  Ferien  bis  zur  Dauer 
von  einer  Woche  unter  Fort.?ahlung  des 
Lohnes  zu  gewähren,  die  Beiträge  zur 
Invaltdenversicherang  zu  bezahlen,  eben- 
so  die  Differenz    zwischen  Lohn  und 
Krankencassenentschädigung      bei  im 
Geschäft  erlittenen  Unfillen. 
X  X 
Der  VORWÄRTS  konnte  am  30.  März 
da';  Jubiläum  seines  2ojälirigeii  Bestehens 
feiern.  An  diesem  Tage  des  Jahres  1884 
erschien   die  Probennmmer  des  Ber- 
liner Volksblattes,  nachdem  Berlin  über 
5  Jahre,  seit  dem  Verbot   der  Freien 
Prus*  ohne  social  demokratische  Presse 

gewesen  war.  Nach  mehrmonatlichem 
cstehen  erschien  das  Blatt  in  einer  Auf- 
lage von  rund  2400  Exemplaren.  Die 
Agitation  bei  den  Reichstagswahleo  im 
Herbet  1884,  deren  Ertng  in  der  Erobe* 


rung  des  4.  und  6.  Berliner  Reichs- 
tagswahlkreises bestand,  brachte  audl  der 
Zeitung  einen  Zuwachs  an  Abonnenten; 
jedoch  betrug  die  Auflage  Anfang  18^ 
immerhin  erst  10  000  Exemplare.  Em 
Jahr  darauf,  nach  Aufhebung  des  Soda- 
listengesetzes, zählten  wir  emige  90  000, 
nach  zehnjährigem  Bestand  /1894/  un- 
gefähr 43000  und  heute,  nach  20  Jahren, 
83000  zahlende  Abonnenten.  Kein  ein- 
zif^ps  politisches  Blatt  Berlins  kommt  an 
Verbreitung  heute  dem  Centraiorgan  der 
Socialdemolcratie  gleich. 

^er   württembergische  LANDESPA^ 
TEITAG.  dt  r  am  Ostersonntag  stattfand, 
war  von  392  Delegierten  aus  14^  Partei- 
orten beschidct.   Ans  dem  Tätigkeitsbe- 
richt des  Landesvorstandes  ist  zu  ent- 
nehmen, dass  die  Partei  in  Württemberg 
im  Laufe  der  Jahre  stetige  und  solide 
Fortschritte    gemacht    hat     Im  Jahre 
1891-1892  gab  es  in  Württemberg  nur  50 
socialdemokratische  Mitgliedschaften,  im 
Berichtsjahr  199.    Die  Mitgliedsbeiträge 
wuchsen  im  gleidien  Zeitraum  von  3576 
M.  auf  10  193  M.,  der  Stinmienzahl  von 
24  000  bei  der  Reichstagswahl  im  Jahre 
1890  stehen  die  100000  Stimmen  der  vor- 
jährigen  Wahl   imponierend  gegenüber. 
Auch  das  Parteiorgan,  die  Schwäbische 
Tagwacht,  hat  sich  in  der  öflFentlichkeit 
eine  Achtimg  gebietende  Stellung  erobert. 
Sie  weist  gegenfiber  dem  Vorjahre  bei 
einer  Vermehrunp    der  Abonnentenzahl 
um  2000  eine  Mehrcmnahme  von  14000 
M.  auf.  —  Der  wesentlichste  Punot  der 
Tac^csordnung    war    die  Stellungnahme 
zum  Gemeindereformentwurf,  über  den 
Lindemann  und  Kioss  referierten. 
X  X 
In  der  SCHWEIZ  ist  die  Vertretung 
der   Socialdcniokratie   in   den  Behörden 
nach  einer  zusammenfassenden  Darstel- 
lung des  Bemer  Universitätsprofessors 
Dr.  Reichesberg  folgende :  Im  National-  * 
rat  sitzen  7  Sodaldemokraten  unter  167 
id^iedem  (s  4f3  %).  in  den  Cantons- 
regienmgen  von  Zürich,  Basel  und  St. 
Gallen  sitzen  je  7  Mitglieder,  in  den 
Cantonsrätcn  von  17  Cantonen  sitzen  158 
socialdemokratische  Vertreter:  39  in  Zü- 
ridi,  23  in  Basd,  ao  in  Neuenburg,  x6  in 
Bern,  10  in  Schaflniausen,  9  in  Solothum, 
8  im  Waadtland.  7  in  Genf,  6  in  Luzem, 
je  5  in  St.  Gallen  imd  Zug,  je  3  in 
Baselland  und  Thurgau,  2  in  Appenzell, 
je  I  in  Freiburg,  Aarg^u  und  Graubün- 
den.    In   sechs   Städten   »tzen  9  So- 
cialdemokraten  in  den  Executivbehördcn 
(Magistrat),  und  nrar  3  in 
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2  m  Wintertirar  und  je  dner  in  Barn, 

Biel,  Genf  und  Freiburg.  In  den  Stadt- 
j>ariamentcn  sitzen  136  sodaldemcÄn- 
tisdie  Vertreter,  in  Zürich  31,  Bern  95, 
WintcrthuT  16,  Biel  15,  Lausanne  13, 
Luzem  10,  Lugano  6.  Genf  5,  Schaffhau- 
sen 4.  Die  Gesamtzahl  dieser  socialdemo- 
kratiscfaen  Vertreter  beträgt  311.  Dazu 
konunen  aber  noch  die  Socialdemokratcn 
in  den  Gerichtsbehörden  u.  s.  w. 
Eiv  ausserordentlicher  Parteitag  der 
schweiierischen  Socialdcmokratie  fand 
Ostern  in  Luzern  statt.  Der  Hauptteil 
der  Discusston  galt  der  Stellung  der  So- 
cialdemokntie  zu  den  Militairfragen. 
Nach  ausserordentlich  lebhaften  und 
interessanten  Debatten  wurde  endlich  ein 
(  '  mproniissantrag  Studer-Rapin  ange- 
nommen, der  eine  erhebliche  Reduction 
der  miKtairisdMn  An^ben  verlangt,  das 
Verbot  der  Verwendung  von  Truppen 
bei  Strikes  fordert,  die  Militairjustiz  auf- 
hdien  will,  bei  ausserordentlichen  Aus- 
gaben von  mehr  als  i  Mi  11.  fr.  Entschei- 
dung des  Volkes  und  endlich  die  Besser- 
stellung des  Wehrmanns  in  militairischer 
sowie  ökonomischer  Hinsicht  fordert.  — 
Atierdings  soll  «aus  taktiadun  Grimden« 
vorläufig  noch  von  der  ErgKtfung  der 
Initiative  abgesehen  werden. 
X  •  X 

Über  die  socialistische  Partei  PORTU- 
GALS enthält  die  letzte  Nummer  des 
Axenir  Social  einen  gut  informierenden 
Artikel.  Am  la  Januar  1875,  so  heisst 
CS  dort,  versammdte  sidi  die  Vereuii' 
guni;  des  18.  Märs,  die  zu  jener  Zeit  den 
Mittelpunct  der  Arbeiterbewegung  von 
IJsmboa  bildete,  und  man  sehritt  zur 
Gründung  der  socialistischen  Partei  Por- 
tugals. Das  Programm,  ausgearbeitet  von 
GueccOk  wurde  von  der  Commission  an- 
genommen und  der  erste  Congress  der 
portugiesischen  Socialisten,  der  im  Jahre 
1877  in  LissalKin  stattfand,  stimmte  dem- 
selben zu.  Der  zweite  Congress  fand  im 
Jahre  darauf  in  Porto  statt,  und  im 
Jahre  1876  tagte  wiederum  ein  solcher 
in  Lissabon.  Mit  der  Organisierimg  der 
Partei  ging  es  sehr  langsam  von  statten  ; 
in  den  ersten  Jahren  gab  es  heftige 
Kämpfe  mit  der  republikanischen  Par- 
tei, welche  in  der  Arbeiterclasse  noch 
eine  grosse  Anhängerschaft  hatte.  In  den 
späteren  Jahren  wurden  die  Sdiwterig- 
keiten  fast  noch  gro^^scr,  indem  sich  fort- 
gesetzt neue  Gruppen  bildeten,  die  als 
Jurifie  die  AUtn  unter  Guecco  bekämpf- 
ten. Immer  neue  destructive  Elemente, 
namentlich  auch  anarchistische  Gruppen 
traten  «ul  und  idiwiditeD  die  aocin- 


listisdie  Partei,  wie  die  Arbeiterbewe- 
gung. Dieser  Zustand  hat  so  ziemlich 
das  ganze  letzte  Jahrzehnt  des  vorigen 
Jahrhtmderts  gedauert.  Die  aocielisti- 
sehe  Partei  Portugals,  so  heisst  es  zum 
Schluss,  besteht  jetzt  29  Jahre,  und  sie 
hat  noch  Berge  von  Hindernissen  und 
Schwierigkeiten  zu  überwinden;  sie  hat 
ein«'  grosse  Aufklärungsarbeit  zu  leisten, 
der  Arbeiterschaft  Willenskraft  cinzu- 
flössen  und  sie  zur  DiscipUn  und  Solida- 
rität zu  erxiehea,  alles  Etgensdiaften,  die 
dem  portugiesischen  Volk  vollkommen 
mangeln.  Es  gilt,  die  Gehirne  eines  Vol- 
kes zu  revolutionieren,  welches  durch  das 
Elend  und  die  Priesterherrschaft  ver- 
gangener Jahrhunderte  des  Denkens  ent- 
wölmt  ist 

X  X 
Der  Parteitag  der  Sodaldemokratie 
BELGIENS  fand  Ostern  in  Brüssel  statt 
und  war  von  488  Delegierten  beschickt. 
Der  Höhepunct  bildete  Vanderveldes  Re- 
ferat über  die  bevorstehenden  Wahlen 
(vergl.  seinen  Artikel  Zur  politischen 
Lage  in  Belgien,  pag.  356  ff.),  das  der 
Ctmgress  in  joo  000  £xemplaren  drucken 
und  verbreiten  zu  lassen  beschloss.  Nach 
V?ndervelde  nahm  nur  noch  Genosse 
Jules  Destree  das  Wort  zu  einigen  Aus- 
führungen, in  denen  er  unter  andern 
daran  erinnerte,  dass  Vanderveldc  er- 
klärt habe,  die  Socialdemokraten  würden 
bei  Stichwahlen  zwischen  Kleräcalen  und 
Liberalen  für  die  Liberalen  eintreten. 
Die  Liberalen  seien  sich  aber  über  ihre 
Haltung  nicht  einig:  einige  wollten  eine 
klerikal-liberale  Bündnispolitik  treiben, 
andere  dagn^ren  an  dem  Bündnis  mit  den 
Socialisten  festhalten.  Daher  müsse  man 
erklären,  dass  man,  getreu  der  bisherigen 
antiklerikalen  Haltung,  bei  den  Stich- 
wahlen für  die  Liberal«n  eintreten  werde, 
wenn  diese  sich  verpflichteten,  unsere 
Situation  in  betreff  der  permanenten  De- 
putation tmd  unserer  Vertretung  im  Se- 
nat zu  respectieren.  Widrigenfalls  wür- 
den die  Sodalisten  in  allen  Wahlkreisen 
die  freie  Entscheidung  über  ihre  Haltimg 
haben.  Also:  mit  den  Liberalen,  wenn 
•^ic  demokratisch  seien  und  nicht  mit  den 
Klerikalen  lechtclmcchtchi !  Diese  Aus- 
führungen fanden  den  einmütigen  Beifall 
des  Parteitages.  Ea  gelangte  sodann  die 
folgende  vom  Pkrteiirorstand  vorge- 
schlagene Resolution  zur  Annahme:  >Der 
Parteitag  erkennt  voUkoinmen  an,  es  sei 
wfinsdicnswert,  dass  die  Terschiedenen 
Oppositionsparteien  (Liberale,  Fort- 
schrittler, christliche  Demokraten,  Soda- 
listen)  ihre  Oberemstimmung  fiber  (Ue 
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wie     allgemeines     Wahlrecht,  obliga- 
torischer Unterricht   und  Verrin^^ung 
der   Militairlastcn     —   inxtdanuerten ; 
aber  er  hält  dafür,  dass  es  nicht  angehe, 
das   Wahlprogramm   der  Arbeiterpartei 
einzig   auf   politische    Reformen  zu  be- 
schränken.   Daher  fordert  er  die  Partei- 
organisationen im  Lande  auf,  die  Wahl- 
agitation  zur   Propaganda   der  Classcn- 
fordeningen  des  Proletariats  zu  benutzen 
und  in  den  Arbeitem   die  Überzeugung 
wachzurufen,  dass  ihre  vollständige  Be- 
freiung von  der  militairischen,  wie  von 
der  Iderikalen  und  capitalistiscfaen  Scla- 
verei  nur  durch  den  Sieg  der  sodaltsti- 
sehen  Demokratie  möglich  sei.« 
Bekanntlich   spick  die  Alkoholfrage  in 
der  belgischen  Partei  eine  grosse  Rolle; 
demgemiss  besdiloss  der  Congress,  den 
sccialisti>chin      nos^en -chaftcn  den  Ver- 
kauf von  alkoholischen  Getränken  strict': 
zn  verbieten.     Diejenigen,    welche  im 
Jahre    1905     noch    Alkohol  feilhalten, 
gehen  des  Rechtes  verlustig.  Delegierte 
zum  Congresse  der  belgischen  Arbeiter- 
partei zu  oitsendcn.  —  Zorn  Puncte 
/.  Mm  wurde  beschlossen,  an  diesem  Tage 
au^;  den  Vcr.^anmilnngen  Resolutionen  zu 
gunsten  des  Achtstundentags  an  das  Par- 
lament zu  entsenden. 
X  X 
In  SCHWEDEN  hat  die  sodaldemokra- 
tische  Gruppe  der  zweiten  Kammer  diurdi 
den  Genossen  Hjalmar  Brantit^  einen 
Antrag  auf  Einführung  des  allgemeinen 
Wahlrechts    eingereicht.     Danach  soll 
jeder  tmbescholtene  schwedische  Mann, 
der  im  laufenden  oder  letstverflosscnen 
Jahre  keine  Armenunterstätsong  erhalten 
hat,  vom  vollendeten  21.  Ldwnsjahre  ab 
waMberecfatigt  sein;  gelegentliche  Unter- 
stützungen bei  Krankheiten  oder  unver- 
schuldeter  Arbeitslosigkeit   sollen  nicht 
den  Verlust  des  Wahlrechts  herbeiführen. 
Des    weiteren    haben    unsere  Genossen 
einen  Antrag  eingebracht,  der  die  Regie- 
rung ersucht,  dem  nächsten  Reichstag  in 
Verbindung  mit  der  Einführung  des  all- 
gemeinen Wahlrechts  dnen  Gesetzentwurf 
über  eine  neue  Wahlkreiseinteilung,  vor 
allem  zur  Ausgleichung  des  Unterschiedes 
swisdien  Stadt  und  Xand,  ▼onulccen. 
Ferner  wird  die  Aufhebung  des  Wohn- 
sitzzwanges   für   die   Wählbarkeit  und 
eventuell  die  Einführung  der  BedingUBC 
absoluter  MajtMrität  bei  den  Wahlen  ver> 
langet. 

Die  Agitation  für  die  Wahlreform  soll 
mit  aller  Kraft  fortges^t  und  ausge- 
dehnt werden.    Der  VoUsiehungsaus- 


scbuss  der  Arbeiterpartei  hat  einen  Auf- 
ruf an  die  ArbcitcrÄchaft  und  alle  Wahl- 
rccht&freunde  erlassen,  der  den  gegen- 
wärtigen Stand  der  Wahlrechts^ge 
schildert.  Dagegen  hat  sich  die  Partei 
dalün  entschieden,  dass  ein  neuer  Gene- 
ralstrike  sun&chst  n i  ch  t  in  Frage  käme. 
X  X 
Die  socialistische  Bewc-gung  in  RUSS- 
LAND  ist  angesichts  der  infolge  des 
Krieges  geschaffenen  Verhältnisse  von 
besonderem  Interesse;  bilden  doch  die 
Socialisten  das  Rückgrat  der  Opposition 
gegen  das  Czarentum  und  den  Kneg. 
Wir  erfahren  denn  auch  aus  der  Iskra, 
dem  Naprzod  und  anderen  authentischen 
Quellen  von  zahlreichen  Flugblättern  und 
Druckschriften  aller  Art,  die  in  den  so- 
cialistischen  Geheimdruckereien  Russ- 
lands (besonders  Polens)  hergestellt  und 
von  den  verschiedenen  socialistischen 
Gruppen  verbreitet  werden,  sowie  von 
Demonstrationen  gegen  die  russische  Re- 
gierung,  die  an  Stärke  und  Kühnheit  alles 
bisher  Bekannte  weit  in  den  Schalten 
stellen.  Die  Tage-i)rc,->e  bringt  täglich 
derartige  Nachrichten.  Selbstverständlich 
fährt  nun  auch  der  Absolutismus  den 
Kampf  gegen  die  Socialisten  um  so  er- 
bitterter. So  sind  vor  einiger  Zeit  in 
Petersburg  4  (nadt  amtlicher  Version 
nur  3,  wieder  nach  anderen  Angaben 
aber  7)  Todesurteile  gegen  Socialisten 
gefällt  und  vdllstreckt  worden. 
X  X 
KURZE  CHRONIK.  In  der  Chicagoer 
International  Socialist  Review  veröfirent- 
licht  der  Führer  der  japamscben  Soda- 
listen, Katayama,  einen  Artikel,  in 
dem  er  den  ablehnenden  Standpunct  der 
japanischen  Genossen  gegenüber  dem 
russtsdt-japanischen  Krieg  auseinander- 
setzt. —  In  Frascati,  einem  Vorort  von 
Rom,  wurde  kürzlich  die  neue  Drucke- 
rei  des  Genossen  Lnigi  Moogini  einge- 
weiht Die  Druckerei,  in  der  eine  ganze 
Anzahl  italienischer  Parteizcitsdinften 
hergestellt  werden,  beschäftii^  gt^gwi  80J 
Arbeiter;  sie  hat  9  Maschinen  tmd  cme 
besondere  Abteilung  für  Illustration  s- 
druck.  —  Der  Führer  der  spanischen 
Social demokratie,  I  g  1  e  s  i  a  s ,  ist  wegen 
Bdddigmig  der  raiad  xa  3  Wochen 
strengen  Arrest  verurtdh  worden. 
X  X 
LITERATUR.  Das  Weiterbestehen 
der  Documcnic  des  Socialismus 
ist,  wie  ihr  Merau.sgebcr,  Genosse 
Eduard  Bernstein,  mitteilt,  zimächst  ge- 
sichert —  Das  Lembexger  Wochenblatt 
Jüäisthe    VolkfteiUmg,    das  spedell 
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für  die  jüdischen  Genossen  be- 
stiniinte,  in  jüdisdier  Sprache  geschrie« 
bene  Agitationsorgan  der  polnischen  So- 
cialdeniokratie  Österreichs,  hat  nach  vier- 
monatlicher  Unterbrechung  wieder  so  er- 
scheinen bcfonnen.  himo  roemoH 

QeweHcschaffsbewegung 

Während  der  Osterfesttage  hat  eine 
ganze  Rdhe  von  VERBANDS- 
TAGEN UND  CONGRESSEN  stattge- 
funden, die  einige  Aufmerksamlceit  ver- 
dienen. Die  Textilarbeiter  tagten 
in  Hannover.  Besonders  eingehend  wurde 
über  den  Crimmitschauer  Strike  verhan- 
dek.  Einstimmig  wurde  eine  Resolution 
angenommen,  die  gegen  die  im  Reichstage 
von  bürgerlicher  Seite  und  vom  sächsi- 
schen Bundesratsbevcllmächttgten  den 
strikenden  und  ausgesperrten  Textilarbei- 
tern in  Crimmitschau  und  Meerane  zu 
Unrecht  gemachten  Vorwürfe  des  Terro- 
rismus  g^en  Arbeitswillige  energisch  pro- 
testierte. Eine  wettere  Resolution,  die 
dienfalls  i.-iii'-timmig  angenommen  wurde, 
forderte  die  gesetzliche  Einfühnmg 
dner  lostöndigen  Arbdtszeit  Der 
Wochcnbeitrair  für  männliche  Mitglie- 
der wurde  von  20  auf  30  Pf.  er- 
höht und  dem  Vorstand  das  Recht  auf 
Erhebung  eines  Extrabeitrages  erteilt.  Es 
sollen  bis  zu  8  Gauleiter  angestellt  tmd 
in  der  Frage  der  Arbeitslosenunterstüt- 
zung eine  Urabstimmung  vorgenommen 
werden.  Atidi  wurde  der  Vorstand  be- 
auftragti  zur  Einführung  von  Arbeits- 
nachwdaen  geeignete  Massnahmen  zu 
treffen.  —  Die  in  Berlin  tagenden  Mül- 
ler erhöhten  das  Eintrittsgeld  von  75  Pf. 
auf  I  M.,  den  Wochcnbcitrag  von  30 
auf  40  Pf.;  der  ^^onatsbeitrag  von  10 Pf. 
für  den  Sterbefonds  bleibt  bestehen.  Das 
Unterstützungswesen  wurde  erheUich 
verbessert  Weiter  erklärte  man  sidi  für 
Errichtung  von  Arbeitsnachweisen  und 
Abschlnss  von  Tarifverträgen.  Eine  Re- 
solution fordert  vom  Bundesrat  Herbei- 
führung eines  Gesetzes»  welches  die  Sonn- 
tags- and  Naditarbdt  verbietet  tmd  die 
Arbeitszeit  für  das  Müllergcwerbe  auf 
höchstens  10  Stunden  festsetzt.  —  Die 
Fleischer,  wdche  in  Hamburg  tagten, 
erhöhten  den  Wochenbeitrag  von  20  auf 
30  Pf.,  beschlossen  die  Einführung  einer 
Krankenunterstutzung,  das  I4tägige  Er- 
scheinen ihres  jetzt  monatlich  erscheinen- 
den Vcri>andsorKans.  Die  Organ isations- 
titii^eit  soll  auch  auf  die  in  Fletsch- 
conservenfabriken  beschäftigten  Arbeiter, 
die  Verkäuferinnen  tmd  Hilfsarbeiter  aos- 


«edehnt  werden.  Es  wurde  gesetzliche 
'esttegmig    eines  Mawmalarbdtstages 

von  10  Stunden  gefordert.  —  Die 
Kürschner  waren  in  Dresden  zusam- 
mengekommen. Sie  normierte«  den 
Wochenl)eitrag  auf  40  Pf.  für  männliche 
und  20  Pf.  für  weibliche  Mitglieder,  be- 
schlossen Einführung  eines  Centraiarbeits- 
nachweises und  erklärten  sich  tmter  Her- 
vorhebung der  dabei  geltend  zu  machen- 
den Minimalforderungen  für  Abschlnss 
von  Tarifverträgen.  —  Die  Porte- 
feuiller  hielten  ihren  Verbondstag  in 
Offenbach  ab.  Es  wurde  die  Einführung 
einer  Erwerbslosigkeitsunterstützung  bei 
Erhöhung  des  Bdtrages  von  20  auf  30  re- 
spective  von  10  auf  15  Pf.,  vorbehaltlich 
einer  Urabstimmung  beschlossen.  Die 
Besdilüsse  des  Hdmarbdteroongresi^es 
wurden  .criitc;cheissen.  ferner  wurde  das 
StrikercKlcnunt  modificiert  und  eine  Re- 
solution zu  gunsten  von  Tarifverträgen 
gefasst,  schliesslich  wurde  Anschluss  an 
die  Generakommission  besdilosseiu  — 
Die  Maschinisten  und  Heizer 
hatten  sich  in  Halle  versammelt,  sie  er- 
höhten den  Wodienbeitrag  von  90  auf 
25  Pf.  und  verbesserten  die  .Arbeitslosen- 
unterstützung durch  Herabsetzung  der 
Carenzzdt  Zu  gidcher  Zeit  fand  in  Iblle 
ein  Maschinisten-  und  Ilei/.ercongress 
statt,  der  in  der  Hauptsache  Einheitlich- 
keit der  Dampfkesselgeaeligebung,  vor 
allem  auch  Verbesserung  der  Dampf- 
kesselprüfung. Regelung  der  Arbdtszdt 
und  der  Sonntags-  und  Nachtarbdt  durch 
die  Gesetzgebung,  staatlidie  Prüfung  der 
Masdiinisten  und  Hdzer  und  Anzdge* 
pflicht  der  Bttricbsuntcrnehmer  bd 
Dampfkessddeformierimgen  forderte. 
Schliessitdi  ist  noch  dn  i.  all  gern  ei- 
ner Transportarbeitercon- 
g  r  e  s  s  /u  erwähnen,  der  in  Berlin  statt- 
fand und  auf  dem  4aoooTransportutdter 
durch  i  Delegierte  vertreten  waren.  Es 
wurden  die  Forderungen  an  die  gesetz- 
gebenden Körperschaften  formuliert,  und 
zwar  wird  unter  anderm  verlangt  die 
tostundige  Arbeitszdt,  sowie  vollstSnflige 
Sonntagsruhe.  Verbot  des  Kost-  i;n  1  T.o- 
gis Wesens,  femer  wd^ehende  Unfallver- 
hütungsvorsdiriften,  sdÜiesslicb  Sdbffnng 
einer  Vcrkehrsordntuig. 

V  .  X 

Die  hiiiigiingsverhandlungcn  zwischen 
LOCAI.IStEN  UND  CENTRALISTEN, 
die  im  \'orjalire  von  dem  Vorstand  der 
sociaIdL  niMkratisdmi  Partei  Deutschlands 
angeknüpft  waren,  sind  richtig,  wie  wir 
vorausgesagt  haben  (siehe  SodaUsHsche 


Digitized  by  Google 


412 


RUNDSCHAU  •  ÖPFCNTUCIflES  LEBEN  •  OEWERKSCHAITSBEWEOUNO 


Monatshefte,  1903.  I.  Bd.,  pag.  232),  ohne 
Erfolp;  Kcweseti.    Die  Localisten  wollten 

von  einer  Vereinigung  ihrer  Organisatio- 
nen mit  den  Centraiverbänden  absolut 
nidits  wissen,  sie  wollten  lediglich  ein  ein 
Waffenstillstand  zustimmen  unter  der  Be- 
dingung, dass  ihnen  gestattet  werde,  »sich 
nach  speciellen  Berufen,  fiber  gans 
Deutschland  centralisiert,  zu  organisieren, 
ihre  eigene  Verwaltung,  eigene  Cassc  und 
nach  ihrem  Gutdünken  eigene  Presse  zu 
haben«.  Weiter  verlangten  sie  das  Recht 
der  Bctciligrung  an  allen  Unternehmungen 
der  Gewerkschaften,  unter  ;inderm  auch 
an  den  Unterstützungscassen.  Auf  solche 
Bedingungen  konnte  man  sich  natfirlidi 
nicht  einlassen,  so  dass  nichts  wdter 
übrig  blieb,  als  die  Verhandlungen  alitzu- 
brechen.  Gustav  Kessler,  der  geistige  In- 
spirator der  I>oca!isten,  höhnt  denn  in 
seiner  Einigkett  weidlich  über  die  Naive- 
tät  des  Partei  Vorstandes  und  der  Central- 
verbände,  die  sich  einbildeten,  er  sei  ein 
Freund  der  Einigkeit  der  Arbeiter. 
Nach  dem  Scheitern  der  Verhandlungen 
bleibt  den  Ccntralverbändcn  nichts  weiter 
nbrig,  als  die  Localisten  entsdiieden  zu 
bekämpfen  Nur  auf  diesem  Wege  scheint, 
SO  widersprudisvoll  es  klingt,  eine  ein- 
heididie  Organisation  dnrchffihrbar. 
X  X 
Vor  dem  Reichsgericht  ist  jüngst  ein  Pro- 
CCSS  zur  Entscheidung  gekommen,  der  für 
das  DEUTSCHE  GEWERKSCHAFTS- 
RECHT unter  Umständen  recht  verhäng- 
nisvoll werden  kann.  Erhandelt  sich  um 
die  Klage  des  Gussputzers  St.  in  Berlin  ge- 
gen die  Eisengiessereiactiengesellschaft  vor- 
mals Keyling  &  Thomas.  St.  war  Anfang 
1901  w^en  Agitierens  für  die  Berliner 
Ifetallarbeitergewerkschaft  entlassen  wor- 
den. Nach  längerer  Zeit  erhielt  er  bei 
einer  anderen  Firma,  Gebrüder  Arndt, 
wieder  Arbeit  Als  senie  früheren  Ar- 
beitgeber dies  (Tfnbrcn,  stellten  sie  beim 
Vorstand  der  Metalhndustriellen  den  An- 
trag auf  Aussperrung  St.s  von  der  Ar- 
beit. Nach  kaum  fünftägiger  Beschäfti- 
gung wurde  St.  bei  .'Xrndt  ohne  .A.ngabe 
von  Gründen  entlassen,  und  als  er  sich 
an  das  Bureau  der  Metallindustriellen 
wandte,  wurde  ihm  bedeutet,  dass  er  über- 
haupt keine  Arbeil  mdir  erhalte.  St. 
war  nun  gezwtmgen,  sich  in  einem  anderen 
Berufe  Arbeit  zu  suchen,  wo  er  aber 
bedeutend  weniger  verdiente.  Er  strengte 
nun  gegen  Keyling  wegen  Verruiscrklä- 
mng  eine  Schadenersatzklage  von  860  M. 
an  und  bezog  sich  dabei  auch  auf  den 
§  826  des  Bürgerlichen  Gesetzbuchs  (.Ver- 


stoss gegen  die  guten  Sitten).  Vor  dem 
Landgericht  I  und  dem  Kanunergeridit 

in  Berlin  hatte  St.  mit  seiner  Klage 
keinen  Erfolg,  er  wurde  abgewiesen.  Das 
Reichsgericht  hob  aber  das  abweisende 

Urteil  auf  und  erklärte  den  Klageanspruch 
dem  Grunde  nach  für  gerechtfertigt.  Die 
Sache  wurde  zur  weiteren  Verhandlttng 
an  das  Landgericht  zurückverwiesen. 
Es  ist  ja  mit  Freuden  zu  begrüssen,  dass 
der  Aussperrungspolitik  der  Kühnemänner 
endlich  einmal  ein  Riegel  vorgesclioben 
worden  ist,  und  wir  verstehen  aus  diesem 
Grunde  die  Freude  der  Arbeiterpresse 
über  dieses  Urteil  vollkommen.  Die 
Sache  hat  fSr  die  Gewerksehaften  aber 
.•uuh  eine  unangenehme  Seite,  da  auf 
Grund  dieser  Reichsgerichtsentscheidung 
imter  Ums^den  auch  die  Gewerkschalts- 
Iciter  für  Strikes  und  Betriebssperren 
durch  die  geschädigten  Unternehmer  haft- 
bar Gemacht  werden  können.  Hat  doch  in 
Magdeburg  bereits  eine  Baufirma  vor  dem 
.Amtsgericht  einen  Klageanspruch  von 
54000  M.  gegen  vier  Maurer  geltend  ge- 
macht, als  Ersau  für  den  Schaden,  der 
ihr  angeblich  durch  eine  Bausperre 
wachsen  sei.  Haben  solche  Kiapcn  in 
Deutsdiland  auch  nicht  jene  Bedeutung, 
wie  beispielsweise  die  Ta0  I^olr-Klage. 
da  hier  die  Haftpflicht  der  Gewerkschaft 
fehlt,  so  tragen  sie  doch  auch  nicht  gerade 
zur  Bessening  der  Rechtsveriiältnisse  der 
Gewerkschaften  bei. 

X  ^ 
Die  TARIFBEWEGUNG  macht  in 
Deutscliland  immer  mehr  Fortschritte. 
Das  zeigt  eine  Erhebung,  welche  das 
Tarif amt  der  deutschen  Buchdrucker 
im  Mai  1903  in  den  Buchdruckereibe- 
trieben  veranstaltet  hat.  Danadi  wurden 
im  genannten  Jahre  von  45  401  Gehilfen 
42718  tarifmässig  entlohnt,  gegen  36617 
von  .i86a8  im  Jahre  1900  nnd  22036  von 
27920  im  Jahre  1894.  Eine  tarifmässige 
Arbeitszeit  hatten  1903  37  333  Gchilf«ui 
gegen  32332  im  Jahre  1900.  Auch  die 
übermässige  Lchrlingsbaltung  hat  imter 
dem  Einfluss  der  Tarifbewegung  eine  be- 
deutende Einschränkung  erfahren.  Auf 
100  Gehilfen  kamen  nämlich  Lehrlinge 
1804  5M.  1900  26,29.  1903  26,57-  Am 
stärksten  ist  die  Zahl  der  nichttariflichen 
Buchdruckereien  in  Rheinland  und  West- 
falen, Schlesien,  Pommern,  Ost-  nnd 
Westpreussen  und  Posen.  —  In  der 
Holzindustrie  hat,  nach  einer  aus- 
fnhriidien  Übersicht  des  Vorstandes  des 
HolzarbeiterA'erbandcs  in  der  Holsarheiter- 
zeitung, seit  Mitte  der  neunziger  Jahre 
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und  besonders  seit  dem  Verbandstagc  in 
Nürnberg,  der  den  Abschluss  von  Tarif- 
verträgen befürwortete,  ebenfalls  ein  be- 
trächtliches Fortschreiten  der  Tarifbc- 
wegnng  stattgefunden.  Die  meisten  Tarif- 
verträge cxiftieren  bd  den  Tischlern,  und 
zwar  in  Bergedorf,  Bromberg,  Bt»x1ati, 
Cassel,  Chemnitz,  Cöslin,  Dresden,  Düssel- 
dorf, Flensburg,  Frankfurt  a.  M.,  Frank- 
furt a.  O.,  Hamburg,  Hannover,  Höchst, 
Leipzig,  Lübeck,  Posen,  Steglitz,  Stutt- 
gart, VVilhelmshaven  und  Zittau;  einige 
dieser  Verträge  enthalten  allerdings  nur 
Accordtarife.  —  Aus  anderen  Industrieen 
und  Berufen  ist  ein  gleich  günstiges  Fort- 
sdiretten  der  Tarifbewegimg  su  berichten. 
X  X 
Die  gfinstigere  Wirtschaftslage  des  letzten 
Jahres  macht  sich  auch  in  den  Jahres- 
bilanzen der  GEWERKSCHAFTSHAU- 
SER  bemerkbar.  Das  Berliner  Ge- 
werkschaftshaus erzielte  eine  Nettoein- 
nahme von  82253.53  M.,  darunter  43020 
M.  aus  dem  ResUurant,  13895.75  M.  «u 
der  Herberge  und  ig  203.42  M.  Bureau- 
miete. An  Ausgaben  entstanden  48897,15 
M.  für  Capitalzinsen,  4751.75  M.  Steuern, 
3183,53  M.  Reparaturen,  10  588*31  M.  Lohn , 
und  Gehalt,  13  182,03  M.  Abschreibmigai ' 
etc  Auch  in  diesem  Jahr  war  noch  ein 
Verlust  von  2000  AL  zu  verbuchen  gegen 
10000  M.  im  V<H-jahr.  Der  Bierusatz 
stieg  von  237,8  hl  pro  Monat  in  1902  auf 
258,3  hl  in  1903.  Es  reisten  zu  15621 
Personen  gegen  12  930  in  1902.  Die  Über- 
nachtungen beliefen  sich  auf  61  290  gegen 
56058  im  Vorjahr.  —  Das  Frank- 
furter Gewerkschaftshaus  hat  auch  dies 
Jahr  wieder  günstiger  abgeschlossen.  Die 
Bilanz  schliesst  in  Einnahme  tmd  Aus- 
gabe mit  704445,36  M.  ab.  Unter  anderm 
wurden  für  123957,01  M.  Sj^isen  und 
fär  89  860,70  M.  Bier  tmtgeseizt.  Der  Bmt- 

toülH.'rschuss  iHÜi  f  sich  auf  103  373.63  \f., 
der  Nettoüberschuss  auf  I3  795>30  M.  Es 
Warden  37746  Personen  beherbergt  Das 
Frankfurter  Gewericschaftshaus  wird  in 
eigener  Regie  betrieben.  Es  ist  kein  Zweig 
desselben  verpachtet,  währotd  in  Berlin 
der  Restaurationsbetrieb  an  die  Schtd- 
theissbrauerei  verpachtet  ist. 
Die  Gewerkschaften  in  Mühlhausen 
i.  T h.  und  in  Mannheim  haben  eben- 
falls Gewerkschaftshäuser  errichtet.  Audi 
in  Mainz  und  in  Hamburg  sind 
ähnliche  Unternehmungen  in  Vorberei- 
tung. Attf  dem  Grundstück  des  Cftln er 
Arbeiter gesellschaftshauses  soll  ein  neues 
Gewerkschaftshaus  errichtet  werden. 

X  X 


Em  Verein  der  ARBEITSWILLIGEN 
ist  in  Dratschland  jedenfalls  nodi  nicht 
dagewesen,  in  England  existieren  ja  seit 
Jahren  schon  solche  Strikebrecherorgani- 
sationen.  In  Crimmitschau  ist  nun 
eine  solche  Organisation  gegründet  wor- 
den. Sie  will  ihre  Mitglieder  bei  Aibeits- 
lo>igkcit  unter«-t litten,  vor  .illem  aber  die 
Beziehungen  mit  den  Fabrikanten  freund- 
lich gestalten,  «das  bdderadtige  Ver- 
trauen befestigen  und  dem  allgemeinen 
Wohle  dienen«.  Gewerkschafter  werden 
in  den  Verein  nicht  aufgenommen,  sie 
haben  ja  unter  Strikebrechern  auch  nichts 
verloren,  wohl  aber  Fabrikanten.  Diesen 
werden  iOgUr  sechs  Vorstandsämter  im 
Verein  eingeräumt  Mit  dieser  Arbeits- 
willigenorganisation  soll  dem  Texälarbei'* 
ti  i  verl)and,  der  die  Textilarbeiter  in  dem 
gigantischen  Kampf  um  den  Zehnstunden- 
tag so  weitgehend  unterstützt  hat,  der 
Todcsstoss  versetzt  werden.  Dazu  wird 
es  ja  nun  nicht  kommen.  Wohl  aber  ist 
dieser  Verein  dn  Zdchen  yon  der  Zdten 
Schande. 

X  X 
In  ÖSTERREICH  hat  die  Gewerkschafts- 
comtnission  neulich  ihren  Jahresbericht 
veröffentlicht.  Derselbe  stellt  fest,  dass  die 
österreichische  Gewerkschaftsbewegung, 
die  schwer  unter  der  wirtschaftlichen 
Krisis  glitten  hatte,  wieder  erfreuliche 
Fortschritte  macht.  Die  der  Gciverk- 
schafUcommision  angeschlossenen  Ge- 
werkschaften, die  im  Jahre  190a  nur 
99861  Mitglieder  tiinfassten,  haben  um 
rund  20000  Mitglieder  zugenommen.  In 
den  einzelnen  Organisationen  ist  ein  er- 
freulicher Drang  nach  Centralisation  zu 
gfrösseren  Verbänden  und  Unionen  be- 
merkbar. 

X  X 
In  der  SCHWEIZ  will  das  Reorgani- 
sation sproblem  nicht  zur  Ruhe  kommen. 
Die  dortige  Bewegung  krankt  an  zahl- 
reidien  Übeln,  deren  grosstes  e  natio- 
nale und  religiöse  Zersplitterung  der  .\r- 
beiter  ist  Deutsche.  Romanen  und  Ita- 
liener können  sich  nicht  bloss  sprachlich, 
sondern  auch  hinsichtlich  der  Gcwerk- 
schattsprmcipicn  schwer  verständigen,  und 
die  katholischen  Organisationen  betreiben 
eine  schädliche  Gegenpropaganda.  Der 
Luzemer  Arbeitertag  hatte  die  Einheit 
und  Neutralität  der  Geworkschaftsorgani- 
sation  beschlossen,  und  der  Gewer k- 
sehaftshund  hatte  dementsprechend  seine 
Statuten  revidiert.  Die  katholische  Son- 
derbüudeici  wurde  aber  noch  schUmmer, 
als  vorher,  betrieben.    Dem  Ostern  in 
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.  Luzern  abgehaltenen  Gewerksdultoooii- 
gress  wurde  nun  vorgeschlagen,  die  christ- 
uchen  Gewerkschaften  als  selbständig  und 
Kleichberechtigt  in  den  Bmud  aufzunehmen 
und  sie  damit  anter  gewerkschafthche 
Disciplin  zu  stellen.  Der  Congress  lehnte 
aber  cinsfinimig  diesen  Vorschlag  ab.  Er 
hätte  auch  wenig  geholfen,  denn  er  durch- 
bricht das  Princtp  der  einheitlichen  Orga- 
nisation am  Orte  und  trägt  den  Streit  in 
die  Reiiien  des  Bundes  hinein.  Es  wird 
nichts  fibrig  bleiben,  als  die  Gegensitze 
mutig  auszukämpfen,  was  ein  unerschüt- 
terliches Festhalten  am  Princip  der  Neu- 
tralität voraussetzt. 

X  X 
KURZE  CHRONIK.  Während  der  Ta- 
gung des  internationalen  socialistischen 
Congrcsses  findet  in  Amsterdam  gleich- 
reitig  ein  internationaler  Holz- 
arbeiter- und  ein  internatio- 
naler Transportarbeitercon- 
gress  statt  —  Die  vorläufig  ermittelte 
Ausgabe  des  Riesenkampfes  um  den  Zehn- 
stundentag in  Crimmitschau  beläuft 
sich  auf  1064056,17  M.  — Der  Grund  ' 
stein ,  das  Organ  des  Maurerverbandes, 
hat  eine  Auflage  von  125000  erreicht  — 
In  Frankfurt  a.  M.  und  Offenbäch  wurde 
zum  ersten  Mal  nach  dem  Proportio- 
nalwahlsystem zum  Gewerbe- 
p  e  ri  r  Ii  t  gcw  ählt.  Dort  erhielten  die 
Gewerkschaften  6221  Arbeiter-  und  96 
Untemehmersttmmen,  die  Gegner  507 
respectivc  21,1  Stimmen,  so  dass  wir  40, 
die  Gegner  26  Beisitzerstellen  besetzen. 
Hier  erhielten  wir  von  den  Arbeiterstim- 
men 43^^'  christlichen  Gewerkschaften 
617.  —  Knie  Riesenorganisation 
ist  (](  r  americanische  Kohlengräberver- 
band. Im  Jahre  1897  zählte  dieser  Ver- 
band 9731  Mitglieder,  im  Decembcr  1903 
war  die  Zahl  der  gutstehenden  Mitglieder 
auf  287545  angewachsen.  In  der  Haupt- 
casse  bdfindet  sich  die  Sunnme  von  drca 
2  Mill.  M. ;  ausserdem  sind  grosse  Sum- 
men in  den  Gassen  der  Localvereine  an- 
gesammelt. —  In  London  fand  am  4.  Mirz- 
srnntage  im  Hyde-Park  eine  grosse  Ar- 
beiterdemonstration statt,  die 
sich  gegen  die  ChineseneinfiÄr  nach  Süd- 
africa  richtete.  binst  oonmamot 

Ctowotaawachaftsbewegung 

Keine  Form  der  arbeitslosen  Retchtums- 
vermehrung  trägt  einen  so  absurden, 
volksfeindlichen,  ungerechten  Charakter, 
wie  die  aus  der  Erhöhung  der  Gnind- 
nnd  Bodenrente  resultierende.  Was  durdi 
die  Anhäufung  von  vielen  Menschen  an 


einem  Platze,   dordi  die  Cbncentration 

des  ctilturcllen,  künstlerischen,  wissen- 
schaftlichen Lebens  Grimd  und  Boden  in 
diesem  Orte  an  \Vert  gewinnen,  das  fliesst 
alles  in  die  Taschen  der  an  dieser  Ent- 
wickelung  oft  gänzlich  unbeteiligten,  zu- 
fäliipcii  Besitzer  der  einzelnen  Grund- 
Stücke,  während  die  eigentlichen  Schöpfer 
dieser  Werte,  die  aiMtende  Gesamtheit, 
dafür  durch  immer  fürchterlichere  Woli- 
nungsverliältnisse  und  immer  uner- 
schwingUchere  Mietspreise  bestraft  wer- 
den. Die  sogenannten  Bodenreformer 
sehen  sogar,  frappiert  durch  diese  in  die 
Augen  fallenden  Ungeheuerlichkeiten,  in 
dem  Privateigentum  an  Grund  und  Bt^n 
die  alleinige  Ursache  aller  wirtschaft- 
lichen Ausbeutung  und  Unterdrückung 
und  erhoffen  daher  von  einer  Aufhebung 
dieses  Privateigenttuu,  b^innend  mit 
einer  VVegsteuerung  der  unverdienten 
Grundrentenerhöhung,  das  Aufhören  aller 
wirtschaftlichen  Not.  Ebenfalls  die  Be- 
seitigung dieser  Missstände,  aber  auf 
einem  anderen  Wege,  sucht  eine  neuere 
Bew^^ng.  die  jetzt  vor  einer  ersten  Ver- 
wirklichung ihrer  Pläne  steht  Es  ist 
dies  die  Bewegimg  zur  Gründung  von 
GARTENSTÄDTEN  mit  Gemein- 
eigentum an  Grund  und  Boden. 
Ebenezar  Howards  war  es,  der  zuerst 
in  einem  vor  5  Jahren  erschienenen  Buche 
Garden  eities  of  to  morrow  die  Idee  einer 
solchen  Stadt  der  Zukunft  entwickelte. 
Kr  schlug  vor,  dass  eine  genügende  An- 
zahl Personen,  «fie  den  Wohnungsverhält- 
nissen der  Grosssadt  entfliehen  wollen, 
sich  zusammenschlicssen  und  mit  eigenem 
oder  geliehenem  Gelde  ein  gut  gelegenes 
Terrain  in  der  Grösse  von  ungefähr 
2400  ha  auf  dem  flachen  Lande  erwerben. 
Die  Geldgeber  erhalten  davon  nur  eine 
massige  Verzinsung  ihres  Capitais;  aller 
Wertzuwachs  des  Geländes  kommt  der 
Allgemeinheit  zu,  deren  Pächter  die  ein- 
zelnen Einwohner  der  neuen  Stadt  sind. 
Den  Bauplan  derselben  denkt  sich  Ho- 
wards folgendermassen :  In  der  Mitti>  be- 
findet sich  ein  Volkspark,  um  den  lierum 
sich  die  öffentlichen  Gebäude  g^ppieren. 
Von  diesem  Centrum  aus  sind  stnÜcn- 
fSrmig  tmd  in  ooncentrisdien  Ringen  die 
Strassen  angeordnet,  .m  denen  die  Wohn- 
häuser mit  Gärten  Hegen.  Um  diese  her- 
um zieht  sich  der  Kreis  der  industneUen 
und  gewerblichen  Anlagen.  Kohlenlager 
etc.,  die  wiederum  von  einer  Ringbahn, 
an  die  jede  Anlage  Anschluss  hat,  einge- 
schlossen sind.  Für  alles  das  sind  etwa 
400  ha  vorgeadien.  Die  übrigen  aooo  ha 
sind  für  landwirtschaftliche  und  girtne- 
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rischc  Zwecke  bcstimnii.  So  würde  eine 
solche  Stadt,  die  in  dieser  Ausdehnung 
ungefähr  30  000  Einwohnern  Raum  bieten 
leönnte.  die  Vorteite  des  Stadt-  und  des 

Landlebens  vereinigen. 
Angesichts  der  Tatsache,  dass  heute  schon 
viele  Indtistrielle,  um  den  hohen  Miets- 
und Pachtzinsen,  sowie  den  Steuern  der 
Grossstädte  zu  entgehen,  ihre  Betriebe 
aufs  Land  hinaus  verlegen  und  dass  dann 
4oct  durch  die  Ansiedelungen  der  Ar- 
beiter tatsachlich  ganze  Gemeinwesen 
emporblühen,  hält  Howard  seine  Idee 
einer  planmässig,  kunstlich  erzeugten 
Stadt  keineswegs  für  utopisch.  Jeden- 
falls  hat  sein  Gedanke  in  England  grossen 
Nachhall  gefunden.  Naclidcm  eine  Propa- 
gandagescll-schaft  mehrcTc-  Jahre  lang 
für  die  Ausbreitung  desselben  gewirkt 
hat,  ist  nunmehr  eine  First  Garden  City 
Lim.  mit  einem  Capital  von  6  Mill.  M. 
ins  Leben  getreten,  die  bereits  ein  50  km 
von  London  bei  Hitchin  gelegenes  1600  ha 
grosses  Grundsfück  erworben  hat,  mit 
dessen  Bebauung  nach  einem  genau  aus- 
gcaiheiteten  Plane  in  diesem  Frühjahr 
begonnen  wird.  .A.uch  einige  Genossen- 
.«vchaften  haben  Anteile  der  Gartenstadt 
genommen,  wie  dieselbe  ja  überhaupt  fiir 
genossenschaftliches^  Wirken  und  Streben 
einen  ausserordentlich  günstigen  Boden 
bietet.  Baugenossenschaften,  Consum- 
lUld  Pr()ductivgono<;senschaften  können 
hier  viel  leichter.  aU  anderswo,  ihre  Ideale 
verwirklichen.  Ist  doch  das  ganze  Unter- 
nehmen eigentlich  nichts  anderes,  als  eine 
grosse  Genossenschaft  Jedenfalls  darf 
man  mit  grosser  Spannung  dem  Erfolg 
des  interessanten  Experiments  entgegen- 
sehen, das  im  Falle  des  Gelingens  viel- 
leicht in  ähnlicher  Weise  vorbildlich  wir- 
ken wird,  wie  seinerseits  das  Unter- 
nehmen der  Rochdaler. 
Auch  in  Deutschland  existiert  in 
Schlachtenscf  ix^i  Berlin  eine  Garlcustadt- 
gesellschaft,  die  sich  eine  eifrige  Propa- 
gierung der  neuen  Idee  angelegen  sein 
1.1  ^st  und  bereits  eine  Anzahl  aufklärender 
Flugschriften  herausgegeben  hat. 
X  X 
Von  den  beiden  UMSATZSTEUF.R- 
vorlagen,  über  die  wir  früher  berichteten 
(pag.  248  ff.  und  335),  ist  das  Schicksal 
der  brau  n  sch  w e i gi  sc h e n  bereits 
entschieden.  Sie  wurde  nach  viertägiger 
Debatte  im  Braunsclnveigischen  I.aiidtag 
ohne  wesentliche  Änderung  angenom- 
men. Die  Commission  hatte,  wohl  unter 
dem  Druck  der  öffentlichen  Meinung, 
einige  Milderungsvorschläge  g^emacht,  so 
unter  anderem,  dass  Consumvereine  unter 


bestimmten  —  leicht  zu  erfüUaiden  — 
Bedingungen  steuerfrei  bleiben  sollten; 
ebenso  ProducttvgenoMcnschalten,  die 
mit  dem  Verkauf  ihrer  Prodocte  ni^ 

über  den  Kreis  ihrer  Mitglieder  hinaus- 
gingen (also  producierende  Consum- 
vereine).   Diese  Anträge,  die  zunächst 

angenommen  waren,  wurden  in  letzter 
Lesung  wieder  gestrichen.  Verhindert 
konnte  glücklicherweise  werden,  dass  die 
Steuer,  die  jetzt  eine  facultative  für 
die  Gemeinden  ist,  zu  einer  obligatori- 
schen Staatssteuer  wurde.  —  Nun  wird 
also  der  Kampf  in  den  Gemeindearenen 
entbrennen. 

Die  Dresdener  Commission  ist  in- 
zwischen mit  ihrem  Entwurf  officiell  ans 
Licht  gerfickt  Er  enthält  einige  Ab- 
weichungen von  den  bekannt  gewordenen 
Fassungen,  durch  die  insbesondre  die  un- 
tersten Steuergrenzen  für  die  verschie- 
denen Steuerarten  etvas  hinaufgerückt 
werden.  Dadurch  ist  der  Entwurf  natur- 
lich auch  noch  nicht  annehmbar  geworden. 
Leicht  dürfte  es  jedenfalls  seinen  Vätern 
nicht  werden,  ihn  durchzudrücken.  Haben 
sich  doch  schon  die  verschiedensten  Be- 
v01kerungskrci.se  gegen  die  Steuer  aus- 
gesprochen. Nach  den  Consumvcreinlern 
hielt  der  nationalsociaie  Verein 
eine  Versanunhmg  ab.  die  eine  einstim- 
mige Verurteilung  der  Steuer  aussprach. 
Sotlann  kamen  die  Freisinnigen, 
in  deren  Versammlung  sogar  das  —  für 
Dresden  !  —  unerhörte  Wort  fiel,  die  bür- 
gerliche Opposition  müsse  mit  der  Social- 
demokratie  gemeinsame  Sache  machen, 
um  das  jetzt  herrschende  Cliquenregiment 
in  der  Stadtverwaltung  zu  beseitigen. 
Cepen  1  Stimmen  wurde  hier  die  Protest- 
resolution angenommen.  Und  endlich  hat 
sich  auch  nodi  die  D  r  csdener  Han  • 
delskammer  mit  rillen  gegen  3  Stim- 
men gegen  den  F.ntwurt  ausgesprcKhen. 

y  X 

Die  Hamburger  PRODUCTION  versen- 
det ihren  5.  lahresbericht.    Danadi  hat 

sich  die  Entwicklung  der  Genossenschaft 
auch  im  verflossenen  Jahre  in  stark  auf- 
steigender IJnie  bewegt.  Die  Mitglieder- 
.-'ahl  ist  von  1331g  auf  16240.  das  hcisst 
um  2.2%.  der  Umsatz  von  2  221  583  auf 
2  655  949  M.,  daa  hdsst  um  20%  und  der 
Reingewinn  von  74  012  auf  102  371  M. 
=  38%  gestiegen.  Dieser  Reingewinn 
gestattet  die  Verteilung  einer  3procentigen 
Dividende,  circa  15%  desselben  werden 
zur  Stärkung  der  versdiiedenen  Fonds 
verwandt.  —  Die  in  die-em  Jahre 
in  Betrieb  gesetzte  Bäckerei  hat  sich 
sehr  gut  bewährt.  Es  wurden  Backwaren 
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im  Werte  von  120761  M.  hergestellt 
Audi  die  Schlächterei,  in  der  von 

Juni  bis  Doccinber  321  Schweine  ihr  Leben 
lassen  mussten,  verspricht  für  die  Zukunft 
gute  Erfolge.  Die  Erträgnisse  der 
Grundstücke  decken  diesmal  infolge  Leer- 
stchens  einiger  Wohnungen  nicht  ganz  die 
stalutcnmässigen  Abschreibungen.  Die 
Genossenschaft  besitzt  jetzt  37  Läden,  von 
denen  ß  im  Berichtsjahre  erofiiet  wnrdeo. 
Sie  beschäftigt  in  ihm  Betrid)en  16B 
Personen. 

X  X 
Am  4.  April  tagte  im  Berliner  Gt-werk- 
schaftshausc  eine  LAGERHALTER- 
CONFEREZ  für  die  Provinz  Branden- 
burg. Die  2  Hauptpuncte  der  Tagesord- 
nung waren  die  Versicherungspflidit  der 
Lagerhalter  und  die  Refornibedürftigkeit 
der  Mindestforderungen.  Zum  ersten 
Punct  legfte  Döhnel-Leipzig  dar,  dass  der 
hetitige  Stand  dieser  Frage  noch  man- 
cherlei zu  wünschen  übrig  lasse.  Zwar 
sind  die  Lagerhalter  heute  kranken-  und 
inralidmversicherttngqtflichtig.  Doch  sind 
sie  nadi  einer  neueren  Entsdietdttng  des 
Reichsversicherungsamtes  von  der  gcsctz 
liehen  Unfallversicherung  aus- 
gesdUossen.  Auch  müsse  es  als  ein 
grosser  Mangel  empfunden  werden,  dass 
die  Frauen  und  Kinder  der  Lagerhalter, 
die  häufig  regelmässig  im  Betrieb  mit  be- 
schäftigt würden,  vielfach  nicht  versichert 
wären.  In  all  diesen  Fallen,  wo  die  ge- 
setzliche Versicherung  versage,  hätten  die 
Genossenschaitsverwaltungen  die  mo- 
ralische Pflidit,  durch  private  Versiche- 
rung Ersatz  zu  schaffen.  Ebenso  sei  auch 
auf  diesem  Wege  die  so  sehr  wünschens- 
werte Witwen-  und  Waisen  Ver- 
sicherung anzubahnen.  Zu  der  letz- 
teren sind,  wie  schon  früher  erwähnt,  vom 
Centraiverband  bereits  dnldtende  Sdiritte 
getan. 

Voigt-Berlin  referierte  über  die  Mindest- 
forderungen, zu  denen  er  eine  Anzahl  Re- 
formvorschläge machte.  So  will  er  vor 
allem  die  Höchstarbeitszeit  von  66  anf 
60  Stunden  wöchentlich  herabgesetzt,  den 
Höchstumsatz  von  2500  M.  monatlich 
pro  Verkaufskraft  verringert  und  die 
Caution  gestrichen  haben.  Diese  Vor- 
schläge sollen  ntm  in  den  dnzelnen  Arten 
diTchheratcn  werden,  um  dann  der  näch- 
sten Generalversammlung  als  positive 
Vorschläge  vorgelegt  zu  werden.  Aus  dem 
Situationsbericht  der  einzelnen  Vereine 
ergab  sich  übrigens,  dass  die  Mindcst- 
fordertmgen  noch  nicht  überall  durchge- 
führt sind  und  Arbeitszeiten  in  einem 
Falle  sogar  bis  zu  91  Stunden  vofkommen. 


Das  kann  natürlich  nicht  scharf  genug 
gerügt  werden. 

X  X 
Eine  erfreuliche  Nachriebt  kommt  von 
jenseits  des  Ctaals:  MAXWELL  bleibt! 
Unser  in  voriger  Rundschau  (pag.  3j6) 
ausgesprochener  Wunsch  ist  also  in  Er- 
füllung gegangen.  Nachdem  man  Ma\ 
well  einerseits  seine  Verpflichtungen 
möglichst  erldditert,  anderendts  aber 
seine  Compctenzen  in  einer  Weise  crwiri- 
tert  hat,  die  das  ungeheuere  Vertrauen, 
das  die  schottischen  Genossenschaften 
diesem  Manne  entgegenbringen,  beweist, 
hat  sich  Maxwell  bereit  erklärt,  Bürde 
und  Würde  seines  bedeutungsvollen 
Amtes  noch  weiter  zu  tragen. 
X  X 
KURZE  CHRONIK.  Der  preussiscHe 
Cultusminister.  der  Eisenbahnministcr 
und  der  Staat ssecretair  des  Reichspost- 
amts haben  den  Lehrern,  den  Eiscnbalm- 
und  Postbeamten  die  Zugehörigkeit 
zum  Consum  verein  Neustadt- 
Magdeburg  verboten,  weil  dieser 
Verein  »tmter  sodaldemokratischer  Lei- 
tung .stehe«.  Eine  am  22.  März  in  Magdc 
bürg  abgehaltene  glänzend  besuchte  öf- 
fendicJie  Versammlung  hat  den  schärfsten 
Protest  gegen  diese  Massrcgel  erhoben.  — 
Der  Entwurf  zu  einem  Schieds- 
gericht ist  von  einer  Conferenz  der 
Vertreter  des  CcHtralverbaniUs  deutscher 
Consumvereine  tmd  de«  Lagerhalterver- 
iMiules  aufgearbeitet  worden.  Er  wird 
dem  Genossenschaftstag  zur  Genehmi- 
gimg VOTffdegt  werden.  —  Im  Februar 
wurden  185  neue  landwirtschaft- 
licheGenosscnschaften  gegrün- 
det imd  19  bestehende  aufgelöst  —  Die 
grösste  Pariser  Consiun^enossenschaft, 
La  M  oisonneuse ,  die  aoooo  Mit- 
glieder zählte,  hat  ihre  Liquidation  ange- 
mddcL  Die  in  der  Verwaltimg  herr- 
schende Cormption,  die  das  Vertrauen 
der  Mitglieder  allmählich  unterminiert 
hatte,  ist  die  Ursache  dieses  höchst  be- 
klagenswerten Brdgnisses.  —  Die  E  i  - 
genproduction  der  englischen 
C.  W.  S.  ist  in  beständiger  rapider  Aus- 
dehnung begriffen.  In  Pelaw  wurde  kürz- 
lich eine  Installationswcrkstatt  für  Be- 
leochtungsanlagen  eingerichtet.  Die  Er- 
richtung einer  Papierfabrik,  einer  dritten 
Getreidemühle  und  der  Erwerb  einer  Bür- 
stenfabrik von  einer  schon  bestehenden 
Bürstcnmachereigcnossenschaft  stehen  m 
.■\ussicht.  —  Die  30  dänischen  G  e  - 
nossenschaftsschlächtereicn 
schlachteten  im  Jahre  190^  128850 
Schwdne,   17 131  Stüde  Rindvidi  und 
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2600  Hammel.  Sie  eiqiortierten  ausser- 
dem 3300000  Pfund   ^er.   Ihre  Ge- 

samteimiahme  betrup  60  Mill.  M.  — 
Der  erste  Halbjahrsbericht  des  genos- 
senschaftlichen Steinbruchs 
in  N  o  r  (1  w  a  1  e  s  constaticrt  eine  ge- 
sunde und  viclverheissende  Entwickelung 
des  jungen  Unternehmens.  Die  Stein- 
brüche und  sonstigen  Arbeitsmittel  sind 
nahezu  schuldenfreies  Eigentum  der  Ge- 
nossenschafter. Am  Schluss  des  Halb- 
jahres wurden  bereits  ig6  Arbeiter  in  drei 
Gruben  besdü  f tigt.  Der  erzielte  Überscfaust 
betrigt  iaa6  M.  anrmo  Mvn» 


Der  Verband  fortschrittlicher  Fraucn- 
vereine  hat  an  die  Magistrate  von 
230  deutschen  Städten  eine  Umfrage  ge- 
richtet, betrcfTend  Anstellung  von 
Frauen  in  der  conununaien  ARMEN- 
UND  WAISENPFLEGE.  Die  weitaus 
überwiegende  Zahl  der  eingelaufenen  155 
Antworten  spricht  sich  in  günstigster 
Weise  über  die  Mitarbeit  der  Frau  auf  die- 
sen Gebieten  aus.  Die  bearlK-itendc  Stelle 
hat  die  Antworten  in  4  Gruppen  geschie- 
den. Von  der  ersten,  nur  7  Stidte  van- 
fasscnden,  die  Frauen  in  der  communalen 
Armen-  und  Waisenpflege  mit  gleichen 
Rechten  und  Pflichten  wie  die  Männer 
anstellte,  heisst  es,  dass  die  Mitarbeit  der 
Frau  sich  bewihrt  und  als  nfittlidi  her- 
ausgestellt habe.  Ah  ganz  besonders 
nachahmenswert  ist  hier  auch  die  da  und 
dort  erfolgte  Verwendung  beamteter 
Pflegerinnen  besonders  zur  Beaufsichti- 
gung der  städtischen  Zieh-  und  Haltc- 
Idnder  zu  erwähnen.  Aus  naheliegenden 
und  schon  oft  gewürdigten  Gründen  ist 
ja  die  beamtete  Kraft  der  ehrenamtUchen 
meist  vorzuziehen.  —  In  der  zweiten 
Gruppe  sind  Frauen  als  Gehilfinnen  tätig, 
ohne  Sitz  und  Stimme  in  der  Bezirks- 
versammlung zu  haben.  Diese  Einrich- 
tung ist  allenfalls  als  Probe  beziehungs- 
weise Übergangszustand  gutzuheissen,  da 
sie  im  übrigen  eine  offenbare  Ungerech- 
tigkeit ist.  —  Zur  dritten  Gruppe  gehören 
die  Stidte,  in  denen  eine  regelmässige  An- 
teilnahme der  Frauen  an  der  öffentlichen 
Armenpflege  nicht  geübt  wird  und  nur 
einzelne  Zweige  der  Wohlfahrtspflege  in 
Frauenhänden  Hegen,  so  vorzugsweise  die 
Beaufsichtigung  der  Haltekinder  und 
iUinliches  mehr.  Endlich  gibt  es  Städte, 
die  von  der  Mithilfe  der  Frau  gänzlich 
absehen,  angeblich  weil  kein  Bedürfnis 
vorliege  und  zur  Wahrnehmung  der  ein- 
schlägigen Geschäfte  in  kleineren  GÖndn- 


wesen  die  männlichen  Pflegeorgane  voll- 
kommen ausreichend  seien.  Es  ist  das  ein 

völlig  unhaltbarer  Standpunct  für  jeden, 
der  da  weiss,  wie  unzulänglich  vielfach 
die  Tätigkeit  der  Armenpfl^er  ist  tmd 

um  wie  viel  besser  die  Frau  infolgi'  ihrer 
mütterlichen  und  hauswirtschaftJicheft 
Vorbildung  in  der  Lage  ist,  (fie  Verhüte 
nisse  der  .Mumnen  zu  übersehen  und  das. 
Notwendige  und  Zweckmässige  anzuord- 
nen. Betrübender  aber,  als  diese  leicht 
zu  beseitigende  Rückständigkeit  der  Auf- 
fassung, ist  die  andernt)rts  laut  werdende 
Klage  4m»  die  Mitarbeit  der  Frauen  und 
Frauenveretne  versagt  habe,  teilweise  aus 
Scheu  vor  der  Öffentlichkeit,  zum  Teil 
aber  auch  aus  Mangel  an  socialem  Pflicht- 
gefühl. Es  gibt  eben  immer  noch  allzu 
viele,  die  kein  Empfinden  dafür  haben, 
dass  in  unserer  Zeit  Reichtum  und  Frei- 
zeit ernste  sociale  Verpflichtungen  auf- 
erlegen. Da  sind  Umfragen,  wie  die  vor- 
liegende, die  die  Gewissen  schärfen  und 
den  engen  Begriff  der  locaicn  Wohltätig- 
keit dem  grösseren  dar  aflgememcn  Wohl- 
fahrt einordnen,  warm  zu  begrii'-^-en. 
Der  gleichen  sympathischen  Beaciitung 
kann  eine  andere  Umfrage  des  selben  Ver- 
bandes gewiss  sein,  die  sich  mit  der  Auf- 
nahme von  unehelichen  Kindern  in 
Kripiui:  und  Bewahranstalten  befasst. 
Aus  ihr  geht  in  erfreulicher  Weise  her- 
vor, dass  die  Mehrzahl  der  betrcfFenden 
Anstalten  endlich  auf  dem  Standp.inct 
selbstverständlicher  Gerechugkeit  ar.ge- 
langt  ist.  der  einen  Unterschird  zu  Un- 
gunsten der  Unehelichen  verwirft.  Eine 
betrübende,  aber  für  den  Kenner  der  Ver- 
hältnisse keineswegs  erstaunliche  Aus- 
nahme machen  die  meisten  .Anstalten  der 
vaterländischen  Frauen  vereine,  für  deren 
erstarrte  und  verknöcherte  Anschauungen 
nur  schwer  und  langsam  ein  Frühling" 
socialen  Verstehens  kommen  wird. 
X  X 
Aus  dem  Jahresbericht  des  HEIM- 
ARBEITERINNENVEREINS ÖSTER. 
REICHS  geht  hervor,  dass  es  keinr-wcgs 
aussichtslos  ist,  den  Organisationsgedan- 
ken selbst  in  die  Reihen  dieser  Ärmsten 
(!tT  -Armen  zu  tragen.  Der  Verein  zählt 
danach  924  Mitglieder,  von  denen  467  im 
Laufe  des  Berichtsjahres  neu  hinzuge- 
kommen sind.  Da^  Ziel  ist,  die  Organi- 
sation so  auszubauen,  dass  sie  auf  Ar- 
beits- und  Lohnverhältnisse  der  Heim- 
arbeiterinnen einwirken  kann.  Aber  auch 
die  praktische  Gegenwartspolitik  kommt 
in  Krankenunterstützung  und  Entbin- 
dungskostenbeitrag» sowie  in  einer  Ar- 
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beitsvcrmittclung  zum  Ausdruck,  die,  ob- 
wohl sie  den  Arbeiterinteressenten  noch 
wenig  bekannt  ist,  von  456  angemeldeten 
Arbeitsposten  und  bei  301  Mitglieder- 
anfragen  ij6  Stellen  besetzte.  Der  Cassen- 
bericht  ergibt,  dass  den  dodi  tun  so  viel 
schlechter,  als  die  Männer,  gestellten 
Frauen  ein  VVochenbeitrag  von  20  H. 
nicht  ztt  hoch  ist.  Der  relativ  höchste  Be- 
trag wurde  mit  377  K.  für  Arbeitsver- 
mittclung  verausgabt. 
X  X 
KURZE  CHROXIK.  Im  Winterhalbjahr 
waren  an  deutschen  Universitäten 
Ss  Frauen  immatriculiert,  1260  als  Hospi- 
tantinnen eingeschrieben. — Die  Münchener 
Schulverwaltung  hat  in  nachahmenswerter 
W'tisi-  in  den  Lchrplan  der  Fortbildungs- 
und höheren  Töchterschulen  Bürger- 
und  Gesetzeskitnde  als  eigenen 
l'nttTrichtsgfgcnstand  aufgenommen.  Noch 
notwendiger  wäre  es  aber,  diese  Unter- 
weisung zu  einem  obligatorischen  Lehr- 
gcgenstand  der  Volksschule  7u  machen. 
—  In  Norwegen  ist  die  Eintuiirung  des 
staatsbürgerlichen  Frauen- 
stimmrechts vom  Storthing  abge- 
lehnt worden.  —  Dagegen  hat  das  Folke- 
thing  in  Dänemark  der  Einführung 
des  communalen  Frauen  Wahl- 
rechts in  zweiter  Lesung  zugestimmt 
und  einen  Modus  vorgeschlagen,  um  es 
auch  auf  Ehefrauen  und  steuerzahlende 
Dienstboten  auszudehnen.  —  Fräulein 
Marie  O  p  i  f  i  c  i  u  s  .  die  Tochter  des  be- 
wahrten Frankfurter  Genossen,  hat  ihr 
medicinisches  Staatsexamen  bestamkn.  — 
Der  13.  deutsche  Tnrntap  hat  ^'»wnlil  die 
Errichtung  einer  ailgenuinen  iiaiipllicht- 
und  Unfallversicherungscasse  als  auch  die 
Angliederung  eines  Fachausschusses  für 
das  Frauenturnen  an  den  Ausschuss  der 
deutschen  Turnerschafi.  xjwic  eiu'.licii  den 
Anschluss  von  Frauenturnverei- 
ne n  an  die  Gaue  abgelehnt.  l>ic  teot- 
sriieii  Brüder  haben's  im  socialpolitischen 
Verständnis  herrlich  weit  gebraciit  und 
werden  erfreulicherweise  von  den  Arbd- 
terttirnvtTeincn  hcschiimt.  —  Fnigepen  der 
bislicrtgen  preussischcn  Cleptlogenhcil  wird 
zum  ersten  Mal  eine  Frau  in  Berlin  mit 
der  Leitung  cinar  F  o  r  l  b  i  1  d  u  in  g  s  - 
schule  für  Matlchcii  betraut.  Bis  zur 
obligatorischen  Fortbildungsschule  für 
Mädclieii.  atif  die  eine  Eingabe  von  Ber- 
liner Frauciivereinen  abzielt,  hat  man  sich 
noch  nich  durchgerungen.  —  Der  in 
Charlottenburg  beschlossenen  Aufnahme 
von  drei  Frauen  als  stimmberechtigte 
Mitglieder    der  Armendirection 


bat  der  Magistrat  -eine  Zu.stimmung  ver- 
sagt; die  Stadtverordneten  haben  sich 
gefögt,  so  dass  Frauen  nur  mit  beraten- 
der Stimme  augdasaen  sind. 

X  X 
LITERATUR.    Ein  wichtiges  Bnch  ist 

Die  f;r:i.'crbliclic  Nachtarbeit  der  Frauen, 
Berichte  über  ihren  Umfang  und  ihre 
gesetzliche  Regelung  .die  im  Auftrage  der 
Internationalen  l'creinigung  für  gesets- 
lichcn  Arbciterschuts  erstattet  und  von 
Professor  Bauer- Basel  eingeleitet  und  ber- 
ausgegelx'n  sind  /Jena.  Gustav  Fischer/. 
Als  wertvollste  Bekundung  geht  die  Fest- 
stellung Iiervor,  dass  die  für  die  Gesund- 
heit und  Moralität,  wie  für  das  Familien- 
leben gleich  verhängnisvolle  Nachtarbeit 
der  Frauen  ein  Unfug  ist.  der  weder  in 
den  besonderen  Anforderungen  der  In- 
dustrie, noch  der  handdspolitischen 
Leistungsfähigkeit  seine  Rechtfertigung 
findet.  Als  ein  weiteres  wichtiges  Ergeb- 
nis der  —  an  dieser  Stelle  ja  nicht  ein- 
gehend zu  würdigenden  —  Berichte  er- 
gibt sich  die  Tatsache,  dass  das  sicherste 
Mittel,  zum  Verbot  der  Nachtarbeit  zu 
gelangen,  die  Herabsetzung  der  Gesamt- 
arbeitszeit ist.  Neuseeland,  das  die  48- 
Stunden-Woche  hat,  gewährleistet  Frauen 
jeglichen  Alters  eine  I3stündigc  Nacht- 
ruhe, während  Russland  und  Japan,  die 
beiden  Kriegst^epner,  was  Bedruck\niR, 
Ausbeutimg  und  ungemessene  Arbeitszeit 
anlangt,  mit  einander  wetteifern.  —  Der 
Phy^ioloRe  Bunge  sucht  in  einer  kleinen 
Abliandlung  Die  zunehmende  Unfähinkeit 
der  Frauen,  ihre  Kinder  su  stiUlen 
/München.  Emst  Reinhardt/  den  Nach- 
weis zu  erbringen,  dass  diese  Unfähig- 
keit in  directem,  wenn  schon  nicht  aus- 
schliesslichem Zusammenhang  mit  dem 
Alkoholismus  stehe.  Die  zu  diesem  Zweck 
vorgeführten  Zahlenreihen  sind  indes 
nicht  umlänglich  und  auch  nicht  schlüssig 
genug.  Trotzdem  kann  man  sehr  wohl 
mit  dem  \'erfasser  übereinstimmen  und 
aus  der  Möglichkeit  des  Zusammenhangs 
zu  seiner  Forderung  sorgfaltiger  Aus- 
wahl und  Berücksichtigung  dieses  Um- 
slandes  bei  der  Ehcschlicssung  kommen. 
—  Als  ein  überaus  seltsames  Gemisch 
von  Idealismus  und  Utopisterei,  aber  auch 
von  .\nmassung  und  Selbstgercchtigkcit 
charakterisiert  sich  die  Schrift  Mädchen- 
recht und  Fherefonn  von  Bodo  Uthard 
/Freiburg  und  Leipzig,  P.  Waetzel/.  Da- 
zwischen manchmal  ein  frömmelnder  Ein- 
schlag und  dann  wieder  Auslasstmgen 
von  klarer,  sympathischer  Prägung.  Sein 
Verlangen  nach  leichterer  LSslichkdt  der 
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Ehe,  nach  dem  Recht  der  Gattenwahl  für 
das  Wdb  und  selbst  nach  dem  Eheamt, 

das  die  physische  Gesundheit  der  Ehe- 
icfalietScnden  garantieren  soll,  ist  gewiss 
nidit  leichttidi  von  der  Hand  zu  weisen. 

In  der  BeRründnnR  seiner  Forderungfcn 
aber  und  in  dea  Schlussfulgerungen,  die 
er  daran  knüpft,  überschreitet  er  bcstin- 
dig  die  feine  Grenze,  die  das  Erstrebens- 
werte vom  Unmöglichen  und  Lächer- 
lidien  trennt  HwiHcm  pOkth 

KUNST 

Bildende  Kunst 

Mitte  März  sah  man  im  Berliner 
Küns,tJerhause  eine  grosse  Collcc- 
tion  der  Portraits  von  Franz  VON 
LENBACH.  Es  waren  darimter  einige 
aus  seiner  frühesten  Zeit,  in  denen  Be- 
zicdiungen  zu  der  Auffassung  Böcklins 
und  Marees'  bemerkbar  sind.  Dann  dn 
hervorragendes  Bildnis  von  Döllinger 
und  ein  Bismarck  von  1895,  sprühend  von 
Geist  nnd  Willenskraft.  Sonst  enthielt 
der  ganze  Saal  fast  nur  Bei^iele  davon, 
wie  der  Künstler  in  den  letzten  Jahren 
meist  weder  sich  selbst  noch  seine  Mo- 
delle künstlerisch  recht  ernst  nahm.  Es 
ist  eine  Notwendigkdt,  es  atiszusprechcn, 
dass  dieser  maniricrtc  Wechsel  zwischen 
starkem  Unterstreichen  der  Form  mit 
schneidend  harten  rundlichen  Contur- 
linien  und  verschwimmenden  Tönen  fast 
nichts  mehr  mit  dem  Studium  des  Lebens 
und  mit  dem  Lenbach  von  einst  zu  tun 
hat,  obgleich  dieselben  Mittel  auch  früher 
schon  zuweilen  angewendet  wurden. 
X  X 
Zu  gleicher  Zeit  hatten  einige  MALE- 
RINNEN einen  kleinen  Saal  desselben 
Hauses  mit  ihren  Werken  eingenommen. 
Er  beherbergte  viel  Kraft  und  beschei- 
dene Ehrlichkeit  Käthe  KoHwitz  sandte 
ihre  letztem  Arbeiten:  eine  Folge  von 
Studienzeichnungen  nach  ganz  jungen 
Kindern.  Durch  die  Natur  des  Gegen- 
standes war  die  Arbeit  zur  Eile  gezwtm- 
gen.  Und  doch  bewiesen  Auge  und  Hand 
der  Künstlerin  auch  diesmal,  dass  ihr 
körperhafte  Klarheit  der  Anschauung 
die  Hauptsache  des  künstlerischen  Ein- 
drucks ist.  Diese  Arbeiten  wirken  wie 
Proteste  gegen  einen  Impressionismus, 
der  sich  mit  dem  Ungefihr  begnügt.  Olga 
von  Boznanska  ist  in  ihren  Portraits 
immer  schUchter  geworden  und  hat  es 
mit  ikren  sttruckhaltenden  Charakterisie* 
mngsmitteln  zu  einer  starken  Darstel- 
lungskraft verschiedenartigen  Mcnschen- 


wesens  gebracht,  an  dem  nichts  Ausser- 
lidies  weder  der  Raumanordntn^  nodi 

der  Kleidan|r  mdir  einen  Anteil  hat. 
Hedwig  Weiss  stellt  ihren  reichen  und 
doch  gedampften  Cdorismus  in  den 
Dienst  einer  Raumstimmung,  in  welcher 
auch  das  Menschliche  zu  seinem  Recht 
kommt  Maria  Slavona,  die  schon  in  der 
graphischen  Ausstellung  der  Secession 
mit  ihren  Katzen  Studien  bemerkt  worden 
war,  verfolgte  das  selbe  Thema  in  Öl- 
farbe» die  ihr  weitere  Durchführung  er- 
laubte. Ihre  Strassenansichten  ans  Paris 
und  Lübcick  werden  dutch  Uebevolles 
Studium  der  Tonwerte  den  iHnmlichen 
Bedingungen  gerecht  Clara  Siewert 
zeigte  ihre  leidenschaftliche  Auffassung 
von  mensclilicher  Erscheinung  in  zwei 
Selbstbildnissen  älteren  Datnms  tmd  in 
einem  anderen  Frauenportrait  aus  letzter 
Zeit.  Die  Farbe  ist  heiterer  geworden. 
In  Zeichnungen'  von  seltener  Eindring- 
lichkeit gibt  die  Künstlerin  auch  diesmal 
Märchen-  und  Phantasiestimmungen  das 
Wort.  Die  Landschaften  von  Eva  Stört, 
die  Stilleben  und  Interieurstudi^  von 
Esther  Booth  zeigen  selbständiges  Ein- 
gehen auf  die  Xntur,  während  Ida  Ger- 
hardts Portraitstudien  neben  manchen  eige- 
nen Feinheiten  der  Zeiduung  und  Far- 
bengebung  von  verschiedenen  franzö- 
sischen und  scandinavischen  Einflüssen 
abhängig  sind. 

X  X 
Bei  Schulte  eriimerte  RAFFAELI  durch 
eine  neue  Sendong  vott  BUdcm  an  seine 
Farbstifterfindung,  von  welcher  es  nach 
dem  ersten  lauten  Jubel  neuerdings  ziem- 
lich still  geworden  ist.  Die  dcutsehcn 
Künstler  haben  sich  wohl  überzeugt,  dass 
andi  dies  Material  nidit  ohne  Zutun  des 
Malers  arbeitet,  ja  dass  es  grössere 
Schwierigkeiten  bereitet,  als  die  bekann- 
ten. Einige  iusserlidie  Ertdcfaterangen 
können  dagegen  nicht  in  Betracht  kommen. 
Dem  Erfinder  selbst  haben  sie  kunstleriscli 
keineswegs  zum  Vorteil  gerdcht  Im 
Gegenteil  vermisst  man  an  seinen  neusten 
Arbeiten  das  weiclie  Ineinandertliessen 
der  Töne,  ifie  zitternden  Luftstimmungen, 
die  früher  seine  Stärke  ausmachten.  Diese 
Stifte,  welche  in  der  Farbe  und  Mischung 
nicht  so  beeinflussbar  tmd  darum  nicht  so 
zuverlässig  sind,  wie  die  Tubenfarben, 
entbdiren  anderersdts  andi  den  sdmii^- 
samen  Reiz  des  Pastells.  Mit  den  ersten 
Anwendungsproben  seiner  Er6ndttng  be- 
mühte Raffadi  sidi,  ihre  Fihlgkeit  zu 
deckendem  Auftrag,  zu  eigentlicher  Ma- 
lerei zu  zeigen.  Neuerdings  hat  er  die 
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Stifte  m^r  in  tetdinerischer  Manier  aus- 
genutzt, was  seiner  früheren  Art  mehr  ge- 
mäss isL  Aber  er  konnte  nicht  verhindern, 
<dan  die  faMreidien  kldnca  Dimfcelhettefl 
in  einer  weiten,  lichten  Umgebung,  ah 
welclie  er  das  Pariser  Strassenleben  und 
•die  landschaftliche  Natur  steta  gerne  anf- 
fasste.  in  trockener  Härte  und  Unbeweg- 
hclikeit  wie  tote  Pinictc  auf  seiner  Leine- 
wand stehen.    Mit  keinem  von  ihm  früher 
•angewendeten  Material  wäre  diesem  fj^in- 
senden  Techniicer  das  begegnet 
X  X 
Im  Oberlichtsaal  zeigten  sich  zur  selben 
Zeit  die  MitgHeder  der  MÜNCHENER 
LVni'OLDGRVPPE.    Das  grösste  Ef- 
iectstuck  brachte  Carl  Marr,  eine  hell- 
gekleidete  Dame  im  Kahn,  die  von  tief- 
stehender Sonne  in  Purpurschein  gehüllt 
wird.   ,  Ein    Beleuchtungsproblem,  das 
•etwas  obenhin  beobachtet,  wenig  Unter- 
schiede der  Reflex"  auf  den  verschieden 
gerichteten  Flächen  erkennen  liess.  Wal- 
ther Thor  sdieint  in  seinen  Bauemsta- 
dien  neuerdings  eine  Schwenkung  von 
Leibi  zu  Defregger  zu  machen,  brachte 
aber  ein  intim  studiertes  Interieur  und 
•einen  Mauerwinkel  mit  einem  Madonnen- 
bild von  eigenartiger  Auffassung,  Von 
den  Landschaftern  hatte  Ubbclohde  dies- 
mal  eine    Dämmerungsstimmung  über 
•den  bei  ihm  gewohnten  Sldtzenstandfmiiet 
hinausgebracht,  wobei  sie,  wie  mir  schien, 
an  Frische  eingebüsst  hat    Auch  Franz 
Hodi  tmd  Hans  Völlcer  prägten  sich  der 
F.rinnerung  ein.  Fritz  von  Baer  lit-bt  nf>ch 
heute  das  Kräftige,  aber  darüber  erhält 
auch  die  Luft  bd  ihm  den  Sdieb  der 
Schwere. 

X  X 
Eine  vollständige  Übersicht  über  alle 
BERUNER  AUSSTELLUNGEN  läart 
sich  an  «fieser  Steife  nicht  g«^n.  Doch 
sei  noch  einiges  nachgetragen.  Die  Künst- 
lervercinigung  für  OrigmaUühographie  hat 
-nur  wenige  Mitglieder,  die  atugesprodicfie 
Graphiktr  sind,  will  sagten,  die  das  ge- 
druckte Blntt  von  jeder  Art  von  Malerei 
Stt  unterscheiden  wissen.  Das  tun  Kall- 
morgcn.  Ludwig  von  Hofmann,  Leistikow 
und  Martini,  in  deren  farbigen  Drucken 
man  auf  den  ersten  Blick  Technik  und 
Plattenzahl  unterschddet.  Das  geht  nicht 
■ohne  ein  gewisses  Verzichtleisten,  welches 
aber  gerade  der  Graphik  Charakter  gibt, 
da  sie  mit  der  Malerei  doch  nicht  coocur- 
rieren  könnte.  In  hohem  Grade  übt  solche 
Entsagung  der  EnRländer  Nicolson,  von 
■dem  Keller  &  Reiner  eine  grosse  Anzahl 
Hohsdmitte  und  Lithograyhiecn  atustdi- 


ten.  Beide  Techniken  bringen  unter  dieser 

Hand  merkwürdig  ähnliche  Wirkungen 
hervor.  Alexander  Liebmanns  Farben- 
radierungen von  einer  Platte  fallen  unter 
ihrL-sgleichen  dadurdi  auf,  dass  jene 
Verblasenhdt  des  Tons  fast  g^anz  ver- 
mieden ist,  welche  durch  das  Zusammen- 
arbeiten verschiedener  Farbentöne  auf  der- 
selben Metailtiache  in  der  Regel  ent- 
steht. Eine  Sammlung  von  Ölbildern  von 
Hans  am  Ende  füllte  den  Oberlichtsaal. 
Das  Gewerbemuseum  liess  seiner  Aus- 
stellung alter  Gewebeproben  eine  solche 
von  Rococoj^orcellanen  aus  königlichem 
tmd  Privatbesitz  folgen.  Neben  des  be* 
kannten  Fabriken  waren  auch  englische 
und  die,  welche  zuerst  in  Capo  di  Momtn 
und  dann  in  Buen  Retiro  in  Betri^ 
stand,  vertreten. 

Cassirer  vermehrte  abermals  seine  Aus- 
stdlung  von  Pissarro-Bildern,  so  daat 
nun  die  ganze  Entwickelung  dieses 
Malers  anschaulich  wurde:  Die  An- 
knüpfung an  Fontainebleau,  dann  die 
breitere  temperamentv(^lere  Farbenaufi 
fassung,  eine  Zeit  techm'scher  Verquält- 
heit  —  in  den  achtziger  Jahren  —  und 
cadlich  wieder  das  klarem  kluge  Abwägen 
der  Tonwerte  und  die  Wetträuniigkeit  im 
Bilde.  In  einem  Portrait  seines  Vatcrt 
zeigte  von  Kardorff  den  Willen  zu  einer 
bestimmten  und  {einen  Zeichnung.  Oskar 
Moll  bewährte  sich  als  Colorist  in  Mo- 
tiven, welche  keine  Prahlerei  erlauben. 
Schnee,  der  kahle  Bäume  doppelt  schwarz 
erscheinen  lässt,  eine  Vorirühlingsdäm- 
inerung.  m  der  noch  grautoter  Rasen  sich 
vor  einem  trübroten  Ziegelbau  ausbreitet 
Bemerkenswert  ist  bei  diesem  Land- 
schafter, dass  er  den  Wachstumscharakter 
der  Bäume  auch  im  einzelnen  beob- 
achtet und  kahles  Gezweig  ohne  Kieia- 
llchkrit  mit  Sadiliddceit  nadizefehnet. 
Linde  Walther  hatte  Interieurs  mit  Fi- 
guren, Porträts  und  Landschaften.  In 
jedem  Genre  ist  er  intim,  im  P<>rtrait  ist 
.seine  Farbe,  was  die  Haut  betrifft,  leidit 
von  einer  schwächlichen  Blasse. 
Bei  Hirschwald  stellten  Rudolph  und 
Pia  Wille  ein  Speisezimmer  vnn  gefälli- 
ger Schlichtheit  aus.  Friedmaun  hatte 
ein  Schlafzimmer  in  zarton  Grau  tmd 
Gelb,  in  welchem  sich  die  versilberten 
Rohrgeflechtfüllungen  des  Bettstells  sehr 
gut  ausnahmen,  wenn  man  auch  mit 
Rücksicht  auf  die  Haltbarkeit  Bedenken 
hegen  muss.  Gleidueitig  zdgte  Aston 
Huber  eine  Spcisczirnmcreinrichtung  in 
grauem  und  rotem  Holz,  ehe  sie  zur  Au»- 
Stellung  nach   Saint-Louis  abgeschickt 
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wurde.     Sdnc»  Imapp  sidilicfaen  Coa> 

turen  und  die  Zierlichkeit  einzelner 
Schmuckdetails  zeichneten  auch  diese 
Einrichtung  aus.  So  mehren  sich  also 
auch  in  Berlin  die  Kunsthandwerker, 
welche  die  Schönheit  des  Gebrauchsgegen- 
standes in  der  Einfachheit  sudwn. 
X  X 
KURZE  CHRONIK  Die  ICaler  Männ- 
chen und  Guhr  sind  für  d&B  l^stlerische 
Lettuj^  der  malerisch  deeomtiven  Aus- 
adimudnnqr  der  devtsdien  Iransttewerb- 
lichoi  Abteilung  der  Weltausstel- 
lung in  Saint  - Lo u i s  verpflichtet 
worden.  Der  dnrdi  das  Fernbleiben  der 
Secessionen  freigewordene  Raum  soll 
durch  eine  historische  Übersicht  ausge- 
füllt werden,  die  bis  in  den  Anfang  des 
XIX.  Jahrhunderts  zurückreichen  wird. 
Auch  die  Wiener  Secession  wird  an  der 
Ausstellung  nicht  teilnehmen.  —  Die 
kunsthistorische  Abteiltmg  der  Düssel- 
dorfer Ansstellnng  dieses  Som- 
mers wird  einen  Überblick  über  die  Ent- 
wickelung  der  westdeutschen  (einschliess- 
Jich  der  niederländischen)  Malerei  geben. 
Die  Leitung  dieser  Abteilung  liegt  in  der 
Hand  von  Professor  Giemen.  —  In  der 
Sammlung  von  Kauffmann 
in  Berlin  wurde  eine  grössere  Anzahl 
höchst  wertvoller  altniederländischer  tmd 
itallcnisdier  Gemilde  dorch  Fener  aer- 

«tÖrt  ANNA  mJMN 

BDcher 

Äl7  HELLPACHS  NERVOSITÄT 
UND  CULTUK  {Culturproblemc 
d*r  Gegenwart,  herausgegeben  von  Leo 
Berg,  V.  Band)  /Berlin,  Johatmes  Räde/ 
ist  ein  starkes,  tiefes,  gehaltreiches  Buch. 
Es  bringt  Zusammenhang  und  Klarheit  in 
«ine  ganze  Reihe  von  Problemen,  die  bis- 
her in  den  meisten  Gehirnen  mehr  oder 
minder  ungeordnet  neben  einander  lagen. 
Freilich,  tun  «las  Buch  recht  zu  würdigen, 
muss  sidi  der  Leser  erst  an  die  Eigenart 
■des  Autors  gewöhnen.  Er  muss  sich  zu- 
nächst daran  gewöhnen,  dass  Hellpach, 
€brig«is  vom  wissenschaftlichen  Stand- 
punct  durchaus  mit  Recht,  unter  Nervo- 
sität nicht  etwa  jede  beliebige  .\rt  functio- 
neller  Nervenleiden  versteht,  sondern  dne 
ganz  bestimmt  gerichtete,  unter  ganz  be- 
stimmten Bedingungen  auftretende  Func- 
tionsstörung  des  Nervensystems.  Und 
hat  nun  sich  erst  mit  dieser  T'^nengwig 
des  Themas  abgefimdea,  die  es  mit  sidt 
bringt  dass  in  dem  Badie  vom  Proletaiiat 


und  den  Proletariern  unmittelbar  sehr 

wenig  die  Rede  ist,  dann  muss  man  sich 
die  Verbindungsfäden,  die  der  Autor 
zwischen  anscheinend  ganz  verschiedenar- 
tigen Dingen  knüpft,  erst  eine  Weile  recht 
aufmerksam  betrachten,  gleichsam  als  sähe 
tTian  in  die  Dämmerung  hinein.  Erst  dann 
überzeugt  man  sich,  dass  hier  wirklich 
keine  subjectiven  Schrullen  vorliegen, 
.sondern  gediegene  wissenschaftliche  Er- 
kenntnis. Dann  aber  fängt  für  den  Leser 
das  Geniessen  an.  Selten  sind  die  äkono» 
mischen  Grundlagen  der  besonderen  geisti- 
gen Verfassung  unseres  Zeitalters  so 
überzeugend  aufgedeckt  worden,  wie  hier, 
und  selten  ist  es  einem  Autor  so  voll- 
konmien  gelungen,  dem  Einfluss  der  ver- 
änderten wirtschaftlichen  Verhältnisse 
selbst  auf  dem  Gebiete  der  verwickeltsten 
tmd  feinsten  Erscheinungen  des  Geistes- 
lebens, in  der  Sphäre  künstlerischen 
Schaffens  nachzuspüren,  ohne  jemals  in 
Plattheit  m  verteilen.  Es  ist,  wie  wenn 
ein  elektrischer  Scheinwerfer  eine  dunkle 
Bucht  nach  der  anderen  blitzartig  auf- 
hellte. Was  Hdlpach  fiber  die  Einwir- 
kung des  capitalistischen  Unternehmer- 
tums auf  die  Psyche  seiner  Träger,  über 
den  Einfluss  der  capitalistischen  Massen- 
und  Modeproduction  auf  die  Gcmütslagc 
der  Consumentcn  ausführt,  was  er  über 
die  Rückwirkungen  der  capitalistischen 
Wirtschaftsweise  auf  Philosophie,  Reli- 
gion tmd  Kunst  zu  sagen  weiss,  wird  nie- 
mand ohne  bleibenden  Nutzen  lesen.  Ver- 
gleichsweise am  wenigsten  befriedigend 
dünkt  midi  das  C^tel  UebeOeben  und 
Nervenleiden;  Wer,  so  will  es  mir 
scheinen,  vermag  der  Autor  weniger,  als 
sonst,  über  die  in  seinem  anmittelbaren 
Milieu  gegebenen  Tatsachen  hinauszu- 
kcmmcn,  hier  gelingt  es  ihm  weniger,  als 
sonst,  das  Ephemere  vom  Dauernden  SU 
sondern.  Ebenso  wirken  die  Ausführungen 
über  den  beginnenden  Socialisierungspro- 
cess  vergleichsweise  matt;  das  liegt  aber 
keinesfalls  am  Nichtkönnen  des  Autors, 
sondern  an  seiner  bedächtigen,  vidleicht 
um  ein  paar  Nuancen  allzu  bedächtigen 

Absicht  UBWUMIS  nUMPLOWNIZ 

Notizen 

In  der  Aprilnummer  der  Socialistischen 
Monatshefte  citiert  Genosse  Wulfgang 
Heine  in  seinen  DEMOKRATISCHEN 
RANDBEMERKUNGEN  ZUM  FALL 
GÖHRE  auch  einen  von  mir  verfassten 
und  gezeichneten  Artikd  der  Doctmnnder 
AfhdUn^hmg,  in  dem  das  VeriiUtnis 
zwischen  Wahlkreis  oad  Gesamtpartd  er- 
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örtert  wurde.  Die  Art  und  Weise  der 
Citierung  fordert  zu  lebhaftem  Wider- 
spfliidi  henrat.    Heine  cttiert:  »Unsere 

Partei  ist  doch  nicht  in  erster  Linie  dazu 
da,  um  an  ihrem  Körper  die  Nützlichkeit 
und  Notwendigkeit  der  Durdlfühnmflr  de- 
mokratische r  Grundsätze  zu  demonstrie- 
ren« (p^g-  283-284).  Diese  Wendung 
bneichnet  Heine  aJs  einen  »Hohn  auf 
nnsere  Grundsätze«.  Seine  PlUcht  aber 
wäre  es  gewesen,  wenn  er  schon  einen 
einzehun  Satz  völlig  aus  dem  Zusam- 
menhange des  Artikels  herausreissen 
wollte,  diesen  Satz  wenigstens 
vollständig  wiederzugeben.  Im  Ori- 
ginal ist  eiiunal  das  Wort  m  e  r  s  l  r  r  Linie 
gesperrt  gedruckt,  und  dann  geht  der 
Satz  s  o  weiter :  »sondon  sie  [die  ParteiJ 
ist  das  M  i  1 1  e  I.  die  Dnrchffihning  dieser 
[demokratisclicn]  Grundsätze  in  der 
ganzen  Gesellschaft  herbeizu- 
iiÜiren«.  Man  sieht,  das  ist  alles  andere 
chtf,  als  eine  Verhöhnung  unserer  demo- 
kratischen Principicn,  die  vielmehr  aus- 
drücklich unterstrichen  wer> 
den.  Der  ganze  Artikel  ist  einer  Polemik 
gegen  die  völlige  Autonomieder 
Wahlkreise  gewidmet,  die  vielleicht 
anarchistischen,  niemals  aber 
demokratischen  Grandsätzen  ent- 
spricht. Daneben  bleibt  natürlich  be- 
stehen, dass  in  einer  Kampfpartei 
auch  eine  bis  in  die  letzten  Omsequenzen 
ausgebildete  demokratische  Selbst- 
verwaltung und  Selbstregierung  lei- 
der einfach  nicht  möglich  ist;  es 
fehlen  dafür  im  Gegenwartsstaat  alle 
Vorbedingungen.  Dass  initdemvonHdne 
beanstandeten  Satze  nichts  gegen  die 
Durchführung  wirklich  demokratischer 
Grundsätze  in  unserer  Partei  gengt  sein 
sollte,  geht  schon  daraus  hervor,  dass 
wenige  Zeilen  früher  die  von  den  .Vulu- 
nomisten  empfohlene  absolute  Selbstän- 
digkeit der  WahUcrdse  durch  Anfüh- 
rungszeichen ausdrücklich  all  nach  metner 
Auffassung  p  s  c u  d  o demo kr at i sch 
gekennzeichnet  war. 

Wenn  Genosse  Heine  —  woran  doch 
wohl  nicht  zu  zweifeln  ist  —  den  von  ihm 
citierten  Artikel  vorher  gelesen 
hat,  so  wäre  es  Mine  Pflicht  gewesen, 
änngemäss  zu  dtieren.  Ich  wäre 
dann  der  Notwendigkeit  enthoben  ge- 
wesen, den  Raum  der  Sorialistischcn  Mo- 
natshefte für  diese  Richtigstellung  in  An- 
bruch au  ndraien,  bei  Aer  ich  midi  auf 
die  knappste  Herv'orhebung  des  Wichtig- 
sten beschränkt  habe.  konrao  haenisch 
X 


Genosse  Haenisch  hat  sich  auf  unsere 
Anfrage  damit  einverstanden  erklärt,  das* 
Gtnosse  Hdne  ebe  eventuelle  Replik 

hier  gleich  anfügt.  Genosse  Heine,  dem 
wir  darauf  das  Vorstehende  übersandt 
haben,  schreibt  uns  hierzu: 
Ich  für  meine  Person  würde  es  nicht  für 
angemessen  gehalten  haben,  Haenisch  zu 
erwidern,  wenn  mich  nicht  die  Rücksicht 
auf  die  Socialistischen  Monatshefte  dazu 
veranlasste. 

Konrad  Haenisch  ist  so  feinfühlig,  dass 
er  sich  über  nicht  »sinngemässes«  Ciiieren 
beschwert,  weil  ich  zwei  gesperrte  Worte 
nicht  gesperrt  wiedergegeben  hatte;  da 
konnte  ich  wohl  billig  verlangen,  dass 
er  zunächst  einmal  mich  wahrheitsge- 
mäss  citierte.  Ich  habe  ihn  nänüicb  nicht 
bezichtigt,  dass  er  die  demokratischen 
Principicn  verhöhnte,  was  einen  b  c  - 
w  u  s  s  t  e  n  Hohn  vorausgesetzt  hatte, 
sondern  habe  gesagt:  »klingt  es  nicht 
geradezu  wie  ein  Hohn  auf  unsere  Prin- 
cipien?«  Was  sich  Haenisch  bei  seinem 
Satz  gedacht  hat,  darüber  sich  den  Kopf 
zii  zöbrechen,  lohnt  nicht.  Ich  halte 
jedenfalls  aufrecht,  dass  der  Satz  mit 
oder  ohne  den  Nachsatz,  dessen  Auslas- 
sung Haenisch  rügt,  wie  ein  Hohn  auf 
unsere  Principicn  klingt  Dass  die 
Partei  ein  Mittel  zur  Demokratisie- 
rung, nicht  Selbstzweck  sem  soll, 
brandlt  man  m  i  r  wahrlich  nicht  zu 
sagen,  aber  ich  bleibe  dabei,  dass  eine 
so  auf  die  Spitze  getriebene  Centraiisa- 
tions-  und  Disciplinierimgstendetiz,  wie 
sie  im  i'alle  Göhre  hervorgetreten  ist, 
Mittel  und  Zweck  gefährdet. 
Ich  bin  sehr  bereit,  dem  Charakter  un 
serer  Partei  als  Kampfpartei  alle 
mögliche  Rcdmung  «»  tragen,  und 
mochte  das  nur  auch  von  denen  wün- 
schen, die  seit  Jahren  nichts  tun,  als 
itnmerzu  das  Trennende  zwischen 
verschiedenen  Personen  und  Richtungen 
in  der  Partei  hervorzuheben  und  das  Ge- 
meinsamo  totzii'-chucigen,  dir  dadurch 
eine  wirkliche  Kluft  erst  geschaffen  ha- 
ben und  die  Stellung  der  Partei  im 
Kampfe  nach  aussen  empfindlich  schwä- 
chen. Indessen  kann  man  damit,  dass 
die  Partei  KompfparUi  sei,  nicht  solche 
Verleugntmgen  unserer  Grundsätze  ent- 
schuldigen, wie  MC  hier  vorgefallen  sind. 
Das  Ideal,  dem  wir  nachstreben,  besteht 
doch  nicht  bloss  in  dem  fernen  Endziel 
einer  möglidist  vollkommenen  Gesell- 
schaft, sondern  muss  sich  vor  allem  in 
den  Ansprüchen  äussern,  die  wir  an  uns 
selber  stellen.  wouwmm  Hcma 
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In  drei  auf  einander  folgenden  Nachwahlen  zum  Reichstage  hat  die  deutsche 
Socialdeniokratie  drei  Mandate,  die  sie  am  i6.  Juni  1903  erkämpft  hatte 
wieder  verloren.  In  allen  drei  Fällen  liegen  Umstände  vor,  die  es  den 
Ciegnem  in  den  betreffenden  Wahlkreisen  verbieten,  von  ihrem  Siege  über 
die  Socialdeniokratie  gross  Aufhebens  zu  machen,  im  Wahlkreise  Zschopau- 
Maricnberg  war  es  ein  Conflict  innerhalb  der  Socialdcmokratie,  der  die 
Actionskraft  dieser  lähmte  und  so  den  (iegneni  eine  unverdiente  Unter- 
stützung lieferte.  Ausserdem  —  und  dies  trifft  auch  für  die  zwei  anderen 
Kreise  zu  —  kam  den  Gegnern  der  Umstand  zu  gute,  dass  die  Wahlen  auf 
Grund  der  Wahllisten  des  Vorjahres  vorgenommen  wurden,  was  für  tlie 
Socialdeniokratie,  deren  Wählerschaft  sich  fast  ausscliJiesslich  aus  iler 
Arbeiterschaft  rccrutiert,  stets  den  X'erlust  eines  gewissen  Procentsatzes 
von  Stimmen  zur  Folge  hat.  Mittlerweile  verzogene  Arbeiter  können  ihr 
Wahlrecht  nicht  ausüben,  die  neu  hinzugezogenen  Arbeiter  haben  im  Wahl- 
kreis noch  kein  Wahlrecht,  weil  sie  noch  nicht  in  die  Listen  eingetragen  sind 
Beiläufig  ein  Umstand,  der  mit  dem  Geist  der  Wahlbestimmung,  wie  diese 
in  der  Reichsverfassung  niedergelegt  ist,  im  Widerspruch  steht.  .  Inner- 
halb des  Reiches  anerkennt  die  Reichsverfassung  für  Reichsangelegenheiten 
keinen  Unterschied  von  Orts-  oder  Landeszugehörigkeit ;  der  Reichstags- 
wähler wählt  als  R  e  i  c  h  s  b  ü  r  g  e  r.  Nicht,  wie  lange  er  sich  an  einem 
Ort  innerhalb  des  Reichs  aufgehalten  hat,  sondern  ob  er  überhaupt  An- 
gehöriger eines  Bundesstaats  ist,  bestimmt  die  Eigenschaft  des  Reichstags- 
wählers. \'on  Rechts  wegen  müsste  demgemäss,  nachdem  sich  heraus- 
gestellt, welch  grosser  Procentsatz  von  Wählern  im  Verlaufe  eines  Jahres 
ihren  Wohnort  verlegen,  der  Absatz  3  des  §  8  des  Wahlgesetzes,  wonach 
für  Nachwahlen,  welche  innerhalb  eines  Jahres  nach  V  ornahme  der  Haupt- 
walil  stattfinden,  flie  Anfertigung  neuer  Wählerlisten  nicht  erforderlich  ist 
eine  Abänderung  in  dem  Sinne  erfahren,  dass  die  Giltigkeit  der  Listen 
nicht  über  höchstens  ein  Vierteljahr  beziehungsweise  den  nächsten  Um- 
zugstemiin  hinaus  sich  erstrecken  darf.    Aber  es  ist  natürlich  ganz  aus- 
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sichtslos.  dass  die  gegenwärtige  Rcichstagsmchrhcit  oder  prir  die  ver- 
bündeten Regierungen  zu  einer  Revision  des  Wahlgesetzes  in  diesem  Sinne 
die  Hand  bieten  würden.  Jedermann  weiss  vielmehr,  dass  in  den  Kreisen 
der  offenen  oder  versteckten  Feinde  des  gegenwärtigen  Reichstagswahl- 
rechts unter  anderm  gerade  die  \^orschrift  einer  längeren  Wohndauer  für 
die  Erlangung  der  Wählerqualität  als  eines  der  Mittel  betrachtet  wird,  das 
Reichstagswalilrecht  nominell  als  allgemeines,  gleiches  und  directes  Wahl- 
recht bestehen  zu  lassen  und  es  doch  factisch  zu  beschränken.  Die  Er- 
fahrungen dieser  drei  Nachwahlen  werden  den  Appetit  dazu  eher  verstärkt 
als  abgeschwächt  haben. 

Soweit  der  Verlust  der  drei  Wahlkreise  Zschopau- Marienberg,  Sachsen- 
Altenburg  und  Frankiurt-Lebus  auf  die  Rechnung  solcher  \'erscliiel)ungen 
in  der  Wählerschaft  zu  setzen  ist,  liegt  für  die  Socialdemokratie  kein  Grund 
vor,  dieser  Niederlagen  sich  zu  schämen.  Denn  sie  beleuchten  ja 
nur  ein  Wahlunrecht,  setzen  ^lie  Entrechiiiug  einer  grossen  Anzahl  von 
Wäblem  in  iielleres  Licht.  Die  Fraise  ist  aluT,  o1)  der  Stimmenverlust,  den 
die  Socialdemokratie  in  den  genannten  Wahlkreisen  zu  verzeichnen  hat 
mit  dem  Hinweis  auf  den  Verzug  eines  Teils  ihrer  Wähler  aus  diesen  Walil- 
krdsen  erschöpfend  b^irundet  ist.  Soweit  das  nicht  der  Fall  ist,  soweit  die 
Verluste  etwa  von  einer  positiven  Abgabe  socialdemokraiisdur  Stimuu  n  an 
die  (iegner  zeugen  oder  auch  nur  eition  Xachlass  in  der  Werbekraft  der 
Partei  durchblicken  lassen,  hat  die  Socialdemokratie  sicher  allen  Grund 
die  Sache  ernst  zu  nehmen  und  ihre  Ursachen  sine  tra,  aber  maximo  cum 
studio  zu  erörtern. 

Das  sott  je<toch  in  diesem  Artikel  nicht  gejschehen.  Sein  Zweck  ist  vid- 
melir.  einer  Äusserung  entgegenzutreten,  die  ein  vielgelesenes  Parteiorgan 
bei  Uesprechung  einer  dieser  W  ahlen  zum  besten  gegeben  hat  und  die  uns 
gerade  bei  diesem  Anlass  ganz  und  gar  nicht  am  Platze  zu  sein  scheint. 

Es  war  die  Leipziger  Volkszeitung,  die  sich  und  ihre  Leser  über  die  in 
ihrem  näheren  Umkreis  erlittene  Niederlage  mit  der  Bemerkung  hin- 
wegzutrösten  suchte,  die  Socialdemokratie  brauche  die  Niederlage  nicht 
zu  tragisch  zu  nehmen,  denn  im  letzten  Grunde  sei  ihr  Kampf  kein  parla- 
mentarischer und  werde  auch  nicht  in  den  Parlamenten  entschieden.  Ihre 
Kraft  liege  ausserhalb  der  Parlamente. 

Dass  darin  ein  grosses  Stück  W^ahrheit  steckt,  brauchen  wir  an  dieser 
Stelle  kaum  erst  zu  bemerken.  Sinfl  es  d(X-h  gerade  wir.  die  dem  nusser- 
parlamentarischen  Werk  der  Arbeiterc lasse  die  grösstc  Bedeutung  beimessen 
gerade  wir,  die  den  Gedanken  vertreten,  dass  die  Arbeiterclasse  nicht  alles 
von  der  Gesetzgebung  oder  der  staatlichen  Verwaltung  erwarten  soll,  son- 
dern einen  guten  Teil  ihres  Befreiungswerks  durch  das  Mittel  organisierter 
Selbsthilfe  in  Gewerkschaften.  Genossenschaften  selbstschöpferisch  zu  be- 
treiben, dass  die  Arbeiterclasse  selbst  einen  Teil  der  Organe  ins  Leben  /u 
rufen  und  auszubauen  hat,  ohne  deren  Vorhandensein  in  einer  erheblichen 
Stärke  und  auf  Erfahrungen  beruhenden  Verwaltungskraft  die  Eroberung 
der  politischen  Macht  nur  die  Illusion  eines  Tages  sein  könnte,  der  ein 
schmerzliches  Erwachen  als  unausbleibliche  Folge  nicht  erspart  bliebe.  Auch 
kann  oder  soll  darüber  kein  Streit  unter  Sociaüsten  iKstchen.  dass  das 
moderne  Wirtschaftsleben,  ob  seme  Verteidiger  es  wollen  oder  nicht,  durch 
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seine  cipfene  Entvvickelung  dazu  getrieben  wird,  immer  mehr  persönliche 
und  sachliche  Vorbcdinq^nngen  für  die  social  ist  i  sehe  UmgestaltunjTf  der 
Gescllscliaft  —  alias  sociale  Revolution  —  zu  schaffen,  so  dass  zwar  die 
socialdemokratische  Partei  zeitweilig  besiegt,  die  sodalistiiche  Btib^^ng 
aber  nun  und  nimmer  auf  die  Dauer  ausgerottet  werden  kann.  ^\ 

Aber  alles  zu  seiner  Zeit  und  mit  Mass  und  Ziel.  Wenn  der  P^rla* 
mentarismus  für  die  Socialdcmokratie  nicht  alles  ist.  so  ist  er  doch  ,q:enug 
für  sie,  ihre  parlamentarische  Position  nicht  auf  die  leichte  Achsel  zu 
nehmen  und  sich  über  wichticje  Sclbstprüfungcn  mit  der  Redensart  hin- 
wegzusetzen, wir  könnten  aiick  so.  Wir  können  nicht  nur,  wir  sollen 
sogar  auch  so,  aber  soweit  es  an  ifais  liegt,  als  Ergänzung,  nidit  als 
Ersatz.  Es  handelt  sich  nicht  um  eine  Alternative,  um  die  Wahl  zwisdien 
zwei  Weesen,  von  denen  jeder  in  seiner  Art  zum  Ziel  führt,  sondern  es 
handelt  sich  um  zwei  Kräfte,  deren  Zusammenwirken  erforderlich  ist;  die 
in  wechselseitiger  Beeinflussung  erst  dazu  gelangen,  sich  in  ihrer  vollen 
Leistungsfähigkeit  geltend  zu  machen.  Diese  Eikenntnis  hat  sich  der 
Socialclemokratie  in  langen  Kämpfen  an  der  Hand  der  Erfahrung  auf- 
gedrängt, sie  ist,  wie  dies  in  der  soeben  erschienenen  Schrift  Paul  KampfT- 
mcycrs  IVaudluiigcn  in  der  Theorie  und  Taktik  der  Soeialdemokratie  an- 
scliaulich  illustriert  wird,  nicht  eine  aus  theoretischer  Ableitung  vorher- 
gcfasste^  sozusagen  empfangene,  sondern  eine  in  der  Schule  der 
Praxis  erworbene  Einsicht.  Wir  wissen,  dass  es  hier  nicht  eniw^dtr 
—  oder  heissen  kann,  sondern  dass  eine  gesunde  Entwickelung  nur  dann 
verhürj^t  ist,  wenn  sie  unter  dem  Motto  sowohl  —  als  auch  vor  sich  geht 
Kur  unter  letzterer  Bedingung  wird  die  Frage  des  Wie  und  Wann,  das  heisst 
die  Frage  nach  der  Art  tmd  der  Zeit  der  Verwirklichung  der  sodalistischen 
Bcstrebunj:^cn  die  bestmögliche  I.osung  finden.  Es  ist  aber  ganz  sicher 
unsere  Aufgabe,  in  dieser  Hinsicht  das  Bestmögliche  zu  erstreben. 

Ks  genügt  nicht,  dass  wir  die  theoretische  Sicherheit  sozusagen  in  der 
Tasche  mit  uns  herumtragen,  dass  etwas,  was  wir  erstreben,  imter  allen 
Umständen  auch  seine  Verwirklichung  finden  werde.  Solche  theoretischen 
Versichenmgen  sind  zunächst  keine  absoluten  Gewissheiten.  Die  Geschichte 
hat  schon  durch  manche  scheinbar  unumstosslich  begründete  theoretiscfae 
Versicherung  einen  recht  dicken  Strich  gemacht  und  andere  nur  nach 
langer  I'rist  und  mit  vielen  Abänderungen  und  Einschränkungen  honoriert 
Es  kann  und  darf  aber  das  Moment  der  Zeit  und  Art  niemals  von  uns 
als  nebensächlich  bdiandelt  werden.  Gerade  für  den,  der  das  schliess- 
liche  Eintreten  einer  Sache  für  gewährleistet  hält,  löst  sich  die  ihm  zu- 
fallende Aufgabe  darin  auf.  den  Zeitpunct  des  Eintretens  zu  beschknmigcn 
und  die  Art  der  Verwirkliclnmg  so  günstig  als  möglich  zu  gestalten. 

W'tr  haben  daher  gar  nicht  das  Recht,  den  Parlamentarismus  und  seine 
Möglichkeiten  geringer  einzuschätzen,  als  sie  sind.  Es  mag  heutzutage, 
wo  sich  auf  allen  Seiten  die  Gegner  rüsten,  der  Soeialdemokratie  das  parla- 
mentarische Wirken  abzuschneiden  oder  einzuengen,  dem  einen  oder  andern 
unt  r  uns  vielleicht  als  Gebot  |x>litischer  Klugheit  erscheinen,  in  Bezug  auf 
den  Parlamentarismus  eine  gew;s«;e  Indifferenz  zur  Schau  zu  tragen  und 
um  so  melir  die  ausserparlamentarischen  Momente,  die  für  den  Socia- 
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lismus  wirken,  zu  betonen.    Aber  dieser  Auffassung  gegenüber  gelten  die 
Sätze,  die  Lassalle  im  Sickingen  dem  Baltbasar  in  den  Mund  legt: 
»Der  Feind  allein,  wie  sehr  du  dicb  verstellst, 
Hat  bald  dich  'raus  —  ist  deine  beste  Schätzung .... 
Es  wertet  dich  sein  Hass  gerechter,  als 
Die  grosse  Meng*,  oft,  als  der  Freund  dich  wertet.« 
Die  Feinde  der  Socialdemokratie,  die  geschworenen  Gegner  der  Arbeiter- 
cmancipation.  die  wissen  beute  nur  zu  gut.  welchen  Wert  der  Parlamentaris- 
mus für  die  Arbcitcrclasse  haben  kann,  wclclie  Kraft  in  iliiii  ruht,  welche 
Mügliclikeiten  er  darbietet.    Nicht  nur,  dass  sie  ihn  lange  gaiug  —  und  der 
Himmel  weiss,  wie  ausgiebig  —  selbst  für  sich  ausgebeutet  haben,  sie  haben 
auch  zur  Genüge  erfohren,  dass  es  der  Arbeiterpartei  gegebenenfalls  nicht  an 
der  Fähigkeit  fehlt,  von  dieser  Waflfe  wirkungsvoll  Gebrauch  zu  machen 
l'nd  so  weit  sie  das  nicht  erfahren  haben,  kann  man  wieder  mit  Lassalle 

sagen.  »Mächt "gc  Naturen  schätzt  der  Feind  voraus, 

Lang',  eh'  der  F'rcund  in  Hoft'nung  ihnen  naht.« 

Die  Gegner,  die  \  erteidiger  aller  hinfällig  gewordenen  Privilegien,  wissen 
1/eute  sehr  wohl,  was  es  für  sie  und  für  die  Vorkämpfer  des  Neuen  be- 
eutet,  wer  von  ihnen  die  parlamentarischen  Positionen  inne  hat  —  eben 
weil  es  ja  vomdunUch  das  Zeitmoment  ist,  das  bei  den  politischen  | 
Käni])fcn  der  (iegenwart  eine  so  grosse  Rolle  spielt.  Bremsen,  hinlialten  I 
hinausschieben  —  was  liegt  nicht  alles  in  diesen  Worten!  Jede  l\'rniin- 
verlängerung  ihrer  Macht  bedeutet  für  die  Vertreter  des  Alten  eine  neue 
Mög4ichkeit,  Schwierigkeiten  auszuhecken,  der  Entwickelung  Steine  in 
den  Weg  zu  wälzen.  Rechte  und  Interessen  zu  schaffen,  die  gegen  den 
Andrang  des  Neuen  ausgespielt  werden  können.  Wer  aber  die  Möglich- 
keiten und  den  Wert  des  Parlamentarismus  noch  imnicr  nicht  voll  i-rfasst 
hat,  das  sind  die  Massen,  das  ist  die  grosse  Mehrheit  der  Arbeiterclassc. 
Und  das  ist  nur  naturgemäss.  Denn  für  sie  ist  der  Parlamentarismus  in  der 
Hauptsache  noch  etwas  Abstractes,  Metaphysisches,  etwas,  das  noch  nicht 
ihnen  lebt.  Denn  er  soll  ja  erst  der  Träger  und  Ausdruck  ihrer  Interessen 
werden. 

Die  grosse  Masse  der  Arbeiterschaft  hat  die  Bedeutung  der  parlamen- 
tarischen Vertretung  nur  erst  zur  Hälfte  erfasst.   Sie  macht  wohl,  wenn 
sie  zur  Wahl  gerufen  wird,  von  ihrem  Stimmrecht  Gebrauch,  sie  wird  auch 
vvo  sie  zwischen  bürgerlichen  Candidaten  und  Socialisten  zu  wählen  hat 
ohiK'  grossen  Zuredens  zu  bedürfen,  den  letzteren  vorziehen,  aber  im  ganzen 
ist  ihr  die  Stimmabgabe  noch  immer  mehr  eine  Demonstration,  eine 
Manifestierung  ihres  Fühlens,  als  eine  Mandatsübertragimg  in  dem 
Sinne,  dass  sie  einer  Tdbiahkne  an  der  Regieriuig  durch  das  Mittel  des 
Mandatars  gleichkommt.    Das  aber  soll  sie  nach  der  Natur  des  Parlamenta- 
rismus sein,  und  das  ist  sie  in  dem  Masse  oder  wird  sie  in  dem  Masse  sein 
als  der  Parlamentarismus  in  der  Wählerschaft  wirklich  lebt.    Und  wu 
sie  in  diesem  Sinne  vom  Wähler  empfunden  wird,  wo  sie  nicht  als  Aus- 
übung eines  abstracten  Rechtes,   sondern  als  bewusste  und  besttmmte 
Willensühertragung  v<»l  ihm  vollzogen  wird,  da  wird  die  Stimmabgabe 
für  ihn  auch  ein  Bedürfnis  sein,  wird  er  darauf  bestehen,  wird  er  das 
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Wahlrecht  nicht  im  Sinne  einer  Erlaubnis,  zu  wählen,  sondern  als  eine 
erworbene  und  w  i  c  h  t  i  q:  e  ( i  e  r  e  c  h  t  s  a  ra  e  auffassen,  ausüben  und 
je  nachdem  auch  verteidigen. 

Zu  dieser  Auffassung  gilt  es  die  Wähler  zu  erziehen  —  heute  mehr,  als 
zu  ii^end  einer  früheren  Zeit.  Das  geschieht  aber  sicherlich  nicht,  wenn 
man,  weil  ein  paar  Wahlen  ungünstig  ausgegangen  sind,  sofort  nach  de'^n 
Vorbild  Meister  Rcinekcs  die  Trauben  für  säuerlich  erklärt.  Nein,  die 
Trauben  sind  nicht  säuerlich,  sie  sind  geniessbar  und  müssen  erlangt  wer- 
den, weil  das  Volk  der  Traubencur,  das  heisst  des  Parlamentarismus,  bedarf. 

Der  Parlamentarismus  ist  kein  vollkommenes  Institut  und  nicht  das  letzte 
Wort  der  staatlichen  Entwickehing.  Er  ist  auch  nicht  die  einzige  bestim- 
mende Kraft  dieser  Entwickelung,  sondern  nur  eine  unter  einer  Vielheit 
von  Kräften,  die  ihren  Weg  bestimmen.  Aber  er  ist  eine  wichtige  Kraft 
ein  wesentlidies  Organ,  ein  machtvoller  Hebel  dieser  Entwickelung.  Wie 
alle  politischen  Einrichtungen  ist  er  dem  corrumpierenden  Einfluss  der 
Routine  ausgesetzt  und  verliert,  wenn  man  ihn  aus  zu  grosser  Nähe  be- 
trachtet. Will  man  ihn  richtig  werten,  so  muss  man  ihn  geschichtlich  und 
dynamisch  betrachten.  Die  Menschen  bleiben  sich  schliesslich  überall  gleich. 
Hans  bleibt  Hans,  ol»  er  in  der  Amtsstube  sitzt  oder  hinter  dem  Schraub- 
stock steht,  ob  er  im  Comptoir  arbeitet  oder  im  Parlament  an  der  Gesetzes- 
fabrikation mitwirkt.  Seine  menschlichen  Schwächen  werden  sich  überall 
geltend  machen.  Herbert  Spencer  erzählt  in  seiner  soeben  er.schienenen 
Autobiographie  nüt  vieler  P»elustigung,  wie  entsetzt  einige  Leute  einmal 
waren,  als  er,  der  Philosoph,  ein  Picknick  gab,  wie  erstaunt  Mr.  Carnegie 
.  war,  als  er  Spencer  bei  aner  Mahlzeit  auf  einem  atlantischen  Dampfer  d«n 
Killner  zurufen  hörte;  »Kellner,  ich  habe  nicht  Cheshire  Käse,  sondern 
Chcddar  Käse  bestellt«,  und  wie  ein  Franzose  seinen  Augen  nicht  trauen 
wollte,  als  er  ihn,  Spencer,  Billard  spielen  sah.  Die  Beschäftigung  mit  der 
Philosophie  macht  aus  dem  Denker  noch  keine  fleisch-  und  blutlose  Ab- 
straction,  und  das  Parlamentsmandat  macht  den  mit  ihm  Gesegneten  noch 
nicht  zum  Übermenschen,  wenngleich  eine  gewisse  erzieherische  Wirkung 
der  parlamentarischen  Tätigkeit  nicht  l)est ritten  werden  kann  noch  soll.  Der 
nm.ss  schon  unheübar  stumpfsinnig  sein,  der  nicht  durch  die  Teilnahme 
an  den  parlamentarischen  Arbeiten,  von  denen  die  wichtigsten  ja  hinter  den 
Coulissen,  m  Commissionen,  vor  sich  gehen,  eine  Erweiterung  seines  Hori- 
zonts erführe.  Auch  hier  macht  das  Amt  den  Mann,  und  es  wäre  sehr  ver- 
fehlt, (Hose  erzieherische  Wirkung  des  Parlamentnrismiis  auf  die  üin  Aus- 
übenden ganz  zu  ubersehen.  Es  kann  schliesslich  keine  gleichgiltige  Sache 
für  eine  politische  Bewegung  sein,  ob  sie  eine  Anzahl  Leute  in  ihren  Reihen 
hat  oder  nicht,  denen  das  Budget,  und  was  dazu  gehört,  kein  Buch  mit 
sieben  Siegeln  ist.  Wer  den  Parlamentarismus  nur  von  aussen  beurteilt 
wird  ihn  entweder  über-  oder  unterschätzen,  und  die  Unsicherheit,  die  noch 
vielfacli  in  der  Socialdeniokratie  zu  finden  ist,  sobald  es  sich  um  die  Be- 
stimmung der  grundsätzlichen  Stellung  zum  Parlamentarismus  handelt,  ist 
denn  auch  Folge  des  Umstandes,  dass  die  ersten  socialistischen  Veröffent- 
lichungen über  ihn  von  Leuten  herrührten,  die  ihn  nur  von  au.ssen  beurteilten 
und  ausserdem  der  bürgerlichen  ( iesell.schaft  eine  er}ifl)lich  kürzere  Dauer 
zuerkarmten,  als  dieser  tatsächlich  innewohnt.    Die  so  erstandene  Doctrin 
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lebt  noch  heute  als  Trnrlition  fort  und  pfuscht  in  unser  Denken  hinein,  <>h\vi  »hl 
^  die  Praxis  längst  zu  anficrcr  Iknirtcihini:;^  j^rführt  hat.  Solanj^t  tlic  i^rD.sscn, 
Millionen  von  Menschen  uniiassaidcn  Gemeinwesen  fortdauern,  werden 
auch  die  Parlamente  als  unetitbehrliche  Organe  der  Gesetzgebung  und  der 
Controle  der  Verwaltung  fortdauern,  nur  insofern  dem  Wechsel  unterwOTfen, 
als  ihre  Machtstelle  der  centraU'u  \'ollziehunj^sinstan7;  j^cq-cnübcr  zunehmen 
muss,  während  sie  zuj^leich  immer  mehr  I-'unctioncn  an  die  r>rtlichen  oder 
speciiischen  Sclbstverwaltungskorper  abgeben.  iJa  es  aber  die  i'arlamenie 
sind,  die  die  Zusammensetzung  und  Verfassung  dieser  Körper  bestimmen, 
so  ist  darin  ein  Grund  mehr  gegeben,  warum  die  Arbciterclassc  darauf 
bestehen  muss,  nach  Massgabe  ilirer  zahlcnmässigen  Stärke  und  culturellen 
Kraft  in  den  Parlamenten  vertreten  zu  sein.  Sie  braucht  nicht  jede  örtliche 
Niederlage  tragisch  zu  nehmen,  aber  sie  darf  auch  keine  Niederlage  leicht 
nehmen.  Vor  allem  aber  hat  sie  wachsam  zu  sein  gegenüber  allen  An- 
schlägen wider  das  allgemeine  Wahlrecht.  Nichts  wäre  verhängnisvoller, 
als  wenn  in  der  Arbeiterschaft  eine  Auflfassung  platzgrifFe,  dass  am  Wahl- 
recht ja  schliesslich  auch  nicht  allzu  viel  liege.  Wie  viel  oder  wie  wenig 
am  Wahlreclit  liegt,  es  ist  ein  Recht  der  Arbeiterschaft,  und  eine  Classe» 
die  vorwärts  strebt,  darf  auch  nicht  ein  Haarbreit  von  ihrem  Recht  sich 
nehmen  oder  streitig  machen  lassen,  ohne  sich  mit  der  ganzen  Enei|^e  da^ 
gegen  aufzulehnen,  deren  sie  fähig  ist 
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Uber  ein  Mcnschenaltcr  währt  bereits  der  Kampf  der  deutschen  Arbeiter  um 
ein  auch  in  der  praktischen  Ausübung  völlig  freies  Coalitionsrecht,  und 
sein  Ende  ist  noch  immer  nicht  abzusehen.  Wenn  die  Unternehmer  es  er- 
zwingen könnten,  so  würden  auch  jetzt  noch,  wie  diedem,  in  Prtnasen  nadi 
den  bis  zum  17.  Januar  1845  geltenden  Bestimmungen  der  §§  182,  183  und  184 
der  Gewerlx-ordnunj^  die  Arbeiter  wegen  Einstellung  der  Artieit  bis  zu  einem 
Jahr  Gefängnis  bestraft  werden.  Obgleidi  im  Jalire  1869  durch  den  jetzigen 
I  152  der  Gewerbeordnung  den  Arbeitern  das  gesetzliche  Coalitionsrecht  ein- 
geräumt wurde,  können  die  Herren  Capitalistcn  sich  über  die  deutsche  Reichs- 
r^erung  und  die  Regierungen  der  einzelnen  Bundesstaaten  wahrlich  nicht  be- 
klagen; diese  haben,  was  in  ihren  Kräften  stand,  getan,  um  die  Arbeiter  in  der 
Ausübung  ihres  Rechtes  zu  behindern.  Das  bckaimte  Wort  des  ehemaligen 
Ministers  des  Innern,  Herrn  von  Bötticher:  »Meine  Herren,  wir  arbeiten  4a.  UUr^ 
JuT  Siec  wird  auf  keinem  Gebiete  so  treffend  illustriert,  wie  durch  das  Vei^ 
halteii  Her  verbfindeten  Regienuicren  gegenüber  den  gewerksdiafClichen  Organi- 
sationen der  Arbeiter.  K  tum  w  ar  den  Arbeitern  das  Vereinigungsrecht  ge- 
«:;eben,  so  begannen  auch  schon  die  behördlichen  Chicaniemngen  der  Gewerk- 
schatten. In  der  Ära  des  Sociaiistengesetzes  waren  die  Gewerkschaften  nur 
geduldet,  ihre  Bewegungsfreiheit  war  in  einer  Weise  gdiemnit,  dass  an  eine 
rasche  Entwickelung.  an  ihre  innere  Festigung  nicht  zu  denken  war.  Aber  auch 
nach  dem  Fall  des  Sociaiistengesetzes  blieb's  im  grossen  und  ganzen  beim  alten. 
Bot  doch  das  reactionäre  prcussische  Vereinsgesetz  hinreichend  Handhaben, 
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der  Entwickeliing:  der  ( lewerkschaftcn  Fesseln  anzulegen.  Politische  Vereine 
durften  nicht  n»il  einander  in  Verbindung  treten;  da  nun  alle  Erörterungen  über 
gesetzlichen  Arbeiterschutz,  Regelung  der  Arbeitszeit  u.  s.  w.  für  politisch  erklärt 
wurden,  so  schwebten  die  Central  verbände  tatsächlich  in  der  Luft.  Den  l-'rauen 
war  die  Teilnahme  an  politischen  Vereinen  verboten;  diese  Bestimmung  des 
preussischen  Verein sgcsetzes  besteht  ja  auch  heute  noch  zu  Recht  and  ist  auch 
in  neuerer  Zeit  noch  dazu  benutzt  worden,  die  Gewerkschaften  zu  drangsatiercn. 
Auch  heute  noch  verlangen  auf  Grund  des  §  2  des  preussischen  Vereinsgesetzes 
in  vielen  Orten  die  Behörden  von  den  Gewerkschaften,  dass  sie  ihnen  ihre  Mit« 
gliederlisten  einreichen;  es  ist  constatiert  worden,  dass  einzelne 
Behörden  Abschriften  dieser  Liisten  den  Arbeitgebern 
zustellten. 

l'ür  die  Arbeitgeber  gab  es  in  der  Praxis  diese  Beschränkungen  nicht;  un- 
behelligt von  den  Behärden  haben  sich  die  Arbeitgeberverbande  von  Beginn  ihrer 

Gründunj^  an  ständig  nn"t  Politik  beschäftigt.  Petitinnen  und  Resolutionen  poli- 
tischen Inhalts  beschlossen  und  dieselben  dem  Reichstag  und  dem  Bundesrat 
direct  zugeschickt. 

Wie  in  Preussen,  V>  auch  in  Sachsen:  die  Gewerkschaften  waren  in  beiden 
Staaten  in  der  Praxis  nur  geduldet,  nie  erlaubt.  Wenn  die  N'crcinsgesetzc  zur 
Bedrückung  der  Gewerkschaften  nicht  ausreichten,  wurden  andere  gesetzliche 
Bestimmungen  herangezogen,  um  ihnen  ihr  Dasein  zu  erschweren.  So  ver- 
suchte man  auf  Grund  des  Gesetzes  über  die  Versicherungsanstalten  Gewerk- 
schaften, welche  iliren  Mitgliedern  Unterstützung  in  Fällen  von  Arbeitslosig- 
keit, Krankheit,  Invalidiuii  etc.  gewuiirtcn,  unter  staatliche  Controle  zu  zwingen; 
auf  Grund  des  §  360  II  des  Strafgesetzbuches  wurde  die  zur  Ausübung  des 
Coalitinnsrechts  unerlässliche  (;lycrwachung  von  I'abriken  für  groben  Unfug 
erklärt  und  bestraft;  sogar  die  Warnung  vor  Zuzug  gilt  stellenweise  auch  heute 
noch  als  ein  stralw&rdiges  Vergehen ;  waren  Arbeiter  bei  Erklärung  von  Sperren 
nicht  sehr  vorsichtig  in  ihren  Worten,  ging  man  auf  Gnnid  des  §  253  des  Straf- 
gesetzbuches wegen  Erpressung  gegen  sie  vor.  Im  November  1898  wurde  zum 
Beispiel  ein  Maurer  vom  Landgericht  in  Dresden  zu  sechs  ^lonaten  Gefängnis 
und  drei  Jahren  Ehrverlust  verurteilt,  weil  er  zu  seinem  Arbeitgeber  gesagt 
haben  soll :  iWenn  Sie  den  Lohn  [45  Pfennig  die  Stunde]  nicht  zahlen,  werden 
wir  dafür  sorgen,  dass  unter  vier  WcKlien  kein  Maurer  auf  den  Bau  kommt!« 
Und  weiter  die  schweren  Verurteilungen  wegen  Bedrohung  der  sogenannten 
Arb*itsviÜl\gen\  auf  neun  Monate  Gefängnis  wird  erkannt,  weil  ein  Strikender 
einen  ins  Lager  des  I'eindes  übergegangenen  Collegen  mit  eiiu'm  Schirm  be- 
droht* haben  soll;  weil  ein  Gewerkschafter  einen  Nichtorganisierten  einen 
dummen  Kerl  nennt,  muss  er  auf  einen  Monat  ins  Gefängnis  wandern;  weil 
ein  alter  Mann  einen  jungen,  unerfahrenen  Menschen  vor  dem  Strikebruch  warnt, 
werden  ihm  zwei  Monate  Gefängnis  zuerkannt.  Kommt  es  gelegentlich  von 
Differenzen  einmal  zu  einer  Schlägerei  zwischen  Strikenden  und  Strikebrechern, 
wird  sofort  auf  Landfriedensbrud^  erkannt;  die  beteiligten  Strikenden  werden 
zu  jahrelangen  Zuchthausstrafen  verurteilt,  während  die  Strikebrecher  sich  fast 
immer  —  selbst  wenn  es  sich  um  einen  Totschlag  handelt  —  der  grössten  Milde 
der  Richter  zu  erfreuen  haben. 

Alle  diese  Tatsachen  sind  vor  der  breitesten  Öffentlichkeit  tausendfach,  nicht 
nur  in  der  socialdcmokratischen.  sondern  auch  in  der  anständigen  bürgerlichen 
Presse  erörtert  und  verurteilt  worden ;  ebenso  bekannt  ist,  dass  wegen  des  organi- 
sierten Terrorismus  der  Unternehmer,  sowohl  gegen  ihre  eigenen  Berufsgenossen, 
wie  gegen  die  Arbeiter,  noch  niemals  vorgegangen  ist.  Arbeitgeber,  welche  sich 
der  Dictatur  der  Arbeitgeberverbände  nicht  fügen,  werden  in  Acht  und  Bann 
erklärt,  sie  werden  gesellscliaftlich  boycottiert  und,  wo  immer  sich  dazu  Ge- 
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Icgenhcit  bietet,  wirtschaftlich  geschädigt.  Ol^leich  darüber  kein  Zweifel  be- 
steht, dass  die  gesetzgebenden  Körperschaften  durch  Schaffung  der  Bestim- 
mungen über  die  Einigungsiiniter  eine  gegenseitige  Aussprache  über  die  Dirtc- 
renzpuncte  zwischen  Arl)L'itj;ebcrn  und  Arbeitnehmern  zum  Zweck  des  fried- 
lichen Ausgleichs  für  geboten  erachteten,  verbieten  einzelne  Arbeitgeberverbände 
ausdrücklich  ihren  Mitgliedern,  mit  ihren  Arbeitern  in  irgend  welche  Verhand* 
lungen  einzutreten,  und  lehnen  solche  corporativ  ebenfalls  entschieden  ab.  Hohe 
Convcntionalstrafen  werden  fcstjjesctzt,  um  dem  Geiste  der  gesetzlichen  Be- 
stiuiinungen  geradezu  hohuaprcchende  terroristische  Gewaltniassregeln  gegen 
die  Arbeiter  zu  erzwingen. 

Von  .Anbeginn  an  haben  die  Arbeitgeberverbände  systematisch  daran  ge- 
arbeitet, die  Arbeiter  ihres  ihnen  durch  das  Gesetz  gewahrleisteten  Vereinigungs- 
rechts ZU  berauben.  Als  Beweis  seien  hier  nur  einige  charakteristische  Aus- 
führungen des  Secretairs  der  Berliner  Metallindustriellen  auf  der  Arbeitsnach- 
weiscnnferenz  zu  Leipzig  am  5.  .September  1898  Über  die  ergiekUchen  iVirkungen 
der  Arbcitsiuichweisc  wiedergegeben: 

»Strikende  sind  jedenfalls  sofort  und  bis  auf  weiteres  zu  sperren  und  —  mit 
Ausnahme  der  .Aufwiegler  —  erst  dann  wieder  frei  zu  geben,  wenn  der  Strikc  be- 
endet isi.  Die  Strikenden  müssen  erkennen,  dass  jeder  Strike.  das  heisst  jedes 
g1eichzcitij;;e  Niederlegen  der  Arbeit  durch  eine  Zahl  von  Arbeitern,  als  eine  ot  i  - 
S?  t!  n  p  und  als  Ausnutzung  einör  Zwangslage  angesehen,  beurteilt  und 
geahndet  wird.  Kben.so  sind  diejenigen  Arbeiter  mit  längeren  Sperren  zu  In*- 
legen,  wolche  sicli  zum  sogenannten  S  t  r  i  k  c  p  o  s  t  e  ti  s  t  c  h  c  tt  o<ler  gar  zw  wört- 
lichen oder  tätlichen  Angriffen  gegen  ihre  arbeitswilligen  CoUegen  (die  sogenannten 
Strikehrrcher)  hergeben. 

.\  g  i  t  a  t  r>  r  e  n  sind,  sofern  si»-  dnrcli  ihre  Tätigkeit  innerhalb  oder  ausser- 
halb der  Werkstätten  als  solche  erkannt  werden,  g  r  u  n  d  s  ii  l  z  1  i  c  b  und 
dauernd  zu  sperren.  Eine  Besserung  solcher  gewerbsmässiger  Heizer  er- 
seheint wohl  ausgeschlossen,  deshalb  müssen  sie  aus  dem  Arbciter- 
Stande  rücksichtslos   herausgedrückt   werden   f  ?  ?]•« 

Das  sind  die  Grundsätze,  nach  denen  l)isber  durch  die  Arbeitsnachweise 
der  .Xrbeitt^^eberverbiindc  gebandelt  wurde.  Wer  wagt  zu  bestreiten,  dass  es  sich 
hierbei  um  eine  systematische  Unterdrückung  der  Coalitionsfreiheit  der  Ar- 
beiter handelt? 

i:)er  Antrag  der  socialdemokratischen  Fraction.  diesen  offenkundigen  ungesetz- 
lichen Terrorismus  mit  Gcfängtiis  bis  zu  drei  AToiinirn  zu  bestrafen,  hat  auf 
seilen  der  Herren  im  eigenen  Hanse  geradezu  ein  Wutgeheul  hervorgerufen. 
Einer  derselben  verlangte  in  dem  Organ  der  Hamburger  Grosscapitalisten,  den 

Hamburger  Nachrichten,  von  den  Bourgcoisparteien  im  Reichstag  allen  Ernstes, 
dass  sie  als  .'\ntwort  auf  den  socialdemokratischen  Antrag  die  folgende  Be- 
stimmung zum  Bcschluss  erheben  sollten: 

*»Mit  Zuchthaus  nicht  uviter  5  Jahren  wird  bestraft  wer  sich  ver- 
abredet oder  '-ereinigt.  inu  Arbeitgebern  ihr  ferneres  Fortkommen  7\\  er'^chweren. 
dahin  gehend,  dass  eirstere  versuchen,  bei  Strikes  oder  .Ausstanden  irgend  welcher 
Art  Arbeitswillige  von  dem  beabsichtigten  Arbeitsantritt  ah/uhalten.« 

Dieser  Wahnsinn  zeigt  uns  die  menschenfreundliche  Gesinnung  der  Herren 
ücharfmacher  in  der  grellsten  Bcleuditung. 

In  der  bisherigen  Periode  der  Gesdiäft^aue  finden  wir  die  Arbdtg^rver- 
hände  it1)erall  an  der  Arbeit,  durch  ihre  wirtschaftliche  Macht  die  Arbeiter  ihrer 
gesetzlichen  Rechte  zu  berauben.  Aussperrungen  über  Aussperrungen,  um  die 
Arbeiter  zum  Austritt  aus  ihren  Berufsvereinen  zu  zwingen.  Aus  dem  Jahre 
1903  seien  hier  nur  folgende  Attentate  auf  das  Coalitionsrecht  der  Arbeiter  ver- 
zeichnet :  die  Auss]>errungen  der  .\rbeiter  durch  den  Norddenischcn  Lloyd  in 
Bremen,  durch  die  Holzindustriellen  in  Berlin,  durch  die  Metallindustriellen  in 
Iserlohn,  durch  die  Schuh fabrikanten  in  Pirmasenz,  und  weiter  die  der  Bau- 
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arbeiter  in  Dresden,  Mainz.  Cöln,  Cassel  u.  s.  w.,  und  schliesslich  —  Crim- 
mitschau: 8000  Arbeiter  ausgesperrt,  weil  500  von  ihnen  es  gewagt  hatten,  die 
aehnstündigc  Arbeitszeit  tind  eine  ganz  minimale  Erhöhung  ihrer  eieiuk  n  Löhne 
zu  fordern.  Der  Ausgang  ist  bekannt.  Dem  Tcrrorisnuis  der  Arbeitgeber  kam 
die  sächsische  Regierung  zu  Hilfe  durch  V^erhängung  des  Belagerungszustandes 
über  die  Stadt.  Der  Siqj^  der  Arbeitgeber  erscheint  nach  einer  so  gewaltsamen 
Unterdrfickung  aller  gesetzlichen  Rechte  der  Arbeiter  erklärlich. 

Aber  der  Kampf  in  Crimmitschau  hat  das  Solidaritätsgefühl  aller  Arbeiter 
Deutschlands  in  einer  so  glänzenden  Weise  otTenbart,  dass  den  Capitalisten  — 
trotz  des  Sieges  —  um  ihre  fernere  brutale  «Herrschaft  fiber  die  von  ihnen  aus- 
gelHtititcn  Arbeiter  bange  wird.  Wie  —  wenn  die  Geknechteten  die  beim 
Crnnmiischauer  Kampf  so  spontan  bekundete  Solidarität  aller  Arbeiter  s>'stc- 
matisch  organisierten?  Zeigt  doch  das  Beispiel  der  dänischen  Gewerkschaften, 
dass  die  Bildung  eines  allgemeinen  Kampf fonds  gegen  die  unumschränkte  Ge- 
waltherrschaft des  Capitals  kein  leeres  Phantasiegeljilde  ist;  was  dort  sich  in 
der  Praxis  für  die  Arbeiter  so  gut  bewährt  hat,  warum  sollte  dies  nicht  auch 
in  Deutschland  zu  befürchten  sein  ?  Die  Gefahr  ist  allerdings  noch  nidit  in  greif- 
bare Nähe  gerückt,  denn  bisher  war  unter  den  deutschen  Gewerkschaften  für  eine 
einheitlich  organisierte  Abwehr  gegen  den  Terrorisnnis  der  Arbeitgeber  eine 
Einigung  nicht  zu  erzielen;  alnr  —  der  Moment  ist  günstig.  Die  Scharfmacher 
halten  die  Situation  für  so  vorteilhaft,  dass  sie  sich  schleunigst  daran  machen, 
die  Arbeitgeber  im  ganzen  Reich  zur  Bildung  eines  allgemeinen  Schutzbündnisses 
gtgen  die  Socialdemokratie  aufzufordern.  Gegen  die  Socialdemokratie  lautet 
die  Parole,  weil  man  sehr  wohl  weiss,  dass  man  damit  gleich  die  Sympathieen 
sowohl  aller  Spiessbürger,  als  auch  der  hohen  deutschen  Reichsr^erung  ge- 
winnen wird.  Und  noch  schöner  wird  sich  der  Plan  ansnehmen,  wenn  er  mit 
der  Phrase  der  Harmonie  zwischen  Capital  und  .Arbeit  geziert  wird.  An  der 
Spitze  marschierten  natürlich  die  Grossindustriellen,  die  allmächtigen  Herren  der 
grossen  Syndikate.  Sie  glaubten,  den  günstigen  Moment  ausnutzen  zu  können, 
um  gleich  zwei  Fliegen  mit  einer  Klappe  zu  schlagen:  nicht  nur  den  Arbeitern 
sollte  der  Fuss  auf  den  Nacken  gesetzt  werden,  auch  die  kleinen  Industriellen 
hoffte  man  in  der  allgemeinen  Hurrastimmung  unter  die  Oberhoheit  der  Sjmdi- 
kate  und  damit  gleichfalls  zur  Unterstützung  ihrer  Schutzzollpolitik  zwingen  zu 
können.  Der  schlaue  Plan  war  leichter  gedacht,  als  ausgeführt;  die  kleineren 
Industriellen  merkten  die  Absicht  und  —  wurden  verstinnnt  Nain«itlieh  in 
der  Metallindustrie  ist  es  doch  noch  nicht  vergessen,  wie  die  cartelliertcn  Gross- 
industriellen sämtlichen  !•  abrikantcn,  welche  (Janzfabrikate  anfertigen,  in  den 
Jahren  1899,  1900  und  1901  ihre  Rohmaterialien  (Kohlen  und  Eisen)  in  einem 
Masse  verteuerten,  dass  sie  gegenüber  dem  Ausland  völlig  concurrenzunfähig 
jmd  viele  von  ihnen  bis  an  den  Rand  des  Bankerotts  getrieben  wurden.  Xanicnt- 
lich  das  Roheisensyndikat  hat  in  jener  ^cit  seine  Organisation  dazu  benutzt,  um 
die  Inlandpreise  künstlich  in  die  Höhe  zu  schrauben,  dagegen  wurden  den  aus- 
ländischen .Abnehmern  zu  ganz  normalen  Preisen  ungeheure  Mengen  Roheisen 
und  aiK-li  Halbfabrikate  geliefert.  Die  Krisis,  unter  der  in  erster  Linie  die 
Metallindustrie  zu  leiden  hatte,  war  hauptsächlich  eine  Folge  dieser  solidarischen 
Handlungsweise  der  Herren  der  grossen  Syndikate. 

Bei  den  nun  einmal  nicht  hinwegzudisputierenden  Interessengegensätzen 
zwischen  den  ganz  Grossen  und  den  kleinen  und  mittleren  Grossen  sowohl  in 
der  Metallindustrie,  als  auch  in  anderen  Uranchen,  ist  es  begreiflich,  dass  der 
geplante  allgemeine  deutsche  Arbeitgeberbund  nicht  zu  stände  gekommen  ist. 
M.ui  hei^iiügte  sich  nach  längeren  Wrhandlungen  damit,  ein  Ca  r  teil  zwischen 
den  einzelnen  Arbeitgeberverbänden,  eine  sogenannte  Centraistelle,  für  dieselben 
zu  schaffen.   Es  ist  kaum  anzunehmen,  dass  dieses  Cartell  praktisch  verwirk- 
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liehen  wird  und  kann,  was  durch  dasselbe  beabsichtigt  wird.  Für  die  Arbeits- 
nadiweise  der  Arbeitgeber  soll  eine  Centrale  geschaffen  werden ;  die  schwarzen 
Listen,  die  l)ei  einem  eintrcteiuien  Slrike  in  einem  Berufe  von  dem  betrettenden 
Arbeitgeberverband  herausgegeben  werden,  sollen  für  die  Arbeitgeber  aller  Be- 
rufe gelten.  Strikende,  in  erster  Linie  naturlich  die  leitenden  Personen,  sollen 
in  ganr  Deutschland  in  keinem  Berufe  mehr  in  Arbeit  pfcnomnien,  also 
direct  zum  Hungertod  verurteilt  werden.  Die  Ccntralstelle  soll  Iioi  Strikcs  und 
Boycotts  eine  Unterstützungsaction  zwischen  den  Einzelverbanden  in  Jic  Ii  cge 
leiten,  man  plant  eineArt  Rückversicherung  bei  Strikes  durch  die  Haui»tste1le. 

Praktisch  zciy^t  sich  hier,  dass  trotz  des  grossen  Tamtams  die  Ct-ntralorgani- 
sation  der  L'ntcnKhmcrverhände  üi)er  die  der  gewerkschaftlichen  Organisationen 
der  Arbeiter  nicht  hinausgekonnncn  ist.  Wie  auf  Seiten  der  Arbeiter  die  Genend' 
coinmission  der  Gcwerksckttfte»  Deutschlands  lediglich  eine  vermittelnde  Rolle 
spielt,  die  Untcrstülzungsgesuche  einzcliur  \  erhäiKle  den  übrigen  zur  Cerück- 
sichtigung  empfehlen  kann,  su  dürfte  auch  das  Lartell  der  Arbeitgeberverbände, 
schwerlich  die  Macht  erlangen,  seine  im  §  23  festgelegte  Bestimmung  durdi: 
zusetzen : 

>Jc(!ts  ^^itgIicd  der  Hnuptstclle  ist  vi  r])nichttt.  den  Beschlüssen  auf  Nichtannahme 
strikcndcr,  au-sgcsperrier  oder  widerrechtlich  ausgetretener  Arbeiter  und  Auf- 
bringung der  Geldmittel  zur  Durchführung  einer  Hilfsaction  Folge  zu 
leisten.« 

Die  Interessengegensätze  zwischen  den  Arbeitgeberverbanden  sind  natur« 
gemäss  grössere,  als  zwischen  den  Centraiverbanden  der  Gewerksdiaf ten ;  bei 
letzteren  sind  sie  in  Wirklichkeit  nOT  eingebildete;  sie  beruhen  auf  dem  Wahn 
einzelner  führender  F.lcmente,  aus  eigener  Kraft  die  grossen  wirtschaftlichen 
Kampfe  ausfechten  zu  können  und  der  Hille  anderer  Organisationen  nicht  zu 
bedürfen.  Deshalb  will  man  sich  auf  eine  systematische  Unterstützungsactton 
nicht  festlegen,  weil  man  hcfürchtet.  durch  dieselbe  lediglich  zum  Zahlen  für 
andere  schwächere  Verbände  genötigt  zu  sein.  Es  lässt  sich  diesem  Sland- 
punct  eine  gewisse  Berechtigung  nicht  absprechen;  wir  haben  in  Deutschland 
eine  Periode  gehabt,  in  der  allerdings  manche  Organisationen  in  wirtschaftliche 
Kämpfe  eintraten,  ohne  auch  nur  für  ganz  kurze  Zeit  gerüstet  zu  sein ;  sie 
rechneten  lediglich  darauf,  dass  bei  einem  Appell  an  die  allgemeine  Solidantat 
der  deutschen  Arbeiterschaft  schon  die  nötigen  Mittel  zusammenkommen  wür- 
den. Erfreulicherweise  haben  nach  und  nach  sämtliche  Gewerkschaften  ihre 
Beiträge  erhöht,  so  dass  hei  weiterem  Wirken  in  dieser  Richtung  voraussicht- 
lich die  Basis  geschaffen  werden  wird,  um  enie  gemeinsame  Hilfsaction  unter 
bestimmten  Voraussetzungen  in  die  Wege  zu  leiten.  Bekanntlich  hat  die  General- 
coiiiinis.fi. >ii  früher  einmal  einen  derartigen  l-'ntwurf  dem  t  Irworkschaftscongress 
vorgelegt ;  dieser  wurde  aber  abgelehnt.  In  seinen  Grundzugen  ist  er  später  von 
den  fortgeschritteneren  englischen  Gewerkschaften  acceptiert,  wo  audi  seine 
Durchführung  ohne  Schwierigkeiten  bewerkstelligt  wurde. 

Wenn  die  Kriegserklärung  der  Arheitgeberverbände,  die  wir  in  ihrer  r»e- 
deutung  auch  nicht  unter  schätzen  sollten,  seitens  der  Gewerkschaften  durch  die 
Bildui^  eines  gemeinsamen  Abwehrfonds  beantwortet  werden  würde,  so  könnte 
dies  im  Interesse  der  praktischen  Betätigung  und  Organisierung  der  all- 
gemeinen Solidarität  nur  aJs  ein  bedeutender  Fortschritt  begrüsst  werden.  Ks 
ist  kein  Zweilei,  dass  bei  praktischer  Organisation  mit  viel  geringeren  Mitteln, 
als  heute  durch  allgemeine  Sammlungen  aufgebracht  werden,  viel  mehr  geleistet 
werden  kömite.  Die  Tntsache  des  Bestehens  eines  grossen  Abwehrfonds  gegen 
die  brutalen  Angriffe  der  Capttalisten  auf  das  Coalitionsrccht  würde  ihre  er- 
zieherische Wirkung  auf  diese  nicht  verfehlen.  Rechnen  doch  heute  die  Herren 
Capitalisten  mit  aller  Bestimmtheit  darauf,  dass  bei  den  vimi  ihnen  inscenierten 
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allgemeinen  grossen  Ausspcrnnigcn  die  Mittel  der  Gewerkschaft  bald  erschöpft 
sind  und  der  Sieg  ihnen  bei  einiger  Ausdauer  unter  allen  Umstanden  sufallen 
tttuss.  Nach  den  bisherigen  Erfahrungen  ist  leider  nicht  zu  hoffen,  dass  eine 
gemeinsame  Hilfsaction  in  nächster  Zeit  schon  auf  die  nötige  Unterstützung 
in  den  leitenden  Kreisen  der  Gewerkschaften  rechnen  kann.  Es  wird  auch  hier 
noch  vorläufig  alles  beim  alten  bleiben,  bis  man  eines  Tages  einmal  genötigt 
sein  wird,  aus  der  Not  eine  Tugend  zu  machen;  denn  so  viel  steht  fest:  wenn 
auch  der  allgemeine  deutsche  Arbeitgeberverband  gescheitert  ist,  die  wirtschaft- 
lichen Classenkanipfe  werden,  wie  die  Dinge  bei  uns  in  Deutschland  liegen,  in 
einer  grossen  Zahl  von  Gewerben  nmachst  einmal  noch  schärfere  Formen  an- 
nehmen. \V(i  Tarifvorträj^c  abgeschlossen  sind,  ist  das  ein  Beweis  für  die 
gegenseitige  Anerkennung  der  Organisationen ;  in  den  meisten  Gewerben  rechnen 
jedoch  die  Capitalisten  mit  der  gewericschaftlichen  Organisation  noch  nidit  als 
mit  einem  ihrer  Organisation  gleichwertigen  Machtfactor.  Sie  werden  erst 
dann  andere  Saiten  aufziehen»  wenn  die  Gewerkschaften  die  Macht  besitzen,  sie 
dazu  zu  zwingen. 

Deshalb  gilt  es  in  erster  Linie  wiederum,  mit  gesteigerter  Energie  auf  die 
Stärkung  der  gewerkschaftlichen  Organisationen  hinzuarbeiten.  Gewiss:  es 
sind  gewaltige  Fortschritte  gemacht  worden;  1891  hatten  die  freien  Gewerk- 
schaften 287000  Mitgheder,  190:2  743000;  1891  betrug  das  Vermögen  der  selben 
noch  keine  halbe  Afillion,  1902  schon  10^5  Millionen  Mark.  Auch  während  der 
flauen  Geschäftsperiode  ist  kein  Rücl^;ai%,  sondern  ein  ganz  erhebliches  Wachs- 
tum der  Gewerksciiaften  zu  constatieren.  Die  Mitgliedcrzahl  der  freien  Gewerk- 
schaften betrug  Anfang  dieses  Jalires  schon  annähernd  eine  Million.  Aber  — 
und  das  darf  auch  nidht  verschwiegen  werden  — :  eine  sehr  grosse  TMil  von 
Arbeitern  hält  es  immer  noch  nicht  für  nötig,  ständig  Mitglied  der  Berufs- 
organisation zu  bleiben.  Die  Zalil  derjenigen,  welche  alljährlich  wegen  rück- 
ständiger Beiträge  gestrichen  werden  müssen,  ist  in  vielen  Gewerkschaften 
inuner  noch  eine  gro»e.  Auch  zeigt  uns  der  Verlauf  mancher  Strikes,  wie  wenig 
noch  der  Organisationsgedanke  bei  vielen  Arbeitern  in  Fleisch  und  Blut  ilber- 
gegangcn  ist. 

Den  Capitalisten  ist  jedes  Mittel,  auch  das  infamste,  recht,  die  Organisationen 
der  Arbeiter  zu  zerstören.  Die  Arbeitgeber  vom  Norddeutsehen  Lloyd  erreichten 
bckamitlich  ihr  Ziel  dadurch,  dass  sie  eine  grosse  Zahl  von  Vertrauenspersonen 

der  Arbeiter  zu  X'orarlxritern  und  Werkführern  avancieren  liessen;  und  — 
traurig,  aber  wahr  —  dieselben  Leute,  die  bisher  eifrig  für  ihre  Gewerkschaft 
gearbeitet  hatten,  suchten  dieselbe  jetzt  zu  unterminieren.   Völlige  Desoi^ni- 

sation  war  die  Folge.  Teile  und  herrsche  —  das  ist  der  Grundsatz,  nach  welchem 
die  Capitalisten  handeln.  Den  Verrätern  an  der  Sache  der  Arbeit  höhere  Löhne, 
das  kostet  nicht  allzu  viel,  wenn  dadurch  nur  das  'Ziel  erreicht  wird,  die  Masse 
ihrer  einzigsten  Waffe,  der  Organisation,  zu  berauben  und  derselben  dann  nach 
Belieben  die  Löhne  zu  kürzen,  die  Arbeitszeit  verlängern  und  sie  in  andauernde 
Abhängigkeit  vom  Capital  zwingen  zu  können. 

Crimmitschau  —  welcher  organisierte  Arbeiter  hat  nicht  mit  Stolz  die  Be- 
richte unserer  Arbeiterpresse  über  die  Helden  von  Crimmtschau  gelesen  f  Das 
Ende  des  Kampfes  zeigte  uns,  dass  die  Zahl  derselben  von  Woche  zu  Woche 
zusammenschrumpfte  und  am  Schlüsse  des  Kampfes  eine  grosse  Zahl  Strike- 
brecher  aus  Crimmitschau  und  aus  dem  roten  Sachsen  selbst  vorhanden  war  — 
und  das  trotzdem,  dass  Mittel  zur  Fortführung  des  Kampfes  noch  für  längere 
Zeit  zur  Verfügung  standen.  Wenn  die  Abgabe  eines  socialdemokratischcn 
Stimmzettels  am  Wahltage  als  Zeichen  der  Reife  der  Arbeiterschaft  gelten  soll, 
marschiert  Sachsen  alleraings  an  der  Spitze;  aber  mit  der  Organisation  der 
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Arbeiterschaft,  so  winl  uns  jetzt  nach  den  Misserfolgen  auf  wtrtschaftlidicin 
und  politischem  Gebiet  berichtet,  sieht's  vielerorten  noch  sehr  traurig  aus. 

Verlorene  Strikes  geben  manchen  Leuten  immer  wieder  ( "iclegenheit.  von  den 
Grcnsen  der  Gewerkschaftsbewegung  zu  reden.  Wenn  sie,  wie  wir  Gewerk- 
achafter, die  Dinge  aus  eigener,  durdi  fortgesetzte  praktische  Tltigkeit  ge- 
wonnene Erfahrung  kennen  würden,  so  würden  sie  anders  denken. 

Was  beweisen  in  der  Tnt  die  meisten  verlorenen  wirtschaftlichen  Kampfe? 
Nichts  weiter,  als  dass  die  Arbeiter  in  ihrer  Masse  noch  keine  geschulten  Kampfer 
sind;  bei  den  meisten  verlorenen  Strikes. lässt  sich  feststellen,  einmal,  dass  die 
Arbeiter  entv.  <  <!<-r  erst  ganz  kurze  Zeit  oder  höchst  ungenügend  organisiert 
waren  ■  -  in  Cruiunitschnn  waren  zu  Beginn  des  Kampfes  von  den  8000  Aus- 
gesj)errten  ganze  1800  organisiert  — ,  ferner,  dass  Mittel  zur  Führung  des  Kampfes 
auf  längere  Dauer  nicht  vorhanden  waren,  und  endlich,  dass  die  Arbeiter  den 
Kampf  aufnahmen  rcspcctive  sich  aufzwingen  Hessen  in  einem  Moment,  wo  der 
Gegner  von  vornherein  sich  in  der  stärksten  Position  befand.  Die  Massen  der 
Arbeiter  besitzen  in  der  Regel  zu  wenig  Kenntnis  von  der  allgemeinen  Ge- 
schäftsconjunctur.  die  Mahnungen  zur  Vorsicht  von  einsichtigen  Führern  wer- 
den in  den  Winrl  geschlagen;  auch  sind  sie  noch  meistens  so  dumm-ehrlich,  dass 
sie  aus  falsch  vcrsiantlencm  Ehrgefühl  dem  raftinierien  Gegner  geradezu  in 
die  Hämk  arbeiten.  Nur  ein  Beispiel  für  viele.  Als  1891  die  Cigarrenfabrtkanten 
vr^n  Hamburg- .\ltona-Ottcnsen  die  Tabakarheiter  aussperrten,  lediglich  zu  dem 
Zweck,  ihren  Austritt  aus  der  Organisation  zu  erzwingen,  gab  ich  meinen  Col- 
legen  von  vornherein  den  Rat,  den  ihnen  vorgelegten  Revers  kalten  Blutes  ruhig 
zu  unterschreiben  und  selbstverständlich  Mitglied  der  Organisation  zu  bleiben. 
Mich  dauert  noch  heute  jeder  Groschen,  der  für  den  Kampf  um  die  Zugehörig- 
keit zu  einer  Gewerkschaft  vergeudet  wird.  Das  Coalitionsrecht  ist  den  Arbeitern 
gesetzlich  gewährleistet ;  wer  ihnen  dasselbe  durch  Drohungen  und  Zwang,  Ent* 
Ziehung  von  .Arbeit  zu  nehmen  versucht,  handelt  ungesetzlich,  verstösst  wider 
die  guten  Sitten.  X'ertr.ägc,  die  unter  solch  einem  vnigesctzlichen  Zwang  ab- 
geschlossen werden,  haben  moralisch  keine  Berecluigung.  Auch  das  Keichs- 
gericht  hat  sich  kürzlich  auf  den  Standpunct  gestellt,  dass  es  wider  die  guten 
Sitten  verstösst.  Arf'eiter  »leshalb  von  der  .Arbeit  ausztischliessen,  ihre  Xamen 
auf  einer  schwarzen  Liste  anderen  Arbeitgebern  bekannt  zu  geben,  weil  sie  ihrer 
Berufsorganisation  angehören.  Warum  nun  die*  monatelang  andauernden 
Kämpfe  um  etwas,  was  den  Arbeitern  gesetzlich  gehört?  Wenn  der  Räuber, 
der  mir  dieses  Recht  stiehlt,  heute  noch  nicht  bestraft  wird,  verpflichtet  mich 
dieser  Mangel  des  Gesetzes  doch  nicht,  ihm  in  seinem  ungesetzlichen  Treiben 
noch  Vorschub  zu  leisten.  Das  geschieht  aber  in  der  Tat.  wenn  ich  ihm 
gestatte,  mich  chircli  Hunger  zu  zwingen,  auf  rlas  W^rzicht  zu  leisten,  was  nur  das 
deutsche  V'olk  durch  seine  Regierung,  durcli  sein  Parlament  als  ein  unbestreit- 
bares Recht  seit  einem  Mcnschenalter  zuerkannt  hat.  Icli  betrachte  es  geradezu 
als  eine  Beihilfe  zum  Raub,  wenn  ich  meine  Hand  dazu  biete,  dass  solche  Ge- 
Setzesverächtcr  die  Möglichkeit  erhalten,  arme  .Arbeiter  mit  ihren  Familien 
Wochen-,  eventuell  monatelang  Hunger  und  Entbehrung  erdulden  zu  lassen,  um 
sie  zur  Verzichtteistung  auf  das  Wertvollste,  was  sie  besitzen,  widerrechtüdi  zu 
zwingen.  Deshalb  müsste  grundsätzlich  die  Parole  in  allen  Gewerkschafts- 
organisationen lauten :  ohne  Scrupel  alle  Reverse  der  Capitalisten  unterschreiben, 
wenn  sie  Aussperrungen  inscenieren,  um  die  Arbeiter  zum  Austritt  aus  der 
Gewerkschaft  zu  zwingen  I  Sobald  dies  allgemein  geschidit,  haben  von  dem 
Moment  an  sr>lche  Au^^perrunt^en  für  die  Capitalisten  ihren  Wert  verloren. 

Die  Tabakarbeiter  sind  meinem  Rat  damals  nicht  gejolgt;  erst  nach  einem 
16  Wochen  langen  Ringen  geschah,  was  von  Anfang  an  hätte  geschehen  sollen : 
sie  unterzeichneten  lädielnd  die  Reverse  tmd  bliel^  ihrer  Oiganisatton  treu. 
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Und  die  Herren  Fabrikanten?  Xatürlicli  —  namenlose  Wut.  »Wir  sind  die 
Sieger  —  Sie  haben  sich  unweigerlich  unserm  Willen  zu  fügen«,  rief  der  Präsi- 
dent des  Fabrikantenvefeins  unserem  Comit^  zu,  von  dem  er  die  Herausgabe 
der  Mitgliedsbücher  forderte,  die  wir,  um  zu  verhindern,  dass  die  übliche  Aus- 
lese zwecks  Massrcgclungen  getroffen  werden  konnte,  wohlweislich  vor  Beendi- 
gung des  Kampfes  den  Mitgliedern  abgcaoninicn  hatten.  Wenn  die  Massen 
erst  einmal  von  einem  einheitlichen  Willen  beseelt  sind,  hat  die  Madit  der 
Capitalisten  auf  diesem  Kampfgebiet  ihr  Ende  erreicht. 

Und  weiter!  Wir  müssen  angesichts  des  terroristischen  Treibens  der  Unter- 
nehmer unsere  Taktik  auch  noch  in  anderer  Beziehung  ändern.  In  der  Regel 
wird  heute  bis  zum  Weissbluten  auf  seiten  der  Arbeiter  gdcämpft.  Dieser 
taktisch  geradezu  wahnwitzigen  K  a  m  p  f  m  c  t  h  o  d  c  m  u  s  s 
ein  Ende  gemacht  werden.  Wenn  ein  Feldherr  seine  Truppen  dem 
m&tlerischen  Feuer  des  Feindes  bis  zur  völligen  Vernichtung  preisgibt,  so  ver- 
dient er,  vor  ein  Kri^^^ericht  gestellt  und  totgeschossen  zu  werden.  Warn 
Gewerkschafter  bis  zur  völligen  Erschöpfung  ihrer  Kräfte  kämpfen,  ihre  ge- 
samte Kriegsmunition  verschiessen,  mit  anderen  Worten  ihre  gesamten  Fonds 
in  dem  Kampfe  aufzehren,  sb  ist  dies  eine  ebenso  selbstmörderische  Taktik, 
wie  die  jenes  Feldherrn.  Die  rechte  Feldherrnkunst  zeigt  sich  auch  daran,  dass 
man  die  Truppen  rechtzeitig  aus  dem  Kampfe  zurückzieht,  um  eine  völlige- Nieder- 
lage zu  vermeiden  und  im  stände  zu  sein,  dem  F"eind,  sobald  die  Leute  sich  wieder 
erholt  haben,  baldmöglichst  eine  neue  Schlacht  bieten  zu  können.  Unsere 
gewerkschaftlichen  Kämpfer  sind  noch  zu  wenig  geschult,  zu  wenig  discipliniert» 
um  diese  Kampftaktik  verstehen  zu  können.   Dazu  heisst  es  sie  zu  erziehen. 

Mit  Strikebrechem  werden  wir  nodi  auf  Jahre  hinaus  zu  rechnen  haben ;  die 
Schar  der  IndifTerenten  ist  noch  zu  gross,  als  dass  Wtr,  namentlich  bei  flauen 
Gesohäftspcriodcn.  darauf  rechnen  können,  dass  es  den  capitalistischen  Werbe- 
agenten durch  ihre  schwindelhaften  Versprechungen  nicht  mehr  gelingen  sollte, 
in  irgend  einem  dunklen  District  eine,  wenn  auch  nur  zur  Not  ausreidiende 
Schar  herbeizulocken.  Warum  diesen  Leuten  durch  hartnackigen,  unnützen 
Widerstand  die  Arbeitsplätze  dauernd  überliefern?  Das  Ziel  des  Kampfes  ist 
die  Erhöhung  der  Lebenshaltung  der  Arbeiter,  hötiere  Löhne,  kürzere  Arbeits- 
zeit. Können  wir  das  uns  gesteckte  Ziel  beim  ersten  Sturm  nicht  erreichen, 
blasen  wir  zum  Rückzug  und  setzen  bei  der  nächsten  günstigen  Geschäftsperiode 
—  vielleicht  schon  im  nächsten  Jahre  —  mit  frischen  Kräften  von  neuem 
wieder  ein. 

Die  Taktik  der  fortgesetzten  Beunruhigungen  ist  die 
einzig  richtige  gegenüber  einein  Gegner,  der  in  der  Wahl  seiner  Mittel  uns 
gegenüber  so  scrupellos  verfahrt,  wie  unsere  dem  Commando  der  Schar/ mac her 
gehorchenden  organisierten  deutsdien  Arbd^ber.  Nur  nicht  immer  alles  auf 

eine  Karte  ^c1/cn;  die  Parole  .lllcs  oder  nichts  klingt  ja  sehr  heroisch,  ist  in  der 
Tat  aber  furchtbar  dunmi.  Bei  unseren  Kämpfen  seien  wir  dessen  stets  ein- 
gedenk: unsere  Waffe  ist  unsere  Organisation!  Diese  Waffe  darf  im  Kampf 
nidit  zerschlagen  werden.  Gerade  nach  dem  Kampf  ist  uns  diese  Waflfe  noch 
mehr  von  nÖtcn,  als  während  des  Kampfes.  Die  Opfer  des  Kampfes  müssen 
geschützt  werden;  die  Auszahlung  der  von  uns  eingeführten  Unterstützungen  in 
Notfällen  darf  nicht  ffir  einen  Tag  ins  Stocken  geraten ;  nur  dadurch  können  wir 
die  Mitglieder  der  Organisation  erhalten.  Deshalb  keine  Kämpfe  mehr  bis  zum 
Weissbluten:  eine  verlorene  .Schlacht  entscheidet  noch  nicht  über  den  Ausgang 
des  Kampfes.  Unsere  gewerkschaftlichen  Truppen  müssen  so  geschult,  so  gut 
discipliniert  sein,  dass  sie  ständig  zum  Gefecht  bereit  sind. 

Allerdings,  diese  Schulung  wird  keine  leichte  Aufgabe  sein.  In  dem  freien 
America,  in  welchem  die  Capitalisten  bekanntlich,  solange  die  Gewerkschaften 
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schwach  waren,  genau  so  brutal  gegen  die  Arbeiter  wüteten,  wie  anderswo,  gab 
es  früher  grosse  gcwcrkschafth'che  Geheiniorganisationen ;  nur  der  Secretatr 
war  den  Fabrikanten  bekannt;  er  allein  leitete  die  Verhandlungen  mit  den 
Arbeitgebern ;  atif  seinen  Wink  stockte  in  der  Minute  die  Arbeit  in  den  gross ten 
Betrieben.  Wir  Douische  haben  nicht  das  Zeug  zur  Geheimbündelei,  welche  den 
Americanern  durch  ihre  OdH  fcUozv's  Sncictics  geradezu  anerzogen  ist.  Ver- 
einigungen, die  gar  keinen  anderen  Zweck  hal>cn,  als  ihren  Mitgliedern  Unter- 
Stützung  in  den  verschiedensten  Notlagen  des  Lebens  zu  gewahren,  trotz  dieser 
harmlosen  Autgaben  aber  eine  uns  Deutschen  geradezu  unverständliche  und 
lächerlich  erscheinende  Geheimniskrätnerei  und  allerlei  närrischen  liükus]>okus 
treiben.  Aber,  wenn  wir  auch  unsere  deutschen  Gewerksichafter  nicht  zur  ge- 
heimen Organisation,  welche  ohne  Zweifel  gegenüber  dem  Terrorismus  der 
Capitalisten  eine  äusserst  wirksame  Waffe  wäre,  erziehen  können,  eines  sollten 
wir  uns  doch  abgewöhnen,  nämlich  unsere  Taktik  vor  dem  Kampi  in 
grossen  Massenversammlungen  zu  erörtern  utid  dadurch  dem 
Feind  schon  unseren  ganzen  Kriegsplan  zu  offenbaren.  Auch  innerhalb  unserer 
Gewerkschaften  müssen  wir  Einrichtungen  schaffen,  die  die  Manövrierfähigkeit 
der  Truppen  jederzeit  ermöglichen. 

Die  Capitalisten  wollen  den  Krieg.  Wir  haben  keine  Ursache,  zu  verzagen. 
>Dic  j^rössten  Feinde  der  Arbeiter  waren  l)is  jetzt  immer  noch  die  Arbeiter 
selbst.c  Gelingt  es  uns,  die  Massen  der  Arbeiter  zum  Kampf  immer  mehr  zu 
schulen  —  und  dazu  dürften  uns  die  Oipitalisten  mit  der  Griindung  ihrer  Cen- 
tralstelle  zur  Vernichtung  unserer  Oi^aniAitionen  eine  wirksame  Handhabe  ge- 
boten haben  — .  so  mag  der  Kampf  beginnen.  Auf  unserer  Seite  ist  das  Recht: 
enden  wird  und  muss  der  Kampf,  wie  in  anderen,^  weiter  entwickelten  Industrie- 
staaten, so  auch  in  Deutschland  mit  der  Anerkennung  der  gewerkschaftlichen 
Organisationen  der  Arbeiter  als  eines  den  Unternehmerorganisationen  gleich- 
berechtigten Factors  zur  Festsetzung  der  Lohn-  und  Arbeitsbedingungen  der 
Arbeiter. 

XVXXXXX.N.sXXXXXXXXXXXXXXXXXXXXXXXXXXXXXXXXXXXX 

GEORG  SCHMIDT  •  DIE  MAIFEIER  •  EIN  WORT  ZUM 
INTERNATIONALEN  CONGRESS 

Verklungen  sind  die  Festreden  und  Festartikd,  die  die  diesjährige  Feier  des 
I.  Mai  zu  würdigen  versuchten.  Doch  trotz  des  günstigen  Umstandcs, 
dass  der  i.  Mai  diesmal  auf  einen  Sonntag  fiel,  scheint  die  mancherorts  gehegte 
Hoffnung  auf  eine  überaus  starke  Beteiligung  an  der  selben  nicht  in  Erfüllimg 
gegangen  zu  sein,  und  die  Festberichte  in  der  Partei-  und  Gewerkschaftspresae 
Hessen,  entgegen  dem  sonst  vielfach  üblichen,  oftmals  recht  überschwänglichcn 
Stil,  eine  merkliche  Abkühlung  wahrnehmen.  Zwar  werden  noch  recht  grosse, 
runde  Zahlen  der  Festteilnehmer  aufgeführt  —  die  allein  bei 
mit  der  2Iahl  der  am  Orte  in  der  Partei  imd  in  den  Gewerkschaften  Organisierten 
schon  an  ihrer  imponierenden  Wirkung  eine  erhebliche  Einbusse  erleiden  wür- 
den — ,  auch  wird  von  der  imposanten  Feier,  die  einen  durchaus  demonstrativen 
Charakter  getragen,  berichtet.  Doch  trotz  der  um  einige  Potenzen  etliöhten 
Festesstimmung,  die  dieses  Jahr  schon  vor  der  Maifeier  platzgriff,  ist  der 
Nachhall  kein  solcher  gewesen,  dass,  wie  sonst  wohl  üblich,  berichtet  werden 
konnte:  die  diesjährige  Maifeier  hat  bewiesen,  dass  der  Gedanke  der  Mai- 
demonstration tmausrottbar  in  die  Herzen  der  classenbewussten  Arbeiter  ein- 
gegraben ist   In  der  Beurteilung  der  Maifeier  sich  zu  massigen,  acheint  audi 
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sehr  angebracht,  schon  allein  im  Hinblick  darauf,  dass  ihr  praktischer  Wert 
vielfadi  in  Fartei-,  namentlich  aber  in  Gewerkachaftskreisen  ab  dn  recht 
zweifelhafter  angesehen  wird  und  verschiedentlich  Stimmen  laut  wurden,  die 

eine  Atulerunpf  der  Feier  befürworteten. 

L'rspriinglich  war  laut  Bcächluss  des  internationalen  Congresses  zu  Paris 
/1889/  der  Maifeier  nur  der  Charakter  einer  Demonstration  für  den  Acht- 
stundentag —  später  auch  für  den  Weltfrieden  —  verliehen,  im  Laufe  der  Jahre 
sind  nl)er  diese  Forderungen  erweitert  worden,  und  in  mehr  oder  minder  reich- 
haltigen Variationen  wurden  damit  andere  verknüpft,  die  dem  demonstrativen  Ge- 
präge der  Feier  eine  grossere  Wirkung  verleihen  sollten.  Die  alljährlich  er- 
scheinenden Maifestzeitungen,  die,  nebenbei  gesagt,  in  der  künstlerischen  Aus- 
Stattung  keine  grossen  Fortschritte  aufweisen,  legen  davon  beredtes  Zeugnis  ab. 
Bis  2u  der  Begründung,  dass  der  Arbeiter  mit  dem  gleichen  Recht  sic^  dnen 
Feiertag  scbafTen  könne,  wie  er  gezwungen  sei,  an  gesetzlichen  und  kirchlichen 
Festtagen  die  Arbeit  ruhen  zu  lassen,  ist  man  gelangt.  Mit  dieser,  bei  nüchterner 
Betrachtung  doch  gewiss  als  recht  wurmstichig  zu  bezeichnenden  Argumentation 
iässt  sich  nicht  viel  anfangen,  und  die  Gegenäusserung,  die  bei  einer  längeren 
Besprechung  f!cr  Maifeier  im  Hamburger  Stadtparlament  im  vergangenen  Jahre 
ein  Vertreter  der  bürgerlichen  Partei  tat,  dass  die  Arbeiter  es  sich  auch  nicht 
gefallen  lassen  würden,  wenn  die  Arbeitgeber  ausserhalb  der  gesetzlichen  Feier- 
tage die  Arbeit  in  ihren  Werken  nach  Belieben  ruhen  Hessen  und  die  Arbeiter 
nach  der  Laune  des  :\rbcitgcbcrs  feiern  sollten  und  dadurch  einen  Lohnausfall 
erlitten,  ist  keineswegs  als  durchaus  unbegründet  von  der  Hand  zu  weisen. 

Doch  welchen  praktische  Wert  hat  die  Demonstration  überhaupt?  Früher, 
so  bei  der  Komzollbewegung  im  Jahre  1893,  ganz  spontan  dne  gewaltige 
Gegendemonstration  in  überfüllten,  von  der  Polizei  lange  vor  Begfinn  der  Ver- 
sammlung abgesperrten  I^alen  im  ganzen  Reiche  zu  stände  kam,  schien  sie 
von  einiger  Wirktmg  auf  die  Regierung  zu  sdn,  denn  die  Zolleriiohung  unter- 
blieb damals.  Jetzt  aber,  wo  solche  V^olksdemonstrationen  das  Signum  der 
Neuheit  cingebüssi  haben,  versagen  sie  auch  in  ihrer  Wirkung.  Die  letzte  Pro- 
testerhdiung  gegen  die  Zollerh^ung  blieb  ohne  Einwirkung  auf  die  Regierung, 
de>gleidien  die  gegen  den  Russencurs  in  Deutschland.  Um  wieviel  weniger 
Wirkung  muss  aber  eine  Demonstration  haben,  die  alljährlich  auf  Tag  und 
Stunde  wiederkehrt,  mit  einer  Regelmässigkdt,  wie  das  Mädchen  aus  der  Fremde, 
In  Regierungskreisen  kümmert  sich,  wie  uns  doch  nun  15  Jahre  Maifder 
lehren,  kein  Mensch  mehr  darum;  der  gutgesinnte  Staatsbürger,  dem  anfänglich 
die  Maifeier  einige  Herzbeklemmungen  verursachte,  hat  längst  erkannt,  dass 
es  sich  um  ein  recht  unschuldiges  Vergnügen  der  Arbeiter  handelt;  und  der 
Arbeiter  sieht  mehr  und  mehr  die  Aussichtslosigkeit  des  mit  der  Maifder 
beabsichtigten  Zweckes  ein,  bei  der  er  schon  oftmals  uneigenuutsig  adne  Existenz 
aufs  Spiel  setzte. 

Noch  nicht  fünf  MinutenArbeitszeitverkürzung  hat  die  Mlaifeierdemonstration 
in  den  15  Jahren  irgend  einem  Berufe  gebracht;  fand  wirklich  eine  Arbdts- 

zeitverkürztmg  an  irgend  einem  Ort  für  ein  Gewerbe  statt  oder  in  irgend  einem 
Betriebe,  so  war  dies  eine  Folge  eines  durch  die  Maifeier  verursachten  Ausr 
standes.  Von  dner  gesetzlichen  Verkürzung  der  Arbdtszdt  sdien  wir  noch 
keine  Spur.  Und  wenn  uns  jetzt  in  Dcutschlanrl  nach  vielen  Mühen  ein  ge- 
setzlicher "Zehnstundentag  —  und  dieser  auch  nur  für  Arbeiterinnen  —  endlich 
beschieden  sein  sollte,  so  haben  wir  diesen  winzigen  Erfolg  nicht  einmal  der 
Maidemonstration  zu  verdanken,  sondern  dem  Vordringen  der  Gewerkschaften 
und  dem  fortwährenden  Hinweis  auf  die  sittlichen  und  hygienischen  Gefahren, 
die  die  lange  Arbeitszeit  namentlich  für  Frauen  mit  sidi  bringt,  sowie  auch 
der  endlidi  dämmernden  Erkenntnis  dieser  Tatsache  in  den  K^aen  der  Re- 
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gierungsvcrtreter.  Wie  meilenweit  entfernt  sind  wir  aber  von  der  Verwirk- 
lichung jener  in  der  Maifeier  vomeHmUch  zum  Ausdruck  gdanfpen  sollenden 

Forderung:  der  Erringung  des  gesetzlichen  Achtstundentages!  Dem  Ziele, 
einen  achtstüiiflig;cn  Arbeitstag  zu  haben,  stehen  einige  Gewerbe  weit  näher, 
die  durch  Tarifvertrage  eine  solche  Arbeitszeit  festgelegt  haben. ^)  In  vielen 
anderen  Berufen  ist,  wenigstens  in  den  Gross-städten,  die  neunstündige  Arbeits- 
zeit allgemeiner  Usus.  Iiier  In  w  nhrheitet  sich  die  f)ft  erwähnte  Tatsache,  dass 
die  Gesetzgebung  respectivc  das  l'arlamcnt  nur  noch  gesetzlich  das  zu  sanctio- 
nieren  hat,  was  die  geweHcschaftlichen  Arbeiterorganisationen  bereits  sich 
erarbeitet  und  im  Berufe  als  bestehend  eingeführt  haben. 

Und  der  Weltfrieden?  Auf  ihn  hat  die  Maidemonstration  mindestens  nicht 
mehr  Eintluss,  als  das  Haager  Schiedsgericht. 

Die  Art  der  Feier  und  ihre  Beteiligung  bedarf  aber  auch  einiger  kritischer 
Betrachtungen.  Von  <ler  in  den  ersten  Jahren  scharf  propagierten  Arbeitsruhe 
nuisste  im  Laufe  der  Jahre  imtner  mehr  Abstand  genommen  werden,  was  wesent- 
lich durch  die  Gegenwehr  der  Unternehmer  verursacht  wurde.  Das  Haupt- 
contingent  der  Feiernden  stellen  Leute,  denen  keinerlei  Misshelligkeiten  daraus 
entstehen  krimien:  das  grosse  Heer  der  .Arbeitslosen,  in  Kleinbetrieben  Be- 
schäftigte, Hausindustrielle  und  kleine  Gewerbetreibende,  Arbeiter  und  An- 
gestellte in  Parteibetrieben  und  Krankencassen,  Gewerkschaftsbeamte  etc.  Kein 
Grossbetrieb  feiert,  in  den  Grossstädten  nicht  und  noch  viel  weniger  in  Klein- 
st.Hdteti  oder  auf  dem  Lande;  vielleicht,  dass  hier  und  da  einmal  eine  rühmliche 
Ausnahme  staithndet.  Nur  ni  wenigen  Städten  gestattet  die  Polizei  Umzüge, 
die  der  Demonstration  noch  einiges  Ansehen  verleihen  konnten,  in  der  Reg6l 
demonstrieren  die  Feiernden,  von  der  Öffentlichkeit  abgeschlossen,  im  internen 
Cirkel  der  Versammlung  unter  sich.  W^er  von  einer  solchen,  vom  modernen 
Polizeigeist  beherrschten  Stadt  in  eine  andere  kommt,  wo  Umzüge  gestattet 
sind,  dem  wird  das  erste  Mal  ein  Matfestzug  vielleicht  imponieren.  Doch  bei 
näherem  Zusehen  wird  er  gewahr,  dass  er  auch  in  diesem  l'"alle  durch  eine  Fata 
Morgana  getäuscht  wurde.  \  on  der  im  Verhältnis  zur  Gesamtarbeiterschaft 
der  betreffenden  Stadt  recht  geringen  Zahl  der  Maifeiemden  nimmt  nur  wieder 
ein  kleiner  Bruchteil  am  Festzuge  teil,  während  der  übrige  grosse  Teil  sich 
unter  die  recht  zahlreiche  gaffctide  \'olksmenge  mischt,  die  mit  gleicher  Neugier 
und  nut  eben.so  tiefsinnigen  Betrachtungen  den  Maifestzug  an  sich  vorüberziehen 
lässt,  wie  den  Schätzengilden-,  Turner-,  Krieger-  oder  Camevalszug.  Und 
die  Zahl  der  Manifestanten  steigt  nicht  mit  jedem  Jahr,  wie  uns  oft  berichtet 
wird.  Bei  der  Abzahlung  wird  es  nicht  so  genau  genommen,  und  auf  eiite 
Handvoll  Noten  kommt  es  dabei  nicht  an.  Hören  wir  doch  mit  diesen  Selbst- 
täuschungen auf!  Ein  grosser  Teil  der  Arbeiter  ist  auch  gar  nicht  so  erpicht 
und  ijitcrcssicrt  dabei,  eine  .\rl»ei!sruhe  zu  verlangen,  selbst  wenn  die  Möglich- 
keit zur  Erlangung  einer  solchen  vorläge.  Persönliche  Erfahrungen,  die  ich  als 
Gewerkschafter  zu  sammeln  Gelegenheit  hatte,  haben  mir  die  Tatsadie  bewiesen, 
d.T-s  \r!)eiti  r,  denen  sonst  vom  Fabrikanten  der  i.  Mai  stets  freigegeben  wurde, 
sich  gar  nicht  sonderlich  sträubten,  dem  Verlangen  des  Principals  stattzugeben, 
mit  Rücksicht  auf  die  vielen  Aufträge  von  der  bisher  üblichen  Gewohnheit  ab- 
zugehen und  an  diesem  Tage  zu  arbeiten.  Naturlich  nur  da,  wo  die  Fabrikanten 
in  (iüte  diesen  Vorschlag  machten.  Wo  der  starre  Druck  des  Herrn  im  Hause 
dahinter  steht,  sieht  die  Sache  noch  wesentlich  anders  aus.  Den  Metall- 
industriellen —  bekanntlich  die  Scharfmacher  par  exceüence  unter  den  deutschen 
Arbeitgebern  —  hat  es  die  Maifeier  besonders  angetan.  .Au-sik  rrungen  und  Geld- 
strafen treffen  diejenigen  ihrer  Arbeiter,  die  am  i.  Mai  feiern.    So  berichtet 

>)  So  aeaerdings  die  Chemigrapbcn  und  PhotoRrapben  (durch  den  Vtrband  d$r  SUimär$uker  imä  Lüh«- 
grafktn  tte.y,  die  Patm  ia  Berlin  nnd  die  llolsbildhaner  in  lUmbnrg. 
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zum  Beispiel  der  württembergisclu'  (lewerbeinspector  in  seinem  Bericht  vom 
Jahre  1902,  dass  in  einer  gemeinsamen  Arbeitsordnung  des  Verbandes  der 
wfirttembergischen  MeteUindustriellen  eine  besondere  BesSnmung  gegen  die  Be> 
teiligung  der  Arbeiter  an  der  Maifeier  an  einem  Werktag  enthalten  ist:  es  wer- 
den Arbeiter,  die  während  der  Arbeitszeit  an  einer  solchen  Feier  teilnehmen, 
mit  einer  Strafe  in  der  Höhe  des  halben  Tagesverdienstes  belegt.  Im  Berichts- 
jahr betrug  die  Beteiligung  der  Arbeiter  an  dieser  Feier  in  den  Werkstätten 
der  Mitglieder  des  Unternehmerverbandes  1,1%  der  Arbeiterzahl  gegen  3,4% 
im  Vorjahr.  Kann  da  noch  von  einer  wirksamen  Maidemonstration  geredet 
werden?  Selbst  wenn  diese  von  Seiten  der  Metallu^ustriellen  gemachte  Auf- 
zeichnung Zweifel  an  ihrer  Glaubwürdigst  zuUessen,  und  selbst  wenn  die 
Wrhältnisse  in  anderen  Industrieen  besser  wären,  so  würde  doch  eine  genaue 
Lontrole  und  vergleichende  Statistik  uns  in  erschreckender  Weise  zeigen,  wie 
relativ  gering  die  Zahl  der  am  1.  Mai  Feiemden  im  VerhsUtnis  zu  dioi  tiidit 
Feiemden  ist. 

Die  Maifeier  ist  in  ihrer  Wesenheit  auch  ein  recht  sonderbares  Ding.  Eigent- 
lich ist  sie  ein  Beschluss  der  Partei,  diese  lehnt  aber  alle  für  den  Feiermlen  aus 
ihr  entstehoiden  Folgerungen  ab  und  ladt  den  Gewerkschaften  £e  daraus  resul- 
tierenden Kosten  auf.  Das  lässt  sich,  wie  die  Vethältnisse  nun  einmal  liegen, 
wohl  kaum  ändern ;  aber  den  Gewerkschaften  kann  es  nicht  verübelt  werden, 
wenn  sie  sich  dieser  Last  zu  entziehen  suchen,  zumal  namentlich  in  Gewerk- 
schaftskreisen die  Erkenntnis,  dass  die  Maifeier  eine  zwecklose  Demonstration 
ist,  weit  tiefer  eingedrungen  ist.  als  sich  das  an  der  Öffentlichkeit  kundgibt. 
Welche  Unsummen  Geldes  in  den  15  Jaliren  für  die  durch  die  Maifeiern  ver- 
ursachten Strikes  und  Aussperrungen  nutzlos  verausgabt  wurden,  darüber  konnten 
die  Cassenbücher,  besondm  der  grossen  Verbinde,  gewiss  Attsknaft  geben.*) 
Anfänglich  wurden  Aussperrungen,  die  eine  Folge  der  Maifeier  waren,  mit  Lohn- 
forderungen erwidert,  die  fast  ausschliesslich  mit  einer  Niederlage  der  Ar- 
beiter endeten,  weil  eine  Lohnbewegung,  die  einigen  Erfolg  garantieren  soll, 
eine  planmässige.  wenn  auch  p;^cräuschlose  Vorarbeit  beding^.  Jetzt  lassen  das 
die  Centraivorstände  nicht  mehr  zu,  sondern  unterstützen  die  arbeitslos  ge- 
wordenen Mitglieder,  und  den  mit  einigen  Tagen  Aussetzens  von  den  Unter- 
nehmern Bestraften  vergüten  sie  einen  Teil  ihres  Arbeitsverdienstausfalles. 
Andere  Gewerkschaften  haben  ihren  Mitgliedern  rundweg^  erklärt,  dass  etwaige 
aus  der  Maifeier  entstehende  Massregelungen  nicht  auf  Regimentsunkosteu, 
aus  der  Verbandscasse,  genommen  werden,  sondern  dass  die  Mi^^lteder  solche 
auf  ihr  eigenes  Risico  nehmen  nmsien.  Dadurch  wird  gewiss  der  Maifeier 
kein  neuer  Odem  eingehaucht ;  aber  was  sollen  die  schweren  Anklagen  gegen  die 
Gewerkschaften,  dass  sie  am  Rückgang  des  Maifeierenthusiasmus  die  alleinige 
Sdiuld  tragen?  Kein  haushälterisdier  MJensdi  wirft  sein  Geld  für  eine  nutz- 
lose.Sache  zum  Fenster  hinaus!  Was  hätte  nicht  mit  diesen  Geldern  bei  plan- 
mässig  vorbereiteten  Lohnbewegungen  gemacht  werden  können !  Damit  hätte 
die  praktische  Erringung  einer  Arbeitszeitverkürzung  ein  gut  Stück  vorwärts 
gebracht  werden  können,  davon  ganz  zu  schweigen,  dass  diese  Gelder  auch  zu 
social-humanitärcn  Einrichtungen  innerhalb  der  Gewerkschaften  nützlichere 
Dienste  geleistet  hätten. 

Trotz  der  milden  Formen,  die  durdi  den  Drude  der  Verhältnisse  die  Mai- 
feier anzunehmen  gezwungen  war,  und  trotz  der  in  letzter  (Zeit  geübten  Vorsicht, 

s)  Ein  Vennich,  genaue  Zahlen  dafür  tnza;;cbcn,  mi^sUnt:.  weil  die  aus  der  Maifeier  resultierende,  durch 

A  i'^NUnil  um!  Aw- ^pcrnint;  vorurs.ii  Ai!u'i(-,l<i^i'r,untiTsttUziin^;  in  den  ( iewcrk&cliaft«  i.  :  ii  ht 
besfindef;  ;;cburht  wird.  Auf  dem  kür7li>!i  al)i;i'halt<-n e:i  Vcf bamlstat;  der  Stcinsctzrr  und  l'lla-stcrcr 
wurde  jcdorh  untei  anderm  die  interessante  Tatsa<  )ie  <  on>it.itirrt,  dass  die  Mai.iu-ispcrruni^en  dem  Verband 
die  gleichen  Ausgaben  vemrtacliten,  wie  die  soasti|;eB  Stxüccs  Qberhaupt ;  etwa  lo  uoo  Mark  in  iwoi  Jahren. 
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aus  Anlas«  der  Maifeier  mit  dem  Unternehmertum  möglichst  wenig  in  Conflict 
zu  kommen»  waren  die  Aussperrungen  im  Jahre  1903,  obgleich  die  Be- 
teiligung an  der  Arbeitsruhe  eine  recht  mässigc  war,  weil  der  i.  Mai  auf  einen 
zum  Feiern  sehr  unpjünstifj  geeigneten  Tag  fiel,  verhältnismässig  zalilreich  und 
für  die  üewerkschatteii  kostspielig.  Geht  aber  die  Beteiligung  an  der  Arbeits- 
ruhe immer  mehr  surfick  <—  und  dass  das  geschieht«  ist  unlet^fbar  — ,  so  ver- 
liert die  Maifeier  immer  mehr  den  ihr  ursprünglich  zugedachten  Charakter  und 
entspricht  damit  immer  weniger  ihrem  eigentlichen  Zwecke.  V^on  einer  wirk- 
lichen Feier  und  Demonstration  könnte  eben  nur  dann  die  Rede  sein,  wenn  diese 
durch  Arbeitsruhe  begangen  wird.  Hierzu  ist  aber  jede  Möglichkeit  aus- 
geschlossen. Trotz  aller  dahinzielenden  Forderungen  und  radicalen  Reso- 
luticmen  einzelner  weniger  Personen  und  Gruppen  kommt  es  dazu  nicht.  Und 
daher  ist  es  vernünftiger,  auf  eine  Änderung  zu  dringen,  die  je  zeitiger,  je  besser 
erfolgt. 

Ati  schüchternen  Versuchen  zur  Revision  des  Pariser  Congrcssbcschlusses  hat 
es  sowohl  auf  den  internationalen  Congressen,  wie  auf  den  deutschen  ParieUagen 
nicht  gefehlt  Der  Brüsseler  internationale  Congress  brachte  anßuiglich 

folgende  Situation:  Die  F.ngländer  forderten  die  l'eier  am  ersten  Sonntag  im 
Mai,  die  Deutschen  schlössen  sich  dem  an.  Die  Franzosen  und  Österreicher 
hielten  an  der  Feier  am  i.  Mai  fest  und  forderten  allgemeine  Arbeitsruhe.  Die 
Deutschen  licsscn  später  von  ihrem  zuerst  fixierten,  in  der  Commission  der 
deutschen  Delegierten  zu  stände  gekommenen  Ik-schluss  ab  und  einigten  sich 
mit  den  anderen  Delegierten  daliin,  den  Beschluss,  die  Feier  am  i.  Mai  zu 
begehen,  bestehen  zu  lassen,  jedoch  damit  den  Gedanken  einer  obligatorischen 
Arbeitsndie  nicht  zu  verbinden.  Nur  die  Engländer  stimmten  dagegen»  wie  es 
hiess:  nur  aus  praktischen  Gründen,  flic  allerdings  so  weit  für  sie  in  Geltung 
blieben,  dass  sie  ihre  Maifeier  nach  wie  vor  am  ersten  Sonntag  im  Mai  ab- 
halten. Mit  welcher  Gewissenhaftigkeit  der  Maifeierbeschluss  des  Pariser 
internationalen  Congrcsscs  sonst  im  Aiislantlc  gehalten  wird,  ist  hinlänglich 
bekannt.  Nebst  den  Fnglandern  haben  auch  die  praktischen  Americaner  die 
Feier  auf  den  ersten  Sonntag  im  Mai  verlegt.  Die  romanischen  Völker  sind 
wohl  mit  revolutionären  Beschlüssen  sehr  eilfertig,  sorgen  sich  aber  später  um 
deren  wirkliche  Durchführung  nicht  sonderlich.  Die  Österreicher,  die  sich  auf 
deutschen  Partei-  und  Gewerkschaftscongressen  schon  oft  als  in  dieser  Sache 
mustergiltig  hingestellt  haben,  feiern  seit  altersher  den  i.  Mai  als  einen  natio- 
nalen Festtag,  der  allerdings  auch  einen  gewissen  demonstrativen  Charakter 
trägt,  und  zwar  für  die  I*>ringung  des  allgemeinen  Wahlrechts,  der  sich  aber 
in  der  Bevölkerung  mehr  und  mehr  als  Feiertag  der  iNalion  eingebürgert  hat 
und  von  der  der  Maifeier  innewohnenden  Tendenz  wenig  verspüren  lässt  Nur 
der  Deutsclie  hitlt  in  seinem  Pflichtl)c\vtis>lsein  in  strenger  Disciplin,  die  manch-  • 
mal  auch  dem  prcussischen  Gamaschendrill  recht  ähnlich  sieht,  an  den  Be- 
schlüssen der  internationalen  Congresse  fest.  Auf  den  internationalen  Conj;,ressen 
aber  wurde  bisher  die  ruhige  Erwägung  der  wirklichen  X'erhältnisse  durch 
begeisterte  Fanfaren  übertönt  und  der  alte  Beschluss  erneuert.  Hoffen  wir,  dass 
man  dieses  Jahr  in  Amsterdam  nüchterner  urteilt! 

Auf  deutschen  Parteitagen  ist  —  nach  Jahre  hindurch  geübter  kritik-  und 
debatteloser  Annahme  der  bekannten  Resolution  —  1897  Hamburg  durch 
Stellung  eines  Antrages  von  selten  des  ersten  naml)urger  Wahlkreises  der  kiihnc 
Versuch  gemacht  worden,  die  Forderung  der  Arbeitsruhe  am  i.  Mai  fallen  zu 
lassen.  Der  Begründer  des  Antrages  brachte  zwar  auf  dem  Parteitag  ganz 
stichhaltige  (iründe  für  seinen  Antrag  vor;  indes,  die  r!)erzeugung  von  der 
völligen  Aussichtslosigkeit  des  selben,  die  er  aus  Privatgesprächen  mit  den  Dele- 
gierten gewonnen  und  die  sich  auch  aus  der  Behandlung  dieses  Antrages  durch 
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die  Parteipresse  ergab,  Hessen  ihn  den  Antrags  nicht  besonders  wirksam  und 

nachhaltig  vertreten,  er  bezeichnete  es  zum  Schhiss  seiner  Ausführungen  nur 
als  Zweck  des  Antrages,  die  Anregung  zu  einer  Discussion  gegeben  zu  haben. 
Nach  kurzer  Debatte,  an  der  sich  sieben  Redner  in  durchaus  ablehnendem  Sinne 
aussprachen,  wurde  der  Antrag  Hamburg  zurückgezogen.  Darauf  folgten  drei 
Parti itai^c.  auf  «kneii  in  t^e-w ohnter  Ordnung  die  zur  Maifeier  vorliegende 
Resolution  dcbattelos  angenommen  wurde.  (Zum  Lübecker  Parteitag  /1901/ 
hatten  dann  die  Genossen  des  vierten  Berliner  Wahlkreises  eine  Maifeterdebatte 
provociert,  durch  eine  allerdings  im  entgii^ngesetzten  Sinne  gehaltene  Reso- 
lution, die  verlangte:  »Der  Parteitag  möge  entscheiden,  wie  weit  die  gewerk- 
schaftlichen Ccntralverbandc  berechtigt  sind,  die  Beschlüsse  der  internationalen 
Congresse,  betreffend  die  Maifeier,  zu  hintertreiben,  respective  sidi  den  aus 
<licsen  Beschlüssen  entstehenden  Consequenzen  zu  entziehen,  wie  es  im  vorigen 
Jahre  der  Metallarbcitcrverband,  in  diesem  Jahre  der  Buchdruckerverband  und 
einige  andere  Verbände  durch  Bekanntmachung  an  die  Vorstände  getan  haben.« 
Diese  Resolution  wurde  noch  schlechter  verteidigt,  als  der  Hamburger  Antrag, 
MMS  auch  kaum  anders  erwartet  werden  konnte.  In  der  überaus  kurzen  Debatte 
wunlc  das  Circular  des  Vurstatules  des  deutschen  Metallarbeiterverbandes,  der 
darin  seine  Mitglieder  vor  leeren  Demonstrationen  und  unüberlegten  Schritten 
gewarnt  hatte,  tadelnd  erwähnt  und  darauf  die  Berliner  Resolution  abgelehnt 
tind  die  übliche  Maifeierresohuion  angenommen.  Der  Münchener  Parteitag 
/igo2/  zeigt  schon  ein  etwa,s  anderes  Bild.  Der  Düsseldorfer  Antrag,  ener- 
gischer, als  bisher,  für  die  allgemeine  Arbeitamhe  am  t.  Mai  eimEntrelen,  fand 
zwar  keine  sehr  ernsthafte  Beachtung,  doch  trat  die  Mehrzahl  der  Redner  für 
die  bisherige  Art  der  Maifeier  ein.  Aber  die  gegenteiligen  Ansichten  mehrten 
sich,  traten  offener  hervor  und  verlangten,  dass  eine  Revision  des  Maifeier« 
beschlusses  auf  dem  nächsten  internationalen  Congress  vorgenommen  werden 
solle;  twei  Redner  wollten  die  Durchführung  der  .Maifeier  den  r,ewcrkschaften 
uberlassen  und  der  Partei  somit  vollständig  abnehmen.  Es  blieb  beim  alten. 
Der  Dresdener  Parteitag  / 1903/  ging  mit  grösster  Nmichalance  über  die  Frage 
der  Maifeier  hinweg,  obwohl  angesichts  des  bevorstehenden  internationalen 
Cong^e.sses  in  weiteren  Kreisen  der  Partei,  namentlich  aber  der  Gewerkschaften, 
eine  Besprechung  und  ein  Beschluss,  der  zum  mindesten  eine  Revision  des  Mai- 
feie rbeschlusses  anstrebt  und  die  Gewerkschaften  von  einem  lästigen  Zwang  be« 
freit,  erwartet  wurde. 

Gerade  mit  Bezug  auf  den  internationalen  Congress  in  Amsterdam  muss  die 
Matfeiercalamität  öffentlich  besprochen  werden.  Hat  es  doch  den  Anschein,  als 
würde  von  Deutschland  aus  nicht  einmal  der  ernsthafte  Versuch  gemacht  wer- 
<R."n.  die  Sachlage  zu  ändern.  Die  unter  ihr  Leidenden,  die  Gewerkschaften, 
verlangen  nachdrücklicher  eine  .\ndcrung;  in  diesem  Sinne  haben  sich  schon 
mehrere  Gewerkschaftscongresse,  neuerdings  erst  wieder  der  der  Maschinisten 
und  Heizer,  ausgesprochen  Auf  einer  im  Herbst  vergangenen  Jahres  ab- 
gehaltenen Conferenz  sämtlicher  ( icwerkschaftsverbände  wurde,  wie  uns  das  für 
die  Öffentlichkeit  besiininite  Protokoll  lehrt,  dem  VVunsclic  Ausdruck  gegeben, 
die  entscheidende  Stelle  (der  intemationale  Arbdtercongress)  möge  dafür 
sorgen,  dass  die  Feier  in  rillen  Ländern  einlieitlirh  werde,  damit  nicht  den  .Ar- 
beitern des  einen  Landes  Kosten  auferlegt  werden,  die  sich  aus  der  Durch- 
führung des  Beschlusses  von  1889  ergeben,  während  andere  Länder  sich  diesem 
Beschluss  gegenüber  passiv  verhalten;  lasse  sich  diese  Einheitlich- 
keit nicht  herbeiführen,  so  müsse  der  Beschluss  von  1889 
abgeändert  oder  aufgehoben  werden. 

Wie  aber  die  bereits  veröffentlichte  Tagesordnung  zum  internationalen 
Congress  in  Amsterdam  zeigt,  hat  trotz  ihrer  Reichhaltigkeit  die  Besprechung 
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der  Maifeier  in  ihr  keinen  Platz  gefunden,  obgleich  sie  an  Wichtigkeit 
sicherlich  manchem  anderen  Puncte  der  Tagesordnung  mindestens  gleichkommt, 
so  dem  in  Deutschland  für  absehbare  Zeit  längst  ad  acta  gelegnen  General- 
strike.  Das  lässt  die  Vermtttttiig  su,  dass  über  ^e  Maifeier  auf  dem  Coi^reas 
iTir  so  im  \*orübergehen  gespffichen  und  vielleicht  zum  Schlüsse  der  Ver- 
handlungen Hl  gehobener  Stimmung  der  alte  Beschluss  erneuert  wird,  somit  der 
satus  quo  in  Sachen  der  Maifeier  für  uns  in  Deutschland  bestehen  bleibt.  Das 
wäre  aber  auch  im  Interesse  der  Einheitlichkeit  und  Collegialität  der  Arbeiter 
unter  einander  lebhaft  zu  bedauern.  Schon  jetzt  wird  durch  die  Frage  der 
Beteiligung  oder  Nichtbeteiligung  viel  Unzuträglichkeit,  Zerwürfnis  und  Feind- 
seligkeit unter  die  geweilcschaftlidi  organisierten  Ail>eiter  getragen,  da  die 
Meinungen  über  den  Wert  dieser  Demonstrationsfeier  sdir  geteilt  sind.  In  deo 
Werkstätten  fügen  sich  die  bei  der  Abstimmung  über  die  zu  begehende  Arbeits- 
ruhe in  der  Minderheit  Gebliebenen  ungern  und  widerwillig  dem  Majontats- 
beschluss,  wodurch  oft  tiefgehende  DifTerenxen  entstellen,  die  rieh  dann  audi 
auf  die  gewerkschaftliche  Organisation  erstrecken  und  damit  diese  selbst 
schäcligen. 

Nach  all  diesen  Betraciiiuugcn  niuss  die  Maifeier  als  eine  verfehlte  Sache 
bezeichnet  werden,  die  baldigst  zu  beseitigen  nur  im  Interesse  der  Gewerk- 
scbafts-  und  auch  Parteibewegung  liegen  kann.  Das  Sträuben  einer  grossen  .An- 
zahl von  Parteigenossen,  dem  Gegner  das  amüsante  Schauspiel  einer  solchen 
grossen  Mauseruns;  zu  geben,  ist  ganz  und  gar  nicht  am  Platze.  Was  kümmert 
uns  das  Gerede  der  Gegner!  Wer  sich  von  der  Maifeier,  die  bei  ihrer  Gründung 
gewiss  gut  gedacht  war,  im  Laufe  der  Zeit  sich  al>er  als  ein  vollständiger 
Fehlschlag  erwiesen  hat,  nicht  trennen  kann,  der  mag  sie  in  seiner  Art 
begehen;  man  höre  aber  auf,  sie  als  eine  Prindpienfrage  zu  betrachten,  man 
befreie  die  Gewerkschaften  von  einer  Last  und  verpflichte  niemanden,  sei  es  auch 
nur  durch  losen  Zwang,  sich  an  .der  Feier  zu  beteiligten  und  alle  Jahre  sdn^ 
Kxistcn/-  aufs  Spiel  zu  setzen! 

xxxxxxxxxxxxxxxxxxxxxxxxxxxxxxxxxxxxxxxxxxxxx 
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Zum  (Inttrii  Male  hat  die  jin -i  ^ivclie  Re^erung  die  Canalvorlage  im  Landtag 
eingebracht.  Von  dem  ursprünglichen  Ptoject  ist  freilich  nicht  mehr  viel 
übrig  geblieben.  Das  Herzstück  des  sogenannten  Mütelkmdcanals  hat  die  Regie- 
rung entfernt.  Nur  auf  diese  Art  hofft  sie  Gnade  VOT  den  Augen  der  Junker  zu 
finden.  Auch  rechnet  sie  schon  damit,  noch  weiter  zurückweichen  zu  müsscti.  Die 
llchenilich  demütigen  Hrklärungen,  die  der  proussische  Verkchrsnünistcr  gleich  in 
seiner  Begründung  der  Vorlage  abgab,  und  die  Bescheidenheit,  mit  der  er  am  17.  Mai 
bei  der  Festsetzung  des  weiteren  Arbeitsplanes  des  preussischcn  Parlaments  es 
vennicd,  darauf  zu  dringen,  dass  die  Vorlage  überhaupt  noch  in  dieser  Session  er- 
ledigt werde,  lassen  mit  einiger  Sicherheit  annehmen,  dass  die  preussische 
Regierung  auch  noch  zu  weiterer  Nachgiebigkeit  gern  bereit  ist,  wenn  ihr  überhaupt 
mir  die  Blamage  erspart  bleibt,  ihr  so  feierlich  angdcündigtes  Project  zum  dritten 
.Male  scheitern  2U  sehen. 

Der  Canalstreit  ist  typisch  für  unsere  gesamten  verkehrspolitisdien  VeiMItnisse. 
Der  führende  Bundesstaat  des  deutscbeu  Reiches  ist  Prcusscn.  Und  in  Preussen 
herrschen  die  Junker  im  Bündnis  mit  einer  zum  Teil  noch  in  vonvarzliclien  An- 
sichten erzogenen  Bureaukratie.  Dank  der  Feigheit  unserer  iiberutm  Bourgeoisie 
und  ihrer  unsinnigen  Angst  vor  dem  roten  Gespenst  verfügen  die  Junker  in  Preussen 
nicht  nur,  sondern  in  Deutschland  überhaupt  über  dncn  Einfluss,  der  in  direct  uro- 
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gekehrtem  Verhältnis  zu  ihrer  Zahl  und  ihrer  'wirtschaftlichen  Bedeutung  steht  Die 
prcussischen  Junker  bilden  dit  grösste  Hindernis  für  die  verkdmfiolttiMhe  Einheit 
Deutschlands.  Der  premstscho  Particularismus.  der  noucrdinßs  wieder  mit  der 
grösstcn  Offenheit  gegen  jegliche  Reichsaufsicht  sich  auflehnt,  sieht  gerade  in  der 
Verfcdirspolitjk  seinen  festen  Halt  und  will  daher  anter  leehien  Umständen  eine 
Einmischtinjr  des  Reichs  in  vcrkehrsj)f)litt?clic  Fragen  dulden.  Die  traurige  Rolle, 
die  das  Reichseisenbahnamt  alljährlich  bei  den  Etatsberatungen  im  Reichstage  spielt, 
zeigt,  dass  es  zur  absoluten  ^nflusslosigkeit  verurteilt  und  völlig  in  den  Händen 
des  prcussischen  Eisenbahnministcriums  ist.  Ist  es  da  ein  Wunder,  dass  die  ganze 
deutsche  Verkehrspolitik  sich  in  einem  Zustande  nahezu  völliger  Stagnation  be- 
findet? 

Schon  ein  Blick  auf  die  Zusammensetzung  raiserer  Verkehrsverwaltungen  zeigt 

rückständig  ts  bei  uns  noch  auf  «ürsem  Gebiete  aussieht.  Die  Eisenbahnen 
sind  ein  ungeheuer  wichtiges  Instrument  unserer  Volkswirtschaft.  Ohne  Eisen- 
bahnen ist  ein  modernes  Staatswesen  gar  nicht  denkbar.  Die  ökonomische  Entwidce- 
Inng  eines  Landes  hängt  aufs  innigste  mit  seiner  Verkehrsentwickelung  zusammen. 
Wo  kein  Verkehr  ist,  da  schlägt  auch  nicht  der  Pulsschlag  modcrnt^  Culturlebcns. 
Hebung  und  Förderung  des  Verkehrs  bedeutet  Hebung  und  Forderung  der  Volks- 
wohlfahrt.  Es  braucht  also  gar  nicht  vieler  Worte,  um  die  eminente  Bedeutung 
unserer  Eisenbahnen  zu  vergegenwärtigen.  Und  doch  gibt  es  kaum  einen  anderir 
Zweig  der  Staatsverwaltung  in  Deutschland,  der  von  so  rückschrittlidien,  längst 
fiberwtmdenen  Prindpien  aus  geleitet  wird,  wie  gerade  unser  Verkdirswesen.  Man 
gebe  die  sämtlichen  deutschen  Verkehr.sverwaltungen  durch  und  man  wird  auch 
nicht  bei  einer  einzigen  d  i  e  Männer  an  der  Spitze  finden,  die  dahin  gehören.  Es 
gilt  als  selbstverständlich,  dass  an  der  Spitze  eines  kaufmännischen  Betriebs  ein 
Kaufmann  steht,  dass  an  der  Spitze  eines  technischen  Betriebs  ein  Tedmiker  steht, 
dass  einem  Gerichtshof  kein  Ingenieur  oder  Kaufmann,  sondern  ein  Jurist 
vorsteht.  Als  ganz  selbstverständlich  findet  man  es  aber,  dass  an  der  Spitze  unserer 
Eisenbahnen,  also  tinvß  technisdien  Unternehmens,  Juristen,  Bureaukraten  sidi  be- 
finden, die  zwar  einige  hundert  Paragraphen  des  Strafgesetzbuches  auswendig  ge- 
lernt haben,  eine  Unmasse  Verordnungen  kennen  und  juristisch  zu  definieren  ver- 
mögen, niemals  in  ihrem  Leben  aber  einen  technischen  oder  kaufmännischen  Betrieb 
studiert  oder  gar  praktisch  kennen  gelernt  haben.  Neuerdings  hat  man  es  sogar 
erlebt,  dass  ein  (Jeiieral  znni  Verkehrsminister  ernannt  wurde.  Womit  freilich 
keineswegs  gesagt  sein  soll,  dass  ein  General  unter  den  obwaltenden  Umständen 
nicht  ebenso  gut  oder  schlecht  unser  Verkehrswesen  verwalten  könnte,  wie  irgend 
ein  aus  der  BureaukralonscluiU-  hervorgegangener  Jtuist  Im  gewöhnlichen  Leben 
verlangt  man  von  .M:inncrn,  «lie  auf  derartig  verantworttmgsrdche  Posten  gestellt 
werden  —  inid  die.  nebetibei  bemerkt,  noch  unter  der  Controle  eines  .\uf.sichtsrates 
stehen  —  vor  allem  F  a  c  h  k  e  n  n  t  n  i  s  s  e.  Nur  ganz  wenige  private  Unterneiimungcn 
haben  an  der  Spitze  Nichtfachniiinner.  Wo  man  solche  findet,  spielen  sie  lediglich 
eine  repräsentative  Rolle.  In  der  Staatsverwaltung  aber  ist  das  anders.  Wer  unter 
den  obwaltenden  Zuständen  die  höchste  Stelle  ausfüllt  und  ref»räsentiert.  ist  schliess- 
lich gleicbgiltig.  Der  Jurist,  der  aus  ergcnd  einem  Zweige  der  Staatsverwaltung 
herausgenommen  und  an  die  Spitze  irgend  eines  Ministeriums  gestellt  wird,  arbeitet 
eben  einfach  mit  der  hergebrachten  Schablone.  Was  er  nicht  weiss,  das  sagen 
ihm  seine  Gelu>imräie.  Die  Schablone  ist  die  Hauptsache,  alles  andere  kommt  erst 
in  zweiter  und  dritter  Reihe.  Macht  sich  dieser  Zustand  schon  im  allgemeinen 
auf  dem  Gebiete  unserer  gesamten  Staatsverwaltung  in  der  ungünstigsten,  für  eine 
Entwickelimg  in  den  verschiedensten  Zweigen  des  öfferttiiehen  LdMps  ungesunden 
Weise  bemerkbar,  so  auf  dein  Gebiete  der  \'iTkebr^pnlitik  ganz  besonders.  Seit 
Jahren  hört  man  ständig  die  Klage,  dass  unsere  Eisenbahnen  sich  so  schlecht 
retnttiereaL  Kein  Wanderf  Wenn  uneerei  Privatittdustriellen  cbtensof  wirt- 
schaftetco,  wie  unsere  Bureaukraten  mit  unseren  Eisenbahnen,  dann  wären  sie  in 
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kürzester  Zeit  samt  und  sonders  bankerott^  von  einer  Concurrenzfähigkeit  gegen- 
über dem  Ausland  köniite  keine  Rede  sein.  Mkn  stelle  sich  vor.  mit  weldien  Fac- 

toren  diq  Privatindustric  zu  rechnen  hat.  Da  ist  vor  allem  die  Concurrenz  des  In- 
und  Auslandes.  Es  kommt  in  Betracht,  mit  welchen  Maschinen  ein  solcher  Betrieb 
arbeitet,  ob  mit  den  neuesten  oder  älteren  Systemen,  ob  mit  Elektridtäl  oder  mit 
Dtnpf,  ob  mit  billigen  oder  teuren  Arbeitskräften  und  Rohmateriaütcn.  Auf  alles 
(In-;  muss  das  Privalcapital  notgedrunRen  Rücksicht  nehmen.  Unsere  Capitalistcn 
wissen  vom  ersten  bis  zum  letzten,  dass  der  rentabelste  Betrieb  derjenige  ist,  der 
seine  Betriebskräfite  am  intensivsten  auszunutzen  in  der  Lage  ist  Jedem  Kauf- 
mannslchrling  ist  der  Satz  Klemer  Nutzen,  grosser  Umsats  geläufig.  Trotz  aller* 
Concurrenz.  trotz  immenscp-  Ausgaben  für  Benutzung  aller  jeweils  gebotenen  tccfi- 
nischcn  Errungenschaften,  arbeitet  der  private  Grosshctricb  billiger,  als  der  Staats- 
betrieb, imd  vor  allem  mit  weit  höherem  Nutzen,  und  das  auch  dann,  wenn  er 
-eine  Leute  noch  besser  iK-zrihU.  als  der  Staat.  Welche  Summe  hcvalilt  die  Privat- 
industrie den  Lettern  und  Beamten  ihrer  Betriebe!  Das  Doppelte  und  Dreifache 
dessen,  was  der  Staat  gibt.  Unsere  Eisenbahnen  sind  ein  Monopol  des 
Staates.  Dieser  hat  auf  diesem  Gebiete  keine  andere  Concurrenz,  als  die^  welche  sich 
die  deutschen  Eisenbahnbureaukratcn  unter  einander  zum  Schaden  unserer  Volks- 
wirtschaft bqretten.  Wer  die  Eisenbahnen  benutzen  will,  muss  im  voraus  bezahlen. 
Verluste  in  dieser  Richtui^  sind  also  ausgeschlossen.  Das  Gebiet  des  Verkehrs  ist 
ein  ungeheuer  grosses,  dass  der  Staat  alles,  was  dazu  benötigt  wirci,  selbst  an- 
fertigen kann  —  wenn  er  will.  Dadurch  kann  ungeheuer  viel  gespart  werden.  Man 
mag  die  Dinge  betrachten,  von  welcher  Seite  man  will,  der  Staat  hat  auf  diesem 
Gebiete  gegenüber  dai  privaten  Unternehmern  einen  starken  Vorteil  voraus. 

Aber  trotz  alledem  arbeitet  er  weit  schlechter.  Das  Hauptübcl  ist  darin  zu  suchen 
und  zu  finden,  dass  unsere  Eisenbahnen  nicht  vom  volkswirtschaftlichen, 
BdMfcm  vom  fiscalischen  Standpunct  aus  geleitet  und  verwaltet  werden.  Da- 
raus resultieren  dann  in  langer  Reihenfolge  alle  die  zahlreichen  Ü1k-I  und  Miß- 
stände, an  denen  unser  ganzes  Verkclirswesen  krankt.  Die  Eisenbahnen  sind  die 
gewaltigsten  Träger  unserer  gesamten  Gfiterdrculation ;  je  besser  und  rationeller 
diese  Tfiger  fnnctionieren.  desto  besser  und  rationeller  geht  die  Gütcrcirculation  vor 
sich.  Die  Eisenbahnen  sind  gebaut  zu  dem  Zwecke,  den  Verkehr  Ijewerkstelligen 
zu  können,  und  nur  zu  diesem  Zwecke.  Es  widerspricht  daher  dem  ureigensten 
Zweck  der  Eisenbahnen,  sie  zu  einem  Instrument  des  Fiscalismus.  der  Übersclniss- 
wirt.schaft  zu  anderem  als  Verkehrszwecken  7\\  machen.  Aus  demscll>en  Gründl* 
ist  es  ein  Nonsens,  dass  nur  die  Eisenbalmburcaukraten  über  Tarife  etc.  zu  bc- 
stimmen  haben,  während  das  Volk  nur  zu  bezahlen  hat.  Unsere  Bureaukraten  sehen 
nichts  so  sehr  pessimistisch  an,  als  Ausgaben  für  Culturzwecke  im  allgemeinen  und 
dem  Verkehr  im  besonderen.  Sie  wissen  nichts  vom  realen  Leben,  haben  keine  Ahnung, 
welche  gewaltige  Kräfte  heutzutage  noch  im  Volke  schltunmem,  die  nur  ge- 
hoben werden  können,  wenn  man  ganz  andere  Summen  auswirft,  als  ea  heute  gc- 
schiclit.  .'\usgaben  für  die  Hebung  der  Cultur  des  Volkes  sind  immer  rentabel. 
Befjonders  trifft  dies  zu  für  den  Staat,  dem  die  indirecten  Einnahmen  aus  der 
Förderung  des  Verkdirs  in  Gestalt  höherer  Steuereinnahmen  zufliessen.  Aber  damit 
rechnen  unsere  Verkchrsburcaukratcn  el)cTi  nicht,  denn  das  steht  nicht  in  der  Scha- 
blone. Man  nehme  die  staatlichen  Steuerkataster  zur  Hand  und  vergleiche  sie  mit 
der  Dichtigkeit  des  Verkehrsnetzes,  und  man  wird  finden,  dass  dort  die  meisten 
und  höchsten  Steuern  bezahlt  werden,  wo  die  dichtesten  Verkdirsnetze  zu  finden 
sind,  und  umgekehrt.  Wenn  man  eine  Gegend  erschliesscn  will,  muss  man  sie  dem 
Verkehr  öffnen ;  denn  aller  Naturreichtum  hat  keinen  Wert,  wenn  er  kerne  \'er- 
wendung  findet.  Die  besten  und  schönsten  Grfonieen  haben  nidit  den  Wert  eines 
Schusses  Pulwr.  wenn  sie  dem  Verkehr  nicht  zugänglich  sind,  mit  ihm  niclu  in 
Verbindung  gebracht  werden  können.  Die  Concurrenzfähigkeit  von  Handel  und 
Industrie  ist  heute  nicht  am  letzten  durch  die  Billigkeit  des  Verkehrs  bestimmL 
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Verkehrsküsten  sind  Productionskost en.    Aber  was  wissen  davon 
unsere  Bureankraten,  di«  »dt  um  die  Volkswirtschaft  von  Amts  wegen  nicht  in' 

kümmern  haben,  ja  häufiß  nicht  kiimmeni  dürfen!  Fleissig  sind  diese  braven 
Menschen  zumeist,  aber  ihr  Flciss  bringt  der  Volkswirtschaft  weit  mehr  Schaden, 
als  Nutzen,  denn  er  verschlingt  Unmassen  von  Papier  und  Tinte,  was  iSe 
Steuenahler  nicht  nur  viel  Geld  kostet,  sondern  auch  viel  Verdruss  und  Arger,  and 
was  das  Schlimmste  ist:  diese  Vielschreibcrei  schädigt  das  praktische  Leben  un- 
gemein. 

Während  sidi  unsere  Regierungen  die  Köpfe  darüber  zerbrechen,  wie  der  notleiden. 

den  Landwirtschaft  aufgeholfen  werden  könnte,  schicken  die  schlauen  Americancr 
ihr  Getreide  von  Chicago  bis  nach  Mannheim  billiger,  als  unsere  Ostelbier  das  ihrige 
von  Insterburg  nach  Berlin.  Die  Americaner  haben  ganzo  Kühlzüge  eingerichtet,  V 
um  das  im  Westen  massenhaft  gedeihende  Obst  auf  die  Märkte  der  gn"ossen  Städte 
des  Ostens  zu  bringen,  und  damit  das  Obst  möglichst  frisch  auf  den  Markt  kommt, 
wird  es  in  Eilzügen  befordert.  In  England  befördert  man  die  Kohlen,  dieses 
unentbehrliche  und  kostbare  Rohmaterial  unserer  Industrie,  auf  Schnellzügen.  Und 
wie  sieht's  bei  uns  in  Deutschland  aus?  Von  den  Ruhrzechen  bis  ins  hadische  Ober- 
land kosten  die  Kohlen  mehr  Fracht,  als  ihr  sonstiget  Preis  beträgt,  und  sie  sind 
eine  Woche  beinahe  unterwegs.  Bei  der  letzten  grossen  Obsternte  in  Saddentsch- 
land  kostete  dort  der  Centner  guten  Obstes  2  bis  3  Mark.  In  Berlin  und  zur 
sellH-n  Zeit  in  Hamburg  kostete  das  Pfund  20  bis  40  Pfennig?  Die  süddeutschen 
Obstbauern  jammerten  über  die  gute  Ernte,  denn  ihr  Product  hatte  nhr  einen  :>ehr 
geringen  Marktwert.  Hätte  man  unseren  säddeutschen  Obstbanem  die  Notstands" 
tarife,  die  dqn.  OStelbischen  Junkern  alle  Augenblicke  gewährt  werden,  zugebilligt, 
das  hdsst,  es  ihnen  ermöglicht,  den  Markt  für  das  Obst  zu  erweitem,  es  billig 
nach  dem  Norden  Deutschlands  zu  transportieren,  es  wäre  ihnen  damit  mehr  ge- 
holfen, als  mit  den  allerhöchsten  Zollschranken.  Die  nützen  dem  Landwirt  sohr 
wenig,  wenn  ihm  der  innere  ,Ab*;atzmarki  grösstenteils  verschlossen  wird.  Bd 
der  notwendigen  Etitwickelung  der  intensiven  Cultur  in  unserer  deutschen  Landwirt- 
schaft spielt  die  Tarif  frage  auf  unseren  Eisenbahnen  eine  immens  gross«  Rolle. 
Aber  was  hat  man  davon  während  der  Zolltarifdebatten  gehört?  Ein  Antrag  der 
socialdicynokratischen  Fraction,  die  Mehreinnahmen  aus  den  erhöhten  Zöllen  für 
Zwedce  der  Erweiterung  und  Verbessemiiff  des  VcrWIirs  zu  verwenden»  wurde 
von  den  Besckäts&n  der  nationate»  Arbeit  nicht  einmal  emsthaft  discutiert,  ge- 
schweige denn  acccpticrt. 

Bei  der  Concurrenz  des  Auslandes  spielt  die  Frage  eine  sehr  grosse  Rolle,  ob 
w  t  r  billiger  befördern  qder  das  Ausland.  Das  hat  sogar  ein  ostpreussisdicr 
Junker,  Graf  Moltke,  in  einer  Schrift  über  die  Entwickclung  unserer  Verkehrviiiitcal 
unter  der  Concurrenz  des  Auslandes  zugegeben.  Man  lese  die  Handelskaniincr- 
beridite^  oAd  man  wird  findqn,  dhss  überall  mangelhafter  und  zu  teurer 
Verkehr  eine  der  Hauptursachen  für  den  immer  schwerer  werdenden  ConcurrenZ' 
kämpf  unsere  deutschen  Industrie  ist.  Das  .\usland  befördert  billiger,  vor  allem 
.-Vmerica  und  England,  tüe  hauptsächlichsten  Concurrenzstaaten.  Welches  Tohu- 
wabohu herrscht  in  tmserm  Tarifwesen,  beim  Güter-,  wie  beim  Personenverkehr! 
Ks  ist  kaum  noch  möglich,  sich  darin  zurechtzufinden.  Und  dann:  wie  werden  die 
Grossen  bevorzugt  und  umgekehrt  die  Kleineu  benachteiligt!  Das  ausgesprochenste 
Prohibitivsystem  gegen  die  Kleinen  herrscht  auf  dem  Gebiete  des  Tarif- 
wesens.  Dabei  spitzt  sich  der  Concurrenzkampf  immer  mehr  in*  und  es  sind  be- 
kaimtlich  gerade  die  Kleinen,  die  darunter  ohnehin  am  meisten  zu  leiden  hal>en. 
Anstatt  den  Anschluss  der  Kleinproducenten  an  den  Weltverkehr  zu  fordern,  damit 
der  Handwerker,  der  Bauer  etc.  den  gleichen  Vorteil  von  der  Entwickelung 
des  Verkehrswesens  hat.  wie  der  Grosspnxlucent.  erschwert  man  dem  Klein- 
producenten den  Concurrenzkampf  gerade  auf  diesem  Gebiete.  Er  muss  alles 
iqarer  verfraditen,  was  er  schickt  so  gut,  wie  was  er  bezieht,  als  der  Groasprodu- 
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cuu,  der  nicht  nur  billiger  verfrachtet,  sondern  auch  billiger  producieru  Dann 
kommen  unsera  Regierungen  hinterher  mit  Befähigungsnachweis,  Handwerfcskam- 
incm.  Um5atzstcuergesetzen  und  dergleichen  und  wollen  dem  kleinen  Mann  auf  die 

Beine  helfen. 

Was  ist  die  Eisenbahn  heute  für  die  Masse  des  Volkes?  Den  raeistcu  Deutsche« 
ist  ihr  Vaterland  nur  durch  das  Stu^um  der  Landkarte  bekannt  Wdcher  Arbeiter 
oder  sonstiffe  ^^inflc^^H'mittclte  kann  heute  Verwandt'  besuchen,  diq  lOO,  200  oder 
gar  4-  bis  600  Kilometer  entfernt  von  seinem  Wohnsitz  leben?  Nicht  die  Zeit  ist 
es.  die  ihn  daran  hindert,  er  wurde  sie  gern  hin  und  wieder  opfern,  aher  das  Fahr* 
gebl,  die  Kosten  des  Billets  halten  ihn  davon  ab^  Welcher  «n  Süddeutschland  lebende 
Arl>eiter  kann  sich  den  Luxus  gestatten,  zu  Verwandten  in  Hannover.  Berlin  oder  gar 
in  Hamburg  oder  Königsberg  zu  reisen?  Das  kostete  ihn  an  Fahrgeld  einen 
Monatslohn  und  noch  mehr.  Beim  Güterverkehr  hat  man  den  Staffeltarif  längst 
durchgeführt.  Aber  beim  Personenverkehr  gilt  heute  noch  das  System  des  Post- 
kutschentarifs  aus  unserer  Urgrossväter  Zeiten.  Als  ob  für  die  iusenbahnverwaltung 
der  Mensch  als  Fahrgast  nicht  auch  nur  ein  zu  beförderndes  Gut  wäre,  und  dazu 
noch  das  für  die  Eisenbahn  Verwaltung  bequemste  Gut!  Denn  der  Mensch  löst  sich 
selbst  sein  Billett,  ladet  sich  selbst  ein  und  aus.  Wenn  beim  Personenverkehr 
trotzdem  viel  Fahrpersonal  verwcnjdet  wird,  so  ist  daran  wahrhaftig  nicht  die 
Ware  Mensch  schuld,  sondern  unsere  Eisenbahnbureaukratie  mit  ihrer  Umstands- 
krämerei,  mit  ihrem  veralteten  System  der  Persomenlx'f orderung.  Was  könn'r  auf 
diesem  Gebiete  an  Vereinfachung  und  damit  an  Gelderspamis  geleistet  werdai ! 
Man  denke  nur  an  das  Billettjyifrm;  ein  Durcheinander,  in  dem  sich  kaum  die 
Fachleute  in  unseren  Eisenbahnverwaltungen  zuredltkejinen.  geschweige  der  ge- 
w<>hnlichc  Reisende.  Da  gibt  es  einfache  Fahrkarten,  Rückfahrkarten,  zusammen- 
stellbare und  andere  Rundreisebillets.  Wochen-,  Monats-  und  Jahreskarten,  Ktlo- 
meterhcfte,  Billets  I.,  H.,  III.  und  IV'.  Classe  und  weiss  der  Himmel  was  für  Karten 
soiiüt  noch.  \m  Anhalter  Bahnhof  in  Berlin  werden  nuiir  als  20000  verschiedene 
Fahrkarten  ausgegeben.  Was  ist  das  für  eine  Zeit-  und  Geldverschwendung! 

Und  bei  all  dem  ist  für  den  Besitzenden  weit  besser  gesorgt,  als  für  die  Nicht- 
besitzenden. Das  Classensystem  auf  unfern  Eisenbahnen  ist  der  blutigste  Hohn 
auf  die  elementarsten  Begriffe  von  Gerechtigkeit'.  Die  I.  und  II.  Classe  müssen 
durch  die  III.  und  IV.  erhalten  werden.  Das  besitzende  Reisepublicum  fahrt 
auf  Kosten  der  Falirgäste  der  III.  und  IV.  in  feingepolsterten  Wagen,  während 
die  iie'd-öhnliihen  Mciisdtcn  wie  die  Heringe  in  den  hölzernen  Käfigen  zusamnwm- 
gedrungt  werden.  Die  I.  Classe  müsstc  luiter  allen  Umständen  abgeschafft  werden. 
Zum  ersten  fohren  sehr  viele  auf  Staatskosten  in  dieser  Wagendasse,  tmd  zum  zweiten 
sollen  diejenigen,  die  abgesondert  von  dem  übrigen  Reisepublicum  auf  der  Eisen 
bahn  fahren  wollen,  auch  ein  entsprechendes  Fahrgeld  bezahlen.  In  America  gibt 
es  für  die  Reichen  nur  die  Luxuswagen,  deren  Benutzung  entsprechend  bezahlt 
werden  muss.  So  sollte  es  audi  bei  uns  sein.  In  Baden  hat  man  endlich  für 
die  Personenzüge  die  I.  Classe  ausgeschaltet.  T>  existiert  kein  vernünftiger  (>rund, 
dies  nicht  auch  für  die  Schnellzüge  zu  tun.  Ebenso  musste  die  IV.  Wagenclassc 
abgeschafft  und  dafür  die  III.  entsprech«f)d  verbilligt  werden.  Statt  dessen  will 
man  im  Süden,  wo  die  IV.  Classe  noch  nicht  existiert,  dieselbe  einführen.  Warum 
falirc»!  die  Leute  IV.  Classe?  Etwa,  weil  ihnen  diese  Kästen  besonders  gut  ge- 
fallen? Nein,  weil  für  die  IV.  Classe  der  Zweipfennigtarif  eingeführt  ist  Die 
süddeutschen  Bahnen  sollen  erst  einmal  den  Versuch  machen,  für  die  III.  Classe 
den  Zweipfennigtarif  auch  ohne  Schnellzugszuschlag  einzuführen,  und  sie  würden 
es  erleben,  dass  eine  solche  Reform  nicht  nur  volk.swirtschaftlich,  sondern  auch 
f  i  n  a  n  c  t  e  1 1  von  den  günstigsten  Folgen  begleitet  wäre.  Verbilligung  des  Tarifs 
bringt  Verkehrssteigerung  und  Mehreinnahmen.  Die  .Xusguluri  steigen  nicht  ent- 
sprechend der  Verkehrssteigerung,  das  lehren  alle  Erfahrungen.  Unsere  jetzigen 
Verkehrseinrichtungen  könnten  noch  ganz  anders  ausgenutzt  werden,  als  es  ge- 
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sdiidit.  Kaum  30  %  der  Wagcnpläize  sind  in  der  III.  Classc  durchschnittlich  be- 
setzt; von  der  L  und  IL  Classe  gar  nicht  zu  reden. 

Weicht-  WirkunR  die  Vcrbilligung  des  Verkehr»  bei  der  PcrMjaenbelordcrung  hat, 
das  hat  die  Einfuhrung  des  Kilometerhefts  in  Baden  im  Jahre  i8<)5  gezeigt.  Bis  dahin 
kostete  der  Kilometer  pro  Person  5  Pfennig  ohne  Schnei Izugszuschlag.  Das  Kilo- 
nteterheft  setzte  den  Preis  pro  Kilometer  auf  2%  Pfennig  herab,  also  auf  die  Hälft« 
des  bisherigen  Preises.  C.leich/eitig  wurde  für  diejenigen,  welclie  mehr  als  5  Hefte 
pro  Jahr  verfuhren,  ein  Rabatt  bis  zu  50  %  gewährt,  so  dass  im  ersten  Jahre  der 
Einfuhrung  der  Kilometerhefte  viele  für  1%  Pfennig  pro  Kilometer  auf  der  badischen 
Bahn  fuhren,  und  das  im  Schnellzug  ohne  Zuschlag.  Und  das  Resultat?  Etwa 
Mindereinnahme  oder  gar  Deficit?  O  nein!  Die  bloss  dreivierteljährige  Existenz 
des  Rabattkilometerhefts  brachte  der  badischen  Staatseiscnbahncasse  gegenüber  den 
Einnahmen  des  vorhergegangenen  Jahres  ein  Plus  von  1 200  000  Marie  Dazu 
kam  eine  um  20  Millione>n  stärkere  Personenbeförderung!  Was 
das  volkswirtschaftlich  zu  bedeuten  hat,  brauche  ich  hier  nicht  des  näheren  zu  er- 
läutern. Das  war  die  Wirkung  eines  Sprunges  ins  Dunkle,  den  der  damals  Irisdi 
ins  badischc  Eisenbahnministerium  berufene  Herr  von  Brauer  wagte.  Leider  hat 
er  bis  zum  heutigen  Tage  noch  nicht  die  Consequenzen  ans  seinem  Erfolg  mit  dem 
Kilometerheft  gezogen.  Auf  indirecten  Zwang  der  preussischen  Verkchrs- 
verwaltung  gab  Herr  von  Brauer  bereits  am  I.  Januar  i8g6  sein  Rabattkilometerlieftr 
das  allerdings  insofern  eine  Ungerechtigkeit  war,  als  c-^  nur  den  Reichen  zu  gute 
kam,  wiqder  preis.  Aber  nicht  darum  wurde  es  beseitigt,  S4.>ndern  weil  es  der 
preussischen  Eisenbahnverwaltung  wider  den  Strich  ging,  festgestellt  zu  sehen, 
<lass  man  in  der  III.  Classe  Schnellzug  für  iVi  Pfennig  pro  Kilometer  befördern 
und  dabei  financiell  noch  ein  glänzendes  Geschäft  machen  kann.  Wären  die  Con- 
Sequenzen  dieses  Erfolgs  gezogen  worden,  so  wären  die  Pläne  Preussens,  die  übrigen 
deutschen  Verkehrsverwaltungen  mürbe  und  schliesslidi  dem  Junkers taat  tribut- 
pflichtig zu  machen,  ein  fiir  .tllenial  zu  nichte  gemacht  worden.  Darum,  und  sonst 
aus  keinem  anderen  Grunde,  wurde  das  Kabattkilometcrheft  wieder  beseitigt.  Im 
vorletzten  Jahre  hat  man  die  sogenannten  halbtn  Kilometerhefte  zn  500  Kilometer 
eingeführt.   Das  Resultat:  Verkehrasteigerung  und  Mehreinnahmen. 

Kli  will  hier  nicht  in  exlt-iisii  auf  alle  Nf.ängel  unseres  Verkehrswesens  eingehen, 
das  würde,  obwohl  sehr  interessant,  zu  weit  fuhren.  Nur  noch  einen  dassischen 
Fall  will  ich  anfuhren,  um  zu  zeigen,  wie  wenig  die  bureaukratisdien  Faehleute 
unserer  Verkehrsverwaltungen  von  ihrem  Handwerk  verstehen.  In  Württemberg 
wurde  vor  einigen  Jahren  eine  Verliilligung  des  Stückguttarifs  durchgeführt.  In 
den  Erläuterungen  der  Gcneraldirection  der  wurttcmbergischen  Staatseisenbahnen 
wurde  ausgerechnet,  dass  diese  VeriMtlignng  des  Städeguttarifs  einen  Etnnahme- 
ausfall  von  rund  400000  Mark  zur  Folge  haben  werde.  Wie  grausam  wtirdcn 
aber  die  Rechenkünstler  der  württembergischen  Generaldirectiun  durch  die  Ergeb- 
nisse der  Tarifverbilligung  ad  ahsurdum  geführt!  Der  nächste  Redtensdiaftsbericht 
constatierte,  dass  eine  Vejrkehrssteigerung  erfolgt,  aber  der  befürchtete 
Einnahme  a  n  s  f  a  I  I  a  u  s  g  e  h  1  i  e  b  e  n  sei.  Die  Eisenbahnbureaukraten  rechnen 
eben  wie  A-U-C-Schutzen,  aber  nicht  wie  Volkswirtschaftlcr.  Die  Volksvertreter 
tun  immer  gut,  den  Zahlen  und  Statistiken  unserer  Etsenbahnburcaakraten  so  viel 
als  mciglich  Misstrauen  entgegenzobringen. 

Welchen  Schaden  richten  diese  Bnreaukraten  durch  die  si'R«'tis<"'tipt'Ti  Concurrenz- 
kämpfe  an  1  .\rtikel  42  der  Reichsverfassung  sagt  klar  und  bündig.  dasi>  die  üundcs- 
rQ[iemngen  v  e  r  pflichtet  sind,  die  Eisenbahnen  der  xTrschiedenen  Bundes- 
staaten wie  ein  einheitliches  Netz  tu  %erwahc:i.  Bis  zur  Stunde  ist 
nichts  geschehen,  auch  seitens  des  Reichstags  nicht,  dieser  Verfa^uugs- 
bcstmunung  Geltung  zu  verschaffen.  Die  Eisenbahnverwaltungcn  pfeifen  auf  die 
Rdchsverfassnng. 
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Die  Frage  der  Verkehrspolitik  ist,  wie  schon  aus  diesen  ziemhch  allgemein  ge- 
haltenen Darlegungen  hervorgeht,  eine  eminent  wichtige.  Die  Partei,  die  sich  ihrer 
in  I?csondcrcm  Masse  annimmt,  leistet  dem  Volke  nicht  nur  einen  ungeheuren  Dienst, 
sondern  erzielt  damit  auch  grosse  Erfolge.  Es  handelt  sich  um  eine  der  brennendsten 
Fragen  unserer  Zeit,  die  inimni«r  brennender  wird,  je  mdtr  die  ökonooiiscfae  Ent> 
Wickelung  vorwärts  strebt.  Freilich  eignet  sich  gerade  diese  Frage  weniger,  als 
jede  andere,  zur  Principienreiterei.  Sic  ist  eine  Frage  der  Praxis,  und  nur  vom 
Botlcn  der  Praxis,  das  heisst  der  gegebenen  Verhältnisse  aus,  kann  man  mit  tat- 
sächlichem Erfolg  an  sie  herantreten.  Die  vorstehenden  Erörterungen  haben  viel- 
leicht den  Erfolg,  dass  auch  in  der  socialdcmokratischen  Partei  der  Frapc-  der 
Ei:sanbahnr/eform  ein  etwas  grösseres  Interesse,  als  bisher,  ^ugcwcntici 
wird.    Sie  verdient  es  in  der  Tat. 

xxxxxxxxxxxxxxxxxxxxxxxxxxxxxxxxxxxxxxxxxxxxx 

ARTHUR  SCHULZ  •  AGNES  MIEGEL 

Der  deutschen  Lyrik,  die  seit  etwa  zwanzig  Jahren  eine  neue  Blutezeit  er- 
lebt, hat  CS  lange  am  rechten  Widerhall  im  Volke  gefehDt.  Detlev  von 
Liliencron,  .^rno  Holz.  Richard  Debmel,  Stefan  George,  Hugo  von  Hofmanns- 
thal, Alfred  Mombert  haben  lanc^e  mit  dem  Unverständnis  des  Publicums 
ringen  müssen,  und  erst  in  den  letzten  Jahren  mehren  sich  die  erfreuliche 
Anzeidien  einer  nachhaltigen  Besserung.  Ein  besonders  tinglückseliger  Stern 
aber  schwebte  über  unserer  Frauenlyrik.  Nodi  in  aller  Erinnerimg  ist  der 
Masscncrfolp  der  Johanna  Ambrosius,  deren  anempfundene  Gedichte  unlängst 
in  vierzigster  Auflage  erschienen  sind.  Frida  Jung,  eine  neuerdings  entdeckte 
ostfMfenssische  Vtrfk^iditerin  ähnlichen  Schlages,  hat  das  einem  Ljrriker  sdten 
zu  teil  werdende  Glück,  ihre  in  der  grossen  Mehrzahl  ebenso  dilettantischen 
Gedichte  nach  kurzer  Zeit  bereits  in  vierter  Auflage  gedruckt  zu  sehen.  Von 
den  dichtemden  Damen,  die  sich  als  lyrische  Künstlerinnen  fühlen,  hatte  nur 
eine  einen  durchschlagenden  Erfolg:  Marie  Madeleine  aus  Eydtkuhnen  in  Ost- 
preusscn,  ein  I*\)rmtalent.  das  mit  den  stark  vergröberten  Mitteln  der  Moderne 
erotische  StofTe  in  pikante  Verse  zu  bringen  wusste,  aber  für  die  deutsche 
lyrisdie  Dichtnng  ebensowenig  bedeutet»  wie  die  Vorgenannten.  Echte  Talente 
wurden  dagegen  wenig  beachtet,  darunter  audi  die  begabteste  Dichterin  der 
jüngsten  Generation,  Aijncs  iMiej,'el  —  geboren  am  9.  März  1879  Königs- 
berg in  Ostpreussen,  lebt  als  Diakonissin  in  London  — :  mit  ihrem  1901  in  erster, 
I90ß  in  swdter  Anlage  herausgegebenen  Gedichtbuche  die  Leser  der  Socia- 
lisUschen  Monatshefte  bekannt  zu  madien,  ist  uns  eine  Herzenssache. 

ApTies  Micgel  ist  eine  Dichterin  von  ganz  anderer  Art.  als  ihre  drei  erfolg- 
reichen Collcginnen  aus  Ostpreussen.  Von  der  obertlächlichen,  nach  Effect 
haschenden  Marie  Madeleine  trennt  sie  offenbar  eine  ganze  Welt  tiefer,  ur- 
sprünglicher Empfindung.  Wie  der  jMhanna  Ambrosius  und  der  Frida  Jung 
mag  freilich  auch  ihr  tiefes  Herzeleid  die  "Zunge  gelöst  haben;  denn  Schweres 
muss  wohl  innerlich  erlitten  haben,  wer,  wie  sie,  der  Freude,  der  Liebe,  dem 
Tanze  lebensrote,  glühende  Lieder  gesungen  tmd  doch  die  Blüte  ihrer  zwanzig 
Jahre  in  das  freudlose  und  pflichtcnstrcnijc  Düster  des  Krankenhauses  l)c^rabcn 
hat.  Ausser  dem  echten,  starken,  in  der  Schule  inneren  Leidens  vertieften 
Gef&hl  hat  sie  jedoch  aiidi  mit  den  beiden  Volksdichterinnen  nichts  gemein. 
Während  diese  fast  allein  durch  den  Enipfindungsinhalt  ihrer  schmerzdurch- 
wehten Lieder  ergreifen  und  rühren  wollen,  ohne  viel  die  Formen  zu  feilen  und 
die  Worte  zu  messen  und  zu  wiegen,  ist  Agnes  Miegel  vor  allem  bewusstc 
Künstlerin  mit  dem  feinsten  und  sichersten  Gefühl  für  Wert  «nd.Wiricung  der 
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Worte.  Sie  ist  unermüdlich,  die  Ausdrücke  hin  und  her  zu  wenden,  sie  in  Bezug 
auf  ihre  Bedeutung,  wie  auf  ihren  malerischen  und  musikalischen  Wert  auf  die 
Goldwagc  TU  legen.  An  den  grossen  Meistern  der  Lyrik,  besonders  an  Mörikc, 
Storni  und  Konrad  Ferdinand  Meyer  geschult,  zeigte  sie  sich  schon  bei  der 
Herausgabe  ihres  Gedichtbuches  —  damals  erst  22  Jahre  alt  im  VoUbesits 
des  ganzen  künstlerischen  Könnens  der  Gegenwart.  Dabei  ist  sie  durchaus 
nicht  Epigonin,  sondern  mit  Erfolg  bemüht,  sich  nicht  nur  einen  personlichen 
Stil  zu  schaffen,  sondern  auch  die  Kunstmittel  der  zeitgenössischen  Lyrik,  den 
lyrischen  Stil  der  Epoche  fortzubilden. 

Eine  höhere  Cultur  der  Sprache  und  des  Verses  ist  in  Deutschland  wohl  nur 
noch  bei  Stefan  George  und  Hugo  von  Hofmannsthal  zu  finden.  Aber  während 
aus  der  Tempelpracht  dieser  hehren  Kunst  manchmal  vor  lauter  Heiligkeit  das 
Leben  selbst  entflohen  zu  sein  scheint,  lodert  um  den  schlanken  Säulenbau  der 
^liegelschen  Lyrik  »der  Brand  der  roten  Lebensfackeln«,  und  aus  seinem 
Innern  hallt  heraus  >der  Lebensschrei  aus  Liebe,  Hass  und  Quälen«.  Aus  diesem 
Grunde  ist  uns  ihr  schmales  Bändchen,  das  dodi  eine  Welt  von  Sdifiidieit  tun-^ 
fasst,  zum  liebsten  unter  allen  neueren  Gedichtbüchern  geworden.  Es  zer- 
fällt in  zwei  an  Umfang  und  Wert  gleiche  Teile,  deren  erster  die  eigentliche, 
unmittelbare  Lyrik  entliält,  wahrend  sich  in  dem  zweiten  die  seelischen  Stim- 
mungen  der  Dichterin  zu  Balladen  gestaltet  haben. 

Ihre  Naturdichtung  entzückt  durch  Frische  und  Kraft  der  Bilder,  durch 
wundersamen  Wohllaut  der  Verse  und  leise  anklingende  Romantik,  Es  gibt 
nichts  Einschmeichelnderes,  als  ihre  meist  aus  zwei  vierzeiligen  jambischen 
Strophen  bestehenden  Naturbilder,  wie  Der  Buchenwald,  Mitlag.  Frühlmg,  SpiU- 
naehmUtag,  iohamnusnacht,  Sefften^er.    Eins  sei  als  Beispiel  dtiert: 

>Das  war  ein  Frühling  —  süss  tnid  selig  sang 
Die  Nachtigall  die  ganzen  Nächte  lang. 
Der  blaue  Tag,  der  sonnentichtdiu'chglühtc, 
War  trunken  von  dem  Duft  der  FUederblnte. 

Voll  gcddnen  Bernsteins  lag  der  ganze  Strand, 
Die  Wellen  sangen  süss  im  weissen  Sand, 
Auf  Mowenflügeln  tlog  ins  Licht,  ins  klare, 
Die  wilde  Sehnsucht  meiner  achtzehn  Jalire.« 

Man  möge  beachten,  wie  hier  selbst  die  Lieblingsworte  der  Dilettanten:  süst, 
**i*g,  golden,  einen  poetischen  Wert  erhalten,  in<km  sie  teils  zum  Zwecke  der 
Tonmalerei,  teils  in  einer  wirklich  bezeichnenden  Verbindung,  wie  goldner 
Bernstein,  gebraucht  werden.  Wunderbar  ist  ihre  Kunst,  durch  seltene,  ein- 
drucksvolle Bilder  das  Spiel  unserer  schaffenden  Phantasie  auszulösen.  Vor 
wessen  Auge  stdit  nicht  ein  gehdnmisvdler  norddeutsdier  Buchenwald  hin« 
gezaubert,  wenn  er  die  sich  zu  bedeutsamer  Bildlidikeit  steigernden  Verse  liest: 

»Es  war  der  schönste  Wald,  den  ich  gekannt. 
Mit  einem  fremden,  reichen  Märchenleben, 
Mohnbläten  brannten  rot  an  seinem  Rand, 
Und  Rehe  tranken  abends  aus  den  GrabeUiC 

Wer  i^aidit  nicht  den  Hauch  des  Abendwindes  im  frühen  Frfihling  zu  spüren, 
wenn  er  h6rt: 

»In  unbelaubten  Wipfeln  rauscht  der  Wind, 

Das  wühlt  wie  Kinderhand  in  meinem  Haare . .  .c 

Die  Schwüle  des  Mittags,  schwer  von  Sonnenschein  und  sinnlicher  £r- 
ftfEong,  kann  nicht  eindrucksvoller  vergq;enwärtigt  werden,  als  in  den  Versen : 
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»Und  langsam  kam'  der  Mitb^^itze  Bann 
An  grünen  Zweigen  sacht  herabgestiegen 

Und  sah  sie  gross  mit  goldnen  Augen  an, 
Sie  stockten  beide,  lächelten  und  schwiegen.« 

Oder  in  den  nicht  minder  schönen  Versen: 

tVom  dunkelblauen  Himmel  stieg  die  Stunde^ 
Die  wunderreiche,  durch  den  Mjttagsglast, 

Begehren  zitterte  auf  ihrem  Munde,  — 
Wir  beide  aber  haben  sie  verpasst.c 

Gleich  Frühling  und  Sommer  wird  uns  auch  der  Herbst  mit  anschaulichster 
Bildkraft  vor  Augen  gestellt: 

>Die  Stirn  bekränzt  mit  roten  Berberitzeti, 

.Steht  nun  der  Herbst  am  Stoppelfeld. 

In  klarer  Luft  die  weissen  Fäden  blitzen. 

In  Gold  und  Purpur  glüht  die  Welt  .... 

Ein  reifer,  roter  Apfel  fällt  zur  Erde, 
Ein  später  Falter  sich  darüber  yfiegt  — 
Ich  fühle,  wie  ich  still  und  ruhig  werde, 
Und  dieses  Jahres  Gram  verfliegt« 

Nach  dem  früchtetragenden  Frühhefrbst  tritt  uns.  in  ebenso  leuchtenden 
Farben  gemalt,  der  Spätherbst  entgegen,  umbraust  von  frischen  Winden,  um- 
wirbeh  von  welkenden  Blättern,  umtettchtet  von  der  klaren  OdobenoDiie: 

>Komm  einmal  noch  mit  mir  hinaus  vors  Tor, 
Die  schönen  Tage  sind's  vor  Allerseelen, 

Brausende  Lieder  singt  der  Sturm  uns  vor, 
In  allen  Wipfeln  klingt's  von  Festchorälen. 

Da  wird  der  Herbst  mit  lautem  Hifthorngruss 
Vor  dir  die  Beute  seines  Jagens  breiten  — 
In  bunten  Tigerfellen  geht  ddn  Fuss, 
Auf  seines  Mantels  Purpur  wirst  du  schreiten. 

Die  Luft  ist  kalt  und  klar,  wie  frischer  Tau, 

Man  sieht  die  Birken  an  den  fernsten  Wegen  — 
Wir  wandern  langsam  durch  die  stille  Au 
Der  Seligkeit  des  letzten  Lichts  entgegen.« 

Reiner  und  voller  hat  auch  Stefan  George,  der  in  seinem  Jaltr  der  Seele  die 
schönsten  Herbstgedichte  der  neueren  Literatur  geschaffen  hat,  die  Stimmmig 
dit^cr  Jahreszeit  nicht  ausgeschöpft. 

Selbst  ihrer,  anderen  so  nüchtern  erscheinenden  Vaterstadt  weiss  die  Kunst 
Agnes  Miegels',  indem  sie  sich  der  feierlichen,  hymnenartigen  Sprache  Bsude- 
laires,  des  grossen  Sängers  der  Grossstadt,  bedient,  wunderbare  Stimmungs- 
reize 7tt  entreissen.  wenn  sie  den  scharfen  C'ontrast  zwischen  dem  Nahen  der 
beruhigenden  Dänuuerung  des  Sonuncrabends  und  dem  nimmermüden  Treiben 
der  Gassen  mit  prachtvollen  Bildern  also  schildert: 

»Durch  die  .Strassen  fliegen  der  Dämmerung 
Schwarze  \'ögel  .  .  .  über  die  Brücke  am  Hafen, 
Wo  die  dunklen  Wiegen  der  Segler  schlafen. 
Wo  das  Leben  pfeifend  und  singend  schreitet. 
Hat  der  Abend  die  sdiarlachnen  Decken  gebfeitet .... 
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Von  der  Brücke  hinab,  durch  den  stillen  Hafen 
Geht  der  Abend  und  sieht,  wie  die  Segler  schlafen. 
Rudert  stromab  auf  goldenem  Floss  gemach, 
Seine  scharladinen  Decken  schleifen  nach  .  .  .« 

Aus  Rausdi  imd  Klai^  und  Sonne  ist  auch  Agnes  Miegels  glutvolle  Liebes- 
lyrik geboren.  Kommt  es  uns  aus  den  auch  inhaltlich  altmodischen  Licbcs- 
gedichten  der  Frida  Jung  entgegen,  wie  ein  verirrter  Hauch  aus  Grossmutters 
Bhimengarten,  so  grüsst  uns  hier  dn  frischer  Windzug^  aus  den  wei^eoiTneten 
Toren  der  Zukunft.  Und  dieses  Lidiesleben  von  seltener  Intensität  und  Kühn- 
heit des  Gefühls  tritt  vor  uns.  angetan  mit  dem  köstlichsten  individuellsten 
Kleide;  da  gibt's  keine  vertrockneten  Redeblüten  und  abgeblassten  Bilder. 
Selbst  altes,  abgenutztes  Inventar  der  Lyrik  efi^länzt  unter  ihren  Zauberhänden, 
wie  aas  der  Werkstatt  des  Meisters  neu  hervorgegaiq^es  Geschmeide: 

»Die  rote  Rose  Leidenschaft  fiel  jäh 

In  meine  schmalen,  kühlen  Kinderhände, 

Die  Domen  taten  meinen  Fingern  wdi. 

Doch  süss  war  mir  der  Duft  der  seltnen  Spende.€ 

Gedichte,  wie  Mädchengebet,  Mädchenlied,  Das  tveissc  Heidekraut,  und  vor 
allem  das  heissbewegte,  in  blühenden  Bildern  bacchantisch  zwischen  Hass  und 
Liebe  hintaumelnde  Eh'  du  nicht  stirbst  in  Elend  und  Not  sind  nach  Inhalt  und 
Form  unschätzbare  Documente  eines  weiblichen  und  höchs^rsönlichen  Liebes- 
gcfühls.  Und  neben  unmittelbarer  Gefiihlslyrik  finden  sich  p^edankenschwere 
Worte,  ertönen,  wie  hinübergerettete  Klange  aus  den  eleusinischen  Mysterien, 
die  Stimmen  des  ungeborenen  Lebens,  das  aus  der  innersten  Tiefe  des  weib- 
lichen Wesens  zum  Lichte  der  Sonne  hindrängt:  erklingt  bedeutungsvoll  die 
Sage  von  Tschtaroth,  der  Götter  Fürstin,  die  durch  sieben  Tore  den  Weg,  den 
niemand  zurückgeht,  wandern  muss  und  am  siebenten  als  Lösegeld  sich  selber 
hingibt;  und  von  Ys,  der  üppigen  und  wunderschönen  bretoniscben  Stadt,  die 
durch  den  Fürwitz  der  nach  Leben  und  lAAt  verlangenden  jungen  Königs- 
tochter ein  Opfer  des  Meeres  wird. 

Eine  noch  reifere  Kunst  zeigen  die  Balladen  der  Dichterin.  Wie  muss  sie 
mit  dem  Genius  unserer  Sprache  gerungen  haben,  um  Verse  von  so  entzücken- 
dem Wohllaut,  so  bezaubernder  Fülle  und  Prägnanz  des  Ausdrucks  zu  finden  I 
Und  in  diesen  herrlichen  Formen  lebt  ein  ursprüngliches,  aus  einem  starken 
und  fibervollen  Herzen  hervorqudlendcs  Empfinden,  das  in  dem  bald  ein- 
schmeichelnden, bald  hinrdssendien  Flusse  der  Rhydimen  in  uns  hinfiberstromt 
und  Kopf  und  Sinne  gefangen  nimmt. 

Dem  Stoffe  nach  handeln  ihre  Balladen  zum  kleineren  Teil  von  dem  harten 
Wefk  der  Männer,  zum  grösseren  Teil  von  dem  seelischen  Erleben  und  Et" 
leiden  der  Frauen.  Die  ersteren,  unter  denen  der  kraftvolle  Balladencyldtis 
von  Henning  Schindekopf,  dem  aus  Bauemblut  entsprossenen  Ordensmarschall, 
nut  seinem  stolzen  Wahlspruch  Ock  sülvst!,  imd  die  düstere  l  amilienkatastrophe 
Peter  Horden  hervorragen,  sind  in  dem  concrelen,  plastischen  und  doch  indivi- 
duell gemodelten  .Stile  der  grossen  Realisten  Fontane  und  Liliencron  geschnel>en. 
Hier  findet  sich  eine  kemhafte  Sprache  von  höchster  bildlicher  Kraft.  Be- 
wtmdemswert  ist  auch  hier  die  vielumlassende  Pri^anz  der  Sprache;  so  io 
den  Anfangszeilen  des  Gedichtes  Rudau,  die  mit  einem  Minimum  von  Wortea 
zugleich  Schlachtbericht,  Naturbild  und  gedämpfte  Siegesstimmuag  geben: 

tUber  Rudaus  Walstatt  flog  schattend  die  Nacht, 

Verbrandend  rollten  die  Wogen  der  Schlacht, 

Weidi  fielen  die  Flocken,  weiss  und  schwer. 

Über  das  sterbende  Litanerheer.€ 
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Noch  mehr  ans  Herz  gewadisen  sind  uns  die  Balladen,  di§  vom  Lieben  und 

Leiden  der  Frauen  singen  und  sagen,  weil  die  junge  Dichterin  hier  ihre  ^nze 
glühende  Seele  hineinl^en  konnte.  Wohllaut  und  EmpAndungsweichheit  eines 
Mörike  und  Storm  herrschen  hier  vor;  aber  in  klangvolle  Verse  von  leise  be- 
strickender Romantik  mischen  sich  kühne  Züge  der  neueren  realistischen  Kunst; 
so  in  der  Ballade  von  Griseldis,  der  Baucnimagd,  die  der  König  zu  seinei!> 
Gemahlin  erhoben  hat  und  dann,  ihrer  überdrüssig  geworden  — 

tDeine  gelben  Haare  sind  mir  vergällt. 
Fahl,  wie  deines  Vaters  Roggenfeld«  — 

mit  harten  Worten  verstösst : 

>Um  des  Bettes  eichene  Pfosten  schlang 
Ihre  Rechte  sich  zitternd  und  todeshatig. 

Ihre  Linke  liebkoste  die  Lagerstatt 

Und  strich  die  schimmernden  Laken  glatt. 

Sie  sah  den  König  —  der  wandte  sich  ab, 
Da  schritt  sie  stumm  die  Stufen  hinab.« 

Das  Leitmotiv  all  dieser  Balladen  ist  eine  gegen  die  Gitter  und  Schranken  des 
grauen  Daseins  stürmisch  andrängende  Sehnsucht  nach  Schönheit,  Grösse  imd 
Lebensfreude,  über  ihre  Verse  liegt  eine  im  Sinne  Nietzsches  dionysische 
Grandstimmung,  wie  trunkenes  Sonnenlicht,  gebreitet.  Auch  unsere  Dichterin 
ist  ganz  erfüllt,  wie  ihre  Madeleine  Bothwell,  vom  »Stüartsehnen  nach  Macht 
und  Schuld,  nach  Pracht  und  Liedern  und  LicbeshuJd«.  Kein  Wimder,  dass 
sie  gleich  Fontane  der  Geschichte  des  schottischen  Königshauses  den  Stoff 
an  dnigcii  ihrer  schönsten  Bafladen  entnommen  Iwt  {Mary  Stwu^,  Madeleme 
Rothxvcll,  Marie).  Die  ühernnitigc  naseinsfrcudc  des  jungen  Rasseweihes 
stellt  sie  berauschend  dar  in  der  Romanze  von  der  schottischen  Marie,  die 
Atmosphäre  hellenischer  Lebensfreude  malt  sie  in  dem  Gedicht  Die  Kinder 
der  Kleopatra  mit  Versen  von  berückendem  Wohlklange  und  fortreissendem 
Rhythmus.  Der  .\tcm  einer  verhaltenen  Glut  strcnnt  daraus  uns  heiss  ent- 
gegen. Bezeichnend  für  die  Lebensauffassung  der  Dichterin  ist  ihre  Um- 
gestaltung der  biblischen  Erzählung  von  Abisag*  von  Sunem.  Nach  der  Bibd 
empfindet  es  Abisau  als  eine  ihr  von  Gott  ati!(  i  K  ^te  heilige  Pflicht,  dem  greisen 
König  David  durch  das  Opfer  ihres  jungen  Leibes  neues  Leben  einzuhauchen, 
und  in  einem  ausgezeichneten  Gedichte  hat  sich  der  grosse  holländisclic  Lyriker 
Pot  Ue  Mont  der  biblischen  Überlieferung  angesdilossen.  Agnes  MSegd  aber 
liisst  ihre  Abisag  an  der  Brust  des  Königs,  flcr  neben  ihr  >dcn  bleiernen  Scfdaf 
ohne  Träumerlust,  den  Schlaf  der  siebenzig  Jahre«  schläft,  von  Adonai,  seinem 
Sohne,  träumen: 

>Des  Haar  ist  rot.  des  Haut  ist  wann, 

Des  Mund  wie  ( jranatenblütcn,  — 

Ihn  hielte  jauchzend  im  -'\rnic  das  Weib 

Vom  Stamme  der  Sunemiten.« 
Selbst  im  Angesicht  des  Todes  lässt  sie  das  Leben  iu1)i  Heren.    Maria  Stuart 
fühlt  noch  am  schwarzverhangenen  Schaffot  ihre  Hand  wie  von  heimlichen 
Küssen  beben,  und  der  junge  König  Manfred  singt  noch,  als  ihm  schon  das 
Staufenblttt  aus  sieben  klaffenden  Wunden  fliesst: 

»Licht,  was  bist  du  mir  süss, 
Leben,  was  bin  ich  dir  hold  !« 
Es  ist  kein  Wunder,  dass  dieser  Dichterin,  die  so  >des  Lebens  volle  Chor- 
gesänge«  anzustimmen  weiss,  zwei  Gedichte  der  Verherrlichung  des  Tanzes 
gelungen  sind,  die  dem  vielleicht  schönsten  Gedichte  LUiencrons  Festnackt  und 
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frühgang  ebenbürtig  sind.  In  der  schwellenden  Tonfülle  des  Tanzliedes  der 
Margarete  von  Vaiais  herrscht  die  Stimmung  heiteren  Rausches  und  freudiger 
Erregtheit.  Und  daneben  das  tiefe,  schwere  Gedicht  Der  Tang,  das  aus  etneni 
verzückten,  von  der  Freude  gleichsam  verwundeten  Herzen  herausgesungen 
ist.  Der  volle  Klang,  der  feierlich  getragene  Rhythmus,  die  zugleich  musika- 
lischen und  malerischen  Qualitäten  dieses  Ciedichtes  müssen  den  iiürer  nicht 
minder  ergreifen  und  hinreissen,  als  der  Klang  der  Walzermelodieen  das  darin 
geschilderte  blutjunge  Mädchen,  das,  wie  im  tiefen  Traume  oder  in  religiöser 
Verzückung,  eine  zur  Sinnlichkeit  erwachende  Menschenblüte,  zum  Gesänge 
der  Schwester  mit  losgelösten  Haaren  tanzt  und  tanzt,  bis  in  ihren  Augen  heisse 
Tränen  brennen  und  die  letzten  Kerzen  im  Saale  unbemerkt  verloschen  sind. 
Diesi-s  Gedicht  ist  zu  lang,  um  es  hier  vollständig  abzudrucken,  und  vjel  ztf 
schön,  als  dass  wir  es  über  uns  gewinnen,  ein  Bruchstück  herauszureissen. 

Ober  den  sonnendurchleuchteten  Spiegel  ihrer  Diditung  gleiten  da  und  dort 
die  Schatten  des  Schmerzes,  der  Entsagung,  der  Reue.  Wie  ihre  jungen 
Träume  im  Leben  gleich  »frostverbraimtcm  Flieder«  starben  und  wie  sie  seitdem 
auf  ihren  dunklen  Pilgerpfaden  die  Legende  ihrer  toten  Liebe  singen  will,  so 
konunt  auch  über  ihre  Agnes  Bemauerin  die  trübe  AhnoQg,  wie  liebe  rasch 
zu  bitterem  Leide  werden  kann: 

»Mir  träumte  in  der  Andreasnacht, 

Ich  sei  an  die  Donau  gegangen; 

Der  Himmel  glomm  in  blutiger  Pracht^ 

Und  die  roten  Wellen  sangen.  — 

Sie  trugen  mir  zu  in  schaukelndem  Tanz 

Eine  Krone,  sternbeschienen, 

Und  wie  ich  sie  hob,  war's  ein  Sterbekranz 

Von  wdkenden  Rosmarinen.« 

Und  in  dem  an  schwülen  Uildern  reichen  Gedicht  Magdalena,  das  wie  ein 
lyrisches  Gegenstück  zu  Tizians  oder  Giampctrinos  Gemälden  der  unsterb- 
lichen Büssehn  anmutet,  weiss  sie  eindringlich  Reue  und  Zerknirschung  zu  malen« 
Aber  die  Seele  unserer  Dichterin  weilt  augenscheinlich  auf  der  Akropolis  und 
auf  Kypros  lieber,  als  auf  Gulgatha.  In  dem  noch  immer  nicht  ausgekämpften 
Kampfe  zwischen  griechischer  und  christh'cher  Weltanschauung  stimmt  sie 
gewiss  nicht  der  Lösung  zu,  die  Max  Klinger  in  seinem  Christus  im  Olymp  ver- 
körpert hat.  Ihr  Jesus,  der  in  die  Welt  gekommen  sein  urill  zum  Tröste  für 
jene,  die  Kypris'  Hassen  traf,  hebt  seine  blasse  Hand,  um  Aphrodites  Schön- 
heit zu  segnen. 

X  X  X 

Die  vorstehenden  Ausführungen  sind  nicht  in  der  ersten  Entdeckerfrewfe  ge- 
schrieben, die  zu  (MxTtrcibungen  geT\c'if,'t  macht,  sondern  nach  mehrjähriger 
inniger  Vertrautheit  mit  den  Dichtungen,  an  deren  starkem  Lebensgefühl 
immer  wieder  die  Seele  erwärmt  wurde.  Die  alte  graue  Stadt  am  Pregel  darf 
stolz  sein  auf  ihre  junge,  schöne  Dichterin;  und  die  deutsche  Lyrik  hat  von  ihr 
noch  viele  wertvolle  (iabin  7.n  erwarten.  Weim  die  Bücher  ihres  reifen  Alters 
halten,  was  ihrer  Jugend  erste  Sehnsuchtslieder  vorsprochcn  haben,  so  wird 
Agnes  Miegel,  wie  sie  einmal  träumt,  im  Glanz  der  Höhen  zum  Reigen  der 
gro^-cn  Künstler  sohreitin.  An  der  gemeinsamen  Verehrung  ihrer  Kunst 
erkennen  sich  schon  heute  die  Menschen,  denen  die  uralte  Wortkunst  der  Lyrik 
am  Herzen  liegt.  Auch  in  weiteren  Kreisen  gebührt  ihr  wohl  etwas  von  jener 
Anerkennung  und  Aufmunterung,  die  einigen  ihrer  weit  weniger  begabten 
Schwestern  in  Apoll  überreichlich  zu  teil  wurde. 
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WALLY  ZEPLER  •  PROBLEME  DES  FRAUENLEBENS 

Wer  die  letzten  zwanzig  Jahre  socialen  Frauenlcbciis  und  socialen  Denkens 
über  Frauenfragen  mit  durchk-bt  und  empfunden  hat.  der  könnte  wirklich 
manchmal  meinen,  die  Welt  schreite  vorwärts  in  sausend  raschem  Lauf.  Wie 
haben  sich  die  Anschauungen  und  Gefühle  gewandelt  in  diesen  zwanzig 
Jahren  !  (Micriegen  lächelnd  lesen  wir  heute,  was  die  ersten  Frauenbefreier 
schrieben  und  dachten,  und  was  vor  zwei  Decennien  noch  abenteuerlich  und 
fast  unmöglich  schien,  das  ist  heute  schon  lebendig  und  wirklich  geworden, 
so  sehr,  dass  unsere  Sehnsucht  längst  darüber  hinausgewachsen  ist. 

Wie  viel  wundersames  Glück,  welche  Freiheit  des  Geistes,  welch'  liob.en 
Seelentlug  erträumten  jene  ersten  Kämpferinnen  für  eine  Zeit,  da  das  Weib 
gleich  dem  Manne  ihre  Geistesschwingen  würde  regen,  ihre  eigensten  Ge- 
danken würde  denken  köinien.  da  all*  der  glühende  Durst  nach  Wissen  und  Frei- 
heit gelöscht  und  das  Halbtwr  im  Weib  zum  Menschen  umgewandelt  würde. 
Und  nur,  ob  der  Weibmensch  voll  und  gleichwertig  dem  Mannmenschen  an 
die  Seite  treten  könne  —  das  war  die  grosse,  viel  umstrittene  Frage,  Wie  un- 
endlichen Staub  hat  diese  einzige  Fra<2[e  aufi^ew  irbelt.  wie  viel  Professoren- 
weisheit in  Wort  und  Schrift  ward  ausgekrami,  sie  wissenschaftlich  zu  zer- 
gliedern, ihr  Für  und  Wider  logisch  abzuwägen  und  sie  endlich  kategorisch 
zu  bejahen  oder  zu  verneinen.  Und  über  alle  diese  Weisheit  schritt  die  Ent- 
wickelung  gleichgiltig  und  unaufhaltsam  hinweg,  und  langsam  schuf  sie  neue 
Kräfte,  neue  Empfindungen,  neue  Menschheitstypen.  Sie  schritt  hinweg  auch 
über  die  Träume  der  Frauen;  tind  der  Traum  des  Glückes  und  der  Freiheit, 
die  das  Wissen  brint^on  sollten,  auch  er  ist  beinahe  schon  zerronnen,  noch  ehe 
er  ganz  erfüllt  ward,  und  die  alte  und  ewig  neue  Sehnsucht  nach  der  grossen 
Erföllung  sucht  sich  neue  Bahnen.  Es  ist  merkwürdig  und  interessant  genug, 
diesen  Bahnen  in  den  hervorragenden  Frauenbüchern  zu  folgen,  zu  sehen,  wie 
auch  hier  das  ferne  Unbekannte  lockt  und  zieht,  wie  hinter  den  verschlossenen 
Toren  die  Frauen  goldene  Glücksschätze  verborgen  glauben,  und  wie  das 
Glück  ins  Weite  flicht  im  Augenblick,  da  die  Tore  sich  vor  ihnen  öffnen. 

Die  neuesten  Frauenbücher  —  und  das  sind  auch  viele  von  denen,  die  von 
Männern  geschrieben  wurden  —  haben  zu  einem  grossen  Teil  das  emancipato- 
rische  Paäos  längst  wieder  abgestreift;  sie  stehen  nicht  mehr  so  stark  uner 
dem  scharf  betonten  Wahrspruch  Der  Frauen  Schicksal  ist  beklagenswert,  son- 
dern Frauenlos  und  -leid  wird  mehr  und  mehr  das  allgemeine  Metischenleid. 
Bleibt  unser  Sehnen  ungestillt  und  treibt  es  uns  ruhelos  vorwärts  von  dem 
einen  schwer  erkämpften  Lebensziel  zu  neuem  Glauben  und  neuen  Idealen,  so 
ist  es  nicht  mehr  des  Weil)es  lange  gehemmter  Seelen  und  Geistesflug,  tler  in 
der  schmerzlich  entbehrten  Luft  der  Freiheit  zu  immer  hölieren  Fernen  schwingt : 
es  ist  vielmdir  der  ewig  suchende  und  tastende,  niemals  befriedigte  Men- 
sch engeist,  das  Faustische  im  Menschen,  das  nun  auch  im  Weibe  zum  Aus- 
druck kommt,  wie  es  seit  Jahrtausenden  den  Mann  bewegte. 

Aber  die  besonderen  Kämpfe  der  Frauen  sind  für  die  Culturbewegung  nidit 
spurlos  vorübergegangen;  sie  haben  Leben  und  Dichtung  um  ein  ganz  eignes 
Moment  bereichert.  Dieses  eigentümlich  Moderne  in  der  dichterischen  und 
philosophischen  Auffassung  des  Lebens,  die  Nachwirkung  des  Befreiungs- 
kampfes der  Frauen,  die  Befruchtung  der  allgemeinen  Geisteseultur  dtuth 
den  neuen  Gefühls-  und  Gedankehinhalt,  den  das  Weib  so  lange  in  sich  ver- 
schlossen gehalten  und  den  es  nun  in  lebendigem  Strom  hervorquellen  liess: 
dieses  eigentümlich  Moderne  gipfelt  in  einem  viel  innigeren  V'erschinelzen 
der  männlichen  und  weiblichen  Psyche,  in- einem  unendlich  vertieften  Ein- 
fluss  des  weiblichen  Empfindens  und  Denkens  auf  die  Ideenwelt  des  Mannes, 
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in  der  rein  gcfühlsniässigcn  Anerkennung  der  weiblichen  Persönlichkeit  als 
soldier.  Der  moderne  Dichter  sucht  des  I^bensrätsels  L^tinf  oder  sagen  wir  r 

die  Überwindung  des  Lebens  nicht  mehr  auf  dem  bloss  männlichen  Wege,  er 
bleibt  nicht  mehr  wie  Faust  bei  all'  seinem  Irren  mid  Kämpfen  völlig  fern  der 
weiblichen  Gefühlswelt,  er  sucht  vielmehr  einen  neuen  Weg  fruchtbarer  L:bcns- 
holTnuiig  in  einer  irgendwie  gearteten,  nciicn,  sir.nlK-b-see'ischen  Bezie'.uiiig 
zu  der  I-Vau.  l'nd  in  dem  Ringen  nach  einem  soiehen  Wege  begegnen  sich 
heute  Mann  und  Weib.  Darum  verschwimmen  für  uns  so  oft  die  ürenzen 
männlicher  tmd  weiblicher  Dichtung,  darum  kennzeichnet  so  viele  unter  den 
echtesten  modernen  Poetennaturen  ein  bedingungsloses,  fast  unerklärbar  tiefes 
Begreifen  der  Frauennatur,  wie  es  niemals  früher  4p  ähnlicher  Weise  die 
Dichtung  einer  ganzen  Zeitepoche  zeigte  —  ein  Zug,  den  man  fast  als  seelischen 
Hermaphroditismus  bezeichnen  möchte  — .  darum  endlich  umspielt  die  Dichtung^ 
heute  mit  so  besonderer  Vorliebe  alle  ,(He  Probleme,  die  die  Grundlage  oder 
den  Ausdruck  der  tiefsten,  gegenseitigen  Beziehungen  von  Mann  und  Weib 
umspannen:  die  sexuellen,  Lie^s-  und  Elieprobleme. 

l^ntcr  diesem  nicht  künstlerischen,  sondern  culturhistorischem  Gesichtspunct 
gestaltet  sich  aus  dem  bunten  Farbenspiel  zahlloser,  scheinbar  einander  völlig 
fremder  literarischer  Erscheinungen  mühelos  ein  einheitliches  Bild.  Ein  Bifd, 
in  dem  Ibsens  überragender  Geist  für  viele  von  uns  vielleicbt  die  Grund- 
stinunung  gegeben,  nach  ihm  jedoch  in  matteren  oder  glülutuleren  Farben- 
tÖnen  unendlich  verschiedenartige  Persönlichkeiten  ihre  Linien  eingetragen 
haben.  Viele  unter  ihnen  unbewusst  des  Ideales,  das  sie  suchten,  aber  dennoch 
alle  unter  der  Macht  der  Zeitideen  ringend  nach  einem  Ausdruck  für  dieses 
neue  Ineinanderschmelzen  von  männUchcr  und  weiblicher  Wesenheit,  nach 
einem  Ausdruck  für  die  neue  Lebenshoffnung,  die  dem  modernen  Menschen 
aus  einem  bisher  nie  gdcannten  Miteinandergehen  der  beiden  Gesdilechter 
aufblüht. 

So  greifen  wir  denn  willkürlich  und  ganz  unsystematisch  ein  paar  moderne 
Dichtungen  heraus,  an  denen  der  eigentliche  Lauf  dieser  ganzen  Entwickelung 
besonders  offenbar  vor  Augen  liegt. 

Wie  hat  einst  in  der  bürgerlichen  Welt  jenes  erste  echte  deutsche  Frauen- 
buch, Gabriele  Reuters  Aus  guter  Famüie  gewirkt!  Fast  erlösend  auf  die 
Seelen  dieser  armen  höheren  Töchter,  die  ihres  traurigen,  verhöhnten  Daseins 
Qualen  nun  endlich  einmal  in  die  Welt  binausgcschrieen  hörten,  so  schrill  und 
furchtbar,  dass  über  diesem  Schmerzenslaut  selbst  das  spöttische  Mitleid 
der  Welt  verstummte.  Für  Tausende  von  Frauen  bedeutete  das  Buch  geradezu 
ein  inneres  Erlebnis,  und  jetzt  —  wie  weit  liegt  seine  Wahrheit  hinter  uns! 
Der  Ernst  und  die  Kraft  dieses  Werkes  wird  es  vielleicht  dauernd  vor  der 
Vergessenheit  bewahren;  schon  der  heutigen  Generation  indes  ist  es  nichts 
weiter,  als  ein  meisterfiaftes  literarisch-culturhistorisches  Denkmal.  Gewiss 
ist  das  Geschlecht  dieser  Töchter  aus  guter  Familie  auch  heute  noch  nicht 
völlig  ausgestorben;  aber  innerhalb  eines  einzigen  Vierteljahrhunderts  hat  sich 
dodi  eine  so  tiefe  lociale  Wandlung  vollzogen,  dass  selbst  in  der  bürgerlichen 
Welt  iii:r  die  Schwächsten  unter  den  Schwachen  sich  nicht  durch  irgend  eine 
Art  erfüllender  Tätigkeit  ein  menschenwürdiges  Dasein  erkämpfen,  wenn  ihnen 
das  Leben  jede  andere  Erfüllung,  auch  die  der  Mutterschaft  in  einer  bürger- 
lichen Durchschnittsehe,  versagte. 

Es  war  indessscn  nur  ein  winzig  kleiner  Abschnitt  aus  dem  Frauenlcben 
des  XIX.  Jahrhunderts,  den  Gabriele  Reuter  kühn  gezeichnet  und  so  dem 
staunenden  Mitleid  zukünftiger  Geschlechter  bewahrt  hatte.  Dem  Elend  der 
höheren  Töchter  konnte  der  Frauenemancipationskampf  Abhilfe  schaffen:  doch 
der  Kern  des  Frauenleidens  war  damit  nicht  getrofTen.  Der  eigentliche  Be- 
freiungskampf begann,  die  Auflehnung  des  Weibes  gegen  das  nur  Weib  Sem. 
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»Das,  was  sie  in  jener  Xacht  cmpfuiKlcn,  was  ihr  den  Jugendmut  genommen, 
hatte  sich  ihr  ins  Bcwusstscin  wie  eingegraben,  dass  sie  zu  der  Hälfte  der 
Menschhdt  gehört,  die  von  allem  Geistigen  auf  Erden  ausgesdilossen  ist,  sa 
der  verdammten,  stehcnjj^olilit^l^cnen.  unentwickelten  Hälfte  der  Mcnschh'eit. 
die  nur  Körper  ist  —  die  nur  Körper  sein  soli,  für  die  Geist  etwas  Krankliaftes, 
Widematürlidies,  Unanständiges  ist,  zu  der  Hälfte  der  Menschheit,  die  sie  die 
zarte  nennen  —  und  die  im  Grunde  die  robuste,  die  ungegliederte  ist,  die  allem, 
was  Geist  utul  Erkenntnis  ist.  fremd,  feindlich,  dumm  gegenübersteht . . .  Hell- 
sehend überschaut  Isolde  das  rechtlose,  zum  Halbticr  herabgedrückte,  geist- 
beraubte,  schmerzbeladene  Weibtum  dieser  Welt«  So  dnsdtig  und  hasserf&llt 
das  klingen  mag:  was  hier  Helene  Piöhlau  in  ihrem  Halbticr  schilderte,  ist  ge- 
wiss Icein  blosses  Gebilde  überreizter  Dichterphantasie.  Vielleicht  hat  nur 
niemals  früher  ein  Wdb  mit  gleicher  Leidenschaft  zu  sagen  gewagt,  was 
doch  Millionen  mit  gleichem  Hasse  fühlten;  denn  Helene  Böhlaus  Dichtung 
spricht  nur  das  aus,  was  Geltung  hatte,  solange  Mann  und  Weib  auf  Erden  sich 
suchten  und  sich  flohen,  solange  des  Mannes  Sinne  das  W'eib  begehrten,  dem 
seine  Seele  sich  fremd  verschloss  —  und  was  auch  heute  noch  gilt,  nicht  als 
Ausnahme,  sondern  überall  in  der  Welt  des  SpiGssbüri;erl\iins.  der  bürgerlichen 
Ehrbarkeit  und  Moral,  in  jener  Welt,  die,  zum  Sterben  verurteilt,  doch  immer 
noch  kräftig  genug  besteht  und  lebt.  Ntlf  ubersieht  die  Dichterin  noch  all- 
zusehr die  Keime  des  frischen  Werdens,  das  aus  dem  alten  Erdreich  empor- 
treibt, die  neuen  Menschen,  die  mit  neuem  Eühlen  und  Denken  ins  Leben 
gehen,  weil  sie  schon  in  den  Frühlingstagen  geistiger  Entwickelung  Frauen 
einer  neuen  Generation  b^gnet  sind.  Der  ganae,  wdtgreifende  geistige  Be- 
frciini>^->kruiipf  der  Frauen  war  und  ist  doch  eben  etwas  mehr,  als  eine  nur 
vorüberrauschende  sociale  Zeiterschcintmg;  er  hat  bestimmte  Werte  von  uu- 
verlöschlicher,  jedenfalls  aber  lange  und  ferhin  wirkender  Culturkraft  ent- 
wickelt, die  sich  zunächst  in  einer  durchaus  veränderten  Wertung  des  Weibes 
Ausdruck  schaffen  müssen.  Die  Schätzung  der  geistigen  Persönlichkeit  im 
Weibe,  in  welchem  Verhältnis  sie  auch  initiier  zu  der  des  Mannes  stehe,  ist 
denn  auch  heute  schon  tief  ins  Bewusstsein  der  Zdt  gedrungen.    Für  die 

eigentlichen  Träger  der  cnlturellen  Bewegung,  die  an  Zahl  natürlich  stets  nur 
eine  kleine  Minderheit  bilden,  ist  diese  Schätzung  bereits  aus  der  Sphäre  ver- 
standesmässiger  Reflexion  in  die  der  unbewussten  Empfindung  hinabgestiegen. 
In  all  dem  liegen  Zuloinfts-  und  Entwickelungsmöglichkeiien  in  reichster 
Fülle.  Gewiss  wird  es  noch  sehr,  sehr  langer  Zeit  bedürfen,  um  aus  solchen 
Möglichkeiten  für  die  Masse  der  Menschen  das  Neue  emporwachsen  zu  lassen, 
die  Wertung  des  Weibes  als  Halbtier  völlig  zu  uberwinden;  aber  für  den  rein 
historischen  Betrachter,  der  hinter  dem  Wogen  und  Kämpfen  von  heute  das 
Licht  des  Kommenden  dämmern  sieht,  ist  deshalb  auch  das,  was  Helene  Bühlau 
in  ihrer  Diditung  treffen  will,  nur  vergangenes  und  überwundenes  Fraoenldd. 

Mit  sehr  viel  schwächerer  poetischer  Gal>e,  aber  mit  weitblickendem  und 
starkem  Geiste  sucht  Hcdwt','  Dnhm  das  Problem  des  bürgerlichen  I-'rauen- 
lebens  in  einem  Cyklus  von  Raniunen  zu  gestalten,  der  drei  einander  folgende 
Frauengenerationen  in  ihrem  Denken  und  Fuhlen  schildert.  Die  Titel  der  selben 
sind:  Schicksale  einer  Seele,  Sibilla  Dalmar  und  Christa  Ruland.  T's  sind  Romane, 
die  vielleicht  nicht  bekannt  genug  geworden  sind  unter  den  Frauen,  nicht  Dich- 
tungen von  ursprünglich  quellender  Kraft,  deren  Leben  aus  innersten  Tiefen 
hervorbricht,  aber  scharf  und  klar  gezeichnete  Bilder  der  Wirklichfcdt.  — 
Innerhalb  dieser  drei  Gcneratitmen  hat  sich  eine  gewaltige  Wandlung  voll- 
zogen. Die  willenlose  Dienerin  des  Hauses,  die  Märtyrerin  des  Weibtums  ist 
zur  Denkerin  geworden  und  endlich  zur  Kämpferin  des  Lebens,  die  ihr  Ge- 
schick sclbstbildcnd  gestaltet.  Auch  hier  hat  die  Emancipation'^idec  Gestalt 
gewonnen;  das  Weib  will  sich  lösen,  sich  Kaum  schaffen  gegen  den  über- 
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mächtigen,  niederzwingenden  Bann  des  Mannes,  der  sie  hemmt,  das  Indivi- 
duelle  in  ihr,  das  Persönlich-Weibliche  zu  befreien,  es  unter  seiner  geistigen 

Übermacht  erdrückt  und  tötet.  Nur  wächst  der  F.mancipationsgedanke  hier 
weit  hinaus  über  jenen  ersten,  erbitterten  Mannfeindschaftsgedanken;  hier 
steht  nicht  mehr  hassend  das  Geschlecht  dem  Geschlecht  gegenüber,  sondern 
nachdem  die  Frau  einmal  die  Sclavenketten  von  sich  geworfen,  durcheilt  sie 
in  raschem  und  lieftigem  Vorwärtsdrängen  alle  Stadien  geistiger  Entwickelung, 
löst  sich  in  Leben  und  Empfinden  von  aller  altererbten  Tradition  und  sucht 
endlich,  gleidi  dem  Manne,  auf  eigenen  Pfaden  Glück  und  DaseinsinhalU, 
So  leicht  aber  bietet  das  Leben  ihrer  treibenden  Sehnsucht  nicht  Erfüllung.  Die 
stürmische  Entfaltung  hat  alles  ins  Wanken  gcrisssen,  nicht  nur  Gedanken, 
sondern  auch  Empfindungen  und  Leidenschaften.  Was  früher  als  unverrück- 
bar festes  Ideal  in  der  Seele  des  Weibes  lebte,  auch  das  scheint  nun  in  all'  dem 
schwankenden,  nebelhaften  Suchen  wie  ein  unfassbarcr  Wahn  zu  zerrinnen, 
in  nichts  zu  zertliessen.  Auch  auf  die  Liebe  greift  zerstörend  der  tiefe  Skep- 
ticismus  des  Gefühls  hinüber,  der  alles  umzustürzen  droht,  sobald  Geist 
und  Empfindung  überhaupt  erst  ernsthaft  an  den  jahrtausendalten,  fest- 
gefügten Grundmauern  ihres  Seins  luid  Lebens  zu  rütteln  begannen.  Und  nun 
brechen  von  allen  Seiten,  aus  allen  Tiefen  die  Zweifel  und  Fragen  hervor; 
alles  wird  aufgewühlt  und  emporgetragen,  was  ehedem  in  den  verborgensten 
Winkeln  der  Seele  verschlossen  lag,  und  das  Resultat  alles  Denkens  uml  Irrens 
und  Strebens  ist  schliesslich  tiefe  Unbefricdigung  und  ein  Skepticismus,  der 
xur  sdiwersten  Lebensmüdigkeit  entartet.  »Der  Ekel  liegt  in  der  Zeitatmo» 
Sphäre,  vorzugsweise  in  der  Frauenatmosphäre.  Wir  sind  der  ewigen  Liebe- 
iden müde,  auch  der  Heuchelei,  als  ob  Kindererziehimg  und  Gattinnenptiicht 
unser  Dasein  ausfällen.  Wir  verschmachten  nadi  vollem,  ernstem  Dasein; 
nach  allen  Richtungen  hin  wollen  wir  answachsen,  ins  Grost^  Weite.«  »Lfebe 

—  ja  —  was  ist  (las?  Nicht  in  den  meisten  Fällen  nur  ein  Begehren  des 
Blutes,  ein  Drängen  von  Nervenkräften,  die  sich  betätigen  wollen?«  »Das 
Gdieimnis  der  Li^l  Ein  psychologisches  oder  physiologisches?  Es  wird  wohl 
ein  psychophysiologisches  sein,  das  zu  enträtseln  unsere  Zeit  niclit  reif  ist.< 
Damit  taucht  Hedwig  Dohm  schon  hinein  in  die  lockenden  Tiefen  jener  ero> 
tischen  Probleme,  ^e  in  der  grossen,  modernen  Frauenfrage  in  gewisser  Be- 
ziehung wahrscheinlich  den  ruhenden  Pol  in  der  Erscheinungen  Flucht  dar^ 
stellen  werden,  den  bleibenden  Kern  in  dem  Vergänglichen.  Denn  in  Bezug 
auf  alle  anderen,  wenn  auch  vielfach  noch  heissumstrittenen  Fragen  ist  die 
Bahn  der  geschichtlichen  Entwickelung  schon  jetzt  det^tlich  erkennbar,  die 
erotischen  Probleme  dagegen  scheinen  nun  erst  im  Beginn  langer  und  lang- 
samer Wandlungen,  die  zu  einem  fernen,  für  uns  noch  im  Nebel  der  Zuktmft 
verschwimmenden  Ziele  streben.    Hedwig  Dohms  Lösung  dieser  Probleme 

—  wenn  man  ihrer  tiefen  Skepsis  gegenüber  überhaupt  von  einer  Lösung 
sprechen  kann  —  liegt  vielleicht  am  ehesten  in  Christa  Rulands.  einer  ihrer 
Plcldinnen,  Worten:  »Die  Zweiheit  in  der  Ehe  wird  die  Parole  der  Zukunft 
sein.  Ober  der  Pforte  der  neusn  Ehe,  die  die  Heissporne  der  Frauenbewe- 
gimg  so  begeistert  verkünden,  werden  die  Worte  stehen:  Ich  hin  ich,  und 
du  bist  du,  eins  sind  wir  in  der  Liebe. Das  klingt  Aark  an  ein  Bucii  am, 
eines  der  merkwürdigsten  in  der  ganzen  nmieren  Literatur:  Die  Eigenen  von 
Ruedebusch.  \'ielleicht  hat  auch  der  selbe  Geist  zu  beider  Ideengang  Pate 
gestanden:  Max  Stirners  Einziger.  Was  uns  aber  zunächst  hier  merkwürdig 
und  interessant  erscheint,  das  ist  der  scharfe  Gegensatz,  in  dem  dieses  Ideal 
der  Zweiheit  in  der  Ehe  oder,  wie  es  hier  gemeint  ist,  in  der  Liebe  zu  jenem 
anderen  Ziikunftstravim  der  höchsten  T  ioln-Aform  zu  stehen  scheint,  dem  zu- 
erst Ibsens  Dichtergenius  Farbe  imd  Leben  geliehen  imd  den  nach  ihm  und 
mit  ihm  so  viele  unter  den  Lebenden  geträumt 
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tich  beschäftige  mich  fortwährend  mit  der  Frage  —  ob  wir  beide  uns  nicht 
während  der  ganzen  Zeit  selbst  getäuscht  haben  —  wenn  wir  unser  Verhältnis 

Freundschaft  nannten.  —  Meinst  Du,  dass  wir  es  cl)cn  so  gut  ein  Liebes- 
verhältnis hätten  nennen  können.  Ja,  das  meine  ich.  Schon  zu  Beatens  Leb- 
zeiten warst  Du  es,  der  alle  meine  Gedanken  gehörten.  Du  warst  es,  nach 
der  ich  mich  sehnte  .  In  Deiner  Nähe  empfand  ich  jene  ruhig  freudige,  wunsch- 
losc  Glückseligkeit  .  .  .  Und  dieses  innere  Leben  für  einander  und  mit  ein- 
ander haben  wir  für  Freundschaft  gehalten.  Nein  —  unser  Verhältnis  ist 
eine  geistige  Ehe  gewesen  —  vielleicht  schon  vom  ersten  Tage  an.«  Hier  also 
ist  jenes  tiefe  Cilaubcnsideal  der  Liebe,  das  in  Tb^^cns  Geist  gelodert  und  ge- 
brannt hat,  seit  er  als  ein  junger  Stürmer  mit  blutig  gcisselnden  WorttMi  die 
Komödie  der  Liebe  geschrieben,  die  Komödie  jener  bürgerlich-ehrbaren  Liebe, 
ül)ir  die  die  Welt  hinausgewachsen  war.  Dieses  neue,  ernste,  hofTnungsstarke 
Liebesideal  —  es  war  die  I-ösung  für  den  tausendstimmigen  Sehnsuchts- 
schrei einer  neuen  Jugend,  die  Befreiung  suchte  von  verzehrendem  Unbefric- 
digtsetn,  für  das  die  alte  Tradition  zerbrochen  und  entwertet  war,  das  neue 
Götter  brauchte.  Darum  entzündeten  Ibsens  Worte  gerade  in  den  reichsten 
Frauenherzen  ein  Feuer,  das  das  Leben  frisch  zu  durchglühen  schien,  darum 
war  er  wie  ein  Prophet  für  alle  die  Suchenden  und  Daseinsenttäuschten,  die 
die  Wirklichkeit  de-  Lehens  leer  und  kalt  Hess,  die  immerfort  kämpften  und 
rangen  nach  einem  Ausdruck  ihres  Fühlens. 

Das  also  war  die  Liebe  einer  neuen  Zukunft:  ein  Ineinanderiebcn  von  Mann 
und  Weib,  ein  geistiges  und  seelisches  Einswerden,  ein  Füreinandersein,  so 
ausschliesscnd  und  innig,  dass  darüber  die  ganze  übrige  Welt  in  nichts  versank, 
dass  das  Leben  nur  ein  Suchen  war  nach  jenem  andern,  der  —  wie  Rubek 
sagt  —  den  Schlüssel  zu  dem  Schrein  besitzt,  darin  die  Bildnerträume  des 
eigenen  Herzens  begraben  liegen.  Nur  diese  ticfinner^u  X'ereinigung  war 
Liebe,  Liebe,  die  Freundschaft  und  heisse  .^inncnleidenschaft  zugleich  um- 
schloss,  die  Frieden  und  Lebcnserfüllung  verhiess.  Es  liegt  sehr  nahe:  ein 
solches  Ziel  musste  der  Traum  der  Verheissung  für  die  besten  unter  den 
neuen  Frauen  werden,  deren  Geist  sich  aus  langem  Schluninier  nun  zu  wachem 
Leben  regte,  die  die  frisch  gelösten  Seelcnkrafte  hinaufzuentwickeln  strebten 
und  die  dennoch  die  Leidenschaft  in  sich  pochen  fühlten,  als  eine  Mahnerin 
zum  Glück  des  Lebens.  War  die  Liebe  wirklich  jenes  höchste  Aufeinander- 
trefTen  von  Sinnen-  und  Seeleutrieben,  wie  es  Tb«eiis  Männer  und  I'rauen 
zu  einander  führt  und  in  einem  unzerreissbar  ewigen  Gefühl  unlösbar  fest  zu- 
sammenkettet: dann  war  die  neue  Erotik  gefunden  für  die  neuen  Mensdien, 
mifl  für  den  einzelnen  galt  es  nur,  dem  zu  begegnen,  der  jenen  Schlüssel  in 
den  Händen  hielt  1  Aber  war  die  neue  Liebe  dieses  Göttlich-Grosse,  das 
Ibsens  Geist  aus  den  Sehnsuchtsklängen  unseres  an  Entwickelungen  und 
Wandlungen  so  reichen  Zeit  erschaffen  hatte?  Hier  eben,  so  scheint  mir, 
scheiden  sich  zwei  W'ec^'c,  die  —  vielleicht  —  weit  tmd  innner  weiter  aus- 
einanderführen, vielleicht  nur  streckenweise  von  emander  weichen,  um  sich 
von  neuem  zu  vereinen.  Auf  dem  Wege,  den  Ibsen  der  Menschheit  gewiesen, 
sind  nach  ihm  viele  gegangen,  in  deren  Innern  die  gleiche,  starke  Empfindung 
der  Einheit  von  Seelen-  und  Sinnesschwingungen  lebte.  Ihm  zuzuneigen, 
treibt  gerade  die  sartestfühlenden  unter  den  Frauen  noch  etwas  anderes:  die 
Verantwortung  der  Mutterschaft.  Diese  S«te  hat  Ibsen  nur  e])en  gestreift. 
Für  die  aber,  die.  wie  zum  Bei  spie!  F.llen  Key.  das  Leben  des  Weibes  im 
tiefsten  Kern  auf  das  Kind  stellen  möchten,  für  sie  liegt  in  dem  .\usdruck  der 
sinnlichen  Leidenschaft  zugleich  die  innerste  Wesenheit,  und  nur,  wo  der 
Licbesinsf inet  in  reinstem  Einklang  mit  flcr  gesamten  Persönlichkeit  steht,  nur 
da  kann  für  sie  die  Hingabc  zweier  Menschen  naturgewollt  sein;  denn  nur 
da  kann  sie  der  Aufwärtsentwickelung  der  Menschheit  dienen. 
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Und  ist  CS  nirln  das  gleiche  Empfinden,  wenn  in  jenem  wunfl.'rliclicn  Fr.iucn- 
buche,  der  viel  gelesenen  Renate  Fuclis,  die  Heldin  nach  einem  schmerzvolieu 
Dasein  voll  Irrens  und  Suchens,  endlich  auf  ferner  Erde  dem  Manne  be- 
gega^t  dem  sie  sich  hingeben  kann  in  trunkener  Leidenschaft,  während  ihre 
müde  gerungene  Seele  zugleich  in  seinem  Geiste  Frieden  und  Erlösung  findet? 
Und  wenn  diesem  tiefen  Liebesbunde,  dem  das  Leben  nur  eine  einzige  Nacht 
gegönnt  hat,  der  Sohn  entsprosst,  dem  fortan  Renates  ganzes  Sein  gewdht 
sein  darf?  In  rliescm  r>nch  ist  beinahe  ein  "Zttg  des  vollkommenen  Fatalismus,  i 
der  zwei  bestimmte  Mensdicn  auf  dem  gan/AU  Erdenrund  nur  für  einander 
geschaffen  wähnt.  In  ihrem  Leben  und  Ringen  nur  ein  unbewusstes  Sudien 
nach  je:ur  anderen  tief  verwandten  Menschenseele  sieht  —  der  letzten  Form 
des  Cilauliitis,  <lass  in  der  Liebe  zwei  Xatnrcn  völlig  'neinandersohinelzen  zu 
einer  einzigen,  nun  erst  in  sich  vollendeten  Persönlichkeit.  Renate  Fuchs  weist 
überhaupt  bei  allen  dichterischen  Schwächen  viele  {Züge  auf,  die  interessant 
sind  für  die  Sce'enanrJyse  der  modernen  Frau.  Auch  hier  löst  ein  junges 
Weib  sich  los  von  aller  Convention  und  allen  vorgedachten  Lebensgesetzen 
und  geht  seine  eigenen  Wege ;  aber  träumend  tmd  versonnen,  vorwärts  gedrängt 
von  dunklem  FreiheitSSdinen.  das  es  selber  nur  triebhaft  fühlt,  und  träumend 
und  versonnen,  ohne  Erkenntnis  der  Wirklichkeit,  schreitet  es  clureh  Ent- 
täuschung und  Biliernis,  durch  Schmutz  und  Schande  mit  uuentwcihter  Seele. 
Gar  zu  formlos  und  lose  geknüpft  wirren  sich  die  Fäden  in  diesem  Seelenbilde 
durcheinander;  echt  aber  ist  der  zarte,  phantastische  Grundton,  auf  den  diese 
feine  Frauengestalt  gestimmt  ist.  Echt  ist  die  tiefinnerliche  Reinheit,  die 
hinter  und  über  allem  sinnlichen  Erleben  für  manche  Frauen  die  Keuschheit 
des  Herzens,  ja,  auch  die  Keuschheit  der  Sinne  wahrt. 

L'nd  hier  nun  schneiden  sich  recht  eigentlich  jene  beiden  Wege,  von  denen 
wir  sprachen,  und  fragend  stehen  wir  vor  dem  Scheideweg,  ohne  zu  wissen,  wohin 
die  Zukunft  führt.  Renate  Fuchs  —  so  wirklich  oder  unwirklich  sie  sein 
mag  — •  bat  suchend  geirrt,  bevor  sie  die  Erfüllung  fand;  denn  »solche  Er- 
füllungen begegnen  luis  nicht  auf  den  Strassen«,  ist  also  nicht  gerade  das 
Ringen  tmd  Kämpfen  notwendig  für  den,  der  das  Ziel  gewinnen  will?  Und 
heisst  suchen  nicht  immer  auch  irren?  Gibt  es  nicht  ebenso  ein  Irren  für 
die  Sinnenleidenschaften  ? 

Der  Emancipation  des  Geistes  folgte  für  die  l'raaen  die  Emancipation  der 
Sinne.  Xiclu  rein  aus  literatischer  Mode,  aus  EfFectsucht  und  nnw. ihrer 
Anempfindung  strömen  die  glutatmenden,  sinnlicher  Extase  übervollen  Lieder 
moderner  Dichterinnen,  nicht  ganz  ohne  lieferen,  inneren  Grund  singen  und 
sagen  plötzlich  die  Frauen  von  dem  Sturm  der  fieberheissen  Nächte  und  dem 
lodernden  l'\'uer  trunkener  Leidenschaften.  Der  ^^  eg  zur  Freilseit  ist  immer 
revolutionärer,  als  die  ersten  Pfadfinder  glauben  mögen.  In  herber  Keusch- 
heit, abgewandt  der  .Sinnen freude.  ja  fast  in  Verachtung  aller  Erotik  v.-ollte  das 
Weib  zunächst  nur  die  Fesseln  des  Geistes  brechen;  aber  da  es  dahin  kam,  über- 
haupt erst  einmal  dem  leisen  T(')nen  der  eigenen  Wünsche  nachzulauschen, 
unter  dem  toten  Wust  der  Conveniionen  sich  endlich  selbst  zu  suchen,  die 
naturfremde  Scham  langsam  von  sich  zu  werfen,  die  unter  einer  fast  unab- 
wälzbaren  Last  jedes  kräftige  Gefühl  erstickte,  da  schien  es  plötzlich,  als  ob 
kein  Zwang  des  Geistes  und  der  Seele  je  so  furchtbar  imd  drückend  gewesen, 
wie  der  tötende  Bannstrahl,  durch  den  die  Sitte  jede  freie  Äusserung  der 
Sinnenleiii  iv  cbaften  niederhielt.  Und  da  zerbrach  die  Fessel  ungewollt. /Hem- 
mungslos, stürnx'nd.  in  fieberhaft  gesteigertem  Gefühl  verkündeten  die  I-Vauen 
laut  der  Welt  die  tief  verborgene  Qual  der  misshandcltcn  Sinne,  die  Marter 
imgestillter  Triebe.  Die  zarte  Seelenromantik  in  dem  Freiheitskampf  des 
Weibes  zer-tob  zuletzt  \or  cliesen)  verzweifelt  realen  Xritschrei  der  Sinn'.'. 
.  Und  deshalb  stehen  wohl  viele  zweifelnd  vor  der  Scheide  jener  beiden  Wege 
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und  fragen  mit  Hedwig  Dohms  höchst  unromantisch  kühlem  Skeptictsmus : 

>Liebe  —  ja  —  was  ist  das?    Nicht  in  den  meisten  Fällen  nur  ein  Begehren 
des  Blutes,  ein  Drängen  von  Nervenkräften,  die  sich  betätigen  wollen?«  So 
ist  vielleicht  der  eine  Weg  der  der  Romantik,  der  andere  der  Lebenswirklich- 
keit?   Oder  der  eine  nur  der  Durchgang,  während  der  andere  dem  Ziel  ent- 
gegenführt?   Wäre  auch  im  Leben,  wie  in  Renates  Traumdasein,  die  Wahr- 
heit erst  des  Irrens  Preis?    Wie  dem  auch  sei  —  dies  eine  ist  die  grosse 
Culturerrungenschaft  der  heissen  Kämpfe  der  Frauen:  sie  haben  ihre  eigene 
\Vahrheit  gesucht  und  ihr  c  i    c  n  e  s  Glück,  und  unbekümmert  um  alle  Ge- 
fatiren  sind  sie  dabei  alle  Pfade  gewandelt,  zu  denen  die  Freiheit  sie  lockend 
rief.    Und  da  sie  gelernt  haben,  mit  eigenen  Augen  zu  schauen,  mit  eigenem 
Gefühl  zu  fühlen  und  mit  eigenen  Lauten  zu  re^n:  so  musste  für  sie  die 
Welt  sich  weiten,  so  nuissten  sie  auf  vielen  Wegen  zu  gelten  versuchen,  wie  der 
Mann  seit  dem  Beginn  aller  Cultur  auf  vielen  gegangen  war.    Denn  nun  —  in 
allem  Tasten  imd  Suchen,  nun,  da  die  Schleier  von  seiner  Seele  fielen,  zeigte 
sicb's  plötzlich,  dass  das  Weib  so  wcni<^  eine  Wesenseinheit  war,  wie  je  der 
Mann,  und  dass  es  der  Flachheiten  allerflachste  sei,  die  Millionen  Gefühls-, 
Geistes-  und  Wesensdifferenzen,  die  in  Millionen  weiblichen  Geschöpfen 
leben,  imter  die  Starrheit  eines  einzigen  Begriffs  zu  beugen.    Es  zeigte  sich» 
dass  es  nicht  gilt,  die  Frau  am  Masse  des  Mannes  zu  messen,  son<lcrn  dass  es 
ein  eigenes  Wertmass  für  sie  gab,  das  Mass  ihrer  Wesenheit.    Und  da  sie 
aufhörte,  sich  unter  des  Mannes  Gesetz  zu  beugen,  zwang  sie  diesen,  auch  für 
sich  nndcrL'  ntsetze  aufzusuchen  und  andere  Ziisatumcnhänge  mit  dem  \\'eibe. 
Darum  überall  in  der  modernen  Dichtung  der  Sturm  neuer  Gefühle,  neuer  Be- 
ziehungen, das  Uberbordwerfen  des  Alten  und  die  hoffnungsfrohe  Fahrt  hinaus 
auf  weite,  ungekannte  Meere.    Darum  das  geistige  Einandersuchen,  das  feine 
Sichvcrstchenwollen,  die  schwankenden  Grenzgefühlc  zwischen  Seelenfreund- 
schaft und  Sinnenliebe,  die  ungezählten  Übergänge,  das  Verschwimmen  aller 
Gegensätze  zwischen  Mannes-  und  Frauendichtung,  die  Doppelgeschlechtlich* 
kcit  in  den  leinstdiffcrcuzicrtcn  Geistern.     Gemeinsam  jetzt  suchen  Männer 
und  F^rauen  einen  Boden,  auf  dem  wieder  Lebensklurheit  und  Lebensfrieudig- 
kelt  erwachsen  kann,  tmd  nur  dann  —  das  fühlen  alle  —  kann  Mann  nodi 
Weib  empor  auf  der  Bahn  dcrCultur,  wenn  die  Menschen  reif  zur  Liebe  werden. 

Das  Buch  des  englischen  Dichters  Carpcnter.  das  diesen  Titel  führt,  ist  von 
unendlich  vielen  gelesen  und  bewundert  worden;  auf  zahllose  Männer  und 
Frauen  hat  es  gewirkt  wie  eine  Offenbarung.  Und  dennoch  sagt  es  nichts  über 
die  Liebesbezichungen  der  Menschen,  als  was  von  freieren  Geistern  beinahe 
schon  als  das  ganz  Selbstverständliche  empfunden  wird.  Was  Carpenter  be- 
kämpft: der  Zwang  der  Ehe,  was  er  erstrebt:  die  Freiheit  in  der  Liebe,  die 
Möglichkeit,  einen  Bund  zu  lösen  und  zu  knüpfen,  ohne  dass  Gesetz  und  gesell- 
schaftliche Feme  sich  hemmend  in  so  intim  Pcrsönlichee  einmischt,  das  alles 
ist  längst  vor  ihm  in  mindestens  gleicher  Schärfe  und  Klarheit  hundertfach 
gesagt;  was  er  zerstören  will,  das  ist  die  Grundmauer  jenes  Gesellschafts* 
baues,  von  dem  vor  unseren  Augen  längst  schon  Stein  für  Stein  zerbröckelt. 
Was  also  erklärt  die  tiefe  Wirkung  seiner  Worte,  den  begeisterten  Glauben 
und  die  leidenschaftliche  Teilnahme,  die  sie  gefunden  haben?  Vielleidit  eben, 
dass  Carpenters  heiss  empfundene  Klage  wider  die  Unnatur  und  Roheit  unserer 
Liebc^moral  auf  einen  schon  iiberreifeti  Boden  fiel,  dass  hier  nicht  ein  Kopf 
von  eigener  rcvoluiionärer  Kraft  Gedanken  tiefer,  kühner  Neuheit  denkt,  viel- 
mdir  nur  ein  klarer  Geist  mit  Emst  und  Feinheit  sagt,  was  jeder  Denkende 
erkennt,  weil  das  Leben  es  heute  jeden  gelehrt  hat. 

Deshab  gerade  ist  die  Wirkung  solcher  Bücher  oft  bedeutsam  für  die  Höhe 
der  Culturentwickelung;  sie  ist  ein  sicheres  Mass  für  die  Ausbreitung  herr- 
schender Stimmungen  und  Tendenzen.  Ebenso  ist  es  recht  interessant,  wie  die 
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denkende  Beobachtung,  die  einfach  und  klar  aus  dem  Carpenterschen  Werke 
spricht,  sich  in  ihren  Resultaten  völlig  deckt  mit  jener  intuitiven,  dichterischen 

Anschauuiig^  des  Lebens,  die  die  Umwertung  dessen,  was  da  ist  und  wird,  in 
die  Enipfinduni^ssphäre  wiedcrspieg^clt.  diese  viclnfestaltipfcn  Probleme, 

die  in  den  Kuplen  der  Menschen  schwirren  und  in  den  Seelen  unruhig  leiden- 
schaftliche Wünsche  lösen,  können  eben  niemals  —  wie  so  mancher  missver- 
ständlich  meint  —  nur  vcrgäni^Iiche  Strömungen  hyerncrvöscr  Reizbarkeit 
oder  zügellos  schweifender  Dichtcrphantasic  sein;  sie  ruhen  vielmehr  schliess- 
lich alle  auf  sehr  realer  Basis,  auf  ganz  bestimmten  sociologischen  Notwe^g- 
keiten  —  das  auszusprechen,  ist  heute  ja  beinahe  ein  Gemeinplatz,  da  die  i  \te- 
rialistisch-geschichtliche  Betrachtungsweise  bis  zu  bestimmtem  Grade  •  ^n 
zn  tineni  (iriuKitactor  unseres  gesamten  Denkens  geworden  ist. 

»Liebe  ist  zweifellos  der  letzte  und  schwierigste  Gegenstand,  den  die 
heit  zu  lernen  hat;  sie  ist  in  gewissem  Sinne  das  Fundament  aller  ai 
Vielleicht  ist  für  die  modernen  Nationen  die  Zeit  gekonmien,  wo  sie  autho»en, 
Kinder  zu  sein,  und  einen  Versuch  machen,  sie  zu  erlernen.c  Wie  stdit  nun 
Carpenters  Liebesauffassung  zu  jenen  zwei  Grundströmiuigen  der  Liebes- 
empfindung, von  denen  wir  sprachen?  Es  lebt  in  ihm  ein  glühender  Glaube 
an  eine  unendlich  tiefe,  innige  und  zarte  Lebensverbindung  von  Mann  und 
Weib,  wie  sie  in  einem  Zukunftsdasein  vollkommenster  Freiheit  sich  aus  dem 
trülien  Sumpf  unserer  heutigen  Kbe  als  ihr  reines  Idealbild  emporheben  müsste. 
Aber  die  Ehe,  die  er  erträumt,  trägt  allerdings  ein  stolzeres  und  kühneres  Ant- 
litz, als  heute  selbst  in  ihrer  edelsten  Gestalt.  Die  Menschen  dieser  Ehe  haben 
sich  aus  der  dumpfen  und  verödenden  Enge  des  abgeschlossenen  Familienheims 
hinausgewandt  zu  den  tiefen,  weiten  Horizonten  des  freien  Lebens. 

»Eine  Ehe,  so  frei,  so  spontan,  so  in  sich  selbst  begründet,  dass  sie  den  Gatten 
weite  W^[e  von  einander  weg  gestatten  würde,  sei  es  in  gemeinsamen  oder 
auch  in  ganz  getrennten  Aufgaben  und  Interessen,  und  sie  dennoch  all'  die 
Zeit  im  Band  absolutester  Sympathie  zusammenhalten  würde,  eine  solche  Ehe 
wurde  gerade  durch  ihre  Freiheit  nur  umso  heisser  anziehend  und  gerade 
durch  ihren  Spielraum  und  ihre  Weite  nur  um  so  reicher  und  lebenskräftiger, 
ja.  in  gewissem  Sinne,  unzerstörbar  sein.-^  —  T'nd  auf  der  andereti  Seite  weiss 
Carpenter  sehr  wolil,  wie  sich  in  tausendfach  verschiedenen,  zalillos  ver- 
schlungenen Bahnen  die  Fälle  menschlichen  Kmpiindungslebens  gerade  auf 
diesem  triebhaftesten  und  naturgebundensten  Gebitte  ausströmt,  w-ie  sehr  Frei- 
heit hier  zugleich  Entfesselung,  Gefühlsdifferenzicrung  bedeutet.  Ihm  ist  die 
Entwickelung  zur  ausschliesscnden  Gemeinsamkeit  zweier  Menschen  gegen- 
über dem  Wogen  und  Schwanken  der  Naturinstinctc  wahrscheinlich  als  das 
Merkmal  der  Culturerhöhung ;  aber  diese  Entwickelung  schliesst  die  Irrungen 
der  Leidenschaften,  den  Reichtum  der  Kräfte,  die  Unendlichkeit  der  Neben- 
wege. Abweichungen  und  Combinationen  auch  für  ihn  nicht  aus.  So  bedeutet 
diesem  englischen  Denker,  der  ein  Sprecher  für  Lausende  von  Gleichempfin- 
denden geworden  ist,  der  freie  Liebesbund,  der  durch  ein  festes  Band  tief 
inneren  Einanderangdiörens  zwei  Menschenleben  vereint  hält,  das  hohe  Ziel, 
dem  in  absehbarer  Zeit  alle  geistig-sexuellen  Bewegungen  der  Culturmensch- 
hcit  wie  der  einzelnen  Persönlichkeiten  —  bcwusst  oder  unbewusst  —  entgegen- 
streben, doch  aber  eben  nur  ein  höchstes  Ziel,  zu  dem  der  Weg  durch  Fähr- 
nisse und  Öden,  durch  wilde,  sturmgepeitschte  Meere  wie  durch  stille,  sonnen- 
helle Täler  führt.  Das  sind  die  Wege,  die  Renate  Fuchs  gegangen;  sie  laufen 
dem  gleichen  Gipfelpunct  entgegen.  Nicht  jener  Zweiheit  in  der  Liebe,  die 
Hedwig  Dohm  in  femer  Zukunft  als  Lösung  unserer  Seelenkämpfe  ahnt  .  .  . 
Und  dennoch  —  trägt  eine  Ehe.  die  »den  Gatten  weite  Wege  von  einander 
weg  gestatten  würdec,  nicht  notwendig  in  sich  den  Keim  des  Todes?  Bedeutet 
F'reiheit  nicht  für  die  Mehrzahl  aller  Menschen  immer  neue,  lockende  Sehn- 


Digitlzed  by  Google 


462 


WALLY  ZEPLER  ■  PROBLEME  DES  FRAUENLEBENS 


sucht?  Und  umso  sicherer,  wenn  nach  Carpenters  Glauben  jene  Form  der 
Eifersucht,  die  nur  der  rohe  Ausdruck  ausschliessenden  Besitzrechts  ist,  in 
<lem  »Communismus  und  Humanismus  der  Zukunft«  ganz  verschwindet? 

So  führt  vielleicht  der  Carpentersche  Liebesglaube  dircct  hinüber,  vielleicht 
ist  er  sogar  im  tiefsten  Grunde  schon  identisch  mit  dem  Ideal  des  Buches,  das 
Christa  Rulands  Zweiheitshypothese  in  so  extreme  Formen  giesst^  dass  man 
zunächst  davcir  siebt,  wie  vor  einer  nie  gehörten,  in  ihrer  Neuheit  beinah  VCr- 
blüflenden  Erkenntnis :  den  Eigenen  von  Ruedebusch. 

Ruedebusch  baut  eine  Welt  von  Eigenen  auf,  eigenen  Männern  und  Frauen. 
Eigen  aber  ist  niemand,  der  in  dem  Augenblick  nicht  mehr  seinen  Wünschen 
und  I  .l  idcnsohn  ften,  seiner  nedankcnselinsttcb.t  und  dem  Rauscli  der  Sinne?- 
tricbc  folgen  darf,  wo  ihn  ein  tieferes  Erleben  an  einen  andern  bindet.  Was 
ist  die  freie  Liebe,  die  die  Besten  heute  erträumen,  anderes,  als  die  Ehe,  für 
<lii-  au  Stelle  des  Gcsetzeszwangs  der  Zwang  des  Liebenflen  und  der  Geliebten 
tritt?  Auch  den  Gläubigen  der  freien  Liebe  verleiht  die  Liebe  ein  Besitzrecht, 
ein  Recht  an  die  körperliche  wie  die  seelische  Hingabe  des  Geliebten.  Alle 
Empfindungen  von  Mann  nn  l  \^  eih,  seihst  die  der  frei.  st(  n  unter  ihnen»  sind 
getragen  von  dem  kiikuscliattliclicn  Gefühl  ausschliessenden  Be- 
sitzes, sind  durchtränkt  von  Eifersucht  auf  jede  Sinnes-  und  Seclenregung, 
die  anderen  gelten  könnte.  Der  Eigene  gehört  auch  in  der  Liebe  nur  sich 
selbst;  nur  srinc  eigene  Leidenschaft  bricht  seine  Freiheit,  und  nur,  wo  der 
andere  sich  ihm  frei  ergibt,  hat  er  ein  Recht  an  diesen.  Allein  eine  solche 
Liebe  ist  in  Wahrheit,  frei;  sie  nur  lässt  die  Persönlichkeit  in  dem  Geliebten 
unangetastet  in  ihrer  vollen  und  reinen  Entwickelungsmöglichkeit. 

Unzweifelhaft  —  in  diesen  Ideen  4iegt  ein  sehr  ernster  Wirklichkeitsgehalt 
und  eine  tiefe  Beziehung  zu  dem  schrankenlosen  Ereiheitsstreben,  das  die 
Fratien  heute  weiter  und  weiter  in  ungemessene  Fernen  lockt,  da  mit  den 
Stützen  ihrer  einstigen  Lebenssicherheit  auch  alle  Brücken  alten  Glaubens 
hinter  ihnen  zusammenstürzten.  Und  ist  das  im  Grunde  sehr  viel  anderes, 
als  Carpenters  freier  Liebesbnnd,  der  jede  Fessel  und  jede  Beschränkung  ver- 
schmäht? Die  reine  Besitzeifersucht,  die  jede  Hingabc  des  Weibes  an  einen 
anderen  als  tiefste  .^chmach  für  den  Mann  eMiiitliulet.  dor  dieses  Weib  sein 
nennt,  muss  ihren  Stachel  ja  verlieren,  sobald  in  diesem  Sinne  ein  Eigentum 
an  einem  Menschen  nicht  mehr  existiert  —  und  wie  weit  fort  von  unserem 
Enipfinflrn  dann  der  Wunsch  nach  vollster  Persönlir'nkeitsbehauptung  das 
Fühlen  der  Menschen  trägt,  wer  wollte  das  heute  auch  nur  in  losen  Zügen 
2u  bestimmen  wagen?  Freilich,  ob  jene  andere  Form,  die  auch  Carpenter  von 
dem  blossen  Besitzgefühl  geschietlen  wissen  will,  die  Leidenschaft  der  Eifer- 
sucht, die  für  uns  fast  ein  Teil  der  Liebesleidcnschaft  selbst  ist,  ob  auch  sie 
unter  einer  so  tiefen  Umwandlung  des  Lebens  wirklich  schwinden  könnte? 
Haftet  sie  nicht  untrennbar  an  jeder  erotischen  Empfindung?  Georges  Sand 
lässt  ihre  gerade  jitzt  wieder  in  vielen  Zügen  si>  wunderbar  moderne  T.tt- 
crczia  Floriani  nach  (Juni  tmd  Kampf  schhesslich  an  der  bohrenden  Eifersucht 
der  Liebe  zu  Grunde  gehen,  dieselbe  Lncrena  Floriani,  die  in  freier,  stolzer 
Unabhängigkeit  nur  sich  und  ihren  Kindern  lebte.  Ist  nicht  die  grosse  Dich- 
terin hier  zugleieli  auch  die  fcnu  re  Seelenkennerin  ?  Oder  gibt  es  in  der  weiten 
Sphäre  njenschhchen  Emplindungslebcns  überhaupt  nichts,  was  nicht  dem  Ge- 
setz der  Umwandlung  unterläge?  Rätsel  der  Zukunft,  für  uns  ungelöst,  mit  so 
tiefem  Interesse  wir  ihnen  auch  nachspüren. 

Und  alle  diese  Rätsel  stehen  in  tiefinnerem  Zusammenhang  mit  der  Ent- 
wickelung  der  Fraucnprobleme  selbst  in  der  Zukimft,  wie  sie  sich  mit  den 
Wandlungen  des  Frauenlebens  in  der  letzten  Zeitepoche  erst  entfaUet  haben, 
AW'it.ab  von  ihren  ursprünglich  engen  und  begrcn  :ten  Zielen  hat  geschichtliches 
W  erden  die  i'rauen,  ihnen  selber  unbewusst,  getiieben,  luid  was  man  noch  vor 
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kurzem  mit  den  tausend  kleinen  Mittein  tatsächlicher  und  geistiger  Lntcr- 
clruckung  künstlidi  niederhalten  zu  können  vermeinte  —  das  hat  sich  wieder 
einmal  als  der  erste  Ausdruck  grosser  und  tiefer  Umgestaltungen  er^viescn,  die 
in  ihrer  einstigen  historischen  Bedeutung  heute  für  uns  noch  völlig  unabseh- 
bar sind. 
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UIkt  die  Grundsätze  des  Sociali-^nuis  i^t  in  den  letzten  Jahren  viel  ge-chrieben 
worden.  Hätte  ein  Socialdeniokrat  es  aber  für  nötig  erachtet,  über  dio  Grund- 
sätze der  Demokratie  und  der  Freiheit  zu  schreiben,  so  wäre  das  sicherlich  als  eine 
recht  überflüssige  Spielerei  angesehen  worden.  Denn  dass  über  die  Begriffe  der 
Demokratie  und  der  Freiheit  unter  Socialdetnokratcn  beachtenswerte  Meinungs- 
verschiedenheiten bestehen  könnten,  niusste  als  völlig  ausgeschlossen  gelten.  Die 
Vorgänge  in  jüngster  Zeit  haben  mich  eines  anderen  belehrt.  Zu  meiner  grossen 
t'berraschung  wurde  das,  was  ich  seit  mehr  als  zwnn/isr  Jahren  —  seit  ich  der 
Partei  angehöre  —  als  unantastbaren  Grundsatz  der  Demokratie  und  der  Freiheit 
ansah,  von  dem  ich  glaubte,  dass  er  von  allen  denen  wie  ein  Heiligtum  gehütet  werde, 
die  auch  darauf  Anspruch  machen.  Demokraten  zu  sein,  als  partcischlidlich,  als 
anarchistisch,  rcviswuistisch  und  Gott  weiss  noch  was  bezeichnet,  nur  aus  dem 
Bestreben  entsanden.  die  Partei  zu  scrsprengen,  sie  in  einzelne  Gruppen  aufzulösen 
und  den  Revisionisten  ihre  Extratouren  zu  ermöglichen.  Wenn  ich  also  nicht  an- 
nehmen soll,  dass  diese  Meinungen  nur  der  AtisHuss  der  Verwirrung  sind,  die  der 
Name  üöhrc  in  manchen  Köpfen  hervorgerufen  hat,  so  nmss  ich  mich  die  besagten 
zwanzig  Jahre  in  einem  völligen  Irrtum  über  die  Begriffe  Demokratie  und  Freiheit 
befunden  haben,  und  ich  wundere  mich  nur  darüber,  dass  ich  diese  anarchistischen, 
rez'isionistischcn  .Xnsichtcn  so  lange  Zeit  propagieren  durfte,  ohne  dass  man  mich 
.  auf  meine  gegen  alle  DiscipHn  tmd  gegen  das  Interesse  der  Parteieinheit  verstossende 
Grtmdsätze  aufmerksam  machte !  Obwohl  nun  die  Leipziger  Volkszcitun '-.nr  gegen- 
über bemerkte  —  sollte  es  eine  Drohung  oder  Warnung  sein?  — .  das,  k!i  mich 
»doppelt  besinnen«  würde,  meine  diesbczugliciien  Anschauungen  ausl'uhrlich  dar- 
zulegen —  wie  ich  es  nach  der  sächsischen  Landeseonferenz  in  Qiemnitz  ange> 
kündi^-t  hatte  — ,  so  will  ich  da>  gro-se  Wagnis  doch  nicht  unausgef'ihrt  lassen, 
hoffend,  dass  jetzt,  wo  das  Persönliche  keine  Rolle  mehr  spielt,  sich  eine  völlige 
Harmonie  meiner  demokratischen  und  freiheitlichen  Grundsätze  mit  denen  der 
Gesamtpartei  erzielen  lässt. 

Das  End.riel  der  .Sorialdcmokratic  ist  die  Herbei fülirung  eines  Gcsdlschafts- 
zu-otandes,  in  dem  das  grösstnioglichste  Wohlergehen  aller  garantiert  ist.  Wohl- 
ergehen ist  das  grösste  Mass  von  Gluckseltgkeitsempfinden,  das  nicht  nur  und 
auch  nicht  in  erster  T,  i  n  i  e  erzeigt  wird  duro!i  die  Höhe  des  Einkonmicns. 
durch  das  Mass  der  zum  materiellen  Loben  nötigen  und  erwünschten  Bedarfs-  und 
Genussmittel.  »Drückender  als  alle  Not  ist  die  Knechtschaft.«  Die  erste  Vor- 
bedingung des  Wohlergehens  ist  demnach  die  Freiheit. 

Fühlbarer,  als  die  poliiiscbe,  in  die  wirtschaftliche  Unfreiheit.  Der  Capitalismus 
hat  aber  die  wirtschaftliche  Unfreüieit  der  übergrossen  Mehrheit  des  Volkes  zur 
VcH'bedingung.  In  erster  Linie  deshalb  bekami)feii  wir  den  Capitalismus  und  wollen 
wir  an  seine  Stelle  den  Socialismus  setzen.  Der  Socialismus  muss  al>o  v.  r  allem 
die  möglichst  grösslc  politische  und  wirtschaftliche  Freiheit  bieten,  wenn  er  einen 
Geseltschaftszustand  bedeuten  soll,  in  dem  das  möglichst  grösste  Mass  von  Wohl- 
ergehen aller  uaraiilieit  ist. 

Der  kleine  Bauer,  vorausgesetzt,  dasi?  sciti  Gütchen  nicht  verschuldet  ist,  findet 
sich  bei  seiner  schweren  Arbeit  und  seinem  kümmerlichen  Leben  meist  wohler,  als 
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der  Fabrikarbeiter  mit  höherem  Einkommen  und  minderer  Plage.  Die  Ursache 
dessen  ist  die  grössere  Sicherheit  und  Unabhängigkeit  seiner,  wenn  auch  ärmlichen, 
Existenz  und  das  Fehlen  des  Herrn,  in  dessen  .Knecht-rlnft  er  sich  befindet  tmd 
dessen  Befehlen  und  Bevormundungen  er  ständig  unterwürfen  ist.  Neben  der  wirt- 
schaftlichen Unfreiheit  ist  die  Unsicherheit  der  Existenz  das  grösste  Übel,  das  in 
der  heutigen  Gesellschaft  alle  Nichtbesitzenden  —  also  den  weitaus  grüsstcn  Teil 
des  Volkes  —  trifft.  Wer  es  nicht  kennt,  kann  sich  keine  Vorstellung  davon 
machen,  wie  fürchterlich  für  einen  Familienvater  der  ihn  stets  verfolgende  Ge- 
danke ist.  morgen  oder  übermorgien,  infolge  Geschäftsstockung,  einer  Unbedacht- 
samkeit, eines  kleinen  Fehlers  wegen  der  Lauivc  seines  Arl>eitgcbcrs  zum  Opfer 
fallend,  cxisienzlos  zu  werden.  Das  Wesentlichste  der  socialen  Frage  ist  meiner 
Ansicht  nach  nicht  die  KSht  die  Lohnes  und  die  Linge  der  Arbfitsaeit,  sondern  die 
Sicherheit  der  Existenz.  Vorbedingung  einer  völligen  Sicherheit  der  Existenz 
ist  aber  die  Freiheit. 

Der  heutige  Staat  garantiert  seinen  Beamten  eine  sichere,  lebenslängliche  Existenz 
—  wenn  sie  nicht  nur  ihre  Pflicht  im  Berufe  erfüllen,  sondern  auch  politisch  und 
gcistij*  sieh  vollständig  den  Ansichten  und  Wünschen  der  obef-tcn  Vorgesetzten 
unterordnen.  Ihre  Existenzsicherheit  können  die  Beamten  sich  also  nur  durch 
das  der  Existenzunsicherheit  gleich  grosse  Obel  der  geistigen  Kneditschaft  erkaufen. 
Ihr«  Sicherheit  der  Fxisten.T  nnlerschcidot  sich  wenig  von  der  der  Sc'.ivcn. 

Individueile  Freiheit  vor  allem  —  da&  ist  die  Voraussetzimg,  um  den  MenscTien 
dn  hohes  Mass  von  Qädcseltgkeitsempfinden  zu  versdiaffen.  Eine  sodalistische 
Gesellschaft,  die  nicht  dem  gesamten  Volke  ein  grösseres  Mass  wirtschaftlicher  und 
geistiger  Freiheit  verschaffte,  als  heute  besteht,  würde  von  nicht  langer  D-iucr  sein. 

Die  erste  l-ragc  ist  nun:  Was  ist  Freiheit?  Eine  Dirne,  sagen  die  einen, 
die  jeder  tu  seinen  Zwecken  gebrauchen  kann.  Ein  Begriff,  meinen  andere,  dein 
mnn  iil-rrhanju  nicht  definieren  k'>!i:-.e.  Wenn  wir  aber  tngtäglich  nrich  der  Freiheit 
rufen,  für  die  Freiheit  kämpfen,  dann  müssen  wir  uns  auch  darüber  klar  sein,  was 
wir  darunter  verstdien. 

»Quid  est  Hbertas?  Potestas  vivendi  tu  velis«,  sagt  Cicero:  Freiheit  ist  die  Macht, 
zti  leben,  wie  man  will.  Dass  das  nicht  mciglicli  i'^t.  darüber  sind  wir  uns  klar.  Die 
römischen  Rechtsgelehrten  sagen,  dass  Freiheit  die  Macht  sei,  das  zu  tun,  \va>  vom 
Gesetze  nicht  verboten  ist.  Das  heisst  also,  dass  nur  das  Gesetz,  und  nicht 
Personen,  dem  einzelnen  Schranken  ziehen  dürfe.  Wenn  sich  al'^o  das  Volk  die 
Gesetze  selbst  gibt,  zieht  es  sich  selbst  die  Schranken,  innerhalb  deren  es  sich  völlig 
frei  bewegen  kann:  c|t  besitzt  die  Freiheit,  die  es  sich  selbst  gegdicn,  die  es  selbst 
als  Freiheit  bestimmt  hat,  also  d  i  e  Freiheit.  Wenn  das  die  Freiheit  wäre,  die 
wir  erstrel>en,  dann  wären  wir  nicht  weit  von  der  politi.schen  Freiheit  entfernt !  Ich 
sage :  von  der  politischen  Freiheit,  weil  es  ja  auch  wirtschaftliche  Gesetze  gibt,  die 
von  dem  Willen  der  Menschen  heute  unabhängig  sind  und  die  wir  erst  durch  den 
Sücialisnius  dem  Willen  der  Menschen  mitcrwcrfcn  wollen.  Aber  die  bestehenden 
politischen  Gesetze  haben  heute  zweifellos  die  Mehrheit  für  sich,  damit  auch  alle 
Gesetze  zur  Unterdrückung  der  Minderheit  Der  unbeschränkte 
Wille  der  Mehrheit  ist  also  keineswegs  eine  Garantie  der  Freiheit! 

Damit  komme  ich  auch  gleich  zu  meiner  zweiten  Frage :  Was  ist  Demo- 
kratie? Denn  wenn  der  unbeschränkte  Wille  der  Mehrheit  keine  Garantie  der 
Freiheit  ist.  kann  er  auch  nidit  die  Demokratie  ausmachen,  die  wir  erstreben!  In 
den  .Auseinandersetzungen  über  den  Fall  Göhrc  wurde  von  versi  hiedenen  Seiten 
dieser  unbeschränkte  Wille  der  Mehrheit  als  Grundsatz  der  Demokratie  bezeichnet. 
•Wenn  es  .  .  .  einen  demokratischen  Grundsatz  gibt,  dann  ist  es  der,  dass  die 
Majorität  das  Übergewicht  haben  soll  über  die  Minorität,  und  nicht  umgekehrt.  Die 
Majorität  ist  in  unserem  Falle  die  Gesatntpartei,  die  Minorität  dqr  Wahlkreis.ti ) 
Wenn  dieser  Satt  ffir  aUe  Fälle  gelten  sollte,  dann  wären  wir  in  Deutschland  nicht 

*)         Karl  K«»t«ky:  WakIkrdB  utUl  Partei  in  der  Nemtn  ZeU,  1003-1904,  II.  BU.,  pag.  44. 
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weit  von  der  Demokratie  und  Freiheit  entfernt.  Wir  Socialdcmokratcrj  empfinden 
aber  gerade  in  Deutschland,  dass  der  reactionärc  Roscher  einmal  recht  hat,  wenn 
er  schreibt :  »Keine  Tyrannei  ist  für  den  Augenblick  so  drückcfid,  wie  die  tyrannische 
Herrschaft  lirur  Mehrzahl  ijber  die  Minderzahl.«  Das  Princip  der  Mehrheit  darf  also 
die  Demokratie  bei  weitem  nicht  ausmachen.  Der  athenische  Demos  in  seiner 
sehrankemloscn  Macht  war  oftmals  ein  grausamerer  Tyrann,  als  manche  absoluten 
Herrscher  .... 

Aristoteles  sagte,  die  Grundlage  der  Demokratie  sei  die  Freiheit.  Wir  sahen  aber, 
dass  die  Hqrrsdiaft  der  Mehrheit  keineswegs  Freiheit  bedeutet.  Ganz  richtig 
schreibt  Dr.  Franz  Lieber,  seinerzeit  Lehrer  der  Geschicluc  uii<i  Slaatswissenschaft 
an  der  Cohimbiaschule  zu  Xew  York :  »Die  Herrschaft  der  Mehrzahl  an  sich  zeigt 
uns  die  Macht  einer  gewissen  Gesamtheit  an-;  allein  Macht  ist  nicht  Freiheit.  Wenn 
dir  die  Mehrzahl  Schierling  zu  trinkep  gebietet,  hast  du  dann  Freiheit?  Oder  wenn 
die  Mehrzahl  Freiheit  aufgibt  und  Willkürhcrrschaft  eines  einzelnen  errichtet 
Gerade  dies  ist  aber-  und  abermals  geschehen :  Napoleon  HL  beanspruchte  seme 
Krone  kraft  der  Erwählung  durch  die  überwältigende  Mehrzahl  der  Franzosen  .  .  .«*) 
»Wir  könnten  weit  richtiger  sagen.«  fährt  dann  weiter  unten  der  genannte  Autor  fort, 
»dass  wahrscheinlich  dort  Freiheit  besteht,  wo  die  Minderzahl  beschützt 
ist,  obwohl  die  Mehrzahl  herrscht.  Aber  in  diesem  letzteren  Fall 
macht  der  Schutz  der  Minderzahl,  mit  anderen  Worten,  Rechte,  welche  ausser  dem 
Bereich  der  Afehr/ahl  liegen,  die  Freiheit  aus,  nicht  aber  die  Macht  der  Mehrzahl.« 
Das  beste  Zeichen,  dass  ein  Volk  wirklich  frei,  ist  die  Sicherhett  der  Mi- 
noritäten, schreibt  Acton. 

Zur  Demokratie  gehört  also  nicht  nur  das  Recht  der  Mehrheit,  sondern  auch  das 
Recht  iHui  die  Sicherheit  der  Minoritäten.  »Der  Mangel  an  D\ildung  ist  das 
Schandmal  der  Willkürherrschaft,  das  Bestehen  einer  Gegenpartei  der  Ruhm  der 
Freiheit,  Freiheit  gewährt  Mannigfaltigkeit;  der  Zwingherr,  sei  er  einer  oder  eine 
Volksmasse,  nennt  iedm  Ket;!er,  der  anders  denkt  oder  fühlt. «^) 

Das  Wesen  der  Demokratie  besteht  in  der  Abgrenzung  der  Rechte  der 
Mehrheit  und  der  Rechte  der  Minoritäten.  Ein  grosses  Staatswesen 
ist  nie  eine  solche  Einheit,  dass  alles  durch  Beschlüsse  der  Gesamtheit  geregelt 
werden  könnte.  Je  straffer  die  Centralisation  eines  Landes  ist,  desto  geringer  ist  die 
Freiheit.  Die  Demokratie  ist  also  einer  consequenten  Centralisation  entgegengesetzt. 
Ohne  die  weitestgehende  Am<  nninic  der  einzelnen  Glieder  des  Gemeinwesens,  der 
Communen  etc.,  ist  eine  I'reilieit  undenkbar.  Das  schlie-st  für  alle  giltigc.  von  der 
Mehrheit  beschlossene  Gesetze,  die  die  Einheit  des  Staatswesens,  den  Schutz  des  ein- 
zelnen ttnd  die  Solidarität  der  Gesamtheit  garantierepi,  nicht  nur  nicht  aus,  sondern 
hat  sie  zur  Voraussetzung.  Aber  Bedingung'  ist  hier  wieder,  dass  nur  Gesetze 
und  kein  VV'illc  einer  oder  mehrerer  Personen  die  Oberherrschaft 
ausüben.  »Jede  persönliche  Willkürlichkeit  ist  der  Frdhdt  entgegen.«  PenönUehe 
Willkür  ist  jede  \^erfügung.  Anordnung.  Reglementierung  durch  Personen,  seien 
diese  Minister  oder  Mitgliejder  einer  Commission. 

Die  Wahl  der  Beamten  durch  das  Volk  macht  die  Demokratie  nicht  aus.  Ein 
vom  Volke  gewählter  Dictator  bleibt  ein  Dictator.  auch  wenn  er  für  seine  Hand- 
lungen vernntworflich  i"-:  und  jedes  Jahr  ne-j  gewählt  werden  muss.  Man  kann 
ein  guter  Demokrat  sqin  und  die  Wahl  der  Schullehrer  durch  das  Volk  für  eine  SL4ir 
bedenldiche  demokratische  Spielerei  ansehen.  Und  man  kann  als  Sodatist  sehr 
wohl  den  Ansichten  Lombrosos  über  die  Ursachen  der  E  rbrechen  in  der  Hauptsache 
ztisfimmcn  und  daher  für  die  gemeinen  Verbrechen  die  1-aiengerichte  und  somit  die 
Wahl  der  Richter  verwerfen.  Nicht  die  Wahl  der  Beamten  vom  obersten  bis  zum 
niedrigsten  macht  die  demokratische  Verwaltung  aus,  sondern  die  Functionen  tun  dies, 
di«  die  Beamten  zu  verrichten  haben :  sie  dürfen  nur  Vollstrecker  der  Gcsetzo  sein, 

>>  Vcrgl.  Vrant  Lieber:  übtr  Mrgtrhcht  PrtOuü  und  saMt/ermattmng  /Heidelberg  t86o/,  («g.  16. 
<)  Tergl.  ibid,  pog.  ^ß. 
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keine  persönliche  Maclit  bciiuen,  nie  nach  ihren  Ansichten  —  nach  IVillkiir  — 
verfugen.  »Es  tst  eine  ewige  Erfahrung«,  schreibt  Montesquieu  in  seinem  Esprit  de* 
Ulis,  >dass  jedcrninnii.  wcIcIkt  Macht  besitzt,  geneigt  ist,  sie  tu  missbrauchen ;  er 
geht  so  weit.  al>  er  keine  Schranke  finfl<i.< 

Das  sind  nun  alles  banale  Wahrheiten.  Aber  noch  vor  wenigen  Wochen  war  ich 
ein  Ketzer,  weil  ich  dasselbe,  wenn  auch  zinr»  Teil  mit  anderen  Worten,  sagte  —  und 
das,  was  ich  im  Staate  verlangte,  attch  in  der  Partei  forderte!  Und  dnmit  gelange 
ich  zu  meiner  dritten  Frage,  um  deren  willen  ich  meine  bisherigen  Ausführungen 
einzig  und  allein  machte:  Wie  gelangen  wir  zur  Demokratie  und 
Freiheit  ? 

Unser  Programm  enthält  eine  Reihe  von  Forderungen  an  den  Staai.  die.  wenn  sie 
'verwirklicht  wären,  uns  sicher  der  Freiheit  und  Demokratie  ein  erosses  Stück  näher 
brächten.  Aber  hätten  wir  wirklich  schon  eine  die  F"reihcit  sichernde  Demokratie, 
wenn  wir  hente  znr  Macht  kanuii  und  alle  die  Rechte  und  Freiheiten  gesetzlich 
einführten,  deren  eine  Demokratie  bedarf? 

Vor  mehr  als  einem  Jahrhundert  wurde  in  Frankreich  durch  das  znr  Macht 
gelangte  Volk  die  Dcmokmii^  i:iul  die  Freiheit  gesetzlich  eingefiilirt  —  wie  weit 
sind  sie  iieute  gediehen?  Spanien  bekam  zuerst  von  allen  europaischui  Ländern» 
im  Jahre  1812.  das  allgemeine  gleiche  Wahlrecht  und  eine  liberale  Verfassttng^  über- 
haupt —  ist  es  heute  etwa  ein  liberale-  '»ilcr  denn .kraii^ches  Land?  \  f  dem 
Papier  ist  die  spanisclie  X'erfas'^ung  tat-aclilieli  eine  freiere,  als  die  deutsche,  dennoch 
kann  man  sagen,  dass  Deutschland  freier  und  demokratischer  ist,  als  Spanien.  Aus 
den  wirtschaftlichen  Verhälmissen  heraus  lässt  sich  das  nicht  allein  erklären. 

Die  TIerlieifiihninK  der  Demokratie  und  der  Freiheit  i^t  in  erster  Linie  eine  Sache 
der  Erziehung  und  erst  in  zweiter  Linie  eine  Sache  der  Gesetzgebung.  Ein  nicht 
zur  Demokratie  und  Freiheit  erzogenes  Volk  wird,  zur  Macht  gelangt,  der  Dictatur 
und  dem  Cäsarisnuts  mehr  Wirschub  leisten,  als  der  Demokratie.  »Uns  liegt 
mehr  daran,  ein  re!)ul)lik:iii!'cli.  s  X'olk  zu  erziehen,  als  eine  Krone  hcrunterzureisseot, 
sagte  Turaii  auf  dein  Tarteitage  zu  Bologna.*) 

Die  vornehmste  demokratische  Erziehung  ist  die  praktische  Betätigung  in  der 
Demokratie:  hei  Reichstags-,  Landtags-  und  Gemeinderatswahlen,  in  politischen 
und  gewcrkscliaftlichcn  Vereinn  und  in  Genossenschaften.  Jeder,  der  es  mit- 
gemacht, weiss,  dass  es  jahrelanger,  oft  jahrzehntelanger  Schulung  bedurfte,  um  in 
den  Vereinigungen  eine  demokratische  Leitimg  und  Regclimg  aller  Angelegenheiten 
zu  ermöglichen.    Und  wie  vieles  ist  noch  zu  tun! 

Zur  praktischen  Betätigung  kann  aber  nur  ein  sehr  kleiner  Teil  herangezogen 
werden,  die  grosse  Masse  betätigt  sich  rur  durch  Abstimmimg.  A1>cr  gerade  die 
grosse  ^^assc  nniss  mit  dem  Geiste  der  demokratischen  Freiheit  erfüllt  werden. 
Dieser  Geist  heis^t  aber,  wie  wir  gesehen  haben:  Anerkennimg  der  sdbstgegebenen 
Gesetze  als  die  alleinige  Oberherrschaft :  Duldung.  Toleranz,  Wahrung  der 
Rechte  der  Min<lerheiten.  Warldiaft  frei  und  tmal)li;sn.t;it'  Re>innle  Renschen  sind 
stets  trikraiu,  der  Unduldsame  i.st  herrschsüchtig,  ihm  misstraue  man.  Wie  können 
wir  besser  die  Masse  mit  dem  Geiste  der  demokratischen  Freiheit  erfüllen,  als 
durch  unser  Beisiiiel,  und  indem  wir  ihr  in  der  Partei  die  Gelegenheit  gehen, 
sich  in  diesem  Geiste  /u  betätigen  und  zr.  schulen?  Nur.  wenn  in  tmserer  Partei 
die  Freiiieit,  die  Toleranz,  die  Rechte  der  Minoritäten  bestehen,  die  wir  vom  Staate 
verlangen,  können  wir  unsere  Anhänger  zu  wahrhaft  frei  gesinnten  Demokraten 
CT7:<  lien.  In  der  i  vinlicliMen  Weise  muv«  darauf  pe-elu  n  wi  rdm.  dass  keine  Herr- 
schaft einzelner  Personen  entsteht,  nicht  regiert,  reglementiert,  dicticrt.  befohlen, 
bevormundet  wird  —  denn  dadurch  erzieht  man  Soldaten.  Landsknechte,  aber  keine 
,  freien  Mensdien.  Jede  Devoniiundrng  i-t  Gift  für  den  Geist  der  Freiiieit,  erstickt 
das  Sclb.nbewusst^ein,  lähmt  den  freien  Betätigungsdrang.    Innerhalb  der  Gesetze 

*)  Vcr^i.  f'|.-)uilin  Treves:  Der  Partritag  in  Bologna  !a  dm  Soeialislijeiieu  Afonatskeßeit, 
1.        |x»(i.  3'i5. 
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der  Partei,  des  Programms,  des  Organisationsitatuts,  der  Partciiagsbcschlüssc  muss 
volle  Freiheit  der  einzelnen  Mitglieder  und  der  Minoritäten,  der  Gruppen,  der 
Organisationen,  die  zur  Zeit  nach  W'ahlkrei.-en  gebildet  sind,  herrschen,  eine  Freiheit, 
die  auch  nicht  durch  einen  Mehrheitsbcschluss  der  Gesamtparlei  liccinträchtigt 
werden  darf.  Zu  den  vornehmsten,  unantastbaren  Rechten  der  Minorität  gehurt, 
dass  jene  ihre  Vertreter  völlig  selbständig  bestimmen. 

Zu  den  Vertretern  unserer  Parteiurganisationen  gehiircn  nicht  nur  die  Partcitag-i- 
delegicrtcn.  sondern  auch  die  Parlamentsmitglieder.  Man  hat  gesagt,  die  Reichs- 
tagsabgeordneten seien  Vertreter  der  Gesamtpartei  und  nicht  des  Wahlkreises,  daher 
habe  die  GcsanUpartei  die  Candidaten  zu  liL^tininKji.  Abor  der  einzelne  Walilkreis 
ist  doch  ein  Teil  dor  (Ic'^anitpartci,  und  -die  einzelnen  Teile  bilden  doch  erst  ein 
Ganzes.  Der  Wahlkreis  muss  das  Recht  der  Minoritäten  iiaben,  innerhalb  der 
G  es  eise  abweichender  Meinung  von  der  Mehrheit  zu  sein  und  einen  Vertreter 
stüncr  Meinung  7U  wühlen.  W.üre  das  nicht  der  Fall,  dann  dürften  nur  .\bc;eordnet'.- 
gewählt  werdai,  die  in  allen  Puncten  auf  dem  Standpuncl  der  Mehrheit  der  Ge- 
samtpartei stehen.  Das  wäre  aber  der  Gipfel  der  geistigen  Knechtschaft,  das  wäre 
eine  T  i  l  i  1.  r  Md  rlu  it,  die  schlimmer  wäre,  ak  jede  Tyrannei  absoluter  Herr- 
scher! V  on  Freiheit  und  Demokratie  tn  der  Partei  könnte  man  dann  nicht 
mehr  reden. 

Bleibt  die  Einheit  der  Partei  nicht  gewahrt,  wenn  auch  in  den  Parlamenten  die 

in  der  Partei  vorhandenen  vcrscbicclmt n  Meinungen  vortreten  .sind"  Ver- 
steht man  unter  Einheit  der  Partei  die  Uniformierung  des  Geistes?  Doch  siclier  nicht! 

In  einem  Parteiblatte  las  ich  allerdings  unlängst:  Man  möge  doch  nur  einmal  den 
ersten  besten  Soldaten  fragen,  der  könne  einem  sagen,  dass  eine  Schlacht  nur 
gewonnen  werden  könne,  wenn  in  der  Armee  nur  ein  Wille  herrsche.  Daraus 
sollten  die  Kivisiontstcn  eine  Lehre  ziehen!  Der  eine  Wille,  in  einem  Kriegs- 
heere ist  der  Wille  des  Höcfastcommandierenden.  Ich  glaube  nicht,  dass  eine  geistige 
Bewegung  von  einem  Punct  aus  commandiert  werden  kann.  Solange  wir  .\nspruch 
darauf  machen,  freie  Männer  tmd  keine  Landsknechte  zu  sein,  wird  es  bleiben,  wie 
es  jetzt  ist.  Unsere  Partei  mit  «piier  Heeresorganisation  zu  vergleidien,  du  ist 
auch  nur  in  Deutschland,  im  Lande  des  Militarismus  par  exeettence,  mögUdi. 
Leider  wird  bei  uns  auch  oftmals  das  Wort  DiscipUn  ganz  im  militairisdien 
Sinne  gebraucht. 

Fragen  wir  uns  zum  Sdilusse  doch  nun  auch  einmal:  Was  ist  Disciplin? 

Als  der  Präsident  des  Reichstages  einmal  eine  seiner  Anordnungen  mit  dem 
Hinweis  auf  die  notwendige  Disciplin  rechtfertigte,  antwortete  ihm  unser  Genosse 
Wilhelm  Liebknecht  unter  dem  lauten  Beifall  der  socialdemokratisdieo  Fraction :  Dis- 

ciplin  sei  ein  Wort,  das  aus  der  Cascrne  stamme.  Gegen  diese  militairische  Disciplin 
empörte  sich  das  demokratische  Empfinden  Liebknechts.  In  unserer  Partei  kann 
und  darf  unter  Disciplin  nie  etwas  anderes  verstanden  werden,  als  frciwilligei 
l'nterordnung  unter  die  Ge^et/e  der  Partei :  Organisationsstatut  und  allgemeine 
Beschlüsse.  Aus  den  letzten  Jahren  ist  mir  nur  e  i  n  I'all  bekannt,  dass  ein  ernster 
Disciplinbruch  stattfand:  das  war  der  der  Leipziger  Genossen  gegen  den  Bcschluss 
der  sächsischen  Landesconferenz  zur  Beteiligung  an  den  Landtagswahlen.  Sonst 
wurde  die  Einheit  der  Action  in  der  Partei  noch  nicht  yefiihrdet,  und  ich  «che  alisolut 
nichts  in  unserer  Partei,  was  geeignet  sein  sollte,  die  Disciplin  zu  lockern.  Was  aljer 
geeignet  wäre,  die  Disciplin,  die  freudige  Unterordnung  unter  die  Gesetze,  zu  zer- 
stören, da-  ist  die  Intoleranz,  die  Unduldsamkeit,  die  Entrechtung  der  Minoritäten, 
die  Herrschaft  einzelner  Personen.  Dass  das  in  unserer  Partei  niemals  plat/preifv 
-—  das  zu  verhindern,  muss  sich  derjenige  zur  Aufgabe  machen,  der  die  Disciplin 
nicht  gefährdet  sehen  will! 

Die  Disciplin  in  unserer  Partei  ist  also  nichts  anderes,  als  die  freudige  Unter- 
werfung aller  unter  die  Beschlüsse  der  Mehrheit.  Aber  die  Mehrheit  hat  dann  auch 
die  Aufgabe,  die  Minderheit  zu  achten  und  bei  ihren  Beschlüssen  auf  sie  Kucksicht 
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ZU  nehmen.  Eine  Partei,  die  da^  aiis?^er  acht  Hesse,  hätte  keinen  Bestand.  Eine 
freudige  Unterordnung  unter  die  Beschlüsse  ist  auch  nur  in  einer  Partei  möglich, 
in  der  die  weitestgehende  Freiheit  der  einzelnen  Mitglieder  innerhalb  der  Beschlüsse 
gegeben  ist  als  Vorbedingung  lines  freudigen  ^Tita^beilens.  Das  wird  aber  nur  der 
Fall  sein,  wenn  die  Partei  nach  den  demokratischen  und  freiheitlichen  Grundsätzen 
organisiert  ist.  die  ich  oben  für  ein  demokratisches  Gemeinwesen  aufgestellt  habe. 
Dadurch  wird  die  Einheit hchkeit  «Bld  Schhigfertlgkdt  der  Partei  nicht  gestört,  sondern 
gel  rdcrt.  Und  wir  erziehen  unsere  Anhänger  zu  freien,  selbständigen,  selbst- 
bcwuästcn  Menschen,  die  sich  nicht  mehr  dem  Willen  einzelner  Personen  oder 
Gruppen  beugen:  so  und  nicht  anders  werden  wir  einst  der  Frei- 
heit teilhaftig  werden,  die  wir  erkämpfen. 

xxxxxxxxxxxxxxxxxxxxxxxxxxxxxxxxxxxxxxxxxxxxx 

WILHELM  DÜWELL  •  ÜBER  DIE  UGE  DER  BERG- 
ARBEITER IM  RUHRREVIER 

Zur  Zeit  vollziehen  sich  im  Kuhrrevier  Veränderungen,  die  eine  tiefgehende  Re- 
volutionierung der  Verhältnisse  im  Gefolge  haben.  Das  Grubencapital  consoli- 
diert  sich,  kleinere  Dividendenmitesser  werden  ausgeschaltet,  dne  grosse  Anzahl  bür- 
gerlicluT  Existenzen  wird  proletarisiert,  Arbeiter,  die  sich  unter  Mühen  und  Entbeh- 
rungen ein  kleines  Anwesen  erworben  haben,  werden  von  der  Scholle  vertrieben,  ja 
sogar  ganze  Gemeinden  werden  als  Wirtschaftsgebilde  vor  die  Gefahr  des  Zusammen» 
bruclus  gi-te!It.  Dic'ic  Umwälzungen  werden  hervorgebracht  durch  die  Stilllegung 
von  Gruben:  ein  Process,  der  in  geringem  Masstabe  infolge  von  Erschöpfung  der 
Kohlcjnvorräte  natfirltdi  ist,  jetst  aber  in  gewaltsamer  Weise  durch  die  Politik  des 
Sjrndikats  gefördert  wird.  Der  Grund  dieser  Erscheinung,  die  die  öffentliche  Mei- 
ntmg  stark  irrttrt,  ist  bekannt:  es  handelt  sich  für  die  grossen  Gesellschaften  darum, 
ihre  Betciiigungszitfer  zu  erhulicu,  mdein  sie  Zechen  ankaufen,  bei  denen  aus  irgend- 
weldien  Ursachen  die  Gewinnquote  veriiältnismassig  gering  ist,  die  angekauften 
Gruben  dann  stilliegen  und  die  initerworbenen  Beteiligimgsziffern  auf  die  gün-^tiger 
producicrenden  Gruben  übernehmen.  Und  ob  auch  viele  Gemeinden  veröden,  Haus- 
und  Grundbesitz  entwertet  wird,  grosse  Arbc^termaseen  gezwungen  werden,  at»> 
auwandem,  Landräte,  Pfarrer,  Gemeindevertreter,  Ksufleute,  Gewebetreibende,  Haus- 
und Grtmdbcsitzer  etc.  sich  in  Volksversammlungen  unter  die  .Arbeiter  mischen,  um 
gegen  das  Stilliegen  der  Grubai  zu  protestieren  und  von  der  Regierung,  von  der 
Volksvertreitung  Hilfe  gegen  die  drohende  Existenzschädigung  verlangen,  der  Prooess 
des  Grubcnstilllrgens  wird  dadurch  nicht  aufgehalten  ;  das  Capital  kann  sich  nicht  vOn 
Sentimentalitäten  leiten  lassen.  Von  der  Stilliegung  wird  in  absehbarer  Zeit  der  ge- 
samte eigentliche  Ruhrbergbau  mit  über  aoooo  B^irgarbeitem  betroffen.  Die  Mono- 
polisierung der  gesamten  Ki  hienindustrie  (Production  und  Vcrschleiss)  durch  eine 
immer  geringere  Zahl  Privater  macht  rapide  Fortschritte.  Darin  liegt  nicht  nur  die 
Gefahr  gesteigerter  Plünderung  der  Verbraucher,  sondern  auch  die  weiterer  Unter- 
drückung der  Arbeiter,  zunehmender  Verschlechterung  ihrer  wirtschaftlichen  Lage. 
Gerade  jetzt  scheint  es  angebracht,  ein  Bild  von  der  Lage  jener  Bergarbeiter  zu  ent- 
werfen, was  im  naclifolgenden  versucht  werden  soll. 

Gegen  Sdiilderungen  capitalistischer  Misswirtschaft  von  socialdemokratischer 
Seite  pflegt  das  Untemdunertum  stets  mit  dem  Argument  zu  kommen :  sie 
seien  tendenziös  verzerrt  zum  Zweck  der  Verhetzung  u.  s.  w.  Wenn  aber  bürger- 
liche Nationalökonomen,  angeregt  durch  die  von  socialistischer  Seite  ausgehende 
Kritik,  daran  gi  lien,  durch  eifriges  Studium  und  Zusammentragung  von  Material  ein 
übersichtliches  P.ild  industrieller  und  socialer  Verhältnisse  zu  geben,  so  deckt  «sich 
das  gewonnene  Resultat  meistens  mit  den  unsererseits  schon  constatierten  Tatsachen. 
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Damit  soll  natürlich  nicht  gesagt  sein,  dass  solche  Arbeiten  von  bürgerlicher  Seite 
zwecklos  seien;  im  Gegenteil,  wir  künnen  es  nur  freudig  begrüssen,  wenn  unsere 
Kritik  der  bestehenden  Verhältnisse  so  nachdrücklich  Unterstützung  findet,  wie 
zum  Beispiel  durch  das  jüngst  im  Cottaschen  Verlage  erschienene  Buch  Die  Lage 
der  Bergarbeiter  i»i  Riihrrcx  ier  von  Dr.  Lorenz  Pieper.  Im  vorliiiiciii  sei  bemerkt, 
da&s  der  Verfasser  die  auf  Grund  des  Tatsachenmaterials  festgestellten  Missstände 
als  Krankheitsersdieinangen  betrachtet,  die  innerhalb  der  capitalistisdicn  Wirt- 
adiaHaordniing  ausgeheilt  werden  können.  Dr.  Lorenz  Pieper  ist  durchaus  nicht 
von  HiiS  gegen  die  heutige  GesellschaftscM'dnung  erfüllt,  er  will  nur  Arzt  eines 
kranken  Korpers  sein.  Gerade  darum  ist  uns  seine  Diagnose  wertvoll,  man  kann 
ihr  die  Objectivitat  nicht  absprechen.  Vielleicht  gerade  darum  ist  ein  Herr  Dr.  J. 
in  der  Unternehmerzeitschrift  Glüehauf  in  so  überaus  scharfer,  h^khst  persönlicher 
Art  gegen  Dr.  Pieper  zu  Felde  gezogen.  Dr.  J.  schreibt,  der  Verfasser  des  Buches 
fiber  die  Lage  der  Bergarbeiter  habe  es  nicht  verstanden,  »sich  von  Einseitigkeit 
und  \'oreingcnommenhcit  freizumachen«,  dem  Buch  könne  »in  sehr  wesentlichen 
Puncten  —  man  könnte  sagen,  seinem  ganzen  Sinn«  nacfa  —  der  Vorwurf  der 
Tendenzmadierei  wad  Unmssenschaftlichkett  nicht  erspart  werden«.  —  Eine  schltm» 
mere  Kritik  lässt  sieh  kaum  denken,  aber  sie  ist  ungerechtfertigt. 

In  der  EinleitunR  seines  Buches  J>emerkt  Dr.  Pieper.  cLass  das  RuhrrtVier 
die  erste  Stelle  einnimmt  unter  den  europäischen  Kohlenbecken.  Es  sollen  hier  an- 
stdicn  in  bauwürdigen  Flözen  bis  tn  einer  Tiefe  von  1500  Mttem  S4f3  Millionen 
Tonnen  Kohlen.  Im  Jahre  1900  entfiel  auf  jede  der  in  Betrieb  befindlichen  138 
Gruben  eine  Durchschnittsförderung  von  344000  Tonnen.  Die  grösstc  Förderziffer 
hatte  die  Zedie  Zolkrerein  mit  i  752  946  Tminen.  IXe  Onks^odnction  im  Ruhr- 
revier  beziffert  sich  für  1900  auf  9644157  Tonnen,  ausserdem  wurden  erzeugt: 
Ammoniak  .16504,  Benzol  12000,  Teer  77088.  Briquctts  XS30000  Tonnen.  Es  betrug 
allein  der  Wert  der  geförderten  Kuhlen  auf  den  Kofi  der  Belegschaft  berechnet: 
Jahr  1792  1870  i88d  1890  t8p5  1900 
Mark      470      1316      xfl84      aaog»)    1790  axgB 

Das  ganze  Ruhrbecken,  spcciell  die  Bcrparheitcrschaft,  ist  stark  durchsetzt  von 
slawischen  Elementen.  Nach  einer  Zählung  im  December  1897  wurden  bei  einer 
Gesarotbevölkertmg  von  i  404  428  Seelen  allein  108  566  Polen,  darunter  42  iia  er- 
wadisene  minnliche  Personen,  gezahlt.  Eine  Zählung  im  Januar  1900  trgab,  dass 
von  insgesamt  204  400  Bergarbeitern  69  379  in  den  östlichen  Provinzen  geboren 
waren.  Die  Verschlechterung  der  Arbeitsverhältnisse,  infolge  des  Massenzuzuges 
ans  den  rückständigen  Gegenden,  kommt  unter  andenn  auch  darin  zum  Ausdrud^ 
dass  die  einheimische  Bevölkerung  sich  immer  mehr  von  der  Bergarboit  abwendet; 
SO  waren  zum  Beispiel  1S90  nur  40  %  der  Söhne  heimischer  Bergarbeiter  als 
lolehe  atig. 

Einen  vollständigen  Umschwung  in  die  sociale  Lage  der  Bergarbeiter  brachten 

die  Gesetze  von  1851,  1860  und  das  allgemeine  Berggesetz  für  Preii<>cn  /1865/.  Vor- 
her waren  die  Knappen  gewissermassen  Staatsbeamte,  ihre  Entlassung  und  Annahme 
stand  nur  dem  Bergamte  so,  ebenso  die  Gedingefestsetzung,  Entlohnung  sowie  Ver- 
legung von  einer  Grube  rar  anderen.  >Für  die  Ruhrbergleute  war  von  grosser  Be- 
deutung das  Gencralprivilegium  für  Bergleute  in  dem  Herzogtum  Cleve,  Fürstentum 
Meurs  und  Grafschaft  Mark  vom  16.  Mai  1767.  Sie  waren  frei  von  >aller  Werbung 
und  Enroliierung«,  von  »allen  generellen  Städte-  und  Dorfschaftslastent,  sie  waren 
»in  .^nsehung  ihrer  das  Bergwesen  angehenden  Sachen i  der  privilegierten  Gerichts- 
barkeit des  Bergamts  unterstellt;  sie  hatten  Freiheit  von  allen  persönlichen  Lasten 
und  Diensten,  das  Redit  der  freien  Niederlassung  n.  s.  w.  Dazu  traten  weitgehende 
Bestimmungen  über  die  Fürsorge  für  erkrankte  und  invalide  Arbeiter  tmd  über 
Witwen  und  Waisen.« 

^  1890  iclmelltM  die  Ptetae  nach  dem  bekanatn  Beigarbeiteritnke  gewiltig  in  die  HBlie. 
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Dahin  ist  die  Bergmannsherriichkeit !  Hatte  der  Staat  /uiiächst  dem  Privatcapital 
nur  die  Aasbeutungr  des  Volkseigentums,  der  Kohlenfelder,  überlassen,  bei  Sidier- 

stelhinf?  der  socialen  Lage  der  Arbeiter,  so  gab  er  durch  die  angezogenen  Gesetze 
auch  die  Arbeitskraft  capitalistischer  Ausbeutung  preis;  mit  welchem  Re>uUalc,  wird 
man  noch  sehen.  Was  die  Gesetze  von  1851  und  1860  noch  an  X'orrcchten  der 
Knappen  hatten  bestehen  lassen,  das  räumte  das  allgemeine  Berggesetz  von  i<S65 
gründlich  aus  dem  Wege.  Der  Bergmann  war  nun  auch  ein  vollständig  freies 
Ausbeuttuigsobject.  Früher  betrug  die  Arbcit!>zeit  einschliesslich  Ein-  tmd  Ausfahrt 
6  bis  8  Stunden,  infolge  des  gesetzlichen  Schuttes  wurde  die  achtstündige  Schicht 
berechnet  ausschliesslich  Ein-  und  Ausfahrten.  Vielfach  nimmt  man  es 
aber  auch  damit  nicht  sehr  genau,  oft  liegen  zwischen  Beendigimg  der  Einfahrt 
und  Beginn  der  Ausfahrt  SVj  Stunden  und  mehr,  dazu  nimmt  bei  grossen  Beleg- 
schaften die  Ein-  und  Ausfahrt  «pne  Stunde  und  darüber  in  Anspruch';  femer 
mitssrn  die  Bergarbeiter  heute  in  sehr  vielen  Fällen  eine  Wegstunde  von  der  .Ar- 
beitsstelle bis  zur  Wohnung  und  umgekehrt  abmachen,  so  dass  sie  12  bis  13  Sttmden 
von  Hause  abwesend  sind  —  für  die  berühmte  Achtstundenschtcht  I  Hierzu  kommen 
die  vielfachen  überschichten,  zu  denen  sich  die  Bergarbeiter  durch  die  bckannlen 
zarten  Winke  —  Gedingekürzungen,  Entlassung  etc.  —  frctzuilUs  herbeilassen. 
Trotz  der  Weitherzipkeit  der  Behörden  bei  Bewilligung  von  Ausnahmen  in  Bezug 
auf  die  Bestimmunis'rii  iiber  Sonntagsruhe  und  Beschäftigtmg  jugendlicher  .Ar- 
beiter knmtnen  auch  in  dieser  Hinsicht  noch  mannigfache  V^erstösse  vor.  In  dem 
bekannten  Process  gegen  die  Gewerkschaft  Unser  l-ritz  im  Jahre  i8y9  wurde  ge- 
richtlich festgestellt,  dass  die  Schutzbestimmungen  bezüglich  d«r  BeschSftigung 
jugendlicher  Arbeiter  jahrelang  systematisch  übertreten  worden  waren  und  dass 
zum  Zwecke  der  Täuschung  der  Aufsichtsbeamten  die  Schichtenbücher  eine  Cor- 
rectur  erfahren  hatten.  —  Dass  die  Arbeitsintensität  trotz  der  von  seifen  der  Unter- 
nehmer sehr  oft  ins  Feld  geführten  Blaniiiaclierei  nicht  nacligelas-i n  hat,  beweist 
folgende  Zusammenstelltmg.  Es  verfuhr  durchschnittlich  jeder  Ruhrbergmann  im 
Jalirc:  1892      1893      1895      1897      1898  1899 

Schichten:  agS      .^ot       305      316      314      3i7  318^ 

Ein  heikler  Ptmct  ist  neben  dem  der  Arbeitszeit  der  Modus  der  Lohnberct-hniTug. 
Per  Lohn  wird  als  2^tlohn  pro  Schicht  festgesetzt  oder  nach  der  Menrje  der  g«'- 
förderten  Kohlen  berechnet.  Selbstverständlich  gilt  dafür  kein  einheitlicher  Satz. 
Die  Berechnimg  der  Accorde  (Gedinge)  ist  natürlich  schon  abhängig  von  der  Er- 
giebigkeit der  respectiven  Flöze  und  der  Schwierigkeit  der  Gewinnung  der  Kohle. 
Hier  ist  aber  ntm  der  Gunst  imd  Gabe  des  Steigers  ein  sehr  weiter  Spielraum  ge- 
lassen. Ahnlich,  soweit  die  Gunst  der  Beamten  in  Betracht  kommt,  verhält  es  sich 
mit  den  Schichtlöhnen,  welche  für  alle  übrigen  Arbeiter,  ausser  Stein-  uiul  Kohlen- 
hauem,  sowie  verschiedentlich  auch  Reparaturhauem,  angesetzt  werden.  Zu  der  Ab- 
hängigkeit von  der  Glm^t  der  Verhältnisse  kommt  für  die  Gedingearbeiter  noch 
der  Mangel  einer  verl;is-l:i  Inn  Controle  bei  den  Mcngenfeststcllungen,  da  die  Be- 
rechnung nicht  nach  Gl  wicht,  sondern  nach  Wagen  (Kasten)  geschieht.  Es  gibt 
Wagen  mit  Rauminhalt  für  500,  aber  auch  solche  für  550  Kilogramm  Kohlen.  Wer 
Pech  hat,  muss  grosse  Wagen  füllen!  Oft  ist  den  Arbeitern  der  Inhalt  der  Wagen 
überhaupt  nicht  bekannt;  zu  klein  werden  solche  Kasten  sicher  nicht  '^cin.  Dazu 
kommt  das  Nullen  der  Wagen.  Für  Wagen,  die  nicht  genügend  gefüllt  sind  oder 
zu  viel  Gestein  enthalten,  bekommt  der  Bergmann  keinen  Lohn.  Nun  fehlt  ihm 
aber  auch  die  Controle  über  die  Berechtigung  des  Nullcns,  er  weiss  nicht,  ob  die 
gestrichenen  Wnpen  wirklich  nicht  steinrein,'  ob  sie  nicht  genügend  gefüllt  waren, 
oder  ob  der  Bruckenwärtcr  aufs  GeratcwolU  genullt  hat,  um  eine  erforderliche 
Zahl  genullter  Wagen  herauszuschlagen!  Mehrfache  Übelstande  bringt  sodann 
(las  System  der  Lohnzahlungspcrioden  mit  sich.  Die  L<">hnung  findet  jeden  Monat 
statt.  Zwar  wird  Mitte  des  selben  ein  sogenannter  Abschloß;  gezahlt,  aber  es  ist 
das  immer  ein  willkürlicher  Betrag,  er  kann  weit  unter  die  Hälfte  des  Monais- 
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Verdienstes  fallen,  er  kann  aber  auch  darüber  hinausreichen.    Der  Bergmann  niuss 

daher  in  seiner  Haushaltung  mit  Monat>;einnahnien  rechnen.  •  Da  al>Cf  auch  diese 
<thr  vtarkeni  Wtrhscl  unicrliigcn,  schwtht  er  mit  allen  seinen  Berechnungen  meist 
in  der  Luft.  Leider  lässt  die  Ausbildung  der  Töchter  des  Volkes  in  der  Schule 
nach  dieser  Richtung  fast  alles  zii  wönschen  übrig,  von  Ökonomie  beim  Waren- 
cinkaiif.  libcr  d»  ii  N'alirv.  '.rt  der  verschiedenen  Xahrunigsmittel,  überhaupt  von 
Haushaltung  huren  sie  in  der  Schule  wenig  oder  gar  nichts.  Mit  raangelhaiter 
Au^ldung  müssen  dann  sehr  viele  Mädchen  nach  Entlassung  aus  der  Schule  sofort 
gewerbliche  Arbeit  aufnehmen.  Als  Hausfrauen  sind  sie  später  beim  besten  Willen 
nicht  in  «ler  Lage.  Haii>!iahi:ngsbudgels  aufzu^ielkü.  Ehe  >ic  sich's  verschon,  sitzen 
sie  in  Schulden  und  kunnncn  niclii  wieder  herau.x  Wuchenihclie  Lohnzahlungen, 
wie  sie  früher  'bestanden,  wurden  die  Hatishaltangen  geregelter  gestalten. 

Uber  die  LohnhüliL'  liegen  vollständig  einwandfreie  Statistiken  nicht  vot^;  das 
gilt  sowohl  von  den  I.ohi.!i.u!r.vri~(n  der  prcussischen  Bcrglxhorden,  wie  auch 
von  den  Angaben  der  Knappschuitsberufsgenossenschaft  und  den  Zusammen- 
stellungen des  allgemeinen  Knappschaftsvereins  in  Bochum.  Die  amtliche  Statistik 
stützt  sich  auf  das  von  den  BerRwtrksbesitzern  gcni;i<s  ^  79  des  allgemeinen  Berg- 
gesetzes vierteljährlich  einzureichende  Material.  Augegeben  werden  da  Produc- 
tton.  Arbeiterzahl,  Lohne  tmd  Zahl  der  verfahrenen  Schichten.  Zwecks  Ermitte- 
lung der  Angaben  i-^i  liie  Belegschaft  in  5  Cla: -en  eingeteilt.  Zur  Classc  .1  ^ch  .ren 
die  Hauer  und  (  ndingcschlepper ;  zur  Classe  Ii  <lu-  übrigen  unterirdiscli  lic  (  lu  f 
tigten  Arbeiter;  zur  Classe  c  die  über  Tage  bescliaiiigicn  erwachsenen  niannliclieii 
Arbeiter;  zur  Qasse  d  die  jugendlichen  männlichen  Arbeiter  unter  16  Jahren;  ztir 
Classc  e  —  diese  kommt  für  da'^  Ruhrrevier  fast  gar  nicht  in  Betracht  —  die 
weiblichen  Arbeiter.  Die  ganze  Methode  hat  den  Fehler,  das»  die  höchsten  und 
niedrigsten  Löhne  zusammengewürfelt  werden;  zum  Beisinel  werden  5chlei>per- 
löhne  von  2  bis  Mark  zusammen  verrechnet  mit  Hauerlöhnen  bis  6  Mark  und 
mehr.  Ein  durclischnittlichcs  Lohnbild  der  einzelnen  Gassen  gibt  es  nicht,  iimso- 
weniger,  als  die  Berechnung  der  Arbeiterzahl  durchaus  nicht  einwandfrei  ist.  Ein 
grosses  Moment  der  Unsicherheit  kommt  in  die  Berechnung  hinein  durch  die  starke 
Fluctuatioii  der  Belegschaftsmitglieder.  Kurze  Beschäftigungsperioden  bleiben  auf 
den  einzelnen  Zechen  ausser  Berechnung,  die  Zahl  der  Beschäftigten  erscheint  in 
der  Statistik  geringer,  infolgedessen  steigt  der  ermittelte  Durchschnittslohn.  Auch 
fehlt  iede  G>ntro]e  darüber,  inwieweit  Übcrschlchten  und  Überstunden  in  den  Be- 
rechnungen zum  Ausdruck  kommen.  Es  ist  nachgewiesen,  dass  in  einzelnen  Fällen 
die  Überschichten  nicht  einbezogen  worden  sind.  Dadurch  erscheint  wieder  der 
Tagesdurchschnittsverdienst  höher,  als  er  tatsächlich  ist.  Die  Berechnung  der  Be- 
rnfsgcno  senschaft  ist  darum  irreführend,  weil  sie  zuniiclist  attr  den  Aii^.iln-n  (!tr 
Zechen  basiert,  dann  aber  auch,  weil  der  1500  Mark  Jahresverdienst  uberschicssende 
Betrag  nur  mit  einem  Drittel  eingestellt  wird  —  bis  zum  i.  October  igoi  wurde 
der  über  4  Mark  Tagesverdienst  hinausgehende  Betrag  mit, einem  Drittel  einge- 
stellt — ;  andererseits  werden  für  die  jugendlichen  Arbeiter  mit  geringerem  Lohn 
die  oflsublichcn  Tagciuliiie  (also  höhere  Sätze)  verrechnet.  Dass  damit  keine 
richtige  Lohnstatistik  gewonnen  wird,  liegt  auf  der  Hand.  Ahnlich  verhält  es  sich 
mit  der  I.ohnberechnnnj;  des  allgemeinen  Knappschaftsvereins.  Dieser  verrechnet 
die  Beiträge  zur  iCrankcncasse  nach  Abstufungen  in  13  Lohnclassen.  Zur  i.  Lohn- 
dasse  gehören  alle  Arbeiter  mit  einem  Tagdohn  bis  zu  1,40  Mark,  die  2.  Classe 
umfasst  die  Arbeiter  mit  Tagelölmen  von  1.41  bis  1.80  Vark  u.  .s.  w.:  jedesmal 
tun  40  Pfennig  steigend  eine  höhere  Lolnulasse;  Arbeiter  mit  Lohnen  über  Sfio  .Mark 
Tagelohn  gehören  zur  13.  X'errechnungsclassc.  .\uch  diese  I.x)hnbercchnung  steht 
auf  schwankender  Grtmdiage.  Wie  bei  der  amtlichen  Berechnung  fehlt  die  Ga- 
r.Tutie,  dass  die  ülxjrstunden  bei  Berechnunj;  dt  r  Tajicltihne  eingestellt  wertlen,  hier 
wie  dort  diq  Ungenauigkeit  in  der  Feststellung  der  durchschnittlichen  Zahl  der  Beleg- 
schaftsmitglieder.   Irreführend  ist  auch  die  Berechnung  der  Ldstung  pro  Kopf: 
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es  wird  nicht  bcrücksichtiift  die  Nebcnproduction  (Gewinnung  von  Coaks,  Ammo- 
niak, Ziegelsteinen,  Briquetts  cic. ),  ferner  nicht  die  zeitweilig  einen  grossen  Teil 
der  Gesamtbelegschaft  absorbierenden   Vorrichtungsarbeiten   und  Ncuanlagen. 

Zunächst  folpt  hier  nun  eine  Lohnzusammenstellung  nach  amtlichen  Ermitte- 
lungen, ergänzt  durch  Lohnangaben,  die  aus  der  Zeit  vor  der  amtlichen  Statistik 
vorliegen.    Die  Durchschnitt$tageldhne  betrugen  (in  Mark): 


1853 

1858 

1863  1868 

»873 

1877 

flir  Ilauci 

1,95 

i.7S 

2.25  3.10 

SJOO 

2.36 

n  Schlepper 

? 

1.75  2.50 

? 

? 

l8Ro 

1885 

1890    1894  1R96 

1808 

1900 

in  Lohndasvse  a 

.'.7o 

.1.04 

3,08      3.73  3.90 

4.55 

b 

2,09 

2,22 

2,93     2.61  i.72 

3.ÜÜ 

3.36 

2,20 

2,36 

2,82      2,72  2,81 

3.04 

3.32 

d 

l,02 

1.05 

1,32      1.12  1.13 

1.20 

1.28 

Dil-  Zii^amnicnstelhing  Idssl  crkcniu-n,  wie  aus'-rrnrdcntlich  -schwankend  die  Liihiie 
sind;  in  den  letzten  6  Jahren  differierten  zum  Beispiel  in  der  Lohnclasse  a  die 
Durduchnittstagelöhne  um  1,27  Marie  Vddat  kann  man  ans  dieser  Statistik  er- 
sehen, wie  gross  der  Anteil  der  ßelegschaltsmitglieder  an  den  einzelnen  Lohnclassen 
ist.  Von  1888  an  sind  die  Zahlen  angegeben,  sie  zeigen  in  allen  ClaN«'n  «^f  et  ige 
Zunahme,  in  der  Zeit  von  i88ä  bis  1890  in  Lohnclasse  a  um  7,1,  in  Lohnclaase  b 
um  304,  in  Lohnclasse  c  um  126,  und  in  Lohnclasse  d  um  92%* 

Die  nachfolgende  Tabelle,  entnommen  duv  Statistik  des  allgemeinen  Knappschafts- 
vcrein«-  pibt  einen  Massstab  über  die  Ver^^llR■llU^p  des  Anteiles  der  Belegschaften 
an  den  unzeincn  Lohnclassen.  Es  gehurten  zur  Lohnclai>sc  (in  %  der  Gesanii- 
belegachaft) : 


Jahr 

I  bis  IV 

V  bis  VII 

VIII  bis  X 

XI  bis  XIII 

1803 

16.4 

34.0 

37.4 

11.3 

iSo ; 

17.4 

37.6 

37.5 

7,5 

1894 

17,2 

37.0 

38,6 

7.2 

1895 

16,5 

36.8 

•  39.5 

7,2 

13.0 

32.3 

42.4 

II. 4 

1897 

11,2 

26,2 

39.0 

-'.J.0 

1898 

8,7 

24.8 

35.2 

31.3 

1899 

6.7 

J0.7 

28.4 

44-» 

1900 

5.9 

17.7 

24.4 

S2,o 

1901 

6.8 

20.0 

28,0 

44.3 

\003 

7.ft 

JO.O 

39.6 

31,7 

Der  Anteil  der  Gesamtl>elegschaft  an  den  beiden  höchsten  Lohncla^scn  ging  seit  1900 
von  41  auf  17  %  zurück  oder,  in  absoluten  Zahlen,  von  96756  auf  42  2öi  Per- 
sonen. Die  drei  höchsten  Lohnclassen  umfassten  1900  rund  125  ooa  1902  nur  noch 
rund  78000  Personen.  Die  Zalilen  ergeben  ein  sehr  starkes  Zurückfliesson  ans  den 
höchsten  in  die  niedrigeren  Lohndassen.  Dabei  muss  aber  noch  berücksichtigt  werden, 
daas  die  GesamtmitgliedenEaht  1903  gegen  1900  um  12000  höher  war,  mithin  bei 
normaler  Entwickelung  auch  die  MitgliederziflFern  für  die  höheren  Classen  steigen 
mussten.  Statt  dessen  haben  wir  1902  ein  Zurückfallen  aus  der  13.  Classe  auf  tmter 
ein  Drittel  des  Statuts  des  Jahres  1900. 

Selbstverständlich  geben  aber  die  Löhne  allein  durchaus  keinen  Massstab  für  die 
wirtschaftliche  Lage  der  Arl>eiter.    Die  Klangvolle  Gründerzeit  brachte  für  den  Ridir- 
bcrgmann  durchaus  nicht  die  goldene  Zeit,  wie  man  in  Riicksirht  auf  andere  I'.rwerhs 
gruppen  anzunehmen  leicht  geneigt  sein  konnte.    Wie  aus  obiger  Zusatmucn^tcUung 
ersichtlidi,  betrug  der  Lohn  für  Hauer  1873  rund  5  Mark,  das  war  die  Glanchöhe : 
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1872  stand  der  Tagesverdienst  auf  4,50  Mark,  1874  schon  wieder  auf  4  Mark.  Dann 
ging  es  rapide  hernnter  bis  auf  2,50  Mark       Jahre  1877.   Erst  in  den  achtziger 

Jahren  trat  eine:  Frliöhung  ein.  Oldenburg  niciiit  :  >Dass  noch  in  den  achtziger  Jahren 
die  Situatiun  der  Bergleute  mindestens  an  die  ürcn/c  einc5  Notstandes  streifte,  ist 
auch  die  übereinstimmende  Ansicht,  die  sich  in  kurzen  Notizen  sowohl  in  den  vom 
Oberbergamt  wie  den  vom  bergbaulichen  Verein  erstatteten  Jahresberichten  zu  wieder- 
holten Malen  kundgibt.  Unter  den  auf  den  Einkauf  sämtlicher  Lebensmittel  angewie- 
senen Arbeitern,  so  sciireibt  das  Oberbeigamt,  fehlte  es  auch  1881  vielfach  nicht  an 
aolchen,  deren  Verdienst  nur  eben  für  die  notwendigsten  Lebensbedürfnisse  hin- 
reichte und  die  sich  infolgedessen  Einschränkungen  auferlegen  mu&stcn.«  Tausende 
von  tüchtigen  Bergarbeitern  wanderten  damals  aus.  Es  war  unter  der  privatcapita- 
listischen  Wirtschaft  weit  gekommen  mit  dem  einst  social  und  wirtschaftlich  bevor- 
zugten Bergarl>citerstand.  Ende  der  achtziger  Jahre  begann  eine  Pertode  steigender 
WcrksKewinni*.  Die  Arbeiter,  <lic  an  der  l>esscren  Conjunctur  participiercn  wollten, 
wurden  schliei>slich  in  den  Strike  getrieben.  Dieser  brachte  dann  ein  enormes  An- 
schwellen der  Prdse,  and  auch  das  Lohnniveau  hob  sich.  Aber  in  den  nächsten 
Jahren  bis  1805  folgte  wieder  ein  grewaltiger  Lohnsturz,  es  stiegen  dann  die  Löhne 
wieder  bis  1900.  um  in  den  nächsten  Jahren  wieder  stark  abzubrechen.  Zum  guten 
Teil  resultiert  der  höhere  Jahreslohn  in  der  letzten  Periode  des  Aufschwunges 
aber  aus  Steigerung  der  Schichten»  es  wurden  monatiich  40  bis  45  Schichten  verfahren. 
Den  Mehrverdienst  stempelt  man  zu  Lohn  Steigerungen.  Wenn  eine  tMierschicht  die 
andere  jagt,  dann  paradiert  man  gern  mit  Jahreslöhnen,  für  Lohnreductionen  macht 
man  immer  die  Conjunctur  verantwortiidi.  TatsächKch  haben  die  RohstoflFverbinde, 
in  erster  Reihe  das  rheinisch-westfälische  Kohlensyndikat,  die  Verhältnisse  auf 
dem  Inlandsmarkt  sehr  imgünstig  beeinflusst.  Indem  den  Inlandsverbrauchem  die 
Kosten  für  billige  Auslandsverkäufe  auferlegt  wurden,  schwächte  man  deren  Con- 
cnrrenzfähigkeit  auf  dem  Auslandsmarkt  und  damit  auch  deren  Verbauch  an  Roh- 
stoffen. Zur  Subvention  von  Verkäufen  an  das  Ausland  erhob  da-;  Kohlensyndikat 
bis  October  1901  eine  Umlage  von  3  %,  dann  6  %,  das  Coakssyndikat  erhob  1902  eine 
solche  von  3  %.  Die  Schädigung  d«r  deutschoi  Volkswirtschaft  durch  die  gekenn- 
zeichnete Preispolitik  ist  von  den  Organen  der  verarbeitenden  Industrie  wiederholt 
constatiert  worden.  Die  Industrie,  ein  ausgesprcchenes  Untemehmerorgan,  princi- 
piell  sehr  cartellfreundlich,  schrieb  in  Folgerung  der  durch  das  Verhalten  der  Roh- 
stoffverbfinde  für  die  Industrie  herbeigeführten  Schäden :  »Sie  beständen  besser  nicht  1« 
Am  meisten  hatten  die  .Arbeiter  unter  der  Tascheninteressenpolitik  der  Syndikate 
zu  leiden.  Eintretende  Arbeitslosigkeit  drückte  schon  die  Löhne  herab,  ohne  dass 
noch  das  Moment  der  Preisreduction  und  für  die  verarbeitende  Industrie  Stabiiitat 
(Ii :  PrciNe  für  die  zu  kaufenden  Rohstoff^  hinzukam.  Nicht  nur  in  der  Eisen- 
industrie, auch  für  den  Bergmann  gingen  die  Löhne  sprunghaft  zurück.  Die  Durch- 
schnittstagelohne gingen  für  Hauer  von  Mai  1901  bis  Mai  1902  um  50  Pfennig  bis 
I  Mark  nach  unten,  für  die  übrigen  Arbeiter  betrug  der  Lohnrückgang  50  bis  75 
Pfennig  pro  Tag.  Die  Ixihnreduction  schwankte  im  Durchschnitt  zwischen  12  bis 
ao  %  und  resultiert  zum  Teil  aus  Gedinge-  und  Schichtlohnvcrmimlerung,  zum  Teil 
auch  aus  Fortfall  der  überschichten  und  Einlegung  von  Freischichten.  Der  Lohn- 
rückgang  würde  noch  stärker  gewesen  '-rin,  wrmi  nicht  viele  ahf^clcf^tr  Bej^leuto 
Unterkunft  geftmden  hätten  bei  den  Vorrichtungsarbeiten  auf  circa  40  neuen  Schacht- 
anlagen, darunter  einigen  üscalischen. 

Vielfach  stösst  in  der  Untemehmerpresse  die  Klage  auf,  die  Leistung  der  Berg- 
arbeiter sei  zurückgegangen.  Wie  berechtigt  solche  Behauptungen  sind,  ergibt 
folgende  Zusammenstellimg.    Es  betrug  einschliesslich   sämtlicher  Beamten  die 

Leistung  pro  Kopf : 

Jahr        1860      1870      1880      1890      189s      1897      1899  1900 
Tonnen     i6o      aa6      aflis      ^      966      ^5     aGM  alSs^ 

31- 


Digitized  by  Google 


474 


WILHELM  DÜVELL  •  ÜBER  DIE  LAGE  DER  BEROARBEU  liR  IM  RUHRREVIER 


AiuschlieasUch  der  Beamten  betrug,  auf  den  Kopf  der  Belegschaft  berechnet,  die 
Ldstung: 

Jahr  1889  1891  1893  1895  1897  1899  1900 
Tonnen  302  278  271  274  383  3^4  371 
Was  die  Tabellen  zunächst  zeigen.  i>i.  dass  die  Leistung  nominell  1900  weit  über 
den  Durchschnitt  von  30  bis  40  Jahrcji  hinansgeht,  dass  weiter  die  Leistung  in  jenem 
Jahre  gleich  steht  mit  der  Leistungsquote  Anfang  der  neunziger  Jahre.  Im  Laufe 
der  Jahre  ist  aber  eine  bedeutende  QualitätSTerschicbang  eingetreten.  Durch  die 
grössere  Teufe  der  Schächte  wird  die  Kohlengewinnung  schwieriger,  hinzukommt, 
dass  die  eigentlichen  Gewinnungsörter  jetzt  oft  eine  halbe  Stunde  und  weiter  vom 
Förderschacht  entfernt  sind,  die  gelösten  Kohlen  viel  grössere  Transportarbeit  be- 
anspruchen. Ferner  beansprucht  der  jetlt  vielfach  übliche  Bergeversats,  das  Füllen 
der  ah}^t•l)autcn  Strecken  mit  den  sonst  zu  Tage  geförderten  Steinen,  einen  Teil 
Arbeitskraft  und  Zeit.  Schliesslich  wird  durch  die  Zusammenstellung  auch  absolut 
ein  falsches  Bild  von  Gesamtproduction  und  Leisttmg  pro  Kopf  gegeben.  Ein  grosser 
Teil  der  Bclegscliaft  ist  heute  bei  der  in  den  letzten  Jahren  immer  mehr  forderten 
Gewinnung  von  Nebenproductcn  beschäftigt,  speciell  die  Coaksproduction  absorbiert 
reichlich  Arbeitskräfte,  viele  Tausende  von  Arbeitern  waren  in  den  letzten  Jahren  stets 
bei  Anlage  neuer  Schächte  tätig,  ferner  nahmen  in  den  letzten  Jahren  die  Vorrich« 
tungsarlxiitcn  eine  gesteigerte  Zahl  Arbeiter  in  Anspruch.  Unbekümmert  darum 
hat  man  die  gesamte  Belegschaft  auf  die  Production,  und  zwar  nur  auf  die  Kolilen- 
production,  verrechneL  Dies  alles  berüdcsiditigt,  muss  man  das  Resultat  gewinnen, 
dass  trotz  natürlicher  Erschwerung  der  Kohlengewinnung  die  Leistung  der  Arbeiter 
quantitativ  nocli  ganz  respectabel  gestiegen  ist. 

Wenn  das  auch  weniger  in  den  Löhnen  zum  Ausdruck  kommt,  die  Untcmehmcr- 
gewinne  haben  darunter  nicht  gelitten.  Während  die  Arbeitslöhne  seit  1895  um  circa 
30  %  stiegen,  gingen  die  Unternehmergewinne  um  das  Zehnfache  und  mehr  in  füe 
Hohe.  Dabei  smd  die  Dividenden  reguliert  durch  enorme  Abschreibungen,  Tantiemen 
und  andere  verschleierte  Überschüsse,  die  in  den  letzten  5  bis  6  Jahren  von  den  haupt- 
sächlich in  Betracht  kommenden  Ruhrgruben  heran sgewirtschaftet  worden  sind.  Die 
Überschüsse  decken  sich  ziemlicli  mit  der  Summe  des  Actiencapitals ;  15  Gewerk- 
schaften verteilten  in  dem  Jahrfünft  von  1895  bis  iSqq  pro  Kux  oder  Anteilschein 
durchschnitilicli  .?7.3.^'A  Marfcl  —  Die  Bergarbeiter  können  dafür  eine  Steigerung  der 
Unfälle  uiul  l'jktankimgen  constatieren.  Die  Zahl  der  entschädigungspflichtigen 
Unfälle,  pro  1000  versicherte  Personen,  betrug: 

Jahr  1888  1890  1892  1894  1896  1898  1900  1901 
Falle  9.68  in,8o  13,92  15.30  15,31  15.83  14.11  1448 
Im  letzten  Jahre  war  die  Zahl  der  Unfälle  um  rund  50  %  höher,  als  1888.  Auf 
je  100  Mitglieder  des  allgemeinen  Knappschaftsvereins  entfalten  in  den  Jahren  1900 
und  igoi  63  Erkrankuu^.-fälle.  während  der  Durchsduiitt  für  sämtliche  Krankeu- 
cassen  des  Deutschen  Reiches  sich  auf  ^  Erkrankiuigsfälle  pro  lOO  Mitglieder 
belauft. 

Wird  die  wirtschaftliche  Lage  der  Arbeiter  im  Bergbau  durch  die  hohe  Erkrank« 

ungsgefahr  sclum  sehr  ungünstig  bccinflusst.  so  ist  aber  auch  noch  zu  berücksichtigen, 
dass  die  nominelle  Lohnhöhe  verschiedener  Zeiten  nicht  ohne  weiteres  den  Mass&tab 
gibt  für  die  wirtschaftliche  Lage  der  Arbeiter;  die  Kaufkraft  des  Geldes  ist  bedeu- 
tenden Schwankungen  ausgesetzt.  So  sind  bcis|Melswet9e  die  Wohnungsmicten  im 
Ruhrrevier  in  den  letzten  20  Jahren  fhirchpängig  um  mindestens  100  %  gestiegen. 
Ahnlich  verhält  es  sich  mit  den  wiciuigstcn  Lebensmittelpreisen,  im  Verwaltung s- 
bericht  der  Stadt  Dortmund  werden  folgende  Preisveränderungen  von  x888  gegen 
4898  angegeben;  es  stieg  der  Preis  pro  Kilo:  Rindfleisch  von  1,25  auf  1,30  Mark. 
Schweinefleisch  von  1,14  auf  140  Mark,  Kalbfleisch  von  1,18  auf  1,50  Mark,  Hammel- 
fleisch von  1,12  auf  i»3D  Mark,  Schwanbrot  von  0,17  *uf  0;»  Mark,'  Eter  (pro  100 
Stück)  von  3,20  auf  4,57  Mark  n.  s.  w.   Das  sind  bedeutende  Prdsstdgamgen. 
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Dr.  Pieper  kommt  ;!:u  dem  Resultat ;  tnirulostcns  III  demselben  GTtAt,  wie  die  Löhne 
stiegen,  wurde  auch  die  Lelxfishaltung  teurer. 

Hier  glaubt  Dr.  J.  einsetzen  zu  können,  um,  wie  er  meint,  »an  einigen  markanten 

Beispielen«,  die  Tcndcnzmachcrci  des  Dr.  Pieper  zu  beweisen.  Zu  diesem  Zwecke 
führt  er  eine  Tabelle  an,  die  über  die  Jahresdurchschnittspreise  wichtiger  Leben smittc\ 
im  Kleinhandel,  berechnet  vom  preussischen  statistischen  Bureau,  aus  den  Stadien 
Bochum,  Dortmund  und  Essen.  Zunächst  sei  dazu  bemerkt,  dass  keine  dieser  Städte 
eine  Markthalle  besitzt,  eine  einwandfreie  Warenpreistabellc  daher  gar  nicht  aufgestellt 
werden  kann.  Die  Preise  differieren  nicht  nur  zwischen  den  einzelnen  Städten  teil* 
weise  sehr  stark,  selbst  in  ein  und  derselben  Stadt  weisen  die  Preise  im  Kleinhandel 
je  nach  Stadtteilen  nicht  unerhebliche  Verschiedenheiten  auf,  und  die  Preise  swisdien 
Stadt  und  Land  differieren  verschiedentlich  zwischen  lo  bis  50  %.  Dr.  J.  bctsst  sich 
auf  die  Redewendung  fest,  die  Lohnsteigerung  während  der  Hochconjunctur  habe  mit 
der  Verteuerung  der  Lebenshaltung  nicht  entsprechend  Schritt  gehalten.  An  der  Hand 
der  Tabellen  will  er  nachweisen,  dass  seit  1896  die  Lohne  hoher  stiegen,  als  die  Preise 
der  Lebensmittel.  Das  ist  wirklich  eine  bequeme  Beweisführung.  Dass  von  1890  bis 
i8g6  die  Preise  der  Lebensmittel  und  Mietswohnungen  stiegen  oder  mindestens  stabil 
blieben,  während  die  Löhne  sanken,  ignoriert  Dr.  J.,  ihn  interessiert  mehr,  dass  die 
Lehenshaltung  nach  1896  nicht  in  demselben  Masse  teurer  wurde,  als  die  Löhne  stiegen. 
Damit  soll  erwiesen  sein,  dass  die  Lage  der  Arbeiter  sich  gehoben  hat.  Mit  solcher 
Wissenschaftlichkdt  kann  man  schliesslich  nachweisen,  dass  die  Lage  der  Arbeiter 
sich  ständig  günstiger  gestaltet,  wenn  tatsächlich  die  wirtschaftlichen  Verhaltnisse 
sich  verschlechtert  haben.  Man  braucht  nur  Perioden  ungtinstiger  Entwickelung  zu 
ignorieren,  berucksiditigt  werden  nur  Perioden  mit  steigender  Lohntendenz,  dann 
lassen  sich  die  schönsten  Bilder  ausmalen.  Auf  diese  Weise  constaticrt  Dr.  J.:  die 
Löhne  sind  von  1888  bis  1900  um  54  %  gestiegen,  die  höchste  Steigerung  einer  Ware 
betrug  aber  nur  25  %,  also  hielt  die  Verteuerung  der  Lebenshaltung  nicht  gleichen 
Schritt  mit  der  Lohnsteigertmg.  Mit  solcher  Beweisführung  stellt  sich  Herr 
Dr.  J.  auf  die  {fähr  wissenschaftlicher  Forschung,  die  er  Dr.  Pic^wr  abspricht 
Das  Jalir  igoo  war  bezüglich  der  Lohnhöhe  ein  Ausnahmejahr,  teils  stiegen  die 
Löhne,  teils  erzielten  die  Arbeiter  ein  höheres  Einkommen  durch  massenhafte  Über- 
schichten. Nimmt  man  das  Jahr  hX)2  zwn  Wrglcicli  mit  1R88,  bekommt  man  ein 
ganz  anderes  Bild,  als  Dr.  J.  zeigen  will.  Die  Werte  für  1888  mit  100  angesetzt,  er« 
gibt  sich  für  1902  nach  den.  .\ngaben  im  Glückauf  folgende  Vergleidtung: 


Es  betrug  der  Preis 
(in  'Ör 

Jahr 

in 

Bochinii 

Doitmuiid 

Essen 

(ToBSum 
Krupp 

Lohn 
(iu  .Mark) 

Rindfleisch  | 

IHHS 

UX) 

1  -'0,9 

100 
107.7 

100 
112.8 

100 

108.5 

100 
131.05 

lSft8 
100» 

100 

121,5 

IfX) 

138.8 

118.2 

100 
146 

100 

131.05 

Kalbfleisch  [ 

1SS8 
1 "  n 

1«X> 

l-'7.5 

100 

100 

l  -'4.4 

100 
121,6 

100 

131.05 

gerSncberten  Speck  .  .  .  .  | 

ISSS 
l')o_' 

100 

100 
114.7 

100 
131.3 

100 
1374 

100 
131  .OS 

10.?.« 

lon 
\i)(> 

loo 
I 1 .4 

100 

100 
131.05 

Zur  leichteren  Übersicht  sind  die  Lolinsteigerungen  hinter  jeder  Ware  eingestellt; 
man  kann  an  den  Angaben  des  Herrn  Dr.  J.  constatieren.  dass  sich  beim  Fteisdi 
die  procentuale  Preissteigerung  oft  ülwr  die  I^ohnstcigerung  erhebt.  Wie  wenig  be- 
rechtigt das  Upcricren  mit  der  Lohnsteigerung  von  54  %  von  1888  auf  1900  ist,  kann 
Herr  Dr.  J.  im  Aprilheft  1903  der  von  ihm  benutzten  Zeitschrift  (^/iki^aii^  nachlesen.  Es 
wcrdai  dort  die  Lohnermiitelungen  veröflTentlicht.  In  der  nachstehenden  Tabelle  sind 
die  Lohne  absolut  und  in  ihrem  Verhältnis  zu  den  Löhnen  von  1903  aufgeführt,  ferner 


Digitized  by  Google 


478 


WILHELM  DOWELL  •  OBER  DIE  LAOE  DER  BERGARBEITER  IM  RUHRREVIER 


ist  (las  Verhältnis  der  Preise-  von  Speck  und  Schweinefleisch  für  die  einzelnen  Jaiirc 
gegen  das  Jahr  1902  veransdiaulicht.  berechnet  nach  den  von  Herrn  Dr.  J.  an- 
gegebenen Preisen  im  Kruppschen  Consum. 


JdiiJ 

Jalues- 
dnrrhsihiiitts- 
veidicnsl 
(in  Mark) 

1  '>ö-'  war  iJtT 
i^uUn  iu  ^  0 
+  oder  — 

1902  war  der  Preis 
in  %  +  od«r  —  b« 

ibüg  .  .  . 

941 

+  20 

+  n.i 

+  19.0 

1890  .  .  . 

1067 

+  6 

+  S.«6 

+  14.1 

1891  .  ■ 

1086 

+  4.14 

+  20,0' 

-f  26.9 

1892  .  .  . 

<no 

+  16 

+  16.1 

+  23.2 

I89d  . 

946 

+  19.5 

+  18,0 

+  19,9 

1894  .  .  . 

Q61 

+  17.7 

+  20,0 

+  18.0 

1895  .  •  . 

96S 

+  16,9 

+  27.6 

+  28.7 

1896  ,  .  . 

1035 

+  9,2 

+  .^-'.35 

-T  30,7 

1897  .  .  . 

11 2S 

-f  0,26 

+  18,00 

+  19.0 

1898  -  .  . 

1175 

—  3.74 

+  9,75 

-f  15.6 

189<>  .  .  . 

l-'55 

—  0,88 

+  --1.6 

+  .M.4 

1900  .  .  . 

133-' 

—  15,00 

+  25.0 

+  26,9 

1901  .  .  . 

1224 

—  7,60 

+  11,1 

+  11.8 

1902  .  .  . 

1131 

Der  Lohn  im  Jahre  1902  erhebt  sich  also  weniger  über  den  in  den  einseinen  Jahren  von  * 
1890  bis  iS')S.  als  für  dieselben  Jnhre  sich  der  Frei-;  der  für  die  Arbeiter  wichtigsten 
Fleisdiäurten  unter  dem  Preis  von  igo2  halt.  An  der  absoluten  Lohnhöhe  gcmciisen, 
waren  die  Jahre  i8g8  bis  1903  für  den  Arbeiter  ja  sehr  gunstig,  besonders  anch,  wenn 
man  den  Preisstand  der  angeführten  Fleischsortt-n  in  Betracht  zieht;  aber  da  muss 
eben  berücksichtigt  werden,  dass  die  verfaluenen  Überschichten  auch  venndirte 
Arbdtskraft  beanspruchen,  was  wieder  eine  vermehrte  und  bessere  Nahrungszufubr 
bedingt,  wodurch  der  Mchrverdienst  zum  Teil  wieder  absorbiert  wird.  Im  allgemeinen 
ist  p.Ik T  heute  die  Lehenshallung  des  Arbeiters  auch  schon  darum  teurer,  weil  die 
Arbeitsintensität  in  den  letzten  Jahrzehnten  bcdeucnd  gestiegen  ist,  was  auch  eine 
bossere  Nahrttnc  bedingt,  soll  die  Arbeitskraft  nicht  frfihzeitiger  aufgebraudit  sein. 
Lässt  man  also  die  amtlichen  Lohnangalirr^  als  einwandfrei  gelten,  so  kann  von  einer 
wirklichen  Verbesserung  der  Lebenshaltung  doch  kdnc  Rede  sein.  Es  darf  nämlich  auch 
aicht  die  starke  Steigerung  der  Wohnungamieten,  Steuern  etc.  vergessen  werden. 
Aber  der  Cardinal  fehler  bei  den  amtlichen  L<^angBbcn  ist.  dass  sie  auf  Zuverlässig* 
keit  durchaus  keinen  Anspruch  erhc(ben  können,  worauf  oben  ja  schi»ii  hingewiesen 
worden  ist.  Diesen  Mangel  ignoriert  Herr  Dr.  J.  vollständig.  Auch  ein  markantes 
Beispiel  wissenschaftlicher  Widerlegung! 

l'm  7\i  beweisen,  dass  die  Unfallquotc  gesunken  ist,  gibt  Herr  Dr.  J.  Durchschnitts- 
zahlen an.  Darnach  ist  die  Zahl  der  beim  Ruhrkohlenbergbau  zu  Tode  gekommenen 
Knappen  von  3.5^3  im  Durchschnitt  der  Jahre  1867  bis  1870  auf  2,144  in  1902  pro 
1000  versicherte  Personen  zurückgegangen.  Hierbei  wird  wieder  ein  wichtiger  Factor 
verpes-^en.  Seit  i8(>7  ist  die  2ahl  der  eigentlichen,  unterirdisch  besch.äftititen  Berg- 
arbeiter relativ  immer  mehr  zurückgegangen.  Der  Procentsatz  der  über  Tage,  bei 
mimler  geföhrlidier  AfMt  Beschäftigten  nimmt  demgegenüber  stets  zu.  Dann  aber 
gehören  auch  zu  den  Unfällen  diejenigen,  die  nicht  gleich  tiitliche  Folgen  haben.  Wie 
es  mit  der  Abnahme  der  cntschädigungspflichugen  Unfälle  aussieht,  ist  vorstehend 
schon  deutlich  genug  ausgeführt 

Zweifellos  hat  sich  die  Lage  der  Bergwerksbesitzer  in  dem  letzten  Jahrzehnt  ganz 
bedeutend  gehoben.  Was  die  .A^rbciter  an  Lohn  mehr  erlangten,  ist  vorwiegend  die 
Frucht  intensiverer  und  extensiverer  Ausnutzung  der  Arbeitskraft;  das  Gewonnene 
geht  verloren  durch  die  Verteuenmg  der  Ldienshaltmig. 
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Wirtechaf» 

Von  dem   ANLEIHEBEDARF  DER 
KRIEGFt'HRExNDEN  ist  schon  ui 
voriger  Rundschau  die  Rede  gewesen.  Die 
Russen  haben  sich,  Anfang  Mai,  be- 
reits zur  Aufnahme  einer  5  procentigen 
Anleihe  von  300  Mill.  Rubeln  im  Aus- 
lände entschliesscn  müssen.   Ein  fran- 
zösisches Bankenconsortittm  hat  das 
Geschäft   übcmninmen   —  wie  es  noch 
immer  heisst:  in  der  Form  eines  reinen 
Vorschussgeschäfts,  durch  Begebung  von 
Schatxscbeiiicn  mit  fvinfiahriger  Laufzeit 
(Rückzaiilung^itrimn :  14.  Mai  1909). 
Aber  auch  Japan  hat  unterdes  in  Eu- 
ropa angeklopfL   Wie  gemeldet,  wurden 
von  London  ans  in  New  York  Beteili- 
gungen Ihm  einem  Garantiesyndikat  für 
eine  6procentige  japanische  Schatzbons- 
anleihe (von  200  Mill.  M.)  angeboten, 
die  von  der  Hongkong-  und  Shanghai- 
Büttkgcscliscliaft    und    der  VoL-ohanta' 
Bank  zu  93  %  angeboten  worden  war. 
Diese  Schatzbons  hätten  sieben  Jahre  zu 
laufen ;  sie  sollen  durch  japanische  Zoll- 
einnahmLii  sichergestellt,  die  Coupons  als 
ZoHzahlung  jederzeit  zum  vollen  Nenn- 
wert angenommen  werden.   Da  den  Ver- 
mittlern der  Grossfinanz  noch  eine  Pro- 
vision von  2  %  zugedacht  sein  soll,  so 
ergeben   sich  alles  in   allem  ziemlich 
drückende  Bedingungen  für  Japan.  Man 
freut  sich  zwar  dieses  temiieramcntvollen 
Mauerbrechers  gegen  die  russische  Um- 
klammerung Asiens;  aber  man  hält  doch 
nicht  alles  für  Dancigold,  was  im  Augen- 
blick durch  Attacken  and  Si^  glänzt. 
X  X 
Die    EUROPÄISCHE  GESCTL^FTS- 
STIMMUNCj,  von  Russlarid  aligesehen, 
hat  in  letzter  Zeit  fast  ulxTali  an  Z  u  - 
versichtl  ichkeil  gewonnen. 
Die  das  letzte  Mal  erwähnte  zweimalige 
Discontherabsetzung  in  London  darf  als 
V.  t-ithin     sichtbar  ^tt  s    Symptom  bierfür 
gelten.  Denn  auch  in  England  hat  die 
Productionsbelebung    deutliche  Fort- 
schritte gemacht,    und  die  leichtere  Zu- 
gänglichkeit des  Leihcapitals   wird  den 
Erholongqnocess    noch  beschleunigen 
und    vertiefen.     Besonders    aus  dem 
englischen  Schiffsbau  lauteten  die  Nach- 
richten   wesentlich   günstiger ;    der  Sttt- 
tist  sprach   sogar    etwas  voreilig  von 


einem  »wundervollen  Aufschwung«.  Die 
.\bstossung  älterer  Schiffe  an  die  Kricgs- 
beteiligten  in  Ostasien  ist  dabei  nicht  ohne 
Wirkung,  ferner  die  gestiegene  Nachfrage 
für  die  \  erschicdenartigsten  Transporte, 
wie  sie  der  Krieg  im  Gsfolge  hat  Man 
hört  auch  schon  von  wiederbeginnenden 
Lohnbewegungen  —  «in  Zeichen,  wie  tief 
die  W  endung  zum  Besseren  sid^  fühlbar 
macht. 

X  X 

In     Deutschland     steht    die  Festigung 
des  STAHLWERKVERBANDES  noch 
immer  im  Mittelpuncte  der  Aufmerksam- 
keit.   Der  letzte  Stein  des  Anstos<es.  der 
Widerstand  des  Phönix,   ist  durch  die 
Generalversammlung  vom  26.  .\pril  aus 
dem  Wege  geräumt  worden.    Der  Ver- 
band,   oder  der  hinter  dem  Verband 
stt  lunde  Bankenkrei-.  batTf  ofFenbar  durch 
Actienaufkauf  die  Mehrheit  von  vornher- 
ein in  den  Händen.  Der  Generaldirector 
Kamp  wandte  sich  vergebens  in  langer 
Darlegung  gcgc>n  den  Anscliluss  des  W  cr- 
kes :  35  bis  36  Mill.  M.  des  Anlagecapitals 
habe  man  unnütz  verpulvert,  wenn  man 
den  angebotenen  Bedingungen  zustimme. 
Das  half  alles  nichts  mehr;   auch  die 
Gegenrede  des  Vorsitzenden  des  Suhl- 
werkverbandes, des  Gdieimrats  Kirdorf- 
.Aachen,  war  kaum  noch  nötig;  die  Of- 
ferte des  Verbandes  ging  mit  starkem 
Stimmenübergewicht  durch. 
In  Belgien  soll  nunmeUr  gleichfalls 
die  Vorbereitung    eines  entsprechenden 
Verbandes  bis  an  die  Schwelle  der  .\us- 
führung  gerückt  sein.    Was  in  Deutsch- 
land Krupp  und  der  Phönix,  das  war  in 
Belgien  die  (Icscllscbaft  Siimbrc  ,1  Mn- 
seile,  welchq  die  zugebilligte  Beteiligungs- 
quote zu  niedrig  fand    Die  Einigung 
scheint  jetzt  auf  ähnliche  Art.  wie  bei 
Kiupp.  zu  gelingen:  Die  Gesellschaft  er- 
hält vor  allem  eine  Vorzugsstellung  bei 
einer    künftigen  Vermehrung   des  Ge- 
samtkontingents zugesichert.    Auch  die 
Statuten  des  belgischen  Roheisen- 
s>ndikats  (Syndicat  beige  pour  la  irntt 
des  foHtes)  sind  nunmehr  bekannt  gege- 
ben.    Demzufolge  befasst   sich  dasselbe 
nicht  nur   mit   dem  gemeinschaftlichen 
Verkaufe  des  von  den  vereinigten  Wer- 
ken producierten  oder  noch  zu  produzie- 
renden Roheisens,  sondern  k.mn  auch  den 
.Ankauf  von  R^ieisen  für  sich  und  seine 
Kundschaft  in  seinen  Bereich  ziehen. 


Digitized  by  Google 


RUNDSCHAU  -  ÖPFENTUCHES  LEBEN  •  WIRTSCHAFT 


478 

In  England  macht  dagegen  der  junge 
schottische       S t ah  1  ve  rb  a n  d  . 

diM  man  zu  liiicr  iinifasscndcrcii  Orga- 
nisation auszubilden  suchte,  bereits  wie- 
der eine  innere  Krisis  dtirch.  Die  klei- 
mrcii  Werke  füllten  ^icli  l)ci  der  Auf- 
tragserteilung zurückgesetzt :  man  hat  den 
Verträ^  nur  provisorisch  his  Ende  De- 
ccmber  verlängert,  um  in  der  7\viNch<Ti- 
zeit  eine  neue  Grundlage  der  Vereinba- 
rung zu  suchen. 

X  X 
Nicht  ohne  Besorgnis  verfolgt  man  in 

England  auch  die  Exportpolitik  und  den 
Concurrenzkani|)f  des  rheinisch-westfäli- 
schen KÖHLENS  YNDIKATS.  Der 
en^jlisclu-  C'onsul  in  Stettin  con^tatiertc 
für  die  icl/len  drei  Jaiire  einen  beiriicht- 
lichen  Rückgang  der  Zufuhr  von  eng- 
lischer Kohle.  Die  beiden  grössten  deut- 
schen Reedereien  sollen  IwtrefFs  der  Koh- 
len verfr.icnnuig  f<-^;fre  Beziehunticn  ziuii 
Kohleiisyndikat  eingegangen  sein,  wäh- 
rend früher  mancherlei  Reibungen  statt- 
fanden. Ferner  warnt  der  enpli'^rhe  Cnn- 
sul  in  Amster<Iam  ^oet>eii  m-uu-  Land^- 
ki.tc  betreffs  des  iioilaiuli^ehi  ii  Ali-atzr^. 
Der  Export  englischer  Kohlen  nach  hol- 
ländischen Hilfen  sei  ständig  zusannnen- 
-chriiin{)fq:  im  Durchschnitt  der  let;-ten 
fiinf  Jahre  habe  er  noch  i  107  6io  t  be- 
tragen, 1902  nur  noch  758032  t.  igo3 
634699  t.  D;.s  (Ifut^che  Syndikat  mo- 
nopolisiere mehr  und  mehr  ganze  wich- 
tige Abnehmerkreise;  Gasanstalten  und 
ähnliche  Unternehmungen,  die  vor  allem 
weisen  ihres  \\'interl)cdarfs  die  deutsche 
Kohlcnzufuhr  nicht  entU-hren  n\  können 
glaubten,  wiirden  zur  Deckung  ihres  gan- 
zen Bedarfs  au«  deutscher  Quelle  ge- 
/wimpen.  durch  Androhuni;  vi iHstfmdißen 
Geschäftsabbruches;  auch  über  Rotter- 
dam suche  sich  Rheinland- Westfalen  eine 
stärkere  Ausfuhr  zu  schaffen. 
X  X 
Immer  günstiger  lauten  ferner  die  Nach- 
richten aus  der  ELEKTRICITÄTS- 
IXnrSTRIE.  In  der  Bergwerks- 
und 1  luttenproduction  scheinen  sich 
grosse  technische  Umwälzungen  unter 
Zuhilfenahme  der  Elektricität  vor- 
zul'er>  iteii.  Die  Haupt •ichachtfördenmg 
vollzieht  sich  viel  sicherer  und 
einfacher  unter  elektrischem  Betrieb; 
Fi-cnwal/werke  wcrdai  niit  ili  klri^chen 
Walzengangen  ausgestattet.  Hin  neue> 
vielversprechendes  Feld  hat  sich  durch 
den  Turbinenbau  eröffnet  —  sowohl  die 
Altgemeine  ElektrieitStsgesettschaft  wie 
die  Sicnifiis  Schuckert-Werke  haben 
sich  hier  an  die  Spitze  von  Gesellschaften 


zur  Ausnutzung  verschiedener  Patente 
und  Systeme  gestellt.  Endlich  gewinnen 
die  Plane  für  grusscre  elektri?-che Schnell- 
bahnen immer  greifbarere  Gestalt ;  so  soll 
das  ausgearbeitete  Project  einer  Verbin- 
(lung  zwischen  Halle  und  Leipzig  vor  der 
Dl  rchfuhrung  stehen. 
X  X 
Auch  die  wachsende  GOLDZL'FLHR 
dient  zweifellos  dazu,  die  glatte  Abwicke- 
lung der  steigenden  Geschäftsansprüche 
zu  erleichtem.  Die  Production  von  Gold, 
die  sich  im  lahre  1891  nur  auf  6206235 
l'nzen  im  Werte  VOn  129  947  79.^  Dollars 
beliei.  wird  für  das  Jahr  1903  v()n  dem 
New  Yorker  Contmercial  and  Fiuancutl 
Clirniiiclr  auf  15894541  Unzen  Feingold 
im  Werte  von  328  568  774  Dollars  ange- 
geben. Danach  hat  seit  1891  eine  Pro- 
duction sstdgerung  von  rund  150  %  statt- 
gefunden. Das  Jahr  i(x>.l  hat  auch  das 
Jahr  1899.  (ia^  niit  einer  Golderzeu- 
gimg von  15  26i  Unzen  bisher  an 
erster  Stelle  gestanden  hat.  um  rund 
6yo  000  l'nzen  überholt.  Die  l>cdeu- 
tende  Zunahme  gegenüber  1900.  1901  und 
i(!02  mit  Erträgen  von  1268495& 
Ij8f^4  856  und  14437669  Unzen  ist  in 
erster  Linie  auf  die  Wiederaufnahme  der 
Arbeiten  in  den  s  ü  d  a  f  r  i  c  a  n  i  s  c  h  e  n 
Minen  zurückzufüliren.  Die  africanische 
Goldproduction.  die  in  den  Jahren  1900 
und  iqoi  von  3665875  im  Jalire  1899 
auf  562307  und  474  Ö96  Unzen  gefallen 
und  im  Jahre  ige»  wieder  auf  i  998811 
Unzen  herauf  Rej^jangen  war.  wird  für 
1903  auf  3317662  Unzen  geschätzt.  In 
t'iur  dem  englischen  Parlament  vorge- 
legten Statistik  tritt  die  Productions- 
stcigenjng  im  Witwatersrand  und  in  ganz 
Transvaal  noch  eindrucksvoller  von  Mo- 
nat zu  Monat  hervor,  so  dass  man  an  die 
ArhcUsnot  schwer  glaubeyi  kann.  Denn 
auch  die  Zahl  der  farhit^rn  Arhnter,  also 
bisher  noch  ohne  Chinesenzufuhr,  zeigt 
in  der  Statistik  eine  stetige  Zunahme 
(Ende  Februar  1903  zum  Beispiel  51  540 
coloured  persans  in  employ.  Ende  Februar 
10C4  ^629). 

X  X 
KURZE  CHRONIK.  Am  25.  April  setzte 
das  K  o  h  1  e  n  s  y  n  d  i  k  a  t  die  Forde- 
n:iigs  c  i  n  schränkimi?  auf  15  für  das 
2.  Quartal  (gegen  20  %  im  i.  Quartaf) 
fe-t.  —  Am  6.  Mai  verlautete,  dass  die 
f)isCiU}tohaiik  und  die  Dcutsclit-  Rank  sich 
über  ihre  galizisch-rum.^ni schon  Pet  ro- 
I  e  u  m  interessen  verständigt  haben.  — 
Ein  paar  Tage  darauf  wurden  die  Ge- 
nuine von  der  Angliederung  der  Ber- 
liner Bank  an  die  D  eutsc  h  c  Dan  k 
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be^tätiRt  :  die  nculschc  Bank  gcdctikt  ihr 
Acticncapiul  um  20  Mill.  M.  (auf  180 
Mill.  M.)  zu  erhöhen.  —  Fast  gleichzeitig 
^ing  dem  preussischen  Abgeordnetenhaus 
eine  Vorlage  zu :  das  Griindcapital  der 
S  c  c  h  a  11  d  l  u  II  um  05  Mill.  M.  (auf 
100  Mill.  M.)  zu  vermeluen.  —  Mute  Mai 
erfuhr  man.  dass  die  Deutsche  Genossen- 
SChaftsbauk  (Socrgcl-Parisius)  in  die 
Dresdener  Dank  aufgehe,  ebenso 
das  Haus  Erlanger^Frankfurt. 
X  X 
LITERATUR.  Darstellungen  mehr  theo- 
retisch- popularisitTcndcr  Art  aus  dem 
Gebiete  der  Socialökonomie  und  Wirt- 
üchaftsculturgeschichte  sind  in  unserer 
Partei  während  der  letzten  Jahre  seltener 
gc.vorden.  Das  hängt  mit  der  vielseiti- 
geren praktischen  Betätigung  unserer 
Partei  zu'-aniim-t],  inid  insoweit  werden 
wir  wohl  aui  die  Dauer  mit  einem  ver- 

h. 'ilinismassigen  Zurücktreten  des  prin- 
cipieUen  Simes  zu  rechnen  haben.  An- 
dererseits komtnt  hierbei  auch  eine  vor- 
ühcrKehelidc  .Tatsache  zum  A u sdrtick  : 
die  in  Frage  kommende  allere  Literatur 
stellte  sich  vor  atlem  die  eine  wichtige 
Aufgabe,  die  Grundanschauungen  des 
Marxschen  Lehenswerkes  für  weitere 
Kreise  zu  crsehliesscn  und  auszuschöpfen 

—  und  diese  Ausschöpfung  darf  im 
grossen  und  gimzen  als  vollendet  an- 
gesehen u erden.  Die  hctrefTciKlen  Schrif- 
ten und  Schnftchen  mögen  immer  wieder 
neue  Auflagen  erlefaen;  wirklich  Neues 

i. st  in  dieser  Kielitung  kaum  mehr  zu  er- 
warten. L'in  so  vcrdieuslliclier  ist  der 
Anlauf  Kduard  Bernsteins,  in  einer  Reihe 
von  (im  einzelnen  seihständigen)  Vor- 
trägen weiter,  als  üblich,  auszuholen  und 
manche  neuen  Ergebnisse  der  nie  ruhen- 
den, nie  abgeschlossenen  Forschtmg  in 
den  Anschauungskreis  der  sodaldemokra- 
({■•chen  Massen  mit  einzugliedern.  tM>cr 
den  ersten  Vortrag  (JUc  verschiedenen 
Formen  des  Wirtschaftslebens  /Berlin, 
Bnchhandlung  l'onvörts/)  orientiert  am 
besten  eine  Skizze  der  Inhaltscinteilung : 
Die  Wirtschaft  der  Urvälker:  Die  Haus- 
und  Dorfgemeinschaften;  Das  Aufkom- 
men der  Stadt  und  der  V erkehr stvirt- 
schaff.  Die  Wirtschaft  der  alten  Cultur- 
natxonen,  der  Feudalzeit,  des  aufkommen- 
den Capitalismus ,  des  entzviekelien  Capi- 
lalisntus;  lUe  Keime  der  sociaHstis-lu-it 
ll'irtschafl.  Wir  halten  den  Gesamtplan 
Bernsteins  fiir  sehr  glücklich  und  wün- 
schen der  Durchführtmg  l>csten  Fortgang. 

—  Von  dem  bereits  früher  (pag.  317)  an- 
gereigicii  Riric'it  -ItT  Birliiu-r  Ältesten 
^Berliner  Jahrbuch  für  Handel  und  Jn- 


dushie.  Jahrgang  igoi  /Berlin.  Georg 
Renner  )  ist  kurzlich  auch  der  II.  Band, 
die  Specialbcrichte  enthaltend,  erschienen. 
Der  Prqis  des  Gesamtwerkes  ist  über- 
raschend niedrig  gestellt;  er  beträgt 
10  M.  MAX  aoHimi. 

Pomk 

Im  preuiwischen  Herrenhaus  ist  ein  Vor- 
stoss  gegen  das  herrschende  R1%1CHS- 
TAGSWAHLRECHT unternonunen  wor- 
den, der  \on  symptomatischer  Bedeu- 
tung ist.  Es  ist  wenig  erstaunlich,  dass 
(km  Grafen  Mirbach  und  Freiherrn  von 
Manteuilcl  und  ihren  politischen  Anhän- 
gern das  Reichstagswahlrecht  immer  un- 
bequemer wird  und  sie  ihrem  l'nmut 
offenen  und  lauten  Ausdruck  verleihen. 
Merkwürdiger  schon  war  die  Rede  des 
königlichen  Hausnnnistcrs  von  Wedel- 
Picsdorf,  der  bestimmte  Abändenmgs- 
vorschläge  zu  niachen  wusste,  die  darin 
bestehen»  dass  erstens  an  Stelle  der  ge- 
heimen die  offene  Wahl  eingeführt  wird: 
zweitens  müsse  ein  gewisser  massiger 
Census,  wie  »in  allen  Culiurstaaten«,  ein- 
geführt und  drittens  das  wahlfähige  Alter 
auf  mindesten--  (l;i>~  30.  Lehensjalir  hin- 
aufgeschraubt werden.  Eitle  derartige 
Abänderung  des  W  ald  rechts  sei  die  ein- 
zige Rettung  vor  den  Gefahren  derSocial- 
demokratie.  Auf  diese  Angriffe  gegen 
das  Rt iidistagswahlrccht  antwortete  der 
Ministerpräsident  Graf  Bülow  sehr  aus- 
fuhrlich, obgleich  er  sonst  zu  schweigen 
weiss,  wenn  ein  Parlanuiit  Frasjen  dis- 
cutiert.  die  nicht  zu  (le>sen  Competenz 
gehören.  Seine  .Ausfuh.rungen  nnissten 
den  Gegnern  des  Reichstagswahircchts 
recht  verheissimgsvoll  geklungen  haben. 
Zwar  will  er  nicht  von  vornherein  und 
augenblicklich  dem  Wahlrecht  zu  Leibe 
s«nen.  aber  das  Grundrecht  der  politischen 
(ilcichherechtigung  im  Reiche  ist  ihm 
durchaus  kein  rocher  de  bronze.  »Kein 
Wahlsystem  ist  an  und  für  sich  ganz  gut 
odeir  ganz  schlecht.  Es  wird  gut 
oder  schlecht  durch  den  Ge- 
b  r  a  ti  c  h.  Wenn  die  deutschen Wählcrvon 
dem  bestehenden  Wahlsystem  keinen  rich- 
tigen Gebrauch  zu  machen  wissen,  so  wer- 
den -ie  sich  auch  nicht  wundern  können, 
wenn  früher  oder  später  das  Dileiiuna 
entsteht,  ob  der  Zukunftsstaat  mit  seiner 
Zurhthrnisordnung  und  seiner  Güter- 
teilung  etabliert  oder  oh  das  besteh- 
e  nde  Wah  1  rech  t  durch  ein  a  n- 
deresersetztwerdensoll.«  Graf 
Bülow  spricht  zwar  vorsichtigerweise  iti 
BcdinRuns~-'--i'^en.  aber  die  Bereitwillig- 
keit der  Regierung,  das  bestehende  Recht 
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durch  ein  anderes  ersetzen  zu  wollen,  ist 
klar.    Wer  soll  denn  darüber  entschei- 
dtn.  oh  (jio  (iiiitschcii  Wähler  von  ihrem 
Wahlrecht   richtigen  Gebrauch  machen 
oder  nicht?    Doch  schliesslich  ntir  die 
Regi«  rtin^cii.    na>-s  (lio<e  In--tan7  zn  einer 
solchen  Kntschcidung  sich  bcrvchligt  er- 
achtet, das  ergibt  sich  ganz  deutlich  aus 
«••ntr  \vi.ssfnschaftlichen    Deduction  des 
fniheren     badi>clicn  Rundesratshevoll- 
niiichligtcn  von  Jai^tniann.  die  just  in  den 
Tag^,    da  im  Herrenhaus  gegen  das 
Reichstagswahlrecht     Sturm  geblasen 
wurde,   der   weittran   nffentlichkcit  be- 
kannt geworden   i^t.     Die  Vorlesungen, 
di«  Herr  von  Jagemann  letzten  Winter 
an  der  Universität  Heidell)erg  über  die 
deutsche  Reichsverfassung  gehalten  hat. 
sind  in  Buchform   erschienen   und  be- 
schäftigen sich  mit  der  Frage  eines  mög- 
lichen Conflictes  zwischen  Bundesregie- 
ri>ngen  und  Reichstag.    Xach  ihm  untor- 
Hegt  es  gar  keinem  Zweifei,  dass  die 
Bundesregierungen     gegebenenfalls  die 
ganze  deutsche  Reichsverfassung  zum  Kr- 
löschen  bringen  können,  indtni  sie  den 
unter  einander  geschlossenen  Bund  auf- 
lösen.  Denn  —  so  deductert  Herr  von 
Jagemann  —  der  Bund  ist  die  Voraus- 
-ctznng  für  die  W-rfa^^ung.    Gegen  diese 
politische  Lehre  wenden  :iich  zwar  an- 
dere Staatsrechtstehrer  sehr  entschieden; 
das  hindert  aber   nicht,   da<s  innerhalb 
eines   Teils  der   Bundesregierungen  die 
Ausführungen   von    JagcmaiMis  geteilt 
werden.    In  einer  Erwiderung  auf  die 
Widerlegungen,    die    die    Theorie  des 
frühenqi   nundesratsbevollmächtigten  er- 
faliren  hat,  wird  Herr  von  Jagemann  sehr 
deutlich  und  erinnert  an  die  Ohstniction 
anlässlich  des  Zollt.nrif'^.  die  sein  Theo- 
rem  habe   entstehen    lassen :    »Mein  in 
ernster  Zeit  gereifter  Entschluss  zielt  nur 
dahin,  die  Wissenschaft  vor  die  Frage 
zu   stellen,    welche   iM)sitivcn  Mittel  die 
Rechtsordnung    der    Staatsgewalt  bei- 
messe, um  einer  siegreichen  Obstruction 
gegentlber  die  Handlungsßhig^eit  des 
Reichs   her/u^tellen  .  .  .     Dagegen.  t]:\-.^ 
eine   Minderheit  als   factischcr  (iewalt- 
h.d  er  der  Gesamtheit  den  Fuss  auf  den 
Nacken   set/l.  mus>  <Iie  Reclitsordnung 
erlaubte  Mittel  bieten.    Die  Doctorfragc 
des  theoretischen  Aufbaus  steht  mir  nicht 
in  erster  Linie,  sondern  die  pflichthafte 
Sorge,  es  möge  das  Staatsrecht  die  Hand- 
lnr'i:>fähigkeil  des  Diiit-chen  Reiches  und 
damit   seine  innere  und  äussere  Grösse 
und  seine  Machtvollkommenheit  sichern.« 
Graf  Bülow  kann  nicht  so  offen  sprechen, 
wie  der  frühere  Bundesratsvertreter  und 


nunmehrige  L^niversitätsprofessor  von 
Jagemann,  aber  durch  des  letzteren  Aus- 
führungen erfahren  wir,  wie  man  in  Bun- 
desratskreisen  über  die  Lösung  des  vom 
Grafen  Bülow  als  möglich  zugegebenen 
Dilemmas  zwischen  Regierung  undV'olks- 
vcrtretung  denkt.  Gewiss  haben  alle 
diese  bedenklichen  Drohungen  noch  keine 
.Aussicht  auf  unmittelbare  Verwirklich- 
ung. Wenn  auch  die  Widerstandskraft 
der  meisten  bürgerlichen  Parteien  gegen 
dine  durchgreifende  Wahlrcchtsänderung 
sehr  gering  einzttschätzen  ist  da  an- 
dernfalls Graf  Bülow  kaum  seine  Rede 
im  Herrenhaus  hätte  halten  können,  so 
ist  doch  nicht  zu  übersehen,  dass  vorhiu- 
fig  noch  das  Centnmi  das  stärkste  Hin- 
dernis für  eine  Beschneidung  des  Wahl- 
rechts ist.  teils  aus  eigenem  Interesse, 
teils  unter  Wahrung  seiner  Parteitradi- 
tion. Aber  auch  auf  das  Centmm  ist 
kein  absoluter  Verlass.  wie  dies  gerade 
dtirch  die  Zolldcbatten  augenscheinlich 
geworden  ist.  In  der  damaligen  Erbit- 
terung, von  der  hauptsächlich  das  Cen- 
truin gegen  <lie  Socialdeniokratie  be- 
herrscht war.  hätte  sich  das  Ccntruni  zu 
jedem  Schritt  hinreissen  lassen,  um  die 
Scdaldemokraie  matt  ru  setzen.  An 
solche  Constcllationen  denkt  der  fri-.herc 
badische  Bun<lesratsbevollniachtigte,  wenn 
er  den  Satz  Der  Bund  ist  die  Voraus- 
srt:iinf;  der  l'erfassung  juristisch  zu  be- 
gründen sucht. 

X  X 

Unter  dem  politischen  Einfluss  der  Cen- 
trumspartei  steht  nicht  nur  die  Regie- 
rung in  Preussen,  sondern  auch  das  Par- 
lament. Es  ist  fast  unfassbar.  dass  die 
nämliche  Partei,  die  vor  ganz  kurzer 
Zeit  erst  die  Regierung  wegen  der  Auf- 
hebung des  §  2  des  Jesuitengesetzes  zur 
Rede  stellte,  einem  anderen  Verlangen 
des  Centrums,  der  Einführung  der  COM- 
FESSION  ELLEN  VOLKSSCH  ULE, 
aus  eigener  Initiative  entgegenkommt. 
Nr  ch  vor  zwölf  Jahren  wäre  ein  solches 
Ei.tgegenkoinmcn  vollständig  unnw)glich 
gewesen,  ein  Sturm  der  Entrüstung  ging 
d;«mals  durch  die  liberalen  Kreise,  als 
der  Zedlitzsche  Schulgesetzentwurf  Bah- 
nen betrat,  rlie  /ur  cnnfes-ionenen  Tren- 
nung der  Schulet  führten.  Heute  ist  es 
die  nationalliberale  Partei,  die  Jiusammen 
mit  den  Conser\-ativcn  und  Freiconser- 
vativcn  im  preussischen  ,\bgeordneton- 
hausc  einen  .Antrag  auf  die  Einführung 
der  confessionellen  Schule  eingebracht 
hat.  Der  Antrag  verlangt  nimlicii 
erstens,  dass  in  der  Regel  die  Schüler 
einer  Schule  derselben  Q>nfession  ange- 
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hören  und  von  Lehrern  ihrer  Confession 
unterrichtet  werden  .sulien.  zweitens,  dass 
coiifcssionellc  Minderheiten,  sohald  sie 
eine  angemessene  Höhe  erreichen.  An- 
spruch anf  die  Errichtung  einer  Schule 
ihrer  Confession  haben,  und  drittens, 
dass  zur  Verwaltung  der  Schulangele- 
gcnheiten  neben  den  ordentlichen  Ge- 
meindelx'Iiörden  Schuldeputationen  oder 
-vorstände  eingerichtet  werden  soUcn.  bei 
denen  der  Kirche  eine  angcinesaene  Ver- 
tretung zugewiesen  isu  Dieser  Antrag 
trägt  der  tlberalen  Anschauung  so  vrenig 
Rechnung,  dass  es  kein  Wunder  ist,  wenn 
die  nationaHtbcralc  Pres&e  recht  missver- 
gnugt  auf  die  Bescherung  ihrer  parla- 
mentarischen Vertreter  l>licki.  Bedeutet 
doch  der  Antrag  ein  weit  stärkerem  Ent- 
gegenlconmten  gegen  die  Forderungen  der 
Centrumspartei.  als  die  Haltung  der  Re- 
gierung in  der  Jesuiten  frage.  Sobald 
dem  Stnat  zugemutet  wird,  die  Confes- 
sionsschule  einzuführen,  gewinnt  die 
Kirdte  wieder  einen  grossen  Einfluss  auf 
die  Er/i(.'1ning,  der  nicht  nur  dazu  beiträßt. 
die  confessitnieilen  (icgcnsatze  zu  ver- 
schärfen, sondern  auch  die  Autorität  des 
Staates  in  Schulangelcgenheitcn  zu  ge- 
fährden. Die  liberale  Forderung  der 
Trennung  (ier  Schule  von  der  Kirche 
wird  geopfert  ungeachtet  der  Gefahren, 
die  die  confesstonelter  Erziehung  im  Ge- 
folge hat.  was  gerade  von  liberaler  Seite 
stets  so  schlimm  wie  nur  möglich  geschil- 
dert worden  ist.  Die  Gründe,  die  die 
Nitionallibcralen  zu  Schrittinaclicrn  des 
Centrums  werden  Hessen,  sind  l)eInc^ken^- 
wert  genug  zum  V'erständnis  des  Zuriick- 
weichens  vor  dem  steigenden  Einfluss  der 
Cefitrtmispartei.  Einmal  wollten  die  Na- 
tionnllibcralen  einen  Cugeiistaiul  ans  dem 
Weg  räumen,  dessen  Regelung  an  dem 
Gegensatz  der  Confessionen  bisher  stets 
gescheitert  war  —  das  geschah  zu  gnn- 
Sten  der  kirchenpolitischen  Forderungen 
des  Centrums  — ,  zweitens  wolUcin  die 
Nationalliberalen  die  brennende  Frage  der 
Schultmterhaltung  im  Bunde  mit  den 
Conservati\ cn  Kiseii,  ehe  sie  auf  Kosten 
der  Nationalliberalen  von  den  vereinig- 
ten Conservativen  und  Ultramontanen  er- 
ledigt wurde.  Als  ob  das  Cenirum  auf 
seine  weitergehenden  Forderungen  durch 
dieses  Entgegenkommen  von  liberaler 
Seite  versichten  würde !  Ganz  im  Gegen- 
teil, es  ist  nur  geeignet,  die  kirchenpoliti- 
sdicn  Ansprüche  des  Centrums  zu  std- 
gerq. 

X  X 

Wie  cntgcgengesatzt  ist  dieser  preussi- 
schen  Politik  gegenüber  das  Verhalten  von 


Kegienmg  und  Parlament  zur  KIRCHE 
IN  FRANKRFJCH.  Obwohl  ein  ka- 
tholisches Land,  führt  Frankreich  die 
Trennung  von  Staat  und  Kirche  entschie- 
den durch  und  achtet  so  wenig  anf  die 
politischen  Ansprüche  der  Kirche,  dass 
man  sogar  beflissen  ist,  alle  Autorität  des 
Vaticans  auf  anderen  als  dem  religi()sen 
Gebiete  zu  vernichten.  Der  Resuch  Loii- 
bets  in  Rom  und  die  Niciitberucksichti- 
gung  des  Papstos  hat  im  Vatican  so  er- 
bittert; dass  die  päpstliche  Diplomatie 
sich  zu  einem  äusserst  unüberlegten 
Sil  ritt  verleiten  Hess,  der  Frankreich 
einen  willkommenen  Anlass  bot,  die  di- 
plomatischen Boziehungen  mit  dem  Vati- 
can abzubrechen.  Wenn  der  Kampf  gegen 
die  Kirche,  der  in  letzter  Zeit  in  weüen 
Kreisen  dies  französi.schen  Volkes  als 
beinahe  zu  rücksichtslos  empfunden 
wurde,  nunmehr  unter  dem  Beifall  der 
OfTentlichkeit  wieder  mit  Energie  weiter- 
geführt werden  kann,  so  ist  daran  allein 
die  überaus  brüske  Handltmg.sweise  des 
Vaticans  gegenülvr  der  französischen  Re- 
gierung schuld.  Im  Lande  Luthers  frei- 
lich beugt  sich  Parlament  und  Regie- 
nui|  vor  den  steigenden  Ansprüchen  des 
Vattcans. 

X  X 
KURZE  CHRONIK.  Anfang  Mai  fand 
im  preussischen  Abgeordnetenhause  die 
ei  ^tc  Lesung  der  C  a  n  a  I  v  o  r  1  a  g  e 
statt.  —  Am  7.  Mai  wurde  gemeldet,  il.iss 
die  Einfahrt  in  den  Hafen  von  1'  rt 
Arthur  von  den  Japanern  durch  \'er- 
scnken  von  alten  ScbilTcn  vollständig  ge- 
sperrt ist.  —  Am  S.  Mai  faiulen  in 
Frankreich  die  Stichwahlen  für  die 
Gemeinderät»  statt,  durch  deren  Ausfall 
die  ministerielle  Partei  gestärkt  wurde.  — 
Ein  Reichsverband  gegen  die 
S  ocialdemokratic  hat  sidi  in 
Berlin  constituiert.  —  P>e!  f'er  Reichs- 
t  a  g  >  -s  t  i  c  h  w  a  h  1  im  Kreise  Frank- 
furt Lebus  am  20.  Mai  siegt^  der  Natio- 
nalliberale  Bassermann  über  den  social - 
demokratischen  Oindidaten  Dr.  Braun. 
P.  i  < :  tii.inn  erhielt  14368,  Dr,  Braun 
1 1  882  Stimmen. 

X  X 

LITERATUR.  Eine  neue  Schrift  von 
Dr.  Paul  Rohrbach:  Die  russische  Welt- 
macht in  Mittel"  und  Westasien  (i.  Band 
der  Monographiccn  cur  1f'i'!(f>o!il:h) 
/Leipzig.  Cieorg  Wigand/  behandelt  in 
ülK-raus  in^tructiver  und  anschaulicher 
Weise  die  Geschichte  der  mtlitairischen 
Eroberungen  der  Russen  in  Mittel-  und 
Westasien,  sowie  die  nkonnmischen 
Grundlagen  der  russischen  Macht  in  Tu- 
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ran  und  im  Kaukasusgebietc.  —  Von  wei- 
teren Publicationcn  sind  zu  nennen:  An- 
(/rr,'  Zeiten  ■  ■  andere  Wege.  Itetnich- 
tunken  eines  ulten  Offieiers  über  intii- 
tairisclt-r>olilisi  Ite  Ohigc,  von  A.  von  der 
Lippe  /Berlin,  Otto  SalM;  Die  württem- 
hcKgische  Steuerrrform  und  die  Social' 
rfr;;;.».'. /ij/iV,  luT;iii-SL'g«.l)on  vom  Landes- 
vorstand der  Socialdemokratcn  Württem- 
bergs /Stnttgart.  J.  H.  W.  Dietz  Nachf./ ; 
f'i>ur  l'Annenie  et  la  Maeedniue.  Kund- 

fcbungfn  fr;in/.<»isclicr  und  italienischer 
Politiker  /Paris,  Socicti  nouvelte  de  U- 
brairic  et  d'cdition/.  meHAW  oalw« 

Soc'alpolitik 

Uber  die  socialen  Existensverhältnisse 
der  Arl)eiterschaft  hat  uns  die  Be- 

arlHitniip  von  ARRF.ITERBUDGETS 
schon  mancherlei  wichtige  Anfschhisse 
gegeben.  Professor  K.  Bücher  stellte  aus 
den  selben  fest.  da^-.  je  kleiner  der  Ge- 
sät,uausgabcnbctrag  für  die  Wohnung, 
dt^to  liöher  der  auf  einen  Kubikmeter 
des  Wohaungsluftrautns  entfallende  Ein- 
htitspreis  ist  Elmst  Engel  drmittelte 
ai' -  ilinen.  dass  die  Ausgaben  für  Nahrung 
einen  desto  grosseren  Teil  des  Gesamt- 
einkommens in  Anspruch  nehmen,  je 
kleiner  das  letztere  ist.  Eine  soeben  er- 
schienene socialstatistischc  Studie  Die 
Belastung  des  Arbeiterbudgets  durch  den 
Alkoholgenuss  von  Dr.  H.  Blocher  und 
Dr.  J.  Landmann  /Basel.  Fr.  Reinhardt/ 
würdigt  kritisch  das  Material,  das  das  Ar- 
bettsamt  der  Union  in  Fülle  über  die 
Hausbalttingsbo^ets  von  Arbetterfami- 
üet'  zu'ianinu-ngctragcn  haL  Das  Re- 
sultat ihror  socialAtatistischen  Studie 
fairst  sie  folgendennassen  kurz  zusam- 
men :  »Die  von  uns  untersuchten  ameri- 
canischen  Budgets  bestätigen  die  Ergeb- 
ni-^c  der  von  Engel  luarbeitctcn  l)clgi- 
schen  Budgets,  dass  mit  steigendem  Ein- 
kommen die  Ausgaben  für  Alkohol  nicht 
bln^s  ab>^ohit.  -ondern  auch  relativ  wach- 
se«, dass  also  bei  s  t  e  i  g  e  n  d  e  in 
Einkommen  die  Belastung 
des  B  II  d  fr  e  t  s  <!  u  r  c  h  tl  e  n  Alko- 
hol 7  u  n  i  m  in  t.«  Die  oft  wiederholte 
Behauptung  von  dem  entscheidenden 
Einflüsse  des  Berufs  auf  die  Höhe  der 
Ausgaben  für  Alkohol  bestätigt  die  Unter- 
si'cluinu  iiiclit.  •\'i:'!nu-!ir  -rlu'iii;  iiel)en 
der  Höhe  des  Einkommens  für  die  Höhe 
der  Alkoholbelastting  in  erster  Linie  der 
Crnd  entscheidend  zu  sein,  bis  7X\  wei- 
cht m  die  arbeitenden  Classcn  eines  Lan- 
des für  die  Gnindsätte  der  Antialkohol- 
hewegtmg  gewonnen  sind.« 
X  X 


Die  Erforschung  der  socialen  Verliält- 
nisse  der  HEIMARBEITER  hat  in  den 
letzten  Jaliren  erfreuliche  Fortschritte  ge- 
macht. >o  in  der  Schrift  Die  HeiDiarheil 
und  der  Notstand  der  Heimarbeiter  in  der 
mährischen  Textilindustrie  des  Privat- 
doccnten  Dr.  Hugo  Herz  /Brünn,  Friedr. 
Irrgang/.  In  Mahren  imd  SrhU--.ien  be- 
tragt die  Zahl  der  Heimarbeiter  63825. 
Das  Texttigewerbe  Mährens  ist  seiner 
social<)konomischen  Bedeutung  nach  im 
Niedergehen  begriffen.  Im  Jahre  l8oO 
betätigten  sich  I4  %  in  Mähren  in  der 
Textilbranche.  gegenwärtig  jedoch  nur 
4.1  %.  Die  Entwickelung  steuert  dircct 
auf  eine  Ausschaltung  der  Heimarbeit 
los.  Im  Jahre  1800  sind  79  %  der  in  den 
Textilgewerben  Beschäftigten  (Spinner, 
Wnltver  etc.)  Heimarbeiter,  im  Jahre  iQOi 
nur  noch  49  %.  In  grossen  Bezirken 
der  niahrisdien  Heimarbeit  degeneriert 
die  Bev(>lkerung  vollständig.  Unter  dem 
Eintluss  der  Xot  verfällt  die  sonst  nuch- 
teme  Bevölkerung  in  Mährisch  Trübau, 
Zittau  etc.  dem  Alkohl.  St.  Bauer  be- 
richtet aus  dem  Trübaucr  Bezirke,  dass 
er  auf  Gemeinden  aufmerksam  wurde, 
wo  ein  Fünftel  der  Bewohner  Brannt- 
weinsäufer, wo  Blutschande  und  Notzucht 
endemisch  sind,  wo  man  nicht  mehr  zum 
Essen  kocht,  sdiidcrn  aus  ausgehöhlten 
Brote'^  '■'•!. !iif!l:~:eiv,  löffelt.  Zu  diesen 
Tatsachen  Itenurkt  Dr.  Herz  zutreffend: 
Das  tierische  Durcheinander,  in  welchem 
^'U  leben  der  Paupcrisnuis  diisc  armen 
Weber  zwingt,  lässt  die  Entstehung  so 
schwerer  Degenerationserscheinungen  er- 
kl.nrlirli  finden.  Der  Consum  eines  Heim- 
webers ist.  wie  eine  vergleichende  (Über- 
sicht über  einige  Jaln  rsli^dget  s  der 
Heimweher  und  FabrikweUer  ergibt,  um 
ein  Drittel,  ja  um  die  Hallt»-  geringer, 
als  der  eines  Fabrikwebers.  Die  Haupt- 
nahrung des  Heimwebers  sind  ausser  Brot 
Kartoffeln  früh,  mittags  und  abends. 
Fleischiiahrung  kommt  selten,  meist  nur 
an  Siiiintagen  vor,  »In  der  Datschitzcr 
Gegend  zählt  sogar  trockenes  Brot  zu 
den  Seltenheiten.  Die  VVet>cr  Icl)en  iaiir- 
aus,  jahrein  von  Wassersuppe,  und  Kar- 
icflfeln.  In  Roznau  besteht  die  kümmer- 
liche Nahrung  der  Weber  aus  Kukuruz. 
In  Nordmähren  wird  oft  I^nöl  auf  Brot 
grpii-sip,  damit  es  nicht  tr-nkm  genos- 
sen werden  muss.  Die  Kinder  der  Haus- 
weher laufen  trotz  der  strengen  Winter- 
kältc  buchstäblich  nackt  und  unbeschuht 
herum :  <he  Erwachsenem  halK-n  öfters 
nur  ein  Hemd  am  Ldbe  tmd  können  des- 
halb  vom  Herbst  bis  zum  Frühjahr  nicht 
an  die  Luft  hinaus.«    Doch  genug  des 
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Grauens !     Nur  ein  Heilmittel   für  die 
Notstäntlc  dieser  Ungfliicklichcn  gil)t  es: 
die  staatliclie   (Mnjrkiiiing  derselben  in 
andere  Gegoiden  und  in  andere  Betriebs- 
weisen.   Die  Pflicht  dcß  Staates,  betont 
Dr.  M.  Her/,  wäre  es,  durch  einen  schleu- 
nigen Ausbau  der  Arbeitkvermittelung  in 
den  Notstandsgegenden  die  unbestimmten 
Wanderzüge  zu  leiten,  um  den  Unter- 
gang   vieler    Tausende    von  tüchtigen 
Arbeitskräften  zu  verhindern. 
X  X 
Die  Mittclstandsretter  treiben  emsig  ge- 
setzliche    Schutzpolitik;  HAN'DWIiR- 
KERSCHUTZ.    Zur  Reorganisation  des 
Handwerkerstandes  schlägt  jüngst  Herr 
Gustav  K(X-ppcr,  Secretair  der  Handwer- 
kerkanuncr  zu  Cobicnz.  in  einer  Arlx'it 
Handwerks     Art.     Handzccrks  Recht 
/Gotha,   Friedrich  Perthes/   neben  der 
Einfnhntng  des  Befähigungsnachweises 
die  Einführung  der  t)l)Iigatorischcn  In- 
nung vor.   Die  heutige  Handwerkerfrage 
ist  für  ihn  im  wesentlichen  eine  Bildungs- 
lind  Organisationsfrage.    Eine  besondere 
Standeswürde  will  er  dem  Gcseilen.^iaiide 
künstlich  anerziehen.    Er  fordert:  i.  die 
gesetzliche  Feststellung  des  Gescllenbe- 
grilTs,  2.  die  Ausgestaltung  des  Fach- 
>cluilwcsens.  3.  die  Kiiifuhrung  einer  ein- 
jährigen Militairdicnstzeit  für  den  ge- 
prüften Gesellen,  4.  die  Neuorganisation 
de<   Gc^clUnstandes.   5.   die  Einfülirung 
des  Arbeitsbuches  für  volljährige  Gesel- 
len.   Der  Zweck  dieser  Vorschläge  ist 
die  Hcrlieiführung  ciiur  scharfen  .Abson- 
derung des  Handwerkerstande,  von  dem 
Arbeiterstandc.  »Dies  auch  äusserlich  an- 
zuerkennen tmd  damit  das  Selbstbe- 
wusstsein  im  Handwerk  zu  heben, 
soll   Aufgabe   der   beantragten  Au^<]eh- 
nung  des    Ein  jährigen  Vorzugs   auf  den 
Handwerkerstand  sein.« 
Der  /?»»!(/  der  llaudiccrki  r,  (kr  im  Fe- 
bruar dieses  Jahre>  ins   Leben  gerufen 
wurde,  hielt  am   10.   April  seine  erste 
constituierende  Sitzung.    Es  wurde  ein 
Bundcsprofframm  beschlossen,  das  die  be- 
kannten   mittel -taiid'-riiterischen  Forde- 
rungen zusanunenfassL 
X  X 
Die     Tätigkeit     der  wnrttenibcrgi<chcn 
GEWKRBEGRRICHTE  tur   1903  spie- 
gelt sich  in  der  Statistik  wieder,  die  die 
Monatsschrift  Das  Gc-icrhcgcrichl  ver- 
öffentlicht.   Von  23&J  KLigen  erledigte 
der  Vorsitzende  des  Gewerbegerichts  al- 
lein 1382.  darunter  durch  Vergleich  910, 
147  durch  Versäumnisurteil  und  83  durch 
Endurteil.     \'oni    besetzten  Gewerbege- 
richt wurden  544  Klagen  erledigt,  darunter 


157  durch  \'erglcich,  38  durch  Versäuin- 
nisurteil  und  300  durch  Endurteil.  Cber 
das  Wahlrecht  der  .Arbeitgeber  verbreitet 
sich  Herr  Magistratsassessor  Luppe  in 
einem  sehr  instructiven  Aufsatz. 
In  engstem  .\nschluss  an  den  Verband 
aeutschcr  Cck^  ci  i  cgi-ru  htc  liat  Herr 
Rechtsanwalt  Dr.  Baum  ein  Ihnidhtich 
für  Gr:ccrhc}^triilili-  /Berlin.  Georg  Rei- 
mer/ herausgebracht.  Im  Vorwort  des 
Werkes  heben  die  Herren  Oberbürger- 
nieister  Dr.  Gassner  und  Stadtrat  Dr. 
K.  Flesdi  mit  Recht  hervor,  dass  gerade 
jetzt  die  Herausgabe  des  Baumschen  Wer- 
kes über  die  Gcwerbcgcrichtc  zeitgemü->s 
»ei;  denn  die  Entwickelung  des  Arbeits- 
vertrag-, '^tehc  an  einem  bedeutungsvollen 
Weiulepuiicte.  Da^  Baumsche  Werk  lasst 
uns  den  rie^ii-Tni  Umfang  und  die  Com- 
plicicrtbeit  der  Streitfragen  überblicken, 
(|ie  cbs  Gewerbegericht  zu  behandeln 
hat.  Das  Werk  zerf.illt  in  drei  Teile: 
I.  Gesetze ;  2.  Entscheidungen ;  3.  For- 
mulare. Der  Hauptteil  des  Werkes  (2. 
Teil)  befa^'-t  sich  mit  der  Judicatur  und 
bringt  etwa  Ooo  Entscheidungen  von  Ge- 
werbegerichten und  ordentlichen  Gerich- 
ten aus  allen  Teilen  Deutsclilands  herbei. 
Das  hier  aiiiges|)eichertc  Material  lieferten 
hauplsäililuh  die  ung<'driickteii  Bestände  , 
des  Verbandsarchivs  und  die  Verbands- 
zeitschrift Dos  Gfwerbegericht.  Die  Be- 
amten unserer  deutschen  .\rbeiterorgani- 
Scilionen,  die  bisher  die  vortreffliche  Un- 
gersche  Arbeit  Entsclicidungen  des  Gc- 
xvcrbcgcrichts  Berlin  benutzten,  werden 
sich  freuen,  dass  ihnen  jetzt  eine  uikU 
ausführlichere  Sammlung  von  Entschei- 
dungen zur  Verfügung  steht.  Den  Ar- 
beitert>rganisationen  sd  vor  allem  die 
.Xii-^chalTung  des  Handbuchs  für  Gewcrbc- 
gi  richte  impfohlen. 

X  X 

Eine  sociaipolitiscli  sehr  bedetil-rune  En- 
quete über  da>  WOHNUX(i.SWESi:N 
veröfTentiichtc  Alb.  Kohtt,  Rendant  der 
Berliner  Ortskrankencasse  für  den  Ge- 
werbebetrieb der  Kanflente.  Handelsleute 
etc.  In  die  Schrockni  der  Wohnräume, 
denen  die  Patienten  dieser  Ortskranken- 
casse ausgesetzt  sind,  werden  wir  durch 
einige  Lichtbilder  :uti  Schlüsse  der  En- 
quete cingefi:hrt.  Wieder  nius>te  die  En- 
quete feststellen,  dass  unter  12934  ^'i- 
ticnten  1044  Männer  ( I4.<i5  7c)  und  1078 
Frauen  (18.55  %)  kein  Bett  zur  alleini- 
gen \'t  rt';'..;uiig  hatten.  L'nd  i^erade  wa- 
ren .sehr  grosse  Proceutsat/e  lungen- 
kranker Männer  und  Frauen  (15,01  und 
18.80  %)  nicht  im  Besitz  eines  eigenen 
Bettes. 
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Der  Verein  Rcichsu'ohnungsgesets  über- 
gibt soeben  der  öflfcnüichkeit  «einen  Be- 
richt über  sein  6.  Geschäftsjahr.  Ende 
1903  zählte  der  Verein  665  Mitglieder. 
Mit  dem  Bericht  ist  ein  Jahrbuch  der 
ll'iiliuu/igsrcfofm  itn  Ja  Im'  1903  ver- 
knüpft. Der  Verfasser  des  Jahrbuches, 
Herr  K.  von  Mangoldt,  gibt  einen'  vor- 
trt  ffÜrhcn  Überblick  r.licr  die  Leistiingtti 
atu'  dt-ni  GcsanUgebielc  der  Wohniinp«- 
fi.-ij;i.-  im  verflossen«!  Jahr  (vergl.  die 
Rubrik  Sociale CommuntUpolitik, pag.4ß7 ) . 

X  X 

Als  ein  socialpolitisch  tief  einschneiden- 
des Ereignis  stellt  sich  die  STILLLE- 
GUNG  DER  RUHRZECHEN  dar.  Sie 
ist  eine  notwendige  Folge  der  Syndikats- 
politik. In  der  Re!ch<;tag.s>itzung  vom 
21.  April  IQ04  begründete  der  Abgeord- 
nete Huc  die  Interptllation  Auer  und  Ge- 
nuesen:  >Wclche  Massnahmen  gedenkt 
der  Herr  Reichskanzler  zu  ergreifen,  um 
die  durch  die  Ausserbetriebsäetzung  von 
Kohlengruben  bervorgenifcne  Aroeits- 
losigkcit  von  Bergarbeitcm  und  die  da- 
mit verknüpfte  Existenzvernichtung  von 
Bauern.  Landarbeitern  und  Geschäftsleu- 
ten zu  verhindern?«  Der  Reichskanzler 
liess  durch  den  Slaat.ssucretair  Grafen 
Posadowsky  die  Beantwortung  der  Inter- 
pellation ablehnen,  weil  die  Massregeln 
gegen  die  Stillegtmg  sich  nur  auf  der 
("ii  i'iKlIagL'  des  preussischen  ?•>  rRgcsctzes 
bewegen  können.  Dieses  Verhalten  der 
Reichsregierung  gegenüber  den  Not> 
ständen  veranlasste  eine  grosse  Berg- 
arlH-itercnnferenz  am  12.  Mai  1904,  auf 
der  weit  über  50 000  organisierte  Ruhr- 
bergleute durch  über  200  Delegierte 
vertreten  waren,  zu  einer  sehr  wirkungs- 
vollen Den'.r>nstratioii  gegen  die  wahre 
volkswirtschaftliche  Hunnenpolitik  des 
Kohlensyndikats.  Die  Conferenz  forderte 
in  zwei  einstimmig  angenommenen  Reso- 
lutionen den  Aushau  des  Bergarl)eiter- 
schtttzes,  die  Anwendung  des  §  65  des 
BfrjTgesetzes  und  schleunige  Vorberei- 
tungen für  die  Verstaatlichung  des  ge- 
.samten  Bergbaus.  An  die  Delegierten 
waren  Fragebogen  ausgegeben  worden, 
die  sich  vor  allem  um  den  Umfang  der 
Stilllegungen.  um  die  Arbeiterentiassun- 
gen,  um  die  Gefährdung  des  Hau.sbe- 
sitzes  der  Bergarbeiter  drehten.  Es  wurde 
fc'-lgestellt,  dass  die  Zeche  Hasentuinkcl 
mit  ihren  mächtigen  Flözen  und  ihrer 
vorzüglirhen  Kohle,  die  Zeche  Julius  Phi- 
lipp und  die  Zeche  Biickefeld  mit  fast 
noch  hundertjährigem  Vorrat  stillgelegt 
werden  sollen.  In  einem  Dorfe  —  Ik- 
rjchtete  Böhler-Linden  —  ständen  jetzt 


schon  100  Wohnungen  leer,  im  anderen 
60.  Die  verzogenen  Arbeiter  seien  mei- 
sicnteiU  Eigentümer.  Witten.  —  so  klagte 
Rüssler-Wittcn  —  eine  frülier  blühende 
Stadt.  liege  heute  arg  danieder.  In  Bora, 
mern  bei  Wiitm  etelun  50  Wohnungen 
leer.  Nach  dem  Referat  Husemanns- 
Bokum  droht  die  Stitllegung  von  Zechen 
mir  circa  140CO  Arbeitern. 
X  t 
KURZE  CHRONIK.  Anfang  Mai  schloss 
dir  Leipziger  Auf sichtslwhörde  der 
dortigen  Ortskrankencasse  über  den  Kopf 
dei  Ca.sse  hinweg  einen  Vertrag  mit  der 
Arztcorganisation.  —  Am  7.  Mai  wurde 
die  Petition  der  Vereinigung  der  Maler, 
Lackierer  etc.,  betreffend  die  B  I  c  i  - 
weiss  färben,  im  Reichstage  zur  Sprache 
gebracht.  Nur  die  Socialdcmokratie  stellte 
sich  auf  <len  Roden  dieser  Petition  und 
trat  für  das  gesetzliche  Verbot  der  Ver- 
wendung von  Bleifarben  ein.  —  \m  9. 
bis  10.  Mai  tagte  die  13.  Conferenz  der 
Centratstelle  für  Arbeiter- 
Ti'  o  h  l  f  (j  /;  r  t  s  r  i  u  r  i  c  h  t  u  n  g  r  n  ;  der 
wichtigste  Gegenstand  der  Tagesord- 
nung war  Das  Schlaf  Stellenwesen  und  die 
Ledigenheime. 

X  X 
LITERATUR.  Die  deutsche  Arbeiter- 
versicheruHg  als  sociale  Eiurichtumg 
/ladin.    A.   Ashcr    &    Co./  betitelt 

sich  eine  Schrift,  die  im  Auftrage 
des  Reichsversicherungsamtes  zur  Welt- 
ausstellung in  Saint-Louis  verfasst  ist 

tind  in  grossen  Umrissen  ein  Bild  der 
dcutsclion  Arbeiterversicherung  entwirft. 
Der  erste  Teil  beginnt  mit  der  Entsteh- 
ung der  .'Vrbeitorversicherung  und  setzt 
ihre  sociale  Bedeutung  auseinander,  der 
zweite  Teil  befa-^-t  sicli  mit  der  Statistik 
der  Arbeiterversicherimg,  der  dritte  Teil 
behandelt  die  Unfallversicherung  und 
Arlieif^liygieui .  Der  vierte  Teil  beleuch- 
tet die  ,\rl)eiterversicherung  und  ihre  Be- 
ziehungen zur  Vf>!ksge=:undheit.  Der 
fünfte  Teil  legt  die  Beeinflussung  der 
Volkswirt-^chaft  durch  die  .-^rbeiterver- 
sicherung  klar. 

Sociale  Communalpolitik 


r^ie  Sirassbiirger  ,\i  inen  verr.  .ihung  sah 
'-'sich  schon  seit  einiger  Zeit  vor  die 
Aufgabe  gestellt,  eine  Neuordnung  der 
offenen  ARMRNKRANKENPFLEGF 
voi /uiu  imien.  da  deren  Org:anisation  in 
ihrem  jetzigen  Zustande  nicht  mehr  den 
Anforderungen  genügte,  die  das  social- 
politischc  und  volkshygienische  Intcrcs.se 
der  Zeit  ;in  >ie  stellt.  Von  dein  I^iter 
der      Stra.ssburger     Armen  verwalttmg, 
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Herrn  Beigeordneten  Dr.  Schwander,  ist 

nun  hierüber  ein  ausführlicher  Bericht 
attsgearbeitet  worden,  dem  von  uns  eine 
genauere  Besprechung  gewidmet  werden 
soll,  da  er  Fragen  behandelt,  die  gerad« 
in  neuester  Zeit  die  Aufmerksamkeit  der 
Öffentlichkeit  erregen!. 
Bisher  war  die  oflicnc  Armenkranken- 
pflege in  Strassbtirg  in  der  folgenden 
Weise  geregelt.  Hie  St.-uit  war  in  Q 
Gctneindearztbezirkc  eingeteilt  und  fiir 
jeden  Beiirk  ein  Gemeindearzt  ernannt, 
der  die  cantonalärztlichen  Aufgaben  auf 
dem  Gebiete  der  Mcdicinalpolizei-  und 
der  öffentlichen  Gesundheitspflege  zu  er- 
füllen hatte.  Diesen  Gemeindeärzten  war 
die  Ausübung  der  offenen  Armenkranken' 
Verwaltung  übertragen.  Die  .Xrmenärzte 
hielten  specteil  für  die  Armenkrunken 
besondere  Sprechstunden  in  Räumen  ab, 
die  von  der  Annen  Verwaltung  für  diesen 
Zweck  gemutet  waren.  Nur  ausnahms- 
wei?e  und  in  dringenden  F.HlIen  durfte  der 
Arme  den  Arzt  in  seiner  Wohnung  auf- 
srchcn.  Falls  es  der  Krankheitsfall  erfor- 
derte, war  der  Gemeindear/t  \  irptlu  luel, 
Hausbesuche  zu  machen.  In  der  Praxis 
haben  sich  nun  die  folgenden  Misstände 
•  her;ni>-^'e>tellt.  \'on  den  Armenkranken 
wurde  häutig  d«irüber  Beschwerde  geführt, 
das*  sie  von  den  Ärzten  nicht  wie  die 
Privatpatienten  behandelt  wurden.  Ins- 
besondere war  keine  ausreichende  Unter- 
suchung der  Kranken  verbürgt :  die 
Sinechstunden  waren  zu  Ausgabestellen 
von  Medicamenten  geworden.  Armen- 
kn  nke.  die  den  Haustn-snch  des  .\rmen- 
arzies  verlangten,  wurden  auf  die  Sprech- 
stunde verwiesen,  obgleicli  sie  nicht  im 
st.Tde  waren,  auszugehen.  Dann  wurden 
Medicamenlc  an  Verwandte.  Freunde  etc. 
de«.  Kranken  abgegeben,  ohne  dass  der 
Arzt  den  Kranken  gesehen  hatte.  Ferner 
bestand  bei  den  Armenärzten  die  bedauer- 
Hehr  Xcifiuni^.  die  .\rnioiiKranl:i  :i  in  <las 
Spital  einzuweisen,  sobald  eine  Krankheit 
vor!ag.  die  voraussichtlich  eine  Reihe 
von  Haus!)Cüuchen  notwendig  machte.  Die 
F.iriclutmg  der  .Ambulatorien  für  Armen, 
kranke  hatte,  wie  auch  der  Bericht  aner- 
ketmt.  ihre  Vorzüge ;  vom  socialen  Ge- 
sicht.spunct  aus  hatte  sie  aber  den  Nachteil, 
das-  ,!(  der  Inanspruchnahme  derArmen- 
krankenpHege  ein  bedrückendes  Moment 
gab.  insofern  eben  die  Armenkranken 
von  den  übrigen  Patienten  ^e^nndert  wur- 
den Die  Sonderstellung  der^eii>en  ward 
bO'Miders  dadurch  verschärft,  dass  für 
sie  der  .\rztzwang  mit  all  seinen  Härten 
lM:.>tand. 

Ein  wesentlicher  Mangel  der  früheren 


Organisation  der  Strasfämrger  Armen- 
pflege war  ferner  das  Fehlen  engerer  Be- 
ziehungen zwi-clicn  .\rmenverwaltimg 
und  .\rmenar/i.  St  lir  zuireflfend  schreibt 
dazu  der  Bericht:  >Jeder,  der  längere  Zeit 
in  der  .Xrmenpflege  tätig  gewesen  ist  oder 
sonst  Kenntnis  der  stKialen  Erscheinun- 
gen in  unserer  Gesellschaft  hat,  weiss, 
wie  häufig  Krankheit  die  Ursadie  und 
der  .Ausgangspunct  des  V'erfallcs  einer 
Familie  ist.  Es  genügt  deshalb  durchaus 
nidit,  dafür  zu  sorgen,  dass  Einrichtun- 
gen vorhanden  sind,  die  die  Krankheit 
hehen,  .sondern  es  mu>s  .luch  rechtzeitig 
gegen  die  wirtschaftlich  nachteiligen 
Folgen  der  Krankheit  angekämpft  wer- 
dbnu  Dazu  ist  erforderlich,  das«  der 
Armenarzt  in  der  Organisation  der  all- 
gemeinen Armenpflege  eine  Stellung  em- 
nehme,  welche  es  ihm  ermöglicht,  mit 
den  übrigen  Organen  der  Armenpflege 
in  enge  Wechselbeziehiuig  zu  treten.« 
Die  er  Mangel  an  VerbinduiMr  hatte  die 
Folge.  tl.!s-  die  .\rmcnverwaTtung  ohne 
jede  Nachricht  darül>er  blieb,  ob  eine 
Unterstützung  notwendig  sei  oder  ge- 
ändert werden  müsse,  und  dass  die  Ar- 
menärzte bei  Gutachten  über  die  Er- 
werbsfälngkeit  der  Bewerber  imi  Arrnen- 
unterstutzung  es  an  der  Sorgfalt  und 
Gründlichkeit  fehlen  Hessen,  die  vom 
St;\ndpunct  der  Armenpflege  aus  gefor- 
dert werden  mussten. 
Zu  diesen  Mängeln  der  Organisation  kam 
hinzu,  dass  die  weiteren  Fanricfatun^en, 
die  zur  Durchführung  einer  intensiven 
.XrmenkrnnkenpHcge  unbedingt  erforder- 
lich sind,  die  Institute  der  Krankeu- 
ff legerin  nnd  der  Hamspftegerin  vollstän- 
dig fehlten.  Die  Grundsätze,  die  der  Be- 
richt für  eine  Reform  der  .\rmenk  ranken - 
pflege  in  diesen  beiden  Punclen  auf- 
stellt, müssen  als  durchaus  zutreffende 
bezeichnet  werden.  Für  die  Kranken- 
pflege soll  eine  genügende  .\n/ahl  jeder- 
zeit dienstbereiter  Krankenpflegerinnen 
zur  Überweisung  an  die  Armenärzte  be- 
reit gehalten  werden,  und  zwar  als  Or- 
gane der  öffentlichen  Armenkranken- 
pflege, über  die  der  .Armenarzt  jederzeit 
verfügen  kann.  Es  soll  daher  zwar  die 
Hilfe  der  die  Krankenpflege  übenden 
kirchlichen  Einrichtungen  herangezogen, 
ausserdem  aber  ein  weibliches  Laien- 
personal  für  die  Krankenpflege  dtirch 
den  Stadtarzt  herangebildi  t  werden,  das 
da  einzutreten  hätte,  wo  die  kirchliche 
Kranloenpflege  versagt.  Die  Einrichtung 
und  Ausgestaltung  der  Hauspflege  will 
der  Bericht  gleichfalls  der  Commune 
vorbehalten.  Da  es  sich  um  ein  durcli- 
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aus  bcreclnigtcs  Bedürfnis  der  Arinen- 
bcvülkerung  handele,  so  dürfe  die  Be- 
friedigung dieses  lUdürfoisses  nicht  der 
prviaten  WohliatiKkeit  überlassen  wer- 
den, die.  wie  fUe  private  Wohltätigkeit, 
gerade  dann  versage,  wenn  sie  ani 
meisten  gtbraucht  werde,  »ondern  es 
müsse  in  die  öffentliche  Armenkranken- 
pHege  hinein  eine  dem  Zweck  der  Haus- 
pflc^  entsprechende  Organisation  mit 
geeigneten  Hauspflegerinnen  geschaffen 
werden.  In  diesen  Worten  prägt  sich  die 
Auffassung  von  dem  \  crhältnis  zwischen 
der  communalen  Verwaltung  und  der 
privaten  Wohltätigkeit  aus,  die  von 
iMi>  immer  vertreten  worden  ist.  Es  ge- 
reicht uns  daher  zur  grossen  Befriedi- 
gung, dass  sich  the  '^ocialpolitisch  fort- 
geschrittenen MitRlioder  der  städtischen 
Verwaltung  mehr  und  mehr  auf  üireu 
Boden  stellen  und  damit  Stellung  gegen 
die  Überwucherung  der  communalen 
Tätigkeit  durch  die  private  Charitas 
nehmen. 

Nicht  minder  beachtenswert,  als  die 
Begründung,   sind   die  Vorschläge  für 

die  Nei'irdnnnp  der  Armenkranktm- 
pflege.  L  ni  den  Arm«^nkrankcn  die  Er- 
i.nngung  ärztlicher  Hilfe  möglichst  zu  er- 
leichtern und  sie  ans  der  Sonderstellung 
herauszuheben,  in  die  sie  durch  den 
Ar/tz\vaiig  und  die  lK.'sonderen  .\mhu- 
latonen  versetzt  sind,  schlägt  der  Bericht 
die  Durchführung  der  freien  Arztwahl 
V(^r.  Wir  können  ihm  in  meiner  Wider- 
legung der  vef ^chledenen  Bedenken,  du- 
gegen  dieses  System  geltend  geniaclit 
werden,  nicht  im  einzelnen  folgen.  Auf 
jeden  Fall  sind  sie  ihm  nicht  schwer- 
wiegend genug,  utn  von  der  Kinftiluung 
der  freien  Arztwahl  Abstand  zu  nehmen. 
Eine  gewisse  Verteuerung  der  Armen- 
kraiikt  niitlcj^c  wird  von  ilim  allenlings 
auch  ni  Au^Mcht  genommen  :  sie  sei  aber 
nicht  gross  genug,  um  die  Einführung 
der  freien  Arztwahl  nicht  als  die  wün- 
schtUNwerte^tc  \'erlH-^vcrung  erschoinen 
zu  lassen,  l'm  du-  \u--chreiiungen  zu 
verhindern,  die  bei  der  freien  Arztwahl 
nioglicii  sind,  soll  durch  Vereinbarung 
mit  dem  .\rzievercin.  dem  der  grossere 
Teil  der  Strassburger  Arzte  angehört, 
eine  Vertrauen  scommission  eingesetzt 
werden,  die  die  Tätigkeit  der  Arzte  con- 
troHert.  Strittige  Fragen  sf>llen  einem 
Schi«  i|  ;4  l  icht  unterworfen  werden,  das 
aus  dem  Stadtarzt*  zwei  Mitgliedern  des 
.^rmenrates  und  zwei  Delegierten  des 
Ar/tevereiiis  hc-teht.  Hie  .\rnien verw al- 
tung  wird  sich  aus.serdem  das  Recht  vor- 
behalten, Vertrauensärzte  zu  ernennen. 


die  Gutachten  der  Armaiarzte  über  die 
Erwerbsfähigkeit  der  Hilfesuchenden 
nachzuprüfen  haben  und  mit  anderen 
Vertrauensfunctioncn  auf  dem  Gebiete 

der  Krankenpflege  lHi',iiit  werden.  Seihet 
diese  Controlinstanzeii  scheinen  dexu 
Berichte  aber  noch  keine  ausreidiende 

G. -  rantie  gegen  die  missbräuchliche  Aus- 
nutzung des  Instituts  der  freien  Arztwahl 
durch  die  Arzte  zwedcs  Vergrösserung 
ihrer  Armenpraxis  zu  geben.  Er  will 
noch  eine  obere  Grenze  für  die  Arzt- 
kü>ten  ( Ma.\imaIpau-chal(Hiantum  ;iiif 
der  Basis  von  8  M.  pro  Familie  und 
4  M.  pro  Etnzdsteiienden)  aufgestellt 
imd  eine  genaue  Pnifnnp  der  Medi- 
camente  angeordnet,  sowie  die  Abgal>c 
diätetischer  Heilmittel  von  der  Genehmi- 
gung des  .Artuenrats  abhängig  gemacht 
sehen.  Ausserdem  soll  noch  eine  Kran- 
kencontrole  durch  Krankenconlroleure 
nach  dem  Vorbilde  der  Krankencasse 
eingerichtet    werden.     Selbst    bei  der 

.'■tädtischen  Armenkr.mkeiipfUge.  ttei  der 
es  sich  doch  um  ejiic  verhältnismässig 
geringe  Zahl  von  Personen  handelt  —  in 
Strassburg  \go2  .^613  Kranke  —  muss  als.i 
das  System  der  freien  Arztwahl  mit 
einem  ganzen  Stachelzaun  von  Garantie- 
und  Controlbestimmungen  umhegt  wer- 
den, soll  ihr  Missbrauch  durch  die  Ärzte 
verhindert  werden. 

Von  deutschen  Städten  haben  Altcnburg. 
Bremen.  Worms,  Pankow  bei  Berlin, 

l.iulwig^liafcii.  Nlciningen  heschränkte 
und  Klieydt  die  unbeschrankte  freie  .vrzt- 
wald  einpefi'.iin.  In  Bremen  sind  vier 
ärztliche  Bezirke  mit  je  4  bis  6  Ärzten  ge- 
bildet, unter  denen  die  im  Bezirk  woh- 
nenden Armen  freie  Waid  iiniH'i.  I)iH-h 
darf  wahrend  der  Dauer  der  gleichcpi 
Krankheit  ein  Arrtwechsel  nur  mit  Zu- 
stimmung der  .Arinendireciion  vorge- 
nommen werden.  Nach  dmi  Ik-ruhte 
der  Annctidireciion  hat  sich  das  System 
für  Kranke  und  Arzte  sehr  gut  bewährt. 
K:ne  :ni^^ijräuch!ich,e  Anwendung  des 
.SyNteni'^  j-ei  mein  vor;jek(  niinen.  Hoch 
wird  eine  bedeutende  Steigerung  der 
.Ausgaben  für  zXrzte  (Honorar  für  den 

H.  'ii^he  luh  I  V...  fiir  Con^ultation  in 
der  Sprechstunde  0,50  M.)  und  Mcdi- 
camente  zugestanden.  Auch  aus  Panke)W 
wird  eine  Steigerung  cl.  ■•  Vu^-.^dien  fnr 
Medicamonte  berichtet,  wahrend  sie  in 
Rlieydt  im  gleichen  Rahmen  wie  früher 
geblieben  sind.  Alle  Stadtverwaltungen 
sind  mit  dem  System  zufrieden.  Ver- 
brciteU:,  ;iN  m  I)euT>cli].md.  isi  «las 
System  der  unbeschrankt  freien  Arzt- 
wahl in  Frankreich,  wo  es  in  43  Departe-  * 
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nicnis  eingefiihrt  ist.  In  der  grosse« 
.Mehrzahl  derselben  findet  eine  proportio- 
neile Verrtnscrung  der  für  die  ärztliche 
Tätigkeit  bestimmten  Sätze  statt,  wenn 

die  AiisgiilK-n  den  iti  das  BiidKot  eingc- 
a«Uteii  lictrag  übersclircilcit.  Diese  pro- 
portionale Verringerung  der  Vergütung 
schwankt  in  den  einzelnen  Departements 
zwischen  24  iind  48  (!)  %.  Auch  hier 
sind  die  Ergebnisse  des  Systems  befrie- 
digende :  es  werden  als  iK'sondere  Vor- 
züge die  grossere  Beruiiigung  der  Kran- 
ken, du-  schnellere  Versorgung  und  die 
gro»scrä  Sorgfalt  der  Arzte  gerühmt. 
So  kommt  denn  der  Bericht  der  Strass- 
l)urgcr  Armenvcrwaltung  zu  dem  Resul- 
tat. da>s  kein  anderes  System  der  offenen 
.•\rmcnkrankenpt1ege  so  geeignet  sei,  dSe 
zahlreichen  Mängel  der  heutigen  Armen- 
pflqgcorganisation  zu  beseitigen,  wie  das 
S>  stein  der  freien  .\rztwahl.  Seinen 
Anträgen  gemäss  wurde  dasselbe  der 
Neuregelung  der  Annenkrankenpflege 
zu  Grunde  gelegt. 

X  j  X 

Der  Verein  KcichsTvohnungsgcsciz  hat 
in  seinem  6.  (u  sihaftshericht  für  das  Jahr 
1903  diu  Neuerung  getroffen,  m  einem 
besonderen  Anhang.  Jahrbuch  der  ll'oh- 
Hungsreform  betitelt,  einen  Cberbiick 
über  die  literarischen  Erscheinungen 
und  die  praktisclicn  Leistungen  auf  dem 
Gebiete  der  WOHNUNGSFRAGE  wäh- 
rend den  letztverAosaeiiqn  Jahres  zu 
gel)cn.  Wir  ziehen  aus  dieser  dankens- 
werten ClKTsiciit  alles  heraus,  was  sich 
auf  die  Gemeindon  bezieht.  In  München 
wurde  die  Anstellung  von  fünf  Woh- 
nungsinspectorcn  beschlossen.  ebenso 
wurde  die  Wohnunirsinspection  in  Fürth. 
Passau,  Neu  Ulm  eingeführt,  in  Dessau 
die  Errichtung  eines  Wohnungsamtes 
Kesclilossen.  In  40  Landgemeinden  der 
Amishauptmannscliaft  ("hemnitz  wurde 
die  Wolinungsaufstclii  eingeführt.  Im 
allgemeinen  hat  die  Wohnungsinspection 
nur  geringe  Fortschritte  gemacht.  Ebenso 
si^t  es  mit  den  Bauordnungen  aüa.  In 
Posen  wurde  eine  neue  moderne  Bau- 
ordnung erlassen,  in  Bremen  eine  solche 
vorlM-reitet.  in  München  eine  neue 
Staffclbauurdnung  vom  Magistrat  ange- 
nommen und  in  Dfisseldort  ein  Stadt- 
vitrte!  fiir  Brli.Tiinni;  nach  besonderen 
neuen  Grundsätzen  ausgeschieden.  Ne- 
ben diesen  wenigen  Fortschritten  steht 
die  Abänderung  der  Bauordnung  für  die 
Berliner  Vororte,  die  einen  beklagens- 
werten Ruckschritt  bcdautet.  Fbenso- 
wenig  haben  die  Gemeinden  bei  dem 
Bau    von    Kleinwohnungen  geldstet 


Niehl  selten  sind  vielmehr  gememnutzige 
Bestrebungen  auf  die  Errichtung  von 
Kleinwohnungen  ihrem  directen  Wider- 
stande begegnet  Tempelhof  bei  Berlin 
hat  es  fertig  gebracht,  eine  .Xnsiedelung 
des  Berliner  Spar-  und  Bauvereins  von 
seinem  Gebiete  fernzuhalten.  Auch  bei 
der  Errichtung  von  Ledigenheimen 
haben  die  Gemeinden  es  vorgezog^en,  der 
privaten  Wohltätigkept  das  Feld  zu  über- 
lassen. In  Charlottenburg,  Münclien, 
Frankfurt  a.  M.  sind  e>  priv.ate  ad  iioc 
gebildete  lukr  ^dhni  bestehende  \'ereine, 
die  den  Bau  vou  Ledigenheimen  in  An- 
griff genommen  haben.  Nur  in  Furth 
und  Essen  haben  die  Siadtgenioinden 
den  Plan  auigenoinmeii,  coniniunaie  Lo- 
gierhäusqr  zu  erriditen.  Mit  der  ab- 
lehnenden Haltung  gegen  den  comn.  i- 
nalcn  Bau  von  .\rlK.-ilerwohnhau.-.ern 
oder  gegen  die  Unierstül/ung  gemein- 
iiützip;cr  Bauvereine  geht  eine  durchaus 
reacttonäre  Bodenpolitik  Hand  in  Hand. 
Trotz  aller  Nfahnungcn.  den  Cfminmnalen 
Grutidbesitz  zu  erhalten  und  möglichst 
zu  vejrgrössem,  wird  in  manchen  Ge- 
nR!iu!i-ti  gerade  die  entgegengesetzte 
l'olitik  lietneben.  Spandau  hat  ein  \ulles 
Driuel  des  Stadtforstes,  nicht  weniger 
als  7000  Mor^n,  dnschliesslich  des 
Holzbeslandes  fur  4000  M.  den  Morgen, 
an  den  Stadtverordneten  und  Gntnd- 
stücksspeculantcn  Kldnfdd  vorkauft, 
wobei  es  übrigens  in  dem  Verkauf  der 
fi>calischen  Wälder  in  der  l'mgelnuig 
Berlins  durch  die  preUs.sisdie  l-'or^i-  und 
ni»mainenverwaltung  dn  Vorl)i!d  lialic". 
Das  Erbbaurecht,  das  von  den  Bo<lcn- 
reformerii  >ö  enthusiastisch  angepriesen 
wird,  l)\irgert  >icli  mir  --elir  langsam  ein. 
Charlottenburg  hat  bich  griuidsatzlich 
berdt  erklärt,  för  die  Erbauung  kidner 
Wohnungm  städtische.-»  Gelände  in  Erb- 
baureclit  herzugeben.  In  grosserem  Um- 
fange ist  dasselbe  nur  in  Frankfurt  am 
Main  in  Anwendung  gekommen,  wo  An- 
fang 11J04  insgesamt  1000  Wohnungen  im 
Erbbaurechtsverhältnis  erstellt  waren. 
Dagegen  hat  man  in  Ulm  von  der  An- 
wendung dieses  Instituts  Abstand  ge- 
nommen nni!  die  ^Kic!;cn  Zie'r  nnf  dem 
Wege  stark  beschrankender  V'erkaul's- 
hestimmungen  zu  crrdchen  gesucht 
(irösscren  Ert<dg  hat  dagegeni  die  Steuer 
nach  dem  gemeinen  Wert  gehabt.  Wir 
habim  bereits  des  öftem  auseinander- 
gesetzt, dass  diese  Stetierart  für  die 
Wohnungspolitik  nur  von  sdir  geringer 
Bedeutung  ist.  und  konnten  auch  bei 
Socialreformern  der  bürgerlichen  Par-^ 
tden  die  gleidie  Auffassung  coostatteren. ' 

32 
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Gerade  weil  sie  ><<  hcdeotlingslos  ist,  den 
Grund-  und  I^au^l>e^!tze^n  auch  nicht  im 
geringsten  wehtut  und  der  Bodenspecu- 
lation  kein  Hindernis  in  den  Weg  legt, 
bat  sie  ^  schnell  in  den  deutschen  Ge- 
moinden  Anfnahme  gefunden.  Im  Herbst 
i«/)?  IiattiTi  nacli  den  I'fSt-tellungcn 
Dr.  Kohrs  nicht  weniger  als  67  Städte 
und  SO  Landgemeinden  m  Preusi^en  die 
Grundsteuer  nach  dem  gemeinen  Wert 
eingeführt.  In  Bayern  und  .Sach-.en  sind 
von  den  Regierungen  Ges' tzc  ntwürfe 
vorgelegt  worden,  die  diese  Besteue- 
riingsart  einführen  wollen. 
BcdeiitsamcT  --in,!  die  [•Irfulcc  die  die 
Wcrizuwachsstcucr  in  der  letzten  Zeit 
erzielt  hat  In  dem  Jahrbuch  werden 
droi  sächsische  Gemeinden,  Otzsch  und 
Ltutzsch  Ihm  Leipzig  sowie  HcUjcrsdorf 
hei  Cht:,  nit/  genaniU,  <lie  >ic  eingeführt 
haben  sollen.  In  Frankfurt  a.  M.  bildete 
sie  einen  wichtigen  Bestandteil  der  von 
uns  ausführlich  btsproclimen  Steuer- 
reform. In  Bayern  und  Sachsen  haben 
die  Regierungen  in  Gesetzentwärfen 
Anläufe  gemaclit,  den  unverdienten 
Wertzuwachs  der  licsteuerting  zu  unter- 
werfen. 

Wenn  wir  zimi  Sohluss  nuch  die  Tätig- 
keit der  G«<  iiu  ituU  II  Nürnberg,  Fürth. 
München,  Aujj>f)'.irg.  Zweibrücken  auf 
dem  Gebiete  der  Wobniuigsaufnahme 
erwähnen,  so  haben  wir  wohl  alle  Lei- 
stungen der  CniTimunen  zusammenge- 
stellt Wenig  genug  im  Vergleich  zu 
den  ungeheueren  Schäden  der  Wohnungs- 
not, dir  nm  Marke  unseres  Volkes  zeh- 
ren ;  aber  immerhin  lässt  sich  ein  aller- 
dings nur  langsames  Erwachen  unserer 
Städte  zum  Bewnsstsem  ihrer  Aufgaben 
conslatteren. 

X  X 
KÜRZE  CHRONIK.  Die  Gemeindecom- 
mission des  wfirttettibergischen 

T.andtape-  hat  die  7weite  T-esung  der 
Gcmeindcordnuiigsnovellc  beeiidifit.  — 
In  C  h  a  r  1  o  1 1  e  n  bttrg  hat  u  li  ein 
Verein  zur  Errichtung  eines  Ledigen- 
heims constituiert  ,  die  Stadtverwaltung 
hat  sich  bereit  erkliirt.  eine*  i!ircr 
Grundstücke  unentgeltich  zur  Verfügung 
zu  stellen.  —  Der  Bezirksaussditsss  zu 
Wiesbaden  hat  die  vi>n  tien  städ- 
tischen Collegitvi  F'iankfurts  bci- 
scblossene  Erh<')hung  der  Liixnssteucr 
auf  Pferde  nicht  genehmigt.  —  Für  die 
Landgemeinde  des  Kreises  Worms  ist 
durch  eine  Polizeiverordnung  die  obli- 
gatorische Desinfection  der  Wohnrätune 
angeordnet  worden.  Persmwii  mit  einem 
Einkommen  von  weniger  als  900  M.  sind 


gelmhrenfrei,  die  mit  einem  Einkommen 

von  rjoo  h\<  1500  M.  sollen  nur  die  Hälfte 
der  Gebuhren  aufhringcji.  —  Die  städ- 
tischen Behörden  zu  Dortmund  be- 
absichtigen die  Errichtung  eines  Ar- 
beitersecretariats.  himo  umoemann 

SocIaMatische  Bewegung 

Innerhalb  der  deutschen  Socialdemokra- 

■  tie  sind  in  letzter  Zeit  mehr  und  mehr 
Bestrebungen  hervorgetreten.  festere 
PARTEIORGAXIS.\TIONEN  zu  schaf- 
fen. So  befasstc  sich  die  Provinztaloon- 
ferenz  von  Hessen-Nassau,  die  am 
10.  April  in  Frankfurt  a.  M.  tagte,  mit 
dieser  Frage.  Nach  eingehender  Bera- 
tung wurde  ein  Entwurf  angenommen, 
der  dnrin  gipfelt,  das«  für  den  Regie- 
rung-'lK-zirk  Wiesbaden  und  für  die  an- 
grenzenden Wahlkreise  ein  gemtin^ainer 
Agitationsbezirk  geschaftin  wird.  Au  die 
Spitze  dieser  Organisation  wird  ein  Agi- 
tationscomite  von  5  Mitgliedern  gestetii. 
das  seinen  Sitz  in  Frankfurt  hat.  Jeder 
Wahlkreis  hat  pro  Jahr  «nd  Kopf  seiner 
organisierten  Genossen  20  Pf.  als  Beitrag 
zur  üezirkscasse  zu  leisten.  Sämtliche 
Organisations-  und  Agitation sangelegen- 
heiten  werden  vom  Centralcomite  aus  ge- 
leitet. —  Die  Parteigenossen  der  obe- 
ren Rheinprovinz  (Regierungs- 
bezirk Cöln,  Aachen,  Cobienz,  Trier) 
hidten  Ostern  in  Muhlheim  a.  Rh.  ihren 
I^i /irl -]ia;teitai;  ab.  .Xuch  hier  wtirde 
zum  Puncte  ürgauisatton  ein  Beschluss 
gefasst,  in  dem  es  heisst  dass  in  allen 
Kreisen  die  Bildung  einer  straffen  Cen- 
tralorganisation  zu  erstreben  sei.  Es  sol- 
len Kreisvereinc  gegründet  werden,  deren 
Vostand  sämtliche  Parteigeschäfte  des 
Kreises  leitet  Die  örtlichen  Vertrauens- 
leute sind  Untirr.is  irrer  des  Vereins; 
nul  wo  die  Grundutig  solcher  Vereine 
nicht  möglich  ist,  darf  das  Vertrauens- 
miinners\">tem  weiterbestehen. 
Die  Breslauer  / 'o/A^Tidr/i.'  stellt  Betrach- 
timgen  an  ül>er  die  Form  der  Organisa- 
tion der  deutschen  Partei,  indem  sie  die- 
selbe in  Vergleich  stellt  mit  den  straffen 
Centralisationen,  wie  sie  sich  bei  den 
Gewerkschaften  herausgebildet  haben. 
Das  genannte  Blatt  macht  geltend,  dass 
die  Umwandlung  derselben  in  festere 
Parteigcbilde  im  Interesse  der  Aciions- 
fahigkcit.  des  Finanzwesens,  der  princi- 
piellen  Durclibildung  der  Genossen  etc. 

notwendig  sei. 

X  X 
Die  sächsische  Landesoonferenz.  ^e  vom 
5.  bis  tarn  7.  April  in  Chemnitz  tagte, 
hat  sich  iast  aussdiliesslidi  mit  dem 
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FALL  ÜOHRE  beschäftigt  Nach  zwei- 
tägiger Discnssion  wurde  in  namentlicher 
Schhts^hstinimung  folgende  Re6olution 
iint  ty(i  gcjj;cn  9  Stimmen  angenommen: 
»nie  Iuin<k>vi"rsnniniliiiip  erkennt  an. 
dash,  wenn  keine  Landcsversammlung  ent- 
schciiden  kann,  das  Centralcotnitc  mit  den 
Agitationscomites  laut  §§  3,  7  und  12  des 
Orgnnisationsstatuts  für  Sachsen  berech- 
tigt sind,  bei  Aufstellung  vo[i  Candida- 
ten  für  Reichstags-  und  Landtagswahlen 
in  den  einzelnen  Wahlkreisen  mitzuwir- 
ken und  tnil  zu  cntscheidcti.  Kommt 
eine  Einigung  zwischen  diesen  In^lanzcn 
nicht  zu  Stande,  SO  ist  die  Angelegenheit 
der  Parteileitung  zur  endgiltigen  Ent- 
scheidung zu  unterbreiten.« 
Das  Schiedsgerichtsverfahren  Rigen  den 
Genossen  Gohre,  welches  während  der 
Wahlagitation  von  einem  Genossen  des 
Kreises  Xiederbarnim  gegen  densellK-n 
anhimgig  gcniaclu  und  das  mit  als  Grund 
gegen  die  Candidalur  Göhres  in  die  Wag- 
schale geworfen  worden  war,  hat  mittler- 
weile, dadurcli  seine  Erledigung  gefunden, 
dass  der  .Ankläger  in  der  Schicdsgcrichts- 
sitzung  am  29.  April  erklärte.  *dass  er 
die  Anklage  gegen  den  Genossen  Gotire 
als  unbegründet  zurückziehe«. 
X  X 
Seit  dem  18.  April  ersclieint  in  Paris 
J  AI 'RES'  ZEITUNG  LlIVMANITE, 
nachdem,  wie  bereits  mitgeteilt  (pag. 
167),  Jaures  aus  der  Peiite  Ri/fubli^, 
die  er  zur  Blüte  gebracht  hatte,  vor  eini- 
gen Monaten  ausgetreten  war.  Die  //«- 
nuinitc  ist  niciit  nur  eine  neue  Zeitung, 
sondern  sie  ist  auch  eine  Zeitung  mit 
einem  neuen  Prindp:  dem  der  vdlltgen 
Unabhängigkeit  von^litalistischcn  Unter- 
nehmern. Was  Lassalle  einst  von  den 
bürgerlichen  Blättern  Deutschlands  ge- 
sagt hat,  dass  sie  lediglich  Mittel  zur 
Profitgewinnung  für  Capitalisten  seien, 
das  gilt  insbesondere  von  den  Pariser 
Zeitungen.  Noch  als  Viviani  Redacteur 
der  Lanteme  war.  befand  diese  sich  tm 
Besitze  des  alten  Bankhauses  Pcreyre ; 
auch  die  Pctitr  Rrf^nhliquc  verdankt  ihre 
Existenz  einer  burgerlichen  Gründung. 
Dass  unter  solchen  Umständen  Conflicte 
der  schlimmsten  Art  unvermeidlich  sind, 
liegt  auf  der  Hand.  Wollte  Jaures  seinen 
politischen  Ruf  nicht  aufs  Spiel  setzen, 
dann  dm'fte  er  der  Prämienwirtschaft  bei 
seinem  früheren  Blatte  nicht  untätig  zu- 
sehen. Die  Auflage  der  Pftite  Re/fublique 
wtirde  durch  diese  in  die  Höhe  getrieben, 
aber  die  gewerkschaftlich  organisierten 
Arbeiter  mussten  öffentlicli  gegen  die 
Hungerlohne  protestieren,  die  bei  der 


Fabrikation  der  Prämien  gezahlt  wurden. 

Urbain  Goliier  vcr.>flfcntlichte  vor  einiger 
Zeit  sogar  ein  schmäiiliches  Pamphlet  ge- 
gen Jaures.  dem  er  —  natürlich  ganz  un- 
gercchtfertigterv.ci>e  —  eine  Bcteiligvmg 
au  diesem  Praimengeschatie  nachsagte. 
Mit  einem  Capital  von  700 ooo  fr.  ausge 
rüstet,  unternahm  Jaures  das  Wagnis«  den 
Kampf  yegen  die  Presscorruption  In  Pa- 
ris zu  beginnen  und  zugleich  seinen  Ideen 
eine  Tribüne  zu  schaifen.  In  seinem 
Programmartikel  legt  er  seine  Absichten 
dar  und  rechtfertiget  zugleich  die  Wahl 
seines  Titels.  Der  Name  limnanitc  soll, 
so  sagt  er.  >genau  »ias  Ziel  unserer  Par- 
tei bezeichnen,  nämlich  die  von  allen  So- 
cialisten  angestrebte  Verwirklichimg  wah- 
rer Menschheit  und  Men^ciilichkeit.  die 
heute  gar  nicht  oder  nur  unvollkommen 
existiert«.  A«f  dem  Gebiete  der  inneren 
Politik  <oll  (lie^eN  Ziel  durch  die  Über- 
windung des  iiotwen<ligen  und  unvermeid- 
lichen Classenkampfs  errreicht  werden; 
auf  dem  Gebiete  der  internati<^»nalcn  Poli- 
tik durch  die  Wiederversöhnung  aller 
Völker,  durch  die  universale  sociale  Ge- 
rechtigkeit. »Dann  und  nur  dann  wird  es 
eine  wahrhafte  Menschheit  geben,  deren 
höhere  Einheit  sich  in  der  lebendigen 
Mannigfaltigkeit  freundschaftlicher  imd 
freier  Nationen  wicderspicgell.«  .^usführ- 
lich  hat  Jaures  über  diesen  Teil  seines 
weitblickenden  Programms  in  seiner  be- 
kannten Rede  über  die  Beziehungjen  zwi- 
schen Frankreich  und  Deutschland  (vergL 
Socialistische  Monatshefte,  iyo.3.  II.  Bd.. 
pag.  964  ff.)  geliandelt.  auf  deren  T')n 
die  Behandliuig  der  auswärtigen  Politik 
in  der  Humanitf  abgestimmt  ist 
Die  glänzendsten  Namen  des  französi- 
schen Socialismus  sind  in  der  liste  der 
Mitarbeiter  und  Redacteure  der  Huma- 
nitc  vertreten :  Briand,  .\llemane,  Pres- 
sense. Foumierc.  Viviani.  Revelin.  And- 
ler,  Lucien  Herr,  Jean  Longuct.  Remy. 
Haleyy  und  andere.  Vor  allen  anderen 
Pariser  Blättern  zeichnet  sich  die  JVifiiia- 
nitc  durch  sorgsame  Pflege  des  .\uslands- 
dienstes  aus.  Der  Redaction  stehen  eine 
grosse  Zahl  ausländischer  Corresponden- 
fen  zur  Seite,  die  r>ft  /um  Worte  kom- 
men :  Beer  l'u  iüiiiiaiul.  Hertz  für 
Österreich.  Siuiekum  für  Deutschland, 
Sigg  für  die  Schweiz,  Bissolati  für  Ita- 
lien. Fnm^ont  für  Belgien.  An  der 
Spitze  des  literarischen  Teils  der  Zeitung 
steht  der  glänzendste  lebende  Stilist 
Ptankreidis.  der  Akademiker  Anatole 
France. 

Überblickt  man  die  bisher  vorUegenden 
Nummern,  dann  hat  man  alten  Grund, 

33' 
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dem  fraiuiiij-iscbcn  Sucialismus  zu  dem 
prächtigen  Blatte  Glück  zu  wünschen, 
l'iu!  wir  hoffen,  dass  es  der  Humanitf 
gcünjffn  möge,  den  schwtTcn  niatfriclleii 
Kampf  um  ihre  Existenz  siegreich  zu  be- 
stehen. 

X  X 

Die  Differenzen  inr.crhali)  der  Socialdemo- 
kratie  ITALIENS  miuI  durch  den  Partd- 
tng  von  Roioj^nn  diircliaii^  nicln  hi'h()l>eTt. 
Die  riforiiristisihc  Minonläl.  die  aller- 
dings, wenn  \>ir  iidc  der  \  ler  (jriipjien 
für  sich  betrachten,  die  Majoritäl  inner- 
halb   der    italienischen    Partei  besitzt 

(\  e^^^l.  l>a;4.  M>7  'i  \\  rlani;1.  da>s  ihre 
Sonderorgaiiiäationen  aiierkanm  werden. 
Das  Comite  der  Reformisten,  welches 
n:u'h  flm  Parteitag  gewählt  wurde  und 
die  Auigalie  hat.  die  Aclionen  des  rr- 
formistischcn  l'lugels  der  Partei  zu  lei- 
ten, hat  beim  Parteivorstand  einen  An- 
trag eingereicht,  worin  es  das  Verlangen 
■.tilit.  dass  in  Zukunft  in  jedem  Orto  /wei 
Parteiorganisationen  als  gleichberechtigt 
anerkannt  werden  sollen.  Das  Organi- 
<:itions>tatut.  welches  fordert,  da-s  in  ]v- 
tleni  Orte  nur  eine  Parteigruppe  be- 
stehen darf,  kiinne  nach  dem  Parteitag 
kiine  Gellung  nulir  hahcti.  Hcii  iK'iden 
fa>t  gleiciigrossen  l-"raclK>nen  der  Partei 
nuis>f  das  gleiche  W-rtretungsrecht  ein- 
geräumt werden.  Das  Comite,  das  aus 
7  Genossen  besteht  und  in  Mailand  seinen 
Sitz  hat,  =;ieht  in  dieser  ."\ndonn',c;  <lo> 
Organisalions.statuts  die  einzige  Gewahr 
für  die  Aufrochterhaltimg  der  Freiheit 
ir.mrhalh  der  Partei  und  für  die  Hinig 
keil  dor  Partei  selbst.  Die^^m  .\ntrag 
an  den  Partei%'orstand  folgte  ein  im 
Temftt  veröffentlichtes  Manifest  an  die 
Gesamtheit  der  Partei.  Die  Rcformis- 
ti  ii  verwahren  sich  dort  zunächst  gegen 
<ien  Vorwurf,  als  ob  sie  die  Spaltung 
wollten.  Es  heisst  dann  weiter,  dass 
die  Rrformisfcu  lediglich  den  Tatbcstan«! 
.intrkennen,  ohne  nach  den  Ursachen  zu 
forschen  und  zu  erörtern,  wen  dafür  die 
Verantwortung  treffe.  In  einem  Reso- 
U:tionsentwurf.  der  dein  Manifest  bei- 
geiiigt  ist  und  den  localen  Gruppen  zur 
Abstimmung  unterbreitet  werden  soll, 
heisst  es.  dass  der  letzte  Parteitag  die 
Existenz  verschiedener  Richtungen  inner- 
halb der  Partei  deutlich  gezeigt  habe ; 
ferner,  dass  in  vielen  Orten  die  eine 
Parteiorgani--ati'>ii  nicht  die  effccti\'e  Ein- 
heit der  Partei  repräsentiere.  Unter  die- 
sen Umständen  sei  das  Nebeneinander- 
bestehen im  Interase  der  Erziehung  des 
Proletariats  eine  Lebensbedingung  für 
den  Socialtsmus.  Zum  Schluss  wird  er* 


klärt,  dass  durch  das  Referendum,  das 
der  Parteivorstand  ausgesdiriebcn  habe, 
die  Frage  nicht  entschieden  werden 
könne.  —  Der  Parteivorstand  hat  naniüch 
beschlossen,  die  Partei  durch  Referendum 
fil>er  die  Existenzberechtigung  der  auto- 
nomen Cirkcl  zu  befragen. 
X  X 
Die  beiden  socialistischen  Parteiorgani- 
-ntionen  EVGLAVDS.  die  -S".  fK  /".  und 
die  /.  L.  P.  hielten  ihre  Jahrescongressc 
währtmd  der  Ostertage  ab.  Die  S.  />.  /•'. 
tagte  in  Bumley  und  war  von  69  Dele- 
gierten, die  62  ZweigA'creine  vertraten, 
beschickt.  Zur  Versclnnel/mtgsfrasc 
wurde  eine  Resolution  angenommai.  m 
der  es  heisst,  dass  die  D.  F.  alles  auf- 
bieten solle,  die  socialistischen  Elemente 
Englands  zu  einer  i-*artei  zu  vereuiigen. 
Zum  I'unct  Munin(>aLsodtiltsmHs  wurde 
der  Beschluss  gefas^t,  alle  Unternehmun- 
gen zu  unterstützen,  welche  die  Sociali- 
-^unni!:;  .sn  Stelle  de--  Pri valunternehnii iss 
.sctz|.  lune  weitere  Resolution  spricht 
sich  gegen  die  Schutzzollpolitik  aus: 
lerner  verurteilte  der  Congre^s  die  tv- 
plante  Fremdengcsetzgebun^.  cberiM)  die 
Verordnung.   l>etreffend   die  Chtnesen- 

einfuhr  nach  Transvaal. 
Die  /.  /..  !'.  hielt  ihren  12.  Jahrescongress 
in  Cardiff  ab;  anwesend  waren  140  De- 
legierte. Der  Jahresbericht  weist  auf 
die  Fortschritte  der  Partei  hin.  die  bezug- 
lich der  Milglicflerzahl.  (^er  Finanzen 
und  der  Erfolge  bei  Local wählen  ge- 
macht worden  sind.  Beschlossen  wurde 
die  W  rgrnsserung  de-.  Lahour  /.iVTt/.- ', 
des  Wochenblattes  der  Partei,  von  S  auf 
12  Seiten.  Sodann  wurden  Resolutionen 
angenommen,  die  die  südafricanische 
Chineseneinfuhr,  die  Zollagitalion  und 
das  Schwitzsy^ti  ni  \  t  rurteilen.  Andere 
Resolutionen  fordern  die  Errichtung 
eines  selbständigen  Arbeitsmtnisterivms 
und  Einführung  einer  staatlichni  \r- 
beilslosenversiclurung.  Die  Frage  der 
sodalisti schon  1  migkeit  uberliess  der 
Congress  der  Partdlcitiing  zur  Entschei- 
dung. 

Über  die  Stärke  der  socialistischen  Par- 
tei in  den  VEREINIGTEN  STAATEN 

VON  AMERICA  teilt  der  soeben  vir- 
offentlichte  Bericht  des  Parteisecretairs 
folgendes  mit :  Ende  1903  war  die  Partei 
in  .^.3  Staaten  und  Territorien  organisiert ; 
die  Zahl  der  im  Jahre  neugegriindeten 
Localvereine  Iwtrug  loi.  Einnahme  und 
Ausgabe  balancieren  mit  14^<99  Dollars. 
Die  Durchschnittszahl  der  Mitglieder  be- 
trug im  Berichtsjahre  ungefihr  a^ooo. 
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Dir  Organisatoren  waren  1545  Ta<^v  auf 
Kei-^en  und  besuchten  890  Städte,  hielten 
1272  Versammlungen  ab  und  gründeten 
ij;  I.ooalvorcine.  F.inen  recht  sclioniii 
Suij  erfochten  die  Parteigenossen,  wie 
wir  dem  Sm  ial  Democratie  HeraU  ent- 
nehmen, bei  den  vor  kurzem  vorgcnotn- 
n'cnen  Mtmicipalwahlen  in  .Milwaukee. 
I-!-  j^rlang.  <i  Socialisten  als  Stadtverord- 
ueie  durchzubringen ;  bisher  waren  die 
Sncialdemokraten  im  dortigen  Stadthaus 
pnr  nicht  vertreten.  Rei  der  Bürger- 
meisterwahl erhielt  der  Candidat  der 
Soeialdemokratie  Berger  15  333  Stirn- 
ni<  n  :  «Icr  ilcnrnkratische  Gegner  siegte 
mit  _M3I5  Stimmen. 

X  X 

Der  10.  Parteitag  der  socialdemokra- 
tischcn     Arbeiterpartei  HOLLANDS 

fr:nd  in  diesem  Jahro  während  <It  r  Oster- 
ta^c  in  Dordrecht  statt.  Der  umfang- 
reiche Bericht,  den  der  Parteivorstand 

an  den  PartcitaK"  «T-tattiti-,  7(i>jt.  davs 
dei  schwere  Kampf,  den  die  Iiollan- 
di.vclie  Arbeiterschaft  int  vorigen  Früh- 
jahr durchgemacht,  die  Niederlage,  die 
sie  erlitten,  der  Partei  einen  grossen  und 
dauernden  Schaden  tiiclr,  i;el)racht  hat. 
Die  Zahl  der  Örtlichen  Gruppen  der  Par. 
tei  ist  im  Jahre  von  105  auf  124  ge- 
stiegen. Die  Mitgliederzahl  wiist  7\var 
eit.'tn  Rückgang  von  6500  anf  5'>oo  auf: 
talsächlich  handelt  es  sie!i  alier  fa-.t  mir 
ttni  einen  scheinbaren  MitgliederverliTst. 
der  darauf  znrückzuführen  ist.  da<s 
diTch  die  Reorganisation  der  Partei 
Diipp^lisählungen,  wie  früher,  nicht  mehr 
n.r.giich  sind.  Bei  den  verschiedenen 
Wahlen  de.s  Jalires  190.1  hat  die  Partei, 
zmn  Teil  erheblich,  an  Stimmen  gewon- 
nen. Insgesamt  nahmen  unsere  (icnossen 
in  .sf>  nmn  Inden  mit  140  Candidaten  an 
den  Counnimalwahlen  teil.  F.s  wurden 
aber  ntir  in  einzelnen  kleinen  Orten  So- 
da Idcmokraten  gewählt.  Auch  bei  den 
ProNinrial-  und  bei  den  Landtagswahlen 
wfrden  ^<.nst  uei'er  keine  praktischen 
Erfolge  erzielt.  Grosse  Verwirrung  in 
den  Rethen  der  holländischen  Arbeiter 
<c!  «'inen  immer  noch  die  .Anarchi'-ten  an- 
z'.irirlifen.  Der  Parteivorstand  nahm  am 
4.  Jiili  luii  J'iCZtlg  auf  die  .Anarchisten 
einen  Beschluss  an.  in  welchem  es  für 
wünschenswert  erklärt  wird,  da^s  die 
Parteigenossen  in  keinem  Fall  mehr  mit 
Anarchisten  tmd  mit  sogenannten  freien 
Socialislen  anf  irgendwelche  Weise  zn- 
-.•■niinei'.arliiitni  -ollen.  .Ausgenommen 
hiervon  sollen  i'artcigcnossen  sein,  die 
in  ihren  Gewerkschaften  mit  anarchisti- 
.schen     Mitgliedern  zusammenarbeiten 


mn--;en.  doch  mir  dann,  v.eiin  es  sich  Itm 
die  Gewerksciiaft  ihres  eigenen  Berufs 
handelt.  Der  Cassenbericht  der  Partei 
für  (las  Jahr  xtjO.^  weist  eine  Bilanzsumme 
von  3070J40  Gulden  auf.  Euischliess- 
iich  der  Aussenstände  betrug  der  Be- 
stand am  Jahrcsschluss  1761.23  Gulden. 
Der  grösste  Ausgabeposten  ist  selbstver- 
ständlich die  Unterst ützungssnmme  für 
die  Gemassregelten  de^  Genleralstrikcs. 
Dieselbe  beträgt  22016.32  Gulden.  Mit 
Befriedigung  erwähnt  der  Bericht  die 
Beitrage  der  deutschen  Partei  von  6000 
und  3000  M. 

\'on  <Ien  X'erhandlungen  des  Parteitags 
sind  die  u!)er  die  Frage  des  (jeneral- 
strikcs  von  ganz  besonderer  Wichtigkeit: 
Einmal,  weil  die  holländische  Arbeiter- 
schaft Erfahnmgcn  mit  diesem  Experi- 
ment gemaclii.  sodann,  weil  dios^-  Erfah- 
rungen respcctive  der  Standpunct  der 
holländischen  ^rtei  gegenüber  diesem 
Kampfmittel  von  grosser  Bedeutung  ist 
für  den  bevorstehenden  internationalen 
Congres.s  in  Amsterdam.  Mit  IIS  ffCgen 
39  Stimmen  wurde  eine  Resolution  ange- 
nommen, die  »die  absolute  allgemeine 
.\rl)eitseinstellmig  in  dem  Sinne,  dass 
alle  Arbeiter  f.u  einem  gegebenen  Augen- 
blick die  Arbeit  niederlegen,  für  unhalt- 
bar erachtet,  weil  sie  jede  E.vistcnz.  also 
auch  die  des  Proletariats.  unm«>glich 
macht.* 

X  X 

Die  Soeialdemokratie  l'.\G.\RN'S  hielt 
während  (K  r  f  )stiTi.>ge  in  Budapest  ihren 
II.  Parteitag  ab.  Der  Bericht,  welchen 
die  Parteileittmg  dem  Congress  vorlegte. 
gi!)t  eine  gedrringte. aber  vollstnndige  f'lKT- 
sicht  über  die  Brutalität.  Quälereien  und 
Niederträchtigkeiten,  mit  denen  die  ma- 
gyarische Regierung  der  ungarischen  .Xr- 
hei!'.Tl)cwcgung  /usci/i.  N'er.-anHnlniigen 
v.rrden  danach  den  Socialdemokraten 
nicht  weniger  als  i8i  verboten.  Die  Bc- 
grfmdtmi?  lautete  in  lakonischer  Kürze 
m  w  >  Imlicli :  »Ks  isi  nicht  notwendi«.  da«*» 
die  friedliebaide  Bevölkerung  durch 
Hetzer  gestört  werde.€  In  der  gleichen 
\\'eise  werden  die  socialdemokr.ati sehen 
Zeitungen  verfolgt.  Die  d<'Ut>.cli  und 
magj'an'sch  erscheinende  \  .,'-  incii,  das 
Pesicr  Ccntralorgan.  hat  12  Prcssprocesse 
711  verzeichnen  gehabt.  7  weitere  schwe- 
llen noch:  der  ntm.iriisch  sucialdemo- 
kratische  Adcvcral  zählt  8  und  das  ser- 
bische Organ  Narodna  Retsch  28  Pro- 
cessi; dal)ei  sind  die  IVleile  wegen  /'.'/•- 
lisienus,  die  besonders  Gewerkschall >- 
h'atter  treffen,  nicht  mit  einbezogen.  Atn 
brutalsten  und  systematischsten  wird  die 
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Feldarbeilcrbcwegung  verfolgt.  Der 
grosse  Emtcstrike  von  1898  wurde  im 

Blut  erstickt,  und  das  Doranyische  Scla 
vengesetz  verbot  die  Feldarbeiterstrikes 
üb«rhatipt.   1903,  als  wieder  dn  solcher 

Strikc  au'ibrach.  wurdo  das  Gesetz  mit 
rücksichtsloser  Strenge  angewendet. 
Hunderte  von  Schnittern  mussten  auf 
30  Tage  ins  Gefängnis,  und  wiederum 
Hunderte  wurden  von  Gensdarmen  zur 
.•\rbcit  gozwimgcii  ;  trut/doin  -iiul  Tau- 
sende  von  Feldarbeitern  in  den  Ausstand 
getreten,  und  es  haben  gegen  10000 
Mann  höhere  L()hne  erstritten.  Eine 
grosse  Anzahl  von  Parteigenossen  wurde 
wegen  rcrlcitung  und  P^crlockung  der 
luihrih-,!'  '  (•!/, 1-  cur  .  1  rbi'itsri>is!t^llung, 
w'iviWr  aiijLle,rc  wegen  Lclulmgsvcrfüh- 
niuii  7X\  Geld-  und  Freiheitsstrafen  vcr 
urteilL  Im  ganzen  zählt  das  übrigens 
durchaus  tmvollstandige  Strafregister 
an  Geldstrafen  -25  Sj-  K.,  gleich  258.1 
Tagen  Haft,  aU!>>ortK-m  wurden  verhangt 
13  Jahre  6  Monate  14  Tage  Haftstrafen. 
Die  Strafen  wegen  Teilnahme  am  Frnli- 
Strike  i-ind  in  diese  Auf.stellung  nicht  mit 
einlx  /  >;^cn  ;  dafür  wurden  mindestens 
25  Jahre  Haft  vorhängt.  Abgeschoben 
und  ausgewiesen  wurden  i!7  Genossen. 
Trotz  dieser  P>rmalit.'iti.'ii  nimmt  die  so- 
cialistiscbe  Bewegung  in  Ungarn  stän- 
dig zu. 

X  X 

Die  socialdemokraiisclie  Partei  SPA- 
NIENS sucht  durcii  eifrige  Propaganda 
besonders  unter  den  Landarbeitern  An- 
hänger 7.n  finden.  Wie  El  Socialisia.  das 
Central« irgan  der  spanischen  Socialdemo- 
kratie,  mitteilt,  ist  die  Zahl  der  poli- 
tischen und  gewerkschaftlichen  Organi- 
sationen der  Landarbeiter  seit  einem 
Jahn-  erheblich  gewachsen.  Die  ix)litisch 
noch  VDlkommen  unberührten  Elemente 
der  Landarbeiter  sind  viel  leichter  zur 
socialistischcn  .Auffassung  und  Taktik 
zu  erziehen,  als  die  industriellen  Arbeiter 
der  spanischen  Städte,  von  denen  ein 
grosser  Teil  in  der  anarchistischen  Denk- 
weise '(fangen  i'-'t.  —  Die  Maifeier  ist 
in  diesem  Jalu-e,  da  sie  auf  einen  Sonntag 
fiel,  bemerkenswerter  gewesen,  als  sonst. 
Dil-  Madrider  Parteigenosvcn  hatten  ein 
Theater  gemietet,  wo  iglesias  und  noch 
andere  social  istische  Redner  sprachen. 
Hieran  knüpfte  sich  ein  Umzug  diu-ch  die 
Stadt,  an  dem  gegen  20  000  Menscfien 
teilnahmen.  Der  Zug  lugab  sich  vor  das 
Ministerium  des  Innern  und  vor  das  Rat- 
haus, um  dort  Petitionen,  enthaltend  die 
.\rüeitcrfordcningcn.  niederzulegen. 
X  X 


KURZE  CHRONIK.  Die  Socialdcmo- 
kratie  Kopenhagens  beging  am  22. 

April  ein  Jubil.ium  ;  an  diesem  Tage  wa- 
ren nämlich  gerade  25  Jahre  verflossen, 
seit  das  bekannte  Versammlungsgebäude 
der  Knpenhagener  Arbeiterschaft  Rö- 
mers Gadc  22  eingeweiht  wurde.  Im 
Jahrei  1883.  widirend  des  deulsclu  ti  S  r;a- 
listengesetzes,  fand  in  diesem  Gebäude 
der  Parteitag  der  deutschen  Socialdcmo- 
kr;aie  statt.  —  Die  letzte  liberale  .-Xrbei- 
tervereinigung  Norwegens,  die  von 
Drammen.  die  einzige,  welche  noch  einige 
Bedeutung  hatte,  hat  sich  dieser  Tage 
der  socialdemokrati^-iheii  Partei  angc- 
-rlilcissen.  Diese  Vereinigung  war  VOn 
Markus  Thrane  im  Jahre  1S44  gegründet 
worden.  —  Die  japanischen  Socia- 
listen  haben  einc^  Proelamation  an  das 
russische  Proletariat  erlassen,  in  der  sie 
die  russische  classenbewusste  Arbeiter- 
schaft als  ihre  Brüder  begriissen  und  -ich 
gegen  den  Krieg  erklaren,     huoo  poetisch 

Gewerkschaftsbewegung 

Em  engerer  Ztisammcnschlu.ss  des  deul- 
lun  UNTERNEHMERTUMS  ist 
dutch  die  Gründung  einer  Centralstelle 
für  die  Arbeit  geberverbände  Deutsch- 
lands nun  doch  geschafTeu  worden.  .\n- 
fangs  hatte  es  den  Anschein,  als  wollte 
sich  das  ganze  Gründungsproject  (vergl. 
pag.  333)  in  blauen  Dunst  auflösen.  Das 
am  17.  Jainiar  in  Berlin  7um  Zwecke 
der  Grvmdung  eines  aügemeinen  deut- 
schen .\rlH-ilgebcrverbandes  von  Vertre- 
tern bereits  bestehender  industrieller 
X^erbände  einge.setze  Comite  von  i !  Mit- 
S^iedem  zeigte  sich  der  Lage  kaum  ge- 
wachsen. Und  zwar  berettete  ilim  der 
von  Herrn  .\xel  Bueck  geleitete  Ccntial- 
vcrband  deutscher  Industrieller  die 
meisten  Schwierigkeiten,  indem  er  eine 
völlig  neutrale,  von  allen  Untern ohmer- 
organisalionen  un.ihhängige  t  ontr.i  Ist  eile 
entschieden  bekämpfte.  llmck  hatte 
immer  ausgesprochen,  dass  diese  Cen- 
tralstelle nur  im  Anschluss  an  den  Crit- 
ti  ,:I:'rrl\uul  und  unter  Leitung  de--elbcn 
zu  befürworten  wäre.  Damit  waren  aber 
die  Leiter  der  änderai  Scharfmacher- 
verbände  nicht  einverstanden.  Beson- 
ders wandten  siili  in  der  Sitzung  des 
genannten  Comil'  .  iie  am  18.  Mar.":  in 
Berlin  stattfand,  die  Vertreter  des  Ge- 
samlverbandes  der  MetallindustrieUen, 
des  Arbeitgi-henerhandcs  Vi^n  Havihiug- 
Altona  und  des  neuen  .Irbcitgelunet- 
bandes  der  Texlilindustrir  gegen  diesen 
Phin.  .\;»c';  dtr  Bund  der  huiiist  inlrn, 
der  l\rbantl  von  .Irbcitg-hct  n  un  hcr- 
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gischen  Industriibccirh.  der  l't'rnii  cur 
U'ahruhg  der  Intrrcssi'n  der  cliciinschcn 
Industrie  Deutschlands  und  der  Hund 
der  ArbcUgcbcrvcrbände  Berlins  er- 
teilten Herrn  Axel  Bueck  eine  Absage. 
Allen  diesen  Gegnern  zum  Trotz  hat 
der  Centraiverband  deutscher  In- 
dusrtidler  seinen  Plan  durchgesetzt.  Er 
hat  am  12.  April  eine  Ilauptstcllc  deut- 
scher Arbeit}:,.  .  :  crbändc  *w  Be- 
kainf'fttnii  uitbereehtinter  Beslrel<uH:.\-)! 
der  Arbeiter  ins  Lehen  gerufen,  utui 
/war  in  directer  Verbindung  mit  seiner 
Geschäftsstelle.  Die  Hauptstelle  Bueck- 
scher  Observanz  bezweckt  Schtttr  vor 
unbcreelitij^ten  Forderungen  dtr  Arbei- 
ter, Schutz  der  Arbeitswilligen,  Förde- 
rung der  Arbeitsnachweise  der  Unter- 
nehmer, und  mögliche  Dun-Iifnhrung 
«Kr  Strikcclau>el,  —  eine  Orgainsation 
des  Untcmehmerterrorismus,  die  mit 
schwarzen  Listen  und  ähnlichen  Mitteln 
die  organisierte  Arbeiterschaft  niederzu- 
halten versucht.  Gelingen  wird  ihr  das 
nidit,  dafür  werden  die  Arbeiterorgani- 
sationen sorgen.  Immerhin  verdient  die 
neue  Untornrhnicrorganisation  unsere 
stete  Aufmerksamkeit. 
X  X 
Im  .\pril  f.nndcn  noch  zwei  VER- 
BANDSTAGE statt.  dor  Gastwirts- 
gehilfen und  der  Steinarbeiter,  beide  in 
Erfurt.  Die  G  a  s  t  w  i  r  t  s  g  e  h  i  I  f  e  n 
befassten  sich  eingehend  mit  der  Taktik, 
wobei  ein  volles  Einverständnis  der  De- 
legierten mit  der  Haltung  des  Vorstan- 
ds, insbesondere  in  poHtisdien  Fragen, 
zum  .\usdruck  kam.  Weibliche  .Ange- 
Stdlte  im  Gastwirtsgewerbc,  ausschliess- 
lich der  Kellnerinnen  in  Animierkneipen, 
sollen  nach  Möglichkeit  dem  Verbände 
zugeführt  werden.  Einen  breiten  Raum 
in  den  Erörterungen  nahm  auch  der 
Gastwirtsgchilfenschutz  ein.  Es  wurde 
gesetzliche  Festlegung  der  Ruhetage,  wie 
sie  in  <]vfr  Bundesratsverordnung  vor- 
geschrieben smd.  und  ein  36stiindiger 
Ersatzruhetag  pro  Woche  für  entgan- 
gene Sonntagsruhe,  sowie  l>essere  Durch- 
führung <ler  t.agliciien  gstündigcn  Ruhe- 
zeit und  gesetzliches  Verbot  Uder  Stel- 
lenvermittelung gegen  Entgelt  gefor- 
dert. —  Die  Steinarbeiter,  die 
vor  7\vei  Tahrcn  mit  gutem  Erfolg  die 
Ccntralurganisation  durchgeführt  haben, 
beschäftigten  sich  in  der  Hauptsache 
mit  reinen  Organisationsfragen.  Alle 
auf  die  Einfülirung  der  Kranken-. 
Sterbe-  und  Arbeitslosenunterstützung 
gerichtetcki  Anträge  wurden  dem  Vor- 
stand  überwiesen,   der   dem  nächsten 


Verbandstage  eine  slalisti.scli  begründete 
Vorlage  zwecks  Einftihrung  dieser  Un 
terstützungsarten  unterbreiten  soll. 
Rechtsschutz  soll  in  beschränktem  Masse 
gewährt  worden.  Es  wurden  ^  Bei- 
tragsclasscn  eingeführt  mit  Beiträgen 
von  30.  35  und  40  Pf,  und  8,  10  und 
12  .M.  Strikeunterstützung,  dazu  fr:  Kin- 
der 50  Pf.,  75  Pf.  und  I  M.  Zu>elu!ss 
pro  Woche.  Die  -Xnstcllung  besoldeter 
Gauleiter  wurde  abgelelint.  ohenf.ilU  die 
Anstellung  eines  dritten  Beanueii.  Wei- 
ter wurde  obligatorischer  Bezug  des 
S'.einarbeitcrs  beschlossen  und  für  bessere 
Durchführung  der  Bundqsratsverordnung 
votiert. 

^e  LOHNKAMPFE  haben  in  diesen 

Jahre  lebhafter  eingesetzt,  als  in  den  bei- 
den letzten  Jahren.  Die  in  den  Monaten 
März  imd  April  in>c«iierten  Strikes  alle 
aufzuzählen,  dürfte  hier  kaum  möglich 
sein.  Im  allgemeinen  kann  gesagt  wer- 
den, dass  die  Lohnbewegungen  erfolg- 
reich waren.  Da.s  mag  zum  grossen  Teil 
wohl  auf  die  günstigeren  wirtschaftlichen 
Verhältnisse  zurückzuführen,  dann  al>er 
auch  der  vorzüglichen  Organisation  der 
.Arbeiterschaft  zu  danken  sein,  die  von 
Jahr  zu  lahr  erfolgfähigtT  geworden  ist, 
trotz  der  steigendai  .Macht  der  L'iuer- 
nehmerverbände. 

Natürlich  fehlt  es  auch  an  Aussperr- 
ungen nicht  Besonders  im  Bauge- 
werbe scheint  das  Scharf  lutu  liei  tum 
seine  alte  Taktik  der  Herausforderung 
der  Arbeiterschaft  fortsetzen  zu  wollen. 
Bemerkenswert  i^^t  besonders  eine  allge- 
meine Bauarbeiter.-nissperrunc:  in  den 
U  n  te  r  w  e  s  e  T  o  i- 1  e  n.  Es  li.stitii'!;  >ich 
da  um  einen  von  den  Untemeluncm  lange 
voriwrciteten  Conflict.  Künstlich  wurde 
eine    ^t.^rk^•    Arbeit  >lo-iiikeit  geschafTen. 

indem  man  auf  der  einen  Seite  Arbeiten 
hinausschob,  auf  der  anderen  Seite  von 
auswärts  Arbeiter  heranzog.  Schlie-^lich 
glaubte  man  die  .Arbeiter  genügend  ge- 
schwächt zu  haben,  um  ihnen  dn  Mass- 
rege lungsbureau  aufdrängen  zu  können. 
Der  Widerstand  der  Arbeiter  wurde  sei- 
tens der  Unternehmer  mit  einer  allgemei- 
nen Aussperrung  beantwortet.  Ahnlich  in 
Forst  i.  L.  Viel  Lorbeeren  dürften 
die  Unternehmer  bei  dic-cn  .\u>sperr- 
ungen  wohl  kaum  ernten,  da  die  in  Frage 
kommende  Arbeitersdiaft  gut  organisiert 
ist. 

Wie  rücksichtslii-  das  L  nternehmerium 
übrigens  bei  .Aussperrungen  vorgeht,  wis. 
sen  wir  von  Crimmitschau  her,  wo  jetzt 
noch  400  an  dem  grossen  Kampf  Mei- 
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ligtc  Textilarbeiter  ausgesperrt  sind.  Ihre 
Bemüliungen,  in  anderen  Textildistrictcn 
Arbeit  zu  nehmen,  sind  von  den  Texttl- 
fahrtkantenorgantsationen  immer  wieder 
vcrtitclt  worden. 

Von  bcdautsamen  Arbcitsconflicten  im 
Ausland  sind  zu  nennen  die  Aussperr- 

tiTiR  der  Diamant  a  r  h  e  i  t  c  r  in  Am- 
sterdam und  A  n  L  w  e  r  p  e  n  .  den 
beiden  Centren  der  Diamantindustrie. 
Dir  Fabrikantcti  verl.uiRti  ti  Zulassimp  der 
doppelten  Anzahl  Lehrhnjje.  1500  statt 
750,  wie  seiner  Zeit  mit  der  t^iamant- 
arbeiterorjptnisationen  vereinbart  war. 
Die  Arbeiter  lehnten  diese  Fo>-derung 
<l«i  in  ilcr  Diainantindustri^' 
licrrschenden  Arbeitslosigkeit  ab.  ver- 
langten ihrerseits  aber  den  Neunstunden- 
tnq.  Die  Fnltie  war  die  Aussjicrrting. 
die  amli  jetzt  n<xh  nicht  Inrendet  ist. 
Mitte  April  tntta  die  Ange-tellten  und 
Arbeiter  der  ungarisclien  Staats- 
ba.hnen  in  einen  allgemeinen  Strike 
ein.  Die  Fisenhahner  hat'i  n  die  Re- 
gierung die  Forderiuig  um  Aufbesserung 
und  Regelunp;  der  Gehälter  gerichtet, 
ohne  FnfRcpenkoinnu  II  711  fiiulm.  Fin 
zur  Beratung  weiterer  Schritte  geplanter 
Eiscnbahnercongress  wurde  gewaltsam 
verhindert.  .Auf  die  Massrcgeluiig  ihrer 
Führer  antworteten  die  Ei.senbalmer  mit 
flem  Strike.  der  den  gesamten  Eisen- 
bahnverkehr in  Ungarn  lahm  legte. 
40000  Eisenbahner  waren  am  Strike  be- 
teilipt  :  eine  s^ewaltige  Bewegung,  wenn 
man  In-denkt.  dass  ihr  jede  feste  Orga- 
nisation fehlte.  Einen  Erfolg  hat  der 
Strikt-  niclit  jjehaht.  Die  Regierung  ha» 
sich  in  laTxlevublicher  VVeij«  mit  dai 
Tatsachen  al<Refunden:  Sie  hat  von  den 
Ftthrcm  der  Bewegung  gegen  1000  ver- 
haftet, im  übrigen  haben  Polizei  und  Mili- 
tair  für  die  Niederhai  tun  der  StrikeiuKn 
gri^oigt:  schliesslich  hat  man  ungesetz- 
licherweise  die  Reserven  der  Eisenbahn - 
rcijinienter  n'ohil  gemacht  t«nd  mit  die- 
sen den  Bei  rieh  wieder  aufgenommen. 
Nach  die'-en  Mnxsualintri:  der  ungari- 
rischen  Ordnung  brach  die  Bewegung  zu- 
sammen. 

X  X 
Eine  günstige  Nachriehl  kommt  au»  Eng- 
land. Seit  Jahren  bemühen  sich  dort  die 

f icwerkvcreinc  um  eine  K^  ^etz^eherische 
Re^relung  de^  ENC.LISCHFX  GK- 
WEjRKSCHAFTSRECHTS.  i-m  der 
l'n-icherheit  der  Lage,  wie  sie  durch  den 
Taff  /'o/t'- Entscheid  des  Or>erhauses  und 
andere  gewerkschaftsfeindliche  Gerichts- 
entscheidungen herbeigeführt  war,  ein 
Ende  zu  madien.  Im  Vorjahre  bereits 


King  (lein  Parlament  von  den  Tradcs- 
l'ni'in-  ein  kurzer  Entwurf  zu,  der 
den  Zweck  hatte,  das  Strikcpostenreclit 
zu  sichern  und  die  colicctive  Verantwort- 
lichkeit, die  den  (ie werkvereinen  «lurch 
den  Taff  ^ Entscheid  auferlegt  wurde, 
zu  beseitigen.  Diese  Vorlage  wurde  da- 
mals vom  l'nlerll;al^e  in  der  zweiten  I.. 
sung  abgelehnt.  Der  ielze  Trades-Union-- 
CongresN  im  Septeml>er  1003  beauftragte 
indc-;  das  Parlamentarische  Comite,  eine 
neue  Vorlage  zu  entwerfen,  clie  dann 
auch  ausgearix'itet  wnrde.  Sie  erhielt  den 
Titel  Trades  Unions  and  Trades  Dispute 
Bill,  und  bestimmt,  dass  es  einer  oder 
mthreitii  Pef^oneii  ijestatlet  >ein  ^'A\.  itu 
Namen  einer  Trade  Union  oder  einer  an- 
deren Verbindtmg.  sieh  neben  einem 
Hause  oder  Plat7^>  auf.'iili.nlrcn.  nm  ^^it- 
teiiungen  zu  empfangen  oder  zu  machen, 
oder  um  in  friedlicher  Weise  eine  Person 
zu  überreden,  zu  arbeiten  oder  nicht  zu 
arbeiten,  oder  um  alle  diese  Zwecke  aus- 
zuführen: weiter.  das>  keine  Handlung, 
die  von  einer  Verbindung  zweier  oder 
mehrerer  Personen  oder  für  dieselben 
ausgeführt  wird  zwecks  Einleitung  oder 
Forderung  einer  gewerblichen  Streitig- 
keit, strafbar  sein  soll,  wenn  eine  solche 
Handlung,  von  einer  einzigen  Person  aus- 
Refiihrt.  nicht  klagbar  ist :  und  schliess- 
lich, dass  eine  Schadenersatzpflicht  der 
Gewerkschaften  nicht  besteht.  Diese 
Vorlage  ist  nunmehr  vom  Unterhausie 
iKich  liingorer  Debatte,  an  fli  r  '-irli  auch 
mehrere  .Arbcilerabgcordnete  iH-teiliglen. 
mit  238  gegen  199  Stimmen  angenom- 
men worden.  Wenn  sie  damit  aucli 
noch  nicht  Cie-etz  ist,  so  ist  drtch  zu  hof- 
fen, dass  nach  dieser  vuizwcideutigcn 
Kundgebung  des  Parlaments  baldigst 
eine  den  Gewerkschaften  günstige  Rege- 
lung des  Gewerkschaftsrechts  erfolgt. 
X  X 
Tn  der  SCHWEIZ  hat  der  Gnvcrkschafts- 
hi'ttd  kürzlich  •meinen  T;Uij;keitsbericht  für 
1002-1903  erscheinen  lassen.  Danach 
zahlt  er  ftir  diese  Jahre  25975  Mitglie- 
der, die  sich  auf  31  Berufsverbände.  48 
einzelne  (iewcrkschaften  und  die  Arbeits- 
Kammer  des  Cantons  Tessin  verteilen. 
Eine  ganze  Anzahl  von  Verbänden  steht 
dem  Geh'erkscttaftsbunde  noch  fem,  je- 
doch steht  der  .\ii-clihi-s  tnelireror  der- 
selben in  naher  .Aussicht.  In  den  beiden 
Berichtsjahren  kamen  insgesamt  145 
( i(X>2  7H.  1003  -.(ij)  Connictsfälle  vor. 
wovon  t04  Ixihii-  und  41  Strikebewcguu- 
gtn.  60  Falle  endeten  mit  vollem.  38 
mit  teilweisem  Erfolg  für  die  Arbeiter, 
während  47  Strikes  verloren  gingen.  An 
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Unterstützungen  von  Strikes  und  GcMTiass- 
regelten  wurden  z'7  o77.7.^  fr.  aus  der 
Casse  des  Gczccrkschaftsbundrs  geleistet. 
Die  ficsamteinnahnien  des  scHkti  betrugen 
in  den  beiden  Jahren  6^0^  fr.,  der  Ver- 
nufgensbeitand  Ende  1903  bezifferte  sich 
auf  20  CK)6.6i  fr.  wovon  .s8.vs.20  fr.  in 
der  Strikccassc  sind.  Die  Arbcitcrslimmc 
hat  eine  ,'\uflage  von  3764  Exemplaren. 
X  X 
KURZE  CHRONIK.  Die  Leipziger  Ge- 
werkschaften haben  das  Tivoli  zum  Prei.se 
von  560  000  M.  als  G  e  w  e  r  k  s  c  h  a  f  t  s- 
h  a  u  .s  angekauft.  —  Bei  der  Gewerbe- 
g  c-  r  i  c  h  t  s  w  a  h  l  in  Breslau  siegte  die 
Liste  des  (lewerkschaftscartclls  mit  4326 
Stinuncn  gegen  ^9  der  vereinigten  christ- 
lichen Gegner  (evangelische  und  katho- 
Hsclie  .Arbeitervereine):  die  Hir.sch- 
Ounckerschen  beteiligten  sich  nicht  an 
der  Wahl.  —  Per  Haupt  vorstand  des 
christlichen  Gc  werk  Vereins 
der  Heimarbeiterinnen,  unter 
Führung  der  Gräfin  Bernsiorff.  war  beim 
Grafen  Posadowsky.  um  diesen  der  Aus- 
dehnung <lcr  Arbeiterversicherung  auf  die 
Hfimarheit  geneigt  zu  machen.  Er  wurde 
mit  einigen  Redewendungen  abgespeist. 
Die  christlichen  Gewerkschaften  lehnen  es 
bekanntlich  ab,  sich  an  Veranstaltungen 
zur  Bekampfimg  der  Heimarbeit,  wie  der 
HcimarlK'itercungress  eine  war,  zu  be- 
teiligen. 

y  X 

LITERATUR.  Unter  den  gewerkschaft- 
lichen Publicationcn  des  letzten  Jahres 
steht  an  erster  Stelle  Die  I.agc  der  Ar- 
beiter in  der  Holzindustrie,  nach  sta- 
tistischenErhebungen  des  deutschen  Holz- 
arbciterverbandes  für  das  Jahr  igo2  be- 
arbtilet  und  herausgegeben  von  Theodor 
Leipart  /Stuttgart,  J.  ü  W.  Dielz 
Nrtchf. Der  Holzarlieiterverband  hat 
stets  grossen  Wert  auf  die  Pflege  der 
Statistik  gelegt  :  sind  doch  in  den  in  Jah- 
ren seines  B<.T^tehcns  von  ihm  l)ereiis  drei 
allgemeine  Berufsstatistiken  der  im  Ver- 
bände organisierten  Branchen,  und  zwei 
specielle  Arbeiten  über  die  Lage  der 
Kf-rbmacher  und  der  Gummidrechsicr 
erschienen.  Die  vorliegenda  .'\rbeit  ver- 
dient besondere  Beachtung;  sie  gfibt  ein 
nahezu  umfassendes  Bild  der  Lage  der 
Holzarbeiter,  denn  nicht  weniger  als  667 
Ort'fragebogen.  10277  Werkstattfrage- 
brfjen  %un\  71  oS4  Personenfragebogen 
dienten  ihr  als  Grundlage.  Wir  erhalten 
unter  andern»  .\ufschhiss  über  das  Ver- 
hältnis von  gelernten  zu  ungelernten  .Ar- 
beitern, über  (irösse  der  Betriebe  mit  und 
ohne  Maschinen.  Organisationszugehörig- 


keit. L'nfal Ige  fahr,  Lohn-  und  .Accord- 
arbeil.  Kost-  und  Logisvvcsen,  .Arbeits- 
zeit, Maximallohn,  hygienische  und 
Schutzvorrichtungen  in  den  Werkstatten, 
.-\lter.  Familienstand.  Krankheit,  .\rbeits- 
loiiigkeit.  Wochcnverdien.st  und  Woh- 
nnngsverhältnisse  der  beteiligten  Arbeiter. 
Auch  die  Verarbeitung  der  Fragel>ogen 
ist  eine  mustergiltige.  Das  war  von  Theo- 
dor Leipart,  der  ja  als  Arbeiterstatistiker 
bereits  einige  Beachtimg  gefunden  hat, 
auch  nicht  anders  zu  erwarten.  Einige 
l^ngenauigkeiten  in  den  .Angaben  über 
Wohnungsverhaltnisse,  auf  die  wir 
Raummangels  halber  nicht  eingehen  kön- 
nen, sind  wohl  auf  mangelhafte.  Beant- 
wortung der  Fragen  zurückzuführen.  Ein 
eingehendes  Studium  der  Arbeit  empfiehlt 
sich  für  jeden,  der  Interesse  für  die  l^gc 
der  Arbeiter  hat  und  die  Tüchtigkqit  und 
Leistungsfähigkeit  ihrer  Organisationen 
kennen  lernen  will.  —  Von  gewerkschaft- 
lichen Publicationcn  ncimen  wir  weiter: 
Die  Heimarbeit  und  ihre  Verbreitung  in 
der  Metallindustrie,  zusammengestellt 
vom  Vorstand  des  deutschen  Metallar- 
beiterverbandes /Stuttgart.  .Alexander 
Schlicke  &  Co./:  Die  Heimarbeit  der  Ta- 
bakindustrie in  Hamburg.  Altona-Otten- 
sen und  IVandsbeek  /Altona,  Verlag  der 
V^orortsconnnission  des  deutsche«  Tabak- 
arbeiterverbandes/ ;  Das  Lehrling^i'esen 
im  I.ithographicge^i:erbe .  herausgegeben 
von  der  Vertrauenscomniission  der  Litho- 
graphen Deutschlands  /Berlin,  Chr.  Ti- 
schendörfer/ :  Ein  Sfahmvort  in  ernster 
Zeit!  Kämpfe  und  Erfolge  des  See- 
nHinnsvfrbandes  in  Deutschland  von  Paul 
.Müller  /Hamburg.  Paul  Müller/. 
Die  grosse  Zahl  der  Jahresl)crichte.  Vcr- 
bandstagsprotokolle  etc,  macht  es  un- 
möglich, diese  hier  einzeln  aufzuführen. 
Jahrasberichte  beziehungsweise  Protokolle 
haben  heran. sgegel>en :  die  Bildhauer. 
Dachdecker.  Fleischer,  Handels-,  Trans- 
port- und  Verkehrsarbeiter.  Holzarlx'iter, 
Kürschner,  Kupferschmiede,  Maschinisten 
und  Heizer.  Metallarbeiter.  Mühlenarbei- 
ter. Schuhmacher,  Sleinarbeiter.  Textil- 
arbeiter und  andere  «nehr.  Besondere 
Beachtung  verdimt  das  Protokoll  des  u 
allgemeinen  Heimarbeiterschutzcongres- 
ses.  über  den  hier  bereits  ausführlich  re- 
feriert worden  ist  (vergl.  pag.  329  flf.). 
Ferner  sind  eine  grosse  Anzahl  von  Jah- 
resberichten der  Gewerkschnftscartello 
und  Arbeitersecretariate  fiir  das  Jahr  1903 
erschienen :  von  Berlin.  Bremerhaven, 
Chenmitz.  Darnistadt.  Dresden.  Frank- 
furt a.  M..  Gera.  Halle  a,  S..  Lülnrck. 
^^.^gdcburg,    Meissen.    Nürnberg,  Stutt- 
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gart,  OfTenbach,  WaldcnburR  i.  Schi. 
Auch  die  Gcschäftsbericlue  einiger  Ge- 
werk'^chaftshäusor  ( Berlin,  Frankfurt 
a.  M.)  nnisscn  hier  genannt  werden.  — 
Sehr  erwähnenswert  ist  noch  der  Rap- 
port de  la  commission  d'enqucte  sur  les 
incidents  et  poUmiques  de  la  grive  ^Ar- 
mcntihres-HoupUnet  /Lille,  M.  Dhoos- 
sche/. 

Auch    einige  Publicationen  christlicher 

Gewerkschaften  ßehriren  hierher.  So  die 
Bru>cluire  von  Carbunaricus :  Kann  und 
darf  ich  für  riiic  Arbeiterbewegung  auf 
katholischer  Grundtage  eintreten  f  /Trier, 
FautiHusdruekerei/,  wHchc  für  katho- 
lische Gewerkschaften  eintritt  und  Regen 
cliristliclie.  Demgegenüber  wird  in  der 
Broschüre  Christliehe  Gewerkschaften 
oder  FathcJ'tcilunKcu  in  katholischen 
Arbeitervereinen-'  von  Rhenanus  /Cöln, 
J.  P.  Bachem/,  der  Vo  rteil  christhcher 
Gewerkschaften  gegenüber  katholi -oIimi 
auseinandergesetzt.  ernst  oeinharot 

Qenos8on«chaftsbeweKun|t 

Der  soeben  erschienene  Geschäftsbericht 
der  GROSSEIXKA  UFSGESELL- 
SaiAl'T  DEL  T SCHUR  CONSUM- 
FEREIXE  über  das  Jahr  1903  lässt  er- 
kennen, di(^e  Im  rifut^amr  O'-gani'in- 
ticni  immer  ineiir  unter  den  «leut?chen 
Consunigeuosscnschaften  festen  Fuss  zu 
fassen  beginnt.  Die  Zahl  der  im  Laufe 
des  Jahres  der  Gesellschaft  beigetrete- 
nen Vereine  betrn}^  5S ;  tl;e  Gesamtzahl 
der  ihr  am  31.  üccenibcr  1903  angehören- 
den 305-  Ausserdem  stand  die  G.  E.  G. 
noch  mit  weiteren  996  Vereinen  in  Ge- 
schäftsverbindung. Es  zeigt  sich,  dass 
CS  ihr  am  schwersten  ist.  in  die  äheren. 
zuniTeilmit  verkn.  .ehertcnTraditionen  und 
jahrzehntelaiiKLü,  oft  schwer  zu  lösenden 
Ge^ch  ift^v erltindungen  belasteten  Vereine 
einzudringen,  während  die  jungen,  von 
modernem  Geist  beseelten  Genossenschaf- 
ten fast  ausnahmslos  >f>f.)rt  ihren  An- 
schhiss  v<<ll7iehcn.  ja  in  vielen  Fallen 
sogar  die  freundliche  Hilfe  der  Gesell- 
schaft bei  der  Einrichtung  ihrei  Rt  triebe, 
Buchführung  etc.  annehmen.  Die  ßedeu- 
timg  dieser  Hilfe,  die  die  (/".  E.  G.  im 
vcrllossenem  Jahr  81  Vereinen  angedcihen 
Hess,  ist  kaum  hoch  genug  anzuschlagen : 
nianehcT-  faKclu-  Schritt,  manclur  Iler- 
rnif.tll  wird  dadurcii  vermieden,  viel 
I.elirKcld  erspart. 

Der  Warenumsatz  der  (ie-cUschaft 
hat  dies  Jahr  eine  Zimahnie  von  % 
erfahren  ;  er  i-t  von  21  568549  M.  in  1902 
auf  j»6  445.S«()  M.  gestiegen.  Selbstver- 
ständlich entfällt  nach  wie  vor  der  wcil- 


au»  grossie  Teil  dieses  Umsatzes  auf  Co- 
lon ialwar  en.  Nur  in  geringerem  Umfange 
wurden  Schuh-  nnrl  Mannfacturwaren 
Vt-niiittelt.  Doch  landen  dies  Jahr  zum 
erstenmal  zwei  Manufacturwarenein- 
kaufstage  in  Chemnitz  statt,  die  einen  be. 
friedigenden  Verlauf  nahmen.  Die  im 
Jahre  it/ij  vorfjenommene  Einteilung  des 
Absatzgebietes  der  (7.  E.  G.  in  6  Bezirke, 
die  jeder  von  einem  besonderen  V^erireter 
bereist  werden,  hat  >ich  gilt  bewährL 
Mehrere  Lager  niu>slen  erweitert,  für  das 
Mannheimer  ein  eigenes  Gebäude  erwor- 
ben werden.  Die  im  Laufe  des  vergan- 
genen Jahres  in  dem  grossen  Ccntiral- 
lagergebäude  der  Gesellschaft  in  Ham- 
burg errichtete  Kaffeerösterei  hat 
sich  nach  Überwindung  der  Anfangs- 
»ichw ierigkeiten  gleichfalls  j^ut  entwickelt. 
Sit-  lieferte  in  S'-.-  Monaten  682051  Pf. 
Hf-rtkaffee  und  deckt  heiUc  nahezu  den 
ganzen  Bedarf  der  Gesellschaft.  Es  wer- 
den in  diesem  Betrieb  36  Personen  bei 
8-.tündiger  .\rbeitszcit  beschäftigt. 
Insgesamt  verfügte  die  Gesellschaft  am 
Jahresschluss  liber  ein  Personal  von 
197  Ktipfen.  Einen  Teil  dc-selben  ver- 
lor sie  durch  den  tnit  dem  Jahre^weciisel 
vollzogenen  Übergang  der  ganzen 
Schriftleitung  an  den  Central- 
verband  deutscher  Consumvcreine.  Ver- 
bunden war  danut,  v.  ie  schon  früher  mi.- 
gcteilt,  das  .Aufhormi  des  Ersche;nens 
des  fVoehenherichts.  an  dessen  Stelle  die 
Cmtsum^Ziiiossenschaftluhe  Rundschau 
als  Organ  beider  Centralorganisaiii>ncn 
ins  Leben  trat. 

Wie  in  früheren  Jahren,  so  stand  .-\tich 
dicimal  die  Gesellschaft  in  regem  Ge- 
schäftsverkehr mit  anderen  ge- 
nossenschaftlichen Organi- 
sationen. Sie  bezog  von  ver.sehie- 
(Unen  deutschen  Productivgcnossenschaf- 
tcn  für  376000  .M.,  von  der  sclnveize- 
risdien  Grosseinkauf sorganisation  für 
21  000  M.  und  von  der  eiiglisclun  für 
O500  M.  Ware,  während  sie  ihrcr.seils  an 
die  dänisclie  Grosseinkaufsgesell^chaft 
für  2J  000  M.  lieferte. 

Das  g  e  s  c  h  a  f  t  1  i  c  h  c  K  e  s  u  1  t  .1  t  ist 
leider  kein  so  gimstiges.  wie  man 
wohl  von  diesem  Jahre,  das  bereits  die 
Fruchte  der  kostspieligen  Organisations- 
arbeit der  vorherfi*  iLenden  einheim-en 
sollte,  hatte  erwarten  dürfen.  Zwar  ist 
der  Bruttowarengewinn  von  1,8  ^  auf 
2.y,  gestiegen,  in  detnselbm  X'erhält- 
nis  Jiabcn  <\ch  aber  amh  die  Unkosten 
vergrösscrt.  die  i.o  '  <  betrugen,  SO  ^SS 
das  schlicssliche  Ergebnis  ntti*  um 
0,01  %  besser  ist,  als       des  Vorjahres, 
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und  hinter  dem  früherer  Jahre  erheblich 
zurückbleibt.  Eine  Vereinfachung  und 
rationellere  Gestaltung  der  Gcschaftt.- 
müsste  also  noch  angestrebt  werden.  Ent- 
sprechend dcAauf  der  vorigen  Generalver- 
sr.minhing  angenommen  in  stntut.irisclien 
Bcstitiuiiungen  schlagt  die  Verwaltung 
vor,  von  dem  115  815  M.  betragenden 
Reingewinn  ülx-r  die  Hälfte  zur  Speisung 
und  Verzinsung  der  Fonds  und  zur  Vcr- 
zin.simg  der  Geschäftsanteile  zu  verwen- 
den. Der  Rest  soll  als  2proccntige  Rück- 
vergütung auf  den  Umsatz  der  ange- 
schlossenen Vereine  und  als  iprocentige 
auf  den  der  nicht  angeschlossenen  ver- 
teilt werden. 

Hoffentlich  wird  die  für  den  15.  und  16. 
Juni  nach  Hamburg  euiberufenc  Gene- 
ralversammlung der  Gesellschaft 
diese  Vorsdiiäge,  die  ganz  im  Interesse 
einer  möglichst  soliden  Weitereiitwtcfce- 
hmt,'  der  Gesellschaft  gelegen  sind,  ge- 
nehmigen. 

X  X 

Der  Generalversammlung  der  G.  F..  C. 
voran  geht  der  i.  ordentliclie  GENOS- 
SENSCHAFTSTAG DES  CENTRAL- 

VBRBANDPS  DFÄ'TSCHER  COX- 
SUMVERF.INE.  der  vom  12.  bis  zum 
14.  Juni  in  Hamburg  zasammentreten 
wird.  Auf  der  Tagesordnung  stehen  eine 
Reihe  sehr  wieluiger  l'uncte,  so  ein  Re- 
ferat von  Dr.  K.  Riehn  über  Die  Be- 
steuerung der  Genossenschaften  und  ein 
solches  vom  Verbandsvorstand  Konrad 
Barth  über  Die  consum^iowssoistliaft- 
lichc  liigcuproduclion.  Ferner  wird  der 
Verbandssecretair  H,  Kaufmann  über 
den  collcctiveii  ArlK-itsvcrtrag  mit  den  in 
den  Genossenschaften  des  C  cntralvcr- 
bandcs  beschäftigten  Perstjnen  und  Ver- 
bandsvorstand Karl  Scbmidtchen  über 
die  Alters-.  Invaliditäts-,  Witwen-.  Wai- 
senversieherungscassen  des  Centraher- 
bandcs  sprechen. 

Zu  dem  letztgenannten  Pancte  veröffent- 
licht die  Consums^cnosscnschaftUchc 
Rundschau  einen  eingehenden  I'.ntwuri 
e'ner  solchen  Vcrsorgungscassc,  der  vom 
Vorstand  des  Centralverbandcs  gemein- 
schaftlich mit  einem  Versicherungsmathe- 
matiker auf  Grund  einer  vorläufigen  Um- 
frage bei  den  Consumvereinen  ausge- 
arbeitet worden  ist  Es  sind  in  dem- 
seH>en  2  Classen  mit  getrennten  Bei- 
trägen vorgesehen,  eine  Invalidencasse 
lind  eine  Hinterbliebenencassc.  In  jeder 
von  beiden  sind  Versichertingen  von 
festen  und  solche  von  mit  der  Ver- 
sicherungsdauer >leigen<U;i  Pensionen 
vorgesehen*      liin^    eingehendere  Be- 


sprechung des  Entwurfs  behalten  wir 
uns  bis  nach  seiner  Beliandlung  au:  dem 
Genossen  schaftstag  vor. 
Auch  für  den  Punct  CoUectiver  Arbeits- 
vertrag sind  bereits  die  Vorarbeiten  ge- 
schafft. Wie  wir  schon  mitteilten 
Cpag.  J4y).  handelt  es  sich  hier  zunächst 
um  die  für  die  Consumvereine  ja  haupt- 
s.Tchlich  in  Betracht  kommenden  Ar- 
beitergruppcn  der  Bäcker  und  der  Han- 
dels- und  Transportarbeiter.  Während 
es  dem  Vorstand  des  Centraiverbandes 
jedoch  gelang,  mit  dem  Vorstand  der 
Bäckergewerkschaft  einen  geiueinsainen 
Tarifentwurf  auszuarbeiten,  konn'*-  er 
dem  Entwurf  der  Handels-  und  Trans- 
portarbeiter als  zu  weitgehend  seine  /Zu- 
stimmung nicht  geben.  Trotzdem  -ind 
beide  Entwürfe  an  die  in  Betracht  k'ir.i 
menden  Vereine  zur  Durchberatung  ver- 
schickt worden.  Die  definitive  Bescnluss- 
fn<  im?  luid  hoffentlich  Einigung  ist  dem 
Gt  nossen  '^chaftstag  vorbehalten. 

y  X 

Auch  die  Zeil  (kr  Unterverl>anjj>tr!«;e 
tiaht  heran.  Als  erster  hielt  der  i'h.R- 
BAXI)  Sf DDEÜTSCHER  CONSLM- 
l  'liRFIXF.  \  om  _'3.  bis  zum  28.  April 
in  Mannheim  Ik'i  .Xnwesctnhtit  v(»ii  112 
Delegierten  seine  Tagung  al).  Nacii  dem 
Bericht  des  Vorsitzenden  Barth  sind  dem 
Verbände  im  vergangenen  Jahre  10  Ver- 
eine lx;igelrcten.  Er  zählte  I'.nd«  i<x)o 
deren  1 10.  Davon  berichteten  108  zur 
.Statistik.  .Sie  besassen  zusammen  83346 
Mitglieder,  hatten  einen  Gesamtumsatz 
von  23  7QI  456  M.  und  erzielten  einen 
t'bcrschuss  von  zusammen  2041  o>^7  y\. 
Der  von  Dr.  Crüger  gegründete  Gegen- 
verband nennt  7  Consomvereine  sein 
eigen.  Ein  sehr  lehrreiclicr  ^"l)^tr.^g 
wurde  vom  Vorsitzenden  des  Ccnit  -rh'rr- 
battdi's  Schmidtchen  iiber  die  sogenann- 
ten Rabatlspan'ercinc  und  die  Mittel  zur 
Bekämpfung  der  von  ihnen  \enir>acluen 
O  ncurrenz  .  gehalten.  IXi-  wicht i;i>te 
Ercigiiis  des  Ver])and.:tagC3  war 
der  einstimmig  beschlossene  Bei- 
tritt z  u  m|  C  t\n  t  r  a  l  z'  r  r  }*  a  II  d 
deutscher  C  u  tt  s  u  in  i-  c  r  c  i  11  c, 
X  X 
Am  II.  Mai  kam  im  REICHSTAG  die 
Hinausmassregelung  der  F'ostbenmtni 
und  -arbeiter  aus  dem  Magdeburger 
Con<  um  verein  yv.r  Sprache.  Auf 
euie  .Anfrage  des  Abgeordneten  vcr  ( "ler- 
lach  konnte  der  Staatssecretair  i;  n  ikc 
keine  andere  Rechtfertigung  de>  Vor- 
gehens der  Postverwaltttng  geben,  als  die, 
das-  (i:c  Zugtl'''irigkeit  z'i  einem  Ve!\-!n. 
dcs.sen  gesamte  Leitung  der  Socja!d.nio- 
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krati»-  nnfrdinrc.  init  der  Stellung  rincs 
.staatlichen  ßcanucii  und  Arbeiters  un- 
vereinbar sei.  Die  trefflichen  Ausführun- 
gen der  Abgeordneten  von  Elm  und 
Pens,  die  das  Ungereclite  mid  Unkluge 
der  ganzen  Mas^rigel  iiacliv. usen.  hlieben 
ohne  Widerhall  vom  Rcgicrungbtischc. 
X  X 
F.ine  Pr^iductivgenossen^chaft  ARBEI- 
TLKDRVCKEREl  ist  vor  einiger  Zeit  in 
Dessau  gegründet  worden.  Ihr  Zweck 
is?  die  Herstellung  vcn  Dri;ckar1)eiten 
univr  Innelialtnng  mindesten^  tarif- 
nia  — Iiier  I-«>lin-  und  Arbeitsbedingungen. 
Die  Anteile  ä  lo  M.  werden  mit  4  % 
verzinst.  Der  etwa  erziehe  Rein- 
gewinn wird  nach  Dotierung  der 
Fcnds  den  Auftraggebern  im  Verhältni.s 
zur  Grosse  ihres  Auftrages  zuriickver- 
piit.-t. 

Die  (ien.>s>en'«ciialt  ntacht  bereits  gute 
Furt  schritte.  Es  gehören  ihr  heute  rund 
450  Mitgliediv  an.  die  auf  .Anteile  circa 
lOOOO  M.  einge/aldt  haben.  Kürzlicli 
hal  flif  f  i(  11  -  V  II ,  dt.  :ii  Ihreni  Hi-- 
trieb  die  iierslcllung  des  öooo  Exemplare 
stark  erscheinenden  Volkshlattcs  für  An- 
halt übernommen  hat,  ein  tignu"- 
I5.<;6  qni.  •»«""^"c«  Grundstück  erworben. 
X  X 
Die  Gcn'ivvt  tiS'-iiaft'-bcw  egung  hat  einen 
schweren  Velll:^t  /.u  l»eklagen.  Am 
I.  .Mai  verschk'd  in  OIwrwil  bei  i!.i>el 
im  .Mter  von  nur  50  Jahren  l.andrat 
Sletan  G SCHWIND,  der  Gründer  und 
Leiter  der  henrlinittn  BiiSi-ckschcn  Pro- 
tliu  tions-  und  CoHSumRcnosscitschaft-  Ste- 
fan Gschwind.  von  Berttf  Fabrikant,  war 
d'.:rcl!  die  Schriften  von  !>ti.t  Rn<ch 
JtUKi  hcseisterten  Cienossenschaflcr  ge- 
worden. In  seinem  im  Jahre  1891  ins 
Lehen  gerufenen  Unternchttien  suchte  er 
seine  Ideen  einer  Lösung  der  socialen 
Vr:\yv  nui  i'.  n  Wege  der  genos.sen- 
schaftlichcn  Organisation  der  Güter- 
er?eagting  und  -vermittelung  zu  verwirk- 
liciten  und  rngleiclt  ancli  die  divergieren- 
den Bevii'kertings-,thichleii  der  Arbeiter 
lind  Bauern  in  gemeinsan  cr  Xrbeit  tnid 
Interc-.s:'ns<'?idari»:lt  7\\  vt-rbuTkyi.  Sei- 
nem gros^artigen  Organisationstalent 
und  ^11"  r  unt  rniüdiichen.  aufopfernden 
ArlH.iisireud»gkc>t  gelang  es,  das  külinv 
F..\periment  —  handelt  es  sich  doch  um 
<':<•  '.virtschaftliche  Organisation  \(m 
1'.  I^u;:'<.nd  im  Birsigial  gelegenen  Ort- 
schaft 1 11  —  /um  vollen  Gelingen  zu  füh- 
ren. In  den  letzten  Jahren  war  die  Ge- 
nossenschaft, deren  eigenartige  Wirk- 
samkeit wir  bereits  früher  (vergl.  SO' 
äalistischc  Monatshefte.   1901.  H.  Bd.. 


pag.  63t)  geschildert  haben,  ein  Gegen- 
stand der  Aufmerksamkeit  <]-:r  Social- 
politikcr  und  selbst  der  R(  ^utki  L;cn  ge- 
worden, ihr  Letter  wurde  durch  das 
allgemeine  Vertrauen  der  Be\-ölkcnmg 
zu  zalilreiclun  (wTciiiü^-hi  n  F.hrenaintem 
Inrufcn.  In  Ictzer  Zeit  gehörte  er  auch 
dem  Schweizer  Nationalconvent  an.  wo 
er  .Mitglied  der  -  >cialdemo(|<r3tischcn 
l'Vactiun  war.  .Vini  lut  ihn  der  Tod 
mitten  au.s  gesegnetem  Wirken  und  voller 
Schaffensfreudigkeit  gerissen.  Sein  An- 
denken wird  in  seinen  Werken  und  in 
der  Frinncrnng  derer  fortleben,  die  für 
das  gleidie  Ideal  kämpfen. 

X  X 

KURZE  CHRON I K.  Die  Ü  rosscin- 
k  a  u  f  s  1^  r  s  c  1 1  s  c  h  a  j  t  d  c  u  I  x  c  h  c  r 
C  o  n  s  II  ):t  7'  i-  r  <•  1  n  c  erzielte  im 
1.  Quartal  1904  einen  Umsatz  von 
7  076  769  M.,  das  ist  28  %  mehr,  als  in  der 
gleichen  Zeit  des  Vorjahres.  —  Der  säch- 
sische Staat-minister  von  Met/sch  er- 
klarte in  der  Kammer,  dasb  die  sach- 
--ische  Regierung  infolge  der  in  anderen 
Staaten  geniatlittf,  ^^•hUcht^^l  Ivrfahrun- 
gen  der  Kmluliiung  einer  landes- 
gesetzlichen  .  >  b  !  j  g  a  t  o  r 1 s  c  h  e  n 
Umsatzsteuer  ablehneitd  gegenüber- 
stehe. —  Gegen  die  Dresdener  Um  - 
s  a  t  z  s  r  e  n  e  r  v  o  r  1  a  g  haben  nun- 
mehr auch  die  Preie  I  creiniginif;  :•<>« 
Kttttflcute»  und  Industriellen,  der  Dres- 
dener Mit''er\'rcin.  der  nalionalliberalc 
Reichsverein,  das  Gewerk.schaftäcartell 
sowie  die  na'.ionallibcrale  Dresdener 
Zeitung  und  die  conservativen  Nachrielt- 
ten  Stellung  genommen.  Eine  Massen- 
I)eti!ion  an  das  Stadtverordnetencolle 
gium  liegt  zur  Zeil  zur  l 'nlerschrit'l  in 
den  Verkaufsslellen  der  C' msunn  ereine 
aus.  —  Die  dem  Verbände  der  Ii  e  s  s  i  - 
sehen  landwirtschaftlichen 
G  e  n  o  >  -  e  11  ^  r  h  a  t  t  e  n  angehörenden 
Organisationen  haben  in  den  Jahren  1899 
bis  1902  93765  M.  fnr  gemeinnützige 
Zwecke  (Bildimg.  Krankenpflege.  Unter- 
sUitzug  etc.)  aufgewendet.  —  Im  ^tärz 
wurden  233  1  a  n  d  w  i  r  t  s  c  h  a  f  tl  i  c  h  c 
Genossenschaften  gegründet  und  15  auf- 
gelöst. —  Der  .'i  f  1 1;  c  m  eine  C  o  11  - 
s  u  in  f  r  '  r  1  »  i  n  B  a  s  e  I  hat  im  ver- 
gangenen Jahr  .seine  iMit^liederzahl  auf 
23  ^  erhöht,  so  dass  er  jetzt  97  %  der 
Baseler  Han-iinh  imgcn  '•.nif:is>t.  !")er 
Umsatz  stieg  um  fast  10  /r.  namlieh  auf 
13670000  fr.,  der  Reingewinn  auf 
1074000  fr.,  wovon  eine  8'jproccnlige 
Rückvergütung  zur  Verteilung  kommt- 
Die  Schlächterei  de-;  Vereins  hat  nun- 
mehr alle  Schwierigkeiten  überwunden 
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ttnd  erzielte  einen  Umsatz  von  2646713 

fr.,  das  ist  fast  15  %  mdir,  als  im  V<>r- 
-  jähre.  —  Das  im  vergangenen  Somnu  r 
errichtete  g)cno's6^nscha(tliche 
Hotel  in  Ostende  hat  einen  vollen  Kr- 
tolg  freli.ibt.  Hunderte  von  nesiuhern. 
(Iii-  \<>ii  der  Bahnvcrwaltung  in  (jnippen 
von  20  Personen  zum  halboi  Preise  be- 
fördert worden,  haben  dort  zu  dem  bil- 
ligen PensitTiisproise  von  4  fr.  täglich  Er- 
holung gefunden.  .Mit  der  .Anstalt  i.sl 
ein  Consumverein  verbunden,  der  auch 
im  Winter  in  Tätigkeit  bleibt  und  den 
KüsteniK  wohnern  der  Umgegend  das 
Brill  backt.  -  L'in  ^ich  \ov  rlor  Aii- 
beutting  durch  den  Maschinentru^t  zu 
schützen,  haben  americanische  Landwirte 
eine  Genos>en  Schaft  /ur  Her- 
st c  11  u  n  1  ;i  n'  (1  \i  i  r  t  s  c  h  a  f  1 1  i  . 
eil  c  1*  M  a  c  h  i/ n  e  n  und  Geräte 
gegründet,  die  kurzlich  mit  eiiu-ni  Capi- 
tal von  5  .Mill.  Dollars  in  SpruiKfield 
in  Ohio  (.iiiRctraycn  wurdi-.  Das  in  gaii/. 
grossem  Stile  geplante  Unternehmen 
wird  sofort  aooo  bis  3000  Arbeiter  be- 
schäftigen, onmiuo  OAvm 

Über  den  Nutzen  der  VOLKSHOCH- 
SCHULCURSK  hat  der  Wiener 
Ausschluss  für  zmlkstümlichc  (  niversi- 
lüts~.orträ};r  eine  Rundfrage  hei  den 
Hörern  .«.einer  Curse  veranstaltet.  Die 
Ergd)nisse  dieser  Umfrage  Hegen  jetzt 
in  einem  vom  Vorsitzenden  des  Aus- 
schusses, Professor  Pcnck,  heratisge- 
gel>enen  PuTicht  im  Crntralblaft  für 
y olksbüdungswe^en  vor.  Zmuachst  ist 
XU  bemerken,  dass  knapp  die  Hälfte  der 
befragten  Hörer  die  Zählkarteti  ausgcftillt 
hat.  Da  es  natürlich  diejenigen  sind,  die 
an  den  Cursen  ein  lebhaftes  Interesse 
nehmen  und  glauben,  dass  sie  ihnen  prak- 
ti^chen  oder  ideellen  Nutzen  bringen,  so 
ist  selbstverständlich  das  Bild,  das  sich 
aus  den  Antworten  ergibt,  ein  für  den  Er- 
folg der  Curse  gunstigeres,  als  es  objectiv 
sein  sollte.  Ein  besseres  Urteil  ülHr  den 
Wert  der  Cnrse  könnte  man  erhalten, 
wenn  genauere  Mitteilungen  über  die  am 
Schlüsse  jedes  Cyklus  abgolialtenen  frei- 
willigen Prüfungen  erstattet  würden-  Die 
hier  gcsiellten  Fragen  bezogen  sich  ausser 
dem  Nationale  und  der  Zahl  der  besuch- 
ten Cnrse  hauptsichtidi  auf  die  Bcmfs- 
stellnng.  die  \'r,rhildinig  und  den  erwar- 
teten Nutzen  für  die  allgemeine  Fort- 
bildung oder  für  den  Beruf.  Die  Sta- 
tistik der  Berufe  ergibt.  da<!s  vom  Stand- 
imncte  des  Volks  Unterrichts  aus  wenig 
hervorragende  Resultate  zu  verzeichnen 


sind,  dass  nur  30  %  der  Teilndimer 

\rbeiter  oder  Lehrlinge  sind,  dass  nur 
18  %  aus  der  Volksschule.  3»  % 
auf  der  Volks-  und  Bürgerschule  hervor- 
gegangen  ^ind.  während  die  übrigen 
bi>here  Leliran stallen  besucht  iiabcn. 
-Ms  Veranlassung  zum  Besuch  der  Ci  r^c 
sind  naturgcmäss  die  verschieden:'tcn 
äusseren  und  inneren  Beweggründe  ge- 
nannt worden.  Eine  nicht  unwesentliche 
Rolle  spielt  die  Anregung,  die  die  Teil- 
nehmer entweder  aus  der  lA'Ctüre  populär, 
wisscn.schaftlicher  Aufsätze  ni  di  n  \i  '.)t  ;- 
terzcitungen.  aus  dem  .Vnliorvn  populärer 
\  itrtriige  in  den  .Arbeitervereinen  oder 
aus  dem  Besuche  von  Fortbildungscursen 
in  Arbeiterbildungsvcreincn  gezogen 
haben.  iMier  »len  Erfolg  der  Cnrse.  den 
fe«^tzu»tellen  der  eigentliche  Zwectv  der 
Rimdfrage  war.  ist  nur  ziemlich  dürftiges 
Material  zusammengetragen,  was  na'ür- 
lich  ist.  da  hier  die  Statistik  versagt  und 
nur  die  eiii.'einen  Aulworten  wicüer- 
gegelien  werden  können.  .\Is  Erfolg  für 
die  allgemeine  Bildung  werden  das 
ncnkcnlcrnc»,  die  gcistific  Rcirciiing  und 
dergleichen  mehr  angegeben.  Präciscr 
sind  schon  die  Antworten,  die  entweder 
eine  l''rt.';iti/ung  «'der  einu  Correclur  des 
m  der  Schule  (jelemten  als  Folge 
dieses  Unterrichts  durch  Uuiversi- 
tiit>telirer  bezeichneten.  \  On  eiiu-.n 
innnittelljarcn  praktiscbeM  .Nutzen  kaau 
bei  vielen  Cursen.  etwa  denen  über 
Biologie,  Geologie,  Geographie.  Astrono- 
mie. Philosophie.  Malerei  tmd  Geschichte, 
kaimi  die  Rede  sein.  Ndn  -dIcIkd  Cnr-cn 
kann  nur  ein  verhaltut.snuissig  kieuicr 
Teil  der  Hörerschaft,  die  Voiksschui- 
lehrer.  unmittelbaren  Xuizen  haben.  S  i.r- 
ker  trut  der  praktische  Nutzen  l»ei  den 
Hygienecursen  tmd  denen  über  Kinder- 
pflege hervor.  Dass  dqn  Metallarbeitern 
die  Curse  über  Elektrotechnik,  den  Buch- 
druckern <lie  in  fremden  Sprachen  und 
den  Aliliuiran Wärtern  die  in  ^Rechts- 
wissenschaft praktischen  Mutzen  liringen 
können,  ist  leicht  erkl.-rüch.  Damit  dürfte 
aber  auch  der  Kreis  derer,  die  unmittel- 
iKfren  praktischen  Nutzen  gezogen  ba'H-n, 
ziemlich  erschöpft  sein.  E'ue  Tatsaolie. 
die  z.war  im  Bericht  des  .-\usschusscs  nicht 
hervorgehoben  ist.  aber  aus  allen  ge- 
gebenen Zahlen  und  Tatsachen  deutlich 
hervorgeht,  ist  wiedentm  die  schon  häu- 
fig lK-')barInete,  das-  mir  die  l>cstgestcll- 
tcn  und  geistig  itochsistehendcn  Arbeiter 
befihigt  sind,  an  den  Cursen  mit  wirk- 
lichem Nutzen  teilzunehmen.  Der  weit- 
aus grösste  Teil  der  Arbciterscliaft  wird 
vorläufig  doch  immer  darauf  angewiesen 
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sein,  m  Elcmentareorsen  ihre  dürftiffen 

Scfr.i!!.' iini'iissc  so  zu  erweitern,  cla'^s  sie 
Vortragen  über  wissensdiaftiichc  Fragen 
folffen  *>d«r  BÖchcr  über  diese  Gegen- 
si.indc  mit  Verständnis  le'^en  können.  Da- 
mit dnrfte  die  auch  in  diesem  Bericht 
wieder  angeschnittene  Frage  erledigt  8ein, 
oh  die  Curse  dem  Lesen  von  Biahern  vor- 
an;:tigehen  oder  ihm  a^u  folgni  pflegen. 
X  X 
KURZE  CHRONIK.  In  Bayern,  dem 
dr  ztgen  Bundesstaiite.  der  noch  gesetz- 
licl:  an  der  sicbenclassigen  Volks- 
schule testhalt,  wird  ein  (.iesetzent wuri 
vorbereitet,  der  die  Kinfnhrung  der  acht- 
t-la-sigen  vorsieht,  und  die  bisher  libliche 
St'imlagsscluile  durch  eine  wirkliche 
Fortbildungsschule  ersetzen  will.  — •  Die 
Stadt  Charlottenburg,  die  schon  über  eine 
mitsterhafte  Vol  k  sb  i  b!  i  oth  elc  und 
Lesehalle  verfügt,  hat  die  F.rrichtung 
einer  zweiten  im  Osten  der  Stadt  ge- 
fegenen  beschlossen.  —  Der  Berliner  Ma- 
gistrat hat  die  imentgeltlichr  t  t)c  rlas«ung 
von  Schulrauinen  für  die  von  Stu<lenten 
ZU  veranstaltenden  F  o  rt  b  i  l  d  u  n  g  s - 
cn r s e  abgelehnt,  in  Charlottenburig  wer- 
den sie  schon  seit  7  Semestern  bewilligt, 
ohne  da.^>;  ^ich  bi>Iur  (Mielständf  ergeben 
haben.  —  Die  Emi'uhrung  der  obli- 
gatorischen Fortbildungs- 
schule ist  jetzt  in  Berlin  beschlossen 
worden,  aber  vorläufig  nur  für  Jünglinge; 
aiu-h  sollen  diejenigen  befreit  sein,  die  ein 
volles  Jahr  in  der  ersten  Classe  einer  Ge- 
mcindeschulc  gewesen  sind.  —  Freie 
l'nivorsitätscurse  werden  im 
August  wiederum  im  Jenaer  Volkshaus 
und  in  Sa!r.burg  stattlinden.  —  In  Wien 
5tarl>  im  Mai  Johann  M  n  r  t  h  .  der  sich 
als  Chornietster  <les  Wiener  Arbeiter- 
üangerbundes  um  lic  niusicalische  Bil- 
dung der  Arbeitercla&ae  Verdienste  er- 
worben hat.  EäNST  ROTH 

Frauenbewegung 

Gute  Fortschritte  macht  die  Beteiligung 
der  Frauen  im  SCITUT..WFSEN.  In 
Nürnberg  hat  vom  4.  bis  zum  9.  April 
der  erste  internationale  Congress  für 
Schulhygiene  stattgefunden.  Nach  seinem 
Namen  und  beim  ersten  Zusehen  möchte 
man  arnidinwn,  dass  dies«  Tagung  mit 
Frauen bewegung  wenig  zu  tun  haben 
krmne.  Trotzdem  ist  sie  hier  von  ge- 
rade/n  symplomati  sclur  Bedeutung  ge- 
wesen, denn  zum  erstenmal  galten  die 
Frauen  auf  eitlem  gemis^ten  Congress 
der  bürgerlichen  Welt  nicht  a!^  inritr 
oder  minder  willkommene  Begleiterschei- 
nungen,  sondern  sie  nahmen  ▼ollberech- 


tigt imd  umfänglich  an  den  Verhandlun- 
gen sowohl  m  der  Discussion  wie  auch 
al.«  Rcfereniinnen  teil.  Die  rege  Teil- 
nahme der  Frauen  an  einer  Frage,  die 
voti  jeher  Frauen -ache  war  tmd  es  zum 
Hwle  des  Ganzen  immer  mehr  werden 
sollte,  war  den  Resolutionen  über  G>e-  , 
ducation,  Aufklärungsunterricht,  Für- 
sorgeerziehung und  allgemeine  Schul- 
h\giene  ii;ir  t  'rderlicli. 
£ben.so  fruhluigsgrün  mutet  es  an,  dass 
endlich  verschiedene  Bundesstaaten,  da- 
runter Preussen  tmd  etliche  thüringische 
Herzogtumer.  Frauen,  die  die  erforder- 
liche Vorbildung  durch  Abiturienten- 
zeugnis und  l'niversitätsstudiuni  nach- 
weisen, /ur  Prüfung  für  das  Lehramt  an 
höheren  .Schulen  zulassen  und  damit  im 
Princip  die  Uoterricbtsberechtigung  der 
Frauen  auch  hier  anerkennen.  Bis 
zur  An>te!hiii^:  i^t  freilich  noch  ein  wei- 
ter Schritt,  der  wohl  so  bald  nidit  ge- 
macht werden  wird. 

Nicht  ebenso  einverstanden  k;mn  man  da- 
mit sein,  da-s  neuerdings  da  und  <l<)rt  j 
im  frauenr<chtleri sehen  Lager  eine  cnl-  I 
turkämpferische  Nuance  hervortritt.  So- 
rät  man  den  Lehrerinnenverbinden  an  r 
>i.  eine  sorgfällige  Prüfung,  ob  nicht  eine 
weiterei  Vermehrtmg  dar  katholischen 
Lehrerinnen  im  Westen  der  preussischen 
Monarchie  zu  verhindern  sei ;  2.  Grün- 
dung von  Lehrcrinncnseminaren,  in  erster 
Reihe  paritätischen,  um  möglichst  den 
Gesamtbedarf  an  Lehrerinnen  zu  decken ; 
3.  zur  Unterstützung  dieses  Antrages 
eine  Statistik  über  die  Vorbildung  der 
Lehrerinnen,  die  auch  erkennen  lässt, 
wieviele  tmter  ihnen  katholische  Ordens- 
in>titute  lK>sucht  haben.«  Sollte  die  hier 
vertretene  .Auffassung  Nachfolge  tmd 
Boden  gewinnen,  so  wäre  damit  der 
Frauensache  ein  schlechter  Dienst  ge- 
leistet. Die  Frauenbewegung  kaim  nur 
interconfessionell  oder  gar  nicht  sdn.  Sie 
hat  auch  in  ihren  Lehrerinnenverbanden 
nur  nach  Tüchtigkeit  und  geeigneter  wis- 
senschaftlicher Vorbildung  zu  fragen, 
nicht  aber  nach  confe.ssioneiler  Zugehö-  . 
rigkcit.  Schlimm  genug,  dass  das  in  den  ^ 
Ämtern  eine  Rolle  spielt ;  die  kämpfen- 
den Frauen  *  sollten  sich  im  Interesse 
ihrer  guten  Sache  davon  freihalten.  Weit 
bcgrüssenswerter  ist  etn  Flugblatt  des 
AUgemcinen  deutschen  Pnntenvergms, 
da^  vorschlägt:  >l.  dass  Lrhrerinnen  dem 
Schulvorstand  als  sachkundige  Mitglie- 
der angehören;  3.  dass  Frauen  als  Ver- 
treterinnen der  Bürpeschaft  in  den  Schul- 
vorstand gewählt  werden  sollen;  3.  dass 
weiblidie  Beamte  mit  der  localen  Auf- 
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sieht  über  bestimmte  Zweige  des  Schul- 
v.c— ns  betraut  werden.c 
X  X 
KURZE  CHRONIK.  Am  .1.  und  4.  Jvni 
viid  eine  internationale  Fraucn- 
s  1 1  m  m  r  e  c  h  t  s  c  o  n  f  e  r  c  n  z  in  Ber* 
liti  stattfinden;  es  soll  ein  Weltbund  für 
Fratienslimmrccht  Rci^ninclet  werden.  — 
In  der  Sciuvoiz  bekleiden  im  laufenden 
Stndienjalir  i.?  Frauen  akademische 
Ämter.  —  In  Paris  hat  die  Concurrenz- 
furcht  der  ^tännc^  es  zu  wcge  Rcbracht. 
dass  unter  den  dLnlcl)ar  fadon-ch iinig- 
slen  Gründen  vom  Ministerium  eine  Ver. 
fügung  erlassen  wurde,  nach  der  an  dem 
Conservatorinm  für  M  n  >  i  k  und  D  e  - 
clamation,  in  dem  bisher  Frauen 
unter  deti  gleichen  Bedingungen  wie 
Männer  auf  Staatskosten  ausgebildet 
wurden,  die  Plätze  für  Frauen  in  den 
4  Classen  für  Saitcninstnunentt  auf  \icr 
beschränkt  wurden.  —  Dagegen  kunncn 
sich  in  ganz  Frankreich  Studen- 
tinnen und  r  z  t  i  n  n  e  n  völlig 
gleichberechtigt  mit  ihren  mannlichen 
Coltegen  um  Stipendien  und  Amti-r 
bewerben,  und  die  65  Arztinnen 
von  Paris  haben  alle  ein  Rutes 
Einkommen;  einige  davon  sind  sogar  in 
glänzender  Lage.  —  Das  Mädchen- 
g  y  rn  n  a  s  t  u  m  in  Stuttgart,  das  im  Jahr 
1899  mit  nur  3  Schülerinnen  eröffnet 
wurde,  zählt  heute  deren  50.  —  In  den 
staatlichen  Tabakfabriken  Venedigs 
wurde  eine  Auss{H'rrung.  die  über  1000 
Arbeiterinnen  umfasste,  durch  Zugestand- 
nisse der  Regicntng  beendet.  Sie  er- 
klärte sich  zur  Verbesserung  der  Accord- 
löhne,  Entlasstmg  von  96  Aufseherinnen 
und  gesct/llcl!<  n  Regelung  der  Arbeits- 
verhältnisse bereit.  —  Das  von  Elisabeth 
Blackwell,  der  ersten  americani  sehen 
Arztin,  gegründete  Kranken  Ii  aus 
für  Frauen  und  Kinder  in  New  York 
beging  vor  kurzem  sein  sojährigcs  Jubi- 
läum. Heute  amtieren  in  den  Vereinig- 
ten Staaten  7399  Arztinnen.  —  Auf  dem 
Jahrescongress  der  holgischcn  Sncial- 
demokratie  wurde  ein  Antrag  Denis'  an- 
genommen, der  das  Wahlrecht  der 
Frauen  für  d'<>  Arhcitsrätc  und  Eini- 
gunpsfimtor  ftrt!crt.  —  In  Frankreich  ist 
I  :f  ileiii  I.  Aoril  das  Gesetz  Millerand, 
das  heisst  der  zehnstündige  Ar- 
beitstag für  die  Betriebe  in  Kraft 
gctr«'tt  n.  in  denen  nvir  I'^rauen  o<lcr  neben 
Männern  Frauen  und  jugendliche  Arbeiter 
unter  18  Jahren  beschäftigt  werden.  —  In 
der  SitzMng  der  badischen  Kammer  vom 
II.  Februar  gab  Minister  Schenkel  seitens 
der  Regierung  die  Erklirung  ab^  dass  die- 


selbe einem  Reichsgesetz  für  die  Ein- 
führung des  Z  e  h  II  s  t  u  n  d  e  n  t  a  g  e  s 
für  Arbeiterinnen  zustimmen 
werde.  —  Einem  nengegründeten  Un- 
gar i  s  c  Ii  c  n  F  r  a  11  e  n  b  u  n  d  haben 
sich  sofort  58  Vereine  angeschlnssen.  . — 
Der  schweizerische  G  cwtrk- 
Schaftsbund  hat  die  Anstellung  einer 
Socrctairin.  insbesondere  in  Rücksicht 
auf  die  Textilindustrie,  beschlossen.  — 
In  Frankfurt  am  Main  besteht  seit  1903 
ein  Club  jüdischer  Mädchen, 
der  mit  schönem  Erfolg  die  culturelle 
Hebung  insbesondere  der  eingewanderten 
Galizierinnen  betreibt  —  Der  Senat  der 
l"^  n  i  V  e  r  s  i  t  n  t  T.ondon  hat  in  Miss 
Lilian  Tomm  den  ersten  weiblichen  Pro- 
fessor in  das  Collegium  l>erufen.  Sie  hat 
den  Lehr-riihl  für  Wirtschaftsgeschichte 
inne.  naciidciii  sie  sich  seit  Jahren  schon 
III  hervorragender  Weise  an  der  Heraus- 
gabe wissenschaftlicher  Werke  beteiligt 
und  an  der  London  Schoo!  of  Eeonomies 
Vorlesungen  ül>er  das  Referendum  ge- 
halten hat.  —  Einen  erfolgreichen  Ein- 
bruch in  die  Domaine  deis  Centrums  hat 
Genossin  Z  i  c  t  7  unternommen.  Sie  hat 
in  Rheinland- Westfalen  eine  Reihe  von 
\'crsamtnlungen  abgehalten,  in  denen  sie, 
unterstützt  von  der  ehernen  Beweiskraft 
so  einschneidender  Dinge,  wie  die  Wurm- 
krankheit  und  die  Stilllegung  minder  ren- 
tabler Zechen,  der  arbeitenden  Bevölke- 
rung Augen  für  die  SdiÖnheitcn  des 
mit  dem  Centrum  solidarischen  Capita- 
listnus  DÜiietc.  —  Ein  Circular  der  V'er- 
tranensperson  der  soctaldemolcrati sehen 
Frauen  fordert  zur  planmässigcn  Agita- 
tion für  ein  freies,  unbeschränktes 
Reichsvereins-  und  Versamm- 
lungsrecht auf.  Hmncrra  fOrth 

WiSS&NSejiAFT 

Q*>8chicM»wlsBen5chaften 

Vor  wenigen  Monaten  ist  die  zweite 
Hälfte  des  zweiten  Ergänzungsban- 
des von  Karl  I.AMPRF.CIITS  DEUT- 
SCHER GESCHICHTE  ,/ Freiburg  i. 
Br.,  Hermann  Heyfelder/  erschienen.  Öie 
Grundlagen  des  Werkes  sind  in  dieser 
Zeilschrift  bereits  gewürdigt  worden 
(vergi.  Soctalistischi'  Monatsheftt,  IQOa, 
II.  Bd.,  pag,  829  ff.).  Mit  diesem  neuen 
Band  schliesst  Lamprecht  die  Geschichte 
der  Jüngsten  deut^clitni  VerRangenheit. 
F^in  Bild  von  dem  Sturm  und  Drang  auf 
allen  materiellen  und  geistigen  Gebieten 
des  aufstrebenden  Deiitscidands  im  letz- 
ten Jahrhundert  wollen  diese Erganzungs. 
bände  geben,  sie  liefern  aber  nur  dn 
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lebensvolles  und  getstessprühendes  Ge- 
mälde von  «Icin  I Viiiscliland.  wir  es  sich 
in  dem  Ki)|)fc  eines  germanischen  Welt- 
pohtikers  darstellt.  Diese  Geschiditc 
inngsteV  deutsi  hcT  \  i  rpajigenheil  ver- 
kündet melir  «Im  Ruhm  des  eiRenariigcn. 
gewandten  Ku:i>ili.rs.  als  des  ruliigen  his- 
torischen Forschers  Laniprcchl.  Der 
Leip/ijjrer  Historiker  begnügt  sich  nicht 
mit  i  in<  t  tCrkläniiit;  der  lärmenden  Er- 
eigni!»&c  der  jüngsten  Tage;  nein,  er  zieht, 
von  ihnen  in  den  Grundtiefen  seines  all- 
deutschen Wesens  crgrifTen.  den  Philo- 
sopheninantvl  ab  und  >chliipii  in  den  Ta- 
lar  des  Verteidigers,  um  die  innere  und 
äussere  Berechtigimg  dieser  vorüber- 
gehenden Ereignisse  mit  advocatonschcr 
Rcred'^amkeit  zu  erweisen.  Er.  der  t'hir 
winder  der  Per.sonalge.schidite,  schreit 
tibertain  nach  grossen,  die  Geschichte  aus 
dc^n  Hantlgi'Knk  ^cliaffenden  Melden. 
Der  \ve!m»i)litisciK'  Rausch  alldeutscher 
J'olitiker  wirbeU  im  Kopfe  des  Histo- 
rikers Lamprecht  herum,  und  sein  trun- 
k(.iicr  Blick  erschaut  dm  tleutschen  Welt- 
machf^staat.  den  Staat  mit  tausend  Saug- 
armen, den  germani^en  Etat  tentacu- 
laire.  Lamprecht  wirft  die  Frage  auf. 
ob  nich:  den  neu  in  die  Erscheinung^  gc- 
tretejien  Expansionsstaai  schliesslich 
Hias  Nationalitätsideal  des  XIX.  Jahr- 
hunderts zurückdrängen  werde  imd  nut 
ihm  die  demokratisch-liberale  Richtung 
nnd  die  PHege  der  inneren  Beziehungen 
im  Sinne  der  Achtung  vor  den  Massen. 
Indes,  nicht  von  der  inneren  Politik  kann 
hier  noch  ausfülirüclier  die  Rede  sein. 
Nach  aussen  hin  aber,  daran  ist  kein 
Zweifel,  hat  der  neue  Staat  gebracht 
und  wird  er  noch  melir  bringen  ein  neues 
Maclilideal,  das  im  aristokratisch-absolu- 
ti.schen  Wesen  verank^ii  i>t  im  fanati- 
schen Glauben  an  die  Macht  dir  ein- 
zelnen führenden  Persiinlichkett.  Denn 
wessen  Ix'darf  e-~  \'  r  allem  zur  Durch- 
setzung der  Macht  eines  bestimmten 
Maatlirhen  Imperialismus?  Es  ist  klar, 
rn«!  kein  Staat  zeigt  es  einfacher  und 
(kullicher.  als  die  Vereinigten  Staaten: 
entsclüedensier  Zusanunenfasstmg  der 
heimischen  Kräfte  zu  grossen  ständigen 
Wirkungen  nach  auswärts,  gewaltigster 
.Vu'^delnumg  des  Staatsgebietes  bis  zur 
Erlangtmg  wirtschaftlichen  Selbstgenü- 
gens im  Innern :  nnd  zur  Sichertmg  schon, 
erst  recht  aber  zur  Erreicluuiy  die-^t  r 
Ziele  und  der  damit  von  selbst  gegebenen 
Weltmachtsstellung  auch  ausserhalb  der 
Gren/en  der  einhcitliclislen  Inihrung.  wie 
sie  nur  cuie  der  Tal  und  dem  Recht  nach 
Überragende  FersonKdikett  zu  gewähr- 


leisten im  Stande  ist.    Ausdehnung  also 

zum  Grosststr.at.  Zusammenfassung  aller 
Kräfte  der  staatlichen  Gesellschaft  zu 
einheitlichen  Wirkungen  nach  aussen  imd 
darum  Führung  durch  einen 
1  i  e  1  d  c  n  und  Herrn:  da.^  sind  die 
nächsten  Forderungen  des  Expansions- 
staates.« 

Unter  den  gar  zti  aufdringlichen  Ereig- 
nissen des  Tage>  construierl  Lampneln 
Hugs  allgemeine,  die  geschichthche  Ent- 
wickelung  vorwärtsstossende  Tendenzen. 
Diese  Tendenzen  sind  zu  schnell  aus  der 
chaotischen  Mannigfaltigkeit  der  Tagcs- 
ersclu  uraugcii  von  Laniprecht  geschöpft 
worden.  Noch  finden  sich  die  wirtschaft- 
lichen und  politischen  Neubildungen  der 
Zeit  im  Keimzustande,  und  da  uns  Mo- 
dernen die  Prophezeitmgsgabe  so  hautig 
abhanden  gekommen  und  notwendig  bei 
der  sprunghaften,  dia  Weiten  einer  gan- 
zen Welt  umspannenden  Wirlschaftsent- 
wickelung  abhanden  kommen  musste.  so 
wandeln  wir  zu  oft  Irrwege,  wenn  wir 
aus  den  Keimen  dieser  Neubildungen  be- 
reits ihre  Ztikunftsgeschicfate  ablesen 
wollen. 

Die  erste  Hälfte  des  zweiten  Ergänzungs- 
bandes der  Lampreclitsduii  D.-utstlwn 
Geschichte  bringt  eine  teilweise  nnister- 
hafte  Zusammenfassung  der  gross<.Mi  Um- 
wälzungen der  deutsciu  n  \'i  .Ikswirtschaft, 
Die  deutsche  Wirtschaftsge>cluc!ue  leitet 
Ijmprecht  mit  einem  geistvollen  Excurs 
über  die  Beseelung  der  einzelnen  Wirt- 
schaftssttifen  ein.  In  tageshetler  fie- 
leuihlung  tritt  aus  diesem  Excurs  die 
eigentliche  GeschiditsauffassunK  Lamp- 
rechts hervor.  Der  Keim  der.aureinander- 
folgendcn  WirtschaftS!«tufen  ist  nach 
Laniprecht  der  VVirtschafl.siricb,  das  wirt- 
schaftliche Bedürfiiis,  Die  Wirtschafts- 
institutionen sind  nur  äussere»  Erschei- 
nungen. Hüllen  und  Körper  dieser  Trieb- 
betätigung. Fortschreitende  Wirtschaft 
und  fortschreitende  Wissenschaft  und 
Technik  sind  nttr  Sondererscheinungen 
eines  einzigen  grossen  Entwickelungs- 
motivs.  des  fortschreitenden  Intellects, 
Der  Entwickelung  des  Intellects  liegen 
an  erster  Linie,  »wenn  auch  keines- 
wegs allein«,  wirtschaftliche  Vorgänge  zu 
Grunde.  In  der  seehsclien  Welt  ist  sfit 
der  ersten  Hälfte  des  XL\.  Jahrhunderts 
eine  wahre  Götterdämmerung  eingereten. 
Der  behäbiRi.  starknervige  Kaufmann  dos 
XVHI.  Jahrhunderts  mit  seinem  Ideal 
ruhiger  Lebenshaltung  und  wohlan  siehen- 
den rii  winns  js»  durch  den  schnelllebigen. 
reizbare»  Unternehmer  ersetzt.  Die  Seele 
des  heutigen'  deutschen  Bürgertums  an 
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führender  Stelle  ist  der  Geist  der  Unter- 
nehmung. Dieser  Geist  ist  etwas  Neiie<. 
Männer,  mit  einer  ausnehmend  starken 
Empfin^icMcat  für  Reixe  sind  zu  den 
fiihrcjiden  Posten  der  Untemehnur  be- 
rufen. Sie  verbinden  ntt  angeborener 
nervöser  Halttmg  »die  Gabe,  wdte  Räume 
und  Zeiten  in  ihrem  Zusammenhang  und 
Verlaufe,  überhaupt  in  ihren  Gelegen- 
heiten rasch  ubersehen  und  zu  ihrer  Be- 
herrschtug  fortlaufend  tmd  fehlerlos  über 
die  voltendeten  Feinheiten  diplomatischer 
Behandlung  verfügen  zu  können«.  Die 
Helden  der  freien  Unternehmung  ragen 
riesenhaft  aus  dem  Gewirr  der  Masse 
empor.  »In  ilmen  verbindet  sich  reichste 
Association  mit  starkem  Cliarakter  und 
leises  Wittern  des  Künftigen  mit  energi- 
schem Wollen:  es  ist  die  Begabung  re- 
formatorischer Gdster,  die  Begabung  audi 
der  grossen  Staatsmänner  und  Feldherren, 
mit  denen  man,  vornehmlich  freilich 
ausserhalb  Deutsdilands,  die  bedeutenden 
Unternehmer  so  oft  vergleichen  hört.t 
Mit  der  Lamprechtschen  Schilderung 
dieser  Ubermenschen  halte  man  die  der- 
betit  witsigen  Bemerknngen  von  Karl 
Marx  über  die  Jupiterhiupter  der  eng- 
lischen capitalistischon  Unternelnm  r  zu- 
sammen. Das  Studium  der  letzten  Bände 
'Lamprechts  fordert  überhaupt  förmlich 
eine  vergUichcnde  Betrachtung  der 
Lamprechtschen  und  der  Marxschen  Ge- 
SChiÖhtsaaffassung  heraus.  Sic  soll  in 
einem  besonderen  Artikel  in  dieser  Zeit- 
schrift versucht  werden. 
Die  Ergänzungsbände  Lamprccius  zur 
Deutschen  Geschichte  halten  und  müssen 
uns  in  einer  ständigen  Opposttionsstim- 
mUflK  halten.  Wir  werden  von  dieser 
Geschichtsschreibung  gepackt  und 
schüttelt,  und  wir  unsererseits  packen  wie- 
der kräftig  gepen  sie  aus.  Von  welchem 
neuen  deutschen  Geschichtswerke  können 
wir  das  noch  sagen?  Und  die  innere  Be- 
wegung, die  der  Historiker  Lamprecht  in 
uns  erzeugt,  spricht  wohl  am  besten  fSr 
die  BcdentiniK  seines  gross  angelegten 
Ge<chicluswerkes.  mul  kami>ffhsvu> 

KUNST 

Bildende  Kunst 

Wie  eine  doppelte  Antwort  auf  die 
Kunstdebatten    im  Reichstag  und 

neuerdings  (14.  April)  im  prcussischen 
Abgeordnetenhaus  lassen  sich  die  Berliner 
Sommerausstelliuigen  ansehen.  Auch  im 
preussischen  Landtag  ist  trotz'  mancher 
.Ansicht,  die  jeden  mit  Kun^tdingen 
«imgennassen  Vertnnten  sonderbar  be* 


rühren  musste,  der  Satz  lebhaft  betont 

worden,  dass  die  Kunst  frei  sein  müsse. 
Wollte  man  consequent  sein,  so  mus&te 
man  darum  die  Richtung  als  masHfebend 
anerkennen,  der  sich  die  Jugend,  dio 
Kraft  und  die  Selbständigkeit  zuwenden. 
Die  Ausstellung  der  BERLINER  SE- 
CESSION  enthält  243  Gemälde.  Sie  wirkt 
wie  ein  —  jedenfalls  beabsichtigter  — 
Protest  gegen  die  häufig  geäusserte  Be- 
hauptung, das  Haus  in  der  Kantstrasse 
sd  lediglich  die  Pflegestätte  eines  ein- 
seitigen  Impressionismus  und  Naturalis- 
mus. Wohl  war  auch  bisher  schon  sti- 
listischen Bestrebungen  ein  Platz  gegönnt, 
aber  niemals  konnten  sie  sich  noch  SO 
sehr  ausbreiten,  wie  diesmal.  Neben 
Strathmanns  üppig  farbigen  Fabel- 
visionen steht  Hodlers  strenge 
Ltniencomposition  Der  Rucksug  von 
Marij^itavi'.  die  ein  HaU)riui<l  sicher 
mit  schreitenden  LandsknechlsgestaUcii, 
dem  Starren  ihrer  Lanzer  und  Wehen 
der  Fahnen  füllt :  den  herben  Farben  ist 
bei  geringer  Rücksicht  auf  Modellierung 
nur  als  einigermassen  heftiger  Wechsel 
zwischen  trübem  Rot,  Blau  und  Wdss 
Raimi  gegönnt.  Der  Däne  E  j  n  a  r 
Nielsen  verherrlicht  die  MutterhofT- 
nung,  indem  er  die  Gestalt  einer  Frau 
in  lichtgrauem  Kleide  von  ganz  schwar- 
zem Hintergrund  sich  heben  lässt.  Die 
ernsten  senkrechten  Linien,  die  durch 
die  isolierte  Stdlung  der  Einzelfigur  in 
das  Bild  kommen,  verstärken  den  leidend- 
sinnenden  Ausdruck  der  bleichen  Züge. 
Diesmal  war  —  freilich  nur  kurze  Zeit  — 
auch  Emil  Rudolf  Weiss  als 
Maler  vertreten.  Er  wird  auch  heute 
noch  \ieie  fremd  rnimiite.n  mit  seiner 
streng  ins  Decorative  umgebildeten  Farbe 
und  Zeiehnung.  Zwei  Mädchenacte,  ein 
rosiger  Ton  auf  stumpfem  Blau,  die 
Füsse  stehen  in  blumigem  Grün.  Die 
Farben  sind  streng  gesondert  und  noch 
durch  bestimmt  gezeichnete  Contur- 
linien  von  einander  getrennt,  die  Form 

ist  durch  diese  Umrisse  imd  die  .'iusserste 
Beschränkung  der  Schatten  sehr  verein- 
facht, aber  gerade  dadurch  ist  Charakter 
und  .\usdruck  des  Mädchens,  das  der 
Kindheit  eben  entwuchs,  typisch  fest- 
gehalten. Nur  die  Füsse  scheinen  in 
der  sparsamen  Durchbildung  das  Stehen 
nicht  energisch  genug  au.szudrücken.  Mit 
mehr  .Anlehnung  an  die  Einzelheit ni  l«  r 
Wirklichkeit,  wenigstens  in  Modelücrung 
und  Farbe  gewohnten  Ansdumungs- 
bildern  verwandter,  ist  Frifz  Erlers 
Fechter,  durch  die  Isolierung  vor  einer 
hellen  Luft  im  Umriss  so  stark  betont, 
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dass  man  von  dner  absichtiidien  sti- 

listi-chcn    Entfernung    von    dor  Natur 
reden  kann.    Die  Betonung  des  zornigen 
Öfers  macht  zum  erstenmal  auch  mit 
cinor    humoristischen    Ader    in  diesem 
Maler  bekannt.    Vertrauter  war  in  dieser 
Umgebung  aucli  bisher  schon  die  um- 
deutende   Auffassung  landschaftlicher 
Natur.    L  e  i  s  t  i  k  o  w  verhilft  ihr  auch 
die^nlal  wieder  mif  seinem  Blick  für  die 
grossen  Zusammenhange  eines  Terrains 
und  den  Zuaammenschluss  bewegter  Far. 
benspiele   zu    wuchtenden  coloristischen 
Gegensätzen.   Gustav  Bechler,  der 
almliche  Absichten  hat,  weiss  sich  doch 
gegenüber  dem  Vorgänge  dq»  Berliner 
Landschafters  seine  SdbstSndigteeit  zu 
wahren.    Mit  diesen  im  Zusammenhang 
ist  Wilhelm  L  a  a  g  e  zu  nennen,  der 
aus  Holstein  stammt  und  jetzt  in  Stutt- 
gart heiniiscli  ist.    Einem  sehr  einfachen, 
wenig  bewegten  Terrain  weiss  er  Tiefe 
zu  ^ben,  und  aus  dem  Gewucher  von  rosa 
Weidenröschen  macht  er,  indem  er  Wuchs 
und  Einzelbildung  dcuriich  zeigt,  doch 
einen  geschlossenen  Farbenton.  Darüber 
die  ernste,  trübe  Luft,  die  sich,  den  Boden 
fibersponnend.    w5n>t,   das   Ganze  ein 
sprechendes  Naturbiid  aus  Norddcufsch- 
land.    Spitzer  in  der  Formgebung  und 
trockener  in  der  Farbe  ist  die  Natunuf- 
fassung  von   S  t  e  p  p  e  s   und  die»  von 
P  i  e  t  z  s  c  h.    Der  erste  stützt  sich  mehr 
auf  die  Zeichnung,  der  zweite  auf  den 
Ton.    So  ist  die  Selbstherrlichkeit  der 
jetzigen  Generation  der  Natur  gegenfiber 
festzu '^teilen.  Vertrauen  in  ihre  Absichten 
niuss      erwecken,  dass  der  junggeblie- 
bene Mdster  Thoma  nidit  unverwandt 
unter  ihnen  steht,  wenn  er  seine  gelieb- 
ten Schwarzwaldtannen  nm  Zweigen  und 
Stämmen  wie  ein  grünes  Netz  über  einen 
See  zeichnet,  dessen  Rand  von  schützen- 
den Bergen  eingeschlossen  ist.  TuS«- 
mcrei    nennt    der    Katalog    das  Bild, 
und    tatsachlich    ist    es    von  Thomas 
Naturstimmung  nie  weit  zur  Lyrik  und 
zum  Märchen.    Man  steht  mitten  in  ihm 
in  den  inuner  monumentaler  werdenden 
Lj.ti(ischaften    von    Martin     B  r  a  n 
denburg.    Auch  in  dem  Laub  des 
Eichenriesen,  den  er  diesmal  in  vollen 
Scnnen-i-hein  mitten   hineinstellte,  spann 
sich  ihm  aus  den  Strahlen  ein  lachen- 
der Spuk,  der  sieh  bier  in  dem  ganz 
kleinen  Masstab  be.sonders  natürlich  der 
Wirklichkeit  einfügt.    Zudem  spendete 
dieser  Phantast  für  den  Katalog  einige 
Vignetten,  welche  mit  ihrer  suggestiven 
Andeutungstiefe  an  die  französischen  Or- 
namcntisten  des  XVIIL  Jahrtiunderts 


heranreichen.    Ludwig  von  Hof- 

mann  haben  wir  diesmal  wieder  als  den 
Märchenprinzen  der  Farbe,  der  uns  einen 
Blick  in  eine  andere  Welt  tun  lässt,  wo 
wir  wirklich  einmal  Decorationen  haben 
werden,  wie  seine  Skizze  zu  einem 
Theatervorhang  es  ahnen  lässt. — Sowenig, 
wie  Phantasie  und  bewusstes  Umdeutco 
der  Wiriclichkdt,  fehlt  in  diesem  Kreise 

der  Einfluss  alter  Meister.  C  n  r  i  n  t  h 
war  schon  oft  siegreich,  wenn  er  sich  in 
ihren  Schutz  begab.  Diesmal  hat  ihm 
die  Befolgfung  eines  Compositionsschemas 
des  Quatrocento  —  das  nahe  Zusammen- 
rücken aller  Gestalten  in  dieselbe  Ebene 
—  ein  ganz  reiles  Weric  beschert,  indem 
es  ihm  die  Klippe  ersparte,  die  immer 
für  ilm  <lie  gefährlicliste  war,  nämlich 
die  angcmesseoe  £itu>rdnung  aller  Dinge 
and  Figuren  In  einen  Raom«  Immer  wei- 
ter scheint  von  diesem  Maler  S  1  e  v  o  g  t 
sich  zu  entfernen,  der  die  Gestalten  mit 
starker  Hand  aus  dem  Raum  heraus- 
reisst  und.  um  die  vorderste  frei  imd 
rund  dastehen  zu  lassen,  zu  grellen  Ge- 
gensätzen seine,  Zuflucht  nimmt.  Es  ist 
eine  Frage  des  Könnens,  wie  starke 
Mittel  zu  solcher  Herausaibeitung  nötig 
sind.  Jed«i falls  hat  Liebermann  mit 
seiner  nackten  Buben  schar  in  den  Dünen 
enilsiltig  den  Beweis  geliefert,  dass  der 
Impressionismus  mit  der  allerdiscretcsten 
Ausdrucksweise  Plastik  der  Erscheinung 
und  Klarlegung  der  organischen  KÖrper- 
zusammenhünge  bewältigen  kann.  Das 
coloristtsche  Thema  ist  diestnal  auf  die 
eerinecn  .^bwcichimgen  zwischicn  dem 
Gelb  des  Sandes  und  dem  Incarnat  der 
Haut  gestellt,  wenige  dunklere  Flecken 
der  abgelegten  Kleider  und  eine  Ecke 
Himmelblau  genügen,  um  dem  ungemein 
hellen  Ton  eine  vornehme  Brillanz  zu 
geben.  Im  tiefen  Schatten  eines  ver- 
dunkelten Ratmies  bringt  G  raf  Kalck- 
rcuth  da>  an -pruchsli)s  anmutige 
Innehalten  im  Schreiten  an  einer  Frauen- 
gestalt mit  einter  gleichsam  verschwie- 
genen Mal  weise  zur  Geltung.  .\uch 
unter  der  folgenden  Kunstergencration 
nimnrt  die  Disciplin  der  Technik  zu. 
Georgi.  Leo  Putz  und  M  ü  n  z  e  r  , 
die  wackeren  Mitglieder  der  Vereinigung 
Scholle.  liefern  den  Nachweis,  dass  anoh 
Schatten  und  der  grüne  Reflex  —  dieses 
Kampfbbject  der  Frdliditmaleret  —  das 
Innewerden  der  Form  nicht  aufzuheben 
braucht.  Unsere  Jüngsten  waren  bisher 
oft  mit  ihren  Pin»elhiefaen  gar  zu  belei- 
digend vorgegangen.  Von  den  Berlinern 
war  in  diesem  Punct  Linde  Waltfaer 
immer    auszinebmen.  Heilemann 


Digitized  by  Google 


RUNDSCHAU  •  KUNST  *  BILDENDE  KUNST 


ist  inzwischen  auch  künstlerisch  gesetzter 
flfcwordcn.  Kardorff  findet  sich  im 
Portrait  schon  mit  Gelassenheit  mit  der 
Technik  ab,  greift  aber  lär  schwierigere 
An^Baben,  wie  einen  weiblichen  Act,  noch 
zu  sehr  willkürlicht-n  Conturcn.  Man 
sollte  einmal  den  Unterschied  feststellen 
swiadien  dem  betonten  Umriss  als  Stili- 
sieningsmittfl.  wo  «.t  die  Malerei  an  die 
Flaclxe  bindet,  und  dem  Umziehen  einer 
delicaten  Stelle  mit  einer  Linie,  um  die 
aus  dem  Grunde  herauszuheben. 
Immer  mehr  verschwindet  neuerdings 'bei 
Heinrich  Hühner  das  Materielle 
hinter  dem  wohiausgedrückten  Wesen 
farbiger  Form.  Sdn  Stilleben  -  und  die 
Landschaft  gehören  zu  den  starken  Wer^ 
ten  der  Ausstellung. 
Mit  den  Einladungen  im  Ausland  hat  man 
sich  die5;mal  abgeklärte  Erscheinungen 
m  sichern  gewusst.  Vielfach  solche,  die 
über  das  Umstritte^werden  hinaus  sind : 
Whistler,  Kroyer,  Zorn»  die 
bedeutenden  Schildenr  der  Gestalt  fm 
Innenraum.  Neu  für  Berlin  ist  Gor- 
d  i  g  i  a  n  o-Florcnz  mit  grosser  Tonfein- 
heit imd  Eleganz,  durch  die  er  freilich 
die  tragische  Schönheit  der  Duse  für 
manche  Augen  unkenntlich  macht.  Dies 
in  grossen  Zügen,  was  beim  ersten  Be- 
such als  das  Charakteristische  d^  jüng- 
sten Veranstakong  der  Secession  aufiBel, 
wddie  die  letzte  in  diesem  Hause  isL 
X  X 
Sucht  man  in  der  GROSSEN  BER- 
LINER KUNSTAUSSTELLUNG  unter 
den  Jungen  nach  künstlerischer  Selbstän- 
digkeit —  statt  nach  vielleicht  geschniapk» 
voller  Tradition  — *  so  kommt  man  zu- 
nldtst  auf  die  l«ndscfhafterschu]e,  die 
ans  Eugen  T?  r  a  c  lU  s  Mcisteratelier 
bervorging.  Unter  diesen  jungen  Leuten 
als  der  Kräftigste  Kayser  Eidiberg,  der 
neben  der  Farbe  auch  die  Linie  energisch 
sprechen  lässt.  Ferner  macht  sich  schon 
seit  mehreren  Jahren  Erich  Eltze 
sehr  bemerkbar,  durch  Fig^renbildcr  im 
geschlossenen  Raum,  denen  er  einen 
hohen  Gr;id  von  Formdurchliildimg  gibt 
und  di^  er  mit  einer  sehr  delicaten  und 
surüdchaltenden  Tedmik  farl^ig  lebendig 
madlt  Seine  Halbfigurcn  von  zwei 
Damen  in  Schwarz,  die  eine  im  vollen 
Licht,  die  andere  in  tiefen  Halbton  ge- 
stellt, zeigen  bereits  Meisterschaft,  die 
von  ihrem  Können  kein  Aufhebens  macht. 
Marie  von  Eyckhoff-R  eitzen- 
stein leistet  Vornehmes  im  Portrait, 
und  Lisbeth  Goldbatim  bat  dne 
sehr  stille  und  intime  Versenkung  in  die 
Landschaft  Unter  den  Karlsruhern  hebt 


sich  immer  mehr  Wilhelm  Nagel 
heraus.  Seine  Landschaftsauffassung  ist 
das  Gegenteil  von  aller  Stilisierung,  in- 
dem er  bei  eindringlicher  Durchführung 
des  DMaifs  die  Vorstellung  von  der  fie- 
weglichkeit  von  Lauh  und  Zweig  gibt. 
München  sandte  der  akademischen  Aus- 
stellung an  Hilfskräften  abermals  Len- 
bach:  in  seiner  grösseren  SammllM^ 
sind  einige  hervorragende  Bildnisse  — 
bald  nachher,  Anfang  Mai,  ist  Lenbach 
gestorben  — ,  dann  geschlossen  die 
Luitpoldgruppe,  in  der  sich  M  a  t  i  e  g  - 
zeck  durch  die  sehr  malerische  Auf- 
fassung einer  weiblichen  liegenden  Halb- 
figur  auszeichnet  und  Konstantin 
K  o  r  z  e  n  d  ö  r  f  er  mit  tieffarbigen  Por- 
traits,  die  wohl  vom  Einfluss  Stucks  zeu- 
gen, aber  docfa  eigene  Emp6ndung  ver- 
raten. Thor  ist  auch  diesmal  wieder 
hervorragender  im  Interieur,  als  im 
Figurenbild,  Ubbelohde  lichtfarbig 
und  tenjperamentvoU  impressionistisch. 
Unter  der  Kunsderretbe,  diel  zeitlidi  der 
gekennzeichneten  voranging,  steht,  seit 
Arthur  Kampf  wie  von  der  Aus- 
Stellungsleitung  so  auch  von  der  Beteiii« 
gung  zurücktrat,  Ludwig  Dett- 
ra  an  n  fast  allein  cntwickelungsfähig  da. 
Er  folgft  mit  selbständigem  Gefühl  den 
flüchtigen  Naturerscheintmgen,  sucht 
Windstosse,    Staubwirbel   tmd  Regen- 

bogcnsrhimmem  in  breitfependcn  Pinsdf» 
Strichen  zu  erhaschen  und  liefert  den  Be- 
weis, dass  sdbst  ein  Akademiedirector 
in  Preussen  akademischen  Regeln  nicht 
uutertänig  zu  sein  braucht. 
Das  Ausland  ist  nur  vereinzelt  vertreten. 
Am  bemerkenswertesten  durch  frühe 
Bilder  des  Munkacsy,  von  denen  die 
gefangenen  Strolche  auffallend  der  Dim- 
kelmalerei  Lidiermanns  vor  dreissig 
Jahren  gldchen. 

Der  Katalog  wdst  an  Gemahlen  1206 
Nummern  auf.  anna  plcmn 
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lü^dem  Titd  DENKWÜRDIGKEI- 
TEN   UND  ERINNERUNGEN 

EINES  ARBFITERS,  NEUE  FOLGE. 
/Leipzig,  Eugen  Diedcrichs/  hat  Paul 
Gohre  dnen  zweiten  Band  jenes  sdt- 
snmen  Buches  von  Karl  Fischer  erschei- 
nen lassen ;  und  von  neuem  zwingt  sich 
uns  die  Empfindung  auf,  dass  da  see- 
lische Zustände  sich  offenbaren,  die  uns 
bisher  fut  völlig  fremd  gewesen  sind. 
Ich  denke  nicht  hierbei  an  drn  Inhalt  des 
Erzählten,  sondern  in  erster  Reihe  an 
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die  ganz  besondere  Art  Fischers,  die  ihm 
begegnenden  Dinge  anzuschauen  und  tu 
berichten.  Fast  unbewusst  scheint  er  in 
der  Auswahl  dessen,  was  er  erzählt,  zu 
verfahren  ;  er  gibt  eben  alles  wieder,  was 
er  gesehen  hat,  und  ordentlich  leid  tut 
es  ihm,  wenn  das  Äussere  irgead  eines 
Menschen,  mit  dem  der  Zufall  ihn  vor 
Jahren  für  eine  Weile  zusammengeführt 
hat,  ihm  entschwunden  ist.  Dass  man  l)ei 
dieser  Methode  des  Erzählens  ein  gut  Teil 
Langeweile  in  Kauf  nehmen  muss,  ist 
klar;  dafür  bietet  sie  aber  auch  ganz 
neue  Gesichtspuncte.  Wie  anders  ver- 
fahren wir,  wenn  wir  ein  inneres  oder 
äusserem  Erlebnis  berichten  :  Wir  scheiden 
unter  irgend  einem  ücsichtspunct  Wesent- 
liches und  Unwesentliches  ab,  bis  schliess- 
lich unser  Bericht  eine  dem  Begebnis 
gän/lich  fremde  Färbung  erhält.  Ich  las 
neulich  in  dem  Tagebuch  eines  jungen 
Menschen.  Sicherlich  le^te  er  in 
Glauben,  in  objectiveni  Sinne  Tatsadhen 
zu  gejjcn :  er  sah  sich  etwa  in  dem  Licht 
eines  Menschen,  der  grosse  Lebensfreu- 
den gana  besonders  zu  genlessen  befähigt 
sei,  und  stilisierte  sich  demnach  lustig 
nach  dieser  Richtung  hin,  indem  er,  wohl 
nur  halb  bewusst,  das  eine  unterstrich, 
das  andere  aber,  was  nicht  in  diesen  .Stil 
passt,  fein  verschwieg)  und  genau  so  ver- 
fldircn  wir  beim  Erzählen  von  äusseren 
Bt^ebenhetten.  So  scheint  bei  uns  die 
Phantasiewelt  arg  beschnitten  durch  tr> 
gend  welche  Schemata,  die  unser  wohl 
gezüchteter  Verstand  überall  hcran/ulegcn 
genötigt  ist  —  Dieae  Verschiedenheit 
unserer  Darstelhmg^art  von  dej-  Fischers 
wird  an  einem  Citat  aus  Fischer  selbst 
am  klarsten:  Er  erzählt,  wie  die  Aushilfe, 
die  er  von  Hause  zu  bekommen  hoffte, 
atisblieb  und  er  einstweilen  in  der  schlim- 
men Not  weiter  leben  musste  —  »mir  war 
zu  enge  im  Zimmer  und  musste  raus  und 
allein  sein,  denn'  ich  wollte  laut  auf- 
schreien und  konnte  nicht,  aber  als  ich 
draussen  auf  der  Limdstrasse  war,  da 
konntit  ich  mich  ausweinen.  Da  begeg- 
nete mir  niemand,  bloss  gleich  anfangs, 
ila  begegnete  mir  eine  zweispännige 
Kutsche,  da  sass  eine  dicke  Frau  drinne, 
die  hatte  ein  schönes  blaues  oder  lila 
Kleid  an.*  —  Wer  von  ms  allen  bitte 
in  einem  ähnlichen  Jammer  das  überhaupt 
gesehen?  Wer,  wenn  er  es  gesehen, 
hätte  es  gesagt,  und  wenn  er  es  selbst 
hätte  sagen  wollen,  wer  hätte  der  Farbe 
des  Kleides  eine  solche  Wichtigkeit  bei- 
gemessen, noch  hinzazttfügen  «i»  bkntes 
oder  lila  Kleid? 


Das  Buch  erweckt  an  vielen  Stellen  den 
lebhaften  Eindruck,  dass  hinter  diese» 
Erzählungen  ein«  stark  empfindende  Per- 
sönlichkeit dahinter  steht,  wenn  man  auch 
allerdings  ein  giit  Teil  der  Fri-cho  und 
Anschaulichkeit  des  Ausdrucks  nicht  ai^ 
einen  Fischer  eigentümlichen  Besitz  an- 
sehen kann,  sondern  als  den  seines  gan- 
zen Standes,  dessen  Sprache  naturgemass 
noch  sinnlicher  ist  —  Befremdend 
wirkt  übrigens,  dass  Fischer  trotz  der 
Genauigkeit  und  Ehrlichkeit  seiner  Be- 
richte niemals  irgend  welche  sexuellen 
Dinge  streift;  ob  Schamhaftigkeit  ihn 
abgehalten  hat  oder  sein  Leben  wirklich 
ohne  dergleichen  Momente  abgelaufen 
sein  macr.  i^t  unklar.  —  Das Wesentlich'^te 
an  seil  I  i  crsun  ist  eine  allgemein  le- 
bendige Aufnahmekraft.  Eigentlich  hat 
er  sein  Leben  ja  ohne  besondere  Initiative 
gelebt:  seelisch  zu  fein,  um  sich  mit 
raschem  Selbstbewusstsein  durchzusetzen, 
ist  er  durch  sein  Lrf>cn  geschoben 
worden  —  einmal  \on  den  Umständen, 
ein  andermal  oline  bewusste  Wahl  von 
dunklen  Instincten  gelenkt.  So  lässt  er 
sich  nach  der  See  ziehen,  und  wie  er  nach 
derEifel  kommt,  sagt  er:  »Da  gefiel  es  mir, 
das  Wandern,  und  ich  erkundigte  mich 
nicht  nach  Arbeit  und  kit>di  m  der  Eifel 
ufflfier  und  kam  nadi  Aachen.« 
So  macht  er  äusserlich  aus  seinem  lieben  . 
kaum  etwas,  aber  er  bleibt  aufnehmend 
—  und  dieses  in  erster  Reihe  im  kiinslle- 
rischcn  und  moralischen  und  nicht  etwa 
im  politischen  und  socialen  Sein  — 
aufnehmend  gegenüber  allem  Grossen, 
was  das  Leben  ihtn  zuführt.  Wo  er  see- 
lischen Äusserungen  von  Mensclien  l>e- 
gegnet.  die  nicht  etwa  durch  Standes- 
^ewohnheiten  beschnitten  sind,  da  klingt 
m  seinem  Erzählen  eine  seltsame  An- 
dacht durch  :  Er  hat  von  dem  Tod  seiner 
Schwester  gehört;  er  geht  weiter  und 
hat  lange  umsonst  gefoditen.  bis  er  in 
eine  kleine  Hütte  kommt,  wo  die  Frau 
ihm  etwas  zu  essen  gibt  —  >und  di<;  Frau 
nahm  das  Kind  ab  Und  setate  sich  aads 
dabei.  Da  haben  wir  schweigend  ge- 
sessen, ich  konnte  kein  Wort  heraus- 
bringen, und  die  Leute  haben  auofi  kein 
Wort  gesagt  und  Hessen  mich  ruhig  essen, 
und  als  ich  fertig"  war,  war  der  Dartk  das 
einzige,  was  ich  gesagt  habe  .  .  .  Da  war 
mir  alles  leid  in  der  VN'elt,  und  ich  ver- 
achtete alles  und  mochte  gar  nicht  mehr 
in  der  Welt  sein  und  mochte  auch  nicht 
mehr  nach  Hause  gelien,  sondern  wollte 
Heiser  sterben  und  dOTt  Setfl,  WO  OM^lie 
Schwester  wäre  . .  .*  lisbeth  btsrm 
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